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VORWORT. 


Im  Jahre  1865  veröffentlichte  ich  die  erste  Ahtheilong  eines 
»Systems  des  deutschen  Staatsrechts«,  welche  die  Einleitung  und 
den  allgemeinen  oder  grundlegenden  Theil  enthielte  Kaum  war 
diese  erste  Ahtheilung  erschienen,  als  die  Katastrophe  des  Jahres 
1866  hereinbrach  und  den  ganzen  Bestand  unserer  staatlichen  Zu- 
stände in  Frage  stellte,  vor  allem  aber  die  bis  dahin  bestehende  Ge- 
sammtyerfassung  Deutschlands  zertrümmerte.  Da  solche  schwan- 
kende und  unfertige  Zustände  einer  üebergangsperiode  wohl  zu 
einer  politischen  Betrachtung,  nicht  aber  zu  einer  staatsrecht- 
lichen Erörterung  geeignet  sind,  so  entschloss  ich  mich,  die  Fort- 
setzung des  begonnenen  Werkes  zu  sistiren.  So  wenig  ich,  vom 
patriotischen  Gesichtspunkte  aus,  den  Zusammenbruch  des  deut- 
schen Bundes  beklagte,  so  empfand  ich  damals  doch  lebhaft, 
dass  keine  Wissenschaft  in  ihrem  Bestände  so  abhängig  ist  von 
der  weehselnden  Gestaltung  der  realen  Staatsyerhältnisse ,  wie 
die  Disciplin  des  positiven  Staatsrechtes. 

In  <Ueser  Zeit  der  Auflösung  erschien  mir  als  der  einzige 
feste  Kern,  als  der  staatliche  Erystallisationspunkt  des  werdenden 
Deutschlands,  der  preussische  Staat,  sein  Staatsrecht  als 
das  würdigste  Objekt  wissenschaftlicher  Betrachtung.  Es  galt  nicht 
nur  specieU  für  Preussen,  sondern  für  ganz  Deutschland  ein 
tieferes  Verständniss  der  Institutionen  dieses  Staates  anzubahnen, 
dessen  staatsrechtliche  Eigenart  ausserhalb  Preussens  so  vielfach 
verkannt  wurde.   Wissenschaftliches   Bedürfhiss,    wie    praktische 


1  Ib  einer  neuen  Ausgabe  erschien  diese  Abtheilung  unter  dem  Titel:  Ein- 
leitung in  das  deutsche  Staatsrecht  mit  besonderer  BerQcksichtigung  der  Krisis 
des  Jahres  1866  und  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes.«  Leipzig  1867, 
Dieselbe  wird  unter  dem  Namen  »Einleitung«  kurzweg  citirt. 
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Mitbethätignng  auf  verschiedenen  Gebieten  des  Staatslebens,  be- 
stimmten mich,  mehr  als  sieben  Jahre  unausgesetzter  Arbeit  der 
wissenschaftlichen  Begründung  des  preussischen  Staatsrechtes  zu 
ifndmen ,  wobei  mein  Bestreben  besonders  darauf  gerichtet  war, 
das  preussische  Staatsrecht  in  engste  Verbindung  mit  der  staat- 
lichen Gesammtentwickelung  Deutschlands  zu  setzen.  Das  Re- 
sultat dieser  Arbeit  war  mein:  »Preussisches  Staatsrecht 
auf  Grundlage  des  deutschen  Staatsrechtes«  Leipzig 
1870—1877.  Niemals  hatte  ich  aber  den  Gedanken  aufgegeben, 
den  durch  die  Zeitverhältnisse  unterbrochenen  Versuch  eines 
deutschen  Staatsrechtes  vdeder  au&unehmen,  wenn  sich  die 
staatlichen  Verhältnisse  Deutschlands  wieder  befestigt,  wenn 
sich  vor  allem  neue  Grundlagen  einer  deutschen  Gesammt- 
verfassung  ausgebildet  haben  würden,  welche  nicht  blos  dem 
Staatsrechtslehrer  ein  würdiges  Objekt  juristischer  Betrachtung 
bieten,  sondern  zugleich  den  nationalen  Bedürfhissen  dauernde 
Befriedigung  in  Aussicht  stellen  würde.  Diese  Bedingung  ist 
durch  die  Gründung  des  neuen  deutschen  Reiches  erfüllt.  Nie  hat 
das  deutsche  Volk,  in  seiner  mehr  als  tausendjährigen  Geschichte, 
sich  einer  Verfassungsform  erfreut,  welche,  ein  adäquater  Ausdruck 
der  gegebenen  staatlichen  Zustände,  allen  gerechten  Ansprüchen 
der  Nation  dermassen  entspräche,  wie  die  heutige  deutsche  Reichs- 
verfassung. 

Das  neu  geschaffene  Gesammtstaatsrecht  des  norddeutschen 
Bundes,  wie  des  deutschen  Reiches,  hat  in  der  kurzen  Zeit 
seines  Bestandes  eine  solche  Zugkraft  auf  unsere  besten  Kräfte 
ausgeübt,  dass  dasselbe  bereits  eine  ebenso  umfassende,  als  wissen- 
schaftlich bedeutsame  Literatur  aufzuweisen  hat.  Gewiss  war  die 
vorwiegende  Beschäftigung  mit  dem  Staatsrechte  des  neuen 
Reiches,  in  dem  ersten  Decennium  seines  Bestandes,  nicht  nur 
erklärlich,  sondern  geradezu  nothwendig.  Es  kam  darauf  an, 
der  Nation  ein  tieferes  Verständniss  ihrer  neuen  staatlichen  Er- 
rungenschaften zu  eröffnen  und  den  anfangs  spröden' Stoff  zuerst 
unter  juristische  Gesichtspunkte  zu  bringen.  Aber  nachdem  dies  ge- 
schehen oder  wenigstens  angebahnt  ist,  muss  es  auch  wieder  hervor- 
gehoben werden,  daas  unser  deutsches  Staatsleben  sich  in  einer 
doppelten  Sphäre,  der  des  Reiches  und  der  der  Einzelstaaten,  be- 
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wegt,  und  dass  weder  die  ausschliessliche  Beschäftigung  mit  dem 
Beichsstaatsrechte,  noch  mit  dem  Staatsrechte  eines,  wenn  auch 
noch  so  hervorragenden  Einzelstaates  das  wissenschaftliche  Bedttrf- 
niss  yoUständig  befriedigt,  sondern  dass  nur  eine  organische  Zu- 
sammenfassung beider  Sphären  dem  Gesammtrechtsbewusst- 
sem  der  Nation  auf  dem  Gebiete  des  Staatslebens  yollkommen  ge- 
recht werden  kann.  Besonders  fttr  den  akademischen  Unterricht  halte 
ich  es  für  geboten,  dass  die  Disciplin  des  deutschen  Staatsrechtes 
in  dem  Sinne  aufrecht  erhalten  und  weiter  entwickelt  wird^  dass 
das  Beiehsstaatsrecht  mit  dem  Landesstaatsrechte  zu  einer  wis- 
senschaftlichen Einheit  verbunden  wird.  Es  ist  natürlich  nur  zu 
billigen,  wenn  die  Beichsverfassung  in  besondem  Vorlesungen  in- 
terpretirt  wird,  wenn  in  den  grossem  Staaten  (Preussen,  Bayern) 
auch  besondere  Vorträge  über  das  partikulare  Staatsrecht  gehalten 
werden,  aber  dabei  darf  die  Vorlesung  über  das  deutsche  Staats- 
iecht in  seiner  Gesammtheit  nie  aufgegeben  oder  nur  in  den  Hin- 
tergrund gedrängt  werden;  sie  muss  auch  fernerhin,  als  die  zu- 
sammenfassende Einheit,  als  der  Mittelpunkt  der  staats- 
rechtlichen Studien  auf  der  Universität,  betrachtet  werden.  Nur  in 
einer  Lehre,  wo  der  Zusammenhang,  die  fortwährende  Wechselwir- 
kung zwischen  Beichs-  und  Landesstaatsrecht  nachgewiesen  wird, 
kommt  unser  bnndesstaatlicher  Organismus  zur  vollen 
Änsdiauung,  in  welchem  das  Staatsrecht  des  Gesanmitstaates, 
wie  der  Einzelstaaten,  zu  einer  höheren  Einheit  verbunden  ist. 
Damit  ist  aber  die  Vermischung  von  Beichs-  und  Landes- 
staatsrecht methodisch  nicht  gerechtfertigt;  Beich  wie  Einzelstaaten 
sind  selbständige  Glieder  unseres  staatsrechtlichen  Gesammtor- 
ganismus.  Dieser  relativen  Selbständigkeit  beider  muss 
auch  die  wissenschaftliche  Darstellung  Bechnung  tragen ;  sie  muss 
Beichs-  und  Landesstaatsrecht  in  ihrer  Eigenthttmlichkeit  hervor- 
treten lassen  und  beide  gesondert,  wenn  auch  unter  Hervorhe- 
bung ihrer  fortwährenden  Wechselbeziehung,  als  die  sich  er^- 
zenden  Haupttheile  unserer  staatsrechtlichen  Theorie  abhan- 
deln. Einer  Vermischung  beider  steht  vor  allem  der  Umstand 
^tgegcn,  dass  es  sich  hier  nicht  um  äquivalente  Grössen,  son- 
dern um  Bechtsstofife  handelt,  welche  eine  durchaus  verschiedene 
juristische  Konstruktion  erheischen.    Das  Beiehsstaatsrecht  wird 
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unmittelbar  aus  gemeinrechtlichen  Quellen  von  absolut  bindender 
Kraft  konstruirt.  Die  Darlegung  ist  hier  durchweg  auf  unmittel- 
bar geltendes,  imperatives  Recht  gerichtet,  während  das  deutsche 
Landesstaatsrecht  grossentheils  aus  partikularrechtlichen  Quellen 
schöpfen  muss  und  in  vielen  seiner  Sätze,  ähnlich  wie  das  deutsche 
Privatrecht,  nur  ein  Recht  der  Wissenschaft  geben  kann,  welches 
freilich  für  das  Verständniss  der  Partikularrechte  unentbehrlich 
ist,  ja  für  die  Ausfüllung  der  Lücken  in  denselben  von  grosser 
praktischer  Bedeutung  werden  kann.  Aus  diesen  Erwägungen 
habe  ich  dem  Reichsstaatsrechte  und  dem  Landesstaatsrechte  eine 
gesonderte  selbständige  Stellung  im  Systeme  angewiesen. 

Streitig  kann  es  nur  sein,  welchem  von  beiden  Theilen  die 
erste  Stelle  im  Systeme  gebührt.  Sachlich  gewiss  dem  Reichs- 
staatsrechte.  Das  Reich  ist  der  souveräne  Oberstaat,  welchem 
alle  Einzelstaaten  als  Glieder  eingefügt  sind,  dessen  Ordnungen 
und  Gesetze  unbedingt  über  denen  der  Einzelstaaten  stehen.  Me- 
thodisch liegt  die  Sache  aber  anders,  wo  es  sich  um  die  Frage 
handelt,  wie  dem  Leser  und  Hörer  am  leichtesten  und  sichersten 
das  Eindringen  in  den  Geist  unserer  staatlichen  Institutionen  er- 
schlossen werden  kann.  Hier  hat  mich  langjährige  Erfahrung 
zu  der  Ansicht  geführt,  dass  die  Vorausstellung  des  Landes- 
Staatsrechtes  das  Zweckmässigere  ist.  Die  Einzelstaaten  sind 
älter  als  das  Reich;  ihr  Staatsrecht  ausgebildeter  nnd  vollstän- 
diger, sodass  daran  die  allgemeinen  staatsrechtlichen  Begriffe  besser 
entwickelt  werden  können,  als  an  den  noch  so  jungen  Gestaltungen 
des  Reichsstaatsrechtes.  Ist  die  Lehre  von  der  Gesetzgebung,  von 
der  Justiz,  der  Polizei  u.  s.  w.  im  Landesstaatsrechte  genügend 
entwickelt,  so  kann  man  im  Reichsstaatsrechte  einfach  auf  diese 
vorhergegangene  Entwickelung  verweisen  und  braucht  nur  das 
Eigenthttmliche  und  Abweichende  hervorzuheben,  welches  im 
Reichsstaatsrechte  vorkommt.  Seit  Jahren  habe  ich  diese  Methode 
in  meinen  Vorträgen  befolgt  und  sie  bewährt  gefunden,  wenn  sie 
auch  hier  und  da  zu  einer  Wiederholung  nöthigt. 

Gern  würde  ich  mit  dem  fertigen  Systeme  vor  das  wissenschaft- 
liche Publikum  getreten  sein  und  hätte  dann  ruhiger  dem  Urtheile 
desselben  entgegengesehen.  Aber  ich  lege  Werth  darauf,  schon 
beim  Beginne  des  nächsten  Semesters  wenigstens  den  allgemeinen 
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oder  grandlegenden  Theil  meinen  Zuhörern  in  die  Hand  geben 
zu  können.  Ich  hoffe,  dass  mir  Zeit  und  Kraft  gegeben  sein  wird, 
das  Werk  in  nicht  allzulanger  Zeit  zum  Abschlüsse  zu  fuhren. 
Ausser  der  Einleitung  und  dem  vorbereitenden  Theile  enthält  die 
erste  Lieferung  die  Lehre  vom  Staatsoberhaupte  und  von  den 
Staatsämtem.  Gerade  in  der  Lehre  vom  Staatsoberhaupte,  wo 
die  Thronfolge,  die  Regentschaft  u.  s.  w.  abgehandelt  wird,  liegen 
die  geschichtlichen  und  gemeinrechtlichen  Wurzeln  unseres  heutigen 
Staatsrechtes  am  meisten  zu  Tage.  Ich  konnte  daher  nicht  um- 
hin, gerade  in  diesen  Partien,  einzelne  Paragraphen  mehr  oder 
weniger  wörtlich  aus  meinem  preussischen  Staatsrecht  herüber- 
zunehmen; ich  habe  dies  überall  da  gethan,  wo  ich  nicht  im 
Stande  war,  das,  was  ich  dort  gesagt,  heute  besser  auszudrücken, 
oder  schärfer  zu  formuliren.  Dagegen  wird  es  sich  bei  genauerer 
Vergleichung  beider  Arbeiten,  auch  in  dieser  Lehre,  herausstellen, 
dass  jeder  Paragraph  neu  durchdacht  und  mit  Rücksicht  auf  die 
gemeinsame  Entwickelung  aller  deutschen  Staaten  erweitert  ist. 
In  den  folgenden  Lehren  werden  beide  Darstellungen  noch  weiter 
auseinandergehen;  besonders  werde  ich,  im  zweiten  Buche  des 
systematischen  Theiles,  zum  ersten  Male  meine  Auffassung  von 
der  staatsrechtlichen  Natur  des  deutschen  Reiches  und  seiner  In- 
stitutionen darlegen,  welche  in  wesentlichen  Punkten  von  der  jetzt 
üblichen  Konstruktion  abweicht. 

Uebrigens  halte  ich  es  nicht  für  die  Aufgabe  einer  wissen- 
schaftlichen Darstellung  des  deutschen  Landesstaatsrechtes,  das 
ganze  Detail  der  Einzelgesetzgebungen  hereinzuziehen  und  eine 
Musterkarte  aller  Verfassungsbestimmungen,  von  Preussen  bis  zu 
Waldeck  herab,  zu  geben.  Die  eigentlich  juristische  Seite  der  Dar- 
stellung geht  dabei  leicht  verloren  und  das  Staatsrecht  wird  zur 
Statistik.  Es  ist  mein  Bestreben  gewesen,  überall  die  leitenden 
Grundgedanken  unserer  deutschen  Staatsentwickelung  hervor- 
zuheben, welche  in  verschiedenartigen  Formen  doch  überall  als 
dieselben  wiederkehren,  die  juristische  Natur  der  staatsrechtlichen 
Institute  klar  zu  erfassen  und  in  den  organischen  Zusammenhang  des 
Systems  einzufügen.  Dazu  erschien  mir  überall  ein  Eingehen  auf 
den  geschichtlichen  Werdeprocess  unseres  staatlichen  Gesammtzu- 
standes,  wie  der  einzelnen  Institute  erforderlich.    Ich  habe  nie  die 
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Ansicht  getheilt,  dasB  das  Staatsrecht  von  heute  durch  eine  unüber- 
steigliche  Kluft  von  der  Vergangenheit  getrennt  ist,  dass  alle  ver- 
knüpfenden Fäden  mit  der  Entwickelung  der  früheren  Jahrhunderte 
in  Deutschland  zerschnitten  sind ;  vielmehr  erkennt  ein  tieferer  Blick 
oft  auch  in  modernen  Gestaltungen  unseres  Staatslebens  das  Fort- 
wirken ursprünglicher  nationaler  Rechtsanschauungen  wieder.  Ich 
betrachte  die  meiner  Darstellung  eingefügten  geschichtlichen  Er- 
örterungen nicht  als  dekorative  Ornamentik  in  der  Architektur 
des  Systems,  sondern  als  das  nothwendige  Fundament,  auf  wel- 
chem allein  eine  solide  juristische  Konstruktion  des  Staatsrechtes 
der  Gegenwart  möglich  ist.  Die  von  mir  auch  in  meinen  früheren 
Schriften  gehandhabte  Methode  hat  die  Billigung  der  sachkundigen 
Fachgenossen  gefunden,  und  meinem  preussisehen  Staatsrechte  Ein- 
gang auch  in  die  Praxis  der  preussisehen  Gerichte  und  Verwal- 
tungsbehörden verschafft.  Auch  gereicht  es  mir  zur  besonderen 
Freude,  dass  hervorragende  Staatsrechtslehrer  meine  »Einleitung 
in  das  deutsche  Staatsrecht«,  wie .  mein  preussisches  Staatsrecht 
mehrfach  ihren  Vorlesungen  zu  Grunde  gelegt  haben.  Möchte  man 
diesem  neu  erscheinenden  Ldirbuche  mit  demselben  Wohlwollen 
entgegenkommen,  wie  seinen  Vorgängern,  was  ich  stets  mit  auf- 
richtiger Dankbarkeit  erkannt  habe. 

Heidelberg,  im  März  1880. 

Dr.  Uermaiui  Schulze. 
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Einleitung. 


§»• 

FrivatoB  und  öflfentlicheB  Recht  K 

(Einleitung  §  1 .) 

Alles  innerhalb  eines  Staates  geltende  Recht  zerfällt  in  zwei 
Hauptgebiete,  das  private  und  das  öffentliche  Recht. 

Das  Privatrecht  geht  aus  vom  Verfügungsrechte  des  Ein- 
zelnen über  einen  bestimmten  Theil  der  irdischen  Güterwelt.  In  der 
Abgrenzung  der  verschiedenen  individuellen  vermögensrechtlichen 
Willenssphären  gegeneinander  liegt  sein  bestimmendes  Prinzip  und 
seine  Aufgabe.  Alles  dreht  sich  hier  um  das  Interesse  des  Ein- 
zelnen; er  ist  Ausgangspunkt  und  Endzweck  jeder  Anordnung. 
Privatrecht  existirt  auch  ausserhalb  des  Staates.  Wenn  es  auch 
im  Staate  eist  Ausbildung  und  sicheren  Rechtsschutz  findet,  so 
wird  es  doch  rieht  erst  vom  Staate  geschaffen. 

Das  öffentliche  Recht  geht  dagegen  ganz  vom  Staate  aus, 
in  welchem  das  V^olk  eine  höhere  Gesammtpersönlichkeit  geinnden 
hat.  Es  wird  bestimmt  von  der  durch  den  Staat  gegebenen  höheren 
anstaltlichen  Ordnung  über  den  Einzelnen.  Das  Privatrecht  ist  in- 
dividuelles Einzekecht,  das  öffentliche  Recht  organisches  Gesammt- 
recht. 


1  Puchta,  Kuxsusderlnstit.  I.  §25.v.  Sayigny,  8y8temBd.  I.  S.  22fr. 
Stahl,  Rechtsphüos.  Bd.  II.  Kap.  Vm.  S.  360  ff.  C.  F.  Gerber,  Ueber 
öffentliche  Hechte.  Tübingen  1852.  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche 
Staatcreeht.  Leipzig  1865.  II.  Ausgabe  1867  (kurzweg  citirt  als  E in  1.,  hier 
findet  sich  auch  eine  ausführliche  Literaturangabe  und  Literaturgeschichte  des 
deutschen  Staatsrechtes  S.  41  — 102,  auf  welche  wir  durchweg  verweisen). 
Desselben  Aufsatz  über  Prinzip,  Methode  und  System  des  deutschen  Staats- 
reehtes  in  Aegidi's  Zeitschrift  für  deutsches  Staatsrecht  B.  I.  S.417--452. 
H.  Schulze,  Destaches  SUatsrecht.  1 
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§2. 

Das  Staatsrecht  im  Systeme  der  Beohtswissenschaft. 

(Einl.  §  2.) 

Die  Eintheilung  des  Rechtes  in  öffentliches  und  privates  er- 
schöpft alles  innerhalb  eines  Staates  geltende  Recht.  Die  Römer 
kannten  nur  diese  beiden  Hauptbestandtheile  der  Rechtsordnung : 
»hujus  studii  duae  sunt  positiones,  publicum  et  privatum ;  publicum 
jus  est,  quod  ad  statum  rei  Romanae  spectat,  privatum  quod  ad  sin- 
gulorum  utilitatem«.  (§  4 1.  de  just,  et  jure  I,  1.)  Das  römische  jus 
publicum  umfasste  alles,  was  nicht  zum  jus  privatum  gehörte. 

Erst  die  komplicirtere  Einrichtung  der  modernen  Staaten  und 
die  dadurch  nöthig  gewordene  grössere  Arbeitstheilung  unter  den 
juristischen  Fachmännern  führte  zu  einer  weitem  Eintheilung  des 
öffentlichen  Rechtes  in  verschiedene  Disciplinen,  wie  sie  gegen- 
wärtig bei  allen  civilisirten  Völkern  durchgeführt  ist.  Man  hebt 
nemlich  aus  dem  Gesammtgebiete  des  öffentlichen  Rechtes  die- 
jenigen Grundsätze  heraus,  welche  sich  auf  den  rechtlichen 
Organismus  des  Staates,  als  solchen,  beziehen,  und 
macht  daraus  die  Disciplin  des  Staatsrechts  im  engern 
Sinne,  während  man  die  detaillirten  technischen  Vorschriften 
über  die  Ausübung  der  einzelnen  Funktionen  der  Staatsgewalt 
speciellen  Disciplinen  überweist,  welche  wohl  zum  öffentlichen, 
aber  nicht  zum  Staatsrechte  im  engem  Sinne  gerechnet  werden. 
Hierher  gehören  besonders  diejenigen  Lehren ,  welche  sich  speciell 
auf  die  Ausübung  des  Richteramtes  beziehen.  Zwar  ist  es  nicht  die 
einzige,  wohl  aber  die  specifische  Aufgabe  des  Staates,  die  Rechts- 
ordnung zu  verwirklichen,  das  gebrochene  Recht  wiederherzustellen, 
den  Rechtsschutz  nach  allen  Seiten  hin  zu  handhaben.  Das  staat- 
liche Organ  für  diese  Aufgabe  ist  das  Richteramt.  Die  beson- 
ders juristisch  relevanten  Funktionen  desselben  sind  frühzeitig  durch 
Gesetze  festgestellt  und  wissenschaftlich  ausgebildet  worden.  So 
sind  Strafrecht,  Strafprocess  und  Civilprocess  seit  Jahrhunderten  zu 
eigenen  Disciplinen  ausgebildet  worden,  deren  oberste  Grundsätze 
zwar  in  das  Staatsrecht  gehören,  deren  technisches  Detail  aber  jenen 
speciellen  Wissenschaften  überlassen  wird.  Seitdem  aber  allgemein 
anerkannt  ist,  dass  sich  die  Aufgabe  des  Staates  nicht  in  der  Gewäh- 
rung des  Rechtsschutzes  erschöpft,  sondern  dass  derselbe  zii^leich 
allen  Kulturinteressen  dienstbar  sein  soll,  um  so  mehr  Bedeutung 
gewinnt,  neben  der  Rechtspflege,  die  Verwaltung.   Jemehrman 
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diese  an  gesetsliche  Notinen  bindet,  um  so  bestimmter  entwickelt  sich 
das  Verwaltungsrecht,  welches  sich  mit  denjenigen  Grund- 
sätzen beschäftigt,  welche  die  Thätigkeit  des  Staates  2ur Förderung 
der  Kulturzwecke  zu  regeln  haben.  Eine  ausgebildete  »Verwaltung 
nach  Gesetzen«  fordert  ein  gesetzliches  Verwaltungsrecht, 
und  dieses  ruft  eine  eigene  wissenschaftliche  Disciplin  ins  Leben, 
welche  sich,  als  die  jüngste,  aber  zugleich  umfassendste  Lehre  den 
alten  Disciplinen  des  öffentlichen  Rechtes  angeschlossen  hat.  Nur 
das  eigentlich  staatlich  beherrschende  Prinzip  der  Ver- 
waltung, die  Nachweisung  des  Zusammenhanges  derselben  mit 
dem  Gesammtorganismus  des  Staates,  ist  Sache  des  Staatsrechtes. 
Das  von  dem  technischen  Gesichtspunkte  der  zu  regelnden  Lebens- 
Sphären  beherrschte  Detail  ist,  als  eigene  Wissenschaft  des  Ver- 
waltungsrechtes, aus  dem  Staatsrechte  auszuscheiden  und  hat 
sich  als  ebenbürtige  Disciplin  des  öffentlichen  Rechtes  neben  Kri- 
minalrecht und  Process  zu  stellen.  Auch  können  sich  mit  der  Zeit 
noch  weitere  Lehren  von  einzelnen  Funktionen  der  Staatsgewalt 
zu  solchen  speciellen  Disciplinen  des  öffentlichen  Rechtes  erheben, 
so  das  Finanzrecht,  das  Militärrecht,  welche  nur  ihre  obersten 
leitenden  Grundsätze  im  Staatsrechte  zu  suchen  haben.  Erst  durch 
diese  so  Tollzogene  Ausscheidung  der  speciellen  Disciplinen  wird 
der  Begriff  des  Staatsrechtes  richtig  begrenzt,  indem  es  von  nun  an 
lediglich  die  rechtliche  Organisation  des  Volkes  zur 
Gesammtpersönlichkeit  des  Staates  darzustellen  hat. 
Das  Staatsrecht  im  heutigen  Sinne  ist  nicht  mehr  das  öffentliche 
Becht  in  seinem  ganzen  Umfange,  wohl  aber  die  Spitze  desselben. 

§3. 

Allgevieiiies  und  besonderoB  Staatsreefat. 

(Einl.  §  6.) 

Nach  der  wisseaschaftlichen  Behandlungsweise  unterscheiden 
wir  die  Disciplinen  des  allgemeinen  und  des  besondern 
Staatsrechtes,  jus  publicum  universale  et  speciale. 

Jeder  Staat,  der  kleinste  wie  der  grösste,  hat  sein  besonderes 
Staatsrecht.  Es  ist  dies  ein  Theil  und  Äwar  der  oberste  und  wich- 
tigste seiner  positiven  Rechtsordnung  überhaupt,  der  Inbegriff  der 
Bechtssätze,  womach  der  Staat  konstituirt  ist  und  regiert  wird. 
Freilich  hat  dies  nicht  überall  wissenschaftliche  Pflege  gefunden. 
Nur  Staaten  höherer  Gesittung  und  mit  entwickelteren  Staatsformen, 
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wo  es  gilt,  die  eigenthümliche  Berufsstellung  und  das  Zusammen- 
wirken verschiedener  Organe  festzustellen,  machen  eine  Beschäfti- 
gung mit  ihrem  speziellen  Staatsrechte  zum  Bedürfnisse.  Der 
Absolutismus  in  monarchischer  wie  in  demokratischer  Form  ist  der 
Wissenschaft  des  Staatsrechtes  selten  hold.  Auch  gehört  eine  ge- 
wisse Grösse  des  Staates  dazu ,  damit  die  Pflege  seines  speziellen 
Staatsrechtes  lohne. 

Das  allgemeine  Staatsrecht  dagegen  beschäftigt  sich  nicht 
mit  einem  Staate,  sondern  mit  dem  Staate  überhaupt.  Sein 
Gegenstand  ist  der  Staat,  als  universalgeschichtliche  Er- 
scheinung. Dasselbe  kann  nicht  auf  spekulativem  Wege  gefunden, 
sondern  nur  so  begründet  werden,  dass  man  das  Wirken  der  allge- 
mein menschlichen  Staatsidee,  in  der  Mannigfaltigkeit  ihrer  Ent- 
wickelung,  in  der  Geschichte  der  Völker  nachweist.  Wird  das 
allgemeine  Staatsrecht  in  diesem  wahrhaft  geschichtsphilosophischen 
Geiste  betrieben,  so  kommt  ihm  eine  hohe  wissenschaftliche  Bedeu- 
tung zu,  sowohl  um  seiner  selbst  willen,  als  auch  für  die  Lehre  jedes 
positiven  Staatsrechtes.  Die  Bestimmungen  des  letzteren  können 
nur  dadurch  zu  wissenschaftlichen  Grundsätzen  verarbeitet  werden, 
dass  man  sie  mit  den  höheren  Prinzipien  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes in  Verbindung  setzt.  Eine  unmittelbare  Bedeutung,  eine 
Anwendung  für  die  Gerichte  und  die  Verwaltungsbehörden  zur 
Entscheidung  praktischer  Fälle  kommt  demselben  nicht  zu.  Sein 
Werth  ist  ein  theoretischer,  wissenschafdicher,  aber  darum  kein  ge- 
ringer. Auch  ist  sein  mittelbarer  Einfluss  auf  die  Staatspraxis 
nicht  zu  unterschätzen.  Grundsätze  des  allgemeinen  Staatsrechtes 
haben  durch  die  Macht  der  Ueberzeugung  auf  die  Völker  und  ihre 
leitenden  Staatsmänner  so  bedeutsam  eingewirkt,  dass  sie,  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung,  das  positive  Staatsrecht  vieler  Staaten 
völlig  umgewandelt  haben.  In  diesem,  wie  im  vorigen  Jahrhundert, 
haben  sich  richtige  wie  unrichtige  Theorien  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes nachweisbar  zu  positiven  Verfassungssätzen  krystallisirt. 
So  kommt  zu  dem  unmittelbaren  wissenschaftlichen  Werthe 
der  allgemeinen  Staatsrechtslehre  auch  eine  nicht  zu  unterschätzende 
mittelbare  praktische  Bedeutung. 

Hier  liegt  der  Schwerpunkt  unserer  Aufgabe  in  dem  posi- 
tiven deutschen  Staatsrechte  der  Gegenwart. 
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§4. 

Das  deutsohe  Staatsreoht. 

(Einl.  §  7  und  8.) 

Die  wissenschaftliche  Konstruktion  des  positiven  deutschen 
Staatsrechtes  bietet  eigen thümliche  Schwierigkeiten  dar. 

Deutschland  bildet  seit  dem  spätem  Mittelalter  keinen  Ein- 
heitsstaat mehr.  Das  deutsche  Reich  ist  zu  einem  Staatensysteme, 
XU  einem  zusammengesetzten  Staate,  einer  civitas  composita,  im 
Gegensatz  zur  civitas  simplex,  geworden.  Seitdem  hat  sigh  das 
Staatsleben  des  deutschen  Volkes  stets  in  einer  doppelten  Sphäre 
bewegt,  in  der  des  Gesammtstaates  und  der  der  Einzelstaaten. 
Diesem  Umstände  musste  auch  die  Wissenschaft  des  Staatsrechtes 
Rechnung  tragen.  Man  imterschied  bis  zum  Jahre  1806  Reichs- 
Staatsrecht  und  Territor^alstaatsrecht,  in  ähnlicher  Weise 
von  1815 — 1866  Bundesrecht  und  Staatsrecht  der  Einzelstaaten, 
wenn  auch  dem  ersteren  mehr  ein  völkerrechtlicher,  als  ein  wahr- 
haft staatsrechtlicher  Charakter  zukam.  Dieser  Dualismus  be- 
steht bis  auf  den  heutigen  Tag  fort.  Die  Deutschen  haben  nicht, 
wie  die  Italiener,  ihrem  nationalen  Gedanken  in  der  Form  des  Ein- 
heitsstaates ,  sondern  in  der  des  Hundesstaates  Ausdruck  gegeben. 
Das  deutsche  Reich,  als  Gesammtstaat,  lässt  eine  grosse  Anzahl  von 
Einzelstaaten  fortbestehen.  Das  Reich  hat  sein  Reichsstaatsrecht, 
jeder  einzelne  Staat  sein  besonderes  Landesstaatsrecht. 

Neben  und  unter  dem  Reichsstaatsrechte  giebt  es  noch  heute 
fünf  und  zwanzig  Landesstaatsrechte.  Diese  bilden  mit  dem  Reichs- 
staatsrechte  das  geltende  deutsche  Staatsrecht  der  Gegenwart.  Eine 
wissenschaftliche  Darstellung  muss  beiden  Seiten,  dem  Staatsrechte 
des  Gesammtstaates,  wie  dem  der  Einzelstaaten  gerecht  werden, 
denn  die  Summe  beider  bildet  erst  das  vollständige  deutsche  Staats- 
recht. Eine  abgesonderte  Darstellung  des  Reichsstaatsrechtes,  wie 
des  Landesstaatsrechtes,  hat  ihre  Berechtigung;  aber  nur  in  der 
Verbindung  beider  zusammengehöriger  Sphären  findet  das  staats- 
rechtliche Oesammtbewusstsein  des  deutschen  Volkes  seinen  vollen 
entsprechenden  Ausdruck,  seine  wissenschaftliche  und  praktische 
Befriedigung. 

Freilich  darf  die  Wissenschaft  dabei  nie  aus  den  Augen  ver- 
lieren ,  dass  sie  es  dabei  nicht  mit  gleichwerthigen  Grössen,  son- 
dern mit  ganz  verschiedenartig  zu  behandelnden  Stoffen  zu  thun 
hat.    Yerhältnissmässig  einfeu^h  ist  die  Konstruktion  des  Reichs- 
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Staatsrechtes.  Hier  liegen  in  der  Reichsverfassung  und  den  Reichs- 
gesetzen gemeinrechtliche  Quellen  vor,  aus  denen  die  Sätze  des 
Reichsstaatsrechtes  entwickelt  werden  können.  Der  Jurist  verfährt 
mit  ihnen  ganz  wie  mit  den  Quellen  des  positiven  Rechtes  über- 
haupt. Endziel  seiner  Darstellung  ist  ein  unmittelbar  an  we  n  d- 
bares  Recht  mit  imperativem  Charakter. 

Ganz  andere  Schwierigkeiten  bietet  dagegen  die  Konstruktion 
des  Landesstaatsrechtes  für  die  deutsche  Staatsrechtswissenschaft. 
Unzweifelhaft  hat  jeder  der  25  Einzelstaaten  sein  besonderes  Staats- 
rechti^  welches  diner  wissenschaftlichen  Behandlung  sowohl  zugäng- 
lich, als  bedürftig  ist.  Eine  Zusammenstellung  dieser  25  Ein- 
zelstaatsrechte  würde  allerdings  arithmetisch  die  Summe  des  in 
Deutschland  geltenden  Landesstaatsrechtes  ergeben ;  sie  hätte  einen 
statistischen  Werth ,  wäre  aber  keine  Rechtswissenschaft,  welcher 
es  nicht  auf  Sammlung  von  Material ,  sondern  auf  Hervorhebung 
der  leitenden  Rechtsgedanken,  juristische  Konstruktion  der  ein- 
zelnen Listitute,  schliesslich  auf  eine  einheitliche,  stoffbeherrschende 
Systematik  ankommt.  Die  Darstellung  des  deutschen  Landesstaats- 
rechtes hat  daher  nicht  vom  statistischen,  sondern  vom  juristischen 
Gesichtspunkte  auszugehen. 

Trotz  der  Zersplitterung  Deutschlands  in  viele  Einzelstaaten 
ist  das  Gesammtrechtsbewusstsein  der  Nation  nie  ge- 
brochen worden.  Die  gleiche  volksthümliche  Grundlage,  verbunden 
mit  gleichen  geschichtlichen  Schicksalen,  haben  der  deutschen 
Reohtsentwickelung  mit  Nothwendigkeit  eine  einheitliche  Signatur 
aufgedrückt,  welche  sich  auf  allen  Gebieten  des  Rechtslebens 
geltend  macht.  Trotz  aller  Sonderbildungen  im  Einzelnen  sind 
auch  heut  zu  Tage  noch  die  Staatsrechte  der  Einzelataaten  als  Aus- 
prägungen derselben  staatlichen  Grundgedanken,  des  gleichen 
immer  noch  fortwirkenden  Rechtsbewusstseins  der  deutschen  Na- 
tion aufzufassen.  In  der  Nachweisung  dieses  gemeinsamen  reehts- 
schaffenden  Yolksgeistes,  in  der  Er&ssung  der  leitenden  Principien, 
welche  aUen  Einzelstaatsrechten  zu  Grunde  liegen ,  findet  die  Dar- 
stellung des  deutschen  Landesstaatsrechtes  ihre  wichtigste  Au%stbe. 
Ohne  sie  ist  ein  tieferes  Verständniss,  eine  geistige  Beherrschung 
und  Durchdringung  der  Einzelstaatsrechte  ebenso  wenig  möglich, 
wie  die  wissenschaftliche  Behandlung  eines  partikularen  Privat- 
rechtes ohne  die  Grundlage  des  deutschen  Privatrechtes.  Aller- 
dings hat  auch  das  deutsche  Landesstaatsrecht  bedeutende  ge- 
meinrechtliche Grundlagen,   indem  di^  sämmtlichen  Einz^l-^ 
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staateD  stets  zu  einem  hohem  staatlichen  Gesammtverbande  gehört 
haben  und  noch  gehören,  von  welchem  solche  gemeinverbindliche 
Nonnen  ausgegangen  sind.  Solche  Bestimmungen  gingen  zu  Zeiten 
des  altem  deutschen  Reiches  von  der  Reichsgesetzgebung  aus.  Zu 
Zeiten  des  deutschen  Bundes  gab  es,  allerdings  streng  genommen, 
keine  gesetzgebende  Grewalt  für  ganz  Deutschland ,  virtuell  hatten 
aber  die  Grund  vertrage  des  deutschen  Bundes,  sowie  zahlreiche 
Bnndesbeschlüsse ,  eine  gleichwertbige  Bedeutung.  Durch  die 
Grandung  des  neuen  deutschen  Reiches  ist  aber  in  der  Reichsge- 
walt eine  oberste  Gesetzgebung  gegeben,  welcher  alle  Einzelstaaten 
unbedingt  unterworfen  sind;  sie  schafft  nicht  subsidiäres ,  sondem 
absolutes  gemeines  Recht.  Dadurch  sind  die  Staatsrechte 
sammtlicher  Einzelstaaten  wesentlich  verändert  und  vielfach  in 
ihren  (jrundzügen  gleichmässig  neu  bestimmt;  ja,  der  deutsche 
Einzelstaat  ist  seit  Gründung  des  norddeutschen  Bundes,  später  des 
deutschen  Reiches,  begrifflich  ein  ganz  anderes  staatsrechtliches 
Wesen  geworden,  als  er  bis  dahin  war.  Diese  durch  die  Reichsge- 
setzgebung gegebenen  gemeinrechtlichen  Grundlagen  sind  bei  der 
DanteUung  des  deutschen  Landesstaatsrechtes  zu  beachten  und 
hervorzuheben.  Trotzdem  ist  ein  System  des  gemeinen  deutschen 
Landesataatsrechtes  nicht  durcliführbar ,  weil  der  grösste  Theil  des 
Landeestaatsrechtes  einen  partikularrechtlichen  Charakter  hat,  wel-« 
dier  nicht  willkürlich  verallgemeinert  werden  darf.  Während  die 
Lehre  des  deutschen  Reichsstaatsrechtes  auf  Darstellung  unmittel- 
bar geltender  praktischer  Rechtssätze  gerichtet  ist,  kann  die  Di- 
sdplin  des  deutschen  Landesstaatsrechtes  nur  eine  wissenschaftliche, 
theoretische  Bedeutung  in  Anspruch  nehmen ,  indem  sie  einerseits 
dem  Gesammtrechtsbewusstsein  der  deutschen  Nation  auch  auf 
dem  staatlichen  Gebiete  wissenschaftlich  Rechnung  trägt,  andrer- 
seits dem  Studium  des  Partikularstaatsrechtes  allein  ein  tieferes 
Verständniss  eröfiiet,  dasselbe  vergeistigt  und  mit  den  leitenden 
juristischen  Gmndgedanken  in  wissenschaftliche  Verbindung  setzt. 
Trotz  ihres  engen  Zusammenhanges  und  ihrer  fortwährenden 
Wechselwirkung  dürfen  daher  Reichsstaatsrecht  und  Landesstaats- 
recht nicht  als  gleichartig  zu  behandelnde  Stoffe  angesehen  werden, 
sondem  müssen  nach  ganz  verschiedener  Methode  juristisch  kon- 
struirt  und  auseinander  gehalten  werden. 
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§5. 

Die  Quellen  des  deutschen  Staatsrechtes. 

{Einl.  §  6—12.) 

Die  einzelnen  staatsrechtlichen  Bechtssätze  entstehen  entweder 
auf  allmälige,  unsichtbare  Weise ,  durch  unmittelbare  Wirkung  des 
Volkslebens,  oder  sie  werden  absichtlich  durch  einen  gültigen 
Willensakt  der  Obrigkeit  festgestellt,  welche  in  dem  ihr  unter- 
geordneten Kreise  Recht  zu  setzen  berufen  ist.  Wir  unterscheiden 
daher,  ganz  wie  im  Bereiche  des  Privatrechtes,  Gewohnheits- 
recht und  Gesetzesrecht,  geschriebenes  und  ungeschriebenes 
Recht,  jus  scriptum  und  jus  non  scriptum. 

I«  Geschriebenes  Recht: 

1)  Gesetze,  d.h.  von  der  Staatsgewalt,  kraft  der  ihr  zustehen- 
den Autorität,  zur  allgemeinen  Befolgung  veröffentlichte  Normen, 
wodurch  das  im  Staate  bestehende  Recht  verändert 
wird.  Aber  nicht  alle  staatlichen  Gesetze  sind  Quellen  des  S  taa ts- 
rechtes, sondern  nur  diejenigen,  welche  sich  ihrem  Inhalt  nach 
mit  staatsrechtlichen  Gegenständen  beschäftigen,  sich  also  auf  die 
Verfassung  und  Regierung  des  Staates  beziehen.  In  den  meisten 
deutschen  Staaten  hat  eine  Kodifikation  der  wichtigsten  staatsrecht- 
lichen Grundsätze  in  einer  sog.  Verfassungsurkunde  oder 
einem  Staatsgrundgesetze  stattgefunden.  Diese  bilden  die 
wichtigste  Quelle  des  deutschen  Staatsrechtes. 

2)  Verträge.  Während  die  Gesetze  der  Ausdruck  des  höchsten 
einheitlichen  Staatswillens  sind,  kommen  diese  durch  Vereinbarung 
mehrerer  selbständiger  Faktoren  zu  Stande.   Dies  sind : 

a)  Verträge  zwischen  mehreren  selbständigen 
Staaten;  diese  gehören  ihrer  Entstehung  und  ihrer  juristischen 
Natur  nach  in  das  Völkerrecht,  ihr  Inhalt  kann  sich  aber  auch 
auf  die  innern  Verhältnisse  der  vertragschliessenden  Staaten  be- 
ziehen und  staatsrechtliche  Bestimmungen  enthalten.  Rechtsver- 
bindlich für  die  Unterthanen  werden  sie  nur  dadurch,  dass  sie 
von  der  Obrigkeit  der  vertragschliessenden  Staaten  verkündigt 
werden  zum  Zwecke  der  allgemeinen  Nachachtung  und  Befolgung; 
dann  erhalten  sie  ganz  die  Bedeutung  von  Gesetzen. 

b)  Verträge  zwischen  mehreren  selbständig  sich  gegenüber 
stehenden  Körperschaften^  oder  Gliedern  desselben  Staates  über 
staatsrechtliche  Gegenstände.   Der  unentwickelte  Staat  des  Mittel- 
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alters  hatte  es  noch  nicht  zu  einer  wahren  Staatseinheit,  besonders 
ro  keinem  einheitlichen  gesetzgeberischen  Willen  gebracht.  Beson- 
ders standen  sich  Landesherr  und  Landstände  wie  zwei  verschie- 
denartige Rechtssubjekte  gegenüber)  welche  nur  in  Yertragsform 
mit  einander  sich  vereinbaren  konnten. 

So  entstanden  Landes  vertrage,  Landesvergleiche,  als 
wichtigste  Grundlage  des  Territorialstaatsrechts.  Im  Reichsstaats- 
rechte  hatten  die  Wahlkapitulationen,  in  den  Städten  die 
Recesse  zwischen  dem  Rathe  und  der  Büi^erschaft  ebenfalls  einen 
▼ertragsmässigen  Charakter.  In  dem  Staate  der  Gegenwart,  welcher 
als  Gesammtpersönlichkeit  in  der  Gesetzgebung  seinem  Willen 
Ausdruck  giebt,  ist  für  solche  vertragsmässige  Festsetzung  des 
öffentlichen  Rechtes  kein  Raum  mehr.  Wenn  auch  das  Gesetz  durch 
Uebereinstimmung  des  Landesherm  und  der  Volksvertretung  zu 
Stande  kommt ,  so  ist  es  doch,  trotz  der  äussern  Form  der  Verein- 
barung, kein  Vertrag  zwischen  verschiedenen  Rechstsubjekten,  son- 
dern der  Ausdruck  des  einheitlichen  Staatswillens,  welcher  nur  durch 
das  Zusammenwirken  verschiedener  Organe  zu  Stande  kommen  kann. 
Es  ist  ein  charakteristischer  Zug  der  zurückgebliebenen  mittelalteri- 
gen Staatsordnung  Mecklenburgs ,  dass  dessen  Staatsrecht,  bis  auf 
den  heutigen  Tag,  wesentlich  noch  auf  vertragsmässigen  Normen 
beruht ,  besonders  auf  dem  »zwischen  dem  durchlauchtigsten  Herrn 
Herzoge  zu  Mecklenburg  und  der  Mecklenburgischen  Ritter-  und 
Landschaft  errichteten  Erb  vergleiche  vom  18.  April  1755«.  Das 
Staatsrecht  aller  übrigen  deutschen  Staaten  beruht  jetzt  wesentlich 
auf  Verfassungsurkunden,  welche  nicht  den  Charakter  von  Verträ- 
gen, sondern  von  Grundgesetzen  haben. 

3)  Autonomische  Rechtssätze.  Die  Autonomie  ist  eine  der 
Gesetzgebung  verwandte  Rechtsquelle ,  sie  unterscheidet  sich  von 
derselben  nur  dadurch,  dass  sie  nicht  von  der  höchsten  Gewalt  im 
Staate,  sondern  von  dem  Staate  untergeordneten  organischen  Ver- 
banden ausgeht,  welche  das  Recht  haben ,  auf  eine  deren  Glieder 
Terpflichtende ,  jedoch  mit  der  staatlichen  Rechtsordnung  nicht  in 
Widerspruch  stehende  Weise  ihre  innern  Angelegenheiten  zu 
ordnen.  Die  Autonomie  ruht  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
einzelner  Privatpersonen,  sondern  auf  dem  in  der  Verbindung  sich 
aussprechenden  Gesammtwillen;  sie  schafft  wirkliche  Rechtss'ätze, 
welche  auch  dritte  Personen,  selbst  künftige  Geschlechter,  von  denen 
sie  weder  ausgegangen,  noch  ausdrücklich  anerkannt  sind,  binden. 
Die  Autonomie  ist  eine  neben  der  Gesetzgebung  des  Staates  beste- 
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hende  untergeordnete  Gesetzgebung,  »jus  statuendi«.  Die  Gesetz* 
gebung  ist  staatlicher,  die  Autonomie  korporativer  Natur. 
Aber  nur  die  Autonomie  solcher  Verbände  ist  für  das  Staatsrecht 
von  Bedeutung,  welche  einen  öffentlich-rechtlichen  Cha- 
rakter haben.  Dahin  gehören  die  Stadt-  und  Landgemeinden,  die 
Kreisverbände,  auch  Landschaften  und  Provinzen,  soweit  sie  korpo- 
rativ oiganisirt  sind.  Diese  Autonomie  ist  auch  in  den  neuesten 
Gemeinde-,  Kreis-  und  Provinasialordnungen  anerkannt,  nur  mit 
der  Beschränkung ,  dass  sie  sich  innerhalb  des  Kahmens  der  staat- 
lichen Gesetzgebung  zu  bewegen  hat  und  dass  ihre  Produkte  regel- 
mässig noch  der  Bestätigung  der  Regierung  bedürfen.  Innerhalb 
dieser  Schranken  erzeugt  sie  noch  wiridiche  Bechtssätze ,  welchen 
sich  der  Einzelne,  als  einer  obrigkeitlichen  Anordnung,  zu  unter- 
werfen hat  Auch  durch  die  jetzt  fast  überall  angeordnete  Noth- 
wendigkeit  der  Bestätigung  von  Seiten  der  Kegierung  wird  der 
autonome  Charakter  des  Statuts  nicht  aufgehoben.  Die  Gemeinde, 
nicht  der  Staat,  i»t  das  schöpferische  Organ  des  Statutarrechtes. 

Für  das  Staatsrecht  der  deutsch-monarchischen  Staaten  von 
besonderer  Bedeutung  ist  die  Autonomie  der  regierenden  Familien. 
Seit  dem  XIV,  Jahrhundert  begannen  die  landesherrlichen  Familien 
ihr  £rb->  und  Familienrecht  auf  dem  Wege  der  Autonomie,  abwei- 
chend vom  Landrechte,  statutarisch  zu  ordnen.  Die  so  in  ziemlich 
übereinstimmender  Weise  unter  verschiedenen  Namen  zu  Stande 
gebrachten  Erzeugnisse  der  fürstlichen  Autonomie  enthielten  zu- 
gleich wichtige  Bestimmungen  staatsrechtlicher  Natur,  z.  B.  über 
die  Succession  in  Land  und  Leute,  Ausschluss  der  Landesthei- 
lungen, Anordnung  gemeinsamer  Kegierungen,  Einfuhrung  des 
Bechtes  der  Erstgeburt,  über  die  Regentschaft,  die  Ebenbürtigkeit 
der  Ehen  im  fürstlichen  Hause  u.  s.  w.  Diese  sog.  Hausge- 
setze bildeten  imzweifelhafb  einen  wichtigen  Bestandtheil  der 
Landesverfassung  der  Territorien;  ihre  fortdauernde  Gültigkeit 
ist  anerkannt,  nachdem  die  deutschen  Territorien  sich  in  konstitu- 
tionelle Verfassungsstaaten  verwandelt  haben ,  soweit  die  Bestim- 
mungen der  Hausgesetze  nicht  mit  den  Sätzen  der  Yerfassungsur- 
kunde  in  Widerspruch  stehen  (A.  53  der  preussischen  Verfassung). 
Anders  liegt  aber  die  Sache  für  den  Erlass  neuer  Hausgesetze. 
Die  Autonomie  der  regierenden  Familie  ist  jetzt  beschränkt  auf  die 
reininnern  Angelegenheiten  der  Familie ;  dagegen  können  alle 
Anordnungen,  wodurch  die  Staatsverfassung  beriUurt  oder  überhaupt 
S  taatsgesetze  abgeändert  werden,  nur  auf  dem  Wege  derGesete- 
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gebung,  besüglich  liur  in  der  Fonn  verfassungsändernder  Gesetze, 
zu  Stande  gebracht  werden.  Dahin  gehören  alle  Bestimmungen 
über  die  Thronfolge,  die  Regentschaft,  welche  aus  dem  sog.  Privat- 
fiirstenrecht  in  das  Verfassungsrecht  der  Staaten  übergegangen  sind. 
Hausgesetze,  soweit  sie  auf  dem  Wege  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung zu  Stande  gekommen  sind ,  können  nicht  mehr  als  Erzeug- 
nisse der  Autonomie  betrachtet  werden,  sondern  fallen  unter  den 
Begriff  wahrer  Staatsgesetze. 

II.  Ungesehriebenes  Beeilt. 

Das  Gewohnheitsrecht  hat  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes 
dieselbe  Bedeutimg,  wie  auf  dem  des  Privatrechtes.  Im  Mittel- 
alter beruhte  das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches ,  wie  der  ein- 
zelnen Territorien ,  wesentlich  auf  Gewohnheitsrechten.  Heutzu- 
tage ist  durch  die  Thätigkeit  der  Gesetzgebimg,  besonders  durch 
die  Kodifikation  des  Yerfassungsrechtes ,  das  Gewohnheitsrecht 
mehr  in  den  Hintergrund  gedrängt,  doch  muss  dessen  fortwirkende 
Bedeutung  anerkannt  werden.  Auch  die  Entstehung  neuer  Sätze 
des  Gewohnheitsrechtes  ist  nicht  ausgeschlossen  ^  soweit  nicht 
ausdiückliche  Gesetze  der  einzelnen  Staaten  die  Entstehung  des 
Gewohnheitsrechtes  einschränken.  Auch  Observanzen,  d.h. 
tiewohnheitsrecht ,  welches  sich  im  ^choosse  öffentlich-rechtlicher 
Verbände  bildet,  können  für  das  Staatsrecht  von  Bedeutung  sein. 
Dahin  gehören  z.  B.  die  Observanzen  innerhalb  des  Körpers  der 
Volksvertretung  in  Betreff  solcher  Verhältnisse ,  welche  durch  die 
Gesetzgebung  oder  die  Geschäftsordnung  nicht  geregelt  sind. 

§6. 
Anordnung  des  Stoffes. 

Das  eigentliche  Thema  unserer  Darstellung  ist  das  positive 
deutsche  Staatsrecht  der  Gegenwart.  Da  dasselbe  aber  nur  wissen- 
schaftlich verstanden  werden  kann,  wenn  es  einerseits  mit  gewissen 
Grundbegriffen  des  allgemeinen  Staatsrechts  in  Verbindung  gesetzt, 
andrerseits,  wenn  es  aus  seinen  geschichtlichen  Wurzeln  erklärt 
wird ,  so  muss  der  Darstellung  des  geltenden  Rechtes  der  Gegen- 
wart ein  vorbereitender  oder  propädeutischer  Theil  vorausgeschickt 
werden.   Dieser  zerfallt  in  zwei  Bücher : 

Erstes  Buch:  Grundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechtes . 

Zweites  Buch:  Geschichtliche  Entwickelung  des  staat- 
lichen Rechtszustandes  in  Deutschland. 
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Der  systematische  Theil  zerfallt  ebenfalls  in  zwei  Hauptabthei- 
lungen, in  das  Reichsstaatsrecht  und  das  Landesstaats- 
recht. Heide  hängen  eng  zusammen  und  müssen  in  fortwährender 
Beziehung  zu  einander  behandelt  werden,  dennoch  muss  diesen  bei- 
den Hälften  unseres  deutschen  Staatsrechtes  eine  selbständige 
Darstellung  gewidmet  werden,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  dass  dabei 
manche  Wiederholungen  unvermeidlich  werden .  Das  deutsche  Reich, 
wie  die  deutschen  Einzelstaaten,  sind  immerhin  verschiedene,  eigen- 
thümliche  Organismen,  deren  staatsrechtlicher  Natur  nur  durch  eine 
selbständige  Darstellung  Rechnung  getragen  werden  kann.  Es 
fragt  sich  nur,  ob  man  das  Reichs-  oder  das  Landesstaatsrecht  vor- 
anstellt. Nach  seiner  heutigen  staatsrechtlichen  Bedeutung  gebührt 
sachlich  gewiss  dem  ersteren  auch  der  erste  Platz.  Es  ist  das 
Staatsrecht  des  über  allen  Einzelstaaten  stehenden  Oberstaates. 

Methodisch  aber  empfiehlt  es  sich  durchaus ,  das  Landes- 
staatsrecht voranzustellen.  Erstens,  weil  das  Staatsrecht  der  Ein- 
zelstaaten das  ursprünglichere  ist,  indem  dieselben  auf  vertrags- 
mässige  Weise  erst  das  Reich  geschaffen  haben ,  zweitens  weil  das 
Staatsrecht  der  Einzelstaaten  älter  und  ausgebildeter  ist  und  sich 
deshalb  die  staatsrechtlichen  Grundbegriffe  an  ihm  und  aus  ihm 
besser  entwickeln  lassen ,  drittens ,  weil  nach  den  Grundsätzen  des 
Bundesstaates  die  Präsumtion  für  die  Kompetenz  der  Einzelstaaten 
entscheidet;  d.  h.  alle  Hoheitsrechte,  welche  nicht  ausdrücklich  auf 
das  Reich  übertragen,  den  Einzelstaaten  verblieben  sind.  Dass  bei 
Darstellung  des  Landesstaatsrechtes  auf  die  in  dasselbe  eingreifen- 
den Grundsätze  des  Reichsstaatsrechtes  Rücksicht  genommen  wer- 
den muss,  versteht  sich  von  selbst. 

Demnach  gliedert  sich  unsere  Darstellung  in  folgender  Weise : 

L  Vorbereitender  Theil. 
Erstes  Buch:  Grundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechtes . 
ZweitesBuch:  Geschichtliche  Entwicklung  des  staatlichen 
Rechtszustandes  in  Deutschland. 

U.  Systematischer  Theil. 
Erstes  Buch:  Das  LsCndesstaatsrecht. 
Zweites  Buch:  Das  Reichsstaatsrecht. 
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Vorbereitender  Theil. 


Entes  Bneh. 
Grundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechtes. 

Zweites  Bneh. 

Gescbichtlictae  Entwickelnng  des  staatlichen  Rechte- 

znstandes  in  Deutschland. 
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Erstes  Bach. 
Gnmdtiesriffe  des  sllgemeineD  Staatereehtes. 

EniM  Kapitel. 

Begriff  des   Staates. 

(Einleitung  S.  116— 123.) 

§7- 
Verfahren  bei  der  Bildung  des  Staatsbegriffes. 
Die  Zahl  der  Staatsdefinitionen  ist  unübersehbar.  Fast  jeder 
Schriftsteller  über  den  Staat  hat  seine  eigene,  mehr  oder  minder  ori- 
ginelle. Die  Philosophen  wollten  den  Staat  als  einen  reinen  Yer- 
nunftbegriff  a  priori  konstruiren,  wobei  der  konkrete  Staat,  als  »etwas 
rein  änsserlieh  Formelles ,  die  Idee  des  Staates  gar  nichts  angehen 
sollte«.  Der  Staat  aber  ist  eine  geschichtliche  Erscheinung,  welche 
auch  nur  geschichtlich  begriffen  werden  kaon.  Nur  aus  der  Erfäh- 
rung, nur  aus  der  Fülle  und  Mannigfaltigkeit  der  Staatengeschichte 
kann  der  B^riff  des  Staates  gewonnen  werden.  Aus  der  Universal- 
geschichte des  Staates  haben  wir,  mit  Hinweglassimg  alles  blos  Zu- 
fälligen, die  Merkmale  2u  abstrahiren,  welche  als  die  wesentlich 
konstitutiven  des  Staatsbegriffes  am  betrachten  sind.  Bei  dleseln  nuf 
geschichtlich  zu  gewinnenden  Staatsbegriffe  lässt  sich  nicht  ver- 
kennen, dass  er,  selbst  »im  Flusse  der  Zeiten«  stehend,  nicht  für  alle 
Zeiten  ein  gleichbleibender  sein  kann.  Uns  gilt  es,  vom  Stand- 
punkte der  gegenwärtigen  Gesittung  aus,  den  Staatsbegriff  zu  be- 
stiinmen.  Dabei  muss  hier  das  juristische  Element  in  den  Yorder- 
grand  treten.  Den  Staatsphilosophen,  den  Kulturhistoriker,  den 
Politiker  mögen  am  Staate  andere  Momente  interessiren.  Für  das 
Staats  recht  kommt  nur  das  juristisch  Belevante  in  Betracht.  Dar- 
nach sind  folgende  Merkmale  hervorzuheben : 


Digitized  by  VjOOQ IC 


16  I.   Grundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechtes. 

§8. 
1)  Du  Volk.    (Einl.  S.  117--118.) 

Das,  was  uns  beim  ersten  Blicke  entgegentritt,  ist  eine  Menge 
von  Menschen,  welche  im  Staate  vereinigt  sind.  Die  Zahl  der 
Staatsgenossen  in  den  einzelnen  Staaten  ist  sehr  verschieden.  Es 
giebt  Staaten  von  vielen  Millionen ,  andere  von  wenigen  Tausenden 
(Russland ,  San  Marino  oder  Liechtenstein) .  Ein  bestimmtes  Mi- 
nimum ist  nicht  festzustellen.  Nur  muss  der  Kreis  einer  blossen 
Familie  überschritten  sein.  Die  TJrfamilie  ist  nicht  der  TJrstaat, 
sondern  nur  der  Keim  des  werdenden  Staates.  Aus  der  Familie 
eines  Erzvaters  oder  Patriarchen  kann  sich  ein  Staat  entwickeln, 
aber  erst  wenn  die  Familie  sich  in  eine  Reihe  von  Familien  ver- 
zweigt hat,  wenn  die  Verwandtschaft  zur  Völkerschaft  geworden 
ist ,  wird  eine  wirkliche  Staatenbildung  möglich.  Das  Volk  ist  die 
persönliche  Grundlage  des  Staates.    Ohne  Volk  kein  Staat. 

§9. 
2)DatLaid.   (Einl.  S.  118) 

Die  Völkerschaft  bedarf  eines  bestimmten  Theiles  der  Erdober- 
fläche zur  Entfaltung  ihres  eigen thümlichen  Daseins.  Schon  das 
Wort  »Staata  weist  auf  einen  bleibenden  Zustand,  eine  gewisse  Sta- 
bilität hin,  welche  ohne  die  Grundlage  fester  Wohnsitze  undenkbar 
ist.  So  unterscheidet  sich  der  Staat  von  der  Horde  wandernder 
Nomaden .  Die  blosse  persönliche  Grundlage  der  Volksgenossen- 
schaft reicht  nicht  aus,  ein  dauerndes  Band  zu  bilden;  es  muss  dazu 
die  dingliche  kommen^  welche  nur  in  einem  Landgebiete  gegeben 
ist.  Ohne  ein  solches  zerstiebt  das  Volk  bald  wieder  in  seine  Atome. 
Die  wandernden  germanischen  Stämme  zur  Zeit  der  Völkerwande- 
rung befanden  sich ,  bis  zu  ihrer  Ansiedelung,  nur  in  einem  lieber-- 
gangszustande  zum  Staate.  Nur  die ,  welche  bleibende  Wohnsitze 
gewannen,  erhielten  sich  und  wurden  wirkliche  Staaten. 

§10. 
3)  Verdiisu«  dtt  T«lkAt  zi  dMr  ttounn^iSiUddMlt  (Einl. S. il 9.) 
Volk  imd  Land  sind  unentbehrliche  Grundlagen  des  Staates 
und  deshalb  in  einem  Begriffe  des  Staates,  als  Merkmale ,  nicht  zu 
entbehren ;  sie  sind  aber  rein  thatsächlicher  Natur  und  an  sich  ohne 
juristischen  Gehalt.  Diesen  empfangen  sie  erst,  wenn  das  Volk  sich 
zu  einem  Gemeinwesen  zusammensohliesst.     Dem  Greiste  des 
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Volkes  ist  der  Trieb  eingepflanzt,  seiner  Volksthümlichkeit  eine 
äuBsere  Gestalt,  eine  einheitliche  Fonn  zu  geben.  So  entsteht  der 
Staat.  An  sich  eine  Vemunftnothwendigkeit,  weil  der  Mensch  nur 
im  Staate  menschlich  leben  kann,  ist  die  Entstehung  des  Staates  in 
concreto  ein  geschichtlicher  Vorgang,  für  den  sich  keine  allgemeine 
Theorie  aufstellen  lässt.  Der  Staat  ist  das  konstituirte  Volk,  »po- 
pulus  ciyiliter  constitutus«.  Durch  seine  Errichtung  entsteht  eine 
höhere  herrschende  Persönlichkeit  über  den  einzelnen  Individuen. 
Verschieden  von  den  abgeleiteten  juristischen  Personen  des  Privat- 
rechtes, erscheint  der  Staat  als  die  ursprüngliche,  politisclh 
handelnde  und  herrschende  Persönlichkeit.  Wesen 
der  Person  ist,  einen  eigenen  Willen  zu  haben  und  diesen  Willen 
äussern  zu  können.  So  erhebt  sich  über  dem  einzelnen  Wollen  der 
Individuen  der  Staatswille^  nicht  als  blosse  Addition  der  Ein- 
zelwillen, sondern  als  der  Wille  einer  eigenen  machtvollen,  leben- 
digen Persönlichkeit.  Durch  den  Staat  ist  das  Volk  zu  einem 
rechtlich  konstituirten  Gemeinwesen  geworden. 

§11. 
4)  Me  Obrigkeit  (Einl.  S.  119.) 
Nur  die  Menschen ,  als  physische  Personen ,  haben  von  Natur 
eiuen  Willen.  Das  Zustandekommen  des  Willens  ist  bei  ihnen  ein 
innerer  Vorgang ,  der  sich  jeder  juristischen  Betrachtung  entzieht. 
Moralische  Personen,  wie  der  Staat,  bedürfen  dagegen  einer  beson- 
dem  Einrichtung,  wodurch  der  Gesammtwille  zur  Darstellung 
kommt.  Dieser  Gresammtwüle ,  der  keineswegs  immer  auf  der 
Uebereinstimmung  des  Willens  aller  Theilhaber  beruht,  verkörpert 
sich  in  der  Obrigkeit.  Dem  staatlichen  Gesammtwillen  muss  aber 
auch  die  Gesammtkraft  zu  Gebote  stehen,  d.  h.  die  Staatsgewalt 
muss  eine>unwiderstehlich  zwingende  sein,  welche  den  Widerstand 
der  Unterthanen  zu  brechen  vermag.  Jede  Obrigkeit  ist  in  Frage 
gestellt,  wenn  eine  andere  menschliche  Kraft  im  Staate  ihr  mit  Er- 
folg den  Gehorsam  zu  verweigern  im  Stande  ist.  In  allen  Staaten 
ist  der  Gegensatz  zwischen  Obrigkeit  und  Unterthanen ,  zwischen 
Regierung  und  Regierten  vorhanden,  selbst  in  rein  demokratischen. 
Ohne  Obrigkeit  giebt  es  nur  Anarchie,  welche  die  Negation  alles 
Staatslebens  ist. 

§  12. 
6)f0tfMtUg.  (EinLS.  120.) 
Jedes  Gemeinwesen,  welches  auf  den  Namen  eines  Staates  An- 
spruch machen  wiU,  muss  eine  Verfassung  haben,  d.  h.  einen 

B.  S e lin  1  z 0 ,  BeuischeB  Stutsreclit.  2 


Digitized  by  VjOOQ IC 


lg  I.   Grundbegriffe  de8  allgdmeinen  Staatsrechtes. 

Inbegriff  von  Nonnen,  durch  welche  das  rechtliche  Verhältnis»  der 
Obrigkeit  zu  den  Unterthanen  festgestellt  und  die  Ausübung  der 
Staatsgewalt  geregelt  wird.  Ohne  Verfassung  ist  kein  Staat  denk- 
bar, wenn  dieselbe  auch  noch  so  roh  und  unentmckelt  sein  sollte. 
Nur  darf  man  dabei  nicht  an  eine  geschriebene  Verfassungsur- 
kunde; oder  eine  besondere  Verfassungsform,  etwa  die  Repräsen- 
tatiwerfassung,  denken. 

§  1^- 
6)  Der  ttMtnvwk.  (Einl.  S.  125-13S.) 

Eine  wissenschaftliche  Definition  des  Staates  bedarf  der  An- 
gabe des  StaatsKweckes.  So  bedeutsam  es  ist ,  dass  der  Staat  als 
Persönlichkeit,  d.  h.  als  willensfähiges  Subjekt,  gefasst  wird,  so  ist 
dies  doch  immer  nur  die  formale  Seite  des  Begriffes.  Es  kommt 
darauf  an,  diesem  Wollen  auch  seinen  materiellen  Inhalt  zu  be- 
stimmen. In  dieser  Beziehung  stellt  das  Staatsrecht  den  Satz  auf, 
dass  der  Träger  der  Staatsgewalt  nur  dann  staatsgemäss  handelt, 
wenn  er  sich  nicht  Privatzwecke  privilegirter  Klassen  und  einzelner 
Individuen,  sondern  die  Gemeinzwecke  der  Nation  zur  Auf- 
gabe stellt.  Insofern  ist  die  Bestimmung  des  Staatszweckes  ein 
üothwendiges  Moment  im  Begriffe  des  zum  Selbstbewusstsein  er- 
wachten Staates.  Die  Lehre  vom  Staatszwecke,  die  sog.  politische 
Teleologie,  ist  zu  einem  ebenso  umfangreichai,  als  bestrittenen 
Kapitel  der  Staatslehre  herangewachsen.  Vom  Staats  rechtlichen 
Standpunkte  genügt  folgende  kurze  Andeutung. 

Der  Staat  ist  keineswegs  erst  der  Schöpfer  alles  Bechtes.  Auch 
ausserhalb  des  Staates  best^t  Recht,  wie  schon  das  Dasein  des 
Völkerrechts  beweist.  Aber  das  ausserstaatliche  Becht  ist  vielfach 
schwankend  in  seinen  Bestimmungen,  weil  es  an  einer  gesetzgeben- 
den Grewalt,  unsicher  in  seiner  Verwirklichung,  weil  es  an  einem 
Richter  und  einer  zwingenden  Executive  fehlt.  Darum  stellen  die 
im  Staate  vereinigten  Menschen  als  erstes  Postulat  an  den  Staat: 
Sicherung  und  Verwirklichung  des  Rechtsschutzes. 
Die  mit  alles  bezwingender  Macht  ausgerüstete  Staatsgewalt  ist 
allein  im  Stande,  solchen  wirksam  zu  gewähren.  Hierauf  beschränkte 
sich  auch  der  Staat  des  Mittelalters.  Neben  der  Vertheidigung  nach 
aussen  gegen  andere  Staaten  ist  der  Rechtsschutz  im  Innern  seine 
einzige  Aufgabe.  Aber  je  mehr  die  Menschen  in  der  Kulturent- 
wickelung fortschreiten ,  um  so  mehr  empfinden  sie ,  dass  die  mit 
der  stärksten  Macht  ausgerüstete  Staatsgewalt  allein  geeignet  und 
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im  Stande  ist,  gewisse  Kulturbedingungen  herzustellen.   Die  Staats- 
gewalt kommt  immer  mehr  zur  Einsicht,  dass  sie  das  Wohl  des 
Staates  selbst  fördert,  wenn  sie  den  Einzelnen  in  seinem  Streben  nach 
matexiellem  Wohlstand  und  geistiger  Bildtmg  hülfreich  die  Hand 
rncht.  So wirddermittrialterige  ausschliessliche  Bechtsstaat  zum 
aUuftfiLssenden  modernen  Kulturstaate.    Die  Totalität  des 
Staatszweckes  kommt  zur  allgemeinen  Anetkennuttg.  Anfangs  ist  der 
so  zum  Bewusstsein  seiner  allgemeinen  Kulturaufgabe  gelangte  Staat 
zu  Uebezgriffen  geneigt.     Er  macht  die  Au%aben  des  Menschen- 
lebens zu  seinen  eigenen ,  er  will  die  Menschen  sittlich  und  wohl- 
habend machen,  er  wird  zur  Bevormundungsanstalt  und  remichtet 
damit  die  individuelle  Freiheit  seiner  Bürger,  sog.  eud&monistischer 
Polizeistaat  der  Aufklärungsperiode.     Erst  im    modernen  Ver- 
fassungsstaate finden  die  beiden  Bichtungen  ihre  harmonische 
Ausgleichung.     Während  die  Herstellung  der  Beohtsordnung  als 
die  erste,  epeziftsohe  Misston  des  Staates  festgehalten  wird,  kommt 
auch  seine  Bedeutung,  als  Träger  und  Diener  aller  menschlichen 
Kulturau^ben,  zur  Anerkennung,  aber  mit  der  Beschränkung,  dass 
der  Staat  auf  diesem  Gebiete  nicht  die  positive  Erfüllung  dieser 
menschlich^i  Lebenszwecke  übemelunen  kann,  sondern  nur  die 
äussere  Ordnung  und  die  indirekte  Förderung,  und  zwar 
auch  nur  soweit,  als  die  in  erster  Linie  eintretende  Privatth%ligkeit 
nicht  ausreicht.   Mit  dieser  wohlverstandenen,  immer  mehr  auch  zu 
Bechtssatzen  ausgebildeten  Beschränkung  hält  der  moderne  Staat 
sein :  «nihil  humanum  a  nie  aUenum  esto«  fest  und  macht  ausser  der 
Rediteordnung  auch  alle  andern  Angaben  des  Volkes  zu  seinen 
Zwecken,  soweit  diese  einer  gemeinsamen  Förderung  bedürfen  (To- 
talität des  Staatszweckes] . 

§  14. 
Definition  des  Staates. 
Diese  wesentlichen  Merkmale  fassen  wir  folgendennassen  zu 
einer  Definition  zusammen :  Der  Staat  ist  die  Vereinigung 
eines  sesshaften  Volkes  zu  einer  Oesammtpersön- 
lichkeit,  unter  einer  höchsten  Gewalt  und  einer 
bestimmten  Verfassung,  zur  Verwirklichung  aller 
Gemeinzwecke,  vor  allem  zur  Herstellung  der  Beohts- 
ordnung. 
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Der  Staat  als  Organismus. 

Die  ältere  deutsche  Staatsrechtswissenschaft  begnügte  sich  damit, 
die  einzelnen  staatsrechtlichen  Institute  aufzuzählen,  nebeneinander  zu 
stellen  und  mehr  statistisch  zu  beschreiben,  als  juristisch  zu  begreifen, 
Die  Wissenschaft  stand  damit  ganz  auf  dem  Standpunkte  des  damaligen 
Staatslebens.  Weder  im  Reiche,  noch  im  Territorium  war  der 
Staats ge danke  zum  Durchbruche  gekommen.  Vor  allem  fehlte  dem 
deutschen  Territorialstaatsrechte  der  Begriff  der  Staatspersönlichkeit 
vollständig.  In  dieser  ganzen  Zeit  kommt  nirgends  das  Wort  »Or- 
ganismus«, zur  Bezeichnung  des  Staates  vor.  Erst  in  diesem  Jahr- 
hundert begegnet  uns  dasselbe  bei  staatsphilosophischen  Sehriftetellem, 
zuerst  wohl  bei  Fichte  und  Schelling,  offenbar  als  Anklang 
an  die  Auffassung  des  Alterthums.  Aus  den  Schriften  der  Staats- 
philosophen pflanzt  es  sich  fort  in  die  Politik  und  wird  end- 
lich auch  in  die  Rechtswissenschaft  aufgenommen.  Es  geht  so 
allgemein  in  den  Sprachgebrauch  über,  dass  im  letzten  Menschenalter 
wohl  kein  Schriftsteller  über  den  Staat  sich  ganz  davon  freigehalten  hat. 
Erst  C.  F.  V.  Gerber,  welcher  selbst  in  seinen  «Oeffentlichen  Rechten« 
(1852)  noch  den  Begriff  des  Organismus  der  ganzen  Konstruktion  des 
Staatsrechtes  zu  Grunde  gelegt  hatte,  unterzog  Wort  und  Begriff  »Organis- 
mus «  in  seiner  Anwendung  auf  den  Staat  einer  scharfen  Kritik  (Grund- 
züge des  Staatsr.  11.  Aufl.  1869,  S.  210 — 219)  und  gelangte  zudem 
Resultate ,  dass  sich  mit  diesem  Worte  kein  klarer  juristischer  Begriff 
verbinden  lasse  und  dass  es  desbalb  aus  dem  Staatsrechte  ganz  zu  ver- 
bannen %ei,  während  er  ihm  seine  Bedeutung  für  eine  politische  Betrach- 
tung des  Staates  nicht  absprach.  Weiter  ging  A.  Th.  vanKrieken, 
welcher  in  seiner  Schrift  »Ueber  die  sog.  organische  Staatstheorie« 
(Leipzig  1873)  die  Behauptung  aufstellte,  dass  die  sog.  organische 
Staatstheorie  nichts  für  das  Verständniss  des  Staates  geleistet  und  die 
Anwendung  des  Begriffes  »  Organismus  «  auf  den  Staat  gleiohmässig  aus 
politischen,  wie  aus  juristischen  Gründen  verwerflich  sei.  Gegen 
van  Krieken  ist  O.  Gierke  in  zwei  Aufsätzen:  »Die  Grundbe- 
griffe des  Staatsrechtes  und  die  neuesten  Staatstheorien «  (Zeitschr.  f. 
die  gesammte  Staatsw.,  Heft  I  und  11  1874)  aufgetreten,  welche  sich 
durch  eine  tiefe,  philosophisch  durchdachte  Auffassung  des  Gegenstandes 
auszeichnen.  Da  die  Polemik  G e r  b  e r'  s  namentlich  auch  gegen  meine 
Ausführung  »Ueber  Prinzip,  Methode  und  System  des  Staatsrechts« 
(Zeitschr.  für  Staatsr.  Bd.  I,  S.  417  ff.)  gerichtet  ist,  so  sei  hier  folgende 
kurze  Gegenbemerkung  verstattet.  Es  ist  charakteristisch,  dass  die  Ver- 
gleichung  des  Staates  mit  einem  Organismus  nur  in  solchen  Zeiten  auf- 
tritt, wo  Staats-  und  Volksleben  in  enger  Beziehung  zu  einander  stehen, 
wo  der  Volksgeist  schöpferisch  auf  die  Gestaltung  des  Staatslebens  zurück- 
wirkt. Darum  vergleichen  die  grössten  Staatsphilosophen  des  grie- 
chischen Alterthums,  Plato  und  Aristoteles,  den  Staat  mit  einem  mensch- 
heitlichen Organismus.  Ihnen  folgen  darin  die  römischen  Schriftsteller, 
besonders  Cicero.  Dem  unstaatlichen  Mittelalter,  soweit  man  Aristoteles 
nicht  wörtlich  ausschrieb,  sowie  der   Zeit  des  deutschen  Feudal-  und 
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PatrimonialstaateB  der  letzten  Jahrhunderte  ist  dieser  Vergleich  völlig 
fremd.  Er  tritt  aber  sogleich  wie  von  selbst  hervor,  seitdem  das  Volks- 
leben wieder  lebendigere  Fühlung  mit  dem  Staate  gewinnt  und  man  darauf 
ausgeht,  auch  das  Volk  wieder  selbstthätig  am  Staate  zu  betheiligen. 
Diese  Thatsache  hfitte  van  Krieken,  bei  einigem  historischen  Takte, 
schon  allein  abhalten  müssen,  den  Begriff  des  Organismus,  auch  als  einen 
politisch  verwerflichen,  zu  vemrtheüen.  Soviel  steht  fest,  dass  das  Wort 
»Organismus«  ein  den  Naturwissenschaften  entlehntes,  auf  das  Staats- 
leben  sinnbildlich  übertragenes  ist.  Bei  der  Armuth  der  Sprache  ist  aber 
eine  solche  Uebertragung  der  Bezeichnung  physischer  G^enstände  auf 
ethische  und  geistige  Verhältnisse  unvermeidlich.  Allerdings  ist  mit  dem 
•  Olganismus  a  in  der  Staatswissenschaft  viel  Missbrauch  getrieben  worden, 
indem  man  den  Staat  mit  dem  menschlichen  KOrper  verglich,  die  Elemente 
des  Staates  mit  den  Gliedern  des  Körpers,  die  staatlichen  Funktionen  mit 
kOiperüchen  Verrichtungen  parallelisirte .  Gegen  jede  solche  phantastische 
Richtung  der  organischen  Staatslehre  hat  sich  der  Verfasser,  im  Ein- 
klang  mit  der  neueren  Wissenschaft,  aufs  entschiedenste  ausgesprochen. 
(Einleitung  in  das  Staatsr.  S.  119).  Ihm  hat  der  Staat  niemals  als 
ein  Naturprodukt  oder  als  »der  Mensch  im  Grossen«,  sondern  als  ein 
auf  den  hohem  Anlagen  des  Menschen  ruhender  sittlicher  Organis-" 
muft  gegolten.  Gerade  in  dieser  Auffassung  des  Staates  liegt  nach 
unserer  Ansicht  der  grösste  politische  Fortschritt  unseres  Jahrhunderts 
im  Gegensatze  zu  der  mechanischen  Auffasstmg  der  vergangenen  Jahr- 
hunderte, welche  im  Staate  » eine  künstliche,  überaus  zusammengesetzte 
Maschine  «  erblickte.  Wenn  wir  in  d  i  e  s  e  m  Sinne  den  Staat  als  Organis- 
'  mus  bezeichnen ,  so  meinen  wir  damit,  dass  der  Staat  als  der  lebendige 
Ausdruck  des  Volksgeistes  zu  erfassen  sei,  dass  die  Staatsthätigkeit  sich 
nicht  in  der  Bureaukratie  konoentriren  dürfe ,  sondern  dass  das  Volk  in 
seinen  Gliedern  aktiv  am  Staate  betheiligt  werden  müsse,  dass  der  Staat 
nicht  blos  eine  Summe  beherrschter  Individuen  sei,  sondern  dass  er  sich 
in  mannigfacher  Gliederung  von  kleinem  Organismen  zum  grossem 
volksbeherrsehenden  Organismus  auferbauen  müsse.  In  dieser  Idee 
treffen  die  werthvoUsten  Errungenschaften  der  historischen  Schule  mit 
der  St  ein' sehen  Keformgesetzgebung  der  Freiheitskriege  und  den  auf 
Selbstverwaltung  gerichteten  Bestrebungen  der  Neuzeit  zusammen.  Wir 
erkennen  in  diesem  organischen  Staatsgedanken  gerade  die  eigenthüm- 
licbste  Entfaltung  des  germanischen  Volksgeistes  und  den  stärksten  Pro- 
test gegen  den  Mechanismus  des  absolutistiseh-bureaukratischen  Staates, 
wie  gegen  die  ebenso  mechanische  Schablone  des  französischen  Pseudo- 
Liberalismus.  Diese  uns  so  wichtige  ethisch-politische  Seite  des  organi- 
schen Staatsgedankens  verkennt  auch  Gerber  nicht  ganz,  spricht  aber  dem 
BegxifF  des  »Organismus«  jeden  juristischen  Werth  ab  und  will  ihn  ganz 
durch  den  Begriff  derPersönlichkeit  ersetzen .  Allerdings  erkennen 
wir  in  der  Auffassung  des  Staates,  als  einer  selbständigen  Persönlichkeit, 
den  grösftten  Fortschritt  der  neuem  Staatsrechtswissenschaft,  wodurch 
sieh  dieselbe  erst  vollständig  von  der  privatrechtlich-patrimonialen  Theorie 
der  filtern  Publicisten  befreit  hat.  Wir  haben  stets  es  anerkannt,  dass 
Gerber,  im  Gegensatz  zu  seiner  frühern  Auffassung,  die  Persönlichkeit 
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dee  Staates  energku^  betont  und  damit  einen  weeentUehen  Fortaefaritt, 
«ibev  Zaohanft  und  Z6^ü  Idnatia  begraadet  hat.  Wir  sind  aber  de?  An- 
•ioht»  daaa  mit  dem  einfachen  Begriffe  der  Persönlichkeit  der  Staat 
auch  in  seiner  juristiechen  Natur  nicht  volbrtftndig  begriffen  werd^i 
kann.  (Q erber  sagte  einst  selbst:  »das  Staatsrecht  kann  nicht,  wie 
das  Privatreoht,  dosekweg  anf  d«i  einfachen  Begriff  der  PcErsOnlieh* 
keit  konstruirt  werden.«)  Person  ist  vor  allem  der  ^Aselne  Meninh. 
Hier  entlieht  sich  das  Slustandekommen  des  digentiück  reehtliehea  Mo- 
mentes, der  Wülensäuasening,  als  ein  innerer  psydiischer  Voxgang,  jeder 
juristischen  Betrachtung.  Der  einaelne  Mensch  ist  ein  Organismus  im 
physischem  und  geistigen  Sinne,  aber  nicht  im  Sinne  der  Juris^Hrudens. 
Hier  ist  er  ledigUch  ein  Individuum.  Anders  der  Staat.  Bei  diesem 
ist  das  22ttstandekQmmen  des  Willens  ein  Vorgangs  welefa«r  gans  in  den 
Bereieh  der  Rechtsordnung  ftUt.  Darum  ist  der  innere  Organis- 
mus der  StaatqpersönUchkeit  aueh  ein  juristisch  bedeutsamer  Begriff, 
welchem  folgende  Merkmale  zukommen  : 

1)  Wihrend  im  Privatrechte  die  einzelnen  Personen  mit  ihren  abge- 
grensten  Wülenssphfiien  gleichberechtigt  nebeneinanderstehen, 
ist  das  Affentliche  Recht  durchweg  eine  hühere  Ordnung  über  den  ein- 
selnen  Personen,  welcher  dieseübcft  ein-  und  untergeordnet  sind.  Wir 
sagten  daher  oben :  » Alles  PriTatrecht  ist  individuelles  Einsefareoht,  alles 
(Vffentliohe  Recht  ist  organisches  Qesammtreeht.«  Dies  gilt  be- 
sonders von  der  Spitse  des  öffentlichen  Redites,  dem  Staatsrechte.  Ohne 
Hervorhebung  des  organischen  Charaktere  ist  eine  wissenschaftliche 
Unterscheidung  des  öffentlichen  und  privaten  Rechtes  gax  nicht  su  ge- 
winnen. 

2)  Die  PexBon  des  Staates  ist  eine  G es ammt persönlichkeit,  was 
eben  mit  dem  Begriff  des  Organismus  ausammenfSÜlt.  Die  Qfieder  sind 
nicht  blos  Theüe,  wie  die  dee  menschlichen  Körpers,  sondern  selbst 
wieder  Reohtssub^kte,  derea  Redhtssphftre  durch  die  Ordnimg  des  Gan- 
zen festgestellt  ist ;  aber  diese  Reehtssphftre  ist  nicht,  wie  die  privatrech^ 
Hche,  die  des  individuellen  Fürsiehsei  n  s,  sondern  die  durch  die  Mit- 
gliedschaft des  Staates  bestimmte.  Der  Begriff  eines  Staatsgliedes, 
Staatsgenossen,  Staatsbürgers,  ist  ohne  den  Begriff  des  Organismus 
juristisch  nicht  konstruirbar. 

3)  Vor  allem  ist  die  richtige  jurutische  AufEassnng  der  Staatsgewalt 
ohne  Zugrundelegung  des  Begriffes  »Organismus«  nicht  möglich.  Die 
Staatsgewalt  ist  ein  Abstraktum,  welches  verschiedenartiger  Organe 
bedarf,  um  handlungsföhig  su  werden.  Das  gerade  von  Gerber  betonte 
Recht  »der  Organschaft«  beweist,  dass  auch  er  des  Begriffes  des 
Organismus  durchaus  nicht  entrathen  kann.  Die  Organe  sind  nicht  Ver- 
treter, nicht  Repräsentanten  oder  Mandatare  des  Staates,  sondern  durch 
ihre  verfassungsmässigen  Handlungen  handelt  der  Staat  selbst.  Dabei 
haben  diese  Organe  ihre  verschiedenartigen  Aufgaben  und  Funktionen. 
Die  Art  und  Weise,  wie  Monaroh  und  Volksvertretung  in  ihrer  ganz  ver- 
schiedenen Rechtsstellung  zur  Hervorbringung  des  einheitlichen  Staats- 
willens zusammenwirken^  kann  nur  durch  den  Begriff  des  Staatsorganis- 
mus erfasst  werden. 
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Von  der  juristischen  Seite  wird  der  Organismus  des  Staates, 
welcher  allerdings  in  erster  Linie  ein  ethisch-politischer  B^jriff  ist,  auf- 
gefasst,  wenn  jedem  Gliede,  dem  höchsten,  wie  dem  niedersten,  eine  be- 
stimmte Rechtssphäre  zugewiesen  und  gegen  das  Ganze,  wie  gegen  die 
andern  Glieder,  abgegrenzt,  zugleich  aber  dargethan  wird,  wie  dasselbe 
die  Einheit  des  Gänsen  mitbildet  und  in  ihr  beschlossen  ist.  Somit  stellt 
lieh  das  Staatareeht  dar  als  die  reohüich  fixirte  Ordnung  der  einaelnen 
Glieder  des  Staates  in  ihrer  abgegrenzten  eigenthümlichen  Berufsstellung 
and  doch  wieder  in  ihrer  Einheit  und  ihrem  geordneten  Zusammenwir- 
ken. Kurz  das  Staatsrecht  ist  die  Lehre  von  der  rechtlichen 
Organisation  des  Volkes  zu  einem  politischen  Ge- 
meinwesen. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Staatsgewalt. 

(Einl.  8.  160—181.) 

§  15. 

Von  der  juristischen  Natur  der  Staatsgewalt. 

Der  Staat,  als  das  rechtKch  organisirte  Volk,  bedarf  vor  allem 
eines  Gesammtwillens,  welcher  befugt  ist ,  über  die  Gesammt- 
krsft  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  zu  verfügen«  Nur  der  ein- 
sebie  Mensch,  als  solcher,  hat  schon  von  Natur  einen  Willen.  Jede 
andere  Persönlichkeit  bedarf  einer  besondern  Organisation, 
um  ihren  Willen  auBzndriicken  und  darzustellen,  der  Staat  so|gut, 
wie  jedes  andere  Gemeinwesen.  Ein  solcher  herrschender  Staats- 
wille kann  nur  hergestellt  werden,  wenn  derselbe  in  einem  Subjekte 
personificirt  wird;  denn  die  Staatsgewalt  ist  eine  Gewalt,  welche 
im  Namen  des  Staates  von  Menschen  gehandhabt  wird.  Die  Staats* 
gewak  bedarf  zu  ihrer  Wirksamkeit  im  Leben  eines  bestimmten 
Trägers  oder  Inhabers.  Die  so  in  einem  Subjekte  persönlich  gewor- 
dene Staatsgewalt  heisst  die  Obrigkeit.  Die  Staatsgewalt  hat 
einen  durchaus  öffentlich-rechtlichen  Charakter,  d.  h.  der  Herrscher 
ist  nicht  um  seiner  selbst  willen  zu  Privatzwecken  mit  dieser  Gewalt 
bekleidet.  Im  Staate  ist  der  Herrscher  nie  weiter  berechtigt,  als 
er  verpflichtet  ist.  Der  herrschenden  Grewalt  der  Obrigkeit  steht  die 
Gehorsamspflicht  der  Unterthanen  gegenüber.  Aber  das  Verhaltniss 
des  Volkes  zum  Hetrscher  ist  kein  persönliches  Subjektionsverhält- 
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niss,  wie  die  Grutsunterthänigkeit,  kein  kontraktlich-privatrecht- 
liches Band ,  keine  vasallitische  Lehenstreue ;  sondern  staatsrecht- 
liche Unterordnung  unter  das  Oberhaupt  eines  gesetzlich  geordneten 
Gemeinwesens. 

Die  Staatsgewalt  ruht  nicht  in  der  atomisirten  Volksmasse, 
welche  vor  und  ohne  den  Staat  gar  kein  Bechtssubjekt  ist  und  des- 
halb auch  gar  keinen  Willen  haben  kann ,  aber  auch  nicht  in  einer 
über  und  ausser  dem  Staate  stehenden  eigenthumsartigen  Für- 
stenmacht, sondern  lediglich  in  der  anstaltlichen  Natur  des  Staates 
selbst.  Dem  Staate,  als  der  politisch-herrschenden  Persönlichkeit, 
gebührt  allein  die  Staatsgewalt,  sie  ist  dem  Staate  immanent,  ein 
nothwendiges  Attribut  seines  ganzen  Daseins.  Der  Herrscher  selbst 
ist  nur  ein  Organ  des  Staates,  das  oberste  Glied  im  Organismus 
dieses  vielgegliederten  Gemeinwesens.  Die  neuere  Staatsrechts- 
wissenschaft verwirft  die  Irrlehre  der  atomistischen  Volkssouve- 
ränetät,  ebenso  wie  die  der  patrimonialenFürstensouveräne- 
tat,  und  bekennt  sich  zu  dem  allein  richtigen  Princip  der  Staats- 
souveränetät. 

§16. 

Wort  und  Begriff  der  Souveränetät. 
(Einl.  8.  165—168.) 
Das  französische  Wort  »souverainet^«  ist  aus  dem  Lateinischen 
entnommen  und  bedeutet:  suprema  potestas,  suprematia,  supre- 
mitas.  In  diesem  Sinne  sprach  die  mittelalterige  Theorie  nur  dem 
römisch-deutschen  Kaiser,  als  »dem  dominus  mundi«  die  »suprema 
potestas«  zu.  Erst  kraft  behaupteter  Exemtion  legten  sich  auch  die 
andern  Monarchen  Europa's  die  Souveränetät  bei  imd  betrachteten 
ihre  Gewalt  als  eine  der  kaiserlichen  gleichgeltende.  In  diesem 
Sinne  gehört  zum  Wesen  der  Souveränetät  nur  die  Unabhängigkeit 
von  einer  andern  fremden,  ausserhalb  des  eigenen  Staates  stehenden 
Gewalt,  besonders  von  der  kaiserlichen.  Erst  später  legte  man  in 
den  Begriff  der  Souveränetät  die  Unbeschränktheit  des  Herr- 
schers den  Unterthanen  gegenüber,  die  Abwesenheit  verfassungs- 
mässiger Schranken,  eine  Umprägung  des  Begriffes,  welche  in 
Frankreich  mit  der  Herstellung  der  absoluten  Monarchie  aufkam. 
Die  heutige  Staatsrechtswissenschaft  verwirft  diesen  Missbrauch  des 
Wortes.  Souveränetät  ist  ihr  nicht  die  Staatsgewalt  selbst,  sondern 
nur  eine  Eigenschaft  der  Staatsgewalt,  welche  gar  nicht  mit  der 
Yerfassimgsform  zusammenhängt.   Absoluten  und  konstitutionellen 
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Monarchien  gebührt  ebenso,  wie  Republiken,  die  Souveränetät ;  sie 
bedeutet  die  Unabhängigkeit  der  Staatsgewalt  von  einer  ausser  ihr 
stehenden  hohem  Staatsgewalt  und  ist  somit  ein  wesentlich  nega- 
tiver Begriff,  indem  durch  sie  die  Abwesenheit  einer  jeden  staats- 
rechtlichen Unterordnung  behauptet  wird.  Rein  völker- 
rechtliche Beschrankungen  heben  den  Begriff  der  Souveränetät 
nicht  auf.  Alle  civiUsirten  Staaten  erkennen,  trotz  ihrer  Souveränetät, 
eine  über  ihnen  stehende  internationale  Rechtsordnung  an,  welche 
ihnen  im  wechselseitigen  Verkehre  bestimmte  Pflichten  auferlegt 
und  Rechte  gewährt.  Ja,  durch  völkerrechtliche  Verträge  können 
sich  Staaten  in  weitgehender  Weise  beschränken,  indem  sie  sich 
über  eine  nach  gleichen  Ghrundsätzen  vorzunehmende  Ausübung 
ihrer  Hoheitsrechte  verständigen  und  sich  dadurch  oft  in  weitgehen- 
der Weise  die  Hände  binden.  Dies  geschieht  z.B.  durch  Alliance-, 
Zoll-  und  Handelsverträge,  am  meisten  durch  Eintritt  in  einen 
Staatenbund,  welcher  die  Staaten  in  ihrer  freien  Bewegung  sehr 
beschränken  kann.  So  lange  aber  solche  Beschränkungen  nur  in 
der  völkerrechtlichen  Sphäre  verbleiben,  heben  sie  die  Souveränetät 
der  Staaten  nicht  auf,  weil  sie  nicht  einem  übeigeordneten  Willen 
einer  civitas  maxima,  sondern  lediglich  ihrem  eigenen,  vertrags- 
massig gebundenen  Willen  gehorchen.  Die  Souveränetät  hört  erst 
mit  dem  Augenblick  auf,  wo  eine  Staatsgewalt  staatsrechtlich  einer 
hölieren  Staatsgewalt  untergeordnet  wird.  Als  ein  reiner  Rechtsbegriff 
hat  die  Souveränetät  mit  der  politischen  Machtstellung  der  Staa- 
ten nichts  zu  thun^.  Politisch  sind  alle  Staaten  mehr  oder  we- 
niger abhängig  von  einander  und  besonders  kleinere  Staaten  that- 
sächlich  oft  genug  darauf  angewiesen ^  sich  dem  Willen  ihrer 
grossem  Nachbarn  in  allen  Beziehungen  zu  fügen.   Dies  thut  aber 


1  Wenn  daher  t.  Geiber  in  seinen  Grundzügen  2.  Aufl.  S.  25  sagt:  »Die 
Souverfinetat  ist  kein  Begriff,  der  blos  auf  der  Basis  des  Rechts  beruht,  er  setzt 
zugleich,  um  sui  vollen  Wahrheit  zu  werden,  eine  entsprechende  Macht  voraus«, 
so  entzieht  er  dadurch  den  Begriff  der  scharfen  juristischen  Bestimmung. 
Welche  Staaten  wären  souver&n,  wenn  man  die  Machtmittel,  ihren  Staats- 
willen  im  Völkerverkehre  geltend  zu  machen,  als  Massstab  der  Souveränet&t  be- 
trachten wollte  ?  Etwa  nur  die  sechs  Qrossm&chte ,  oder  vielleicht  auch  noch 
Schweden  und  Spanien  ?  Der  Kechtswissenschaft  kann  es  nur  auf  rechtliche 
Hgenschaften  der  Staaten  ankommen ,  nicht  auf  die  thatsächlichen  Machtver- 
hiltnisse.  Juristisch  ist  das  Fürstenthum  Liechtenstein  ebenso  souverän,  wie 
das  ELaiserthum  Russland.  Die  Souveränetät  ist  überall  da  vorhanden,  wo  keine 
staatsrechtliche  Unterordnung  eines  Staates  unter  die  Staatsgewalt  eines  andern 
Staates  besteht.  Auf  die  thatsächliche  politische  Abhängigkeit  eines  Staates 
vom  andern  kann  die  Rechtswissenschaft  keine  Rücksicht  nehmen. 
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dem  juristischen  Begriff  der  Souveränetät  keinen  Abbrach. 
Diese  wird  nur  aufgehoben  durch  eine  staatsrechllieh  fornu-» 
lirte  Abhängigkeit  von  einer  andern  hohem  Staatsgewalt.  Zum 
Vollbegriffeder  Staatsgewalt  gehört  allerdings  die  Eigenschaft 
der  Souveränetät.  Die  Staategewalt  soll  grundsätslich  die  hoch  ste 
Gewalt  auf  Erden  sein,  welche  begrifflieh  keiner  andern  Gewalt 
staatsrechtlich  untergeordnet  sein  dcurf.  Allein  im  wirkliehen  Leben 
kommen  Gestaltungen  vor^  welche  sich  nicht  immer  den  strengen 
Forderungen  der  Theorie  fügen.  So  hat  es  su  verschiedenen  Zeiten 
politische  Gebilde  gegeben,  welche  alle  sonstigen  Merkmale  des 
Staates  an  sich  trugen,  nur  dass  ihre  Staatsgewalt,  trota  weitgehen* 
der  Selbständigkeit,  in  irgend  einer  Weise  einer  anderen  höheren 
Staatsgewalt  untergeordnet  war,  dass  ihnen  mit  einem  Worte  die 
volle  Souveränetät  abging.  Diesen  politischen  Gebilden  hat  man 
die  Bezeichnung  des  Staates  niemals  verweigert  und  daxnit  das 
M^kmal  der  Souveränetät  für  ein  nicht  absohit  wesentliches  er- 
klärt. Bis  zum  J.  18a6  waren  sämmtliche  deutsche  Territorien  von 
Bechtswegen  der  Beichsgewalt  untergeordnet,  und  trotadem  wurden 
sie,  wegen  ihrer  weitgehenden  Selbständigkeit ,  die  es  verbot,  sie 
als  blosse  Gemeinden  oder  Selbstverwaltungskörper  2U  bezeichnen» 
im  Leben,  wie  in  der  Wissenschaft ,  als  Stet aten  bezeichnet  und 
behandelt. 

§17. 
Grenzen  der  Staatsgewalt. 

(Einl.  S.  163.) 

Die  Staatsgewalt  ist,  ihrem  normalen  Begriffe  nach,  die  oberste 
Macht  auf  Erden.  Die  Menschen  und  alle  ihre  andern  Gremein- 
Schäften  und  Institute ,  selbst  die  Kirche ,  sind  ihr  in  ihren  äussern 
Beziehungen  unterworfen.  Man  bezeichnet  dies  Verhältniss  wohl 
als  »die  Omnipotenz  des  Staates  oder  des  Parlamentes«.  Wenn  z.  B. 
in  einem  souveränen  konstitutionellen  Staate ,  unter  Zustimmung 
aller  Faktoren  der  Staatsgewalt,  ein  Gesetz  verfassungsmässig  zu 
Stande  gekommen  ist,  so  ist  formell  ein  solches  Gesetz  unbe- 
stritten gültig  und  rechtmässig ,  mag  sein  Inhalt  sein ,  welcher  er 
will ;  denn  es  ist  keine  höhere  Autorität  vorhanden,  welche  ein  sol- 
ches Gesetz  als  rechtswidrig  verwerfen  könnte.  Aber  diese  Unum- 
schränktheit  ist  nur  eine  formelle,  keine  materielle.  lieber 
dem  menschlichen  Bereiche  des  Staates  steht,  als  eine  höhere  Macht, 
die  sittliche  und  natürliche  Ordnung  der  Dinge ,  welche  der  Staat 
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nidil  nrnkehfen  und  verwirren  diurf^  ohne  Unreoht  bq  thim;  so  darf 
er  die  Frdheit  der  Wiseensohaft,  des  Glaubens,  die  ewigen  Grund« 
eitee  des  Sitteiq^esetaes  nicht  antasten.  Thut  der  Staat  es  aber  den«» 
noeh,  so  giebt  es  über  der  Gesetsgebung  des  Staates  freilich  keine 
bäiere  Instanz,  welche  ein  solches  materidlea  Unrecht  auch  foinnell 
dafür  erklären,  ein  solches  Gresetz  ausser  Kraft  SQtsen  könnte,  aber 
dem  Betheiligten  gegenüber  ersdieint  ein  solcher  Akt  der  Staate 
gewalt,  trotz  sdner  formellen  Koirektheit,  als  unverbindlich. 
Der  Betheiligte  kann  und  muss  in  einem  solchen  Falle,  freilich  auf 
die  Gefahr  hin  Märtyrer  seiner  Ueberzeugung  zu  werden,  der  ihre 
Sphäre  überschreitenden  Staatsgewalt  den  Gk^orsam  verweigern 
und  gegen  das  Unrecht  protestiren.  Das  Wort:  »Man  soll  Gott 
mehr  gehorohen,  als  den  Menschen«  bleibt  trotz  alles  Missbrauchs, 
wdehen  man  in  unseren  Tagen  damit  getrieben,  eine  ewige  Wahr* 
heit.  Es  ist  eine  gefahrUdie  Ueberspannung  d»  Staatsidee ,  wenn 
man  die  Staatsgewalt  nicht  nur  als  die  oberste^  sondern  auch  als  die 
absolute  Macht  auf  Erden  ansieht,  welche  schlechthin,  auch  ma- 
teriell, kein  Unrecht  thun  kann ,  welche  der  einzige  Regulator  aller 
menschlichen  Verhältnisse  sein  soll.  Wo  der  Staat  solche  sittliche  , 
und  natürliche  Schranken  nicht  anerkennt,  wo  er  jede  Ueberschrei- 
tong  des  rechtlichen  Umkreises  der  Staatsgewalt  für  erlaubt  hält, 
ist  Staatsabsolutismus  vorhanden,  welcher  wohl  zu  unter- 
scheidenist vom  Fürstenabsolutismus,  denn  auch  ein  konsti- 
tutionelles  Parlament,  ja  eine  demokratische  Volksversammlung 
kann  dieser  gefahrlichen  Richtung  ebenso  verfedlen,  wie  ein  Allein- 
henscher.  Es  ist  bezeichnend  genug,  dass  zwei  so  diametral  ent- 
gegengesetzte Geister,  wieHobbes,  der  Vorkämpfer  despotischer 
Willkür,  und  Rousseau,  der  publicistische  Prophet  der  franzö- 
sischen Revolution,  gerade  in  dieser  Richtung  völlig  übereinstim- 
men. Hobbes*  »imperium  absolutum«  und  Rousseau's  »volonte 
ginärale«  proklamiren  gleichmässig  den  schrankenlosen  Staatsabso* 
lutismos.  Ausser  diesen  sittlich-natürlichen  Schranken,  welche 
durch  das  Wesen  des  Staates  und  der  Staatsgewalt  selbst  gezogen 
sind,  giebt  es  noch  geschichtlich  gewordene,  positiv-rechtliche 
Schranken,  welche  nur  in  gewissen  Staaten,  unter  bestimmten  Ver- 
fassungsformen gelten.  In  den  konstitutionellen  Staaten  sind  die- 
selben zumTheil zu  Sätzen  der  Verfas sungsurkunde  geworden 
nnd  ziehen,  gegenüber  der  Rechtssphäre  der  Staatsbürger,  bestimmte 
Schranken,  in  welche  die  Staatsgewalt  nicht  eingreifen  darf;  es  sind 
dies  die  sog.  Grundrechte  oder  Volksrechte.   Als  Theile  der  Ver- 
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fassimgsurkunde  sind  sie  nicht  nur  fiir  die  Verwaltung^,  sondern 
auch  £Sr  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  unantastbar.  Nur  durch 
verfassungsändernde  Gesetze  können  diese  Schranken  beseitigt  wer* 
den.  Ebenso  bilden  die  sog.  wohlerworbenen  Rechte  eine 
Schranke  für  die  Staatsgewalt,  freilich  ebenfalls  nur  ron  relativer 
Bedeutung.  Wenn  ein  Gesetz,  ohne  zwingende  Gründe  des  öffent- 
lichen Wohles  und  ohne  volle  Entschädigung  des  Berechtigten,  ein 
wohlerworbenes  Becht  aufhebt,  so  ist  dies  entschieden  eine  Rechts- 
verletzung, welche  das  Rechtsbewusstsein  verurtheilt,  gegen 
welche  aber  dem  Verletzten  in  der  Regel  ein  Rechtsmittel  nicht 
zusteht.  Die  Staatsgewalt  solcher  Staaten,  welche  einem  grösseren 
Staatensysteme  angehören,  kann  in  der  hohem  Ordnimg  des  letztem 
sehr  weitgehende  Schranken  finden.  So  war  die  Staatsgewalt  der 
«deutschen  Einzelstaaten  vielfach  schon  durch  die  Grundverträge 
des  deutschen  Bundes  beschränkt,  noch  mehr  ist  dies  jetzt  der  Fall 
durch  die  Reichsverfassung  und  durch  die  Reichsgesetze. 

§18. 

Verschiedene  Funktionen  der  Staatsgewalt. 
(Einl.  S.  174—181.) 

Der  Staat,  als  einheitliche  Persönlichkeit,  kann  auch  nur  einen 
einheitlichen  Willen  haben.  Danmi  ist  Einheit  imd  üntheilbarkeit 
eine  wesentliche  Eigenschaft  der  Staatsgewalt.  Es  ist  ein  Wider- 
spruch, mehrere  selbständige  Staatsgewalten  »pouvoirs«  anzu- 
nehmen. Bei  der  reichen,  mannigfachen  Wirksamkeit  der  Staats- 
gewalt ist  es  indessen  ein  wissenschaftliches  Bedürfniss,  verschiedene 
Funktionen  der  Staatsthätigkeit  zu  unterscheiden.  Vom  Standpunkte 
der  übrigen  Staatswissenschaften  aus  mögen  sich  speziellere  Ein- 
theilungen  nach  den  zahlreichen  Gegenständen  der  Staatsthä- 
tigkeit rechtfertigen,  vom  juristischen  Standpunkt  begnügt  sich  das 
Staatsrecht  mit  der  D reitheil ung,  der  alten  trias  politica ,  wel- 
cher die  neuere  Wissenschaft  einen  tiefem  Inhalt  gegeben  hat, 
indem  sie  nicht  die  äussere  Form,  sondern  den  Innern  Gehalt 
der  Staatsthätigkeit  zum  Eintheilungsgrund  nimmt.  Damach  unter- 
scheiden wir  drei  innerlich  verschiedene  Funktionen  der  Staats- 
gewalt : 

1)  der  Staat  giebt  Gesetze,  d.h.  er  begründet  und  ändert 
staatliche  Institutionen  und  setzt  allgemein  verbindliche  Rechts- 
grundsätze fest.  Au%abe  der  Gesetzgebung  ist ,  das  Recht  gesetz- 
lich zu  bestimmen.     Der  Staat  ist  nicht  alleiniger  Schöpfer  von 
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Bechtssätzen.  Aussedialb  des  Staates ,  wie  im  Staate  ist  auch  das 
Gewohnlieitsrecht  ein  bedeutsamer  Faktor  der  Kechtserseugung. 
Aber  je  mehr  der  Staat  seiner  selbst  bewusst  wird  und  seine  Zwecke 
klar  ins  Auge  fasst,  lun  so  mehr  nimjnt  er  die  Bechtssetzung  selbst 
in  die  Hand,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes. 
Seine  eigene  Organisation  und  die  Rechtsordnung  seiner  Thätigkeit 
steckt  er  durch  sein  eigenes  Gesetz  ab.  Die  Verbindlichkeit  des 
Gesetzes  beruht  auf  der  Autorität  der  Obrigkeit,  welche  einen  von 
ihr  au%estellten  Rechtssatz  den  Staatsgenossen  zu  befolgen  befiehlt. 
Die  rechtsetzende  Thätigkeit  ist  die  höchste  staatliche  Willensäusse- 
rang,  an  welche  die  gesammte  übrige  Staatsthätigkeit  gebunden  ist. 
Aber  ein  Staat,  welcher  sich  mit  Aufstellung  und  Sanktion  von 
Sechtssätzen  begnügen  würde,  wäre  verloren.  Gesetze  sind  abstrakte 
Sätse,  welche  erst  durch  die  übrige  Staatsthätigkeit  praktische 
Wirksamkeit  empfangen. 

2)  Der  Staat  richtet,  d.  h,  er  stellt  das  verletzte  Gesetz  durch 
Eingreifen  in  die  Rechtssphäre  der  verletzenden  Individuen  wieder 
her.  Nicht  der  einzige,  wohl  aber  der  ursprüngliche  und  oberste 
Zweck  des  Staates  ist  die  Herstellung  und  Yertheidigung  der 
Sechtsordnimg  gegen  Verletzungen  jeder  Art,  mögen  diese  gegen 
den  Staat  in  seiner  Gesamxatheit  oder  gegen  einzelne  Individuen 
gerichtet  sein.  Bei  dieser  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  kommt  die 
unwandelbare,  rücksichtslose  Anwendung  des  Gesetzes  allein  zur 
Geltung.  Zweckmässigkeitsgründe  und  Erwägungen  des  öffent^ 
liehen  Wohles  liegen  der  richterlichen  Thätigkeit  fem.  Es  ist  un- 
richtig, das  Eigenthümliche  des  Gerichtes  blos  im  Urtheilen,  in  der 
logischen  Funktion  der  Subsumtion  des  Falles  unter  die  Regel  zu 
suchen.  Das  Urtheilen  kommt  einerseits  ebenso  gut  auch  auf  andern 
Gebieten  der  Staatsthätigkeit  vor,  andrerseits  erschöpft  es  die  Thä- 
tigkeit des  Gerichtes  nicht.  Das  Wesen  des  Gerichtes  liegt  nicht 
im  Urtheilen,  sondern  im  Richten,  d.  h.  in  der  Gewährung  des 
Rechtsschutzes,  in  der  Wiederherstellung  des  Rechtes  bei  vorge- 
kommenen Rechtsverletzungen.  Kraft  ihrer  obrigkeitlichen  Funk- 
tion üben  die  Gerichte  Zwang  gegen  das  Individuum  aus,  leiten  den 
Process  und  vollstrecken  schliesslich  das  Urtheil  durch  Eixigriff  in 
die  sonst  unantastbare  Rechtssphäre  des  Individu\ims.  In  der  rich- 
terlichen Thätigkeit  tritt  die  Staatsgewalt,  in  ihrer  erhabenen  speci- 
fischen  Mission,  als  Schützerin  und  Wiederherstellerin  der  Rechts- 
ordnung im  Staate  auf. 

3;  Der  Staat  verwaltet    oder    regiert.     Mit  steigender 
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Kultur  wachsen  auch  die  Anforderungen  der  Menschen  an  den  Staat. 
Man  misst  »die  Civilisationa  wesentlich  nach  den  Leistungen 
des  Staates  für  allgemeine  Staatsrwecke.  Ausser  dem  Rechtsschutse 
liegt  dem  Staate  der  Schutz  seiner  AngehSrigen  und  seines  Gebietes 
gegen  Angriffe  von  aussen  und  die  Pflege  der  materiellen  und  geisti- 
gen Interessen  des  Volkes  ob.  Solche  Aufgaben  können  nicht  duröh 
Aufstellung  von  Rechtsregeln  gelost  werden.  Es  bedarf  hier  nicht 
abstrakter  Sätze,  sondern  eines  konkreten  Handelns,  eines  Eingrei- 
fens und  Befehlens  für  den  einzelnen  Fall.  Wohl  bilden  die  Ge- 
setze die  Schranken,  die  negative  Um^unung  der  Verwaltungs- 
thätigkeit  nach  allen  Seiten  hin,  aber  innerhalb  der  gesetzlichen 
Schranken  fasst  sie  mit  voller  Freiheit  die  ihr  heilsam  und  zweck- 
mässig erscheinenden  Beschlüsse.  Von  sich  aus,  nicht  um  ein 
Gesetz  zu  vollziehen ,  verhandelt  sie  mit  fremden  Mächten ,  giebt 
Aufträge  an  ihre  Unterthanen ,  errichtet  «Anstalten  zur  Förderung 
von  Bildung  trnd  Wohlstand,  ernennt  Beamte,  verfugt  über  das 
Heer.  Die  Verwaltung  ist  die  normale  Verrichtung  der  Staatsge- 
walt, welche  ununterbrochen  thätig  sein  muss.  während  die  beiden 
andern  Funktionen,  Gesetzgebung  und  Gericht,  nur  durch  beson- 
dere Veranlassung  in  Tliätigkeit  gesetzt  werden ;  sie  ist  die  Leitung 
der  öffentlichen  Thätigkeit  f&t  das  Gemeinwohl,  ihr  Frincip  ist 
Zweckmässigkeit.  Das  Wesen  der  Verwaltung  liegt  nicht  im  Voll- 
ziehen von  Gesetzen,  sondern  in  der  Macht,  im  einzelnen  Fall  das 
G^emeinnützige  anzuordnen,  das  G^ammtwohl  anzustreb^i  und  zu 
versorgen,  den  Staat  zu  schützen  und  nach  aussen  zu  vertreten.  Die 
Verwaltung -wird  durch  die  Gesetze  nicht  positiv  bestimmt,  sondern 
nur  n^^tiv  begrenzt.  Die  Motive  ihres  Handelns  entnimmt  sie 
nicht  den  Gesetzen,  sondern  ihrer  eigenen  Auffassung  von  den 
Staatszwecken  und  der  sachgemässen  Verfolgung  derselben.  Wie 
der  Privatmann  seine  Privatzwecke,  so  verfolgt  sie  die  Staate- 
zweoke  in  eigner  schöpferischer  Thätigkeit,  nicht  positiv  bestimmt 
durch  die  Gesetze,  wohl  aber  gebunden  an  ihre  Beobachtung  und 
verpflichtet,  dieselben  nirgends  durch  ihre  Thätigkeit  zu  verletzen. 
Eine  »Verwaltung  nach  Gesetzen«  bedeutet  nicht  eine  Ver- 
waltung aus  gesetzlichen  Motiven,  sondern  eine  Verwaltung  inner- 
halb der  gesetzlichen  Schranken. 

In  diesem  verschiedenen  Verhältnisse  zum  Gresetze  liegt  der 
tiefgreifende  Unterschied  zwischen  der  richterlichen  Thätigkeit  und 
der  Verwaltung.  Der  von  Stahl  formulirte  Satz,  »dass  für  den 
Rechtsspruch  das  Gesetz  Zweck,  für  die  Verwaltung  Schranke 
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een,  beseichnet  denselben  in  treffHider  Küne.  Aus  dieeem  innem 
Grunde  scheidet  sich  die  richterliche  Thätigkeit  anfb  bestimmteste 
rem  der  Verwaltung  ab;  aus  demselben  lassen  sich  auch  die  Eigen- 
diümli^dikeiten  erklären,  durch  welche  die  persönliche  Rechtsstel- 
lung der  Richter,  sewie  das  Verfahren  vor  den  Oetichten  sich  von 
der  Stellung  und  derThätigkeit  der  Verwaltungsbeamten  so  bestimAit 
abhebt.  Dennoch  Iftsst  sich  nicht  verkennen,  dase  Oericht  und  Ver- 
waltung, der  Gesetegebung  gegenüber,  wieder  manches  Gemeinsame 
habai.  Beide  sind  nicht  befugt,  neue  Beohtssätee  aufsustellen ,  an 
der  bestehenden  Rechtsordnung  etwas  zu  verändern,  innerhalb  deren 
sie  sich  su  bewegen  haben.  Für  beide  Funktionen  ist  das  Gesetz 
unzweifelhaft  die  höhere  verbindende  Autorität.  Daraus  rechtfertigt 
sich  auch  eine  Zweitheilung  der  Funktionen  der  Staatsgewalt, 
wobei  man  Gericht  und  Verwaltung  als  Exekutive,  Vollzie- 
hung bezeichnet  und  dem  Bereiche  der  Gesetzgebung  gegenüber- 
stellt. Wenn  man  diesen  einmal  üblichen  Namen  der  Exekutive 
beibdiilt,  ohne  sich  dieselbe,  wie  das  Wort  besagt,  als  eine  blosse 
Volhiehung  der  Gresetze  zu  denken,  so  Iftsst  sich  dagegen  nichts 
einwienden  und  wir  haben  uns  in  diesem  Sinne  dem  Sprachge- 
brauche  früher  angeschlossen,  räumen  aber  ein,  dass  derselbe  immer- 
hin leicht  KU  einer  missverst^dlichen  Auffttssung  Veranlassung 
geben  kann,  und  werden  ihn  deshalb  von  nun  an  möglichst  vermei- 
den. Ueberhaupt  überwiegt  das  Verschiedenartige  in  Justiz  und 
Verwaltung  dermassen  das  Gemeinsame,  dass  eine  Zusammen- 
ftssung  dieser  beiden  Funktionen  unter  Einen  Gesammtbegriff  nicht 
geboten  erscheint,  und  wir  legen  deshalb  unserer  Systematik  jetzt 
die  Dreitheilung  der  Staatsthätigkeit  in  Gesetzgebung,  Gericht 
imd  Verwaltimg  zu  Grunde. 


Drittes  Kapitel. 

Von  der  Verschiedenheit  der  Staaten  nach  ihrer 

Verfassungsform. 

(Einl.  8.  184—197.) 

§  19. 

Bintheilungsgrund. 

Die  Staatsgewalt,  als  die  einheitliche  höchste  Willensmacht  des 

Staates,  ist  in  ihrem  Rechtsgrunde,  ihrer  Begrenzung,  ihren  Funk- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


32  I-  Oiundbegriffe  des  allgemeinen  Staatsrechtes. 

tionen  ganz  dieselbe  in  allen  Staaten,  ohne  Rücksicht  auf  ihre 
Verfassungsform.  Die  bis  jetzt  voigetragenen  Grundsätze  über 
die  Staatsgewalt  finden  auf  jeden  civilisirten  Staat  gleichmässig 
Anwendung.  Nicht  m  dem  Wesen  und  der  rechtlichen  Natur  der 
überall  sich  gleichbleibenden  Staatsgewalt,  sondern  in  der  Axt  und 
Weise,  wie  die  Staatsgewalt  in  concreto  personificirt  oder  organisirt 
ist,  liegt  die  staatsrechtlich  wichtigste  Verschiedenheit 
der  Staaten.  Für  verschiedene  wissenschaftliche  Betrachtungs- 
weisen mögen  verschiedene  Eintheilungen  der  Staaten  am  Platze 
sein.  Für  das  Staatsrecht,  in  welchem  die  rechtliche  Organisa- 
tion des  Volkes  zum  Staate  dargestellt  wird,  kann  der  Eintheilungs- 
grund  nur  in  der  Konstituirung  der  Obrigkeit,  d.  h.  in  dem  Sub- 
jekte der  Staatsgewalt,  gefunden  werden. 

Subjekt  der  Staatsgewalt  ist  entweder  ein  einzelner  Mensch  zu 
selbständigem  Rechte  —  Monarchie  —  oder  eine  Personen^ 
mehrheit  als  Kollektivbegriff,  ein  bestimmter  Stand  —  Aristo- 
kratie—  oder  die  Gesammtheit  des  Volkes  —  Demokratie.  Ari- 
stokratie und  Demokratie  stimmen  darin  überein,  dass  in  beiden 
Staatsformen  nicht  ein  einzelner  Mensch ,  sondern  eine  Personeu- 
mehrheit  herrscht;  man  bezeichnet  daher  beide  mit  dem  gemein- 
samen Namen  Republik  und  es  lässt  sich  daher  nichts  dag^fen 
einwenden,  wenn  manche  Staatsgelehrte,  wie  Waitz  und  Zacha- 
riä,  eine  Zweitheilung  der  Staatsformen  annehmen,  so  dass  nur 
Monarchie  und  Republik  einander  gegenüberstehen,  wenn  man  nur 
den  grundverschiedenen  Charakter  der  aristokratischen  und  demo- 
kratischen Republik  dabei  gehörig  hervorhebt.  Dagegen  darf  die 
Theokratie,  wie  dies  von  Bluntschli  geschieht,  nicht  als 
eigene  Staatsform  aufgezählt  werden.  Wie  bedeutsam  auch  das 
theokratische  Prinzip  in  der  Staatengeschichte  eingewirkt  hat ,  so 
betrifft  es  doch  nur  den  Glauben  an  den  Ursprung  der  Staatsge- 
walt, aber  nicht  das  wirkliche  Regiment,  welches  entweder  ein 
König  monarchisch  oder  eine  Priesterschaft  aristokratisch  im  Namen 
dieses  Ursprungs  führt.  Die  Theokratie  würde  nur  dann  den  übri- 
gen Staatsforinen  koordinirt  werden  können,  wenn  wirklich  und 
nicht  blos  in  der  Vorstellung  ein  andrer  übermenschlicher  Regent 
gegeben  wäre.  So  bleiben  denn ,  nach  der  uralten  aristotelischen 
Eintheilung,  nur  drei  Hauptformen:  die  Monarchie,  die  Aristo- 
kratie, die  Demokratie,  von  denen  jedoch  die  beiden  letzteren 
wieder  als  Republik  der  Monarchie  gegenübergestellt  werden 
können. 
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§20. 
1)  Dia  Demokratie.  (Einl.  S.  187.) 

Auch  in  der  Demokratie  ist  nicht  das  zufällige  Aggregat  der 
Einzelnen,  noch  weniger  das  Individuum,  sondern  das  Volk  in  sei- 
ner verfassungsmässigen  Gliederung  Träger  der  Staatsgewalt.  Auch 
in  der  Demokratie,  wie  in  jeder  Staatsform,  sind  die  einzelnen  Indi- 
viduen, als  solche,  Unterthanen  der  Staatsgewalt;  aber  das 
Eigenthümliche  der  Demokratie  besteht  darin,  dass  dieselben 
Einzelnen  in  ihrer  verfassungsmässigen  Einheit,  als  Kollektiv- 
begriff gedacht,  auch  die  Träger  der  Staatsgewalt  bilden.  Die 
antike  Demokratie  ist  von  der  modernen  darin  verschieden ,  dass 
jene  durchgängig  eine  unmittelbare  war,  diese  regelmässig  eine 
repräsentative  ist.  Im  Alterthume  übte  das  ganze  Volk  in  sei- 
ner Versammlung,  hnuXriaLa,  die  obersten  Rechte  der  Staatsgewalt 
selbst  aus.  In  den  modernen  Staaten,  welche  nicht  mehr  auf  der 
Grundlage  einer  rechtlosen  Sklavenbevölkerung  beruhen,  kommt 
die  unmittelbare  Demokratie  nur  unter  den  einfachsten  Ver- 
haltnissen ,  bei  kleinen  Hirten-  und  Bauemvölkerschaften ,  wie  in 
den  Bergkantonen  der  Schweiz  noch  vor.  Sonst  hat  überall ,  auch 
in  der  Schweiz,  die  Demokratie  einen  repräsentativen  Charakter 
angenommen,  d.  h.  das  Volk  übt  nicht  mehr  in  seiner  Gesammtheit, 
in  seiner  Urversammlung  die  höchsten  Rechte  der  Staatsgewalt  aus, 
sondern  wählt  nur  Repräsientanten ,  welche  an  seiner  Statt  diese 
Rechte  ausüben.  Dadurch  hat  die  demokratische  Staatsform  die 
Möglichkeit  gewonnen,  auch  grössere  Völker  und  Gebiete  zu  um- 
spannen. Die  grossartigste  Entwickelung  der  repräsentativen  Demo- 
kratie bieten  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika. 

§21. 
^Dtoiriitokraitie.  (Einl.  S.  189.) 
Das  Wesen  der  Aristokratie  besteht  darin  j  dass  hier  ein  be- 
stoamtcr  bevorzugtetr  Stand  die  Herrschaft  aus  eigenem  Rechte  aus- 
übt Darin  ist  die  aristokratische  Form  der  demokratischen  ver- 
waaaidi,  dass  aueb  h]«r  dieselben  Personen)  als  Mitglieder  der 
regier^ideBKörpersehaft,  Theilhaber  an  der  Staatsgewalt,  als 
einzelne  Individuen  dagegenUnterthanen  der  Staatsgewalt  sind; 
sie  unteracheidel  sich  aber  dadurch  von  der  demokratisohen  Staats- 
fonn,  daflS  in  der  Demokratie  das  Volk  unter  gleichmässiger  Bethei- 
ligmng  aller  Stände  und  Klassen  zur  Herrschaft  berufen  ist,  in  der 
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Aristokratie  dagegen  nur  ein  bestimmter  Stand,  welchem  das  ganze 
übrige  Volk  als  gehorchende  Masse  gegenübersteht. 

Im  Alterthume,  wie  im  Mittelalter,  hat  die  aristokratische 
Staatsform  vielfach  gegolten.  Wie  das  jonische  Athen  der  prägnan- 
teste Ausdruck  der  Demokratie,  so  war  Sparta  der  Grundtypus 
dorisch-aristokratischer  Staatsform.  Der  si^reiche  Stamm  der  Spar- 
tiaten  war  hier  der  allein  herrschende,  welchem  die  alten  besiegten 
Ureinwohner,  Lacedämonier,  PeriÖken  als  Unterthanen  gehorchten. 
Auch  Kreta,  Karthago,  und  vor  allem  die  altrömische  Patricierver- 
fassung  bieten  Beispiele  aristokratischer  Republiken.  Im  Mittelalter 
erscheinen  die  deutschen  Städte,  bis  zu  den  demokratischen  Umge- 
staltungen im  14.  und  15.  Jahrhundert,  als  Aristokratien  der  Ge- 
schlechter. Die  vollendetste  Aristokratie  ist  Venedigs  streng  geord- 
nete Adelsherrschaft.  Aber  keine  aristokratische  Republik  hat  sich 
bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  behaupten  können,  die  Aristo- 
kratien sind  sämmtlich  entweder  der  wachsenden  Macht  der  Fürsten 
oder  dem  demokratischen  Volksgeiste  der  Neuzeit  erlegen.  Alle 
gegenwärtigen  Republiken,  auch  die  drei  kleinen  deutschen  Städte- 
republiken, sind  im  staatsrechtlichen  Sinne  Demokratien. 

§22. 
3)  Die  ■•narcbto.  (Einl.  S.  190—195.) 
Monarchie  ist  überall  da  vorhanden,  wo  eine  einzelne  physische 
Person  an  der  Spitze  des  Staates  steht  und  aus  eigenem  selbstän- 
digem Rechte  Träger  oder  Organ  der  Staatsgewalt  ist.  Auf  diese 
Selbständigkeit  des  Rechtes  kommt  es  vor  allem  an,  nicht  auf 
den  Umfang  der  Befugnisse.  Ein  republikanischer  Magistrat,  z.  B. 
ein  Konsul,  Präsident,  kann  sehr  umfassende  Befugnisse  haben, 
aber  er  übt  sie  im  Auftrage,  als  Beamter,  nicht  aus  eigenem  Rechte. 
Während  in  der  Republik,  am  umfassendsten  in  der  Demokratie,  in 
beschränkterem  Maasse  in  der  Aristokratie ,  die  an  der  Herrschaft 
tbeilnehmenden  Personen  in  andrer  Beziehung  doch  wieder  als  Re- 
gierte erscheinen,  ist  der  Monarch  nur  Herrscher,  nie  Unterthan, 
nur  Regent,  nie  Regierter.  Jede  staatsrechtliche  Unterordnung  des 
Monarchen  unter  einen  andern  Staatskörper  würde  das  Wesen  der 
Monarchie  zerstören.  Die  monarchische  Staatsform  hat  zu  allen. 
Zeiten  die  allgemeinste  Ver\)|:eitung  gefunden.  Darum  bietet  sie  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  auch  die  grösste  Mannigfaltig- 
keit. Je  nach  der  Art  und  Weise,  wie  in  einem  Staate  die  Person  des 
Monarchen  bestimmt  wird,  unterscheidet  man  dieErbmonarchie, 
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in  welcher  die  Staatsgewalt  nach  Geblütsrecht  erworben  wird ,  Ton 
der  Wahlmonarchie,  in  welcher  der  Träger  der  höchsten  Ge- 
walt dnich  irgend  eine  Form  der  Wahl  bestimmt  wird.  Obgleich 
die  Wahl  mit  dem  Wesen  der  Monarchie  nicht  absolut  unverträg- 
lich erscheint,  sp  entspricht  doch  die  Succession  nach  Geblütsrecht 
entschieden  mehr  der  selbständigen  Natur  der  monarchischen  Ge- 
walt und  sind  gegenwärtig  alle  europäischen  Monarchien  Erbmo- 
narchien  geworden.  Die  Wahlmonarchie,  als  antiquirte  Form, 
kommt  daher  praktisch  nicht  mehr  in  Betracht. 

Von  viel  grosserer  Bedeutung  ist  die  Verschiedenheit  der  Mo- 
narchien in  Betreff  des  Umfanges  der  monarchischen  Staats- 
gewalt und  des  Verhältnisses  des  Herrschers  zum  beherrschten 
Volke.    Zu  verschiedenen  Zeiten  und  bei  verschiedenen  Völkern 
hat  allerdings  der  Wille  des  Monarchen  als  der  alleinige  Faktor  im 
Staatsleben  gegolten ,  so  dass  die  ganze  öffentliche  Rechtsordnung 
in  letzter  Instanz  von  seinem  Beheben  abhing  (absolute  oder  unum- 
schränkte Monarchie).    In  dieser  Weise  stellt  sich  besonders  die 
Monarchie  bei  den  orientalischen  Völkern  als  Despotie  dar,  wo 
alles  Becht  in  dem  Monarchen  dergestalt  vereinigt  ist ,  dass  ausser 
ihm  und  ihm  gegenüber  niemand  ein  festes  Recht  hat.  Die  orienta- 
lische Despotie  überspannt  dermassen  die  Macht  des  Menschen,  dass 
sie  sich  durch  ein  theokratisches  Princip  zu  rechtfertigen  suchen 
mnss.   Bei  den  europäischen  Völkern  tritt  die  Monarchie  nur  da  in 
dieser  Grestalt  auf,  wo  ein  Volksleben  sich  geschichtlich  ausgelebt 
hat  oder  sich  in  einem  Uebergangszustande  befindet.   Das  erste  war 
bei  den  Römern  der  Fall,  als  das  Cäsarenthum  sich  zur  schranken- 
losen Selbstherrschaft  steigerte,  das  zweite  fand  am  Ende  des  Mittel- 
alters statt,  wo  der  Absolutismus  den  Uebergang  vom  Feudalstaate 
zur  modernen  Staatsordnimg  zu  bahnen  berufen  war  (neuere  abso- 
lute Monarchie  —  Höhepimkt  unter  Philipp  11.  und  Ludwig XIV.). 
Ueberall  stützte  sich  diese  absolute  Richtung  auf  romanistische  Ideen 
(»princeps  legibus  solutus  est«,  »quod  principi  placuit,  legis  habet 
vigoremc),  stand  aber  in  grellem  Widerspruche  mit  der  Rechtsan- 
Behauung  der  germanischen  Völker. 

Das  mit  Volksfreiheit  gepaarte  Königthum  ist  der 
grosse  Staatsgedanke,  welchen  die  Germanen  in  die  Weltgeschichte 
eingeführt  haben.  Schon  in  der  Germania  des  Tacitus  ist  derselbe 
mit  den  Worten  angedeutet :  »nee  regibus  infinita  ac  libera  potestasa.  * 
Immer  und  überall  steht  dem  Volke  ein  bestimmt  geregelter  Antheil 
an  den  Funktionen  der  Staatsgewalt  zu.     Zusammenwirken  von 
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König  und  Volk  i&t  das.  Wesen  der  gennaniachen  Monatchie.  Vieles 
hat  sich  im  Laufe  der  Zeiten  geändert:  die  Art  des  Zuaammenwir- 
kena,  der  Kreis  derer,  die  zua  staatlichen  Mitwirkung  berufen  sind; 
die  Abgrenzung  des  Gebietes,  auf  welchem  die  aktive  TheUnahme 
des  Volkes  am  Staatsleben  stattfindet;  aber  in  allen  Phasen  ist  der- 
selbe germanische  Grundgedanke  wirksam,  dass  der  Monarch  nicht 
alles  staatliche  Leben  absorbiren  darf,  dass  das  Volk,  auf  dem  der 
Staat,  als  seinem  Substrate,  ruht,  löcht  nur  als  passiv  gehorchende 
Masse,  sondern  als  aktiv  mitwirkender  Faktor  am  Staats- 
leben betheiligt  sein  soll.  In  der  verfassuBg»mä£sigen  Monarchie 
ist  der  König  daa  höchste  Glied,  das  Haupt  in  der  Bechtsordnung 
des  Staates,  aber  er  steht  innerhalb  der  verlaasungsmäss^n 
Staatsordnung r  nicht  über  derselben.  Er  ist  gebunden  an  eine 
höhere^  von  seiner  Willkür  unabhängige  Staatsordnung,  welche  er 
nicht  brechen  darf,  ohne  den  Staat  und  somit  sein  eigenes  Recht  in 
Frage  zu  stellen  ^  er  darf  die  wichtigsten  Rechte  d^  Staatsgewalt 
nur  axLSÜben  imter  der  Theilnahme  von  Organen,  die  in  ihrer  Sphäre 
ebenfalls  selbständig  sind. 

Als  Gegensatz,  der  absoluten,  unumschränkten  Monarchie  er- 
scheint daher  die  verfassungsiaässige ^  staatlich  geordnete,  voUu- 
thümliche  Monarchie ,  welche  nicht  als  eine  Aufhebung  oder  Her- 
absetzung dea  monarchischen  Princips,  sondern  ak  eine  reicher 
gegliederte  Organisation  der  monaschischen  Sta«l»£(»m  aufgefasst 
werden  muss.  Was  einst  in  der  miltelalterigeii  Fonn  der  aristokra- 
tisch und  ständisch  gegliederten  Monarchie  einen  unvollkommenen 
Ausdruck  fand,  stellt  sieh  in  der  modernen  Form  d^r  repräsentativen 
und  konstitutionellen  Monarchie  vollendet  dar.  Li  der  An^tgnimg 
und  Durchführung  dieses  acht  germanischen  Staatsgedankees  li^t 
die  wichtigste  staatliehe  Au%abe  unsere»  Zeitalters.  Uebiigena  fin- 
det innerhalb  dieser  Staatsgattusig  wieder  eine  reiche  Maoungfisiltig- 
keit  der  VerfassungMennen  at»tt,  deren  bestimmte,  historisch  gewor- 
ieshe  Individualität  zu  charaktmsiren  dem  besondem  Staatsrechte 
der  einzehieBi  Staaten  überlassen  werden  muss.  Ein  koostitutioneUes 
Staatsrecht  für  aUe  Völker  und  alle  Zeiten  Ucabt  eine  inhaltlose 
Fiktion«  StaatsrechtMch  verwerflich  und  politisch  geföhrlich  ist  es, 
eine  bestimmte  Schablone  der  konstitutioBeUeii  MenardUbe  aufzu- 
stellen, nach  welcher  das  positive  Siaatsreoht  der  einseinen  Staaten 
*geizK>delt  werden  soll  ^  aus  wekher  gewisse  sog.  konztitutioinelle 
Forderungen,  wie  ewige  Veraunftwahrheiteii,  hergeleitet  werden 
sollen. 
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Als  weeentliche  Merkmale,  welche  die  konstitutionelle  Mo- 
natvhie  von  ist  absofaiten  «cheiden,  können  nur  folg^ende  allgemeine 
Momente  betrachtet  ivenlen : 

1 )  Während  der  Monarch  im  abaoluten  Staate  in  seinem  Btegen- 
tenberufe  nur  durch  nttlich-^naturrechtliche  Sehranken  gebunden 
ist,  ist  er  im  konstitutionellen  Staate  positiv-rechtlich  in  der  Aus- 
übung der  ihm  zustehenden  Gewalt  begrenet  und  verfessungsm&ssig 
bestimmt.  Auch  der  absolute  Monarch  ist  «war  in  seinen  Regie- 
rungsliandlungen  an  das  GesetB  gebunden,  so  lange  es  eben 
Gesetz  ist.  Da  er  aber  jeder  Zeit  das  G^etz  naoh  eigenem  Br- 
messen  ändern  kann ,  so  bindet  ihn  das  Gesetz  nur  solange ,  als  er 
daran  gebunden  sein  will.  In  der  konstitutionellen  Monarchie  ist 
das  Gesetz  eine  Macht  auch  über  dem  Monarchen.  Vor  allem  ist 
die  Verfassung,  als  das  wichtigste,  die  Staatsform  selbst  fest- 
stellende Gesetz,  jeder  willkürlichen  Veränderung  durch  den  Mo- 
narchen entzogen.  Dabei  ist  es  nicht  nj5thig,  dass  die  Verfassung  in 
einem  sog.  Grundgesetze  kodiiioirt  sei;  dieselbe  kann  auch  auf  ein- 
zdnen  Gesetzen  oder  auf  Gewohnheitstecht  beruhen  (wie  bekannt- 
lich in  England) .  Wer  behaQ|iitet,  dass  der  Monarch  aus  iigend  einem 
Grunde  die  Veifessung  einseitig  ändern  könne ,  negirt  die  G^nd- 
feste  des  konstitutionellen  Staatsrechtes. 

2)  Duich  die  Verfossung  ist  die  Freiheitssphäre  der  Unter- 
tiianen  dem  Monarohen  gegenüber  abgesteckt,  sodass  er  in  dieselbe 
nicht  willkürlich  eingreifen  darf,  individuelle  Sphäre  der  Volk»- 
freiheit;  negative  Freiheitsiechte.  Ohne  solche  Ghrundrechte  der 
Bürger  ist  die  konstitutionelle  Monarchie  undenkbar,  wenn  auch 
der  übliche  Katalog  nichtssagender  Grundrochtsphrasen  von  lehr- 
buchartiger Allgemeinheit  weder  nothig,  noch  wünschenswertli  ist. 

3)  In  der  konstitutionellen  Monarchie  ist  der  Monarch  bei  Aus- 
übni^  der  staatlichen  Funktionen  an  die  Mitwirkung  mehr  oder 
weniger  selbständiger  Organe  gebunden,  ohne  die  er  mit  rechtlicher 
(Gültigkeit  gar  nicht  handeln  kann.  Das  wichtigste  Organ  ist  die 
Volksvertretung,  deren  Aufgabe  es  ist,  die  Interessen  und 
Rechte  der  Staatsbürger  gegen  jede  etwaige  Verletzung  zu  verthei«^ 
digen  und,  ohne  selbst  zu  regieren ,  den  Gang  der  Regierung  im 
volkstümlichen  Sinne  zu  bestimmen  und  zu  beeinflussen ,  indem 
dieselbe  gerade  in  den  wichtigsten  Staatsangelegenheiten  ohne  die 
Zustimmung  der  Volksvertretung  nicht  staatlich  handeln  kann. 

Das  Vorhandensein  eines  solchen  selbständigen  Staatsotgans, 
in  welchem  sich  die  llieilnahme  des  Volkes  an  der  Ausübung  der 
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Staatsgewalt  darstellt,  ist  ein  unbedingt  nothwendiges  Merkmal  der 
konstitutionellen  Monarchie.  Auch  muss  dieses  Oigan  ein  ent- 
scheidendes Wort  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  und  der 
Ordnung  des  Staatshaushalts  mitzureden  haben,  bloss  berathende 
Stände  bilden  keine  rechtliche  Schranke  gegen  die  Willkür  des 
Absolutismus.  Dagegen  lässt  sich  innerhalb  des  konstitutionellen 
Systems  die  grösste  Mannigfaltigkeit  in  der  Zusammensetzung 
dieser  Körperschaft  denken ,  für  welche  es  durchaus  keine  allge- 
mein gültigen  konstitutiven  Principien  giebt.  Aber  auch  auf  dem 
Gebiete  der  anderen  staatlichen  Funktionen  treten  dem  konstitu- 
tionellen Monarchen  nothwendig  mitwirkende  Organe  zur  Seite. 
So  kann  er  die  richterliche  Gewalt  nur  ausüben  durch  das 
Organ  eines  selbständigen  Richteramtes,  welches  im  Rechtsprechen, 
von  seinen  persönlichen  Weisungen  völlig  unabhängig,  nur  an  die 
Autorität  des  Gesetzes  gebunden  ist. 

Aber  auch  auf  dem  freiesten  Gebiete  der  monarchischen  Thä- 
tigkeit,  der  eigentlichen  Regierung  oder  Verwaltung,  wo  der  persön- 
liche Herrscherwille  am  meisten  zur  Geltung  kommt,  kann  der 
Monarch  nur  handeln  unter  Mitwirkung  von  Staatsdienem,  welche 
für  alle  seine  Regentenhandlungen  die  verfassungsmässige  Verant- 
wortung übernehmen.  Volksvertretung,  unabhängige  Ge- 
richte und  verantwortliche  Minister  sind  die  dem  konstitu- 
tionellen Monarchen  bei  seinen  Staatsfunktionen  zur  Seite  tretenden 
Oigane,  deren  Mitwirkung  freilich  staatsrechtlich  eine  sehr  verschie- 
denartige Bedeutung  hat.  So  ist  der  konstitutionelle  Monarch  über- 
all bei  Ausübung  der  Staatsgewalt  verfassungsmässig  beschränkt 
und  an  die  Mitwirkung  anderer  Organe  und  unentbehrlicher  Mitar- 
beiter gebunden,  keineswegs  aber  ist  ihm  die  Selbstausübung  der 
Staatsgewalt  entzogen ;  vielmehr  kommt,  innerhalb  der  verfassungs- 
mässigen Schranken,  seine  freie  persönliche  EntSchliessung  zur 
vollen  Geltung. 

Staatsrechtlich  ist  das  monarchische  Princip  in  der  konstitu- 
tionellen Staatsordnung  nur  da  gewahrt,  wo  grundsätzlich  die 
gesammte  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Monarchen 
vereinigt  ist  und  die  Befugnisse  der  Volksvertretung  nicht  als 
Mitregierungsrechte,  sondern  als  Beschränkungen  der  monar- 
chischen Gewalt  aufgefasst  werden.  Trotz  ihrer  Selbständigkeit 
bleiben  alle  andern  staatlichen  Organe  dem  Monarchen  untergeord- 
net, ohne  und  gegen  dessen  Willen  nichts  mit  rechtlicher  Kraft 
im  Staate  vor  sich  gehen  kann   (Verwerflichkeit  des  sog.  suspen- 
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siven  Veto] .  In  sämmtlichen  deutschen  Einzelstaaten  ist  in  dieser 
Beziehung  das  monarchische  Princip  gewahrt,  indem  die  Vereini- 
gung der  gesammten  Staatsgewalt  in  der  Person  des  Monarohen  ein 
Fundamentalsatz  des  deutsch-konstitutionellen  Staatsrechtes  ist; 
doch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  ausserhalb  Deutsch- 
lands der  Konstitutionalismus  andere  Bahnen  beschritten  hat, 
welche  das  monarchische  Princip  nicht  so  in  seiner  Reinheit  be- 
wahren. Selbst  das  englische  Staatsrecht  legt  dem  Parlamente, 
d.  h.  dem  König  und  beiden  Häusern,  dem  rex  in  parliamento ,  die 
oberste  Staatsgewalt  bei. 


Viertes  Kapitel. 

Von  der  Verbindung  mehrerer  Staaten  zu  einem  Staaten- 
system ^ 

§23. 
Standpunkt  der  Betrachtung. 
Die  regelmässige  Form ,  in  welcher  ein  Volk  seine  staatlichen 
Aufgaben  zu  lösen  sucht,   ist  der  Einheitsstaat ,   civitas  simplex. 

<  Die  älteste  bedeutende  Untersuchung  über  Staatenverbindungen  ver- 
danken wir  Samuel  v.  Pufendorf:  dissert.  de  systematibus  oivitatum  in 
seinen  dissertationefl  seleet.  p. 265— 330  (Londini  Scanornm  1675) .  Bahnbrechende 
Untersuchungen  über  die  Natur  des  deutschen  Reiches,  als  eines  zusaznmenge- 
setxten  Staates,  stellte  bereits  an  LudolfHugo  de  statu  regionum  Oermaniae 
über  unus  1661.  Herausgegeben  von  J.  N.  Hert,  Giessen  1769.  Allgemeinere 
Betraehtangen  über  die  Natur  der  Staatensysteme  wurden  erst  in  neuerer  Zeit 
veranlasst  durch  die  Gründung  des  nordamerikanischen  Bundesstaates,  dessen 
Grundgedanken  in  den  klassischen  Aufsätzen  des  Federalisten  von  Hamil- 
ton, Madison  und  Jay  erörtert  wurden.  Auf  diese  Ausführungen  gründete  dann 
A.  de  Tocqueville  seine  Ansichten  über* den  Bundesstaat  (Dela  d^mooratie  en 
Am^rique,  besonders  Tom.  I.  Chap.  VIII  »de  la  Constitution  fM^rale).  Auf 
Tocqueville  baute  dann  G.  Wai  t  s  seine  einflussreiche  Theorie  vom  Bundesstaate 
(in  seiner  Politik  Aufl.  HI,  S.  152—218,  früher  gedruckt  in  der  AUgem.  Monats- 
sehrift  für  Wissenschaft  und  Literatur  1853).  Diese  Theorie  hat  die  deutsche 
Wissenschaft  längere  Zeit  ganx  beherrscht  und  auch  ich  habe  mich  ihr  früher 
angeschlossen  (Einl.  Kap.  VII.  S.  197  ff.).  Die  neueren  wissenschaftlichen  Unter- 
suchungen über  den  Bundesstaat  von  H.  von  Treitschke,  A.  Hänel,  Labend, 
Brie  u.  s.  w.,  sowie  die  grossen  geschichtlichen  Ereignisse  und  Vorgänge  des 
Jahres  1867  haben  mich  überzeugt,  dass  die  Waitsische  Theorie  dringend 
einer  Korrektur  bedarf.  Unter  ihrem  Einflüsse  hat  man  die  Sphäre  des  Ge- 
sammtstaates  und  der  Einseistaaten  auseinandergerissen  und  sich  die  Sache  so 
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Damm  hat  sieh  die  altere  Staatslehre  meist  nur  mit  dieser  regel- 
mässigen Gestaltung  des  Staatslebens  befichäftigt  und  lange  die  ver- 
schiedenen Formen  der  StaateuTerbindungen  unbeachtet  gelassen. 
Erst  die  wachsende  Bedeutung  solcher  Staatenverbindungen  im 
praktischen  Leben  hat  die  Theorie  genöthigt,  ihnen  ihre  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden)  und  zu  dem  Versuche  veranlasst  ^  dieselben 
unter  wissenschaftliche  Kategorien  zu  bringen;  doch  fehlt  es  bis  auf 
den  heutigen  Tag  an  der  wissenschaftlichen  Uebereinstimmung  in 
dar  Begrifisbestimmung,  wie  in  der  Terminologie.  Vor  allem  kommt 
es  darauf  an,  nicht  blos  sich  einseitig  mit  der  Entwickelung  des 
Gegensatzes  zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat  zu  beschäftigen, 
wie  dies  gewöhnlich  geschieht,  sondern  nach  einer  Eintheilung  zu 
suchen,  welche  alle  Arten  der  Staatenverbindung  umfasst.  Diese 
Eintheilung  kann  für  die  Rechtswissenschaften  auch  nur  eine 
juristische  sein  und  so  unterscheiden  wir,  nach  den  beiden 
grossen  Rechtsgebieten,  völkerrechtliche  und  staatsrecht- 
liche Verbindungen.  Wir  bezeichnen  mit  dem  ganz  allgemeinen, 
zuerst  von  Pufendorf  in  die  Wissenschaft  eingeführten  Namen 
der  Staatensysteme  alle  Verbindungen  mehrerer  Staaten,  welche 
trotz  ihrer  bleibenden  rechtlichen  Zusammengehörigkeit  sich  doch 
als  Staaten,  mit  einer  mehr  oder  minder  selbständigen  Staatsge- 
walt, nicht  blos  als  Provinzen  eines  grossem  Ganzen  darstellen. 
Ausgeschieden  von  der  Betrachtung  bleibt  daher  der  decentra- 


gedacht,  dass  jeder  Theil  sich  in  der  ihm  sugewiesenen  Sphfize  mit  der  gleichen 
Freiheit  bewege,  ah  ob  ihn  der  andere  gar  nichts  anginge.  Eine  solehe  Auf- 
fassung widerspricht  der  Einheit  des  Staatsbegriffes  und  würde,  praktisch  durch* 
geführt,  Eur  EntEweiung  so  vollständig  selbst&ndig  gestellter  Gewalten,  ja  zur 
Auflösung  des  Staates  führen.  In  dieser  Negation  ist  die  Polemik  von  M.  Seyde]! 
(ÜLommentar  zur  Verfassung  des  Reiches.  Würzburg  1 873)  wohlbegründet,  schiesst 
aber  über  das  Ziel  hinaus,  indem  sie  den[  Begriff  des  Bundesstaates  ganz  verwirft, 
der  seine  gute  Berechtigung  hat.  Die  ältere  Literatur  über  Staatenbund  und  Bun- 
desstaat findet  sich  in  H.  A.  Zachariä,  Staatsr. Bd. I.  §  25,  und  bei  H.  Zopf  1, 
Staatsr.  B.  I.  §  62—65,  und  in  meiner  Einleitung  S.  197.  Schlagend  in  seiner 
Kritik  gegen  Seydel ,  wie  in  seiner  scharfsinnigen  Polemik  gegen  die  bisher 
herrschende  Theorie  erörtert  P.  L  aban  d ,  das  Staatsrecht  des  deutschen  B«iches 
B.  I.  1876.  §  8,  »den  Bundesstaatsbegriff«,  ohne  jedoch  zu  einer  befriedigenden 
positiven  Bestimmung  desselben  zu  gelangen;  dagegen  scheint  uns  A.  Hänel 
in  seinen  »Studien  zum  deutschen  Staatsrechte«,  Leipzig  1873,  und  in  einem  Auf- 
salze: »Zur  Kritik  der  Begriffsbestimmung  des  Bundesstaates«  in  0.  Hirth's 
Annalen  des  deutschen  Reiches  1877.  S.  78—92,  von  allen  neueren  Schrift- 
stellern am  tiefsten  in  das  Wesen  des  Bundesstaates  eingedrungen  zu  sein  und 
aus  diesem  heraus  seinen  staatsrechti\chen  Begriff  zu  deduciren.  Eine  gute 
Uebersicht  der  bisherigen  bundesstaatlichen  Theorien  giebt  Brie,  der  Bundes* 
Staat,  Abth.  I.  Leipzig  1874. 
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lisirte  Einheitsstaat,  ^welcher  seinen  Provinzen,  LandBchaftten 
und  Gremeinden  ein  weitgehendes  Recht  der  Selbstverwaltung  ein- 
räumt. Die  Einverleibung  eines  oder  mehrerer  Staaten  fallt 
gar  nicht  mehr  nnter  den  Begriff  der  Staatenverbindung ,  da  hier 
die  staatliche  Persönlichkeit  des  einverleibten  Staates, zu  ezistiien 
angehört  hat.  Auch  die  sog.  Personalunion  darf  vom  Stand* 
punkte  der  Rechtsordnung  gar  nicht  als  Staatenveibindung 
ugeaehen  werden.  Politisch'genommen,  wird  die  Identität  der 
physischen  HerrscherpersönUohkeit  aUerdings  bedeutsam  auf  die 
Schicksale  der  zugleich  beherrschten  Staaten  zurückwirken,  aber 
weder  völkerrechtlich,  noch  staatsrechtlich  bilden  solche  Staaten 
eine  Einheit.  Spanien  und  das  deutsche  Reich  unter  Karl  Y.  (I.), 
Sachsen  und  Polen  unter  den  beiden  Augusten,  blieben  ganz  ge* 
trennte  Staatspersönlichkeiten.  Juristisch  war  es  für 
sie  etwas  Zufälliges,  dass  der  Erbmonarch  des  einen  Staates  zu- 
gleich in  dem  andern  Staate  zum  Oberhaupt  gewählt  worden  war. 
Damm  scheidet  die  Pesrsonalunion  ganz  aus  der  Klasse  der  Staaten- 
sfsteme,  welche  es  nur  mit  solchen  Verbindungen  zu  thun  hat,  bei 
welchen  mehrere  Staaten  als  solche  au  einem  bleibenden  Yerbaade 
rechtlich,  d.  h.  völkerrechtlich  oder  staatsrechtlich,  zusammen«- 
gefugt  sind. 

§24. 
L  yakerreehtUdie  StaaleaverliiBdaBgeii. 
Im  Bereiche  des  Yölkerrechtes  erscheinen  die  zu  Staaten  or- 
ganisixten  Völker  als  selbständige,  unabhängige  Subjekte,,  welche 
sieh  nur  der  hphem  internationalen  Rechtsordnung  zu  fugen  haben. 
Auf  dieser  beruhen  ihre  allgemeinen  Rechte  und  Pflichten 
geg^ieinander.  Besondere  specielle  Verbindlichkeiten  können 
nur  durch  Verträge  geschaffen  werden.  Abgesehen  von  solchen 
Verträgen,  welche  nur  auf  vorübergehende  einzelne  Leistungen 
gerichtet  sind,  verabreden  die  Staaten  häufig  auch  ein  Zusammen- 
gdben,  eine  übereinstimmende  Ausübung  gewisser  Hoheit«rechte 
auf  verschiedenen  Gebieten  des  wirthschaftlichen  und  staatlichen 
Lebens.  Dahin  gehören  Handels-  und  SchifEfahrtsverträge,  ZoUver- 
trSge,  vor  allem  aber  auch  Verträge,  welche  ein  gemeinsames  poli- 
tisches Handeln  dritten  Mächten  gegenüber  stipuliren,  besonders 
unter  Zusage  gegenseitiger  eventueller  militärischer  Unterstützung 
im  Kriegsfalle,  AUiancen.  lieber  die  blossen  einfachen  Gesell- 
sdiaflsverträge  uod  AUiancen  für  einzelne  zeitweilige  lateressen 
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und  Fälle  erheben  sich  die  Yereinsvert/äge  oder  Konföde- 
rationenfiir  dauernde  Interessen  mit  gemeinsamen  Anstalten  und 
ausfuhrenden  Organen.  Dazu  gehört  Tor  allem  der  Staaten- 
bund, als  die  innigste  völkerrechtliche  Vereinigung  mehrerer 
Staaten.  Derselbe  unterscheidet  sich  von  blos  vorübeigehenden 
Bündnissen  und  Alliancen  dadurch: 

1)  dass  es  immer  wesentliche  Au%aben  des  Staatslebens 
sein  müssen,  für  welche  die  Verbindung  stattfindet  (nicht  etwa  blos 
ein  bestimmtes  Benehmen  für  den  einzelnen  Fall  oder  Vertheidi- 
gung  gegen  einen  bestimmten  Feind,  sondern  überhaupt  äussere 
und  innere  Sicherheit,  Aufrechterhaltung  der  Integrität  u.  s.  w.); 

2)  dass  der  Staatenbund  seiaem  Prinzip  nach  einen  dauern- 
den Charakter  hat.  Weil  eben  jene  gemeinschafüich  gemachten 
wesentlichen  Interessen  eine  fortwährende  Fürsorge  beanspruchen, 
muss  auch  der  Bund ,  als  Träger  dieser  gemeinsamen  Besorgung, 
dauernd  errichtet  werden; 

3)  dass  ein  gemeinsames  Organ  Torhanden  sein  muss,  welchem 
nach  der  Bundesverfieussung  die  Leitung  der  gemeinsamen  Ange- 
legenheiten anvertraut  ist.  Mit  einem  solchen  leitenden  Organe 
pflegen  dann  noch  andere  bleibende  gemeinsame  Bundesanstalten 
verbunden  zu  sein ; 

4)  dass  der  Staatenbund  auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechtes 
ein  selbständiges  Rechts  Subjekt  ist.  Während  er  nach  innen 
durchaus  keine  unmittelbare  staatsrechtliche  Herrschaft  üben  kann, 
stehen  ihm  im  Staatenverkehre  alle  Prärogativen  einer  völkerrecht- 
lichen Persönlichkeit  zu.  Er  ist  zwar  nicht  staatsrechtlich,  wohl 
aber  völkerrechtlich  zur  Person  oiganisirt.  Dadurch  unterscheidet 
er  sich  wesentlich  von  andern  Vereinsverträgen.  Dem  deutschen 
Zollverein  fehlte  die  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  er  war  ein 
blosser  Gesellschafts-  oder  Vereinsvertrag,  die  Staaten  des  Zollver- 
eins, Dies  etats  de  Zollverein«,  erschienen  stets  nur  als  einzelne 
Staatspersönlichkeiten,  der  deutsche  Bimd,  »conf6d6ration  ger- 
manique «,  war  völkerrechtlich  eine  einheitliche  Person  und  damit 
eiQ  Staatenbund. 

Der  Staatenbimd  ist  in  seiner  Einheit  eine  völkerrechtliche 
Persönlichkeit  im  auswärtigen  Staatenverkehre,  aber  in  seinen 
inneren  Beziehungen  kein  Gresammtstaat.  Es  giebt  keine  unabhängig 
herrschende  staatliche  Centralgewalt,  sondern  nur  eine  vertrage- 
massige  Socialgewalt  mit  scharf  begrenzter  Kompetenz,  ohne 
eigentliche  Hoheitsrechte.     Der  Staatenbund  ist  eine  Verbindung 
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Ton  Staaten,  nicht  von  einzelnen  Menschen.  I>ie  Staatsbürger  der 
Terbündeten  Staaten,  als  solche,  werden  unmittelbar  von  dem  Bun- 
desverhältnisse gar  nicht  berührt,  sie  haben  der  Bundesgewalt  gegen- 
über keine  Gehorsamspflicht;  es  sind  lediglich  die  Staatsregierungen, 
auf  welche  sich  das  Bundesverhältniss  bezieht.  Jede  unmittelbare 
Unterordnung  des  Einzelnen  unter  die  Bundesgewalt  würde  dem 
Wesen  des  Staatenbundes  widersprechen.  Sonst  können  in  seiner 
Verfassung  grosse  Verschiedenheiten  stattfinden,  z.  B.  hinsichtlich 
des  Umfanges  der  gemeinsamen  Angelegenheiten  oder  der  Organi- 
sation der  Bundesorgane  und  Behörden,  ohne  den  Begriff  des 
Staatenbundes  aufzuheben. 

Die  Form  des  Staatenbundes  war  dem  Alterthume ,  wie  dem 
Mittelalter  wohlbekannt.  In  der  neuem  Zeit  sind  als  hervorragende 
Beispiele  zu  nennen :  die  vereinigten  Niederlande  bis  zur  franzö- 
sischen Revolution,  die  Schweiz  von  1815 — 1848,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  von  1776 — 1789,  vor  allem  der  deutsche 
BundTon  1815—1866. 

§25. 
n.  StaatsreclitUelie  StaatenTerbindongen. 

A.    Die  Bealunion. 

Während  die  Personalunion  lediglich  auf  einer  im  juristi- 
schen Sinne  zufalligen  Identität  der  Herrscher  mehrerer  Staaten  be- 
ruht und  die  Staaten,  als  solche,  gar  nicht  ergreift,  tritt  eine 
Real  Union  ein,  wenn  zwei  oder  mehrere  Staaten,  ohne  deshalb 
ihre  staatliche  Existenz  aufzugeben,  grundgesetzlich  gewisse 
staatsrechtliche  Institutionen  gemeinsam  haben.  Die  gewöhnlichste 
Alt  der  Realunion  ist  diejenige,  wo  zwei  oder  mehrere  Staaten 
grundgesetzlich  das  wichtigste  Organ  der  Staatsgewalt ,  den  Mo- 
narchen, gemeinsam  haben,  unio  civitatum  realis  ex  jure  imperan- 
tis  h.  e.  sub  eodem  imperante.  Diese  Form  der  Realunion  hat  in 
der  Wissenschaft  hauptsächlich  Beachtung  gefunden  (Realunion 
zwischen  Schweden  und  Norwegen  seit  1814).  Aber  es  lassen  sich 
begrifflich  auch  solche  Realunionen  denken,  wo  nicht  der  Herrscher, 
sondern  andere  staatsrechtliche  Institutionen  grundgesetzlich  meh- 
lexen  Staaten  gemeinsam  sind  ^  So  stehen  unzweifelhaft  die  beiden 
Grossherzogthümer  Mecklenbuig,   obgleich  sie  zwei  verschiedene 

<  Dies  ist  treffend  hervorgehoben  von  Franz  v.  Juraschek,  »lieber 
PersonaluDion  und  Realunion.  Berlin  1878. 
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Landesherm  haben,  iii  einer  Bealunion,  weil  sie  nach  der  sog. 
Union  von  1523  und  dem  Erbvergleiche  vom  18.  April  1755  grund«- 
gesetzlich  einen  gemeinsamen  Landtag  haben.  Während  eine  Per- 
sonalunion selbstverständlich  nur  zwischen  Monarchien  möglich  ist, 
ist  eine  Bealunion  auch  bei  Bepubliken  denkbar,  da  sich  hier  die 
verÜEissungemässige  Gemeinsamkeit  auch  auf  andere  Institutionen, 
als  die  Person  des  Monarchen,  beziehen  kann. 

Die  Bealunion  unterscheidet  sich  dadurch  vom  oben  bespro- 
chenen Staatenbund,  dass  sie  einen  wahrhaft  staatsrechtlichen, 
verfassungsmässigen ,  keinen  blos  völkerrechtlichen  Charakter  hat^ 
vom  Einheitsstaate  dadurch,  dass  die  unirten  Staaten,  trotz  der 
grundgesetzUchen  Gemeinsamkeit  gewisser  Institutionen ,  Staaten 
mit  einer  eigenen  Staatspersönlichkeit  bleiben.  Die  Bealunion  hat 
die  Neigung  entweder  in  einen  Einheitsstaat  überzugehen,  weim  die 
selbständigen  Staaten  zu  blossen  Provinzen  herabgedrückt  werden, 
oder  zu  einem  Staatenstaate  zu  werden,  wo  zwar  die  Staaten, 
als  solche,  erhalten  bleiben,  sich  über  ihnen. aber  einjhöherer  staat- 
licher Organismus,  ein  Oberstaat  auferbaut,  welchem  sich  die 
Einzelstaaten,  als  Unterstaaten,  unterzuordnen  haben.  Letztere 
komplicirte  Staatsform  bedarf  einer  näheren  Betrachtung. 

B.   Der  Staatenstaat,  civitas  composita. 

Damit  bezeichnet  man  diejenige  staatliche  Gestaltung,  wo 
mehrere  Staaten  über  sich  eine  Obergewalt  staatsrechtlicher  Natur 
anerkennen.  Grundzug  jedes  Staatenstaates  ist  das  Vorhandensein 
eines  Ober-  oder  Gesammtstaates ,  welcher  mehrere  Einzel-  oder 
Gliederstaaten  umfasst.  Es  giebt  eine  Gesammtstaatsge- 
walt,  welcher  die  Staatsgewalten  der  Einzelstaaten  staatsrecht- 
lich untergeordnet  sind.  Der  Staatenstaat  kann  in  verschiedenen 
Formen  vorkommen.  Im  Mittelalter  erschien  er  besonders  in  der 
Form  des  Lehenstaates,  wo  mehrere  Territorialherm  einer  lehens- 
herrlichen Obergewalt  untergeordnet  waren.  Im  Orient  kamen 
ähnliche  Staat^ebilde  vor,  wo  noch  bis  vor  kurzem  mehrere  Staaten 
der  Suzerainete  der  hohen  Pforte  unterworfen  waren  und  integrirende 
Bestand theile  des  Osmanenreiches  ausmachten.  Der  eigentlich 
typische  Charakter  des  Staatenstaates  ist  in  dem  altem  deutschen 
Beiche  ausgeprägt,  wo  in  der  Beichsgewalt  eine  Obergewalt  staats- 
rechtlicher Natur  über  zahlreichie  Territorien  herrschte,  denen  Nie- 
mand, trotz  dieser  Unterordnung,  den  Charakter  von  Staaten  ab- 
sprach.   Alle  schärfer  denkend^i  Beichspublicisten,  von  Ludolf 
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Hago^  bis  auf  Püttei^,  haben  in  dieser  Ueber-  und  Unteroid- 
nnng  zweier  Staatsgewalten  das  charakteristische  Wes^i  des  deut- 
schen Reiches  erkannt,  wenn  sie  auch  dafür  noch  nicht  die  Be- 
zeichnung »Staatenstaatc  gebrauchen. 

Unter  das  Crenus  des  Staatenstaates  fallt  auch  die  Speefes  des 
Bundesstaates,  wie  dies  von  Laband  richtig  herYorgehoben 
worden  ist.  Das  Charakteristische,  wodurch  der  Bundesstaat  sich 
Ton  den  übrigen  Gestaltungen  des  Staatenstaates  unterscheidet,  be- 
stdt  in  folgenden  Momenten,  welche  theils  die  Entstehung, 
theils  das  Wesen  des  Bundesstaates  betreffen: 

1)  Während  der  mittelalterige  Staatenstaat,  auf  dem  Wege  der 
allmäligen  ZerbrSckelung  eines  Einheitsstaates  entstanden,  ein  »aus 
den  Fugen  g^angener  monarchischer  Feudalstaat«  ist,  wo  ehe- 
malige y erwaliungsberirke  den  Charakter  von  Staaten  angenommen 
haben,  verdankt  der  Bimdeastaat  seinen  Ur^rung  einem  völker* 
rechtlichen  Vertrage  bis  dahin  selbständiger  Staaten,  welche 
sich  einer  neu  zu  konstituirenden  staatlichen  Obergewalt  unter- 
oidnoa,  ohne  deshalb  ihre  staatliche  Individualität  au£iugeben. 
Schon  der  Name  »Bundesstaat«  weist  auf  diese  völkerrecht- 
liche Entstehungsart  durch  ein  Bündniss  hin.  Darin  gleicht  er 
dem  Staatenbunde.  Nur  ist  das  Resultat  der  veartragsmässigen 
Entstehung  ein  verschiedenes.  Beim  Staatenbunde  enseugt  der  Ver- 
trag ein  bleibendes  völkerrechttiches  Verhältnisse  benoa  Bundesstaate 
ist  der  Vertrag  auf  die  Herstellung  eines  staatsrechtlichen  Verhält- 
Bisses,  die  Konstituirung  einer  staatliehen  Obergewalt,  gerichtet. 
Sofaold  der  Vertrag  erfüllt  ist,  verwandelt  sich  das  vöUcerreehtliehe 
Varliagsyerhältmss  in  ein  staatsrechtUehes  Verfassungsverhältniss. 

2)  Der  Bundesstaat  ist  nicht  blos  ein  Band  der  Staaten,  sondern 
des  gansen  Volkeii^  aller  Staatsgenossen.  Er  ist  nicht  blos^  wie 
Laband  anafuhrt,  ein  aus  Staaten  JEusaiftBiengeaetata:  Staat,  »eine 
Kfurporation,  welche  ledi^ieh  wieder  au«  Korporationen  besteht«, 
acmdem  zugleich  ein  wahres  Nationalband,  welches  sieh  um  alle 
Staatsgmiossen  schlingt,  sie  zu  unmittelbaren  Gliedern  des  Ge- 
iunmistaates  macht,  sie  in  ein  unmittelbares  Veihältaiss  der  Treue 


1  De  statu  legionum  §  I  :  »Duplici  regimine  imperium  nostrum  administrari 
aDmutdrerthnas.  Nom  et  comnmni  aliqtia  repirblica  imperitun  aniTertum  regi- 
tm  et  shyilae  isgiones,  eoL  quibus  can^ofiiitiii,  pioprios  quosiaa  principe  vol 
ottgittratua,  jndicia  et  .consüia  atque  adeo  peculiaiem  quandam  auperiori  illi 
subjectam  rempublicam  habent.« 

^  »Von  der  Regiernngsform  des  deutschen  Reiehei«,  in  den  Beiträgen  unm 
deutRhmi  Staat»-  und  Fflisteamehle  1717.  B.  i,  beeonden  Bckarag  II. 
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und  des  Gehorsams  zur  Gesammtstaatsgewalt  setzt.  Gerade  darin 
zeigt  sich  am  deutlichsten  der  Gegensatz  zwischen  dem  mittelalte- 
rigen Staatenstaat  des  altem  deutschen  Reiches  und  dem  bundes- 
staatlich geordneten  neuen  deutschen  Reiche.  Die  Reichsmittel- 
barkeit  deutscher  Unterthanen,  welche  lediglich  durch  das  Medium 
ihrer  Obrigkeit  mit  dem  Reiche  in  Verbindung  stehen,  gehört  der 
überlebten  mittelalterigen  Gestalt  des  Staatenstaates  an ,  während 
das  moderne  bundesstaatliche  Reichsstaatsrecht  alle  seine  Unter- 
thanen  zu  Reichsunmittelbaren  erhoben  hat.  Die  einzelnen 
deutschen  Staaten  sind  dem  Reiche  untergeordnet,  die  einzelnen 
deutschen  Bürger  ihm  unterthan. 

3]  Da  der  Bundesstaat  alle  Volksgenossen  umfasst,  so  muss  er, 
bei  der  konstitutionellen  Entwickelung  der  Gegenwart,  ihrer  Ge- 
sammtheit  auch  eine  aktive  Betheiligimg  am  Staatsleben  einräumen. 
Eine  Nationalvertretung,  welche  die  Gesammtheit  aller  Bürger 
des  Bundesstaates  als  eine  Einheit  darstellt,  ist  nicht  blos  eine 
zufällige  Zuthat,  sondern  ein  im  Wesen  des  Bundesstaates  begrün- 
detes nothwendiges  Organ.  Kurz,  der  Bundesstaat  ist  die 
moderne  volksthümliche  Form  des  Staatenstaates  im 
Gegensatze  zum  mittelalterig-feudalen  Staatenstaate,  welcher  es  un- 
mittelbar nur  mit  untergeordneten  Obrigkeiten,  nicht  mit  einzelnen 
Bürgern  zu  thun  hatte. 

Der  Bundesstaat  ist  der  neue  Staatsgedanke,  welcher  zuerst 
durch  die  nordamerikanische  Verfassung  von  1789  in  die  Welt  ge- 
treten ist.  Derselbe  liegt  der  schweizerischen  Bundesverfassung  von 
184S,  dem  Entwurf  der  deutschen  Reichsverfassung  vom  29.  März 
1 849  und  der  gegenwärtigen  deutschen  Reichsverfiassung  zu  Grunde. 
In  jedem  Bundesstaate  sind  die  im  Einheitsstaate  der  einheitlichen 
Staatsgewalt  zukommenden  allseitigen  Aufgaben  und  Verrichtungen 
so  vertheilt,  dass  ein  Theil  derselben  durch  die  Centralgewalt,  ein 
andrer  Theil  durch  die  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  besorgt  wird. 
Die  verfassungsmässige  Vertheilung  der  sonst  ein- 
heitlich zusammengefassten  Staatskompetenz  ist  ein 
wesentliches  Merkmal  des  Bundesstaates.  Der  Begriff 
der  einheitlichen  Staatsgewalt  wird  aber  dadurch  gerettet ,  dass  die 
Centralgewalt  und  die  Gewalten  der  Einzelstaaten  nicht  als  .fremd- 
artige Gewalten  von  einander  geschieden  werden  dürfen,  sondern 
als  Glieder  einer  und  derselben  Organisation  aufgefasst  werden 
müssen,  welche  eben  im  Bundesstaate  ihre  höhere  Einheit  finden. 
Damit  der  immerhin  denkbare  Antagonismus  zwischen  der  Central- 
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gewalt  und  den  Gewalten  der  Einzelstaaten  vermieden ,  damit  die 
unbedingt  nothwendige  Einheit  des  Staatswillens  gewahrt  werde, 
muss  im  Confliktsfalle  die  Entscheidung  letzter  Instanz  der  Central- 
gewalt  zugesprochen,  ihr  Wille,  als  höchster  in  der  bundesstaat- 
Hohen  Organisation,  anerkannt  werden.  Die  Centralgewalt  und  die 
Gewalt  der  Einzelstaaten  sind  einander  nicht  nebengeordnet, 
sondern  erstere  ist  der  letzteren  übergeordnet.  Trotzdem  bleiben 
die  Einzelstaaten  Staaten,  weil  sie  nicht  nur,  wie  Körper  der 
Selbstverwaltung ,  eine  relative  Selbständigkeit  in  der  Verwaltung 
gewisser  Angelegenheiten,  sondern  eigene  nicht  von  der  Centralge- 
walt abgeleitete  Hoheitsrechte  besitzen,  weil  sie  sich  selbst  inner- 
halb ihrer  Sphäre  Gesetze  geben  und  ihren  Entscheidungen  die 
höchste  Sanktion  ertheilen. 

Wo  diese  Merkmale  vorhanden  sind,  kann  man  von  einem 
Bundesstaate  sprechen,  dessen  Organisation  übrigens  eine  sehr  ver- 
schiedenartige sein  kann.  Die  Centralgewalt  lässt  sehr  verschiedene 
Formen  ihrer  Konstituirung  zu,  sie  kann  ganz  getrennt  von  der 
Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  bestehen,  oder  den  Regierungen  der 
letzteren  kann  eine  weitgehende  Mitwirkung  bei  ihrer  Zusammen- 
setzung eingeräumt  sein.  Es  können  dem  Träger  einer  Einzelstaats- 
gewalt, als  solchem,  weitgehende  Befugnisse  der  Centralgewalt 
übertragen  sein,  welche  ihn  zu  einem  wichtigen  Organe  der  letzteren 
machen.  Es  können  die  Kompetenzgrenzen  zwischen  der  Central- 
gewalt und  den  Staatsgewalten  der  Einzelstaaten  sehr  verschieden 
gezi^en  sein.  Alle  diese  verschiedenen  möglichen  Gestaltungen 
machen  die  besondere  Individualität  eines  konkreten  Bundesstaates 
aas  imd  bilden  sein  positives  Staatsrecht.  Unsere  Aufgabe  wird  es 
sein,  die  Individualität  des  deutschen  Bundesstaates  staatsrechtlich 
zu  charakterisiren. 
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Zweite»  BucL 

Geschichtliche  Entwickelung 
des  staatlichen  Rechtszustandes  in  Deutschland« 


Erstes  Kapitel. 

Die  Zeiten  des  altem  deutschen  Reichest 

I.    Das  Keich. 

§26. 
1)  l&tstsbsiig  4es  deutschMi  Retehet«. 
In  der  ältesten  Zeit  unserer  Geschichte  fehlte  es  den  deutschen 
Völkerschaften  an  jeder  staatlichen  Gesammtverfassung.     Erst  in 


1  Fai  das  Reiohsstaatsrecht,  wie  es  bis  su  den  letzten  grossen  Umgestal- 
tungen am  Anfange  dieses  Jahrhunderts  bestand,  sind  die  wichtigsten  allge- 
mein e  n  Werke :  J.  J.  M  o  s  e  r ,  Deutsches  Staatsrecht,  50  Theile  nebst  2  Theilen 
Zusitaett  und  Register  1737^54.  Dessen:  Neues  Staatareeht ,  21  Binde  un4 
1  Bd.  Register.  1755—1766.  Desselben:  Grundriss  der  heutigen  StaatsTer- 
fassung  des  deutschen  Reiches.  Tübingen  1754.  Johannis  Stephani  Pütteri 
institutiones  juris  publici  Gfermanici.  Göttingen,  zuerst  1770  (zuletzt  1802),  und 
Karl  Friedrich  Häberlin,  Handbuch  des  deutschen  Staatsrechtes  nach  Patter's 
System  in  3  Bden.  Berlin,  zuerst  1793,  dann  2.  Aufl.  1797.  (Bd.  I.  und  II.  sind 
1802  und  1803  noch  einmal  neu  aufgelegt).  Die  specielle  Literatur  wird  bei  den 
einzelnen  Lehren  angegeben  werden. 

^  Dies  ist  das  eigentliche  Thema  der  deutschen  Reichsgeschichte, 
woraus  sich  später  die  Disciplin  der  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
entwickelte:  Pfeffinger,  Vitriarius  illustratus  siye  corpus  juris  publici  ad 
Vitriarii  institutiones  juris  publici  Frib.  1691.  Gotha  1731  4  vol.  4.  Reper- 
torium  dazu  von  Ricoius.  Gotha  1741.  (Eine  seltene  Fundgrube  historischer 
Gelehrsamkeit.)  Dom.  H&berlin,  Umständliche  deutsche  Reiohshistorie, 
Halle.  1763  ff.  12  Bde.  Fortgesetzt  von  Senckenberg  bis  zum  J.  1650. 
40  Bde.  bis  1806.  J.  St.  Pütt  er,  Grundriss  der  Staatsveränderungen  des 
deutschen  Reiches  1763.  1795.  Dessen  Histor.  Entwickelung  der  heutigen 
Staatsverfassung  des  deutschen  Reiches.    Göttingen  1786.    3  Bde.  (noch  heute 
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der  Ersdimtterung  der  Völkerwanderung  schmolzen  die  zahlreichen 
kleinara  Völkerschaften  zu  grossem  Stämmen  zusammen.  D^i  Pran- 
ken war  die  Au%abe  zugefallen ,  diese  Stämme  zu  einer  Beichsein- 
heit  Bu  verbinden«  Chlodwig  begann,  Karl  der  Grosse  vollendete 
diese  Arbeit.  Das  grosse  Frankenreich  hatte  aber  keinen  national- 
deatschen  Charakter,  es  nmfasste  sowohl  celiasch-romaBische,  wie 
deutsche  Elemente.  Durch  den  Vertrag  von  Verdun  und  die  darauf 
folgende  definitive  Lossaguiig  nach  der  AbsetzuK^  JKarFs  des  Dicken 
im  Jahre  S88  trennte  sich  endlich  das  vochexrschend  germaausche 
Ostfrankenreich  von  dem  mehr  aromanischen  Westen«  Dfeu»  Ostfran- 
kenreich  ist  die  Grundlage  des  deutschen  JBeiches  geworden. 

Karl  der  Gbrosse  hatte  Krone  uzid  Namen  des  römischen  Reichefi 
emeueart ;  -aber  die  römische  Kaiserkrone  war  nicht  grundsätzlich 
mit  der  deutschen  Königskrone  verbunden.  Eine  solche  Beakinion 
erfolgte  seit  Otto  dem  Grossen.  Seitdem  durfte  nur  ein  König 
der  Dentschen  zum  römischen  Kaiser  gekrönt  werden.  Das  deutsche 
Reich  hiess  von  nun  »das  heilige  römische  Reich  deutscher  Nation«  i. 

Mit  der  römischen  Kaiserkrone  erhielt  der  deutsche  König 
aicht  sowohl  einen  Zuwachs  an  wirklichen  Herrschaftsrechten  oder 
an  Land  und  Leuten,  sondern  er  überkam  damit  nur  gewisse  kosmo- 
pohtische  Ansprüche,  dominium  mundi,  als  vermeintlicher  Nach- 
folger der  alten  römischen  Cäsaren,  und  einzelne  Ehrenrechte,  wozu 
Tor  allem  die  Advokatie  über  den  römischen  Stuhl  und  die  christ* 
liehe  Kirche,  sowie  der  Vorrang  vor  allen  Monarchen  der  Christen- 
heit gerechnet  werden  muss.  Die  deutsche  Königskrone  war  eine 
staatlich-nationale  mit  wirklichen  Regierungsrechten ,  die  römische 


aehr  bravchhar}.  Epoche  machend:  Kaxl  iFiiedrich  Eiehhodrn,  Deutsche 
Staats-  und  Rechtsgeschichte,  4  Bde.,  Gott.  1808—1823.  5.  Aufl.  1843.  1844. 
H.  Zöpfl,  Deutsche  Bta&ts-  und  Kechtsgeschiohte  1636.  2.  Aufl.  Stuttg. 
2644.  4.  Aufi.lBTl.  W.DönnigeB,  Das  deutsche  Btastsreeht  und  die 'deutaefae 
Staatsrer&ssungi  Band  I.  [his  ins  XU.  Jahrh.).  Berlin  1842.  Geoxg  Waitü, 
Deutsche  Terfassungsgeschichte,  6  Bde.  Kiel  1844.  ff.  (umfasst  die  Zeit  his  zur 
Mitte  des  12.  Jahrh.);  2.  Aufl.  Bd.  I.  1865.  B.  n.  1870.  J.  F.  y.  Schulte, 
Lelffb.  der  deutuhen  Kelchs-  und  Bechtsgesch.  4.  Aufl.   1876. 

*  G.  Waitn,  B.  III,,  bes.  der  Abschnitt:  »Königthum  und  Ksäserthum  in 
VexijtmdiiBg«.  6.  IV.  S.  998  ff.  W.  Qie4ehrecht,.<;teschichte  der  deutschen 
Kaisezaeit  I.  Bd.  IL  Buch :  »OrQndung  des  deutschen  Eeiohes«.  Uebex  dae 
Wesen  deridauedien  Kaisenfflrde  Tergl. :  J.  St.  P  ü t  te  z,  Speeimen  juris  pnblioi 
et  gentium  medii  aevi.  Oött.  1784.  C.  W.  t.  Lantsi  zolle,  Die  Bedeutung  der 
sOmia^i-deutechen  l^aiserwürde  nach  den  Beehtsansdnainngen  des  Mittelalters. 
Berlin  tSd6.  K.I«.  Aegidi  in  Btaatsieörterb.  B.  VIII.  S.702  ff.  Art.  KdadsdieiB 
Reidi  deutscher  Nation.  J.  v.  Held,  Dae  Kaiserthum  als  Rechtsbegriff. 
Würib.  1879. 

H..Sekiilze,  Deiatsches  Stftatsreclit.  4 
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Kaiserkrone  eine  kosmopolitisclie  mit  ideellen  Ansprüchen,  die 
nur  selten  verwirklicht  werden  konnten.  Für  das  Staatsrecht  kommt 
daher  wesentlich  nur  das  deutsche  JEConigthum  in  Betracht. 
Das  deutsche  Reich  des  Mittelalters  war  ein  monarchischer  Einheits- 
staat, welchen  der  König  durch  seine  grossen  Reichsbeamten  regierte, 
freilich  mit  einem  sehr  geringen  Maasse  centralisirter  Staatsgewalt, 
wie  dies  bei  allen  mittelalterigen  Staaten  der  Fall  war.  Während 
im  Westfrankenreiche  das  Königthum  die  Mittelgewalt  der  grossen 
Vasallen  sprengte ,  siegten  im  deutschen  Reiche  die  centrifugalen 
Kräfte  und  aus  den  ehemaligen  Reichsbeamten,  den  Herzögen  und 
Grrafen,  sowie  den  geistlichen  Würdenträgem  wurden  Landes- 
herm,  aus  den  Amtsbezirken  staatenähnliche  Gebilde  oder  Territo- 
rien. Damit  war  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  die  eigenthümliche 
Staatsform  des  deutschen  Reiches  entschieden. 

§  27. 
2)  Tom  dentselieB  Reiche  tberbanpt. 

Das  Ostfrankenreich  bildete  auch  in  territorialer  Be- 
ziehung den  Grundstock  des  deutschen  Reichsgebietes  ^ ;  doch 
wurde  das  ursprüngliche  Erbtheil  Ludwig^  s  des  Deutschen  dadurch 
sehr  erweitert,  dass  der  Antheil  Lothar's,  regnum  Lotharii,  Lotha- 
ringen, 870,  880  an  das  ostfränkische  oder  das  deutsche  Reich 
kam.  Allein  seit  dem  entschiedenen  Uebergewichte  Frankreichs 
wurde  ein  Stück  des  lotharingischen  Besitzes  nach  dem  andern  von 
Deutschland  losgerissen  und  im  18.  Jahrh.  standen  nur  noch  ge- 
ringe Ueberreste  von  Lothringen  und  Burgund  in  einer  nominellen 
Verbindimg  mit  dem  deutschen  Reiche.  Das  Königreich  Italien 
bildete  im  Mittelalter  ein  abhängiges  Nebenland  des  deutschen  Rei- 
ches, dessen  Befugnisse  sich  in  den  letzten  Jahrhunderten  indessen 
auf  gewisse  lehensherrliche  Rechte  über  einzelne  italienische  Für- 
sten beschränkten.   Das  Königreich  Böhmen  mit  dem  ihm  inkor- 


1  H.  Conring,  de  finibus  impeiii  Oennamci,  Heimst,  in  mehreren  Aus* 
gaben.  Chr.  H.  Pfeffel,  limes  Franoiae  ab  Oeeano  ad  Rhenum.  Aigent. 
1785.  Häberlin,  Staatsrecht  B.I.  S. 42  ff.  Erstes  Kapitel :  »Von  den  Grenzen 
des  deutschen  Reiches«.  Noch  heute  sehr  brauchbar  ist:  A.  F.  Büsching, 
Neue  Erdbeschreibung,  m.  Theil  in  3  Bdn.  enthaltend  das  deutsche  Reich. 
VI.  Aufl.  Hamburg  1779.  Dr.  Heinrich  Berghaus  von  Grössen,  Deutschland 
vor  hundert  Jahren,  Geschichte  der  Gebietseintheilung  und  der  politischen  Ver> 
faasung  des  Vaterlandes.  2  Bde.  Leipzig  1859. 1860.  K.  Wolf  f ,  Die  unmittel- 
haren  Theile  des  ehemaligen  römisch-deutschen  Kaiserreiches  nach  ihrer  frühe- 
ren und  gegenwärtigen  Verbindung.    Berlin  1873. 
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porirten  Herzc^hum  Schlesien  war  zwar  Reichsland,  genoss  aber 
ganz  besondere  Freiheiten  und  Exemtionen.  Das  eigentliche  deut- 
sche Reichsgebiet  wurde  seit  1 512  in  zehn  Kreise  eingetheilt.  Zweck 
der  Kreisrerbindung  war  ifrhaltung  des  Landfriedens,  Vollziehung 
der  Reichsschlüsse  und  Urtheile  der  Reichsgerichte,  Fürsorge  für  das 
Kriegs-  und  Münzwesen  und  manches  andere ,  besonders  polizei- 
licher Natur;  jeder  Kreis  hatte  seine  besondere  Kreisverfassung. 

Das  deutsche  Reich  hat  nie  eine  umfassende  Kodifikation  sei- 
nes gesammten  Verfassungsrechtes  erhalten.  Die  Reichsverfassung 
beruhte  vielmehr  auf  dem  Reichsherkommen  und  einzelnen  Grund- 
gesetzen 1.  Als  die  wichtigsten  sind  zu  nennen:  die  goldene  Bulle 
Kaiser  Karl's  FV.  in  30  Kapiteln  von  1356,  der  ewige  Landfrieden 
Kaiser  Maximilian's  vom  7.  Aug.  1495,  die  Wahlkapitulationen  der 
Kaiser  (capitulatio  caesarea 'perpetua  von  1711),  die  deutschen  Re- 
ligionsverträge, Passauer  Vertrag  von  1552  und  Augsburger  Re- 
ligionsfrieden von  1555,  das  westfälische  Friedensinstrument  von 
1648. 

Seit  dem  spätem  Mittelalter,  besonders  seit  dem  westfälischen 
Frieden,  konnte  kein  klar  sehender  Beurtheiler  mehr  in  Zweifel 
ziehen,  dass  Deutschland  nicht  mehr  ein  einfacher,  sondern  ein 
zusammengesetzter  Staat,  civitas  composita,  ein  Staaten- 
staat sei  ^.  Deutschland  enthielt  so  viel  Staaten,  als  es  Kurfürsten- 
thümer,  Fürstenthümer,  Grafschaften,  Reichsstädte  gab.  Jeder  die- 
ser Staaten  hatte  sein  eigenes  Staatsrecht,  seine  eigene  Verfassung. 
Aber  so  vjele  Staaten  Deutschland  in  sich  fasste ,  so  war  es  doch 
immer  in  seiner  Gesammtheit  noch  ein  einheitlicher  Staat ,  indem 


^  J.  J.  SchmauSB,  corpus  juris  publici  aoad.  2  Bde.  Frankfurt  und 
Leipsig  1722.  A.  Michaelis,  corpus  jurb  publici  acad.  Tübingen  1825. 
6.  Emminghaus,  corpus  juris  germ.  tarn  publici,  quam  privati.  Jena  1824. 
2.  Aufl.  1844.  F.  M.  Oertel,  Die  Staatsgrundgesetse  des  deutschen  Reiches, 
nsammengestellt  und  historisoh  erklftrt.    Leipzig  1841. 

*  J.  J.  Moser,  von  Deutschland  und  dessen  Staatsverfassung  überhaupt 
1766.  Pütter ,  inst.  §  23. Das  Beste,  was  hierüber  geschrieben  ist,  befindet  sich 
in  Pütter's  BeitrSgen  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte  1777.  B.  I. 
Nr.  n.  und  EQ.  »Von  der  Regierungsform  des  deutschen  Reiches«.  Mit  Klar- 
Iieit  unterscheidet  der  grosse  Reichspublioist  hier  zum  ersten  Male  den  blossen 
Staatenbund  vom  zusammengesetzten  Staatenstaate :  »Deutschland  ist  ein  aus 
nehieren  Staaten  zusammengesetzter  Staatskörper,  zwar  auch  nicht,  wie  die 
Seliweiz  und  die  vereinigten  Niederlande,  blos  ein  Inbegriff  mehrerer  verbun- 
denen  unabhängigen  Staaten,  sondern  ein  Reich,  das  aus  mehreren  besondern, 
jedoch  einer  g^emeinsamen  höhern  Gewalt  noch  untergeordneten  Staaten  be- 
itehetv.  Clemens  Perthes,  de  sententiis  juris  publici  peritorum,  quas  habue- 
tint  de  imperii  germanici  forma  et  statu.    Bonnae  1844. 
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alle  diesä  bfesondetli  Staaten  unter  einer  gemeinsamen  höchsten 'Ge- 
walt vereinigt  Waren.  Das  Reich  hatte  seine  Reichsgetralt,  ^Weichet 
de  jure  die  mächtigsten  Kurfürsten ,  wie  die  kleinsten  Reichsgrafbn 
und  ikeichsstädte,  gleichmässig  unterthanf waren.  Das  Reich  wurde 
als  eine  juristische  ^Persönlichkeit  gedacht,  welcher  die  Reieh^ewäl^ 
zustand.  (Pütter  inst.  §  129  :  »Immo  proprietas  jurfum,  qufte  a 
Caesare  exercentur,  pene^  imperium  est«.)  Aber  der  Kaiser  war 
nicht  blos  höchster  Beamter  des  Reiches,  nicht  blos  Präsident  eines 
Staatenbundes ,  sondern  Monarch  tkiit  persönlicher  Unabhängigkeit 
lind  Majestät;  aber  seine  Machtbefogniss  war  durch  die  Theilnahme 
eines  zweiten  staatlichen  Faktors,  des  Reichstages,  so  beschränkt, 
dass  er  in  allen  wichtigen  Reichsangelegenheiten  an  dessen  Zustim- 
mung und  Mitwirkung  gebunden  war.  Die  Regenten  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  nahmen  an  der  AuSübulig  der  wichtigsten  Reichs- 
regierungsrechte, als  Stände  des  Reiches,  Thieil.  Ihre  kollegialischie 
G^sammtheit  bildete  den  Reichstag,  das  Reich  im  engem  Sinne. 
Nach  der  Auffassung  der  neuem  Reichspublicisten  stand  die  Reichs- 
gewalt >)bei  Kaiser  und  Reich«,  d.  h.  dem  Corpus  der  Röiichsstände, 
sodass  man  dem  Reichlsta^  ein  wahres  Go-imperium  beilegte.  Das 
Subjekt  dfer  Reichsgewalt  war  iria  deittschen  Reiche  ein  zusam- 
mengesetztes, d.  h.  Kaiser  und  Reich;  aber  ih  diesem  zu- 
sammengesetzten Korper  nahm  der  Kaiser  als  Reichsoberhaupt  doch 
immer  die  oberste  Stellung  eiii.  Das  monarchische  Priiizip  war  da- 
her in  der  Reichsverfassimg  nicht  konsequeht  durchgeführt,  viel- 
mehr durch  die  im  Reichstage  vorhandene  Mitr'egierling  der 
grossen  Reichsaristokrätie  wesentlich  modificirt.  Das  deutsche  Reich 
war  ein  Staatenstaat,  bestehend  aus  zahlreichen  verschiedenen  Staa- 
ten, welche  als  Unterstaaten  der  gemeinsamen  Staatsgewalt  des 
Reiches,  als  ihres  Oberstaates ,  unterworfen  waren.  Träger  dieser 
Reichfi^walt  war  der  Kinser  »im  Namen  des  Reiches«,  in  Verbin- 
dung mit  dem  aus  den  Regenten  der  Einzelstaaten  bestehenden 
Corpus  der  Reichsstände. 

Mit  dieser  eigenthümlichen  Scheidung  einer  doppelten  Staats-^ 
gewalt  in  Deutschland,  der  Territorial-  und  der  Reichsgewalt,  hing 
auch  derBegriff  der  Reichsunmittelbarkeit  und  ihres  Gegen- 
theils,  derReichsmittelbarkeit,  zusammen.  Bei  weitem  diemei^ 
sten  Menschen  in  Deutschland  waren  dem  Reiche  nur  mittelbar  unter- 
than,  d.  h.  durch  das  Medium  ihres  Landesherm  oder  ihrer  Obrig- 
keit. Nur  »wer  dem  heiligen  Reiche  ohne  alles  Mittel  unterworfen«, 
galt  als  Reichsunmittelbarer.   Dazu  gehörten  vor  allem  die  Reichs- 
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stände,  aber  en  gab  aueb  {teicbsunioittelbare ,  welcbe  nicbt  relchft^ 
standucb  waren,  z.  1$.  die  wirldict^en  Reicharitter,  die  MiH^eder  der 
Seichsgerichte. 

§28. 
9)  9v  Bflc^flifpluApti. 
Seit  dem  Ausgange  der  Hoh^istauf en  nnd  seit  dem  Interregnum 
war  Deutsehland  ein  reines  WaUzeich  geworden.  Vordem  14.  Jahrb. 
bestand  keine  grundgesetzlicbe  Regel  über  die  Konigswabl  ^.  Die 
Attsseiclmung  gewisser  Fürsten,  als  Kurfürsten,  bildete  sidi  allmalig 
doich  ein  Herkommen,  welobes  in  der  goldenen  Bulle  seine  reicbs- 
gesetiliche  Sanktion  gefunden  bat.  Wer  zum  Könige  gewählt  werden 
kaon,  war  durch  die  Gesetze  nicbt  bestimmt.  Die  goldne  Bulle  ver- 
langte einen  igereiditen,  guten  und  nützlicben  Mann«,  das  Herkom« 
men  einen  semp  er  freien,  d.  h.  dem  hoben  oder  reicbsständiscben 
kid  angeborigen  Mann.  Nach  den  tbatsäcblichen  Yerbält- 
msaen  konnte  nur  ein  mit  grossem  Erblanden  begüterter  Fürst  ge- 
viUt  werden.  Von  I4d8 — 1740  und  dann  wieder  von  1745 — 1806 
nditete  sieb  die  Wahl  stets  auf  den  Chef  des  österreiebiscben  Hauses 
(«rst  Habi^iug,  dann  Habsbnrg-Lotbringen} .  Die  Wahl  gesdiab 
atoh  Stinmenmduiieit  der  Kurfürsten.  Jeder  Thronkandidat  musste 
▼(V  aeineir  Thronbestmgung  die  Wahlkapitulation  bescbwören, 
wdcha  ihm  die  Kurfürsten  für  sich  und  die  gesammten  Reichs« 
stünde  rorlegten,  als  den  wichtigsten  Grrundvertrag  des  deutseben 
WaUbmches,  wenn  derselbe  auch  immer  nur  für  die  Ijebensaeit  des 
bestimmten  Kaisers  galt '.  Die  Wahl  fand  zu  Frank&rt  am  Main  statt, 
wo  seit  den  Zeiten  Ferdinand^s  I.  auch  die  Krönung  vorgenommen 


<  J.  J.  Moser,  Von  den  kaiserliclien  Reeierungsrechten  und  Pfliohten, 
t  TUe.  Frankf.  1772.  Cb.  Q.  Bienei,  Bestimmung  der  kaiserlicfaan  Maoht- 
ToUk^^mmenbeit  in  4sr  deutseben  Reicharegiefung.    T^^ipsig  1780. 

'6.  Phillips,  Die  deutsche  Königswahl  bis  zur  goldenen  Bulle,  Wien 
1858  (Ton  neuem  abgedruckt  in  dessen  yermischten  Schriften.     Wien  1860). 

'  Capitulationes  in^eratorum  et  regum  Romano-germanoium  Caroli  V., 
Fadinandi  I.,  Max.  II.,  Budolfi  H.,  Mathiae,  Fejcdinaodi  II.,  ]fevdlQi^ndi  DI., 
camannotamentis  Joannis  Limnaei,  ed.  II.  Ar^.  1658.  4.  Die  Wahlkapitulation 
XarVs  V.  findet  sich  bei  Oertel  a.  a.  O.  Nr.  IX,  S.  139,  ebenso  die  Franz*  11., 
Kr.  Xm  8.  442.  Ueber  diese  letzte  Wahlkapitulation  handeln  Fr.  A.  Schmel- 
f  er,  Kaiserl.  WaUkap.  Sr.  Maj.  Franz  n.  mit  kritischen  Anmerkungen  und 
einem  Versuche  ihres  Vortrages  in  gereinigter  Kanzleisprache.  Helmst&dt  1793. 
4.  Fr.  W.  Creme,  IHe  Wahlkapit.  der  römischen  Kaiser,  Leopold's  II.  und 
Fians'  n.  mit  historischen  und  publicistisohen  Anmerkungen  und  Erklärungen. 
Lemgo  1794.   4. 
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wurdet  Der  gekrönte  Kaiser  nannte  sich  seit  Maximilian  I.  »Er- 
wählter Komischer  Kaiser,  allzeit  Mehrer  des  Reiches,  König  in 
Germanien«. 

'  Dem  Kaiser,  als  dem  Keichsoberhaupte,  stand  zwar  grundsätz- 
lich die  Reichsregierung  zu,  aber  die  wichtigsten  Hoheits- 
rechte konnten  von  ihm  nicht  anders ,  als  unter  Mitwirkung  und 
Zustimmung  der  gesammten  Reichsstände ,  ausgeübt  werden.  In 
dieser  Beziehimg  bestimmt  der  westfälische  Frieden  J.  P.  O.  VIII 
§  2 :  »Graudeant  sine  contradictione  jure  suffragii  in  omnibus  deli- 
berationibus  super  negotiisimperii,  praesertim  ubi  leges  feren- 
dae  vel  interpretandae,  bellum  decemendum,  tributa  indicenda, 
delectus  aut  hospitationes  militum  instituendae,  nova  munimenta 
intra  statuum  ditiones  exstruenda  nomine  publice  veterave  firmanda 
praesidiis,  nee  non  ubi  pax  aut  foedera  facienda  aliave  ejusmodi 
negotia  peragenda  fiierint,  nihil  herum  aut  q  u  i  c  quam  s  i  m  i  1  e  post- 
quam  umquam  fiat  vel  admittatur,  nisi  de  comitiali  liberoque  omnium 
imperii  statuum  suffragio  et  consensu«.  Da  unter  Reichstags- 
geschäften, »negotiis imperiia,  selbstverständlich  alle  diejenigen 
Staatsgeschäfte  zu  verstehen  waren ,  welche  das  deutsche  Reich  an- 
gingen oder  wobei  dieses  auf  irgend  eine  Weise  interessirt  war,  so 
konnten  alle  derartigen  Regienmgshandlimgen  nur  unter  Konkur- 
renz des  Reichstages  vorgenommen  werden ;  sie  wurden  daher  als 
kaiserliche  Komitialrechte  bezeichnet.  Diejenigen  wenig  be- 
deutenden Rechte  dagegen ,  bei  deren  Ausübung  der  Kaiser  jener 
Zuratheziehung  und  Einwilligung  des  Reichstages  nicht  bedurfte, 
hiessen  kaiserliche  Reservatrechte.  Die  Fräsimition  stritt  für 
die  Mitwirkung  des  Reichstages  (»quicquam  simile«) ,  die  Reservat- 
rechte bildeten  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel.  Im  einzelnen 
hatte  der  Kaiser  folgende  Befugnisse:  1)  in  Betreff  der  Reichs- 
gesetzgebung hatte  er  das  Recht  der  Sanktion  imd  Publikation. 
Kein  Beschluss  des  Reichstags,  »consultum  imperii«,  wurde  ohne 
seine  Ratifikation  ein  Reichsschluss,  »conclusum  imperii«.  Der  Kaiser 
hatte  somit  das  absolute  Veto.  2]  Der  Kaiser  galt  femer  noch  immer 
als  oberster  Reichsrichter,  Haupt  und  Beschützer  der  Reichsge- 
richte, deren  Vorsteher  ihn  repräsentirten;  er  hatte  aber  in  eigent- 
lichen Justizsachen  regelmässig  kein  Selbstentscheidungsrecht,  son- 


»  Häberlin,  a.  a.  O.  B.  III.  §  486—503,  über  die  Wahl  und  Krönung  des 
Kaiserg.  Pütter  inat.  §  486.  B.  J.  Römer-Büchner,  Die  Wahl  und  Krö- 
nung der  deutgehen  Kaiger  zu  Frankf.  a.  M.  1858. 
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dem  äbte  seine  Gerichtsbarkeit  durch  die  Beichsgerichte  aus.  3)  Der 
Kaiser  hatte  die  völkerrechtliche  Vertretung  des  Reiches  nach 
aussen,  doch  konnte  er  ohne  Zustimmung  des  Keichstages  keinen 
Beichskrieg  erklaren,  keinen  Frieden  schliessen,  keine  Bündnisse 
eingehen ;  4)  der  Kaiser  übte  die  lehensherrlichen  Bechte  des  Reichs, 
als prodominus,  aus;  5)  er  hatte  eine  Reihe  von  Reichsämtem  zu 
besetzen ;  6}  er  galt  als  die  Quelle  aller  Gnaden  und  Ehren,  gewisse 
Privilegien  konnte  nur  er  ertheilen,  so  Universitätsprivilegien  und 
Adelstitel. 

Ausnahmsweise  konnte  schon  bei  Lebzeiten  des  Kaisers  sein 
Nachfolger  erwählt  werden,  welcher  alsdann  den  Titel  »römischer 
König«  führte.  Der  Gewählte  musste  die  Kapitulation  beschwören 
imd  wurde  sofort  gekrönt,  durfte  während  Lebzeiten  des  Kaisers 
sich  nicht  in  die  Regierung  mischen,  succedirte  aber  nach  dem 
Tode  desselben  ohne  neue  Krönung  und  Kapitulation. 

War  dagegen  kein  solcher  römischer  König  gewählt,  so  waren 
nach  altem  Herkommen  und  reichsgrundgesetzlicher  Bestimmung 
der  goldnen  Btdle  Cap.  V  §  1  und  2  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  und  der 
Herzog  von  Sachsen  Reichsverweser,  vicarii  imperii,  in  den 
deutschen  Landen  »ad  manus  futuri  regis  Romanorum «^  Nur 
solche  Geschäfte,  welche  ihrer  Natur  nach  untheilbar  waren,  führten 
beide  Reichsverweser  gemeinsam;  im  übrigen  hatten  sie  getrennte 
Bezirke,  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  »in  partibus  Rheni  ac  Sueviae  et  in 
jnre  f!ranconico«,  der  Herzog  von  Sachsen  »inlocis,  ubijuraSaxo* 
nica  servantur«. 

4)  Der  Reichstags. 

Der  Reichstag  ist  neben  dem  Kaiser  Mitträger  der  Reichsge- 
walt. Bei  allen  wichtigeren  Reichsgeschäften  bedurfte  der  Kaiser 
der  Mitwirkung  und  Zustimmung!  des  Reichstages,  doch  liess 
sich  auch  der  Reichstag  ohne  den  Kaiser  nicht  denken.  Beide  zu- 
sammengenommen, der  Kaiser  auf  der  einen  und  das  Corpus  der 
Beichsstände  auf  der  andern  Seite,  machten  den  allgemeinen  Reichs- 
tag aus,  sowie  das  englische  Parlament  auch  den  König  mitbegreift, 
»rex  in  parliamento«.  Der  Reichstag  war  die  vom  Reichsoberhaupte 

1  J.  V.  Sartori,  Reichsvikariatisches  Staatsrecht.  Aug8b.l790.  PQttei, 
inst.  §504.  Häberlin,  B.  HI.  §  504.  S.  676.  J.  P.  O.  VHI.  §3.  Wahlkap, 
1792.  A.  m.  i  14-18.   XI.  §  7.   XHI.  §  9. 

2  J.  J.  Moser,  Von  den  deutschen  Beiehstagen.  1774.  2  Thle.  Fütter, 
inst.  §  136.   Häberlin,  B.  I.  §  136.  S.  463  ff. 
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berufene,  unter  seiner  Autorität  betathende  undbeschUeftsende  Ver^ 
sanunlung  aämmtlichea  Beiehsstände. 

Jeder  Gedanke  an  eine  Volksvertretung  war  dem  deui- 
sollen  Beichfltage  tremA.  An  irgend  eine  planmMBige  VertlieüuBg 
der  Stimmen^  an  eine  systematische  Zusammensetaung  des  Reichs- 
tages war  niemals  gedacht  worden.  Alles  beruhte  auf  Herkommen 
und  besondem  historischen  Bechtstiteln. 

Beichsstand  war,  wer  Sita  und  Stimmrecht  auf  dem  Beichi»* 
tage  hatte.  Früher  konnte  der  Kaiser  allein  Reichsstände  kreiren, 
aeit  li^&3  wurde  aber  die  reichd^ollegialisohe  Kof^tation  und  die 
Habilitation  mit  einer  reichsunmittelbaren  Herrschaft,  als  einem  för 
die  dingliche  Grundlage  der  Reichsstandaehaft  genügenden  Lande, 
erfordert,  um  die  Reiohsstandsehafk  zu  erwerben  [ Wahlkapit.  Ferdi- 
nands IV.  1653.  A.  45.  1792.  I  §  5).  Dieselbe  haftete  nicht  an  der 
Person  des  Laindesherm,  auch  nicht  an  der  regierenden  Familie, 
sondern  war,  kraft  ihres  dinglichen  Charakters ,  auf  das  Land  radi- 
cirt  oder  ngegrundfestigtai.  Als  Normaljahr  für  die  Stimmenführung 
wurde  das  Jahr  1582  obserranamässig  angesehen.  Seit  diesem  Jahre 
hatte  sich  gewissermassen  ein  eisernes  Inrentar  der  weltUcheu  Stim- 
men des  Fürstenrathes  fostgestellt  ^ 

Seit  dem  14.  Jahrh.  hatte  man  angefangen,  auf  dem  Reichstage 
ia  drei  Kollegien  au  berathen,  indem  sich  die  Kurfürsten  auerst  bei 
eineeinen  Veranlassungen,  dann  regelmässig  besonders  Tersanunelten 
und  die  Reichsstädte  immer  getrennt  berathschlagt  hatten.  So  ent- 
standen: aj  das  Kollegium  der  Kurfürsten  unter  dem  Vor- 
sitze von  Kurmainz,  b)  der  Reichsfürstenrath,  welcher  in  eine 
geistliche  und  eine  weltliche  Bank  zerfiel.  Unter  den  100  Stimmen 
waren  sechs  Kurialstimmen,  von  denen  vier  der  wetterauischen, 
schwäbischen,  fränkischen  und  westfälischen  Grafenbank,  zwei  den 
schwäbischen  und  rheinischen  Prälaten  gehörten ;  cj  das  Kolle- 
gium der  Reichsstädte  bestand  aus  der  schwäbischen  und  der 
rheinischen  Städtebank. 

Früher  hing  es  lediglich  vom  Kaiser  ab,  wann  er  einen  Reichs- 
tag berufen  wollte,  später  wurde  er  durch  Wahlkap.  A.  XIII  §  1 
verpflichtet,  dies  wenigstens  alle  zehn  Jahre  zu  thun.  Seit  1663  war 
der  Reichstag  thatsächlich  zu  Regensburg  permanent  geworden. 
Die  Beichsstände  «rsdüenen  nicht  mehr  in  Person ,  sondern  durch 

^  J.  J.  Moser,  Abhandlung  von  dem  Ursprünge  und  dem  Chruade  der 
jetiigen  Reidistagsstimmen  in  den  Moserianis.  Th.  I.  Nr.  1.  Repertorium  des 
Staats-  und  Lehenr.  B.  IV.  S.  650.   Reichsstond. 
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Bei^llmiielitigt^  mit  gefiandt«chaftUchem  ChariUiter,  welehe  von  den 
biHtTuktionen  ilirer  A.uftr{igg«ber  abhängig  waren.  Der  Kaiser  wurde 
Tertreten  durch  seinen  Principalkommissarius,  welcbamein  Kon- 
iumuBissarius  ^nr  Seite  staad.  JXe  regeliMssi^e  Veranlassung  zu 
den  BeraÜMchkgungen  gab  der  Kaiser  durch  seine  Propositionen;  ^ 
docti  stand  den  BeiehBständen  ebenso  die  Initiative  au.  Die  wirk- 
liehe Berallischlagung  uqd  Abstimmung  &nd  getren^xt  in  den  drei 
Kolkgien  statt.  Die  beiden  obenn  Kollegien  suehiten  durch  Be-  und 
Korrelation  sich  zu  einem  gemeinsamen  Schlüsse  zu  vereinigen.  War 
ein  solches  »conclusum  commune  duoruma  zu  Stande  gekommen^ 
80  begann  nun  die  Verhandlung  mit  dem  Kollegium  der  Beichs- 
stidte  in  gleicher  Wdse.  Trat  dieses  bei,  so  hiess  nun  der  Beschluss 
acommune  trimn«  und  wurde  als  Beidistagsgutaditen,  »eonsultum  s. 
suiragium  inperii«,  an  den  Kaiser  gebradit.  Grenehmigte  dieser  das 
Gutachten  durdi  ein  Batifikatieaisdekrel;  so  war  es  dadurch  in  einen 
Reielissehkiss,  »conclusum  unperii«,  verwandelt,  welcher  vollziehbar 
und  pubKkationsfthig  war.  Am  Ende  eines  Seichstages  wurde  das 
daselbst  swiaehen  Kaiser  und  Ständen  Vereinbarte  zusammengestrilt 
und  als  Reiehsabsohied,  »Becessus  imperii«,  publicirt.  Dieser  Oe- 
hauch  fiel  nat&ilich  mit  der  eingetretenen  Permanenz  des  Reichs- 
tages Idnweg,  daher  datirf  der  jüngste  Reichsabschied  von  1654. 
Em  Betchsschiusa  konnte  nur  dann  verfassungsmässig  zu  Stande 
kommen,  wenn  der  Kaiser  und  alle  drei  reichsständischen  Kollegien 
nbeieinstisunten.  Nicht  Stimmenmehrheit,  sondern  Stimmenein- 
best  der  KoUegioL  war  erforderlich.  Innerhalb  der  Kollern 
entsdiied  dagegen  regelmässig  die  Stimmenmebrheit ,  nur  aus- 
nahmsweise war  dieselbe  ausgeschlossen  in  folgenden  Fällen :  a)  bei 
Bdigionssachen ,  b)  in  allen  Fällen ,  wo  die  Stände  nicht  als  Cor- 
pas  betrachtet  werden  konnten,  mbi  Status  imperii  tamquam  unum 
eorpus  e(mstderari  nequeunta  ^  oder  mit  andern  Worten ,  wenn  es 
sich  um  die  Bechte  der  Einselnen ,  »jura  singulorumc ,  handelte, 
c)  wenn  däe  Beichsstände  sich  der  Religion  nach  trennten  und  swei 
Hieile  gegeneinander  ausmachten,*  ijua  eundi  in  partes«;  Sobald  das 
jus  eundi  in  partes  ausgeübt  wurde ,  hörten  die  Beichsstände  auch 
in  Ansehung  der  betreffenden  Angelegenheit  auf,  Ein  Corpus  zu 
sdn,  sie  theilten  sich  vielmehr  der  Keligion  nach  in  zwei  Corpora, 
das  Ckxppus  Evangeücerum  und  Catholicorum.  Gerade  in  diesem 
Ausschluss  der  Stimmenmehrheit  bei  so  wichtigen  Punkten  zeigt 


*  J.  J.  Moser,  Von  den  deutschen  Reichstagsgeschäften.    1768. 
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eich  die  überhand  nehmende  Auflösung  des  Staatschazakters  und  die 
Hinneigung  zum  föderativen  Prinzip  im  deutschen  Reiche  der  letz» 
ten  Jahrhunderte. 

Zur  Abkürzung  der  Geschäfte^  bediente  sich  der  Reichstag  der 
Deputationen,  welche  dieselbe  Aufgabe  und  Stellung  hatten, 
wie  die  parlamentarischen  Kommissionen  der  Gegenwart.  Man 
unterschied  ordentliche  und  ausserordentliche  Reichsdepu* 
tationen,  doch  waren  erstere  seit  1662  ausser  Gebrauch  gekommen. 

§30. 
5)  Dit  Rtlchtjittli  ud  die  Rtichtgtrichte  i. 

Während  im  früheren  Mittelalter  der  König  als  die  Quelle  aller 
Gerichtsbarkeit  gegolten  hatte,  jeder  Richter  im  Reiche  als  sein 
Stellvertreter  zu  Gericht  sass  und  die  Gerichtsgewalt  den  Bann  von 
ihm  ableitete,  war  seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Uebertragung  des 
Königsbannes  an  die  Landesherm  und  ihre  Richter  ausser  Gebrauch 
gekommen ;  somit  war  die  Gerichtsbarkeit  innerhalb  der  einzelnen 
Territorien  zu  einem  rein  landesherrlichen  Rechte ,  zu  einem  Be- 
standtheile  der  Landeshoheit  geworden.  Trotzdem  blieb  der  kaiser- 
lichen Reichsjustiz  immer  noch  ein  grosses  Grebiet,  vor  allem  die 
Gerichtsbarkeit  über  alle  Reichsunmittelbaren,  welche  keine 
andere  Gewalt,  als  die  Reichsgewalt ,  keinen  andern  Richter ,  als 
den  Kaiser,  über  sich  erkannten.  Aber  auch  die  Ausübung  der 
Justiz  über  die  Mittelbaren ,  obgleich  sie  als  Bestandtheil  der  Lan- 
deshoheit galt,  blieb  doch  jeder  Zeit  der  Gewalt  des  Reiches  unter- 
geordnet. Nii^ends  in  Deutschand  war,  wenigstens  de  jure,  die 
oberstrichterliche  Gewalt  von  Kaiser  und  Reich  ganz  und  gar  aus- 
geschlossen 2.  Wo  es  sich  um  Justizverweigerung  und  um  Klagen 
über  unheilbare  Nichtigkeiten  handelte,  hatte  die  Reichsjustiz 
überall  Abhülfe  zu  schaffen.  Diesen  wichtigen  Au^ben  konnte  die 
schwankende  und  unstäte  Organisation  des  mittelalterigen  könig- 
lichen Hofgerichtes  (mit  dem  von  Friedrich  II.  1235  eingesetzten 
justitiarius]  nicht  mehr  genügen.    Je  ernster  man  auf  Herstellung 

1  Für  das  Geschichtliche  kommt  jetzt,  ausser  den  allgemeinen  Werken  über 
Staats-  und  Bechtsgeschichte,  in  Betracht  das  gründliche  und  umfassende  Werk 
von  O.  Franklin,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter,  I.  Bd.  Weimar  1867. 
Geschichte  von  Heinrich  I.  bis  zum  Uebergange  und  Anfange  des  Beichskammer* 
gerichts  1495.    11.  Bd.   1869.    (Verfassung,  Verfahren). 

2  J.  J.  Moser,  Von  der  deutschen  Justizverfassung  2  Thle.  1774.  4« 
Frhr.  v.  Senckenberg,  Von  der  kaiserlichen  höchsten  Gerichtsbarkeit  in 
Deutschland.  Frankf.  1760.  4. 
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eines  ixmneTwähienden  Landfriedens  bedacht  war,  desto  eindring- 
licher stellte  sich  auch  die  Forderung  eines  stUndigen,  geordneten 
und  unabhängigen  Reichsgerichtes  heraus.  Nach  verschiedenen 
gescheiterten  Versuchen  kam  endlich,  als  nothwendiges  Korrelat 
des  ewigen  Landfriedens,  unter  Kaiser  Maximilian  I.  die  "Errichtung 
>des  Kaiserlichen  und  Reichskammergerichtes«  am  7.  August  1495 
zu  Stande. 

Ij  Das  Reichskammergericht^  war  das  erste  ständige 
oberste  Reichsgericht  in  Deutschland.  Es  wurde  nicht,  wie  das 
frühere  Hochgericht,  vom  Kaiser  allein ,  sondern  vom  Kaiser  \md 
den  Reichsständen  gemeinsam  besetzt.  Es  bestand  seit  1495  aus 
einem  Kammerrichter,  dem  eigentlichen  Stellvertreter  des  Kaisers^ 
welcher  womöglich  ein  Reichsfurst  oder  doch  wenigstens  gräflichen 
oder  fieiherrlichen  Standes  sein  sollte,  und  aus  16  Beisitzern,  welche 
zur  Hälfte  Graduirte  der  Rechte,  zur  Hälfte  wenigstens  ritterbürtig 
sein  sollten.  Die  Zahl  der  Beisitzer  wechselte  mannigfach.  Der 
Kaiser  ernannte  den  Kammerrichter,  die  beiden  diesem  seit  1530 
zur  Seite  stehenden  Präsidenten  und  Einen  Beisitzer.  Alle  übrigen 
Beisitzer  wurden  dem  Gerichte  von  den  Reichsständen  nach  Kreisen 
präsentirt  und  von  diesem  nach  befundener  Tüchtigkeit  ange- 
nommen. Anfangs  wechselte  das  Reichskammergericht  seinen  Sitz 
mehrfach,  1526  kam  es  nach  Speyer,  von  1689 — 1806  war  sein  Sitz 
zn  Wetzlar.  Es  wurde  durch  Beiträge  der  Reichsstände  erhalten. 
Das  mangelhafte  Eingehen  dieser  sog.  Kammerzieler  war  ein 
Haaptgebrechen  der  ganzen  Einrichtung.    Seit  dem  westfälischen 


1  J.  J.  Moser,  Justisverfassung  B.  II.  S.  282,  wo  auch  eine  umfassende 
literaturangabe  sich  findet.  A.  J.  K.  von  Fahnenberg,  Literatur  de»  R£Q. 
Wetzlar  1792.  Julius  Friedrich  Malblank,  Anleitung  zur  Kenntniss  der 
deutschen  Reichs-,  Provinzialgerichts-  und  Kanzleiverfassung  und  Praxis. 
Xümb.  und  Altdorf  1791.  4  Thle.,  vom  RKG.  handeln  B.  I.,  11.  und  IV. 
J.H.  Frhr.  v.  Harppr echt's  Staatsarchiv  des  K.  und  RKG.  4  Thle.  Uhn  und 
Fnnkf.  1757—1760.  4.  Als  Fortsetzung  davon :  Geschichte  des  K.  und  RKG. 
unter  der  Regierung  KarVs  V.  5  Theile.  Frankf .  1 767  und  Geschichte  des  RKG. 
Ton  den  Jahren  1545—1558.  6  Theile.  Uhn  1785.  Benj.  Ferd.  Mohl,  Versuch 
eines  Systems  der  Gerichtsbarkeit  des  K.  und  RKG.  2  Thle.  Tübingen  1791.  8. 
Pütter,  inst.  §263  ff.  Gönner,  Staator.  §311.  Lei8t,-Staat8r.  §  125.  Hä- 
berlin,  B.II.  S.299.  Ueber  den  Processdes  RKG.  vergl.  besonders  Fütter, 
Dova  epitome  processus  imperii  amborum  tribunalium  supremorum,  ed.  IV.  1786. 
6.  H.  vonBerg,  Grundrecht  der  reichsgerichtliohen  Verfassung  und  Praxis. 
Göttingen  1797.  D.  Danz,  Grundsätze  des  Reichsgerichtsprocesses.  Stuttg. 
1795.  Uebersichtlich  für  die  Geschichte  ist  ein  Aufsatz  über  das  vormalige  RKG. 
and  seine  Schicksale  von  Thudichum,  Zeitschr.  für  deutsches  Recht  B.  XX. 
S.  148—223. 
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Friedeu  war  die  Heligionsi^ichheit  ein  wichtiger  Chrundsata  in  der 
Veffiaa^wig  dea  BJÜQ.  (»juei  iii  partes  eundi«].  Dae  Verfahren  des 
WÜQ.  richtete  sieh  nach  den  RKGerichtsordnungen  von  1495  und 
U&5.  Das  90g.  Koneept  »einer  erneuerten  und  verbesserten  IL.  6. 0.a 
von  1613  erlangte  niemals  formell  geset^che  Gültigkeit,  materiell 
enthielt  es  aber  geltwdes  Beeht.  Die  Kompetenz  des  B£lG.  war 
verschieden ,  je  nachdem  es  sich  um  unmittelbare  oder  mittelbare 
Personen  handelte.  Klagsachen  gegen  Reiohsunmittelbare 
konnten  beim  RK6.  sofort  in  erster  Instanz  angebracht  werden, 
wenn  diesen  nicht  das  Becht  der  Austräge  zustand.  Gegen  Mittel- 
bare konnte  das  IIKG.  in  Civilsachen  regelmässig  nur  in  höherer 
Instanz  angegangen  wevden ;  doch  waren  in  dieser  Besiehung  fast 
alle  grossem  lÄiider  durch  privilegia  de  non  appellando  esimirt,  so 
die  kurfürstlichen  Länder  durch  die  G.  B.,  später  nooh  durch  spe- 
oielle  Privilegien.  In  Kriminalsachen  der  Mittelbaren  war  jede 
Appellation  an  die  Beichsgerichte  ausgeschlossen.  Aber  auch  aus 
solchen  Ländern,  welche  privil^a  de  non  appellando  besassen, 
konnte  das  BKG.  Beschwerden  wegw  verweigerter  oder  verzögerter 
Justiz  und  Klagen  wegen  unheilbarer  Nichtigkeit  annehmen.  In 
ein^lnen  Ausnahmefällen  konnte,  mit  Uebergebung  der  untern 
Instanzen ,  sogleich  beim  BKG.  geklagt  werden  und  fand  hier  ein 
kurzer  schleuniger  Process  statt.  Dahin  gehörten  die  Landfrieden^- 
uQd  Beligionsfriedens-BruchsacbAn,  die  Fiskalsachen  u.  s-  w.  Ge- 
rade auf  diesen  Ausnahmsfällen  beruhte  die  Hauptbedeutung  des 
BKGerichts.  Das  BKG.  sollte  jährlich  durch  Beichsd^utationen 
visitirt  werden ;  die  ordentlichen  Visitationen  hörten  aber  schon 
seit  1588  auf,  die  ausserordentlichen  kamen  nur  selten  zu  Stande 
(zuletzt  von  1 767-^1 776) .  Gegen  die  Erkenntnisse  des  BKG.  waren 
die  Bechtsmittel  der  Bestitution ,  der  Bevision ,  des  Bekurses  an 
den  Beichstag  unter  bestimmten  Voraussetzungen  zulässig,  doch 
hatten  sie  meistens  keinen  Suspensiveffekt. 

2)  Der  Beichshofrath^ 

Durch  die  Errichtung  des  BKG.  fiel  keineswegs  das  Becht  des 
Kaisers  auf  Entscheidung  von  l^eitigkeiten  fort  und  wurde  ihm  für 

1  J.  Chr.  ▼.  Uffeobaoh,  traotatus  de  oonsilio  Caesareo  imperiali  aulioo. 
Viennae  et  Pragae  ITOO.  Fol.  J.  Cfa.  Herchenhahn,  Qesoliiohte  de?  EnUte- 
hung,  Bildung  und  gegenwärtigen  VeKfa«gung  des  kaiserliehen  Beachshofrathes 
nebst  der  Verhandlungsart  der  darauf  Torkommenden  Geschäfte.  Mannheim 
1T98.  ä  Thmle.  Von  dem  V^erke  von  Malblank  kommt  hier  der  III.  Theil  in 
Betracht.  Moser,  Deutsche  Justiiverfassung.  Th.  11.  Pütter,  inst.§  295  ff. 
HäberlinB.  II.  S.  371  ff. 
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emxeliie  Sachen  «ogar  neichg^ettrlidh  vorbehalten,  besonder  wo 
66  sich  mn  die  Aberkennung  von  F&rBtenthümem  und  Graftchaflen 
htodelte.  Fär  die  reiths-  wie  di^  erbl&ndi»chen  Sachetti  hatte  beieits 
Maldmilion  I.  1501  €&n  HofhithskoUegium  bestellt.  Ferdinand  I. 
entzdg  denselben  1559  alle  erblll&diseheto  Angpelegenheitdn,  sodluib 
el  seit  dieser  Zeit  led%lich  als  Reitehshofrath  erschien.  Ln 
westOli^chen  Frieden  J.  P.  O.  A.  V.  §  56  und  56  wurde  der  Reichs^ 
hofrath  giundgesetsdich  als  oberstes  kaiserliches  Gericht  anerkannt. 
Der  Kaiser  War  des  Reichshofraihes  einziges  und  obearsl^s  Haupt; 
^  war  fiir  rieh  allein  berechtigt,  Reichshofrathsordnungen  fcu  er-^ 
lassen.  Wegen  dieser  engen  persönlicheii  Verbindung  wurde  öiit 
dem  Tode  jedes  Kaisei^  der  RfiR.  aufgelöst.  Das  KoUegiuni 
bestand  tius  einem  t^Hfaiidenten,  einem  Vicepräsidenten  und  Reichen 
hofrathen  (regeliüSäsig  18  an  der  ZAhl),  Von  denen  Wenigstens  6 
evangeKsdi  sein  Sollten.  83mmtlicbe  Mitglieder  d^  Reichishof^ 
rathes  wurden  tom  Kaiser  ernannt.  Die  Räthe  theilten  sich  in  die 
Herrn*  und  Oelehitenbank.  Der  Pitsident  hatte  nldit  nur  bei 
Stimmengleichbeit  eine  entscheidende  Stimme,  sondern  er  hatt^ 
auch  das  Recht,  die  Sache  in  einem  Gutachten  dem  Kidhser  zur  £nt^ 
»chridung  vorsuliegen  (»Votum  ad  imperatorem«),  wenn  die  Mehr-^ 
faett  nicht  fiberwiegefiid  war  und  beide  Meinungen  auf  i)idtatilichen 
^ndfesten  Uihsachen^  beruh«^,  worin  alleiNlings  ein  b^denklichei 
Stuck  Kabinetsjustiz  lag.  Der  RHR.  hatte  als  Gerioftftshof  t^l^ 
massig  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  mit  dem  RKG.  Der  Kläger 
oder  Appellant  hatte  somit  die  Wahl,  an  welches  von  beiden  Ge- 
richten er  sich  wenden  wollte.  Die  Prävention  gab  den  Ausschlag; 
doch  gab  es  Fälle ,  wo  der  Reichshofrath  nach  Gesetz  oder  Her- 
kommen eine  ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  übte;  dahin  gehörten : 
alle  Italienischen  Sachen,  ganze  Reichslehen  in  petitorio  betretfenäe 
Processe ,  die  Kriminalsachen  der  Reichsunmittelbaren.  Wenn  e's 
sich  jedoch  um  die  Achtserklärung  eines  iReichsstandes  oder  um 
Entsetzung  eines  solchen  von  der  Reichsstandschaft  oder  Landes- 
hoheit oder  um  Suspension  von  ihrer  Ausübung  handelte,  so  konnte 
ein  Ericenntn&s  ^ur  durch  einen  förmlichen  Reichsschhiss  zu  Stande 
kommen.  Ausser  seiner  Stellung  als  oberstes  Reichsgericht  war 
der  Reidiiishofrath  auch  das  einzige  Kollegium,  dessen  sich  idt 
Kaiser  in  Reichsregierungssachen  bediente. 

3)  Die  Austraget   Als  die  monarchische  Gewalt,  insbeson- 

^  H.  C.  Senckenbezg,  flores  apami  ad  jus  austraegarum  tarn  kgalium, 
qua  conventionalium.   Giess.  1739.    Johann  Jakob  Prehn,  Von  den  Austragen, 


Digitized  by  VjOOQ IC 


62  n.   Qeflohiohtl.  Entwickelung  des  staatl.  Rechtszustandes  in  Deutschland. 

dere  die  königliche  Gerichtsbarkeit  in  Deutschland  immer  mehr  an 
Ansehen  verlor ,  suchte  man  sich  auf  dem  Wege  der  Einigung  die 
Sicherheit  der  Kechtspflege  zu  verschaffen,  welche  die  schwache 
Staatsgewalt  zu  gewähren  nicht  vermochte.  Es  wurden  auf  Grund 
der  Einigung  ein  für  allemal  Formen  festgestellt,  in  welchen  die 
Yereinsgenossen  erst  in  Güte,  sodann  im  Wege  Rechtens  ihre 
Händel  entscheiden  lassen  sollten.  So  entstanden  die  Aus  träge, 
nicht  als  Gerichte  von  Staatswegen,  sondern  als  Gerichte  auf  Grund 
der  geschlossenen  Einigung.  Das  Austrägalwesen  wurzelte  so  tief 
im  Standesbewusstsein  der  Reichsunmittelbaren,  dass  auch  mit  der 
Gründung  des  Reichskammergerichts  die  Austräge  nicht  beseitigt 
werden  konnten.  Vielmehr  erluelten  sie  1495  eine  reichsgesetzliche 
Sanktion ,  erfuhren  aber  zugleich  eine  völlige  Umgestaltung.  Die 
Austrägalinstanz  wurde  von  nun  an  eine  Institution  der  Reichs- 
justizverfassung, als  Unterinstanz  der  Reichsgerichte.  Man  unter- 
schied gewillkürte,  privilegirte  und  gesetzliche  Austräge.  Das  Aus- 
trägalverfahren  war  ein  Vorzug  der  Reichsunmittelbaren ,  welches 
aber  nach  dem  Range  der  Personen  vielfach  abgestuft  war  und  sich 
in  sehr  verschiedenen  Formen  bewegte.  Von  den  Erkenntnissen 
der  Austrägalinstanzen  konnte  regelmässig  an  eines  der  höchsten 
Reichsgerichte  appellirt  werden.  Bei  diesen  musste  auch  die  Voll- 
streckung der  rechtskräftig  gewordenen  Austrägalurtheile  nachge- 
sucht werden. 

§31. 
6)  Kriegt-,  Finai»-  ud  Polixelweten  des  Reiches. 
A.   Kriegswesen^ 

1)  In  Friedenszeiten  gab  es  keine  Reichsarmee;  sie  wurde  viel- 
mehr nur  im  Falle  eines  Reichskrieges  aus  den  Kontingenten  der 
einzelnen  Reichsstände  zusammengesetzt.  Die  Grösse  der  von  den 
Reichsständen  zu  stellenden  Kontingente  wurde  früher  nach  der 
Wormser  Reichsmatrikel  von    1521   bestimmt    (Schmauss  B.  I 


insbesondere  Ton  dem,  einem  Kläger  geringem  Standes  vortheilhaften  W^e, 
einen  Fürsten  zu  belangen.  Halle  17 79.  J.  J.  Mo  s e r ,  Von  der  deutschen  Justiz- 
verfassung I.  46.  Malblank.  IV.  S.  420  ff.  Von  neueren  Schriften  ist  zu  nennen 
Ft.  W.  von  Leonhardi,  Das  Austrftgalverfahren  des  deutschen  Bundes. 
Frankf.  1838,  S.  16 — 87,  woselbst  auch  eine  vollständige  Literaturang^be  und 
ein  abersichtlicher  Aufsatz  von  L.  K.  Aegi  di ,  Staatswörterbuch  B.  I.  S.  533  ff. 
1  Pragmatische  Erörterung  der  Grundsätze  der  deutschen  Reichskriegsver- 
fassung  (t.  G.  F.  v.  Blum).  Frankf.  und  Leipzig  1795.  Fütter,  inst.  §  384  ff. 
Häberlin.  B.  ü.  S.  235  ff.  Derselbe  im  Staatsarchiv  I.  Heft.  A.  IV. 
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Nr.  Xm.  S.  tSO  ff.)  Später  wurde  durch  den  Reichsschluss  von 
1681  festgesetzt,  dass  die  Reichsarmee  in  simplo  aus  40,000  Mann 
und  zwar  12,000  Mann  zu  Pferde  und  28,000  Mann  zu  Fusse  be- 
stehen sollte.  Ein  anderer  Keichsschluss  desselben  Jahres  vertheilte 
die  ganze  Mannschaft  auf  die  zehn  Kreise  und  überliess  jedem 
Bachskreise  die  Subrepartition  der  ihm  angesetzten  Quote.  Seitdem 
ist  bei  jedem  Seichskri^e  nicht  nur  der  Kreismannschaftsfuss  von 
16S1  wieder  erneuert,  sondern  zugleich  bestimmt  worden,  ob  das 
Dnplum,  Triplum  oder  Quintuplum  von  den  40,000  Mann  gestellt 
werden  sollte.  Jeder  Kreisstand  haftete  dem  Kreise  für  die  richtige 
SteDung  seines  Kontingentes  und  musste  zugleich  für  dessen  Sold, 
ProTiant,  Munition  und  Rekrutirung  sorgen.  Die  so  zusammenge- 
setzten Kreiskontingente  traten  alsdann  unter  Anfuhrung  der  Beichs- 
generalität  zur  Reichsarmee  zusammen  und  wurden  für  Kaiser 
und  Reich  in  Pflicht  genommen.  Der  Höchstkommandirende  wurde 
Ton  Kaiser  und  Reich  auf  dem  Reichstage  ernannt.  Um  die  durch 
eiDen  Reichskrieg  entstehenden  Kosten ,  insofern  dafür  nicht  von 
den  einzelnen  Kreisstanden  gesorgt  werden  musste ,  zu  bestreiten, 
wurde  eine  Reichsoperationskasse  gebildet.  Daneben  hatte  jeder 
Kreis  wieder  seine  Kreisoperationskasse,  welche  für  Artillerie,  Ma- 
gazine, Lazarethe  und  andere  ausserordentliche  Ausgaben  zu  sorgen 
hatte.  Die  beiden  Reichsfestungen  Kehl  imd  Philippsburg  waren 
im  Verfall.  Nene  Festungen  durfte  der  Kaiser  in  der  Reichsstände 
Landen  nicht  anlegen,  ebensowenig  vorhandene  wiederherstellen 
oder  mit  Besatzung  belegen.  Auch  über  die  Einquartierung  der 
Beichsarmee  konnte  der  Kaiser  nur  unter  Zustimmung  des  Reichs- 
tags bestimmen. 

Eän  Reichskrieg,  mochte  er  gegen  Auswärtige  oder  gegen  einen 
oder  mehrere  Reichsstände,  als  Reichsexekutionskrieg,  geführt  wer- 
den, konnte  vom  Kaiser  nur  unter  Zustimmung  des  Reichstags  er- 
klärt werden.  Dieselbe  war  ebenso  nothwendig  zu  jedem  Friedens- 
schlüsse des  Reiches.  Während  eines  einmal  erklärten  Reichskrieges 
dmfte  kein  Reichsstand  neutral  bleiben  oder  einen  Separatfrieden 
scUiessen. 

B.  Finanzwesen^. 

Eine  allgemeine  Besteuerung  von  Seiten  des  Reiches  war  noch 
im  13.  und  14.  Jahrh.  unbekannt.   Erst  die  langdauemden  Kriege 

^  K.  D.HüUmann»  Deutsche  Finansgesohichte  des  Mittelalters.  Berlin 
t805.  K..  H.  Lang,  Historische  Entwiokelung  der  deutschen  Steuerrerfassung 
seit  den  Karolingern  bis  auf  unsere  Zeiten.  Berlin  1 793.   K.  W.  Frhr.  t.  Ulmen- 
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mit  den  Hnssiten,  später  mit  den  TüiiDen  gabcfn  Veranlassung  stur 
Einföhnmg  allg^emeiner  ansserordentlicher  Reichsstenem.  Für  die 
Umlage  dieser  Reichssteuer  galt  ein  doppeltes  Prinzip ,  das  des  ge^ 
meinen  Pfennigs  und  das  der  Römermonate.  Nach  dem  Prinzip  des 
gemeinen  Pfennigs  wendete  sich  das  Reich  unmittelbar  an  jeden 
ein^ehien  Unterthanen  und  erhob  von  ihm  die  ßeichssteirer.  Auck 
der  Reichsfiirst  erschien  hier  nur  als  tteicbsuntertham  und  musste 
seine  Vermögenssteuer  entrichten.  Ein  SubkoUektonreeht  war  aus^ 
geschlossen,  daher  eine  Abwälzung  der  Steuern  auf  die  tlntetthanen 
unmöglich.  Die  Umlage  des  gemeinen  Pfennigs  fiind  zuerst  im  Jalure 
1431  statt  und  dann  wiederholt  im  Laufe  des  15.  und  16.  Jahih. 
Aber  gerade  wegen  ihrer  Qerechtig^it  fand  die  Pfennigsteuer  immer 
mehr  Gegner  im  Ftirstenstande  und  so  kam  es  dahin,  dass  das 
mediate  System  der  Römermonate  (die  damalige  Form  der 
Matrikularbeiträge)  die  Pfennigsteuer  ganz  Terdrängte.  Bei  ersterem 
Steuerfusse  wurde  die  Wormser  Reichsmatrikel  Ton  1524  zu  Grunde 
gelegt.  In  derselben  war,  wogendes  damals  von  Karl  V. beschlösse^ 
nen  Römerzugs,  auf  die  einzelnen  Reichsstände  eine  gewisse  Anzahl 
Truppen  gelegt.  Ihr  Sold  wurde  zugleich  dahin  bestimmt,  daza 
monatlich  für  einen  Fusegänger  4,  fiiar  einen  Reiter  1^  (später  12} 
Galden  gegeben  werden  sollten.  W^mgleidh  jener  Römerzug  gar 
nicht  zu  Stande  kam,  so  gebrauchte  man  doch  die  einmal  gefertigte 
Matrikel  dazu ,  um  nach  dem  für  die  Mannschaft  bestimmten  mo^ 
natiichen  Solde  die  "Geldbeiträge  zu  ausserordentlichen  Reichste- 
dürfnissen  zu  bestknmen.  Seit  dem  17.  Jahrh.  bildeten  die  Römer«- 
monate  die  einzige  aneserordentliche  Reichssteuer,  welche  besondere 
zum  Zwecke  eines  Reichskrieges  verwilligt  zu  werden  pflegte.  Ein 
Römermonat,  als  Simphim,  sollte  dem  Reiche  126,000  fl.  bringen, 
brachte  abeor  in  der  Mitte  des  18.  Jahrh.  nur  50,000  fl.  ein.  Zur 
Unterhaltung  des  Reichskanmieigerichts  wurde  1 548  eine  ständige 
und  ordentKdhe  Reichssteuer,  der  sog.  Kammerzieler,  übernommen. 

Die  Einnahmen  des  Kaisen  aus  dem  Reiche  wax^dn  so  ver-- 
schwindend  klein  (etwa  13,000  fl.),  dass  der  Kaiser  alle  RegierungB^ 
und  Repräsentationskosten,  einschliesslich  der  Unterhaltung  des 
Reichshofrathes,  aus  seinen  eigenen,  erbländischen  Einkünften  be- 
streiten muBSte. 

Die  nach  RÖmennonaten  von  den  Reichsständen  zu  zahlendesi 


stein,  Versuoh  einer  kur'ien,  systeai.  und  historischen  Einleitung  in  die  Lehre 
des  deutschen  Staatsrechtes  von  Steuern  und  Abgaben  reichsstfindischer  Unter- 
thanen und  dem  Steuerrechte  der  Reiohsstftnde.  Erlangen  1794. 
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Gelder  mussten  ganz  zu  dem  Zwecke  verwendet  werden,  für  wel- 
chen sie  verwilligt  waren  (Appropriation);  deshalb  musste  dem 
Reichstage  über  ihre  Verwendung  Rechnung  gelegt  werden.  Als 
oberster  Grundsatz  des  Keichsfinanzrechtes  stand  fest,  dass  »auch 
in  den  zugelassenen  nothdürftigen  unverzüglichen  Fällen  die  Steuer 
und  dei^Ieichen  An*  und  Auflagen,  es  sei  zu  Kriegs-  oder  Friedens* 
Zeiten,  anders  nicht  als  mit  Rath,  Wissen  und  Yerwilligung  der 
KmfSrsten,  Fürsten  und  Stände  auf  allgemeinen  Reichstagen  anzu- 
setzen seien«.  I.  P.  O,  A.  VIII  §  2.  Wahlkap.  A.  V  §  1.  2.  Das 
Steuerverwilligungsrecht  des  Reichstages  war  ein  völlig  freies, 
ungebundenes.  Dagegen  war  von  einer  Feststellung  des  Reichs- 
haufihaltsetats  ebensowenig  die  Rede ,  wie  von  einer  Kontrolle  des 
f^esammten  Finanzwesens  durch  den  Reichstag.  Aus  der  Unregel- 
mässigkeit und  Armseligkeit  der  Finanzquellen  ist  zum  grossen  Theil 
der  Verfall ,  die  klägliche  Machtlosigkeit  und  der  endliche  Unter- 
gang des  altem  deutschen  Reichs  zu  erklären. 

C.  Polizeiwesen^ 

Die  Reichspolizeigewalt  war  in  ihrer  Wirksamkeit  durch  die 
Landesstaatsgewalt  in  die  engsten  Grenzen  eingeschlossen ,  da  die 
Ausführung  aller  Massregeln  lediglich  in  den  Händen  der  Einzel- 
staaten lag^  Die  Reichspolizeigesetzgebung  (erste  Reichs- 
pohzeiordnungvon  1530),  welche  theils  in  eigenen  Polizeiordnungen, 
tbeUs  in  einzelnen  Verordnungen  über  polizeiliche  Gegenstände  sich 
ausgesprochen  hatte,  war  in  hohem  Grade  lückenhaft,  wurde  wenig 
befolgt  und  gerieth  fast  ganz  in  Vergessenheit,  da  die  allenthalben 
erlassenen  Landespolizeigesetze  för  sie  kaum  noch  ein  Gebiet  der 
Anwendung  übrig  Uessen.  Obgleich  die  Reichspolizeiordnung  von 
1577  weit  hinter  den  Anforderungen  der  Zeit  zturückblieb ,  so 
konnte  man  trotz  aller  Anläufe  (I.  P.  O.  VHI.  §  2.  3.)  sich  nicht 
über  eine  allgemeine  Reichspolizeiordnung  vereinigen ;  die  von  1577 
blieb  die  neueste,  nur  einzehie,  die  Reichspolizei  betreffende  Reichs- 
schlüsse wurden  publicirt,  z.  B.  wegen  Abstellung  der  Handwerks- 
missbräuche, wegen  der  Duelle,  wegen  geheimer  Verbindungen. 

Bei  der  grossen  staatlichen  Zerstückelung  des  südlichen  und 


1  Jurifltiflch  das  bedeutendste  Werk  aus  der  Reichsseit  ist  jedenfalls  Gün- 
tlier  Heinzich  v.  Berg,  Handbuch  des  deutschen  Polizeirechtes.  Gott.  1799. 
2.  Aufl.  I— Vn.  1802.  Pütter,  inst.  §  331  ff.  Häberlin,  B.  ü.  S.  551  ff. 
Hiberlin's  Bepertorium  B.  IV.  Art.  Polizei.  Gerstlacher,  corpus  juris 
genn.  B.  I.  Kap.  IX.  S.  426.  Derselbe,  Handbuch  der  deutschen  Reiohs- 
gewtseTh.  IX. 

B.8e^Qlzc,  DeQt8ch«8  StMtsreeli t.  5 
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westlichen  Deutschlands  war  hier  die  Kreispolizei  von  grosser 
Bedeutung.  Viele  Gegenstände,  welche  sonst  der  Landespolizei  zu- 
fielen, wurden  in  diesen  noch  aktiven  Reichskreisen  der  Kreispolizei 
überlassen,  welche  theils  auf  Uebertragung  der  Reichsstaatsgewalt, 
theils  auf  freiwilliger  Uebereinkunft  der  Kreisgenossen  beruhte. 
Die  grösseren  Staaten  dagegen,  welche  zu  keiner  Kreisverbindung 
gehörten  oder  für  welche  solche  nur  dem  Namen  nach  bestand,  be- 
sonders Oesterreich  •  und  Preussen,  stützten  schon  zu 
Reichszeiten  ihre  innere  Sicherheit  lediglich  auf  die  Landespolizei. 

IL   Die  Territorien. 

§.32. 
Die  Landeshoheit  ^ 
Der  erste  Schritt  zur  Entstehung  der  Landeshoheit  war  die 
Auflösung  der  alten  Gauverfassung,  der  zweite  das  Erblichwer- 
den der  Herzogthümer  und  Grafschaften.  Aus  den  erblich  gewor- 
denen Reichsämtem  der  Herzöge,  Markgrafen  und  Grafen  und  aus 
den  Immunitätsbezirken  der  geistlichen  und  weltlichen  Grossen 
ist  die  Landesherrlichkeit  emporgewachsen.  Das  Wort  »Landes- 
hoheit« lässt  sich  erst  seit  dem  XY.  Jahrhundert  nachweisen.  Bis 
dahin  fehlte  es  an  einem  technischen  Ausdrucke  för  ein  Verhältniss, 
welches  selbst  noch  schwankend  und  im  Werden  begriffen  war. 
Mit  der  Gerichtsbarkeit,  »Zwing  und  Bann«,  dem  eigentlichen  Kern- 
punkte der  Landeshoheit,  waren  gewöhnlich  aus  besondem  Titeln 
noch  andere  Regalien  verbunden.  Anfangs  nur  ein  Aggregat  vieler, 
zufällig  mit  einander  verbimdener  Berechtigungen,  entwickelte  sich 
die  Landeshoheit  seit  dem  XV.  und  XVI.  Jahrhundert  zu  einer 


1  Ueber  die  geschichtliche  Eiitwickelung  der  Landeshoheit  siehe  Eich- 
horn, Staats-  und  Rechtsgeschichte  B.  II.  §  221—223.  299—314.  B.  m.  §  396. 
400.  418—434.  B.  IV.  §  525.  526.  540—551.  595—598.  600—602.  ▼.  Schulte, 
Reichs-  und  ReohtsgeiKshichte,  bes.  §  68  und  69.  Jos.  Berchtold,  Die  Ent- 
Wickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland  in  der  Periode  von  Friedrich  II.  bis 
einschliesslich  zum  Tode  Rudolfs  von  Habsburg.  München  1863.  I.  Theil. 
Derselbe,  Die  Landeshoheit  Oesterreiohs  nach  den  fiohten  und  unfichten  Frei> 
heitsbriefen.  München  1862.  C.Maurer,  Art.  »Landeshoheit«  in  Bluntsohli's 
Staatsw.  B.  VI.  S.  213  ff.  Ueber  die  Landeshoheit  des  neuern  Reiohsstaats- 
rechtes  handeln  besonders  J.  J.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  der  deutschen 
Reichsst&nde  überhaupt.  1773.  Derselbe,  Von  der  deutschen  Reichsst&nde 
Landen,  deren  Landständen,  Unterthanen  u.  s.w.  1769.  Pütter  in  seinen  Bei- 
trägen, 1777.  Th.  I.  Nr.  VI.  XVH.  XVm.  XIX.  Gh.  O.  Biener,  comment. 
de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  Germaniae.  Halae  1 780.  K.  S.  Z  a  c h  a- 
tii,  Geist  der  deutschen  Territorialverfassung.  Leipiig  1800. 
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wirklichen  Staatsgewalt.  Diese  Ausbildung  der  Landeshoheit  ging, 
wie  alle  Umgestaltungen  dieser  Art,  nur  allmälig  und  unmerklich 
rot  sich.  Die  Reichsgesetae  anerkannten  und  bekräftigten  blos,  was 
sich  im  Laufe  der  Jahrhunderte  gewohnheitsrechtlich  gebildet  hatte. 
In  ihrer  ToUendeten  Ausbildung,  etwa  seit  dem  westfälischen  Frie- 
den, war  die  Landeshoheit  eine  wahre  Staatsgewalt  über  einen 
deutschen  Partikularstaat,  welche  von  dem  Inhaber  in  eigenem 
Namen'  und  aus  eigner  Macht,  jedoch  in  Unterordnung  unter  die 
Reichsstaatsgewalt,  ausgeübt  wurde. 

Der  Landesherr  war  als  solcher  keineswegs  Eigenthümer  des 
Landes ;  doch  wurde  die  Landeshoheit  selbst,  nach  der  eigen thüm- 
Uchen  Auffassung  des  damaligen  unentwickelten  Staatsrechtes,  als 
ein  auf  dem  Territorium  haftendes  Immobiliarrecht  angesehen. 
Beschränkt  war  die  Landeshoheit  1)  durch  die  Landesver- 
fassung der  einzelnen  Territorien,  besonders  durch  die  Rechte 
der  Landstände.  Wo  es  aber  dergleichen  nicht  gab.  etwa  in  ganz 
kleinen  Ländern,  bildeten  doch  die  wohlerworbenen  Rechte  der 
Unterthanen,  der  Gemeinden,  Korporationen,  der  Kirche  bedeut- 
same Schranken  gegen  Willkür.  2)  Durch  die  allgemein  anerkannte 
Unterordnung  der  landesherrlichen  Gewalt  unter  die  Reichsgewalt. 
Die  Unterordnung  der  Landeshoheit  unter  die  Reichsgewalt  machte 
sich  besonders  in  folgenden  Punkten  geltend :  a)  der  Reichsgewalt 
stand  ein  allgemeines  Oberaufsichtsrecht  über  die  Landesregierungen 
zu,  kraft  dessen  besonders  darüber  gewacht  wurde,  dass  die  Landes- 
herm  sich  bei  der  Ausübung  ihrer  Staatsgewalt  nach  den  reichsge- 
setzlichen Vorschriften  richteten;  b)  kein  Landesgesetz  durfte  ab- 
solut verbietenden  Reichsgesetzen  widersprechen  oder  die  Verpflich- 
tungen gegen  den  Reichsverband  verletzen;  c)  die  Unterthanen 
durften  wegen  Missbrauchs  der  Landeshoheit  nicht  nur  ausserge- 
richtlich  bei  dem  Kaiser,  sondern  auch  bei  den  höchsten  Reichs- 
gerichten Hülfe  und  Beistand  suchen ;  d)  alle  Streitigkeiten  zwischen 
deutschen  Landesherm  durften  nur  auf  rechtlichem  Wege  ausge- 
macht werden,  alle  Selbsthülfe  war  verboten  (I.  P.  O.  XVII.  §  7) ; 
e)  geg^n  Kaiser  und  Reich  gerichtete  Bündnisse  waren  verboten 
(I.  P.  O.  Vin.  §  2.  f);  unter  Einhaltung  der  reichsgesetzlichen  For- 
men konnte  ein  Landesherr  zur  Strafe  seiner  Landeshoheit  durch 
die  Reich^;ewalt  entsetzt  werden.  Abgesehen  von  diesen  ganz 
bestimmt  gezogenen  Grenzen  war  aber  die  Landeshoheit  als  eine 
zwar  untergeordnete,  aber  doch  selbständige  Gewalt  gegen  alle  Ein- 
griffe selbst  von  Seiten  des  Reichsoberhauptes  und  der  höchsten 
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Reichsgerichte  verfassungsmässig  geschützt.  Ja,  die  Reichsgewalt 
war  verpflichtet,  die  Landesherm  auch  gegen  Eingriffe  von  Seiten 
ihrer  Unterthanen,  ihrer  Mitstände  und  auswärtiger  Mächte  im  Be- 
sitze ihrer  Hoheiten  und  Gerechtsame  zu  vertheidigen. 

§33. 
Staatsrechtliche  Verschiedenheit  der  deutschen  Territorien  ^ 

Reichsstaatsrechtlich  war  die  Landeshoheit  in  allen  deutschen 
Staaten  sich  völlig  gleich,  aber  trotz  dieser  sich  gleich  bleiben- 
den Bedeutung  der  Landeshoheit  war  die  innere  Verfassung  der 
deutschen  Einzelstaaten  unendlich  verschieden.  Unter  den  (im 
J.  1793  noch  vorhandenen  etwa  324)  reichsständischen  Terri- 
torien gab  es  lehenbare  und  allodiale,  zusammengesetzte  und  ein- 
fache Territorien.  Am  wichtigsten  aber  war  die  Eintheilung  in 
monarchische  und  republikanische,  in  geistliche  und  weltliche 
Staaten. 

Die  weltlich-monarchischen  Staaten  waren  Kur- 
fürstenthiimer ,  Herzogthiimer,  Markgrafschaften,  Fürstenthümer, 
Grafschaften  u.  s.  w.;  ihre  Verfassimg  war  so  verschieden,  wie  ihr 
Titel.  Auch  die  Grösse  der  Länder  war  nicht  ohne  Einfluss  auf  ihre 
staatliche  Organisation ,  indem  in  ganz  kleinen  Gebieten  keine  so 
umfassenden  Einrichtungen  in  Bezug  auf  Polizei-,  Finanz-  und  Mili- 
tärwesen durchgeführt  werden  konnten ,  wie  in  grösseren  Staaten. 
Subjekt  der  Landeshoheit  war  hier  der  durch  die  Erbfolgeordnung  zur 
Begierung  berufene  Kurfürst,  Herzog,  Fürst  oder  Graf.  Die  geist- 
lich-monarchischen Staaten  waren  sämmtlich  Wahl- 
staaten 2.  Hierher  gehörten  die  drei  geistlichen  Kurfürstenthümer, 
die  Erzbisthümer,  die  Bisthümer,  die  gefürsteten  und  nicht  ge- 
fürsteten  Prälaturen.  Hier  war  die  Landeshoheit  mit  einem  reichs- 
unmittelbaren Kirchenamte  verbunden.  Der  durch  kanonische  Wahl 
des  Kapitels  erwählte  Erzbischof,  Bischof,  Abt  oder  Prälat  war  hier 


^  Eine  belehrende  Schilderung  der  Staatssust&nde  in  den  einseinen  Terri- 
torien giebt  Cl.  Th.  Perthes,  »Das  deutsche  Staatsleben  Tor  der  Revolution.« 
Hamburg  und  Gotha  1845. 

1  Joseph  V.  Sartori,  Oeistlichefi  und  weltliches  Staatsrecht  der  deutschen 
Erz-,  Hoch- und  Ritterstifter.  Nürnberg  1788— 91.  2Theile.  (WilibaldHeld) 
Reichspr&latisches  Staatsrecht.  Kempten  1785.  2  Bde.  Es  gab  in  Deutschland 
4  reichsunmittelbare  Ersbisthamer,  darunter  drei  geistliche  Kurfarstenthamer, 
19  Bisthümer  und  61  Reichsprälaturen ,  dazu  kam  noch  der  Hochmeister  des 
Deutschen  Ordens  su  Mergentheim  und  der  Johannitermeister  zu  Heitersheim. 
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das  Subjekt  der  Landeshoheit  welchem  die  Regierangsrechte  vom 
Kaiser  geliehen  wurden.  Die  (etwa  51)  Reichsstädte  waren 
Sepubliken;  ihre  Verfietssung  war  sehr  verschieden,  doch  galt 
fibendl  die  Korporation  der  ganzen  Bürgerschaft  als  das  wahre  und 
einzige  Subjekt  der  Staatsgewalt ;  nur  die  Ausübung  und  Verwal- 
tung der  obrigkeitlichen  Gewalt  war  einem  Magistratskollegium  oder 
Bath  übertragen  ^ 

Die  bisher  genannten  Landesherrschaften  waren  sämmtlich  zu- 
gleich Reichsstände.  Es  gab  aber  zahlreiche  Gebiete,  deren  In- 
haberlandesherrliche Rechte  ausübten,  ohne  der  Vorzüge  der  Reichs- 
standschaft zu  gemessen.  Hierher  gehörten  vor  allem  die  Re  i  c h  s- 
ritter  und  ihre  Gebiete  2.  (Es  gab  etwa  1475  reichsfreie  Ritter- 
güter.) In  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein  hatten  sich  viele 
ritterliche,  dem  niederen  Adel  angehörige  Familien  der  Landesho- 
heit nicht  unterworfen;  sie  genossen  nicht  nur  für  ihre  Person, 
sondern  auch  für  ihre  Gebiete  vollkommene  Reichsunmittelbarkeit^ 
dergestalt ,  dass  sie  von  aller  landesherrlichen  Grewalt  befreit  und 
nur  der  Reichsstaatsgewalt  xmterworfen  waren.  Zur  Erhaltung 
ihrer  bevorrechteten  Stellung  hatten  sich  diese  ritterschaftlichen 
Familien  schon  seit  dem  XFV.  Jahrhundert  zu  Bündnissen  vereinigt. 
Aus  diesen  war  die  korporative  Verfassung  der  Reichsritterschaft 
hervoigegangen.  Das  gesammte  reichsritterschaftliche  Corpus  zer- 
fiel in  drei  Kreise,  welche  unter  sich  in  Vereinigung  standen  imd 
em  Ganzes  bildeten.  Die  Kreise  wurden  wieder  in  mehrere  Kan- 
tons oder  Ritterorte,  letztere  zuweilen  wieder  in  Bezirke  oder 
Quartiere  getheilt.  Die  Reichsritter  übten  über  ihre  Besitzungen 
allerdings  landesherrliche  Rechte  aus,  jedoch  erlitt  ihre  Landes- 
herrlichkeit' Einschränkungen  durch  die  Reichsgewalt  und  ihre 


1  Moser,  Von  derreichsstädtischen  Regimentsverfassung.  1772.  H  ab  er- 
litt B.  n.  Kap.  V.  8.  U7  ff.  O.  W.  Hugo,  Die  Mediatisirung  der  deutschen 
ReiebMtädte.   Karlsruhe  1838. 

*J.  St.  Burgmeister,  Keichsritterschaftliohes  Corpus  juris  oder  Codex 
diplomaticuB.  Ulm  1707.  4.  Desselben  Status  equestris  imperii  Romano- 
gennanici.  Ulm  1709.  4.  Desselben  Manuale  equestre.  Ulm  1720.  4. 
Denen  Thesaurus  juris  equestris.  Ulm  1718.  2  Thle.  Dessen  Bibliotheca 
eqaestris.  2  Bde.  Ulm  1720.  4.  Lünig,  Reichsarchiv.  Part.  spec.  Cont.  III. 
Jaeob  Mader,  Sammlung  reiohsgerichtlioher  Erkenntnisse  in  Reichsritter- 
sduftssachen.  Frankf.  u.  Leipzig  1780 — 90.  J.  0.  Kerner,  Allgemeines  posi- 
thres  Staatslandrecht  der  unmittelbaren  freien  Reichsritterschaft.  3  Bde.  Lemgo 
1786— S9.  Chr.  L.  Pfeiffer,  Versuch  eines  ausführlichen  Privatrechtes  des 
deiilsehen  Reichsadels.  J.  L.  Klueber,  isagoge  in  elementa  juris  public!,  quo 
ntontor  nobiles  immediati.    Erlangae  1793. 
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eigene  korporative  Verfassung.  In  ähnliehen  Verhältnissen,  wie  die 
Reichsritter ,  standen  noch  einzelne  im  Reiche  zerstreute  Landes* 
herm,  welche  reichsunmittelbar,  aber  nicht  reichsständisch  waren. 
Hierher  gehörten  die  sog.  adligen  Gauerbschafken,  unter  ihnen 
die  Burg  Friedberg  und  Gelnhausen.  Endlich  gab  es  sogar  Reichs- 
d  örfer  S  d.  h.  freie  Landgemeinden  mit  selbstgewählter  Obrigkeit, 
welche  unmittelbar  unter  Kaiser  und  Reich  standen. 

§37. 

Staatliche    Entwickelung    der    beiden   Grossmächte    im    Osten 

Deutschlands. 

Während  im  Süden  und  Westen  Deutschlands  der  klassische 
Boden  jener  grenzenlosen  Zerstückelung  und  Kleinstaaterei  war, 
aus  welcher  nur  einzelne  lebensfähige  mittlere  Territorien  hervor- 
ragten, hatten  sich  im  östlichen  Deiitschland  zwei  grossmächtliche 
Staatsbildiuigen  entwickelt ,  welche  nur  nominell  mit  dem  Reiche 
in  Zusammenhang  standen ,  sonst  aber  ihren  staatlichen  Schwer- 
punkt in  sich  selbst  trugen.  Ohne  eingehende  Berücksichtigung 
ihrer  staatlichen  Eigenthümlichkeiten  bleibt  die  deutsche  Staatsge- 
schichte unverständlich  \  Beide  Mächte  hatten  den  gleichen  Aus- 
gangspunkt von  der,  auf  ursprünglich  slavischem  Boden  gegründeten 
Markgrafschaft.  Ihr  weiterer  Entwickelimgsgang  und  ihr 
Endziel  waren  aber  mit  geschichtlicher  Nothwendigkeit  durchaus 
verschieden. 

1)  Oesterreich-^. 

Als  die  bayerische  Ostmark  1156  vom  Herzogthum  Bayern  ge- 
trennt wurde,  erhielt  das  neue  Herzogthum  bereits  eine  weitgehende 


1  Ernst  Ludwig  v.  Dachröden,  Versuch  eines  Staatsrechtes  der  freien 
Reichsdörfer.   B.  I.   Leipzig  1785. 

2  Es  ist  eine  I^ücke  in  der  herkömmlichen  Behandlung  der  deutschen  Staats- 
und  Kechtsgesohichte,  dass  man  die  verkommenen  Staatsatome  im  südlichen  und 
westlichen  Deutschland  als  allein  würdiges  Objekt  der  Betrachtung  mit  Vorliebe 
behandelt,  während  man  den  Grossstaat  Oesterreich  und  die  Anfänge  des 
Staates,  welcher  zuerst  den  Staatsgedanken  in  Deutschland  verwirklichte  und  die 
Keime  des  wiedergeborenen  deutschen  Reiches  virtuell  in  sich  trug,  fast  ganz 
ignorirt. 

3  Eine  werthvolle  Untersuchung  über  die  frühreife  Entwickelung  der  Lan~ 
deshoheit  zur  vollen  Territorialgewalt  in  Oesterreich  giebt  Berchtold,  Die 
Landeshoheit  Oesterreichs.  1862.  Für  die  spätere  Zeit.  Cl.  Th.  P|erthes,  Po- 
litische Zustände  und  Personen  in  den  deutschen  Ländern  des  Hauses  Oester- 
reich von  Karl  VI.  bis  Mettemich.  Gotha  1869.  Franz  Ferdinand  Schrötler, 
Abhandlungen  aus  dem  österreichischen  Staatsrechte.    5  Bde.    Von  demselben 
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Selbständigkeit  unter  den  babenbergischen  Hereögen.  Als  dasselbe 
1278  mit  den  Heizogthümem  Steienuark  und  Kzain  an  das  Haus 
Habsburg  kam,  gelang  es  diesem  hocbstrebenden  Geschlechte 
durch  kluge  Familienpolitik,  zu  diesem  ursprünglichen  Gebiete  im* 
mer  neue  deutsche  imd  ausserdeutsche  Länder  hinzu  zu  erwerben 
und  es  gab  eine  Zeit,  wo  das  Haus  Habsbuig  mit  seinen  östlichen 
Ländern  die  Ejrone  Spaniens  und  die  weiten  Gebiete  der  neuentdeck- 
ten westlichen  Hemisphäre  vereinigte.  Aber  auch  als  die  Weltmacht 
Karl's  y.  sich  unter  die  beiden  Linien  des  Hauses  Habsbuig  ver- 
theilt  hatte,  blieb  der  Besitzstand  der  deutschen  Linie  Ferdinand'sl. 
im  Osten  Europas  ein  gewaltiges  Länderkonglomerat,  welches  seine 
Einheit  wesentlich  in  der  Person  des  Herrschers  und  seiner  Dynastie 
fand.  Der  Erzherzog  von  Oesterreich,  Herzog  von  Kämthen,  Steier- 
mark, Krain,  gefursteter  Ghraf  von  Tirol  u.  s.  w.  trug  auch  die  Kö- 
nigskronen  von  Ungarn  und  Böhmen.  Durch  die  pragmatische 
Sanktion  1)  wurde  wenigstens  die  Einheit  der  Thronfolge  für  alle 
jene  zahlreichen  Länder  mit  ihrer  manigfaltigen  Staatsverfassung 
helgestellt.  Den  staatsklugen  konservativen  Beformbestrebimgen 
der  Kaiserin  Maria  Theresia  (1740 — 1780)  gelang  es,  zuerst  wenig* 
stens  im  Heer- und  Finaozwesen,  ein  Gesammtösterreich  her- 
zustellen, während  die  überstürzenden  Neuerungen  Joseph's  H.  nicht 
im  Stande  waren,  die  festb^;ründete  Eigenthümlichkeit  der  einzel- 
nen Länder  zu  brechen  und  eine  abstrakte  Staatseinheit  durchzu- 
führen. Seit  1437  wurde,  nach  einem  feststehenden  Gebrauch  und 
einer  politischen  Nothwendigkeit,  stets  der  Chef  der  deutsch-habs- 
buigischen  Linie,  das  Oberhaupt  dieses  weiten  limdeigebietes,  zum 
romischen  Kaiser  und  deutschen  Könige  gewählt.  Die  an  sich 
machtlos  gewordene  Wahlkrone  hatte  auf  dem  Haupte  eines  solchen 
Monarchen  immer  noch  die  Bedeutung,  dass  sie  ihrem  Inhaber  den 
höchsten  Bang  unter  den  Herrschern  Europas,  den  alles  überstrah- 
lenden und  gewissermassen  zusammenhaltenden  Kaisertitel  und 
immerhin  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  Beichsangelegenheiten 
gewährte,  welcher  sich  unter  Umständen  im  Interesse  der  österreichi- 
schen Hauspolitik  verwerthen  liess.     Trotz  dieser  traditioneU  an 


Vesfasser:  Versuch  einer  österreichischen  Staatsgeschichte  1771.  H.  Schulse, 
Art.  Habsburger,  in Bluntschli's Staatsw.  B.  IV.  CaiWon  Hock,  Der  österrei- 
ehisdie  Staatsrath  1760—1848,  fortgesetst  von  Prof .  Dr.  H.  J.  Bidermann. 
Wien  1879. 

1  Vergi.  besonders  Bidermann  in  Grünhut's  Zeitschr.  Bd.  TL.  S.  123 
his  156.  S.  218 — 253 :  Entstehung  und  Bedeutung  der  pragmatische  Sanktion. 
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das  Hau8  Oesterreich  geknüpften  Kaiserwahl  war  der  staatsrecht- 
liche Zusammenhang  der  österreichischen  Länder  mit  dem 
deutschen  Reiche  schon  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  völlig 
gelockert.  Gestützt  auf  die  von  ihm  selbst  angefertigten  unächten. 
Privilegien,  nimmt  der  hochstrebende  Herzog  Rudolf  IV.  (1358 — 
1365)  för  sich  und  seine  Lande  fast  volle  Souveränitatsrechte  und 
eine  so  unumschränkte  Gewalt  in  Anspruch,  wie  ein  absoluter  Mo- 
narch des  18.  Jahrhunderts:  »praeterea  quidquid  dux  Austriae  in 
terris  suis  seu  districtibus  suis  fecerit  vel  statuerit,  hoc  imperator 
neque  alia  potencia  modis  seu  viis  quibuscunque  non  debet  in  aliud 
quoquo  modo  in  posterum  commutare«.  Kraft  dieser  Privilegien 
kann  der  Herzog  von  Oesterreich  in  Ermangelung  von  Geblüts- 
erben, ohne  Rücksicht  auf  die  Oberlehensherrlichkeit  des  Reiches, 
frei  über  alle  seine  Lande  disponiren ;  er  erhält  die  freieste  Erwerbs- 
befugniss  neuer  Länder,  auf  welche  alle  diese  Vorrechte  von  selbst 
übergehen  sollen.  Zwar  bleibt  der  Herzog  Vasall  des  Reiches,  aber 
blos  dem  Namen  nach ,  er  braucht  seine  Lehen  nur  auf  österreichi- 
schem Grund  und  Boden  zu  empfangen  und  leistet  so  gut  wie  keine 
Lehndienste,  nimmt  unmittelbar  nach  den  Kurfürsten  seinen  Platz 
ein ,  hat  alle  Rechte  der  übrigen  Reichsfürsten  und  kann  in  jeder 
Gefahr  vom  Reiche  Hülfe  fordern,  aber  zu  Kriegsdiensten  und 
Geldleistungen  ist  er  dem  Reiche  so  wenig  verpflichtet,  wie  zum  Be- 
suche der  Reichstage.  Er  ist  der  Reichsgerichtsbarkeit  selbst  nicht 
unterworfen  und  in  seinen  Landen  der  .oberste  und  einzige  Gerichts- 
herr. Jeder  Einfluss  der  Reichsgerichte  ist  von  den  östeneichischen 
Erblanden  ausgeschlossen.  Bezeichneten  diese  in  den  unächten  Pri- 
vilegien Rudoirs  rV.  in  Anspruch  genommenen  Vorzüge  vorläufig' 
auch  nur  die  Tendenz  der  österreichischen  Hauspolitik,  so  wur- 
den sie  doch  nach  und  nach  vollständig  durchgesetzt  und  bildeten 
die  Grundlage  der  fast  souveränen  Stellung  Oesterreichs  dem  Reiche 
gegenüber.  Diese  Stellung,  die  jeden  Vortheil,  welchen  die  Verbin- 
dung mit  dem  Reiche  gewähren  konnte,  verschaflfte,  ohne  irgend  eine 
Verpflichtung  aufzuerlegen,  hat  Oesterreich  durch  alle  Jahrhunderte 
behauptet.  In  keinem  Lande  galt  die  Reichsgewalt  so  wenig,  als  in 
den  eigenen  Erblanden  des  Kaisers.  Schon  Pufendorf  behauptet 
daher,  wenn  einmal  die  Kaiserkrone  an  ein  anderes  Haus  kommen 
würde,  so  wäre  staatsrechtlich  jede  Verbindung  zwischen  den  öster- 
reichischen Ländern  und  dem  Reiche  aufgehoben. 

Durch  seinen  schroffen  Gegensatz  zur  Reformation  sperrte  sich 
Oesterreich  hermetisch  von  der  deutschen  Bildung,  besonders  den 
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Universitäten  und  der  Literatur  ab.  Als  vielsprachige  Völker  beherr- 
schende Macht  konnte  es  seine  Impulse  nicht  von  der  deutschen 
Nationalität;  noch  weniger  von  den  engen  deutschen  Reichsverhält- 
niesen  erhalten  und  musste  die  bewegende  staatliche  Kraft  in  sich 
selbst  suchen.  So  kulturgeschichtlich  vom  deutschen  Leben,  staats- 
rechtlich vom  deutschen  Reichskörper  getrennt,  seit  dem  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  auch  territorial  auf  den  Osten  zurückgedrängt, 
seit  1804  mit  der  neuen  erblichen  Kaiserwürde  bekleidet,  war  Oester- 
reich  seit  Jahrhunderten  zu  einer  europäischen  Grossmacht  gewor- 
den, welche  in  dem  deutschen  Staatensystem  keinen  entsprechenden 
Platz  mehr  findto  konnte.  Dass  das  nominelle  staatliche  Band, 
welches  Oesterreich  an  Deutschland  kettete,  1866  zerschnitten 
wurde,  war  kein  willkürlicher  Akt  der  vorübergehenden' Feind- 
schaft einer  rivaUsirenden  Macht ,  sondern  das  reife  Resultat  einer 
halbtausendjährigen  Geschichte.  Erst  seit  dieser  Zeit  ist  Deutsch- 
land sich  selbst  wiedergegeben,  Oesterreich  aber  auf  seine  grosse 
Mission,  zahllose  Völker  und  Völkerfragmente  durch  die  immanente 
Kraft  dfes  deutschen  Geistes  zu  einer  höheren  staatlichen  und  mensch- 
lichen Kultur  zu  erheben,  deutlich  hingewiesen.  Nach  Lösung  des 
unhaltbar  gewordenen  staatlichen  Bandes  und  nach  Beseitigung  aller 
kollidirenden  Interessen  wird  die  Annäherung  des  wiedergebore- 
nen deutschen  Reiches  und  des  verjüngten  österreichischen  Kaiser- 
staates nicht  blos  als  ein  österreichisches  und  deutsches ,  sondern 
als  ein  europäisches  Bedürfhiss  immer  mehr  empfunden  werden. 
Diese  Annäherung  wird  in  einem  völkerrechtlichen  Verbände  ihren 
*  Ausdruck  finden ,  dessen  zweckentsprechende  Formulirung  den 
Herrschern  tmd  Staatsmännern  beider  Reiche  gewiss  gelingen  wird. 

2)  Brandenburg-Preussen*. 

Grundlage  dieses  jungen  Grossstaates  ist  die  Markgrafschaft 
Brandenburg,  in  welcher  seit  1415  das  süddeutsche  Fürstenge- 
schlecht der  ZoUem  die  Herrschaft  erwarb ,  doch  zeichnet  sich  an- 
fangs ihre  Herrschaft  in  den  brandenburgischen  Landen  durch  nichts 
vor  der  staatlichen  Entwickelung  der  übrigen  deutschen  Territorien 
aus ;  sie  bewegte  sich  vielmehr  ganz  in  den  Bahnen  reichsfürstlicher 
Politik,  welche  nach  möglichster  landesherrlicher  Selbständigkeit 
strebte,  ohne  aus  dem  Rahmen  des  Reichsverbandes  herauszutreten. 


1  Eine  Skisse  der  staatsrechtlichen  Genesis  dieses  Staates  habe  ich  in 
L  »Preussischen  Staatsrechte"  B.  I.  S.  22 — 130  gegeben,  wo  sich  auch  eine 
Uneiclieiide  Literaturangabe  findet. 
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Der  Gründer  eines  modernen ,  einheitlichen  Staatswesens ,  in  wel- 
ches er  den  Keim  des  werdenden  Grossstaates  legte,  ist  Friedrich 
Wilhelm  der  grosse  Kurfürst  (1640—1686).  Alle  die  zahl- 
reichen Herzogthümer ,  Fürstenthümer  und  Grafschaften,  welche 
er  bereits  besass  und  noch  hinzuerwarb,  hatten  ihre  verschiedenen  Ver- 
fassungen, welche  den  privilegirten  Ständen  weitgehende  Machtbe- 
fugnisse einräiunten  und  den  Landesherm  aufs  äusserste  beschränk- 
ten. Alle  diese  Länder  waren  aufs  schärfste  von  einander  geschieden 
und  in  dem  privilegirten  Ständethum  fand  der  Partikularismus  seine 
schroffsten  Vertreter.  So  hatten  diese  verschiedenartigen  lünder 
ihren  Mittelpunkt  lediglich  im  Landesherm.  Von  diesem  allein 
konnte  der  Versuch  ausgehen,  aus  diesem  Aggregat  von  Ländern 
einen  einheitlichen  Staat  zu  schaffen.  Der  staatliche  Neubau  konnte 
nur  auf  monarchischer  Grundlage ,  im  Kampf  mit  dem  partikulari- 
stischen  Ständethum  geführt  werden.  Diesen  Kampf  eröffnete  der 
grosse  Kurfürst  auf  der  ganzen  Linie  von  Kleve  bis  nach  Preussen 
und  führte  ihn  siegreich  durch.  Bei  seinem  Tode  war  die  Macht  des 
Ständethums  auf  dem  politischen  Gebiete  vollständig  gebrochen. 
Alle  staatliche  Gewalt  koncentrirte  sich  von  nun  an  im  Monarchen. 
Besonders  machte  der  grosse  Kurfürst  sein  Finanzwesen  unabhängig 
von  ständischer  Bewilligung  und  legte  feste  ökonomische  Grund- 
lagen für  seine  Heereseinrichtungen.  Er  schuf  eine  ansehnliche 
stehende  Armee  und  gewann  damit  einen  bedeutsamen  Einfluss  auf 
die  europäische  FoUtik.  Durch  den  Frieden  von  Wehlau  1657  und 
Oliva  1660  erwarb  er  die  Anerkennung  der  Souveränetät  des  Her- 
zogthums  Preussen ,  welches  ausserhalb  des  deutschen  Reichsver- 
bandes stand.  Bis  zu  den  Zeiten  Friedrich  Wilhelm' s  gab  es  keinen 
Gesammtstaat,  sondern  nur  einzelne  Länder,  welche  in  weiter  Aus- 
dehnung vom  Niemen  bis  über  den  Rhein,  ohne  äussern  und  innem 
Zusammenhang  untereinander,  zerstückelt  dalagen.  Aus  diesen 
disparaten  Elementen  galt  es  einen  Staat  zu  schaffen,  eine  neue 
Macht  im  alten  Europa.  Die  Gründung  des  brandenburgisch-preussi- 
schen  Staates  ist  das  grossartige  Resultat  der  staatsmännischen  Ar- 
beit eines  einzigen  Mannes. 

Das  machtvoll  emporgewachsene  Staatsgebäude  des  Vaters 
krönte  sein  Sohn  Friedrich  I.  t701  durch  die  preussische  Königs- 
würde, welche  auf  das  ausserhalb  des  deutschen  Reiches  belegene 
Herzogthum  Preussen  gegründet  war.  Wiederum  war  es  dessen 
Sohn  König  Friedrich  Wilhelml.  (1714—40),  welcher  dem  jun- 
gen Staate  eine  einheitliche  innere  Verwaltungsorganisation,  ein  wohl 


Digitized  by  VjOOQ IC 


2.    Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  der  Rheinbund.  75 

gegliedertes  BehördenBystem  und  ein  ausgebildetes  Yerwaltungs- 
recht  gab,  wie  auch  er  es  war,  welcher  dem prenssischen  Staate 
seinen  vorwiegend  müitöiischen  Charakter  aufprägte.  Seit  König 
Friedrich  Wilhelm  I.  unterscheidet  sich  der  preussische  Staat  durch 
seinen  wahrhaft  staatlichen  Charakter,  freilich  in  Form  des  monar- 
chischen Absolutismus,  in  allen  seinen  Institutionen  von  den  unfer- 
tigen Staatsgebildoi  des  übrigen  Deutschlands.  Mit  dem  gefällten 
Schatze  und  der  wohlgerüsteten  Armee  seines  Vaters  erhob  König 
Friedrich  II.  den  jungen  Staat  zur  anerkannten  europäischen 
Grossmacht.  Hatten  sich  der  grosse  Kurfürst,  König Friedrichl.  und 
Konig  Friedrich  Wilhelm  I.  immer  noch  als  Beichsfürsten  gefühlt,  so 
war.  nach  Friedrich's  II.  entscheidenden  Siegen  über  das  Haus 
Oesterreich,  jede  fernere  Unterordnung  Preussens  unter  die  von 
Oesterreich  gehandhabte  Seichsgewalt  unmöglich  geworden.  Eine 
neue  Grrossmacht,  auf  wesentlich  deutscher  und  evangelischer 
Grundlage,  stand  dem  kosmopolitischen  und  katholischen  Oester- 
reich gegenüber.  Der  damit  gegebene  Dualismus  zweier  Gross- 
machte  im  deutschen  Staatensystem  machte  von  nun  an  jede  Re- 
form, ja  die  Fortexistenz  des  deutschen  Reiches,  auf  den  gegebenen 
Grundlagen  unmöglich.  Aber  der  Staat  Preussen,  welcher  sich  vor- 
übergehend dem  deutschen  Leben  entfremdet  und  das  Gefiige  des 
aken  deutschen  Reiches  gesprengt  hatte ,  trug  alle  Bedingungen  in 
rieh,  um  der  staatliche  Krystallisationskem  eines  neuen  deutschen 
Reiches  zu  werden. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  der  Rheinbund. 

§35. 

Der  Krieg  mit  Frankreich  und  der  Frieden  von  LuneviUe  K 
Längst  war  das  deutsche  Reich  aus  den  Fugen  gegangen.    Den 
grossen  Landesherm  gegenüber,  welche  zum  Theil  fremde  Königs- 


*  Hauptwerk  für  diese  ganze  Zeit  ist  Ludwig  Häuager'«  Deutsche 
Geschichte  Tom  Tode  Friedrich'«  des  Gr.  bis  zur  Qrflndung  des  deutschen  Bun- 
des. 4  Bde.  3.  Aufl.  Berlin  1861--63,  ferner  Heinrich  v.  Sybel,  Geschichte 
der  Revolutionszeit  von  1789—1795.  4  Bde.  4.  Aufl.  B.  5  von  1795--1800. 
2.  Aufl.  1878.  L.  ▼.  Ranke,  Ursprung  und  Beginn  der  Revolutionskriege  1791 
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krönen  trugen,  war  die  Reichsgewalt  thatsächlich  machtlos,  nur 
den  schwachen  und  kleinen  Staatsgebilden  im  Süden  und  Westen 
gegenüber  »behauptete  sie  noch  eine  gewisse  Autorität.  Aber  die  lose 
Form  des  Beiches  war ,  als  untrennbar  gedachter  BestandtheU  des 
alten  Gleichgewichtssystems  mit  allen  europäischen  Verhältnissen 
so  eng  verflochten,  dass  es^noch  der  grossten  Katastrophe  bedurfte, 
um  die  selbst  in  ihrer  Altersschwäche  noch  ehrwürdige  Form  des 
deutschen  Beiches  völlig  zu  sprengen.  Es  war  die  französische  Re- 
volution mit  ihren  weitem  weltgeschichtlichen  Konsequenzen,  welche 
auch  »das  heilige  römische  Reich  deutscher  Nation«  in  den  allge- 
meinen Umsturz  zog.  Aeussere  Veranlassung  zum  Zusanmienstosse 
mit  Frankreich  gaben  mancherlei  gegenseitige  Beschwerden;  so 
nahmen  die  durch  die  Dekrete  der  französischen  Nationalversamm- 
Itmg  vom  4.  August  1789  in  ihren  Bechten  in  Elsass  und  Lothrin- 
gen gekränkten  Beichsstände  den  Schutz  des  Beichs  in  Anspruch 
(Bens 8.  Staatskanzlei  Bd.  24 — 26.  29.  30,  wo  auch  »das  ausgiebige 
Beichsgutachtena  zu  finden) ;  so  beschwerte  sich  Frankreich  über 
die  Unterstützung,  welche  die  Emigranten  in  ihren  Invasionsplänen, 
besonders  beim  Kurfürsten  von  Trier ,  fanden.  Der  tiefere  innere 
Grrund  des  unvermeidlichen  Zusammenstosses  lag  aber  in  dem  un- 
versöhnlichen Gegensatze  zwischen  der  mittelalterig-feudalen  Staats- 
ordntmg  des  Beiches  und  den  Prinzipien  der  Bevolution  mit  ihrem 
ausgesprochenen  Charakter  einer  europäischen  Propaganda.  Vor 
allem  bedurfte  aber  die  radikale  Jakobinerpartei  im  Konvente  des 
Elrieges,  um  ihre  blutgetränkte  Schreckensherrschaft  im  Innern 
Frankreiche  zu  behaupten.   Am  20.  April  1792  erklärte  Frankreich 


und  1792.  Leipzig  1875.  Ferner  das  bereits  erwähnte  Werk  von  Perthes,  Das 
deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution.  1845.  Derselbe,  Politische  Zust&nde 
in  Deutschland  zur  Zeit  der  französischen  Herrschaft.  Das  südliche  und  westliche 
Deutschland.  1 862.  Derselbe,  Politische  Zustände  in  den  deutschen  Ländern 
Oesterreichs.  1 869.  L.  £  n  n  e  n ,  Frankreich  und  der  Niederrhein  oder  Geschichte 
von  Stadt  und  Kurstaat  Köln  seit  dem  30j&hrigen  Kriege  bis  zur  französischen 
Revolution.  2  Bde.  Köln  1855 — 56.  Hermann  Hüffer,  Diplomatische  Ver- 
handlungen aus  der  Zeit  der  französischen  Revolution.  B.  I.:  Oesterreich  und 
Freussen,  g^^nüber  der  französischen  Revolution  bis  zum  Abschlüsse  des  Frie- 
dens von  Campo-formio.  Bonn  1868.  Heinrich  von  Treitschke,  Deutsche 
Geschichte  im  neunzehnten  Jahrhundert.  I.  Th.  bis  zum  zweiten  Pariser  Frieden, 
Leipzig  1879,  ist  durch  lichtvolle  Uebersicht  über  die  Thatsachen,  so  wie  durch 
Gedankenreiohthum  hochbedeutsam  für  die  neueste  deutsche  Staatsgeschiohte. 
Die  wichtigsten  Urkunden  und  Aktenstücke  dieser  Zeit  finden  sich  bei  Philipp 
Anton  Guido  v.  M  ey  er ,  Corpus  juris  oonfoederationis  Germanicae,  ergänzt  und 
fortgesetztvonHeinrich  Zopf l,  Th.L:  Staatsverträge.  IH.Aufl.  Frankf.a.M. 
1858.    Auf  dieses  Werk  verweisen  die  meisten  Citate  im  Texte. 
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den  Krieg  an  Oesteneich.  Mit  Oeeterreich  verband  sich  Preussen 
durch  Bündnissvertrag  vom  7.  Februar  1 792.  Erst  nachdem  die  Fran- 
zosen bereits  Mainz  imd  die  Niederlande  erobert  hatten ,  ermannte 
sich  der  Reichstag  zur  Erklärung  des  Reichskrieges.  Der  Mangel  an 
Einheit  in  der  militärischen  Führung,  der  Widerspruch  in  den  poli- 
tischen Interessen  Oesterreichs  und  Preussens,  die  Verfallenheit  des 
Reiches  und  seiner  Wehrverfassung,  der  Egoismus  der  einzelnen 
Reichsstände  vereitelten  die  militärischen  Erfolge  der  deutschen 
Waffen.  So  schloss  der  König  von  Preussen  am  5.  April  1795  nicht 
nur  als  >Roi  de  Prusse« ,  sondern  auch  als  Kurfürst  von  Branden- 
burg und  »Co-6tat  de  Tempire«  den  durch  die  politischen  Umstände 
entschuldigten ,  dennoch  aber  reichskonstitutionswidrigen  Frieden 
von  Basel  (Martens  Rec.  B.  VI.  S.  495).  In  einem  Vertrage 
vom  17.  Mai  wurde  eine  Demarkationslinie  gezogen,  wodurch  das 
nördliche  Deutschland  vom  südlichen  getrennt  und  für  neutral  er- 
klart vnirde  (Martens  VI.  p.  503).  Auf  dieser  Grrundlage  schloss 
Hessen-Kasselebenfalls  einen  Separatvertrag  mit  Frankreich.  Würt- 
temberg ,  Baden ,  der  schwäbische  Kreis  und  Pfalz-Bayern  folgten 
1796  diesem  Beispiele.  Auf  Grundlage  des  Präliminarvertrages  von 
Leoben  vom  18.  April  1797  schloss  endlich  auch  Oesterreich  am 
1 7 .  Oktober  1797  den  Frieden  von  Campoformio  (G.  v.  M  e  y  e  r,  Cor- 
pus juris  conf.  3.  Aufl.  I  Th.  S.  106)  mit  der  französischen  Republik. 
Es  versdchtete  dadurch  auf  die  Niederlande  und  die  Lombardei ,  so- 
wie auf  die  lehensherrlichen  Rechte  des  Reiches  in  Italien ,  erhielt 
dagegen  einen  grossen  Theil  des  venetianischen  Gebietes;  auch 
wurde  die  Abtretung  des  linken  Rheinufers  vorläufig  verabredet. 
Bereits  im  November  1797  wiurde  der  Friedenskongress  zu  Rastatt 
eröffiiet,  ging  aber  durch  den  im  J.  1799  ausgebrochenen  Krieg  er- 
folglos auseinander.  Die  unglücklichen  Schlachten  von  Marengo 
:am  14.  Juni  1800)  undHohenlinden  (am  3.December  1800)  nöthigten 
zum  Frieden  von  Luneville,  welchen  der  Kaiser  für  sich  und 
das  Reich  am9.  Februar  1801  abschloss  (G.  v. Meyer  S.  1  ff.).  Die 
nachträgliche  Genehmigung  des  Reichstages  erfolgte  am  7.  März, 
das  kaiserliche  Ratifikationsdekret  am  O.März  1801.  Der  Frieden 
von  Lnneville  ruht  auf  den  Grrundlagen  des  Friedens  von  Campofor- 
mio. Die  dort  gemachten  Abtretungen  Oesterreichs :  Belgien,  Ober- 
italien westlich  von  der  Etsch  wurden  wiederholt ,  der  Thalweg  der 
Etsch  bildete  die  Ghrenze,  Istrien.  Dalmatien,  Venedig  fielen  Oester- 
reich zu.  Der  Grossherzog  von  Toskana  und  der  Herzog  von  Mo- 
dena   sollten  für  den  Verlust  ihrer  italienischen  Besitzungen  in 
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Deutschland  entschädigt  werden.  Die  Abtretung  des  linken  Rhein- 
uferS;  wodurch  Deutschland  mehr  als  1150  Q.  M.  und  dVs  Millio- 
nen Bewohner  verlor,  wurde  jetzt  öffentlich  ausgesprochen,  der 
Thalweg  des  Rheines  sollte  von  nun  an  die  Grenze  zwischen  der 
französischen  Republik  und  dem  deutschen  Reiche  bilden.  Völlig 
neu  war  aber  die  Bestimmung  des  A.  YU  über  die  Entschädigungen 
der  erblichen  Fürsten.  In  seinem  Vollzuge  war  bereits  die  territo- 
riale und  politische  Umgestaltung  des  Reiches  eingeschlossen.  Dar- 
nach sollten  nämlich  die  erblichen  Landesherm,  welche  auf  dem 
linken  Rheinufer  Verluste  erlitten  hatten ,  »eine  Entschädigung  im 
Schoosse  des  Reiches  erhalten,  infolge  von  Anordnungen,  welche 
auf  diesen  Grundlagen  weiter  festgestellt  werden  sollten«.  Damit 
war  der  längst  von  den  Franzosen  erstrebte  Grundsatz  der  Säkulari- 
sation deutlich  genug  ausgesprochen.  Die  Dynastien  wurden  ent- 
schädigt, das  Reich  verlor.  Am  24.  August  1802  trat  die  ausser- 
ordentliche Reichsdeputation  zu  Regensburg  zusammen,  um  das 
Entschädigungsgeschäft,  unter  Vermittelung  von  Frankreich  und 
Russland,  zur  Ausführung  zu  bringen.  Alle  Hauptpunkte  waren 
bereits  durch  die  vermittelnden  Mächte,  besonders  durch  Frank- 
reich entschieden,  dessen  durch  Mittel  aller  Art  erkaufte  Gunst  die 
Loose  sehr  ungleich  vertheilte.  Der  Entschädigimgsentwurf ,  den 
die  fremden  Mächte  am  24.  August  übergeben  und  die  Deputation 
am  8.  September  angenommen  hatte,  welcher  dann  in  einer  neuen  Ge- 
stalt am  9.  Oktober  wieder  vorgelegt  imd  mit  wesentlichen  Zusätzen 
und  Veränderungen  zur  Annalune  gelangt  war ,  dieser  dreifach  mo- 
dificirtePlan  wurde  am  25.  Februar  1803  in  seiner  vierten  Redaktion 
von  der  Reichsdeputation  zum  Abschlüsse  gebracht.  Es  ist  dies  der 
eigentliche  Reichsdeputationshauptschluss ,  welcher  durch  Reicha- 
gutachten  vom  24.  März  und  durch  kaiserliches  Ratifikationsdekret 
vom  27.  April  1803  zum  Reichsgesetze  erhoben  wurde  (sog.  jüngster 
Reichsschluss) . 

§36. 

LetBte  Umgestaltung  des  deutschen  BeioheB  durch  den  Beiohs- 
deputationshauptsohluss  vom  26.  Februar  1808  ^ 

Kurz  vor  seinem  Unteigange  erlebte  das  deutsche  Reich  noch 
eine  durchgreifende  Umgestaltung  seiner  ganzen  Verfassung  und 


<  Ueber  denselben  handeln  speciell  Adam  Christian  Gas  pari,  mit  histo- 
rischen, geographischen  und  statistischen  Erläuterungen  und  einer  Verglei- 
chungstafel.  2 Bde.  Hamb.  1803.  Von  demselben:  Der  französisch-russische 


Digitized  by  VjOOQ IC 


2.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  der  Rheinbund.  79 

erhielt  in  vielen  Beziehungen  ein  neues  Beichsstaatsrecht,  welches 
noch  eine  bedeutende  Literatur  hervorrieft 

Das  geistliche  Fürstenthum ,  dieser  charakteristische  Zug  der 
mittelalterigen  Beichsphysiognomie,  wurde  fast  gänzlich  beseitigt^ 
die  Reichsstädte  gingen  bis  auf  sechs  verloren,  indem  aus  diesen  Ele- 
menten der  Entschädigungsfonds  für  die  erblichen  Fürsten  gebildet 
wurde. 

In  dem  Kurfürsteurathe  erloschen  Köln  und  Trier,  der  Stuhl 
von  Mainz  wurde  auf  Uegensburg  übertragen,  der  ex  jure  novo  do- 
tirte  Kurerzkanzler  war  nun  der  einzige  geistliche  Kurfürst,  dagegen 
wurden  vier  neue  weltliche  Kurwürden  begründet  für  Württemberg, 
Baden,  Hessen-Kassel  und  Salzbiu-g.  Es  gab  somit  10  Kurfürsten. 
Der  Städterath  schmolz  auf  6  Mitglieder  zusammen:  Augsburg, 
Lübeck,  Nürnberg,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg.  Im  Fürsten- 
rathe  erloschen  alle  geistlichen  Stimmen  bis  auf  drei,  die  vier  Ku- 
riatstimmen  der  Grafenbände  wurden  beibehalten.  Gegen  die  Neu- 
kreinmg  von  Virilstimmen  im  Fürstenrathe,  wie  sie  der  Reichsdepu- 
tationsliauptschluss  §  32  vorgeschlagen  hatte,  legte  der  Kaiser  sein 
Veto  ein .  sodass  diese  Virilstimmen ,  in  Ermangelung  der  reichs- 
oberhauptlichen  Sanktion,  nie  ins  Leben  treten  konnten;  dagegen 
waren  die  Stimmender  säcularisirten  Stifter,  welche  als  Entschä- 
digungslande auf  die  Erbfursten  gekommen  waren ,  unmittelbar 
aktive  vollgültige  Stimmen,  deren  Führung  keiner  kaiserlichen  Ge- 
nehmigung mehr  bedurfte  2.  Durch  den  Wegfall  von  18  über- 
rheinischen Stimmen  sank  die  Zahl  von  100  auf  82,  von  denen  53 
resp.  52  evangelisch,  29  resp.  30  katholisch  waren.  Die  Eintheilung 
in  eine  geistliche  und  weltliche  Bank  wurde  zwar  beibehalten,  aber 
nicht  als  organische  Einrichtung,  sondern  als  blosser  Abstimmungs- 
modus. In  solcher  Weise  bestand  der  Fürstenrath  bis  zum  Ende 
des  Reiches. 


Entflchädigangsplan.  Kegengburg  1802.  K.E.  A.v.  Hoff,  Dos  deutsche  Reich 
vor  der  französischen  Revolution  und  nach  dem  Frieden  von  Luneville.  2  Thle. 
Gotha  1801  und  1815.  Karl  Wilhelm  v.  Lancizolle,  Uebersicht  der  deutschen 
Reichfltftandschafts-  und  Territorialverhältnisse  vor  dem  französischen  Revolu- 
tionskriege,  der  seitdem  eingetretenen  Verftnderungen  und  der  gegenwärtigen 
Bestandtheile  des  deutschen  Bundes  un^  der  Bundesstaaten.   Berlin  1830. 

1  Das  kurzlebige  Reichsstaatsiecht  dieser  Uebergangsperiode  behandeln 
Justufl  Christoph  Leist,  Lehrb.  des  deutschen  Staatsr.  Gott.  1.  Aufl.  1803. 
2.  Aufl.  1805.  Nikolaus  Thadd&us  Gönner,  Teutsches  Staatsrecht.  Landshut 
1804.   Th.  Schmalz,  Handbuch  des  teutschen  StaaUr.  Halle  1804. 

*  Vergl.  hierüber  die  gründliche  Schrift  von  K.  L.  Aegidi,  Der  Fürsten- 
rath nach  dem  Luneriller  Frieden.   Berlin  1853. 
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§37. 
Das  ESnde'des  altem  deutschen  Beiohes. 

Dieser  Umsturz  aller  Besitzverhältnisse  iu  Deutschland ,  diese 
dynastische  Revolution,  welche  sich  nur  zum  Schein  in  die 
Formen  des  Reichsrechtes  gekleidet  hatte ,  erschütterte  den  mittel- 
alterigen Bau  des  deutschen  Reiches  in  seinen  Grundfesten.  Die 
organischen  Gesetze,  welche  der  Reichsdeputationshauptschluss 
nothwendig  gemacht  hatte,  kamen  nicht  mehr  zu  Stande;  die  Or- 
ganisation des  Reichsfurstenrathes  blieb  unvollendet.  Die  Kreis- 
verfassung ,  das  Reichsmatrikularwesen ,  tieferschüttert ,  durch  die 
politischen  Umgestaltungen,  wurde  nicht  mehr  berichtigt.  Eine  all- 
gemeine Faustrechtspolitik  riss  ein.  Die  grösseren  Reichsstände 
suchten  die  kleinem  zu  unterdrücken  und  einzuverleiben.  Kaum 
konnte  ein  kaiserliches  Konservatorium  vom  23.  Januar  1804  die 
Reichsritterschaft  vor  der  Habgier  ihrer  fürstlichen  Nachbarn 
retten.  Dieser  anarchischen  Krisis  im  Innern  entsprach  die  Schutz- 
losigkeit  des  Reiches  nach  aussen.  Die  Besetzung  des  Reichslandes 
Hannover,  die  Gebietsverletzung  durch  die  Gefangennahme  des 
Herzogs  von  Enghien  konnte  den  Reichstag  nicht  aus  seiner  Le- 
thargie aufrütteln. 

Im  J.  1805  kam  es  zwischen  Russland;  England  und  Oester- 
reich  zu  einer  neuen  Koalition  gegen  Frankreich.  Im  Herbste  dieses 
JaEres  begann  der  Krieg  zwischen  Oesterreich  und  Frankreich,  in 
welchem  bereits  lUyem^  Württemberg  und  Baden  auf  Seiten  Frank- 
reichs fochten.  Die  Kapitulation  Ulms  am  17.  Oktober,  die  Er- 
oberung Wiens  am  13.  November  und  die  Schlacht  bei  AusterHtz  am 
2.  Decemberl805  nöthigtenOesterreich  zum  Frieden  von  Press- 
burg vom  25.December  1805  (G.v. Meyer  a.a.O.  Nr.  IV,  S.  65). 
Ausser  den  grossen  territorialen  Veränderungen,  welche  besonders 
in  Abtretungen  Oesterreichs  an  Bayern ,  Württemberg  und  Baden 
bestanden,  machten  die  Bestimmungen  des  Pressburger  Friedens 
ein  neues  Loch  in  die  Reichsverfassung.  Oesterreich  musste  die 
neugeschaffenen  Königskronen  von  Bayern  und  Württemberg  und  die 
volle  Souveränetät  dieser  Staaten,  sowie  Badens  anerkennen.  Dass 
man  trotzdem  die  fortdauernde  Zugehörigkeit  dieser  Länder  zum 
deutschen  Bunde,  »conföderation  germanique«,  aussprach,  zeigte, 
wie  völlig  das  Bewusstsein  der  Reichsordnuug  den  damaligen  Machtr- 
habem  abhanden  gekommen  war ,  welche  an  dieser  Stelle  absicht- 
lich vermieden ,  noch  von  einem  deutschen  Reiche  zusprechen. 
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Neben  dieser  neugeschaffenen  Souveränetät  blieb  für  die  Beichsord- 
nung  kein  Raum  mehr.  Am  17.  Juli  1806  unterzeichneten  die  Ge- 
sandten Yon  16  deutschen  Fürsten  su  Paris  die  vom  12.  Juli  datirte 
Kheinbnndsakte ,  worin  sie  sich  vom  deutschen  Reiche  lossagten. 
Am  1 .  August  erklärte  der  französische  Geschäftsträger  dem  Reichs- 
tage, dass  »der  Kaiser  der  Franzosen  das  deutsche  Reich  nicht  mehr 
anerkeime« ;  an  demselben  Tage  übergaben  die  neuen  Rheinbunds- 
fuxsten  zu  R^ensburg  ihre  Lossagungsakte  (G.  v.  Meyer  a.  a.  0. 
S.  70).  Darauf  legte  Kaiser  Franz  II.  am  6.  August  1806  die  rö- 
misch-deutsche Kaiserkrone  nieder,  erklärte  das  Band,  welches  ihh 
an  das  deutsche  Reich  gebunden,  für  gelöst  imd  die  reichsober- 
hauptliche  Würde  für  erloschen,  entband  alle  Kurfürsten,  Fürsten, 
Stande  und  Reichsangehörige,  insbesondere  die  Mitglieder  des 
Reichstages  und  die  Reichsdienerschaft,  von  ihren  Pflichten  gegen 
das  Reichsoberhaupt  und  entzog  seine  sämmtlichen  deutschen  Erb- 
lande dem  Reichsverbande  (G.  v.  Meyer  a.  a.  O.  S.  71).  Damit 
erreichte  »das  heilige  römische  Reich  deutscher  Nation«  sein  Ende. 

§38. 
Gründung  und  weitere  Ausdehnung  des  Rheinbundes. 
Es  war  eine  alte  Tradition  der  französischen  Politik,  aus  den 
kleinen  südwestdeutschen  Reichsständen  Oesterreich  und  Preussen 
gegenüber  eine  dritte  Staatengruppe  zu  bilden  imd  dieselbe  in  eine 
französische  Klientel  zu  verwandeln.  Dieser  Gedanke  fand  seine 
Form  im  Rheinbunde,  welcher,  schon  seit  längerer  Zeit  geplant,  im 
Jahre  1806  zu  Paris  zu  Stande  kam.  Schon  im  März  1806  hatte 
Napoleon  zu  München  den  Bevollmächtigten  von  Bayern,  Württem- 
berg und  Baden  den  vorläufigen  Entwurf  eines  Bündnisses  vorge- 
legt. Aber  erst  im  April  wurden  die  Pläne  zu  Paris  wieder  aufge- 
nommen. Von  gemeinsamen  Unterhandlungen  mit  der  Gesammtheit 
der  deutschen  BevoUmächtigten  war  nicht  die  Rede,  Napoleon  blieb 
allein  Herr  der  Situation.  Die  kleinen  Staaten  erfiihren  den  Inhalt 
der  Bundesakte  erst  am  Tage  der  Unterzeichnung.  Diese  erfolgte 
am  17.  Juli.  Die  »Acte  de  la  confediration  du  Rhin  ou  trait^  entre 
S.  M.  Fempereur  des  Fran9ais  et  les  membres  de  l'empire  germani- 
que  denomm^es  »ist  vom  12.  Juli  1806  datirt.  Die  16  ursprünglichen 
Mitglieder  waren :  der  König  von  Bayern  und  Württemberg,  der  bis- 
herige Kurerzkanzler,  nun  Fürst  Primas  (Karl  Theodor  v.  Dalbergj, 
der  bisherige  Kurfürst,  nun  Ghrossherzog  von  Baden ,  die  Grrossher- 
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zöge  von  Berg  und  Hessen-Darmstadt,  der  Herzog  von  Nassau- 
Usingen  und  der  Fürst  von  Nassau-Weilburg,  die  Fürsten  von 
Hohenzollem-Sigmaringen  und  Hechingen,  von  Salm-Salm  und 
Salm-Kyrbui^ ,  von  Isenbui^-Birstein ,  der  Herzog  von  Arenberg 
und  der  bisherige  Graf,  jetzt  Fürst  von  der  Leyen ,  der  Fürst  von 
Liechtenstein. 

Nach  der  völligen  Niederwerfung  Preussens  dehnte  Napoleon 
den  Rheinbund  bis  an  die  Nord-  und  die  Ostsee  aus.  Durch  den  Po- 
sener  Frieden  vom  1 1 .  December  1806  trat  Sachsen,  als  Königreich, 
dem  Rheinbund  bei  (v.  Meyer  a.  a.  O.  S.  89).  Die  Herzöge  von 
Sachsen,  von  Mecklenburg,  von  Oldenbuig,  die  Fürsten,  nunmeh- 
rigen Herzöge  von  Anhalt,  die  Fürsten  von  Lippe  und  Schaumburg- 
Lippe  ,  ^  von  Reuss ,  Schwarzburg  und  Waldeck  wurden  Mitglieder 
des  Rheinbundes.  Hessen-Kassel,  Braunschweig  und  der  mit  Fulda 
entschädigte  Fürst  von  Oranien  wurden  ihrer  Lande  entsetzt.  Aus 
abgetretenen  preussischen ,  hessen-kasselschen  und  braunschweigi- 
schen  Gebietstheilen  wurde  das  Königreich  Westfalen  gebildet,  wel- 
ches ebenfalls  dem  Rheinbimde  beitrat.  Der  Rheinbund  umfasste 
nun  alle  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme  von  Oesterreich  und 
Preussen,  Schwedisch-Pommem  und  Holstein;  sein  Gebiet  betrug 
1810:  5703  Quadratmeilen  mit  14.935,265  Einwohnern. 

§39. 
Hauptinhalt  der  Bheinbundsakte ,  insbesondere  die  Verfassung 

des  Bundes  ^ 

Durch  die  Rheinbundsakte  wurden  die  reichsritterschaftlichen 
Gebiete,  die  Reichsstädte  Nürnberg  und  Frankfurt,  die  Besitzungen 
des  Deutschen  und  Johanniterordens  und  die  Lande  von  72  reichs- 
ständischen Fürsten  und  Grafen  der  Souveränetät  der  Rheinbunds- 
fürsten unterworfen.  Es  war  dies  ein  neuer  Gewaltakt  dieser  dyna- 
stischen Revolution,  wodurch  abermals  eine  grosse  territoriale  Um- 

^  Auch  der  Rheinbund  hat  seine  staatsrechtliche  Literatur :  Karl  Salomon 
Zachari&,  Jus  publicum  civitatum,  quae  foederi  Rhenano  adscriptae  sunt. 
Heidelb.  1804*.  W.  J.  Behr,  Systematische  Darstellung  des  rheinischen  Bun- 
des aus  dem  Standpunkte  des  öffentlichen  Rechtes.  1808.  Bei  weitem  das  Beste 
giebt  Johann  Ludwig  Klub  er  in  seinem  Staatsrecht  des  Rheinbünde^.  Lehrbe- 
griff. Tabingen  1808.  Reiches  Material  bietet  die  Zeitschrift  von  P.  A.  Win- 
ke pp,  Der  rheinische  Bund,  69  Hefte  in  23  Bfinden  und  1  Supplheft  1S06  his 
1814.  Daselbst  finden  sich  die  staatsrechtlichen  Urkunden  der  damaligen  Zeit; 
die  Rheinbundsakte  ist  sehr  oft  abgedruckt,  so  als  Anhang  zu  Klub  er' s  Staatsr. 
und  bei  G.  v.  Meyer  a.  a.  0.  S.  79. 
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gestaltong  Deutschlands  herbeigeführt  wurde.  Die  Rheinbundsakte 
bestimmte  in  Art.  XXVI  die  in  der  Souveränetät  enthaltenen  vier 
Hauptrechte :  «l^slation ,  Jurisdiction  suprSme ,  haute  police*  con- 
scription  militaire«.  Den  Bundesgliedem  gebührt  die  volle  Sou- 
veränetät, aber  den  unterworfenen  Reichsständen ,  den  sog.  Media- 
tisirten,  wurden  umfassende  grundherrliche  Rechte,  »droits  seigneu- 
riaux  et  f^odaux  non  essentiellement  inh^rents  k  la  souverainet^«, 
und  wichtige  persönliche  Vorrechte  zugestanden  (Art.  27 — 32).  Die 
leichsständischen  Gebiete  wurden  nur  »en  tonte  souverainet^«,  die 
reichsstädtischen  und  geistlichen  Besitzungen  »en  toute  souverainet^ 
et  propri^t^  unterworfen. 

Der  Rheinbund,  »confidiration  du  Rhin«,  war  ein  blos  völker- 
rechtlicher Verein  souveräner  Staaten.  Angeblicher 
Zweck  des  Bundes  war:  »die  Sicherheit  des  äussern  imd  innem 
Friedens  von  Süddeutschlanda.  An  der  Spitze  des  Bundes  stand  als 
Protektor  der  Kaiser  der  Franzosen.  Er  übernahm  die  Initiative  des 
zu  entwerfenden  Fundamentalstatuts ,  ernannte  den  Nachfolger  des 
Fürsten-Primas  (A.  12)  und  konkurrirte  vorzüglich  bei  der  Aufiiahme 
neuer  Bundesgenossen  (A.  39)  sowie  in  ELriegsverhältnissen  des 
Bimdes.  Obgleich  Napoleon  jeden  Gedanken  an  eine  wirkliche  Ober- 
herrlichkeit zurückwies,  so  fand  doch  thatsächlich  die  drückendste 
Abhängigkeit  statt,  besonders  verfügte  Napoleon  über  die  Kontin- 
gente ganz  nach  Willkür. 

Die  Bundesfursten  entsagten  für  sich  und  ihre  Nachfolger 
allen  Rechten  [k  tout  droit  actuel) ,  welche  sie  auf  die  Besitzungen 
anderer  Mitglieder  haben  könnten,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Erb- 
folgerechte, »droits  ^ventuels«  (A.  34),  erklärten  alle  Reichsgesetze 
für  sich  und  ihre  Lande  für  imverbindlich  (A.  2)  und  legten  alle  auf 
die  deutsche  Reichsverfassung  bezüglichen  Titel  ab.  Der  Kurerz- 
kanzler wurde  Fürstprimas.  Er  war  als  solcher  Präsident  der  Bun- 
desversammlung. Diese,  »la  diöte  de  Francfort«^  sollte  das  einzige 
verfasstmgsmässige  Organ  des  Bundes  sein  und  aus  zwei  Kollegien 
bestehen,  dem  königlichen,  wozu  auch  der  Fürstprimas  und  die 
CrTOssherzöge  gehörten,  und  dem  fürstlichen.  Die  Bundesversamm- 
lung war  zugleich  bestimmt,  als  Bundesgericht  alle  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bundesgliedem  zu  entscheiden  (A.  9).  Aber  weder 
die  Organisation  dieser  Bundesbehörde  ist  je  ins  Leben  getreten, 
noch  ist  das  versprochene  Fundamentalstatut  erlassen  worden.  Das 
ganze  Bundesverhältniss  blieb  ein  Werkzeug  französischer  Willkür 
und  war  keiner  weitem  rechtlichen  Entwickelung  fähig ,  doch  sind 
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manche  Züge  der  spätem  deutschen  Bundesverfassung  unverkennbar 
der  Rheinbundsakte  entlehnt. 


§40. 
Innere  staatsrechtliche  Entwickelung  der  Bheinbundsstaaten. 
Durch  denReichsdeputationshauptschluss  vom  25.  Februar  1803 
und  durch  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  war  der  ganzealther- 
gebrachte Territorialbestand  des  südlichen  und  westlichen  Deutsch- 
lands völlig  umgewandelt.  Aus  den  verschiedenartigsten  Elementen, 
aus  geistlichen  Fürstenthümem,  Abteien  undPrälaturen,  aus  Reichs- 
städten und  Reichsdörfem,  aus  reichsständischen  Gebieten  und  ritter- 
schaftlichen Besitzungen  waren  die  neuen  Rheinbundsstaaten  zu- 
sammengesetzt. Die  alten  Stammlande  der  Dynastien  bildeten  meist 
nur  den  kleinem  Theil  dieser  improvisirten  Staatskörper,  kaum  hin- 
reichend, um  einen  festen  Kern  für  die  neuerworbenen  Besitzungen 
abzugeben.  (Das  Grossherzogthum  Baden  war  beim  Tode  Karl 
Friedrich's  fast  zehnmal  so  gross,  als  bei  seinem  Regierungsantritt 
sein  ererbtes  Land,  und  war  vor  1803  unter  etwa  27  Landesherm 
vertheilt  gewesen,  Hessen-Darmstadts  neues  Gebiet  von  214  Q.  M. 
hatte  vor  1803  fast  30  Landesherm  angehört.)  Die  vielen  Gebiete, 
welche  Jahrhunderte  lang  als  geistliche  und  weltliche  Territorien, 
als  Reichsstädte  und  reichsritterliche  Besitzungen  ein  zwar  erstarr- 
tes, aber  eigenthümliches  Dasein  geführt  hatten,  mussten  jetzt  noth- 
wendig  zu  einem  staatlichen  Ganzen  verschmolzen  werden.  Um 
diese  Aufgabe  zu  lösen,  waren  durchgreifende,  alte  Rechte  vielfach 
verletzende  Massregeln  nicht  zu  vermeiden.  Nachdem  einmal  diese 
grosse  dynastische  Revolution  vor  sich  gegangen  war ,  musste  man 
auch  ihre  weitem  Konsequenzen  ziehen.  Für  berechtigt  zu  der- 
gleichen Massregeln  hielten  sich  die  Rheinbundsfursten  kraft  ihrer 
neuerworbenen  Souveränetät  im  vollsten  Maasse.  Es  hing  nur  von 
der  Persönlichkeit  der  Monarchen  und  ihrer  leitenden  Staatsmänner 
ab,  ob  diese  unvermeidliche  Neugestaltung  mit  mehr  oder  weniger 
Schonung,  mit  mehr  oder  weniger  klar  erkennbar  staatlichen  Zielen 
durchgeführt  würde.  Anders  gestaltete  sich  freilich  das  Verfahren 
unter  der  massvollen,  hohen  staatlichen  Gedanken  huldigenden  Re- 
gierungsweise des  trefflichen  Grrossherzogs  Karl  Friedrich  von  Baden, 
als  unter  den  Tyrannenlaunen  König  Friedrich^s  I.  von  Württem- 
berg ,  welcher  einen  orientalischen  Sultanismus  auf  dem  altständi- 
schen Boden  Württembergs  einzuführen  suchte.  Wieder  anders  voU- 
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zog  sich  der  Umgestaltangsprocefls  in  Bayern  unter  dem  wohlwollen- 
den Konig  Max  Joseph  und  seinem  reformeifrigen  Minister  Mont- 
gelas,  als  in  Westfalen,  wo  das  fremde  Element  mit  seiner  spürenden 
Polizei,  seine  Sitte  und  Sprache  am  schonungslosesten  und  zer- 
setzendsten in  das  deutsche  Wesen  und  die  althe^ebrachten  Lebens- 
formen eingriff.  Trotz  dieser  Terschiedenartigen  Nuancen  ist  es  aber 
doch  ein  und  derselbe  Ghrundzug,  welcher  uns  aus  allen  diesen  staat- 
lichen Schöpfungen,  Reformen  und  Organisationen  der  Rheinbunds- 
staaten entgegentritt.  Die  neuerworbene  Souveränetät  wurde  fast 
durchgängig  als  absolute  Herrschaft  aufgefasst,  welche  ständische 
Rechte  und  verfassungsmässige  Schranken  ohne  Skrupel  vernichtete, 
welche  selbst  die  wohlerworbenen  Rechte  der  Privaten,  der  Korpo- 
rationen, der  Gemeinden  ohne  Bedenken  in  jedem  Augenblicke  der 
sog.  Staatsräson  opferte.   So  wurden  die  ständischen  Verfassun- 
gen in  den  meisten  Rheinbundsstaaten  einfach  durch  Kabinetsordres 
beseitigt.  DenAn£uigmachtederKönigvon Württemberg,  welcher 
am  30.  December  1805  die  altehrwürdige  Verfassungseines  Landes  als 
»eine  nicht  mehr  in  die  itzigen  Zeiten  passende  Einrichtung«  aufhob. 
Darauf  folgte  Baden  am  23.  Mai   1806  mit  der  Aufhebung  der 
Stände  im  Breisgau :  »weil  so  das  Beste  der  Unterthanen  schon  durch 
die  Staatsbehörden  hinreichend  gesorgt  werdea ;  ein  gleiches  geschah 
in  Hesaen-Darmstadt  am  1.  Oktober  1806,  in  Bayern  am  1.  Mai 
1808.   Dag^en  wurden  mehrere  Rheinbundsstaaten  mit  Verfassun- 
gen nach  napoleonischem  Muster  beschenkt.   Die  von  Napoleon  I. 
dem  Königreiche  Westfalen  gegebene  Konstitution  vom  1 5 .  November 
1807  (Winkopp  IV  S.  474)  ordnete  eine  allgemeine  Landesvertre- 
tong  von  100  Deputirten  an,  welche  aber  nicht  direkt  vom  Volke, 
sondern  von  den  Departementskollegien  gewählt  wurden;  letztere 
wurden  aber  wieder,  nach  gewissen  Verhältnissen  und  Kategorien, 
vom  Könige  ernannt.   Aber  auch  diesem  Trugbilde  einer  National- 
reprasentation  gewährte  man  doch  nur  eine  berathschlagende 
S  t  i  m  m  e  in  Gesetz-  und  Finanzsachen .  Auf  ähnlichen  Grundsätzen 
beruhte  auch  die  niemals  ins  Leben  getretene  bayerische  Verfassung 
vom  1.  Mai  1808  (Winkopp  VIT  S.  1— =14),  die  Verfassung  des 
Grossherzogthums  Frankfurt  vom   16.  August  1810  imd  die  von 
Anhalt-Kothen  vom  28.  December  1810,  welche  dieses  Ländchen 
zu  einer  Karrikatur  des  franzosischen  Kaiserreiches  machte. 

Allen  Institutionen  der  Rheinbundsstaaten  ist  der  napoleonisch- 
franzosische  Stempel  mehr  oder  weniger  aufgeprägt.  Nicht  in  einem 
lebenskräftigen  volksthümlichen  Organismus,  nicht  in  derMitbe- 
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theiligung  der  Biiiger  am  Staatsleben,  sondern  in  der  mechanischen 
Vollkommenheit  einer  vom  Centrum  absolut  geleiteten  Staatsverwal- 
tung ,  in  der  strengsten  bureaukratischen  Uniformität  sah  man  das 
höchste,  was  sich  im  Staatswesen  erreichen  liess.  Die  Staatsweisheit 
jener  Tage  suchte  alles  zu  entfernen,  was  von  körperschaftlichen 
Rechten,  von  kommunaler  Selbstregierung,  von  ständischen  Rech- 
ten noch  ii^endwie  vorhanden  war.  Aber  das  Bild  hatte  auch  seine 
Kehrseite.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Periode  des  Rhein- 
bundes das  Verdienst  hatte ,  unendlich  viel  Veraltetes  und  üeber- 
lebtes  zu  beseitigen,  welches  sich  Jahrhundertelang  nur  durch 
das  Gesetz  der  Trägheit  erhalten  hatte.  Die  Gleichberechtigung 
aller  christlichen  Konfessionen  trat  an  die  Stelle  der  Intoleranz 
und  der  bis  dahin  bestandenen  Ausschliesslichkeit  der  konfessio- 
nellen Berechtigung.  Zeitwidrige  Adelsvorrechte,  Steuerprivil^en, 
drückende  Grundlasten,  Leibeigenschaft,  Feudalität,  verkommene 
Mönchs-  und  Klosterwirthschaft  wurden  vielfach  abgeschafft.  Aus 
den  lächerlichen  Kontingenten  der  vordem  Reichskreise  wurden  in 
der  strengen  Schule  des  grossen  Eroberers  geübte  kriegstüchtige 
Armeen.  Kurz  es  verschwand  die  Kleinstaaterei  wenigstens  in  ihren 
winzigsten  und  lebensunfähigsten  Gebilden.  So  hat  die  gewaltsame 
harte  Zeit  des  Rheinbundes  in  negativer  Beziehung  allerdings 
Bedeutendes  gewirkt,  sie  hat  Schutt  und  Trümmer  überlebter  Zu- 
stände bei  Seite  geschafft,  sie  hat  den  Boden  vorbereitet  und  gerei- 
nigt, aber  sie  war  nicht  im  Stande,  die  Fimdamente  eines  staatlichen 
Neubaues  zu  legen,  die  positiven  Grundlagen  zu  beschaffen, 
welche  die  Neugestaltung  des  Staatslebens  in  Deutschland  dringend 
bedurfte.  Dazu  musste  man  erst  zu  jenem  ächten  Urquell  deutschen 
Staats-  und  Volkslebens  zurückkehren,  welchen  der  Freiherr  von 
Stein  in  seinen  grossen  Schöpfungen,  in  dem  zertretenen  preussi- 
schen  Staate,  eröfihet  hatte. 

Der  preusBlsohe  Staat  während  der  Bheinbundsieit, 
Preussen^  seit  dem  Frieden  von  Basel  in  neutraler  Stellung, 
kraft  des  Vertrages  vom  15.  Februar  1806  noch  durch  den  Besitz 
von  Hannover  veigrössert,  machte  gleich  nach  Auflösung  des  deut- 
schen Reiches  den  erfolglosen  Versuch,  die  norddeutschen  Staaten 
zu  einem  norddeutschen  Reichsbundezu  vereinigen^;  wurde 

1  Ueber  die  damals  erfolglosen,  aber  in  ihrem  Grundgedanken  zukunfts- 
reichen Bestrebungen  Pteussens  vergl.  bes.  Adolf  S c hm i  dt ,  Preussens  deutsche 
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aber  doch  endlich ,  trotz  langjähriger  Nachgiebigkeit,  in  den  Krieg 
niit  Frankreich  hineingedrängt.  Der  Sieg  der  französischen  Waffen 
bei  Jena  und  Anerstädt  am  14.  Oktober  1806,  bei  Friedland  am 
14.  Juni  1807  nöthigte  Preussen  zu  dem  unglücklichen  Frieden  von 
Tilsit  am  9.  Juli  1807  (G.  v.  Meyer  B.  I  S.  150—162).  Durch 
A.  Vn  verlor  Preussen  alles ,  was  es  zwischen  Rhein  und  Elbe  be- 
sessen, ausserdem  noch  Danzig  und  den  grössten  Theil  seiner  pol- 
nischen Besitzungen.  Von  6053  Quadratmeilen  blieben  Preussen 
nur  2882.  Durch  A.  IV  wurde  der  Rheinbund  und  der  Besitzstand 
seiner  Mitglieder  anerkannt,  sowie  die  Anerkennung  künftig  noch 
au&unehmender  Mitglieder  im  voraus  ausgesprochen.  Damit  war 
Preussen  von  jeder  Mitwirkung  auf  die  deutschen  Angelegenheiten 
ausgeschlossen.  Aber  zurückgeworfen  auf  seine  östlichen  Provinzen, 
um  die  Hälfte  seines  Besitzstandes  verkleinert ,  besetzt  imd  ausge- 
sogen von  einem  erbarmungslosen  Feinde,  begann  Preussen  die 
grosse  Arbeit  seiner  innem  staatlichen  Wiedeigeburt. 

Der  Staat  Friedrich's  des  Grossen  war  nicht  nur  in  seiner  äussern 
Machtstellimg  erschüttert.  Es  zeigten  sich  auch  alle  die  tiefen  in- 
nem Schäden,  welche  diesem  Staatswesen  anhafteten.  Friedrich 
der  Grosse  hatte ,  mit  der  äussersten  Anspannung  aller  Kräfte ,  aus 
einem  Mittelstaate  von  bescheidenem  Anfange,  eine  Ghrossmacht 
ersten  Ranges  geschaffen.  Er  hatte  die  kriegstüchtigste  Armee,  die 
geordnetsten  Finanzen ,  den  gefülltesten  Staatsschatz  hinterlassen, 
ei  hatte  die  Verwaltung  verbessert,  die  Landeskultur  gehoben,  die 
preussische  Justiz  durch  und  durch  reformirt,  aber  er  wollte  und 
konnte  keine  volksthümlichen  Einrichtungen  schaffen,  welche  der 
Nation  eine  aktive  Theilnahme  am  Staatsleben  zugesichert  hätten,  er 
wollte  und  konnte  keine  staatlichen  Organe  schaffen,  welche  neben 
dem  Kömgthum  eine  irgendwie  selbständige  Stellung  eingenommen 
hätten.  Der  Gedanke  der  Selbstverwaltung ,  das  Prinzip  der  Ge- 
meindefreiheit, die  verfassungsmässige  Theilnahme  des  Volkes  an 
den  Staatsangelegenheiten  war  ihm,  wie  dem  ganzen  europäischen 
Kontinent  im  XVQI.  Jahrhundert,  völlig  fremd.  Sein  Staat  erhob 
sich  daher  nie  zu  einem  Organismus  lebendig  in  einander  wirkender 
Glieder,  sondern  blieb  ein  Mechanismus,  eine  »Staatsmaschine«, 
deren  Räder  stockten,  als  der  grosse  Werkmeister  vom  Schauplatze 
abtrat.  Nie  ist  ein  Staat  genialer,  aber  auch  nie  persönlicher  regiert 


Politik  1785.  1806.  1849.  1866.  m.  Aufl.    Leiprig  1867,  wq  auch  der  Vertrags- 
entwurf  des  norddeutschen  Reiehsbundes  S.  113  ff. 
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worden,  als  der  Staat  Friedrich's  des  Grossen.  Ihm  fehlte  es,  als  der 
grosse  König  starb,  nicht  nur  an  bleibenden  Institutionen ,  sondern 
auch  an  leitenden  Staatsmännern.  In  der  Zeit  vom  Tode  Friedrichs 
des  Grossen  bis  zum  Zusammenbruche  des  Staates  im  Jahre  1806 
zeigten  sich  Schwanken  und  Rathlosigkeit  in  der  äussern  Politik, 
Unproduktivität  und  Rückschritt  in  der  innern  staatlichen  Entwicke- 
lung.  Das  alte  Preussen  musste  erst  äusserlich  zusammenbrechen, 
ehe  es  innerlich  seine  staatliche  Auferstehung  und  Wiedergeburt 
vollziehen  konnte.  In  der  Zeit  der  schwersten  Niederlagen  wurde 
der  Freiherr  vom  Stein  der  B^enerator,  der  Neugründer  des 
preussischen  Staates  auf  deutscher  und  freiheitlicher  Gnmdlage  ^ 
Mit  seinem  Eintritt  in  das  preussisehe  Ministerium  am  30.  Septem- 
ber 1807  beginnt  eine  neue  Aera  des  preussischen  Staatswesens  und 
seines  ganzen  öffentlichen  Rechtes.  Gleich  in  seiner  Denkschrift 
vom  Oktober  1807  hebt  er  die  leitenden  staatlichen  Grundsätze  seiner 
Reformen  hervor;  welche  ebenso  im  Gegensatz  zu  dem  altpreussi- 
sehen  Beamtenstaate ,  wie  zu  den  Staatsanschauimgen  der  französi- 
schen Revolution  und  zur  Staatskunst  der  Rheinbundsstaaten  stehen. 
Dem  romanischen  Staatsgedanken  setzte  Stein  ein  wahrhaft  deut- 
sches Staatswesen,  als  sein  praktisches  Ideal,  entgegen,  gegründet 
auf  ein  freies  Büi^erthum,  getragen  durch  die  Selbstregierung  der 
Gemeinden ,  Kreise  und  Provinzen ,  mit  festem  Rechtsschutze  des 
Einzelnen,  endlich  vollendet  durch  die  Theilnahme  einer  Volksver- 
tretung an  den  allgemeinen  Staatsangelegenheiten.  Seiner  ganzen 
konservativ-liberalen  Richtung  gemäss  begann  er  den  staatlichen 
Neubau  von  unten,  indem  er  zuerst  in  anspruchslosen  Formen  eine 
tiefgreifende  sociale  Umgestaltung  vollz(^.  In  den  untern  Kreisen 
des  Staats-  und  Volkslebens  bestand,  wie  fast  überall  in  Deutsch- 
land bis  zur  französischen  Revolution,  der  ganze  Druck  persönlicher 
Unfreiheit  mit  starren  Standesprivilegien,  woran  selbst  die  au%e- 
klärte  Gesetzgebung  des  preussischen  Landrechtes  nicht  zu  rütteln 
gewagt  hatte.  Das  berühmte  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  that  den 
ersten  Schritt  zur  Befreiung  des  Bauernstandes  und  des  Gfund- 
eigenthums,  zur  Aufhebung  des  kastenmässigen  Stöndeunterschiedes, 
zur  Vernichtung  zeitwidriger  Adelsprivilegien,  zur  Herstellung  eines 
gleichberechtigten  Staatsbürgerthums.    Mit  dem  Martinitage  1810 

i  Die  Hauptquelle  für  die  Staatsentwiokelung  dieser  Zeit  bietet  »Das  Leben 
des  Ministers  von  Stein«  von  Pertz.  6  Bde.  Berlin  1849  ff.,  auob  die  Denk- 
sehriften  des  Frhm.  v.  Stein  von  Perts.  Berlin  1849.  L.  v.  Ranke,  Denk- 
würdigkeiten des  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Hardenberg.    5  Bde.   Leipzig  1877. 
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hörte  alle  Gntennterthänigkeit  in  sämintlichen  preussischen  Provin- 
sen  auf.  Den  Insassen  der  königlichen  Domänen  wurde  durch  Edikt 
Yom  27.  Juli  tS08  das  volle  unbeschränkte  Eigenthum  an  den  von 
ihnen  bebauten  Grundstücken  überlassen.  Die  weitere  Fortfuhrung 
des  Befreiungswesens  des  Bauernstandes  erfolgte  durch  das  unter 
Hardenberges  Ministerium  erlassene  »Edikt  vom  14.  September  1811 
zur  Beförderung  der  Landeskultur«.  Diese  Gesetze  bildeten  von 
nun  an  den  Ausgangspunkt  für  die  ebenso  liberale,  als  gerechte 
Agraigesetzgebung  des  preussischen  Staates,  welche  allen  deutschen 
Staaten  seitdem  zum  Muster  gedient  hat.  Eine  durchaus  schöpfe- 
rische That  der  Stein'schen  Gesetzgebung  war  die  Städteordnung 
vom  19.  November  1808.  Das  neue  Gesetz  gab  den  Städten  die 
freie  Verwaltung  der  Finanzen  und  ihrer  sonstigen  eignen  Angele- 
genheiten, den  Bürgern  die  Wahl  der  Magistrate  und  der  Stadtver- 
ordneten. Es  wtqpde  die  Grundlage  alles  dessen,  was  seitdem  in 
Deutschland  für  Selbstverwaltung  geschehen  ist.  Auch  wurde  unter 
Hardenberges  Ministerium  am  28.  Oktober  1810  der  Zunftzwang 
nebst  allen  Bann-  und  Zwangsgerechtigkeiten  beseitigt  und  das 
Prinzip  der  Gewerbefreiheit  verkündigt.  An  die  Stelle  des  alten 
planlosen  BehÖrdensystems,  besonders  des  schwerfalligen  General- 
direktoriums ,  setzte  Stein  eine  planmässige  systematische  Gliede- 
rung der  Ministerien  und  der  ihnen  untergeordneten  Behörden  (Ver- 
ordnung über  die  veränderte  Verfasstmg  der  obersten  Verwaltimgs- 
behorden  vom  24.  November  1808).  Neben  den  überall  durch  die 
EUmente  der  Selbstverwaltung  verstärkten  Provincialbehörden  soll- 
ten, nach  Stein' s  Ansicht,  Provincialstände  stehen.  Nach  Vollendung 
dieses  Unterbaues  verlangte  er  Reichsstände,  zwar  wesentlich  auf 
dem  Chrundeigenthum  ruhend ,  aber  mit  dem  Rechte  der  Steuerbe- 
wülignng  imd  der  Mitwirkimg  bei  der  Gesetzgebimg:  »denn  auf 
diesem  Wege  kann  allein  der  Nationalgeist  positiv  erweckt  und 
belebt  werden«.  Der  umfassenden  Neugestaltung  der  Staatsverwal- 
tung ging  die  Reform  des  Heerwesens  zur  Seite,  welche  von  Män- 
nern wie  Schamhorst,  Grneisenau,  Grolmann  und  Boyen  durchge- 
fahrt  vnirde.  In  dieser  Zeit  wurden  die  Grundlagen  jenes  preussi- 
schen Volksheeres  gelegt,  welches  allein  die  glorreichen  Siege 
der  Befreiungskriege  zu  erfechten  im  Stande  war.  Ein  Gewaltstreich 
Napoleon's  vertrieb  Stein  zwar  bald  aus  seiner  einflussreichen  Stel- 
lung, in  welcher  er  i»fast  mit  der  Vollmacht  eines  antiken  Diktators 
schaltete«^.  Keiner  von  Stein's  Nachfolgern  stand  auf  der  staatsmän- 
nischen  Gedankenhöhe,  um  seine  Ideen  folgerichtig  ins  Leben  zu 
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fuhren.  Seine  Gesetzgebung  blieb  ein  Torso.  Dennoch  hatte  er 
damit  dem  preussischen  Staatswesen  die  Signatur  seines  Geistes 
aufgeprägt.  Alles,  was  in  späteren  Zeiten,  selbst  in  unsem  Tagen, 
an  gesunden  Reformplänen  entworfen  und  durchgeführt  worden  ist, 
hat  an  die  Grundgedanken  der  Stein'schen  Gesets^ebimg  wieder 
angeknüpft.  Aber  auch  weit  über  Preussen  hinaus ,  auf  alle  deut- 
schen Staaten,  hat  die  Stein'sche  Gesetzgebung  einen  unverkenn- 
baren Einfluss  ausgeübt,  nachdem  mit  der  Fremdherrschaft  der 
Bann  der  ausländischen  Schablone  zerbrochen  war. 

§42.' 
Abschütteltmg  der  Fremdhemohaft  und  Auflösung  des  Bhein- 

bundes. 
Am  9.  April  1S09  erklärte  Oesterreich  abermals  den  Krieg  an 
Frankreich,  wurde  aber  durch  die  Schlacht  von  Wagram  am  6.  Juli 
gezwungen,  am  14.  Oktober  den  Frieden  von  Wien  zu  schliessen 
(G.  V.  Meyer  a.  a.  O.  S.  118),  welchen  es  abermals  durch  bedeu- 
tende Gebietsabtretungen  vom  Sieger  erkaufte.  Nach  der  willkür- 
lichen Laune  des  Protektors  fand  im  Jahre  1810  abermals  einwech- 
seln und  Tauschen  der  Länder  unter  den  Rheinbundsfursten  statt, 
welches  die  Welt  recht  eindringlich  an  die  ephemere  Natur  aller 
dieser  Staatsschöpiungen  mahnte.  Aber  den  Höhepunkt  despoti- 
scher Willkür  bezeichnen  die  Reunionen  vom  December  1810.  Durch 
ein  sog.  organisches  Senatuskonsult  vom  13.  December  1810 
(v.  Meyer  a.  a. O.  S.  105)  wurden  Theile  von  Westfalen  und  Han- 
nover, die  Länder  der  Rheinbundsfursten  von  Oldenburg,  Salm  und 
Arenberg ,  endlich  Lauenburg  und  die  drei  Hansestädte  dem  fran- 
zösischen Kaiserreiche  als  Departements  der  obem  Ems,  der  Weser- 
und  Eibmündungen  einverleibt.  Dieser  schreienden  Rechtsver- 
letzung, welche  selbst  der  eigenen  Verbündeten  nicht  mehr  schonte, 
folgte  bald  die  Katastrophe.  Nach  dem  Untergange  der  »grossen 
Armee«  in  Russland  verbündete  sich  Preussen  mit  Russland  durch  den 
Vertrag  von  Kaiisch  vom  28.  Februar  1813.  Die  Proklamation  von 
Kaiisch  vom  25.  März  1813  ^an  die  Üeutschena  (v.  Meyer  a.  a.  O. 
S.  146)  verhiess:  »Herstellung  der  deutschen  Verfassung  in  lebens- 
kräftiger Verjüngung  und  Einheit ,  ohne  fremden  Einfluss ,  allein 
durch  die  deutschen  Fürsten  und  Völker  und  aus  dem  ureignen 
Geiste  des  deutschen  Volkes«.  Zugleich  sprach  sie  die  Auflösung 
des  Rheinbundes  aus.  Durch  den  Vertrag  von  Teplitz  am 
9.  September  1813  trat  Oesterreich  der  AUiance  bei  (v.  Meyer  I. 
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S.  144).  Durch  der  Vertrag  von  Ried  vom  8.  Oktober  1813  sagte 
sich  Bayern  vom  Hheinbimde  los.  Nach  der  Schlacht  von  Leipzig 
erfolgte  seine  wirkliche  und  gänzliche  Auflösung  von  selbst ,  aber 
nie  durch  einen  förmlichen  Akt,  sondern  stillschweigend  durch  ent- 
sprechende Handlungen.  Am  1.  Januar  1814  überschritten  die  sieg- 
reichen  Verbündeten  den  Bhein.  Am  30.  Mai  1814  wurde  der  erste 
Pariser  Frieden  geschlossen  (v.  Meyer  a.a.O.  S.240),  dessen 
sechster  Artikel  in  Betreff  der  künftigen  deutschen  Gesammtver- 
fassung  bestimmte :  »Les  ^tats  de  TAUemagne  seront  indipendans  et 
unis  par  un  lieu  fifediratif«.  Die  nähern  Festsetzungen  wurden  dem 
Cresandtenkongresse  zu  Wien  überlassen ,  welcher  berufen  war,  die 
aus  den  Fugen  gegangene  europäische  Staatsordnimg  wiederherzu- 
stellen. 


Drittes  Kapital. 

Der  deutsche  Bund  und  die  deutschen  Einzelstaaten  von 

1815—1848. 

I.    Der  deutsche  Bund  von  1815 — 1848^ 

§43. 

Die  Entstehung  des  deutaohen  Bundes  ^. 

Dank  den  kräftigen  Bemühungen  des  Frhm,.  vomStein  hatten, 
vor  Eroffhungdes  Kongresses  am  28. und  29.  September  1814,  diever- 


<  Literatur  des  Bundesreohtes :  J.  L.  Kl  über,  Oeffentliches  Recht  des 
deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten.  Frankf.  1817.  4.  Aufl.  1841.  R.  Mau- 
renbrecher,  Qrundsätse  des  heutigen  deutschen  Staatsrechtes.  Frankf.  1837. 
{  99—125.  m.  Aufl.  1847.  H.  A.  Zachariä,  Deutaches  Staat»-  und  Bundes- 
lecht.  Qöttingen  1845.  m.  Aufl.  2  Bde.  1865—66.  B.  II.  §  243—296.  S.  60—843. 
K.E.  Weiss,  System  des  deutschen  Staatsrechtes.  Regensburg  1843.  H.Zöpfl, 
Orundsatse  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechtes.  V.  Aufl.  Heidelb.  1863. 
2  Bde.  Die  ansfflärlichsten  und  besten  Darstellungen  des  Bundesrechtes  finden 
sich  bei  Z  ac  h  ar  i&  und  Z  ö  p  f  l ;  Zöpfl  seichnet  sich  durch  eine  umfassende  Be- 
nutiung  der  nur  ihm  su  Gebote  stehenden  bundesrechtlichen  Materialien ,  Za- 
chariä  durch  die  Zuverlässigkeit  seiner  Rechtsgrunds&tse  aus. 

*  Vor  allem  sind  hier  lu  benutzen:  Klüber's  Akten  des  Wiener  Kon- 
gresses  in  8  Bänden ,  nebst  der  trefflichen  Uebersicht  der  diplomatischen  Ver- 
handlungen des  Wiener  Kongresses  und  insonderheit  über  wichtige  Angelegen- 
heiten des  deutschen  Bundeil.  Frankf.  1816.  Für  die  Geschichte  des  Wiener 
Kongresses  ve^l.  Gagern,  Mein  Antheil  an  der  Politik.  B.  U.  (Der  Kon- 
gresa  su  Wien).  G.  Flassan,  Der  Wiener  Kongress,  übersetzt  von  A.  L. 
Uenmann.  2  Bde.  Leipzig  1830.    Varnhagenvon  Ense,  Denkwürdigkeiten 
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bündeten  Mächte  sich  dahin  geeinigt,  die  Ausführung  des  Art.  VI. 
des  ersten  Pariser  Friedens,  d.  h.  die  deutsche  Verfassungsange- 
legenheit,  als  eine  besondere  deuttiche  Sache  anzuerkennen  und 
sie  einem  Ausschusse  von  fünf  deutsehen  Mächten  zu  überlassen. 
Diesen  Ausschuss  bildeten  die  Hevollmächtigten  von  Oesterreich, 
Preussen,  Bayern,  Hannover  und  Württemberg.  Zunächst  suchten 
sich  die  beiden  Grossmächte  über  einen  Verfassungsentwurf  zu  ver- 
ständigen. Den  ersten  sehr  ausfuhrlichen  Verfassungsentwurf  in 
4  i  Artikeln  legte  der  preussische  Bevollmächtigte ,  Fürst  Harden- 
berg, am  13.  September  dem  Fürsten  Metternich  vor  (Klub er,  I. 
S.  45.  Pertz,  IV,  S.  40),  welcher  dann,  von  Letzterem  umgear- 
beitet, als  sog.  koncertirter  Entwurf  in  1 2  Artikeln  dem  Fünfer- 
komite  unterbreitet  wurde ,  in  dessen  Thätigkeit  aber  bereits  nach 
1 3  Sitzimgen  ein  Stillstand  eintrat .  veranlasst  durch  eine  Note  der 
29  vereinigten  Fürsten  und  freien  Städte,  welche  gegen  ihren  Aus- 
schluss von  den  Verhandlungen  protestirten,  vorzüglich  aber  durch 
die  unterdessen  eingetretene  Spannung  zwischen  Oesterreich  und 
Preussen  wegen  der  polnischen  und  sächsischen  Frage.  So  folgte 
von  Mitte  November  1814  bis  Mitte  Mai  1815  »eine  Zeit  der  Wirren 
und  Projekte«,  In  welcher  die  verschiedenartigsten  Pläne  innerhalb 
und  ausserhalb  des  Kongresses  auftauchten. 

Der  Souveränetätssucht  der  rheinbünderischen  Mittelstaaten, 
welche  jeder  kräftigen  Bundesgewalt  widerstrebten,  stellte  sich  die 
besonders  vom  Frhm.  vom  Stein  inspirirte  Verbindung  der  29  deut- 
schen Kleinstaaten  entgegen ,  welche  eine  einheitliche  und  freiheit- 
liche Gestaltung  der  deutschen  Bundesverfassung  forderten,  »da- 
mit dem  Reiche  der  Willkür  in  Deutschland  ein  Ende  gemacht 
werde,  wie  im  Ganzen  durch  die  Bundesverfassung,  so  im  Einzelnen 
durch  Einfuhrung  landständischer  Verfassungen«  mit  dem  Rechte 


des  eigenen  Lebens.  2.  Aufl.  Leipzig  1843,  besonders  in.  Theil.  Gervinus, 
Qesehiehte  des  XIX.  Jahrhunderts.  B.  I.  S.  164-^11.  Speeiell  wichtig  für  die 
Gründung  des  deutschen  Bundes  ein  Aufsats  von  A.  F.  H.  Sohaumann,  Ge- 
schichte der  Bildung  des  deutschen  Bundes  auf  dem  Wiener  Kongresse  in  Rau- 
mer's  histor.  Taschenhuche  von  1850.  (III.  Folge  I.  Jahrg.  S.  151—281),  ferner 
ein  Artikel  von  K.  L.  Aegidi,  Der  deutsche  Bund,  in  Bluntschli's  Staatsw. 
B.  in.  S.  Iff.  Hau  SS  er 's  Deutsche  Geschichte  B.  IV.  Abschn.  YIU.,  Der 
Wiener  Kongress,  und  Abschn.  X. ,  Der  deutsche  Bund.  Jetzt  auch  H.  von 
Treitsehke,  DeutscheGe0chiohteBd.il.  »Die  Anfänge  des  deutschen  Bun- 
des- S.  595—672.  Reiches  Material  bietet  G.  H.  Pertz  im  Leben  des  Frhm. 
V.  Stein  im  HI.  und  lY.  Bande.  K.  v.  Kalte nborn,  Geschichte  der  deutschen 
Bund^sverhältnisse  und  Einheitsbestrebungen  von  1806—1856.  Berlin  1857. 
Hier  besonders  B.  I.  S.  83—260. 
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der  Stenerverwilligung,  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung,  Mitauf- 
sicht über  die  Verwaltung,  Ministeranklage  u.  s.  w.  Als  »Be- 
schützer, erster  Repräsentant  der  deutschen  Nation,  als  kräftigster 
Gfarant  der  Verfassung  und  deutscher  Freiheit  Aegide«  sollte  ein 
gemeinsames  Oberhaupt  eingesetzt  werden ,  ja  es  wurde  von  ihnen 
geradezu  »die  Wiederherstellung  der  deutschen  Kaiserwürde 
mit  den  durch  die  Zeitverhältnisse  erforderlichen  Modifikationen« 
verlangt.  Erst  seit  dem  Februar  1815  dachten  auch  Oesterrach 
und  Preussen  emstHch  wieder  an  die  Aufaalune  des  deutschen  Ver- 
fassungswerkes und  beschlossen,  bei  Wiederbeginn  der  Verhand- 
lungen alle  deutschen  Staaten  zuzuziehen.  In  Fluss  kam  die  An- 
gelegenheit erst  durch  die  aufregende  Botschaft  von  Napoleon's 
Landung  in  Frankreich.  Im  Februar  hatte  der  preussische  Be- 
vollmächtigte W.  V.  Humboldt  zwei  neue  Entwürfe  vorgel^, 
von  denen  der  eine  die  Eintheilung  in  Kreise  mit  aufiiahm,  der 
andere  sie  wegliess;  beide  Entwürfe  hielten  als  drei  unerläss- 
licbe  Hauptpunkte  noch  fest:  eine  kraftvolle  Kriegsgewalt,  ein 
Bunde^ericht  und  landständische,  durch  den  Bundesvertrag  ge- 
sicherte Verfassungen.  Endlich  im  Mai  zeigte  Fürst  Mettemich 
den  Beginn  der  Verhandlungen  an  und  legte  seinen  Gegen- 
entwurf vor  (Klüber  IL  308 — 314),  welcher  die  Scheidung 
zwischen  einer  Exekutivbehörde  und  einer  gesetzgebenden  Bun- 
desversammlung strich,  das  Bundesgericht  in  Aussicht  stellte, 
aber  die  schützenden  Bestimmungen  des  preussischen  Vor- 
schlags hinw^liess,  die  Einführung  landständischer  Verfassungen 
nur  dürftig  erwähnte ,  die  Grundrechte  der  Unterthanen  sehr  ab- 
schwächte ,  dagegen  die  Rechte  der  sog.  Mediatisirten  sehr  weit- 
läufig abhandelte.  So  war  man  denn  nach  siebenmonatlichen  Ver- 
handlungen bei  dem  unvollkommensten,  schwachmüthigsten  Ent- 
würfe angelangt,  welcher  in  dieser  ganzen  Zeit  aufgetaucht  ist. 
Auf  Grund  dieser  MettemicV  sehen  Vorlage  begannen  am  8.  Mai 
die  Verhandlungen  zwischen  den  österreichischen  und  preussischen 
Bevolhnächtigten,  zu  denen  auch  der  hannoversche  Minister,  Graf 
Münster^,  hinzutrat.  Es  ist  beklagenswerth,  dass  sonst  so  einsichts- 
volle und  patriotische  Staatsmänner,  wie  Humboldt.  Hardenberg 
und  Münster,  ihre  eigenen  früheren  Vorschläge,  selbst  dieKardinal- 

1  O.  H.  Graf  zu  Münster,  Politische  Skizzen  über  die  Lage  Europas 
Tom  Wiener  KongresB  bis  zur  Gegenwart  (1815 — 1867).  Nebst  den  Depeschen 
des  Grafen  Ernst  Friedrich  Herbert  zu  Münster  über  den  Wiener  Kongress. 
leipsig  1867. 
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punkte,  welche  sie  noch  kurz  vorher  für  unentbehrlich  erklärt 
hatten,  jetzt  mit  unbegreiflicher  Leichtigkeit  preisgaben.  Die 
preussischen  Staatsmänner  liessen  sich  herbei,  ihren  Entwurf  mit 
dem  Mettemich's  so  zu  verschmelzen,  dass  dieser  in  allen  Be> 
ziehtmgen  überwog.  Vom  23.  Mai  bis  zum  10.  Juni  1815  fanden 
die  elf  Schlusskonferenzen  der  deutschen  Bevollmächtigten  statt, 
welchen  Fürst  Mettemich  den  zwischen  Oesterreich  und  Preussen 
vereinbarten  Entwurf  vorlegte,  mit  dem  Bemerken,  »dass  er  nur  die 
Grundzüge  der  politischen  Konföderation  enthalten  solle,  deren 
nähere  Entwickelung  man  dem  Bundestage  überlassen  müsse.« 

Obgleich  aus  diesem  Entwürfe  vom  23.  Mai  bereits  die  wich- 
tigsten, früher  von  Preussen,  Hannover  und  den  29  kleinen  Staaten 
geforderten  nationalen  Garantien,  als  kräftige  Exekutivgewalt,  Fest- 
setzung eines  Minimums  der  landständischen  Rechte,  entfernt 
waren,  so  erfuhr  derselbe  doch  in  diesen  Schlusskonferenz'en  noch 
manche  weitere  Abschwächungen.  Vor  allem  wurde  das  Bundesge- 
richt, »dieser  Schlussstein  des  deutschen  Rechtsgebäudes«,  auf  Bayerns 
Antrag  kurzweg  beseitigt  (Klüberll.  S.  383.  424.  533.),  auf  den 
Antrag  desselben  Staates  wurde  der  XIII.  A.  auf  die  allgemeine  Zu- 
sicherung: »in  allen  Bundesstaaten  wird  (statt  soll)  eine  landstän- 
dische  Verfassung  stattfinden«,  beschränkt  (Klüber  S.  384],  dagegen 
die  Bezeichnung  der  Bundesfürsten  als  »souverän«  angenommen . 
Die  Ausstellungen  der  anderen  Staaten  gingen  auf  andere  Punkte, 
besonders  auf  das  Stimmenverhältniss  im  engen  Rathe  und  im  Ple- 
num. Schwierigkeiten  machte  die  Bestimmung  der  Fälle ,  wo  die 
Stimmenmehrheit  ausgeschlossen  werden  sollte,  und  fiel  auch  höchst 
ungenügend  aus.  So  wurde  durch  verschiedene  Veränderungen  eine 
revidirte  Abfassimg  nöthig,  welche  statt  der  früheren  1 7  bereits  20  Ar- 
tikel enthielt  (Klüberll.  S.  479 — 492) .  Diese  »neue  oder  revidirte 
Abfassung«  wurde  in  der  achten  Konferenz  am  3.  Juni  verlesen; 
dieselbe  ist  bereits  wesentlich  übereinstimmend  mit  der  Bundesakte. 
Die  zehnte  Konferenz  vom  8.  Juni  brachte  die  Redaktion  der  Bun- 
desakte zum  Abschlüsse,  die  einzelnen  Artikel  wurden  paraphirt. 
Durch  die  sog.  Paraphirung  war  der  Abschluss  der  Bundesakte 
schon  erfolgt;  die  letzte  Sitzung  vom  1 0.  Juni  war  nur  eine  solenne, 
wo  die  Unterzeichnung  und  Untersiegelung  der  Reinschrift  statt- 
fand. Die  Bundesakte  ist  in  zwei  Abschnitte  getheilt ,  von  denen 
der  erste  Art.  I — XI.  die  allgemeinen  Bestimmimgen  enthalt, 
welche,  sich  auf  die  Organisation  des  Bundes  selbst,  der  Zweite  die 
besonderen  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  inneren  Ver- 
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haltnisse  der  EinzelstaAten  beziehen.  Die  ersten  elf  Artikel  wurden 
in  französischer  Uebersetzung  der  »Acte  du  Con^^s  de  Vienne« 
vom  9.  Juni  1815  einverleibt,  ausserdem  wurde  die  ganze  Bundes- 
akte als  Beilage  IX  für  einen  Bestandtheil  der  Wiener  Kongress- 
akte  erklärt. 

§44. 
Die  BundesyerfieuMung  im  Allgemeinen. 

Zu  der  Bundesakte  vom  10.  Juni  1815  trat  »die  Schlussakte 
der  Wiener  Ministerialkonferenzen  vom  15.  Mai  1820  zur  Vervoll- 
ständigung und  Erläutenmg  der  Bundesakte((  in  65  Artikeln  (kurz- 
weg Wiener  Schlussakte  genannt] .  Berathen  durch  Abgeordnete 
sämmtlicher  Bundesregierungen  auf  den  Wiener  Ministerialkonfe- 
renzen 1819  und  1820,  wurde  sie  durch  Bundesbeschluss  vom 
8.  Juni  1820  ausdrücklich  als  ein  »Grundgesetz  des  deutschen 
Bundes«  anerkannt. 

Der  deutsche  Bund  war  nach  officiellen  Erklärungen  »weder 
ein  Bundesstaat,  noch  ein  blosses  Schutz-  und  TrutzbündnisS;  son- 
dern ein  Staatenbund,  »ein  völkerrechtlicher  Verein  der  souve- 
ränen Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands«.  Der  deutsche 
Bund  war  somit  nicht  blos  ein  j>ersönliches  Bündniss  der  Für- 
sten, sondern  von  den  Fürsten  kraft  ihrer  Repräsentativgewalt  für 
ihre  Staaten  abgeschlossen.  Die  Staaten  selbst  befanden  sich, 
vermittelst  ihrer  Staatsregierungen ,  in  der  beständigen,  unauflös- 
lichen Gemeinschaft  des  deutschen  Bundes  und  wurden  daher  als 
•Bundesstaaten«  bezeichnet.  Die  im  Namen  sämmtlicher  Mitglieder 
ausgeübte  Bundesgewalt  war  keine  Staatsgewalt,  sondemeine  blosse 
Socialgewalt  mit  einem  Inbegriffe  bestimmter,  vertragsmässig 
festgesetzter  Befugnisse.  Fehlte  es  dem  Staatenbunde  nach  in- 
nen an  jeder  staatsrechtlichen  Organisation,  so  stand  er  in 
aeinen  äusseren  Verhältnissen  als  »eine  in  politischer  Einheit 
verbundene  Gesammtmacht«  da;  er  war  imbestritten  eine  völker- 
rechtliche Persönlichkeit. 

Ausgesprochener  Zweck  des  deutschen  Bundes  war:  »Die  Erhal- 
tung der  äussern  imd  innem  Sicherheit  Deutschlands,  sowie  der  Un- 
abhängigkeit und  Unverletzbarkeit  der  einzelnen  Deutschen  Staaten«. 
(Bundesakte  A.  2 .  WSchA  A.  1) .  Die  innere  Sicherheit  der  einzelnen 
Staaten  fiel  an  sich  nicht  unter  die  Zweckbestimmungen  des  Bun- 
des, welcher  der  Regel  nach  zu  keinem  Eingriff  in  die  Regienmg 
der  Einzelstaaten  berechtigt  war.  »Die  durch  die  Bundesakte  den 
einzelnen  Bundesstaaten  garantirte  Unabhängigkeit  schloss  im  all- 
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gemeinen  jede  Einwirkung  des  Bundes  in  die  innere  Staatsverwal- 
tung aus«  (WSchA  A.  53) .  Mittelbar  konnte  indessen  die  Beförde- 
rung des  Wohles  von  Deutschland  und  der  Schutz  der  Rechte 
deutscher  Unterthanen  in  Betracht  kommen,  insofern  der  Bund  sich 
für  bestimmte  innere  Verhältnisse  der  Einzelstaaten  vertragsmässig 
eine  Einwirkung  vorbehalten  hatte  z.B.  bei  Justizverweigerung,  bei 
Verletzung  der  den  Mediatisirten  bundesmässig  garantirten  Rechte. 
Diese  Bestimmungen  heissen  besondere,  weil  sie  Ausnahmen 
von  der  Regel ,  singulare  Vorschriften  enthielten.  Auch  legte  die 
WSchA  A.  64  und  65  der  Bundesgewalt  die  Befugniss  bei ,  durch 
Vereinbarung  sämmtlicher  Bundesglieder  sog.  gemeinnützige 
Anordnungen  zu  treffen :  » um  durch  gemeinschaftliche  Ueberein- 
kunft  zu  möglichst  gleichförmigen  Verfugungen  zu  gelangen«.  Diese 
Befugniss  war  weiter  nichts,  als  ein  Vorbehalt  der  Erweiterung  der 
Bundesgewalt  durch  freie  Uebereinkunft  der  Bundesglieder  inner- 
halb der  Grenzen  des  Bundes  Vertrages. 

In  den  deutschen  Bund  wurden  diejenigen  deutschen  Staaten 
aufgenommen,  welche  aus  dem  grossen  Schiffbruche  des  deutschen 
Reiches  und  der  Rheinbundszeit  ihre  Landeshoheit  gerettet  hatten. 
Von  den  bis  1814  souverän  gebliebenen  Rheinbundsfürsten  wurden 
der  Grossherzog  von  Frankfurt  (früher  Kurerzkanzler,  dann  Fürst- 
primas j  ,  der  Fürst  von  Isenburg  und  von  der  Leyen  nicht  angenom- 
men; dagegen  wurde  Frankfurt  a.M.  als  freie  Stadt  und  Bundesglied 
anerkannt.  Die  Bundesakte  A.  4  und  6  enthält  eine  Aufzählung  der 
BundesgUeder.  Es  warenderen  ursprünglich  38,  Baden  und  Württem- 
bei^  mit  eingerechnet,  welche  erst  später,  am  26.  Juli  und  am  1.  Sep- 
tember 1815,  beitraten.  Durch  die  Aufnahme  von  Hessen-Homburg 
am  7.  JuU  1817  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Bundesglieder  auf  39 ; 
von  da  ab  verminderte  sie  sich  stetig,  1825  fiel  die  Zahl  durch  Aus- 
sterben der  Linie  Sachsen-Gotha  auf  38,  1847  erlosch  die  Stimme 
von  Anhalt-Köthen,  1849  hörten  die  beiden  Fürstenthümer  Hohen- 
zoUem-Sigmaringen  und  Hechingen  als  besondere  Bundesglieder  auf, 
zu  existiren.     Somit  gab  es  zuletzt  noch  35  Bundesmitglieder. 

Von  diesen  35  Bundesmitgliedem  hatten  vier  auch  nicht  ztuu 
Bunde  gehörige:  Besitzungen ,  nemlich  die  Souveräne  von  Oester- 
reich,  Preussen,  Dänemark  und  den  Niederlanden.  Durch  beson- 
dere Erklärungen  hatten  Oesterreich  am  6.  April  1818  und  Preussen 
am  4.  Mai  1818  festgestellt,  welche  Gebietstheile  ihrer  Staaten  zum 
deutschen  Bunde  gehörten.  Der  König  von  Dänemark  war  für  die 
Herzogthümer  Holstein  und  Lauenburg,  der  König  der  Niederlande 


Digitized  by  VjOOQ IC 


3.  Der  deutsche  Bund  und  die  deutachen  EinzeUtaaten  von  1^15 — 1866.   97 

lande  für  das  Grossherzogthum  Luxemburg  (seit  1 839  auch  für  das 
Herzogthum  Limbuig)  Bundesmitglied.  Das  Bundesgebiet  war  der 
Inbegriff  aller  im  deutschen  Bunde  vereinigten  Staatsgebiete  der 
Einzelstaaten^  soweit  dieselben  zum  Bunde  gehörten. 

§45. 
Die  Bundesyersammlung. 
Das  Subjekt  der  Bundesgewalt  war  dieGesammtheitaller 
Bundesglieder,  welche  aber  nicht  selbst  zusammentraten,  son- 
dern durch  einen  permanenten  Kongress  ihrer  Bevollmächtigten  zu 
Frankfiirt  a.  M.  vertreten  waren.  Die  Bundesversammlung, 
der  Bundestag,  la  Di^te,  stellte  den  Bund  in  seiner  Gesammt- 
heit  dar  und  war  »das  beständige ,  verfassungsmässige  Organ  sei- 
nes Willens  und  Handelns«  (WSchA.  A.  7).  In  allen  Stadien  der 
Verhandlungen  hatte  Oesterreich  die  Ansprüche  Preussens  auf  Pa- 
ritat im  Präsidium  zurückgewiesen  und  hatte  das  alleinige  Präsi- 
dium, gewissermassen  als  ein  Surrogat  der  von  ihm  so  lange  beses- 
senen Kaiserwürde,  behauptet.  Obgleich  das  Oesterreich  zustehende 
Becht  des  Vorsitzes  »keineswegs  eine  Direktorialgewalt  oder  ein 
materielles  politisches  Vorrecht  bedeutete,  sondern  lediglich  die 
formelle  Leitung  der  Geschäfte  betraf« ,  so  gab  es  doch  dem  sc^. 
Präsidialhofe  und  seinem  Präsidialgesandten  thatsächlich  ein 
nicht  selten  zu  verwerthendes  üeberge wicht.  In  den  frühem 
Entwürfen  hatte  man ,  in  Erinnerung  an  die  Einrichtung  des  deut- 
sehen Reichstages,  eine  Eintheilung  der  Bundesversammlung  in 
mehrere  Kurien  beabsichtigt  [Rath  der  Kreisobersten,  Rath  der 
Fürsten  und  Stände) ;  dem  rein  völkerrechtlichen  Charakter ,  wel- 
chen der  Bund  später  erhielt ,  entsprach  nur  die  Einheit  einer  Ver- 
sammlung, in  welcher  gleichberechtigte ,  unabhängige  Staaten  ver- 
treten waren.  Diese  einheitliche  Bundesversammlung  hatte  grund- 
gesetzlich zwei  verschiedene  Verhandlungsarten  bei  ihren  Geschäften 
und  Abstimmungen,  sie  verhandelte  entweder  im  engern  Rathe 
oder  im  Plenum,  als  ausnahmsweiser  Verhandlungsform  in  be- 
sonders festgestellten  Fällen.  Der  Unterschied  dieser  beiden  Ver- 
handhingsformen  bestand  1]  in  'der  Zahl  der  Stimmen  und  in  der 
Verschiedenheit  des  Stimmgewichts ,  welches  den  einzelnen  Bun- 
desgliedem  im  Plenum  oder  im  engem  Rathe  zukam.  Im  Plenum 
waren  nach  A.  6  der  Bundesakte  69  Stimmen  unter  die  ursprüng- 
lichen 38  Mitglieder  vertheilt,  so  dass  jedes  Bundesglied  wenigstens 
eine  Stimme  führte,  vierzehn  aber  mehrere  (4,  3  oder  2) .  Beider  Auf- 

B.  8  c  1&  V 1  z  • ,  Deatsclies  SUataraclit.  7. 
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lösiing  des  Bundes  waren  noch  66  Stimmen  im  Plenum  vorhanden. 
Im  engem  Bathe  waren  dagegen  die  ursprünglichen  38,  zuletzt  35 
Bundesglieder  durch  die  Bundesakte  A.  4  in  17  Stimmen  einge- 
theilt ,  so  dass  nur  elf  Staaten  einzelne  Stimmen  führten,  von  den 
sieben  und  zwanzig  übrigen  immer  mehrere  zu  einer  Gesammtstimme 
vereinigt  waren  und  sonach  sechs  Kuriatstimmen  bestanden.  2)  Im 
engem  Rathe  entschied  die  absolute  Mehrheit,  im  Plenimi  die  Mehr- 
heit von  Ya  der  abgegebenen  Stimmen.  3)  Alle  Berathungen und 
Erörterungen  gingen  nur  im  engem  Bathe  vor  sich ,  im  Plenum 
wurde  nur  die  Beschlussfassung  in  den  bestinmit  bezeichneten  An- 
gelegenheiten gefasst. 

Die  sechs  Gesammtstimmen  des  engern  Rathes  waren:  XII 
die  sächsisch-emestinischen  Häuser,  XIII  Braunschweig  und  Nassau, 
XIV  die  beiden  Mecklenburg,  XV  Oldenburg,  Anhalt  und  beide 
Schwarzburg,  XVI  Liechtenstein,  beide  Reuss,  Lippe  und  Schaum- 
burg -  Lippe ,  Waldeck ,  Hessen  -  Hombuig ,  XVH  die  vier  freien 
Städte.  Die  inneren  Angelegenheiten  der  Kurien  waren  demUeber- 
einkommen  der  einzelnen  Mitglieder  überlassen,  besonders  die  Art 
und  Weise,  wie  sie  sich  über  die  Führung  der  einheitlich  abzuge- 
benden Gesammtstimmen  vereinigen  wollten  (Turnus,  Majorität) . 

Die  Bundestagsgesandten  waren  die  Repräsentanten 
ihrer  Souveräne  als  Bundesglieder.  Durch  ihre  Gesammtheit  wurde 
das  den  Bimd  darstellende  Organ ,  die  Bundesversammlimg,  gebil- 
det ;  sie  waren  von  ihren  Kommittenten  unbedingt  abhängig  und  die- 
sen allein  wegen  getreuer  Befolgung  der  ihnen  ertheilten  Instruktio- 
nen, sowie  wegen  ihrer  Geschäftsführung  überhaupt,  verantwortlich 
( WSchA.  A.  8 ; .  Ob  und  wann  ein  Gesandter  Instruktionen  ein- 
zuholen habe,  hing  von  den  ihm  ertheilten  Specialanweisungen  ab. 
Der  Bundesversammlung  gegenüber  kam  nicht  der  Inhalt  der  Instruk- 
tion, sondern  lediglich  die  überreichte  Vollmacht  in  Betracht.  Die 
Bundestagsgesandten  und  die  sie  begleitenden  gesandtschaftlichen 
Personen  genossen  in  der  Stadt  Frankfurt  am  M.  alle  völkerrecht- 
lichen Prärogativen  von  Gesandten,  besonders  die  volle  Exterrito- 
rialität. Ueberhaupt  hatte  die  Stadt  Frankfurt  als  erwählter  Sitz 
der  Bundesversammlung  die  besondere  Pflicht,  alle  Massregeln  an- 
zuerkennen, welche  die  Bundesversammlung  für  die  Aufrechterhal- 
tung ilurer  Sicherheit  und  Würde  für  notb  wendig  erachtete. 
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§46. 
BnndeBbesohlüBfle. 
Der  Gesatnmtwille  des  Bundes  wnrde  durch  verfassungs- 
mässige Beschlüsse  der  Bundesversammlung  ausgesprochen. 
Verfassungsmässig  aber  sind  diejenigen  Beschlüsse,  welche  inner- 
halb der  Grenzen  der  Kompetenz  der  Bundesversanmilting ,  nach 
vorgängiger  Berathung  im  engem  Rath,  durch  freie  ^Abstimmung 
entweder  im  engem  Rathe  oder  im  Plenum  gefasst  werden,  je 
nachdem  das  Eine  oder  das  Andere  durch  die  grundgesetzlichen 
Bestimmungen  vorgeschrieben  ist«  (WSchA.  A.  10).  In  der  Regel 
fasste  die  Bundesversammlung  die  zur  Besoldung  der  gemeinsamen 
Angelegenheiten  des  Bundes  erforderlichen  Beschlüsse  im  engem 
Eallie  nach  absoluter  Stimmenmehrheit.  Uebeihaupt  gehörten  da- 
hin alle  Berathungsgegenstände,  welche  die  Bundesakte  oder  spätere 
Beschlüsse  nicht  bestimmt  ausgenommen  hatten.  Vor  das  Plenum 
gehörten :  a.  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des 
Bundes  («Beschlüsse,  welche  die  Bundesakte  selbst  betrefena},  b.  or- 
ganische Einrichtungen,  d.  h.  bleibende  Anstalten  als  Mittel  zur  Er- 
füllung der  Bundesizwedce,  c.  sonstige  gemeinnützige  Anordnungen 
(Bundesakte  A.  6),  d.  Kriegserklärungen  und  Friedensschlüsse,  e. 
Anfiiahme  neuer  Mitglieder  (WSchA.  A.  12).  Die  Ausnahmsfalle, 
in  welchen  weder  im  Plenum  noch  im  engem  Rathe  eine  Beschluss- 
fassnng  durch  Stimmenmehrheit  stattfinden  konnte,  sondern  die  Stim- 
meneinhelligkeit erfordert  wurde,  waren  folgende:  1.  Beschlussfas- 
songen  über  alle  jene  Gegenstände,  welche  dem  Plenum  zugewiesen 
sind,  mit  alleiniger  Ausnahme  der  Beschlussfassungen  über  Kriegs- 
erklärungen imd  Friedensschlüsse,  woelneMehiheit  von  ^/.^  Stimmen 
entscheiden  sollte  (also  Umkehrung  des  regelmässigen  Verhältnisses); 
2)  Beschlüsse  über  Religionsangelegenheiten  (Bimdesakte  A.  7, 
WSchA.  A.  13)  (in  Anschluss'an  die  Bestimmung  des  westfäli- 
schen Friedens,  I.  P.  O.  A.  V.  §  32,  jedoch  ohne  itio  in  partes);  3) 
wenn  die  Rechte  und  Pflichten  eines  Bundesgliedes  wegen  Verände- 
rung des  gegenwärtigen  Besitzstandes  eine  Abändemng  erleiden 
sollten ,  besonders  die  Entscheidung ,  ob  und  inwiefern  die  bisher 
einem  Lande  im  Plenum  zustehende  Stimme  mit  dessen  Erwerbung 
übertragen  werden  sollte  (anders  wie  nach  Reichsstaatsrecht,  wo  die 
Stimmen  von  Rechtswegen  auf  den  Neuerwerber  des  Territoriums 
abergingen);  4)  wenn  ein  Bundesglied  seine  Souveränetät  oder  einen 
Theil  seiner  Lande  an  einen  fremden  Staat  abtreten  wollte.  Wo  es 
sich  um  jurasingulorum  handelte,  konnte  wenigstens  ohne  freie 
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Zustimmung  der  Betheiligten  kein  dieselben  bindender  Beschluss 
gefasst  werden.  Jura  singulorum  sind  alle  solche  Rechtsverhält- 
nisse, in  Bezug  auf  welche  die  deutschen  Staaten  nicht  als  Glieder 
des  Bundes  in  ihrer  vertragsmässigen  Einheit ,  sondern  als  ein- 
zelne  selbständige  Staaten  in  Betracht  kamen.  A.  15  der  WSchA. 
fusst  hier  auf  I.  P.  O.  A.  V.  §  52  »ubi  Status  imperii  tamquam 
unum  corpus  considerari  nequeunt«.  Zu  den  juribus  singulorum 
gehörten  somit  alle  inneren  Regierungsangelegenheiten  der  deut- 
schen Bundesglieder,  soweit  nicht  eine  Beschränkung  hinsicht- 
lich deren  Ausübung  bundesverfassungsmässig  festgestellt  war. 
Den  juribus  singtdorum  gleichgestellt  wurde  der  Fall,  »wo  einzelnen 
BundesgUedem  eine  besondere',  nicht  in  den  gemeinsamen  Ver- 
pflichtungen Aller  begriffene  Leistung  oder  Verwilligung  für  den 
Bund  zugemuthet  werden  sollte«  (WSchA.  A.  1 5) .  Zu  dem  Gattungs- 
begriffe der  jura  singulorum  gehörten  auch  die  sog.  gemein- 
nützigen Anordnungen;  es  handelte  sich  dabei  um  Massregeln, 
welche  ausserhalb  der  Bundessphäxe  lagen  und  in  den  Kreis 
der  Regierungsrechte  der  einzelnen  Bundesstaaten  gehörten ,  aber 
dennoch  zum  allgemeinen  Wohl  von  Deutschland  gereichten  und 
deshalb  aus  Rücksichten  der  Zweckmässigkeit  gemeinschaftlich 
und  nach  übereinstimmenden  Grundsätzen  getroffen  werden  sollten. 
Rechtlich  auf  gleicher  Stufe  standen  diejenigen  Gegenstände,  welche 
zwar  ausserhalb  der  Bundessphäre  lagen,  auch  keine  weitere  Bedeu- 
tung für  das  öffentliche  Wohl  der  Bundesstaaten  hatten,  aber  sich 
den  BundesgUedem  aus  irgend  welcher  Rücksicht  zur  gemeinsamen 
Beschlussfassung  empfahlen,  z.  B.  Unterstützung  literarischer  Un- 
ternehmen, Privilegien  bei  Erfindungen. 


§47. 
Kompetens  der  Bundesversammlung, 
Die  wichtigsten  Bestimmungen  über  die  Bundeskompetenz  wa- 
ren a.  die  provisorische  Kompetenzbestimmung  derBundesversamm- 
luiig  vom  12.  Juni  1817  (G.  v.  Meyer,  II  S.  40),  b.  die  Bestim- 
mungen der  WSchA.  über  die  Kompetenz,  welche  sich  an  die  provi- 
sorische Kompetenzbestimmung  auf  das  engste  anschliesst.  Damach 
war  die  Wirksamkeit  der  Bundesversammlung  zimächst  durch  die 
Vorschriften  der  Bundesakte  und  durch  die  in  Gemässheit  derselben 
beschlossenen  oder  femer  zu  beschliessenden  Grundgesetze  des  Bun- 
des, wo  aber  diese  nicht  zureichten,  durch  die  im  Gnmdvertrage  be- 
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zeichneten  Bundeszwecke  bestimmt.  Da  die  volle  Souveränetät  der 
einzelnen  Bimdesstaaten  der  Bimdesakte  zu  Grunde  gelegt  war.  so 
lag  der  R^^el  nach  jede  Einmischimg  der  Bundesversammlung  in 
die  innem  administrativen  Verhältnisse  derselben  ausserhalb  der 
Grenzen  ihrer  Kompetenz.  »Da  aber  die  Bundesglieder  sich  in  dem 
zweiten  Abschnitt  der  Bundesakte  über  einige  besondere  Be- 
stimmungen vereinigt  hatten,  welche  sich  theils  auf  Gewährleistung 
zugesicherter  Rechte,  theils  auf  bestimmte  Verhältnisse  der  Unter- 
thanen  bezogen,  so  lag  der  Bundesversammlung  ob,  die  Erfüllung 
der  durch  diese  Bestimmimgen  übernommenen  Verbindlichkeiten, 
wenn  sich  aus  hinreichend  begründeten  Anzeigen  der  Betheiligten 
eigab,  dass  solche  nicht  stattgefunden  habe,  zu  bewirken.  Die  An- 
wendung der  in  Gemässheit  dieser  Verbindlichkeiten  getroffenen 
allgemeinen  Verordnungen  auf  die  einzelnen  Fälle  blieb  jedoch  den 
Regieningen  allein  überlassen«  (WSchA.  A.  53) . 

I>ie  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommenen  Bundesbe- 
schlüsse verpflichteten  sowohl  den  Bund  als  solchen,  wie  auch  die 
einzelnen  Bundesglieder  unmittelbar,  ohne  dass  es  für  sie  noch 
einer  besondem  Insinuation  oder  Publikation  bedurft  hätte. 

Jede  «Bundesregierung«  hatte  darauf  zu  halten ,  dass  die  Bun- 
desbeschlüsse in  ihrem  Gebiete  zur  Vollziehung  kämen  (WSchA. 
A.  32) .  Da  aber  der  deutsche  Bund,  als  blos  völkerrechtlicher  Ver- 
ein, keine  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  einzelnen  Staa- 
ten, besonders  aber  keine  gesetzgebende  Gewalt  für  ganz  Deutsch- 
land hatte ,  so  konnten  die  Bundesbeschlüsse  an  und  für  sich  für 
die  Unterthanen  der  einzelnen  Bundesstaaten  keine  bindende  Kraft 
haben ,  sondern  nur  insoweit  sie  in  die  Landesgesetzgebung  aufge- 
nommen waren ;  sie  erhielten  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  nur  in 
der  Bedeutung  verbindliche  ELraft,  welche  ihnen  auf  dem  Wege  der 
Landesgesetzgebung  beigelegt  war.  In  mehreren  Verfassungen  war 
ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  Bundesbeschlüsse  kraft  der  landes- 
herrlichen PubUkation  verbindliche  Kraft  für  das  betreffende  Land  er- 
halten sollten .  Wo  dies  nicht  der  Fall  war,  war  es  eine  konstitutionelle 
Streitfrage,  ob  ein  Bundesbeschluss,  welcher  in  die  Verfassung  und 
Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  eingriff,  ohne  ständische  Zustim- 
mung, durch  einseitige  landesherrliche  Publikation,  volle  Gesetzes- 
kraft erhalte.  Wo  es  sich  dagegen  um  bundesrechtUch  festgestellte 
Leistungen  aller  Bnndesglieder  für  Bundeszwecke  handelte ,  hatte 
die  Regierung  zwar  für  Aufbringung  der  Mittel  formell  den  ver- 
fassungsmässigen Weg  einzuschlagen,  allein  materiell  war  die 
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Nothwendigkeit  der  Leistung  durch  den  Bundesbeschluss  festge* 
stellt  und  konnte  nicht  von  den  Landständen  verneint  werden. 

§48. 
Bechts Verfassung  des  Bundes  ^ 
So  unvollkommen  die  oben  (§  30)  geschilderte  Reichsjustiz 
war ,  so  lag  doch  in  ihr  immer  noch  der  aktivste  Theil  der  Keichs- 
verfassung.  Das  ältere  deutsche  Beich  betrachtete  die  Erhaltung 
des  Landfriedens  als  seine  oberste  Aufgabe.  Die  höchste  Ge- 
richtsbarkeit in  ganz  Deutschland  stand  bei  Kaiser  und  Beich  und 
wurde  durch  die  Beichsgerichte  ausgeübt.  Bei  der  Gründung  des 
deutschen  Bundes  waren  die  Erinnerungen  an  die  Justizverfassung  des 
deutschen  Beiches  noch  sehr  lebhaft.  Bis  zu  dem  letzten  Stadium  der 
Berathung  galt  ein  an  die  Stelle  der  Beichsgerichte  tretendes  Bun- 
desgericht als  der  »unentbehrliche  Schlussstein  des  deutschen 
Bechtsgebäudes«.  Dasselbe  fiel  schliesslich  der  Souveränetätssucht 
der  Mittelstaaten ,  welche  dasselbe  für  unverträglich  mit  der  Idee 
eines  rein  völkerrechtlichen  Staatenbundes  hielten.  Aber  dennoch 
konnte  der  Bund  nicht  jeder  Justizverfassung  entbehren.  Vor  allem 
war  eine  Art  von  richterlichem  Verfahren  bei  Streitigkeiten  der  Bun- 
desglieder untereinander  nöthig.  Um  eine  solche  Rechtsprechung 
zu  bewirken ,  schloss  man  sich ,  in  Ermangelung  eines  eigentlichen 
Gerichtshofes,  an  das  zu  Beichszeiten  geltende  Austrägalver- 
fahren  an.  Als  Grundlage  des  im  Bunde  geltenden  Landfriedens 
zwischen  den  deutschen  Staaten  ist  A.  1 1  der  Bundesakte  anzusehen, 
in  welcher  sich  die  Bundesglieder  verbindlich  machen,  »einander 
unter  keinerlei  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  ihre  Streitigkeiten  mit 
Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesversammlung  anzu- 
bringen. Dieser  liegt  alsdann  ob,  die  Vermittlung  durch  einen 
Ausschuss  zu  versuchen  und ,  falls  dieser  fehlschlagen  sollte  und 
demnach  eine  richterliche  Entscheidung  nothwendig  würde ,  solche 
durch  eine  wohlgeordnete  Austrägalinstanz  zu  bewirken,  deren 
Ausspruch  sich  alle  Theile  sofort  zu  unterwerfen  haben«. 


1  H.  A.  Zachariä,  ITi.  n.  §  268.  S.  731  ff.  A.  W.  Heffter,  Beiträge 
zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte  1829.  Nr.  III.  Codex  Austregalis 
confoederationifl  Germa&ieae.  v.  Leonhaidi,  Das  Austr&galTerfahien  des 
deuUchen  Bundes.  I.B.  Fsankf.  1838.  11.  Bd.  1845.  H.  Zopf  1,  Ueber  das  Ver- 
hältniss  der  Beschlüsse  des  deutschen  Bundes  zu  Sachen  der  streitigen  Gerichts- 
barkeit und  gerichtlichen  Entscheidungen.  Archiy  für  civil.  Praxis  B.  XXVTI. 
S.  388  ff. 
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Die  Btmdesrersammlimg  selbst  war  eine  politische  Körper- 
schaft, kein  RichterkoUegium,  darum  befasste  sie  sich  in  der  Regel 
nicht  mit  Rechtsprechung.  Wo  man  indessen  eigentlicher  Recht- 
sprüche nicht  entbehren  konnte,  hatte  man  dafür  besondere  Instan- 
zen eingerichtet ,  die  Austragalinstanz  bei  Streitigkeiten  der  Bun- 
desglieder untereinander  und  das  Bundesschiedsgericht  bei  Streitig- 
keiten zwischen  einzelnen  Regierungen  und  ihren  Landständen. 
Leteteres,  durch  einen  Bundesbeschluss  vom  BO.  ^Oktober  1884 
G.  T.  Meyer  B.  II  S.  316]  begründet,  blieb  wegen  der  Mangelhaftig- 
keit seiner  Einrichtungen  ein  todtgebomes  Kind,  wahrend  »die 
wohlgeordnete  Austragalinstanz«  allerdings  eine  viel  be- 
nutzte Institution  war  und  ihre  Verdienste  um  dieAufireohterhaltung 
des  Landfriedens  in  Deutschland  gehabt  hat.  Die  Hauptbestim- 
mungen über  das  Austrägahrerfahren  finden  sich  WSchA.  A.  21 
bis  24,  in  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817  (G. 
V.  MeyerB.IIS.  47)  imd  in  einer  Reihe  von  spätem  Bundesbe- 
scUüssen.  Es  eigneten  sich  nur  solche  Streitigkeiten  zurausträgal- 
instanzlichen  Entscheidung,  wobei  die  streitenden  Theile  als 
Souveräne  oder  Staaten ,  nicht  wo  sie  blos  als  Privatpersonen  in 
Betracht  kamen. 

Wenn  sich  ein  Bundesglied  durch  ein  anderes  in  seinen  Rech- 
ten gekränkt  erachtete,  so  hatte  es  seine  Ansprüche  bei  derBtmdes- 
versammlung  gehörig  darzusteUen.  Diese  hatte  durch  einen  Aus- 
schnss  die  Güte  zu  versuchen.  Erst  wenn  die  Vergleichs  vorschlage 
nicht  fruchteten,  begann  das  gerichtliche  Verfahren.  Nun  hatte  der 
Beklagte  binnen  4 — 6  Wochen  dem  Kläger  drei  unparteiische  Bun- 
desgUeder  vorzuschlagen,  aus  welchen  dieser  eines  binnen  gleicher 
Frist  wählte.  Liess  der  Beklagte  diese  Frist  verstreichen,  so  ging 
das  Vorschlagsrecht  auf  die  Bundesversammlung  selbst  über  und  der 
Kläger  hatte  sodann  eines  aus  den  drei  Bundesgliedem  zu  wählen, 
welche  dieselbe  vorgeschlagen  hatte.  Nicht  das  denominirte  Bundes- 
glied, sondern  dessen  höchster  Gerichtshof  sprach  im  Namen  und 
anstatt  der  Btmdesversammlung  als  Austrägalgericht.  Die  Ueber- 
nahme  des  Auftrags  war  Bundespflicht.  Der  oberste  Gerichtshof 
hatte  die  Leitung  des  Processes  und  die  Entscheidung  des  Streites 
in  allen  Punkten,  ohne  alle  weitere  Einwirkung  der  Bundesver- 
»mmdmig.  Die  processualische  Verhandlung  geschah  nach  der 
für  das  betreffende  Gericht  überhaupt  geltenden  Processordnung. 
Das  Erkenntniss  in  der  Hauptsache  erfolgte  in  Ermangelung  be- 
sonderer Entscheidungsquellen  »nach  den  in  Deutschland  herge- 
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brachten  gemeinen  Rechten«,  d.  h.  nach  A.  23  der  WSchA.,  »nach 
den  in  Rechtsstreitigkeiten  derselben  Art  vormals  von  den  Reichs- 
gerichten befolgten  Rechtsquellen,  insofern  solche  auf  die  VerMlt- 
nisse  der  Bundesglieder  noch  anwendbar  sind«. 

Das  Enderkenntniss,  welches  spätestens  binnen  Jahresfrist  er- 
folgen soll,  ist  sofort  nach  seiner  Eröffnung  rechtskräftag.  Nur  ein 
ausserordentliches  Rechtsmittel  ist  dagegen  zulässig,  das  Restitu- 
tionsgesuch  ex  capite  novorum ,  von  dem  Tage  der  Auffindung  der 
nova  an  binnen  vier  Jahren  anzubringen  und  ohne  Suspensiv- 
effekt. 

Nach  A.  18  der  WSchA.  hatte  die  Bundesversammlung,  wenn 
die  innere  Ruhe  und  Sicherheit  des  Bundes  a\if  irgend  eine  Weise 
bedroht  oder  gestört  war,  über  die  Erhaltung  und  Wiederherstellung 
Rath  zu  pflegen  und  die  geeigneten  Beschlüsse  zu  bewirken.  Wenn 
Thätlichkeiten  zwischen  Bundesgliedem  zu  besorgen  oder  schon 
wirklich  ausgeübt  waren,  so  hatte  die  Bundesversanmiliuig  vorläufige 
Massregeln  zu  treffen  und  der  Selbsthülfe  Einhalt  zu  thun,  auch 
hatte  sie  vor  allem  für  Aufrechterhaltung  des  Besitzstandes  zu  sorgen. 
Nach  A.  20  der  WSchA.  hatte  sie  ein  Verfahren  in  possessorio  sum- 
marissimo,  wenn  der  jüngste  Besitzstand  streitig  war,  indem  zur 
summarischen  Entscheidung  der  oberste  Gerichtshof  eines  unbe- 
theiligten  Bundesgliedes  herbeigezogen  werden  sollte. 

Die  Aufrechterhaltung  der  Ruhe  und  Ordnung  in  den  einzelnen 
Bundesstaaten  stand  regelmässig  deren  Regierungen  zu ;  nur  aus- 
nahmsweise erfolgte  ein  Einschreiten  des  Bundes  im  Falle  der  Wi- 
dersetzlichkeit der  Unterthanen  gegen  die  Obrigkeit ,  eines  offenen 
Aufruhrs  oder  gefahrlicher  Bewegungen  in  mehreren  Bundesstaa- 
ten, jedoch  regelmässig  nur  auf  Anrufen  der  gefährdeten  Regierung; 
ein  Einschreiten  aus  eigner  Initiative  fand  nur  statt,  wenn  die  be- 
treffende Regierung  notorisch  ausser  Stande  war,  den  Aufruhr  durch 
eigene  Kräfte  zu  unterdrücken,  zugleich  aber  verhindert  war,  die 
Hülfe  des  Bundes  selbst  zu  begehren. 

War  durch  diese  Bestimmungen  der  WSchA.  A.  26,  27  und  28 
für  die  Sicherheit  der  Regierungen  hinreichend  gesorgt,  so  fehlte  es 
den  Unterthanen  in  der  Bundesverfassung  an  jedem  Rechtsschutze 
gegen  die  Willkür  der  Regierungen ,  welchen  ihnen  einst  die 
Reichsgerichte  wenigstens  grundsätzlich  gewährt  hatten.  Dagegen 
suchte  man  die  Unterthanen,  nach  einer  andern  Richtung  hin,|einiger- 
massen  für  den  ihnen  entgehenden  reichsgerichtlichen  Schutz  zu  ent- 
schädigen.  Deshalb  wurde  durch  A.  12  der  Bundesakte  die  Rechts- 
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pfl^  mit  drei  Instanzen  als  ein  bundesmässiger  Grundsatz  für  alle 
Bmidesstaaten  festgestellt;  es  wurde  allen  Staaten  ^  in  welchen  noch 
keine  drittelnstanz  bestand,  die  Einrichtung  einer  solchen  zur  Pflicht 
gemacht.  Auch  sollte  der  Bund  nach  A.  29  der  WSchA  die  Unter- 
thanen  gegen  Verweigerung  und  Verzögerung  der  Rechtspflege 
schätzen,  wie  dies  einst  die  Reichsgerichte  gethan.  Die  Bundes- 
renammlnng  sollte  ebenso  befugt,  als  verpflichtet  sein,  begründete 
Beschwerden  über  gehemmte  oder  verweigerte  Rechtspflege  anzu- 
nehmen, und  nöthigen  Falls  die  versagte  gerichtliche  Hülfe  zu  be- 
wirken. Dagegen  durfte  der  Bund  niemals  in  das  Processverfahren 
und  die  Entscheidimgen  der  Gerichte  selbst  eingreifen,  da  er  durch- 
aus keine  höhere  gerichtliche  Instanz,  wie  die  ehemaligen  Reichs- 
gerichte, war. 

Die  Bundesversammlung  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht ,  für 
die  Vollziehung  der  Bundesakte  und  übrigen  Gnmdgesetze  des 
Bundes,  der  in  Gemässheit  ihrer  Kompetenz  von  ihr  gefassten  Be- 
schlüsse, der  durch  Austräge  gefällten  schiedsrichterlichen  Erkennt- 
nisse, der  unter  die  Gewährleistung  des  Bundes  gestellten  kompro- 
nussarischen  Entscheidungen  und  der  am  Bundestage  vermittelten 
Vergleiche,  sowie  für  die  Aufrechterhaltung  der  von  dem  Bunde 
nbemommenen  Grarantien  zu  sorgen ,  auch  zu  diesem  Ende,  nach 
Erschöpfung  aller  andern  bundesverfassungsmässigen  Mittel,  die 
erforderlichen  Exekutionsmassregeln  in  Anwendung  zu  bringen. 
Die  WSchA  A.  31 — 34  enthielt  bereits  die  Grundbestimmungen  über 
die  Exekution,  die  definitive  Exekutionsordnung  ist  vom  3.  August 
1820  (G-  V.  Meyer,  Th.  IIS.  113). 

§49. 
Die  Kriegsverfassimg  dea  Bundes  K 

Der  deutsche  Bund  hatte ,  als  völkerrechtliche  Persönlichkeit, 
unzweifelhaft  das  jus  belli  ac  pacis.  Das  Heerwesen  des  Bundes 
wurde  besonders  durch  folgende  Bundesbeschlüsse  geregelt :  a .  durch 
den  Bundesbeschluss  vom  9.  April  1821,  sog.  Entwurf  der  Kriegs- 
Terfassung  des  deutschen  Bundes  in  24  Artikeln  (G.  v.  Meyer 
Th.  n  S.  133) ;  b.  durch  die  sog.  Grundzüge  der  Kriegsverfassung 
des  deutschen  Bundes ,  bestehend  in  zehn  Abschnitten,  wovon  die 
fonf  ersten  am  12.  April  1821,  die  fünf  letzten  am  21.  Juni  1822 
angenommen  wurden  (v.  Meyer  II  S.  136) ;    c.  durch  den  Bun- 

«  Klüber,Oeff  Recht  §  196— 211.  H.  A.  Zachariä,  B.  H.  §  288  S.  808. 
IL  Zopf  l.  Orundaätze  Th.  II.  §  493  ff. 
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desbeschhiss  vom  4.  Januar  1855,  welcher  an  die  Stelle  der  fünf 
ersten  Abschnitte  der  »Gnmdzüge  der  Krieg6verfa6«\mga  neue  Be- 
stimmungen unter  |der  Bezeichnung  »Nähere  Bestimmungen 
der  Kriegsrerfassnng  des  deutschen  Bundes«  setzte. 
(G.  V.  MeyerJIIS.  622). 

Der  Deutsche  Bund  hatte,  wie  das  ehemalige  deutsche  Reich, 
kein  in  Friedenszeiten  ständiges  Bundesheer.  Das  Bundesheer  war 
aus  den  Kontingenten  aller  Btmdesstaaten  zusammengesetzt,  welche 
nach  der  jedesmaligen  Matrikel  gestellt  wurden.  Es  bestand  aus  1 0 
Armeecorps,  von  diesen  stellte  Oesterreich  drei,  Preussendrei,  Bayern 
eines.  Zu  diesen  sieben  ungemischten  kamen  dreigemischte, 
nemlich  das  achte:  Württemberg,  Baden,  Grossherzogthum Hessen, 
das  neunte:  Königreich  Sachsen,  Kurhessen,  Luxemburg  und  Nas- 
sau, das  zehnte:  Hannover,  Braunschweig,  Oldenbuig,  Mecklen- 
burg, die  Hansestädte.  Die  Kontingente  der  übrigen  kleinen  Staaten 
bildeten  seitdem  9.December  1880  dieBeserve-Infanterie-Division. 
Das  angestellte  Kriegsheer  des  Bundes  war  ein  Heer  und  wurde 
von  einem  Oberfeldherrn  befehligt,  welchen  der  Bund  erwählte, 
wenn  die  Aufstellung  des  Kriegsheeres  beschlossen  war.  Die  Bundes- 
versammlung war  seine  einzige  vorgesetzte  Behörde,  er  wuide  von  ihr 
in  Eid  und  Pflicht  genommen,  war  ihr  verantwortlich  und  konnte  von 
ihr  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  werden.  Neben  ihm  stand  als  Stell- 
vertreter der  ebenfalls  von  der  Bundesversammlung  erwählte  Ge- 
nerallieutenant des  Bundes,  lieber  die  Stärke  des  Bundeshee* 
res,  das  Verhältniss  der  Waffengattungen  zu  einander,  die  Einthei- 
lung  des  Bundesheeres,  die  Bereithaltung  im  Frieden  (Präsenzstärke), 
die  Mobilmachung,  die  Bildung  des  Hauptquartiers,  die  Verpflegung, 
die  Gerichtsbarkeit  bestanden  genaue  bundesrechtliche  Vorschrif- 
ten. Schon  am  20.  November  1815  wurden  Mainz,  Luxemburg 
und  Landau  dem  Bunde  zum  Zwecke  der  Befestigung  überlassen. 
Diese  Bundesfestungen  waren  Eigenthum  des  Bundes,  jedoch  un- 
beschadet der  Gebietshoheit  der  betreffenden  Landesherm;  dazn 
traten  später  (kraft  Bundesbeschlusses  vom  26.  März  1841)  noch 
zwei  neue  Bundesfestungen :  Ulm  und  Rastatt.  UeberdieBesatzungs- 
verhältniBse  dieser  Bundesfestungen,  sowie  über  die  Ernennung  der 
Gouverneure  und  Commandanten  gab  es  genaue  bundesgesetzliche 
Vorschriften.  Zu  den  laufenden  rein  militärischen  Geschäften  be~ 
diente  sich  die  Bundesversammlung  der  sog.  Bundesmilitärkom- 
mission,  als  eines  technischen  Beistandes,  welche  durch Bundesbe— 
schluss  vom  15.  März  1819  angeordnet  war  fv.  Meyer  II  S.  78) .  Un-* 
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eweifelhaft  hatte  das  Wehrsystem  Deutschlands  unter  dem  Bunde  be* 
detttsame  Fortschritte  gemacht  und  viele  Schäden  der  verkommenen 
Reichskriegsver&ssung  glücklich  überwunden.  Aber  diese  tech- 
nische Vervcdlkommnung'der  Kriegsverfassung  hatte  wenig  Werth^ 
weil  sie  nicht  getragen  wurde  von  einer  einheitlichen  Leitung 
der  auswärtigen  Angdegenheiten  und  einer  einfaeidichen  Kriegs* 
benrlichkeit.  In  der  scheinbar  einheitlichen  Heeresverfassung  des 
Bundes  waren  alle  centrifugalen  politischen  Kräfte  latent,  welche 
zum  Büzgerkri^e  und  zur  Auflösung  des  Bundes  fährten ,  als 
sich  seine  Heeiesverfassung  zum  ersten  Male  praktisch  bewähren 
sollte. 

§50. 
Gesehiolite  des  deutschen  Bundes  von  1815 — 1848  ^ 
Fast  anderthalb  Jahre  bestand  der  deutsche  Bund  ohne  verfas- 
sungsmässiges Organ.  Erst  am  5.  November  1816  wurde  die  Bun- 
desversammlung feierlich  eröffnet.  In  der  charakteristischen  Er- 
öffiiungsrede  des  Präsidialgesandten  (v.  Meyer  IIS.  26),  sowie 
in  den  ersten  Verhandlungen  und  Arbeiten  des  Bundestages  zeigten 
sich  offenbar  Spuren  patriotischer  Gesinnung  und  redlicher  Absicht, 
80  namentlich  im  Erlass  der  provisorischen  Kompetenzbestimmung 
vom  12.  Juli  1817,  in  den  Garantien,  welche  mehreren  neuen  kon- 
stitutionellen Verfassimgen  gewährt  wurden ,  in  der  kräftigen  Er- 
klärung gegen  das  Willkürregiment  in  Kurhessen  vom  23.  Juni 
1817  n.  s.  w\  Bald  aber  trat  ein  verhängnissvoller  Umschwung  ein. 
Der  hohe  Aufschwung  der  Freiheitskriege  schlug  vielfach  in  eine 
imklare  Gährung   der  Gemüther  um.     Besonders   in  der  Jugend 


1  Kalteaborn,  Gescbichfee  der  deutsehen  Bundesverhültoisse ,  B.  I. 
S.  328 — ^528.  L.  Fr.  Ilse,  Qeschichte  der  deutschen  Bundesversammlung,  be* 
ionders  ihres  Verhältnisses  zu  den  deutschen  Nationalinteressen.  Maib.  1861. 
3  Bde.  Nauwerk,  Die  Thätigkeit  der  deutschen  Bundesversammlung.  4.  Heft. 
Berlin  IMd— 46.  H.  v.  Qagern,  Mein  Antheil  an  der  Politik.  B.  III.,  mit 
dem  besondem  Titel  »Der  Bundestag«!  1816>-18]  8.  Stuttg.  1830.  P.A.Pfizer, 
Eatwiekelung  des  öffeatlichen  Ke<^t6s  in  Deutschland  durch  die  Verfassung  des 
Bundes.  Stuttg.  183ä.  Audi  v.  Wangenheim,  Das  Dreikönigs-Bündniss 
TM  26.  Mai  1849,  3tttttg.  1851,  giebt  viele  Beiträge  aus  der  Zeit  v  o  r  t84S.  Die 
Uikmiden  aber  die  Bundesth&tigkeit,  namentlich  die  BundesbesGlilasBe,  ünden 
äeham  besten  susammengestellt  bei  Q.  v.  Meyer,  Corpus  juris  oonfoed.  Ger- 
atnicae.  3 .  Aufl . ,  ergänzt  und  fortgesetzt  bis  auf  die  neueste  Zeit  von  H.  Z  ö  p  f  1, 
besonders  in  Betracht  kommt  hier  der  U.  Theil.  A.  Miruss,  Diplomatisches 
AichiT  der  deutschen  Bundesstaaten,  3  Theile.  Leipzig  184€— 48.  Von  Werthe 
81  nd  die  «Wichtigen  Urkimden  für  den  Rechtszustand  der  deutschen  Nation«  mit 
eigieahändigen  Anmerkungen  von  J.  L.  Klub  er,  aus  dessen  Papieren  mitge- 
theik  und  erUutert  von  K.  Welcker,  2.  Aufl.    Mannheim  1845. 
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machte  sich  eine  patriotische  Begeisterung  geltend,  welche  vielfach 
unpraktische  Ideale  verfolgte,  ja  hier  und  da  zu  schweren  Verimin- 
gen  Einzelner  führte.     Statt  diese  in  ihrem  Ghrunde  edle  Stimmung 
zu  klären  und  auf  praktisch  nationale  Ziele  zu  lenken,  griffen  die 
Regierungen  zu  polizeilichen  Unterdrückungsmassregeln  jeder  Art 
und  liessen  die  ganze  Nation,  besonders  die  gebildeten  Klassen, 
schwer    büssen  für  das,    was  Einzelne  verbrochen  hatten.     Die 
eigentliche  Seele  dieser  unproduktiven,  polizeilich  unterdrückenden 
Richtung  war  Fürst  Mettern4ch.    Wie  er  die  europäischen  Kon- 
gresse benutzte ,  um  alle  ihm  unbequemen,  liberalen  Bestrebungen 
in  Europa  im  Keime  zu  ersticken,  so  suchte  er  auch  dem  deutschen 
Bunde  den  Geist  seiner  argwöhnischen  Reaktionspolitik  aufzuprii- 
gen,    ihn  zu  einem  Bunde  der  Regierungen  gegen  die  Völker  zu 
stempeln.     In  diesem  Sinne  rief  er  die  geheimen  Karlsbader 
Konferenzen  zusammen,   welche  vojn  6.  August  bis  zum  «Sl. 
August  1819  tagten ^     Hauptgegenstände  ihrer  Beschlüsse  waren: 
Aufhebung  der  bundesmässig  zugesicherten  Pressfreiheit  und  allge- 
meine Einführung  der  Censur ,  Massregeln  wider  die  Universitäten, 
Anordnung  einer  Centraluntersuchungskommission  zu  Mainz   für 
Untersuchung  sog.  demagogischer  Umtriebe  und  revolutionärer  Ver- 
bindungen^, Vereinbarung  über  Sinn  und  Auslegung  des  13.  Artikels 
der  Bundesakte  betreffend  die  landständischen  Verfassungen,  Errich- 
tung einer  provisorischen  Exekutionsordnung  für  Vollziehung  der 
Karlsbader  Beschlüsse  durch  die  Bundesversammlung.  Die  zu  Karls- 
bad gefassten  Beschlüsse  \\iirden  in  einer  Sitzung  der  Bundesver- 
sammlung vom  20.  September  1819,  dem  Wortlaute  nach  zwar  nur 
als  provisorische  Massregeln,  der  Thatsache  nach  aber  als  bleibende 
Gesetze  angenommen  und  publicirt.     Im  Anschlüsse  an  die  Karls- 
bader Zusammenkunft  fanden  vom  25.  November  1819  bis  zum 
24.  Mai  1820  zu  Wien  Konferenzen  von  Ministem  aller  deutschen 
Staaten  statt.     Hier  wurde  das  oben  erwähnte  zweite  Grundgesetz 

1  Die  Veröffentlichung  der  geheimen  Protokolle  des  Karlsbader  Kongressen 
von  1819  nebst  Beilagen  verdanken  wir  K.  Th.  Welker  in  seinen  oben  ange- 
fahrten Urkunden.  Wichtig  fOr  die  Geschichte  der  Karlsbader  Konferenzen : 
Schaumann,  Der  Kongress  zu  Karlsbad,  ein  Beitrag  sur  Geschichte  der  Ent- 
wickelung der  deutschen  Gesammtverfassung  (in  Raumer' s  bist.  Taschenbuch 
1850,  8.  193—268.).  Gervinus,  Geschichte  des  XIX.  Jahrhunderts  B.  II. 
S.  634.  Neue  interessante  Aufschlüsse  gewährt  Aegidi's  Aufsatz:  cAua  dem 
Jahre  1819.   Beitrag  zur  deutschen  Geschichte«.  1861.   2.  Aufl. 

^  L.  Fr.  Ilse,  Geschichte  der  politischen  Untersuchungen,  welche  durch 
die  Centraluntersuchungskommission  und  die  Bundescentralbehörde  zu  Frank- 
fiurt  in  den  Jahren  1819—1827  und  1833—1842  geführt  sind.  Frankf.  a.  M.  1S«6. 
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des  deutschen  Bundes,  die  80g.  WSchA.  vom  15.  Mai  1820  ausge- 
arbeitet, welches  die  Gbrundzüge  der  Bundesakte  aUerdings  weiter 
ausführte,  doch  nicht  im  Sinne  eines  nationalen  Ausbaues  der  deut- 
schen Gesammtverfassung^  sondern  kleinlich  im  Geiste  der  Karls- 
bader Beschlüsse  ^ 

Seit  dem  Jahre  1819  bewegte  sich  die  Thätigkeit  der  Bundesver- 
sammlung fast  ununterbrochen  in  den  Bahnen  der  Karlsbader  Kon- 
ferenzen. Durch  einen  Beschluss  vom  1.  Jtdi  1824  (v.  Meyer  II 
S.  151)  beschränkte  sie  die  Veröffentlichung  ihrer  Protokolle  der- 
massen,  »dass  der  heimliche  Bundestag  den  Deutschen  ein  Gegen- 
^«tand  erst  der  Scheu,  dann  kalter  Anwiderung  wurden.  Die  im  Ge- 
folge der  Julirevolution^usgebrochenen  Bew^^ngen  veranlassten 
abennals  umfassende  Bepressivmassregeln.  Am  28 .  Juli  1832  wurden 
neue,  ausserordentliche  Massregeln  »zur  Erhaltung  der  gesetzlichen 
Haheund  Ordnung  im  deutschen  Bunde«  beschlossen,  welche  be- 
^nders  gegen  die  Landstände  und  ihre  vermeintlichen  Uebergriffe, 
Kegen  den  Missbrauch  der  freien  Meinungsäusserung  in  den  Kam- 
mern, gegen  die  Fresse,  die  Volksversammlungen,  die  UjiiversitäteUy 
gegen  alle  politischen  Vereine  und  Verbindungen  gerichtet  waren 
T.  Meyer  B.  II  S.  240  ff.).  Durch  Biuxdesbeschluss  vom  5.  Juli 
IS32  wurde  die  badische  Regierung  genöthigt,  das  am  1.  März  1832 
pnblicirte,  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommene  Pressgesetz  auf- 
zoheben  und  zwar  sollte  das  binnen  vierzehn  Tagen  geschehen 
V.  Meyer  B.  IIS.  239). 

Aber  die  schlimmsten  Auswüchse  dieser  volksfeindlichen  Po- 
litik hüllten  sich  in  das  Dunkel  des  Geheimnisses.  Abermals  be- 
rief Fürst  Mettemich  die  Bevollmächtigten  sämmtlicher  deutschen 
Hundesstaaten  nach  Wien  zu  einem  neuen  Ministerkongresse  zu- 
sammen ,  dessen  Resultat  jetzt  in  dem  Schlussprotokolle  vom 
12.  Juli  1834  vorliegt  2.  Diese  geheimen  Wiener  Beschlüsse  von  1834 
in  60  Artikeln  überboten  selbst  die  Karlsbader  durch  die  Willkür, 
womit  sieden  ganzen  Rechtszustand  der  deutschen  Nation  dem  Belie- 
ben der  Kabinette  preisgaben.  In  geheimen  Ministerialverordnungen 
wurden  hier  die  tiefgreifendsten  Sätze  angenommen ,  durch  welche 
das  Steuerbewilligungsrecht  der  Landstände ,  ihre  Theilnahme  an 
der  Gesetzgebung   und   der  Feststellung   des   Budgets   in  hohem 


<  K.  I«.  Aegidi,  Die  Sohliusakte  der  Wiener  Miniaterialkonferenzen. 
Elfte  Abtheilung.   Berlin  1860. 

'  Veröffentlicht  von  Welcker.  In  den  wichtigen  Urkunden  nebst  einer 
«tutsrechtlichen  und  politischen  Würdigung  dieser  Beschlüsse  S.  348 — 426. 
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Grade  gefährdet  war.  Ausserdem  wurden  gegen  die  Presse,  beson- 
ders gegen  das  Zeitungswesen,  gegen  die  Oeffentliebkeit  der  Gre* 
richts-  und  Kaxnmerverhandlungen  wohlgezielte  Schläge  geführt. 
Nicht  alle  Festsetzungen  dieser  Wiener  Ministerialkonferenaen 
wurden  zu  Bundesbeschlüssen  erhoben,  aber  sämmtliche  Regierun- 
gen machten  sich  anheischig,  »sich  durch  diese  Artikel,  als  das 
Resultat  dieser  Vereinbarung  zwischen  Biindesgliedem,  ebenso  für 
gebunden  zu  erachten ,  als  wenn  dieselben  zu  förmlichen  Bundes- 
beschlÜBsen  erhoben  worden  wären«. 

Fast  noch  mehr  als  durch  diese  unterdrückende  PoUzeithätigkeit 
entfremdete  sich  der  Biund  die  öfTentliche  Meinung  durch  seine 
Unthätigkeit,  wo  es  galt,  dieinteressender  Nation  nach  aussen 
und  innen  mit  kräftiger  Hand  zu  vertreten.  Für  Handel,  Ver- 
kehr, Schififahrt  und  andere  gemeinnützige  Anordnungen  geschah, 
trotz  A.  19  der  Bundesakte,  von  Bundeswegen  nichts.  Die  grosse 
nationale  That  des  deutschen  Zollvereins  ging  nicht  vom  Bunde 
aus.  In  Luxemburg  verstand  er  nicht  einmal  die  Integrität 
seines  Crebietes  zu  vertheidigen  und  musste  sich  schliesslich  mit 
einer  rein  nominellen  Entschädigung  durch  Limburg  begnügen. 
Den  letztMi  Rest  von  Vertrauen  verscherzte  der  Bund  durch  sein 
Benehmen  in  der  Verfassungsangelegenheit  von  Hannover^,  wo 
König  Ernst  August,  völlig  einseitig  und  mit  Umgehung  aller 
Rechtsformen,  durch  einfache  Ordonnanz  vom  1.  November  18^7 
die  ganze,  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehende,  von  seinem 
Vorgänger  Wilhelm  IV.  gegebene  Verfassung  über  den  Haufen  warf. 
Selbst  gegen  diesen  oiFenbaren  Rechtsbruch,  welchen  die  deutsche 
Rechtswissenschaft  und  das  gesammte  Bewusstsein  desdeutschen  Vol- 
kes verurtheilte,  versagte  der  Bund  dem  hannoverschen  Volke  durch 
seine  Inkompetenzerklärung  vom  5.  September  183  &  seine  Hülfe,  »da 
bei  der  obwaltenden  Sachlage  eine  bundesgesetzUeh  begründete 
Veranlassung  zur  Einwirkung  in  diese  innere  Angelegenheit  nicht 
bestehe«.     I>er  Aufschwung   des  deutschen  Nationalgefühles  im 


i  Hauptquelle  für  diese  hannoversche  Yerfassungsfrage  ist:  Hannover'sche^ 
Portfolio,  Sammlung  von  AktenstOcken  zur  Oeschiehte  des  hamioverB(^R  Ver- 
fassungskampf es,  3  Bde.  Stuttg.  Ib39.  Die  Protokolle  der  Sitzungen  der  Bun- 
desversammlung von  1S38  und  1839  in  der  hannoverschen  Sache  giebt  v.  Wan- 
ge n  h  e  i  m ,  Dreikönigsbündniss  S.  257—443.  Ueber  die  R  e  c  h  t  s  f  r  a  g  e  vergl. 
bes.  die  ausführlichen  Outachten  der  Juristenfakult&ten  cu  Heidelberg.  Jena 
und  Tübingen,  herausgegeben  von  D ah  1  mann,  und  die  hannoversehen  Ver- 
fassungsfragen von  Reysoher,  Zeitschv.  für  deutsches  Recht.  B.  II.  1.  Heft. 
S.  176. 
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Jahre  1840  bei  dem  drohenden  Bruche  mit  Frankreich,  die  albnä* 
hge  Entwicklung  einer  volksthümlichen  Verfassung  und  Politik  in 
Pieusaen,  endlich  selbst  die  persönlichen  Bemühungen  König  Fried- 
lich Wilhehn's  IV.  für  eine  organische  und  nationale  Neubelebung 
des  Bundes  hatten  bis  zum  Jahre  1848  keinen  Erfolg  ^ .  Die  preussische 
Denkschrift  vom  20.  November  1847  konnte  daher  mit  Kecht  sagen : 
»Auf  die  Frage :  Was  hat  der  deutsche  Bund  seit  den  32  Jahren 
seines  Bestehens,  während  eines  fast  beispiellosen  Friedens,  gethan 
für  Deutschlands  Kräftigung  und  Förderung?  ist  keine  Antwort  mög- 
lich«. Aber  erst  das  Jahr  1848  ging  ins  Gericht  mit  den  schweren 
Sunden ,  welche  diese  durch  tmd  durch  verrottete  Institution  am 
deutschen  Volke,  im  Laufe  eines  Menschenalters,  durch  Thaten  und 
noch  mehr  durch  Unterlassungen  befangen  hatte. 


n.    Die  deutschen  Einzelstaaten  von  1815 — 1848. 

§51. 
Allgemeiner  Charakter  der  Verfassungsentwickelung  in  Deutsch- 
land. 
Durch  denßeichsdeputationshauptschluss  vom  25. Februar  1803 
mid  durch  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  war  die  Zahl  der 
deutschen  Territorien  sehr  zusammengeschmolzen.  Deutschlands 
Länderbestand  war  einfacher  und  übersichtlicher  geworden.  Von 
einer  organischen  Gliederung  der  Staaten ,  nach  stammlicher  und 
historischer  Zusammengehörigkeit,  war  indessen  keine  Rede.  Na- 
poleonische Willkür  und  fürstliche  Vergrösserungssucht  waren  die 
einzigen  bestimmenden  Momente  fiir  die  Neugestaltung  der  Rhein- 
bundsstaaten  gewesen.  Auch  auf  dem  Wiener  Kongresse  waren  es 
lediglich  dynastische  Rücksichten,  besonders  die  Gunst  oder  Un- 
gunst der  Grossmächte,  wodurch  die  Neuvertheilung  Deutschlands 
bewirkt  wurde.  Auf  den  Bestimmungen  der  Wiener  Kongressakte 
und  deren  weitem  speciellen  Ausführungen,  besonders  dem  Frank- 
furter Territorialrecess  vom  20.  Juli  1819  in  50  Artikeln 


>  Ueber  diese  Bemühungen  ist  zu  vergl.  J.  v.  Radowitz,  Deutschland 
und  Friedrich  Wilhehn  IV.  ä.  Aufl.  1S48.  Dort  findet  sieh  auch  die  oben  er- 
wähnte  officielle  Denkschr.  roaa  20.  November  1847.   S,  38—56. 
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(y.  Meyer  I  S.  343^353)  beruhte  der  Länderbestand  der  deutschen 
Einzelstaaten ,  welche  den  deutschen  Bund  ausmachten.  In  dieser 
Vereinigung  grösserer,  mittlerer  und  kleinerer  Staaten  entrollt  sich  vor 
imR  ein  Bild  der  verschiedenartigsten  Verfassungsentwickelung.  In 
Ermangelung  bundesrechtlicher,  allgemein  verbindUcher  Bestimmim- 
gen  blieb  die  Verfassungsentwickelung  der  deutschen  Staaten  we- 
sentlich dem  Belieben  der  Einzelregierungen  überlassen. 

In  dieser  bunten  Mannigfaltigkeit  staatlicher  Entwickelung  kann 
man  besonders  in  den  Jahren  1815 — 30  zwei  entgegengesetzte  Staa* 
tengruppen  unterscheiden.  Abgesehen  von  den  beiden  Gross- 
mächte n,  Oesterreich  und  Preussen,  welche  trotz  ihrer  Bundeszu- 
gehörigkeit die  Bedingungen  ihres  Daseins  wesentlich  in  sich  selbst 
trugen,  scheidet  sich  die  Gruppe  der  norddeutschen  Staaten 
scharf  ab  vom  Süden  Deutschlands.  Im  Norden  herrschte  in 
dieser  Periode  Unbeweglichkeit,  Festhalten  am  Alten,  Hinneigung 
zu  einer  aristokratisch-absolutistischen  Staatsordnung,  im  Süden 
dagegen  Bewegung,  Fortschritt  und  durchgreifende  Neuerung. 

In  Hannover,  Oldenburg,  Braunschweig  und  Hessen-Kassel 
waten  die  fiirstlichen  Häuser  von  der  Fremdherrschaft  vertrieben 
gewesen .  In  diesen  Ländern  fand  daher  eine  Restauration  statt 
mit  aller  Vorliebe  für  das  Alte,  selbst  wo  es  ungesund  und  überlebt 
war,  mit  allem  Hasse  gegen  das  Neiie ,  selbst  wo  es  unstreitig  das 
Bessere  war,  ein  bekannter  Grundzug  in  der  Politik  restaurirter 
Dynastien.  In  Hannover  und  Hessen  wurden  nach  Beseitigung  aUer 
französischen  Einrichtungen ,  Steuerprivilegien ,  Adelsvorrechte, 
Zunftstatuten,  die  ganze  krause  Mannigfaltigkeit  der  provinciellen 
Rechte  und  Gesetzgebimgen  wiederhergestellt.  Die  in  Hannover 
durch  das  Patent  vom  7.  December  1819  ins  Leben  gerufene  allge- 
meine Ständeversammlung  ruhte  ganz  auf  den  veralteten  altständi- 
schen Grundlagen,  befestigt  durch  eine  starre  Adelsoligarchie.  In 
Kurhessen  wurde  der  Verfassungsentwurf  vom  16.  Februar  1816 
von  den  Ständen  zurückgewiesen  und  kam  gar  nichts  zu  Stande  ^ 
Aber  auch  in  den  norddeutschen  Staaten ,  wo  die  Dynastien  nicht 
verdrängt  waren,  machte  sich  das  Stibilitätsprinzip  in  vollster  Schroff- 
heit geltend,  so  besonders  in  Mecklenburg  und  Sachsen. 
In  den  beiden  Mecklenburgs  war  man,  trotz  der  weltumgestaltenden 
Ereignisse  der  französischen  Revolution,  keinen  Augenblick  aus  den 


^  Pfeiffer,  Geschichte  der  landständischen  Verfassimg  in  KurheMen. 
1 834.   Wippermann >  Kurhessen  seit  den  Freiheitfikriegen.   1 S50. 
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stairen  mittelalterigen  Zuständen  herausgetreten ,  wie  sie  der  Erb- 
Teigleich  vom  18.  April  1755  fixirt  hatte.  Mecklenburgs  durch  und 
durch  feudale  Staatsordnung  fand  verwandte  Yerfassungszustände 
in  dem  industriereichen  Königreiche  Sachsen,  welches  unter  Fried- 
rich August's  59jähriger  Regierung  in  einem  fast  beispiellosen  Still- 
stande Terharrt  hattet  In  beiden  Ländern  hatte  sich  die  alte  stän- 
dische Verfassung  mit  ihrer  ganzen  Ausschliesslichkeit  und  Schwer- 
fälligkeit, selbst  die  Rheinbundszeit  hindurch,  erhalten. 

Den  Uebergang  von  dieser  norddeutschen  zur  süddeutschen 
Staatengruppe  bilden  die  sächsisch-ernestinischen  Län- 
der Thüringens,  wo  in  kleinem  Kreise  Weimars  Grossherzog, 
Karl  August,  als  Vorbild  auch  in  politischer  und  patriotischer 
Beziehung  dastand  ^) .  Unter  dem  Drucke  der  Rheinbundszeit ,  wo 
andere  Fürsten  ihre  neuerworbene  Souveränetät  benutzten,  um  ihre 
Landesverfassungen  zu  beseitigen,  legte  er  1809  seinen  vereinigten 
Standen  einen  Verfassungsentwurf  vor,  welcher  die  weise  Mitte  hielt 
zwischen  den  altständischen  und  neurepräsentativen  Verfassungen, 
dabei  aber  alle  wesentlichen  konstitutionellen  Rechte  und  Bürg- 
schaften nebst  voller  Pressfreiheit  gewährte.  Dieser  Entwurf  wurde 
mit  einigen  Modifikationen  am  5.  Mai  1816  zum  »Grundgesetze  über 
die  landständische  Verfassung  des  Grossherzogthums«  erhoben. 
Wohl  konnte  man  mit  Recht  von  der  weimarischen  Verfassung  sagen, 
dass  sie  nur  »als  eine  zeitgemässe  Fortbildung  des  überlieferten  Be- 
standes zu  betrachten  sei«.  Das  von  Karl  August  gegebene  Beispiel 
wirkte  unverkennbar  auf  die  benachbarten  sächsich-emestinischen 
I^Lnder  ein ,  besonders  zeigte  das  Grundgesetz  von  Hildburghausen 
vom  19.  März  1818,  das  von  Meiningen  vom  23.  August  1829  den 
starken  Einflnss  des  weimarischen  Vorbildes.  Viel  tiefgreifender 
waren  dagegen  die  Umgestaltungen  in  Süddeutschland ,  wo  durch 


f  P ö li t z ,  Die  Geschichte  Friedrich  August's,  Königs  von  Sachsen.  2  Bde. 
1830.  H.  Blümnei,  Land-  und  AusschusstagBordnung  des  Königreichs  Sachsen 
Tom  Jahre  1 7 28  und  allgemeine  Kreistagsordnung  vom  Jahre  1 82 1 .  Leipzig  1 822 . 
Noch  im  s&chsischen  Staatsrechte  von  Weisse  aus  dem  Jahre  1821  stellt  sich 
der  ganze  veraltete  Verfassungszustand  als  praktisch  geltendes  Recht  dar.  Mo  hl, 
GcKhiehte  und  Literatur  der  Staatsv.  B«  II.  S.  363. 

<  Johann  August  D  r  o  y  s  e  n ,  Karl  August  und  die  deutsche  Politik.  Jena 
1S57.  Xaver  TVegele,  Grossherzog  von  Sachsen -Weimar,  Leipzig  1850. 
Schweitzer,  Oeffentl.  Recht  des  Grossherz.  Sachsen-Weimar  S.  29.  Der 
Verfassungsentwurf  war  redigirt  von  Prof.  Schweitzer,  nachm.  weimarischem 
Staatsminister.  Theod.  Martin,  Das  weimarische  Verfassungsbüchlein.  Wei- 
mar 1876. 

H-Beknlze    Devtscbes  Sta&tsrccM.  6 
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den  Rheinbund  mehrere  grössere  Staatskörper  neugeschaffen  waren, 
welche  der  staatlichen  Neuordnung  dringend  bedurften. 

§52. 

Die  konstitutionelle  Bntwiokelung   der  süddeutaohen  Staaten- 

gruppe. 

Nachdem  durch  den  Rheinbund  die  zahllosen  kleinen  lebens- 
unfähigen Territorien  verschwunden  waren  (§  40),  hatten  sich  im 
Süden  Deutschlands  Tier  ansehnliche  Mittelstaaten  konsolidirt,  in 
welchen  sich,  trotz  mannigfacher  Verschiedenheit  im  Einzelnen,  ein 
gemeinsamer  Entwickelungsgang  geltend  machte.  Es  sind  dies  die 
Königreiche  Bayern  und  Würtemberg  und  die  Grossher- 
zogthümer  Baden  und  Hessen-Darmstadt.  Hier  waren  die 
Dynastien  nicht  nur  ununterbrochen  im  Besitze  verblieben,  sondern 
verdankten  gerade  der  Rheinbundszeit  und  der  Gunst  des  Protektors 
ihre  Grösse  und  Machtstellung.  Restaurationsgedanken  und  Hass 
gegen  das  Fremde  waren  daher  weder  in  den  leitenden  ICreisen,  noch 
in  der  Bevölkerung  zu  Hause.  Durch  die  rheinbündnerische  Staats- 
kunst waren  hier  die  alten  ständischen  Verfassungen  völlig  beseitigt, 
ein  Anknüpfen  an  das  Alte  überhaupt  unmöglich.  Es  galt  hier  vor 
allem,  die  militärisch  und  bureaukratisch  vollzogene  Einheit  tm 
Volksbewusstsein  zu  befestigen,  die  angegliederten  geistlichen  und 
weltlichen  G^iete  mit  den  alten  Stammlanden  zu  einer  Staatseinheit 
zu  verschmelzen,  die  immer  noch  widerstrebenden  Elemente  der 
Standesherm  und  der  reiehsritterschaftUchen  Grundherrn  der  neuen 
Staatsordnung  einzufügen  und  den  jüngst  erst  zusammengeschweiss- 
ten  Bevölkerungen  ein  staatliches  Gemeingefuhl  einzuflössen.  Dazu 
sollten  die  neuen  Konstitutionen  dienen,  welche  nicht,  wie  die 
norddeutschen  oder  sächsischen  Ghrundgesetze  dieser  Zeit,  sich  nur 
auf  einzelne  Bestimmungen  über  Zusammensetzimg  \md  Rechte  der 
Stände  beschränken,  sondern  den  ganzen  J^estand  des  öffentlichen 
Rechtes  in  Einer  Urkunde  umfassen,  die  ganze  Staatsordnung  k  o  d  i- 
ficiren  woUten^ 

Die  erste  Konstitution  in  diesem  umfassenden  Sinne  erhielt  das 
Königreich  Bayern  durch  die  Yerfassungsurkunde  vom  26.  Mai 
1818.   Durch  dieselbe  verbriefte  der  Staatsgründer  Bayerns  >,  König 


^Qervinus,   Gesohiohte  des  XIX.  Jahrkunderts*    B.  11.    Leipsig  1 856 . 
S.  596  ff. 

2  G.  Frhr .  v.  Lerchenfeld,  Geschichte  Bayerns  unter  König  Maximilian 
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Maximilian  Joseph  I.,  seinem  Volke  die  wichtigsten  konstitutionellen 
tmd  staatsbüigerlichen  Rechte.  Die  Verfassung  gewährte  Gleichheit 
aller  Staatsbürger  ror  dem  Gesetze,  auch  in  Betreff  der  Besteuerung 
und  Militärpflicht,  Stände,  hervorgehehd  aus  allen  Klassen  der 
Staatsbürger,  mit  dem  Rechte  des  Beirathes,  der  Zustimmung  zu 
Gesetzen,  der  Steuerbewilligung,  der  Beschwerdefuhrung  gegen  die 
Minister.  An  die  Verfassungsurkunde  schlössen  sich  zehn  Edikte  zur 
weitem  Ausführung  ihrer  Grundsätze. 

Bald  auf  Bayern  folgte  der  Grrossherzog  Karl  von  Baden  mit 
Verkündigung  einer  Verfassimg  am  22.  August  1818  ^,  welche  eben- 
fiills  die  wichtigsten  Forderungen  einer  konstitutionellen  Staatsord* 
nung  befriedigte  und  in  ihreti  Ghrundsätzen  über  die  Abgeordneten- 
wahl, Oeffentlichkeit  der  Verhandlungen,  Verantwortlichkeit  der 
Minister  noch  einfacher  und  klarer  war^  als  die  bayerische.  tKe 
bayerische  imd  die  badische  Verfassung  waren  einseitig  ron  dem 
Landesherm  erlassene  Konstitutionen. 

Das  entgegengesetzte  Verfahren  rief  in  Würtemberg  die  lang- 
wierigsten Streitigkeiten  zwischen  der  Krone  und  den  Volksvertre- 
tern hervor*).  König  Friedrich I.,  welcher  1805  die  alte  Landesver- 
fassung einseitig  umgestossen  hatte,  sah  sich  1815  durch  den  Drang 
der  politischen  Ereignisse  und  die  Macht  der  öffelitlichen  Meinung 
genothigt,  an  Wiederherstellung  verfassungsmässiger  Zustände  zu 
denken,  und  berief  deshalb  eine  Versammlung  von  Volksvertretern 
aus  dem  ganzen  Königreiche  nach  gewissen  von  ihm  selbst  be- 
stimmten Kategorien.  Diese  Ständeversammlung  leimte  aber  den 
königlichen  Entwurf  ab  imd  hielt  fest  an  det  Auffassimg,  dass 
die  1805  thatsächlich  aufgehobene  Verfassung  noch  vollständig 
reehtsbeständig  sei  und  dass  nur  auf  diesem  Rechtsboden  mit  der 
Krone  verhandelt  werden  könnte,  eine  Auffassung^  die  schon  des- 
halb einseitig  und  undurchführbar  war,  da  doch  höchstens  nur  von 
einem  Rechte  Altwürtembergs,  nicht  der  üeuerworbenen  Ge- 
bietstheile  auf  die  alte  Landesverfassung  die  Rede  sein  konnte.  Auf 
diesem  formellen  Rechtspunkte  verharrte  die  Versammlung,  auch 


iüKph  I.  Mit  besonderer  Besiehung  auf  die  Entstehtmg  der  VerfaBBungsur- 
kimde.  Berlin  1854. 

1  Friedrich  v.  Weeoh,  Geschichte  der  BadiBchen  Verfassung.  Nach  amt- 
liehen Quellen.  Karlsruhe  1868,  wo  zuerst  der  massgebende  Einfluss  des  treff- 
üeiien  Nebenius  auf  das  Verfassungswerk  dargelegt  ist. 

<  Oerriiiasa.  a.  O.  B.  H.  S.  446-485.  S.  620.  642.  647.  H.  Köstlin, 
Wilhelm  I.  und  die  Entwickelung  der  würtemberglschen  Verfassung  vor  und 
nater  seiner  Regierung.  Stuttgart  1 839. 

8» 
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den  materiell  bessern  iind  freisinnigem  Propositionen  der  Krone 
gegenüber,  bis  endlich  unter  König  Wilhelm  I.;  unter  dem  Drucke 
veränderter  Zeitverhältnisse,  die  noch  jetzt  geltende  würtember- 
gische  Verfassung  vom  2  5.  September  18  19  durch  end- 
liche Vereinbarung  festgestellt  wurde.  Wie  sich  bereits  im  vorigen 
Jahrhundert  die  alte  ständische  Verfassimg  Würtembergsam  meisten 
schon  der  modernen  Repräsentatiwerfassung  genähert  hatte,  so 
knüpfte  wieder  die  Verfassung  von  1819  die  neue  konstitutionelle 
Ordnung  möglichst  an  die  ehrwürdigen  Traditionen  der  angehobe- 
nen, aber  nie  in  Vergessenheit  gerathenen  alten  Landesverfassung  an. 

Nach  langem  Verhandlungen  kam  auch  in  dem  vierten  grossem 
Rheinbundsstaate,  im  Grossherzogthimi  Hessen,  eine  Bepräsen- 
tativ\^erfassung  zu  Stande,  welche  am  17«  December  1820  zwar  als 
eine  Gewährung  des  Fürsten  publicirt  wurde,  in  der  That  aber  eben- 
falls eine  vereinbarte  Konstitution  war^ 

Es  zeugt  von  wenig  staatsmännischem  Verständnisse,   wenn 
man  in  diesen  süddeutschen  Konstitutionen  nur  »Experimente  ab- 
strakter naturrechtlicher  Theorien  und  Nachahmungen  französischer 
Schablonen«  erblickt.   Von  politischem  Standpunkte  waren  sie 
für  die  Befestigung  jener  neugeschaffenen  Staatskörper  eine  unbe- 
dingte Nothwendigkeit ,  ja  sie  hatten  sogar  das  allgemeinere  Ver- 
dienst, in  einer  Zeit,  wo  in  den  norddeutschen  Staaten  alles  stagnirte, 
wo  Preussen  in  seinen  konstitutionellen  Plänen  zaghaft  zurückblieb, 
öffentlichen  Geist,  staatsbürgerlichen  Gemeinsinn  und  ein  gewisses 
politisches  Verständniss  im  deutschen  Volke  gross  zu  ziehen.    Von 
staatsrechtlichem  Standpunkte  aus  gebührt  ihnen  das  Lob, 
dass  sie  sich  so  eng  als  möglich  an  die  vorhandenen  deutschen  ge- 
schichtlichen Grundlagen  anschlössen,  wenn  auch  eine  Benutzung 
der  Charte  constitutionelle  Ludwig's  XVIII.  vom  4.  Jimi  1814  in 
Plan  und  Anordnung  nicht  zu  verkennen  ist.    In  allen  ist  das  mon- 
archische Princip  vollständig  gewahrt,    indem  die  grundsätzlicÜe 
Vereinigung  der  gesammten  Staatsgewalt  im  Staatsoberhaupt  aus- 
drücklich anerkannt  ist  durch  den  fast  gleichlautenden  Satz:  »der 
König  (Grossherzog]  vereinigt  in  sich  alle  Rechte  der  Staatsgewalt 
und  übt  sie  unter  den  in  dieser  Verfassungsurkunde  festgesetzten 


1  E..  E.  Weiss,  System  des  Verfassungsrechtes  des  Grosshenogthums 
Hessen.  S.  57  ff.  F.  J.  Flore t,  Historisch-kritische  Darstellung  der  Ver- 
handlungen der  St&ndeversammlung  des  Orossherzogthums  Hessen  in  den  Jahren 
1820^21.   Oiessenl822. 
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Bestimmungen  aus«.  Nirgends  findet  sich  eine  Spur  von  den  prak- 
tischen oder  theoretischen  Folgerungen  der  Yolkssouveränetät.  In 
allen  vier  Verfassungsurkunden  wird  den  in  Süddeutschland  beson- 
ders zu  berücksichtigenden  aristokratischen,  Standes-  und  grund- 
herrlichen Elementen  durch  das  Zweikammersystem  in  ausgiebiger 
Weise  Rechnung  getragen.  Den  Volksvertretungen  ist  in  den  wich- 
tigsten Staatsangelegenheiten  eine  entscheidende  Stimme  einge- 
räumt und  die  Grundrechte  der  Bürger  sind,  wenn  auch  nur  in  den 
Hauptpunkten,  festgestellt.  Jedenfadls  liegt  in  diesen  Verfassungen 
ein  durchaus  gesunder  Fortschritt  unserer  staatsrechtlichen  Ent- 
wickelung.  Ihre  Lebenskraft  haben  sie  dadurch  bewiesen ,  dass  sie 
trotz  aller  Stürme  bis  auf  den  heutigen  Tag  unverändert  in  Kraft 
geblieben  sind.  Dass  sie  vielleicht  hier  und  da  weniger  Frucht  ge- 
tragen haben,  als  man  von  ihnen  erwartete,  lag  weniger  in  ihnen 
selbst,  als  in  der  Mangelhaftigkeit  der  damaligen  deutschen  Ge- 
sammtzustände  und  dem  bleiernen  Drucke  einer  verfassungsfeind- 
lichen Reaktion,  welche,  unter  Mettemich's  allbeherrschendem  Ein- 
flüsse, von  Bundeswegen  geübt  wurde.  Eine  gesunde  Entwickelung 
der  Einzelstaaten  ist  überhaupt  in  Deutschland  nur  möglich  unter 
der  Äegide  einer  Gesammtverfassung ,  welche  Volks-  und  Fürsten- 
recht  mit  gleicher  Wage  wägt  und  mit  gleich  kräftiger  Hand  gegen 
jede  Verletzung  schützt. 

§53. 
Eintritt  der  norddeutschen  Mittelstaaten  in  die  konstitutionelle 

Staatsordnung. 
Unter  dem  Einflüsse  der  Karlsbader  Konferenzen  und  der  Wie- 
ner Schlussakte  gerieth  seit  den  zwanziger  Jahren  die  Verfassungs- 
entwickehing  der  einzelnen  deutschen  Staaten  in  einen  völligen 
Stillstand,  welcher  bis  zum  Ausbruche  der  französischen  Juli- 
Bevolution  im  Jahre  1830  dauerte.  Diese  gab  dem  öffentlichen 
Leben  in  Deutschland  einen  neuen  Anstoss,  wenn  auch  die  Schwin- 
gmigen  dieser  grossen  Bewegung  auf  die  verschiedenen  Staaten  sehr 
verschieden  einwirkten.  Kaum  merklich  war  ihr  Einfluss  auf  die 
beiden  östlichen  Grossmächte  mit  ihrer  machtvollen  Regie- 
nmgsgewalt.  Ebensowenig  übte  sie  einen  umgestaltenden  Einfluss 
auf  diejenigen  Staaten,  wo  bereits  die  wesentlichen  Anforderungen 
der  konstitutionellen  Staatsordnung  durch  eine  Verfassungsurkunde 
verwirklicht  waren.  Tief  eingreifend  wirkte  diese  ganz  Europa  durch- 
zuckende Bewegung  nur  auf  diejenigen  mittlem  und  kleiuem  Staa- 
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ten,  welche  ßeit  1815  i»  ihrer  Yer&ssungsentwickelu^  weit  hinter 
der  Zeit,  in  erstorhe^n  mittelalterigen  Zuständen  zurückgeblieben 
WfM^en.  Aber  das  flr^igi^ss  d^r  Julirevolution  war  nur  der  äussere 
iVuJ^^S}  nicht  das  leite;ide  Prinzip  dieser  staatlichen  Umgestaltiin- 
gen.  Nirgends  wxirden  in  die  Verfassungen  der  dreissiger  Jahre 
die  in  vielen  ausländischen  Chartep  an  der  Spitze  stehenden  ab* 
strakten  Qrundsätze  von  der  Theilung  der  Gewalten,  der  Volkssou- 
yeränet^t  aufg^nonm^n;  vielmehr  ymrde  f^uch  in  diesen  Verfassun- 
gen das  monarchische  Prinzip  gewahrt,  die  noch  lebendige^  aristo- 
kr^tisctien  und  ständischen  Verhältnisse  berücksichtigt  und  an  die 
vorhandenen  historischen  Bestände  in  acht  deutscher  Weise  ange- 
knüpft. 

In  Kurhessen  h^tte  die  kopflose  Bestaurationspolitik  ihren 
9öhepun)|Lt  erreicht.  T!^oti  der  in  dem  Staats-  und  Hausgesetze 
vom  4.  MäxsE  1817  festgestellten  Bestimmung  einer  ständischen  Ver- 
tretung w^  ^uch  unter  dem  Kurfürsten  Wilhelm  XI.  kein  Landtag 
einberufen,  viel^^ehr  die  Staatsgewalt  im  Geiste  absoluter  Willkür 
weiter  gehwdhab^  worden.  Als  aber  die  Stürme  von  1830  herein- 
br^heii,  bewilligte  der  Kurfürst  am  13.  September  die  Berufung  der 
Lfmdstände,  die  in  Verbindung  mit  Abgeordneten  der  neuerworbe- 
nep  Crebiet^^heüe  im  Oktober  1830  zusammentraten.  Diesen  wurde 
von  Seiten  der  Regierung  ein  Verfassungsentwurf  vorgelegt,  wel- 
cher nach  mehreren  Modifikationen  genehmigt  und  am  5.  Januar 
1  8  3  1  als  Verfassungsurkunde  feierlich  verkündigt  wurde  *) .  Für 
eine  erste  Kammer  war  in  dem  kleinen  Lande  kein  Material  vorhan- 
den, aber  den  vorhandenen  aristokratischen  Elementen  wurde  in  der 
StäAdev^r^a;mmlung  eii^  bedeutendes  Gewicht  eingeräumt.  Grund- 
geae<filic}i6  FeststeUnng  de^r  Prärogative  des  Fürsten,  wie  der  bürger- 
Ijehen  i;nd  politischen  Beeilte  der  Unterthanen,  Theilnahme  der 
Volksvertretung  an  der  Gesetzgebung  und  der  Aegulirung  des 
Sm^tshi^ushaltes,  Steuerbewilligungsrecht,  volle  Unabhängigkeit 
der  Rechtspflege,  Mitwirkung  verantwortlicher  Minister  bei  der  Aus- 
ül^ung  ^er  Beg^uerungsrechte  sind  die  Grundzüge  dieser  Verfassung, 
welche  durch  die  möglichst  folgerichtige  Durchführung  des  £echte- 


1  Ueber  die  Entstehungsgeschichte  der  hessischen  Verfassung  vergl. 
Wippermai^i),  Kurhessen  seit  den  Freiheitskriegen  S.  204—266.  Der  den 
Stli^nden  vorgelegte  Verfassungsentwurf  rührt  von  dem  Generalsecretär  des  Mi- 
nisteriums, Egge  na,  her;  von  ständischer  Seite  hatte  der  Marburger  Staats- 
rechtslehrer  Prof.  Jordan  den  grössten  Einfluss  auf  die  Feststellung  der  Ver- 
fassung. 
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Staates  für  immeT  einen  Markstein  in  unsrer  deutschen  Verfas- 
sungsentwickelung  bilden  wird. 

Auch  im  Königreiche  Sachsen  wurden  in  dieser  Zeit  die  ge- 
rechten Anforderungen  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Staatsbür- 
ger laut^  welche  nach  der  veralteten  ständischen  Ordnung  von  jedem 
Einflosseauf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  ausgeschlossen  waren. 
Dieie  Einsicht  machte  sich  selbst  in  den  privilegirten  Ständen  gel- 
tend. So  wurde  nach  reiflichen  Berathungen  mit  den  noch  einmal 
veisammelten  alten  Landständen  der  Entwurf  einer  Verfassung  auf 
konstitutioneller  Grundlage  angenommen  und  am  4.  September 
1831  als  Landesgesetz  verkündigt.  Durch  diese  Verfassung  kam 
in  das  Staatsleben  Sachsens  ein  vollständiger  Umschwung.  Die  hin- 
ter andern  Ländern  vielfach  zurückgebliebene  Gesetzgebung  ent- 
viokelte,  besonders  unter  L  i  n  d  e  n  au's  Ministerium,  eine  vorher  nie 
gesehene  Thätigkeit  für  Beseitigung  eingenisteter  Missbräuche  und 
Anbahnung  eines  besonnenen  staatlichen  Fortschrittes  auf  allen 
Gebietend 

.Auch  im  Königreiche  Hannover  war  es  bis  auf  diese  Zeit 
bei  den  ängstlich  konservirten  alten  Zuständen  geblieben.  Acht 
PiOTincialständeversammlungen  tagten  neben  dem  allgemeinen 
Landtage.  In  diesem  unförmlichen  Körper  hatte  der  nicht  einmal 
stark  begüterte  Adel  die  Oberhand,  welcher  auch  in  Abwesenheit 
des  »unsichtbaren  Königs«  alle  höheren  Staatsämter  thatsächlich  zum 
Monopol  gemacht  hatte  und  so  den  Staat  oligarchisch  beherrschte 
und  ausbeutete.  Solche  Zustände  riefen  endlich  sogar  in  diesem 
konservativen  niedersächsischen  Stamme  eine  gährende  Unzufrie- 
denheit wach.  Bedenkliche  weitverbreitete  Symptome  dieser  Stim- 
mung gaben  auch  hier  den  äussern  Anstoss  zu  einer  staatlichen  Neu- 
gestaltung. Unter  behutsamer  Schonung  aller  bestehenden  Verhält- 
uisee  und  Literessen  kam  die  massvolle  Beform  des  Staats- 
grundgesetzes vom  22.  September  1833  unter Dahlmann's 
massgebendem  Einflüsse  ^  zu  Stande ,  welches  zwar  dem  abstrakten 
LiberaUsmus  wenig  genügte,  aber  das  hohe  Verdienst  hatte,  Hannover 
ans  den  verworrenen  Zuständen  einer  provinciellen  Adelsoligarchie 


1  Friedrich  B  ü  Is  u ,  Darstellung  der  Verfassung  und  Verwaltung  des  König* 
wkä  Sachsen.  Leipzig  1833.   S.  31  ff.  ** 

'  Ueber  Dahlmann's  Einfiuss  auf  die  Errichtung  des  Staatsgrundge* 
nties  Tergl.  H.  v.  Treitschke  in  seinen  historischen  und  politischen  Auf- 
•fttien,  Tomemlioh  zur  neuesten  deutschen  Staatsgeschichte.  Leipzig  1865. 
S.  384  ff.  A.  Springer,  Dahhnann.  Leipz.  1870.  Th,  I.  S.  304—359. 
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zuerst  in  eine  wirkliche  Staatsordnung  überzuleiten.  Erst  jetzt  war 
die  Staatseinheit  gegründet ,  denn  die  Provincialstände  waren  jetzt 
dem  allgemeinen  Landtage  untergeordnet.  Durch  die  KasseuTer- 
einigung  wurde  zuerst  ein  einheitlicher  Staatshaushalt  möglich.  Der 
bis  dahin  eximirte  Rittergutsbesitzer  wurde  nun  zum  mitverpflich- 
teten Gemeindemitgliede.  Zugleich  gewährte  die  gesetzlich  erleich- 
terte Ablösung  der  bäuerlichen  Lasten  die  Aussicht,  dass  allmäli^ 
in  dem  befreiten  Bauernstände  ein  neues  selbständiges  politisches 
Element  heranwachsen  werde ,  eine  Erwartung,  die  gerade  in  Han- 
nover in  der  Zukunft  sich  glänzend  erfüllen  sollte. 

Neben  diesen  wichtigen  Grundgesetzen  der  drei  grossem  nord- 
deutschen Staaten  sind  aus  dieser  Periode  noch  zu  erwähnen :  das 
umfassende  sachsen-altenburgische  Gesetz  vom  29. April 
1831  und  die  neue  Land  Schafts  Ordnung  für  das  Herzog- 
thum  Braunschweig  vom  12.  Oktober  1832.  Damit  war 
das  ganze  ausserpreussische  Norddeutschland ,  mit  Ausnahme  der 
beiden  Grossherzogthümer  Mecklenburg  und  der  mit  Dänemark  ver- 
einigten Herzogthümer  Holstein  und  Lauenbutg,  in  die  konstitu- 
tionelle Staatsordnung  eingetreten. 

§54. 
Die  beiden  Orossmäohte  von  1816—1848  ^ 
Hatte  somit  die  konstitutionelle  Entwickelung  erst  den  Süden, 
dann  den  Nordwesten  Deutschlands  in  ihr  Bereich  gezogen,  so 
musste  dieselbe,  in  dieser  ganzen  Periode  noch  an  den  Grenzen  der 
beiden  Grossmächte  Halt  machen.  Vor  allen  repräsentirte  O  e  s  t  e  r- 
reich  das  Princip  des  unbedingten  Stillstandes.  Wo  noch  Schatten- 
bilder alter  ständischer  Vertretungen  vorhanden  waren,  liess  man  sie 
fortbestehen,  wo  Landstände  neu  errichtet  wurden,  hielt  man  sie 
in  derselben  machtlosen  Scheinexistenz ;  sie  mussten  sich  damit  be- 
gnügen, die  von  der  Provinz  zu  entrichtenden  Steuern  zu  repartiren 
imdeinzuheben  und  andere  unbedeutende  Verwaltungsgeschäfte  vor- 

^  A.  Springer,  Geschichte  Oesterreichs  seit  den  Wiener  Vertr&gen.  B.  I. 
1863.  OesterreichimStaatsw.  B.  VII.  S.  447— 646.  Ger  vi  nus,  Geschichte 
des  XIX.  Jahrhunderts.  B.  I.  S.  413  ff.  Die  auf  die  landst&ndischen  Verfassungen 
bezüglichen  Urkunden  stehen  bei  G.  v.  Meyer,  Corpus  const.  Germ.  1S45. 
S.  103—150.  H.  Pernice,  Die  Verfassungsrechte  der  im  Reichsrathe  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  der  österreichischen  Monarchie.  Rechtshiato- 
rische  Beiträge.  Th.  I.  Halle  1872.  Für  Preussen  vergl.  Hermann  Schulze, 
Das  preussische  Staatsrecht.  B.  I.  (1872).  besonders  §  32,  wo  die  Literatur  mit 
allen  näheren  Nachweisen  sich  findet. 
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innehmen.  Auf  das  staatliche  Leben  hatten  sie  nicht  den  geringsten 
Emfluss.  Im  übrigen  waren  die  deutschen  Provinzen  so  eng  mit  den 
außserdeutschen  verbunden,  dass  Oesterreich  mehr  wie  ein  fremd- 
artiger Staatenkomplex,  als  wie  ein  deutsches  Land  erschien.  We- 
nigstens konnte  von  einem  gegenseitigen  Einflüsse  der  deutschen 
und  der  österreichischen  Staatsentwickelung  keine  Rede  sein ;  beide 
bewegten  sich  in  ihren  eigenen  Bahnen. 

InPreussen  hatte  die  tief  eingreifende  Stein-Hardenbergische 
Gesetzgebung  in  der  Befreiung  des  Bauernstandes  ^  der  Belebung 
des  städtischen  Gemeinwesens ,  der  Herstellung  der  staatsbürger- 
lichen Gleichheit  ein  Fimdament  gelegt,  auf  welchem  nach  der  An- 
sicht der  grossen  Staatsmänner  jener  Zeit  sich  der  erhabene  Bau 
einer  Reichsverfassung  erheben  sollte.  Noch  auf  dem  Wiener  Kon- 
gresse hatte  Preussen  die  verfassungsmässigen  Rechte  des  Volkes 
und  landständische  Institutionen  in  freisinnigster  Weise  vertreten, 
am  22.  Mai  1815  hatte  der  König  »eine  Repräsentation  des  Volkes 
und  eine  schriftliche  Urkunde  als  Verfassung  des  Reiches«  ver- 
heissen,  noch  am  17.  Januar  1820  eine  »reichsständische 
Tersammlungd  in  Aussicht  gestellt,  allein  nach  langem  Hin- 
und  Herschwanken  siegte  endlich  die  bureaukratisch-absolutistische 
Richtung  über  die  grossen  Ideen  der  Freiheitskriege,  deren  letzte 
Vertreter  aus  dem  Ministerium  entfernt  wiirden.  Die  österreichi- 
schen Einwirkungen  trieben  zu  den  provincialständischeu 
Institutionen  von  1823  imd  1824,  welche;  in  ihrer  Zusammen- 
setzung auf  ein  schon  damals  überlebtes  Ständethum  gebaut,  ohne 
alle  ernste  staatsrechtliche  Befugnisse,  nimmer  das  leisten  konnten, 
was  einst  Stein  mit  einer  preussischen  Reichsverfassung  bezweckt 
batte,  dem  losen  und  neu  zusammengefügten  preussischen  Staate 
einen  erhöhten  staatlichen  Gemeingeist  und  damit  die  geistige 
Führerschaft  in  der  staatlichen  Entwickelung  Deutschlands  zu  geben . 
Gewiss  ist  es  zu  beklagen,  dass  man  es  damals  unterliess,  mit  Er- 
theüung  einer  allgemeLnen  preussischen  Staatsverfassung  ent- 
schlossen vorzugehen,  dass  man  dem  Volke  noch  auf  ein  Menschen- 
alter alle  aktive  Theilnahme  an  den  Staatsangelegenheiten  versagte ; 
gevriss  hat  sich  diese  Zaghaftigkeit  in  den  unreifen  Ausbrüchen  und 
Staatsexperimenten  von  1848  schwer  gerächt^  aber  dennoch  ist  es  un- 
billig, wenn  man  die  Regierungszeit  König  Friedrich  WilheWs  HI. 
als  eine  unfruchtbare,  als  ein  Vacuum  in  der  staatlichen  Entwicke- 
lang Preussens  ansieht;  vielmehr  ist  gerade  das  Vierteljahrhundert 
seiner  R^erung  von  1815  — 1840  auf  dem  Gebiete  der  gesanmiten 
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preussischen  Verwaltung  eine  ebenso  arbeits*  als  segensreiche  Pe- 
riode gewesen.  Es  ist  eine  Zeit  der  Wiederherstellung  nach  schweren 
Kämpfen ,  der  stillen  Sanunlnng  von  Kräften  für  kiinftige  grosse 
Zeiten.  Noch  einmal  hat  das  absolute  Königthum,  in  Verbindung 
mit  einem  redlichen  und  intelligenten  Beamtenthum,  auf  den  ver- 
schiedensten Gebieten  Grosses  geleistet.  In  dieser  Zeit  wurde  die 
schon  in  den  Freiheitskriegen  begonnene  Beform  des  Heerwesens  ~ 
vollendet.  Zum  erstenmal  im  modernen  Europa  wurde  hier  das 
Princip  der  allgemeinen  Wehrpflicht,  der  Gedanke  einer  volksthüm- 
'  liehen  Heeresverfassung  in  ernstlichen  militärischen  Formen  durch- 
geführt. Nur  in  Preuasen  war  »das  Volk  in  Waflfen«  eine  Wahrheit. 
Für  die  Civilverwaltung  wurde  durch  die  Verordnungen 
vom  30.  April  1815  und  vom  23.  Oktober  1817  eine  neue  Grund- 
lage geschaffen.  In  diesen  »Dienstinstruktionena  ist  ein  ganzer 
Kodex  des  preussischen  Verwaltungsrechtes  enthalten.  Nächst  der 
Militärorganisation  hat  die  Finanzverwaltung  in  dieser  Zeit 
Bedeutendes  geleistet.  Durch  Gesetz  vom  1 7 .  Januar  1 820  wurde  die 
Staatsschuld,  ihre  Verzinsung  und  Amortisation  festgestellt.  Durch 
Gesetz  vom  20.  Januar  1820  wurde  die  pekuniäre  Ausstattung  und 
Versorgung  des  königlichen  Hauses  und  Hofes  ganz  im  konstitutio- 
nellen Sinne  ger^elt.  Durch  das  Gesetz  vom  26.  Mai  1818  wurden 
alle  inneren  Zoll-  und  Acciselinien  au%ehoben  und  an  die  Gren- 
zen des  Reiches  verlegt,  wodurch  das  Steuersystem  gänzlich 
umgestaltet  wurde.  Am  21.  Februar  1829  wurde  der  Hauptfinanx- 
etat  zum  erstenmal  veröffentlicht.  Auf  Grundlage  der  Gesetzge- 
bung vom  26.  Mai  1818  erwuchs  aus  unscheinbaren  Anfangen, 
durch  inuner  sich  weiter  spinnende  Separatverträge  mit  den  übrigeu 
deutschen  Staaten,  der  Zollverein  zur  lebensfähigsten  Institution 
heran,  welche,  wie  keine  andere  Schöpfung,  dem  künftigen  deut- 
schen Nationalstaate  die  Wege  geebnet  hat.  Allein  schon  seit  den 
dreissiger  Jahren  trat  eine  merkliche  Abnahme  in  der  schöpferischen 
Kraft  des  preussischen  Staatswesens  ein.  Es  wurde  immer  klarer, 
dass  der  rein  bureaukratische  Beamtenstaat  —  mochten  seine  Lei- 
stungen an  sich  noch  so  anerkennenswerth  sein  —  nicht  im  Stande 
sei,  die  grossen  religiösen,  socialen  und  politischen  Gegensätze  aus- 
zugleichen und  die  unruhig  gahrenden  Ideen  einer  neuen  Zeit  noch 
länger  zu  bewältigen.  Mit  der  Thronbesteigung  Friedrich  Wil- 
helm's  lY .  am  7.  Juni  1 840  kam  ein  neuer  Impuls  in  das  preussische 
Staatsleben.  In  den  einzelnen  Frovinziallandtagen  beantragten  die 
Stände   »die  Ausführung   der  Yerheissuug  einer  Landesrepräsen- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


4.  Die  Kxisis  des  Jahres  1S48.  123 

tation«.  Durch  Verordniuig  vom  21.  Juni  1842  wurden  »die  ver- 
einigten ständischen  Ausschüsse  ins  Lehen«  gerufen .  Am  3 .  Fehruar 
1847  erschien  das  königliche  Patent,  die  ständischen  Einrichtungen 
betreffend.  Auf  Ghrundlage  dieser  Verordnung  tagte  der  ver- 
einigte preussische  Landtag  zum  erstenmal  in  Berlin  vom 
11.  April  bis  26.  Juni  1847  ^  er  bestand  aus  der  Yereinigtmg  der 
acht  Frovinziallandtage,  und  war  in  zwei  Kurien,  die  Herrenkurie 
und  die  Ständekurie,  getheilt.  Obgleich  dpm  vereinigten  Landtage 
nur  das  bescheidenste  Maass  von  Rechten,  nicht  einmal  die  Periodi- 
citat  eingeräumt  worden  war,  so  erhob  sich  dieser  Landtag  durch 
seine  würdevolle  Haltung  und  die  ungeahnte  Fülle  politischer 
Talente  wahrhaft  zum  ersten  preussischen  Reichstage,  ja  zur  ersten 
parlamentarischen  Versammlung  Deutschlands.  Leider  verstand  man 
aa  leitender  Stelle  die  Zeichen  der  Zeit  so  wenig,  dass  man  selbst 
die  bescheidensten  Forderungen  der  loyalsten  Versammlung  zurück- 
wies und  den  Abschluss  des  Verfassungswerkes  abermals  vertagte, 
bis  ein  Jahr  darauf  die  hochgehenden  Wogen  der  Revolution  auch 
über  Preussen  hereinbrachen  und  die  schwachen  Keime  einer  kon- 
stitutionellen Staatsentwickelung  hinwegschwemmten,  sodass  der 
Neubau  nun  auf  einer  tabula  rasa  beginnen  musste. 


Viertes  Kapitel. 

Die  Krisis  des  Jahres  1848^ 

L   Der  deutsche  Hund. 
§55. 

Vorbereitende  Ereignisse. 
Die  französische  Februarrevolution  vom  24.  Februar  1848  rief 
in  Deutschland  eine  nie  gekannte  Aufregung  hervor.   Die  Ueber- 


*  Die  Verordnungen  selbst  finden  sich  bei  Lancisolle,  Bechtsquellen 
für  die  gegenwärtige  landstftndische  Verfassung  in  Preussen.  Berlin  1847. 
S.  229  ff.  K.Biedermann,  Geschichte  des  ersten  preussischen  Reichstages 
1S47.  A.  Th.  Wo nig er,  Preussens  erster  Beichstag.  9  Theile.  Berlin  1847. 
B.  Haym ,  Reden  und  Redner  des  vereinigten  Landtages.   1847. 

2  Allgemeine  Quellensammlungen  für  diesen  Zeitabschnitt:  Karl  Weil, 
Qaeüen  und  Aktenstacke  zur  deutschen  Verfassungsgeschichte.  Berlin  1850. 
Faul  Roth  und  Heinrich  Merk,  Quellensammlung  des  deutschen  öffentlichen 
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raschung  \md  Rathlosigkeit  des  alten  «Systems  war  unverkennbar. 
In  athemloser  Hast  versuchte  die  Bundesversammlung  jetzt  lang 
Versäumtes  nachzuholen  und  das  verscherzte  Vertrauen  der  Nation 
wiederzugewinnen.  Durch  die  Proklamation  vom  1.  März  beschritt 
sie  diese  ungewohnte  Bahn  (Koth  und  Merk  B.  I  S.  80).  Durch 
^  D  Bundesbeschluss  vom  3.  März  1848  wurde  es  jedem  deutschen  Bun- 
desstaate freigestellt,  die  Censur  aufzuheben  und  Pressfreiheit  ein- 
r\  zuführen  (Koth  und  Merk  B.  I  S.  102),  durch  Bundesbeschluss 

^  vom  9.  März   erklärte  die  Bundesversammlung  »den  alten   deut- 

schen Reichsadler  und  die  Farben  des  ehemaligen  Reichspaniers  — 
schwarz ,  roth  und  gold  —  zu  Wappen  und  Farben  des  deutscheu 
Bundes«  und  erkannte  an :  »dass  eine  Revision  der  Bundesverfassupg 
auf  wahrhaft  zeitgemässer  und  nationaler  Grundlage  nothwendig 
sei«  (Roth  B.I  S.  117),  und  forderte  deshalb  durch  Bundesbeschluss 
vom  10.  März  die  Regierungen  auf:  »Männer  des  allgemeinen  Ver- 
trauens ,  und  zwar  für  jede  der  1 7  Stimmen  einen ,  mit  dem  Auf- 
trage nach  Frankfurt  abzuordnen,  der  Bundesversammlung  und 
deren  Ausschüssen  zum  Behufe  der  Vorbereitung  der  Revision  der 
Bundesverfassung  mit  gutachtlichem  Beirathe  an  die  Hand  zugehen«. 
Diese  17  Vertrauensmänner  begannen  ihreBerathungen  am  15.  April 
und  bereits  am  27.  April  1848  überreichten  sie  der  Bundesversamm- 
lung »den  Entwurf  zu  einer  Verfassung  für  Deutschland«  (Weil 
S.  109),  welcher,  obgleich  weder  von  der  Bundesversammlung  förm- 
lich adoptirt,  noch  von  der  Nationalversammlung  ihren  Berathungen 
zu  Grunde  gelegt,  dennoch  einen  bedeutsamen  Markstein  in  unserer 
deutschen  Verfassungsentwickelung  bildet.  Hier  wurde  zum  ersten- 
male  in  grossartigem  Lapidarstyle,  von  Dahlmann's  fester  Hand, 
die  staatsrechtliche  Form  vorgezeichnet ,  wie  sie  von  nun  an  allen 
Entwürfen  der  erbkaiserlichen  Partei  zu  Grunde  gelegt  wurde  und 
in  der  Verfassung  des  neuen  deutschen  Reiches,  unter  entsprechen- 
den, durch  die  Erfahrung  gebotenen  Modifikationen ,  zur  schliess- 
lichen  praktischen  Verwirklichung  gelangt  ist  ^ 


Rechtes  seit  1848.  2  Bde.  Erlangen  1850  —  52.  Karl  v.  Kaltenborn,  Ge- 
schichte der  deutschen  Bundesrerhältnisse  und  Einheitsbestrebungen  von  1806 
bis  1856  unter  Berücksichtigung  der  deutschen  Landesverfassungen.  2  Bde. 
Berlin  1S57.  Das  neueste  und  gediegenste  Werk  ist  jetzt  H.  Klüpfel,  Ge- 
schichte der  deutschen  Einheitsbestrebungen  bis  zu  ihrer  Erfüllung,  1848 — 1871 . 
2  Bde.  Berlin  1872—73.  Vergl.  auch  H.  A.  Zachariä,  Deutsches  Staatsr. 
B.  I.  §  43  ff.   H.  Zöpfl,  B.  I.   §  181  ff. 

^  Der  Entwurf  der   deutschen  Eeichsverfassung ,   wie  er  der    deutschen 
Bundesversammlung  als  Gutachten  der  17  Männer  des  öffentlichen  Vertrauens  am. 
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Immer  lebhafter  und  allgemeiner  wurde  der  Gedanke  ausge- 
sprochen, dass  eine  Wiedergeburt  der  deutsQhen  Gesammtverfassung 
nur  unter  BetheiliguAg  einer  Vertretung  des  ganzen 
deutschen  Volkes  möglich  sei.  Darauf  zielte  der  berühmte 
Basseimannische  Antrag  vom  12.  Februar  1848  in  der  zweiten  badi- 
schen Kammer  (Roth  und  Merk  B.  I  S.  36  ff.),  sowie  der  Antrag 
Heinrich  y.  Gragem's  in  der  zweiten  Hessen-Darmstädtischen  Kam- 
mer Yom  27.  Februar  1848  (Roth  und  Merk  B.  I  S.  30  und  S.  73). 

Infolge  einer  am  5.  März  zu  Heidelberg  abgehaltenen  Ver- 
sammlung von  51  patriotischen  Männern  wurde  ein  sog.  Siebe- 
nerausschuss  niedergesetzt,  »umhinsichtlich  der  Wahl  und  der 
Einrichtungen  einer  angemessenen  Nationalvertretung  Vorschläge 
vorzubereiten  und  die  Einladung  zu  einer  Versammlung  deutscher 
Mämier  schleunigst  zu  besorgen«.  Der  Siebenerausschuss  lud  dann 
alle  frühem  und  gegenwärtigen  deutschen  Ständemitglieder ,  auch 
Theilnehmer  an  Stadtverordnetenversammlungen  und  sonstige  »durch 
das  Vertrauen  des  deutschen  Volkes  ausgezeichnete  Männer((  auf  den 
30.  März  nach  Frankfurt  ein,  »um  vorläufig  die  Grundlagen  einer 
deutschen  Farlamentsverfassung  zu  berathen«  (Jucho,  Verhand- 
lungen des  deutschen  Parlamentes  S.IX) .  Infolge  dieser  Einladung 
trat  am  31.  März  1848  das  sog.  Vorparlament  zu  Frankfurt  am 
Main  zusammen.  Obgleich  dieser  »Notabelnversammlunga  jeder 
staatsrechtliche  Auftrag,  sowie  der  Charakter  einer  gesetzlichen 
Volksvertretung  abging,  obgleich  die  deutschen  Staaten  und  Stämme 
hier  völlig  ungleich  vertreten  waren,  so  hatte  doch  das  Vorpar- 
lament in  dieser  Zeit  allgemeiner  Aufregung  eine  so  gewichtige 
Autorität,  dass  seine  Beschlüsse  massgebend  wurden  für  die  Gestal- 
tung der  deutschen  Nationalversammlung. 

Das  Vorparlament,  welches  vom  31.  März  bis  zum  4.  April 
tagte,  ging  weder  auf  Fermanenzerklärung  noch  auf  eine  Berathung 
der  deutschen  Gesammtverfassung  ein  und  gab  nur  Beschlüsse  ab 
über  die  Aufgabe  »der  konstituirenden  Nationalversammlung«,  »über 
die  Zahl  der  Volksvertreter  und  ihre  Wahlart«.  Kraft  dieser  Dekrete 
sollte  »die  Beschlussnahme  über  die  künftige  Verfassung  Deutsch- 
lands einzig  und  allein  dieser  vom  Volke  zu  erwählenden  National- 
versammlung überlassen  werden«,  auf  je  50,000  Seelen  sollte  ein 
Vertreter  gewählt  werden  und  zwar  so,  »dass  die  Wahlberechtigung 
und  Wählbarkeit  nicht  beschränkt  werden  durfte  durch  einen  Wahl- 
SS.  April  18 4S  überreicht  worden  ist,  steht  mit  Dahlmann's  Vorwort  bei 
Weil.  S.  109  ff. 
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censiis,  durch  Bevorrechtung  einer  Religion,  durch  Wahl  nach 
Ständen«.  Ein  permanenter  Fünfziger  ausschuss  wurde  zurück- 
gelassen j  »um  über  den  Vollzug  dieser  Beschlüsse  zu  wachen  und 
die  Bundesversammlung  bei  Wahrung  der  Interessen  der  Nation  und 
bei  Verwaltung  der  Bunde^angelegenheiten,  bis  zum  Zusammentritt 
der  konstituirenden  Versammlung ,  selbständig  zu  berathen  und  die 
nöthigen  Anträge  an  die  Bundesversammlung  zu  bringen«  (Weil 
S.  98) .  Schon  ein  Bundesbeschluss  vom  30.  März  hatte  die  Bimdes- 
regierungen  aufgefordert :  »auf  verfassimgsmässig  bestehendem  oder 
sofort  einzuführendem  Wege  Wahlen  von  Nationalvertretem  anzu- 
ordnen^  welche  am  Sitze  der  Bundesversammlung  zusammenzutreten 
haben,  um  zwischen  den  Regierungen  und  dem  Volke 
das  deutsche  Verfassungswerk  zu  Stande  zubringen«. 
Auf  70,000  Seelen  sollte  ein  Vertreter  gewählt  werden.  Jedoch  »in 
Berücksichtigung  des  inmittelst  bekannt  gewordenen  öffentlichen 
Wulischesa  modificirte  die  Bundesversammlung  ihren  Beschluss  ganz 
nach  den  Ansichten  des  Vorparlamentes ,  legte  somit  den  Massstab 
von  50,000  Seelen  zu  Grunde,  verwarf  jede  Beschränkung  durch 
Census ,  Stand  und  Religion  und  erklärte  jeden  volljährigen  selb- 
ständigen Staatsangehörigen  für  wahlberechtigt  und  wählbar  (Weil 
8.  101).  Auf  Grundlage  dieses  Beschlusses  sind  die  Wahlen  zur 
deutschen  Nationalversammlung  dann  vorgenommen  worden. 

§56. 
Die  deutflohe  NationalverBammlting.  Grundrechte.  Beiohsveiv 
ÜMsimg.  Kaiserwflhl.  Auflösung  ^ 
Am  18.  Mai  1848  trat  »die  konstituirende  deutsche 
Nationalversammlung«  zu  Frankfurt  am  Main  in  der  Pauls- 
kirche zusammen  imd  wählte  Heinrich  v.  Gagern  zum  ersten 
Präsidenten.    Gleich  der  erste  Beschluss  betraf  das  Recht  der  Na- 


1  Hauptquelle  ist:  Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlimgen  der 
konstituirenden  deutschen  Nationalversammlung  zu  Frankfurt  a.  M.,  herausge- 
geben auf  BeschlusB  der  Nationalversammlung  durch  die  Hedaktionskommission 
und  in  deren  Auftrag  durch  F.  Wifcard,  Frankf.  1848—49.  B.  I.— IX.  4., 
dasu  ein  vollstflndiges  Inhaltsverzeichniss  1850.  Verhandlungen  des  Verfassungs- 
auBschusses  der  deutschen  N.  V.  herausgegeben  von  G.  Droysen,  B.  I.  Leip- 
zig 1849.  R.  Haym,  Die  deutsche  Nationalyersammlung.  Frankf.  und  Berlin 
1848—1850  in  3  Abtheilungen.  Max  D  uncker ,  Zur  Geschichte  der  deutschen 
Reichsversammlung.  Berlin  1849.  Biedermann,  Erinnerungen  aus  der  Pauls- 
kirche.  Leipzig  1849.  Objektiv  und  gedankenreich  Ludwig  Häusser,  Die 
deutsche  Nationalversanmilung,  ein  umfassender  Aufsatz  in  Bluntschli's 
Staatsw.   B.  VH.  S.  161—219.    (1862. 
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tionalTersaimnlimg  gegenüber  den  Einzelregierungen  und  deren  V er- 
fa8«ungsarbeiten.  Am  27.  Mai  wurde  der  Werne r's che  Antrag 
fast  einstimmig  von  der  Nationalversammlung  angenommen :  »dass 
alle  Bestimmungen  einzelner  deutscher  Verfassungen ,  welche  mit 
dem  Ton  ihr  zu  gtündenden  Verfassungswerke  nicht  übereinstimmen^ 
nur  nach  Massgabe  des  letztem  als  gültig  zu  betrachten  sind,  unbe- 
schadet ihrer  bis  dahin  bestandenen  Wirksamkeit«.  In  Betreff  der 
Befugnisse  d^r  Nationalversammlung  standen  sich  die  Ansichten  der 
Versammlung  und  der  Regienmgen  schroff  gegenüber.  Die  Majo- 
rität der  Nationalversammlung  betrachtete  sich  »kraft  ihrer  in  der 
SonyeT&netät  der  Nation  liegenden  Vollmacht«  als  alleinigen  Fak- 
tor des  Verfassimgswerkes ;  die  Regierungen  gaben  zu  keiner  Zeit 
den  Standpunkt  auf,  »dass  das  deutsche  Verfassungswerk  zwischen 
den  Regierungen  imd  dem  Volke  zu  Stande  zu  bringen  sei« ,  wenn 
sie  auch  der  entgegengesetzten  Auffassung  der  Nationalversamm- 
nicht  2u  jeder  Zeit  direkt  widersprachen.  Staatsrechtlich  kor- 
rekt war  nur  das  Vereinbarungsprinzip,  wonach  die  Na- 
tionalversammlung immer  nur  der  eine  konstituirende  Faktor  der 
deutschen  Gesammtvetfassung  blieb.  Ob  aber  eine  solche  Verein- 
barung praktisch  durchfuhrbar  gewesen  wäre  und  zu  einem  günstigen 
Resultate  geführt  hätte,  ist  eine  andere  Frage,  da  die  Regierungen 
über  die  ttrichtigsten  Punkte  des  Verfassungswerkes  ebenso  uneinig 
waren,  als  die  Fraktionen  der  Nationalversammlung,  und  keine 
Ausaicht  vorhanden  war,  die  vielen  Kopfe  jemals  unter  Einen  Hut 
zubringen. 

Die  erste  wichtige  Angelegenheit  war  die  Bestellung  einer  pro- 
visorischen Exekutivgewalt.  Aus  den  sehr  stürmischen  Verhand- 
lungen ging  am  28.  Juni  das  Gesetz  über  die  provisorische 
Centralgewalt  hervor  (Weil  S.  117). 

Hiernach  sollte  ein  Reichsverweser  erwählt  werden,  un- 
verantwortlich, aber  mit  verantwortlichen  Ministem.  Die  provisori- 
sche Centralgewalt  soUte  »bis  zur  definitiven  Begründung  einer  Regie- 
rungsgewalt für  Deutschland  die  yollziehende  Gewalt  üben  in  allen 
Angelegenheiten ,  welche  die  allgemeine  Sicherheit  und  Wohlfahrt 
des  dentsehen  Bundesstaates  betreffen,  die  Oberleitung  der  ge- 
sammten  bewaffiieten  Macht  und  die  völkerrechtliche  und  handels- 
politiaeke  Vertretung  Deutschlands  übemehment.  Dagegen  sollte 
die  Enichtong  des  Verfassimgswerkes  von  der  Centralgewalt  ausge- 
schlossen sein.  Mit  dem  Eintritt  der  Wirksamkeit  der  provisorischen 
Centralgewalt  sollte  der  Bundestag  aufhören^  zu  bestehen,  doch  sollte 
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der  Reichsverweser,  soviel  wie  thunlich,  sich  mit  den  Bevollmäch- 
tigten der  Einzelstaaten  ins  Vernehmen  setzen.  Am  29.  Juni  wählte 
die  Nationalversammltmg  den  Erzherzog  Johann  von  Oe^terreich 
zum  Beichsverweser.  An  demselben  Tage  erliess  die  Bundesver- 
sammliing  ein  Schreiben  an  den  Erzherzog  mit  der  Erklärung :  »sie 
sei  schon  vor  seiner  Wahl  von  den  Regierungen  ermächtigt  ge- 
wesen, sich  für  dieselbe  zu  erklärena.  Am  5.  Juli  nahm  der  Erz- 
herzog die  Wahl  an,  am  12.  JuH  erschien  er  in  Frankfurt  und  b^;ab 
sich  erst  in  die  Nationalversammlung,  dann  in  die  Bundesversamm- 
lung. Letztere  überreichte  dem  Reichsverweser  eine  Adresse,  worin 
sie  aussprach:  »dass  sie  Namens  der  deutschen  Regierungen  die 
Ausübung  ihrer  verfassungsmässigen  Befugnisse  und  Verpflich- 
tungen auf  die  provisorische  Centralgewalt  übertrage  und  dieselbe 
in  die  Hände  des  deutschen  Reichsverwesers  lege«  (Weil  S.  120). 
Hiermit  erklärte  die  Bundesversammlung  ihre  bisherige  Thätigkeit 
für  beendigt.  Mit  dem  12.  Juli  1848  hatte  somit  zwar  nicht  der 
Bund,  wohl  aber  die  Bundesversammlung  thatsächlich  und 
rechtlich  zu  existiren  aufgehört. 

Als  die  Nationalversammlung  zu  ihrer  eigentlichen  Aufgabe,  der 
Verfassimgsberathung,  schritt,  zeigte  sich  in  ihrem  Schoosse  die 
grösste  Verschiedenheit  der  Ansichten  in  Betreff  der  neu  zu  begrün- 
denden Reichsverfassung.  Besondere  Schwierigkeiten  machte  dabei 
die  Oberhauptsfrageund  die  Fragenach  der  Stellung  des  österrei- 
chischen Kaiserstaates  zu  der  künftigen  deutschen  Reichsverfassung. 
Man  begab  sich  daher  zunächst  auf  den  mehr  neutralen  Boden  der 
sog.  Grundrechte,  deren  langwierige  Berathung  Kraft  und  An- 
sehen der  Nationalversammlung  in  fruchtlosen  theoretischen  Er- 
örterungen verzehrte.  Obgleich  die  Grundrechte  nur  einen  Theil 
der  Reichsverfassimg  bilden  sollten,  so  wurden  sie  doch  bereits  am 
27.  December  1848  von  dem  Reichsverweser,  mit  einem  Einfüh- 
rungfigesetz  für  den  ganzen  Umfang  des  deutschen  Reiches,  unter 
zeitweiliger  Sistirung  einzelner  Paragraphen,  als  Gesetz  verkündigt; 
doch  hielten  sich  die  grösseren  Staaten  keineswegs  durch  die  Publi- 
kation der  Grundrechte  von  Seiten  des  Reichsverwesers  für  gebtm- 
den,  sie  bei  sich  als  Gesetz  zu  verkündigen,  am  wenigsten  wiirde  es 
so  angesehen,  dass  sie  auch  ohnedem  praktisches  Recht  in  den  ein- 
zelnen Staaten  wären.  Nur  in  den  kleineren  Staaten  fügte  man  sich 
der  Auffassung  der  Nationalversammlung  von  der  unmittelbar  und 
allgemein  verbindlichen  Kraft  ihrer  Beschlüsse. 

Am  19.  Oktober  begann  die  erste  Lesung  der  übrigen  Theile 


Digitized  by  VjOOQ IC 


4 .  Die  Krisis  des  Jahres  1S48.  1 29 

der  VeifassTing :  Beich,  Reichsgewalt ,  Reichstag,  Reichsgericht, 
Garantie  der  Verfassung  und  Wahlgesetz.  Nachdem  man  in  Be- 
treff der  Oberhanptsfrt^e  (besonders  ob  das  Oberhaupt  erblich, 
lebenslänglich,  12,  6  oder  3  jährig  sein  sollte)  zu  keinem  Majoritäts- 
beschlüsse gekommen  war  und  die  österreichische  Frage  die  Ver- 
sammlnng  in  zwei  grosse  Parteien  gespalten  hatte,  legte  der  Yer- 
fassungsansschuss  seinen  Bericht  för  die  zweite  Berathung  der 
ReichsTerfassung  am  9.  März  vor.  Der  bekannte  Welcker'sche  An- 
trag vom  12.  März  1849  auf  Annahme  der  Reichsverfassung  durch 
Gesammtbeschluss  wurde  abgelehnt.  Am  22.  MUrz  wurde  zum 
zweitenmal  über  den  revidirten  Verfassungsentwurf  abgestimmt; 
bis  zum  27.  März  war  die  Abstimmung  über  die  Reichsverfassimg 
zu  Ende  gebracht,  nachdem  sie  in  dieser  zweiten  Berathung ,  durch 
die  unnatürliche  Verbindutig  extremer  Parteien,  absichtlich  ver- 
schlechtert worden  war  z.  B.  Einführung  des  Suspensiwetos  sogar 
bei  VerfassungB Veränderungen,  Wegfall  des  ganzen  Abschnittes  vom 
Reichsrathe.  Bereits  am  28.Märzwurd^  die  Publikation  der  Reichs- 
verfassung beschlossen ,  sie  erfolgte  dann,  aber  ohne  Beitritt  des 
Reichsverwesers,  durch  Abdruck  im  Reichsgesetzblatte  vom  28 .  April 
1849  (Weil  8.  133,  Roth  und  Merk  IIS.  198).  Die  Verfassung 
bandelt:  I.  Vom  Reiche.  II.  Von  der  Reichsgewalt.  HI.  Vom 
Reichsoberhaupte.  IV.  Vom  Reichstage.  V.  Vom  Reichsgerichte. 
VI.  Von  den  Grundrechten  des  deutschen  Volkes.  VII.  Von  der 
Gewahr  der  Verfassung.  Dazu  kommt  noch  das  Reichsgesetz  über 
die  Wahl  der  Abgeordneten  zum  Volkshause  vom  12.  April  1849. 
Nach  dieser  Verfiassungsurkunde  sollte  Deutschland  ein  Reich  in 
Form  eines  konstitutionellen  Bundesstaates  sein,  unter  einem  mit 
verantwortlichen  Ministem  regierenden  Erbkaiser,  welchem  ein 
ätaatenhaus  und  ein  Volkshaus  mit  sehr  umfassenden  Rechten  zur 
Seite  stehen  sollten.  Der  Reichsgewalt  sollte  die  gesammte  völker- 
rechtliche Vertretung  Deutschlands,  das  Recht  der  Kriegserklärung 
und  des  Friedensschlusses ,  die  Verfugung  über  die  gesammte  be- 
waffiiete  Mkcht  Deutschlands  zustehen,  femer  die  Gesetzgebung 
und  Oberaufsicht  in  Bezug  auf  See-,  Handels-,  Eisenbahn-,  Post-, 
Münz-,  Zollwesen  u.  s.  w.  Die  einzelnen  deutschen  Staaten  sollten 
ihre  staatlichen  Hoheiten  imd  Rechte  beibehalten,  soweit  sie  nicht 
der  Reichsgewalt  ausdrücklich  übertragen  wären. 

Am  28.  März  1849  beschloss  die  Nationalversammlung,  dass 
die  erbKche  Würde  eines  Kaisers  der  Deutschen  Sr.  Majestät  dem 
Könige  Friedrich  Wilhelm  FV.  von  Preussen  und  dessen  Regie- 

H.  Schals«,  Denticbes  Stmatirvebt.  9 
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mngsnachfolgerii  übertragen  werden>ollte.    *Am  3.  April  1849  lud 
eine  feierliche  Deputation  der  Nationalversammlung  König  Fried- 
rich Wilhelm  lY.  ein,  »die  auf  ihn  gefallene  Wahl  auf  Grundlage 
der  Verfassung  anzunehmena.     Der  König   erkannte   an,     dass 
dieser  Beschluss  der  Nationalversammlung  ihm  ein  iDÄnrecht«  gebe, 
aber  er  könne  keine  definitive  Entschliessung  fassen:    »ohne  das 
freie  Einverständniss  der  gekrönten  Häupter,  Fürsten  und  freien 
Städte  Deutschlands,  denen  es  jetzt  obliege,  in  gemeinsame  Be- 
rathimg  zu  ziehen,   ob  die  beschlossene  Verfassung  den  Einzel- 
nen, wie  dem  Ganzen  fromme«  (Both  und  Merk  B.  n  S.  456). 
An  demselben  Tage  wurde  eine  Circulardepesche  an  sämmtliche 
deutsche   Regierungen   erlassen,    worin   Sr.    Majestät  sich   ent- 
"schlössen  erklärte :   »an  die  Spitze  eines  deutschen  Bundesstaates 
zu  treten ,  der  aus  denjenigen  Staaten  sich  bilden  sollte,  welche 
demselben  aus  freiem  Willen  sich  anschliessen  möchten«  (Both 
und  Merk   B.  n  S.  458).     Als   Antwort    hierauf  erfolgte   am 
14.  April  eine  Erklärung  von  29   deutschen  Begierungen,   dass 
sie  die  Reichsverfassimg  unbedingt  annähmen  und  derUebertragung 
der  Kaiserkrone  an  den  König  von  Preussen  ihre  Zustimmung  gä- 
ben   (Roth  und  Merk  B.  II  S.  480).     Am  26.  April  beschloss 
die  Nationalversammlung,   dass    die   Annahme   der   Reichsober- 
hauptwürde die  unbedingte  Annahme  der  Reichsverfassung  vor- 
aussetze, wodurch  jede  Möglichkeit   weiterer  Verständigung    ab- 
geschnitten wurde.   Am  28.  April  erfolgte  die  definitive  Ablehnung^ 
der   Kaiserkrone  von  Seiten   Preussens.     Damit  verlor  die   ge- 
mässigte konstitutionelle  Partei  in  der  Nationalversammlimg  Halt 
und   Stütze.     Der  bis   dahin  niedergehaltene  Radikalismus  kam 
nun  in  der  Nationalversammlung  zum  vollen  Siege  und  bald  zeig- 
ten extreme  Beschlüsse,   welche   die  gewaltsame  Durchführung 
der  Reichsverfassung  bezweckten,  dass  die  bisherige  massvolle  Ma- 
jorität nicht  mehr  die  Herrschaft* behauptete.     Eine  Anzahl  gemäs- 
sigter Mitglieder  trat  freiwillig  aus;  Preussen  und  andere  Regierun- 
gen riefen  ihre  Abgeordneten  zurück.    Nachdem  die  Nationalver- 
sammlung am  19.  Mai  erklärt  hatte,  dass  sie  auch  bei  Anwesenheit 
von  100  Mitgliedern  beschlussfähig  sei,  siedelte  der  Rest  der  Ver- 
sammlung nach  Stuttgart  über  imd  konstituirte   sich  daselbst 
am  6.  Juni  1849.   Die  Akten  und  Beschlüsse  dieses  sog.  Rumpf- 
parlamentes, die  Ernennung  einer  sog.  Reichsregentschaft,  sowie 
die  endliche  Sprengung  und  Vertreibung  desselben  haben  keine 
weitere  Bedeutung  für  die  deutsche  Staatsentwickeltmg. 
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§57. 
Bie  preuBBisoh-deutsohen  Unionsbestrebungen  ^ 

Nach  dem  völligen  Scheitern  der  Nationalversammlung  wurde 
die  Initiative  zu  einer  Bundesreform  von  Preussen  in  die  Hand  ge- 
nommen. Der  staatsrechtiiche  Grundgedanke  dieser  preussischen 
Unionsbestrebungen  war  folgender.  Der  deutsche  Bund  in  seinem 
unauflöslichen  Bestände  bleibt  die  Grundlage,  aber  nicht  er  soll  in 
einen  Bundesstaat  verwandelt  werden ,  weil  Oesterreich  an  einem 
solchen  theilzunehmen  ausser  Stande  ist.  Nur  die  übrigen  Bimdes* 
mitglieder,  denen  es  möglich  ist,  einen« solchen  Bundesstaat  zu 
bflden,  vereinigen  sich  dazu.  Der  Beitritt  ruht  auf  freiem  Ent- 
schlüsse: »Das  deutsche  Beich  besteht  aus  dem  Gebiet  derjenigen 
Staaten  des  bisherigen  deutschen  Bundes,  welche  die  Beichsverfas- 
sung  anerkennen.  Die  Festsetzung  des  Verhältnisses  Oesterreichs 
zu  dem  deutschen  Reiche  bleibt  gegenseitiger  Verständigung  vor- 
behalten«. Am  14.  Mai  begannen  zu  Berlin  Konferenzen  der  grös- 
seren deutschen  Staaten  über  das  neueVerfassimgswerk^  welche  bis 
zum  26.  Mai  dauerten.  An  diesem  Tage  wurde  von  den  drei  Kö- 
nigen von  Preussen,  Sachsen  und  Hannover  das  sog.  Dreikö- 
nigsbündniss  abgeschlossen.  Dieses  hatte  einen  doppelten  In- 
halt. Einmal  verpflichteten  sich  die  drei  königlichen  Begierungen, 
unter  Beistimmung  einer  künftigen  Volksvertretung,  eine  defi- 
nitive Verfassung  für  Deutschland  zu  begründen.  Zu  diesem 
Zwecke  hatten  dieselben  sich  über  eineBeichsverfasstmg  vereinbart 
(Weil  S.  209),  welche  ins  Leben  treten  sollte,  sobald  ein  aus  den 
verbündeten  Staaten  bestehender  Reichstag  die  Vorlage  angenommen 
habeA  würde.  Daneben  schufen  die  Verbündeten  einen  sogleich  ins 
Leben  tretenden  p  ro  visori  s  chen  Kechtszustand^  indem  sie  unter 
Bezugnahme  auf  A.  XI  der  Bundesakte  (»die  Btmdesglieder  be- 
halten^ das  Recht  der  Bündnisse  aller  Arte)  einen  Bund  im  Bunde 
schlössen«! 

Der  Berliner  Entwurf  einer  Reichsverfassung  schloss  sich  eng 
an  die  Frankfurter  Grundlage  an ,  unterschied  sich  darin  jedoch 

J  v.Kaltenborn,  B.  11.  S.  157  ff.  Aktenstücke,  betreffend  das  Bünd- 
niM  Tom  26.  Mai  1849  und  die  deutsche  Verfassungsangelegenheit.  2  Bde.  Ber- 
lin 1849.  Die  wichtigsten  Urkunden  finden  sich  auch  bei  Weil,  Quellen  und 
Aktenstacke.  Berlin  1S50.  v.  Badowitz,  Neue  Qespr&che  aus  der  Gegen- 
wart, versucht  im  Th.  II.,  eine  Rechtfertigung  der  preussischen  Bestrebungen. 
Hugo  T.  Bülow,  Die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Union  im  Bimde.  Ber- 
lin 1850.  Ad.  Schmidt,  Preussens  deutsche  Politik,  m.  Aufl.  Leipsig  1867. 
S.  177—195.   H.  Klüpfel,  B.  I.  Kap.  VI.   S.  124  ff. 
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von  ihr,  dass  er  mannigfach  die  übertriebenen  und  zu  abstrakt  ge- 
haltenen Sätze  der  Frankfurter  Grundrechte ,  im  Lateresse  einer 
kräftigem  Begierungsgewalt,  mässigte,  dass  er  an  die  Stelle  des  Kid- 
Bers  einen  Beichsvorstand  setzte,  welcher  die  B^ichsregienmg 
mit  einem  aus  6  Stimmen  bestehenden  Fürsten- Kollegium. 
jEöhren  sollte.  Die  Keichsvorstandschaft  sollte  mit  der  Krone  Preus- 
sen  verbimden  sein.  Das  suspensive  Veto  ist  in  ein  absolutes  ver* 
wandelt,  das  Wahlgesetz  durch  Aufnahme  des  preussiscben  Dreiklas- 
sensystems im  konservativen  Sinne  umgestaltet. 

Vom  22.  bis  zum  28.  Juni  1849  versammelten  sich  130  Mit- 
glieder der  ehemaligen  Frankfurter  Nationalversammlung  zu  Gotha 
und  erklärten,  für  die  Annahme  des  preussischen  Entwurfes  wirken 
zu  wollen  (sog.  Godiaer) .  Zum  Theil  unter  dem  Einflüsse  dieser 
Erklärung  schlössen  sich  nach  imd  nach  28Begierungen  dem  Drei- 
köni^bündnisse  an.  Dagegen  erklärte  Bayern  am  8.  September, 
Württembeig  am  26.  September,  nicht  beitreten  zu  können. 

Am  19.  Oktober  beschlosfi  der  provisorisch  eingesetzte  Verwal- 
tungsrath  der  vereinigten  Staaten,  die  Wahlen  von  Abgeordneten, 
zum  Volkshause  auszuschreiben,  Sachsen  und  Hannover  protestir- 
ten  dagegen  und  schieden  am  21.  Oktober  aus  dem  Verwaltungs- 
rathe  au«.  Am  13.  F^ruar  wurde  trotzdem  der  Beiohstag  auf 
den  20.  März  nach  Erfurt  einberufen,  worauf  Hannover  am  25. Fe* 
bruar  1850  sich  definitiv  vom  Dreikönigsbiindnisse  lossagte.  Am 
2ß.  Februar  erliess  der  Verwaltungsrath  eine  Additionalakte 
zum  Bündnisse  vom  26.  Mai  (Weil  S.  245),  worin  mit  Bücksicht 
auf  den  nun  entsdiiedenen  Nichtbei<aritt  Bayerns  und  anderer  Staa- 
ten einige  Abänderungen  vorgenommen  wurden.  Hiernach  sollte 
der  zu  errichtende  Bundesstaat  nicht  mehr  Beieh^  sondern  «deut- 
sche Union«  heissen. 

Am  20.  März  1850  wurde  »das  Parlament  der  deutschen. 
Union«  zu  Erfurt  eröffnet.  Voi^legt  wurde  den  beiden  Häu- 
sern des  Parlamentes  der  Entwurf  einer  Beißhsverfassung  vom  26. Mai 
nebst  dar  denselben  authentisch  interpretirenden  Denkscdirift  vom 
11.  Juni  1849,  der  Additionalakte  vom  25.  Februar  1850  und  dem 
Entwürfe  eines  Keichsgerichtes.  Das  Parlament  nahm  alle  diese 
Vorlagen  unverändert  an,  erklärte  sich  aber  auch  zugleich  be- 
reit, in  solche  Aenderungen  einzuwilligen,  worüber  dieBegierungen 
untereinander  einverstanden  sein  würden.  Am  29.  Aprü  1850 
wurde  das  Parlament  zu  Erfurt  geschlossen.  Allein  die  frühere 
Auffassung:  »dass  der  deutsche  Bundesstaat  definitiv  konstituirt  sei^ 
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soMd  er  dieZustimiBinig  derYolksTertretung  erlangt  habe«,  wurde 
Ton  Preussen  nicht  mehr  festgehalten  und  dadurch  der  Abfall  man- 
cher schwankend  gewordenen  Regierungen  wesentlich  erleichtert. 
Die  durch  Preussens  Hülfe  besi^^Rerolution  schreckte  die  Regie- 
mngen  nicht  mehr,  welche  sich  nur  imter  dem  Drange  2wingender 
Umstände  die  Unterordnung  unter  die  preussische  Reichsvorstand- 
scfaaft  hatten  geiUlen  lassen.  Der  Abfall  griff  immer  weiter  um  sich. 
So  brachte  auch  der  Fürstenkongress  su  Berlin  vom  8. 
bis  15.  Mai  1850  kein  Definitivurn  zu  Stande.  Die  tJnionsyerfas- 
song  wurde  nicht  ins  Leben  geführt,  sondern  es  wurde  die  Einsetz- 
mig  eines  yorläufig  bis  zum  15.  Juli  dauernden  Provisoriums,  d.  h. 
einer  proyisorischen  Unionsr^^ierung ,  beschlossen.  Obgleich  man 
immer  noch  nominell  daran  festhielt,  »die  Unionsverfassung  ins 
Leben  zu  fuhren«,  so  gewann  doch  am  preussischen  Hofe  die  reak- 
tionäre Politik  der  Unionsfeinde ,  denen  die  ganze  deutsche  Frage 
gleichgültig,  ja  widerwärtig  war,  täglich  mehr  an  Boden  und  hob 
endlieh  den  Träger  der  deutschen  Unianspolitik,  den  Qeneral  v.  R  a- 
dowitz,  völlig  aus  dem  Sattel. 

§58. 
Das  Interim. 
Nach  Auflösung  der  Frankfurter  Nationalversammlung  erkannte 
Preussen  die  provisorische  Centralgewalt  des  Reichsverwesers  ak 
rechtsbegründet  nicht  mehr  an.  Da  nun  aber  der  Reichs  Verweser  die 
ihm  durch  Bundesbeschluss  vom  12.  Juli  1848  übertragene  Gewalt 
aadi  nur  an  die  Gesammtheit  der  deutschen  Bundesglieder  zurück- 
geben wollte,  so  drohten  schwere  Konflikte  zwischen  Preussen  und 
der  noch  fortbestehenden  provisorisehen  Centralgewalt  einzutreten. 
Um  diesem  Zustande  ein  Ende  zu  machen,  kamen  Oesterreich  und 
Preussen  überein,  vorläu%  die  Centralgewalt  des  Bundes  gemein*- 
schaftlich  und  ausschliesslich  in  die  Haad' zu  nehmen,  imd 
schlössen  daher  am  30.  September  1849  eine  Ueibereinkunft  »über 
einen  den  übrigen  MitgUedem  des  deutschen  Bundes  vorzulegenden- 
Vorschlag  wegen  Bildung  einer  neuen  provisorischen  Bundesoentral«- 
kommission«,  welcher  der  Reichsverweser  am  6.  Oktober  1849  seine 
Zustinftmung  ertheike  (Weil,  S.  247).  Da  die  übrigen  deutschen 
Regierungen  diesem  Vertrage  nur  allniÄlig ,  zum  Theil'  unter  Vor- 
behalten beistimmten,  so  konnte  die  {»ovisorische  Btandescentralkom'- 
missi0a  erst  am  20.  December  1850  die  Leitung  der  gemeinschadb^ 
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liehen  deutschen  Angelegenheiten  übernehmen ,  womit  die  Wirk- 
samkeit der  provisorischen  Centralgewalt  des  Reichsverwesers  ihr 
Ende  erreichte.  Die  seither  von  der  provisorischen  Centralgewalt 
geleiteten  Angelegenheiten,  insoweit  dieselben ,  nach  Massgabe  der 
Bnndesgesetze ,  innerhalb  der  Kompetenz  des  engem  Käthes  der 
Bnndesversamml\ing  gelegen  waren,  wurden  während  des  Interims 
einer  Bundeskommission  übertragen,  zu  welcher  Oesterreich  und 
Preussen  je  zwei  Mitgliedei:  ernennen  und  welche  ihren  Sitz  zu 
Frankfurt  a.  M.  haben  sollte  (§  5) .  Diese  Ausübung  sollte  bis  zum 
1.  Mai  1851  dauern  (§  1).  Wüirend  des  Interims  sollte  die  deutsche 
Verfassungsangelegenheit  der  freien  Vereinbarung  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  überlassen  bleiben  §  3. 


§59. 

Ghegenbeatrebungen  Oesterreichs  und  der  MittelBtaaten. 

Bereits  am  12.  November  1849  erliess  das  Wiener Kabüiet  eine 
Note  nach  Berlin,  worin  es  vorläufig  einen  Protest  gegen  die  Beru- 
fung des  preussisch-deutschen  Beichstages  in  Aussicht  stellte.  Am 
21.  November  erwiderte  darauf  Preussen:  »dass  dasselbe  es  für 
einen  Verrath  an  der  Nation  halten  würde,  seine  bundesstaatlichen 
Bestrebungen  gemäss  dem  Maibündnisse  aufzugeben,  Preussen  sei 
es  der  deutschen  Nation  schuldig ,  die  eingeschlagene  Bahn  weiter 
zu  verfolgen«.  Darauf  erfolgte  eine  österreichische  Note  vom  28 .  No- 
vember mit  der  bestimmten  Antwort:  Oesterreich  erkenne  den 
preussischen  Bundesstaat  nicht  an ,  ebensowenig  Preussens  Befug- 
niss,  der  deutschen  Nation  Yerheissungen  zu  machen,  undprotestirte 
gegen  Einberufung  des  Beichstages,  sowohl  auf  Grund  der  Vertrage 
von  1815,  als  auf  Grund  des  Vertrages  vom  30.  September  1849. 

Gegenüber  dem  Vertrage  vom  26.  Mai,  welchem  die  süddeut- 
schen Königreiche  nie  beigetreten  und  von  dem  die  norddeutschen, 
Sachsen  imd  Hannover,  wieder  abgefallen  waren,  versuchte  Bayern, 
in  Verbindung  mit  Württemberg  und  Sachsen,  einen  Gegenentwurf 
aufzustellen,  sog.  Münchener  Entwurf  (Weil  S.  251).  Han- 
nover nahm  an  den  Berathungen  Theil,  ohne  dem  Vertrage  vom 
27.  Februar  1850  beizutreten,  welcher  daher  falschlich  »Vier- 
königsbündniss«  genannt  wird.  Nach  dem  Münchener  Ent- 
würfe wurde  Oesterreich  und  Preussen  zugestanden ,  mit  ihren 
sämmtlichen  Landen  in  den  Bund  zu  treten.  Die  Bundesregierung^ 
sollte  von  einem  Direktorium  von  7  Mitgliedern  gebildet  werden^ 
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nemlich  Oesterreich,  den  5  Königreichen  und  beiden  Hessen.  Die 
Mitglieder  des  Bundesdirektoriums  sollten  an  Instruktionen  gebun- 
den, nach  einfacher  Stimmenmehrheit  Beschlüsse  fassen,  nur 
bei  Yerfassungsyeränderungen  sollte  noch  Stimmeneinhelligkeit 
nothwendig  sein.  Neben  der  Bundesregierung  sollte  eine  National- 
versammlung von  300  Mitgliedern  stehen  (100  Oesterreicher,  100 
Preussen,  100  aus  den  andern  deutschen  Staaten).  Die  Mitglieder 
sollten  aus  den  Ständeversammlungen  der  einzelnen  Staaten  her- 
vorgehen und  das  Kecht  der  Zustimmung  zu  neuen  Bundesgesetzen, 
zur  Feststellung  der  Bundesausgaben  und  zur  Erhebung  von  Ma- 
trikulaxbeiträgen  haben.  Ausserdem  wurde  ein  ständiges  Bundes- 
gericht und  die  Gewähr  von  Grundrechten  verheissen,  welche  den 
Angehörigen  aller  deutschen  Staaten  zustehen  sollten. 

Obgleich  Oesterreich  sich  unter  gewissen  Voraussetzungen  mit 
dem  Münchener  Entwürfe  einverstanden  erklärte,  so  blieb  derselbe 
doch  ohne  allen  praktischen  Erfolg.  Oesterreich  und  seine  Verbün- 
deten entschlossen  sich  daher,  die  preussischen  Unionsbestrebun- 
g^i  mit  andern  Waffen  zu  bekämpfen,  indem  sie  nemlich  die  alte 
Bundesverfassimg  wieder  in  Kraft  zu  setzen  und  den  Bundestag  zu 
rekonstituiren  versuchten. 

Durch  Circulardepesehe  vom  26.  April  1850  berief  Oesterreich, 
»kraft  seines  Bundespräsidialrechtes«,  auf  den  11.  Mai  »eine  ausser- 
ordentliche Plenarversammlung«  der  Bundesglieder  nach  Frankfurt 
a.  M.  Der  Fürstenkongress  in  Berlin  beschloss,  weder  diese  Ver- 
sammlung als  Bundesversammltmg ,  noch  Oesterreichs  Präsidial- 
recht anzuerkennen ,  aber  Bevollmächtigte  nach  Frankfurt  zu 
schicken  und  als  Union  im  Ganzen  aufzutreten.  Nichtsdestoweniger 
konstitnirten  sich  in  Frankfurt  elf  Eegierungen ,  darunter  die  däni- 
sche, als  »Bundesplenarversammlung« ,  beriethen  in  pleno,  was 
nach  Bundesrecht  unmögUch  ist,  und  beschlossen,  »aus  diesem  Ple- 
num den  engem  Bath  hervorgehen  zu  lassen  a^.  Am  14.  August 
1850  forderte  dann  Oesterreich  zur  Beschickimg  des  engem  Bathes 
auf.  Trotz  des  preussischen  Protestes  vom  25.  August  wurde  wirk- 
lich am  2.  September  ein  sog.  engerer  Bath  mit  elf  Stimmen  eröff- 
net. Die  sich  so  nennende  Bundesversammlung  fasste  dann  die 
völlig  widerrechtlichen  Bundesbeschlüsse  gegen  Schleswig-Holstein 

*  Gegen  dieses  Vorgehen  Oesteireichs  und  seiner  Verbündeten  schrieb 
H.  A.  Zaehariä  eine  durchschlagende  Schrift:  »Die  Rechtswidrigkeit  der 
Tersuchten  Reaktivirung  der  im  Jahre  1848  aufgehobenen  deutschen  Bundesver- 
sammlimgte.  Oöttingen  1850. 
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und  die  kurhessische  Verfassung.  Noch  widerstrebte  Freussen  und 
schien  dem  Beschlüsse  vom  21.  September  1850 ,  welcher  zur  Ver- 
nichtung der  20  Jahre  in  anerkannter  Wirksamkeit  bestehenden 
hessischen  Verfassung  führte,  berechtigten  Widerstand  entgegen- 
setzen zu  wollen.  Allein  auch  in  Preussen  trat  die  Wendung  bald 
genug  ein. 

§60. 

Olmütser   Konvention,  Dresdner  Konferenzen  und  Wiederher- 
stellung des  Bundestages. 

Die  provisorisch  noch  fortvegetirende  Union  ging  unterdessen 
ihrer  Auflösung  Schritt  für  Schritt  entgegen.  Von  einer  Durchfüh- 
rung derselben  war  seit  dem  18.  Oktober  keine  Bede  mehr,  noch 
w^iiger  von  der  Wiederberufung  des  Erfurtear  Padamentes.  Am 
15.  November  wurde  in  dem  Fürstenkoll^um  die  Erklärung  abge^ 
geben:  » dass  Preussen ,  als  Unionsvorstand,  die  Verfassimg  vom 
26.  Mai  1849  nioht  ins  Leben  führen  werde  und  dieselbe  seinerseits 
als  vollständig  aufgegeben  betraditec  Endlich  am  29.  November 
1^50  fügte  sich  Preussen  in  der  Punktation  von  Olmütz  allen 
Forderungen  seiner  Gegner  (v.  Meyer  B.  11  S.  545)  und  betheiligte 
sich  sogar  an  der  Ausführui^  der  von  der  illegalen  Frankful^ter  Ver- 
sammlung gefassten  Beschlüsse  gegen  Kurhessen  und  Holateüiy 
indem  es  dort  eine  seit  zwanzig  Jahren  in  anerkannter  Wirkswkeit 
bestehende  Verfassung  der  Willkür,  hier  gutes  deutsches  Becht  dem 
Auslande  Preis  gab  ^  Zugleich  wurde  im  vierten  Paragraphen  der 
-Qlmützer  Punktation  verabredet,  dass  Ministerialkonferenzen  zu 
Dresden  unverzüglich  stattfinden  und  die  Einladung  dazu  geso^insam 
von  Oesterreich  und  Preussen  ausgehen  sollte  ^.  Nach  den  völlig" 
fruchtlos^i  dresdner  Konferenzen  vom  23.  December  1850  bis  sum 
18.  Mai  1851  blieb  die  einfache  Wiederherstellung  des 
Bundestages  der  einsige  Ausweg ;  ja  dieselbe  nrasete  sogar,  bei 
den  weitergieifenden  Machtbestrebungen  Oesteneichs ,  schliesslich 
noch  als  eine  Wohlthat  angesehen  werden.  Preussen  beschidcte 
den  Bundestag  wieder  am  14.  Mai  1851,  während  seine  frühem 


1  Max  Dune k er,  Vier  Monate  auswärtiger  PoUtik.  Mit  Urkunden.  Ber- 
Un  1851. 

2  Hauptquelle  ist  die  Schrift :  »Die  Dresdner  Konferenzen.«  Mit  Urkunden. 
Berlin  1851.  Die  Beilagen  enthalten  reiches  Material.  Vergl.  auch  t.  Kalten- 
born,  B.  II.  §  26,  und  Zöpfl,  Grunds.  B.  I.  §  199  mit  §  145,  182,  welchem  zu 
seiner  Darstellung  die  stenographischen  Berichte  vorgelegen  haben. 
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Unionsgenossen  theils  etwas  früher^  theils  etwas  später  dasselbe 
thateB.  So  war  denn  im  Juni  1851  die  vollständige  Re- 
stanration der  alten  Bundesverfassung  von  allen  Re- 
gierungen anerkannt. 

§61. 
n.    Die  deutschen  Einzelstaaten  im  Jahre  1848. 

Der  gewaltige  Stoss  der  französischen  Februarrevolution ,  wel- 
cher den  Bundestag  umstürzte ,  wirkte  auch  auf  die  Verfassungs- 
eutwickelungder  einzelnen  deutschen  Staaten  tief  umgestaltend  ein. 
Zwar  blieb  in  Deutschland  »die  Revolution  vor  den  Thronen  ste- 
heuf,  aber  der  Bestand  des  deutsch-monarchischen  Staatsrechts 
wurde  in  vielen  Staaten  wesentlich  alterirt.  War  bis  jetzt  überall, 
besonders  von  Seiten  der  Bundesgewalt,  das  sog.  monarchische 
Prinzip  vor  allem  betont  worden,  so  stellte  man  jetzt  die  sog.  Volks- 
rechte an  die  Spitze  der  Verfassungen.  Die  Frankfurter  Grund- 
rechte mit  ihren  weitgehenden  abstrakten  Principien  gingen  zum 
grossen  Theile  in  die  einzelnen  Landesverfassungen  über.  Ueberall 
rief  die  Furcht  vor  der  lange  geübten  polizeilichen  Willkür  der  ver- 
gangenen Periode  das  Streben  hervor,  die  Regierungsgewalt  in 
m^lichst  enge  Schranken  einzuschliessen,  dagegen  die  Freiheit  des 
Individuums  aufs  höchste  zu  steigern.  Die  verderbliche  Saat,  welche 
die  Regierungen  seit  den  Zeiten  der  Karlsbader  Konferenzen  in  so 
reichem  Maasse  ausgestreut  hatten,  ging  jetzt  auf  einmal  wuchernd 
auf  in  dem  Misstrauen  der  Völker,  der  politischen  Unreife  und  dem 
Unverstände  der  entfesselten  Massen.  Diese  Erscheinungen  traten 
gerade  da  am  stärksten  hervor,  wo  der  Absolutismus  jeden 
geistigen  Aufschwung  schonungslos  unterdrückt  und  das  Volk  in 
der  vollsten  politischen  Unmündigkeit  zurückgehalten  hatte.  So 
offenbarte  sich  die  ganze  Fäulniss  dieser  Zustände  am  schlimm- 
sten in  Oesterreich.  In  jenem  wunderbar  zusammengefügten 
Staatsbau  der  österreichischen  Monarchie,  wo  die  verschieden- 
sten Nationalitäten  und  Kulturstufen  nur  durch  die  Dynastie  zu 
einer  grossartigen  Einheit  verbunden  waren,  wo  seit  Jahrhunder- 
ten mit  der  ganzen  Unbeweglichkeit  habsburgischer  Ueberliefe- 
nmg  regiert  worden  war,  begann  jetzt,  unter  furchtbaren  revolutio- 
nären Zuckungen ,  ein  unreifes  Experimentiren  mit  Verfassungen. 
Eine  vom  Kaiser  Ferdinand  I. ,  nach  Sturz  des  Mettemich'schen 
Regierungssystems,  am  25.  April  1848  nach  dem  Muster  der  belgi- 
schen entworfene  Verfassungsurkunde  kam  gar  nicht  zur  Ausfüh- 
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Tung.  Der  sog.  verfassimgsgebende  Reichstag  zu  Kremsier  stellte 
vielmehr  einen  andern  Verfassungsentwurf  auf.  Ehe  derselbe  aber 
zur  Annahme  gelangte ,  erfolgte  die  Auflosung  jenes  Reichstages 
und  Kaiser  Franz  Joseph  I.  oktroyirte  die  Reichsverfassung  für 
das  Kaiserthum  Oesterreich  vom  4.  März  1849.  Allein  diese  Verfas- 
sung wurde  durch  kaiserliches  Patent  vom  31.  December  1851 
beseitigt  und  damit  die  ganze  konstitutionelle  Staatsform  wieder 
au%ehoben.  Oesterreich  war  damit  wieder  ein  absoluter  Staat. 
Die  neueste,  an  sich  hoch  interessante  Verfassungsentwicklung 
Oesterreich-Ungams  gehört  nicht  mehr  in  dasMeutsche  Staatsrecht, 
da  Oesterreich  seit  1866  aus  dem  deutschen  Staatensysteme  geschie- 
den ist. 

Um  so  wichtiger  ist  die  Verfassungsentwicklung  des  andern 
Grossstaates,  Preussens,  welches  jetzt  an  die  Spitze  des  deut- 
schen Bundesstaates  getreten  ist^  In  Preussen  wurde  durch  die 
Märzrevolution  die  weitere  Ausbildung  des  vereinigten  Landtages 
unterbrochen.  Derselbe  wurde  noch  einmal  im  April  1848  in  Berlin 
zusammenberufen.  Mit  seiner  Zustimmung  wurde  »eine  Versamm- 
lung zur  Vereinbarung  der  preussischen  Staatsverfassimga  berufen, 
ohne  erste  Kammer ,  gewählt  auf  der  damals  beliebten,  »breitesten 
demokratischen  Grundlagen  nach  dem  Urwahlgesetze  vom  8.  April 
1848.  Diese  Versammlung  trat  am  22.  Mai  in  Berlin  zusammen  und 
liess,  unter  Beiseitelegung  des  Regierungsentwurfes,  von  einer 
Kommission  von  24  Mitgliedern  einen  neuen  Verfassungsentwurf 
ausarbeiten  2,  von  welchem  jedoch  nur  die  Eingangsformel  und  die 
vier  ersten  Artikel  zur  Annahme  gelangten ;  denn  die  Krone  fand 
sich  bewogen,  diese  vielfach  von  Tumulten  beunruhigte  Versamm- 
lung durch  Botschaft  vom  9.  November  nach  Brandenburg  zu  ver- 
legen und  dieselbe  bis  zum  27.  November  zu  vertagen.  Als  auch 
dies  zu  keiner  Verständigung  führte,  sah  sich  die  Krone  veranlasst, 
unter  Beseitigung  des  Vereinbarungsprincips,  die  Verfassungs- 
urkunde vom  5 .  December  1 84  8  zu  oktroyiren,  nebst  dem  Wahlgesetze 


1  Vgl.  besonders  mein  preussisches  Staatsrecht  B.  I.  §33:  »Konatitutio- 
neUe  Anf&nge  in  Preussen  von  1848  bis  auf  die  Gegenwart.«  Ferd.  Fischer» 
Preussen  am  Abachlusse  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts.  Geschicht- 
liche, kulturhistorische,  politische  \md  statistische  Rückblicke  auf  das  Jahr  1849. 
Berlin  1876. 

2  X.  F.  B.  a  u  er ,  Protokolle  der  von  der  Versammlung  zur  Vereinbarung  der         I 
preussischen   Verfassung   ernannt   gewesenen   Verfassungskommission.     Ber- 
lin 1849. 
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för  die  erste  und  zweite  Kammer,  unter  Vorbehalt  der  Revision. 
Das  Wahlgesetz  für  die  erste  Kammer  bestimmte  einen  massigen 
Census,  das  für  die  zweite  Kammer  hielt  das  Kopfzahlsystem  fest. 
Die  zur  Revision  bestimmten  neuen  Kammern  wurden  am  26.  Fe- 
bruaf  1S49  eröffiiet^;  am  27.  April  1840  erfolgte  die  Auflösung 
und  die  Oktroyirung  eines  neuen  Wahlgesetzes  unter  Zugrunde- 
legung des  bekannten  Dreiklassensystems  am  30.  Mai  1849.  Mit 
den  auf  dieser  Grundlage  erwählten  Revisionskammem  wurde  nach 
langen  und  schwierigen  Verhandlungen  die  Verfassungsur- 
kunde vom  31.  Januar  1850  festgestellt  und  am  O.Februar  vom 
Konige  und  von  den  Kammern  feierlich  beschworen,  sie  bildet  mit 
manchen  wichtigen  Abänderungen  \md  Ergänzungsgesetzen,  unter 
denen  besonders  das  Gesetz  vom  7.  Mai  1853  nebst  Verordnung  vom 
12.  Oktober  1854  über  die  Zusammensetzung  des  Herrenhauses 
hervorzuheben  ist,  das  jetzt  giltige  Staatsgrundgesetz  der 
preussischen  Monarchie^.  Die  preussische  Verfassung  weicht 
nach  Form  und  Inhalt  vielfach  von  den  Verfassungsurkunden  ab, 
welche  inDeutschland  vor  dem  Jahre  1848  entstanden  sind.  Unver- 
kennbar ist  in  ihrer  ganzen  Anordnung  die  Zugrundelegung  der  aus- 
ländischen Schablone.  Die  nivellirenden  demokratischen  Tenden- 
zen des  Jahres  1848  mischten  sich  mit  den  absolutistisch -büreau- 
kratischen  Bestrebungen,  welche  in  der  Zeit  der  Revisionskammem 
bereits  wieder  zur  Macht  gelangt  waren.  Die  radikalen  Theorien  der 
Fortschrittsmänner  von  1848  sind  vielfach  mit  den  Traditionen  des 
preussischen  Beamtenstaates  zu  einem  unoiganischen  Aggregate  zu- 
sammengewürfelt. Die  Anschauimgen  des  französischen  Konstitu- 
tionalismus haben  auf  die  preussische  Verfassung  viel  stärker  einge- 
wirkt, als  der  Gedanke  des  deutschen  Rechtsstaates^.   Auch  hat  die 


1  Vergl.  besonders  Ferd.  Fischer,  Geschichte  der  preussischen  Kammer 
vom  26.  Februar  bis  zum  7.  April  1849.    Berlin  1849. 

3  Die  Materialien  zur  Geschichte  der  preussischen  Verfassungsurkunde 
finden  sich  am  vollstftndigsten  bei  L.  y.  Könne,  Die  Verfassungsurkunde  für 
den  preussischen  Staat  vom  31.  Januar  1850.  IQ.  Aufl.  Berlin  1859.  Eine 
pragmatische  Geschichte  der  preussischen  Verfassungsurkunde  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  geschrieben,  obgleich  eine  solche  eine  fühlbare  Lücke  [in  der  Erkenntniss 
der  preussischen  und  deutschen  Staatsentwickelung  ausfüllen  würde. 

'  In  diesem  Sinne  giebt  eine  Kritik  der  preussischen  Verfassung  Geff- 
ken,  Die  Reform  der  preussischen  Verfassung.  Leipzig  1871.  Die  Mängel  der 
prenisisehen  Verfassung  als  einer  sog.  lex  imperfecta  hebt  hervor  |E.  y. 
Stoekmar  in  seinen  scharfsinnigen  »Studien  über  das  preussische  Staatsrecht« 
b  Aegidi's  Zeitschr.  B.  I.  S.  196  ff.  Die  Idee  des  Rechtsstaates,  im  Gegen- 
tats  zu  den  Irrthümem  des  französischen  Pseudokonstitutionalismus,  hat  mit  be- 
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bald  folgende  Beaktionsepoch«  nichts  gethan,  diese  »lex  imperfectat 
weiter  zu  bilden  und  die  Phrasen  der  Grundrechte  in  wahre  Boll- 
werke einer  rechtlich  geordneten  Freiheit  zu  verwandeln .  Trotz  aller 
dieser  Mängel  der  preussischen  Verfassung  war  es  immerhin  eine 
grosse  Thatsache,  dass  Preussen  durch  die  Bewegung  des  Jahres  1 848 
in  die  konstitutionelle  Staatsordnung  eintrat  und  so  dem  preussischen 
Volke  die  lange  vorenthaltene  Theilnahme  an  den  öffentlichen  An- 
gelegenheiten gewährt  wurde.  Dadurch  wurde  der  preussische 
Staat  zuerst  auf  den  Boden  der  allgemeinen  europäischen  Staatsent- 
wicklung gestellt  und  befähigt ,  die  politische  Führerschaft  in 
Deutschland  zu  übernehmen.  Nur  ein  konstitutionelles  Preussen 
konnte  ein  deutsches  Beich  auferbauen. 

Weniger  wichtig  sind  die  Veränderungen,  welche  das  Jahr  1848 
in  den  Verfassungen  der  altem  konstitutionellen  Staaten^meist  in  ra- 
dikalem Sinne  herbeiführte,  indem  sie  fast  überall  schnell  wieder  be- 
seitigt worden  sind.  In  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden  und 
Hessen-Darmstadt  bestehen  die  oben  erwähnten  konstitutionellen 
Verfassungen  noch  in  voller  Kraft.  Grösser  waren  die  Umgestaltungen 
in  Hannover,  wo  König  Ernst  August,  nach  Umsturz  des  Staator 
grundgesetzes ,  sein  Landesverfassungsgesetz  vom  6.  August  1840 
oktroyirt  hatten  Unter  strengster  Einhaltung  aller  verfassimgsmässi- 
gen  Formen  kam  hier  das  Verfassungsgesetz  vom  5.  September 
1848  zu  Stande,  welches  wesentlich  an  das  Staatsgrundgesetz  von 
1833  anknüpfte,  mannig£eich  aber  auch  über  dessen  Bestimmungen 
hinausging. 

Ein  wahres  Chaos  von  Verwirrung  zeigte  sich  aber  in  vielen 
Kleinstaaten,  besonders  in  denjenigen,  wo  bis  dahin  eine  völ- 
lige staatliche  Indolenz  geherrscht  hatte.  In  diesen  Ländchen, 
welche  meist  wie  Patrimonialherrschaften  verwaltet  worden  waren, 
in  denen  eine  kleine  Kesidenzstadt  mit  einer  völlig  abhängigen  Be- 
völkerung das  städtische  Element  vertrat,  während  das  platte  Land 
grossen  Theils  landesfürstliche  Domaine  war ,  traten  in  dieser  Zeit 
konstituirende  Versammlungen  auf,  welche  in  diesen  Duodezstaaten 
die  abstrakten  naturrechtUchen  Grundsätze  der  Bousseau'schen. 
Staatslehre  ins  Leben  fuhren  wollten.  Wenn  man  in  Dessau,  Son- 
dershausen und  anderwärts  kühn  proklamirte :  »DieRegierungsfonn 
ist  die  demokratisch-monarchische,  alle  Gewalt  geht  vom  Volke  aus«, 


sondeiei  Klarheit  und  Energie  seit  Jahren  Kudolf  Gneist  vertreten,  besonders 
in  seiner  Schrift  »Der  Rechtsstaat^..  I.  Aufl.  Berlin  1872.  II.  Aufl.  Berlin  1879. 
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«o  glaubte  man  damit  in  kindischer  Verblendung  »den  festen*  Grund- 
stein für  die  Freiheit  der  Volker  gelegt  und  das  wahre  Glück  aller 
StaatBgenossen  fär  alle  Zukunft  gesichert  zu  haben«.  Diese  Verfas- 
songsexperimente  des  Jahres  1848  mit  ihren  radikal-demokratischen 
PrÖMapien,  für  deren  Verwirklichung  geradezu  alle  Grundbedingun- 
gen im  Lande  und  in  der  Bevölkerung  fehlten,  sind  als  der  Höhepunkt 
jener  Unklarheit  und  Begriffsyerwirrung  zu  betrachten,  welche  ein- 
mal mit  zur  Signatur  des  Jahres  1848  gehört. 


FInftes  Kapitel. 

Die  Restaurationsepoche  von  1851 — 1866. 

§62. 
THe  Thfttigkeit  des  wiederhergestellten  Bundestages. 
Die  Thätigkeit  der  wiederhergestellten  Bundesversammlung  be- 
wegte sich  bald  wieder  in  den  alten  Bahnen.  So  forderte  ein  Bun- 
desbeschluss  vom  23.  August  1851  die  Regierungen  auf:  »die  in  den 
einzelnen  Bundesstaaten  seit  dem  Jahre  1848  getroffenen  staatlichen 
Einrichtungen  und  erlassenen  gesetzlichen  Bestimmungen  einer  sorg- 
fiQtigen  Prüfung  zu  unterwerfen  und  dann,  wenn  sie  mit  den  Grund- 
gesetzen des  Bundes  nicht  in  Einklang  stehen,  diese  nothwendige 
üebereinstimmung  ohneVerzug,  d.  h.  selbst  mit  Umgehung  des 
gesetzlichen  landesverfassungsmässigen  Weges,  wiederherzustellen«. 
{v. Meyer  B.n.  S.  560).  In  dieser  Richtung  erfolgten  dann  weitere 
specielle  Bundesbeschlüsse  in  Betreff  der  Verfassungen  von  Kur- 
heseen,  Bremen,  Frankfurt  am  Main.  Ein  Bundesbeschluss  vom 
23.  August  1851  setzte  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  ausser 
Kraft.  Ein  Bundesbeschluss  vom  31.  December  1851  verfügte  die 
Auflösung  der  deutschen  Flotte.  Dann  folgten  die  Bundesbe- 
schlüsse  zur  Verhinderung  des  Missbrauchs  der  Pressfreiheit  vom 
6.  Juli  1854  und  zur  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Ordnung 
und  Ruhe  im  deutschen  Bunde,  insbesondere  das  Vereinswesen 
betreffend,  vom  13.  Juli  1854  (v,  Meyer  11  S.  605). 

§63. 
Beoktiongperiode  in  den  Sinselstaaten. 
Bald  legte  sich  der  hochgehende  Strom  der  Volksbewegung. 
Auf  die  unnatürliche  Erregung  folgte  im  Volke  die  tiefste  politische 
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Abspannung,  bei  den  Regierungen  auf  die  Zeit  der  weitgehendsten 
Koncessionen  die  heftigste  und  ungeduldigste  Beaktionsperiode, 
deren  Absicht  dahin  ging,  unter  Beseitigung  aller  »Märzerrungen- 
schaftena  den  staatsrechtlichen  Zustand  vollständig  zu  restauriren, 
wie  er  vor  dem  Jahre  1848  bestanden  hatte.  Materiell  genommen 
waren  keineswegs  alle  legislativen  Neugestaltungen  des  Jahres  1848 
übereilt  und  ungesund.  Viele  jener  Gesetze  begründeten  wirklich 
einen  längst  gebotenen  Fortschritt  im  staatlichen,  socialen  und 
wirthschaftlichen  Leben  des  Volkes ,  vor  allem  die  Gesetze ,  welche 
sich  bezogen  auf:  die  Beseitigimg  der  Frohnden ,  des  Jagdregals, 
der  Patrimonialgerichte,  die  erleichterte  Ablösung  der  bäuerlichen 
Lasten,  die  Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung,  die  Aufhebung  der 
Censur,  die  grössere  Selbständigkeit  der  Gemeinden ,  die  stärkere 
Garantie  der  persönlichen  Freiheit  gegen  polizeiliche  Willkür  u.  s.  w. 
Trotzdem  wurden  viele  dieser  wirklich  erspriesslichen  Grundsätze, 
oft  nur  wegen  ihres  Ursprungs ,  durch  den  blinden  Eifer  der  Reak- 
tionsperiode  über  den  Haufen  geworfen.  Tn  Mecklenburg  wurde, 
infolge  des  Freienwalder  Schiedsrichterspruches  vom  12.  September 
1850,  das  freilich  mannigfach  der  Revision  bedürftige  Staatsgrund- 
gesetz vom  10.  Oktober  1849  aufgehoben  und  der  ganze  alte  und 
veraltete  Zustand  wiederhergestellt,  aus  welchem  Mecklenburg  sich 
bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  hat  herausarbeiten  können. 

Noch  schlimmer  waren  aber  die  formellen  Rechtsverletzun- 
gen, deren  sich  manche  Regierungen  bei  der  Aufhebung  der  Ver- 
fassungen imd  Gesetze  des  Jahres  1848  schuldig  machten.  Die 
meisten  dieser  Verfassimgen  und  Gesetze  waren  in  formell  rechts- 
gültiger Weise  zu  Stande  gekommen,  d.  h.  unter  Zustimmung'  des 
Regenten  und  der  bestehenden  landständischen  Vertretungen. 
Wollten  die  Regierungen  nun  legitim  zu  Werke  gehen ,  so  durften 
sie  auch  diese  Verfassungen  nur  auf  verfassungsmässigem  Wege  ab- 
ändern, besonders  von  denjenigen  Auswüchsen  befreien,  welche  mit 
einem  gesunden  Staatsleben  unverträgUch  sind.  Bei  der  völlig  ver- 
änderten Stimmung  des  Volkes,  bei  den  vielen  legalen  Mitteln 
der  Einwirkung,  welche  jeder  Regierung  zu  Gebote  stehen,  war  mit 
Ausdauer  und  Konsequenz  eine  Revision  auf  legitimem  Wege  über- 
all zu  erreichen,  wo  eine  Regierung  ihrem  Volke  mit  gutem  Willen 
entgegenkam.  Durch  Einhaltung  des  gesetzlichen  Weges  haben 
allerdings  nicht  wenige  Regierungen  sich  das  Vertrauen  ihres  Volkes 
erhalten  und  die  so  werthvolle  Kontinuität  des  Rechtszustandes  be- 
hauptet, wie  dies  z.  B.  in  Sachsen-Weimar,  Koburg-Gotha,  Olden- 
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biiig,  Braunschweig  geschehen  ist.  Gewiss  haben  diese  Regierungen 
für  die  so  nothwendige  Stärkung  des  Rechtsbewusstseins  im  Volke 
mehr  gethan,  als  jene  Verehrer  des  Staatsstreichs  und  der  Ordon- 
nanzen, welche  die  Ansicht  aussprachen:  »dass  diese  durch  den 
reTolutionären  Zeitgeist  ins  Leben  gerufenen  Zwischenzustände, 
trotE  ihrer  vermeintlichen  Rechtsformen  j  auf  die  Ehre  einer  in  ver- 
fassungsmässiger Wirksamkeit  stehenden  Verfassung  keinen  An- 
spruch machen  könnten«.  Am  schlimmsten  war  es,  dass  man  sich 
des  reaktivirten  Bundestages  bediente,  um  Verfassungen  und  Gesetze 
durch  ein  Diktat  von  Frankfurt  zu  beseitigen;  wenn  man  deren  ver- 
fassungsmässige Revision  nicht  gleich  beim  ersten  Anlaufe  durch- 
setzen konnte.  Man  legte  bei  diesem  Verfahren  der  Bundesgewalt 
eine  wahrhaft  autokratische  Machtvollkommenheit,  eine  plenitudo 
potestatis,  bei,  welche  den  Fundamentalsätzen  des  Bundesrechtes 
schnurstracks  widersprach.  Bei  dem  Mangel  aller  positiven  bundes- 
rechtlichen Normen  über  die  Grundlagen  einer  deutschen  Landes- 
verfassung war  es  jetzt  völlig  der  willkürlichen  Interpretation  über- 
lassen, welche  Grundsätze  einer  Verfassung  man  für  bundeswidrig 
erklären  wollte;  ja  man  ging  so  weit,  durch  einen  Gewaltstreich 
ganze  Verfassungen  wegen  einzelner  darin  befindlicher,  angeb- 
lich bundeswidriger  Bestimmungen  umzustürzen.  Das  schlimmste 
Beispiel  dieser  reaktivirten  Bundesthätigkeit  bietet  uns  Kur- 
hessen, wo  die  Bundesversammlung  durch  Bundesbeschluss  vom 
27.  März  1852  die  Verfassungsurkunde  vom  5.  Januar  1831  »in 
ihrem  wesentlichen,  jedoch  von  dem  übrigen  nicht  wohl  zu  trennen- 
den Lihalte«,  als  mit  den  Grundgesetzen  des  Bundes  nicht  verein- 
bar ausser  Wirksamkeit  setzte,  und  den  Kurfürsten  aufforderte,  »eine 
den  Verhandlungen  der  Bundeskommission  entsprechende  Ver- 
fassung ohne  Zögerung  als  Gesetz  zu  publiciren«.  Auf  diese  völlig 
widerrechtliche  Aufforderung  hin  verkündigte  der  Kurfürst  am 
13.  April  1852  eine  sog.  Verfassungsujrkunde,  welche  aber  bei  dem 
festen  Rechtssinn  des  hessischen  Volkes,  ebensowenig  wie  ein  ande- 
rer von  der  kurfürstlichen  Regierung  vorgelegter  Verfassungsentwurf 
vom  30.  Mai  1860,  die  Zustimmung  irgend  einer  hessischen  Volks- 
vertretung erlangen  konnte.  Es  war  ein  später,  aber  doch  erfreu- 
licher Triimiph  des  Rechtes,  dass  auf  den  Antrag  der  badischen 
Regierung  vom  4.  Juli  1861.  unter  Preussens  machtvoller  Unter- 
stjitzung,  durch  Bundesbeschluss  vom  24.  Mai  1S62  die  unrechtmässig 
aufgehobene  Verfassung  vom  5.  Januar  1831  nebst  den  abändernden 
Cresetzen  von  1848  und  1849  wieder  ins  Leben  gerufen  werden  und 
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die  Bundes  Versammlung  somit  ihr  eigenes  widerrechtEches  Verfahren 
eingestehen  mnsste  *.  Eine  gleiche  Genugthuung  wurde  dem  han- 
noverschen Volke  nicht  zu  Theil,  wo  das  verfassimgsmässige  Lan- 
desrecht in  ebenso  widerrechtlicher  Weise  gebrochen  worden  war, 
wie  in  Kurhessen. 

Gegen  das  in  streng  verfassungsmässiger  Weise  sni  Stande  ge^ 
kommene  Verfassungsgesetz  vom  5.  September  1848  begannen  die 
Ritterschaften  schon  im  Jahre  1851  ihre  Umtriebe,  welche  schliess- 
lich zu  Beschwerden  bei  dem  wiederhergestellten  Bundestage  führ- 
ten. Diesen  gegenüber  nahm  die  königlich  hannoversche  Regierung 
lange  öine  ablehnende  Haltung  ein ,  bis  auch  hier  eine  vollständige 
Wandelung  in  der  politischen  Haltung  eintrat ,  welche  die  Regie- 
rung selbst  den  ritterschaftlichen  Beschwerden  geneigt  machte  und 
die  verhängnissvollen  Bundesbeschlüsse  vom  12.  und  19.  April  pro- 
vocirte,  wodurch  die  Regierung  ermächtigt  wurde,  ohne  Einhaltung 
des  verfassungsmässigen  Weges,  die  im  Ausschussberichte  als  bun- 
deswidrig bezeichneten  oder  damit  in  untrennbarem  Zusammenhange 
stehenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  5.  September  1848  zu 
beseitigen  und  die  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  des  Landes^ 
Verfassungsgesetzes  von  1840  wiederherzustellen.  Mit  der  könig- 
lichen Proklamation  vom  1 .  August  1855  »betreffend  die  Veränderung 
des  Verfassimgsgesetzes  vom  1.  August  1855«  begann  eine  aber- 
malige Zerstörung  des  ganzen  öffentlichen  Rechtszustandes  in  Han- 
nover, welche  dem  ersten  Verfassungsbruche  von  1837  an  rechtloser 
Willkürlichkeit  nichts  nachgab.  Es  zeugte  von  dem  tiefen  Barome- 
terstand des  damaligen  Rechtsbewusstseins ,  dass  nur  eine  einzige 
Stimme  im  Schoosse  der  Bundesversammlung  sich  gegen  diese  Be- 
schlüsse erklärte  2.  Die  Willkür  triumphirte  über  das  Recht.  Aber 
die  Nemesis  blieb  auch  hier  nicht  aus,  wenn  sie  auch  noch  ein  Jahr- 
zehnt auf  sich  warten  liess. 


1  Die  Erklärung  der  badischen  Regierung  findet  sich  im  Staatsarch.  B  I. 
1801 .  Nr.  24.  S.  93.  Die  gründliehe  Denkschrift*  wodurch  dieser  Antrag  Staats-- 
redltlioh  gerechtfertigt  wurde,  ist  von  K.  v.  Mo  hl,  damaligem  badischen  Bun- 
destagsgesandten. 

'  Vergleiche  das  von  mir  ausgearbeitete  Votum  »in  Beschwerdensachen  der 
Ritterschaften  und  Landschaften  des  SLönigreichs  Hannover  wegen  Abänderung' 
der  Provinoialverfassungen  und  Entziehung  der  Standschaft  in  der  ersten 
Kammer.«  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  des  zweiten  hannoverschen  Verfassungs- 
bruches im  Jahre  1855.  In  meiner  Praxis  des  Staats-  und  Privatrechtes.  licipzig 
1876.    Nr.  VI.  8.  243  ff. 
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§64. 

Letrte  misslimgene  Versuche  einer  Bandesreform,  besonders  das 

österreichisohe  Beformprojekt  von  1868. 

Nach  den  fehlgeschlagenen  Versuchen  des  Jahres  1848  blieb 
die  Beform  des  Bundes  lange  Zeit  der  officiellen  Tagesordnung  fem. 
Der  von  Sachsen  vorgelegte  Reformplan  vom  15.  Oktober  1861, 
welcher  wesentlich  auf  Herstellung  einer  ständischen  Delegirtenver- 
sammlung  am  Bunde,  eines  Bundesgerichtes  und  einer  aus  drei 
Bundesgliedem  bestehenden  Exekutive  gerichtet  war,  rief  zwar  einen 
lebhaften  Notenwechsel  hervor,  blieb  aber  bei  den  völlig  auseinan- 
dergehenden Ansichten  der  deutschen  Eegierungen  ohne  allen 
praktischen  Erfolg  (Staatsarch.  1861.  N.  164;  1862  Nr.  175. 
176] .  Ebenso  wurde  der  Antrag  von  8  Staaten  (sog.  Würzburgern) 
vom  14.  August  1862  auf  Bildimg  einer  ständischen  Delegirtenver- 
sammlung  am  Bunde,  besonders  zur  Berathung  allgemeiner  Gesetz- 
entwürfe über  Civilprocess  und  Obligationenrecht  am  22.  Januar 
1863  von  der  Majorität  der  Bundesversammlung  abgelehnt  (G.  v. 
Meyer,  B.  III.  S.  299—335). 

Im  Sommer  1863  wurde  Deutschland  durch  ein  österreichi- 
sches Reformprojekt  überrascht ^  Anfangs  August  ergingen 
die  Einladungen  des  Kaisers  von  Oesterreich  an  alle  regierenden 
deutschen  Fürsten  und  die  vier  freien  Städte  zur  Abhaltung  eines 
Fürstentages  zu  Frankfurt  am  Main,  welchen  Preussen  indessen  zu 
beschicken  ablehnte.  Der  österreichische  Entwurf  enthielt  eine  voll- 
standige  Umgestaltung  der  bestehenden  Bundesverfassung.  Als 
neue  Bundesorgane  wurden  vorgeschlagen :  ein  Direktorium  aus 
5^ Mitgliedern  (Oesterreich,  Preussen,  Bayern  und  zwei  der  am  8.  9. 
und  10.  Armeecorps  betheiligten  Souveräne),  welchem  die  gesammte 
vollziehende  Gewalt  und  völkerrechtliche  Vertretung  des  Bundes 
zustehen  sollte,  ein  Bundesrath  aus  den  Bevollmächtigten  der 
17  Stimmen  des  engem  Eathes,  wozu  noch  zwei  neue,  Oesterreich 
und  Preussen  beizulegende  Stimmen  kommen  sollten,  eine  Ver- 
sammlung der  Bundesabgeordneten,  welche  aus  300  von 
den  Vertretungskörpem  der  Einzelstaaten  gewählten  Bundesabge- 

1  Klüpfel,  EinheitsbeBtrebungen  B.  I.  S.  303->315.  EnthüUungen |an 
das  deutsche  Volk  über  das  Fürstenparlament.  Brüssel  und  Leipzig  1863.  Den 
äusseren  Hergang  des  Fürstenkongresses  schildert  Ludwig  Kobert  (v.  O  e  r  t  ze  n), 
Federzeichnungen  aus  Frankf.  a.  M.  Preuss.  Jahrbücher.  1871.  Juliheft.  Der 
heste  und  vollständigste  Abdruck  ^der  betreffenden  Aktenstücke  und  der  Proto- 
kolle des  Fürstentages  findet  sich  in  Aegidi's  und  Klauhold's  Staatsarchiv 
B.Vin.  (1865).  S.  63—226. 

H.  Schulz«,  Deotscbes  Staatsrecht.  1 0 
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ordneten  bestehen,  inj  ihren^Befiignissen  aber  «ehr  beschränkt  sein 
sollte,  endlich  eine  Fürstenversaminlung  und ain  Bundes* 
gericht.  Die  Absicht  Oesterreichs,  eine  allgenieine  Annahme  sei- 
ner Vorschläge  sofort  durchzusetzen,  schlug  fehl.  Es  wurden  ver- 
schiedenartige Abänderungsvorschläge  gemacht  und  angenommen, 
aber  auch  für  diesen  so  revidirten  Entwiuf  (Staatsarchiv  a.  a.  O. 
S.  179  fg.)  wurde  keine  unbedingt  bindende  Erklärung  abgegeben; 
selbst  von  Seiten  der  Zustimmenden  erfolgte  der  Beitritt  nur  unter 
Voraussetzung  der  allgemeinen  Annahme  des  Entwurfes.  Den  ent- 
scheidenden Ausschlag  gab  aber  die  Erklärung  des  Königs  von 
Preussen  vom  22.  September  1863,  worin  er  die  Ablehnung  des 
ganzen Beformprojektes  aufs  bestimmteste  aussprach,  »weil  erin  dem 
Entwürfe  nicht  den  Ausdruck  der  wirklichen  Verhältnisse  und  Be- 
dürfhisse au  erkennen  vermöge«  (Staatsarch.  a.  a.  O.  S.  212. 
Nr.  1768).  Als  unumgängliche  Vorbedingung  für  seinen  Beitritt 
stellte  der  König  von  Preussen  folgende  drei  Postulate :  1)  ein  Veto 
Oesterreidis  und  Preussens  gegen  alle  Eüriegserklärungen ,  rosofem 
nicht  das  Bundesgebiet  angegriffen  wird;  2)  die  volle  Gleichberech- 
tigung Preussens  mit  Oesterreich  im  Präsidium;  3)  eine  w^ihre,  aus 
direkter  Betheiligrmg  der  ganzen  Nation  hervorgehende  National- 
vertretung. Die  Ablehnung  selbst  wurde  motivirt  durch  eine  ein- 
gehende Denkschrift  des  gesammten  Staatsministeriums  vom  1 5 .  Sep- 
tember 1863  (Staatsarchiv  S.  206. Nr.  1767).  So  scheiterte  auch 
dieser  Beformversuch  des  Bundes  auf  grossdeutscher  Grundla^ 
und  verlief  sich  spujrlos  in  dem  Sande  der  Nürnberger  Minister- 
konferenzen. 


Sechstes  Kapitel. 

Die  staatsrechtliche  Krisis  des  Jahres  1866  und  die  Auf- 
hebung des  deutschen  Bundes  ^ 

§65. 
Der  deutsche  Krieg  des  Jahres  1866. 
War  dur<äi  diese  unumwundene  Ablehnung  des  österreichischen 
Reformprojekts  die  Spannung  zwischen  Oesterreich  imd  Preussen 
auf  äusserste  getrieben,  so  führte  die  durch  den  am  15.  November 

^  Vetgleiohe  meinfi  augfohrliohe  Darstellung  dieser  Ereignisse  in  der  Ein- 
leitung Kap.  Vn.  Auch  als  besondere  Schrift  erschienen :  Die  Exisis  des  deut- 
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1363  edoigtesk  Tod  des  KönigB  voa  Dänemark,  Friedrich'B  YII. ,  akut 
gewoiißj^  sddeswig-haUteinische  Frage  die  beiden  Groftsmäckte 
ftof  eise  Zeit  hjog  wieder  zusammen  und  dieselben  nahmen  gemein- 
sam, lediglich  als  europäische  Grossmächte,  die  Sache  Schleswigs  in 
die  Hand.  Nachdem  Dänemark  die  Ziuräcknahme  der  mit  den  Verab* 
redungen  von  lB51/^2  in  Widerspruch  stehenden  Massiegeln  in  Be- 
treff Schleswigs  verweigert  hatte ,  rückten  die  verbündeten  Armeen 
im  Januar  1864  in  Schleswig  ein.  Die  anfangs  beabsichtigte  blosse 
iPfimdnahme«  führte  durch  den  Widerstand  Dänemarks  zu  einem 
virklichen  Kriege,  welcher  mit  dem  Wiener  Frieden  vom 
30.  Oktober  18  64  (Staatsarchiv  B.  VII.  S.  322]  endigte,  in 
welchem  Dänemaxk  die  drei  Herzogthümer  Schleswig,  Holstein  und 
Lanenhnrg  an  die  verbündeten  Monarchen  von  Preussen  und  Oester- 
leicb  abtrat,  »en  s'engageaait  ä  reconnaltre  les  dispositions,  que  Leurs 
ditesMajest^  prendront  ä  T^gard  de  cos  duch^s«.  Aber  gerade  die- 
ser gemeinsame  Besitz  der  eroberten  Lande  war  der  Keim  neuer 
schwerer  Konflikte.  Während  Preussen,  bei  allen  möglichen  Kom- 
binationen über  die  Zukunft  der  Herzogthümer,  daran  festhielt,  dass 
dieselben  durch  feste  Verträge  dem  militärischeai,  diplomatischen 
imd  merkantilen  System  Preussens  für  alle  Zeiten  eingefügt  werden 
miiisten,  begünstigte  Oesterreich,  im  Einverständnisse  mit  den 
deutschen  Mittelstaaten,  immer  mehr  die  Schöpfimg  eines  völlig 
unabhängigen  Staates  uuter  der  Herrschaft  des  Herzogs  von  Schles- 
vig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg. 

Schon  im  Sommer  1865  drohte  der  Konflikt  zwischen  Oester- 
reich und  Preussen  zum  kriegerischen  Zusammenstosse  zu  fahren, 
doch  wurde  derselbe  noch  einmal  durch  die  sog.  Gasteiner  Kon- 
vention vom  14.  August  18  65  vertagt  (Staatsarch.  B.  IX. 
S.  288],  kxaft  deren  »die  Ausübung  der  von  beiden  Mächten  ge- 
meinsam erworbenen  Hoheitsrechte,  unbeschadet  der  Fortdauer 
dieser  Becbte  beider  Mächte  an  der  Gesammtbeit  beider  Herzog- 
thümer, in  Bezug  auf  Schleswig  auf  Preussen,  in  Bezug  auf  Hol- 
steinauf Oesterreich  übertragen  wurde.«  DasHerzogthumLauen- 
b  arg  wurde  definitiv  an  den  König  von  Preussen  abgetreten.  Bald 
trat  aber  der  verschiedene  Standpunkt  der  beiden  Mächte  in  der 
schleswig-holsteinischen  Frage  wieder  hervor^  ind^n  Oesterreich  die 
Entscheidung  denelben  in  die  Hände  des  deutschen  Bundes  legen, 
Preussen  dieselbe  ledigUch  im  Einverständnisse  mit  Oesterreich 

tefaen  Ststttneehtes.«    Leipsig  1867,  besonders  jetst  attoh  H.  Klflpfel,  Ge- 
«obJAhte  der  devtaehenfinkheitsbestif blasen    B.  II.  1866—1871. 

10* 
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regeln  wollte.  Am  1.  Juni  erklärte  Oesterreich  in  der  Bundesver- 
sammlung, »dass  es  in  dieser  gemeinsamen  Angelegenheit  alles 
Weitere  den  EntSchliessungen  des  Bundes  anheimgebe,  welchen 
von  Oesterreich  bereitwilligste  Folge  gesichert  sei.«  Zu  gleicher  Zeit 
berief  die  holsteinische  Statthalterschaft  einseitig  die  holsteinische 
Ständeversammlung  ein.  Darin  sah  Preussen  die  ausdrückliche 
LossEigung  vom  Gasteiner  Vertrage.  Am  7 .  Juni  rückten  preussische 
Truppen  »zur  Wahrung  der  Kondominatsrechte«  in  Holstein  ein. 
Am  12.  Juni  räumte  die  österreichische  Statthalterschaft  unter  Pro- 
test gegen  diesen  angeblichen  Gewaltakt  Holstein  mit  ihren 
Truppen.  An  demselben  Tage  brach  Oesterreich  die  diplomatischen 
Verhandlungen  mit  Preussen  ab.  Es  kam  Oesterreich  nun  darauf 
an,  den  deutschen  Bund  auf  seine  Seite  zu  ziehen  und  den  Krieg  zu 
einem  Bundeskriege  gegen  Preussen  zu  stempeln.  Diesem  Zwecke 
sollte  der  am  11.  Juni  1866  gestellte  österreichische  Antrag  auf  Mo- 
bilmachung sämmtlicher  nicht  preussischer  Bundesarmeecorps  die- 
nen, welcher  stillschweigend  eine  Kriegserklärung  gegen  Preussen 
in  sich  schloss.  Vor  der  schon  auf  den  14.  Juni  anberaumten  Ab- 
stimmung legte  Preussen  gegen  jede  geschäftliche  Behandlung 
dieses  »formell  und  materiell  bundeswidrigena  österreichischen  An- 
trages Protest  ein.  Trotzdem  erfolgte  die  Abstimmung  und  es 
wurde  der  österreichische  Antrag  mit  einer  geringen  Mehrheit  von 
9  gegen  7  Stimmen  angenommen.  Unmittelbar  darauf  erklärte  der 
preussische  Gesandte  im  Namen  seines  Königs,  »dass  Preussen 
den  bisherigen  Bundes  vertrag  für  gebrochen  und  des- 
halb nichtmehr  verbindlich  ansieht,  denselben  viel- 
mehr als  erloschen  betrachten  und  behandeln  wird«. 
Preussen  hatte  schon  vor  Annahme  dieses  Beschlusses  den  einzelnen 
Bundesgliedem  erklärt,  »dass  die  Annahme  des  österreichischen  An- 
trags von  Preussen  als  Kriegserklärung  behandelt  werden  werde.« 
Die  an  Hannover,  Sachsen  und  Kurhessen  gerichteten  sog.  »Somma- 
tionen«  blieben  ohne  Erfolg.  Darauf  erklärte  Preussen  diesen 
Fürsten  den  Krieg,  besetzte  ihre  Hauptstädte  und  dann  ihre  ganzen 
Gebiete.  Am  1 7 .  Juni  erliess  der  Kaiser  von  Oesterreich  das  Kriegs- 
manifest, am  18.  Juni  proklamirte  der  König  von  Preussen  den 
ELrieg  gegen  Oesterreich.  Am  23.  Juni  marschirten  die  Preussen  in 
Böhmen  ein.  Auf  eine  Reihe  siegreicher  Gefechte  folgte  die  ent- 
scheidende Schlacht  von  Königgrätz  am  3.  Juli  1866.  Ganz  Böhmen 
imd  Mähren  war  in  preussischen  Händen.  Ein  Waffenstillstand 
hemmte  am  21.  Juli  den  Si^eslauf  der  Preussen  vor  den  Thoren 
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Wiens.  In  gleicher  Weise  waif  FreuBsen  im  westlichen  Deutsch- 
land alle  seine  Gegner  nieder.  Nassau,  Hessen-Darmstadt,  ein 
Theil  von  Württemberg,  Baden  und  Bayern  wurden  besetzt.  Am 
16.  Juli  rückten  die  Preussen  in  Frankfurt  a.  M.  ein.  Das  grosse 
Gottesgericht  des  Jahres  1 866  hatte  gegen  Oesterreich  und  den  Bund 
entschieden.  Das  Schicksal  Deutschlands  lag  in  Freussens  Händen. 

§66. 
Die  deutschen  FriedensBohlüsBe  des  Jahres  1866  ^ 

Am  26.  Juli  1866  kam  ein  Präliminarfriedensvertrag 
zwischen  Preussen  und  Oesterreich  zu  Nikolsburg  zu  Stande,  auf 
welchen  dann  der  definitive  Friedensvertrag  zu  Preig  am  23.  August 
1866  folgte  (Staatsarch.  B.  IX.) .  Von  dessen  Bestimmungen  sind  be- 
sonders folgende  von  bleibender  Bedeutung  für  die  staatsrechtliche 
Neugestaltung  Deutschlands.  Prager  Frieden  Art.  IV.  »Seine 
Majestät  der  Kaiser  von  Oesterreich  erkennt  die  Auf- 
lösung des  bisherigen  deutschen  Bundes  an  und  giebt 
Seine  Zustimmung  zu  einer  Gestaltung  Deutschlands 
ohne  Betheiligung  des  österreichischen  Kaiserstaates. 
Ebenso  verspricht  Sr.  Majestät  das  engere  Bundesverhältniss  anzu- 
erkennen ,  welches  Sr.  Majestät  der  König  von  Preussen  nördlich 
von  der  Mainlinie  begründen  wird,  und  erklärt  sich  damit  einver- 
standen, dass  die  südlich  von  dieser  Linie  gelegenen  deutschen 
Staaten  in  einen  Verein  treten ,  dessen  nationale  Verbindung  mit 
dem  norddeutschen  Bunde  der  näheren  Verständigung  zwischen  bei- 
den vorbehalten  bleibt.«  Art.  VI :  »Auf  den  Wunsch  Sr.  Majestät  des 
Kaisers  von  Oesterreich  erklärt  Sr.  Majestät  der  König  von  Preussen 
sich  bereit,  bei  den  bevorstehenden  Veränderungen  in  Deutschland 
den  gegenwärtigen  Territorialbestand  des  Königreichs  Sachsen  in 
seinem  gegenwärtigen  Umfange  bestehen  zu  lassen,  indem  Er  sich 
dagegen  vorbehält,  den  Beitrag  Sachsens  zu  den  Kriegskosten  und 
die  künftige  Stellung  des  Königreichs  Sachsen  innerhalb  des  nord- 
deutschen Bundes  durch  einen  mit  Sr.  Majestät  dem  Könige  von 
Sachsen  abzuschliessenden  Friedensvertrag  besonders  zu  regeln. 
Dagegen  verspricht  Sr.  Majestät  der  Kaiser  von 
Oesterreich,    die    von   Sr,  Majestät  dem  Könige  von 

*  Vergleiche  meine  im  August  1866  zu  Breslau  erschienene  kleine  Schrift: 
•Die  Fiiedensbestimmungen  in  ihrem  Verhältnisse  zur  Neugestaltung  Deutsch- 
bmds,  geschichtlich  und  politisch  erörtert.« 
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Freussen  in  Norddetitschland  herzustellenden  neuen 
Einrichtungen,  einschliesslich  der  Territorialrer- 
änderungen  anzuerkennen.« 

Durch  A.  IV.  des  Prager  Friedens  wurde  jener  unheilvolle 
Dualismus  im  deutschen  Staatensystem  endHeh  gelöst,  welcher  das 
deutsche  Beich  gesprengt  und  jede  Beform  des  deutschen  Bunde« 
bisher  verhindert  hatte.  Erst  das  durch  einen  jahrhundertelangen 
staatsrechtlichen  und  kulturgeschichtlichen  Process  vorbereitete 
Ausscheiden Oesterreichs  (S.  73)  aus  dem  deutschen  Staatenverbande 
machte  einen  kräftigen  und  einheitlichen  Neubau  möglich,  indem 
nun  in  Preussen  ein  fester  Mittelpunkt  für  die  Neukonstituirung 
Deutschlands  gegeben  war.  Während  indessen  die  frühem  von  Preus- 
sen ausgehenden  Einigungsversuche  immer  das  ganze  ausser- 
österreichische  Deutschland  umfasst  hatten,  tritt  jetzt  zum  ersten 
Male  die  Beschränkung  des  imter  Preussens  Leitung  ztmächst  zu 
bildenden^  engem  Bundesverhältnisses  auf  das  nördlich  von  der 
Mainlinie  gelegene  Deutschland  in  bestimmter  Weise  auf.  Welche 
politischen  Motive  die  vorläufige  Beschränkung  des  engem  bundes- 
staatlichen Verhältnisses  auf  Norddeutschland  herbeigeführt  haben, 
ist  hier  nicht  weiter  zu  erörtern.  Bechtlich  steht  nur  soviel  fest, 
dass  Oesterreich  sich  verpflichtet  hatte,  auf  seine  Betheiligung^ 
an  dem  deutschen  Bundesverhältnisse  zu  verzichten  und  einen  auf 
Norddeutschland  beschränkten ,  von  Preussen  zu  bildenden  engeru 
Bundesstaat  anzuerkennen.  Eine  Verpflichtung  Preussens, 
seine  Bundesbestrebungen  niemals  über  die  Mainlinie  auszudehnen, 
war  in  Art.  IV  ebensowenig  ausgesprochen,  als  eine  Verpflichtung* 
der  süddeutschen  Staaten,  einen  süddeutschen  Bund  abzu- 
schliessen ,  welcher,  als  ein  blos  in  Napoleon's  Kopf  entstandener 
Gedanke,  auch  in  Süddeutschland  wenig  Anklang  fand  und  niemals 
ernstlich  in  Aussicht  genommen  wurde.  Nur  hatte  sich  Preussen 
Oesterreich  gegenüber  verpflichtet,  keine  Zwangsmassregeln  anzu- 
wenden ,  um  die  süddeutschen  Staaten  in  ein  engeres  Bundesver- 
haltniss  zu  ziehen^.  Während  so  Oesterreich  seinen  süddeutschen 
Verbündeten  eine  nicht  unwichtige  Garantie  ihrer  Selbständigkeit 
und  völkerrechtlichen  Willensfreiheit  ausgewirkt  hatte,  überliess  e8 
durch  A.  VI  Norddeutschland  ganz  dem  Belieben  des  Siegers  und 
versprach,  alle  dort  vorzunehmenden  Einrichtungen,  einschUesslicli 

<  Uebetr  die  reohtliohe  Tragweite  dieser  Bestimmungen  vergl.  beiondera 
K.  L.  Aegidi^B  Aufsatz  »Ober die  vOlkerreehtliehen  Grundlagen  einer  neuen  Ge- 
staltung Deutschlands«  im  IV.  Hefte  der  Zeitschr.  für  deutsches  Staatsrecht. 
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der  Temtorialverändertuigen  anzuerkennen.  Dadurch  waren  die 
beabsichtigten  Einverleibungen  der  eroberten  norddeutschen  Ge- 
biete im  voraus  von  Gestenreich  anerkannt.  Nur  zu  Gunsten  Sach- 
sens wurde  stipulirt,  dass  dieses  Königreich  in  seinem  Territorial- 
bestand aufrecht  erhalten  und  mit  ihm  ein  besonderer  Friedensver- 
trag, in  Betreff  seiner  Stellung  innerhalb  des  norddeutschen  Bundes, 
abgeschlossen  werden  sollte.  Auch  trat  Oesterreich  alle  aus  dem 
Wiener  Frieden  vom  30.  Oktober  1864  erworbenen  Rechte  auf  die 
Herzogthiimer  Holstein  und  Schleswig  an  Pteussen  ab. 

Nachdem  so  die  beiden  kriegführenden  Hauptparteien  Frieden 
geschlossen  hattenj  folgten  die  Friedensschlüsse  Preussens  mit  den 
süddeutschen  Staaten,  mit  Württemberg  am  13.  August  (Staatsarch. 
XI  S.  182},  Bayern  am  22.  August  (S.  184),  Baden  am 
17.  August  (S.  188),  Hessen-Darmstadt  am  3.  September  (S.  190). 

Von  bleibendem  staatsrechtlichem  Interesse  ist  in  diesen  Ver- 
tragen nur  der  Artikel,  womach  die  süddeutschen  Fürsten  sich  ver- 
pflichten: »dieBestimmungendeszwischenPreussen  und  Gestenreich 
zu  Nikolsburg  am  26.  Juli  abgeschlossenen Praliminarvertrages  an- 
zuerkennen und  denselben  beizutreten,  so  weit  sie  die  Zukunft 
Deutschlands  betreffen«.  Damit  erkannten  diese  Fürsten  die 
Aufhebung  des  deutschen  Bundes,  das  Ausscheiden  Gesterreichs 
ans  Deutschland ,  die  Bildung  eines  norddeutschen  Bundes  durch 
Preussen,  ebenso  die  Territorialveränderungen  und  Annexionen  in 
Norddeutschland  als  rechtsbeständig  an.  Ausserdem  verpflichtete 
sich  Hessen-Darmstadt,  mit  seinen  nördlich  des  Mains  gelegenen 
Gebietstheilen  in  den  von  Preussen  zu  bildenden  norddeutschen 
Bund  einzutreten.  Eine  gleiche  Verpflichtung  des  Beitritts  und 
zwar  für  ihr  ganzes  Gebiet  müssen  diejenigen  mit  Preussen  in 
Kriegszustand  befindlich  gewesenen  Fürsten,  deren  Staaten  nördlich 
vom  Main  liegen,  in  den  Friedensverträgen  übernehmen,  so  Reuss 
ä.  Linie  am  26.  September  (Staatsarch.  a.  a.  O.  S.  402),  so  Sach- 
sen-Meiningen am  S.Gktober  [S.  405),  so  endlich  das  König- 
reich Sachsen  am  26.  Gktober.  Damit  war  der  längst  thatsäch- 
lich  sistirte  Eüiegszustand  beendet  und  der  Frieden  in  Deutschland 
auch  rechtlich  überall  wieder  hergestellt. 

§67. 
Die  preuBSisohen  Einverleibungen. 
Mt  dem  Konige  von  Hannover ,  dem  Kurfürsten  von  Hessen, 
dem  Herzoge  von  Nassau  und  der  Stadt  Frankfurt  am  Main,  welche 
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sich  als  die  hartnäckigsten  Gegner  der  deutschen  Politik  Preussens 
herrorgethan,  schloss  Preussen  keinen  ausdrücklichen  Frieden,  son- 
dern verleibte  deren  kriegerisch  besetzte  und  eroberte  Gebiete  dem 
preussischen  Staate  ein.  Durch  ein  Gesetz  vom  20.  September  wur- 
den das  Königreich  Hannover,  das  Kurfiirstenthum  Hessen,  dasHer- 
zogthum  Nassau  und  die  freie  Stadt  Frankfurt  für  immer  mit  der 
preussischen  Monarchie  vereinigt ,  doch  sollte  die  preussische  Ver- 
fassung in  diesen  Landestheilen  erst  am  1.  Oktober  1867  in  Kraft 
treten.  Ein  gleichlautendes  Gesetz  wurde  am  24.  December  für  die 
Herzogthümer  Schleswig-Holstein  publicirt.  Das  1865  von  der 
Krone  Preussen  erworbene  Herzogthum  Lauenburg  blieb  vorläufig 
in  ])losser  Personalunion  mit  dem  preussischen  Staate.  Somit  sind 
aus  der  Reihe  der  ehemaligen  Bundesstaaten  fünf  verschwunden : 
das  Königreich  Hannover ,  das  Kurfürstenthum  Hessen,  das  Her- 
zogthum Nassau ,  die  freie  Stadt  Frankfurt  am  Main  und  das  Her- 
zogthum Holstein  nebst  Lauenburg.  Der  ganze  Zuwachs  des  preussi- 
schen Staatsgebietes  durch  diese  sog.  Annexionen  und  einzelne 
kleine  Abtretungen  von  Seiten  Bayerns  und  Hessen-Darmstadts 
betrug  1308  Quadratmeilen  mit  einer  Volkszahl  von  4,815,00i)  Ein- 
wohnern. Zu  den  acht  altem  preussischen  Provinzen  traten  drei 
neue :  Hannover,  Hessen-Nassau  und  Schleswig-Holstein.  Erst  das 
so  territorial  abgerundete  Preussen  war  befähigt,  seine  grosse  natio- 
nale Aufgabe  mit  Sicherheit  hinauszuführen. 

§68. 
Ende  des  deutschen  Bundes. 
Nachdem  Preussen  am  H.Juni  seinen  Austritt  aus  dem  Bunde 
erklärt  hatte ,  folgten  seinem  Beispiele  bald  einige  kleinere  nord- 
deutsche Regierungen,  so  Oldenburg,  Lippe-Detmold,  Sachsen- 
Altenburg,  Anhalt  u.  a.  m.  Mit  dem  siegreichen  Vordringen  Preus- 
sens im  Osten  und  Westen  mehrte  sich  die  Zahl  der  austretenden 
Bundesglieder  von  Woche  zu  Woche.  Am  3.  Juli  waren  noch  13 
Bundesglieder  vertreten.  Da  diese  13  Bundesglieder  aber  meist  In- 
haber von  Virilstimmen  waren ,  so  hatte  der  Bundestag  immer  noch 
die  9  zur  Beschlussfassung  nöthigen  Stimmen  im  engem  Kath ;  eine 
Plenarversammlung  war  dagegen  schon  damals  wegen  Mangels  der 
nöthigen  Stimmen  nicht  mehr  zusammenzubringen.  Am  11.  Juli 
fasste  die  Bundesversamimlung  den  Beschluss ,  ihren  Sitz  proviso- 
risch nach  Augsburg  zu  verlegen.  Diese  Uebersiedelung  fand  am 
14.  Juli  statt.   Am  2.  August  erklärte  Baden  seinen  Austritt,   am 
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4.  Biaunschweig.  Am  24.  August  trat  der  Best  des  Bundestages, 
unter  Vorsitz  des  österreichischen  Präsidialgesandten ,  zum  letzten 
Male  zusammen  und  beschloss :  »nachdem  in  Folge  der  Kriegsereig- 
nisse und  Friedensverhandlungen  der  deutsche  Bund  als  aufgelöst 
betrachtet  werden  muss ,  seine  Thätigkeit  mit  der  heutigen  Sitzung 
ZQ  beendigen,  auch  hiervon  die  bei  ihm  beglaubigten  Vertreter  aus- 
wärtiger Regierungen  zu  benachrichtigena.  Damit  war  nicht  nur  die 
Bundesversammlung,  als  Organ  des  deutschen  Bundes,  beseitigt, 
sondem  auch  dieser  hatte  rechtlich  und  thatsächlich  sein  Ende  er- 
reicht, indem  sämmtliche  Mitglieder  die  Auflösung  desselben  in  den 
Friedensverträgen  ausdrücklich  ausgesprochen  und  anerkannt  hat- 
ten. Eine  Anerkennung  dieser  Auflösung  durch  alle  europäischen 
Grossmächte  erfolgte  schliesslich  im  Londoner  Vertrag  vom  1 1 .  Mai 
1867. 


Siebentes  Kapitel. 
Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  ^ 

§69. 
'  Die  ersten  Kundgebungen  der  deutschen  Politik  des  Grafen 

Bismarek. 

Nachdem  Otto  Eduard  Leopold  vonBismarck- 
Schönhausen2  (geb.  am  1.  April  1815)  am  24.  September  1862 
als  Ministerpräsident  an  die  Spitze  der  Geschäfte  in  Preussen  ge- 
treten war,  suchte  er  zunächst  eine  klare  Auseinandersetzung  mit 
Oesterreich  über  das  gegenseitig  zu  achtende  Machtgebiet  herbei- 
nifuhren.  Da  ein  derartiger  Verständigungsversuch,  wie  vorauszu- 
sehen war,  ohne  Erfolg  blieb,  so  trat  Bismarek  von  nun  an  deröster- 
leichisch-mittelstaatlichen  Politik  am  Bundestage  mit  folgerichtiger 


^  Eine  ausführliche  Darstelliing  der  EntstehungsgeBchichte  des  norddeut- 
iclien  Bundes  findet  sich  in  meiner  Einl.  Kap.  VIII.  »Die  Gründung  des  nord- 
^tflchen  Bunde»r.  Das  urkundliche  Material  ist  enthalten  inOlaser's  Archiv 
^norddeutschen Bundes.  Berlin  1867,  in  Aegidi  s  und  Klauhold's  Staats- 
ttcliiv  B.  X  und  folgende.  Hamburg  1866  ff.  Ludwig  Hahn,  Zwei  Jahre 
preuwisch-deutscher  Politik.    Berlin  1866—67. 

*  Hauptquelle :  Fürst  Bismarek.  Sein  politisches  Leben  und  Wirken, 
vrkniidlich  in  Thatsachen  und  des  Fürsten  eigenen  Kundgebungen  dargestellt 
von  Ludwig  Hahn.  2  Bde.   Berlin  1878.  B.  I.  geht  bis  1870.   B.  II.  (1870—77). 
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Ent8chk>8senheil  entgegen.  Die  Ablehmig  des  österreichischen  Be- 
formprojektes  Ton  i&63  gab  dem  preussischen  Ministerpräsidenten 
Gelegenheit,  in  mehreren  denkwürdigen  Aktenstücken  seine  leiten- 
den Grundgedanken  über  die  deotsehe  Frage  darzulegen.  Es  geschah 
dies  in  dem  oben  erwähnten  Berichte  des  preussischen  Staatsmmi- 
steriums  an  den  König,  »die  deutsche  Beform£rage  betreffend«,  vom 
15.  September  186^  und  der  Antwort  des  Königs  von  Preussen  an 
die  Theilnehmer  des  Fürstentags,  vom  22.  September  1863.  Schon 
damals  erkannte  Bismarck  in  der  Herstellung  einer  deutsehen  Na- 
tionalvertretung den  wichtigsten  Faktor,  ja  das  eigentliche 
punctum  saliens  der  ganzen  Bundesreform :  »das  Element,  welches 
berufen  ist,  die  Sonderinteressen  der  einzelnen  Staaten  im  Interesse 
der  Gesannntheit  Deutschlands  zur  Einheit  zu  vermittehi;  wird  we- 
sentlich nur  in  der  Vertretung  der  deutschen  Nation  gefunden  werden 
können. In  einer  Versammlung,  die  aus  dem  ganzen  Deutsch- 
land nach  dem  Massstabe  der  Bevölkerung  aus  direkten  Wahlen 
hervorgeht,  wird  der  Schwerpunkt,  so  wenig  wie  ausser  Deutsch- 
land, so  auch  nie  in  einzelne  von  dem  Ganzen  sich  innerlich  lösende 
Theile  fallen,  darum  kann  Preussen  mit  Vertrauen  in  sie  eintreten. 
Die  Interessen  des  preussischen  Volkes  sind  wesentlich  und  unzer- 
trennlich identisch  mit  denen  des  deutschen  Volkes«.  Durch  die 
schleswig-holsteinische  Katastrophe  wurden  die  Bestrebungen  Bis- 
marck's  auf  Einberufung  eines  deutschen  Parlaments  vertagt,  aber 
nicht  aufgegeben.  Mitten  im  schleswig-holsteinischen  Konflikte 
stellte  Preussen  am  9.  April  1866  am  Bundestage  einen  Antrag  auf 
Bundesreform  und  Einberufung  eines  deutschen  Parlamentes.  Mit 
diesem  auf  Einberufung  )>einer  aus  direkten  Wahlen  und  allgemei- 
nem Stimmrechte  der  ganzen  Nation  hervorgehenden  Versammlung« 
gerichteten  Antrage  waren  bestimmte  Vorschläge  über  die  Art  der 
Reform  nicht  verbtmden ;  diese  sollten  vielmehr  erst  durch  die  Ver- 
handlungen mit  den  Regierungen  festgestellt  und  auf  die  wesentlichen 
Punkte  von  praktischer  Bedeutung  beschränkt  werden.  In  der  Bun- 
destags^itzimg  vom  21.  April  1866  erfolgte  die  Abstimmung  über 
diesen  Antrag  und  es  wurde  der  Beschluss  gefasst,  den  von  der 
preussischen  Regierung  gestellten  Antrag  an  einen  besonderen 
Ausschussvon  neun  Mitgliedern  zu  überweisen.  Diesem  am  26.  April 
niedergesetzten  Ausschusse  machte  der  preussische  Gesandte  am 
11.  Mai  vertrauliche  Mittheilungen  über  die  Absichten  seiner  Re- 
gierung. Hiemach  handelte  es  sich  zimächst  um  »Einfügung  einer 
periodisch  einzuberufenden  Nationalversammlung  in  den  Organis- 
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nras  des  Btmdes«.  Es  würde  dadurch  erzielt  werden,  das«  die  Be- 
scblnssfiusung  der  Nationalvertretnng  auf  den  dafür  speciell  be- 
zeichneten Gebieten  die  bisher  erforderliche  Stimmeneinheit  unter 
den  Bundesgliedem  zu  ersetzen  haben  würde.  Zu  dem  Gebiete  der 
Bunde^esetzgebungy  aufweiche  das  in  dieser  Weise  neugestaltete 
Bmidesorgan  seine  Kompetenz  zu  erstrecken  hätte,  würden  die  in 
A.  64  der  Wiener  Schlussakte  unter  dem  Namen  »gemeinnützige 
Anordnungen«  zusammengefassten  Materien  gehören,  also  z.  B.  das 
Münz-,  Maass-und  Gewichtswesen,  Civüprocessordnimg,  Patent- 
gesetzgebung, Wechselrecht.  Dazu  träte  dann  die  schon  inA.  19  der 
Bnndesakte  ins  Auge  gefasste  Begulirung  des  Verkehrswesens,  Land- 
TmdWasserstrassen,  Eisenbahnen,  Telegraphie,  Postwesen,  dieFluss- 
iind  sonstigen  Wasserzölle ,  sowie  die  Entwicklung  des  A.  18  der 
Bnndesakte,  insbesondere  bezüglich  der  Fragen  über  Freizügigkeit 
und  allgemeines  deutsches  Heimathsrecht ,  Begulirung  der  deut- 
schen Auswanderung  im  nationalen  Interesse,  allgemeine  Zoll- 
nnd  Handelsgesetzgebung,  Organisation  eines  gemeinsamen  Schut- 
zes des  deutschen  Handels  im  Auslande,  Begulirung  konsularischer 
Vertretung,  gemeinschaftlicher  Schutz  der  deutschen  Schiffiafart  und 
der  deutschen  Flagge,  Gründung  einer  deutschen  Kriegsmarine 
nrit  den  füf  diesen  nationalen  Zweck  erforderlichen  Kriegshäfen, 
Kevision  der  Bundeskrieg  sverfassungzumZwecke  derKon- 
soKdimng  der  vorhandenen  militärischen  Kräfte  der  Nation  fürFeld- 
annee  tmd  Festungswesen  in  der  Bichtung  und  aus  dem  Gesichts- 
ptinkte,  dass  durch  eine  bessere  Zusanmienfassuüg  der  deutschen 
Wehrkräfte  die  Gesammtleistung  erhöht  und  deren  Wirkung  ge- 
steigert^ die  Leistung  der  Einzelnen  dagegen  möglichst  erleichtert 
weide.  Bezüglich  des  ad  hoc  zu  berufenden  Parlaments  wurde  die 
Vereinbarung  eines  Wahlgesetzes  unter  den  Begierungen  auf  Grund 
des  allgemeinen  und  direkten  Stimmrechtes  vorgeschlagen. 

Diese  bestimmteren  Bismarck'schen  Beformvorschläge  halten  sich 
nochganz  innerhalb  des  bestehenden  Bundes  rechtes  und 
suchen  möglichst  an  dessen  Bestimmungen  anzuknüpfen,  die  inden- 
selhen  liegenden  Keime  weiter  zu  entwickeln.  Bezeichnend  ist  die 
Bestimmtheit  in  der  Bundeskompetenz,  die  völlige  Unbestimmtheit 
in  der  Organisation  der  Bundesgewalt.  In  erster  Beziehung  enthielten 
diese  Vorschläge  im  wesentlichen  schon  das  Programm  des  nord- 
deutschen Bundes ,  in  letzterer  wollte  man  erst  den  entscheidenden 
Gang  der  Ereignisse  abwarten.  Jedenfalls  sind  diese  Vorschläge 
der  letzte  Versuch  einer  Beform  des  bestehenden  Bundes ;    doch 
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wird  schon  im  Circularschreiben  vom  27.  Mai  1866  an  die  könig- 
lichen Vertreter  bei  den  deutschen  Höfen  ausgesprochen  (Staats- 
arch.  B.  IX  S.  62,  Nr.  2296),  dass  man  unter  Umständen  auch  über 
diese  bisher  eingehaltene  Linie  hinauszugehen  entschlossen  sei: 
»Erst  wenn  Preussen  auf  dem  Wege  der  Verständigung  am  Bunde 
und  mit  den  Regierungen  alle  Mittel  vergebens  erschöpft  haben 
wird,  um  auch  die  nothdürftigsten  Zugeständnisse  zu  erlangen, 
werden  wir  unser  enges  Programm  erweiterna.  Dieser  Fall  trat  bald 
genug  ein.  Nachdem  der  längst  in  Aussicht  stehende  Bruch  mit 
Oesterreich  und  Preussens  Austritt  aus  dem  deutschen  Bund  ent- 
schieden war,  mussten  Preussens  deutsche  Bestrebungen  einen 
andern  Charakter  annehmen.  Es  handelte  sich  nicht  mehr 
um  Reform  des  bestehenden  Bundes ,  sondern  um 
Gründung  eines  ganz  neuen  Bundesverhältnisses. 
Der  erste  Schritt  auf  dieser  neuen  Bahn  sind  »die  Grundzüge 
einer  neuen  Bundesverfassung«,  welche  Preussen  bereits  am  10.  Juni 
1866  den  einzelnen  Regierungen  voigelegt  hatte  [Staatsarchiv  B.  IX) 
und  auf  welche  es  bei  seinem  Austritt  am  14.  Juni  seine  bisherigen 
Verbündeten  verwies,  indem  es  sich  bereit  erklärte,  »auf  den  durch 
eine  solche  Reform  modificirten  Grundlagen  einen  neuen  Bund 
mit  denjenigen  deutschen  Regierungen  zu  schliessen,  welche  ihr  die 
Hand  dazu  reichen  wollten.« 

Schon  der  Umfang  der  Bundesgenossenschaft  ist  hier  näher  be- 
stimmt, indem  die  österreichischen  und  niederländischen  Gebiete 
ausgeschlossen  werden ;  dagegen  umfassen  die  Grundzüge  noch  das 
ganze  übrige  Deutschland.  Nach  A.  II  wird  die  gesetzgebende 
Gewalt  des  Bundes  von  dem  Bundestage  in  Gemeinschaft  mit  einer 
periodisch  zu  berufenden  Nationalvertretung  ausgeübt.  Durch 
Art.  III  werden  die  Angelegenheiten,  welche  der  Gesetzgebung* 
und  Oberaufsicht  der  Bundesgewalt  unterliegen  sollen,  wesentlich 
bereits  so  bestimmt,  wie  in  der  spätem  norddeutschen  Bundesverfas- 
sung. Ausserdem  bestimmt  A.  V :  »dass  die  Bundesstaaten  ein  ge- 
meinsames und  einheitliches  Zoll-  und  Handelsgebiet  bilden  sollen«. 
Während  die  Kompetenz  der  Bundesgewalt  ziemlich  genau  um- 
schrieben ist,  bleibt  die  Art  der  Umgestaltung  des  bisherigen  Bun- 
destages der  Vereinbarung  mit  dem  einzuberufenden  Parlamente 
vorbehalten.  Der  Bimdesgewalt  wird  in  A.  VII  das  Recht  beigelegt, 
Kri^  zu  erklären  und  Frieden ,  sowie  Bündnisse  und  Verträge  zu 
schliessen,  in  völkerrechtlicher  Vertretung  des  Bundes  Gesandte  zu 
ernennen  und  zu  empfangen.  Am  ausführlichsten  geht  der  Entwurf 
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auf  Marine  und  Heeresoiganisation  ein ;  die  Marine  soll  eine  ein- 
heitliche unter  preuBsischem  Oberbefehl  sein,  dag^en  soll  die  ge- 
sammte  Landmacht  des  Bundes  in  zwei  Bundesheere  eingetbeilt  wer- 
den, die  Nord- und  die  Südannee,  über  jene  soll  der  König  von  Preus- 
sen,  über  diese  der  König  von  Bayern  in  Krieg  und  Frieden  den 
Oberbefehl  fuhren.  Für  jedes  der  Bundesheere  wird  ein  gemein- 
flchaftliches,  mit  der  Nationalvertretung  zu  vereinbarendes  Militär- 
budget aus  Matricularbeiträgen  der  zu  dem  betreffenden  Heere  ihre 
Truppen  stellenden  Regierungen  gebüdet.  Bei  dieser  Theilung  des 
mifitaiischen  Oberbefehles  war  aber  keineswegs  an  eine  Beschrän- 
kung der  Bundesreform  auf  Norddeutschland  oder  einen  engem 
Bond  nördlich  der  Mainlinie  gedacht;  denn  Bayern  und  die  andern 
süddeutschen  Staaten  sollten  der  Bundesgewalt  gleichmässig  unter- 
worfen sein  und  ein  gemeinsames  Parlament  besitzen,  mit  welchem 
für  jede  der  beiden  Armeen  das  Militärbudget,  wenn  auch  getrennt, 
rereinbart  werden  sollte. 

Jedenfalls  kommt  diesen  ))Grundzügen((  deshalb  eine  hohe 
Bedeutung  zu ,  weil  Preussen  sie  in  allen  Verträgen  mit  seinen 
Veibündeten,  wie  in  den  Friedensschlüssen  mit  seinen  ehemaligen 
Gegnern,  als  Basis  des  neu  zu  begründenden  Bundesverhältnisses  fest- 
gebalten  hat.  In  ihnen  ist  somit  der  erste  fundamen- 
tale Grundriss  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
gegeben. 

§70. 
Die  Bündniasvertarftge  vom  18.  August  1866. 
Mittelst  identischer  Noten  vom  16.  Juni  hatte  die  preussische 
Segiemng  die  norddeutschen  Staaten,  welche  nicht  mit  ihr  in 
Kriegszustand  waren,  eingeladen ,  mit  ihr  ein  Bündniss  auf  den 
Gnmdlagen  einzugehen ,  welche  mit  einem  baldigst  zu  berufenden 
Parlamente  zu  vereinbaren  sein  würden ,  femer  ihre  Truppen  auf 
den  Kriegsfiiss  zu  setzen  und  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preus- 
sen zur  Yertheidigung  ihrer  Unabhängigkeit  und  ihrer  Bechte  zur 
Verfügung  zu  halten  und  an  der  Einberufung  des  Parlaments  theil- 
znnebmen,  sobald  diese  von  Preussen  erfolge.  Dagegen  wurde 
pienssischer  Seits  die  Zusage  ertheilt,  dass  den  genannten  Staaten 
die  Unabhängigkeit  und  Integrität  ihres  Gebietes  mach  Massgabe 
der  Grundzüge  einer  neuen  Bundesverfassung  vom  10.  Juni  1866« 
von  Sr.  Majestät  dem  Könige  von  Preussen  werde  gewährleistet 
^^erden.  Auf  Grundlage  der  von  den  meisten  dieser  Staaten  ange- 
nommenen Einladung  legte  die  preussische  Regierung  am  4.  August 
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1866  den  genannten  Staaten  den  Entwurf  eines  BündniBseB  vor, 
welches  lediglich  darauf  gerichtet  war ,  die  Voraufisetsungen  und 
Zusicherungen  der  identischen  Noten  vom  16.  J^uni  in  eine  ver- 
tragsmässige  Form  zu  erheben.    Die  Untenseichnung  dieses 
Vertrages  erfolgte  am  18.  August  am  Berlin«  Die  Bändnissverträge 
vom  18.  August  1866  sind  zwischen  souveränen  Staaten,  welche 
nach  Auflösung  des  deutachen  Bundes  nicht  einmal  mehr  durch  ein 
Bundesverfaältniss  vereinigt  waren,  geschlossen  und  hab^i  einen 
rein  völkerrechtlichen  Charakter.  Hur  Inhalt  ist  ein  doppelter: 
nämlich  ein  solcher,  welcher  augenblicklich  in  Wirksamkeit  tritt, 
dann  aber  auch  ein  solcher,  welcher  auf  Erfüllung  künftiger  Lei- 
stungen gerichtet  ist.    Augenblicklich  in  Wirksamkeit  tritt  ein 
Offensiv-  und  Defensivbündniss  zur  Erhaltung  der  Unabhängigkeit 
und  Integrität,  sowie  der  äussern  und  innem  Sicherhrit  der  verbün- 
deten Staaten ;  sie  treten  sofort  zur  gemeinschaftlichen  Yertheidi- 
gung  ihres  Besitzstandes  zusammen ,  welchen  sie  sich  gegenseitig 
durch  dieses  Bündniss  garantiren.   Die  Truppen  der  verbündeten 
Staaten  stehen  unter  dem  Oberbefehle  des  Königs  von  Preussen. 
Dieses  Bündniss  ist  aber  kein  bleibendes,  sondern  nur  auf  einjährige 
Dauer,  also  bis  zum  18.  August  1867,  berechnet.   Mit  diesem  so- 
gleich in  Kraft  tretenden  Bündnisse  war  aber  der  Inhalt  dieser  Ver- 
träge nicht  erschöpft.   Die  Zwecke  des  Bündnisses  sollten  definitiv 
durch  eine  Bundesverfassung  auf  der  Basis  der  preussischen  Grrund- 
züge  vom  10.  Juni  1866  sichergestellt  werden,  unter  Mitwirkung 
eines  gemeinschaftlich  zu  berufenden  Parlaments.   Zu  Erreichung 
dieses  Zweckes  verpflichteten  sich  diese  Begierungen,  gleichzeitig 
mit  Preussen  die  auf  Grund  des  Beichswahlgesetzes  vom  12.  April 
1849  vorzunehmenden  Wahlen  der  Al^eordneten  zum  Parlament 
anzuordnen  und  letzteres  gemeinschaftlich  mit  Preussen  einzube- 
rufen, zugleich  aber  Bevollmächtigte  naeh  Berlin  zu  senden,  um 
nach  Massgabe  der  Grundzüge  vom  10.  Juni  dieses  Jahres  den  Bun- 
desverfassungsentwurf festzustellen,  welcher  dem  Parlament  zur  Be- 
rathung  und  Vereinbarung  voigelegt  werden  sollte.  Diesen  übernom- 
menen Verbindlichkeiten  hatten  die  verbündeten  Begierungen  zu- 
nächst nachzukommen. 

§71. 
Das  Wahlgesetz  für  den  Beiohstag  des  norddeutschen  Bundes. 
Nachdem  man  also  bereits  übereingekommen  war,  dass  die  Na- 
tionalvertretung nach  den  Bestimmungen  des  Beichswahlgesetzes 
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Tom  12.  April  1849  gewählt  werden  sollte,  galt  es  zuerst,  für  Preussen 
adbst  diesen  Wahlen  die  erfordeziiche  gesetzliche  Grundlage  zu 
geben.  Zu  diesem  Zwecke  legte  ^e  koniglichR  fiegierung  am 
12.  A;qgu8t  1S66  dem  preussischen  Landtage  das  Rekhfiwahlgesetz 
¥om  12.  April  1849  mit  einigen  nothwendigen  Veränderungen  als 
Wahlgesetz  zum  Beichstage  des  norddeutschen  Bundes  vor  (Staats- 
arch.  B.  XI.  S.  262.  Nr.  2393).  In  dem  preussischen  Abgeord- 
netenhause wurde  indessen  der  von  der  Regierung  evogelirachte 
Entwurf  mehreren  Veränderungen  unterzogen.  Am  wichtigst»!  ist 
diejenige  Veränderung ,  wodurch  die  ganze  rechtliche  Stellung  des 
zn  berufenden  Beichstages  verändert  wurde.  Wähnend  die  Grund- 
zuge  vom  10.  Juni  ausdrücklich  die  Vereinbarung  der  neuen 
Bundesverfassung  mit  dem  zu  berufenden  Beichstage  ine  Auge  ge- 
£iS8t  hatten,  traten  dieser  Auffassung  Ton  Seiten  des  Abgeoxdjsieten- 
haases  staatsrechtliche  Bedenken  entg^en ,  indem  man  daran  fest- 
hielt, dassdie  preussische  Verfassung  und  Gesetzgebung  in  keinem 
Falle  anders  als  auf  dem  Wege  der  pBeussischen  Verfassungsurkunde, 
also  uat^  Zustimmung  beider  Häuser  des  Landtages  ahgeäaadert 
werden  könne.  Durch  die  Aufahme  dieser  Auffassung  in  das  Ges^z 
vom  15.  Oktober  wurde  der  zu  berufende  Reichstag  lediglich  zu  räier 
berathenden  Versammlung  herabgedrückt :  Art.  1 :  »Zur  Berathiing 
der  VeErfassui^  und  der  Einrichtungen  des  norddeutschen  Bundes  soll 
ein  Beichstag  gewählt  werden«.  Von  geringer  Bedeutung  sind  einige 
andere  in  das  Wahlgesetz  vom  15.  Oktober  übeigegaBgene  Amen- 
dementSy  welche  sich  auf  die  B.ede£reiheit,  die  persönliche  Sicherheit 
der  Abgeordneten  u.  s.  w.  beziehen«  Auf  gleiche  Weise  wurde  die- 
ses Wahlgesetz  in  allen  übrigen  verbäodeten  Staaten,  hie  und  da 
mit  einigen  Modifikationen,  auf  veifaissungsmässigem  Wege  ange- 
nommen. Damit  waren  alle  gesetalichen  Vorbedingui^n  zur  Be- 
mfii]^  des  Parlamentes  eriäUt. 


§72. 
Die  Konferenzen  zur  Berathung  und  Feststellung  des  Entwnxfes 
der  Verüaasung  des  norddeutschen  Bundes  vom  15.  Deoember  1866 
bis  zum  7.  Februar  1367. 
Es  galt  nun,  die  zweite  in  den  Bündnissverträgen  vom 
18.  August  getroffene  Vereinbarung  auezufiihren,  nämlich  die  Sen- 
dung von  Bevollmächtigten  nach  Berlin  zur  Berathung]  tmd  Fest- 
steihmg  eines  Verfassungsentwurfs,  als  Vorlage  für  den  zu  berufen- 
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den  Reichstag.  Auf  Einladung  der  prenssischen  Regierung  traten 
Bevollmäclitigte  aller  verbündeten  Staaten  am  15.  December  1866 
in  Berlin  zu  Konferenzen  zusammen,  um  einen  Verfassungsentwurf 
zu  vereinbaren.  Graf  Bismarck  legte  Namens  der  preussiscben  Re- 
gierung einen  Entwurf  vor,  welcher  eine  weitere  Ausfuhrung  der 
Grundzüge  vom  10.  Juni  1866  ist.  Die  Verhandlungen  über  diesen 
Entwurf  waren  geheime;  über  die  Diskussion  der  einzelnen 
Artikel  sind  keine  Protokolle  veröffentKcht.  Dagegen  sind  die  Re- 
sultate der  Berathungen  in  der  Form  von  Protokollen  festgestellt 
und  veröffentlicht  worden.  Es  liegen  vier  solcher  Protokolle  vor. 
Das  erste  vom  18.  Januar  1867  über  die  »erste  förmliche  Sitzung« 
konstatirt  den  einstimmigen  Beschluss  der  Bevollmächtigten ,  dass 
die  Krone  Preussen,  dem  einzuberufenden  Reichstage  gegenüber^ 
zur  einheitlichen  Vertretung  der  verbündeten  Regierungen  ermäch- 
tigt und  zur  Ausübung  der  in  A.  14  und  25  des  Entwurfs  erwähnten 
Rechte  (Einberufung,  Eröf&iung,  Vertagung,  Schliessung,  Auf- 
lösung des  Reichstages)  befugt  sein  solle.  Das  zweite  Protokoll 
betrifft  die  Sitzung  vom  28.  Januar  1867 ;  diese  war  anberaumt  wor- 
den, »um  die  vertraulich  gepflogenen  Berathungen  zu  einem  vorläu- 
figen Abschlüsse  zu  bringen«.  Zu  diesem  Zwecke  hatten  sich  die 
prenssischen  Bevollmächtigten  der  Aufgabe  unterzogen ,  »aus  den 
von  den  übrigen  Bevollmächtigten  formulirten  zahlreichen  Amende- 
ments diejenigen  auszuwählen  und  zu  bearbeiten,  welche  die  Mehr- 
zahl der  geäusserten  Wünsche  befriedigen  dürften,  ohne  den  Prin- 
cipien  des  Entwurfs  entgegenzulaufen«.  Diese  Umarbeitung  hatte 
sich  aber  auf  den  achten  Abschnitt  vom  Postwesen  und  den  elften  Ab- 
schnitt vom  Bundeskriegswesen  noch  nicht  erstreckt.  Der  preussische 
Bevollmächtigte  erklärte  zugleich ,  »dass  die  königliche  Regierung 
sich  in  Betreff  der  Abschnitte,  auf  welche  diese  Arbeit  sich  bezieht, 
zu  fernem  Aenderungen  nicht  verstehen  könne«.  Das  dritte  Protokoll 
vom  7.  Februar  1867  enthält  hinsichtlich  der  Abschnitte  über  das 
Post-  und  Kriegswesen  dieselbe  Feststellung,  wie  das  zweite  Proto- 
koll hinsichtlich  der  übrigen  Theile  des  Entwurfes,  sodass  das  zweite 
und  dritte  Protokoll  zusammen  den  Entwurf,  wie  er  dem  Reichstag 
vorgelegt  werden  sollte,  definitiv  feststellten.  Neben  diesen  die 
Feststellung  des  Entwurfes  enthaltenden  Protokollen  wurde  noch 
ein  viertes,  das  sog.  Schlussprotokoll,  ebenfalls  am  7.  Februar 
aufgenommen,  welches  Erklärungen  einzelner  Regierungen  ent- 
halt. Die  meisten  betreffen  Sonderinteressen  derselben  von 
vorübergehender  Bedeutung  und  sind  inzwischen  längst  erledigt. 
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nur  eiii2elne  Fürsten,  wie  Oldenburg  und  Sachsen-Coburg,  erhoben 
sich  zu  allgemeinen  hohem  politischen  Anschauungen ,  welche  sie 
in  Foim  yon  Wünschen  aussprachen ,  auf  deren  Durchfuhrung  sie 
indeeeen  yendchteten  im  Interesse  des  baldigen  Zustandekommens 
der  Verfassung.  Das  Schlussprotokoll  stellte  unzweifelhaft  fest,  dass 
ttountliche  Bevollmächtigte,  trota  ihrer  besondem  Erklärungen, 
darüber  einverstanden  seien :  »dass  der  in  amendirter  Form  definitiv 
festgestellte  Verfassungsentwurf,  Namens  der  Gesammtheit  der  in 
der  Konferenz  vertretenen  Regierungen ,  durch  die  Krone  Preussen 
dem  Reichstage  vorgelegt  werde«. 

§73. 
Der  eirste  Beiehstag  des  norddeutschen  Bundes  vom  24.  I^bruar 
bis  17.  April  1867  K 

Nachdem  die  allgemeinen  Wahlen  am  12.  Februar  1867  statt- 
gefunden hatten,  berief  der  König  von  Preussen,  in  Ausfuhrung  des 
am  18.  Januar  gefassten  Beschlusses  der  Bevollmächtigten  sämmt- 
Hcher  Staaten,  durch' Patent  vom  13.  Februar  1867  den  Reichstag 
des  norddeutschen  Bundes  auf  Sonntag  den  24.  Februar  1867  nach 
Berlin.  In  seiner  Eröffiniungsrede  am  24.  Februar  sagte  Sr.  Majestät 
der  Konig  von  Preussen :  »Niemals  hat  die  Sehnsucht  des  deutschen 
Volkes  nach  seinen  verlorenen  Gütern  aufgehört  und  die  Geschichte 
unserer  Zeit  ist  erfüllt  von  Bestrebungen,  Deutschland  und  dem 
dentschen  Volke  die  Grösse  seiner  Vergangenheit  wieder  zu  errin- 
gen. In  diesem  Sinne  haben  die  verbündeten  Hegierungen  in  An- 
schlnss  an  gewohnte  frühere  Verhältnisse  sich  über 
eine  Anzahl  bestimmter  und  begrenzter,  aber  praktisch 
bedeutsamer  Einrichtungen  verständigt,  welche  ebenso 
im  Bereiche  der  unmittelbaren  Möglichkeit  liegen«. 

In  diesen  Worten  liegt  die  treffende  Charakteristik  des  Regie- 
rungsentwurfes, welcher  von  allen  bisherigen  Verfassungsentwürfen 
auf  das  entschiedenste  abwich.  Von  einem  planvoll  durchdachten 
Systeme,  von  einer  Feststellung  allgemeiner  Principien  ist  darin 
keine  Rede.  Man  suchte  darin  vieles  vergeblich ,  was  man  in  einer 
Verfftssungsurkunde  zu  finden  gewohnt  war,  und  fand  darin  manches, 


'  Stenographie  che  Berichte  über  die  Verluindlungen  des  Reiohstage« 
^norddeutschen  Bandet  im  Jahre  1867.  I.  Band.  11.  Band.  Anlagen  zu  den 
YeihaDdlungen.  Berlin  1867.  Auf  Grundlage  derselben  habe  ich  eine  Geschichte 
^ese«  ersten  Reichstages  gegeben  in  meiner  Einleitung  S.  427  ff.  Achtes 
l^p.  Abschn.  II.:  »Der  erste  Reichstag  des  norddeutschen  Bundes  vom  24.  Fe- 
lnaTbul7.Aprfll867«. 

H.  8  e  k  « 1  z  • ,  Dentocliet  Staatarecht.  1 1 
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was  durchaus  in  keine  Verfassungsurkunde,  sondern  lediglich  in  die 
Specialgesetzgebnng  zu  gehören  schien ;  ja  der  Entwurf  machte  beim 
ersten  Anblick  den  Eindruck  eines  Aggregats  scheinbar  willkür- 
licher und  unzusammenlüngender  Einzelbestimmungen.  Bei  näherer 
Betrachtung  wurde  aber  dem  geübtem  politischen  Blicke  klar,  dass 
der  Entwurf  aus  keinen  abstrakten  Fostulaten  und  theoretischen 
Schulbegriffen,  sondern  aus  den  realen  Zuständen  und  praktischen 
Bedürfnissen  der  Gegenwart  hervorgewachsen,  dass  er  das  Resultat 
der  gegebenen  konkreten  Staatsverhältnisse  sei ,  wie  sie  nach]  dem 
grossen  Kriege  thatsächlich  in  Deutschland  vorlagen. 

Neben  dieser  praktischen  Richtung  des  Entwurfes  ist  sein  »A|n- 
schlussan  gewohnte  frühere  Yerhältnissea  nicht  zu  ver- 
kennen. Derselbe  schliesst  sich  weniger  an  ausserdeutsche  Vor- 
bilder, z.  B.  die  nordamerikanische  Bundesverfassung,  ebenso 
wenig  an  denEntvnirf  der  deutschen  Reichsverfassung  vom  28.  März 
1849  ,  sondern  vielmehr  an  die  bis  dahin  in  peutsdüand  wirklich 
bestandenen  Einrichtungen  an,  den  deutschen  Bimd^,  den  Zoll- 
verein |Und  selbst  das  ältere  deutsche  Reich.  Kurz  der  Entwurf 
sucht  mit  staatsmännischem  Sinne  zwischen  den  praktischen  For- 
derungen der  Gegenwart  und  den  geschichtlich  gegebenen  Ver- 
hältnissen zu  vermitteln.  Die  den  norddeutschen  Staaten  zugedachte 
Verfassung  konnte  weder  in  der  Form  eines  Einheitsstaates ,  noch 
in  der  des  blossen  Staatenbundes  gedacht  werden.  Die  erste  machte 
die  vertragsmässig  gesicherte  Fortexistenz  der  Einzelstaaten  unmög- 
lich, die  zweite  würde  den  Bedürfnissen  der  Nation  nicht  Genüge 
geleistet  haben.  Es  blieb  daher  nur  die  Form  des  Bundesstaates 
übrig  und  es  wurde  bald  allseitig  anerkannt,  dass  die  neuentwor- 
fene norddeutsche  Bundesverfassung  unter  die  allgemeine  Kategorie 
des  Bundesstaates  falle.  Aber  man  hielt  sich  dabei  nicht  an  die 
schulmässige  Schablone  des  Bundesstaatsbegriffes ,  wie  sie  aus  der 
nordamerikanischen  Verfassung  abstrahirt  worden  war,  sondern 
passte  denselben  den  gegebenen  norddeutschen  Verhältnissen  in 
durchaus  origineller  Weise  an.  Bei  den  weitaus  überwiegenden 
Machtverhältnissen  des  preussischen  Staates  wäre  es  eine  leere  Fik- 
tion gewesen,  wenn  man  eine  von  den  Einzelstaaten  völlig  getrennte 
Centralgewalt  hätte  schaffen  wollen.  Es  kam  vielmehr  darauf  an, 
die  bereits  in  der  Staatsmacht  Preussens  thatsächlich  vorhandene 
Präponderanz  auch  staatsrechtlich  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Darum  erhielt  in  allen  Angelegenheiten,  wo  es  auf  eine  einheitliche 
und  eneigische  Leitung  ankommt,  die  Krone  Preussen  als  solche 
die  Befugnisse  der  Centralgewalt,  sodass  sich  der  norddeutsche  Bund 


Digitized  by  VjOOQ IC 


7.  Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes.  163 

als  ein  Bundesstaat  darstellt,  wo  der  wesentlichste 
Theil  der  Bundesgewalt  mit  der  Staatsgewalt  des 
mächtigsten  Einzelstaates  für  alle  Zeiten  organisch 
▼  erbunden  ist. 

Bei  der  Neuheit  und  Fremdartigkeit  dieser  staatsrechtlichen 
Eonception  war  es  natürlich,  dass  der  Entwurf ,  unmittelbar  nach 
seiner  Vorlage  im  Reichstage,  mannigfach  Befremdung  und  Wider- 
spruch hervorrief.  In  denBerathungen  fehlte  es  nicht  an  zahlreichen 
Abänderungsvorschlägen,  von  denen  nicht  wenige  den  Zweck  ver* 
folgten,  die  scheinbar  unzusammenhängenden  Bestimmungen  des 
Entwurfes  auf  den  hergebrachten  Schulbegriff  des  Bundesstaates 
zurückzuführen.    Andere  ignorirten  die  ganze  Grundlage  des  Ent^ 
Wurfes  und  wollten^  entweder  in  partikularistischer  Verblendung  oder 
doktrinärem  Badikalismus,  lieber  das  ganze  Einheitswerk  abermals 
scheitern,  als  diesen  Entwurf  zum  Gesetze  werden  lassen.   Diesen 
negativen  Richtungen  gegenüber  herrschte  im  Reichstage  eine 
lealpolitiBche  Gesinnung  vor,  welche  selbst  auf  hergebrachte  lieb- 
lingsmeinungen  und  gewohnte  Parteianschauungen  verzichtete,  um 
endlich  die  heissersehnte  nationale  Einigung,  in  der  allein  jetzt  mög^ 
liehen  dargebotenen  Form,  zum  Abschluss  zu  bringen.   Die  Mehr- 
heit hielt  daher  an  dem  Ghrundgedanken  des  Entvnirfes  fest,  lehnte 
alle  damit  unvereinbaren  Abänderungsvorschläge  ab,  nahm  aber 
eine  Reihe  von  Abänderungen  an,  welche  eine  wesentliche  Ver- 
besserung des  Entwurfes  enthielten.     Vor  allem  wehrte  sich  der 
Seichstag  gegen  die  beabsichtigte  Verkümmerung  seines  Budget- 
rechts  durch  den  Entwurf,  welcher  die  wichtigsten  und  umfassend- 
sten Theile  des  Budgets,  den  ganzen  Militär-  und  Marineetat,  für 
alle  Zeiten  dem  konstitutionellen  Einflüsse  der  Volksvertretung, 
durch  Festsetzung  einer  eisernen  Pauschsumme ,  entziehen  wollte. 
Man  einigte  sich  endlich  dahin,  dass  man  die  Pauschsumme  für  die 
kurze  Uebeigangsperiode  der  Neuorganisation  (bis  zum  31.  December 
1871)  annahm,  nach  Ablauf  derselben   die  Volksvertretung  aber  in 
das  ihr  gebührende  Budgetrecht  einsetzte,   ohne  deshalb  auf  die 
Garantien  der  Erhaltung  der  gegebenen  Heereseinrichtimgen  zu 
verzichten.   Am  16.  April  1867  hatte  der  Reichstag  die  Berathimg 
des  R^erungsentwurfes  zu  Ende  geführt  und  ihn  in  der  Gestalt, 
wie  er  aus  dieser  Berathung  hervorgegangen  war,  mit  230  gegen 
53  Stimmen  angenommen.  An  demselben  Tage  traten  die  Bevoll- 
mächtigten der  verbündeten  Regierungen  zu  einer  Sitzung  zusam- 
men und  beschlossen  einstimmig:  »den  Verfassungsentwurf,  wie  er 
ans  der  Schlussberathung  des  Reichstages  hervorgegangen  ist,  an- 

11» 
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zunehmen«.   Am  17.  April  wurde  der  erste  Reichstag  des  norddeut- 
schen Bundes  geschloss^i. 

§74. 
StMtsrechtlioher  Abftohlnss  der  norddeutBohenBundesTerfaBSung^ 
Hatten  somit  der  Reichstag  und  sämmtliche  Regierungen  der 
verbündeten  Einzelstaaten  ihre  Zustimmung  zu  dem  Verfassungs- 
entwürfe mit  den  vom  Reichstag  angenommenen  Veränderungen 
erklärt,  so  war  damit  doch  der  norddeutsche  Bund  noch  nicht  ins 
Leben  getreten.     Die  verbündeten  R^erungen  waren  ihren  im 
Augustbündniss  übernommenen  Verpflichtungen  nachgekommen, 
indem  sie  Wahlen  zum  Reichstag  ausgeschrieben,  die  Konferenzen 
zur  Feststellung  eines  Verfassimgsentwurfes  besucht  und  sich  an 
der  Einberufung  eines  Parlamentes  und  der  Vorlegung  des  Verfas- 
sungsentwurfes an  dasselbe  betheiligt,  die  Beschlüsse  dieses  Parla- 
mentes angenommen  und  so  ein  volles  Einverständniss  mit  demselben 
erziielt  hatten.   Trotzdem  blieb  auch  nach  dem  16.  April  1867  daa 
Verhältniss  der  verbündeten  Staaten  zu  einander  ein  rein  völker- 
rechtliches.   Nach  dem  definitiven  Wahlgesetze  vom  15.  Oktober 
1866  hatte  der  Reichstag  nur  eine  berathende  Stimme  bei  der 
Feststellung  der  Bundesverfassung ;  dagegen  war  die  Zustimmung- 
sämmtlicher  Landtage  der  Einzelstaaten  erforderlich,  weil  durch 
den  Eintritt  in  den  neu  zu  begründenden  norddeutschen  Bund  die 
Verfassung  jedes  Einzelstaates  wesentlich  verändert  und  jedem 
Staate,  wie  seinen  Angehörigen,  bedeutende  finanzielle  Lasten  auf- 
erlegt wurden.   Durch  eine  Verordnung  vom  18.  April  wurde  der 
preussische  Landtag  auf  den  29.  April  einberufen  und  an  diesem 
Tage  eröfihet.    Am  1.  Mai  wurde  zuerst  dem  Abgeordnetenhause 
die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  vorgelegt  und  am  8.  Mai 
mit  226  gegen  91  Stimmen  angenommen.    Als  ein  verfassungs- 
änderndes Gesetz  verlangte  diese  Vorlage  noch  eine  zweite  Abstim- 
mung nach  dem  Ablaufe  von  wenigstens  21  Tagen,  sie  erfolgte  am 
21.  Mai  mit  227  gegen  93  Stimmen.   Ln  Herrenhause  wurde  die 
Vorlage  in  beiden  Abstimmungen  am  1.  und  24.  Juni  einstimmig 
angenonmien.   Auch  in  sämmtlichen  übrigen  verbündeten  Staaten 
ertheilten  die  Landtage ,  beziehungsweise  Büigerschaften  ihre  ver- 


i  Die  hier  einschlagenden  rechtlichen  Fragen  sind  eingehend  und  seharf-* 
sinnig  erörtert  von  Paul  L  a  b  a  n  d ,  Das  Staatsredit  des  deutschen  Reiches.  B.  I. 
Tübingen  1876  in  §  2  »Gründung  des  norddeutschen  Bundes«  S.  9—34  und  von 
A.  H  änel,  Studien  zum  deutschen  Staatsrechte  I.  Die  vertragsmässigen  Ble- 
mente  der  deutschen  Reicfasverfassung.  Leipsig  1873. 
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£i88ii9ig8mäs8]ge  Zustimmimg.  I{ieiauf  war  das  letsste  Erforderniss 
für  das  Inkrafttreten  der  neuen  Verfassung  erfüllt.  In  allen  einzel* 
nen  Staaten  wurde  die  so  angenommene  Verfassung  des  norddeut- 
schen Bundes  in  der  für  Gesetzespublikationen  vorgeschriebenen 
Form  Terkündet.  Alle  diese  Publikationspatente  enthalten  die  Be- 
stimmung, dass  diese  Verfassung  in  den  betreffenden 
Staatsgebieten  am  I.Juli  1867  in  Krafttreten  soll. 
Daher  ist  nicht  der  16.  April,  sondern  der  1.  Juli  1867 
der  Geburtstag  des  norddeutschen  Bundes.  Mit  diesem 
Tage  waren  die  Augustverträge  von  1866  durch  Erfüllung  aller 
nbemommenen  Verpflichtungen  erloschen.  Das  norddeutsche  Bun- 
desrecht war  von  nun  an  nicht  nur  ein  integrirender  Theil  jeder  Lan- 
desstaatsverfassung.  welches  alle  entgegenstehenden  Bestimmungen 
dexselben  von  selbst  ausser  Kraft  setzte,  sondern  zugleich  das  ein* 
heitliche  Staatsrecht  einer  über  allen  Einzelstaaten 
stehenden  höheren  staatlichen  Ordnung.  Während  bis 
zum  1 .  Juli  unter  den  verbündeten  Staaten  nur  ein  völkerrechtliches 
Verhältniss  auf  Grund  geschlossener  Verträge  stattfand,  ist  an  dessen 
Stelle  jetzt  dn  staatsrechtliches  Band  getreten.  Auch  der  Bundes- 
staat entsteht  durch  Vertrag,  ist  er  aber  zu  Stande  gekonunen,  so  ist 
er  nickt  mehr  blos  ein  vertragsmässiges,  sondern  ein  verfassungs- 
mässiges Verhältniss;  denn  dar  Vertrag  der  zusammentretenden 
Staat^i  war  eben  darauf  gerichtet,  einen  Gesammtstaat  zu  gründen, 
ihsa  eine  Verfassung  zu  geben  und  sich  derselben  als  einer  höheren 
Noon  2u  unterwerfen  (Meine  Einl.  S.  472). 

§75. 
Feststellung  das  Beohtsverhftltnisses  des  norddsutsohen  Bundes 
SU  den  süddsutsohen  Staaten« 
Während  der  Kegierungsentwurf  nur  einevertragsmässige  Bege- 
lang der  Verhältnisse  des  norddeutsch»!  Bundes  zu  den  süddeut- 
schen Staaten  in  Aussicht  gestellt  hatte,  erhielt,  durc^  Annahme  des 
Antxags  Laeker-Miqu^l,  Art.  79  der  Verfassung  des  norddeutschen 
Bundes  folgenden  Wortlaut :  »die  Beziehungen  des  Bimdes  zu  den 
soddeutselu»!  Staaten  werden  sofort  nach  Feststellung  der  Verfas- 
seng  des  norddeutschen  Bundes  durch  besondere  dem  Reichstage 
ZOT  Genehmigung  vorzulegende  Verträge  geregelt  werden.  Der  Ein- 
tritt der  süddeutsdien  Staaten  oder  eines  derselben  in  den  Bund 
eg&igt  auf  den  Vorschlag  des  Bundespräsidiums  im  Wege  der 
Gesetzgebung«.  Durch  den  Zusatz  wollte  man  ausdrücken: 
sdass  wir  den  Beitritt  der  süddeutschen  Staaten  nicht  für  eine  Ver- 
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änderung  der  Bundesidee  halten,  dass  also  dieser  Beitritt  nichts 
weiter  ist,  als  eine  innere  Angelegenheit,  welche  geregelt  wird  nicht 
ixLfch  Aenderung  der  Verfassung,  sondern  durch  das  Gesetz«. 

Uebrigens  erfolgte  kein  Eintritt  eines  einzelnen  süddeutschen 
Staates  auf  Grrundlage  des  Art.  79,  vielmehr  wurde  der  Antrag  der 
patriotischen  Regierung  Badens  auf  Eintritt  in  den  norddeutschen 
Bund  vom  Bundespräsidium  aus  schwerwiegenden  politischen  Grün- 
den abgewiesen.  Um  so  mehr  war  letzteres  bemüht,  das  Verhältniss 
zu  allen  süddeutschen  Staaten  durch  zusammenhängende  völker- 
rechtliche Verträge  zu  befestigen.  Dahin  gehören  folgende  Verträge : 

1]  Die  gleichzeitig  mit  den  Friedensvertragen  zwischen  Preussen 
und  den  süddeutschen  Staaten  geschlossenen  Schutz-  und  Trutz- 
bündnisse, durch  welche  sich  die  Kontrahenten  gegenseitig  die 
Integrität  des  Gebietes  ihrer  Länder  garantirten  und  sich  verpflich- 
teten, im  Falle  eines  Krieges  ihre  volle  Kriegsmacht  einander  zu 
diesem  Zwecke  zur  Verfügung  zu  stellen,  welche  für  diesen  Fall 
unter  den  Oberbefehl  des  Königs  von  Preussen  gestellt  werden  sollte 
(Staatsarchiv  Xn.  Nr.  2734,  Hahna.  a.  O.  S.  212).  Um  die 
Schutz-  und  Trutzbündnisse  veirksam  erfüllen  zu  können,  vereinigten 
sich  die  süddeutschen  Staaten  auf  einer  zu  Stuttgart  am  5.  Februar 
1867  abgehaltenen  Konferenz  »zu  möglichster  Erhöhung  ihrer  Mili- 
tärkräfte unter  einer  den  Principien  derpreussischen  nachgebildeten 
Wehrverfassung,  welche  sie  zur  Wahrung  der  nationalen  Integrität 
in  Gemeinschaft  mit  dem  übrigen  Deutschland  geeignet  machte«. 
Zur  Ergänzung  und  Erhaltung  des  deutschen  Vertheidigungssystems 
diente  die  Errichtung  einer  süddeutschen  Festungskommission  durch 
den  Münchner  Vertrag  vom  10.  Oktober  1868  und  einer  ge- 
meinsamen Inspektionskommission  für  die  Festungen  Ulm,  Rastatt, 
Landau  und  Mainz  durch  Protokoll  vom  6.  Juli  1869  (Hirth's 
Annalen  1872.  S.  1579). 

2)  Die  auf  Fortsetzung  und  Erneuerung  des  Zoll- 
vereins gerichteten  Verträge.  Durch  den  Ausbruch  de» 
^deutschen  Krieges  war  die  wichtigste  nationale  Institution,  der  Zoll- 
verein, in  seiner  Fortdauer  in  Frage  gestellt.  Aber  schon  die  Frie- 
densverträge bestimmten,  «dass  der  Zollvereinigungsvertrag  vom 
16.  Mai  1865  und  die  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden  Vereinba- 
rungen, welche  durch  den  Ausbruch  des  Krieges  ausser  Wirksam- 
keit gesetzt  waren,  vom  Tage  des  Austausches  der  Ratifikation  der 
Friedensverträge  wieder  in  Kraft  treten  sollten ,  jedoch  mit  dem 
Vorbehalte  sechsmonatlicher  Kündigung«.  Am  4.  Juni  1867  fand 
dann  eine  vorläufige  Uebereinkunft  Preussens  mit  den  süddeutschen 
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Staaten  statt,  die  Fortdauer  des  Zoll-  und  Handelsvereins  Betreffend 
(Hahn  a.  a.  O.  S.  622),  welche  dann  zu  dem  Zollvertrag 
rom  S.Juli  1867,  »Vertrag  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde, 
Bayern,  Württemberg,  Baden  und  Hessen,  die  Fortdauer  des  Zoll* 
und  HandelsYereins  betreffend«,  führte.  Durch  diesen  wurden  die 
bis  dahin  bestehenden  Zollvereinigungsverträge,  besonders  der  Yer- 
tiag  Tom  16.  Mai  1865,  wieder  in  Kraft  gesetzt,  soweit  sie  bisher 
noch  mEjraft  waren  und  nicht  durch  den  neuen  Vertrag  ausser  Kraft 
gesetzt  wurden.  Dem  so  fortbestehenden  Zollyereine  wurde  aber 
eme  ganz  neue,  der  norddeutschen  Bundesverfassung  nachgebildete 
Organisation  gegeben,  indem  als  gemeinschaftliches  Organ  der  Re- 
giemngen  ein  Bundesrath  des  Zollvereins,  als  gemeinschaftliche 
Vertretung  der  Bevölkerung  ein  Zollparlament  geschaffen  wurde. 
Beide  wurden  gebildet  durch  den  Hinzutritt  der  süddeutschen  Be- 
vollmächtigten zum  norddeutschen  Bundesrathe,  der  süddeutschen 
Volksvertreter  zum  norddeutschen  Keichstage.  An  die  Stelle  der 
8onst  im  Zollverein  nothwendigen  Uebereinstimmung  aller  Einzel- 
regierungen, beziehungsweise  aller  einzelnen  Landtage,  war  jetzt  die 
uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  dieser  beiden  Versamm- 
lungen zu  einem  Zollvereinsgesetze  erforderlich.  Damit  war  ein 
Krebsschaden  in  der  Organisation  des  Zollvereins  geheut.  Einem 
nnr  auf  Zeitdauer  geschlossenen  völkerrechtlichen  Vereine  war  eine 
Verfassung  gegeben,  welche  einem  wirklichen  Staatswesen  entlehnt 
war.  Insofern  konnte  in  dieser  neuen  Organisation  des  ganz 
Dentschland  umfassenden  Zollvereins  ein  Vorspiel  des  zukünftigen 
deutschen  Reiches  gefunden  werden,  in  welchem  sich  das  Zoll- 
parlament nurinein»Vollparlament«  zu  verwandeln  brauchte, 
om  zum  deutschen  Reichstage  zu  werden.  Kurz ,  der  norddeutsche 
Bnnd  war  seiner  ganzen  Anlage  nach  darauf  eingerichtet,  um  sich 
bei  passender  Gelegenheit  zum  deutschen  Reiche  zu  erweitem.  Dass 
dies  so  über  alles  Erwarten  bald  geschah,  war  eine  Folge  des 
g^neichen  Krieges,  welcher  den  norddeutschen  Bund  mit  den 
süddeutschen  Staaten  zu  gemeinsamer  Abwehr  des  französischen 
Angriffes  vereinigte.  Als  Frankreich  am  19.  Juli  1870  unter 
dem  frivolsten  Verwände  den  Krieg  an  Preussen  erklärt  hatte,  be- 
wahrten die  1866  geschlossenen  Schutz-  und  Trutzbündnisse  ihre 
Kraft,  die  süddeutschen  Fürsten  ihre  Bundestreue.  Nachdem  das 
Blut  der  norddeutschen  und  süddeutschen  Stämme  für  die  Sache  des 
gemeinsamen  Vaterlandes  in  Strömen  geflossen  war,  wurde  das  nie 
erloschene  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  lebhafter  denn  je 
empfunden.  Auf  eine  Zeit  lang  verstummten  die  giftigen  Stinmien 
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eines  kleinlichen  Partikularismus,  welche  sich  noch  wenige  Wochen 
vorher  in  der  Presse  wie  in  den  Landtagen  erhoben  hatten.  Der  nie 
erloschene  Reichsgedanke  erwachte  in  Süddeutschland  in  nie 
geahnter  Stärke.  Nach  dem  Zusammenbruche  der  französischen 
Macht  war  auch  jedes  äussere  HindemisS;  jede  Möglichkeit  eines 
wirksamen  Widerspruchs  gegen  den  neu  aufzuerbauenden  deut* 
sehen  Nationalstaat  beseitigt.  Die  Zeit  der  Erfüllung,  der  grosse 
Tag  unserer  staatlichen  Wiedergeburt,  auf  welchen  Generationen 
-sehnsüchtig  gehofft  hatten,  war  damit  gekommen. 


Achtes  Kapitel. 
Die  Gründung  des  neuen  deutschen  Reiches*. 

§76. 
Die  vorbereitenden  völkerreohtliohen  V^rträ^e  v.  NoTember  1670. 
Schon  am  2.  September,  noch  vor  der  Kenntniss  der  Kapitula- 
tion von  Sedan,  sprach  sich  die  grossherzoglich  badische  Regierung 
dem  Bundeskanzler  gegenüber  darüber  aus,  dass,  als  wünschenswert 
theste  Frucht  der  deutschen  Siege,  die  Konstituirung  der  innem 
Verhältnisse  Deutschlands  zu  betrachten  sei,  und  erklärte  sich  ohne 
Weiteres  bereit  zum  Eintritt  in  den  norddeutschen  Bund  mit  seiner 
bestehenden  Verfassung  (Staatsminister  Jelly,  Protokoll  der  I.  Kam- 
mer vom  13.  December  1870  S.  15).  Aber  auch  in  den  andern  süd- 
deutschen Staaten  machte  sich  dasBedürfhiss  nach  einer  staatüchen 
Einigung  Gresammtdeutschlands  geltend,  wenn  man  sich  auch  über 
den  einzigen  Weg  zum  Ziele  nicht  so  klar  war,  wie  in  Baden.  Im  Laufe 
des  Monats  September  1870  gab  die  bayerische  Regierung  dem  Prä- 
sidium des  norddeutschen  Bundes  zu  erkennen,  i>dass  die  Entwicke- 
lung  der  politischen  Verhältnisse  Deutschlands,  wie  dieselbe  durch 

^  P.  La  band,  Staatsieobt  des  deutschen  Reiches.  Erstes  KapiteL  Die 
Materialien  der  Oründungsgeschichte  finden  sich  in  den  Drucksachen  des  Reichs- 
tages des  norddeutschen  Bundes  von  1870,  in  KoUei's  Archiv  des  norddeut- 
schen Bundes  und  Zollvereins,  in  Hirth's  Annalen  des  norddeutschen  Bundes 
bes.  des  deutschen  Reiches.  Vor  allem  jetzt:  Materialien  der  deutsehen  Reidhs- 
verflüisung.  Sanunlung  sämmtliohei  auf  die  Reichsverfassung,  ihre  Entstehung 
und  Geltung  bezüglichen  Urkunden  und  Verhandlungen,  einschliesslich  insbe- 
sondere derjenigen  des  konstituirenden  norddeutschen  Reichstages  1867.  Auf 
Veranlassung  und  Plangebung  des  Dr.  Fr.  v.  Holtzendorff,  harausgegelMn 
von  Dr.  E.  Bezold.  3  Bde.  Berlin  1873.  L.  Hahn,  Der  Krieg  Deutschlands 
gegen  Frankreich  und  die  Gründung  des  deutschen  Kaiserreiches.  Die  deutsche 
Politik  1867—1871.    Berlin  1871. 
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die  kriegerieehen  Ereignisse  herbeigefährt  worden,  es  bedinge,  von 
dem  Boden  der  völkerrechtlichen  Verträge,  welche  bis  dahin 
die  suddeutschen  Staaten  mit  dem  norddeutschen  Bunde  rerbanden, 
EU  einem  Verfassungsbündnisse  überzugehen«.  Sie  verband 
mit  dieser  Mittheilung  den  Ausdruck  des  Wunsches,  mit  einem  Be- 
volhnächtigten  des  Präsidiums  über  die  Vorschläge  in  Besprechung 
SU  treten,  welche  sie  zur  Ausführung  ihres  Gredankens  vorbereitet 
hatte.  «Um  diese  Vorschläge  der  bayerischen  Regierung  anzuhören, 
wurde  der  Staatsminister  Delbrück  nach  München  entsendet,  wo 
Besprechungen  stattfanden,  an  welchen  sich  auch  ein  württembergi« 
scher  Bevollmächtigter  betheiligte  (Bericht  des  Ministers  Delbrück 
im  norddeutschen  B«ichstage  vom  5 .  December  1870).  Während  das 
Eigebniss  dieser  Besprechungen  der  Erwägung  des  Bundespräsi- 
diums unterlag,  wurde  von  Württemberg  aus  der  Wunsch  ausge- 
sprochen, die  in  München  eingeleiteten  Besprechungen  in  Versailles 
fortzusetzen  und  zu  ergänzen.  Gleichzeitig  mit'  dieser  Anregung  er- 
folgte der  definitive  Antrag  Badens  auf  Eintritt  in  den  norddeutschen 
Bund.  Auf  diese  Anregung  hin  lud  das  Präsidium  sowohl  die  würt- 
tembeigiBche  wie  die  badische  Regierung  ein,  Bevollmächtigte  nach 
VersaiUefl  zu  entsenden,  wozu  sich  auch  die  bayerische  Regierung 
entsdbloss.  Endlich  erklärte  auch  die  glossherzoglich  hessische  Re- 
gierung ihren  Entschluss,  mit  dem  südlichen  Theil  ihres  Gebietes  in 
den  Bund  einzutreten,  und  so  geschah  es,  dass  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Oktober  die  Vertreter  der  sämmtlichen  süddeutschen  Staaten  in 
Versailles  vereinigt  waren,  um  über  die  Gründung  eines  deutschen 
Bundes  zu  vediandeln.  Die  Verhandlungen  mit  Württemberg,  Baden 
imd  Hessen  führten  bald  zu  der  Ueberzeugung,  dass  es  ohne  grosse 
Schwieri^eiten  gelingen  werde,  auf  Grundlage  der  Verfassung  des 
norddeutschen  Bundes  zu  einer  Verständigung  zu  gelangen.  Die 
VeAandlungen  mit  Bayern  boten  dagegen  grössere  Schwierigkeiten, 
und  es  war  auf  den  eigenen  Wunsch  des  bayerischen  Bevollmäch- 
tigten, dass  zunächst  die  Verhandlungen  mit  den  drei  andern  süd- 
deutschen Staaten  fortgesetzt  wurden.  So  kam  es,  dass  gegen  Mitte 
des  November  die  Verständigung  mit  den  drei  andern  süddeutschen 
-Staaten  zum  Abschluss  gekommen  war.  Nur  ein  unvoii^sehener 
ZnbJl  verhinderte  es,  dass  gleich  am  1 5.  November  Württembe%  an 
der  mit  ihm  in  allen  Hauptpunkten  zu  Stande  gekommenen  Ver- 
slfindigung  theilnahm.  Es  wurde  deshalb  zunächst  am  15.  No- 
i«Hber  mit  Baden  und  Hessen  abgeschlossen«. 

Es  ist  dies  der  Vertrag  zwischen  dem  norddeutschen 
Bunde,  Baden  und  Hessen,  geschlossen  zu  Versailles 
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den  15.  November  18  70.  (Bundesgesetzbl.  1870  S.  650.) 
Diesem  Vertrage  beigegeben  ist  eine  »Verfassung  des  deutschen 
Bundes«  (a.  a.  O.  S.  627),  eine  Redaktion  der  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bundes  mit  einer  Reihe  von  Abänderungen,  welche  tbeils 
durch  die  Aufnahme  Badens  und  Südhessens  von  selbst  erfordert 
waren,  theils  auf  den  in  Versailles  gepflogenen  Verhandlungen  be- 
ruhten. Der  Vertrag  selbst  bestimmt,  dass  diese  Verfassung  am 
1*  Januar  1871  in  Wirksamkeit  treten  soll.  Ausserdem  wurden  noch 
unter  neun  Nummern  besondere  Erklärungen  über  die  Anwendung 
und  Ausl^^ung  einzelner  Verfassungsartikel  vereinbart.  Dass  Baden 
und  Hessen  nicht  einfach  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bun- 
des annahmen,  sondern  dass  dem  Vertrage  vom  15.  November  eine 
Verfassung  beigelegt  wurde,  welche  von  der  norddeutschen  in 
wesentlichen  Punkten  abweicht,  hat  seinen  Grund  in  folgendem 
Umstand.  »Als  mit  Württembei^,  Baden  und  Hessen  verhandelt 
wurde ,  waren  die  Wünsche  Bayerns  bekannt.  Es  fand  von  Seiten 
des  Präsidiums  keinen  Anstand,  einer  Zahl  diese  Wünsche  sofort 
zu  entsprechen.  Es  wurde  davon  den  übrigen  verhandelnden  Staaten 
Mittheilung  gemacht,  sie  eigneten  sich  die  bayerischen  Amende* 
ments  an  und  so  sind  in  die  Anlage  des  Protokolls  Bestimmungen 
angenommen,  welche  eigentlich  der  Initiative  Bayerns  ihren 
Ursprung  verdanken«,  obwohl  die  Zugehörigkeit  Bayerns  zum  deut- 
schen Bunde  in  dieser  Verfassungsredaktion  selbst  nicht  vorausge- 
setzt ist. 

Zwischen  dem  norddeutschen  Bunde,  Baden  und  Hessen  einer- 
seits und  Württemberg  andererseits  wurde  zu  Berlin  am  25.  Novem- 
ber 1870  ein  Vertrag  abgeschlossen,  »betreffend  den  Beitritt  Württem- 
bergs zur  Verfassung  des  deutschen  Bimdes«  (Bundesgesetzbl. 
1870  S.  654).  Nach  Art.  I.  tritt  Württemberg  der  zwischen  dem 
norddeutschen  Bunde ,  Baden  und  Hessen  vereinbarten ,  der  Ver- 
handlung d.  d.  Versailles  vom  15.  November  d.  J.  beigefügten  Ver- 
fassung dergestalt  bei,  dass  alle  in  dieser  Verfassung  enthaltenen 
Bestimmungen,  mit  den  in  Art.  2  näher  bezeichneten  Massgaben, 
auf  Württemberg  volle  Anwendung  finden.  A.  2  enthält  dann 
einige  auf  Württemberg  bezügliche  Sonderbestimmungen.  Das  bei- 
liegende Schlussprotokoll  von  Berlin  vom  25.  November  1870  dehnt 
die  meisten  der  im  Versailler  Protokoll  vom  1 5 .  November  enthaltenen 
Erklärungen  auch  auf  Württemberg  aus  (a.  a.  O.  S.  651).  Die  Mi- 
litärkonvention zwischen  dem  norddeutschen  Bunde  und  Württem- 
berg von  -^ — y —  ^^^  öT"  November  1870  ordnet  die  Stellung  de» 
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wurttembergischen  Armeecorps  als  Theil  des  deutschen  Bundes- 
heeres (a.  a.  O.  S.  658). 

Der  Vertrag  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde  und  Bayern 
kam  am  23.  November  1870  zu  Versailles  zu  Stande  (Reichs- 
gesetzbl.  1871  S.  9).  Art.  I.  sagt:  »Die  Staaten  des  norddeut- 
schen Bundes  und  das  Königreich  Bayern  schliessen  einen  ewigen 
Bund,  welchem  das  Grossherzogthimi  Baden  und  Hessen,  letzteres 
fiir  dessen  südlich  vom  Main  gelegenes  Staatsgebiet,  schon  beigetreten 
sind  und  zu  welchem  der  Eintritt  des  Königreichs  Württemberg  in 
Aussicht  steht.   Dieser  Bund  heisst  der  deutsche  Bund«. 

Art.  2  erklärt,  dass  die  Verfassung  des  deutschen  Bundes  die 
des  bisherigen  norddeutschen  Bundes  sein  soll,  zählt  aber  eine 
ganze  Beihe  von  Abänderungen  auf,  welche  sich  auf  den  gesammten 
Bund  und  alle  Einzelstaaten  gleichmässig  erstrecken.  Art.  3  ent- 
hält dagegen  die  zahlreichen  Sonderbestimmungen,  welche  zu 
Gunsten  des  Königreichs  Bayern  festgestellt  sind.  Art.  4  enthält 
eine  Uebergangsbestimmung  über  den  Zeitpunkt,  in  welchem  die 
Gemeinschaft;  der  Militärausgaben,  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern 
beginnen  soll.  Art.  5  wiederholt  eine,  auch  in  dem  badisch- 
hessischen  Vertrage  befindliche  Erklärung,  dass  Sonderrechte  nur 
mit  Zustimmung  des  berechtigten  Bundesstaates  aufgehoben  werden 
können.  Art.  6  bestimmt,  dass  dieser  Vertrag  mit  dem  I.Ja- 
nuar 1871  in  Wirksamkeit  treten  soll.  Dabei  sagen  sich 
die  yertragschliessenden  Theile  zu,  dass  der  Vertrag  unverweilt 
den  gesetzgebenden  Faktoren  zur  verfassungsmässigen  Zustimmung 
vorgelegt  und  nach  Ertheilung  dieser  Zustimmtmg  im  Laufe  des 
Monats  December  ratificirt  werden  soll.  Das  Schlussprotokoll  vom 
23.  November  1870  enthält  noch  eine  Anzahl  von  Erläuterungen, 
Beschränkungen  und  Ergänzungen,  welche  sich  theils  auf  den  Bund 
überhaupt,  theils  auf  die  Anwendung  des  Bundesrechtes  auf  Bayern 
beziehen.  Den  Bestimmungen  des  Protokolls  wurde  dieselbe  ver- 
bindliche Kraft  beigelegt,  wie  dem  Vertrage  selbst. 

Endlich  erfolgte  noch  am  8.  December  1870  ein  Vertrag  zu 
Berlin,  in  welchem  Württemberg,  Baden  und  Hessen  dem  zwischen 
dem  norddeutschen  Bunde  und  Bayern  geschlossenen  Vertrage  und 
Bayern,  soweit  dies  noch  erforderlich  war,  den  zwischen  dem  nord- 
deutschen Bunde  und  Baden ,  Hessen  und  Württemberg  geschlos- 
senen Verträgen,  nebst  Anlagen,  Protokollen  und  Militärkonvention 
ihre  Zustimmung  ertheilten. 

So  fehlte  denn  keine  Masche  mehr  in  dem  Netze  der  völker- 
rechtlichen Verträge ,  welche  ganz  Deutschland  zum  neuen  deut- 
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sehen  Bunde  umfassen  sollten.  Damit  war  dieser  aber  selbst  noch 
nicht  ins  Leben  getreten;  die  vertragschliessenden  Staaten  hatten 
nur  wechselseitig  die  Verpflichtung  übernommen,  die  nöthigen 
Schritte  zu  thun,  um  einen  solchen  Bund,  nach  Massgabe  der  Ver- 
träge, ins  Leben  zu  rufen.  Die  vertragschliessenden  Theile  waren 
die  vier  süddeutschen  Staaten  Bayern ,  Württemberg,  Baden  und 
Hessen  und  der  no-rddeutsche  Bund,  nicht  die  norddeutschen 
Bundesstaaten.  Dieser  trat  als  ein  einheitliches  staatsrechtUches 
Subjekt  den  bis  dahin  völlig  souveränen  süddeutschen  Staaten 
gegenüber.  Der  norddeutsche  Bund  beabsichtigte  nicht  etwa  sich 
aufzulösen  und  ein  ganz  neues  Staatswesen  zu  gründen,  sondern 
sich  durch  Aufnahme  da:  süddeutschen  Staaten  zu  erweitern. 
Der  neue  deutsche  Bund  sollte  der  in  seinen  Grenzen  erweiterte,  in 
seiner  Verfassung  modiiicirte  norddeutsche  Bund  sein.  Es  war 
nicht,  wie  im  Jahre  1867,  ein  staatsrechtlicher  Neubau,  welcher 
auf  den  Trümmern  des  völlig  beseitigten  alten  deutschen  Bundes 
erfolgte,  sondern  nur  der  weitere  Ausbau  eines  schon  fertigen 
Hauses ,  in  welchem  für  neue  Bewohner  neue  Bäume  geschaffen 
wurden.  Es  kann  kein  Zweifel  an  der  Bechtskontinuität  des  nord- 
deutschen Bundes  und  des  beabsichtigten  neuen  deutschen  Bundes 
erhoben  werden.   Beide  sind  dasselbe  Bechtssubjekt. 

Aber  die  Regierungen  des  norddeutschen  Bundes  und  der  vier 
süddeutschen  Staaten  waren  nicht  im  Stande,  den  beabsichtigten 
deutschen  Bund  ohne  Zustimmung  der  Volksvertretungen  ins  Leben 
zu  rufen.  Durch  den  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  wurde  die 
norddeutsche  Bundesverfassung  ebenso  wesentlich  verändert,  wie 
die  Konstitutionen  der  süddeutschen  Staaten.  Zu  solchen  Ver- 
fassungsändeningen  mussten  die  Volksvertretungen  ihre  verfassungs- 
mässige Zustimmung  ertheilen;  aber  nach  dem  oben  erörterten 
staatsrechtlichen  Prinzip  nur  der  Beichstag  des  norddeutschen  Bun- 
des und  die  Landtage  der  vier  süddeutschen  Staaten,  nicht  etwa  die 
Landtage  der  norddeutschen  Einzelstaaten.  Das  stellvertretende 
Organ  des  norddeutschen  Volkes. war  lediglich  sein  Beichstag  und 
auf  diese  Weise  wurde  verfahren. 

§77. 
Staatsrechtliohe  Perfektion  des  neuen  deutsohen  Beiohes. 
Durch  Verordnung  vom  12.  November  1870  wurde  der  nord- 
deutsche Beichstag  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  auf  den 
24.  November  1870  einberufen.    Mittlerweile  waren  nicht  nur  die 
Verträge  mit  den  süddeutschen  Begierungen  abgeschlossen,  son- 
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dem  auch  die  Wiederemeaerung  der  Bezeichnimg  »Kaiser  und 
Keich«  angeregt  worden.  König  Ludwig  U.  von  Bayern  hatte  die 
Imtiative  ergriffen  und  ein  eigenhändiges  Schreiben  an  die  übrigen 
Fürsten  gerichtet,  um  auf  dieses  Ziel  hinzuwirken.  Nachdem  sich 
uimmtliche  Fürsten  und  freien  Städte  dem  Antrage  angeschlossen 
hatten,  erfolgte  die  Einwilligung  des  Königs  von  Preussen  dahin, 
idass  vorläufig  ein  dahin  gehendisr  Gesetzentwurf  dem  norddeutschen 
Reichstage  vorgelegt  werde«,  was  am  9.  December  1870  geschah.  Am 
folgenden  Tage  bereits  vnirde  dieser  Entwurf  vom  norddeutschen 
fieichstage  angenommen.  Nachdem  der  norddeutsche  Reichstag  sei- 
neiseitB  sämmtHche  Verträge  mit  den  süddeutschen  Staaten  geneh- 
migt und  sowohl  die  hierdurdh,  als  die  durch  die  Vorlage  in  Bezug  auf 
Kaiser  und  Reich  bedingten  Verfassungsänderungen  angenommen 
hatte,  war  es  nothwendig,  auch  die  gleiche  Genehmigung  seitens  der 
Landtage  der  vier  süddeutschen  Staaten  herbeizuführen  und  waren 
denselben  von  ihren  Regierungen  die  betreffenden  Vorlagen  gemacht 
worden  (Sämmtliche  Kammerverhandlungen  finden  sich  in  Bezold's 
Materialien  B.  m).  In  Hessen,  Baden  und  Württemberg  erfolgte 
die  Genehmigung  rechtzeitig,  d.  h.  vor  dem  1.  Januar  1871.  In 
Bayern  sprach  zwar  die  Kammer  der  Reichsnlthe  ihre  Zustimmung 
noch  am  30.  December  1870  mit  allen  gegen  drei  Stimmen  aus,  die 
Kammer  der  Abgeordneten  jedoch  gelangte  erst  am  2 1 .  Januar  1871 
nach  zehntägigen  heissen  Debatten  zu  einem  Beschlüsse ,  indem  sie 
nun  endlich  auch  ihrerseits  mit  102  gegen  48  Stimmen  die  Zustim- 
mung ertheilte. 

Durch  diese  verfassungsmässige  Zustimmung  der  betreffenden 
Volksvertretungen  erhielten  die  Regierungen  des  norddeutschen  Bun- 
des und  der  süddeutschen  Staaten  die  staatsrechtliche  Ermächtigung, 
die  TÖlkerrechtlichen  Verträge  vom  November  ins  Leben  zu  führen. 
Dieselben  wurden  ratificirt  und  ordnungsmässig  publicirt.  Da  in 
allen  Vertragsinstrumenten  ausdrücklich  gesagt  war,  dass  der  Ver* 
trag  mit  dem  1 .  Januar  187 1  ins  Leben  treten  sollte,  so  ist  dieser  Tag 
unzweifelhaft  als  der  Geburtstag  des  neuen  deutschen  Reiches 
zu  betrachten.  Auch  für  Bayern,  in  dessen  Vertrag  ebenfalls  dieser 
Termin  festgestellt  worden  war.  Die  allerdings  später  erst  nach- 
folgende landständische  Zustimmung  genehmigte  mit  dem  ganzen 
Vertrage  auch  den  darin  enthaltenen  Anfangstermin  und  ist  insofern 
ab  eine  Batihabition  des  geschlossenen  Verfassungsbündnisses  anzu- 
sehen. Mit  diesem  Itislebentreten^  des  deutschen  Reiches  waren  d;e 
m  Grnmde  liegenden  völkerrechtlichen  Novemberverträge  ToUständig 
etfollt  und  das  völkerrechtliche  Vertragsverhältniss  hatte  sich  für  alle 
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im  neuen  deutschen  Reiche  befindlichen  Staaten  nun  ebenfalls  in 
ein  staatsrechtliches  Yerfassungsverhaltniss  Tenvandelt* 

Am  18.  Januar  1871  erliess  der  König  von  Preussen  vom  Haupt- 
quartier in  Versailles  aus  eine  Proklamation,  worin  er  erklärte,  dass 
er  für  sich  und  seine  Nachfolger  an  der  Krone  Preussen  die  deutsche 
Kaiserwiirde  angenommen  habe. 

§78. 
Schlussredaktion  der  deutschen  Belohsverfassung« 
Das  deutsche  Reich  war  am  1.  Januax  1871  ins  Leben  getreten. 
Es  hatte  selbstverständlich  auch  seine  Verfassung.  Der  Grang  der 
Verhandlungen,  welcher  zur  Gründung  des  deutschen  Reiches  ge- 
führt hatte,  hatte  aber  zur  Folge  gehabt,  dass  das  Verfassungsrecht 
des  deutschen  Reiches  in  drei  verschiedenen  Urkunden  enthalten  war, 
in  der  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde,  Baden  imd  Hessen  am 
15. November  1870  vereinbarten  Verfassung,  in  dem  Vertrage  zwi- 
schen dem  norddeutschen  Bunde  imd  Bayern  vom  23.  November 
und  in  dem  Vertrage  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde,  Baden  und 
Hessen  einerseits  und  Württemberg  andererseits  vom  25.  November. 
Dazu  kam ,  dass  diese  drei  Urkunden  bereits  unterzeichnet  waren, 
als  der  Beschluss  gefasst  wurde ,  dass  der  neue  deutsche  Bund  den 
Namen  »Deutsches  Reich«  führen  und  dass  die  Ausübung  der  Prä- 
äidialrechte  mit  Führung  des  Titels  eines  deutschen  Kaisers  ver- 
bunden werden  sollte ;  man  begnügte  sich  vorläufig  damit,  die  Na- 
men >> Kaiser  und  Reich«  an  den  beiden  prägnanten  Stellen  der 
Verfassung  im  Art.  1 1  und  im  Eingange  einzufügen.  Dem  Texte 
der  Verfassimg  fehlte  daher  die  folgerichtige  Terminologie  und  die 
Uebereinstimmung  mit  der  seit  ihrer  Unterzeichnung  eingetretenen 
Entwickelung.  Diese  Zerstreuung  der  Grundlagen,  aufweichen 
der  neue  staatsrechtliche  Zustand  Deutschlands  beruhte,  war  ein 
Uebelstand ,  welchem  durch  eine  neue  einheitliche  Redaktion  der 
Verfassimg  abgeholfen  werden  musste.  Als  am  1.  März  1871  der 
erste  deutsche  Reichstag  eröfEhet  worden  war ,  legte  noch  an  dem- 
selben Tage  der  Bundeskanzler  den  Entwurf  eines  Gesetzes  betref- 
fend die  Verfassung  des  deutschen  Reiches  vor ,  welcher  diesen 
formellen  Missständen  abhelfen  sollte.  Materielle  Aenderungen  des 
bestehenden  Verfassungsrechtes  beabsichtigte  diese  Revision  nicht; 
sie  enthält  nur  eine  Bestimmung,  welche  in  den  im  Eingange  er- 
wähnten Dokumenten  nicht  vorkommt,  nemlich  die  Bestimmung  im 
A.  8,  nach  welcher  der  durch  den  Vertrag  vom  23.  November  1870 
No.  n  §  6  geschaffene  Ausschuss  des  Bundesrathes  für  die  auswär- 
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tigm  Angelegenheiten  ausser  den  Bevollmächtigten  von  Bayern, 
Sachsen  und  Württemberg ,  aus  zwei  vom  Bundesrathe  alljährlich 
zu  wählenden  Bevollmächtigten  der  andern  Bundesstaaten  bestehen 
soll.  Nicht  aufgenonmien  wurden  die  auf  die  Einführung  norddeut- 
scher Gesetze  als  Bundesgesetze  bezüglichen  transitorischen  Be- 
stimmungen ,  sie  fanden  ihre  Stelle  in  dem  Gesetze,  durch  welches 
die  Verfassung  verkündet  wurde.  Hier  wurden  auch  die  rechtlichen 
Wirkungen  festgestellt,  welche  mit  der  Einführung  eines  norddeut- 
schen Gesetzes  als  Reichsgesetz  verbunden  sein  sollten.  Auch  die 
Verabredungen,  welche  in  den  Schlussprotokollen  vom  15.,  23. 
imd  25.  November  imd  unter  No.  6  des  Vertrages  vom  23.  No- 
Tember  1870  getroffen  waren,  wurden  »wegen  ihres  theils  vorüber- 
gehenden, theils  erläuternden,  theils  administrativen  Charakters«  in 
die  Verfassung  nicht  au%enommen ,  ihre  fortdauernde  Gültigkeit 
wurde  aber  durch  §  3  des  Einführungsgesetzes  ausser  Zweifel 
gesetzt.  Am  27.  März  begann  die  Berathung  über  den  revidirten 
Entwurf  in  den  regelmässigen  Formen  einer  dreimaligen  Berathung 
dner  Gesetzesvorlage.  Obgleich  mancherlei  Abänderungsvor- 
schläge vorgebracht  und  besonders  über  die  Frage,  ob  sog.  Grund- 
rechte in  die  Verfassung  aufgenommen  werden  sollten,  sehr  erregte 
Debatten  geführt  wurden,  so  hielt  doch  die  grosse  Mehrheit  des 
Reichstages  konsequent  an  dem  Standpunkt  fest,  »dass  es  sich  bei 
dieser  Vorlage  gar  nicht  darum  handeln  könne,  die  Verfassung  ma- 
teriell zu  verbessern,  sondern  nur  das  zu  redigiren,  was  früher  durch 
Beschlüsse  und  Verträge  der  kompetenten  Organe  bereits  festgestellt 
worden  war,  dass  der  Keichstag  nur  darüber  sein  Votum  abzugeben 
habe,  ob  die  von  der  Bundesregierung  vorgelegte  Redaktion  mit  den 
frohem  Beschlüssen  und  Verträgen  stinmie  und  ob  diese  Fassung  rich- 
tig gewählt  sei  oder  nicht«.  Es  wurde  daher,  unter  Ablehnung  aller 
Amendements,  am  14.  April  1871  der  revidirte  Entwurf 
einer  Reichsverfassung  vom  Reichstage  angenommen  und 
am  16.  April  1871  im  Reichsgesetzblatt  verkündigt.  Da  das  Reichs- 
gesetzblatt (No.  16),  welches  das  Publikationspatent  enthalt,  zu 
Berlin  am  20.  April  ausgegeben  wurde,  so  ist  nach  vierzehntägiger 
Frist,  also  am  5.  Mai  1871,  diese  neue  Redaktion  der  Reichsverfas- 
snng  im  ganzen  Reiche  in  Kraft  getreten.  Durch  das  Publikations- 
patent vtmi  16.  April  1871  ist  an  die  Stelle  der  in  verschiedenen 
Uikunden  zerstreuten,  am  1.  Januar  1871  in  Kraft  getretenen  Ver- 
&ssimg  die  neue  Ver£etssung  vom  16.  April  1876  getreten,  welche 
jetzt  adlein  die  formell  gültige  Quelle  des  Verfassungsrechtes  im 
deutschen  Reiche  ist,  während  die  frühem  in  den  Novemberverträ- 

Digitized  by  VjOOQ IC 


176  n.   GeBchiohtl.  Entwickelung  des  staatl.  Rechttzustandes  in  DeutBchland. 

gen  niedergelegten  Yerfassungsbestimmnngen  seitdem  nur  noch  eine 
historische  Bedeutung  haben.  So  ruht  seitdem  das  Staatsrecht  des 
deutschen  Ileiches  auf  einer  einheitlichen  Verfassungsurkunde^ 
welche  seitdem  nur  in  einzelnen  Punkten  Abänderungen  erfahren  hat. 

§79. 

Der  Frieden  mit  Frankreioh  imd  die  neuen  Beiohalande. 

Das  deutsche  Reich  war  am  1.  Januar  1871  bereits  ins  Leben 
getreten,  ehe  der  Krieg  beendigt  war,  welchem  es  seine  Entstehung 
verdankte.  Erst  am  26.  Februar  1871  wurden  die  Friedensprä- 
liminarien zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Frankreich  zu 
Versailles  abgeschlossen,  welche  am  2.  März  ratificirt  wurden.  Im 
A.  1  verzichtet  Frankreich  auf  die  daselbst  angeführten  Gebiets- 
theile,  Elsass  und  Deutschlothringen^  mit  den  Worten :  »La  France 
renonce  en  faveur  de  TEmpire  germanique  k  tous  ses  droits  et  titres 
sur  les  territoires  situ6s  ä  Test  da  la  frontidre  ci-aprto  designte  .  .  • 
UEmpire  allemand  possidera  ces  territoires  ä  perpituit^  en  toute 
souverainet^  et  propri^t^  (Reichsgesetzbl.  1871  S.  216).  Der 
definitive  Friedensvertrag  von  Frankfurt,  Trait6  de  paix  entre  FEkn- 
pire  allemand  et  la  France  du  10  Mai  1871  (Reichsgesetzbl.  S.  223), 
welcher  am  20.  Mai  d.  J.  zu  Frankfurt  ratificirt  wurde,  bestätigte 
diese  Abtretungen.  Einige  unbedeutende  Modifikationen ,  welche 
durch  den  Definitivfrieden  und  einen  Zusatzvertrag  von  Berlin  vom 
12.  Oktober  1871  Art.  10  in  der  Begrenzung  dieser  Abtretungen 
verfügt  wurden,  kommen  hier  nicht  weiter  in  Betracht.  Durch  das 
Gesetz,  betreffend  die  Vereinigung  von  Elsass-Lothringen  mit  dem 
deutschen  Reiche,  vom  9.  Juni  1871  (Reichsgesetzbl.  1871  S.  212) 
wurden  die  von  Frankreich  abgetretenen  Gebiete  für  immer  mit  dem 
deutschen  Reiche  vereinigt,  doch  sollte  die  Reichsverfassung  erst 
am  1.  Januar  1873  daselbst  in  Kraft  treten,  ein  Termin,  welcher 
durch  Reichsgesetz  vom  20.  Juni  1872  auf  den  1.  Januar  1874  ver- 
schoben wurde.  Die  eigenthümliche  staatsrechtliche  Stellung  dieser 
neu  erworbenen  Reichslande  wird  im  Reichsstaatsrechte  näher  erör- 
tert werden.  Hier  kommt  nur  die  Aufnahme  derselben  in  das  Reich 
überhaupt  in  Betracht,  durchweiche  das  Gebiet  desselben  wesentlich 
erweitert  wurde.  So  brachte  das  Jahr  1871  die  Verfassung^  sowie  den 
Territorialbestand  des  neuen  deutschen  Reiches  zum  definitiven  Ab- 
schluss.  Mit  diesem  Jahre  beschliessen  wir  hier  die  Geschichte  der 
deutschen  Staatsentwicklung  und  beginnen  das  deutsche  Staatsrecht 
der  Gegenwart;  dessen  systematische  Darstellimg  als  die  Hauptauf- 
gabe dieses  Werkes  erscheint. 
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Erstes  Buch. 
Bas  LaHdesstaatereeht'. 

§  80. 
Von  dem  Charakter  des  deutschen  LandeBstaatsreohtes  überhaupt. 
Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  sind  aus  den  Territorien 
des  alten  deutschen  Reiches  heryorgewachsen.  Von  den  etwa  324 
Territorien,  welche  das  deutsche  Beich  noch  im  Jahre  1792  zählte, 
wurden  1803  die  geistlichen  Fürstenthümer  säkularisirt,  die 
Reichsstädte  his  auf  wenige  aufgehoben.  Im  Jahre  1806  wurden 
zahlreiche    weltliche    Beichsfursten    und  Grafen    mediatisirt. 


1  Das  allgemeine  deutsche  Landesataatarecht  ist  dargestellt  in  den  Werken 
TonH.  A.  Zacharia,  Deutscheg  Staats-  und  Bundesrecht,  2  Bde.  III.  Aufl. 
OMtingen  1866  (auch  fOr  die  Gegenwart  durch  seine  Zuverlässigkeit  noch  brauch- 
hu\.  H.  Zöpfl,  Gmnds&tze  des  allgemeinen  und  deutaohen  Staatareehtes. 
2.  Bde.  5.  Aufl.  1863.  Einen  bedeutsamen  Wendepunkt  in  der  Darstellung  des 
deatscben  Landesstaatsrechtes  bildet  C.  F.  y.  O  e r  b  e  r,  Grundzüge  eines  Systems 
des  deutschen  Staatareehtes  II.  Aufl.  1869.  O.  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Staatsrechtes.  LeipiiglS79.  G.  A.  Orot  elend.  Das  deutsche  Staatsreeht  der 
Gegenwart.  Berlin  1869.  Als  wichtiges  Hilfsmittel  fOr  die  wissenschaftliche 
Konstruktion  des  allgemeinen  deutschen  Landesstaatsrechtes  sind  auch  die  Dar- 
stellimgen  der  deutschen  Fartikularstaatsrechte  zu  betrachten.  Hier  sind  zu 
anmen  fOrPreussen:  L.  y.Bönne,  Staatsreeht  der  preussischen  Monarehie. 
3  Bde.  in  4  Abtheilungen.  Leipzig.  HI.  Aufl.  1869  — 72.  Hermann  Schulze» 
Bas  preussische  Staatsrecht  auf  Grundlage  des  deutschen  Staatsrechtes.  Leip- 
Bg.  »SBde.  1872—77.  R.  y.  Mohl,  Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
beig.  2  Bde.  Tübingen  1840.  J.  Pösl,  Lehrbuch  des  bayerisohen  Verfassungs* 
leektes  V.  Aufl.  1877.  £.  £.  Weiss,  System  des  öffentlichen  Rechtes  des 
Grossherzogthums  Hessen.  Darmstadt.  B.  I.  1837.  Für  Sachsen  gelehrt, 
aber  reraltet  Chr.  E.  Wei  s  s ,  Lehrbuch  des  Königlich  Sächsischen  Staatsrechts. 
2 Bde.  Leipadg  1824—27,  unbedeutend  Fr.  Bülau,  Verfassimg  und  Vesfas- 
nngirecht  des  Königreiohs  Sachsen.  Leipzig  1833.  Wie  werthyoU  auch  für  ein 
kleines  Land  die  Darstellung  seines  Staatsrechtes  werden  kann,  zeigt  Chr.  W. 
Sehwe  i  t  zer,  OeffentHches  Recht  des  Grossherzogthums  Sachsen.  Weimar  182.5. 
Leider  fehlt  manehen,  in  ihrer  staatliehen  Entwickelung  interessanten  Staaten 
eine  Darstellung  ihres  Staatsrechtes,  so  besonders  dem  Grossherzogthum  Baden. 
Neben  der  Behandlung  des  Reichsstaatsrechtes  und  des  allgemeinen  Landes- 
staatsiechtes  sollte  die  für  praktische  Zwecke  so  wichtige  Darstellung  der  Parti- 
kalarstaatsrechte  nicht  yemaohlässigt  werden. 

12* 
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39  Staaten  retteten  ihr  Dasein  in  den  deutschen  Bund,  dessen  Mit- 
gliederbestand  bei  seinem  Ende  34  betrug.  Durch  den  deutschen 
Krieg  von  1866  verloren  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Holstein- 
Lauenburg  und  Frankfurt  am  Main  ihre  staatliche  Existenz.  Der 
norddeutsche  Bund  enthielt  22  Staaten.  Durch  den  Beitritt  der 
süddeutschen  Staaten  wuchs  der  Mitgliederbestand  des  neuen  deut- 
schen Reiches  auf  25  Staaten.  Obgleich  jeder  dieser  25  Einzelstaa- 
ten sein  eigenes  Fartikularstaatsrecht  hat,  so  lässt  sich  doch  der 
allgemeine  Charakter  des  deutschen  Landesstaatsrechts  in  folgen- 
den Sätzen  zusammenfassen : 

1)  Die  25  deutschen  Länder,  als  Glieder  eines  Bundesstaates^ 
sind  noch  heutzutage  wirkliche  Staaten,  nicht  blos  Provinzen 
oder  Körper  der  Selbstverwaltung.  Wenn  ihnen  auch  auf  gewissen 
Gebieten  durch  die  Reichsverfassung  bestimmte  staatliche  Funktio- 
nen ganz  entzogen  sind,  wenn  sie  auf  andern  wenigstens  unter  der 
Gesetzgebimg  und  der  Oberaufsicht  der  Reichsgewalt  stehen,  so 
giebt  es  immerhin  noch  wichtige  Gebiete  des  innem  Staatslebens, 
wo  sie  sich  ihre  Gesetze  selbst  geben  und  lediglich  durch  diese  be- 
stimmt werden,  wo  sie  als  imabhängige  Staatskörper  sich  selbst 
regieren.  Für  diese  ihre  unabhängige  Kompetenz  streitet  sogar  die 
Yermuthung.  Soweit  die  Reichsverfassung  den  Einzelstaaten  nicht 
ausdrücklich  staatliche  Befugnisse  entzieht ,  sind  sie  in  deren-  Be- 
sitze verblieben. 

2j  Aber  die  deutschen  Einzelstaaten  sind,  als  Glieder  eines 
Bundesstaates,  keine  vollkommen  souveränen  Staaten  mehr.  Sie 
sind  nicht  blos  durch  völkerrechtliche  Verträge  gebundene  Glieder 
einer  sonst  gleichberechtigten  Staatengesellschaft,  sondern  stehen 
vielmehr  unter  einer  übergeordneten  wahren  Staatsgewalt;  sie  sind 
Unterstaaten  eines  Oberstaates.  Die  deutschen  Einzelstaaten  neh- 
men daher  im  wesentlichen  wieder  eine  staatsrechtliche  SteUung^ 
ein,  wie  die  Territorien  des  altem  deutschen  Reiches ;  sie  sind  da- 
mit in  die  ihnen  durch  die  Geschichte  angewiesene,  naturgemässe 
Stellung  zurückgekehrt.  Ntir  die  Form  der  Unterordnung  ist  eine 
andere  geworden.  Von  einem  Lehensverhältnisse  der  deutschen 
Territorien  und  ihrer  Fürsten  zu  Kaiser  und  Reich  ist  keine  Rede, 
wie  überhaupt  das  Lehenrecht  aus  dem  Gebiete  des  modernen  öffent- 
lichen Rechts  auszuscheiden  ist.  Die  deutschen  Fürsten  sind  nicht 
mehr  wie  ehedem  Vasallen  des  Kaisers;  aber  ihre  Staaten  sind  der 
Reichsgewalt  staatsrechtlich,  nach  den  Grundsätzen  einer  bundes- 
staatlichen Verfassung,  untergeordnet. 
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3)  Jeder  deutsche  Einzelstaat  hat  sein  besonderes,  auf  den  ihm 
eigenthümlichen  Quellen ,  namentlich  seiner  Yerfassungsurkunde, 
benihendes  Staatsrecht,  welches  aber  durch  die  Reichsverfassung 
wesentlich  verändert  worden  ist  und  noch  immer  mehr  verändert 
werden  kaon,  da  alle  Reichsgesetze  den  Landesgesetzen,  selbst  den 
Verfassungen  der  Einzelstaaten,  unbedingt  vorgehen.  Dennoch  muss 
das  Landesstaatsrecht  jauch  heutzutage  noch  als  selbständiges,  für 
sich  bestehendes  Ganze  dargestellt  werden,  aber  unter  fortwähren- 
der Rücksicht  auf  die  hereingreifenden  Sätze  des  übergeordneten 
Beichsstaatsrechtes. 

4)  Die  Verfassungsform  der  deutschen  Einzelstaaten  ist  v^- 
flchieden.  Unter  den  25  Staaten  des  deutschen  Reiches  giebt  es  drei 
Bepubliken:  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg,  22  sind  monarchisch. 
Mit  Ausnahme  der  beiden  Ghrossherzogthümer  Mecklenburg  sind 
«Ue  deutschen  Staaten  durch  eine  Yerfassungsurkunde  in  die  Reihe 
der  konstitutionellen  getreten,  seit  Gründung  des  norddeutschen 
Bundes  noch  einige  zurückgebliebene  kleinere  Fürstenthümer  wie 
8chaumbuig-Lippe  und  Reuss  ä.  L.  Ihr  Staatsrecht  ist  ein  konsti- 
tutionell-monarchisches. Dies  entscheidet  auch  für  die  Darstellung. 
Da  es  hier  nicht  die  Aufgabe  sein  kann,  die  Staatsrechte  der  25 
deutschen  Einzelstaaten  statistisch  neben  einander  zu  stellen,  son- 
dern es  darauf  ankommt,  die  gemeinsamen  leitenden  Grrundgedanken 
imStaatsrechte  der  Einzelstaaten  nachzuweisen,  so  muss  eine  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  deutschen  Landesstaatsrechts  sich  auf 
die  normale  Ausprägung  des  modernen  deutschen  Staatsgedankens 
in  der  Form  der  konstitutionellen  Monarchie  beschränken  und  kann 
die  ausnahmsweise  Entwickelung  der  drei  kleinen  Republiken,  so 
wie  die  veraltete  Staatsordnung  Mecklenburgs,  nur  nebenbei  berück- 
sichtigen. 

5)  Die  konstitutionelle  Monarchie ,  als  die  normale  deutsche 
Staatsform  der  Gegenwart,  hat  sich  in  Deutschland  mannigfach  eigen- 
tümlich entwickelt,  abweichend  von  den  übrigen  konstitutionellen 
Staaten  Europas.  Li  allen  deutschen  Staaten  ist  der  Monarch  Lihaber 
der  gesammten  Staatsgewalt,  nur  beschränkt  durch  Verfassung  und 
Gesetzund  gebimden  an  die  Mitwirkung  anderer  selbständiger  Organe. 
Freilich  hat  die  monarchische  Gewalt  durch  die  Reichs  Verfassung  neue 
Beschränkungen  erlitten.  Die  Grenzen  derselben  liegen  jetzt  nicht 
nur  in  der  Landesverfassung,  sondern  auch  in  der  Reichsverfassung, 
welche  den  Einzelstaaten  wichtige  staatliche  Funktionen  entzieht, 
die  damit  auch  der  Machtbefugniss  der  Fürsten,  als  Landesherm 
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der  Einzelstaaten,  entfallen.  Der  Monarch  ist  daher  der 
reichs-  und  landesverfassungsmässig  beschränkte 
Inhaber  der  Staatsgewalt,  soweit  solche  dem  betreffenden 
Einzelstaate  noch  zusteht. 

6)  Die  deutschen  Territorien  sind  durch  den  ganzen  Entwiche- 
lungsgang  dieses  Jahrhunderts  wahre  Staaten  geworden,  welche 
damit  auch  alle  aus  dem  Staatsbegriffe  folgenden  Konsequen- 
zen auf  sich  müssen  anwenden  lassen.  Dieser  aber  schliesst  alle 
Anschauungen  aus,  welche  den  Staat  in  die  privatrechtliche  Sphäre 
des  Eigenthums  herabsetzen.  Jeder,  auch  der  kleinste  Staat  ist  ein 
Gemeinwesen,  eine  staatsrechtliche  Persönlichkeit^  in  deren  vielge- 
gliedertem Organismus  der  Fürst  als  das  oberste  handelnde  Organ 
des  Staates ,  nicht  als  dessen  Eigenthümer  aufgefasst  werden  darf. 
Alle  Ansprüche,  welche  aus  einem  vormeintlichen  Patrimonium  des 
Fürsten  am  Staate  hergeleitet  werden,  sind  als  Reminiscenzen  einer 
überlebten  patrimonialen  Staatsordnung  zurückzuweisen. 

Bei  jedem  Gemeinwesen,  also  auch  dem  deutschen  Einzelstaate, 
kommt  zuerst  seine  persönliche  Gliederung  in  Betracht.  Hier  wird 
jedem  Gliede  seine  bestimmte  Berufsstellung  zugewiesen,  seine 
Rechtssphäre  abgesteckt.  Die  Verfassung  ist  die  grundgesetz- 
liche Feststellung  des  rechtlichen  Verhältnisses  der  verschiedenen 
Organe  im  Staate  in  ihrer  Besonderheit,  wie  in  ihrer  Vereinigung'. 
Bei  einem  Gemeinwesen,  welches  als  Gesammtpersönlichkeit  einen 
Willen  hat,  kommt  nicht  nur  seine  Gliederung ,  sein  persönlicher 
Bestand,  sondern  auch  seine  Wirksamkeit  in  Betracht.  So  muss 
nothwendiger  Weise  zur  Verfassungslehre  eine  zweite  Abtheilung-, 
die  Regierungslehre  treten,  welche  von  den  staatsrechtlichen  Grund- 
sätzen handelt,  nach  denen  die  verschiedenen  Organe  bei  ihrer  Thär- 
tigkeit  für  den  Staat  ineinander  greifen ,  innerhalb  deren  sich  alle 
Funktionen  der  Staatsgewalt ,  als  ihren  gesetzlichen  Schranken,  zu 
bewegen  haben.  Die  Darstellung  des  Landesstaatsrechtes  zerfallt 
daher  in  zwei  Abtheilungen: 

Abth.  I:  Von  der  Gliederung  des  Staatsorganismus    Verfas- 
simgsrecht) ; 

A.bth.  U:  Von  den  Funktionen  der  Staatsgewalt  (Regierungs- 
recht) . 
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Erste  Abtheilung. 

Von  der  Gliederung  des  Staatsorganismus. 
(Verfassungsrecht. ) 

Erstes  KapiM. 

Von  dem   Staatsoberhaupte  oder  dem   Monarchen. 


Erster  Abselmltt. 

Staatsrechtlicher  Inhalt  der  monarchischen  Gewalt. 

§81. 
Gteiwhiehtilohe  Sntwiokelxuig  der  Monarchie  in  Deutschland  ^ 
Das  deutsche  Fäistenthnm  hat  einen  von  den  übrigen  Monar« 
cbien  Europas  durchaus  verschiedenen  Ursprung.  Während  in  Eng- 
land, Frankreich,  Spanien  das  Königthum  die  aristokratLSche  Mittel- 
gewalt des  grossen  Yasallenthums  beseitigt  und  die  Staatseinheit 
riegieich  durcl^efuhrt  hat,  ist  in  Deutschland  das  nationale  König- 
thmn  und  die  Staatseinheit  von  der  Aristokratie  der  grossen  Beichs- 
beamten  und  Vasallen  zuerst  immer  mehr  geschwächt  und  endlich 
ganz  gesprengt  worden.  So  sind  denn  auch  die  geschichtlichen 
Wtmeln  des  heutigen  deutschen  Fürstenthums  nicht  in  dem  ehe- 
maKgen  Reiche,  sondern  in  den  Territorien  zu  suchen.  Aus  den 
erblieh  gewordenen  Beichsämtem  der  Herzöge^  Markgrafen  und 
Olafen  und  den  Immunitätsbezirken  der  geistlichen  und  weltlichen 
Grossen  sind  die  deutschen  Landesherrschaften  erwachsen  (S.  67). 
Bei  allen  deutschen  Fürstenthümem  lässt  sich  ein  solcher  UrsjHrung 
utehweisen.  So  liegen  die  Ursprünge  von  Oesterreich  imd  Freussen 
in  der  Bfaikgrafschaft,  von  Sachsen  und  Bayern  in  dem  Stammes- 
bozogthume,  von  Württemberg  in  der  Grafschaftu.s.  w.  Die  deut- 
schen Landesherm,  »domini  terrae«,  erhielten  als  solche  die  Gerichts- 
barkeit vom  Beiche  verliehen,  womit  sie  aus  verschiedenen  Bechts- 
titehi  noch  zahlreiche  andere  BegaUen  und  Herrschaftsrechte  ver- 
banden. Je  weniger  aber  das  Beich  die  staatlichen  Bedürfhisse  des 
deutschen  Volkes  befriedigte,  je  mehr  sich  die  Territorien  zu  staats- 
äbüichen  Gebilden  entwickelten,  um  so  mehr  streifte  auch  die 
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deutsche  Landeshoheit  ihren  aggregatartigen  Charakter  ab  und 
wurde  zu  einer  wahren ,  wenn  auch  untergeordneten  Staatsgewalt. 
Dieser  Entwickelungsgang  fand  besonders  in  dem  westfälischen 
Frieden  seine  reichsgesetzliche  Bestätigung ,  welcher  zur  Bezeich- 
nung dieser  an  die  volle  Souveränetät  schon  anstreifenden  Staatsge- 
walt die  Ausdrücke  »jus  territoriale«,  »jus  superioritatis« ,  »jus  terri- 
torii  et  superioritatisa  gebrauchte,  welche  man  im  deutschen  mit 
»Landeshoheit«, »hoher Landesobrigkeit«  U.S.W. wiedergab.  So  defi- 
nirte  M  o  s  e  r  im  vorigen  Jahrhunderte  die  Landeshoheit  »als  das  den 
Beichsständen  zustehende  Recht,  vermöge  dessen  sie  befugt  sind,  in 
ihren  Landen  und  Gebieten  alles  dasjenige  zu  gebieten,  zu  verbie- 
ten, anzuordnen,  zu  thun  und  zu  lassen,  was  einem  jeden  Regenten 
nach  dem  göttlichen,  Natur-  und  Völkerrechte  zukommt«.  Auch 
übten  die  deutschen  Landesherm  »die  ansehnlichen  Gerechtsame, 
aus  welchen  die  Landeshoheit  besteht ,  im  Ganzen  und  Einzelnen 
nicht  in  des  E^dsers,  als  des  Reichsoberhauptes  Namen  oder  als 
dessen  Statthalter,  Beamte  oder  Namens  des  Reiches,  sondern  aus 
eigner  Gewalt^  im  eigenen  Namen  und  erblicher,  so  lange  fortdau- 
ernder Weise,  als  der  Besitz  des  Landes  dauert«.  Die  deutschen  Lan- 
desherm waren  zu  Zeiten  des  altem  Reiches  daher  als  solche  keine 
blossen  Patrimonialherm ,  sondern  Regenten  ihrer  Staaten  aus 
eigenem  Rechte,  aber  keine  Souveräne.  Indem  sie  den  Reichsge- 
setzen unterworfen  waren,  von  den  Reichsgerichten  in  wahrhaft 
richterlicher  Weise  gerichtet  werden  konnten,  ging  ihrer  Regierung 
die  Souveränetät,  ihrer  Person  die  Majestät  eines  unabhängigen 
Monarchen  ab.  Den  letzten  Schritt  zu  ihrer  Vollendung  that  die 
Landeshoheit  mit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  im  Jahre 
1806.  Damit  schwanden  einerseits  alle  in  der  Reichsverfassung  lie- 
genden Schranken  der  Landesherm,  andererseits  wuchsen  ihnen  alle 
die  Rechte  zu ,  welche  im  Begriffe  einer  vollständigen  Staatsgewalt 
liegen,  insbesondere  auch  diejenigen  Befugnisse,  welche  bis  dahin 
Kaiser  und  Reich  in  den  landesherrlichen  Territorien  zugestanden 
hatten.  Die  durch  den  Rheinbund  neubegründete  Souveränetät 
war  aber  um  den  Preis  der  unwürdigsten  thatsächlichen  Abhängig^- 
keit  von  einem  fremden  Eroberer  erkauft  worden.  Auch  als  die 
deutschen  Fürsten  im  deutschen  Bunde  gewisse  völkerrechtliche 
Beschränkungen  ihrer  Souveränetät  auf  sich  genommen  hatten,  blieb 
das  staatliche  Bedürfniss  des  deutschen  Volkes  unbefriedigt,  wel- 
chem nur  in  der  Wiederherstellung  eines  Nationalstaates  volle  Ge- 
nüge geschehen  konnte.     Durch  die  neue  Reichsverfassung  sind 
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die  deutschen  Einzelstaaten  und  ihre  Fürsten  wieder  in  ihre  alte 
geschichtlich  begründete  Stellung  zu  einem  übergeordneten  Gemein- 
wesen, zum  deutschen  Beiche ,  zurückgekehrt,  welches  nur  durch 
iea  Gewaltakt  eines  fremden  Eroberers  beseitigt  war.  Ihre  Unter- 
ozdnimg  unter  die  gegenwärtige  Reichsgewalt  hat  aber  einen  andern 
Charakter  als  zu  Zeiten  des  altem  deutschen  Reiches  erhalten ;  sie 
sind  weder  Unterthanen ,  noch  Vasallen  des  Kaisers,  sie  haben  für 
ihre  Person  die  volle  Unabhängigkeit  souveräner  Regenten  be- 
halten, sie  sind  unverantwortlich  und  unverletzlich  und  stehen  unter 
keiner  peinlichen  Gerichtsbarkeit ;  dagegen  ist  ihre  Regierungsgewalt 
in  wichtigen  Beziehungen  der  Reichsgewalt  untergeordnet  und  zwar 
in  nel  weitergehender  Weise ,  als  zu  Zeiten  des  altem  deutschen 
Reiches.  Auf  diese  Beschränkungen  der  landesherrlichen  Gewalt 
durch  die  Reichsverfassung  hat  auch  das  Landesstaatsrecht  durch- 
weg Rücksicht  zu  nehmen. 

§82. 
Das  deutsche  Fürstenthum  innerhalb  der  verfiMSungamässigen 

Ordnung. 
Das  Wesen  der  Monarchie  besteht  darin,  dass  die  Staatsgewalt 
Einer  physischen  Person  und  zwar  aus  eigenem  Rechte  zusteht. 
Der  Monarch  ist  nicht  Staatsdiener,  nicht  höchster  Beamter,  wie  der 
Präsident  einer  Republik,  sondern  Inhaber  der  Staatsgewalt  aus 
dgenem  Rechte.  Aber  dieses  monarchische  Recht  ist  nicht,  wie 
einst  die  Patrimonialtheorie  lehrte ,  ein  Eigenthum  an  der  Staatsge- 
walt, sondern  ein  durchaus  öffentliches  Recht.  Das  monarchische 
fiecht  ist  keine  privatrechtliche  Befugniss  zur  persönlichen  Befrie- 
digung des  Inhabers,  sondern  ein  Beruf,  wo  jedem  Rechte  eine 
Pflicht  entspricht.  Der  Monarch  ist  nicht  der  Staat  selbst,  wohl 
aber  im  Gliederbau  des  Staates  das  höchste,  wichtigste  Organ. 
Daram  ist  das  Wort  »Staatsoberhaupt«,  welches  schon  im* 
Allgemeinen  preussischen  Landrecht,  in  allen  neueren  Yerfassungs- 
nrkunden,  sowie  in  der  Wiener  Schlussakte  A.  57  officiell  gebraucht 
wild,  die  zutreffendste  Bezeichnung  für  die  Rechtsstellung  des  Mon- 
archen, welcher  nicht  ausserhalb  des  Staates  oder  über  dem  Staate, 
Bondem  im  Staate  steht,  wenn  auch  an  der  höchsten  Stelle  dessel- 
ben. Somit  gehört  wohl  selbständiges  eignes  Recht  zum  Wesen  der 
Monarchie,  nicht  aber  Schrankenlosigkeit.  Vielmehr  wäre  jede  Art 
Ton  ünumschränktheit  des  Monarchen  gegen  das  Wesen  des  Staates, 
welcher  die  Gesetzmässigkeit  eines  gegliederten  Organismus  dar- 
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stellen  soll.  Nach  uraltem  deutschem  Herkommen,  nach  den  Grund- 
vertragen  des  ehemaligen  deutschen  Bundes,  sowie  nach  allen  neuem 
Yerfassungsurkunden  ist  die  monarchische  Gewalt  eine  rechtlich 
begrenzte,  verfassungsmässige,  konstitutionelle. 

Dies  streitet  nicht  gegen  das  Wesen  der  monarchischen  Insti- 
tution, sondern  giebt  ihr  erst  ihren  wahren  staatlichen  Charakter. 
Das  Wesen  der  Monarchie  verlangt  nur,  dass  die  gesammte  Staats- 
gewalt, soweit  sie  dem  betreffenden  Einzelstaate  zusteht,  in  der 
Person  des  Staatsoberhauptes  vereinigt  bleibe,  dass  sich  kein  ande- 
rer Wille  über  den  seinigen  im  Staate  erhebe ,,  dass  in  staatlichen 
Dingen  nichts  ohne  und  nichts  gegen  seinen  Willen  geschehen 
könne.  Ein  Monarch  kann  verfassimgsmässig  beschränkt,  aber 
rechtlich  zu  nichts  gezwimgen  werden.  So  ist  z.  B.  das  blos  suspen- 
sive Veto  auf  dem  Gebiet  der  Gesetzgebung  entschieden  gegen  das 
Wesen  der  Monarchie.  Das  monarchische  Princip  in  korrekter 
staatsrechtlicher  Auffassung  verlangt  die  Innehabung  der  gesammten 
Staatsgewalt  zu  eignem  Rechte  von  Seiten  des  Monarchen,  schliesst 
aber  keineswegs  aus,  dass  derselbe  bei  der  Ausübung  der  Staatsge- 
walt an  gesetzliche  Bestimmungen  und  die  verfassungsmässige  Mit- 
wirkung anderer  in  ihrer  Sphäre  selbständiger  Organe  gebunden  ist. 
Die  meisten  deutschen  Verfassungsurkunden  haben  diesen  im  Wesen 
der  Monarchie  begründeten  Satz  ausdrücklich  ausgesprochen, 
derselbe  muss  aber  auch  da ,  wo  dies  nicht  geschehen  ist,  als  Fun- 
damentalsatz des  deutsch-monarchischen  Staatsrechtes  festgehalten 
werden.  Somit  ist  heutzutage  die  in  der  Hand  des  Staatsoberhauptes 
vereinigte ,  in  ihrer  Ausübtmg  aber  verfassungsmässig  beschränkte 
Staatsgewalt  das  Grundprincip  des  deutsch-monarchischem  Staats- 
rechts. Natürhch  bezieht  sich  diese  Zusammenfassung  der  Staats- 
gewalt heutzutage  nur  auf  die  im  Einzelstaate  noch  vorhandene 
Staatsgewalt,  während  die  auf  das  Reich  übergegangenen  Befug- 
nisse allerdings  von  der  monarchischen  Gewalt  des  Einzelstaates  los- 
gelöst sind. 

Anmerkung. 
Bundesrechtlich  war  dies  Prinzip  in  der  Wiener  Schlussakte  Art.  57 
ausgesprochen:  »Da  der  deutsche  Bund  mit  Ausnahme  der  vier  freien 
Städte  aus  souveränen  Fürsten  besteht ,  so  muss ,  dem  hierdurch  ge- 
gebenen Grundbegriffe  zufolge,  die  gesammte  Staatsgewalt  in  dem  Ober- 
haupte des  Staates  vereinigt  bleiben«.  Bayerische  Verfassung  von  ISIS 
Ht.  n.  §  1 :  »Der  König  ist  das  Oberhaupt  des  Staates^  vereinigt  in  sich 
alle  Rechte  der  Staatsgewalt  und  übt  sie  unter  den  von  ihm  in  der  gegen- 
wärtigen  Verfassungsurkunde  festgesetzten   Bestimmungen  aus«.     Ba- 
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digehe  ron  181S  §  5.  WtLrttembergiBche  von  1819  §  4.  Grossherzoglick 
Hessisehe  von  1821  §  4.  Kurhessische  von  1831  |  10.  Sachsen-Mei- 
ningsche  von  1828  §  3.  Sachsen-Altenburgische  von  1831  §  4.  König- 
lich Sächsische  von  1831  §  4.  Braunschweiger  Landschaftsordnung  von 
1832  §  3.  Hannoversches  Landesverfassungsgesetz  von  1840  §  5  sagt: 
i'Der  KOnig  vereinigt,  als  Souverän ,  die  gesammte  Staatsgewalt  und  wird 
durch  die  landstäudische  Verfassung  nur  in  der  Ausübung  bestimmter 
Rechte  an  die  Mitwirkung  der  Stände  gebundena.  Coburg-Qotha  von 
1852  §  3.  Oldenburgisches  Staatsgrundgesetz  von  1852  A.  IV.  §  2. 
Schwaraburg- Rudolstadt  von  1854  §  1.  Schwarzburg- Sondershausen 
von  1857  §  8.  Waldeck  von  1852  §  3.  Die  preussische  Verfassung  vom 
31.  Januar  1850  hat  diesen  Satz  zwar  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen, 
aber  auch  nicht  verletzt,  wie  dies  von  E.  A.  Chr.  (E.  v.  Stockmar)  in  seineu 
Stadien  über  die  preussische  Verfassung  (Zeitschr.  für  Staatsrecht  Heft  11 . 
S.  1 99)  nachgewiesen  worden  ist.  Da  er  weder  dem  Wortlaute,  noch  dem 
Geiste  der  Verfassungsurkunde  widerspricht,  so  muss  er  auch  für  Preussen 
als  ein  Fundamentalsatz  des  deutsch-monarchischen  Staatsrechtes  festge- 
halten werden. 

§83. 
Persönllohe  Beohtsstellung  des  Monarohen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  erhabene  Stellung  des  Monarchen  y  als 
des  Inhabers  der  gesammten  Staatsgewalt,  und  in  richtiger  Würdi- 
gong  des  monarchischen  Frincips,  legt  das  deutsche  Staatsrecht  der 
Person  des  Monarchen  gewisse  ausgezeichnete ,  ihr  allein  znkom^ 
mende  rechtliche  Eigenschaften  oder  Attribute  bei.  Dahin  gehört 
Tor  allem  die  Unverantwortlichkeit.  Menschlich  verantwort* 
lieh  ist  natürlich  jedermann,  der  eine  Pflicht  zu  erfüllen  hat.  In 
diesem  Sinne  ist  auch  der  Herrscher  verantwortlich  vor  seinem  eige- 
nen Gewissen ,  vor  der  Geschichte ,  vor  Gott.  Aber  die  moderne 
konstitutionelle  Staatsordnung  verzichtet  aus  rechtlichen ,  wie  poli- 
tischen Grründen  darauf,  diese  Verantwortlichkeit  des  Monarchen 
juristisch  zur  Geltung  zu  bringen.  Die  deutschen  Verfassungen 
sprechen  dies  regelmässig  mit  den  Worten  aus :  »die  Person  des  Mon-- 
archen  ist  unverletzlich«.  In  dieser  Unverletzlichkeit  liegt  auch 
die  juristische  Unverantwortlichkeit  ausgesprochen,  indem  dadurch 
unmöglich  gemacht  wird,  den  Monarchen  wegen  einer  personlichen 
Handlung  oder  Unterlassung  vor  Gericht  zu  ziehen,  zu  bestrafen 
oder  seiner  Würde  zu  entsetzen.  Diese  Unverantwortlichkeit  des 
Monarchen  ist  eine  doppelte,  eine  politische  wegen  aller  Begie- 
mngshandlungen,  und  eine  strafrechtliche  wegen  etwaiger  Ver- 
brechen und  Vergehen : 

1]  Die  politische  Unverantwortlichkeit,  d.h.  der  Grundsatz,  dass 
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der  Monarch  in  keiner  Weise  persönlich  wegen  einer  Regierungs- 
handlnng  zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann,  ist  zu  einem  ge- 
meinrechtlichen Princip  des  deutsch-monarchischen  Staatsrechtes 
erhoben.  Damit  diese  Unverantwortlichkeit  aber  nicht  zur  Willkür- 
herrschaft führe,  haben  sämmtliche  Verfassungen  die  Verantwort- 
lichkeit der  Minister  für  ein  »nothwendiges  Korrelat  der  Unverant- 
wortlichkeit der  Ejrone«  erklärt.  Da,  nach  übereinstimmender  Vor- 
schrift aller  deutschen  Verfassungen,  alle  Befehle  imd  Erlasse  des 
Monarchen  nur  durch  Gegenzeichnung  eines  Ministers  vollziehbar 
werden,  so  fehlt  es  nie  an  einem  verantwortlichen  Subjekte,  welches 
wegen  der  Ungesetzlichkeit  einer  Regierungshandlung  juristisch 
zur  Rechenschaft  gezogen  werden  kann. 

2)  Sollte  der  Monarch  eine  Handlung  begehen,  welche^  von 
einem  Unterthanen  begangen ,  den  Thatbestand  eines  Verbrechens 
oder  Vergehens  bilden  würde ,  so  würde  doch  kein  Gericht  gegen 
ihn  eine  Untersuchung  einleiten ,  noch  weniger  eine  Strafe  verhän- 
gen dürfen,  denn  »das  Strafrecht  könnte  die  Person  des  Monarchen 
nicht  treffen,  ohne  mit  der  königlichen  Würde  die  Regierung  selbst 
zu  verletzen«.  Wo  dagegen ,  wie  auf  dem  Grebiete  des  privatrecht- 
lichen Vermögensrechtes,  die  öffentlich-rechtliche  Fersöidichkeit  des 
Monarchen  von  seiner  Privatperson  völlig  geschieden  werden  kann, 
muss  derselbe ,  in  Betreff  seiner  Privatverbindlichkeiten,  vor  den 
Landesgerichten  Recht  nehmen  und  wird  regelmässig  nach  den 
allgemeinen  Landesgesetzen  beurtheilt  (Allg.  Landrecht  Th.  II. 
Tit.  13  §  17  und  18.    Einl.  §  50). 

Abgesehen  von  dieser  persönlichen  Unverantwortlichkeit  um- 
fasst  die  Unverletzlichkeit  des  Monarchen  auch  einen '  erhöhten 
Rechtsschutz  gegen  rechtswidrige  Angriffe  anderer  Personen. 
Der  Monarch  ist  ein  so  wichtiges  Glied  im  Organismus  des  Staates, 
dass,  wer  seine  Herrscherstellung  thatsächlich  antastet,  den  Staat 
damit  selbst  angreift.  Es  wird  daher  jedes  Unternehmen,  welches 
darauf  ausgeht,  den  Monarchen  des  Lebens,  der  Freiheit  oder  des 
Thrones  zu  berauben  oder  regierungsunfahig  zu  machen,  als  H  o  c  h- 
verrath  mit  der  schwersten  Strafe  bedroht,  während  Verletzungen 
seiner  Ehre  und  geringere  Thätlichkeiten  gegen  seine  Person  nicht 
als  gewöhnliche  Injurien,  sondern  als  Majestätsbeleidigung 
bestraft  werden.  Diesem  staatsrechtlichen  Postulate  eines  erhöhten 
Rechtsschutzes  trägt  auch  das  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche 
Reich  vom  15. Mai  1871  in  ausgiebiger  Weise  Rechnung.  Als  Hoch- 
verrath  gegen   das  Staatsoberhaupt  (deutsches  Stra%es.  §  80), 
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nämlich  den  Kaiser  und  die  einzelnen  Bundesfursten^  d.  h.  die  re^e- 
renden  Landesherm  der  einzelnen  deutschen  Staaten ,  werden  be- 
straft alle  Handlungen,  begangen  durch  Angriffe  auf  ihre  Person 
und  zwar  durch  solche  Angriffe,  welche  die  staatsrechtliche  Stellung 
des  Angegriffenen  berühren  (Berner :  »Angriffe  auf  die  Herrscher- 
stellung des  Monarchen«) ,  dagegen  besteht  die  Majestätsbelei- 
digung in  einer  jeden  rechtswidrigen  Verletzung  der  Person  des 
Staatsoberhauptes,  sofern  in  derselben  nicht  sogar  ein  hochverräthe- 
rischer  Angriff  enthalten  ist.  Und  zwar  wird  hinsichtlich  des  Objek- 
tes der  Majestätsbeleidigung  unterschieden :  a)  Verletzung  des  Kai- 
sers ,  des  eigenen  Landesherm ,  sowie  desjenigen  Landesherm,  in 
dessen  Gebiet  sich  der  Thäter  befindet  (Strafg.  §  94  und  95),  und 
b)  Verletzung  der  übrigen  Bundesfursten  (§  98  und  99) .  Es  wird  fer- 
ner unterschieden  nach  der  Art  der  Verletzung  a)  Thätlichkeit,  wor- 
imter  eine  jede  unberechtigte  körperliche  Einwirkung  zu  verstehen 
ist,  b)  Beleidigungen  d.  h.  Ehrenkränkungen  sonstiger  Art.  Somit 
hat  der  Rechtsschutz  sämmtlicher  deutscher  Landesherm  durch  das 
Strafgesetzbuch  des  deutschen  Reiches  noch  eine  erhöhte,  auf  ganz 
Deutschland  ausgedehnte  Bedeutung  gewonnen. 

§  84. 
Eigentliehe  Begentenreehte  des  Monarehen. 
'  Nach  dem  oben  entwickelten  Fundamentalsatze  des  deutschen 
Staatsrechtes  vereinigt  der  Monarch  die  gesämmte  Staatsgewalt,  so- 
weit sie  dem  Einzelstaate  noch  verbliehen  ist,  principiell  in  seiner 
Hand.  Er  besitzt  nicht  wie  der  Ijandesherr  des  Mittelalters  ein  zu- 
falliges Aggregat  von  »Hoheitsrechten«,  sondern  die  gesämmte 
Staatsgewalt.  Es  ist  daher  gegen  das  Wesen  des  deutsch-monarchi- 
schen Staatsrechtes,  alle  einzelnen,  dem  Monarchen  zustehenden 
Befugnisse  aufzuzählen  oder  von  einer  königlichen  Prärogative 
oder,  wie  im  altem  deutschen  Reiche,  vonReservatrechten  der 
Krone  zu  reden.  Das  monarchische  Recht  umfasst  vielmehr  aus- 
nahmslos alle  Zweige  der  Staatsgewalt.  Steht  somit  dem  Rechte 
der  Innehabung  nach  die  gesämmte  Staatsgewalt  dem  Monar- 
chen zu,  so  ist  er  doch  bei  der  Ausübung  derselben  an  die  Beob- 
achtung verfassungsmässiger  Grundsätze  und  die  Mitwirkung  be- 
stimmter, unentbehrlicher,  in  ihrer  SphäSre  selbständiger  Organe 
gebunden,  durch  deren  Beitritt  sein  individueller  Wille  erst  zum 
verfassungsmässigen  Staatswillen  ergänzt  wird.  Diese  Unterschei- 
dung zwischen  ^ler  rechtlichen  Innehabung  imdderAus- 
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Übung  der  Staatsgewalt  wird  in  den  deutschen  Verfassungen 
durchaTis  korrekt  ausgedrückt,  wenn  es  heisst :  »Der  König  (Gross- 
herzog  u.  s.  w.)  ist  das  Haupt  des  Staates  und  vereinigt  in  sich  alle 
Rechte  der  Staatsgewalt«,  indem  durch  diesen  ersten  Satz  die 
Totalität  seines  Herrscherrechtes  charakterisirt  wird,  während 
der  zweite  Satz :  »und  übt  sie  unter  den  durch  äie  Verfassung  fest- 
gesetzten Bestimmungen  aus«,  die  verfassungsmässige  Gebundenheit 
des  Monarchen  bei  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  bezeichnet. 

Dem  Rechte  nach  steht  auch  die  gesetzgebende  Grewalt  dem 
Monarchen  zu;  aber  ausgeübt  wird  sie  gemeinschaftlich  durch 
den  Monarchen  und  die  Volksvertretung,  die  Uebereinstimmung 
dieser  beiden  Organe  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich.  Der  monar- 
chische Wille  wird  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  erst  dann 
zum  verfassungsmässigen  Staatswillen,  wenn  er  die  Zustimmung 
der  Volksvertretung  erhalten  hat.  Es  entspricht  daher  dem  Geiste 
des  deutschen  Staatsrechtes  nicht,  wenn  man  den  Antheil  des  Mon- 
archen an  der  gesetzgebenden  Gewalt  als  das  negative  Recht 
eines  Veto  bezeichnet.  Auch  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
steht  dem  Monarchen  eine  positive  Befugniss,  »Initiative  und  Sank- 
tion«, zu.  »Er  allein  befiehlt  die  Verkündigung  der  Gesetzea,  d.  h. 
durch  seinen  Willensakt  werden  dieselben  erst  zu  rechtsverbind- 
lichen Normen  für  die  Unterthanen. 

Wie  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  so  ist  der  Monarch 
auch  auf  den  übrigen  Gebieten  der  Staatsthätigkeit,  freilich  in  ver- 
schiedener Weise,'  an  die  Mitwirkung  anderer  Organe  gebunden. 

Vor  allem  zeigt  sich  dies  bei  der  richterlichen  Gewalt.  Auch 
sie  steht  dem  Rechte  nach  unzweifelhaft  dem  Monarchen  zu.  Alle 
Gerichtsbarkeit  geht  von  ihm  aus.  Alle  Richter  werden  von  ihm 
angestellt,  alle  Urtheile  in  seinem  Namen  ausgefertigt  und  voll- 
streckt. Aber  nach  tief  begründeter  deutscher  Rechtsauf  fassung,  wie 
nach  dem  Ausspruch  der  deutschen  Verfassungen,  darf  der  Monarch 
die  richterliche  Grewalt  nicht  selbst  ausüben,  sondern  «sie  wird  aus- 
geübt durch  unabhängige ,  keiner  andern  Autorität  als  der  des  Ge- 
setzes unterworfene  Gerichte«.  Das  Richteramt  ist  kein  Mitsouverän, 
denn  es  leitet  seine  Gewalt  vom  Monarchen  ab  und  bleibt  ihm 
unteigeordnet;  aber  es  ist  ein  in  seiner  Sphäre  selbständiges  Organ, 
welches  vom  individuelle  Willen  des  Monarchen  auf  dem  Gebiete 
seiner  eigentlichen  Thätigkeit,  dem  Rechtsprechen,  völlig  unabhän- 
gig ist. 

Selbst  bei  der  Ausübung  der  Regierungsgewalt  im  engem 
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Sinne,  der  Staatsverwaltung,  mit  ihren  so  verschiedenartigen 
Zweigen^t  der  Monarch  gebunden  an  die  Mitwirkung  eines  geord- 
neten, nach  Behörden  abgestuften  Beamten th ums,  welchem 
zwar  nicht  die  Unabhängigkeit  der  Bichter  vom  individuellen  WiUen 
des  Monarchen,  wohl  aber  eine  gewisse  Selbständigkeit  zukommt, 
indem  es,  ausser  an  den  monarchischen  Willen,  noch  an  Verfassung 
und  GiesetE  gebunden  ist.  Insbesondere  kommt  für  alle  Zweige  der 
Staatsverwaltung  die  nothwendige  Mitwirkung  der  Staats- 
ministerin Betracht,  an  welche  die  verbindliche  Elraft  aller  B«- 
giemi^shandlungen  des  Monarchen  gebunden  ist.  Die  Minister 
sind  allerdings  keine  selbständige  Mittelgewalt,  denn  all  ihr  Becht 
geht  vom  Monarchen  aus,  aber  sie  sind  auch  nicht  blos  seine  Diener 
and  Gehülfen,  welche  er  nach  Belieben  gebrauchen  kann  oder 
nicht,  sondern  sein  nothwendiges  verfassungsmässiges  Organ  bei 
Ausübung  der  Staatsgewalt. 

Zu  diesen  landesverfassungsmässigen  Schranken  sind  jetzt  noch 
die  reichsverfassungsmässigen  hinzugekommen.  Wohl  deckt  sich  das 
monarchische  Becht  mit  der  Staatsgewalt  des  betreifenden  Einzel- 
staates ,  aber  wo  dieser  beschränkt  oder  wichtiger  Befugnisse  ent- 
kleidet ist ,  hat  auch  das  landesherrliche  Becht  an  Inhalt  und  Um- 
fang eingebüsst.  Dies  zeigt  sich  besonders  auf  dem  Gebiete  der 
Heeresmacht  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Die  Armee 
des  deutschen  Beiches,  einschliesslich  der  Marine ,  ist  eine  einheit- 
liehe unter  dem  Oberbefehle  des  Kaisers.  Die  Landesherm  haben, 
als  Kontingentberm,  immer  noch  eine  gewisse  Militärhoheit,  aber 
die  eigentliche  Kriegsherrlichkeit  steht  dem  Kaiser  zu,  denn  er  allein 
kami,  kraft  seines  juris  belli  ac  pacis,  die  Armee  zu  Kriegszwecken 
verwenden.  Kein  deutscher  Landesherr  kann  heutzutage  Krieg  füh- 
ren oder  Frieden  schliessen.  Beides  ist  nur  Sache  von  Kaiser  und 
Beich.  Ganz  ähnlich  steht  es  mit  der  Bepräsentativgewalt  des  Lan- 
desherm anderen  Staaten  gegenüber.  Wenn  auch  den  Einzelstaaten 
die  völkerrechtliche  Persönlichkeit  durch  das  Beich  nicht  ganz  ent- 
zogen ist,  so  ist  sie  doch  jedenfalls  sehr  modificirt  worden.  Damit 
ist  auch  das  Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  derselben  einge- 
schränkt und  die  Landesherm  haben  hier ,  im  deutschen  Gesammt- 
interesae,  Bechte  opfern  müssen ,  welche  freilich  für  die  kleinem 
unter  ihnen  eigentlich  nur  werthlose  Scheinrechte  waren.  Da  alle 
Beichsgesetze  unbedingt  den  Landesgesetzen  vorgehen,  so  kann 
der  Landesherr  allerdings  jetzt  in  die  Lage  kommen .  Gesetze  in 
seinem  Lande  ein-  und  ausführen  zu  müssen,  gegen  welche  er  ent- 
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schieden  Widerspruch  eingelegt  haben  würde,  wenn  die  Gesetzent- 
würfe von  der  Initiative  der  eigenen  Volksvertretung  ausgegangen 
wären.  Wenn  wir  die  deutschen  Landesherm  daher  heutzutage  immer 
noch  als  die  Inhaber  der  gesammten  Staatsgewalt  bezeichnen,  so 
ist  dies  nur  mit  der  weitgehenden  Einschränkung  zu  verstehen,  dasB 
dieser  Satz  nur  soweit  gilt,  als  die  Staatsgewalt  überhaupt  dem  be- 
treffenden Einzelstaate  noch  belassen  ist.  Dies  gilt  von  Preussen 
ebensogut  wie  von  allen  übrigen  Einzelstaaten,  denn  wenn  auch 
dort  die  Befugnisse  des  deutschen  Reiches  und  die  des  preussischen 
Staatsoberhauptes  in  Einer  Hand  vereinigt  sind ,  so  sind  doch  die 
kaiserlich  deutschen  und  die  königlich  preussischen  Kronrechte 
scharf  zu  unterscheiden,  und  die  Souveränetät  des  preussischen  Staa- 
tes, sowie  die  des  Königs  von  Preussen  als  solchen ,  hat  durch  die 
Keichsverfassung  dieselben  Einschränkungen  erlitten ,  wie  die  aller 
übrigen  Staaten  und  Fürsten. 

§85. 
Ehrenrechte  der  deutschen  Monarchen. 

Dem  Monarchen,  in  dessen  Person  sich  die  Würde  des  Staates 
verkörpert  y  kommt  auch  die  höchste  Ehrenauszeichnung  innerhalb 
seines  Staates  zu,  welche  ihn  über  jeden  Unterthanen,  auch  die  Mit- 
glieder der  fürstlichen  Familie ,  auch  äusserlich  erhebt.  Somit  hat 
jeder  deutsche  regierende  Fürst,  als  Staatsoberhaupt,  das  Recht  der 
Majestät;  es  kann  gegen  ihn  das  Verbrechen  der  Majestätsbelei- 
digung begangen  werden ,  wenn  er  auch  den  Titel  »Majestät«  nicht 
fuhrt.  Diese  Erhabenheit  der  monarchischen  Würde  macht  sich  in 
dreifacher  Weise  geltend,  indem  erstens  der  Person  des  Monarchen 
Belbst  ganz  ausgezeichnete ,  ihr  allein  zukommende  Ehrenvorzüge 
zustehen,  indem  zweitens  auch  seiner  persönlichen  Umgebung,  dem 
Hofstaate,  ein  besonderer  Glanz  beigelegt  wird ,  indem  drittens  alle 
öffentlichen  Ehren  und  Würden  als  von  ihm  ausfliessend  gedacht 
werden. 

1)  Die  wichtigsten  der  Person  des  Monarchen  ausschliesslich 
zustehenden  Ehrenvorzüge  sind : 

a)  eine  entsprechende  Titulatur^  Die  Titel  der  regierenden 
deutschen  Fürsten  ruhen  auf  Herkommen ,  Staatsverträgen ,  kaiser- 
liche Verleihung  und  eigener  Festsetzung.  Vier  führen  den  Königs- 

1  Ausser  ihrem  Haupttitel  führen  die  deutschen  Monarchen  oft  noch  sehr 
umfangreiche  Titel  mit  Aufzählung  ihrer  wichtigsten  Besitzungen  und  Pr&ten- 
sionen.  Man  unterscheidet  gewöhnlich  den  grösseren,  mittleren  und  kleineren 
Titel. 
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titel»:  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg,  sechs  den 
gro88herzog)ichen 2 :  Baden,  Hessen-Dannstadt,  Sachsen-^yeimar, 
Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg-Strelitz  und  Oldenburg,  fünf 
den  herzoglichen:  Braunschweig,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- 
Altenburg,  Sachsen-Coburg-Gotha ,  Anhalt,  sieben  den  einfachen 
Fürstentitel :  Schwarzburg-Sondershausen ,  Schwarzburg-Rudol- 
stadt,  Waldeck,  Lippe-Detmold,,  Schaumburg-Iippe ,  Reuss  ä.  L. 
undBeuss  j.  L. 

Nach  völkerrechtlichem  Herkommen  und  allgemeiner  ^  euro- 
paischer Staatspraxis  gebührt  den  Königen  jetzt  unbestritten  der 
Majestätstitel ,  den  Grossherzögen ,  welche  die  königlichen  Ehren 
haben,  das  Prädikat  »Königliche  Hoheit«  *,  die  regierenden  Herzöge 
haben  seit  neuerer  Zeit  (1844)  den  Hoheitstitel  angenommen^,  die 
sämmtlichen  übrigen  Fürsten  erhalten  das  Prädikat  »Durchlaucht«  •. 


1  Aelteren  Ursprungs  ist  nur  der  preussische  Königstitel,  welcher  bereits 
durch  Friedrich  I.  im  Jahre  1701  angenommen  wurde.  Bayern  und  Württemberg 
nahmen  im  Pressburger  Frieden  von  1805,  Sachsen  im  Posener  Frieden  von  1806 
den  Königstitel  an.  Königskrönungen  haben  nur  in  Preussen  und  zwar  auch 
iuer  nur  xweimal,  1701  und  1861,  stattgefunden. 

^  Der  grossherzogliche  Titel  ist  in  Deutschland  erst  durch  die  Rheinbunds- 
altte  eingefahrt  worden ;  derselbe  kommt  auswärts  zuerst  bei  Toscana  vor  durch 
p^rtliche  und  kaiserliche  Verleihung.  Pf  ef  finger ,  Vitr.  illustr.  T.  I.  üb.  I. 
TitV.p.  747. 

'  Der  Majest&tstitel  ist  römischen  Ursprungs ;  zur  Zeit  der  Republik  sprach 
man  von  »majestas  rei  pubUcae«  und  »majestas  populi  Eomani.  Seit  dem  Unter- 
g&Dg  der  Republik  wurde  er  den  römischen  Kaisern  beigelegt,  von  diesen  ging 
er  auf  die  frfinkischen  Könige  und  die  römisch-deutschen  Kaiser  über.  Im 
Mittelalter  wurde  er  ausschliesslich  für  den  Kaiser  in  Anspruch  genonmien. 
£nt  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  fangen  auch  die  Könige  an,  den  Majestätstitel 
in  Anspruch  zu  nehmen,  anfangs  unter  Widerspruch  von  Seiten  des  Kaisers  und 
des  Reiches,  etwa  seit  dem  westfälischen  Frieden  wird  er  allen  gekrönten 
Hiuptem  unbeanstandet  beigelegt.  Pözl,  Staatsw.  B.  VI.  S.  553  Art.  Maje- 
«tat.  Fr.  K.  Frhr.  v.  Moser,  Der  Titel  »Majestät«  aus  der  Geschichte,  dem 
CeiemonieU  und  dem  Völkerrechte  erläutert  (in  dessen  kleinen  Schriften  B.  VI, 
S.  20).  Pf eff inger  Vitr.  illustr.  T.  I.  Hb.  I.  Tit.  IV.  p.  383—599. 

*  Früher  erhielt  der  Herzog  von  Savoyen  dies  Prädikat  wegen  des  König- 
reichg  Cypem,  Lothringen  wegen  des  Königreichs  Jerusalem  von  Seiten  des  Kai- 
•en.  1 756  wusste  sich  auch  das  Haus  Holstein-Oottorp  vom  kaiserlichen  Hofe 
die  •Königliche  Hoheit«  zu  verschaffen.  Uebrigens  l^^tc  die  Rheinbundsakte 
den  neuen  Grossherzögen  das  Prädikat  noch  nicht  bei,  sie  nahmen  es  erst  nach 
ond  nach  einzeln  an,  der  Kurfürst  von  Hessen  1815.  Da  zu  Reichszeiten  die 
Kurfürsten  die  königlichen  Ehren  genossen,  so  ist  gewissennassen  jetzt  der 
grotflberzogliche  Titel  an  die  Stelle  des  kurfürstlichen  getreten. 

^  Das  Beste  über  diese  zu  ihrer  Zeit  grosses  Aufsehen  machende  Titular- 
Teränderung  giebt  die  Denkschrift :  »Die  Prädikatsfrage,  eine  Abhandlung  aus 
dem  deutschen  Staatsrechte«.   1845. 

'  Zu  Zeiten  des  älteren  Reiches  erhielten  den  Titel  »Durchlaucht«  und  zwar 
H.  S  «^  « 1  z  • ,  Deutsches  Staatsrecht.  ]  3 
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Auch  gilt  es  als  ein  ausschliessliches  Ehrenrecht  der  regierenden 
Fürsten,  von  sich  in  der  Mehrheit :  »Wir,  von  Gottes  Gnaden«  ^  zu 
sprechen. 

b)  Dem  Monarchen  kommen  als  Symbole  seiner  Würde  gewisse 
Insignien  zu,  z.  B.  die  Krone,  das  Schwert,  das  Scepter. 

c)  Ihm  werden  besondere  militärische  Ehren  erwiesen;  nach 
der  Reichsverfassung  sind  die  regierenden  Fürsten,  als  Kontingents- 
herm,  »Chefs  aller  ihren  Gebieten  angehörenden  Truppentheile  und 
geniessen  die  damit  verbundenen  Ehren«. 

d)  Es  wird  des  Landesherm  im  Kirchengebete  gedacht  und  bei 
seinem  Tode  allgemeine  Landestrauer  angelegt. 


mit  dem  Zusätze  »Kurfürstliche  Durchlaucht«  sämmtUche  weltliche  KurfOrsten, 
die  geistlichen  nur  dann ,  wenn  sie  geborene  Prinzen  waren,  sonst  hiessen  sie 
nur  »Kurfürstliche  Gnaden«.  Die  alten  weltlichen  Fürsten  wurden  später  ebenso 
regelmässig  mit  diesem  Prädikat  beehrt ;  neue  weltliche  Heichsfürsten  erhielten 
von  ihren  Unterthanen  und  allen  Niederen  ebenfalls  »die  Durchlaucht«,  in 
Reichsgutaohten  wurden  sie  nur  »Fürstliche  Gnaden«  genannt,  ein  Prädikat, 
welches  den  geistlichen  Fürsten  allgemein  beigelegt  wurde,  wenn  sie  nicht  ge- 
borene Prinzen  waren.  Häberlin,  Kepert.  B.  I.  S.  737.  Art.  Duichlaucht. 
lieber  die  fürstlichen  Titulaturen  zu  Reichszeiten  siehe  Lün  ig  s  Titulatur  buch 
mit  einer  Vorrede,  herausgegeben  von  Jenichen,  Leipzig  1 750,  Moser,  Von 
den  deutschen  Reichsständen  u.  s.  w.  S.  425.  651.  788.  795.  912.  Desselben, 
Persönliches  Staatsrecht  Th.  II.  S.  ^9.  44.  47. 

1  Die  Formel  »von  Gottes  Gnaden«  wurde  zuerst  und  zwar  schon  seit  dem 
IV.  Jahrhundert  von  den  Bischöfen  gebraucht  als  ein  Zeichen  der  Demuth,  um 
auszudrücken,  dass  sie  ihres  Amtes  nicht  würdig,  sondern  nur  durch  Gottes  Er- 
barmung dazu  gelangt  seien,  daher  auch  mit  dem  Zusätze  «etsi  indignu«  pecca- 
tor«,  bisweilen  auch  »Dei  et  Apotrtolicae  sedis  gratia«.  Seit  dem  X.  Jahrhundert 
nannten  sich  auch  die  weltliehen  Fürsten  öfter:  »Dei  gratia.«  Pfeffinger, 
Vitr.  illustr.  L.  I.  Tit.  IV.  p.  392.  Moser,  Persönliches  Staatsrecht,  bezeugt 
von  seiner  Zeit :  »Die  geistlichen  und  weltlichen  Kurfürsten  und  Fürsten  schreiben 
sich  von  Gottes  Gnaden,  die  Prälaten  und  Grafen  hingegen  ordentlicher  Weise 
nicht.«  Heutzutage  betrachtet  man  die  Bezeichnung  von  Gottes  Gnaden  lediglich 
als  einen  Vorzug  der  regierenden  Landesherren  und  gestattet  dessen  Führung 
keinem  Mediatisirten.  Will  man  damit  nur  die  Selbständigkeit  des  monarchi- 
schen Rechtes,  im  Gegensatze  zu  allen  abgeleiteten  Beamtenreehten  und  die  Un- 
Verantwortlichkeit  der  Person  des  Monarchen  ausdrücken,  so  hat  diese  Bezeich- 
nung ihre  Berechtigung.  Auch  ist  es  gewiss  zu  billigen,  wenn  dadurch  die  fort- 
währende Abhängigkeit  des  Regentenberufes  von  einer  höheren  göttlichen  Lei- 
tung ausgedrückt  werden  soll.  Darum  war  der  184B  auftauchende  Gedanke,  dies 
Prädikat  ausdrücklich  zu  beseitigen,  eine  das  religiöse  Gefühl  verletzende  Roh- 
heit. Missbraucht  wird  aber  diese  ehrwürdige  Formel,  wenn  theologisirende 
Politiker  damit  phantastische  Vorstellungen  verbinden,  mit  dem  Königthum 
einen  Götzendienst  treiben  und  darin,  wie  Salmasius  und  seine  Anhänger, 
eine  Sanktion  des  schrankenlosen  Absolutismus  erblicken.  Siehe  darüber  v. 
Kaltenborn,  Einl.  S.  105,  und  besonders  Christian  Masslieb  (Prof.  Pelt;, 
»Von  Gottes  Gnaden«.  Ein  Beitrag  zur  näheren  Bestimmung  des  Begrifies  Legi- 
timität. Jena  1831. 
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2)  Dem  Monarchen  steht  das  Recht  eines  Hofstaates  zu, 
d.  h.  er  hat  einen  Kreis  von  Personen  um  sich,  Welche  dazu  bestimmt 
sind ,  seine  nächste  Umgebung  zu  bilden ,  ihm  persönliche  Dienste 
rerschiedener  Art  zu  leisten,  sowohl  wirkliche  als  blosse  Ehren- 
dienste, und  durch  ihre  Anzahl  und  ihren  Rang  den  Glanz  der  Krone 
auch  äusserlich  darzustellen  ^ . 

Der  ordentliche  regelmässige  Hofstaat  besteht  aus  den  eijgent- 
lichen  Hofbeamten,  welche  nur  Ehrendienste  leisten  imd  höhere 
Geschäfte  besorgen,  tmd  aus  den  Hof  bedienten,  welche  die  gewöhn- 
lichen körperlichen  Dienste  verrichten,  und  zerfallt  in  sog.  Hofstäbe, 
d.  h.  HauptabtheUungen  der  Hofhaltung.  Jedem  Stabe  ist  ein  Ober- 
hofbeamter vorgesetzt  (Maitre-Charge) .  In  Preussen  unterscheidet 
man  oberste  Hofchargen,  Oberhofchargen  und  Hofchargen.  In  ge- 
schäftlicher Beziehung  steht  an  der  Spitze  des  gesammten  Hofstaates 
in  grossem  Staaten  ein  eigener  Hausminister ,  welcher  als  solcher 
nicht  zu  den  Staatsministem  zählt.  Ueberhaupt  sind  die  Hof  beamten 
keine  Staatsbeamten ,  falls  nicht  ausnahmsweise  ihre  Stellung  mit 
staatlichen  Funktionen  verbunden  ist. 

Neben  diesem  ordentlichen,  regelmässig  dienstthuenden  Hof- 
staate giebt  es  in  mehreren  deutschen  Staaten  noch  ausserordent- 
liche (meist  erbliche)  Hofämter,  welche  nur  bei  besonders  feier- 
lichen Gelegenheiten  einige  symbolische  Ehrendienste  thun.  Dahin 
gehören  die  vier  1809  von  Friedrich  I.  in  Württemberg  eingeführten 
Rronerbämter  (Reichserbmarschall  Fürst  v.  Hohenlohe-Oehringen, 
Reichserboberhofimeister :  Fürst  zu  Waldenburg-Zeil-Wurzach, 
Seichserboberkämmerervacat,  Reichserbpanner:  Oraf  Zeppelin),  die 
vier  obersten  Kronbeamten  in  Bayern :  Kronobersthofmeister,  Kron- 
oberstkänamerer,  Kronoberstmarschall,  Kronoberstpostmeister,  deren 
Würden  als  Mannlehen  der  Krone  entweder  auf  Lebenszeit  oder 
erblich  verliehen  werden,   die  zahlreichen  Erbämter  in  Preussen, 


'  Auf  Grund  der  altgermanischen  Hofverfassung,  sowie  unter  Nachahmung 
bysantinischer  Einrichtungen,  bildete  sich  der  Hof  der  fränkischen  Könige  aus, 
an  welchen  sich  dann  wieder  die  Hofeinrichtung  der  römisch-deutschen  Kaiser 
anaehlofls.  Diese  ahmten  dann  die  deutschen  Landesherm  nach,  deren  Hofstaat, 
anfangs  aus  Ministrialen  und  Vasallen  bestehend ,  seit  dem  XVI.  Jahrhundert 
sich  in  einen  besoldeten  Beamtenhofstaat  umwandelte  und  unter  Einfluss  der 
bn^^dischen,  spanischen  und  französischen  Hofeinrichtungen  weiter  ent- 
wickelte. Fr.  K.  T.  Moser,  Deutsches  Hofrecht  in  zwölf  Büchern.  2  Bde. 
Leipzig  und  Frankfurt  1754 — 1755.  Ueber  die  gegenwärtigen  Hofverhältnisse 
handelt  übersichtlich  von  Kaltenborn  in  Bluntschli's  Staatsw.  B.  V.  S.  200. 
Art.  Hof,  Hofbeämte,  Hofceremoniell,  Hofstaat. 
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-welche  jedoch  nur  einen  provinziellen  Charakter  haben.  Bisweilen 
sind  mit  solchen  Hofämtem  gewisse  politische  Befugnisse  verbun- 
den, so  mit  den  Erbkronämtem  in  Bayorn,  deren  Inhaber  Mitglieder 
des  königlichen  Familienrathes  und  der  ersten  Kammer  sind  und 
unter  Umständen  zur  Reichsverwesung  berufen  werden  können;  so 
mit  den  vier  grossen  Hofämtem  in  Preussen,  deren  Inhaber  als 
solche  Mitglieder  des  Herrenhauses  sind. 

3)  Wie  dem  Monarchen  selbst  die  höchste  persönliche  Ehre  im 
Staate  zusteht,  so  gehen  von  ihm  auch  alle  staatlichen  Würden  und 
öffentlich  anerkannten  Ehrenbezeugungen  aus  (Freuss.  Verfassungs- 
urkunde A.  50 :  »dem  Könige  steht  die  Verleihung  von  Orden  und 
andern  mit  Vorrechten  nicht  verbundenen  Auszeichnungen  zu«) . 
Nach  deutschem  Herkommen,  welches  hier  mit  der  allgemeinen 
europäischen  Staatspraxis  übereinstimmt,  pflegen  Auszeichnungen 
besonders  in  folgenden  Formen  verliehen  zu  werden : 

a]  Ertheilung  verschieden  abgestufter,  regelmässig  erblicher 
Adelsprädikate  (Edler,  Eitter,  Freiherr,  Ghraf,  Fürst,  Herzog). 
Zu  Zeiten  des  alten  deutschen  Keiches  galt  die  Ertheilimg  des  Adels 
als  ein  jus  reservatum  exclusivum  des  Kaisers  (§  28  S.  55) ;  nur  Für- 
sten, welche  ausserhalb  des  Reiches  Souveräne  waren,  wie  die  Könige 
von  Preussen,  übten  unbel^tritten  diese  Befugniss.  Mit  Wegfall  der 
Reichsgewalt  accrescirte  dieses  Recht  ipso  jure  den  souverän  gewor- 
denen Fürsten.  Selbstverständlich  sind  aber  alle  bis  dahin  vonoi 
Kaiser^  resp.  den  Reichsvikaren  ertheilten  Adelstitel  in  voller  Kraft 
geblieben,  wenn  man  auch  hier  und  da  den  auf  das  ehemalige  Reich 
bezüglichen  Zusatz:  Reichsgraf,  Reichsfreiherr,  als  unzulässig 
betrachtet.  Im  neuen  deutschen  Reiche  hat  dagegen  der  Kaiser  als 
solcher  das  Recht,  Adelstitel  zu  verleihen,  nicht ;  dagegen  steht  es 
unbestritten  allen  deutschen  Landesherm  zu. 

b)  Die  Verleihung  anderer  nicht  erblicher  Titel,  d.h.  öffentlich 
zuzuerkennender  Bezeichnungen  von  Personen,  welche  für  ehrenvoll 
gehalten  werden,  ist  ein  unbestrittenes  Recht  aller  deutschen  Lan- 
desherm.    Soweit  derartige  Titel  nur  das  Staatsamt  bezeichnen , 
welches  eine  Person  wirklich  bekleidet,  sind  sie  ein  Amtsrecht  der- 
selben und  gehören  nicht  hierher ,  sondern  in  die  Lehre  von  den 
Staatsämtem.    Aber  vielfach  pflegen  auch  von  einem  im  Staate  be- 
stehenden oder  nicht  bestehenden  Amte  oder  Hofdienste  Titel  her- 
geleitet zu  werden ,  welche  als  blosse  Auszeichnung  Personen  ver- 
liehen werden,  welche  überhaupt  kein  Amt  oder  wenigstens  gerade 
das  bezeichnete  Amt  nicht  bekleiden.  Ein  besonderer  Ehrentitel  ist 
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die  Anrede  »Excellenz«.  welche  ordentlicher  Weise  den  Staatsmini- 
stem,  den  wirklichen  Geheimen  Käthen,  den  höchsten  Militär-  und 
Hofchaigen  gebührt,  aber  auch  ausserordentlicher  Weise  verliehen 
werden  kann. 

c)  Jedem  deutschen  Landesherm  steht  das  Recht  zu,  Orden  ^ 
zu  stiften  und  zu  verleihen,  sowie  Ehrenzeichen  geringerer  Art, 
Medaillen,  Ehrenkreuze,  Dienstauszeichnungsschnallen  u.  s.  w.  zu 
yerleihen. 

Da  der  Monarch,  innerhalb  seines  Staatsgebietes  und  für  den 
Kreis  seiner  Unterthauen,  die  alleinige  Quelle  aller  öffentlichen, 
staatlich  anzuerkennenden  Ehren  ist,  so  erhalten  von  fremden  Staa- 
ten >  ertheilte  Auszeichnungen,  wie  Adelsprädikate,  Titel  und  Orden, 

*  Die  ältesten  Orden  sind  die  geistliehen  Ritterorden.    In  unmittelbarer 
oder  bios  nomineller  Anknüpfung  an  diese  mittelalterigen  Orden  wurden  die 
neueren  Orden,  seit  Ausbildung  der  monarchischen  Gewalt,  geschaffen  und  immer 
mehr  su  einer  rein  weltlichen  Einrichtung,  zu  einem  Zubehör  des  neuen  Fürsten- 
Staates  umgewandelt.   Schon  zu  Reichszeiten  hatten  viele  deutsche  Staaten  Orden 
gestiftet,  welche  aber  einen  andern  Charakter  hatten,  als  die  heutigen  Orden, 
indem  sie  der  Klasseneintheilung  entbehrten ,  meistens  alten  Adel  mit  Ahnen- 
probe zur  Erlangung  voraussetzten  und  mehr  fürstliche  Hofgenossenschaften  als 
staatliche.  Auszeichnungen  waren.    Das  heutige  Ordenswesen  in  seiner  vielge- 
gliederten  Qestalt  ist  modernen  Ursprungs  und  nach  dem  Vorbilde  der  am  19.  Mai 
1802  von  dem  Konsul  Bonaparte  gestifteten  Ehrenlegion  eingerichtet.  In  diesem 
Sinne  sind  auch  ältere  Orden  umgestaltet,  so  z.  B.  der  ursprünglich  markgräf- 
lich  brandenburg^sch-anspach-bayreuthische,  später  königlich  preussische  rothe 
Adlerorden  durch  Einführung  von  Klassen  im  Jahre  1810.   Eigentliche  Orden 
kben  ihre  besondere  Verfassung,  ihre  Statuten,  ihr  Oberhaupt,  welches  jetzt 
regelmissig  der  Monarch  selbst  als  Grossmeister  ist,  sie  geben  den  damit  Be- 
liehenen  den  Rittertitel  (auch  den   eines  Kommandeurs  oder  Komthurs, 
Grosskreuzes  u.  s.  w.),  eine  gewisse  Rangdistinktion  und  werden  durch  AUer- 
hdchstes  Diplom  verliehen ;  die  blossen  Ehrenzeichen,  Medaillen,  Ehrenkreuze 
machen  den  Inhaber  nicht  zum  Ritter  und  sind  als  ein  blos  privilegirter  Ehren- 
sdimuck  zu  betrachten.  Frhr.  von  Biedenfeld,  Geschichte  aller  geistlichen 
und  weltlichen  Orden.    Weimar  1841.    Für  die  älteren  Verhältnisse  Deutsch- 
linds  besonders  K.  Fr.  v.  Moser  im  deutschen  Hofrechte  (1752)  B.  II.  Kap. II. 
•Ton  den  Ritterorden  deutocher  Höfe«.    Heffter  im  Staatw.  B.  VII.  S.  381. 
Art.  Weltliche  Orden.  Vom  politischen  Standpunkte  beleuchtet  das  Ordenswesen 
R.  V.  Mohl,  Staatsrecht,  Völkerrecht,  Politik.  B.  H.  S.  154—170. 

'  Nur  anerkannte  Souveräne,  im  wirklichen  Besitze  einer  Staatsgewalt, 
nicht  Prätendenten  oder  depossedirte  ehemalige  Monarchen  können  Orden  und 
andere  Auszeichnungen  ertheilen.  Darum  kann  kein  Staat,  welcher  das  König- 
leieh  Italien  anerkannt  hat,  Orden  bestätigen,  welche  der  ehemalige  König  von 
Neapel  oder  der  Herzog  von  Panna  noch  verleihen  würden.  Die  Bestätigung  einer 
«okhen  Ordensverleihung  wäre  offenbar  eine  völkerrechtliche  Inkorrektheit,  da- 
g!^^  bleiben  natürlich  alle  von  diesen  ehemaligen  Souveränen  zur  Zeit  ihrer 
Soureränet&t  verliehenen  Ordensauszeiohnungen  in  Kraft.  Da  der  Papst  auch 
nadi  Verlust  seiner  weltlichen  Macht  als  ein  Souverän  fingirt  wird,  so  ist  ihm 
aoch  das  Recht  verblieben ,  fernerhin  derartige  Auszeichnungen  zu  ertheilen. 
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nur  dadurch  Anspruch  i^uf  staatlich  anerkannte  Wirksamkeit ,  dass 
ihre  öffentliche  Führung  durch  die  eigene  Regierung  genehmigt 
wird ;  ein  Grundsatz,  welcher  durch  Gesetz  und  Herkommen  in  allen 
deutsch-monarchischen  Staaten  feststeht.  Eine  Ausnahme  machen 
nur  die  akademischen  Würden,  welche  die  deutschen  Universitäten 
kraft  heutzutage  noch  fortwirkender  kaiserlicher  oder  neuer  landes- 
herrlicher Privilegien  ertheilen ,  indem  sie  auch  ohne  specielle  Ge- 
nehmigung der  Territorialgewalten  für  ganz  Deutschland,  ja  für 
alle  gesitteten  Völker  (»apud  omnes  cultiores  populos«)  gelten.  Es 
ist  dies  ein  Vorrecht  der  Universitäten,  welches  mit  ihrer  erhabenen 
wissenschaftlichen  Stellung  und  ihrem  deutsch-nationalen  Charakter 
zusammenhängt. 

§86. 
Pekuniäre  Ausstattung  des  Monarchen  K 
Der  Monarch  hat  einen  Anspruch  auf  eine  seiner  persönlichen 
Würde  imd  erhabenen  staatlichen  Stellung  entsprechende  pekuniäre 
Ausstattung,  wie  schon  das  allgemeine  preuss.  Landrecht  Th.  II 
Tit.  13  §  14  sagt:  i>damit  das  Oberhaupt  des  Staates  die  ihm  oblie- 
genden Pflichten  erfüllen  und  die  erforderlichen  Kosten  bestreiten 
könne,  sind  ihm  gewisse  Einkünfte  und  nutzbare  Kechte  beigelegt«. 
Die  Art  und  Weise  dieser  Ausstattung  hat  aber  mannigfach  gewech- 
selt, und  gerade  hier  zeigt  sich  der  Uebergang  vom  mittelalterigen 
Patrimonialstaat  in  den  modernen  Verfassungsstaat  in  besonders 
charakteristischen  Gegensätzen. . 


Auch  dem  Fürsten  von  HohenzoUem  ist  die  weitere  Verleihung  des  fürstlichen 
Hausordens  von  Uohensollem  vorbehalten ,  doch  muss  dazu  die  königliche  Be- 
etifcti)^iiug  treten.  Der  deutsche  Kaiser,  als  solcher,  verleiht  keine  Orden,  darum 
bedürfen  auch  die  vom  Könige  von  Preussen  an  Bürger  anderer  deutschen  Staa- 
ten yerliE^henen  Orden  und  sonstigen  Auszeichnungen  der  Bestätigung  durch  die 
betreffende  Landesregierung. 

'  V.  Held  n.  S.  190—191,  197  —  202.  v.  Mohl,  Bd.  I.  §52.  S.  262.  ff. 
v.Pöel,§159.  Weiss,  B.I.  §54.  S,187.  v.Rönne,  B.I.  §80.  H.  Schulae, 
B.  L  I  52.  Sw  168  ff.  Ueber  die  rechtliche  Natur  des  Kammergutes  vgl.  H.  A.  Z  a- 
chariä,  Das  rechtliche  VerhAltniss  des  fürstlichen  Kammergutes.  Leipzig 
1863.  U.  A.  Zachariä,  Das  Eigenthumsrecht  am  Kammergute  1864.  A.  L. 
Hey  scher,  Der  Rechtsstreit  über  das  Eigenthum  an  den  Domainen  in  Sach- 
sen-Meinlngen.  H.  V.  Treitschke,  in  äuntschli's  Staatsw.  B.  III.  S.  162. 
Alt.  Domänen.  Ueber  Geschichte  und  Natur  der  sog.  CiviUiste  vergL  D  a  h  1- 
mann,  Politik  §  125.  S.  99.  A  Hof  1er,  Geschichte  der  engl.  CiviUiste. 
Stuttgart  und  Tübingen  1834.  Lorieux  in  Foelix,  Revue  ^trangäre  et  fran- 
^Ue.  1839.  II.  p.  801  —  816.  Ueber  die  CiviUiste  aller  europäischen  Staaten 
veigL  den  Aufsatz  von  Treitschke  in  Blimtschli's  Staatsw.  B.  n.  S.  515  ff. 
K  U  be  r ,  Staatsarchiv  des  deutschen  Bundes  B.  I.  Heft  4.  S.  481  (Bemerkungen 
über  die  Nothwendigkeit  einer  CiviUiste  in  den  deutschen  Bundesstaaten!. 
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Mit  Entstehung  \md  weiterer  Entwickehiug  der  Landeshoheit 
besassen  die  deutschen  Landesherm  einen  aus  verschiedenen  Kechts* 
titeh:  Belehnung,  Kauf,  Tausch,  Heimfali,  Säkularisation  u.  s.  w. 
erwachsenen,   aber  zu  einer  Einheit  verbundenen  Komplex  von 
Laudgatern,  Forsten ,  Gefallen,  Zinsen  und  Regalien ,  welcher  den 
Namen  »Kammerguta  fährte.    Das  Eigenthtun  an  diesem  sog.  Kam- 
ueignte  stand ,  nach  übereinstimmender  Ansicht  aller  Rechtskun- 
digen, der  landesherrlichen  Familie  zu,  aber  auf  demselben  ruhte 
nach  ebenso  unbestrittener  Ansicht,  als  öffentliche  Laßt  die  Verpflich- 
tong,  aus  den  Einkünften  desselben  sowohl  die  Bedürfnisse  der  forste 
liehen  Familie  tmd  des  Hofes ,  als  auch  die  Kosten  der  Landesver- 
waltung zu  bestreiten.   Es  entsprach  dies  ganz  der  patrimonialen 
Auffassung  des  Mittelalters ,  welcher  der  Begriff  der  Staatspersön- 
lichkeit und  damit  auch  des  Staatsgutes  fremd  war  und  welche 
denLandesherm  wie  einen  Grundherrn  betrachtete,  der  aus  seinem 
eigenen  Beutel  die  Verwaltungskosten  seines  Landes  zu  bestreiten 
hatte.    Als  aber  bei  d^oa  grossem  Aufwände  der  Höfe,  kostspieligen 
Kriegen  und  Fehd^i  und  den  gesteigerten  Ausgaben  der  Landes- 
regierung die  Einkünfte  des  Kammergutes  für  diese  Zwecke  nicht 
mehr  ausreichten ,  wendeten  sich  die  Landesherm  an  ihre  Land- 
stände um  eine  Beihilfe,   welche  anfangs  ganz  von  dem  guten 
Willen  der  letztem  abhing.  Nur  subsidiär  oder  hilfsweise  steuerten 
die  Stände  für  einzelne  Zwecke  bei.  »Insufficienz  des  Kammeigutes« 
war  die  Voraussetzung  jeder  Steuerbewilligung.  Erst  aHmälig  wurde 
durch  Vertrag  oder  Herkommen  eine  Anzahl  von  Fällen  festge- 
stellt, wo  die  ständische  Beihilfe  als  eine  rechtlich  nothwendige 
galt.    Mit  Ausbildung  des  ständischen  Steuerwesens   entwickelte 
sieh  in  den  deutschen  Territorien  eine  eigenthümliche  Duplicität 
.des  Finanzwesens.   Es  gab  einen  landesherrlichen  Kammer- 
fiskus, in  welchen  die  Einnahmen  der  Kammergüter  flössen,  und 
einen  landschaftlichen  Fiskus*,  welcher  auf  den  Steuerbe- 
tragen  beruhte  und  an  dessen  Verwaltung  die  Stände  einen  wesent- 
Gchen  Antheil  hatten.  Diese  Duplicität  des  Finanzwesens,  mit  ihren 
mannigfach  widerstreitenden  Interessen^    mit  ihrem  Mangel   an 
Cebersicht,  war  mit  den  Anforderungen  einer  einheitlichen  Verwal- 
tung und  eines  geordneten  Staatshaushaltes  unvereinbar,   welche 
sich  überall  geltend  machten,  wo  man  aus  dem  mittelalterigen  Pa- 


i  Dieses  Tenninus  ist  dem  Saehsen-Weimarisehen  Staatsrechte  entnommen, 
der  Sache  naeh  kommt  aber  überall  dieselbe  Scheidung  vor. 
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trimonialstaat  in  die  moderne  Staatsordnung  hinüberlenkte.  Die 
erste  Grundlage  eines  geordneten  Finanzwesens  ist  die  Aufstellung 
eines  festen  Etats,  welcher  ohne  Ausscheidung  einer  bestimmten 
Summe  für  den  Unterhalt  des  Monarchen,  seiner  Familie  und  seines 
Hofes  von  den  übrigen  Staatsausgaben  nicht  möglich  ist  *.  Erst  der 
neuem  Gesetzgebung  in  Deutschland  gelang  es  —  auch  hier  nach 
Preussens  Vorgang  —  das  staatliche  Princip  an  die  Stelle  der  alten 
Kammerguts wirthschaft  zu  setzen. 

In  P  r  eu  s  s  e  n  hatte  bereits  das  absolute  Königthum  diese  Frage 
im  grossstaatlichen  Geiste  gelöst  und  die  Staatseinheit  auch  auf  die- 
sem Gebiete  hergestellt.  König  Friedrich  Wilhelm  I.  vereinigte 
1713  die  verschiedenartigen  Domänen  und  Schatullgüter  zu  einer 
rechtlichen  Einheit  und  setzte  deren  Unveräusserlichkeit  für  alle 
Zeiten  fest.  Eine  Trennung  zwischen  einem  Kammerfiskus  und 
einem  landschaftlichen  Fiskus  war  seitdem  dem  preussischen  Staats- 
recht fremd.  Die  Domänen  galten  schon  zur  Zeit  des  absoluten 
Staates  für  Staatseigenthum.  Allg.  Landrecht  Th.  II  §  11  S, 
Die  Kosten  des  königlichen  Haushaltes,  Hofstaates  und  der  könig- 
lichen Familie  wurden  aus  den  Domäneneinkünften  entnommen. 
Zur  Ordnung  des  Finanzwesens  stellten  die  preussischen  Könige 
selbst  im  vorigen  Jahrhundert  eine  Summe  fest,  womit  sie  diese  Aus* 
gaben  bestritten.  Die  königliche  Verordnung  vom  17.  Januar  1820 
bestimmt,  dass  für  den  Unterhalt  der  königlichen  Familie,  des  könig- 
lichen Hofstaates  und  sämmtlicher  prinzlicher  Hofstaaten,  sowie 
aller  dahin  gehörigen  Institute  ein  jährlicher  Bedarf  von  2,500,000 
Thalem  erforderlich  sei.  Der  Betrag  dieser  Summe  wird  aus  den 
Einkünften  der  Domänen  des  Staates  vorweg  in  Abzug  gebracht  und 
die  Domänen  sind  daher  der  Krone  in  erster  Linie  als  verpfändet 
anzusehen.  Dies  Verhältniss  ist  ♦  durch  die  Verfassungsurkunde. 
A.  59  bestätigt  worden. 

^  Diese  dem  Monarchen  gewährte  Aversionalsunmie  für  den  Unterhalt  seiner 
Person,  seiner  Familie,  seines  Hofstaates  und  der  dahin  gehörigen  Institute  wird 
auch  in  Deutschland,  in  mehreren  Staaten  selbst  gesetzlich,  alsCivilliste  be- 
zeichnet, ein  dem  englischen  Staatsrecht  entnommener  Ausdruck.  Dies  ist  auch 
unbedenklich.  Eine  Civilliste  besteht  überall  da,  wo  der  Monarch  ein  gesetzlich 
bestimmtes  Einkommen  bezieht,  welches  ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung 
nicht  yerändert  werden  darf,  wie  Lorieux  a.  a.  O.  richtig  definirt:  »De  nos 
jours  on  entend  par  liste  civile,  dans  les  pays  constitutionels,  une  dotation  fixe 
et  annuelle,  pr^lev^e  sur  les  revenus  de  Vitat  et  qui  demeure  affect^e  aux  d^- 
penses  personelles  du  souverain  ainsi,  qu'ä  Tentretien  de  sa  maison.«  Nur  muss 
festgehalten  werden,  dass  die  Civilliste  deutscher  Fürsten  einen  anderen  juri- 
stischen Charakter  hat,  als  die  englisehe.  Alles  andere  ist  Wortstreit. 
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Weitere  Zuschüsse  zu  dem  Kronfideikommissfonds,  welche  1859 
and  1868  im  Gesammtbetrage  von  V/^  Millionen  Thalem  verwilligt 
wurden,  werden  aus  andern  Staatseinkünften  gewahrt  und  nehmen 
dieselben  vorläufig  an  der  durch  die  Domänen  gebotenen  speciellen 
Sicherheit  nicht  Theil.  Eigenthümlich  für  Preussen  ist,  dass  in  die- 
ser Gesammtsumme  von  4  Millionen  Thalem  alle  geldlichen  Lei- 
stungen b^^ffen  sind,  welche  der  Staat  der  königlichen  Familie 
gegenüber  zu  erfüllen  hat ,  indem  aus  dieser  Jahresrente  auch  der 
Unterhalt  der  ganzen  königlichen  Familie,  einschliesslich  der  prinz- 
Kchen  Apanagen  und  Hofstaaten  bestritten  werden  muss. 

In  mehreren  der  grossem  deutschen  konstitutionellen  Staaten 
ist  man  im  Ganzen  dem preussischen  Vorbilde  gefolgt.  In  B ay ern^ 
Württemberg*  und  Sachsen^  ist  das  Domänen-  und  Kammer- 
gutais Staatsgut  anerkannt  und  wird  der  Ertrag  desselben  mit 
allen  andern  Staatseinnahmen ,  besonders  den  Steuererträgen  voll- 
standig  verschmolzen^  dem  Staatsoberhaupte  aber  eine  bestimmte, 
auf  den  Ertrag  der  Domänen  radicirte  Rente  überwiesen,  welche  ent- 
weder, wie  in  Preussen  und  Bayern,  ein  für  allemal  gesetzlich  festge- 
stellt oder,  wie  in  Württemberg  und  Sachsen,  auf  die  Eegierungszeit 
jedes  Königs  mit  der  Ständeversammlung  vereinbart  wird.  In  an- 
ilem  Staaten  hat  man  das  landesherrliche  Kammergut  als  solches,  im 
Gegensatze  zum  eigentlichen  Staatsgute,  beibehalten,  ja  es  ausdrück- 
lich für  »Familiengut  des  regierenden  Hauses«  erklärt, 
jedoch  dasselbe  in  Bezug  auf  seine  Verwaltung  und  Benutzung  mit 
dem  Finanzwesen  des  Staates  vereinigt  und  mit  dem  Fürsten  ebenfalls 
eme  bestimmte  Jahiesrente  vereinbart,  sodass  hier,  abgesehen  von 
der  mehr  theoretischen  Eigenthumsfrage,  thatsächlich  dasselbe  er- 
tcicht  wird,  wie  in  den  Staaten  der  ersten  Klasse.   Hierher  gehören 


*  In  Bayern  ist  die  CiviUiste  durch  Gesetz  betr.  die  Festsetzung  einer  per- 
manenten Ciyilliste  vom  1.  Juli  1834  für  alle  Zukunft  auf  2  350  580  fl.  festge- 
setzt.  ;H.  Schulze,  Hausgesetze  B.  I.  S.  354).   v.  Pözl,  §  152. 

2  t.  Mohl,  B.  I.  §52.  S.  262  ff. 

>  In  Sachsen  werden  nach  §  16  der  Verfassungsurkunde  die  Domänen  und 
Kanmergater  zum  Staatsgate  gerechnet,  welches  lediglich  zu  Staatszwecken  be- 
natit  wird;  nach  §  22  bezieht  der  König  jährlich  eine  mit  den  Ständen  auf  die 
Dauer  seiner  Regierung  verabschiedete  Summe  aus  der  Staatskasse  als  Civilliste 
nii  freien  Disposition.  Diese  Summe  wird  ausdrücklich  bezeichnet  »als  Aequi- 
▼aleat  fOr  die  den  Staatskassen  auf  die  Begierungszeit  des  Königs  überwiesenen 
Nutzungen  der  königlichen  Domänengütex^.  Neben  dem  Staatsg^te  besteht  das 
Fideikommifls  des  königlichen  Hauses.  Von  beiden  ist  das  Priratvermögen  des 
königlichen  Hauses  zu  unterscheiden. 
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die  Grossherzogthümer  Baden  ^,  Hessen  ^  und  Sachsen- Weimar  3.  In 
andern  deutschen  Staaten  ist  statt  der  sonst  üblichen  Domänenrente 
in  baarem  Gelde  ein  The il  der  landesherrlichen  Domänen  als  Haus- 
oder Hofdotation  ausgeschieden,  während  die  Einkünfte  des  übrigen 
Theiles  zur  Tragung  der  Staatslasten  verwendet  werden.  So  früher 
in  Hannover  und  Kurhessen,  jetzt  in  Oldenburg^.  Wieder  in  an- 
dern Staaten  ist  es  bis  jetzt  noch  nicht  zu  einer  allgemein  anerkann- 
ten verfassungsmässigen  Neuordnung  dieser  schwierigen  Angelegen- 
heit gekommen.  Ganz  unverändert  sind  die  Verhältnisse  des  Doma- 
niums  in  Mecklenburg^.     Ein  allgemeines  Staatsbudget  besteht 

*  Badische  Verfassungsuikunde  von  1818  §  59.  Gesetz  über  die  Civilliste 
vom  2.  November  1831  (H.  Schulze,  Hausgesetse  B.  I.  S.  207).  Geseteüber 
die  Civilliste  vom  3.  März  1S54. 

'^  In  Hessen-Darmstadt  ist  Va  der  Domänen  zur  Schuldentilgung  ganz  an 
den  Staat  abgetreten,  die  Einkünfte  der  übrigen,  welche  zum  unveräusserlichen 
Familieneigenthum  erklärt  worden  sind,  werden  zu  den  Staatsausgaben  ver* 
wendet ;  dafür  wird  dem  Grossherzoge  eine  für  die  ganze  Dauer  seiner  Kegierung 
verabschiedete  Civilliste  gewährt,  welche  ohne  seine  Zustinmiung  nicht  gemin- 
dert, ohne  die  der  Stände  nicht  erhöht  werden  kann.  Verfassungsurkunde 
Tit.  IL  A.  6  und  7.  Weiss,  B.  I.  §  54.  S.  187. 

3  Durch  Gesetz  vom  4.  Mai  1854  sind  hier  in  Betreff  des  Eigenthums  der 
Kammergüter  die  vor  dem  Verabschiedungsvertrage  vom  6. 'April  1848  beste- 
henden Rechtsverhältnisse  wieder  hergestellt,  die  Verwaltung  und  Nutz- 
niessung  des  Kammergutes  ist  aber  den  Staatsbehörden  und  der  iStaatskasae 
überlassen  gegen  eine  jährliche  Domänenrente  für  den  Grossherzog  und  sein  Haus. 

^  In  einer  Vereinbarung  zwischen  dem  Grossherzoge  und  dem  Landtage  vom 
26.  Juni  1848,  welche  dem  revidirten  Grundgesetze  von  1852  beigeschlossen 
ist,  wird  bestimmt  §  2 :  »Von  dem  gesammten  bisher  von  den  Staatsbehörden  ver- 
widteten  Domanialbestande  werden  zur  Sustentation  des  grossherzogliches. 
Hauses  ausgeschieden  ztun  Pachtwerthe  von  85000  Thalem  und  für  Krongut  der 
jetzt  regierenden  Familie  erklärt,  in  dessen  Besitz  der  jedesmalige  regierende 
Grossherzog  sich  befindet«.  §  6 :  »Der  Grossherzog  giebt,  vorbehaltlich  der  Be- 
stimmung im  §  7,  die  der  regierenden  fürstlichen  Familie  zustehenden  Rechte  au 
dem  gesammten  übrigen  Domanialvermögen  zum  Besten  des  Landes  auf  und  er- 
klärt dasselbe  für  Staatsgut.«  §  7  :  »Der  Grossherzog  bezieht  zu  dem  in  §  2  an- 
gegebenen Zwecke  aus  dem  unter  diesem  Vorbehalte  für  Staatsgut  erklärten  Do- 
manialvermögen jährlich  ein  baare  Summe  von  85000  Thalern  (H.  Schulze, 
Hausgesetze  B.  U.  S.  445] .  Eine  eventuelle  Scheidung  des  Domanialvermögens 
für  den  Fall,  dass  das  Meining'sche  Specialhaus,  sowie  das  Sachsen-Gothaische 
Gesammthaus  aufhören  sollte  zu  regieren,  nimmt  in  Aussicht  das  Sachsen-Mei- 
ning'sche  Gesetz  vom  20.  Juli  1871  über  das  Domänenvermögen ,  indem  dann 
3/5  als  fideikommissarisches  Privateigenthum  des  herzoglichen  Hauses,  2/5  als 
Landeigenthum  angesehen  werden  sollen. 

5  Eine  ähnliche  Trennung  des  Domänenvermögens,  wie  in  Oldenburg,  hatte 
in  Mecklenburg  das  Staatsgrundgesetz  vom  lt.  Oktober  1849  durchgeführt,  in- 
dem man  auch  dort  das  Domanium  in  Hausgut  und  Staats  gut  lerlegte.  Nach 
Aufhebung  des  Grundgesetzes  durch  den  Freienwalder  Schiedsspruch  vom 
14.  September  1850  ist  aber  das  alte  staatsrechtliohe  Verh&ltniss  auch  in  finan- 
zieller Beziehung  und  somit  auch  das  landesherrliche  Eigenthum  an  dem  ge- 
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hier  ebensowenig  wie  überhaupt  eine  konstitutionelle  Verfassung. 
la  beiden  Grossherzogthümem  hat  sich  der  ständische  Patrimo- 
nialstaat,  wie  er  im  vorigen  Jahrhundert  bestand ,  bis  auf  den  heu- 
tigen Tag  erhalten.  Wo  aber  der  Eintritt  eines  Staates  in  die 
konstitutionelle  Staatsordnung  bereits  erfolgt  ist  oder  ernstlich 
beabsichtigt  wird ,  erscheint  die  Neuordnung  der  Domänenfrage, 
TOT  allem  die  strenge  Scheidung  des  landesherrlichen  Hof  haushaltes 
von  dem  Staatshaushalte,  als  erste  Vorbedingung.  Die  dabei  vor- 
kommenden Fragen  können  aber  nicht  allein  nach  dem  historischen 
Rechte  vergangener  Jahrhunderte  entschieden  werden,  weil  dasselbe 
darauf  gar  keine  Antwort  geben  kann.  Die  Territorien  des  vorigen 
Jahrhunderts  trugen  noch  vielfach  den  Charakter  von  Patrimonial- 
heirschaften  an  sich.  Seit  sie  in  diesem  Jahrhundert  in  die  moderne 
Staatsordnung  eingetreten  sind,  müssen  sie  sich  auch  alle  Konse* 
quenzen  derselben  gefallen  lassen.  Die  Auseinandersetzung  zwischen 
dem  erst  neuerlich  zur  selbstberechtigten  Persönlichkeit  gewordenen 
Staate  und  der  fürstlichen  Familie  kann  daher  nicht  nach  dem  Buch- 
staben eines  bereits  vorhandenen  Rechtes,  sondern  nur  nach  Billig- 
keitsgrundsätzen,  unter  Berücksichtigung  der  Grösse  und  Leistungs- 
&higkeitdes  Domaniums,  wie  des  Landes,  sowie  aller  sonst  einschla- 
genden politischen  und  finanziellen  Verhaltnisse  erfolgen.  Von 
rechtlichem  Standpunkte  können,  zur  Vermeidung  extremer  An- 
sprüche, nur  folgende  Maximen  hingestellt  werden : 

i;  Es  ist  anzuerkennen ,  dass  das  Kammergut ,  seiner  histori- 
schen Entstehung  nach,  Eigenthum  der  landesherrlichen  Familie 
gewesen  iat,  und  zwar  in  einer  Zeit,  welcher  der  Begriffeines  Staats- 
eigenthums  ganz  fehlte.  Es  ist  daher  eine  unberechtigte ,  zu  weit 
gehende  Forderung,  wenn  die  Landstände  das  gesammte  Kammer- 
gat  als  reines  Staatseigenthum  in  Anspruch  nehmen.  Eine  derartige 
Begehuig  entspricht  grossstaatlichen  Verhältnissen ,  kann  aber  den 
kleinem  Fürstenhäusern  nicht  zugemuthet  werden.  Die  im  Jahre 
1848  auf  dieser  Grundlage  zu  Stande  gekommenen  Gesetze  sind 
daher  in  spätem  Zeiten  revidirt  und  durch  entsprechendere  Verein- 
barungen ersetzt  worden,  so  z.  B.  in  allen  sächsischen  Landen  eme- 
stinischer  Linie. 

2)  Ebenso  fest  steht  es  aber ,  dass  nach  gemeinem  deutschen 
Staatsrechte,  wie  nach  allen  älteren  Landesverfassungen,  auf  dem 
Kammeigute  als  eine  öffentliche  Last  nicht  nur  die  Bestreitung  des 

ummten  Domanialbestande  wieder  hergestellt.     H.   Schulze,    Hausgesetze 
B.  n.  S.  204.  __ 
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persönlichen  Aufwandes  des  Fürsten,  seiner  Familie  und  seines 
Hofhaltes,  sondern  unzweifelhaft  auch  die  Mittragung  der  Re- 
gier ungsausgaben  ruht.  Es  ist  daher  ebenso  unberechtigt  oder 
wenigstens  zu  weit  gehend,  wenn  eine  fürstliche  Familie  den  ganzen 
Bestand  des  Kammeigutes  jetzt  in  ein  Privatfamilienfideikommiss 
verwandeln  und  sich  jeder  Theilnahme  an  den  Landeslasten  entschla- 
gen will.  Es  wird  dabei  der  geschichtlich  gewordene  Begriff  des  Kam- 
mergutes verkannt  und  der  Ruin  der  kleinstaatlichen  Finanzen  her- 
beigeführt, denen  damit  ihre  ergiebigste  Quelle  abgegraben  wird. 

Nur  wo  Fürst  und  Landstände  diese  beiden  ächtdeutschen  un- 
trennbaren Principien  als  rechtlichen  Ausgangspunkt  unverrückt  im 
Auge  behalten,  wird  eine  den  beiderseitigen  Rechten  entsprechende, 
politisch  zweckmässige  und  Dauer  verheissende  Regelung  zu  Stande 
kommen. 

Uebrigens  wird  in  allen  deutschen  Staaten  anerkannt,  dass  der 
Monarch  auch  völlig  freies  Privateigenthum  erwerben  und 
besitzen  kann.  Dahin  gehört  Alles ,  was  der  Monarch  vor  seiner 
Thronbesteigimg  besessen  hat,  die  Ersparnisse  der  Civilliste  (Domä- 
nenrente), sowie  die  Erwerbimgen  des  Monarchen  aus  den  Mitteln 
derselben  oder  aus  sonstigen  privatrechtlichen  Titeln.  Ueber  dieses 
Vermögen  kann  der  Monarch,  sowohl  imter  den  Lebenden ,  wie  auf 
den  Todesfall  frei  verfügen;  es  verbleibt  ihm  auch,  wenn  er  ab- 
dankt, und  steht  in  jeder  Beziehung  unter  den  Regeln  des  allgemeinen 
Privatrechtes,  soweit  nicht  Gesetze,  Hausstatuten  und  Familienob- 
servanz  eine  Ausnahme  begründen.  So  giebt  es  rein  privatrecht- 
liche Fideikommisse ,  wie  in  Preussen  das  königliche  Hausfidei- 
kommiss,  zu  welchem  zahlreiche  königliche  Familiengüter  gehören, 
und  das  königlich-prinzliche  Familienfideikommiss ,  in  Württem- 
berg das  Hofdomänenkammergut,  welches  als  ein  von  Eberhard  III. 
gestiftetes  Familienfideikommiss,  »Privateigenthum  ist  und  mit  dem 
Rechte  auf  die  Krone  unmittelbar  nichts  gemein  hat«  (v.  Mo  hl, 
6.  I.  §  55  S.  274).  Im  Allgemeinen  gilt  auch  für  den  Vermögens- 
erwerb der  deutschen  Fürsten  der  Fundamentalsatz  des  deutschen 
Fürstenrechtes,  wie  ihn  Pütt  er  treffend  formulirt:  »Primum  adeo 
successionis  Germanicae  principium  in  eo  consistit,  ut  in  libera  dis- 
positione  bona  quisque  non  alia  habeat,  quam  quorum  ipse  primus 
acquirens  est.  Contra  suprema  familiarum  Germaniae  illustriunx 
lex  est ,  ut  splendor  cujusque  familiae  conservetur ,  ideoque  bona 
semel  familiae  dicata  semper  in  eadem  maneant<(  (Pütter,  primae 
lineae  juris  privati  princ.  §  12;. 
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Zweiter  AlMSM^hiiitt. 

Vom    Erwerbe    der    monarchischen    Gewalt   oder  der 
Staatssuccession. 

I.  Geschichtliche  Entwickelung  und  gegenwältige  staatsTechtliche  Natur  der 
deutschen  Thronfolge  ^. 

§  87. 
1)  Bte  iltestei  S«cceiti«iitgruids&txe  in  Fflrstenthflmeni  ind  GraftehafteB 
uter  dem  noch  fortwirkenden  linflntte  der  Amtiqnalltlt.   (R.  d.  Erstgeb. 

S.  49—197). 
8o  lange  Herzöge,  Markgrafen,  Pfalzgrafen  und  Grafen  Beichs- 
beamte  waren ,  welche  der  Konig  nach  Gefallen  ein-  und  absetzen 
durfte,  konnte  von  einem  Successionsrechte  überhaupt  nicht  die  Bede 
sein.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  XII.  Jahrhunderts  erscheint  der 
Bildungsprocess  der  Erblichkeit  der  Fürs tenthümer  und  Grafschaften, 
besonders  unter  dem  Einflüsse  lehenrechtlicher  Ideen ,  wesentlich 
abgeschlossen.  Aber  die  Erbfolge  des  alten  deutschen  Lehenrechtes 
war  eine  sehr  beschränkte,  indem  nur  die  männlichen  Descendenten 
des  letzten  Inhabers,  nicht  die  Seitenverwandten  ein  Erbrecht  hatten 
[Sachs.  Lehenr.  A.  VI  §  3  und  A.  XXI  §  3).  Auch  wurde  unter 
dem  noch  fortwirkenden  Einflüsse  der  Amtsidee  noch  lange,  wenig- 
stens bei  den  eigentlichen  Fürstenthümem,  an  dem  staatsrechtlichen 
Grundsätze  der  Untheilbarkeit  festgehalten.  Derselbe  wird 
durch  eine  Konstitution  Kaiser  Friedrich's  I.  sanktionirt  (II  F.  55 
§  3 :  DPraeterea  ducatus ,  marchia ,  comitatus  de  cetero  non  divida- 
turt),  durch  die  Autorität  der  Rechtsbücher  (Sachs.  Lehenr.  A.  20 
§5.  Schwabensp.  Lassb.  S.  60),  durch  richterliche  Urtheile  iind 
Weisthümer  bestätigt.  Während  der  völlig  patrimoniale  Charakter 
vieler  Grafschaften,  die  oft  wesentlich  aus  blossen  Familienbesitzun- 
gen bestanden ,  die  Theilbarkeit  schon  früh  zugelassen  hatte ,  be- 
hauptete sich  bei  den  eigentlichen  Fürstenthümem  die  Amtsidee 
länger  und  konsequenter  gegen  Theilungsgelüste.  Eine  Zusammen- 

<  Eine  Geschichte  der  deutschen  Thronfolge  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf 
die  Gegenwart  giebt  meine  Schrift :  »DasKecht  der  Erstgeburt  in  den  deutschen 
Fürstenhäusern  und  seine  Bedeutung  für  die  deutsche  Staatsentwickelung, 
licipzig  1851.  B.W.  Pfeiffer,  lieber  die  Ordnung  der  Begierungsnach- 
folge in  den  monarchischen  Staaten  Deutschlands.  Kassel  1S26.  Hermann 
Sehulze,  Die  Hausgesetze  der  regierenden  deutschen  Fürstenhäuser.  Jena. 
B.  I.  1S62.  B.  n.  1878,  worin  zahlreiche  auf  die  Thronfolge  bezügliche  Ur- 
kunden zu  finden  sind. 
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Stellung  zahlreicher  Successionsbeispiele  (R.  der  Erstgeb.  S.  127  — 
149)  beweist,  dass  in  allen  deutschen  Fürstenhäusern  bis  in  das 
XIII.  Jahrhundert  regelmässig  Individualsuccession  mit  Altersvor- 
zug  beobachtet  wurde. 

§88. 

2)  Yerwimum;  der  flIrttUclieii  Svccesslonsgnindsätxe  durch  Elnmiscliiuig  pri- 

vatrechtlicher  Anschaniiiigeii.  (R.  d.  Erstgeb.  S.  225—310). 

Seit  der  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts,  besonders  seit  dem 
grossen  Interregnum,  tritt  eine  tiefgehende  Veränderung  in  der 
Rechtsanschauung  des  deutschen  Fürstenstandes  ein.  Das  patri- 
moniale  Princip ,  welches  die  Landeshoheit,  )>dominium  terrae«,  wie 
ein  Immobiliarrecht,  wie  ein  Familiengut  betrachtete,  hat  den  Sieg 
davon  getragen.  Die  in  dem  alten  deutschen  Lehenrechte,  beson- 
ders in  dessen  Bestimmungen  über  die  gesammte  Hand  liegenden 
Beschränkungen  der  Theilbarkeit  wurden  zuerst  durch  die  fingirte 
gesammte  Hand  des  neuem  Rechtes,  dann  durch  die  Aufnahme  des 
langobardischen  Lehenrechtes  beseitigt ,  welches  die  Wahrung  der 
gesammten  Hand  gar  nicht  verlangt,  sondern  alle  männlichen  De- 
scendenten  des  ersten  Erwerbers,  also  auch  die  Seitenverwandten  des 
letzten  Besitzers  aus  Geblütsrecht  succediren  lässt.  So  wurden  denn 
mehrere  Jahrhunderte  hindurch  deutsche  Territorien  ganz  nach  pri- 
vatrechtlichen theils  feudalen,  theils  allodialen  Gnmdsätzen  vererbt 
und  vde  Landgüter  oder  Heerden  unter  mehrere  Söhne  oder  Vettern 
getheilt.  Diese  Zeit  der  vorherrschend  privatrechtlichen  Succession, 
wo  nur  selten  noch  eine  Erinnerung  an  die  eigentlich  staatsrechtliche 
Natur  der  deutschen  Territorien  durchdringt,  ist  die  Periode  der 
tiefsten  staatlichen  Versunkenheit ,  wo  jede  festere  Konsolidation 
der  Territorien  durch  die  fortwährenden  Erbtheilungen  unmöglich 
gemacht  wird.  Aber  dieses  widersinnige  Theilungswesen  bedroht 
endlich  selbst  die  Existenz  der  Dynastien  und  zerstört  ihre  Kraft, 
ihr  Ansehen  im  Reiche,  ihren  fürstlichen  Familienglanz.  Gerade 
von  diesen  dynastischen  Motiven  aus  begann  die  Reaktion  gegen 
das  Unwesen  dieses  völlig  entarteten  fürstlichen  Successionsrecht^s. 

§89. 

3)  Restauratioii  richtigerer  Snccessionsgraiidsitze  auf  dem  Wege  der  Hau- 
gesetXgebnng.   (K.  d.  Erstgeb.  S.  311—455.) 

Anfangs  ist  es  weniger  die  nur  schwach  reagirende  Staatsidee,  als 
das  fürstliche  Familieninteresse,  welches  zur  Aufstellung  gesunderer 
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Successionsgrandsätze  hinfuhrt  ^  Daher  wird  zunächst  nicht  die 
noch  TöUig  unentwickelte  Staatsgesetzgebung/  sondern  die  Fami- 
lienautoBomiedie  wichtigste  Quelle  des  fürstlichen  Successions> 
rechtes.  Seit  dem  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  geriethen  die  Fami- 
lien des  deutschen  Fürstenstandes  in  eine  übereinstimmende  Bewe- 
gung, um  ihr  Familien- und  Erbrecht  hausgesetzlich  zu  regeln. 
Die  durch  die  Hausgesetzgebung  begründeten  Rechtsgrundsätze  sind 
folgende  ^ : 

1)  Unbedingter  Vorzug  des  Mannsstammes;  die  im 
altem  deutschen  Hechte  vorhandenen  einzelnen  Bevorzugungen  des 
männlichen  Geschlechtes  wurden  zu  einem  ausschliesslich  agnati- 
schen  Princip  ausgebildet,  womach  selbst  die  entferntesten  Stam- 
mesvettem  die  Töchter  und  deren  Nachkommen  ausschliessen ; 

2)  Unveräusserlichkeit  der  sämmtlichen  Hausbe- 
sitzungen, welche  häufig  den  Landständen  zugesichert  und  von 
ihnen  garantirt  wurde. 

3)  üntheilbarkeit  derselben;  dieses  dritte  Princip  war 
am  schwersten  durch  die  Hausgesetzgebung  zu  verwirklichen  y  da 
hier  dem  Familieninteresse,  dem  »lustrea  oder  »splendeur  des  Hau- 
ses« die  festgewurzelten  Ansprüche  mehrerer  Söhne  oder  Vettern 
auf  Theilung  entgegenstanden.  Immer  von  neuem  wurden  die  Un- 
theilbarkeitsbestinunungen  von  dem  Einzelinteresse  wieder  durch- 
brochen, und  was  die  Hausgesetze  des  XJV.  Jahrhunderts  anbahnten, 
gelingt  oft  erst  mehrere  Jahrhunderte  später  für  alle  Zeiten  festzu- 
stellen. 

4)  Das  Recht  der  Erstgeburt  war  eigentlich  die  nothwen- 
dige  Konsequenz  der  Untheilbarkeitsverordnungen,  doch  suchte, 
man  häufig  zunächst  durch  weniger  entsprechende  Mittel  die  Ün- 
theilbarkeit zu  erhalten,  z.  B.  durch  Anordnung  von  gemeinsamen 
Regierungen  unter  Direktion  oder  »Principat  des  Aeltesten« ,  durch 
Eheverbale  für  die  Nachgeborenen,  durch  hausgesetzliche  Bestim- 
mung mehrerer  Söhne  für  den  geistlichen  Stand.  Allein  erst  mit  der 
Durchfuhrung  des  strengen  Primogenituigrundsatzes ,  wie  ihn  die 


1  Dies  ist  tkberzeugend  dftigethan  von  G.  Beselei,  Lehre  von  den  Erbver- 
tcagen.  Zweiter  Theil.  Zweiter  Band.  Göttingen  1840.  In  diesem  Werke  ist 
ftberiiaupt  zum  ersten  Male  eine  tiefere  geschichtliche  Begründung  des  eigenthüm- 
lidien  Standetfeofates  des  hohen  deutschen  Adels  gegeben. 

<  Diesen  Gang  der  fürstlichen  Hausgesetzgebung  habe  ich  kurz  dargestellt 
in  einem  Anhange  za  O.  Stobbe's  Gesdiichte  der  deutschen  Rechtsquellen 
B.  n.  S.  497 :  »Die  Hausgesetze  der  deutschen  Fürstenhäuser.« 
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Goldene  Bulle  für  die  Kurfürstlichen  Häuser  festgestellt  hatte ,  war 
die  Haus  Verfassung  zu  ihrem  Abschlüsse  gediehen.  Erst  damit  war 
eine  sichere  Grundlage  für  die  zu  begründende  Staatseinheit  und 
eine  angemessene  staatsrechtliche  Successionsordnung  gegeben. 

§  90. 
4)  Die  Thronfolge  in  den  letxten  Retchsxetten^ 

Schon  zu  Reichszeiten  war  in  allen  deutschen  Fürstenhäusern, 
wenigstens  in  deren  Speciallinien,  die  agnatische  Linealprimogenitur 
eingeführt.  Ausserdem  hielt  man  sich  an  die  gemeinrechtlichen 
Grundsätze  der  langobardischen  Lehenfolge ,  soweit  nicht  Reichs- 
gesetze, specielle  Investiturverträge  oder  hier  und  da  erhaltene 
deutsch-rechtliche  Lehensgrundsätze  eine  Abweichung  begründeten^ . 
Selbst  in  Betreff  rein  allodialer  Territorien  hielt  man  sich  an  die 
Analogie  der  Lehentexte.  Im  Ganzen  wurde  die  Thronfolge  aufge- 
fasst  als  eine  sog.  successio  ex  pacto  et  Providentia  majorum,  wie 
man  sie  beim  adligen  Stammgut,  beim  Lehen  und  Familienfidei- 
kommis  annahm ;  doch  wirkte  bereits  neben  diesem  privat-fürsten- 
rechtlichen Charakter  auch  das  staatliche  Princip  auf  die  Suc- 
cessionsgrundsätze  ein  ,  nur  war  dasselbe  noch  nicht  zum  allein 
geltenden  erhoben  2.  Noch  mischten  sich  ungehörige  privatrecht- 
liche Gesichtspunkte  in  die  Beurtheilung  der  Thronfolge  ein.  Noch 
mannigfach  wurde,  beim  Wechsel  des  Landesherm,  die  Rechtskon- 
tinuität der  Handlungen  des  Vorgängers  in  Frage  gestellt,  noch 
wusste  man  die  privatrechtliche  Persönlichkeit  des  Landesherm 
nicht  scharf  von  seiner  öffentlich-rechtlichen  Stellung  zu  trennen. 
Wie  überhaupt  der  staatliche  Charakter  der  deutschen  Territorien 
•  bis  zur  Auflösung  des  Reiches  ein  unfertiger  geblieben  ist,  so 
schwanken  noch  im  vorigen  Jahrhundert  die  Grundsätze  der  Thron- 
folge zwischen  Staats-  und  privatrechtlicher  Auffassung  hin  und  her. 

§  91. 
5)  Juristische  latw  der  Thronfolge  im  heatigen  Staatsrechte. 

Waren  zu  Reichszeiten  die  Territorien  unfertige  Gebilde,  wo 
die  erwachende  Staatsidee  mit  dem  Patrimonialprincip  noch   im 

*H.  V.  Sicherer,  üeber  die  Gesammtbelehnung  in  deutschen  Fürstenthü- 
mem.   München  1865. 

2  Diesen  doppelten  Gesichtspunkt,  den  dynastischen  und  den  staatlichen, 
stellen  alle  späteren  Hausgesetze,  besonders  die  Primogeniturordnungen,  gleich- 
massig  als  Prinzip  hin.  Dies  drückt  P ü  1 1  e  r,  primae  lineae  §  1 1 ,  so  aus :  »Mansit 
principium  conservandi  cujusque  familiae  splendoris«  quin  et  nova  acoessit 
increvitque  principum  qua  imperantium  consideratio.« 
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Kampfe  lag,  so  ist  der  deutsche  Staat  der  Gegenwart,  wie  er  in  den 
neuem  Yerfassungsurkuuden  sich  darstellt,  zur  Staatspersön- 
lichkeit, zum  selbständigen  Organismus  herangereift,  in  welchem 
der  Monarch  die  Stellung  des  obersten  leitenden  Organs  einnimmt. 
Infolge  dieses  längst  angebahnten,  endlich  in  diesem  Jahrhundert 
zum  Abschlüsse  gediehenen  staatlichen  Umgestaltungsprocesses 
mnss  auch  das  fiecht  der  Thronfolge  einer  andern  Beurtheilung 
unterli^en ,  als  zu  Reichszeiten.  Vor  allem  ist  die  Thronfolge  in 
den  monarchischen  Staaten  Deutschlands  zur  wahren  Staatssuc- 
cessio n  geworden;  sie  ist  aus  der  Sphäre  des  fürstlichen  Haus- 
rechtes in  das  Verfassungsrecht  der  Staaten,  aus  den  Hausgesetzen 
in  die  Yerfassungsurkimden  übergegangen,  von  denen  jetzt  die 
Grundsätze  über  die  Thronfolge  einen  integrirenden  Theil  bilden. 
Diesen  wichtigen  Fortschritt  unseres  praktischen  Staatslebens  gilt 
es  auch  theoretisch  anzuerkennen,  indem  die  Lehre  von  der  Thron- 
folge jetzt  die  letzten  Schlacken  privatrechtlicher  und  patrimonialer 
Anschauungen  auszuscheiden  hat. 

Vor  allem  müssen  die  civilrechtlichen  Grundsätze  des  römi- 
schen Erbrechtes  von  der  Thronfolge  fem  gehalten  werden ;  schon 
die  Erhebung  der  einst  ernstlich  erörterten  Frage,  ob  die  Thronfolge 
Uniyersal-  oder  Singularsuccession  im  Sinne  des  römischen  Bechts 
sei,  wäre  ein  Anachronismus.  Aber  ebenso  unstatthaft  ist  es ,  die 
Thronfolge,  wie  dies  zu  Reichszeiten  allgemein  geschah,  als  eine  suc- 
cessio  ex  pacto  et  Providentia  majorum  zu  bezeichnen  imd  sie  unter 
den  Gesichtspimkt  der  Stammguts-  und  Fideikommisserbfolge  zu 
stellen,  wie  dies  auch  noch  von  den  neuem  Staatsrechtslehren!  Z  öpf  1 
und  H.  A.  Zachariä  geschieht.  Es  ist  anzuerkennen,  dass  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  überhaupt  von  Erben  und  Erb- 
folge gar  nicht  die  Rede  sein  kann,  denn  jede  Art  von  Erbrecht  setzt 
eineVerlassenschaft^  die  Uebemahme  eines  erledigten  Vermögens 
Toiaus.  Als  ein  solches  Objekt  der  Vererbung  kann  aber  niemals 
der  Staat,  dieser  selbständige,  persönliche  Organismus,  gedacht  wer- 
den. Die  Staatssuccessionin  Erbmonarchien  ist  überhaupt  keine 
Erbfolge,  sondern  bewegt  sich  nur  äusserlich  in  Formen,  welche 
dem  Erbrechte  entlehnt  sind.  Das  Wesen  der  sog.  Erbmonarchie, 
im  Unterschiede  von  der  Wahlmonarchie ,  besteht  darin ,  dass  eine 
l>e8tinmite  Familie,  eine  Dynastie,  mit  der  Thronfolge  verfassungs- 
mässig in  einem  solchen  Zusammenhang  steht ,  dass  lediglich  aus 
Sir,  nach  einer  festgeordneten  Reihenfolge ,  diejenige  Person  her- 
vorzugehen hat,    welche  bei  eintretender  Thronerledigung  in  die 

H.8c^ulze,  Dentsch«!  SUftttrecht.  1 4 
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leer  gewordene  Stelle  des  bisherigen  Throninhabers  einzutreten  hat. 
Im  Staatsrechte  bedeutet  ^suecediren«  nicht  in  irgend  einer  Weise 
erben ,  sondern  »einrücken«  in  den  erhabensten  staatlichen  Beruf, 
welcher  die  höchsten  Machtbefugnisse  im  Staate  gewährt,  aber  auch 
die  schwersten  Pflichten  auferlegt.  Somit  darf  auch  das  Recht  des 
succedirenden  Thronfolgers  und  der  übrigen  Anwärter,  selbst  seiner 
Zuständigkeit  nach,  nicht  als  ein  Privatrecht  aufgefasst  werden.  Es 
ist  ein  eigenes ,  durch  die  Geburt  erworbenes  personliches  Recht, 
welches  Dritten  gegenüber  ausschliesslich  ist  und  nicht  willkürlich 
entzogen  werden  kann ,  aber  es  existirt  nicht  zur  vermögensrecht- 
lichen Befriedigung  des  Berechtigten,  sondern  lediglich  um  des 
Staates  willen.  Es  ist  ein  in  der  verfassungsmässigen  Staats- 
ordnung begründetes,  durchaus  öffentliches  Recht  ohne  jede  privat- 
rechtliche Zuthat.  Es  erfreut  sich  aller  verfassungsmässigen  Graran- 
tien ,  steht  aber  nicht  ausserhalb  oder  über  den  Sätzen  der  Verfias- 
sungsurkunde. 

Anmerkung. 
Diese  rein  staatsrechtliche  Beurtheilung  der  Thronfolge,  mit  Aus- 
schluss aller  ganz  oder  halb  privatrechtlichen  Anschauungen,  ist  nicht 
nur  ein  unabweisbares  Erfordemiss  einer  wissenschaftlichen  Theorie,  son- 
dern hat  auch,  wie  aus  der  folgenden  Darstellung  erhellen  wird,  Ihre 
gprossen  praktischen  Konsequenzen.  Manche  Fragen,  welche  sonst  der 
Wissenschaft  grosse  Schwierigkeiten  bereiteten,  z.  B.  nach  der  Verbind- 
lichkeit des  Nachfolgers  aus  den  Handlungen  seines  Vorgängers,  nach 
der  Trennung  der  Privaterbfolge  des  Fürsten  von  der  sog.  Staatsver- 
lassenschaft,  nach  der  Theilbarkeit  deutscher  Territorien,  beantworten 
sich  von  diesem  Standpunkte  ganz  von  selbst.  Freilich  ist  die  von  uns 
vertretene  Ansicht  keineswegs  allgemein  anerkannt.  Am  weitesten 
in  der  privatrechtlichen  Auffassung  der  Thronfolge  geht  Zöpfl  (B.  11. 
§  248),  wenn  er  für  praktisches  Recht  erklärt:  »Alle  Thronfolge  nach 
Geblütsrecht,  sie  mag  auf  Gesetz,  Herkommen,  Hausverträgen  oder  einer 
Familienstiftung  beruhen,  hat  im  allgemeinen  denselben  Grundcharakter, 
welcher  aller  deutsehen  adeligen  Stammguts-,  Lehen-  und  Familienfidei- 
konunissqualität  übereinstimmend  zukommt.  Die  Thronfolge  ist  Sin- 
gularsuccession,  wie  die  deutsche  adelige  Stammguts-,  Lehen-  und  Fa- 
milienüdeikommisserbfolge  überhaupt  ist.«  Auch  Zachariä,  B.I.  §  65, 
steht  noch  unter  'dem  Einflüsse  der  älteren  Theorie,  wenn  er  sagt :  »Das 
Successionsrecht  in  den  souveränen  Fürstenhäusern  ist  insofern  doppelter 
Natur,  als  es  privatrechtlich  ist  hinsichtlich  seiner  Zuständigkeit, 
staatsrechtlich  vermöge  seines  besondem  Gegenstandes« .  Den  rein 
staatsrechtlichen  Standpunkt  vertreten  dagegen  J.  v.  Held,  in  seinem 
System  des  Verfassungsrechtes  EL .  (1857)  S.  204.  S.  247  ff.,  und  in 
seinem  Aufsatz  »Ueber  die  geschichtliche  Entwickelung  des  deutschen 
Thronfolgerechtes«  in  Aegidi's  Zeitschrift  B.  I.  S.  40—103;  besonders 
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HfthaifBinnig C.  F.  v.  Gerber,  »Ueber  die  Theilbarkeit  deutscher  Staats- 
«ehietec  (a.  a.  O.  S.  5—24),  H.  Schulze  in  Bluntschli's  Staatsw.  B.X. 
S.  518—534.  Art.  Thronfolge. 


n.  Die  geltenden  Grandsätze  der  deutschen  Thronfolge. 

§92. 
Im  Allgemeinen. 
Allerdings  hat  sich,  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts,  in  der  staats- 
rechtlichen Stellung  der  deutschen  Territorien  eine  tiefgreifende 
Veränderung  vollzogen;  sie  sind  Staaten,  ihre  Fürsten  Staatsregen- 
ten, die  Snccession  eine  wahre  Staatssuccession  geworden. 
Damit  aber  ist  keineswegs  gesagt ,  dass  das  alte  historisch  begrün- 
dete Successionsrecht  der  Dynastien  ledigUch  auf  dem  Artikel  einer 
neuen  Yerfassungsurkunde  beruhe,  dass  die  deutschen  Fürsten  ge- 
wissennassen als  noyi  acquirentes  zu  betrachten  seien.  Vielmehr  ist 
das  Successionsrecht  der  deutschen  Fürstenhäuser  das  alte  ange- 
stammte \  in  seinem  Rechtsgrunde  unveränderte  geblieben,  insoweit 
es  mit  den  Bestimmimgen  imd  dem  Geiste  der  Verfassungen  und 
dem  Wesen  der  konstitutionellen  Staatsordnimg  in  Einklang  zu 
biingen  ist.  Somit  ist  das  ganze  fürstliche  Successionsrecht,  wie  es 
sich  zu  Beichszeiten  ausgebildet,  keineswegs  antiquirt,  sondern  nur 
durch  das  siegreich  durchgedrungene  Staatsprinzip  wesentlich  rekti- 
fieirt.  Es  können  daher  auch  heutzutage  altere  Hausgesetze,  Famihen- 
Observanzen  und  in  subsidium  das  gemeine  deutsche  Fürstenrecht  als 
Bechtsnormen  bei  fürstlichen  SuccessionsfäUen  in  Betracht  kom- 
men^. In  diesem  Siime  wird  auch  in  der  preussischen  Verfiassung 
A.  53  die  Fortgeltung  der  altem,  vorkonstitutionellen  Hausgesetze 
ausdrücklich  bestätigt.  Unzweifelhaft  bezieht  sich  dies  auch  auf  die 
lehenrechtlichen  Grundsätze,  welche  früher,  in  Ermangelung 

'  So  kann  man  i.  B.  sagen,  dass  das  Recht  der  Thronfolge  in  Bayern  zu- 
näcbst  aUerdings  auf  den  entsprechenden  Bestimmungen  der  bayerischen  Ver- 
^stongsurkiinde  von  1818  beruht,  xugleich  seine  Begründung  aber  in  der  1180 
erfolgten  Belehnung  Otto's  von  Wittelabach,  als  noch  fortwirkendem  Bechtstitel, 
findet'  Y.  Moy,  Lehrbuch  des  bayerischen  Staatsrechtes.  B.  I.  §  93.  S.  105. 

'  Ueber  die  in  Successionsstreitigkeiten  anzuwendenden  Kechtsnormen  vgl. 
besonders  die  Beilage  DI.  zu  Pattefs  primae  lineae.  (Göttingen  1757):  De 
Qoimis  decidendi  successionem  fanüliarum  illustrium  controversam.«  Hier  wird 
nachgewiesen,  dass  auf  diesem  Gebiete  jede  selbst  analoge  Anwendung  des  rO- 
nischen  Rechtes  ausgeschlossen  ist,  da  es  von  den  erlauchten  Häusern  für  ihre 
Erb-  und  Familienverhältnisse  nie  als  gemeines  Recht  recipirt  worden  ist. 

14* 
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besonderer  Siiccessionsnormen;  auf  die  deutschen  Territorien  ange- 
wandt wurden.  Mit  dem  Wegfalle  des  lehensherrlichen  Obereigen- 
thums  im  Jahre  1806  ist  das  Lehenssuccessionsrecht  keines- 
wegs ganz  beseitigt.  Soweit  dies  mit  dem  Wesen  einer  staadich 
geordneten  Erbmonarchie  verträglich  ist,  ist  auch  heutzutage  die 
analoge  Anwendung  lehenrechtlicher  Grundsätze  auf  die  Thronfolge 
nicht  ganz  ausgeschlossen  i,  d .  h .  immer  unter  der  Y oraussetzung^  dass 
keine  andern  speciellen  Rechtsnormen  vorliegen  und  dass  die  analog 
anzuwendenden  lehenrechtlichen  Grrundsätze  dem  öffentlich-recht- 
lichen Charakter  einer  Staatssuccession  nicht  widersprechen. 

Da  das  Wesen  der  Erbmonarchie  darin  besteht,  dass  die  Thron- 
folge sich  immer  innerhalb  einer  dazu  berechtigten  Familie  hält, 
so  bezeichnen  wir  im  deutsch-erbmonarchischen  Staatsrechte  auch 
nur  diejenige  Thronfolge  als  die  ordentliche  oder  regelmässige, 
welche  nach  Geblütsrecht,  ex  jure  sanguinis,  innerhalb  der  be- 
stimmten Familie  vor  sich  geht,  jede  andere  erscheint  als  ausser- 
ordentliche oder  ausnahmsweise  Successionsart. 

Bei  der  ordentlichen  Thronfolge^  welche  nach  Geblütsrecht  vor 
sich  geht,  kommt  wieder  zweierlei  in  Betracht: 

a)  das  Successionsrecht,  welches  allen  successionsfähigen 
Gliedern  des  Hauses  schon  dxirch  ihre  Geburt  zusteht, 

b)  die  Successionsordnung,  wodurch  in  jedem  einzelnen 
Falle  entschieden  wird,  wer  aus  der  ganzen  Anzahl  der  successions- 
berechtigten  Verwandten  wirklich  auf  den  erledigten  Thron  be- 
rufen wird. 

Das  Successionsrecht  wird  von  dem  entscheidenden  Stamm- 
vater des  Hauses  oder  der  Linie  (dem  sog.  primus  acquirens]  hei^- 
leitet,  die  Successionsordnung  richtet  sich  dagegen  immer 
nach  dem  verwandtschaftlichen  Verhältnisse ,  in  welchem  der  Be- 
rufene zum  letzten  Throninhaber  (ultimus  defunctus)  steht  (Pütt er 
primae  lineae  §  14). 


»  Dies  wird  sogar  in  England  anerkannt,  wo  der  öffentlich-rechtliche  Cha- 
rakter seit  Jahrhunderten  am  konsequenteaten  anerkannt  worden  ist.  Die  Suc- 
oession  in  die  englische  Krone  folgt,  was  die  Erbfolgeordnung  betrifft,  dem  ge- 
meinen englischen  Lehenrechte,  nur  dass  die  Untheilbarkeit  der  Krone  eine  Ab- 
weichung begründet.  K.  E.  Schmid,  Ueber  die  Thronfolgeordnung  in  Qross- 
britannien  S.  9. 
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A.    Ordentliche  Thronfolge  nach  Geblütsrecht. 
1)  Das  Successionsrecht. 

§93. 
a)  Abitaamug  ▼•»  entea  Inrtrber. 

Zur  Thronfolgeberechtigung  gehört  vor  allem  Abstammung  von 
dem  entscheidenden  Ahnherrn  oder  dem  ersten  Erwerber  der  Krone. 
Diesem  g^eniiber  erscheint  die  Thronfolge  jeder  Zeit  als  eine  De- 
scendentenfolge.  Ascendenten  und  Seitenverwandte  des  ersten  Er- 
werbers sind  ausgeschlossen.  Das  Descendentenverhältniss  muss 
em  leibliches,  auf  physischer  Zeugung  beruhendes  sein.  Die 
Adoption,  welche  im  Thronfolgerecht  der  römischen  Cäsaren  und 
den  napoleonischen  Hausgesetzen  eine  Rolle  spielt ,  ist  dem  deut- 
schen Fürstenrechte  durchaus  fremd  (Moser,  Familienstaatsrecht 
Th.  nS.  886). 

Regelmässig  ist  die  deutsche  Thronfolge  eine  agnatische, 
d.  h.  nur  wer  lediglich  durch  Männer  vom  ersten  Erwerber  abstammt 
und  selbst  männlichen  Geschlechtes  ist,  mas  a  mare,  Agnat  im 
Sinne  des  deutschen  Rechtes^,  ist  successionsberechtigt.  Ausge- 
schlossen, wen^tens  vorläufig  und  zunächst,  sind  überall  die  Wei- 
ber selbst  und  ihre  Nachkommen  männlichen  imd  weiblichen  Ge- 
schlechtes, die  Kognaten. 

Nirgends  kann  in  Deutschland  von  einem  Successionsrechte 
der  Kognaten  die  Rede  sein  (wie  dies  nach  alten  nationalen  Rechts- 
anschauungen in  England ,  Spanien  und  Portugal  der  Fall  ist] ,  so 
lange  noch  irgend  ein  successionsfähiges  Glied  vom  Mannsstamme 
des  ersten  Erwerbers  vorhanden  ist  2. 

Nach  Grrundsätzen  des  Lehenrechtes,  sowohl  des  einhei- 
mischen, wie  des  recipirten  langobardischen,  waren  in  den  lehen- 
baren Territorien   zu  Reichszeiten  die  Kognaten  ausgeschlossen. 


*  Der  deutschrechtliche  Begriff  ist  von  dem  römischen  verschieden.  Bei  den 
Kdmem  wurde  die  filiafamilias  noch  zu  den  Agnaten  gezählt,  während  nach 
deutsehem  Rechte  auch  die  Tochter  K.ognatin  ist.  Be seier,  System  B.  11. 
§]32.  H&berlin'sRepertoriumB.  I.  S.  111.   Art.  Agnaten. 

3  lieber  diesen  Vorzug  des  Mannsstammes,  welcher  mit  älteren  deutsch- 
rechtlichen  Anschauungen  zusammenhängt,  vergl.  Pütter's  Beiträge  zum 
deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte  Th.  II.  Nr.  38.  Desselben,  Rechtsfälle 
B.in.  Th.I.  S.  149.  B.  I.  Th.I.  S.  159.  Dessen  primae  lineae  Cap.  II.  Be- 
»eler,  Lehre  von  den  Erbverträgen  B.  11.  2.  S.  265  ff.  Reyscher,  in  der 
Zeitflchrift  für  deutsches  Recht  B.  VI.  S.  265.  L.  Zimmerle,  Das  deutsche 
Stammgutssystem,  1856.  Herm.  Schulze,  Das  Erb-  und  Familienrecht  der 
deutflchen  Dynastien  des  Mittelalters.  Halle  1871. 
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soweit  nicht  ein  Fiirstenlehen ,  durch  ein  besonderes  Privilegium, 
als  subsidiäres  Weiberlehen  errichtet  war,  wie  dies  schon  seit  1156 
bei  Oesterreich^,  seit  1235  bei  Braunschweig-Lüneburg^  der 
Fall  war.  Durch  Auflösung  der  Reichsverbindung  ist  natürlich  der 
Lehensverband  der  früheren  Reichsmannlehen  beseitigt.  Unrichtig 
aber  ist  die  Behauptung,  daes  durch  diesen  W^all  der  Lehensherr- 
lichkeit, die  sog.  Allodifikation  der  Territorien ,  ipso  jure  auch  ein 
subsidiäres  Thronfolgerecht  der  Kognaten  eingeführt  worden  sei. 
An  und  für  sich  ist  dadurch  in  den  Successionsverhältr- 
nissen  der  frühern  Reichslehen  nichts  geändert'.  Nur 
steht  heuteutage  nicht  mehr  wie  früher  in  den  lehensherrlichen 
Rechten  von  Kaiser  und  Reich  ein  rechtliches  Hindemiss  &atgegenj 
die  subsidiäre  kognatische  Thronfolge  verfassungsmässig  ein- 
zuführen, wie  dies  auch  die  neuem  Yerfassungsurkunden  von 
Bayern,  Sachsen,  Hannover,  Württemberg,  Baden,  Hessen-Darm- 
stadt, Braunschweig,  Schwarzburg-Sondershausen  und  Waldeck 
gethan  haben.  Nur  dürfen  dadurch  bereits  begründete  Rechte  an- 
derer Anwärter  nicht  verletzt  werden  ^,  so  räumen  auch  ausdrück- 
lich die  bayerische,  sächsische  und  hessen-daxmstädtische  Y erfassuiig 
den  Erbverbrüderten  den  Vorzug  vor  den  Kognaten  ein*. 


1  Für  Oesterreich  war  die  kognatische  Lehenfolge  durch  das ,  auch  nach 
neuem  Untersuchungen  ftchte  Privilegium  minus  von  1 156  festgestellt :  »perpetuali 
jure  sanctientes,  ut  ipsi  et  Üben  eorum  post  eos  indüFeienter  filii  sive  filiae  eun- 
dem  Austriae  ducatum  hereditario  jure  a  regno  teneant  et  possideant.«  Seitdem 
galt  Oesterreich  als  subsidiäres  Weiberlehen.  Vergl.  darüber  besonders  J.  6  e  r  c  h  t^ 
hold,  Die  Landeshoheit  Oesterreichs  nach  den  ftchten  und  unächten  Freiheits- 
briefen,  München  1862.  S.  41  ff.  Hierauf  gründete  sich  dann  das  Testament 
König  Ferdinand's  von  1543  und  endlich  die  pragmatische  Sanktion. 

s  In  der  Lehenserrichtung  für  Braunschweig-Lüneburg  von  1235  heisst  es: 
»et  creavimus  inde  ducatum  et  imperiali  auctoritate  dictum  consanguineum  no- 
strum  Ottonem,  ducem  et  principem  facientes,  ducatum  ipso  in  feodum  imperii 
ei  ooncessimus,  ad  heredes  suos  filios  et  filias  hereditario  devolvendum.«  Pertz 
leg.  tom.  n.  p.  318. 

3  Für  Hessen-Darmstadt  führt  dies  richtig  aus  Weiss,  System  B.  I.  §  63. 
S.  215:  »Mit  der  AUodification  wurde  die  successio  feodalis  bei  der  Thronfolge 
keineswegs  aufgehoben,  als  das  durch  die  vormalige  Lehensqualit&t  der  Landes- 
hoheit üher  Hessen  wohlbegründete  Successionsrecht  der  Agnaten  und  Erbver- 
brüderten.« Speciell  über  I^eussen  vergl.  mein  Preussisches  Staatsrecht  B.  I. 
§  57,  §  181. 

<  So  hätte  z.  B.  in  Württemberg  das  kognatische  Successionsrecht  nicht 
ohne  weiteres  eingeführt  werden  können,  wenn  nicht  durch  den  Fressburger 
Frieden  die  eventuellen  Successionsrechte  Oesterreichs  aufgehoben  worden  wären. 

K  Die  bayerische  Yerfassungsurkunde  Tit.  II.  §  4.  räumt  sogar  denjenigen 
Prinzen  ein  Vorzugsrecht  vor  den  Kognaten  ein,  welche  erst  durch  eine  künftig 
etwa  abzuschliessende  Erbverbrüderung  mit  einem  fürstlichen  Hause  aus  dem 
deutschen  Bunde  Successionsrecht  erhalten  würden. 
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§94. 
b)  Abstammmig  au  einer  reehtm&tilgen  Ehe. 

Die  blos  leibliche  Abstammung  vom  ersten  Erwerber  genügt 
nicbt,  sie  muss  vor  allem  auch  eine  eheliche  sein,  d.  h.  nicht  nur 
deijenige,  welcher  selbst  succediren  will,  muss  ehelicher  Geburt  sein, 
sondern  es  muss  auch  sein  Descendentenverhältniss ,  bis  zum  ent- 
scheidenden Ahnherrn;  auf  lauter  ehelichen  Zeugungsakten  beruhen. 
Successionsunfahig  sind  daher  uneheliche  Kinder  jeder  Art. 
Die  dem  alteni  deutschen  Rechte  unbekannte  Legitimation  ^  ist  zwar 
im  gewohnlichen  Privatrecht  aufgenommen ,  hat  aber  im  Familien- 
rechte  des  hohen  Adels  niemals  Eingang  gefunden.  Die  Ehelichkeit 
der  Abstammung  soll  eine  Wahrheit,  keine  blosse  Fiktion  sein.  Die 
Würde  der  Thronfolge,  sowie  der  übereinstimmende  Wortlaut  aller 
altem  und  neuem  Hausgesetze  fordern  ]>eheliche  Geburt«, 
welche  allen  Legitimirten,  auch  den  sog.  Mantelkindem  ^,  unzweifel- 
haft abgeht. 

Auch  in  den  regierenden  deutschen  Fürstenhäusern  erfolgt  die 
Abschliessung  der  Ehe  durch  den  Civilakt,  nach  dem  Beichsgesetze 
Tom  6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und 
die  Eheschliessung ;  doch  ist  dem  Landesherm  anheim  gegeben,  das 
Standesamt  für  das  regierende  Haus  zu  bestimmen.  Gewöhnlich 
werden  dessen  Funktionen  dem  Hausministerium  übertragen.  Nach 
§  72  dieses  Gesetzes  »werden  im  übrigen  in  Ansehung  der  Mitglieder 
dieser  Häuser  die  auf  Hausgesetzen  oder  Observanzen  beruhenden 
Bestimmungen  über  die  Eheschliessung  und  die  Gerichtsbarkeit  in 
Ehesachen  nicht  berührt«  ^. 


J  Sachßensp.  B.  I.  A.  36.  37.  Sachs.  Lehenr.  A.  2.  §  1.  II.  F.  26.  §  11 :  ^Na- 
tttiales  filii ,  licet  postea  fiant  legitimi,  ad  successionem  feudi  nee  soli  nee  cum 
alüs  admittuntui.« 

^  Gegen  das  Successionsrecht  auch  der  per  subsequens  matrimonium  Legiti- 
mirten, der  sog.  Mantelkinder,  sprechen  sich  alle  bedeutenderen  publicistischen 
Autoritäten  aus,  so  Moser,  Familienstaatsr.  Th.  U.  S.  855.  Patter,  primae 
liaeae§27.  Lei8t§33.  Gönner  §234.  Eichhorn,  Einl.  in  das  deutsche 
Privatrecht  §  367.  Eine  ausführliche  Erörterung  der  Frage  findet  sich  besonders 
bei  A.  W.  Heffter,  Das  Erbfolgerecht  der  Mantelkinder  u.  s.  w.  Berlin  1836, 
tind  Wilda,  In  der  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  B.  IV.  bes.  S.  281—336. 
Für  die  Mantelkinder  schrieb  C.  F.  Di  eck,  Die  Gewissensehe,  Legitimation 
dureh  nachfolgende  Ehe  u.  s.  w.    Halle  1838. 

>H.  y.  Sicherer,  Personenstand  und  Eheschliessung  in  Deutschland» 
Erlangen  1879.   S.  428  ff. 
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§95. 
c)  Abstammimg  avs  etniir  havsgeietollcli  konsentirten  Ehe. 

In  Betreff  des  zu  ertheilenden  elterlichen  Konsenses  zu  Ehen 
standen  auch  die  Mitglieder  der  regierenden  Häuser  unter  der  allge- 
meinen Vorschrift  der  Landesgesetze,  beziehungsweise  des  Kirchen- 
rechtes. Jetzt  entscheidet  für  sie  in  dieser  Beziehung  A.  29  des 
Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875. 

Ausser  dieser  ganz  nach  den  Regeln  des  gewöhnlichen  Ehe- 
rechts zu  beurtheilenden  Nothwendigkeit  des  elterlichen  Konsenses 
haben  die  neuem  Hausgesetze  auch  die  Einwilligung  des  regierenden 
Familienoberhauptes  zu  jeder  Ehe  eines  Mitgliedes  des  Hauses  vorge- 
schrieben, sodass  jede  ohne  diese  Einwilligung  geschlossene  Ehe  als 
hausgesetzwidrig  erscheint.  Diese  Bestimmungen,  welche 
die  Einwilligung  des  Familienhauptes  fordern  und  die  Eheschliessun- 
gen ohne  Einwilligung  des  Familienhauptes  mit  Rechtsnach- 
theilen  bedrohen ,  werden  durch  das  sonst  auch  auf  die  landesherr- 
lichen Familien  anwendbare  Reichsgesetz  vom  5.  Februar  1875  nicht 
berührt,  sondern  vielmehr  durch  A.  72  ausdrücklich  als  fortbeste- 
hend anerkannt.  Können  einer  solchen  Ehe  auch  die  rein  civilrecht^ 
liehen  Wirkungen  nicht  abgesprochen  werden,  so  haben  doch  Gattin 
und  Kinder  kein  Recht  auf  den  Stand  und  Titel  des  Vaters.  Letztere 
sind  selbstverständlich  weder  successionsfähig  in  staatsrechtlicher 
Beziehung,  noch  haben  sie  Anspruch  auf  Apanage  und  andere  pecn- 
niäre  Vortheile  aus  der  Staatskasse  und  dem  Hausvermögen,  wie  sie 
überhaupt  nicht  als  Glieder  des  hochadligen  Hauses  betrachtet  wer- 
den. Die  Ansprüche  von  Gattin  und  Kindern  erstrecken  sich  ledig^- 
lich  auf  das  Privatvermögen  ihres  Gatten  und  Vaters,  in  welcher 
Beziehung  sie  die  Rechte  legitimer  Kinder  gemessen.  Wenn  eine 
derartige  hausgesetzliche  Bestimmung  dem  modernen  Prinzip  der 
Familiengewalt  des  regierenden  Herrn  entspricht ,  so  hat  sie  doch 
keineswegs  die  Bedeutung  einer  gemeinrechtlichen  Regel ,  welche 
sich  auch  ohne  eine  solche  Bestimmung  von  selbst  verstände.  Es 
kann  daher  aus  diesem  Grunde  eine  fürstliche  Ehe  nur  da  ange- 
fochten werden,  wo  Verfassungsurkimden ,  Hausgesetze  oder  eine 
ganz  bestimmt  nachweisbare  Familienobservanz  einen  solchen  Kon- 
sens erheischen. 

Anmerkung. 

Unzweifelhaft  war  das  Gesammthaus  Braunschweig-Lüneburg  im 
Jahre  1833  berechtigt,  die  Nothwendigkeit  des  Konsenses  des  regierenden 
Herrn  auf  hausverf assnngsmässigem  Wege  von  nun  an  für  alle  Ehen 
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der  Mitglieder  dieses  Hauses  festzustellen.  Unrichtig  ist  aber  die  Moti- 
viiong  des  Hausgesetzes  von  1833  (Hausgesetze  B.  I.  S.  488):  »dass 
das  Aufsichtsrecht  des  regierenden  Herrn  über  die  Vermählungen  der 
Prinzen  und  Prinzessinnen  w e s e n 1 1  i c h  in  der  Souveränetät  be- 
gründet sei.a  In  der  neuerworbenen  Souveränetät  lag  nur  als  nothwen- 
dige  Folge,  dass  die  Mitglieder  des  Hauses  jetzt  auch  Unterthanen 
des  regierenden  Herrn,  als  des  Staatsoberhauptes,  geworden  sind ;  dagegen 
kann  eine  specieUe  Beschränkung  der  persönlichen  Freiheit,  wodurch  den 
MitgUedem  des  Hauses  das  allgemeine  Recht  der  freien  Eheschliessung 
entzogen  werden  soU,  auch  nur  durch  eine  besondere  gesetzliche  Be- 
stimmung eingeführt  werden.  Nach  unserer  persönlichen  Kenntniss  be- 
steht auch  dieses  Erfordemiss  keineswegs  heutzutage  in  allen  regierenden 
Häusern,  sondern  nur  in  denjenigen,  wo  die  Hausverfassung  auf  Grund- 
lage des  modernen  Staatsrechtes  neu  regulirt  worden  ist.  So  erliessen  die 
drei  regierenden  Herrn  des  fürstlichen  Hauses  Reussam  10.  November 
1S44  eine  derartige  Verfügung  (Hausgesetze  B.  11.  S.  356);  gegen 
diesen^Beschluss  legten  aber  mehrere  Agnaten  Verwahrung  ein.  Erst  in 
dem  jetzt  vorliegenden  Entwürfe  eines  neuen  reussischen  Hausgesetzes 
j.  L.  soll  diese  Nothwendigkeit  des  Ehekonsenses  grundsätzlich  festge- 
stellt werden.  Auch  in  auswärtigen  souveränen  Häusern  ist  dieses  Er- 
fordemiss hie  und  da  erst  in  neuerer  Zeit  eingeführt  worden,  so  in  Eng- 
land 1772  durch  die  sog.  Royal  Marriage  Act  (Hausgesetze  B.  I. 
S.  486),  in  welcher  indessen  dem  Ermessen  des  Familienoberhauptes 
Mass  und  Ziel  gesetzt  und  die  persönliche  Freiheit  der  über  25  Jahre  alten 
Familienglieder  dadurch  gewahrt  ist,  dass  die  Endentscheidung  bei  dem 
Parlamente  liegt.  Für  diese  Rechtsmaterie  sehr  belehrend  sind  die 
Schriften  über  die  Ehe  des  Herzogs  von  Sussex  mit  Lady  Auguste  Murray^ 
mdem  ein  aus  dieser  Ehe  entsprossener  Sohn,  Sir  August  d'Este,  1835 
Ansprüche  auf  die  Eigenschaft  eines  königlichen  hannoverschen  Prinzen 
erhob.  Die  Nichtigkeit  dieser  1793  geschlossenen  Ehe  stand  für  Eng- 
land fest,  weil  der  Herzog  von  Sussex  den  nach  der  Royal  Marriage  Act 
von  1772  nothwendigen  Konsens  des  Familienoberhauptes,  Königs 
Georg's  HI.,  nicht  eingeholt  hatte.  Dieses  Gesetz  galt  freilich  nicht  für 
Hannover ,  aber  Georg  HI.  war  nicht  nur  der  König  und  FamiHenchef 
dieses  Prinzen,  sondern  auch  sein  Vater.  Daher  war  auch  in  Deutschland, 
nach  damals  geltendem  evangelischem  Kirchenrechte  (Art.  Smalc.  de  pot. 
episc.  bei  Hasep.  355.  Ac.  L.  Richter,  Kirchenrecht  §  272)  diese  Ehe  wegen 
mangelnder  väterlicher  Einwilligung  nicht  rechtsbeständig  ^  abgesehen 
von  allen  andern  rechtlichen  Mängeln  derselben.  Diesen  richtigen  Stand- 
punkt vertheidigen  K.  Fr.  Eichhorn,  lieber  die  Ehe  des  Herzogs  von 
Snssex  mit  Lady  Augusta  Murray.  Berlin  1836.  R.  Mohl,  Die  An- 
sprüche des  Obersten  Sir  A.  d'Este  auf  die  Thronfolge  in  Grossbritannien 
nnd  Hannover.  Tübingen  1835.  K.  E.  Schmid,  Ueber  die  Thron- 
folgeordnung  in  Grossbritannien  und  Hannover  und  die  Ansprüche  der 
Cresehwister  Fr.  A.  und  Augusta  Emma  von  Este  (Jena  1835),  gegen 
K.  8.  Zachariä,  Rechtsgutachten  über  die  Ansprüche  August's  von 
Este  auf  Titel,  Würden  und  Rechte  eines  Prinzen  von  Hannover,  Heidel- 
berg 1834,  und  J.  L.  Klub  er  ,  in  seinen  Abhandlungen  und  Beobach- 
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tungen  für  Geschichtskunde,    Staats-   und  Rechtswissenschaft  B.    11. 
Ahth.I.  Frankfurt  1834. 

§96. 
Abstammung  aus  einer  ebenbürtigen  Ehe. 
Nach  altem  Herkommen  der  deutschen  Fürstenhäuser ,  sowie 
nach  den  ausdrücklichen  Bestimmungen  vieler  altern  und  neuem 
Hausgesetze  und  Verfassungsurkunden,  wird  zur  Successionsfahig- 
keit  auch  Abstammung  aus  einer  ebenbürtigen  Ehe  verlangt. 
Während  in  allen  übrigen  Lebenskreisen,  juristisch  der  Begriff  einer 
Missheirath  nicht  mehr  existirt,  hat  sich  der  Grundsatz  der  Eben- 
bürtigkeit, innerhalb  der  regierenden  fürstlichen  Familien,  als  letzter 
Ueberrest  der  mittelalterigen  Geburtsstandesverfassung,  bis  auf  den 
heutigen  Tag  erhalten.  Als  unzweifelhaft  ebenbürtig  gelten, 
nach  deutschem  Fürstenrechte,  alle  Ehen,  welche  mit  Gliedern  regie- 
render deutscher  und  europäischer  Fürstenhäuser  geschlossen  wer- 
-den,  ausserdem  die  Ehen  mit  Gliedern  ehemals  reichsständischer 
Familien,  auf  welche  Art.  XIV  der  Bundesakte  Anwendung  findet. 

Exkurs  über  die  Ebenbürtigkeit  nach  heutigem  deutschen 

Fürstenrechte. 
Während  im  früheren  Mittelalter  wesentlich  nur  der  Geburtsstandes- 
unterschied  zwischen  Freien  \md  Unfreien  auf  die  Ebenbürtigkeit  der 
Ehen  eingewirkt  hatte,  bUdete  sich  seit  dem  XTTT.  Jahrhundert  eine  we- 
sentlich feudalistische  Gliederung  der  Stände,  welche  im  Spiegel 
deutscher  Leute  und  im  Schwabenspiegel  bereits  als  fertiger  Geburt»- 
stand  dasteht.  (O.  Stobbe,  Die  Stände  des  Sachsenspiegels  in  der 
Zeitschrift  für  deutsches  Recht  B.  XV.  bes.  S,  362.  F.  de  Martitz, 
Qui  sint  ingenuitate  sibi  compares  jure  spec.  saxonici?  1 859 .  R.  S  c  hr  0- 
d  e  r ,  Zur  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  nach  dem  Sachsenspiegel,  Zeit- 
schrift für  Rechtsgesoh.  B.  III.  1864.  S.  461 — 480.)  Als  höchster  Ge- 
burtsstand erscheint  der  Stand  der  Semperfreien  oder  Hochfreien,  wel- 
cher die  Familien  der  Fürsten,  Grafen  und  Dynasten  umfasst,  als  zweiter 
Stand  der  Stand  der  Mittelfreien  oder  ritterbürtigen  Vasallen,  den 
dritten  Stand  bilden  alle,  welche  des  Lehenrechtes  darben  und  eine 
bäuerliche  Lebensart  führen.  Jene  mächtigen  Geschlechter,  welche  sich 
im  erblichen  Besitze  der  Reichsämter  und  grosser  lehenbarer  oder  allo- 
dialer  Herrschaften  befinden ,  bilden  den  Stand  der  Herrschenden, 
den  Herrenstand,  im  Mittelalter  allein  Adel  genannt,  welchem  die  ritter- 
bürtigen Geschlechter,  als  die  dienenden,  gegenüberstehen.  Als 
dieser  feudalistische  Geburtsstandesunterschied  zur  vollen  Ausbildung 
gediehen  war,  stand  auch  als  Grundsatz  fest,  dass  auch  in  eherecht- 
lioher  Hinsicht  sich  nur  Genossen  mit  einander  verbinden  könnten. 
Besonders  wurde  eine  Ehe  zwischen  einem  hochfreien  Manne  und  einer 
mittelfreien  oder  ritterbürtigen  Frau  als  Missheirath  angesehen,  aus  wel- 
cher die  Kinder  der  ärgern  Hand  folgten.    Schwabensp.  Landr.  Lassb. 
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cap.  70 :  »und  ist  loch  die  muter  sempaer  vri  und  der  vater  mitel  vri.  diu 
kint  werdent  mitel  vrien  und  ist  der  vater  semperm  und  diu  muter  mitel 
vri.  diu  kint  werdent  aber  mitel  vrien.«  Dieser  Sats  ist,  wie  Stobbe 
richtig  bemerkt ,  nicht  eine  blosse  theoretische  Meinung  des  Spieglers, 
iondem  steht  mit  der  Geschichte  der  Fürsten-  und  Grafenhäuser  der  da- 
maligen Zeit  in  vollem  urkundlich  zu  beweisendem  Einklänge. 

In  diese  festgegliederte  Geburtsstandesverfassung  des  Mittelalters 
kat  seit  dem  XV.  und  XYI.  Jahrhundert  die  durch  das  rOmische  Recht 
anterstatzte  moderne  Entwickelung ,  welcher  es  gelang,  diese  Trennung 
der  Stände  im  Eherechte  theil weise  zu  beseitigen  und  wenigstens  den 
Sats  zur  gemeinrechtlichen  Anerkennung  zu  bringen,  dass  die  Ehe  zwi- 
schen einer  Person  des  Ritterstandes  mit  einer  nicht  ritterbürtigen  (bür- 
gerlichen) keine  Missheirath,  sondern  eine  ebenbürtige  Ehe  sei.  In 
{Reicher  Weise  versuchte  die  Theorie  auch  die  eherechtlichen  Grundsätze 
des  Herrenstandes  in  Frage  zu  stellen ,  indem  sie  wenigstens  die  Eben- 
bürtigkeit der  Ehe  zwischen  dem  Herrenstande  und  dem  sog.  niederen 
Adel  behauptete,  wobei  ihr  besonders  der  historische  Irrthum  zur  Stütze 
diente,  dass  der  Herrenstand  und  der  jetzt  als  niederer  Adel  bezeichnete 
Ritierstand  nur  zwei  Stufen  desselben  Geburtsstandes  seien,  während 
beide  ihrem  Wesen  nach  von  jeher  grundverschiedene  Stände  gewesen 
sind.  (P  ü  1 1  e  r ,  Ueber  den  Unterschied  der  Stände,  besonders  des  hohen 
imd  niederen  Adels  in  Deutschland.  1795.)  Allein  dem  Herrenstande 
gegenüber  konnte  die  Theorie  nicht  mit  solchem  Erfolge  durchdringen, 
wie  bei  den  gewöhnlichen  Privat  ständen,  weil  ihr  hier  nicht  die  leben- 
dige Macht  der  Thatsachen  zur  Seite  stand.  Während  der  Ritterstand, 
als  erblicher  Eriegerstand ,  mit  der  alten  Exiegsverfassung  sein  Lebens- 
prinzip verlor ,  wurde  die  Stellung  des  Herrenstandes  durch  diese  Ver- 
Snderong  nicht  gefährdet,  vielmehr  hob  sich  seine  Bedeutung  mit  der 
Entwickelung  der  deutschen  Reichsverfassung  immer  mehr.  Dieser  hohe 
oder  herrschende  Adel  wurde  der  Inbegriff  derjenigen  Geschlechter, 
welche  Landeshoheit  und  Reichsstandsohaft  besassen.  Diese  beiden 
eminenten  Befugnisse  gewährten  diesen  Familien  eine  so  hervorragende 
staatsrechtliche  Stellung,  dass  sie  sich  in  ihrer  abgeschlossenen  Geburts- 
Btandesverfassung  nicht  nur  behaupten,  sondern  auch  noch  mehr  befe- 
stigen konnten.  Durch  die  Vereinigung  des  Herrenstandes  in  reichsstän- 
disehe  Kollegien  wurde  die  Grenze  gegen  alle  übrigen  Stände  aufs 
bestimmteste  gezogen.  Wenigstens  hielt  der  eigentliche  Kern  dieses 
Standes,  welcher  aus  den  altweltlichen  Fürstenhäusern  bestand,  bei 
seinen  Eheschliessungen  diese  Grenze  unverändert  ein  und  behauptete  sein 
Ebenbürtigkeitsprinzip  gegen  die  nivellirende  Theorie  der  Juristen,  wenn 
diese  auch  auf  einzelne  Urtheilssprüche  der  Reichsgerichte,  besonders 
des  Reiclishofrathes ,  bestimmend  einwirkte,  mit  grosser  Konsequenz. 
Auch  gelang  es  dem  Fürstenstande,  den  Kaiser  in  der  dem  fürstlichen 
Ebenbürtigkeitsprinzip  so  gefährlichen  Ertheilung  der  hochadeligen  Fa- 
miüentitel  durch  die  Wahlkap.  von  1742  A.  XXII.  §  4.  zu  beschränken  : 
»Noch  auch  den  aus  unstreitig  notorischer  Missheirath  er- 
seugten  Kindern  eines  Standes  des  Reiches  oder  aus  solchem  Hause  ent- 
sprossenen Herrn ,  zur  Verkleinerung  des  Hauses ,  die  väterlichen  Titel, 
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Ehren  und  Würden  beizulegen,  viel  weniger  dieselben  zum  Nachtheile 
der  wahren  Erben  für  ebenbürtig  und  successionsfähig  zu  erklären, 
auch  wo  dergleichen  vorhin  bereits  geschehen,  solches  für  null  und  nich- 
tig anzusehen.«  Die  gesetzliche  Regelung  der  Ebenbürtigkeitsver- 
hftltnisse  hat  nie  stattgefunden.  In  welcher  Weise  sie  indessen  vom  alten 
Fürstenstande  angestrebt  wurde,  zeigt  ein  Schreiben  des  mächtigsten 
Reichsfürsten,  König  Friedrich's  H.  von  Preussen,  an  den  Kaiser 
Karl  Vn. :  »Wir  sollen  auch  aus  teutschpatrio tischer  Gesinnung  ganz  un- 
vorgreifLich  dafür  halten,  dass  Ew.  Kaiseriichen  Majestät  Reichshof rath, 
sowohl  als  Reichshofrathskanzlei ,  pro  norma  regulativa  bei  dieser  Ge- 
legenheit ein  vor  alles  zu  bescheiden  seien ,  dass  alle  diejenigen  fürst- 
lichen Heirathen  schlechterdings  für  ungleich  zu  achten,  welche  mit  Per- 
sonen unter  dem  alten  reichsgräflichen,  Sitz  und  Stimme  in  den  comitüs 
habenden  Stande  kontrahirt  werden  und  dass  die  aus  solcher  Ehe  zu 
erzeugenden  Kinder  weder  zur  fürstlichen  Würde ,  Titel  und  Wappen 
ihres  Vaters,  noch  zur  Succession  in  dessen  Reichslanden  niemals  fähig 
sein,  noch  dazu  gelassen  werden  sollen.«  In  gleichem  Sinne  schlössen 
mehrere  altfürstliche  Häuser  1717  eine  Konvention,  um  ihre  altherge- 
brachten Grundsätze  über  Ebenbürtigkeit  aufrecht  zu  erhalten.  Wie  in 
den  meisten  Lehren  des  deutschen  Fürstenrechtes,  so  beruhte  auch  hier 
alles  auf  dem  Herkommen  der  reichsständischen  Häuser. 
Auf  dieses  nimmt  auch  die  Wahlkapitulation  allein  Rücksicht,  sie  will 
keinen  neuen  Begriff  der  fürstlichen  Missheirath  aufstellen,  sondern  nur 
das  alte  Herkommen  bestiltigen.  »Man  hat  den  Inhalt  dieses  Herkommens 
aus  unhaltbaren  Gründen  bestritten  (sagt  K.  Fr.  Eichhorn,  der  grösste 
Kenner  des  deutschen  Rechtes  in  diesem  Jahrhundert) ,  aber  es  ist  stets 
wenigstens  von  allen  altfürstlichen  Häusern  in  ihren  Hausgesetzen 
anerkannt ,  Öffentlich  bis  in  die  neueste  Zeit  behauptet  und  weder  durch 
die  Reichsgesetzgebung  noch  durch  das,  was  in  einzelnen  Fällen  wirklich 
dagegen  geschehen,  auch  nur  im  mindesten  erschüttert  worden.« 

Durch  die  Auflösung  des  Reiches  im  Jahre  1806  wurde  der  Stand 
der  reichsständischen  Familien  in  zwei  verschiedene  Klassen  getheilt,  die 
eine  Klasse  war  zur  Souveränetät  emporgestiegen,  die  andere  hatte  mit 
der  Reichsstandschaft  die  Landeshoheit  verloren.  Die  sog.  mediatisirten 
Häuser  waren  zu  Unterthanenfamilien  geworden ;  eine  tiefgreifende  Kluft 
trennte  sie  von  ihren  ehemaligen  Standesgenossen.  Allerdings  hätten 
daher  wohl  über  die  Fortdauer  ihrer  Ebenbürtigkeit  Zweifel  entstehen 
können.  Gerade  um  diesen  wenigstens  möglichen  Zweifeln  zu  begegnen, 
bestimmte  A.  XIV.  der  Bundesakte  vom  10.  Juni  1815:  »dass  diese 
fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  fortan  nichts  destoweniger  zu 
dem  hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet  werden  und  ihnen  das  Recht 
der  Ebenbürtigkeit  in  dem  bisher  damit  verbundenen  Begriffe  ver- 
bleibt.« lieber  die  Entstehung  dieses  Vorbehaltes  der  Ebenbürtigkeit 
vergl.  Klub  er,  Akten  des  Wiener  Kongresses  Th.  II.  S.  318,  341, 
437,  443  und  444.  Aus  diesen  Aktenstücken  geht  hervor,  dass  man  gar 
nicht  daran  dachte,  durch  diesen  Vorbehalt  etwas  Neues  einzuführen. 
Was  zu  Gunsten  der  Mediatisirten  festgesetzt  wurde,  war  keine  neue 
Regel,  sondern  nur  folgerechte  Anwendung  der  bisherigen  Grundsätze  auf 
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ihr  neues  Verhältniss.  Dieser  Artikel  ist  nicht  nur  deshalb  so  wichtig,  weil 
in  demselben  die  Ebenbürtigkeit  der  mediatisirten  Häuser  direkt  aner- 
kannt wird,  sondern  weil  er  wenigstens  indirekt  erkl&rt,  dass  in 
Deutschland  nur  die  regierenden  und  die  mediatisirten  Häuser  zum  hohen 
Adel  gehören  und  im  gegenseitigen  Ebenbürtigkeitsverhältnisse  stehen, 
dass  aber  an  dieser  Ebenbürtigkeit  der  blos  landsässige,  wenn  auch  hoch- 
tituUrte  Adel  regelmäasig  keinen  Antheil  hat.  Nach  diesem  Artikel  der 
Bundesakte  und  nach  dem  alten  Herkommen  des  deutschen  Fürstenstan- 
des sind  gemeinrechtlich  folgende  Ehen  der  Glieder  regierender 
Farstenhäuser  als  unzweifelhaft  ebenbürtige  anzusehen  : 
1]  in  Deutschland  selbst. 

a.  alle  Ehen,  welche  die  regierenden  Häuser  unter  einander  schliessen, 
ohne  Rücksicht  auf  den  höheren  oder  niederen  Titel  und  Rang  des 
Hauses; 

b.  alle  Ehen  mit  den  ehemals  reichsständischen  Häusern,  auf  welche 
A.  XIV.  der  Bundesakte  anwendbar  ist ;  dazu  gehören  entschieden  alle 
Hiuser,  welche  sich  bis  zum  Jahre  1806  im  Besitze  der  Reichsstandschaft 
und  der  Landeshoheit  befanden ;  doch  müssen  hierher  auch  diejenigen 
reichsständischen  Familien  gerechnet  werden,  deren  Landeshoheit  schon 
n  Reichszeiten  eine  vertragsmässig  untergeordnete  war,  so  entschieden 
die  Familien  Stolberg  und  Schönburg,  deren  hochadeliger  Familien- 
stand nicht  bezweifelt  werden  kann ,  keineswegs  aber  die  neugräflichen 
Personalistenfamilien,  welche  ohne  reichsunmittelbares  Territo- 
rium, bei  einem  reichsgräflichen  Kollegium  inunatrikulirt  waren.  (Per- 
nice'  s  quaest.  de  jure  publice  Germ.  Part.  11.  p.  22—25.)  Noch  weniger 
können  die  blossen  Titel  des  hohen  Adels  einer  Familie  die  Ebenbürtig- 
keit, verleihen ; 

2)  ausserhalb  Deutschlands  alle  Ehen  mit  Gliedern  aus- 
wärtiger chzistlicher  regierender  Familien,  soweit  dieselben  in  gleichbe- 
leehtigtem  Tölkerrechtlichem  Verkehre  mit  einander  stehen.  Christ- 
lichkeit ist  erforderlich  wegen  des  grundverschiedenen  Eherechts  nicht 
christlicher  z.  B.  muselmännisoher  Regentenfamilien;  sie  reicht  aber 
nicht  aus,  denn  kein  deutsches  Fürstenhaus  würde  das  chrisüiche 
HerrscherhauB  der  Sandwichinseln  (Hawaii)  als  ebenbürtig  ansehen, 
dag^en  beschränkt  sich  die  Ebenbürtigkeit  nicht  auf  Europa.  Unzweifel- 
haft ist  das  brasilianische  Kaiserhaus  ebenbürtig.  Alles  kommt  hier  auf 
den  gleichberechtigten  völkerrechtlichen  Verkehr  an,  welcher  nur 
mit  Staaten  europäischer  Gesittung  in  und  ausserhalb  Europas  stattfindet. 
IMe  Pairschaft  aller  Regenten  dieser  Staaten  und,  wenn  ihr  Recht  erblich 
ist,  anch  ihrer  Familien,  ist  ein  allgemein  anerkannter  völkerrechtlicher 
Satz.  (Heff  ter  Völkerrecht  §  53.  IV.  §  55.)  Auch  volle  Souveränetät 
ist  nicht  nOthig,  sondern  nur  Inn eh abung  einer  wahren  Staats- 
gewalt,  wenn  sie  auch  lehenrechtlich  oder  bundesstaatlich  untergeord- 
net ist.  So  waren  die  deutschen  Fürstenhäuser,  trotz  ihrer  Unterordnung 
vnter  Kaiser  und  Reich,  ehedem,  so  sind  sie  jetzt,  trotz  der  bundesstaat- 
liehen  Unterordnung  ihrer  Staaten,  unzweifelhaft  allen  europäischen 
Souveränen  ebenbürtig.  So  ist  der  Fürst  von  Bulgarien ,  trotz  der  sog. 
Snserainet^  der  hohen  Pforte ,  als  wahrer  Regent  seines  neuen  Staates 
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entschieden  allen  europäischen  Fürstenhäusern  ebenbflrtig.  Auch  neue 
zum  Thron  gelangte  Familien,  wie  die  Häuser  Bonaparte  und  Bemadotte, 
werden  als  vollständig  ebenbürtig  betrachtet.  Ja,  die  Souveränetät  wird 
als  so  hervorragendes  Recht  angesehen ,  dass  man  selbst  ihren  früheren, 
wenn  auch  wieder  verloren  gegangenen  Besitz  als  Orund  betrachtet,  einer 
Familie  die  Ebenbürtigkeit  zu  belassen.  Unzweifelhaft  ist  die  Ebenbür- 
tigkeit der  1866  in  Deutschland  depossedirten  Fürstenhäuser.  Dagegen 
können  Ehen  mit  auswärtigen,  selbst  hochtitulirten  Unterthanenfamilien 
nicht  ohne  weiteres  als  ebenbürtig  gelten;  selbst  die  staatsrechtlich  so 
hochstehende ,  durch  Ansehen  und  Reichthum  ausgezeichnete  englische 
Nobility  wird  den  deutschen  regierenden  Häusern  eherechtlioh  nicht  gleich- 
gestellt (z.  B.  morganatische  Ehe  des  Prinzen  Eduard  von  Sachsen- 
Weimar  mit  Lady  Auguste  Gordon-Lennox,  Tochter  des  Herzogs  v.  Rich- 
mond  1851).  Bei  den  auswärtigen  nicht  souveränen  Familien  wird 
alles  darauf  ankommen,  ob  eine  Familie  die  Stellung  eines  herrschenden, 
über  dem  niedem  Adel  nach  Abstammung  und  Herrschaftsreohten  erha- 
benen Gesohlechtes  einnimmt,  ob  sie  ein  Analogon  von  Landeshoheit 
besitzt  oder  wenigstens  bis  in  die  neuere  Zeit  besessen  hat.  Die  wich- 
tigste Schrift  über  diesen  schwierigen  Punkt  ist  die  nur  in  wenigen  me- 
tallographirten  Exemplaren  vorhandene  Abhandlting  K.  Fr.  Eichhornes: 
»  Das  Verhältniss  des  hochfürstlichen  Radziwill*schen  Hauses  zu  den  Für- 
stenhäusern Deutschlands  aus  dem  Standpunkte  der  Geschichte  und  des 
deutschen  Staats-  und  Fürstenrechtes  erörtert,  mit  Urkundenbuoh«. 
Eichhorn  erklärt,  dass  bei  der  Beurtheilung  derartiger  Ehen  folgende 
Momente  in  Betracht  kommen :  a)  Abkunft  von  einem  eigentlichen  Herren- 
geschlecht des  Mittelalters ,  b)  Besitz  einer  Territorialhoheit  von  einem 
solchen  Umfange,  wie  er  nach  den  Begriffen  der  frühem  Zeit  zum  Cha- 
rakter des  Herrenstandes  gehörte ,  wenn  er  bis  in  die  neuere  Zeit  fortge- 
dauert hat,  c)  fortdauernde  Anerkennung  einer  Standesgenossenschaft 
durch  Verbindung  mit  solchen  regierenden  Familien,  welche  hausgesetz- 
Hch  oder  observanzmässig  nur  Verbindungen  mit  dem  hohen  Adel  für 
ebenbürtig  halten«.  Diese  Voraussetzungen  findet  er  beim  Hause  Ra- 
dziwill  vor;  sie  würden  sich  theilweise  auch  bei  andern  nicht  regieren- 
den Familien  nachweisen  lassen ,  so  z.  B.  bei  dem  herzoglichen  Hause 
Biron,  wegen  seiner  bis  1795  besessenen  sog.  Halbsouveränetät  über  eia 
ganzes  Land,  das  Herzogtum  Curland. 

Das  so  festgestellte  Ebenbürtigkeitsprincip  des  gemeinen  deutachen 
Fürstenrechts  hat  aber  nicht  den  Charakter  eines  absoluten  Rechts  ;  viel- 
mehr kann  jedes  Fürstenhaus  ein  anderes  Ebenbürtigkeitsprincip  durch 
Observanz  oder  Hausgesetz  feststellen,  wodurch  das  gemeinrechüioke 
Prinoip  modiflcirt,  besonders  weniger  streng  fixirt  wird.  Für  die  alt- 
weltlichen  Fürstenhäuser,  in  denen  sich  das  Standesbewusstsein 
des  hohen  Adels  von  jeher  am  bestimmtesten  ausgesprochen  hat ,  dürfte 
sich  eine  abweichende  Observanz  indessen  wohl  nur  selten  nachweisen 
lassen.  Unzweifelhaft  gelten  jetzt  die  hergebrachten  strengen  Grundsätze 
in  den  altfürstlichen  Häusern  Oesterreich^  Preussen,  Bayern,  in  allen 
Linien  des  Hauses  Sachsen ,  in  Braunschweig ,  Württemberg ,  Hessen, 
Baden,  Mecklenburg  und  Anhalt.     Das  einzige  altfürstliche  Haus,   wo 
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eine  abweichende  gelindere  Familienobservanz  vollständig  erwiesen  ist, 
ist  das  Haus  Oldenburg,  welches  seit  Jahrhunderten  Ehen  ndt  Damen  des 
niedem  Adels  als  ebenbürtig  betrachtet  hat,  worauf  seine  nahe  Beziehung 
zu  dem  scandinavischen  Norden  eingewirkt  haben  mag,  welcher  niemals 
das  engherzige  deutsche  Ebenbürtigkeitsprincip  gekannt  hat.  (S  a m  w  e  r , 
die  Staatserbfolge  des  Herzogthums  Schleswig-Holstein,  Hamburg  1844, 
S.  119ff.j  Doch  ist  das  Grossherzoglich  Oldenburgische  Haus  in  seinem 
neuesten  Hausgesetz  vom  1.  September  1872  A.  9  von  seinem  alten  Fa* 
milienrechte  abgewichen  und  hat  sich  zu  den  strengsten  Ebenbürtigkeitfr- 
gmndsätzen  bekannt.  (HausgesetzB.II.S.454.)  Dagegen  konnten  die 
blos  reichsgrftflichen  und  neufürstlichen  Familien,  aus  denen 
mehrere  jetzt  regierende  Häuser  hervorgegangen  sind,  das  strengere  Prin- 
zip weniger  festhalten  und  mOchte  daher  bei  ihnen  eine  allgemeine  Aus- 
nahme von  der  Regel  zuzugeben  sein,  jedenfalls  wenigstens  der  Nachweis 
einer  gelindem  Familienobservanz  leichter  erbracht  werden  können.  So 
und  in  dem  ehemals  reichsgräflichen  Hause  zur  Lippe,  auch  in  Schaum- 
bnig-Iippe,  Ehen  mit  Damen  von  altem  niedem  Adel  stets  als  ebenbürtig 
betrachtet  worden  (Hausge setze  B.  U.  S.  143);  so  wird  in  einem  Ver- 
trage der  erbherrlichen  Linie  von  1762  nur  der  freiherrliche  Stand  der 
Gemahlinnen  verlangt;  in  dem  ehemals  reichsgräflichen  Hause  Reuss 
wird  laut  dem  Familienvertrage  von  1668  der  »herrliche  Stand«  der  Ge- 
mahlinnen verlangt ,  ein  Grundsatz ,  welchem  man  auch  in  dem  neuesten 
(yon  mir  verfassten)  Entwürfe  eines  Hausgesetzes  treu  geblieben  ist.  Das 
strenge  Prineip  gut  dagegen  wieder  in  dem  neufürstlichen  Hause  Schwarz- 
huig  nach  der  Sondershäuser  Verfassung  von  1841  §  1. 

Nachdem  so  die  Grenzen  der  Ebenbürtigkeit  festgestellt  und  zugleich 
die  möglichen  Abweichungen  von  dem  gemeinrechtlichen  Prinzip  daige- 
hgt  worden  sind,  müssen  noch  folgende  Grundsätze  für  das  pfaktisohe 
Recht  hervorgehoben  werden  : 

1)  Jede  an  sich  nicht  ebenbürtige  Ehe  kann  durch  den  hinzutreten- 
de&  Konsens  aller  successionsbereehtigten  Agnaten  in  eine  ebenbürtige 
verwandelt  werden.  Der  Konsens  des  regierenden  Herrn  allein  reicht 
nicht  aus,  weil  es  sich  um  wohlerworbene  agnatische  Rechte  handelt. 
Der  agnatiscbe  Konsens  kann  entweder  so  ertheilt  werden,  dass  die  aus 
einer  an  sich  unebenbürtigen  Ehe  geborenen  Kinder  sogleich  als  suc- 
eesBbnsf&hig  anerkannt  werden,  oder  so,  dass  solchen  Kindern  nur  ein 
eventuelles  Suecessionsrecht  eingeräumt  wird .  Ein  berühmtes  Bei- 
spiel für  den  ersten  Fall  ist  die  Vermählung  des  Fürsten  Leopold  von  An- 
halt-Dessau mit  Anna  Fösen  1698,  wo  durch  Zusammenwirken  kaiserlicher 
StandeserhÖbung  und  agnatischen  Konsenses  diese  unzweifelhafte  Misshei- 
nth  in  eine  voUgiltige  Ehe  verwandelt  und  die  daraus  entsprossenen  Kin- 
der sogleich  für  successionsf&hig  erklärt  wurden.  Ein  nur  eventuelles 
Suoeessionsrecht  räumten  z.  B.  dagegen  die  Agnaten  den  Nachkommen 
ans  der  Ehe  des  Herzogs  Ferdinand  von  Bayern  mit  Maria  Pettenbeck 
(1588]  ein,  doch  sind  die  Nachkommen  aus  dieser  Ehe,  die  Grafen  von 
Wartenberg,  1736  erloschen. 

2)  Ist  eine  solche  Ehe  kraft  des  agnatischen  Konsenses  in  der  be- 
treffenden Familie  als  rechtmässig  und  vollwirksam  anerkannt,  so  kann 
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den  daraus  entsprossenen  Descendenten  später  niemals  von  den  Agnaten 
die  standesmässige  Abstammung  bestritten  werden. 

3)  Die  Ebenbürtigkeit  eines  fürstlichen  Kindes  kann  immer  nur 
nach  den  Grundsätzen  beurtheilt  werden,  welche  in  dem  Fürstenhause 
gelten,  welchem  dasselbe  nach  seiner  Geburt  angehört.  Wird  es  in  seiner 
eigenen  Familie  als  vollberechtigtes  Familienglied  angesehen ,  was  ins- 
besondere durch  Beilegung  des  betreffenden  Haustitels ,  durch  Zuerken- 
nung  der  hausgesetzlichen  pekuniären  Vortheile,  z.  B.  durch  Apanagen- 
empfang unzweideutig  ausgedrückt  wird^  so  müssen  alle  andern  fürstlichen 
Familien  es  ebenfalls  als  ebenbürtiges  Glied  des  betreffenden  Hauses 
gelten  lassen.  Die  Ebenbürtigkeitsfrage  ist  eine  Hausangelegenheit  jedes 
Fürstenhauses ,  dessen  Agnaten  jetzt  das  einzige  Forum  für  ihre  Ent- 
scheidung bilden. 

Diese  drei  letzten  Sätze  sind  eine  unentbehrliche  Grundlage  des 
fürstlichen  Familienrechtes.  Wer  sie  läugnen  wollte ,  würde  das  ganze 
Ehe-  und  Erbrecht  der  fürstlichen  Häuser  in  die  unsäglichste  Verwirrung 
bringen.  Es  kann  der  Ebenbürtigkeit  eines  Prinzen  oder  einer  Prinzessin 
keinen  Eintrag  thun,  wenn  unter  den  Ahnfrauen  derselben  eine  dem. 
niedem  Adel  angehörige  oder  bürgerliche  Ahnfrau  sich  befindet ,  sobald 
^lur  den  oben  entwickelten  Gryindsätzen  der  agnatischen  Anerkennung 
Rechnung  getragen  ist.  Eine  stiftsmässige  Ahnenprobe  ist 
niemals  ein  Institut  des  deutschen  Fürstenrechts  ge- 
wesen. 

Uebrigens  ist  es  im  deutschen  Fürstenstande ,  besonders  in  neuerer 
Zeit,  üblich  geworden,  zur  Vermeidung  aller  unklaren  Verhältnisse,  gleich 
beim  Eingehen  einer  ungleichen  Ehe  die  Wirkungen  derselben  vertrags- 
mässig  festzustellen,  disparagium  ex  paoto  tale,  matrimonium  ad  mor- 
ganaticam  s.  ad  legem  Salicam,  morganatische  Ehe,  sog.  Ehe  zur  linken 
Hand.  Pütter  a.a.O.  S.  361 — 377.  Moser,  Famüienstaatsr.  Th.n. 
S.  105.  de  Niebelschütz,  comment.  de  matrim.  ad  morganaticam. 
Halae  1850.  11.  F.  29.  11.  F.  26  §  16.  »Das  Verneinende  in  Anse- 
hung aller  Ansprüche  der  Ehegattin  auf  Stand  und  Würde  des  Gemahles 
und  der  Kinder  auf  Stand  und  Würde  des  Vaters  ist  von  selbst  in  den 
Rechten  ausgemacht.  Das  Bejahende,  was  sowohl  Gemahlin  als  Kin- 
der für  Namen ,  Stand ,  Wappen  und  Titel  führen  und  was  sie  zum  Un- 
terhalt haben  sollen,  erheischt  eine  vertragsmässige  Bestimmung.  Durch 
diesen  Vertrag  unterscheiden  sich  morganatische  Ehen  von  andern  Miss- 
heirathen «.  Es  giebt  Hausgesetze ,  welche  den  Nachgeborenen  das  Ein- 
gehen von  morganatischen  Ehen  geradezu  empfehlen.  Testament  Adolf 
Friedrich's  von  Mecklenburg  von  1654  (Hausgesetze,  B.  11.  S.  196). 
In  einem  solchen  Vertrage  können  Kindern  aus  einer  morganatischen  Ehe 
sehr  wohl  eventuelle  Successionsrechte  beigelegt  werden ,  wenn  dies  mit 
Zustimmung  aller  Agnaten  oder  für  den  Fall  geschieht,  dass  successions- 
berechtigte  Anwärter  nicht  mehr  vorhanden  sind.  Ein  bekanntes  Beispiel 
eines  solchen  Vorbehaltes  eines  eventuellen  Successionsrechtes  bietet  die 
zweite  Ehe  des  damaligen  Markgrafen ,  nachmaligen  Grossherzogs  Karl 
Friedrich  von  Baden  mit  Luise,  geb.  Freün  Geyer  v.  Geyersberg  (1787) . 
Den  Descendenten  aus  dieser  Ehe  wurde  durch  Disposition  vom  20.  Fe— 
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bruar  1796  ein  eventuelles  Successionsrecht  beigelegt,  für  den  Fall, 
dass  die  SOkne  erster  Ehe  ohne  männliche  Nachkommen  abgehen  sollten. 
Da  dies  mit  Bewilligung  aller  Agnaten  geschah  und  beim  Aussterben  der 
m&nnlichen  Descendenz  erster  Ehe  (1830)  überhaupt  keine  andern  An- 
wärter yorhanden  waren,  so  war  eine  derartige  Einräumung  eventueller 
Successionsrechte  durchaus  rechtlich  zulässig.  Die  auf  diese  Ehe  be- 
xüglichen  Urkunden  finden  sich  inElüber's  Akten  des  Wiener  Kon- 
gresses B.  Vm  und  in  meinen  Hausgesetzen  B.  I.  S.  199 — 207. 

Literatur:    Für  die  geschichtliche  Entwickelung  der  deutschen 
StandesTerhältnisse  besonders  Göhrum,  Geschichtliche  Darstellung  der 
Lehre  yon  der  Ebenbürtigkeit  nach  gemeinem  deutschen  Rechte,   2  Bde. 
Tübingen  1846 ;  für  die  Ebenbürtigkeitslehre  des  deutschen  Fürstenstan- 
des insbesondere  J.  J.  Moser,  deutsches  Staatsr.  B.  XIX.    Familien- 
staatsr .  B.  11.  Vor  allem  J.  St.  P  ü  1 1  e  r ,   » lieber  Missheirathen  deutscher 
Fürsten  und  Grafen«,   GOttingen  1796,  worin  eine  genaue  Angabe  und 
Kritik  der  reiehsstaatsrechtlichen  Literatur  sich  befindet.    S.  487 — 546. 
In  neuerer  Zeit  ist  die  Ebenbürtigkeitsfrage  behandelt  von  A.  W.  Hef  f  ter, 
in  seinen  Beiträgen  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrecht.  Berlin  1829. 
Abh.  L,  von  Jaupp  in  Welker's  Staatslex.  B.  Xu.  S.  641  ff.  (»Unstan- 
desmässige  Ehen «) ,  von  Hermann  Schulze,  in  Bluntschli's  Staatsw . 
B.  m.  S.  187 — 202.  (Art.  Ebenbürtigkeit).   Ausserdem  ist  die  Ebenbür- 
tigkeitsfrage bei  Veranlassung  bestimmt  vorliegender  Fälle ,  in  zahlrei- 
chen Deduktionen,  oft  in  Verbindung  mit  andern  Rechtsfragen  behandelt 
worden.    Hierher  gehören  a)  sämmtliche  oben  erwähnte  Schriften  über  die 
Ehe  des  Herzogs  von  Sussex.    Unter  diesen  Schriftstellem  halten  K.  F. 
Eiebhorn,  K.  E.  Schmid  und  R.  Mo  hl  die  auch  von  uns  vertretene 
strengere  Ansicht  fest,  während  K.  S.  Zachariä  und  Klü  ber  die  Ehen 
des  deutschen  Fürstenstandes  wenigstens  mit  dem  niedem  Adel  nicht  für 
unstandesmässig  halten,     b]  Die  zahlreichen  oben  erwähnten  Schriften 
über  den  Bentink' sehen  Process  c)  die  Schriften,  welche  sich  auf  die  An- 
sprüche der  Fürsten  Ton  Löwenstein  auf  eventuelle  Succession  in  Bayern 
beziehen :  Widerlegung  in  neuerer  Zeit  yerbreiteter  falscher  Nachrichten  in 
Bezog  auf  den  Ursprung  des  fürstlichen  Hauses  Löwenstein- Werthheim 
und  dessen  Successionsrechte  in  Bayern.  Werthheim  1831.  Die  eheliche 
Abstammung  des  fürstlichen  Hauses  Löwenstein  -  Werthheim  von  dem 
Kurfürsten  Friedrich  dem  Siegreichen  von  der  Pfalz  und  dessen  Nach- 
folgerecht in  den  Stammländem  des  Hauses  Witteisbach.    Von  J.  L. 
Klub  er.    Aus  dem  lit.  Nachlasse  herausgegeben  von  D.  J.  Mülhers. 
Frankf.  a.  M.  1837.  Votum  eines  nordd.  Publicisten  zuKlüber's  nach- 
gelassner  Schrift:    »Die  eheliche  Abstammung  des  fürstlichen  Hauses 
Löwenstein-Werthheim«,  Halle  1831.    C.  Vollgraf f.  Des  fürstlichen 
Hauses  Löwenstein-Werthheim  eheliche  Abstammung  und  Nachfolgerecht 
in  den  Stammländern  des  Hauses  Wittelsbach.  Halle  1838.  d)H.Zöpfl, 
lieber  Missheirathen  in  den  deutschen  regierenden  Fürstenhäusern  über- 
haupt und  in  dem  oldenburgischen  Gesammthause  insbesondere.  Heidelb. 
1S53.    Durch  die  ganze  Literatur  geht  ein  Zwiespalt  zwischen  der  stren- 
gen! und  laxem  Theorie  ^ letztere  geht  bald  mehr,  bald  weniger  weit  und 
gelangt  in  ihren  eifrigsten  Vertheidigern,   Z  ö  p  f  1  und  K 1  ü  b  e  r ,   eigent- 
R.8c]iiiUt,  DtuttehAt  Staatsrtclit.  15 
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lieh  eiir  Negation  jeder  Missheirath.  Der  Verfasser  hat  sieh  stete  zu  der 
strengem  Theorie,  mit  der  ihr  durch  Eichhorn  gegebenen  Modifikation, 
bekannt,  so  weit  er  als  Schriftsteller  oder  Konsulent  das  positiv  geltende 
Recht  zu  vertreten  hatte.  Eine  langjährige  praktische  Erfahrung  hat  ihn 
aber  zu  der  Ansicht  gebracht,  dass,  wo  es  sich  de  lege  ferenda  handelt,  die 
Beseitigung  dieses  noch  bestehenden  Grundsatzes  anzustreben  und  der 
Begriff  der  Missheirath  auch  aus  dem  deutschen  Fürstenrechte  zu  entfer- 
nen ist,  wie  er  den  andern  regierenden  H&usem  Europas  (mit  Ausnahme 
des  Kaiserl.  Russischen  seit  dem  Hausgesetze  am  20.  März  1820)  unbe- 
kannt ist,  und  zwar  aus  folgenden  GhnUnden  :  a)  Derselbe  steht  im  Wider- 
spruch mit  dem  Rechtsbewusstsein  der  Gegenwart.  Entstanden  in  einer 
Zeit,  wo  ein  grosser  Theil  des  Volkes  unfrei  oder  leibeigen  war,  schliesst 
er  jetzt  die  Fürstenhäuser  von  allen  übrigen  Klassen  des  Volkes  ab, 
macht  vielen  Mitgliedern  derselben  jede  Eheschliessung  überhaupt  un- 
möglich und  verletzt  unnOthigerweise  das  Ehrgefühl  eines  zum  Selbstbe- 
wusstsein  erwachten  Volkes,  b)  Trotz  aller  Bemühungen  der  Theorie 
wird  es  nie  gelingen ,  scharfe  Grenzen  der  Ebenbürtigkeit  zu  ziehen  und 
so  darf  diese  Lehre  des  Fürstenrechtes  als  die  bestrittenste  und  unsicherste 
betrachtet  werden  ;  daher  die  zahllosen  Streitigkeiten ,  welche  nicht  nur 
das  Lebensglück  einzelner  Individuen,  sondern  auch  den  Frieden  ganzer 
Familien  untergraben  haben,  c)  Der  überall  einzuführende  Grundsatz,  dass 
zu  jeder  einzugehenden  Ehe  die  Zustimmung  des  Familienoberhauptes  er- 
forderlich ist ,  genügt  vollständig ,  lun  die  Würde  und  das  Ansehen  des 
regierenden  Hauses  gegen  unpassende  oder  politisch  bedenkliche  Ehe- 
schliessungen zu  wahren.  Nur  muss  den  Gliedern  des  Hauses  eine  Ga- 
rantie gegen  die  immerhin  mögliche  Willkür  des  Familienchefs  bei 
Versagung  des  Ehekonsenses  durph  Errichtung  einer  Berufungsinstanz 
gegeben  werden,  wie  dies  die  englische  Royal  Marriage  Act  von  1772  und 
mehrere  neuere  deutsche  Hausgesetze  thun. 

§  97. 
e)  Religion  und  weltlicher  Stand. 

Schon  nach  älterem  Beichsrechte  konnte  jemand,  seiner  Kon- 
fession halber ,  wider  seinen  Willen  und  ohne  durch  einen  rechts- 
kräftigen Vertrag  dazu  verbunden  zu  sein,  von  der  Thronfolge  nicht 
ausgeschlossen  Verden  * ;  vorausgesetzt  nur,  dass  er  einer  der  im 
Reiche  anerkannnte  Kirchen  angehorte.  Auch  der  üebertritt  von 
einer  dieser  Konfessionen  zur  andern  konnte  einem  Prinzen  in  sei- 
nem Successionsrecht  keinen  Eintrag  thun.  Dieser  Satz  findet  im 
Rechtsbewusstsein  der  Gegenwart^  wie  im  neuem  Reichsrechte  seine 
volle  Bestätigung. 

Zur  Successionsfähigkeit  in  den  Kurfurstenthümem  verlangte 

1  J.  J.  Moser,  Familienstaatsr.  B.  I.  S.  33.  50.  §  16.     Lei  st,  Staatsr. 
§35.   Gönner,  Juristische  Abhandl.  B.  I.  Nr.  I.    * 
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die  Goldene  Bulle  Cap.  YII  §  2  und  3  ausdrücklich  den  weltlichen 
Stand.  In  Betreff  der  übrigen  Reichslande  war  es  bestritten,  ob  ein 
Kleriker,  besonders  der  hohen  Weihen,  succadiren  könne,  doch 
neigte  sich  die  spätere  Beichspraxis  mehr  zu  Gunsten  der  Kleriker  ^ 
Heutzutage  verlangt  der  ausgeprägte  weltliche  Charakter  des 
Staates  und  die  Unabhängigkeit  der  Staatsgewalt  auch  die  weltUoha 
Eigenschaft  des  Staatsoberhauptes.  Die  obliegenden  geistlichen 
Pflichten  und  die  Obedienz  gegen  kirchliche  Obere ,  insbesondere 
gegen  den  römischen  Stuhl,  machen  jeden  katholischen  Priester 
ui^ahig  zum  unabhängigen  Oberhaupte  eines  deutschen  Staates. 
Uebrigens  ist  gegenwärtig  kein  einziger  Prinz  aus  einem  regierenden 
deutschen  Fürstenhause  katholischer  Priester.  Da  die  evangelische 
Kirche  weder  Laien  noch  Kleriker  kennt  und  die  Lehre  vom  unaus- 
löschlichen Charakter  des  Friesterthums  verwirft,  so  kann  ein  sol- 
cher Ausschluss  sich  nicht  auf  evangelische  Geistliche  beziehen. 

§98. 
f)  RegleniigsfUil^elta. 

Zu  Reichszeiten  wandte  man  bei  Beurtheilung  der  Frage,  ob 
ein  Anwärter  befähigt  sei  zur  Ausübung  seiner  Regentenpflichten, 
die  freilich  sehr  bestrittenen  und  schwankenden  Grundsätze  des 
Lehenrechts  an  (II.  F.  36.  I.  F.  6  §  2.  Sächsisches  Lehenrecht  A.  30. 
§  2.  Schwäbisches  Lehenrecht  Lassb.  §  59.  Sachsens.  B.I  A.  4). 
Ton  besonderer  Wichtigkeit  wurde  die  Bestimmung  der  Goldenen 
Bulle  Cap.  XXV  §  3,  welche  den  geistesschwachen  Anwärter  von 
der  Succession  in  die  Kurländer  ausschliesst : 

»Primogenitus  filius  succedat  sibique  soli  jus  et  dominium  com- 
petat,  nisi  f orsitan  mente  captus,  fatuus  s.  alterius  fa- 

■  n.  F.  26  §  6:  »Qui  clericus  efficitur  aut votum religioms awumit,  hoc  ipso 
feudum  omittitM ;  ebenso  schliesst  das  Lekenr.  des  Sachsensp.  cap.  2.  Welt-  und 
Klostergeistliche  gleichmässig  aus ;  dagegen  erkennt  bereits  das  Lehenrecht  des 
Sehwabensp.  cap.  4  »jeglichen  Pfaffen  von  RitteTsartn  als  lehensffihig  an,  so  audi 
die  neuere  Reichspraxis,  Moser's  Familienstaatsr.  Th.  I.  S.  23  ff .  Patter' s 
Bechtefälle  B.  ü.  Th.  3.  S.  553.  S.  574.  Desssen  Beiträge  zum  Staats-  und 
FOrstenrechte  Th.  11.  S.  149  ff. 

s  Moser,  Deutsches  Staatsr.  B.  XII.  S.  368.  Familienstaatsr.  Th.I.  B.  22. 
Pütter,  primae  lineae  §  22.  Leist,  Lehrb.  §  35.'  Klüber,  §  247.  not.  b. 
Speciell  unter  den  Neueren  behandeln  diesen  Gegenstand  H.  B.  Oppenheim, 
Staatsreehtliche  Betrachtungen  über  Kegierungsffihigkeit  und  Regentschaft  mit 
besondegrer  Besiehung  auf  die  Thronfolge  in  Hannover.  Stuttgart  1S44  (auch 
in  Weü's  oonstit.  Jahrb.  B.  11.  S.  269  ff.)  und  K.  A.  Tabor,  Die  körperliche 
Thionfolgefähigkeit  in  den  deutschen  Bundesstaaten  (Zeitschr.  fflr  deutsches 
BeehtB.IX.  S.  258). 
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mosi  et  notabilis  defectus  existat,  propter quem non  deberet 
seu  posset  hominibus  principari.    §'4.   In  quo  casu  inhibita  sibi  suc- 

cessione  secundogenitum volumus  successurum«. 

Diese  Bestimmung  bezieht  sich  zunächst  allerdings  auf  die  Kur- 
fiirstenthümer^  wurde  aber  wegen  des  darin  ausgesprochenen  allge- 
meinen staatsrechtlichen  Prinzips  auf  alle  Reichslande  analog  an- 
gewendet; siß  stellt  zunächst  alles  auf  die  geistige  Unfähigkeit^ 
Blödsinn,  Wahnsinn,  kann  aber  wegen  des  allgemeinen  Ausdruckes 
»famosi  et  notabilis  defectus«  auch  auf  schwere  körperliche  Ge- 
brechen bezogen  werden.  Ein  derartiges  geistiges  oder  körperliches 
Gebrechen  muss  aber  schon  beim  Anfall  der  Succession  vorhanden 
und  als  unheilbar  konstatirt  sein.  In  diesem  Falle  findet  unzwei- 
felhaft Ausschliessung  nach  gemeinem  deutschen  Staatsrechte 
statt ;  indessen  sind  fast  sämmtliche  neueren  deutschen  Verfassungen 
—  Preussen  A.  56,  Württemberg  §  11—13,  Bayern  Tit.  11  §  9— 
11,  Hessen-Darmstadt  §  5,  Königreich  Sachsen  §9,  Oldenburg 
A.  20  —  von  diesem  richtigen  Prinzip  abgegangen  und  betrachten 
nicht  einmal  völlige  Geisteskrankheit  als  Ausschliessimgsgrund  von 
der  Succession,  sondern  lassen  selbst  einen  unheilbar  geisteskranken 
Prinzen  zur  Thronfolge  zu,  indem  sie  auch  für  solchen  Fall  nur  eine 
Regentschaft  anordnen.  Ob  in  dieser  Abweichung  von  dem  ge- 
meinrechtlichen Prinzip  ein  Fortschritt  zum  Bessern  liegt ,  möchte 
zu  bezweifeln  sein. 

2)  Die  Successionsordnung  im  Mannsstamme. 

§99. 
a)  Die  Primoifeiiltiir. 
Die  Untheilbarkeit  des  Staates  und  die  nothwendige  Einheit 
der  Staatsgewalt  verlangen,  dass  aus  der  ganzen  Anzahl  der  succes- 
sionsfähigen  Prinzen,  im  Falle  der  Thronerledigung ,  nur  Einer  auf 
den  Thron  berufen  werde.  Darum  ist  die  Staatssuccession  nothwen- 
dig  auch  Individualsuccession.  Diese  kann  zwar  auch  in  Form  des 
Seniorates  oder  Majorates  hergestellt  werden;  die  einzig  zweck- 
mässige, dem  staatlichen  Bedürfnisse  entsprechende  Successionsart 
ist  aber  die  Primogeniturordnung,  die,  nach  mancherlei  Un- 
klarheiten und  Schwankungen,  jetzt  in  allen  deutsch-monarchischen 
Staaten  hausgesetzlich  und  verfassungsmässig  eingeführt 
ist^   Das  Wesen  dieser  Successionsordnung  besteht  darin,  dass  der 

*  In  Preussen  durch  die  berühmte  Constitutio  Achillea  von  1473,  durch  den 
gerauisohen  Vertrag  von  1603,  durch  die  Verfassungsurkunde  yon  1850  §  51.    Im 
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AltersvoTzug  allein  ohne  weitere  Rücksicht  nur  in  Betracht  kommt 
bei  den  Söhnen  des  ersten  Erwerbers,  sowie  des  letzten  Thronin- 
habers. Von  da  ab  verwandelt  sich  die  Succession  in  eine  reine 
Linealfolge,  d.  h.  es  findet  ein  unbedingtes  Repräsenta- 
tionsrecht statt,  indem  selbst  der  entfernteste  Descendent  an  die 
Stelle  seiner  vorhergestorbenen  Ascendenten  tritt  und  ein  lieber- 
gang  auf  eine  jüngere  Linie  nur  möglich  ist,  wenn  in  der  altem 
Linie  gar  kein  successionsfahiges  Mitglied  mehr  vorhanden  ist.  Es 
wird  also  immer  nur  auf  den  Vorzug  der  Linie  und  innerhalb  der 
Linie  auf  das  Recht  det  Erstgeburt  gesehen.  Eine  Berücksichtigung 
der  Gradesnähe  ist  mit  dem  klar  erkannten  Prinzip  der  reinen 
Linealfolge  unverträglich  ^ 

Die  andern  Successionsarten  nach  Alters  Vorzug,  das  Majorat  2, 


Königreich  Sachsen  durch  das  Testament  Johann  Georg's  I.  von  1652.  Ver- 
fasBirngsurknnde  von  1831  §  6.  Sachsen- Weimar  durch  Herzog  Ernst  August 
1717,  kaiserlich  best&tigt  1724.  Sachsen-Meiningen  durch  Herzog  Georg  1802. 
Sachsen- Altenburg  (früher  Hildhurghausen)  Primogeniturordnung  von  1703  und 
1705.  Verfassungsurkunde  von  1831  Absch.  IV.  §  13.  Sachsen-Koburg,  Primo- 
genituroonstit.  von  1746.  Staatsgrundgesetz  für  Koburg-Gotha  von  1852.  Ab- 
schnitt L§  6.  Bayern,  Testament  Albrecht's  V.  von  1578  (für  die  ausgestor- 
bene bayerische  Linie]  Verfassungsurkunde  von  1818.  Tit.  II.  §  2.  Braunschweig 
Pactum  Henrico-Wilhelminum  1535.  Verfassungsurkunde  von  1832  §  14.  Würt- 
temberg, Herzogsbr.  von  1495,  brüderlicher  Vergleich  von  1617.  Verfas- 
sungsurkunde von  1819 Kap.  2§7.  Baden  (Durlach),  Testament  Georg  Fried- 
rich's  Yon  1615.  Hausgesetz  vom  4.  October  1817.  Hessen-Darmstadt,  Testa- 
ment Ludwig's  V.  von  1625.  Mecklenburg,  Testament  Adolf  Friedrich's  von  1654. 
HamburgerVergleich  von  1701  und  1707.  Erbvergleich  von  1755  §  138.  Olden- 
burg, Cessionsaktt.  von  1773  A.  2.  Verfassungsurkunde  von  1852.  A.  17.  §  1. 
Anhalt  (Dessau),  Primogeniturordnung  von  1727.  Lippe-(Detmold),  Testament 
Simons  VI.  yon  1593  und  Simon  Heinrich's  von  1694.  Schaimiburg-Lippe,  Pri- 
mogeniturordn.  des  Grafen  Philipp  von  1668.  Verfassungsurkunde  von  1868 
Tit.  H.  Art.  3.  Schwarz  bürg,  Successionsvertrag  von  1713  setzt  die  Primoge- 
nitur für  beide  Linien  fest.  Schwarzburg-Sondershausen,  Verf.  von  1857  §3. 
Reu  SS,  Nebenrecess  vom  13.  November  1668  §3,  Geschlechtsrecess  von  1690. 
Für  die  jüngere  Linie  Verfassungsurkunde  1852  §  45.  Für  die  ältere  Linie  Ver- 
fasAungsurkunde  vom 28.  März  1867.  §3.  Waldeck,  Verordnungen  Christian 
Ludwig's  von  1685.   Verfassungsurkunde  von  1852  §  15. 

^  Vergl.  mein  B.  der  Erstgeburt  §  48 :  »Das  Gradualprinzip  und  die  reine 
Linealfolge.«  Es  dauerte  lange,  ehe  man  sich  über  das  Wesen  der  Linealfolge 
vollständig  klar  wurde  und  jede  Einmischung  des  Gradualprinzips  bei  Seite 
liess.  Damit  hing  auch  die  früher  vorkommende  Auslegung  der  goldenen  Bulle 
zusammen,  indem  man  dem  dritten  Bruder  manchmal  den  Vorzug  gab  vor  dem 
Sohn  des  vorverstorbenen  Zweitgeborenen.  Ueber  Fälle  dieser  Art  in  den  Häu- 
sern Sachsen  und  Pfalz  S.  387  ff.  a.  a.  O.  Besonders  wo  es  sich  um  die  Succession 
entfernter  Seitenverwandte  handelte,  Hessen  die  Worte :  »qui  patemo  stipiti  in 
desoendenti  recta  linea  proximior  fuerit«,  einer  Auslegung  im  Sinne  des  Gra- 
dualprinzips einen  gewissen  Spielraum. 

^  Ueber  den  charakteristischen  Unterschied  dieser  Successionsarten  mein 
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wo  zunächst  die  Gradesnähe,  unter  den  dem  Grrade  nach  Gleichen 
das  höhere  Alter  entscheidet,  und  das  Seniorat,  wo  in  der  ganzen 
Familie  der  Aelteste  succedirt,  finden  auf  die  Thronfolge  selbst  in 
Deutschland  nirgends  Anwendung.  Nur  die  Ausübung  gewisser 
Familienrechte  wird  in  einigen  Fürstenhäusern,  welche  mehrere 
regierende  Linien  bilden,  noch  heutzutage  dem  ältesten  regierenden 
Herrn,  früher  überhaupt  dem  Aeltesten,  übertragen  ^  Die  Secun- 
dogenitur,  welche  hier  und  da  für  einzelne  Successionsfälle  vor- 
geschrieben  wird,  ist  keine  von  der  Primogenitur  verschiedene  Suc- 
cessionsart,  indem  hier  der  Zweitgeborene  ganz  an  die  Stelle  des  Erst- 
geborenen tritt  und  in  der  zweitgeborenen  Linie  dieselben  Succes- 
sionsgrundsätze  beobachtet  werden,  wie  sonst  in  der  erstgeborenen^. 

Bechtsgutachten:  »Die Erbfolge  in  den  Sinzendorfisch-Beussisohen  Fideikommiss- 
herrschaften  Haggenberg  und  Ernstbrunnen«.  (Ausder  Praxis  des  Staats-  und 
Privatrechtes  1876,  S.  102  ff.).  Ueber  das  Wesen  des  Seniorates  meine  Schrift: 
»De  testamento  Genserici  s.  de  antiquissima  lege  successoria  in  Germanorum  reg- 
nis.ff  Jenae  1859. 

1  Ein  solches  Seniorat  besteht  unter  den  regierenden  Linien  des  sfichsischen 
Hauses.  So  hat  k.  B.  nach  der  Sachsen-Meiningischen  Verfassung  §  4  und  nach 
der  Sachsen- Altenburgischen  §  15  der  älteste  regierende  Herr  des  sächsischen 
Gesammthauses  aller  Linien  das  Becht,  den  minderjährigen  Herzog,  nach  zu- 
rückgelegtem 18.  Jahre,  unter  Zustimmung  der  bisherigen  Vormundschaft  und 
Begentschaft  für  grossjährig  zu  erklären.  In  der  Sachsen-Emestinischen  Linie 
war  das  Seniorat  mit  der  Landeshoheit  Über  das  Senioratsamt  Oldisleben  yct- 
bunden,  welche  erst  durch  Vertrag  vom  10.  Oktober  1821  bleibend  auf  Sachsen- 
Weimar  überging.  Auch  im  Beussischen  Hause  besteht  heutzutage  noch  zwi- 
schen den  beiden  regierenden  Linien  ein  Seniorat  des  ältesten  regierenden  Herrn. 
Im  Anhaltischen  Gesammthause  übte  der  älteste  regierende  Herzog  kraft  des 
Senioratrecesses  von  1635  gewisse  Bechte  aus,  welche  aber  weggefallen  sind, 
seitdem  es  nur  Eine  regierende  Linie  giebt. 

>  Secundogenituren  für  Nebenländer  kamen  früher  im  Brandenburgischen 
Hause  vor,  so  bildeten  die  Markgrafschaften  Anspach  und  Baireuth  nach  der 
Const.  Achillea  eine  Sekunde-  beziehungsweise  Tertiogenitur  des  Kurhauses; 
ebenso  nach  dem  gerauischen  Vertrage  von  1603.  Moser,  B.  XH.  S.  507. 
Pauli,  Preussische  Staatsgesch.  B.  11.  S.  301  ff.  Das  Haus  Habsburg-Loth- 
ringen besass  bis  zum  Jahre  1859  das  Grossherzogthum  Toskana  als  Sekundoge- 
nitur;  die  Verhältnisse  derselben  wurden  geordnet  durch  Bestimmung  vom 
14.  Juni  1765  und  durch  Cessionsakte  Leopold's  II.  vom  21.  Juli  1790.  M ar- 
ten s,  recueil  VI.  S.  278 — 281.  Eine  eventuelle  Secundogenitur  begründet  jetst 
die  Bayerische  Verfassung  Tit.  11.  §  6.  »Wenn  nach  Erlöschung  des  jetzigen 
Mannsstammes  die  Krone  an  den  Begenten  einer  grösseren  Monarchie  fallen 
sollte,  welcher  seine  Besidenz  in  Bayern  nicht  ndimen  könnte  oder  würde,  soll 
dieselbe  an  den  zweitgeborenen  Prinzen  dieses  Hauses  übergehen  und  in  dessen 
Linie  sodann  dieselbe  Erbfolge  eintreten,  wie  sie  oben  verzeichnet  ist.«  Aehn- 
lich  verordnet  die  Sachen-Koburg-Gothaische  Verfassung  von  1852  §  9  für  einen 
bestimmten  Fall :  »Von  der  Nachfolge  in  die  Begierung  der  Herzogthümer  sind 
der  regierende  König  von  England  und  der  voraussichtliche  engUscfae  Thron- 
folger (heir  apparentdes  englischen  Bechtes)  ausgeschlossen,  dergestalt,  dass 
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§  100. 
b)  tteceMlosiordniLiiglDEriiiaDgeliLiis;elDes  verblndliehenPiimoKeiiltorgesoties. 

Da  nachgewiesener  Massen  in  allen  deutsch-monarchischen  Staa- 
ten und  deren  jetzt  regierenden  Linien  die  Primogenitur  eingeführt 
ifit,  so  kann  innerhalb  der  regierenden  Linien  niemals  mehr  ein 
Streit  über  diejenige  Person  entstehen ,  welche  durch  die  Succes- 
sionsordnung  auf  den  Thron  berufen  ist.  Zweifel  können  nur  da 
entstehen,  wo  nach  Aussterben  der  jetzt  regierenden  Linie  Glieder 
einer  andern  Linie  oder  Erb  verbrüderte  berufen  werden.  Wo  die 
Verfassung  als  oberstes  Landesgesetz  auch  über  die  Successionsord- 
nung  bestimmt,  müssen  ihr  alle  hausgesetzlichen  Bestimmungen 
weichen.  Dies  ist  aber  nicht  immer  der  Fall ;  in  verschiedenen  Ver- 
fassungsurkunden ist  die  Primogenitur  ausdrücklich  nur  für  die 
regierende  Speciallinie  eingeführt,  bei  deren  Erlöschen  sollen  die 
Verträge  und  Observanzen  des  Gesammthauses  entscheiden.  Hier 
kommen  solche  Fürstenhäuser  in  Betracht ,  welche  sich  in  mehrere 
regierende  Linien  spalten  und  in  verschiedenen  Staaten  regieren,  vor 
allem  das  sächsische  Gesammthaus ,  welches  über  ein  Königreich, 
ein  Grossherzogthum,  drei  Herzogthümer  regiert.  Im  Königreiche 
Sachsen  ist  die  Primogenitur  für  das  sächsische  Gesammthaus  fest- 
gestellt durch  die  Verfassungsurkunde  §  6 :  »Die  Krone  ist  erblich  in 
dem  Mannsstamme  des  sächsischen  Fürstenhauses  nachdem 
Rechte  der  Erstgeburt  und  der  agnatischen  Linealfolgea.  Sollte  da- 
her das  jetzt  regierende  königlich  sächsische  Haus  erlöschen,  so 
würden  die  Agnaten  der  Emestinischen  Linie  an  diese  Verfassungs- 
bestimmung gebunden  sein  und  ebenfalls  nach  dem  Rechte  der 
Erstgeburt  und  der  Linealfolge  succediren.  Anders  steht  es  in  den 
übrigen  sächsischen  Staaten,  deren  Verfassungen  das  Recht  der 
Erstgeburt  nur  für  das  Specialhaus  feststellen,  so  sagt  z.  B.  die 
Meiningische  Verfassungsurkunde  von  1828  §  3 :  »Die  Staatserbfolge 
richtet  sich ,  was  das  herzogliche  Specialhaus  betrifft,  vermöge  der 
Primogeniturkonstitution  vom  12.  März  1802,  nach  den  Grundsätzen 
der  Erstgeburt  und  Linealordnung,  nach  dem  Alter  der  Linie ;  im 
übrigen  nach  den  Verträgen  und  Observanzen  des  herzoglichen. 


die  Kegierung  sofort  auf  den  nach  ihnen  zunächst  berechtigten  Princen  über- 
geht.« Die  im  königlich  sächsischen  Hause  bestehende  Sekundogenitui  begrün- 
det keine  Succession  in  Land  und  Leute,  sondern  ist  eine  Form  der  Versorgung 
des  swei^^borenen  Prinzen  und  seiner  Linie  durch  die  Zinsen  eines  Qeldkapi- 
tals.  Königlic'.i  Sächsisches  Hausgesetz  vom  30.  December  1837.  Abschnitt  VI. 
{42r— 54:  Secundogenitur. 
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grossherzoglichen  und  königlichen  Gesammthauses«.  Es  steht  aber 
nun  fest,  dass  in  dem  Sachsen-Emestinischen  Hause  die  Piimoge- 
nitur  auch  hausgesetzlich  nur  in  den  Specialhäusem  eingeführt  ist, 
dass  es  aber  keine  gesammtverbindliche  Primogeniturordnung  giebt. 
Manche  Publicisten^  haben  wohl  nun  gemeint,  dass  auch  in  ein^m 
solchen  Falle  die  einmal  zur  Staatsordnung  gehörige  Primogenitur 
von  Rechtswegen  zur  Entscheidung  dienen  müsse.  Dies  lässt  sich 
juristisch  nicht  rechtfertigen.  So  entsprechend  den  Bedürfiiissen 
einer  geordneten  Staatssuccession  die  Primogenitur  sein  mag,  so  hat 
sie  doch  keinen  gemeinrechtlichen  Charakter,  sondern  bedarf  stets 
einer  verfassungsmässigen  oder  hausgesetzlichen  speciellen  Be- 
gründung. Für  das  Gothaische  Gesammthaus  ist  sogar  für  den  Fall 
des  Aussterbens  einer  Linie  durch  den  Bömhilder  Recess  vom 
28.  Juli  1791  Vorsorge  getroffen,  wo  es  heisst :  »dass  es  in  Ansehung 
der  in  dem  Herzoglich  Sachsen-Gothaischen  Gesammthause  vor- 
kommenden KoUateralsuccessionsfalle  bei  der  ohnehin  schon  ver- 
glichenen successio  linealis  in  stirpes  bewenden  solle«.  Nach  diesem 
Grundsatze  wurde  auch  bei  dem  Aussterben  der  Speciallinie  Gotha- 
Altenburg  im  Jahre  1825  verfahren,  ein  Successionsfall ,  welcher 
damals  das  grösste  Aufsehen  erregte  und  eine  ganze  Literatur  her- 
vorrief. Schon  damals  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nach  deut- 
schem Staatsrecht  ein  deutscher  Bundesstaat  theilbar  sei,  und  ange- 
sehene Stimmen  erklärten  sich  schon  damals  für  die  üntheilbarkeit. 
Dennoch  wurde  bekanntlich  anders  verfahren  und  das  Herzogthum 
Gotha-Altenburg  unter  die  drei  übrigen  Linien  getheilt. 

Da  zu  Reichszeiten  die  staatliche  Entwickelung  der  Territorien 
noch  nicht  zum  Abschlüsse  gekommen  war ,  so  ist  es  nicht  zu  ver- 
wundem, dass  die  bedeutendsten  Reichspublicisten,  in  solchen  Fällen 
einer  mangelnden  gemeinverbindUchen  Primogenitur,  wenn  auch 
mit  einem  gewissen  Bedauern,  die  Theilbarkeit  eines  deutschen  Ter- 
ritoriums für  zulässig  erklärten  2.   In  diesem  Jahrhundert  ist  aber 

1  B.  W.  Pfeiffer,  a.a.  O.  B.  §  29  und30.  Reiohardtin  der  Tübinger 
Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatsw.  1844.  S.  534.  y.  Kaltenborn,  Einl. 
§  33.  S.  377. 

2  Moser,  Familienstaatsr.  B.  L  S.  726  und  519.  S.  925.  Pütter,  inst, 
j  ur.  publ.  §  450,  so  noch  die  j  üngsten  Reichspublicisten  L  e  i  s  t  §  30  und  Gönner, 
§  235.  Unter  dem  Einflüsse  dieser  älteren  reichspublicistischen  Theorie  stehen 
auch  noch  Zöpfl,  Grundsätze  11.  §  251  und  H.  A.  Zachariä,  Deutsches 
Staats-  und  Bundesr.  I.  §  71  und  72.  Aber  schon  zu  Zeiten  des  gothaisohen  Suc- 
cessionsfalles  sprachen  sich  gewichtige  Stimmen  für  die  Üntheilbarkeit  deut- 
scher Staaten  aus,  so  Brunnquell,  Staatsrechtliche  Erörterungen  über  den 
Vorzug  der  Linealordnung  nach  Stämmen  u.  s.  w.  Ilmenau  1823 ;  so  der  ReussiBche 
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der  längst  angebahnte  staatliche  Entwickelimgsprooess  der  deutschen 
Temtoiien  zum  Abschlüsse  gekommen.  Aus  den  zersplitterten  Pa- 
trimonialherrschaften  ist  ein  Staatsoi^anismus  mit  einer  einheit- 
lichen monarchischen  Spitze  geworden.  Der  staatsrechtliche  Ver- 
schmelzungsprocess  hat  in  unserm  •  Jahrhundert  das  Frincip  der 
Staatseinheit  so  befestigt,  dass  dagegen  alle  auf  antiquirten  An- 
schauungen beruhenden  privatfiirstenrechtlichen  Ansprüche  zurück- 
stehen müssen.  In  den  meisten  Yerfassungsurkunden  ist  die  Un- 
theilbarkeit  des  Staates  und  des  Staatsgebietes  ausdrücklich  ausge- 
sprochen, aber  auch  wo  dies  nicht  geschehen  ist,  versteht  sie  sich 
als  ein' Fundamentalsatz  der  gereiften,  modernen  Staatsordnung  von 
selbst.  Wer  die  Theilbarkeit  eines  deutsch-monarchischen  Staates 
der  Gegenwart  in  einem  Successionsfalle  zulässt,  imi  die  konkur- 
rirenden  Ansprüche  mehrerer  Anwäxter  zu  befriedigen,  degradirt 
den  deutschen  Staat  der  Gegenwart  zu  einem  blossen  Objekte  des 
Erbrechtes,  wahrend  doch  das  Thronfolgerecht  keine  andere  Aufgabe 
hat,  als  die  erledigte  höchste  Stelle  des  Oberhauptes  im  Staatsorga- 
nismiis  durch  einen  neuen  persönlichen  Träger  der  Staatsgewalt  zu 
besetzen.  Daher  widerspricht  dem  Wesen  der  monarchischen  Insti- 
tadon nicht  nur  die  Landestheilung ,  sondern  auch  die  sonst  so  oft 
beliebte  gemeinsame  Regierung  oder  eine  etwa  verabredete  Altema- 
tion  mehrerer  Thronfolgeberechtigter.  Mögen  diese,  in  Ermangelimg 

Geh.  Beg.  Rath  Beichardzu  Gera  in  der  Zeitschrift  für.  die  gesaminte  Staatsw. 
1M4,  8.  551,  80  der  ehrwürdige  Vertreter  der  hessisohen  Jurisprudenz  B.  W. 
Pfeiffer,  a.  a.  O.,  so  der  Sachsen- weimarische  Staatsminister  Schweitzer, 
in  seinem  öffentlichen  Rechte  S.  40 ,  so  (wenigstens  bedingt)  der  Geh.  Rath  Dr. 
X.  E.  Schmidzu  Jena  Über  die  Ordnung  der  Regierungsnaohfolge  in  dem  her- 
zoglichen Hause  Sachsen-Gotha  1825,  doch  waren  damals  die  Stimmen  der 
Wissenschaft  weder  einig  noch  entschieden  genug,  um  sich  Gehör  zu  verschaffen. 
Heutzutage  hat  das  wahrhaft  staatliche  Prinzip  der  Untheilbarkeit  und  Indivi- 
doalsuocesflion  immer  mehr  Anhänger  gefunden,  so  Bü lau  in  seinem  sächsischen 
Verfassungsrechte  S.  49,  so  von  Kaltenborn,  Einl.  S.  347,  bis  endlich C.  F. 
r.  Gerber  in  neuester  Zeitsich  das  Verdienst  erworben  hat,  die  Untheilbarkeit 
deutscher  Territorien  so  siegreich  darzulegen,  dass  etwaige  privatfürsten- 
leehtliehe  Theilungsgelüste  wohl  nun  für  inmier  aus  der  Theorie  und  hoffentlich 
aus  der  Praxis  des  deutschen  Staatsrechtes  verbannt  bleiben  werden.  C  F.  v  o  n 
Gerber,  Ueber  die  Theilbarkeit  deutscher  Staatsgebiete,  in  L.  K.  Aegidi's 
Zeitschrift  für  deutsches  Staatsr.  B.  I.  H.  1 .  S.  5 — 24.  Ohne  das  richtige  Staats- 
reebtliehe  Prinzip  ausdrücklich  anzuerkennen,  verfuhr  man  praktisch  so  im 
Hause  Anhalt  beim  Aussterben  von  Anhalt-Köthen,  auf  dessen  Iiande  die  Linien 
Dessau  und  Bemburg  gleiche  hausgesetzliche  Ansprüche  hatten.  Durch  Ver- 
trag vom  4.  Februar  1853  überliess  Bernburg  dem  regierenden  Herzog  von  An- 
halt-Dessau »den  ganzen  Inbegriff  der  Landeshoheit  über  das  Herzogthum  An- 
halt-!Köthen  mit  allen  daran  geknüpften  Regierungs-,  Lehens-,  Domänen-,  Forst- 
und  sonstigen  Regalien.»  (Hausgesetze  B.  I.  S.  138.) 
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eines  gemeinverbindlichen  Primogeniturgesetzes ,  sich  wegen  ihrer 
Ansprüche  auseinandersetzen,  mögen  sie,  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ständigung untereinander  und  mit  der  Volksvertretung  des  betreffen- 
den Staates,  dasjenige  Individuum  bezeichnen,  welches  den  erledigten 
Thron  besteigen  soll.  Der  Staat,  als  Gemeinwesen,  als  öffentlich- 
rechtliche Persönlichkeit,  kann  unbedingt  verlangen,  dass  seine 
verfassungsmässige  Staatseinheit  respektirt  \md  nicht  durch  Thei- 
lungsanspriiche  in  Frage  gestellt  werde,  denn  die  Thronfolge  ist  vor 
allem  eine  Staatssuccession  und  darf  somit  die  Grundbedingung 
einer  geordneten  Staatsexistenz  nicht  zerstören. 

§101. 
3)  Sibsldttre  Sieeessloa  der  KogiateB«. 

Wo  den  Kognaten  in  älterer  oder  neuerer  Zeit  in  Deutschland 
ein  Successionsrecht  zugestanden  ist,  tritt  dasselbe  erst  dann  in 
Wirksamkeit,  wenn  die  ganze  agnatische  Descendenz  des  ersten 
Erwerbers  in  allen  ihren  successionsfähigen  Zweigen  und  Gliedern 
völlig  erloschen  ist.  Somit  hat  die  deutsche  Kognatenfolge  immer 
nur  einen  subsidiären  Charakter.  Ein  sog.  successio  cognatorum 
promiscua,  wobei  zwar  die  Söhne  die  Töchter,  diese  und  ihre  Nach- 
kommen aber  alle  entfernteren  Stammesvettem  ausschliessen,  wie 
sie  in  Grossbritannien,  Spanien  und  Portugal  besteht^  ist  in  Deutsch- 
land unbekannt  ^. 

Wo  aber  einmal  in  einem  deutsch-monarchischen  Staate  die 
subsidiäre  Thronfolge  der  Kognaten  eingeführt  ist,  steht  auch  der 
ganzen  kognatischen  Nachkommenschaft  des  ersten  Erwerbers  ein 

>  Moser.  Familienstaatsr.  B.  I.  S.  839.  Desselben,  Staatsr.  B.  XV. 
8.  459.  B.  XVI.  8.  267.  Fütter,  primae  Hneae  Cap.  VII.  §  54—57,  dessel> 
ben  Erörterungen  und  Beispiele  Th.  I.  S.  330.  Nr.  7:  »Wie  nach  Abgang  des 
Mannsstammes  der  Anfall  an  weibliche*  Seitenyerwandte  eu  bestimmen  sei?« 
SjOhott,  lieber  die  Natur  der  weiblichen  Erbfolge  in  Allodial-  Stamm-  und 
Familiengater.  Tübingen  1809.  J.  Chr.  Majer,  Deutsche  Erbfolge,  sowohl 
überhaupt,  als  insbesondere  in  Lehen-  und  Stammgüter,  vomemlich  der  weib- 
lichen] Nachkommen  nach  Erlöschung  des  Manns  Stammes.  Stuttgart  1804. 
G.  M.  de  Ludolf ,  de  jure  feminarum  iUustrium.  Jenae  1724.  (mit  vielen  Ur- 
kunden). 

*  X.  E.  Schmid,  lieber  die  Thronfolgeordnung  in  Grossbritannien. 
Jena  1835.  H.  Zöpfl,  Die  spanische  Sucoesaionsfrage.  Heidelberg  1839. 
H.  Schulze,  Die  legitime  Thronfolge  im  Königreiche  Portugal.  (Praxis 
des  Staats-  und  Privatrechtes  Nr.  lY.  8.  169).  Mit  Unrecht  s&hlt  Zöpfl  die 
Thronfolge  der  dänischen  lex  regia  Ton  1665  als  suoc.  cogn.  promiscua  auf;  auch 
diese  ordnet  nur  eine  subsidifiie  Thronfolge  der  Kognaten  an,  wenn  der  gmiuie 
Mannsstamm  des  ersten  Erwerbers  König  Friedrich's  III.  erlöschen  sollte. 
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SiuceesionB  recht  zu,  aber  auch  hier  können  nicht  alle  in  abstracto 
successionsberechtigten  Kognaten  auf  einmal  und  zugleich  succedi- 
ren;  ihre  Reihenfolge  wird  vielmehr  ebenfalls  durch  die  Succes- 
sionsordnung  bestmimt ,  welche  sich  immer  nach  dem  Y erwandtr- 
schaftsverhältniss  zum  letzten  Throninhaber  richtet.  Demnach  geht 
vor  allem  die  Tochter  des  letzten  Kronbesitzers,  die  sog.  Erbtochter 
imd  deren  gesammte  Nachkommenschaft,  allen  bereits  in  früheren 
Successionsfallen   übeigangenen  Frauen   und   deren  Descendenz, 
den  sog.  Regredienterben  i,  vor.   Die  früher  den  Vorzug  der  Begre- 
dienterben  behauptende  Doktrin  hing  mit  falschen  Vorstellungen 
über  das  Successionsrecht  der  Töchter  und  die  Bedeutung  ihrer  Erb- 
verzichte  zusammen.   Seit  Ausbildung  eines  eigenen  Fürstenrechtes 
hatten  beim  hohen  Adel  die  Töchter,   solange  der  Mannsstamm 
blühte ,  überhaupt  kein  Successionsrecht  auf  Land  und  Leute  und 
das  eigentliche  Stammvermögen  des  Hauses.   Die  regelmässig  bei 
der  Verheirathung  abzuleistenden  Erbverzichte  waren  daher,  wenig- 
stens in  dieser  Beziehung ,  bedeutungslose  Kautelen ,  indem  nach 
einem  gemeinen  Gewohnheitsrechte  des  hohen  Adels  die  Töchter 
schon  von  Rechtswegen  ausgeschlossen  waren  und  somit  auch  die 
nicht  verzichtet  habenden,  juristisch  für  »verziehene  Töchter«  gal- 


'  Die  Kontroverse  über  den  Vorzug  der  Erbtochter  oder  der  Begredient- 
erben  behandelten  besonders :  Henrici  Christ,  a.  Senckenberg,  demonstratio 
filiam  Ultimi  gentis  suae  in  regnis  et  principatibus  privative  succedere,  Gott. 
1726,  auch  unter  dem  Titel :  de  successione  filiarum  m  regnis  et  principatibus. 
Giessae  1742.  Job.  Ulr.  de  Cramer,  dissert.  qua  jura  genuina  de  renuncia- 
tionihus  filiarum,  clausulis  successionis  reservativis  harumque  valore  vindicantur. 
Marb.  1736.  H.  C.  Senckenberg,  disquisitio  ulterior  de  jure  succedendi 
pToximioris  feminae  pro  remotiore.  Gott.  1837.  Gramer,  de  vero  buoc.  ordine 
feminarum  sec.  ordinem  primogeniturae.  Marb.  1742.  Besonders  entschieden 
sprach  sich  Fütter  in  zahlreichen  Gutachten  gegen  die  Begredienterbschaft 
aus:  in  den  RechtsföUen  B.  11.  Th.  1 .  S.  1  ff.  Ausserdem  B.  I.  Th.  3.  S.  817—827. 
B,n,  Th.  3.  8.  811— 828.  B.  HI.  Th.  4.  S.  105&— 1059.  A.  C.  von  Neurath, 
Von  der  Begredienterbschaft  und  den  dabei  vorkommenden  Bechtsfragen.  Giessen 
1907.  Am  lebhaftesten  kam  diese  Kontroverse  zur  Sprache  beim  Erlöschen  des 
Habsburgischen  Mannsstammes.  Die  Bechte  der  Erbtochter  Maria  Theresia  be- 
stritt n&mlieh  Kurfürst  Karl  Albrecht  von  Bayern,  nicht  sowohl  wegen  seiner 
Gemahlin,  einer  Tochter  König  Joseph'sl.,  als  vielmehr  wegen  seiner  eigenen 
Person,  weil  seine  Ürururgrossmutter  von  Vaterseite,  Anna,  weiland  Herzog  Al- 
brecht's  V.  von  Bayern  Gemahlin ,  eine  Tochter  Kaiser  Ferdinand's  I.  gewesen 
war,  welche  zwar  bei  ihrer  Vermählung  zum  Besten  ihrer  Brüder  und  deren 
Nachkommen  den  gewöhnlichen  Verzicht  geleistet ,  jedoch  auf  den  Fall  des  Ab- 
gangs des  österreichischen  Mannsstammes  sich  und  ihren  Nachkommen  ihre 
Rechte  vorbehalten  hätte.  Mein  Art.  Habsburger  im  Staatswörterb.  B.  IV. 
S.  620.    Pütter,  Histor.  Entwickelung  B.  HI.  S.  8  ff. 
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ten^  Hatte  somit  die  Benunciantin  zur  Zeit  überhaupt  kein  gesetz- 
liches Successionsrecht,  so  konnte  auch  der  häufig  vorkommende 
Vorbehalt  des  Successionsrechtes  »auf  den  ledigen  Anfallt,  d.  h.  für 
den  Fall  des  völligen  Erlöschens  des  Mannsstammes,  keine  andere 
Bedeutung  haben,  als  dass  durch  den  Verzicht  das  eventuelle  Suc- 
cessionsrecht,  welches  subsidiär  allen  Kognaten  zusteht,  nicht  auf- 
gegeben werden  sollte.  Hinterlässt  der  Letzte  vom  Mannsstamm 
keine  Erbtochter  und  überhaupt  keine  kognatische  Descendenz,  so 
muss  auch  in  der  Seitenlinie  diejenige  Person  berufen  werden,  wel- 
che, nach  den  im  Mannsstamme  beobachteten  Successionsgrund- 
Sätzen,  dem  letzten  Kronbesitzer  am  nächsten  steht. 

Bei  dem  ersten  Uebergang  der  Krone  in  die  kognatische  Descen- 
denz giebt  das  männliche  Geschlecht,  bei  gleicher  Linie  und 
gleicher  Nähe  des  Grades,  gemeinrechtlich  unzweifelhaft  den  Vorzug 
(11.  F.  50  und  n.  F.  30  pr.).  Dass  dieses  aber  auch  Linie  und  Grad 
überwiege ,  lässt  sich  aus  den  Bestimmungen  des  gemeinen  Lehen- 
rechts nicht  rechtfertigen,  sodass  ein  entfernter  kognatischer  Vetter  nie 
die  Tochter  des  letzten  Besitzers  ausschliessen  kann.  Fällt  die  Krone, 
kraft  der  bestehenden  Successionsordnung,  an  eine  Frau,  so  kann 
diese  die  Regierung  selbst  in  Person  antreten  (anders  nur  in  Baden) . 
Hat  sich  aber  dieser  einmalige  Uebergang  in  den  Weibsstamm 
vollzogen,  indem  die  Krone  an  eine  Frau  oder  an  einen  männlichen 
Descendenten  vom  Weibsstamme  gefallen  ist,  so  tritt  in  dem  neuen 
Hause,  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Fürstenrechtes,  sofort 
der  Vorzug  des  Mannsstammes  wieder  ins  Leben.  Die  kognati- 
sche Succession  verwandelt  sich  wieder  in  eine  agna- 
tische. Nachdem  durch  die  Thronbesteigung  Maria  Theresia's  die 
Thronfolge  beim  ersten  Uebergange  nothwendig  einmal  kognatisck 
gewesen  war,  trat  unter  ihren  Nachkommen  der  Vorzug  des  Manns- 
stammes, als  die  Regel  der  deutschen  Thronfolge,  wieder  ein.  Das 
Haus  Lothringen  trat  ganz  an  die  Stelle  des  Hauses  Habsburg, 
Habsburg-Lothringen . 

Diesen  gemeinschaftlichen,  im  Wesen  der  deutschen  Thronfolge 
begründeten  Satz  bestätigen  ausdrücklich  alle  neuem  Verfassungen, 


1  Ludolf  a.  a.  O.  S.  72:  »Unde  factum,  ut  exdusio  feminarum  ab  here- 
ditate  patema,  fratema  proximorumque  masculorum ,  accepta  dote,  communiB 
Gennaniae  sit  consuetudo.«  S.  78:  »Nam  etsi  non  renunciarent  filiae,  tarnen 
forent  exclusae  a suocessione.«  F.  J.  D.  a  Bostel,  de  oiigine  Tenunciationum 
filiarum  illustrium  ex  diplomatibus  medil  aevi  eruta.  Gieiwae  1766.  Jetzt  beson- 
ders Beseler,  Erbverträge  B.  II.  Abth.  II.   S.  259—308. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


1.   Von  dem  Staatsoberhaupte  oder  dem  Monarchen.  237 

welche  überhaupt  der  kognatischen  Thronfolge  erwähnen;  dagegen 
enthalten  sie  abweichende  Grundsätze  über  das  Princip,  wor- 
nach  diejenige  Person  bestimmt  werden  soU^  welche  zuerst  nach 
Erlöschen  des  ursprünglichen  Mannsstammes  zu  succediren  hat.  Es 
lassen  sich  hier  zwei  Systeme  imterscheiden: 

a)  Das  System  der  konsequenten  Linealprimogenitur,  wie  es 
die  bayerische  Verfassung  vorschreibt.  Welcher  Person  die  Krone 
zuerst  anfalle,  wird  hier  nach  denselben  Grundsätzen  bestimmt, 
welche  für  die  Thronfolge  der  Agnaten  feststehen,  d.  h.  nach  dem 
Grondsatze  der  Erstgeburt  und  der  (kognatischen]  Linealfolge  ^ 

b}  Das  zweite  System  berücksichtigt  für  diesen  einen  Fall  des 
ersten  Ueberganges  in  den  Weibsstamm  »die  Nähe  des  Ver- 
wandtschaftsgrades« mit  dem  letzten  Thronbesitzer.  Doch 
darf  diese  Nähe  nicht  nach  dem  reinen  Gxadualsystem ,  was  den 
festbegründeten  Bechtsanschauimgen  des  deutschen  Fürstenstandes 
and  dessen  hergebrachten  Successionsgrundsätzen  widersprechen 
würde,  sondern  muss  überall  nach  den  Grundsätzen  des  Lineal- 
gradualsystems^  bestimmt  werden.    Bei  Gleichheit  des  Ver- 

'  Bayerische  Verfassung  Tit.  n.  §  5 :  Das  Thronfolgerecht  geht  auf  die 
weihliche  Nachkommenschaft  nach  eben  der  Erbfolgeordnung  aber,  die  für  den 
Mannsstanim  festgesetst  ist ,  sodass  die  zur  Zeit  des  Ablebens  des  letztregie- 
Tenden  Königs  lebenden  bayerischen  Prinzessinnen  oder  Abkömmlinge  von  den- 
selben, ohne  Unterschied  des  Geschlechtes,  ebenso  als  wären  sie  Prinzendes 
imprünglichen  Mannsstammes  des  bayerischen  Hauses,  nach  dem  Erstgeburts- 
leehte  und  der  Linealerbfolgeordnung  zur  Thronfolge  berufen  werden.«  Vergl. 
Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht  §  142,  wo  sich  auch  ein  sehr  instruktives 
Sehema  fOr  diese  Successionsweise  der  Kognaten  findet.  In  gleicher  Weise  ver- 
ordnet die  Braunsohweigische  Landschaftsordnung  von  1S32  §  14 :  »Erlischt  der 
IfiMinifffaMnm  dcs  fükrstUchen  Qesammthauses ,  so  geht  die  Regierung  auf  die 
nobliehe  Linie,  nach  gleichen  Grundsätzen  (d.  h.  nach  dem  Recht  der  Erstge- 
burt und  der  Linealfolge)  über.« 

s  Treffend  fahrt  Zopf  l  B.  I.  §  253  aus,  dass  bei  der  Bestimmung  der  Nähe 
des  Verwandtschaftsgrades  einer  Person  zum  letzten  Kronbesitzer  zunächst  stets 
der  Vorsug  der  Linie  und  dann  erst  innerhalb  der  Linie  die  Nähe  des  Grades  in 
Betracht  kommen  muss ;  vor  allem  kann  niemals  eine  direkte  Descendentin  des 
letzten  Besitzers  von  einer  Seitenverwandten  ausgeschlossen  werden;  ein  so 
exorbitanter,  mit  allen  Grundsätzen  nicht  nur  des  deutschen  Fürstenrechtes  in 
Widerspruch  stehender  Satz,  kann  auch  nicht  aus  den  Worten  der  württember- 
giaehen  Verfassungsurkunde  §  7  herausgelesen  werden:  »Erlischt  der  Manns- 
stamm ,  so  geht  die  Thronfolge  auf  die  weibliche  Linie  ohne  Unterschied  des 
Gesehleehts  über  und  zwar  so,  dass  die  Nähe  der  Verwandtschaft  mit  dem  zuletzt 
Rgievenden  Könige  und  bei  gleichem  Verwandtschaftsgrade  das  natür- 
Üdie  Alter  den  Vorzug  giebt«  Insofern  halte  ich  die  Polemik  Reysoher's 
(Pablicistische  Versuche  S.  275  ff.)  gegen  Mo  hl,  Württemb.  Staatsr.  B.  11. 
f  25.  Anm.  14.  S.  166,  für  berechtigt.  Diese  dem  deutschen  Fürstenrechte  allein 
entsprechende  Auslegung  vertheidigt  auch  Weiss,  a.  a.  O.  §63.  S.  216. 
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wandtschaftsgrades  wird  für  Bezeichnung  des  individuellen  Succes- 
sors  in  zweifacher  Weise  Sorge  getragen,  nemlich  so,  dass  wie  in 
Württemberg  (Verfassungsurkunde  1 8 1 9  §  7  j ,  Grrossherzogthum-Hes- 
sen  (Verfassungsurkunde  1820  §  5),  Waldeck  (1852  §  15)  bei  gleichem 
Verwandtschaftsgrade  lediglich  auf  das  Alter  der  Person  gesehen 
wird,  oder  so,  dass  wie  im  Königreich  Sachsen  (Verfassungsurkimde 
1831  §  7)  zuerst  auf  das  Alter  der  Linie,  und  wenn  auch  dieses  gleich 
ist,  auf  das  Alter  der  Person  Bücksicht  genommen  wird^.  Keine 
dieser  neuen  Verfassungen  räumt  übrigens  beim  ersten  Uebeigange 
dem  männlichen  Geschlechte  einen  Vorzug  ein,  mit  Ausnahme  der 
grossherzoglich  badischen  Deklaration  vom  4.  Oktober  1817,  welche 
überhaupt  ganz  abweichende  singulare  Bestimmungen  über  die 
kognatische  Thronfolge  enthält  2. 


B.   Ausserordentliche  Thronfolge  ans  andern  Rechtstiteln, 
als  dem  Geblütsrechte. 

§  102. 
1)  lrb?erbrflderiiig«i8. 

Seit  dem  XIV.  Jahrhundert  wurden  unter  dem  hohen  Adel 
Rechtsgeschäfte  üblich,  durch  welche  sich  verschiedene  Häuser  oder 

^  Die  von  der  warttembergiBchen  Verfassungsuikunde  abweichende  Be- 
stimmung der  sächsischen  VerfassungsuTkunde  Ton  1831  §7  lautet:  »In  Ermange- 
lung eines  durch  Verwandtschaft  oder  Erbverbraderung  zur  Nachfolge  berech- 
tigten Prinzen  geht  die  Krone  auf  eine  aus  ebenbürtiger  Ehe  abstammende 
weibliche  Linie  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  über.  Hierbei  entscheidet 
die  Nähe  der  Verwandtschaft  mit  dem  zuletzt  regierenden  Könige,  bei  gleicher 
Nähe  das  Alter  der  Linie  und  in  selbiger  das  Alter  der  Person.« 

^  Nach  der  als  Theil  der  Verfassung  erklärten  Deklaration  vom  4.  Oktober 
1817  (Hausgesetze  B.  I.  S.  202)  soll  die  kognatische  Thronfolge  nach  drei  Linien 
stattfinden,  1)  die  Töchter  des  weiland  Erbprinzen  Karl  Ludwig,  2)  die  des 
Markgrafen,  nachherigen  Grossherzogs  Ludwig,  3)  die  der  Prinzessinnen  aus  der 
jetzt  regierenden  (ehemaligen  hochbergischen)  Linie,  abermals  nach  drei  Linien 
durohgehends  mit  Erstgeburtsrecht  in  den  Linien.  Hier  wird  also  ausnahms- 
weise auf  die  Verwandtschaft  mit  dem  letzten  Kronbesitzer  gar  keine  Rückaicfat 
genommen.  Eine  Singularität  ist  es  femer,  dass  die  badische  Deklaration  Tom 
Weibsstamme  allein  »die  männlichen  ebenbürtigen  Nachkonmien  der  Prin- 
zessinnen« (nicht  diese  selbst)  beruft.  In  Baden  ist  also  die  Thronfolge  nur 
ratione  transmissionis  eine  weibliche. 

1  Moser,  Staatsr.  B.  XVIL  S.  1^—196,  dessen  Familienstaatar.  Th.  I. 
S.  913—953  und  969—1023.   Pütter,  primae  lineae  §  59^    Armaeus,  de  oon- 
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auch  verschiedene  Linien  desselben  Hauses  sich  Besitzungen  für 
den  Fall  zuzuwenden  versprachen ,  ''wo  der  eine  Theil  im  Manns- 
stamm  erlöschen  würde.  Die  ursprüngliche  Form  war  die  der 
Vergabung  von  Todeswegen  mit  Einräumung  einer  gegensei- 
tigen Grewere ,  welche  sich  durch  Aufnahme  in  das  Gesammteigen- 
thum,  Bestellung  eines  Zinses,  eventuelle  Huldigung  der  beider- 
seitigen Unterthanen  äusserlich  darstellte :  »Erbliche  Brüderschaft, 
gütliche  Vereinigung,  Zusammensetzung,  Auf-  und  Uebergabe«. 
Später  trat  das  vertragsmässige  Element  mehr  in  den  Vordergrund, 
indem  man  den  von  der  Doktrin  der  Juristen  geschaffenen  Erbein- 
setzungsvertrag  zu  Grunde  legte,  doch  unterschied  sich  dies 
Rechtsgeschäft  des  hohen  Adels  immerhin  wesentlich  dadurch  von 
den  Erbverträgen  des  gewöhnlichen  Privatrechtes,  dass  bei  letzteren 
einzelne  Personen,  bei  ersteren  die  ganzen  Familien,  als  solche, 
nicht  deren  einzelne  Glieder,  die  vertragschUessenden  Theile  waren. 
Regelmässig  waren  solche  Erbverbrüderungen  mit  Einräumungen 
mes  gegenseitigen  Successionsrechtes  verbunden  ^,  doch  kom- 
men auch  solche  vor,  in  welchen  nur  dem  Einen  Theile  die  Succes- 
don  zij^esichert  wird^,  während  der  andere  Theil  dafür  Vortheile 

fratemitatibus  et  pactis  succeBBoriis  principum  et  familiarum  illustr.  Jenae  1614. 
4.  in  geinen  diac.  acad.  de  jnre  publ.  Vol.  I.  diso.  22.  F.  Chr.  Harpprecht, 
de  Buec.  ]Mioticiae,  fideioommiBsaria  et  testamentaria.  II.  Tom.  Ülmae  1698. 
G.  A.  Rudioff,  libellus  de  pactis  Buccessoriis  illustrium  et  nobiHum  Germa- 
niae,  Bpec.  üs,  quae  pacta  confraternitatis  appeUantur.  Bützow  1770.  Die 
wiBsenscfaaftliefae  Begründung  dieser  Lehre  verdbemken  wir  G.  Beseler,  welcher 
in  Beinen  Erbverträgen  B.  II.  Abth.  2.  8. 1 — 107  auch  die  einschlagenden  ReehtB- 
gesehäfte  des  hohen  Adels  eingehend  behandelt  hat. 

^  Das  berühmteste  Beispiel  einer  solchen  gegenseitigen  Erbverbrüderung 
ist  der  zwisehen  den  H&usem  Sachsen  und  Hessen,  zuerst  am  9.  Juni  1373  aV 
geBehloflsene ,  naehher;  vielfach  ^erneuerte  und  auf  das  Haus  Brandenburg  er- 
streckte Vertrag.  Die  letzte  Erneuerung  fand  am  30.  M&rz  1614  zu  Naumburg 
statt,  woran  ebenfalls  Brandenburg  theilnahm.  (Hausgesetze  B.  II.  S.  36. 
50) .  lieber  die  umfangreiche  Literatur  dieser  Erbverbrüderung  vgl.  H.Schulze, 
PieuBsiseheB  Staatsr.  B.  I.  S.  198.  v.  Kamptz,  Lit.  der  Verfassung  des  könig- 
lichen Hauses  §  32/in  den  Jahrb.  B.  25.  S.  73.  v.  Lancizolle,  Büdung  des 
preuss.  Staates S.  629— 640.  Pf ef fin ger,  Vitr.  illustr.  B.  IV.  p.  271.  Estor, 
orig.  jur.  publici  Hass.  p.  63.  Limnaeus,  jur.  publ.  Lib.  IV.  eap.  Vm. 
V.  Hell  fei  d,  Beiträge  zum  Staatsr.  von  Sachsen  Th.  I.  Nr.  2.  v.  Römer, 
StaatBT.  von  Sachsen  Th.  I.  S.  188.  Weisse,  Sachs.  Staatsr.  Th.  H.  S.  81. 
544  und  566.  K.  £.  Weiss,  Verfassungsrecht  des  Grossherzogthums  Hessen 
§62.  £.  Löning,  Die  Erbverbrüderung  zwischen  den  Häusern  Sachsen  und 
Hessen,  und  Sachsen,  Brandenbui^  und  Hessen.  Frankfurt  a.  M.  1867. 

1  Von  dieser  Art  ist  der  Wittstocker  Vertrag  vom  Jahre  1442,  wo- 
durch dem  Hause  Brandenburg  ein  Successionsrecht  auf  die  mecklenburgischen 
Lande  eingerfiomt  wird  (Haus ge setze  B.  TL.  S.  208 — 221),  noch  erneuert  im 
Jahre  1752.    Von  gleich  einseitiger  Art  war  das  Erbpaktum  vom  20.  November 
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anderer  Art  z.B.  Befreiung  vom  Lehensverband  erlangte.  Durch  eine 
Erbverbrüderung  wird  ein  festes  unentziehbares  Recht  begründet, 
wodurch  die  vertragsmässig  Eingesetzten  künstlich  zu  Agnaten 
gemacht  werden  (Hessisch-Sächsische  Erbverbrüderung  von  1373: 
»als  ob  jeglicher  Theil  unter  ihnen  zu  des  andern  Fürstenthum  von 
rechter  natürlicher  und  erblicher  Geburt  und  von  väterlicher 
G  e  s  i  p  p  e  wäre  geborene) , 

Zu  Reichszeiten  gehörte  bei  allen  lehenbaren  Territorien  die  Zu- 
stimmung des  Lehensherm  zur  Gültigkeit  einer  Erbverbrüderung, 
bei  den  Reichslehen  also  die  des  Kaisers,  doch  erblickte  man  in  der 
Wahlkapitulation  König  Leopold^s  I.  von  1658  A.  VI  eine  allge- 
meine Bestätigung  der  altem  Erb  Verbrüderungen  über  Reichs- 
lehen V  Ist  ein  solches  Geschäft  einmal  rechtsgiltig  errichtet  wor- 
den, so  bindet  es  die  yertragschliessenden  Familien  als  solche  und 
also  alle  folgenden  Generationen  solange,  bis  eine  gemeinschaftliche 
Anordnung  es  wieder  aufhebt.  Es  ist  allerdings  vereinzelt  behauptet 
worden ,  dass  mit  der  Auflösung  des  altem  deutschen  Reiches  im 
Jahre  1806  die  Wirksamkeit  der  Erbverbrüderungen  erloschen  sei; 
da  aber  durch  die  Aufhebung  des  Reiches  in  den  Successionsrechten 
der  deutschen  Fürsten  nichts  geändert  worden  ist ,  so  müssen  auch 
die  früher  eingegangenen  Erbverbrüderungen,  wenn  alle  zur  Zeit  ihrer 
Entstehung  nothwendigen  rechtlichen  Erfordernisse  erfüllt  sind, 
auch  heutzutage  noch  an  und  für  sich  als  wirksam  betrachtet  wer- 
den, wie  dies  auch  mehrere  neue  Yerfassungsurkunden  ausdrücklich 
anerkannt  haben.  Nur  müssen  die  zur  Succession  berufenen  Erb- 
verbrüderten die  veränderte  staatsrechtliche  Natur  der  Succession 
anerkennen;  ihre  fürstenrechtlichen  Ansprüche  müssen 
sich  nach  der  verfassungsmässigen  Ordnung  des 
Staates  modificiren,  in  welchem  sie  die  Stellung  des  Staats- 
oberhauptes einnehmen  wollen.  Daher  kann  durch  die  Mehrheit 
erbverbrüderter  Successionsberechtigter  nie  der  höhere  Grundsatz 
der  Untheilbarkeit  des  Staates  und  der  damit  verbundenen  Indivi- 
dualsuccession  angetastet  werden. 

1695  zwischen  dem  Hause  Brandenburg  und  den  Fürsten  von  Hohenaollem,  er- 
neuert am  30.  Januar  1707. 

1  Fütter,  primae  lin.  §  59 :  Quorum  pactorum  confirmatio  caesarea  generalis 
ex  capitulatione  Leopoldina  vindicatur:  »Wie  wir  dann  auch  die  vor  diesem 
unter  ihnen  den  Reichskonstitutionibus  gemäss  gemachte  uniones  gleicher  Ge- 
stalt zuförderst  aber  die  unter  Churfürsten,  Fürsten  und  Ständen  aufgerichteten 
Erbverbrüderungen  hiermit  konfirmiren  und  approbiren.«  A.  M.  ist  freilich 
Moser,  Familienstaatsrecht  Th.  I.  S.  1017. 
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Nach  allgemeinen  Grundsätzen ,  wie  nach  der  ausdrücklichen 
Erklärung  mehrerer  neuerer  Yerfassungsurkunden  (Bayern Tit.  II  §  5. 
Hessen  1820  §  5.  Königreich  Sachsen  §  7)  können  auch  heutzutage 
noch  derartige  Erbverbrüderungen  abgeschlossen  werden ,  doch  ist 
dabei ,  ausser  der  rechtsbeständigen  Uebereinkunft  der  die  Erbver- 
brüdenmg  eingehenden  Fürsten,  die  schon  zu  Keichszeiten  vielfach 
geforderte^  Zustimmung  der  Landstände,  nach  der  heutigen 
konstitutionellen  Staatsordnung  unentbehrlich;  ja  es  muss  sogar 
jede  Nenbegründung  eines  Successionsrechtes,  jede  Erweiterung 
und  Beschränkung  der  bestehenden  Thronfolgeverhältnisse  vom 
Standpunkte  einer  Verfassungsänderung  aufgefasst  werden. 
Eine  neue  Erbverbrüderung  kann  daher  heutzutage  nur  in  den  For- 
men eines  verfassungsändernden  Gesetzes  zu  Stande  kommen. 

§103. 
2)  D&i  Teitamants. 

Die  freie  testamentarische  Verfügung  des  Throninhabers  über 
die  Thronfolge,  wie  sie  in  Kussland  bis  zur  Successionsakte  Kaiser 
Paol'sl.  von  1797  bestand,  widerspricht  dem  Wesen  der  Erbmonar- 
chie mit  ihrer  strenggeordneten,  jeder  Willkür  entzogenen  Geblüts- 
folge. Nur  in  dem  Falle ,  dass  der  testirende  Herrscher  der  letzte 
seines  Stammes  und  kein  Successionsberechtigter  mehr  vorhanden 
wäre,  würde  allerdings,  vom  dynastischen  Standpunkte,  gegen  eine 
testamentarische  Verfügung  über  die  Krone  nichts  einzuwenden  sein. 
Allein  nach  der  heutigen  Staatsordnung  ist  die  Thronfolge  keines- 
wegs blos  Hausangelegenheit,  sondern  ein  Theil  der  gesammten 
Staatsverfassung.    Zu  jeder  neuen  Verfügung  über  dieselbe  wird 

1  So  beigst  es  in  einer  von  Moser,  Familienstaatsrecht  B.  I.  S.  1005,  mit- 
getheüten  kön^lich  preussischen  Denkschrift  in  der  ostfriesischen  Successions- 
angelegenheit :  »die  Erbverbrüderung  ist  ungültig,  weil  die  Landstände  nicht 
duein  gewilligt  haben,  deren  Konsens  nach  den  natürlichen  und  gemeinen 
Rechten  erfordert  wird,  denn  es  ist  aus  denen  natürlichen  Rechten  bekannt, 
da«  ein  Landesherr  über  seine  Länder  nicht  nach  Gefallen  disponiren,  noch 
die  Unterthanen  wider  ihren  Willen  alieniren  können ,  daher  die  Einwilligung 
der  Unterthanen  nicht  allein  in  jure  communi  feudal!  erfordert  wird,  sondern 
es  wird  insbesondere  zu  der  Gültigkeit  einer  Erbverbrüderung  nach  alter  Publi- 
cisten  Meinung  die  Einwilligung  der  Landstände  für  ein  essentielles  Bequisit 
Terlangt«. 

s  Moser,  Familienstaatsrecht  B.  L  S.  964  ff.  Leist,  Staat8r.§42.  Fütter, 
primae  lineae  §  60.  Sam.  Frid.  Willenberg,  de  juribus  ultimi  gentis  suae. 
Jeoae  1735.  4.  Jo.  Franc.  Budd ei  exerc.  de  testamentis  summorum  imperan- 
tium,  in  seinen  selectis  juris  nat.  et  gentium.   Halae  1704. 

H.  S  c  h  u  1 B  • ,  Dmitaehef  BUatareeht.  1 6 
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daher  die  yerfaBSungsmässige  Zustimmung  der  Volksvertretung  un- 
bedingt gefordert.  Mag  eine  derartige  Verfügung  äusserlick  in  der 
altern ,  mehr  privatförstenrechtlichen  Form  eines  Testamentes  oder 
einer  Erbverbrüderung  auftreten ,  ihre  reehtsyerbindliche  ELraft  be- 
ruht darin,  dass  ihr  zugleich  der  Charakter  eines  verfassungsmässigen 
Gesetzes  zukommt. 

§  104. 
8)  SncceMloi  au  Iekear«clilllokeft  firtedeni. 

Durch  die  Auflösung  des  Reiches  im  Jahre  1806  ist  natiirKch 
die  Lehensherrlichkeit,  dominium  directum,  von  Kaiser  und  Keich 
hinweggefallen.  Damit  sind  aber  keinesw^s  die  mit  dem  ehemaligen 
Lehensnexus  zusammenhängenden ,  wohlbegründeten  Sucjessions- 
rechte  beseitigt.  Ehemalige  Eventualbelehnungen  und  Lehensan- 
wartschaften sind  ebenso ,  wie  die  vertragsmässigen  Erbfolgerechte 
bundesfürstlicher  Familien  auch  jetzt  noch  rechtsgfltig,  wenn  sie 
nach  den  gleichzeitigen  Bechtsgrundsätzen  ein  gesetzmässiges  Da- 
sein erhalten  haben^ ,  folglich  hierdurch  ein  jus  quaesitum  begrün- 
det worden  ist,  insoweit  dieselben  unter  den  gegenwärtigen  Staats- 


1  H.  Zöpfl,  B.  L  §  256.  H.  A,  Zacharift,  B.  L  §  37.  §  74.  Klüber, 
Oeffentliche8Becht§53d.  §  246  e.  §272.  Lei  st,  Staatsr.  §.43.44.  Gönner, 
Staatsr.  §  242.  Weiss,  Staat».  §  245.  Ueber  die  Begri^B  von  Simultaninvestitur, 
Eventualinvestitui  und Lehansexpektanz  yergl.  bes.  O.  M.  t.  Weber,  Handbuch 
des  Leheniechts  B.  IV.  S.  78 — 172.  H.  v.  Sicherer,  Ueber  die  Gesammtbeleh- 
nungen  in  deutschen  FOrstenbäusem.  München  1865.  Die  Bestimmungen  der 
Rheinbundsakte A.  34,  wodurch  sich  dieRheinbundsfOrsten  gegenseitig  denFiwt- 
bestandaller bereits begrandetenneyen tue Ilen  Suocessionsr echte« gegen- 
seitig zugesichert  haben ,  muss  als  der  korrekte  Ausdruck  eines  sich  von  selbst 
verstehenden  Rechtsverhältnisses  betrachtet  werden.  Wir  unterscheiden  daher 
nicht  mit  Zaoharift  zwischen  Eventualbelehnung  und  Lehensexpektanz ,  welche 
nicht  selten  in  einander  überfliessen,  sondern  sehen  das  gesammte  Lehenssuoces- 
sionsrecht,  auch  nach  Wegfall  der  Lehensherrlichkeit,  als  fortbestehend  an.  Auch 
die  blosse  Lehensexpektanz  gab  ein  auf  dem  Verf  ügungsrecht  des  Lehensherm  be- 
ruhendes jus  quaesitum,  welches  zu  den  eventueUen  Successionsrechten  gehört, 
wie  von  Kl  üb  er  richtig  aufgeführt  ist. 

2  Nach  der  Goldenen  BuUe  Cap.  VII  §  5  hatte  der  Kaiser  noch  freie  Hand , 
erst  später  wurde  er  bei  der  Ertheilung  von  Eventualbelehnungen  und  An- 
wartschaft an  die  Zustimmung  des  kurfürstlichen  resp.  fürstlichen  und  städti- 
schen Kollegiums  gebunden.  Wahlkap.  Ferdinand's  IV.  (1653)  Cap.  caes.  perp. 
(1711)  A.  XI  §  10;  doch  geschah  dies  nach  §  12,  »den  von  unsem  Vorfahren  am 
Reiche  den  Ständen  propter  bene  merita  ertheilten  und  den  damaligen  Reicha- 
konstitutionen  gemässen  Anwartungen  auf  künftig  sich  erledigende  Reichs- 
lehen  an  ihrer  Kraft  und  Verbindlichkeit  unschädUch«.  Nachrichten  von  den 
auf  die  grossem  Reichslehen  ertheilten  kaiserlichen  Expektanzen  giebt  Pf  ef- 
finger,  Vitr.  ill.  tom.  II.  üb.  11.  tit.  1.  S.  962  undltter,  de  feudis  imperii 
cap.  V.  §  5.  6.  S.  563.  567. 
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Terhältnisseivnoch  realisirbar  sind,  denn  auch  hier  müssen  die  fürst- 
lichen Successionsrechte  der  yerfassungsmässigen  Ordnung  des 
Staates  sich  fugen,  in  welchem  der  erledigte  Thron  zu  besetzen  ist. 

Obgleich  die  deutsche  Bundesversammlung  die  Rechtsansicht 
(in  der  Streitsache  wegen  der  behaupteten  fortdauernden  Lehens- 
herrlichkeit Kurhessens  über  Waldeck  am  20.  Januar  1848]  ausge- 
sprochen hat,  Ddass  die  fernere  Au süb  ung  lehensherrlicher  Rechte 
eines  Bundesgliedes  über  das  Staatsgebiet  eines  Andern  oder  dessen 
Theile  mit  der  politischen  Stellung  desselben  unvereinbar  sei« ,  so 
ist  dabei  doch  die  Frage  wegen  des  eventuellen  Heimfalls- 
rechtes  ausdrücklich  offen  gehalten  worden  und  muss,  nach  den 
oben  entwickelten  Grundsätzen,  angenommen  werden,  dass  die 
Bechte  des  Lehensherm,  beim  Aussterben  der  ehemaligen  Vasallen- 
familie,  welche  man  stets  als  »droits  ^ventuels«  nach  Analogie  der 
Lehenssuccessionsrechte  betrachtet  hat,  auf  den  Heimfall  des  ehe- 
mals in  Lehensverband  begriffenen  Landes  gewahrt  worden  sind. 

Sind  somit  die  aus  altem  lehenrechtlichen  Titeln  herrührenden 
Successionsrechte,  unter  den  oben  genannten  Bedingungen,  als  fort- 
bestehend anzusehen ,  so  können  dagegen  keine  neuen  derartigen 
Rechte  begründet  werden,  da  niemandem,  auch  Kaiser  und  Reich 
nicht,  lehensherrliche  Yerfügungsrechte  über  deutsche  Bundesstaa- 
ten zustehen. 

§105. 
4)  SnceesiiOB  In  Brmingeliuig  aller  SaccesslonsberechtlgteA. 

SoUte  es  an  allen  Successionsberechtigten  aus  Geblütsrecht, 
Erbverbrüderung  oder  andern  Gründen  fehlen ,  so  ist  es  das  Recht 
und  die  Pflicht  des  letzten  Kronbesitzers,  in  Uebereinstimmimg  mit 
der  Volksvertretung  die  nothwendige  Vorsorge  für  die  Wiederbe- 
setzung des  Thrones  »durch  ein  weiteres  Grundgesetz  über  die 
Thronfolgea  zu  treffen ,  wie  dies  in  der  Verfassung  des  ehemaligen 
Kurfürstenthums  Hessen  und  in  der  oldenburgischen  Verfassimg 
*A.  XVni^  ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  übrigens  aber  auch  als 
selbstverständlicher  Satz  des  deutsch-monarchischen  Staatsrechtes 
gelten  muss.    Sollte  es  aber  auch  an  einer  derartigen  gesetzlichen 


1  Nach  dem  Vorgang  der  kuihessischen  Verfassung  §  4  verfügt  das  olden- 
buTgische  Staatsgrundgesetz  vom  22.  November  1852  A.  18:  »Würden  dereinst 
Besorgnisse  wegen  der  Regierungsnachfolge  bei  der  Ermangelung  eines  grund- 
gesetilich  cur  Nachfolge  berechtigten  Prinzen  entstehen,  so  soll  zeitig  vom  Gross- 
herzog  und  vom  Landtage  durch  eine  weitere  grundgesetzliche  Bestimmung  für 
die  Regierungsnachfolge  Vorsorge  getroffen  werden«. 

16* 
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Vorsorge  fehlen,  so  würde  alsdann  die  Volksvertretung,  als  das  ein- 
zig noch  übrig  gebliebene  Organ  der  Staatspersönlichkeit,  für  die 
Wiederbesetzung  des  Thrones  durch  Wahl  eines  neuen  Monarchen 
zu  sorgen  habend. 

III.  Der  Regierungsantritt  \ 
§  105.» 
1)  AAfaU  der  Krone. 
Der  Staat  kann  keinen  Augenblick  eines  verfassungsmässigen 
Trägers  der  Staatsgewalt  entbehren.  Während  in  der  Republik  das 
eigentliche  Subjekt  der  Staatsgewalt,  der  Populus,  die  Volksgemeinde, 
sohon  an  und  für  sich  unsterblich  ist ,  muss  in  der  Monarchie  dafür 
gesoigt  sein,  dass  die  natürliche  Sterbliclikeit  des  zeitweiligen  Trä- 
gers der  monarchischen  Gewalt  die  Unsterblichkeit  des  Königthums 
nicht  gefährde.  In  der  Wahlmonarchie  wird  diese  Kontinuität 
der  monarchischen  Gewalt  durch  künstliche  Mittel  angestrebt,  so  im 
altem  deutschen  Reiche  durch  das  Reichsvikariat,  in  Polen  durch 
den  Interrex ,  in  geistlichen  Staaten  durch  die  Regierung  des  Ka- 
pitels; in  der  Erbmonarchie  ergiebt  sich  dieselbe,  als  ein  folge- 
richtiges Prinaip  dieser  Staatsordnung^  von  selbst.  Indem  nämlich 
die  Thronfolgeordnung  nach  unabänderlicher  Regel  die  Reihenfolge 
der  Successionsberechtigten  feststellt,  sorgt  sie  dafür,  dass  mit  dem 
Tode  des  Monarchen  schon  sein  Nachfolger  gesetzlich  bestimmt  ist, 
und  dass  somit  die  Erledigung  und  Wiederbesetzung  des  ITirones 
juristisch  in  Einen  Moment  zusammenfällt.  Mit  dem  Tode  oder 
sonstigen  Wegfalle  des  bisherigen  Inhabers  geht  die  Krone  von 
Rechtswegen  auf  den  Nachfolger  über,  ohne  dass  irgend  eine 
Handlung,  etwa  eine  Antretung  oder  auch  nur  die  Kenntniss  des 
Anfalles  von  seiner  Seite  erforderlich  wäre  (Rex  non  moritur.  »Le 
roi  est  mort,  vive  le  roil«).  Jede  Art  von  Interregnum  ist  dem 
Wesen  der  Erbmonarchie  fremd. 


I  H.  Zöpfl,  B.  I.  §  260.  K.  E.  Weiss,  System  des  deutschen  Staatsrech- 
tes §  247.  Klüber,  Oeffentliches  Recht  §  247.  Freilich  enthalten  die  Verfassun- 
gen far  eine  in  so  weiter  Ferne  liegende  Möglichkeit  keine  positive  Norm ,  doch 
möchte  hier  analog  diejenige  Bestimmung  der  preussischen  Verfassung  (A.  57) 
herbeizuziehen  sein,  welche,  in  Ermangelung  volljfihriger  Agnaten  und  einer  ge- 
troffenen gesetzlichen  Fürsorge,  die  Wahl  des  Regenten  den  Kammern  zuweist. 

«Moser,  deuteohes  Staatsr.  Th.  XVHI.  S.  471— 492.  Leist§47.  Klü- 
ber§240.  H.  A.  Zachariä  B.  I.  §  79.  Zöpfl  B.  I.  §  265.  Weiss,  System 
§284.  S.  487.  Desselben,  Hessisches  Staatsr.  §  64.  S.  217.  v.  Mohl  B.  I. 
J27.  S.  171ff.   V.  Rönne,  B.  I.  §40. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


1.  Von  dem  Staataoberhaupte  oder  dem  Monarchen.  245 

Eine  Ausnahme  wäxe  nur  in  dem  Falle  denkbar,  wenn  der  letzte 
Throninhaber  eine  schwangere  Wittwe  hinterlassen :  Nascitans  pro 
jam  nato  habetur.  In  einem  solchen  Falle  muss ,  unter  Einsetzung 
einer  Begentschaft,  der  Thron  solange  offen  gehalten  werden,  bis  die 
erwartete  Geburt  erfolgt  ist.  Würde  aber  der  Embryo  todt  zur  Welt 
kommen  oder  weiblichen  Geschlechtes  sein,  so  muss  alsdann  der 
fiegierungsantritt  des  zunächst  Berufenen  bis  zum  Tode  des  Vor- 
gängers zurückdatirt  werden.  Ein  ähnliches  Verfahren  würde  statt- 
finden, wenn  eine  Person  den  Thron  bestiegen  haben  sollte,  von  der 
sich  nachträglich  herausstellen  würde,  dass  sie  nicht  oder  wenigstens 
siinächst  nicht  zur  Thronfolge  berufen  wäre.  Da  dieselbe  indessen 
in  der  Zwischenzeit  als  Staatsoberhaupt  verfassungsmässig  aner- 
bmnt  gewesen  ist,  so  würden  auch  ihre  Begierungshandlungen  von 
dem  eintretenden  legitimen  Successor  anerkannt  werden  müssen, 
da  der  Staat  zu  keiner  Zeit  ohne  Oberhaupt  gedacht  werden  kann. 

§  106. 
2)  B«iB  aeglenigtaitritt«  tIbUolie  HudliBg^iL 

In  allen  deutschen  Staaten  ist  es  üblich,  dass  der  neuantretende 
Monarch  durch  gewisse  Handlungen  die  ihm  angefallene  Krone 
feierlich  in  Besitz  nimmt.  Dies  geschieht  regelmässig  durch  ein 
sog.  Besitznahmepatent,  d.h.  eine  öffentliche  Erklärung,  in 
welcher  der  Thronfolger  seinen  Begierungsantritt  öffentlich  kund 
thut.  Seit  unvordenklichen  Zeiten  galt  es  in  Deutschland  als  Her- 
kommen, dass  jeder  neue  Landesherr  bei  seinem  Begierungsantritt 
die  Verfassung,  die  Freiheiten  und  Privilegien  seiner  Lande,  Land- 
stände und  Unterthanen  feierlich  bestätigen  musste^  Mochte 
dies  durch  Eid,  durch  schriftliches  oder  mündliches  Versprechen 
vor  oder  nach  der  Landes-  und  Erbhuldigung  der  Stände  oder 
Unterthanen  geschehen,  so  viel  stand  fest:  Klass  diese  Huldigung 
und  diese  Bestätigung  zwei  ordentliche  Korrelata  und  unzertrenn- 
liche Stücke  seynd«. 

Diesem  alten  deutschen  Herkommen  sind  auch  alle  neuem  Ver- 
&88ungsurkunden  treugeblieben ,  indem  sie  eine  feierliche  Bestäti- 
gung der  Landesverfassung  von  jedem  neuantretenden  Monarchen 


1  Moser,  Von  der  Beichsstände  Landen  S.  1172:  ^^Kann  man  von  irgend 
etwaa  im  deutschen  Staatsrechte  sagen,  dass  es  Keichsherkommen  sei ,  so  ist  es 
dieses :  dass  alle  Landesherm  bei  Einnahme  der  Landes-  oder  Erbhuldigung  ihrer 
Lande,  der  Landst&nde  und  Unterthanen  Freiheiten  zu  bestätigen  pflegen,  ja  sei- 
hige bestätigen  m  fl  s  s  e  n«. 
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verlangen,  entweder  in  wirklicher  Eideeform,  wie. die  bayerische 
(T.  X  §  1)  nnd  die  prenssische  (A.  54),  oder  als  eidliche  ZuBicfaerung 
durch  Patent ,  wie  die  oldenburgißche,  koburg-gothaiBche  und  wal- 
decksche,  oder  als  feierliches,  urkundHch  ausgestelltes  Versprecben 
bei  fürstlichem  Wort,  wie  in  Sachsen,  Württemberg,  Grosshenzog- 
thum  Hessen,  Sachsen- Weimar,  Schwareburg-Sondershauson, 
Beuss  j.  L. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  rechtlichen  Folgen  eintreten,  wenn  der 
Thronfolger  diese  feierliche  Bestätigung  der  Verfassung  abzugeben 
verweigert  oder  unterlässt.  Nach  eineeinen  Verfassungen  weiden 
diese  Folgen  ausdrücklich  festgestellt,  so  nach  der  kobutg-gothai- 
sehen  vom  3.  März  1852  §  159 :  »Bevor  die  über  das  eidlichB  Gelob- 
niss  auf  die  Verfassung  ausgestellte  Urkunde  an  den  Landtag  abge- 
geben worden  ist ,  kann  der  Herzog  keine  Regierungshandlungen 
vornehmen.  In  der  Zwischenzeit  gehen  die  Regierungshandlungen 
von  dem  Ministerium  aus«.  Eine  fast  gleichlautende  Bestimmung 
findet  sich  noch  in  der  oldenburgischen  Verfassung  von  1852  A.  197 
§  3,  während  die  württembergische  Verfassung  §  10  von  der  Lei- 
stung des  königiHchen  Gelöbnisses  nur  das  Recht  des  Thronfolgers 
abhängig  macht,  den  Huldigungseid  in  Empfang  zu  nehmen  ^  Alle 
andern  deutschen  Verfassungen  enthalten  über  die  rechtlichen  Fol- 
gen der  verweigerten  Bestätigung  keine  ausdrücklichen  Bestimmun- 
gen. Unzweifelhaft  ist  es  eine  Verfassungsverletzung,  wenn 
der  neua^tretende  Monarch  es  unterlässt  oder  sich  ausdrücklich 
weigert,  den  vollgeschriebenen  Eid  am  leisten  oder  die  verfassungs- 
mässigen Reversalien  auszustellen.  In  einem  solchen  Falle  würde 
den  Landständen ,  als  den  Vertheidigem  der  Verfassung  tmd  Ver- 
tretern der  Volksredite,  die  Pflicht  obUegen,  Eur  Beseitigung  dieser 
Verfassungsverletzung  alle  gesetzlichen  Mittel  eur  Anwendung  zu 
bringen,  wobei  besonders  die  Anklage  gegen  die  sich  bei  dieser 
WeigeruT^  mitbetheiligenden  Minister  ihre  Rolle  spielen  würde. 
Dagegen  lässt  es  sich  nicht  rechtfertigen ,  wenn  «an  in  der  Unter- 
lassung dieser  verfassungsmässigen  Regentenpflicht  einen  Verzicht 
auf  die  Krene  ^ückt  oder  deducirt,  dass  wen]gs4ieiis  die  Ausübung 

^  Es  darf  daher  nicht  mit  Mo  hl  B.  1.  S.  172  angenommen  werden,  dass  diese 
Zusicherung  eine  aufschiebende  Bedingung  der  gesetzlichen  Erwerbung  der 
Krone  sei  und  dass  das  württembergische  Volk  erst  nach  Ertheilung  dieser  Zu— 
Sicherung  dem  Thronfolger  Gehorsam  schuldig  sei,  wie  dies  von  Reyscher, 
Public.  Versuche  S.  277,  richtig  ausgeftthrt  wird.  Anders  stand  freilich  die  Sache 
nach  dem  Tflbinger  Vertrage  von  1514,  welcher  gansauf  den thundsäUen  des 
alten  Territorialstaatsrechtes  ruhte. 
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der  Begierungsrechte  solange  suspendirt  bleiben  müsse ,  bis  der 
Veifassnngseid  geleistet  sei.  Es  ist  nnjnristiseh,  bei  völligem  Still- 
schweigen der  Verfassungen,  ein  solches  weitgehendes  Prinzip  hin- 
einzutragen, welches  schliesslich  bei  entschieden  bösem  Willen  und 
verfasstingsfeindlichem  Geiste  des  Thronfolgers  nicht  einmal  die 
genügende  Sicherheit  bieten  wurde.  Vielmehr  ist  nach  deutsch-mon- 
archischem Staatsrechte  anzuerkennen,  dass  sowohl  der  Verfassungs- 
eid des  Tlironfolgers,  als  die  Huldigung  der  ünterthanen  juristisch 
keine  andere  Bedeutung  haben,  als  schon  bestehende  rechtliche 
Verpflichtungen  feierlich  zu  bestätigen.  Weder  hängt  die  fortdau- 
ernde Criltigkeit  der  Landesverfassung  von  der  Bestätigung  des  neuen 
Monarchen,  noch  die  staatsbürgerliche  Gehorsamspflicht  der  Unter- 
dianen von  der  Leistimg  des  Huldigungseides  ab  (Klüber§246. 
Rey scher  a.  a.  O.  S.  278).  Man  hat  übrigens  in  neuerer  Zeit 
vielfach  von  einer  allgemeinen  Landeshuldigung  Abstand  genommen 
nnd  begnügt  sich  mit  dem  Eide  der  Volksvertretung,  so  in  Preussen 
und  in  Bayern. 


IV.   Rechtliches  Verhältniss   des  Thronfolgers  zu  seinem 

Vorgänger. 

§  107. 

l)  TreüBUig  der  StaatstaceeMioi  von  der  Prlvatrerlasmui^aft  i 

In  jedem  Monarchen  ist  eine   doppelte  Persönlichkeit  zu 

unterscheiden ,  die  öffentlich-rechtliche  des  Staatsoberhauptes  und 

die  privat-rechtliche  des  Privatmannes.    Mag  die  erste  wegen  ihrer 

hervorragenden  Wichtigkeit  die  zweite  noch  so  sehr  verdunkeln,  so 

lasst  sich  letztere  juristisch  doch  nicht  ignoriren  und  verdient  vor 

allem  Beachtung  beim  Tode  des  Monarchen ,  durch  welchen  beide 

.  Persönlichkeiten  regelmässig  auseinanderfallen. 


>  Moser,  Staatsr.  Th.  XXVI.  S.  61—191.  Dessen  Persönliches  Staatsrecht 
Th.  n.  S.  532—584.  Dessen  Familienstaatsrecht  Th.  11.  S.  1167.  Das  Haupt- 
werk aus  Reichszeiten  ist  A.  F.  H.  P  o  s  s  e ,  Ueber  die  Sonderung  reichsstindi- 
•chermid Privatverlassenschaft.  Göttingen  1790.  Leist§40.  Gönner  §2S9. 
Xlllber§243.  ZachariaB.  I.  $  75.  ZöpflB.  I.  $  263.  Held,  S7vteniB.U. 
S.  122.  VgL  auch  mein  Gutachten  über  die  Eigentiiumsansprüdie  der  Krone 
Preussen  an  die  Düsseldorfer  Gallerie  (aus  der  Praxis  des  Staats-  und  Privat- 
rechts N.  I.  S.  23,  wo  die  ganze  Frage  nach  filterem  Territorialstaatsreehte  aus- 
f&fatydi  von  mir  erörtert  worden  ist). 
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Bei  den  noch  mifextigcn  staatHchcii  Charakter  der  deutsclieii 
Teakonm  machte  gende  diese  Frage  in  Theorie  dnd  Praais  zu 
Beiehueiteii  grosse  Sekwioigkeiteiu  Man  wandte  bei  Erörterung 
dieser  Frage  die  ganz  unpassenden  Gmndsätze  der  separatio  fendi 
ab  albidio  an.  wobei  die  staalsrechtUche  Begenteneigenschafl  des 
Forsten  ToIHg  nbeisefaen  wurde.  Zuerst  schied  Moser  zwischen 
Htaats-  und  PriTatrerlassenschaft  und  begründete  dadurch  einen  Fort- 
schritt. Posse  behandelte  diese  Lehre  zuerst  in  monographischer 
Darstdfamgf  doch  machte  auch  er  noch  eine  Menge  jetzt  völlig  über- 
flüssiger Unterscheidungen,  wie  überhaupt  zu  Beichszeiten  das  fort- 
währende Einmischen  lehenrechtlicher  Grundsätze  hier  eine  klarere 
Einsicht  Terfainderte.  Erst  durch  die  geläuterte  staatsrechtliche  Auf- 
fassung der  Neuzeit  ist  eine  sichere  wissenschaftliche  Beg^ründung 
der  Lehre  möglich  geworden. 

Vor  allem  ist  der  schiefe  Begriff  einer  sog.  S  t  aats  v  e  rlas  sen- 
Schaft  ganz  aufzugeben.  Der  Staat,  als  personliches  Gemeinwesen, 
ist  in  keiner  Weise  Objekt  eines  Erbrechts,  eine  Staatsyerlassenschaft 
existirt  nicht,  denn  der  Staat  stirbt  nicht.  Mdritas  non  moriturt. 
Weder  die  Staatsgewalt,  noch  das  Staatsvermögen  erfahrt  durch  den 
Tod  des  Throninhabers  juristisch  eine  Veränderung.  Die  Thronfolge 
bestimmtnur  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  derjenigen  phy- 
sischen Personen ,  welche  berufen  sind,  die  Stelle  des  Staatsober- 
hauptes  einzunehmen.  Da  aber  der  Monarch  bei  seinen  Lebzeiten, 
kraft  der  von  ihm  innegehabten  Staatsgewalt,  berechtigt  ist,  über  .das 
Staatsvermögen  verfassungsmässig  zu  verfügen,  und  dasselbe  sich  in 
seiner  Hand  mannigfach  mit  seiner  persönlichen  Yermögenssphäre 
vermischen  kann,  so  ist  auch  häufig  noch  heutzutage  eine  Scheidung 
zwischen  dem  thatsächlich  vermischten  Staatsvermögen  und  der  Pri- 
vaterbschaft des  Monarchen  zu  vollziehen;  nur  ist  diese  Scheidung, 
bei  der  grundsätzlichen  Trennung  des  fürstlichen  Privathaushaltes, 
viel  leichter  durchzuführen,  als  iu  der  patrimonialen  Ordnung  des 
Territorialstaates . 

Dem  Staatssuccessor ,  als  dem  neueintretenden  Träger  der' 
Staatsgewalt,  bleibt  alles,  was  mit  dieser  nothwendig  zusammen- 
hängt. Dahin  gehören  alle  finanziellen  Erträge  derselben,  alle  be- 
weglichen und  unbew^lichen  Sachen,  welche  der  Befriedigung  von 
Staatsbedürfnissen ,  also  auch  der  Repräsentation  des  Monarchen 
dienen,  alle  öffentlichen  Grundstücke  und  Gebäude,  öffentliche 
Sammlungen,  Vorräthe  an  Naturalien  und  baarem  Gelde  in  den 
Staatskassen,   alles  Staats  vermögen,   welches  unter   dem   Namen 
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»FisknsG  begriffen  wird.  Alles  dies  mit  der  Staatsgewalt  verbundene 
Staatsvermögen  ändert  mit  dem  Thronwechsel  den  Eigenthümer  gar 
nicht,  unterliegt  aber  von  nun  an  der  verfassungsmässigen  Ver- 
fügung des  neuen  Staatsoberhauptes,  ebenso  wie  es  der  seines  Vor- 
gangers bis  zu  dessen  Tode  unterworfen  war.  Diese  Dinge  dürfen 
nach  dem  Ausdrucke  der  bayerischen  Verfassung  Tit.  III,  welche 
hier  geradezu  als  der  typische  Ausdruck  des  allgemeinen  deutschen 
Bechtsbewusstseins  zu  betrachten  ist ,  »im  Falle  der  Sonderung  des 
Staatsvermögens  von  der  Privatverlassenschaft  nicht  in  das  Inven- 
tarimn  der  letztem  gebracht  werden«. 

Was  der  Monarch  dagegen  vor  seiner  Thronbesteigung  bereits 
besessen,  ebenso,  was  er  später  aus  Frivatmitteln,  z.  B.  den  Erspar- 
nissen der  Civilliste  erworben  und  nicht  aus  freiem  Willen  und  auf 
erkennbare  Weise  dem  Staatsvermögen  einverleibt  hat,  ist  sein  reines 
Privatvermögen,  in  welches  die  gewöhnliche  privatrechtliche 
Erbfolge,  sowie  eine  letztwillige  Verfugimg  stattfindet,  soweit  nicht 
Uer  hausgesetzliche  oder  Verfassungsbestimmungen  beschränkend 
im  Wege  stehend  Der  Staatssuccessor  kann  möglicher  Weise  zu- 
gleich Civilerbe  des  verstorbenen  Monarchen  sein.  Diese  privat- 
lechtlichen  Verhältnisse  sind  aber  von  der  Thronfolge  völlig  unab- 
hängig. Beide  Eigenschaften,  die  des  Thronfolgers  und  des  Privat- 
erben^ bleiben  vielmehr,  ungeachtet  ihrer  zufälligen  Verbindimg  in 
Einer  physischen  Person ,  ebenso  unabhängig  von  einander ,  als  sie 
es  sein  würden ,  wenn  sie  nicht  in  Einem  Individuum  vereinigt  wä- 
ren. Sollte  heutzutage  ein  Streit  entstehen,  ob  ein  Gegenstand  zum 
Staatsvermögen  oder  zur  Privatverlassenschaft  des  letzten  Monarchen 
gehört,  so  würde  dieser  Streit  civilprocessualisch  zwischen  dem  Fis- 
kus und  den  Erben  des  verstorbenen  Monarchen  entschieden  werden 
müssen. 


*  Eine  derartige  Bestimmung  findet  sich  z.  B.  in  der  bayerischen  Verfassung 
ni,  §  1 :  «womach  alle  neuern  Erwerbungen  aus  Privattiteln  an  unbeweglichen 
Gütern,  sie  mögen  in  der  Haupt-  oder  in  der  Nebenlinie  geschehen,  wenn  der 
erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht  darüber  verfügt  hat,  in  den  Erbgang 
des  Mannsstammes  kommen  und  als  der  Gesammtmasse  einverleibt  angesehen 
werden«.  Nach  der  Königlich  Sächsischen  Verfassungsurkunde  §  21  fällt  sogar  der 
ganze  Frivatnachlass  des  Königs,  falls  er  darüber  nicht  verfügt  hat ,  an  das  mit 
der  Staatssuccession  sich  vererbende  Hausfideikommiss ;  es  giebt  also  gar  keine 
Beerbung  des  Königs  ab  intestato.  Andere  Verfassungen  lassen  dagegen  die  land- 
lechtliehe  Intestaterbfolge  in  das  Privatvermögen  zu,  so  die  Württembergische 
i  102,  die  Grossherzoglich-Hessische  §  8,  die  Sachsen-Meiningsohe  §  37,  die 
Altenburgische  §  22  und  23. 
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§  108. 
2)  TerhUtniti  dei  Maobfolgeri  zu  den  RegeitenhaiidliuiKeii  Oei  Torglni^ersi. 

Während  es  sich  bei  der  Trennung  der  Staatssuccession  von  der 
Privatverlassenschaft  um  die  Grenzregulirung  zwischen  den 
Gebieten  des  Staats-  und  Privatrechtes  handelt ,  ist  die  Frage ,  ob 
und  inwieweit  ein  Nachfolger  die  Regierungshandlungen  seines 
Vorgängers  anzuerkennen  und  zu  vertreten  habe,  rein  Staats- 
rechtlicherNatur.  Aber  diese  rein  staatsrechtliche  Frage  wurde 
lange  Zeit  durch  die  Einmischung  privatrechtlicher  Anschauungen 
getrübt  und  verwirrt.  Obgleich  auswärtige  Juristen 2,  wie  Bai  du  s 
und  Hugo  Grotius,  vom  Standpunkte  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes schon  früh  richtige  Grundsätze  ausgesprochen  hatten,  so 
konnten  sich  die  deutschen  Juristen  noch  lange  nicht  aus  ihrer  civi- 
listischen Beschränl^theit  zu  einem  hohem  otfentlich-rechtlichen 
Standpunkte  erheben.  Lange  Zeit  legten  sie  besondem  Werth  auf 
den  verhältnissmässig  unbedeutenden  Umstand,  ob  der  Thronfolger 
auch  zugleich  Erbe  seines  Vorgängers  geworden  sei;  denn  in  die- 
sem^  Falle  sah  man  ihn  als  TJniversalsuccessor  an,  welcher 
ohne  Unterschied  alle  Handlungen  seines  Vorgängers  zu  vertreten 
habe.  War  er  aber  dies  nicht  geworden,  so  betrachte  man  ihn  als 
Singularsuccessor,  welcher,  ex  pacto  et  Providentia  majorum 
succedirend,  durchaus  nicht  zur  Anerkeimung  der  Handlungen  sei- 

>  Moser,  Staatsr.  XXIII.  S.  408  ff.  Desselben  PereönlidieB  Staatoreeht 
Th.  U.  S.  211--238.  Patter,  primae  lineae  §64.  Jok.  Pet.  de  Ludewig, 
opuBC.  miac,  T.  I.  S.  539—646.  de  Gramer,  opusc.  T.  11.  nr.  3.  S.  42.  T.  IV. 
nr.  14.  S.  386.  Pf  ef  f  inger,  vitr.  illustr.  T.Itl.  p.  1243.  Die  ganze/filtere  staats- 
rechtliche Literatur  ist  indemen  überflüssig  gemacht  durch  C.  Chr.  A.  H.  v. 
Kamptz,  Erörterung  der  Verbindlichkeit  ^  weltlichen  ReiehsfATStea  aus  den 
Handlungen  seines  Vorfahren.  Neustrelitz  1800,  wo  sich  eine  eingehende  dog- 
mengeschichtliche  Entwickelung  dieser  ganzen  Lehre  findet.  Leist§48.  Gön- 
ner§244.  Klüber§252.  Zöpfl  L  §  266.  ZachariäB.  L  §  76— 78.  v.  Ger- 
ber §31.  S.W.  V.  Pözl§150.  V.  RönneB.  I.  §41.  S.  144ff. 

^  Baldus  in  seinen  Oonsil.  Lib.  I.  cons.  27.  sagt:  »Imperator  in  persona 
mori  potest,  sed  ipsa  dignitas,  officium  imperatoris  immortale  est ;  quae  faeiunt 
itaque  reges,  nomine  non  suo,  sed  regni  i.  e.  gentis  suae,  illa  obligant  gen- 
tem  et  principem  ejus  successorem ,  nisi  laederent  ipsa  facta  regnum,  quia  regni 
tutela  est eommissa,  non  dilapidatio«.  von  Kamptz,  S.  67.  H.  Grotius,  de 
jure  belli  ac  pacis,  Lib.  11.  cap.  XIV,  »de  eorum,  qui  summum  Imperium  ha- 
bent,  promissis  et  oontractibus  et  juramentis«,  wo  ganz  richtig  die  actus  regit  et 
privat  unterschieden  werden.  Auch  bei  einzelnen  spfitem  Schriftstellem  Mofat 
einmal  die  richtige  Auffassung  sporadisch  durch,  so  sagt  z.  B.  Treutier,  ocm- 
sil.  et  resp.  Vol.  I.  Cons.  59  n.  10 :  4n  principe  duae  concurrunt  personae,  una 
est  immortaHs,  quae  semper  durat,  numquam  moritur.  Unde  successor  pro  una 
eademque  persona  cum  praedecessoribus  habetur«. 
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nes  Vorgängers  verbunden  sei  ^ .  Später  misclite  man  auch  die  Grund- 
sätze des  langobardischen  Lehenrechtes  ein  und  unterschied,  ob  der 
Nachfolger  der  Sohn  oder  der  Agnat  des  letztverstorbenen  Regenten 
sei,  indem  man  den  Sohn,  welcher  nach  11  F.  45  nothwendig  auch 
Allodialerbe  seines  Vaters  werden  musste,  für  gebunden  an  die 
Handlungen  seines  Vaters  erklärte,  während  man  beim  Agnaten  eine 
solche  Gebundenheit  an  die  Handlungen  des  Vorgängers  nicht  an- 
nahm 2.  Erst  langsam  und  allmählich  brach  sich  in  Deutschland  in 
Theorie  und  Praxis  der  Grundsatz  Bahn :  »dass  der  Nachfolger  schul- 
dig sei,  alle  diejenigen  Verbindlichkeiten,  die  sein  Vorfahr  ver- 
möge der  Landeshoheit  und  als  B43gent  eingegangen  habe ,  soweit 
anzuerkennen  und  zu  erfüllen  als  der  verstorbene  Fürst  selbst  dazu 
Terbunden  gewesen  wäre,  indem  er  hier  als  Repräsentant  des  Staates 
gehandelt  habe  und  dieser  somit  das  eigentlich  verpflichtete  Subject 
sei«.  tKese  besonders  von  Kamptz  mit  grosser  Klarheit  durchgeführte 
Ansicht  war  in  den  letzten  Reichszeiten  die  herrschende  •,  doch  war 
es  immerhin  bedenklich,  dass  man  als  eine  Ausnahme  von  der  Regel 
zuliess:  »insofern  die  Handlungen  nicht  gegen  die  Wohlfahrt  des 

<  Diese  sehr  tiefgevurselte  Ansicht  bekämpfte  Kamptz  zuerst  sehr  ener- 
gisch a.  a.  O.  S.  177 :  »Die  Stammgutsgrundsätze  sind  auf  die  öffentlichen  Hand- 
lungen eines  Fürsten  unanwendbar ;  jene  haben  die  Erhaltung  der  Güter  in  einem 
einzigen  Frivatgeschlechte,  den  Glanz  und  die  Wohlfahrt  dieses  Geschlechtes 
zum  höchsten  Zwecke,  diese  aber  die  Haltung  und  Wohlfahrt  des  Staates,  dort 
handelt  der  Besitzer  im  eignen  Namen,  hier  im  Namen  des  Staates.  Der  Nach- 
folger erhalt  die  Landeshoheit  nicht  blos  vermöge  einseitiger  Vorsorge  seines 
Ahnherrn,  sondern  auch  aus  Verträgen  mit  dem  Reichsoberhaupte  und  den  Land- 
stladen,  folglich  nicht  blos  so  wie  der  Ahnherr  sie  verlassen,  sondern  wie  der 
Staatszweck  sie  nach  und  nach  modificirt  hatte.  Er  ist  nicht  Erbe  einer  Sache, 
sondern  durch  Erbrecht  berufener  Nachfolger«. 

2  C.  Chr.  A.  H.  V.  Kamptz,  Versuch  über  das  langöbardisehe  Lehengesetz 
n.  F.  45.  Göttingen  1794. 

3  So  sagt  Patt  er,  primae  lineae  §  64:  »Successor  in  territorio  quiounque 
demum  fuerit,  ea  quae  antecessor,  tamquam  dominus  territorii,  legitime  in  vim 
obligationis  perpetuae  peregit,  indistincte  praestare  tenetur«.  Berühmt  ist 
die  Erklärung  Kaiser  Franz'  II.  an  die  Kurfürsten  vom  7.  September  1796 :  »Man 
überlässt  es  hierbei  einem  jeden,  die  weitaussehenden  Folgen  zu  berechnen, 
welche  nothwendig  in  ganz  Deutschland  entstehen  würden,  wenn  je  die  Meinung 
herrschend  werden  soUte,  dass  der  Nachfolger  in  der  Regierung  an  die  Hand- 
lungen seiner  Vorfahren,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  regierende  Fürsten  vor- 
genommen haben,  der  Regel  nach  nicht  gebunden  sein  sollte«.  Aehnlich  erklärte 
sich  auch  König  Georg  I.  von  Grossbritannien  1718  gegen  den  willkürlichen 
Herzog  Karl  Leopold  von  Mecklenburg ;  auch  die  kursächsischen  Stände  pro- 
testirten  1689  gegen  die  Ansicht:  »dass  der  Nachfolger  in  der  Regierung  die 
Handlungen  und  Verschreibungen  der  Vorfahren  anzuerkennen  nicht  verbun- 
den sei«.  Reyscher,  Die  Rechte  des  Staates  an  Domänen  und  Kammergütem, 
1863.  S.  245. 
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Staates  laufen«,  indem  durch  diese  Klausel  der  willkürlichsten 
Beurtheilung  Spielraum  gegeben  war.  Erst  im  heutigen  Staatsrechte 
findet  diese  Frage  ihre  einfache,  selbstverständliche  Beantwortung. 
Durch  den  Thronwechsel  wird  in  den  wohlbegründeten  Rechtsver- 
hältnissen des  Staates  nicht  das  Mindeste  geändert.  Es  wird  dadurch 
nichts  andres  bewirkt,  als  dass  dieselbe  dauernde  Staatsgewalt 
einen  neuen  Träger  erhält.  Es  ist  daher  für  die  Verbindlichkeit  eines 
staatlichen  Aktes  gleichgiltig,  ob  ihn  der  jetzige  Herrscher  oder  sein 
Voigänger  vollzogen  hat.  Beide  sind  im  staatsrechtlichen  Sinne  eine 
und  dieselbe  Person:  »successor  pro  una  eademque  persona  cum 
praedecessoribus  habetur«.  Hieraus  ergeben  sich  für  die  praktische 
Anwendung  folgende  Sätze : 

1)  In  der  heutigen  Staatspraxis  sind  die  Formen  und  sonstigen 
Voraussetzungen  einer  Regienmgshandlung  dermassen  festgestellt, 
dass  nicht  leicht  ein  Zweifel  über  das  Vorhandensein  einer  solchen 
entstehen  kann;  wenigstens  kann  überall,  wo  die  verfassungsmäs- 
sige Form  fehlt,  z.  B.  die  Kontrasignatur  der  Minister,  nur  von 
einer  Privathandlung  des  Fürsten  die  Bede  sein,  welche  den  Staats- 
successor,  als  solchen,  nichts  angeht. 

2]  Alle  wirklichen  Regierungshandlungen  eines  Vorgängers 
binden  den  Nachfolger  ganz  so ,  als  wenn  sie  von  ihm  selbst  ausge- 
gangen wären.  Eine  ausdrückliche  Anerkennung  eines  Staatsaktes 
durch  den  Nachfolger  kann  politisch  zweckmässig  sein ,  rechtlich 
nothwendig  ist  sie  nicht.  Diese  dauernde ,  vom  Wechsel  der  phy- 
sischen Herrscherpersönlichkeit  unabhängige  Rechtsverbindlich- 
keit bezieht  sich  auf  alle  Arten  staatlicher  Akte  ohne  Ausnahme ; 
mag  es  sich  um  Erlassung  eiiier  Verfassung,  um  Sanktion  eines 
Gesetzes,  um  verfassungsmässig  kontrahirte  Staatsschulden,  um 
Gnadenbezeigungen,  Privilegien,  Anstellungen  im  Staatsdienste 
handeln;  selbst  formlich  ertheilte  Expektanzen  auf  Lehen  oder  auf 
Staatsämter  ^  müssen  respektirt  werden ,  wenn  sie  nicht  an  und  fiir 
sich,  durch  Verfassung  und  Gesetz  ausgeschlossen  sind. 

3)  Widerrufen  oder  annulliren  kann  der  Nachfolger  nur 


1  Ueber  die  Verbindlichkeit  von  Lehensexpektanzen  wurde  sonst  viel  ge- 
stritten mit  Rücksicht  auf  II.  F.  26  §  2.  v.  Kamptz  a.  a.  O.  S.  229.  H.  A. 
ZachariäB.  I.§77  Nr.  5.  In  mehreren  Verfassungen  sind  jetzt  Anwartschaf- 
ten auf  öffentliche  Aemter  verboten.  Bayerische  Verfassung  Tit.  in.  §  5.  Gross- 
herzoglich-hessische  Verfassungsurkunde  §  48.  Anwartschaften  auf  künftig  der 
Krone  heimfaUende  Lehen  verbietet  ausdrücklich  die  bayerische  Verfassungsur- 
kunde  Tit.  III.  §  6.  die  königlich  sächsische  Verfassungsurkunde  §  17. 
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solche  Regieningsakte  seines  Vorgängers,  welche  an  und  für  sich, 
nach  den  bei  ihrer  Vornahme  geltenden  Bechtsgrundsätzen,  ungu- 
te waren;  er  ist  dazu  ganz  in  derselben  Weise  befugt,  wie  der  Vor- 
gänger selbst,  welcher  durch  einen  an  sich  nichtigen  Akt  ebenso- 
wenig gebunden  gewesen  Ynkte.  Eine  einseitige  Aufhebung  aus 
andern  Gründen,  z.  B.  aus  Bücksichten  auf  das  vermeintliche  Staats- 
wohl,  oder  unter  Berufung  auf  gewisse  theoretische  Grundsätze, 
z.  B.  das  sogenannte  monarchische  Prinzip,  ist  durchaus  rechts- 
widr%,  ein  Angriff  auf  die  Kontinuität  des  Staates  selbst.  Der 
schwerste  Bechtsbruch  dieser  Art  in  unserm  Jahrhundert  war  die 
einseitige  Aufhebung  des  hannoverschen  Staatsgrundgesetzes  vom 
26.  September  1833  durch  das  Patent  König  Ernst  Augustes  voni 
I.November  1837. 

4)  Dag^^n  kann  der  Nachfolger  jede  Begierungshandlung 
semes  Vorgängers  auf  verfassungsmässigem  Wege  abändern, 
wie  dies  der  Vorgänger  selbst  gekonnt  hätte,  denn  es  giebt  im 
Staatsleben  nichts ,  was  auf  alle  Zeiten  unabänderlich  wäre ,  keine 
lex  in  perpetuum  valitura.  Dabei  versteht  sich  von  selbst,  dass  eine 
derartige  verfassungsmässige  Abänderung  keine  rückwirkende  Kraft 
bat  und  mit  Achtung  aller  unterdessen  wohlerworbenen  Bechte  vor. 
sich  gehen  muss. 

Die  hier  entwickelten  Prinzipien  sind  für  unser  heutiges 
Hechtsbewusstsein  so  selbstverständlich,  dass  nur  einzelne  Verfas- 
sungen kleinerer  Staaten  es  für  nöthig  befunden  haben,  sie  aus- 
drücklich zu  bestätigen  (Sachsen-Altenburg  §  14.  Beuss  j.  L.  §  44. 
Sehwarzburg-Sondershausen  1857  §44). 


Dritter  Abschnitt. 

Stellvertretung  des  Monarchen. 

§  109. 
Im  Allgemeinen. 
Der  Monarch  kann  aus  verschiedenen  Gründen ,  auf  kürzere 
oder  längere  Zeit,  an  der  Ausübung  seines  Begentenberufes  gehin- 
dert sein.  Da  durch  eine  solche  Verhinderung  einerseits  das  Be  ch t 
auf  die  Innehabung  der  monarchischen  Gewalt  nicht  aufgehoben 
wird ,  andrerseits  der  Staat  keinen  Augenblick  des  Herrschers  ent- 
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beliieukann,  so  wird  für  solche  Fälle  eine  Vertretung  des  Mon- 
archen nothwendig.  Je  nach  der  Art  und  der  Zeitdauer  der  Ver- 
hinderung nimmt  diese  Vertretung  einen  verschiedraien  Charakter 
an  f  die  ist  entweder 

I.  eine  Vertretung  aus  eigenem  Rechte  und  mit  selbständiger 
{Staatsrechtlicher  Befugniss,  meist  auf  eine  längere  Zeitdauer  be- 
rechnet, Begent Schaft,  oder 

II.  eine  blos  vorübergehende ,  lediglich  im  Auftrage  des  Mon- 
archen geübte  Vertretung  für  kürzere  Zeit,  ohne  jede  eigene  staats- 
rechtliche Befugniss,  Stellvertretung  im  engem  Sinne. 


L  Die  Kagentschaft^ 

§110. 
Standpunkt  der  Erörterung. 
Es  liegt  im  Wesen  der  Erbmonarchie,  dass  durch  die  Succes- 
sioiisordnung  ein  Individuum  auf  den  Thron  berufen  werden  kann, 

*  KoBer,  Staatsreoht  Th.  XYII.  und  XYIII.,  dessen  Fers.  Btaatoeoht 
Th,  I.  S.  288—609.  Pfeffinger,  Vitr.  üluBtr.  Tit.  HL  F.  XX.  Tom.  IV. 
p.  112—154.  Pütter,  primae  lineae  L.  11.  cap.  2.  p.  128.  Leist,  §  49. 
Gö n ner  §  245.  Die  älteren  Werke  in  Pütter'  s  Lit.  Th.  m.  S.  779  und  Klü - 
be  TB  Forts.  H.  F.  C.  ▼.  Lyncker's  AMiandlung  von  dev  Vormundaehaftsbe- 
atellung  bei  Privat-  und  eriauchten  Personen.  1790—1791.  2  Thle.  bes.  Th.  1. 
8.  *22i,  wo  namentlich  über  die  im  sächsischen  Hause  vorgekommenen  Fälle  aus- 
fahrliche  Mittheilungen  sich  finden.  J.  F.  Reitemeier,  Grundsätze  der  Re- 
j^^Dtflchaft  in  Bouveränen  und  abhängigen  Staaten  (Berlin  1789),  behandelt  die 
Lehre  vom  Standpunkte  dcB  allgemeinen  StaatsrechtCB.  A.  Müller,  Ueber 
Kegentenbevormundung.  Ilmenau  1822,  und  C.  W.  S  eben ck ,  Ueber  Regenten- 
bevormundung, Stände  und  Btändiflohe  VerfaBsung.  Ilmenau  1823.  H.  Zöpfl, 
Dit;  Reg^erungBvormundBchaft  im  VerhältniBB  zur  LandcBverfaBBung.  1830. 
Auaführlich  und  gründlich,  unter  Angabe  und  Benutzung  der  gcBammten  älteren 
Literatur,  behandelt  den  Gegenstand  Wilh.  Theod.  Kraut,  Die  Vormund- 
Bchüft  nach  den  Grundsätzen  des  deutschen  Rechtes  B.  III.  S.  111 — 216.  Von 
neuern  Lehrbüchern  sind  besonders  zu  vergleichen:  Klüber,  Oeffentlichea 
Hecht §247.  Weiss,  §299.  H.  Zöpfl,  Grundsätze  B.  I.  §238.  H.  A.  Za- 
chariä,  B.  L  §80.  Held,  System  B.  11.  S.  267  ff.  §  352  ff.  v.  Gerber. 
§3K  V.  Mohl,  Württemb.  Staatsr.  B.  L  §  60  ff.  Pözl,  §152—154.  Weiss, 
Heosen-Darmst.  Staatsrecht  §  65.  S.  220.  Schweitzer,  Oeffentliches  Recht 
des  Oxossherzogthums  Weimar  §  27.  Für  Preussen  v.  Rönne,  B.  I.  §  81  ff. 
B.  1179,  zwei  Aufsätze  in  den  preussischen  Jahrbüchern.  B.  IE.  S.  352 — 354. 
8.  438—458.  Materialien,  Zur  Geschichte  der  Regentschaft  in  Preussen. 
Berlin  1859.  Femer:  v.  Mohl,  Ueber  die  stAndisohen  Rechte  in  QjBziehuBg 
aufKeichsverwesung.  Staatsrecht,  Völkerrecht  und Polit.  B.I.  S.  144 ff.  PözTb 
An.  Regentschaft  in  BlunUchli's  Staatsw.   B.  VIII.  S.  563—575,  auch  die  Mo- 
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welches  nicht,  oder  wenigstens  noeh  nicht  fähig  ist,  die Regenten- 
pflichteiL  zn  eifiillen.  Wo  desshalb  keine  Ansschliessuag  eines  sol- 
ehen  Indmdnnms  stattfindet,  xnuss  eine  gesetzliche  Vertretung  aus 
eigenem  Rechte  eiatrelen,  völlig  unabhängig  von  dem  Begierungs- 
mfahigen,  welcher  ja  auch  nicht  fähig  ist,  selbst  für  eine  Vertretung 
seiner  Person  zu  sorgen.  Da  das  auf  den  Thron  berufene ,  zur  Re- 
penmg  eigentUch  berechtigte  Subjekt  seinen  Beruf  nicht  erfUllen 
kann,  so  bedarf  der  Staat  eines  interimistischen  Oberhaup- 
tes. Es  tritt  also  der  Fall  ein,  da«s  die  volle  Ausübung  des 
Monarchischen  Rechtes  von  dem  nicht  angehobenen,  aber 
einstweilen  ruhende  n  Rechte  des  Monarchen  getrennt  wird. 

Die  Unfähigkeit  des  Mittelalters,  privatrechtliche  und  Staats- 
leddlidie  Verhältnisse  scharf  auseinanderzuhalten,  zeigt  sich  auf 
Aie  s  e  na  Gebiete  in  besoaaders  auffallender  Weise.  Wie  man  den  Be* 
gitf  der  Staatssuceession  durch  die  Einmischung  privatre cht- 
lieber  Erbgrundsitze  verlov,  so  legte  man  hier  die  Prinzipien  der 
Vormundschaft  zu  Grunde.  Hier  wie  dort  wurde  ein  allerdings 
analoges  Verhältniss  des  Privatrechtes  als  leitendes  Princip  eines 
öffentlich-rechtlichen Institus  angewendet.  Die  Bevormundung, 
welche  ein  minderjähriger  Fürst  ebensowenig  entbehren  kann,  wie 
eine  Privatperson ,  wurde  auch  auf  seine  landesherrliche  Stellung 
übertragen  imd  derjenige,  welcher  ihn  als  Landesherm  vertrat, 
ledigHch  als  Vormund  betrachtet.  Man  legte  den  Schwerpunkt 
auf  das  Recht  des  zu  bevormundenden  Fürsten,  nicht  auf  die  Noth- 
wendigkeit,  dass  das  Land  jeder  Zeit  eines  regienmgsfähigen  Herr- 
schers bedarf.  Man  zog  daher  lehenrechtliche  Grundsätze,  das 
dfutsch-rechtliche  Mundium  und  die  römischen  Institute  der  Tutela 
und  Cura  in  der  ungehörigsten  Weise  herbei  imd  behandelte  die 
Bevormundung  des  unmündigen  Fürsten  in  Bezug  auf  seine  privat- 
lechtlichen  Verhältnisse  nach  ganz  gleichen  Grrundsätzen ,  wie 
seine  Vertretung  als  Landesherr.  Erst  in  den  letzten  Reichszeiten 
gewann  die  staatsrechtliche  Betrachtungsweise  bei  den  bessern 
Beichfipublicifiten  an  Boden;  doch  zeigt  sich  auch  bei  ihnen  inuner 
noeh  eine  grosse  Unklarheit.  Wie  sich  das  Territoriaktaatsrecht  zu 
Reichszeiten  überhaupt  nie  vollständig  von  patrimonialen  und  pri- 
utrechtUchen  Zusätzen  reinigte ,  so  vollzog  sich  auch  auf  diesem 
Gebiete  die  volle  Auseinandersetzung  der  disparaten  Elemente  erst 
in  unserem  Jahrhundert  nach  Auflösung  des  Reiches.  Dies  geschah 

tive  nm  Entwurfe  des  badisohen  RegentsehaftsgesetMB.  Boil.  m  den  stenogt. 
Ptot.  vom  30.  Januar  1862.  Nr.  142. 
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besonders  in  den  neuem  Verfassungsurkunden ,  welche  'dem  wich- 
tigen Institute  der  Regentschaft  meist  einen  besondem  Abschnitt 
widmen.  Es  gilt  nun,  diesen  wichtigen  Fortschritt  in  unserem  prak- 
tischen Staatsleben  auch  theoretisch  zu  verwerthen.  Vor  allem 
ist  daher  die  Vormundschaft  über  die  Person  und  das  Vermögen 
eines  unmündigen  Fürsten  durchaus  von  seiner  Vertretung  als  Lan- 
desherr zu  trennen^.  Es  ist  von  staatsrechtlichem  Gesichtspunkte 
aus  ebenso  gleichgiltig,  ob  der  Regent  zugleich  Vormund  des  un- 
mündigen Fürsten  ist  oder  nicht ,  wie  für  den  Staatssuccessor  der 
Umstand,  ob  er  zugleich  Privaterbe  seines  Vorgängers  geworden 
ist  oder  nicht.  Ueberhaupt  muss  jede,  wenn  auch  nur  analoge  Be- 
ziehung der  Regentschaft  zum  Institute  der  Vormundschaft  aufge- 
geben werden  und  es  trägt  nur  zur  Verewigung  der  alten  Unklarheit 
bei,  wenn  man  auch  heutzutage  noch  mit  Zachariä  von  einer 
»RegierungsYormundschaft«  redet  oder  sogar,  wie  Zopfl, 
die  ganze  Privatvormundschaft  des  fürstlichen  Hauses  in  das  Staats- 
recht hereinzieht. 

§  in. 
2)  Gründe  einer  eintretenden  Regentiehaft 

Der  gewöhnlichste  Fall,  in  welchem  eine  Regentschaft  noth- 
wendig  wird,  ist  die  Minderjährigkeit  des  Monarchen.  Nur  für  die 
Kurfürsten  war  ein  Volljährigkeitstermin  reichsgesetzlich  festge- 
stellt durch  die  Goldne  Bulle  VII  §  4,  und  zwar  auf  das  vollendete 
18.  Jahr.  Heutzutage  ist  in  allen  regierenden  Häusern  der  Voll- 
jährigkeitstermin verfassungsmässig  oder  hausgesetzlich  für  den 
regierenden  Fürsten  festgestellt ,  welcher  oft  von  dem  für  die  übri- 
gen Glieder  des  Hauses  bestimmten  Termine  abweicht.  In  sämmt- 
liehen  ehemaligen  Kurhäusern,  also  im  preussischen ,  bayerischen, 
königlich  sächsischen,  württembergischen  und  badischen  Hause  ist 
der  Volljährigkeitstermin  der  Goldnen  Bulle  beibehalten  worden. 
Derselbe  Termin  ^t  ausserdem  noch  für  Sachsen- Weimar,  Braun- 


^  Richtig  erklärte  Hannover  1829  in  der  Bundesversammlung:  »Die  vor- 
mundschaftliche Regierung  Über  einen  souver&nen  Staat  lässt  sich  nicht  mit  der 
voimundsohaftlichen  Verwaltung  des  Vermögens  eines  Privatmannes  auf  eine 
Linie  stellen.«  Die  Verbindung  der  Regentschaft  mit  der  Privatvormundschaft 
in  Einer  Person  lässt  die  rechtliche  Eigenthümlichkeit  beider  unberührt ,  bis- 
weilen wird  sie  verlangt,  wie  in  der  kohurg-gothaischen  Verfassung  §  14,  bis- 
weilen verboten  wie  in  der  oldenburgischen  §  27.  In  Preussen  kann  die  Tutel 
über  den  minderjährigen  Nachfolger  des  regierenden  Königs  durch  letztwillige 
Disposition  auf  eine  andere  Person  als  den  nächsten  Agnaten  übertragen 
werden,  nie  aber  die  Regentschaft. 
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schweig,  Oldenburg,  Schwarzburg-Sondershausen  [Verfassting  von 
1857  §  15);  in  den  herzoglich  sächsischen  Häusern,  in  Anhalt,  Reuss 
und  Waldeck  gilt  auch  für  den  regierenden  Herrn  der  Termin  von 
21  Jahren ,  in  Mecklenburg  dauert  die  Minderjährigkeit  bis  zum 
vollendeten  19.  Jahre.  (Hausgesetz  vom  23.  J\mi  1821  §  2.  Haus- 
gesetze B.  n.  S.  242.) 

Die  für  den  Fall  der  Minderjährigkeit  eintretende  Regentschaft 
wird  als  die  ordentliche  bezeichnet.  Dass  aber  auch  noch  andere 
Ursachen  eine  Regentschaft  nöthig  machen  können ,  versteht  sich 
auch  da  von  selbst,  wo  die  Verfassung,  wie  in  Braunschweig  §  16 
und  Altenbuig  §  16  über  solche  andere  Ursachen  sich  ausschweigt. 
Ueberall  beschränken  sich  die  Verfassungen  darauf,  den  leitenden 
Grandsatz  festzustellen,  ohne  die  Gründe  der  Verhinderung  einzeln 
aufzuzählen^;  so  die  preussische  Verfassimgsurkunde  §  56 :  »Wenn 
der  König  minderjährig  oder  sonst  dauernd  verhindert  ist,  selbst 
zu  regierena,  die  bayerische  Verfassungsurkunde  Tit.  11  §  1 1 :  »Sollte 
der  Monarch  aiis  irgend  einer  Ursache,  welche  in  ihrer  Wirkung 
länger  ala  ein  Jahr  dauert,  an  der  Ausübung  der  Regierung  verhin- 
dert werden«. 

Unzweifelhaft  gehören  dahin  nicht  nur  geistige ,  sondern  auch 
körperliche^  Gebrechen,  ebenso  langdauemde  Abwesenheit  des  Mo- 
narchen von  seinem  Lande,  besonders  eine  gezwungene,  z.  B.  Ge- 
fangenschaft, wo  der  Monarch  für  die  Ausübung  der  Staatsgewalt 
mhiend  seiner  Abwesenheit  keine  Vorsorge  getroffen  hat,  auch 
nicht  treffen  kann.  Wo  übrigens,  wie  in  den  neuem  Verfassungen, 
keine  Art  der  Regierungsunfahigkeit  den  Thronfolger  gänzlich  von 
der  Thronfolge  ausschliesst,  ist  es  rechtlich  gleichgiltig,  ob  ein  sol- 

*  Oldenburger  Verfaasungsuikunde  von  1852  A.  20  und  21:  Waldeck  Ver- 
faamingsurkunde  1852  §  19.  Königlich  Sächsische  §  9.  Württembergische  §  11. 
GxoaBhenogthum  Hessen  §  5  spricht  von  einer  Regentschaft  während  der  Min* 
derjähzigkeit  oder  einer  andern  Verhinderung  des  Orosshersogs.  Ausdrücklich 
besieht  sich  auch  auf  körperliche  Fehler  die  Württembergische  Verfassungsur- 
konde  §  13,  welche  bestimmt,  dass  auch  »eine  körperliche  BeschaffenheitK 
die  eigene  Verwaltung  des  Beiohes  unmöglich  machen  könne«,  während  nach  dem 
Haoflgesetse  von  1808  »totale  inkurable  Blindheit«  g^nz  von  der  Thronfolge  au»- 
sdilietsen  sollte,  v.  Mohl,  Württembergisches  Staatsrecht  B.  I.  S.290.  Koburg- 
Gotha  VerfassungBurkunde  1 852  §  1 2  nennt  ausser  geistiger  auch  »körperliche 
Schwäche,  welche  zur  Regierung  unfähig  macht«. 

>  F^eilieh  kann  nicht  jedes  Körperübel,  welches  nur  verunstaltet  oder  die 
Bewegung  erschwert,  hierher  gezählt  werden,  sondern  nur  solche  Mängel,  welche 
die  geistige  Entwickelung  und  das  Wahmehmungsrermögen  beein^ächtigen, 
und  die  eigene,  von  fremder  Unterstützung  unabhängige  Beso^ping  der  Regicf^ 
nmgageschäfte  unmöglich  erscheinen  lassen,  machen  eine  Regentschaft  nöthig. 
H.  S  e ^  « 1 1  • ,  Deutsches  Staatarecht.  1 7 
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eher  A'erhinderungsgrund  schon  beim  Anfall  der  Krone  vorhanden 
war.  oder  erst  während  der  Dauer  der  Regierung  eintritt. 

Wenn  die  Verfassungsurkunden,  mit  Ausnahme  der  bayeri- 
schen, sich  einer  näheren  Zeitbestimmung^,  so  wie  einer  Aufzählung 
der  einzelnen  Verhinderungsgründe  enthalten  haben,  so  ist  es  ihre 
Hauptaufgabe,  das  Verfahren  genau  zu  regeln,  durch  welches  das 
Vorhandensein  eines  Verhinderungsgrundes  konstatirt,  die  Begent- 
Schaft  beantragt  und  definitiv  beschlossen  werden  soll.  Am  ein- 
fachsten liegt  die  Sache ,  wenn  sich  bereits  bei  Lebzeiten  des  Mon- 
archen beim  Thronfolger  ein  derartiges  Hindemiss  gezeigt  hat, 
welches  die  Einsetzung  einer  Begentschaft  nöthig  macht  und  der 
Monarch  mit  Einwilligung  der  Landstände  durch  ein  Staatsgesetz 
über  den  künftigen  Eintritt  der  Regentschaft  bestimmt  hat.  (Kö- 
niglich Sächsische  Verfassungsurkimde  §  10.  Württemberg  §  13. 
Koburg-Gotha  §  15.  Kraut  a.  a.  O.  B.  III.  S.  110).  Wo  eine 
derartige  vorsorgliche  staatsgesetzliche  Regelung  nicht  stattgefun- 
den hat,  macht  das  Verfahren  viel  grössere  Schwierigkeiten.  Vor 
allem  müssen  für  einen  solchen  Fall  darüber  genaue  Bestimmungen 
getroffen  sein,  wer  das  Recht  beziehentlich  die  Pflicht  habe,  auf  die 
Anordnung  einer  Regentschaft  anzutragen,  und  wer  über  den 
Antrag  definitiv  zu  entscheiden  habe.  Bald  wird  die  Initiative 
dem  Staatsministeri]im,  bald  dem  nächsten  Agnaten,  wieinPreussen, 
beigelegt  ^,  öfters  wird  auch  einem  aus  Agnaten  bestehenden  Fa- 
milienrathe  eine  Stimme  eingeräumt,  wobei  indessen  nach  meh- 
reren Verfassungen  (Königlich  sächsische  §11,  württembergische 
§  13,  Koburg-Gotha  §  16,  Oldenburg  A.  23.  §  1)  der  zunächst 
zur  Regentschaft  berufene  Agnat  ausgeschlossen  wird.  Nach 
altem  deutschen  Herkommen,  sowie  nach  den  Grundsätzen  der  kon- 
stitutionellen Staatsordnung  können  die  Landstände,  als  Ver- 
treter des  bei  Entscheidimg  der  in  Rede  stehenden  Frage  im  höchsten 
Grade  interessirten  Landes ,  nicht  umgangen  werden ;  vielmehr  ist 


1  Mehrere  Verfassungen  bestimmen  nur  gans  im  allgemeinen,  dasB  eine  Re- 
gentschaft eintreten  soll;  wenn  der  Monarch  »auf  l&ngere  Zeit«  an  der  Aus- 
übung der  Regierung  verhindert  ist,  z.  B.  die  Königlich  Sächsische  §  9 ;  andere 
Verfassungen  verlangen  zum  Eintritt  einer  Regentschaft,  dass  der  Monarch 
lidauernd«  verhindert  sei.  Preussische  Verfassungsurkunde  A.  56.  Oldenburg 
1852  A.  20.  Waldeck  1852  §  19.  »Dauernd«  kann  aber  auch  nichts  anderes  be- 
deuten als  »längere  Zeit«. 

2  Dem  Staatsministerium  giebt  die  Initiative  die  Königlich  Sächsische  §  1 1. 
Die  Koburg-Gothaisohe  §  16  ihm  oder  dem  Landtage,  Oldenburg  A.  23.  §  1 ;  die 
Württemberg^sche  §  13  dem  Geheimen  Rathe,  d.  h.  dem  Staatsrathe. 
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die  definitive  Entscheidung  der  Regentschaftsfrage  wesentlich  Sache 
der  Landesvertretung ^.  Die  preussische  Verfassung  lässt  in  die- 
sem Falle  beide  Häuser  zu  einer  Ter  ein  igten  Sitzung  zusammen- 
treten, nicht  ohne  guten  Gnmd ,  weü  es  sich  hier  nicht  um  einen 
Akt  der  Gesetzgebung,  sondern  gewissermassen  um  »Herstellung 
eines  politischen  Schwurgerichts a  handelt,  von  dem  ein  einheit- 
liches Verdikt  erwartet  wird.  Wo  aber  eine  solche  ausserordentliche 
Geschäftsbehandlung  nicht  besonders  vorgeschrieben  ist,,muss  auch 
die  Ständeversammlung,  nach  Kammern  getrennt,  berathen  und  be- 
schHessen.  Dagegen  tritt  überall  das  von  der  Kegel  abweichende 
Yeifahren.  dass  in  diesem  Falle  das  Staatsministerium  oder  der 
nächste  Agnat,  nicht  der  Monarch  selbst,  die  Kammern  einzube- 
rufen, befugt  ist. 

§112. 
3)  Bernfuif  zur  Regentschaft. 

In  Betreff  der  Berufungsgründe  und  der  staatsrechtlichen  Stel- 
lung des  Regenten  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Regentschaft 
durch  die  Minderjährigkeit  oder  sonstige  Regierungsunfähigkeit  des 
Landesherm  veranlasst  wird. 


*  Auch  hier  steht  Zopf  1  g^nz  auf  dem  Boden  der  patrimonialen  Anschau* 
ung,  ▼enn  er  behauptet,  es  sei  gemeinen  Kechtens  (B.  I.  8.  671),  dass  die  fürst- 
hßhen  Agnaten,  im  Falle  der  Behinderung  des  Souveräns ,  zu  einem  Familien- 
lathe  zusammenzutreten  und  über  die  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  zu 
l^flchHessen  haben.  Diese  Behauptung  ist  gegen  das  deutsche  Herkonmien,  wel- 
ches den  Landst&nden  Ton  jeher  eine  Mitwirkung  einräumte  (Moser,  Persön- 
liches Staatsrecht  B.  I  S.  471  und  544),  gegen  den  klaren  Wortlaut  aller  neuern 
Verfassungsurkunden  (mit  Ausnahme  der  ephemeren  Hassenpflug' sehen  Oktroyi- 
Tung  in  Kurhessen  von  1852)  und  gegen  den  Geist  der  deutschen  konstitutio- 
nellen Monarchie ,  welche  überall ,  wo  es  sich  um  Verfassungsangelegenheiten 
handelt,  den  Landständen  eine  entscheidende  Stimme  beilegt.  Darüber  aber, 
dasB  eine  Massregel,  welche  in  dringendem  Nothfalle  dem  rechtmässigen  Mon- 
«rchen  die  Ausübung  der  gesammten  Regierungsiechte  entzieht,  eine  ausser- 
ordentHohe  und  hochwichtige  Yerfassungsangelegenheit  sei ,  kann  kein  Zweifel 
bestehen.  Yergl.  Kraut  a.  a.  O.  S.  173.  Pözl  a.  a.  O.  S.  569,  vor  allem 
Mo  hl  in  seinem  Aufsätze  über  die  ständischen  Rechte  in  Beziehung  auf  Reichs- 
Terwesung,  wo  es  S.  195  heisst:  »Wenn  es  zu  den  allgemein  anerkannten  Grund- 
iltKn  des  konstitutionellen  Staatsrechts  gehört ,  dass  keinerlei  grundsätzliche 
Badxtsreränderungen  im  Staate  vorgenommen  werden  dürfen,  ohne  Wissen  und 
Zustimmung  der  Volksvertretung,  so  kann  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  eine  so  hochwichtige  und  durchgreifende  Rechtsveränderung,  wie  sicher- 
fidi  die  Uebertri^ng  der  gesammten  Regierungsreohte  ausserhalb  der  regel- 
B&ssigen  Ordnung  und  die  Verpflichtung  der  gesammten  Unterthanen  zum  ver- 
fimui^smässigen  Gehorsam  gegen  einen  andern  als  den  angeborenen  Fürsten 
ist,  nicht  ohne  Zustimmung  der  Stände  geschehen  kann,  sei  auch  der  Fall  in  der 
Verfassungsurkunde  nicht  ausdrücklich  erwähnt«. 
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Nachdem  den  deutechen  Landesherm  gelungen  war,  die  An- 
wendung des  lehensherrlichen  Angefälles  (Kraut  B.  III.  S.  175) 
auf  ihre  reichslehenbaren  Territorien  zu  beseitigen ,  kam  der  alte 
deutschrechtliche  Grundsatz  zur  allgemeinen  Geltung,  dass  der 
nächste  Schwertmagen  oder  Agnat,  ebenso  wie  bei  Privatvormund- 
schaften, auch  in  Beziehung  auf  die  Landesregierung  der  gebo- 
rene Vormund  sei.  Dieser  Grundsatz  wurde  durch  die  Goldene 
Bulle  VII.  §  4  für  die  minderjährigenKurfürsten  reichs- 
grundgesetzlich  bestätigt : 

»Si  principem  electorem  seu  ejus  primogenitum  aut  filium  se- 
niorem  laicum  mori  et  heredes  masculos  legitimes  laicos ,  defectum 
aetatis  patientes  relinquere  contingeret,  timc  frater  senior  ejusdem 
primogeniti  tutor  eorum  et  administrator  existat«^ 

In  den  andern  reichsständischen  Häusern  brachte  es  aber  die 
freilich  völlig  ungerechtfertigte  Anwendung  des  römischen  Privat- 
rechts dahin,  dass  dieser  altdeutsche  Ghiindsatz  immer  mehr  erschüt- 
tert wurde,  indem  man  die  Mutter  bez.  väterliche  Grossmutter  als 
gesetzliche  Vormünderin  zuliess  2,  ja  ihnen  selbst  den  Vorzug  vor 
den  Agnaten  einräumte ,  was  freilich  von  diesen  wieder  bestritten 
wurde.  Auch  fasste  man  die  altdeutsche  Agnatentutel  von  Seiten 
der  Juristen  lediglich  als  eine  tutela  legitima  des  römischen  Rechtes 
auf,  welche  der  tutela  testamentaria  zu  weichen  habe. 

So  entstand  in  einzelnen  reichsständischen  Familien  eine  grosse 
Ungewissheit ,  welche  zu  heillosen  Streitigkeiten  führte.  Es  war  da- 
her dringendes  Bedürfniss,  im  neueren  Staatsrechte  die  Berufung  zur 
Regentschaft  verfassungsmässig  zu  ordnen,  wie  dies  jetzt  in  fast  allen 
deutsch-monarchischen  Staaten  geschehen  ist.  Am  meisten  entspricht 
es  dem  historischen  Rechte,  wie  dem  Wesen  der  Erbmonarchie, 


1  Die  goldene  Bulle  beruft  allerdings  ihrem  Wortlaut  nach  nur- den  Va- 
tersbruder,  nie  aber  hat  man  daran  gesweifelt,  dass,  wenn  kein  Oheim  von 
Täterlicher  Seite  vorhanden,  dasselbe  von  jedem  nächsten  Agnaten  gelte ,  wie 
sich  dies  auch  aus  einer  alten  Uebersetzung  der  goldenen  Bulle  und  den  Special- 
bullen fOr  Sachsen  1376  und  Kurpfalz  1414  ergiebt. 

^  Ausser  den  Kurhäusern  gab  es  in  späterer  Zeit  wenige  regierende  reiohs- 
ständische  Familien,  wo  nicht  die  gesetzliche  Vormundschaft  der  Mutter  und  der 
väterlichen  Grossmutter  anerkannt  gewesen  wäre.  Moser  B.  XVIII.  cap.  90. 
§  3.  4.  In  Betreff  der  testamentarischen  Vormundschaft  sagt  Moser  B.  XVm. 
S.  184:  »Ich  halte  davor,  dass  solange  keine  lex  fundamentalis  dagegen  ist  (wie 
bei  den  Kurhäusern)  solange  hat  die  tutela  testamentaria  statt ....  das  unl&ug- 
bare  Herkommen  ist  pro  tutela  testamentarian.  S.  204 :  »So  steht  meines  Erach- 
tens  ex  hoc  capite  fest,  dass  in  dubio  pro  tutela  testamentaria  contra  agnatioam 
zu  sprechen  sei«. 
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wenn  die  YerfasBungen  den  dem  verhinderten  Monarchen 
in  der  Thronfolge  Ordnung  am  nächsten  stehenden  re- 
gierungsfähigen Agnaten  berufen^.  Eine  Abweichimg  von 
dieser  Regel  gestattet  die  bayerische  Verfassung  Tit.  11.  §  10  (früher 
auch  die  hannoversche  §  18),  indem  sie  dem  Könige  die  Befugniss 
einräumt,  unter  den  volljährigen  regierungsfähigen  Agnaten  den 
fiegenten  auszuwählen.  Am  folgerichtigsten  im  Geiste  des  deut- 
schen Bechtes  und  der  erbmonarchischen  Staatsordnung  sind  die 
Bestimmungen  der  preussischen  (A.  56)  Verfassung,  welche  di^ 
Ordnung  der  Berufung  zur  Begentschaft  nach  den  Grundsätzen  der 
Thronfolge  regelt  imd  von  jeder  Disposition  des  regierenden  Königs 
unabhängig  macht.  Mehrere  Verfassungen,  wie  die  preussische  und 
die  königlich  sächsische  schliessen  die  Frauen  ganz  aus,  die  mei- 
sten gestehen  indessen  auch  der  Mutter  und  der  väterlichen  Gross- 
mutter  einen  Anspruch  auf  die  Regentschaft  zu ,  jedoch  mit  dem 
Unterschiede,  dass  einige  sie  sogar  der  agnatischen  vorziehen  (Al- 
tenburg §  16,  Koburg-Gotha  §  13.  Beuss  j.L.  1856  §  9),  andere  sie 
eist  in  Ermangelung  regierungsfähiger  Agnaten  eintreten  lassen. 
Das  letztere  gilt  in  ^len  ehemaligen  Kurhäusern,  in  welchen  über- 
haupt eine  weibliche  Regenschaft  zugelassen  ist,  ausserdem  in 
Braunschweig  imd  in  Oldenburg.  Hie  und  da  wird  auch  die  Ge- 
mahlin ^  des  verhinderten  Monarchen  zur  Regentschaft  berufen, 
in  Bayern  in  Ermangelung  von  Agnaten  sogar  » die  verwittwete 

<  Nach  älterem,  wie  nach  heutigem  Staatsrecht  steht  fest,  dass  derjenige  der 
nächste  Agnat  ist,  welcher  nach  der  in  der  regierenden  Familie  geltenden  Suc- 
eenionsordnung,  also  jetzt  nach  den  Orundsätzen  der  Primogenitur ,  nach  dem 
Tode  des  verhinderten  Fürsten  zunächst  zur  Thronfolge  gelangen  wtLrde.  Eine 
Ausnahme  macht  das  Grundgesetz  für  Sachsen-Altenburg ,  indem  nach  §  16  die 
Begentschaft  geführt  wird :  »von  dem  den  Jahren  nach  ältesten  YoUj&hrigen  Prin- 
zen unter  den  Agnaten  im  herzoglichen  Hause,  und  wenn  ein  solcher  nicht  vor- 
handen ist,  vom  ältesten  regierenden  Herrn  im  Gesammthause  gothaischer  Linie 
(also  wird  die  Regentschaft  hier  nach  den  Grundsätzen  des  Seniorates  bestimmt, 
während  für  die  Thronfolge  die  Primogenitur  gilt).  Eine  ähnliche  Irregularität 
kommt  auch  in  Sachsen- Weimar  vor,  wo  nach  dem  Vertrage  vom  1.  Mai  1688 
"die  Vormundschaft  geführt  werden  soll  von  dem  ältesten  in  pari  gradu  stehen- 
Agnaten  aüeimr  (also  nach  den  Grundsätzen  des  Majorats).  Nach  diesem  Prinzip 
entschied  der  Keichshofrath  über  die  zu  führende  Vormundschaft  zwischen  Gotha, 
Meiningen  und  Koburg.   Schweitzer,  Oeffentl.  Recht  S.  43. 

'  Dies  gilt  natürlich  nur  von  solchen  Fällen,  wo  nicht  Minderjährigkeit, 
sondern  ein  anderer  Grund  der  Verhinderung  vorliegt,  besonders  nach  über- 
nommener Regierung.  Eiü  Kuriosum  ist  es,  dass  die  hannoversche  Verfassung 
Ton  1640  §  19  auch  zur  Regentschaft  über  einen  minderjährigen,  also  noch  nicht 
19 jährigen  König  die  Gemahlin  desselben  beruft,  sofern  diese  das  25.  Jahr  vollen- 
det hat! 


l 
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Königin«,  ohne  Gewicht  darauf  zu  legen,  ob  sie  die  Mutter  des  zu  ver- 
tretenden Thronfolgers  ist  oder  nicht.  Im  Falle  aber  auch  in  dieser 
Kategorie  niemand  vorhanden  sein  sollte,  welcher  die  Regentschaft 
übernehmen  könnte  oder  wollte,  gelangen,  nach  dem  badischen  Re- 
gentschaftsgesetzentwurfe  von  1862,  die  eventuell  zur  Thronfolge 
berufenen  Kognaten  zur  Regentschaft  und  zwar  in  der  Ordnung,  in 
welcher  sie  in  die  Krone  zu  succediren  haben  würden ,  wogegen  die 
bayerische  Verfassung  die  Kronbeamten  als  letzte  Klasse  der  re- 
gentschaftsfähigen Personen  nennt  und  dem  Monarchen  das  Recht 
einräumt ,  einen  derselben  zum  Regenten  zu  ernennen,  und  wenn 
eine  solche  Bestimmung  nicht  vorliegt,  sie  an  den  ersten  Kron- 
beamten übergehen  lässt. 

Eine  testamentarische  Berufung  zur  Regentschaft ,  durch 
einseitige  letztwillige  Verfügung  des  Monarchen,  kennen  die  neuere 
Verfassungen  regelmässig  nicht,  dagegen  legen  sie  im  Geiste  des 
konstitutionellen  Staatsrechts  dem  Monarchen  das  Recht  bei,  durch 
ein  Staatsgesetz  eine  Regentschaft  für  seinen  regierungsun- 
fähigen Nachfolger  anzuordnen,  jedoch  in  der  Regel  nur  dann, 
wenn  es  an  einem  regierungsfähigen,  gesetzlich  berufenen  Regenten 
fehlt.  Wenn  aber  niemand  vorhanden  ist,  welcher  grundgesetzlich 
oder  durch  eine  derartige  specielle  verfassungsmässige  Anordnung 
zur  Regentschaft  berufen  ist,  so  muss  es  als  ein  Recht  der  Landes- 
vertretung gelten,  in  einem  solchen  Falle  den  Regenten  zu  wählen, 
ohne  dass  sie  dabei,  wenn  nicht  wie  z.  B.  in  Braunschweig  entge- 
gengesetzte Bestimmungen  bestehen,  auf  einen  bestinmiten  Kreis 
von  wählbaren  Personen  beschränkt  ist.  Es  ist  dies  ein  Recht, 
welches  die  Landstände  von  jeher  in  Deutschland  geübt  haben  und 
welches  ihnen  als  Vertretern  des  Landes  und  Volkes ,  die  in  Er- 
mangelung eines  regierungsfähigen  Monarchen  als  einziges  staat- 
liches Willensorgan  dastehen,  nicht  entzogen  werden  darf.  Der 
Grundsatz  der  preussischen  Verfassungsurkunde  A.  57 : 

»Ist  kein  volljähriger  Agnat  vorhanden  luid  nicht  bereits  ge- 
setzUche  Vorsorge  für  diesen  Fall  getroffen ,  so  hat  das  Staatsmini- 
sterium die  Kammern  zu  berufen,  welche  in  vereinigter  Sitzung  einen 
Regenten  erwählen.  Bis  zum  Antritt  der  Regentschaft  von  Seiten 
desselben  führt  das  Staatsministerium  die  Regierung«; 
entspricht  daher  ebensowohl  dem  geschichtlich  begründeten  Rechte 
deutscher  Landesvertretungen,  wie  den  Grundsätzen  des  konstitutio- 
nellen Staatsrechts,  und  muss  auch  da  als  geltend  angesehen  werden, 
wo  er  in  einer  Verfassung  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 
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Uebrigens  ist  es  selbstverständlich ,  dass  der  zur  Regentschaft 
Berufene  selbst  regierungsfähig,  vor  allem  volljährig  sein  muss, 
wobei  das  Alter  derXhronmündigkeit  allein  entscheiden  kann^. 
Wenn  der  Berufene  die  Regentschaft  äbeminunt,  so  hat  er  vor  oder 
bei  der  Uebemahme  den  Yerfassungseid  zu  leisten,  wie  er  vom 
Monarchen  selbst  beim  Regierungsantritt  gefordert  wird;  doch  wird 
derselbe  hie  und  da,  wie  z.  B.  in  Bayern  Tit.  II.  §  16,  mit  Rücksicht 
auf  die  Regentenstellung  modificirt.  Eine  Weigerung,  diesen  Eid 
zu  leisten,  würde  als  Verzicht  auf  die  Regentschaft  anzusehen  sein. 
Ein  solcher  steht  dem  gesetzlich  Berufenen  jeder  Zeit  firei,  doch 
würde  in  dem  Verzichte  eines  Agnaten  auf  die  Regentschaft  noch 
kein  Verzicht  auf  die  künftige  Thronfolge  Hegen. 

§113. 
4)  Rechtlielie  Stelliug  des  Regenten. 
Schon  zu  Reichszeiten  galt  ein  vormundschaftlicher  Landes- 
verweser als  wahrer  Landesherr  und  Reichsstand;  er  fuhrt  die  auf 
dem  Territorium  haftende  Stimme  auf  Reichs-,  Kreis-  und  Ge- 
schlechtstagen, ohne  irgend  eine  Einschränkung  mit  voller  Rechts- 
wirkung. Er  wturde  für  die  Zeit  seiner  Vormundschaft  mit  den 
Regalien  belehnt,  » tutor  est  instar  vasalli « ;  ihm  wurde  von  den 
ünterthanen  gehuldigt,  er  übt  alle  Rechte  der  Landeshoheit  ohne 
Unterschied  aus.  Was  die  Goldene  Bulle  VII.  §  4  für  den  Ver- 
weser eines  Kurfiirstenthums  anordnet :  »jus,  vocem  et  potestatem  et 
omnia  ab  ipsis  dependentia  tutor  ipse  sibi  totaliter  cum  officio 
teneatur  protinus  assignare«,  galt  analog  für  alle  landesherrlichen 
Vormünder^. 


i  Ea  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  wenn  für  den  Thronfolger  ein  an- 
derer VoUjährigkeitstermin  gilt,  als  für  die  Übrigen  Prinzen  des  Hauses,  ob  die 
Fähigkeit  sur  Führung  der  Regentschaft  sich  nach  jenem  oder  diesem  richte? 
Kraut,  a.  a.  O.  S.  209,  welcher  auch  hier  ausdrücklich  die  Regentschaft  der 
gewöhnlichen  Vormundschaft  gleich  stellt,  will  die  Frage,  ob  der  nächste  Agnat 
Tolljährig  sei,  nach  den  für  ihn  hierüber  geltenden  Grundsätzen  beurtheilen. 
Da  aber  auch  der  Agnat,  wenn  er  als  Monarch  auf  den  Thron  berufen  würde, 
mit  dem  verfassungsmässigen  Termin  der  Thronmündigkeit  regierungsfähig  sein 
würde,  so  muss  dies  auch  gelten,  wenn  er  die  Regentschaft  antreten  soll,  denn 
es  handelt  sich  hier  [um  Ausübung  ganz  derselben  R^erungsrechte,  und  es 
ist  dabei  gleichgült^,  ob  der  Regent  sie  im  eigenen  oder  fremden  Namen  aus- 
zuüben hat.  Dieser  Ansicht  ist  auch  Moser  B.  XVIII.  S.  259.  Pers.  Staatsr. 
B.  I.  S.  489 :  »Warum  soll  einer  nicht  tutorio  nonine  verwalten  können,  was  er 
im  eigenen  versehen  dürfte,  da  ja  zu  jenem  weder  mehr  Fähigkeit,  noch  Legali- 
tät erfordert  wird,  als  zu  diesem.« 

'^  Mit  voller  Bestimmtheit  spricht  Moser,  Von  der  Reichsstände  Landen 
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Dieses  schon  im  Boden  des  Territorialstaatsrechtes  wurzelnde 
Prinzip  ündet"  in  der  gereiften  Staatsordnung  der  Gegenwart  seine 
volle  Bestätigung.  Noch  viel  weniger  als  die  unentwickelte  Terri- 
torialhoheit kann  die  monarchische  Staatsgewalt  der  Gegenwart  eine 
Unterbrechung  vertragen.  Der  Staat  bedarf  zu  jeder  Zeit  eines 
Oberhauptes.  Wenn  daher  das  von  Rechtswegen  auf  den  Thron 
berufene  Individuum  verhindert  ist,  die  monarchischen  Funktionen 
auszuüben,  so  muss  an  seine  Stelle  ein  interimistisches  Staatsober- 
haupt treten  mit  allenBefugnissen,  welche  die  Staatsordnung 
dem  Monarchen  gewährt.  Keine  ist  so  gleichgiltig,  dass  sie  zu  einer 
wirksamen  Staatslenkung  entbehrt  werden  könnte.  In  Ansehung 
der  Rechte  und  Pflichten  des  Regenten  muss  daher  als  leitender 
Grundsatz  aufgestellt  werden,  dass  derselbe  in  jeder  Beziehung  die 
Stelle  des  regierungsunfähigen  Monarchen  vertritt  und  dass  er  alles 
ohne  Unterschied  thun  darf,  wozu  der  Monarch  selbst  verfassungs- 
mässig berechtigt  wäre.  Eine  Beschränkung  des  Regenten  darf 
nur  da  angenommen  werden,  wo  sie  durch  eine  ausdrückliche  Vor- 
schrift der  Landesverfassung  festgestellt  ist.  Da  jede  Beschränkung 
dieser  Art  eine  Ausnahme  von  der  Regel  bildet  und  wider  die  nor- 
male Natur  des  Regentschaftsinstitutes  streitet ,  so  darf  eine  solche 
Vorschrift  nicht  über  ihren  klaren  Wortlaut  hinaus  ausgedehnt  und 
nicht  analog  angewendet  werden.  Von  diesem  Standpunkte  aus 
muss  auch  die  Frage,  ob  es  dem  Regenten  erlaubt  sei,  Verfas- 
sungsveränderungen auf  verfassungsmässigem  Wege 
vorzunehmen,  unbedingt  bejaht  werden^.  Die  dagegen  gemachte 
Einwendung,  »dass  es  dem  Vormunde  nur  zustehe,  das  Vermögen 
des  Mündels  zu  verwalten,  nicht  über  die  Substanz  zu  ver- 
fügen«, geht  von  einer  verwerflichen  privatrechtlichen  Auffassung* 
aus.  Es  handelt  sich  bei  der  Regentschaft  nicht  um  die  Vermögens- 


S.  1133,  bereits  das  korrekte  staatsrechtliche  Prinzip  aus:  »Steht  ein  Landes- 
herr unter  Vormundschaft,  so  ist  bekannt,  dass  diese  das  alles  thun  kann,  was 
der  Regent  selbst  thun  könnte ,  und  dass  es  eben  die  Rechtskraft  hat,  als  wenn 
es'Yon  dem  Regenten  selbst  geschehen  wäre.« 

1  Dieses  Recht  wurde  in  völlig  frivoler  Weise  bestritten  von  dem  Herzoge 
Karl  von  Braunschweig,  welcher,  zur  Selbstreg^erung  gelangt,  die  von  dem  Ober- 
vormund  und  Landesregenten,  König  Georg  IV.  von  Orossbritannien,  publicirte 
Landschaftsordnung  vom  5.  September  1823  nicht  anerkennen  wollte.  Auf  diesen 
Fall  bezieht  sich  die  oben  erwähnte  ZöpfVsche  Schrift,  welche  den  richtigen 
Gesichtspunkt  durchaus  festhält.  Uebereinstimmend  mit  dem  richtigen  staats- 
rechtlichen Prinzip  ist  durch  Bundesbeschluss  vom  4.  November  1830  die  Bechts- 
giltigkeit  der  von  dem  Regenten  König  Georg  IV.  in  Braunschweig  errichteten 
neuen  Landschaftsordnung  ausgesprochen  worden.  G.  v.  Meyer,  corp.  juris 
confoed.  germ.  III.  Aufl.   Th.  II.  S.  221. 
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Verwaltung  eines  Unmündigen ,  sondern  um  die  Leitung  eines 
Staates,  welcher  vielleicht  gerade  dringend  in  einem  gegebenen 
Zeitmomente  eine  Umgestaltung  seines  staatlichen  Organismus  er- 
heischt. Es  könnte  sogar  eine  solche  Verschliessung  verfassungs- 
mässiger Reformen  leicht  zu  gefahrlichen  revolutionären  Krisen  und 
den  Staat  selbst  an  den  Rand  des  Abgrundes  fuhren.  Auch  bei  der 
Vornahme  von  Verfassungsändenmgen  darf  sich  der  Regent,  wie 
jeder  Staatsherrscher,  nicht  von  persönlichen  Rücksichten  und  Mo- 
tiven, nicht  von  dynastischen  Interessen,  sondern  lediglich  vom 
Staatswohl  leiten  lassen,  wenn  er  seine  Pflicht  gewissenhaft  erfüllen 
will.  Der  zur  Selbstregierung  gelangte  Monarch  ist  auch  an  alle  auf 
verfassungsmässigem  Wege  imter  der  Regentschaft  vorgenommenen 
Verfassungsänderungen  ebenso  gebunden,  als  wenn  sie  von  ihm 
selbst  oder  einem  andern  legitimen  Regierungsvorgänger  ausgegan- 
gen wären. 

Von  diesem  allein  staatsrechtlich  korrekten  Prinzip,  dass  dem 
Regenten  die  volle  Ausübung  der  Staatsgewalt,  wie  dem  Monarchen 
selbst  zustehen  müsse,  machen  freilich  manche  neuere  Yerfassungs- 
orkunden  eine  Ausnahme,  indem  sie  dem  Regenten  bei  der  Aus-" 
Übung  der  monarchischen  Gewalt  einige  materielle  und  for- 
melle Beschränkungen  auferlegen.  So  haben  neuere  Yerfassungs- 
urkunden  dem  Regenten  gewisse  Hoheitsrechte  ganz  entzogen  oder 
nur  unter  gewissen  Beschränkungen  zugestanden.  Am  häufigsten 
binden  ihm  neuere  Verfassungsgesetze  in  Betreff  von  Y e  r  f  a  s  s  un  g  s- 
änderungen  die  Hände.  So  bestimmt  die  württembergische  Yer- 
fassung  §  15,  dass  eine  während  einer  Regentschaft  vorgenommene 
Verfassungsänderung  ntu:  für  die  Dauer  der  Regentschaft 
GQtigkeit  habe,  die  sächsische  Yerfassung  §  12  gestattet  eine  defini- 
tive Yerfassungsänderung  nur  unter  vorgängiger  Zustimmung  des 
Familienrathes,  welcher  aiis  allen  volljährigen  Prinzen  des  Hauses 
besteht,  eine  Bestimmung,  welche  auch  die  oldenbui^sche  Yerfassung 
A.  25  angenommen  hat  (ähnliche  Bestimmungen  des  hannoverschen 
Landesverfassungsgesetzes  von  1840  §  23) .  Ausserdem  kommen  noch 
manche  andere  materielle  Beschränkungen  in  den  einzelnen  Yer- 
fassungen  vor.  So  enthält  die  bayerische  Yerfassung  H  §  17  die 
(höchst  unzweckmässige}  Bestimmung,  womach  der  Regent  alle 
Aemter  mit  Ausnahme  der  Richterstellen  nur  provisorisch  besetzen 
kann.  Auch  darf  er  keine  neuen  Aemter  schaffen ,  keine  Krongüter 
veiäussem,  keine  heimgefallenen  Lehen  vergeben.  In  Württemberg 
(§  15)  darf  der  Regent  keine  Standeserhöhungen  vornehmen,  keine 
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Ritterorden  uud  Hofämter  errichten,  keine  Mitglieder  des  Geheimen 
fiaths  entlassen,  keine  heimgefallenen  Lehen  vergeben. 

Eine  allgemein  wirksame  formelle  Beschränkung  des  Regen- 
ten liegt  nach  mehreren  Grundgesetzen  darin,  dass  er  bei  der  Aus- 
übung der  Hoheitsrechte  vorher  das  Gutachten  eines  sog.  Regent- 
Schaft srathes  einzuholen  verpflichtet  oder  bisweilen  sogar  an 
dessen  Zustimmung  gebunden  ist.  Während  früher  gewöhnlich  der 
ständische  Ausschuss  den  Regen  tschaft  srath  bildete,  ist  jetzt 
gewöhnlich  das  Gesammtministerium  (bayerische  Verfassung  Tit.  U 
§  19.  Königreich  Sachsen  §  14.  41)  oder  der  Geheime  Rath  (Würt- 
temberg §  15.  41)  dazu  bestimmt.  Das  wahrhaft  normale,  staats- 
rechtlich korrekte  Prinzip  enthält  die  preussische  Yerfasstmg  A.  58, 
welche  dem  Regenten  ganz  einfach  und  ausnahmslos  »die  Ausübung 
der  dem  König  zustehenden  Gewalt«  einräumt,  ohne  ihn  irgend  einer 
materiellen  oder  formellen  Beschränkung  zu  unterwerfen ,  welcher 
nicht  auch  der  König  selbst  unterworfen  wäre.  Dieses  in  der  preussi- 
schen  Verfassung  enthaltene  Prinzip  ist  auch  ausgesprochen  in  der 
waldeckschen  Verfassungsurkunde  von  1852  §  24  und  dem  badischen 
Regentschaftsgesetzentwurfe  von  1862  A.  8:  »Der  Regent  übt  im 
Namen  des  Grossherzogs  die  verfassungsmässige  Regierungsgewalt 
voll  und  unverkürzt  ausa.  Dies  muss  überall  als  das  gemeinrecht- 
liche gelten,  wo  nicht  partikularrechtlich  eine  Ausnahme  gemacht  ist. 

Ueberall  müssen  selbstverständlich  auch  dem  Regenten  die 
Rechte  eines  interimistischen  Familienoberhauptes  ein- 
geräumt werden,  da  die  Befugnisse  eines  solchen  nicht  blos  im 
Familien-,  sondern  auch  im  Staatsinteresse  geübt  werden  und  des- 
halb nothwendig  mit  der  Staatsgewalt  verbunden  sein  müssen  ^  Wo 
daher  dem  Regenten  nicht  zugleich  die  Privatvonnundschaft  über 
den  verhinderten  Monarchen  zusteht^  kann  ihm  doch  die  Oberauf- 
sicht über  dessen  Erziehung  nicht  abgesprochen  werden^.  Selbst- 
verständlich hat  der  verhinderte  Monarch,  in  dessen  Namen  der 


^  AuBdrücklich  spreohen  diesen  Satz  aus  das  bayerische  FamiliengeBets  von 
1819  Tit.  I.  §  3.  Wüittembergisches  Hausgesetz  von  1828  A.  VIII.  Hannover* 
schea  l^ausgesetz  von  1836  Cap.  2.  §  5.  Königlich  sächs.  Hauagesetz  von  1837. 
§63. 

'^  Auch  wenn  wie  gewöhnlich  der  Mutter  die  Erziehung  einger&umt  wird. 
Bayerische  Verfaasungzurkunde  Tit.  2.  §  14:  «einer  verwittweten  Königin 
gebahrt  unter  Aufsicht  des  ReichsverweserB  die  Erziehung  ihrer  Kinder« 
(also  auch  regelmässig  des  minderjährigen  Königs).  So  schon  der  pfalzbaye- 
rische  Hausvertrag  vom  12.  Oktober  1796  §4.  (H.  Schulze,  Hauegesetie  B.  I. 
S.  301.;  Königlich  Sächsische  Verfassung  §  15.  Württembergische  §  16. 
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Regent  die  Staatsgewalt  ausübt ,  während  der  Dauer  der  Begent^ 
Schaft,  weder  selbst  Regierungsakte  Yorzunehmen,  noch  die  £nt- 
Schliessungen  desselben  irgendwie  zu  beeinflussen.  Dem  Regenten 
kommen  normaler  Weise  alle  staatlich  bedeutsamen  Monarchen- 
rechte zu ;  es  fehlen  ihm  nur  die  persönlichen  Ehrenrechte  der 
Majestät,  weil  er  seine  Gewalt  nicht  im  eigenen,  sondern 'in  des 
rerhinderten  Königs  Namen  ausübt  und  diese  Rechte  nicht  noth- 
wendige  Bestandtheile  einer  allseitig  wirkenden  Staatsgewalt  sind  ^ 

Da  der  Regent  für  die  Dauer  der  Regentschaft  Staatsoberhaupt 
ist  und  alle  monarchischen  Rechte  ausübt,  gebührt  ihm  auch  die 
Un Verantwortlichkeit,  als  ein  vom  Wesen  der. Monarchie  un- 
trennbares  Attribut ,  welches  ihm  beigelegt  werden  muss ,  wenn  es 
auch  die  Verfassungen  nicht  ausdrücklich  aussprechen  (dies  thut 
nur  die  Koburg-Gothaische  von  1 852  §  21) .  Aus  demselben  Grrunde 
darf  er  auch  nach  Niederlegung  seiner  Regentschaft  wegen  Regen- 
tenhandlungen juristisch  nicht  zur  Rechenschaft  gezogen  wer- 
den. Er  ninmit  als  gewesenes  Staatsoberhaupt  ganz  dieselbe 
Stellung  ein,  wie  ein  Monarch ,  welcher  die  Krone  niedergelegt  hat 
(v.  MohlB.  I.  S.  300.  V.  Gerber  §34  Anm.  14).  DemRegenten 
gebührt  ein  erhöhter  Rechtsschutz,  doch  wird  er  in  dieser  Beziehung 
vom  Stra%esetzbuche  des  deutschen  Reiches  nur  den  Mitgliedern 
der  lande'sherrlichen  Familie  gleichgestellt,  während  seine  staats- 
oberhauptliche Stellung  mit  juristischer  Folgerichtigkeit  dazu  fuh- 
ren sollte ,  ihn  in  Betreff  des  Rechtsschutzes  dem  regierenden  Für- 
sten gleichzustellen ,  sodass  Handlungen  gegen  sein  Leben ,  seine 
Regierungsfahigkeit,  seine  Freiheit  auch  alsHochverrath  bestraft 
werden  sollten. 

Selbstverständlich  müssen  dem  Regenten  auch  die  noth wen- 
digen Geldmittel  zur  Führung  der  Regentschaft  gewährt  wer- 
den. Neuere  Verfassungen  und  Hausgesetze  treffen  darüber  nicht 
selten  ausdrückliche  Bestimmungen.   Wo  die  Verfassung  darüber 


^  Welche  Ceiemonial-  und  Titularverhältnisse  in  Betreff  eines  Regenten 
beobachtet  werden,  steht  entweder  verfassungsmfissig  fest  oder  ist  für  jeden  ein- 
sehen  Fall  besonders  zu  ordnen.  Nach  ausdrücklicher  Bestimmung  einzelner 
Verfassungen  und  allgemeiner  heutiger  Staatspraxis  werden  alle  Ausfertigungen 
im  Namen  des  verhinderten  Monarchen  und  unter  dessen  Siegel  erlassen;  alle 
Mt&nzen  mit  seinem  Brusthüd,  Wappen  und  Titel  geprägt.  Bayerische  Ver- 
lesung Tit.  n.  §  15.  In  Preussen  hatten  alle  Gesetze,  Verordnungen  und  Aus- 
fertigimgen  während  der  Regentschaft  folgenden  Eingang:  »Im  Namen  Sr. Maj. 
des  Königs.  Wir  Wilhelm ,  von  Gottes  Gnaden  Prinz  von  Preussen ,  Regent, 
rerordnen  u.  s.  w. 
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nichts  besonderes  anordnet .  müssen  die  Kosten  der  Regentschaft, 
der  Civilliste ,  Domainenrente ,  dem  Kronfideikommissfonds ,  kurz 
der  Kasse ,  welche  der  monarchischen  Ausstattung  und  Bepräsen- 
tation  zu  dienen  bestimmt  ist^  zur  Last  geschrieben  werden  ^ ;  doch 
bleibt  dabei  eine  besondere  Vereinbarung  mit  den  Kammern  nicht 
ausgeschlossen. 

§114. 
Beendigung  der  Begentsohaft. 
Zu  unterscheiden  ist  hier  zunächst  das  Aufhören  der  Regent- 
schaft und  das  Erlöschen  des  persönlichen  Rechtes  des  zeitigen 
Regenten. 

I.  Die  Regentschaft  hört  auf: 

a)  Die  ordentliche,  wenn  der  minderjährige  Monarch  den 
YoUjährigkeitstermin  erreicht  hat.  Wo  der  Volljährigkeitstermin 
verfassungsmässig  festgestellt  ist,  kann  der  Monarch  denselben 
für  den  Thronfolger  nicht  einseitig  verkürzen  oder  verlängern,  son- 
dern dies  kann  nur  in  der  Form  eines  verfassungsändernden  Gesetzes 
geschehen,  aber  selbst  wo  dieser  Termin  nur  hausgesetzlich  be- 
stimmt ist,  kann  der  Monarch  nur  auf  hausgesetzlichem  Wege,  nicht 
durch  einseitige  Verfügung  etwas  an  dieser  Bestimmung  ändern  ^. 
Das  schon  nach  römischem  Rechte  rein  privatrechtliche  Institut  der 
Ertheilung  der  venia  aetatis  ist  überhaupt  aus  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechtes  zu  verweisen. 

b)  Die  ausserordentliche  Regentschaft,  welche  durch  ein 
anderes  Hindemiss  als  die  Minderjährigkeit  veranlasst  worden  ist, 
hört  mit  dem  Hinwegfallen  des  Verhinderungsgrundes  nur  dann  von 
selbst  auf,  wenn  gar  kein  Zweifel  über  die  Beseitigung  desselben 


i  So  nach  dem  bayerischen  Gesetze  vom  1.  Juli  1834  A.  8,  die  Festsetsung 
einer  permanenten  Civilliste  betreffend,  für  den  Fall ,  wenn  die  Regentschaft 
wegen  Minderjährigkeit  des  Königs  nöthig  wird;  ebenso  nach  der  königlich 
s&chsischen  Yerfassungsurkunde  §  13 ,  auch  die  50  000  Thaler  für  haaren  Re- 
präsentationsaufwand sind  aus '  der  Civilliste  zu  gewähren ;  auch  die  württem- 
bergische Verfassung  §  106  bestimmt,  dass  die  Kosten  der  Hofhaltung  des  Reichs- 
Verwesers  aus  der  Civilliste  zu  bestreiten  sind. 

2  K  r  a  u  t  a.  a.  0.  III.  S.  249.  v.  M  o  h  1 ,  lieber  die  ständischen  Rechte  u.  s.  w. 
B.  I.  S.  170.  Andrer  Meinung  Z  ö  p  f  1 ,  B.  I.  S.  660.  §  237.  Es  müsste  denn  aus- 
drücklich ein  anderer  Weg  der  Mündigkeitserklärung  in  der  Verfassung  festge- 
stellt sein,  wie  z.  B.  in  den  S.  Altenb.  Orundges.  1831.  §  15 :  »Der  Herzog  selbst 
kann  von  dem  an  Jahren  ältesten  Herrn  des  sächsischen  Qesammthauses  aller 
Linien,  nach  zurückgelegtem  18.  Jahre,  tmter  Zustinmiimg  der  bisherigen  Vor- 
mundschaft und  Regentschaft,  für  grossjährig  erklärt  werden.«  Damit  stimmt 
überein  das  S.  Meiningische  Grundgesetz  von  1829.  A.  4. 
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Stattfinden  kann,  z.  B.  wenn  der  Monarch  nach  einer  langen  Abwe- 
senheit, etwa  aus  der  Kriegsgefangenschaft,  zurückkehrt.  In  allen 
übiigen  Fällen  muss  die  Beseitigung  des  Yerhinderungsgrundes 
konstatirt  werden.  Hat  die  Verfassung  nicht  besonders  den  Weg 
voigeschrieben,  der  hierbei  eingeschlagen  werden  soll ,  so  ist  anzu- 
nehmen .  dass  dieselben  Ghrundsätze  des  Verfahrens  analog  auf  die 
Beendigung  der  Regentschaft  anzuwenden  sind,  nach  welchen  über 
die  Einsetzung  der  Regentschaft  zu  beschliessen  ist.  Ausdrücklich 
sagen  dies  die  Verfassungen  von  Koburg-Gotha  1852  §  18  und 
Oldenburg  A.  26. 

n.  Der  zeitige  Regent  hört  auf  dies  zu  sein ,  während  die  Re- 
gentschaft als  solche  fortdauert : 

a)  durch  den  Tod  oder  freiwilligen  Verzicht,  wozu  der  Regent 
jeder  Zeit  ebenso  berechtigt  ist,  wie  der  Monarch  selbst; 

b)  wo  die  Wittwe  des  letzten  Monarchen,  die  Mutter  oder  die 
Grossmutter  des  regierungsunfähigen  Monarchen  die  Regentschaft 
«u  fuhren  hat,  verlieren  sie  dieselbe  durch  Wiederverheirathung. 
Wenn  auch  nur  einzelne  Verfassungen,  wie  die  von  Altenburg  §  16, 
Koburg-Gotha  §  13,  Oldenburg  A.  22  §  2,  dies  ausdrücklich  aus- 
sprechen, so  muss  dieser  Satz  doch,  auch  ohne  solche  Bestimmung, 
als  ein  selbstverständlicher  des  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechts 
angesehen  werden; 

C)  wenn  der  Regent,  während  der  Dauer  der  Regentschaft,  selbst 
regierungsunfähig  wird. 

In  diesen  Fällen,  wo  bei  Fortdauer  der  Regentschaft  nur  der 
zeitige  Regent  wegfällt,  geht  die  Regentschaft  auf  denjenigen  über, 
welcher  zunächst  berufen  sein  würde,  wenn  der  bisherige  Regent 
mit  Tode  abgegangen  wäre.  Tritt  aber  kein  solches  persönliches 
Hindemiss  in  der  Fortfühung  der  Regentschaft  ein,  so  bleibt  der- 
jenige, welcher  einmal  die  Regentschaft  angetreten  hat,  solange 
Regent,  bis  die  Regentschaft  selbst  aufhörte 


1  Andrer  Meinung  Mohl,  Württemberg.  Staaten.  B.  I.  S.  296:  »Da  nicht 
yexordnet  ist,  dass  der  einmal  mit  der  ReiohBverwesung  gesetzlich  beauftragte 
Prini  dieselbe  bis  zu  üirem  Ende  beibehalte ,  wenn  auch  in  der  Zwischenzeit 
durch  näheres  Erbrecht  mehr  Berechtigte  persönlich  fähig  werden  sollten,  z.  B. 
durch  Eintritt  der  Volljährigkeit,  so  ist  allerdings  kein  Zweifel,  dass  immer  der 
entferntere  Agnat  durch  einen  Näherstehenden  aus  der  EeichsYerwesung  ver- 
drängt wird,  sobald  dieser  in  den  Stand  kommt,  sie  verwalten  zu  können«.  Abge- 
sehen von  der  grossen  politischen  Unzweckmässigkeit  einer  solchen  Auf- 
&flsui)g,  indem  dadurch  ein  häufiger  Regentenwechsel  und  ein  Eintreten  sehr 
junger  Kegenten  herbeigeführt  würde,  lässt  sie  sich  auch  juristisch  nicht  recht- 
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Wenn  nach  Beendigung  der  Regentschaft  der  Monarch  selbst 
die  Regierung  antritt ,  so  ist  er  an  alle  verfassungsmässigen  Hand- 
lungen des  Regenten  ebenso  gebunden,  wie  jeder  Nachfolger  an  die 
seines  Intimen  Regierungsvorgängers.  Jede  Analogie  eines  privat- 
rechtlichen  Yormundschaftsverhältnisses  bleibt  ausgeschlossen,  na- 
mentlich ist  eine  in  integrum  restitutio  gegen  angebliche  Verletzun- 
gen von  Seiten  des  Regenten  imstatthaft.  Der  einzig  staatsrechtlich 
korrekte  Massstab  für  die  Regierungshandlungen  des  Regenten 
bleibt  ihre  Verfassungsmässigkeit. 

§115. 
II.  Vorübergehende  Stellvertretung  des  Monarohen  ^ 
Abgesehen  davon,  dass  einzelne  Zustände  des  Monarchen,  z.  B. 
Minderjährigkeit,  entschiedene  Geisteskrankheit,  immer  imd  jeden- 
falls eine  Regentschaft  herbeiführen  müssen ,  hegt  es  schon  in  der 
juristischen  Natur  der  Regentschaft ,  dass  dieselbe  auf  eine  voraus- 
sichtlich bleibende  oder  wenigstens  länger  dauernde  Verhinderung 
des  Monarchen  berechnet  ist  2.   Es  kommen  aber  überall  im  Staats- 


feitigen ;  denn  ein  solcher  vom  Zufall  abhängiger  Wechsel  streitet  gegen  die, 
wenn  auch  interimlBtische  staatsoberhauptliche  Stellung  des  Regenten  und  seinen 
wahrhaft  monarchischen  Beruf.  Ueber  die  Fähigkeit  zur  Regentschaft  entschei- 
det die  Zeit  der  Delation.  Treffend  sagt  y.  Gerber  a.  a.  O.  §  34 :  »Es  kann  im 
allgemeinen  keineswegs  als  selbstTerständlich  betrachtet  werden ,  dass  die  für 
den  Erwerb  eines  Rechtes  bestehenden  Voraussetzimgen  immer  auch  fort- 
dauernde Bedingungen  seiner  Innehabung  sind.«  Die  richtige  Ansicht  verthei- 
digt  Moser,  Persönl.  Staatsr.  B.  I.  S.  489,  freilich  aus  nicht  gans  zutreffenden 
staatsrechtlichen  Granden.  Vergl.  Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht  B.  I. 
§  154.  Anm.  5,  und  in  seinem  oben  angefahrten  Artikel  »Regentschaft«. 

iv.  Rönne,  Preuss.  Staatsr.  (I.  Aufl.  1856)  B.  I.  S.  281.  Abweichend 
n.  und  in.  Aufl.  V.  Mohl,  Worttemb.  Staatsr.  B.  I.  S.  307.  §65.  Der> 
selbe  in  seinem  oben  genannten  Aufsatze  aber  die  ständischen  Rechte  bei  der 
Reichsverwesung  S.  149.  n.  1.  Es  ist  ein  Verdienst  des  damaligen  württem- 
bergischen Abgeordneten,  jetzigen  Staatsministers  v.  Mittnacht,  diesen  bis  da- 
hin noch  nicht  monographisch  behandelten  Gegenstand  zuerst  eingehend  ju- 
ristisch behandelt  zu  haben.  In  der  deutschen  Viertel]  ahrschr.  27.  Jahrg.  1864. 
n.  Heft.  n.  Abth.  S.  222.  245.  (»Ueber  die  Stellvertretung  des  vorabergehend 
gehinderten  Fürsten«.)  Für  die  inPreussen  soviel  Aufregung  hervorrufende  Stell- 
vertretungs^  und  Regentschaftsfrage  in  den  Jahren  1857 — 58  vergl.  den  erwähnten 
Aufsatz  in  Haym's  Jahrb.  B.  II.  S.  438 — 457  und  die  Materialien  zur  Ge- 
schichte der  Regentschaft  in  Preussen. 

«  Die  Verfassungen  von  Preussen  A.  56,  von  Oldenburg  A.  20.  Reuss  j.  L. 
§  46,  Waldeck  §  19  sprechen  von  dauernder  Verhinderung;  diejenigen  von 
Bayern  §  9,  Sachsen  §  9,  Kurhessen  1831  §  7  von  einer  Verhinderung  auf  längere 
Zeit;  aber  auch  diejenigen  Verfassungen,  welche  n\ir  im  allgemeinen  von  Un- 
fähigkeit oder  Unmöglichkeit  zu  regieren  sprechen,  sind  nicht  anders  zu  ver- 
stehen. 
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leben  auch  vorübeigehende  Verhinderungen  des  Monarchen  vor, 
welche  seine  Begierungs thätigkeit  nur  auf  kürzere  Zeit  unterbrechen , 
wie  z.  B.  eine  akute  Krankheit,  eine  Reise  ins  Ausland.  Es  wäre 
em  mit  den  Thatsaohen  in  keinem  Verhältnisse  stehendes  Mittel, 
wenn  für  eine  derartige  kurze  und  vorübergehende  Verhinderung 
ein  80  tiefgreifender  Akt  vorgenommen  werden  sollte,  wie  die  Ein- 
setzung einer  Regentschaft.  Bei  dem  Stillschweigen  der  Verfassun- 
gen über  diesen  Punkt  muss ,  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  nach 
altem  Herkommen  S  wie  nach  neuerer  Staatspraxis  angenommen 
werden,  dass  es  dem  vorübergehend  verhinderten  Monarchen  zu- 
steht, allein  für  die  Fortsetzung  der  Staatsgeschäfte  die  nöthige 
Vorsorge  zu  treffen.  Bald  wird  es  hinreichen,  das  Staatsministerium 
mit  erweiterten  Vollmachten  zu  versehen,  bald  wird  der  Monarch 
etwa  den  Kronprinzen,  einen  andern  Agnaten  des  Hauses  oder 
auch  sonst  eine  andere  hochgestellte  Person  mit  seiner  persönlichen 
Stellvertretung  beauftragen.  Wo  nicht  besondere  Gesetze  entgegen- 
stehen, muss  die  Wahl  der  Person  des  Stellvertreters  dem  Monar- 
chen überlassen  bleiben^.  Ebenso  steht  es  dem  Monarchen  frei, 
diejenigen  Befugnisse  zu  bestimmen,  welche  er  seinem  Stellvertreter 
übertragen  will.  Der  Umfang  der  Rechte  eines  Stellvertreters 
bangt  von  dem  speciellen  Auftrage  ab,  und  mag  im  einzelnen  Falle, 

1  Moser ,  Pers.  Staatsr.  B.  11.  S.  63,  sagt :  »Ein  best&ndig  oder  eine  Zeit- 
lang abwesender  Regent  kann  ordentlicher  Weise  nach  freiem  Ermessen  dispo- 
niren,  wie  es  w&hrend  der  Abwesenheit  mit  der  Landesregierung  gehalten  werden 
•oU,  imd  SU  solchem  Ende  entweder  ganze  Kollegia  oder  einselne  Personen  zu 
seinem  Statthalter  oder  Bevollmächtigten  oder  wie  man  sie  sonst  nennen  will, 
erkiesen;  zuweilen  aber  giebt  die  Statthalterschaft  auch  ein  objectum  ab, 
vorüber  zwischen  dem  Landesherm  und  den  Landständen  Recesse  getroffen 
werden  oder  worflber  wohl  auch  Streitigkeiten  entstehen.«  Selbst  bei  der  Ver- 
hinderung des  Monarohen  an  der  Ausübung  der  Regierung  auf  längere  Zeit 
räumen  die  Verfassungen  von  Bayern  §  9. 11.  Sachsen  §  9.  Kurhessen  §  7  dem 
Monarchen  das  Recht  ein,  für  die  Verwaltung  des  Reiches  Vorsorge  zu  treffen.« 

^  Richtig  sagt  y.  Rönne  in  der  ersten  Auflage  B.  L  S.  282:  »Dass  dem 
Könige  die  freie  Wahl  der  Person  zusteht,  kann  nicht  in  Zweifel  gezogen  werden. 
£r  würde  also  die  Stellvertretung  nicht  nothwendig  dem  nächsten  Agnaten  zu 
übertragen  brauchen,  sondern  den  Auftrag  auch  einem  andern  Prinzen  des  könig- 
lidien  Hauses  oder  auch  einer  andern  Person,  desgleichen  dem  Staatsministerium 
ertheilen  dürfen.«  In  gleicher  Weise  Mohl,  Württembergisohes  Staatsr.  B.  L 
8. 306.  Nach  Mittnacht' s  Angabe  wurde  in  Württemberg  seit  1819  einmal 
(1848}  der  Thronfolger  allein  mit  der  Stellvertretung  beauftragt,  in  mehreren 
Fällen  erhielt  er  nur  den  Vorsitz  des  stellvertretenden  Ministerrathes.  In  den 
iahren  1817 — 19  war  der  Geheime  Rath,  vom  September  1819  an  regelmässig  der 
Miaisterrath,  theüweise  unter  Zuziehung  des  Geheimen  Rathspräsidenten  mit 
Sit!  und  Stimme,  in  wenigen  FäUen  waren  auch  die  Minister,  jeder  für  sich  in 
seinem  Departement,  mit  der  Stellvertretung  des  Königs  beauftragt. 
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je  nach  dem  Grade  des  Yeitrauens,  nach  der  Dauer  der  beabsich- 
tigten Abwesenheit,  den  Zeitverhältnissen  sehr  yerschieden  bemes- 
sen sein  ^  Mögen  einem  Stellvertreter  aber  auch  noch  so  viele  und 
wichtige  Regierungsrechte  übertragen  sein ,  immerhin  ist  seine  staats- 
rechtliche Stellung  von  der  eines  Regenten  in  wichtigen  Punkten 
verschieden : 

1)  Der  Stellvertreter  handelt  im  Auftrage  des  Monarchen^ 
als  dessen  Bevollmächtigter;  seine  Vollmacht  ruht  lediglich  auf  dem 
Willen  seines  Gewaltgebers ,  welcher  sie  jederzeit  beliebig  wider- 
rufen kann.  Dem  Regenten  dagegen  ist  so  gut  wie  dem  Monar- 
chen selbst  seine  Regierungsgewalt  durch  die  Verfassung  übertra- 
gen. Der  Stellvertreter  ist  daher  gebunden  an  Instruktionen,  ja  er 
ist  sogar  verpflichtet,  nach  den  »ihm  wohlbekannten  Inten- 
tionen« des  Monarchen  zu  regieren,  der  Regent  übt  dagegen  »die 
königliche  Gewalt  in  der  alleinigen  Verantwortlichkeit  gegen  Gott, 
nach  bestem  Wissen  tmd  Gewissen  aus«.  Er  hat  daher,  bei  völlig 
abweichenden  Ansichten  über  das  Staatswohl,  seine  Richtschnur 
lediglich  in  seiner  eigenen  Ueberzeugung  zu  suchen.  Mag  er  auch 
mit  dem  Willen  des  verhinderten  Monarchen  die  Regentschaft  über- 
nommen haben,  nie  ist  in  demselben,  sondern  lediglich  in  dem 
Gesetz  das  Fundament  seiner  rechtlichen  Stellung  zu  suchen. 

2]  Dem  Stellvertreter  sind  immer  nur  einzelne,  wenn  auch  noch 
so  weit  gehende  Befugnisse  übertragen ;  der  Umfang  seines  Rechtes 
beurtheilt  sich  daher  lediglich  nach  der  ihm  ertheUten  Vollmacht. 
Der  Regent  dagegen  übt  die  volle  Regierungsgewalt,  wie  ein  Mon- 
arch aus,  soweit  ihm  nicht  verfassungsmässig  einzelne  Beschran- 
kungen auferlegt  sind.  Für  die  Totalität  der  regentschaftlichen 
Rechte  streitet  die  Präsumtion,  der  Stellvertreter  muss  den  Umfang 
seiner  Befugnisse  aus  der  ihm  ertheilten  Vollmacht  nachweisen. 

3j  Der  Regent  ist,  freilich  nur  an  der  Stelle  eines  andern  bis  zu 


^  Selbst  die  Publikation  und  Sanktion  yon  Oesetsen  und  Staatsvertrigen, 
die  Einberufung  und  EntUuMung  der  Kammern  imd  andere  monarchiBche  Prä- 
rogative der  wichtigsten  Art  sind  nicht  selten  einem  SteUvertreter  übertragen 
worden.  So  ermächtigte  1863  der  König  von  Württemberg,  wegen  vorauaddit- 
lieh  langdauemder  Krankheit,  «den  Ministerrath  unter  dem  Vorsitze  des  Elion- 
prinzen  zur  Besorgung  aller  vorkommenden  Staatsgeschäfte  in  dea 
Königs  Namen.«  So  wurde  durch  Erlasse  vom  6.  Januar,  3.  AprU  und  25.  Juni 
1858  der  Prinz  von  Preussen  vom  König  Friedrich  Wilhebn  IV.  ersucht  und 
beauftragt,  je  auf  drei  Monate  »die  volle  Stellvertretung  des  Königs 
•  in  den  Kegierungsgeschäften,  sowie  in  der  Verwaltung  der  Angelegenheiten  dea 
königlichen  Hauses  zu  übernehmen.« 
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dessen  Eintritt,  immerhin  Staatsoberhaupt;  seine  Person  ist  somit, 
nach  wahrhaft,  monarchischem  Sechte,  als  unverantwortlich  in  dem 
oben  entwickelten  Sinne  zu  betrachten;  der  Stellvertreter  ist  aber 
nur  Beauftragter  des  Monarchen ,  welcher  durch  sein,  wenn  auch 
noch  so  wichtiges  Mandat  nicht  aus  dem  Kreise  der  übrigen  Unter- 
tbanen  heraustritt  und  daher  auch  nicht  an  der  ganz  einzigartigen 
Bechtsstellung  des  Monarchen  theilnimmt.  Er  bleibt  daher  un- 
zweifelhaft persönlich  verantwortlich,  und  zwar  nicht  nur  seinem 
Gewaltgeber,  sondern  auch  der  Volksvertretung  und  den  Gerichten. 
Dem  Monarchen  steht  das  Recht  zu,  im  Falle  einer  vorüber- 
gehenden Verhinderung  eine  Stellvertretung  nach  eigenem  Er- 
messen einzurichten  ^  aber  dieses  nur  auf  kürzere  Unterbrechung 
der  eignen  Thätigkeit  berechnete  Institut  darf  nicht  missbraucht 
werden,  um  dadurch  in  Fällen,  wo  verfassungsmässig  die  gesetzliche 
Regentschaft  einzutreten  hat,  diese  willkürlich  abzuwenden.  Nur 
hie  und  da  hat  man  versucht,  eine  bestimmte  Dauer  für  die  Stell- 
vertretung festzusetzen  2.  Es  ist  vielmehr  Sache  der  zur  Regentschaft 
gesetzlich  berufenen  Persönlichkeit,  also  regelmässig  des  nächsten 
Agnaten ,  des  Staatsministeriiuns ,  vor  allem  aber  der  Volksvertre- 
tung, darüber  zu  wachen ,  dass  ein  solcher  Stellvertretungszustand 
seine  natürlichen  Grenzen  nicht  überschreite  und  den  geordneten 
Gang  und  die  feste  Haltung  der  Staatslenkung  nicht  gefährde ;  wo 
daher  die  Verhinderung  einen  so  dauernden  und  intensiven 
Charakter  annimmt,  dass  die  bloss  widerrufliche  Vollmacht  für  be- 
stimmte Arten  der  Staatsgeschäfte  nicht  mehr  ausreicht,  sind  die 
oben  genannten  Faktoren  sowohl  berechtigt  als  verpflichtet,  die- 
jenigen Mittel  zu  ergreifen,  welche  zur  Einsetzung  einer  gesetzlichen 
Kegentschaft  £uhren ,  denn  diese  ist  eben  die  für  Hindemisse  dau- 

1  Zu  weit  geht  daher  v.  Rönne  in  der  II.  und  III.  Aufl.  seines  Staats- 
rechtes, wenn  er  aus  dem  blossen  Schweigen  der  preussischen  Verfassungsui- 
künde  folgern  wiU,  dass  auch  die  Einrichtung  einer  vorübergehenden  und  be- 
Rbrfinkten  Stellvertretung  dem  Könige  von  Preussen  nicht  zustehe,  sondern 
dass  jedesmal,  wenn  das  Staatsministerium  die  Geschäfte  nicht  ohne  Stockung 
fortfahren  könne ,  die  Regentschaft  in  Gemässheit  der  Verfassungsurkunde  ein- 
zutreten habe.  Die  richtige  Ansicht,  welche  auch  der  preussischen  Staatspraxis 
allein  entspricht,  entwickelte  v.  R ö n n e  dagegen  in  der  I.  Aufl.  (1856, ,  welche 
hier  besser  unverändert  geblieben  w&re. 

2  Mohl  a.  a.  0.  S.  149  sagt:  »Am  wenigsten  wohl  kann  die  von  den  Ver- 
&88migen  einzelner  kleinerer  Staaten  versuchte  gesetzliche  Festsetzung  einer 
längsten  erlaubten  Zeit  der  vorläufigen  Aushilft  angerathen  werden.  Die  ge^ 
letsliche  Zeit  könnte  ebensowohl  zu  kurz ,  als  zu  lang  für  die  besondern  Um- 
stände sein;  auch  bestehen  die  Verlegenheiten  keineswegs  immer  nur  in  der 
Dauer  der  ungenügenden  Zustände.« 

H.  S  eb  « 1  s  e ,  Deutsches  StMtsrecht.  |  ^ 
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emder  Art  bestimmte  »üebertragung  der  vollen  Regierungsgewalt 
auf  einen  Vertreter  des  Monarchen  als  solche  na. 

Was  schliesslich  die  Form  der  Anordnung  der  Stellvertretung 
betrifft,  so  ist  zu  verlangen,  dass  dieselbe  als  eine  öffentliche  Staats- 
angelegenheit den  Kammern,  den  Staatsbehörden  und  den  Untei^ 
thanen  officiell  zur  Kenntniss]  gebracht  werde ,  denn  nur  auf  eine 
solche  Bekanntmachung  hin  sind  die  Kammern  im  Stande,  die 
Legalität  einer  derartigen  Verfugung  zu  prüfen,  kann  der  Stell- 
vertreter selbst  den  verfassungsmässigen  Gehorsam  von  Staatsbe- 
hörden und  Unterthanen  fordern.  Selbstverständlich  ist,  dass  ein 
derartiger  Regierungsakt  der  ministeriellen  Gr^enzeichnung  bedarf. 


Vierter  Abschnitt. 

Verlust  des  monarchischen  Rechtes. 

§115.* 
I.   Freiwilliger  Verluste 

Nach  der  Natur  der  Sache,  sowie  nach  deutschem  Staatsher- 
kommen hat  jeder  Monarch  das  Recht,  auf  den  Thron,  d.  h.  auf  den 
ganzen  Inbegriff  seines  monarchischen  Rechts ,  zu  verzichten.  Da 
aber  der  zeitig  regierende  Fürst  nur  über  sein  persönliches  Recht 
verfügen,  nicht  die  auf  der  Verfassung  beruhende  Thronfolgeord- 
nung einseitig  abändern  kann,  so  erpebt  sich : 

1)  dass  der  Verzicht  nichts  anders  bewirkt,  als  dass  der  Ver- 
zichtende sein  eigenes  Recht  aufgiebt.  Ein  Verzicht  zu  Ghinsten 
einer  andern  Person  wäre  wirkungslos.  Ueberhaupt  darf  ein  Thron- 
verzicht nicht  als  eine  Cession  oder  Üebertragung  des  monar- 
chischen Rechtes,  sondern  lediglich  als  ein  Austritt  aus  der  Reihe 
der  Thronberechtigten  aufgefasst  werden.  Es  tritt  eine  Erledigung' 
des  Thrones  und  eine  anticipirte  Thronfolge  ein ; 

2]  dass  der  Monarch  nur  ganz  und  unbedingt  auf  sein  mon- 
archisches Recht  verzichten  kann.  Der  Verzichtende  kann  sich 
pekuniäre  Vortheile,  auch  Titel-  und  Ehrenrechte,  nie  aber  wirk- 


1  Moser,  Staat«.  B.  XXIV.  S.  363—380,  dessen  Pers.  Staatsr.  Th.  I. 
8.  W6  ff.  Klüber,  §266.  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §84.  Zöpfl  I.  §278. 
Held  II.  S.  297.  v.  Gerber,  GrundÄüge  §  32. 
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liehe  Regierungsrechte  vorbehalten*,  denn  der  Umfang  der 
monarchischen  Gewalt  ist  ein  verfassungsmässig  nothwendiger, 
welcher  nicht  willkürlich  getheilt  werden  darf.  Als  staatsrechtlich 
unzulässig  erscheint  auch  eine  Mitregentschaft,  welche  das 
Wesen  der  monarchischen  Staatsordnung  alteriren  und  eine  verfas- 
sungswidrige Dyarchie  an  die  Stelle  der  Monarchie  stellen  würde. 
Selbstverständlich  kann  ein  Thronverzicht  der  schon  geborenen 
Descendenz  des  Verzichtenden  nicht  schaden,  dagegen  muss  die 
nach  dem  Verzichte  geborene  thronfahige  Descendenz,  nach  den 
strengen  Grundsätzen  der  Linealordnung ,  der  Linie  des  nun  regie- 
renden Herrn  weichen ,  nach  deren  Erlöschen  erst  ihr  eventuelles 
Snecessionsrecht  wieder  aufleben  würde.  Nur  wo  eine  Verfassung 
ausdrücklich  bestimmt ,  dass  ein  gewisses  Benehmen  des  Mon- 
archen, z.  B.  die  Annahme  einer  fremden  Ejrone,  als  stillschweigen- 
der Verzicht  gelten  solle,  darf  ein  solcher  angenommen  werden  2. 

§116. 

n.    Unfireiwilliger  Verlust  K 

Die  Geschichte  lehrt  uns,  dass  zu  allen  Zeiten  Monarchen 

gegen  ihren  Willen  durch  Revolution  oder  Eroberung  ihres  Thrones 

beraubt  sind,  und  gerade  die  neueste  Zeit  ist  reich  an  solchen  That- 

sachen.   Da  aber  das  deutsche  Staatsrecht  immer  nur  vom  Stand- 


1  Verzicht  des  Königs  Ludwig's  I.  von  Bayern  am  20.  März  t848  im  Reg.- 
Blatt  Ton  1848  S.  145.  Yerzichtsyertrag  des  Herzogs  Bernhard  von  Sachsen-Mei- 
aingen  vom  30.  November  1866.  Nach  §  1  beh&lt  der  abtretende  Herzog  seinen 
hiaherigen  Bang  und  die  damit  verbundenen  Vorzüge ,  insbesondere  auch  das 
Becht  der  Unverletzlichkeit,  soweit  diese  mit  der  Verfassimg  des  Herzogthums 
Tereinbar  ist.  Auch  verzichtet  der  regierende  Herzog  seinen  durchlauchtigsten 
Sltem  gegenüber  auf  die  Ausübung  der  persönlichen  Befugnisse  eines  Familien- 
chefs. Von  irgend  einem  Vorbehalte  von  Regierungsrechten  ist  auch*hier  nicht 
die  Rede. 

«  Bayerische  Verfassung  Tit.  II.  §  6.  Pözl,  Verfassungsr.  §  144.  S.  380. 
Koburg-Gothaisches  Qrundges.  §  19 :  »Wenn  ein  Herzog  einen  ausseideutschen 
Thron  besteigt,  so  wird  dafür  angenommen,  dass  er  darauf  Verzicht  ge- 
leistet habe,  über  die  Herzogthümer  zu  regieren.« 

«  Moser,  Staatsrecht  B.  XXIV.  S.  229—380,  dessen  Pers.  Staatsrecht 
TL  I.  B.  II.  Kap.  3.  S.  609.  Gönner,  §246.  Leist,  §46.  Klüber,  §255 
md2o6.  Zöpfl,  B.  I.  §  278.  H.  A.  ZachariÄ,  B.  I.  §  84.  S.  424.  Fr.  K. 
T.  Strombeck,  Was  ist  Rechtens,  wenn  die  oberste  Staatsgewalt  dem  Zwecke 
des  Staatsverbandes  en^egen  handelt?  Braunschweig  1830.  4.  Auflage  1832. 
H.  Z  öp  f  1,  Die  Eröffnung  der  Thronfolge  als  rechtliche  Folge  des  Missbrauchs 
der  Staatsgewalt  (Braunschweig  1833),  welcher  sich  besonders  »für  das  Recht  der 
Agnaten,  bis  zu  einer  förmlichen  Entsetzung  des  regierenden  Herrn  vorzu- 
sehreiten, als  ein  in  Deutschland  fundamental-herkömmliches^  ausspricht. 

18* 
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punkte  der  jetzt  bestehenden  positiven  Staatsordnung  ausgehen 
kann,  so  liegen  solche,  nach  dieser  immerhin  widerrechtlichen 
Thatsachen  ausserhalb  unserer  Betrachtung.  Wir  haben  hier  nur 
die  Frage  zu  beantworten,  ob  ein  deutscher  regierender  Fürst  auf 
legitimem  Wege ,  innerhalb  der  bestehenden  Staatsordnung ,  gegen 
seinen  Willen,  des  Thrones  entsetzt  werden  kann  ? 

Zu  Reichszeiten  unterlag  es  keinem  Zweifel,  dass  ein  deutscher 
Landesherr  seiner  Landeshoheit  von  Rechtswegen  verlustig  gehen 
konnte  durch  die  von  der  Reichsgewalt  ausgesprochene  Reichsacht 
oder  durch  ein  auf  Entsetzung  lautendes  Urtheil  wegen  groben  Miss- 
brauchs seiner  Regierungsrechte ;  doch  waren  nach  der  Wahlka- 
pitulation Kaiser  Karl's  VII.  vom  1742  A.  I  §  3 — 4  weder  der 
Kaiser,  noch  die  höchsten  Reichsgerichte  allein  berechtigt,  eine  der- 
artige Entsetzung,  ja  nicht  einmal  eine  provisorische  Suspension 
vorzimehmen,  sondern  es  gehörte  dazu  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages. Immerhin  blieb  aber  wegen  der  fortbestehenden  persönlichen 
Unterordnung  aller  deutschen  Landesherm  unter  die  richterliche 
Gewalt  des  Reiches  eine  Entsetzung  von  der  Landeshoheit  durch 
Urtheil  und  Recht  juristisch  möglich.  Es  fragt  sich  nun,  ob  diese 
richterliche  Gewalt,  nach  Auflösung  des  altem  deutschen  Reiches, 
auf  eine  andere  Listanz  übergegangen  ist. 

In  einem  besonders  eklatanten  Falle  des  Missbrauchs  der  Re- 
gierungsgewalt hat  eine  Anzahl  der  vornehmsten  deutschen  Regie- 
rungen, darunter  auch  die  Krone  Preussen,  sich  in  officiellen  Erklä- 
rungen dahin  geäussert:  »dass  im  Falle  groben  Missbrauchs  der 
Staatsgewalt  und  schwerer  moralischer  Verschuldung ,  eine  Thron- 
entsetzung durch  die  Agnaten;  unter  Theilnahme  des  deutschen  Bun- 
des nach  deutschem  Staats-  und  Fürstenrechte  gerechtfertigt  sei«. 
Mochte  diese  Ansicht  nach  der  damaligen  Sachlage  politisch  zweck- 
mässig erscheinen,  so  hatte  sie  doch  ihre  grossen  juristischen  Beden- 
ken, welche  von  einer  Anzahl  Regierungen  im  Schoosse  der  Bundes- 
versammlung auch  damals  geltend  gemacht  wurden.  Eine  eigentliche 
richterliche  Gewalt  über  einen  deutschen  Landesherm  stand  we- 
der den  Agnaten,  noch  dem  deutschen  Bunde  zu  und  kann  auch 
nach  döT  heutigen  Reichsverfassung  der  Reichsgewalt  nicht  beige- 
legt werden.  Aber  in  einem  Rechtsstaate  muss  es  im  Nothfalle  ein 
rechtliches  Mittel  geben,  wodurch  das  Volk  vor  tyrannischem  Miss- 
brauche der  Staatsgewalt,  der  Staat  selbst  vor  Verderben  und  Unter- 
gang bewahrt  wird. 

Es  liegt  im  Wesen  der  Erbmonarchie,  wo  lediglich  der  Zufall  der 
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Geburt  auf  den  Thron  beruft,  dass  nicht  auf  hervorragende  geistige 
und  sittliche  Befähigung ,  noch  weniger  auf  besondere  Herrscher- 
talente des  Staatsoberhauptes  gerechnet  werden  kann.  Die  konsti- 
tutionelle Staatsordnung  mit  ihren  verfassungsmässigen  Schranken, 
flurer  Betheiligung  der  Volksvertretung  am  Staatsleben,  ihrer  gere- 
gelten und  öflfentlichen  Begierungsweise  wird  selbst  bedeutende 
persönliche  Mängel  des  Herrschers  ertragen  und  ausgleichen  kön- 
nen. Aber  immerhin  ist  es  denkbar,  dass  einmal  eine  Persönlichkeit 
auf  den  Thron  gelangt,  welche,  durch  schlimme  Naturanlage  oder 
schlechte  Erziehung  verleitet,  die  Staatsgewalt  in  gröbster  Weise 
missbraucht,  sich  über  alle  verfassungsmässigen  Schranken  hinweg- 
setzt ,  willkürlich  in  den  Gang  der  Justiz  eingreift  und  die  beste- 
hende Staats-  und  Rechtsordnung  mit  Füssen  tritt.  In  einer  solchen 
Denkungs-  und  Handlungsweise  kann  sich  ebenso  eine  absolute 
Regierungsunfähigkeit  aussprechen ,  wie  in  einer  eigentlichen  Gei- 
steskrankheit ,  worüber  alle  deutschen  Regierungen  in  Betreff  des 
Herzogs  Karl  von  Braunschweig  einig  waren.  Es  wird  also  auch  in 
mem  solchen  Falle  dasselbe  Verfahren  beobachtet  werden  piüssen, 
welches  einem  geisteskranken  Fürsten  gegenüber  einzutreten  hat. 
Es  werden  somit  dieselben  Faktoren,  welche  nach  Verfassung,  Haus- 
gesetzen und  Herkommen  berufen  sind,  die  geistige  Beschaffen- 
heit des  Fürsten  in  einem  solchen  Falle  zu  konstatiren,  also  Agna- 
ten, Staatsministerium,  Landstände,  zusammenzuwirken  haben,  um 
auf  Einsetzung  einer  Regentschaft  hinzuwirken^,  wodurch 
der  seine  Regierungsgewalt  in  grober  Weise  missbrauchende  Lan- 
desherr der  Ausübung  derselben  vollständig  entkleidet  wird,  sodass 
dadurch  thatsächlich  dasselbe  erreicht  wird ,  wie  durch  eine  wirk- 
liche Entsetzung.  Ausser  diesen  landesverfassungsnmssigen  Fakto- 
ren ist  jetzt  entschieden  auch  die  Reichsgewalt  berufen,  einzuschrei- 
ten, wo  ein  derartiger  Missbrauch  der  Staatsgewalt  in  einem  deut- 
schen Einzelstaate  vorkommt.    Wie  sie  das  Recht  innerhalb  des 


*  Kraut,  a.  a.  0.  B.  III.  S.  165:  »Wenn  ein  Landesherr  zwar  nicht  blöd- 
«innig,  aber  notorisch  von  einer  so  Übeln  Sinnesart  ist,  dass  man  ihm  die  Be- 
gierung  nicht  anvertrauen  konnte  oder  sich  genöthigt  sah,  die  bereits  ange- 
tretene wegen  Missbrauchs  derselben  ihm  wieder  zu  nehmen,  so  wurde  zur  Zeit 
des  Reiches,  wenn  man  ihm  die  Regierungsgewalt ,  wie  es  allerdings  zulfissig 
war,  nicht  ganz  entzog,  eine  Hegierungsverwesung  angeordnet,  die  statt  seiner 
das  Land  regierte.  Gewiss  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  heutzutage  noch  weit 
mehr  Grund  dazu  ist,  als  zur  Zeit  des  Beiches,  indem  damals  Agnaten  und 
XInterthanen  gegen  Missbrauch  der  Begierungsgewalt  bei  Kaiser  und  Reichsge- 
richten Hilfe  finden  konnten ,  während  der  Schutz ,  welchen  die  neuem  Ver- 
fassungen gewähren,  sich  meist  als  illusorisch  erweist.« 
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Bundesgebietes  überhaupt  zu  schützen  berufen  ist,  wie  sie  die  Re- 
gierungen bei  Auflehnung  und  Widerstand  ihrer  Unterthanen  ver- 
theidigt;  so  muss  sie  auch  die  Angehörigen  der  Einzelstaaten  gegen 
willkürlichen  Missbrauch  der  Staatsgewalt  schützen.  Dazu  kommt, 
dass  eine  derartige  Missregierung  nicht  nur  das  Wohl  des  Einzel- 
staates schädigt,  sondern  stets  auch  die  Erfüllung  der  Bundespflichten 
gefährdet  und  damit  der  Gesammtheit  nachtheilig  wird.  Wenn  es 
daher  den  landesverfassimgsmässigen  Faktoren  nicht  gelingt,  einen 
geordneten  B.echt8zustand  wiederherzustellen,  so  ist  die  Reichsgewalt, 
d.  h.  Kaiser  und  Bundesrath,  berechtigt  und  verpflichtet,  selbst  mit 
Zwangsmassregeln  gegen  eine  Regierung  einzuschreiten,  welche 
ihre  verfassungsmässigen  Bundespflichten  nicht  erfüllt ,  wozu  auck 
die  Führung  einer  geordneten  Landesregierung  gehört.  Der  Zwang 
kann  ausgedehnt  werden  bis  zur  Sequestration  des  betreffenden. 
Landes  und  seiner  Regierungsgewalt,  d.  h.  bis  zur  Besetzung  des 
Landes  und  Uebemahme  der  gesammten  Regierungsgewalt  durch 
das  Reich  bis  zur  Erlangung  voller  Garantie  für  die  Wiederherstel- 
lung eines  geordneten  Rechtszustandes.  Diese  Garantie  kann  in 
solchen  äussersten  Fällen  nur  erreicht  werden  durch  Einsetzung^ 
einer  Regentschaft  oder  durch  einen  wirklichen  Thronwechsel.  Kraft 
der  Souveränetät  der  Reichsgewalt ,  wodurch  sie  als  die  übergeord- 
nete Staatsgewalt  auch  den  Rechtszustand  in  den  Einzelstaaten  auf- 
recht zu  erhalten  hat ,  ist  sie  unzweifelhaft  im  Nothfalle  zu  solchen 
politischen  Massregeln  berechtigt,  welche  sich  freilich,  bei  dem 
unfertigen  Zustand  der  Reichsjustiz  in  staatsrechtlichen  Fragen,  bis 
jetzt  noch  nicht  zu  einer  formellen  Rechtsprechung  «nach  Urtheil 
imd  Recht«  entwickelt  haben. 

Anmerkung. 
Auch  heutzutage  noch  wichtig  für  diese  schwierige  Frage  ist  da» 
Verfahren  gegen  den  Herzog  Karl  von  Braunschweig,  besonders  der 
Bundesbeschluss  vom  2.  December  1830  und  die  agnatische  Disposition 
vom  10.  März  1831  (Hausgesetze  B.  I.  S.  395  ff.).  Auch  die  in 
den  Bundesprotokollen  enthaltenen  staatsrechtlichen  Ausführungen  sind 
von  Interesse.  Am  ausführlichsten  suchten  die  Möglichkeit  einer  Thron- 
entsetzung darzuthiin  Preussen  und  Hannover,  welchen  die  Mehrzahl  der 
Stimmen  des  engem  Rathes  beitrat.  Preussen  erklärte  in  der  XTTT. 
Sitzung  des  Bundestages  am  14.  April  1831 :  »Es  waltet  im  Bunde  kein 
Zweifel  darüber  ob ,  dass  Herzog  Karl  die  Regierung  des  Herzogthums 
Braunschweig  nie  wieder  ausüben  könne  und  dürfe,  sondern  immer  von 
derselben  ausgeschlossen  bleiben  müsse.  Der  Grund  dieser  allseitig  an- 
erkannten absoluten  Regierungsunfähigkeit  liegt  in  dem  Miss- 
brauche, welchen  der  Herzog  Karl  von  der  Regierungsgewalt  gemacht 
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hat.  In  einem  moralischen  Uebel,  nicht  in  einem  unverschulde- 
ten,  körperlichen  oder  geistigen  Hindemisse  des  zur  Regierung  berufe- 
nen Fürsten  liegt  die  Ursache,  dass  seine  Entfernung  von  der 
Eegierung  eine  bedauernswürdige,  aber  rechtliche  N othw endig- 
keit  geworden  ist.  Weil  Minderjährigkeit,  unverschuldete  Krankheit 
oder  Altersschwäche  keinen  Vorwurf  begründen  können,  leidet  durch 
solche  auch  die  Würde  des  Fürsten  nicht.  Unverschuldete  Krankheit 
imd  Altersschwäche ,  sowie  das  Erlöschen  einer  Dynastie ,  können  eine 
ausserordentliche  Regentschaft  zur  Folge  haben,  es  mag  solche  in 
einer  Vormundschaft  oder,  bei  erloschener  Dynastie,  in  einem  Vicariate 
bestehen.  Der  Fall  des  Erlöschens  einer  Dynastie  oder  der  eines  Vica- 
riates  steht  jetzt  so  wenig  in  Rede,  als  der  einer  Bevormundung; 
denn  was  letztere  betrifft,  so  wird  dem  Herzog  Karl  Geistes-  und  Willens- 
Migkeit  nicht  bestritten,  vielmehr  beruht  das  Anerkenntniss  der  abso- 
luten Begierungsunfähigkeit  desselben  auf  der  Annahme  und  Voraus- 
setzung der  vöUigen  Zurechnungsfähigkeit  seiner  mehrjährigen  Regie- 
nmgshandlungen.  Damit  würde  aber  auch  eine  für  die  Lebensdauer  dieses 
Fürsten  zu  errichtende  Regentschaft  einer  rechtlichen  Basis  entbehren, 
mdern  letztere  nur  in  einer,  ohne  eigene  Verschuldung  herbeige- 
führten Unfähigkeit  zur  eigenen  Ausübung  der  Regierung,  unter  Fort- 
dau^  der  Regentenwürde,  in  der  Person  des  berechtigten  Fürsten  ge- 
fanden werden  kann.  Eine  das  Andenken  der  Regierung  des  Herzogs 
Karl  bewahrende,  für  die  Lebensdauer  desselben  zu  errichtende  und  als 
eine  blosse  Fortsetzung  dieser  Regierung  zu  betrachtende  Regentschaft 
würde,  weil  sie  sich  nur  in  der  Natur  einer  Regienmgsverwaltung  für  den 
Henog  Karl  darstellen  und  jede  einzelne  Regierungshandlung  nur  in  dessen 
Namen  vollziehen  könnte,  mit  den  moralischen  und  rechtlichen  Ursachen 
nnd  Gründen,  die  diesem  Fürsten  den  Verlust  der  Regierung  zugezogen 
haben,  im  Widerspruche  stehen.  Die  korrekte  Anwendung  des  nicht  ge- 
nugsam zu  wahrenden  Legitimitätsprinzips  führt  mithin  auf  die  Noth- 
wendigkeit  des  Uebergangs  der  Regierung  auf  das  nächstberufene  Fa- 
mäienglied.  Wäre  eine  legitime  Nachkommenschaft  des  Herzogs  Karl 
bereits  vorhanden ,  so  würde  diese  mit  eignen  Successionsrechten  ein- 
treten und  von  ihrer  Regierungsfähigkeit  abhängen,  ob  für  sie  eine  Vor- 
mundschaft oder  Regentschaft  einzurichten  wäre.  In  Ermangelung  einer 
solchen  Descendenz  ist  die  Succession  mit  denselben  Rechten  für  den 
Herzog  Wilhelm  eröffnet. 

Dass  es  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  Fälle  gab,  wo  der  Successor 
unmittelbar  in  Folge  des  Regierungsverlustes  des  Vorgängers  nicht  in 
dessen,  sondern  in  sein  eigenes  Regierungsrecht  eintrat,  darf  als  be- 
kannt vorausgesetzt  werden.  In  diesem  Sinne  ist,  wenngleich  nicht  durch 
ein  formelles  Rechtsurtheil ,  wie  zur  Zeit  des  deutschen  Reiches  vom 
Kaiser  mit  Zustimmung  der  Kurfürsten  und  Fürsten  geschehen  konnte, 
sondern  als  eine  sich  von  selbst  aus  der  richtigen  Anwendung  des 
Staatsherkommens  imd  der  Hausverfassung  ergebende  Thatsache, 
von  den  Agnaten,  welchen  es  nach  eingetretener  Souve- 
ränetät  der  deutschen  bundesfürstlichen  Fürstenhäuser 
unter    den    vorliegenden    Umständen     allein    zukommen 
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kann,  im  Art.  3  der  dem  Bundestag  übergebenen  Erklärung  ausge- 
sprochen worden ;  dass  die  durch  absolute  Unfähigkeit  des  bisherigen 
rechtmässigen  Regenten  als  erledigt  zu  betrachtende  Regierung  des  Her- 
zogthums  Braunschweig  nunmehr  definitiv  auf  Sr.  Durchlaucht  den 
Herzog  Wilhelm  in  Höchstdessen  Eigenschaft  als  nächster  Agnat  mit 
allen  verfassimgsmässigen  Rechten  und  Pflichten  eines  regierenden  Her- 
zogs von  Braunschweig  übergegangen  sei.«  Ganz  in  gleicher  "Weise  de- 
ducirte  Hannover  in  der  XVIII.  Sitzung  vom  11.  Mai  1831:  »Wenn 
nun  auch  anzunehmen  ist^  dass'  weder  den  Agnaten  noch  der  Gesammt^ 
heit  des  Bundes  ein  eigentliches  Richteramt  über  einen  souveränen  deut- 
schen Bundesfürsten  zusteht^  dass  somit  weder  dem  Einen,  noch  den 
Andern  das  Recht  eingeräumt  werden  kann,  einen  souveränen  deutschen 
Fürsten  seiner  Regierung  für  verlustig  zu  erklären,  so  bringt  es  doch  die 
Natur  der  Sache  mit  sich,  dass  ungeachtet  der  mit  dem  deutschen  Reiche 
erloschenen  oberstrichterlichen  Gewalt,  welche  Kaiser  und  Reich  zustand, 
den  Agnaten  zum  wenigsten  dieselben  Rechte  geblieben  .sein  müssen, 
welche  ihnen  zu  Zeiten  des  Reiches  eingeräumt  wurden  und  die  ihnen 
um  so  mehr  erhalten  sind,  als  gegenwärtig  die  im  Kaiser  und  Reich  ge- 
legene Souveränetät  auf  die  deutschen  Fürsten  und  deren  Familien  über- 
gegangen ist.  Eben  diese  Natur  der  Sache  bringt  es  femer  mit  sich,  dass 
an  der  Stelle  der  oberstrichterlichen  Gewalt  eben  diesen. 
Agnaten  wenigstens  eine  konservatorische  Einschreitung  zu- 
stehen muss,  um  den  aus  einer  absoluten  Regierungsunföhigkeit  ent- 
springenden verderblichen  Folgen  auf  eine  der  Ehre  des  fürstlichen 
Hauses,  der  bleibenden  Sicherheit  und  Ruhe  im  Lande  und  im  deutschen 
Bunde,  sowie  den  angestammten  Rechten  der  Agpiaten  entsprechende 
Weise  möglichst  vollkommen  zu  begegnen ;  daher,  wenn  zur  Erreichung 
eines  solchen  Zweckes  die  blosse  Errichtung  einer  Regentschaft  nicht  zu- 
reicht, die  zu  treffende  Anordnung  diejenige  Ausdehnung  erhalten  musB, 
welche  die  nöthige  Kraft  und  Stabilität  der  Regierungsgewalt  sichert,  um 
Volksreaktionen  vorzubeugen,  und  wozu  die  nächsten  Agnaten  das  ihnen 
ipso  jure  zustehende  Successionsrecht  berechtigt  . . .  Sollte  etwa  einer  ent- 
gegengesetzten Ansicht  die  nie  staati^rechtlich  oder  historisch  begründet 
gewesene  Theorie  eines  sog.  Charakter  indelebilis  der  Souveräne- 
tät zu  Grunde  liegen ,  so  müssen  die  höchsten  Agnaten  erklären ,  dass 
sie  einer  solchen  neuen  Lehre  ihre  Zustimmung  nicht  ertheilen  können.« 
Allerdings  herrschten  im  Schoosse  der  Bundesversammlung  zwei  diver- 
girende  staatsrechtliche  Ansichten,  indem  die  Einen,  bei  allgemein  aner- 
kannter Regierungsunföhigkeit  des  Herzogs  Karl ,  die  Agnaten  für  be- 
rechtigt hielten,  den  Thron  für  erledigt  zu  erklären  (so  Preussen  und 
Hannover) ,  die  Andern  nur  eine  Regentschaft  für  staatsrechtlich  zu- 
lässig hielten,  so  besonders  Oesterreich;  doch  erhielt  die  preussisch- 
hannö  versehe  Ansicht,  wo  mach  Herzog  Wilhelm  die  Regierung  im 
eigenen  Namen  anzutreten  habe,  die  Majorität  von  einer  Stimme. 
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Zweites  Kapitel. 
Von  den  Stäatsämtern. 

§117. 
Im  Allgeqieinen. 

Nach  deutsch-monarchischeiu  Staatsrechte  ist  die  gesammte 
Staatsgewalt  grundsätzlich  in  dem  Staatsoberhaupte  vereinigt. 
Damit  dieselbe  aber  praktisch  wirksam  werde,  damit  der  einheitliche 
Staatswille  vom  Centrum  in  alle  Punkte  der  Peripherie  übertragen 
werde,  bedarf  es  noch  einer  besondem  staatlichenOrganisation.  Diese 
ist  in  den  Staatsämtern  gegeben.  Nicht  bloss  aus  dem  äussern 
Grunde,  weil  der  Monarch  wegen  unzureichender  menschlicher 
Kraft  nicht  alle  Staatsgeschäfte  selbst  besorgen  kann,  nimmt  er 
sich  »Diener  und  Gehülfen«  an,  sondern  weil  er,  aus  Gründen  einer 
höher  entwickelten  staatlichen  Ordnung ,  sie  nicht  allein  besorgen 
darf,  sind  die  Staatsämter  nothwendige  anstaltliche  GUeder  im 
Organismus  des  Staates.  Da  die  monarchische  Gewalt  erst  durch 
ihre  Verbindung  mit  den  Stäatsämtern  handlungs-  und  regierungs- 
fähig wird ,  so  muss  die  Lehre  von  den  Stäatsämtern  systematisch 
unmittelbar  auf  die  vom  Staatsoberhaupte  folgen,  indem  erst  durch 
das  Zusammenwirken  dieser  beiden  Elemente  die  Eine  unge- 
theilte  Staatsregierung  daxgestellt  wird. 

Staatsämter  sind  Einrichtungen,  kraft  deren  menschliche  Kräfte, 
für  Zwecke  und  Aufgaben  des  staatlichen  Gemeinwesens,  in  be- 
stimmter räumlicher  und  geschäftlicher  Abgrenzung,  in  dauernder 
Weise  in  Dienst  genommen  werden.  Das  Staatsamt  ist  lediglich 
eine  staatliche  Veranstaltung,  keine  vom  Staate  getrennte  juristische 
Person.  Es  hat  kein  eigenes  Recht,  sondern  vertritt,  innerhalb  sei- 
ner Kompetenz,  den  Staat  selbst.  ViTenn  man  sagt,  dass  ein  Staats- 
amt berechtigt  und  verpflichtet  sei,  seine  volle  Kompetenz  innerhalb 
seines  Amtsbezirkes  geltend  zu  machen ,  so  heisst  dies  nicht  etwa, 
dass  ein  Amt  ein  wohlerworbenes  Recht  auf  seine  Amtsbefugnisse 
habe,  vielleicht  sogar  der  Staatsgewalt  gegenüber,  sondern  nur,  dass 
der  Staat  aus  Ordnungsgründen  sich  bewogen  gefunden  hat,  die 
verschiedenen  Funktionen  seiner  eigenen  viel  umfassenden  Thätig- 
keit,  nach  gewissen  geographischen  und  sachlichen  Beziehungen, 
an  verschiedene  Stellen  zu  vertheilen  und  gegeneinander  abzu- 
grenzen. Der  Staat  kann  daher  jeder  Zeit  die  Oi^anisation  der 
Aemter  ändern,  ihre  Kompetenz  anders  bestimmen  wie  bisher.  Eine 
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später  zu  beantwortende  Frage  ist  dabei  nur,  ob  eine  solche  Oi^- 
nisationsänderung  durch  blosse  Verordnung  des  Monarchen ,  durch 
einfaches  Gesetz  oder  nur  durch  ein  verfassungsänderndes  Gesetz 
erfolgen  kann. 

Da  aber  das  Amt  an  sich  ein  blosses  Abstraktum,  der  Inbegriff 
einer  bestimmt  abgegrenzten  Staatsthätigkeit  ist,  so  bedarf  es  immer 
erst  der  Menschenkräfte^  welche  für  diese  Aufgaben  bleibend  in 
Dienst  genommen  werden  müssen.  Diese  sind ,  als  die  subjektiven 
Träger  der  Amtsthätigkeit,  die  Staatsbeamten.  Jedes  Amt  be- 
darf zu  seiner  Wirksamkeit  eines  menschlichen  Trägers,  und  zwar 
kann  entweder  ein  einzelner  Mensch  dasselbe  bekleiden  oder  eine 
Mehrheit  von  Menschen,  welche  als  persönliche  Einheit  ge- 
dacht wird.  Damach  unterscheidet  man  in  der  Behördenorganisa- 
tion  das  System  der  Einzelbeamten  (Bureausystem)  von  dem 
Kollegialsystem.  Das  Wesen  des  ersteren  besteht  darin,  dass 
eine  einzelne,  dem  Staate  verantwortliche,  physische  Person  sämmt- 
liehe  Geschäfte  des  Amtes  leitet  und  Beschlüsse  fasst  und  dass  einem 
solchen  allein  entscheidenden  Beamten  Gehülfen  mit  höchstens  be- 
rathender,  niemals  entscheidender  Stimme  zur  Seite  stehen ;  bei  dem 
letzteren  dagegen  werden  die  dem  Amte  zugewiesenen  Geschäfte  so 
besorgt,  dass  mehrere  (wenigstens  drei)  Individuen,  als.  gleichbe- 
rechtigte Mitglieder,  unter  der  bloss  formellen  Leitung  eines  Vor- 
sitzenden, nach  Stimmenmehrheit  Beschlüsse  fassen  und  dass  nur 
die  so  gefassten  Beschlüsse  als  Entscheidung  der  Behörde  oder  des 
Amtes  gelten.  Kurz  beim  Bureausystem  ist  ein  einzelner  Mensch, 
beim  Kollegialsystem  eine  aus  mehreren  Menschen  bestehende  Per-* 
soneneinheit  Subjekt  oder  Träger  der  Staatsgewalt.  Zu  verschiede- 
nen Zeiten  und  bei  verschiedenen  Völkern  hat  in  der  Behördenorga- 
nisation bald  dieses ,  bald  jenes  System  vorgewaltet.  Heutzutage 
sucht  man  beide  Systeme  so  zu  verbinden ,  dass  man  für  gewisse 
staatliche  Funktionen  den  Einzelbeamten,  für  andere  den  Kollegien 
den  Vorzug  giebt. 

Wird  die  Bekleidung  von  Staatsämtem,  wie  seit  dem  letzten 
Jahrhimderte  in  Deutschland,  zu  einem  ständigen  Lebensberufe 
einer  gewissen  Klasse  von  Menschen ,  so  bildet  sich  für  diese ,  die 
Staatsämter  bekleidenden  Personen  ein  bestimmtes  Standesreoht, 
das  Staatsdienerrecht  aus.  Das  Staatsdienerrecht  in  seiner 
weitem  Entwickelung  beruht  nicht  mehr  auf  dem  individuellen  Er- 
messen des  Monarchen ,  wie  in  seinen  ersten  Anfangen  (»pleraque 
officia  in  principum  ditionibus  non  tam  a  legibus ,  sed  a  solo  nutii 
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principis  dependent«), 'sondern  auf  festen  gesetzlichen  Grundlagen 
des  verfassungsmässigen  Amtsorganismus.  Aus  diesen  allein  kann 
das  fiecht  des  Staatsdienstes  und  der  Staatsdiener  juristisch  begrün- 
det werden.  Die  Darstellung  dieses  Kapitels  zerfällt  daher  natur- 
gemass  in  zwei  Abschnitte.  Der  erste  beschäftigt  sich  mit  dem 
Amtswesen  im  objektiven  Sinne,  der  Behördenorganisation. 
Bei  der  grossen  Yerschiedenartigkeit  derselben  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  muss  sich  das  deutsche  Staatsrecht  lediglich  auf 
die  Darl^ung  der  obersten  leitenden  Grundgedanken  beschränken, 
während  das  Detail  hier  ganz  dem  Partikularstaatsrechte  der  Einzel- 
staaten anheimfällt.  Der  zweite  Abschnitt  entwickelt,  als  Konse- 
quenz des  ersten,  das  öffentliche  Kechtsverhaltniss  der  Staatsdiener, 
als  der  persönlichen  subjektiven  Träger  der  Staatsämter. 


Erster  Abschnitt. 

Vom  Amtsorganismus. 

I.  Geschichtliche  Entwickelung  des  Amtsorganismus  in  den  deutschen  Staaten. 

§  118. 
1)  Die  Territorien  des  Hittelaltersi. 

Obgleich  seit  dem  XIII.  Jahrhimdert  die  Landeshoheit  zu  einem 
erblichen  Hechte  der  landesherrlichen  Familien  geworden  war ,  so 

^  lieber  die  ältere  Literatur  vergl.  Pütter's  Lit.  des  Staatsrechtes  Th.  III. 
S.3l6£r.  Klflber's  Forts.  §245.  Hauptwerke  für  die  ältere  Zeit :  Nicolaus  Myler 
abEhrenbaeb,  Hyparchologia,  s.  de  ofiicialibus,  magistratibus  et  administris  Über 
nogularifi.  Stuttgart  1678.  Joh. Christ. Becmanni notitia dignitatum illustrium, 
eifüinm,  sacrarum,  equestrium.  Jenae  1677.  Das  anschaulichste  Bild  der  Be- 
liördenorgamsation  eines  mittleren  deutschen  Fürstenthums  im  XVII.  Jahrhun- 
dert giebt  der  trefiliche,  in  der  Schule  Ernst's  des  Frommen  von  Sachsen-Gotha 
owaehaene  Staatsmann,  Veit  Ludwig  v.  Seckendorff»in  seinem  deutschen 
Fürstenstaate«  1655.  J.  J.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Regieruilgssachen. 
Frankfurt  und  Leipzig  1772.  Von  neuem  Schriften :  Frhr.  v.  Malchus,  Po- 
litik der  inneren  Staatsverwaltung  oder  Darstellung  des  Organismus  der  Be- 
hörden für  dieselbe.  3  Thle.  Heidelberg  1823.  Das  inhaltreiche  Werk  des 
westfalisch-württembergischen  Staatsmannes  giebt  eine  Uebersicht  der  Behörden- 
Organisation  aller  europäischen  Staaten.  Der  III.  Theil  enthält  zahlreiche  Or- 
ganisationsgesetze.  Fr.  Bülau,  Die  Behörden  in  Staat  und  Gemeinde,  Beiträge 
lur Verwaltungspolitik.  Leipzig  1836.   Stahl,  Kechts- und Staatsl.  (III. Aufl.) 

II.  Bd.  2,  Abth.  S.  306  ff.  Pözl  in  Bluntschli's  Staatsw.  B.  I.  S.  204—219. 
Art,  Amt;,  v.  Seybold,  Das  Institut  der  Staatsämter.  München  1854.  L.  v. 
Stein,  Verwaltungslehre  B.  I.  S.  247—291 .   (Organisation  der  Behörden).   J.  v. 
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waren  die  Territorien  doch  keineswegs  bereits  zu  Staaten  geworden. 
Die  Landeshoheit  war  noch  weit  davon  entfernt,  eine  Staatsgewalt 
zu  sein.  Als  Kernpunkt  der  landesherrlichen  Gewalt  erschien  die 
Gerichtsbarkeit,  für  deren  Ausübung  der  König  clen  Gerichtsbann 
leihen  musste.  Da  die  Landesherm,  bei-  der  Ausdehnung  ihrer  Ter- 
ritorien und  bei  der  Zunahme  an  Macht ,  nicht  mehr  in  eigner  Per- 
son der  hohem  gräflichen  Gerichtsbarkeit  vorstehen  wollten  oder 
konnten ,  so  setzten  sie  Stellvertreter  ein ,  welche  die  gräfliche  Ge- 
richtsbarkeit handhaben  sollten ,  sei  es ,  dass  sie  nur  die  Gerichts- 
barkeit geliehen  erhielten  oder  dass  ihnen  die  Grafschaften  mit  ihren 
Rechten  vom  Landesherm  übertragen  wurden  (O.  S  tobbe,  Gerichts- 
verfassung des  Sachsensp.  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  B.  XV. 
S.  89) .  Aber  diese  Stellvertreter  waren  damals  noch  keine  landes- 
herrlichen Beamten,  sondern  mussten  sich  stets  an  den  König  wen- 
den, um  von  ihm  unmittelbar  den  Königsbaim  zu  erhalten.  Erst  als 
diese,  zur  inhaltslosen  Formalitat  gewordene  Beleihung  ganz  weg- 
gelassen wurde,  trat  ihre  Eigenschaft  als  Vertreter  der  landes- 
herrlichen Gerichtsbarkeit  klar  hervor.  Die  alten  Landgerichte 
mussten  indessen  meistens  den  landesherrlichen  Hofgerichten 
weichen,  indem  man  sich  gefallen  liess,  dass  das  Gericht,  gegen  die 
Grundsätze  der  frühem  Gerichtsverfassung,  von  der  alten  Dingstätte 
an  den  landesherrlichen  Hof  gezogen  wurde.  Bisweilen  erhielten 
sich  die  alten  Landgerichte  mit  konkurrirender  Gerichtsbarkeit 
neben  den  Ho%erichten. 

Held,  Verfassungsrecht  Th.  II.  S.  303— 38b.  Bluntschli,  B.  11.  B.  VII. 
Zöpfl,  (V.  Aufl.)  Th.  n.  S.  777—888.  Zachariä,  B.  H.  S.  8  ff.  Klüber, 
§341—352.  S.  534—548.  Lab  and,  Staatsrecht  des  d.  R.  B.  I.  S.  291.  Für 
die  einzelnen  deutschen  Staaten  sind  besonders  zu  vergleichen  für  Bayern: 
Pözl,  Lehrb.  des  bayerischen  Verwaltungsrechtes.  IV.  Aufl.  München  1871. 
Erstes  Buch  S.  9— 126;  für  Württemberg:  M  o  hl' s  Staatsrecht  B.  H.  S.  SflT.; 
für  das  Königreich  Sachsen:  Weiss,  Lehrbuch  des  sächsischen  Staatsrechts  I. 
§  81  ff.  (Tcraltet);  für  Hessen-Darmstadt:  Weiss,  Hessisches  Staatsrecht  Th.  I. 
§14  ff.,  für  Sachsen-Weimar:  Schweitzer,  Oeffentl.  Recht  Kap.  IV. 
§75— 100;  für  Preussen:  v.  Rönne,  Staatsr.  B.II.  Abth.  1.  Die  Organe  der 
Staatsverwaltung,  H.  Schulze,  Preussisches  Staatsrecht  B.  I.  Zweites  Kapitel : 
Von  den  Staatsämtem  S.  231  ff.  An  einer  tiefern,  reohtsgesohichtlichen  Behand- 
lung des  deutschen  Behördenwesens  fehlt  es  noch  gänzlich.  Das  Beste  findet  sich 
noch  in  präciser  Kürze  bei  E  ichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgesohichte, 
Th.  II.  §  308.  Th.  III.  §  430.  Th.  IV.  §  549.  Einen  guten  Anfang  zu  einer  Ge- 
schichte des  preussischen  Behördenwesens  und  Beamtenthums  hat  gemacht: 
S.  Isaacsohn,  Geschichte  des  preussischen  Beamtenthums,  vom  Anfang  des 
15.  Jahrhunderts  bis  auf  die  Gegenwart.  B.  I.  Das  Beamtenthum  in  der  Mark 
Brandenburg  1415—1604.  Berlin  1874,  B.  11.  Das  Beamtenthum  des  17.  Jahr- 
hunderts. 1878. 
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Ausser  diesen  geTichtlichen  Befugnissen  hatte  der  Landes- 
herr durch  besondere  Verleihung  gewöhnlich  andere  nutzbare  Rega- 
lien, z.  B.  Zölle,  Münze,  Bergwerke,  und  besass  eigene  Güter  mit 
zahlreichen  Hintersassen,  Gefällen  u*  s.  w.,  welche  er  durch  seine 
Kameralbeamten  verwaltete»  Eine  eigentliche  Landesregierung  in 
unserem  Sinne ,  ausser  der  Gerichtsbarkeit  und  der  Sorge  für  die 
eigenen  Einnahmen ,  war  dem  frühem  Mittelalter  imbekannt  oder 
wenigstens  nur  in  ihren  ersten  Anfängen  vorhanden.  Ueberall  fehlte 
es  in  den  Territorien  an  dem  festen  Mittelpunkt  einer  Haupte  und 
Residenzstadt,  welcher  für  ein  geordnetes  Behördensystem  unent- 
behrlich ist.  Der  Landesherr  des  Mittelalters  zog  vielmehr,  begleitet 
von  seinem  Ho^esinde,  familia,  familiäres,  im  Lande  umher,  von 
einer  Stadt  zur  andern ,  schlug  auf  seinen  Schlössern  oder  in  Klö- 
stern zeitweilig  sein  Hoflager  auf  und  nahm  dabei  einzelne  Regie- 
rungshandlimgen  vor.  Seine  Rathgeber  waren  regelmässig  seine 
Ministerialen,  welche  zugleich  ein  höheres  Hofamt  verwalteten 
oder  auch  nur  als  Rathgeber  verwandt  wurden.  Daher  kommt  in 
den  Urkunden  vom  XIV.  bis  zum  XVI.  Jahrhundert  häufig  die  For- 
mel vor :  »mit  Rath  der  Rathgeber  und  getreuen  Heimlichen«  *.  Diese 
standen  aber  noch  nirgends  in  einer  kollegialischen  Verbindung  und 
hielten  sich  meist  nur  zeitweilig  am  fürstlichen  Hofe  auf.  Zur  Aus- 
fertigung von  Urkunden  und  sonstigen  Niederschriften  wiirden 
Schreiber,  scriptores,  notarii,  verwendet,  an  deren  Spitze  der  oberste 
Schreiber,  protonotarius,  stand.  Name  und  Amt  des  Kanzlers ,  an 
königlichen  Holen  im  ganzen  Mittelalter  vorhanden,  tritt  an  den 
landesherrlichen  Höfen  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  XV.  Jahrhun- 
derts auf. 

Aus  der  grossen  Anzahl  fürstlicher  Diener  und  Räthe,  die  vom 
Landesherm  zur  Berathung  der  verschiedensten  Geschäfte  herbei- 
gezogen und  zur  Ausführung  derselben  verwandt  wurden,  ragen  die 
Träger  der  eigentlichen  grossem  Hofämter:  der  Hofmeister,  der 
Marschall,  der  Kämmerer,  der  Truchsess,  der  Schenk  hervor.  Cha- 
lakteiistisch  für  die  schwankenden  Zustände  jener  Periode  ist,  dass 
der  landesherrliche  Hofdienst  ganz  mit  dem  Dienste  für  die  öffent- 
lich-rechtlichen Befugnisse  zusammenfällt  und  dass  die  Funktionen 
der  einzelnen  Hof  beamten  keine  festbestimmten  sind ,  sondern  dass 


*  K.Fr.  vonPoßern-Klett,  Zur  Geschichte  der  Markgrafschaft  Meissen 
im  13.  Jahrhimdert.  (Mittheilungen  der  deutschen  Gesellschaft  in  Leipzig.) 
B.  II.  Leipzig  1863.   S.  52  ff. 
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vielmehr  jeder  derselben  zur  Erledigung  jeder  Art  von  Geschäften 
von  seinem  Herrn  gebraucht  wird*. 

Seit  dem  XIH.  und  XIV.  Jahrhundert  sind  einzelne  energische 
Fürsten  grösserer  Territorien  bestrebt,  auch  für  die  Verwaltung  ein- 
zelner Landestheile  eine  geordnete  Beamtenregierung  durchzuführen. 
So  sehen  wir,  wie  die  Witteisbacher  in  Bayern  seit  dem  XIH.  Jahr- 
hundert planmässig  auf  die  Umbildung  des  Lehenstaates  in  den 
reinen  Beamtenstaat  hinarbeiten ,  indem  sie  an  die  Stelle  der  be- 
lehnten Stellvertreter  absetzbare  Beamte  setzen.  Bereits  unter  Otto 
dem  Erlauchten  finden  wir  Bayern  in  34  Aemter  \md  diese  in  Ünter- 
oder  Schergenämter  eingetheilt,  eine  Einrichtung,  welche  von  sei- 
nen Söhnen  Ludwig  imd  Heinrich  weiter  ausgebildet  wurde  ^.  Ganz 
dasselbe  Ziel  verfolgten  die  österreichischen  Herzöge,  bei  denen  die 
Landeshoheit,  auf  Grundlage  ihres  markgräflichen  Herzogthums 
und  ihrer  Privilegien,  am  frühesten  zu  einer  fast  souveränen  Staats- 
gewalt sich  konsolidirte.  Unter  Herzog  Rudolf  IV.  war  man  diesem 
Ziele  schon  sehr  nahe  imd  der  Hausvertrag  von  1364  zeigt,  dass  die 
Verwaltung  des  Landes  nur  durch  eine  abhängige  Beamtenhierarchie 
besorgt  werden  sollte  '.  In  ähnlicher  Weise  ist  in  der  Mark  Bran- 
denburg die  Vogteieinrichtung  eine  reine  Beamtenverfassung.  Seit 
dem  14.  Jahrhimdert  sind  die  Marken  etwa  in  30  Vogteidistrikte 
getheilt;  an  der  Spitze  jeder  Vogtei  steht  der  Voigt,  als  vom  Mark- 
grafen ernannter,  stets  absetzbarer  Beamter.  In  ihm  vereinigen  sich 
alle  Zweige  der  Verwaltung.  Er  ist  der  Wahrer  des  öffentlichen 
Friedens,  sorgt  für  die  Sicherheit  seines  Bezirkes  gegen  innere  und 
äussere  Feinde  und  steht  zu  diesem  Zwecke  an  der  Spitze  des  Voig- 
teiaufgebotes.  Er  leitet  die  Finanzverwaltung,  zieht  die  Erträge  der 
Hausgüter,  Regalien  und  Steuern  ein  und  liefert  sie  in  die  Kammer 
seines  Herrn.  Ueber  eine  ganze  Mark  oder  Provinz  ist  dann  als 
höherer  Verwaltungsbeamter  in  ähnlicher  Stellimg  ein  Landeshaupt- 
mann gesetzt. 

Während  so  in  den  grossem  Territorien  für  die  Lokalverwal- 
tung der  Uebergang  vom  Lehensstaate  zum  Beamtenstaate  bereits 
angebahnt  ist ,  so  ist  doch  nirgends  eine  bestimmte  Trennimg  der 
Behörden  nach  den  verschiedenen  Funktionen  der  Staatsthätigkeit 
durchgeführt.  Grerichtsbarkeit ,  Militärgewalt,  Finanzwirthschaft 
sind  mit  der  Besorgung  der  fürstlichen  Privatangelegenheiten  und 

1  Isaaksohn,  B.  I.   Kap.  I.   S.  5  ff. 

2  Büchner,  Bayerische  Geschichte  B.  V.  S.  125—128.  138.  143  ff. 

3  Berchtold,  Die  Landeshoheit  Oesterreichs  S.  206  ff. 
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dem  Hofdienste  immer  in  denselben  Händen  vereinigt.  Eine  festere, 
kollegiale  Gestaltung  der  Oberbehörden ,  eine  V ertheilung  der  Ge- 
schäfte nach  gewissen  sachlichen  Gesichtspunkten  beginnt  erst  mit 
dem  XVI.  Jahrhundert,  wo  die  Territorien  mehr  und  mehr  den 
Staatscharakter  annehmen,  wo ,  unter  dem  Einfliisse  des  römischen 
Rechtes ,  sich  die  Gerichtsverfassung  vollständig  umgestaltet  und 
damit  das  gelehrte  Berufsbeamtenthum  an  die  Stelle  der  ritterlichen 
Lehensleute  und  Ministerialien  tritt,  atis  welchen  bis  dahin  die 
£athe  hervorgegangen  waren. 

§119. 
2)  Die  Behdrdenorganisation  im  XTI.,  X?II.  and  XTin.  Jahrhondert. 

Unter  dem  Einflüsse  des  immer  tiefer  eindringenden  römischen 
Rechtes  und  der  in  Verbindung  damit  erwachenden  Staatsidee, 
konsolidirte  sich  im  XVI.  Jahrhundert  in  allen  deutschen  Territorien 
eine  festere  Behördenorganisation.  Aus  den  zahlreichen  Käthen, 
welche  sich  am  fürstlichen  Hofe  befanden  und  welche  der  Landes- 
herr bis  dahin  ganz  nach  Belieben  zu  den  Geschäften  herangezogen 
hatte,  bildete  sich  ein  Bathskollegium  mit  einer  festen 
Eollegialverfassung.  Dieses  erhielt  den  Namen  des  Hofrathes, 
der  Kanzlei,  am  häufigsten  den  der  Regierung  (in  Württemberg 
Oberrath) .  Als  Vorsitzender  dieses  Kollegiums  wurde  der  Landes- 
herr selbst  angesehen;  sein  Stellvertreter  war  derKanzler,  eine 
Würde,  welche  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  an  allen  landesherrlichen 
Höfen  erscheint.  Er  ist  stets  ein  Bechtsgelehrter  und  von  diesem 
Punkte  aus  dringt  das  gelehrte  Berufsbeamtenthum  zuerst  in  den 
deutschen  Territorialstaat  ein.  Alles,  was  an  den  Fürsten  gelangte, 
ging  durch  seine  Hände;  die  Reskripte  des  Landesherrn  und  die 
Berichte  der  Unterbehöiden  waren  an  ihn  gerichtet.  Von  ihm  gingen 
alle  Ausfertigungen  aus,  er  ertheilte  im  Namen  des  Landesherm 
Bescheide.  Kurz  der  Kanzler  erscheint  im  XVI.  Jahrhundert  ge- 
wissermassen  als  »der  dirigirende  Minister«,  an  der  Spitze  des  ober- 
sten Landeskollegiums. 

Die  älteste  kollegiale  Behörde ,  unter  dem  Namen  Hof rath, 
gehört  den  niederösterreichischen  Landen  an  und  ging  bereits  vom 
Kaiser  Maximilian  I.  aus^ ;  sie  hat  andern  Ländern  zum  massgeben- 
den Vorbilde  für  die  Neugestaltung  ihrer  Administrativbehörden 

^  J.  C.  Heichenhahn,  Geschichte  des  Kelchshof raths.   Mannheim  1792. 
Th.I.  S.  488  ff.   Eichhorn  in.  §430.  S.  283. 
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gedient.  In  dem  Fürstenthum  Bayreuth  erhielt  der  1525  eingesetzte 
Hofrath  im  Jahre  1535  eine  vollständige  Einrichtung  mit  Geschäfts- 
ordnung und  Eintheilung  in  Senate  i.  Ein  geordnetes  Begierungs- 
kollegium  hestand  schon  früh  in  den  Landen  der  Sachsen-emesti- 
nischen  Linie,  jedenfalls  seit  den  Zeiten  Johann  Friedrich's  des 
Grossmüthigen.  Im  alhertinischen  Sachsen  vollzog  sich  diese  Um- 
gestaltung 1547  unter  Kurfürst  Moritz  auf  Andringen  der  Stände, 
welche  hier  wie  anderwärts  darin  eine  Garantie  einer  geordneten 
Landesregierung  erkannten 2.  Da  die  Käthe  von  jeher  auch  zur  Ent- 
scheidung von  Rechtsstreitigkeiten  benutzt  worden  waren ,  welche 
persönlich  an  den  Landesherm  gelangten,  so  erhielt  das  neue  Kolle- 
gium überall  konkurrirende  Gerichtsbarkeit  mit  den  Hofgerichten, 
welche  nur  zu  bestimmten  Zeiten  abgehalten  wurden,  sog.  Quartal- 
gerichte; ja,  es  überwog  bald  durch  seinen  ständigen  Charakter  und 
das  in  ihm  stärker  vertretene,  gelehrte  Element  das  Hofgericht. 
Neben  den  Bechtssachen  wurden  hier  alle  Begienmgssachen  bear- 
beitet, daher  der  regelmässige  Name  der  »Regierung«  für  dieses 
Kollegium.  Es  war  anfangs  überall  das  Centralregierungs- 
kollegium  mit  ausschliesslicher  Kompetenz.  Bald 
zweigten  sich,  meist  noch  im  Laufe  des  XYI.  Jahrhunderts,  aus 
diesem  Kollegium  neue  Behörden  ab,  die  erst  nur  zu  besondem 
Deputationen,  dann  zu  eigenen  Kollegien  wurden.  Dies  geschah 
überall  zuerst  mit  der  Verwaltung  der  Kammergüter  und  der  damit 
zusammenhängenden  Einnahmen,  welche  einer  besondem  Hof  kam- 
mer,  dem  spätem  Kammerkollegium  übertragen  wurden.  So 
trennte  z.  B.  der  Markgraf  Johann  v.  Küstrin  (1535 — 1571)  die 
Kammer-  imd  Domänenverwaltung  seines  Landes  von  der  Regie- 
rung, mit  welcher  sie  bis  dahin  vereinigt  gewesen  war,  undüber- 
liess  die  letztere  einem  Kollegium  von  Hof-  und  Regierungsräthen 
unter  dem  Vorsitze  des  neumärkischen  Kanzlers,  während  die  Kam- 
merverwaltung einem  Kollegium  von  Kammerräthen  unter  der  Lei- 
tung eines  Kammermeisters  überwiesen  wurdet.  Diese  Bildung 
eines  eigenen  Kammerkollegiums  ist  in  allen  Territorien ,  auch  in 
den  sächsischen  Landen,  um  diese  Zeit  nachzuweisen  und  bezieich- 
net  einen  bedeutsamen  Fortschritt,  indem  dadurch  die  eigentlichen 


1  K.  H.  Lang,  Neuere  Geschichte  des  Farstenthums  Bayreuth.   Göttingen 
179S.   Th.  I.    S.  163  ff.   Th.  II.    S.  82  ff. 

2  Weisse,  Sächsisches  Staatsrecht  B.  I.  §  96.  S.  157. 
»  Isaacsohn,  a.  a.  O.  S.  163  ff. 
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Staatlichen  Befugnisse  mehr  und  mehr  von  den  Vermögensange- 
legenheiten  der  landesherrlichen  Familie  getrennt  wurden. 

Eine  dritte  kollegiale  Oherbehörde  entstand  mit  der  Reforma- 
tion in  allen  evangelischen  Ländern.  Während  früher  die  geist- 
lichen Angelegenheiten  Sache  der  Hierarchie,  besonders  der  Bischöfe 
gewesen  waren,  fiel  jetzt  das  Kirchenregiment  an  die  Landesherm, 
welche  für  dessen  Verwaltung,  sowie  für  die  geistliche  Gerichtsbar- 
keit, eine  eigene,  aus  Theologen  und  Juristen  zusammengesetzte 
Behörde,  das  Konsistorium,  einsetzten.  Die  Errichtung  einer 
solchen  Behörde,  sowie  der  Erlass  von  Konsistorialordnungen,  fällt 
in  die  Mitte  des  XYI.  Jahrhunderts. 

Während  so  dem  KegieningskoUegium  im  XVI.  Jahrhundert 
ausser  den  geistlichen  und  Kameralsachen  der  ganze  Inbegriff  der 
Regierungsgeschäfte  regelmässig  überlassen  wurde,  behielt  sich  der 
Landesherr  doch  gewisse  wichtige  Angelegenheiten  vor^  welche 
er  nur  mit  seinen  vertrautesten  Käthen  berieth.  Diese  wurden  als 
seine  »Geheimen  R ä t h ea  bezeichnet;  sie  bildeten  anfangs  kein 
Kollegium,  sondern  waren  ordentlicher  Weise  Mitglieder  des  Regie- 
rungskollegiums. Es  war  ein  neuer  bedeutender  Fortschritt  in  der 
Behördenorganisation,  dass  diese  geheimen  Räthe  im  XVII.  Jahr- 
hundert zu  einem  Geheimen  Rathskollegium  verbunden 
wurden ,  wie  dies  in  Brandenburg  unter  Joachim  I.  durch  die  Ge- 
heime Rathsordnung  vom  13.  December  1604  geschaht  Damit  war 
der  erste  Ansatz  zu  einem  Ministerium  gegeben.  Das  Geheime  Raths- 
kollegium sollte  der  Centralpunkt  der  ganzen  Regierung  sein ,  wo 
alle  wichtigen  Angelegenheiten  zusammentreffen  und  entschieden 
werden  sollten.  Namentlich  gehörten  vor  den  Geheimen  Rath  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  die  eigentlichen  Staats-  und 
Haussachen.  Er  sollte  die  Revisionsstelle  aller  übrigen  Kollegien, 
der  einheitliche  Mittelpunkt  der  gesammten  Staatsverwaltung  aller 
verschiedenartigen  Landestheile  sein.  Besonders  ist  die  Entwicke- 
longsgeschichte  des  württembergischen  Geheimen  Rathes  interes- 
sant, wie  sie  Spittler's  sachkundige  Hand  gezeichnet  hat 2.  Auch 
hier  bildete  sich  dieses  Kollegium  allmählich  aus  der  Regierung, 
dem  sog.  Oberrathe,  heraus,  indem  aus  demselben  die  vertrautesten 


*  Christ.  Aug.  Ludw.  Klaproth  und  Karl  Wilhelm  Cosmar :  Der  wirk- 
liehe Geheime  Staatsrath.   Berlin  1805.  Isaacsohn  B.  II.   S.  23  ff. 

*  Ludw.  Timoth.  Frhr.  v,  Spittler's  sämmtliche  Werke,  herausgegeben 
▼.  K.Wächter  B.  XIII.  Tübingen  1837.  Nr.  MII.  S.  278— 452.  Geschichte 
des  württembergischen  Geheimen  RathskoUegiums. 

H.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht.  ]9 
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Bäthe  von  dem  Landesherm  zu  den  wichtigsten  Gresehäften  zuge- 
zogen wurden.  Gegen  dieses  planlose  Heranziehen  einzelner 
Rathgeber  reagirten  aber  besonders  die  Landstände^  welche  in  einer 
obersten  Kollegialbehörde  die  Grarantie  einer  geordneten  Kegierung 
erkannten.  Wie  in  Württemberg  überhaupt  am  frühsten  konstitu- 
tionelle Gedanken  einwirkten ,  so  wurde  hier  durch  den  Landtags- 
abschied vom  14.  Mai  1629  das  Geheime  Rathskollegium  eine  lan- 
desverfassungsmässige  Behörde,  welche  der  Landesherr 
nicht  beliebig  beseitigen  konnte,  welche  ein  nothwendiges  Medium 
seiner  ganzen  Regierungsthätigkeit  für  alle  Zeiten  bleiben  und  »nicht 
blos  auf  den  Nutzen  der  Herrschaft,  sondern  auch  auf  den  der  Land- 
schaft mit  verpflichtet  werden  sollte«.  Etwas  später  erhielten  diese 
neu  geschaffenen  Geheime  RathskoUegien  erst  ihre  festere  Ausbil- 
dung durch  Geschäftsordnungen.  So  ertheilte  der  grosse  Kurfürst 
am  4.  December  1651  dem  1604  errichteten  Geheimen  Rathe  eine 
Geschäftsordnung,  wodurch  er  eine  Eintheihing  der  Geschäfte  nach 
19  Departements,  theils  nach  den  Gegenständen,  theils  nach  den 
Provinzen  einführte.  In  Württemberg  erfolgte  die  Verfassung 
eines  Kollegiums,  welches  schon  seit  30  Jahren  konstitutionsmässig 
geworden  war,  erst  durch  die  sog.  Eberhardinische  Kanzleiordnung 
von  1660. 

Im  KurfSrstenthum  Sachsen  errichtete  Kurfürst  August  bereits 
1574  ))das  Geheime  Konsilium«  für  seine  gesammten  Lande, 
welches  als  höchstes  Kollegium  über  alle  andern  Kollegien  Direk- 
tion und  Aufeicht  führen  sollte  ^  Selbst  in  kleinem  Ländern  wurde 
im  Laufe  des  XYIII.  Jahrhunderts  ein  besonderes  Geheime  Raths- 
koUegium  errichtet,  so  in  Sachsen- Weimar  1702  unter  Herzog  Ernst 
Wilhelm*.  Nur  in  den  kleinsten  reichsgräflichen  Territorien  blieb 
die  Regierung  regelmässig  das  höchste  Landeskollegium. 

Ueberhaupt  ist  die  Grösse  des  Territoriums  von  Einfluss  auf  die 
Organisation  der  Behörden.  Vor  allem  wurde  König  Friedrich  Wil- 
helm I.  von  Preussen  der  Schöpfer  eines  neuen  Amtsorganismus.  Et 
zerlegte  die  gesammte  Civilverwaltung  in  drei  Haupttheile,  die  aus- 
wärtigen, die  Finanz-  und  die  Justizangelegenheiten.  Die  ersteren 
fielen  dem  Kabinetsministerium ,  die  zweiten  dem  Generaldirekto- 
rium,  die  letzteren  dem  Justizministerium,  bezüglich  den  Gerichten , 
zu.    Die  Einheit  dieser  Centralbehörden  wurde  dadurch  gewahrt, 

1  C.  H.  y.  Römer,  Staatsrecht  des  KurfürAtenthuma  Sachsen.   Halle  17S8. 
Th.  II.  S.  96  ff. 

2  Schweitzer,  a.  a.  O.  S.  129. 
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dass  die  Chefs  derselben  ihren  Sitz  im  Geheimen  Rathe  hatten. 
Einen  andern  bedeutsamen  Fortschritt  im  staatlichen  Sinne  that 
König  Friedrich  Wilhelm  I.  dadurch,  dass  er  jenen  Duali  smus  des 
Staatshaushaltes  und  der  Staatsverwaltung  beseitigte,  welcher  dem 
standischen  Territorialstaate  angehörte.  Er  vereinigte  die  beiden 
grossen  Centralbehörden ,  das  Generalkriegskommissariat,  welches 
die  aus  ursprunglich  von  den  Ständen  verwilHgten  Steuern  fliessen- 
den Einkünfte  (wie  Grundsteuer,  Kontribution,  Accise)  zu  verwalten 
hatte,  und  die  Generaldomänenkommission,  welche  die  eigenen 
Einkünfte  des  Landesherm  aus  Domänen  und  Kegalien  unter  sich 
hatte,  zu  einer  einheitlichen  kollegiaUschen  Behörde,  dem  »General- 
Ober-Finanz-  Kriegs-  und  Domänendirektorium«  (1722).  Dieser 
Centralisatlon  in  der  Spitze  entsprach  die  Vereinigung  der  Kriegs- 
kommissariate und  Amtskammem  in  den  Provinzen  zu  Kriegs-  und 
Domänenkammem.  In  den  meisten  übrigen  deutschen  Territorien 
blieb  dieser  Dualismus  des  Finanzwesens  und  seiner  Behörden  bis 
auf  die  neuere  Zeit  bestehen.  Als  Grundzüge  der  Behördenorgani- 
sation des  vorigen  Jahrhunderts  lassen  sich  folgende  hinstellen : 

1)  In  allen  deutschen  Staaten  überwog  das  sog.  Provinzial- 
System  das  Realsystem  in  der  Organisation  der  Behörden,  oder 
war  wenigstens  mit  demselben  stark  vermischt,  d.  h.  die  Geschäfte 
waren  in  den  obersten  Behörden  nicht  lediglich  nach  ihrer  sach- 
lichen Zusammengehörigkeit,  sondern  zugleich  mit  Rücksicht  auf 
bestimmte  Landestheile  vertheilt.    So  kamen  in  Preussen  für  den- 
selben Greschäftskreis  mehrere  Minister  vor,  z.  B.  mehrere  Justiz- 
minister;  dagegen  hatten  einzelne  Provinzen  ihre  besondem  Minister 
(Schlesien,  Ostpreussen) .    Auch  fehlte  es  in  allen  deutschen  Län- 
dern an  einer  planmässigen  Eintheilung  des  Staatsgebietes  zum 
Zwecke  einer  geregelten  Behördenorganisation.    Diese  »Aggregat- 
verwaltimg« so  vieler  einzelner  Landestheile,  diese  Zerreissung  sach- 
lich zusammengehöriger  Gegenstände,  wie  die  Zusammenfügung 
fremdartiger  Geschäfte,  machte  eine  einheitliche  Durchführung  ge- 
meinsamer Grundsätze  für  den  ganzen  Staat,  eine  geordnete  Ver- 
waltung in  unserem  Sinne  unmöglich. 

2)  Nirgends  war  die  so  wichtige  Trennung  der  Justiz  von  der 
Verwaltung  im  Behördensysteme  durchgeführt.  Die  »Regierun- 
gen« waren  überall  zugleich  mit  der  Entscheidung  von  Rechts- 
sachen und  Verwaltungsangelegenheiten  betraut.  In  den  untern 
Ipstanzen  waren  die  Aemter  überall  zugleich  Justiz-  und  Verwal- 
tungsstellen. 

19* 
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3)  Die  ganze  Behördenorganisation  wurde  wesentlich  nach  dem 
Vorbilde  der  Gerichtsverfassung  gestaltet;  darum  hielt  man  auch 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  den  Grundsatz  der  drei  Instanzen 
fest  und  führte  in  dem  ganzen  Behördenorganismus  möglichst  das 
Kollegialsystem  durch,  indem  man  darin,  und  für  die  damalige 
Zeit  nicht  mit  Unrecht,  eine  Garantie  einer  nach  gleichen  Grund- 
sätzen handelnden,  unparteiischen  Verwaltung  erkannte.  Deshalb 
waren  besonders  alle  Ober-  und  Mittelbehörden,  welche  eine  Auf- 
sichts-  und  Kekursinstanz  bildeten,  koUegialisch  organisirt,  auch 
der  geheime  Bath  oder  das  Ministerium. 

4)  In  den  meisten  Territorien,  wo  sich  das  landständische  Prin- 
zip erhalten  hatte,  gab  es  ein  doppeltes  Behördensystem, 
ein  landesherrliches  und  ein  landständisches,  besonders  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens,  wo  sich  dieser  Dualismus  bis  auf  die 
neueste  Zeit  erhielt.  Ja,  selbst  bei  den  landesherrlichen  Behörden 
hatten  die  Stände  ein  Emennungs-  oder  Repräsentationsrecht  für 
gewisse  Stellen,  besonders  für  die  Hof-  und  Kammergerichte. 

5)  Bei  weitem  der  grösste  Theil  aller  Unterbehörden  war 
nicht  landesherrlich,  sondern  ständisch.  Die  Magistrate  der  Städte, 
die  Patrimonialgerichte  der  Prälaten  und  der  Ritterschaft  übten  Ge- 
richtsbarkeit und  Polizei  in  der  untern  Instanz  aus  eigenem  Rechte, 
wenn  auch  unter  Aufsicht  der  landesherrlichen  Behörden.  Nur  auf 
seinen  eigenen  Domänen  stand  dem  Landesherm,  als  Gutsherrn, 
gleiches  Recht  zu.  Damach  zerfiel  das  Territorium  überall,  wie 
heutzutage  noch  Mecklenburg,  in  das  unmittelbare  landesherr- 
liche Domanium  und  in  das  mittelbare  Gebiet  der  ständischen 
Unterobrigkeiten. 

Es  bedurfte  noch  eines  gewaltigen  äussern  Anstosses,  um  das 
Staatsprinzip  auch  im  Behördensysteme  folgerichtig  durchzuführen. 

§  120. 
3)  YolUtändlger  Sieg  des  Staatiprinzips  im  Behördensysteme  des  XIX.  Jahr- 

honderts. 

Das  Staatsrecht  der  deutschen  Staaten  hat  sich  nicht  nur  aus 
deutschen  Wurzeln  entwickelt ;  dieselben  haben  vielmehr  an  dem 
allgemeinen  europäischen  Entwickelungsgang  theilgenommen  und 
zu  Zeiten  haben  bestimmte  ausländische  Vorbilder  den  tiefgreifend- 
sten Einfluss  ausgeübt ;  so  wirkte  Italien  durch  »die  Kultur  der  Re- 
naissance« im  XVI.  Jahrhundert  nicht  nur  auf  die  Kunstformen, 
sondern  auch  auf  die  Staatsformen  in  Deutschland  ein ;  so  hat  vor 
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allem  Frankreich  und  der  daselbst  früh  zur  Reife  gediehene  monar- 
chische Absolutismus  den  deutschen  Landesherm,  bis  7ai  den 
kleinsten  herab,  zum  massgebenden  Vorbilde  gedient.  Auch  in  Be- 
treff der  Behördenorganisation  wurde  Frankreich  bereits  im  ganzen 
XVin.  Jahrhundert  mehr  oder  weniger  kopirt.  Aber  trotz  der  mon- 
archischen Einheit  im  Centrum  bestand  in  Frankreich  bis  zur 
Revolution  eine  krause  Mannigfaltigkeit  der  Landschaften  und  Pro- 
vinzen in  ihren  Behörden-  und  Verwaltungseinrichtungen .  Von  einer 
planmässigen  Eintheilung  des  Landes,  wie  von  einer  systematischen 
Behördenoiganisation;  war  auch  in  Frankreich  keine  Rede.  Beides 
wurde  erst  durch  die  französische  Revolution  und  ihren  grossen 
Erben  geschaffen.  Waren  die  Verfassungsformen  der  französischen 
Revolution  auch  nur  ephemer,  ihre  Behördenorganisation  ist  nicht 
nur  für  Deutschland,  sondern  für  alle  kontinentalen  Staaten  mass- 
gebend geworden  und  geblieben.  Freilich  wurde  das  französische 
Vorbild  bald  in  freier  Weise  benutzt ,  bald  sklavisch  kopirt.  Das 
erste  geschah  in  Preussen  durch  die  Behördenorganisation  des  Frhrn. 
V.  Stein  (Verordnung  vom  24.  November  1808),  wobei  man  nicht 
verschmähte ,.  die  richtigen  Prinzipien  der  französischen  Einrich- 
tungen zu  Grunde  zu  legen,  sonst  aber  den  Aufbau  in  selbständiger 
deutscher  Weise  unternahm,  während  man  in  manchen  Rheinbunds- 
staaten, mit  den  richtigen  Grundgedanken,  auch  alle  Gebrechen 
des  französischen  Systems  in  den  Kauf  nahm. 

Als  die  leitenden  Grundgedanken  des  modernen  Amtsorganis- 
mus, wie  sie  jetzt  in  allen  ^deutschen  Staaten  zum  Durchbruche  ge- 
kommen sind,  heben  wir  hervor : 

1)  Was  die  centrale  Leitung  der  Staatsgesclmfte  betrifft,  so  ist 
überall  an  die  Stelle  des  Provinzialsystems  das  konsequent  durch- 
geführte Realsystem  getreten,  d.  h.  die  oberste  Leitung  der  ganzen 
Staatsr^emng  ist  systematisch  in  gewisse  Haupttheile  zerlegt, 
welchen  eben  so  viele  Ministerien  entsprechen.  An  der  Spitze  jedes 
Ministeriums  steht  ein  Minister,  als  oberster  Leiter,  mit  voller  per- 
sonlicher Verantwortlichkeit  für  seinen  ganzen  Geschäftskreis. 
Folgerichtiger  Weise  wird  das  im  vorigen  Jahrhundert  überall  be- 
stehende Geheime  Rathskollegium,  als  oberste  Staatsbehörde,  auf- 
gehoben und  die  Centralverwaltung  des  Staats  in  Ministerialdeparte- 
ments  vertheilt.  Damit  sind  mehrere  Minister  für  denselben  Ge- 
schäftskreis ebenso  unmöglich,  vne  die  Beschränkung  eines  Ministers 
auf  eine  Provinz  oder  einen  einzelnen  Landestheil.  Der  Amtsbezirk 
jedes  Ministers  ist  das  ganze  Staatsgebiet. 
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2)  Was  die  lokale  Behördenorganisatiop  betrifft,  so  wird  zu 
ihrer  durchgreifenden  und  allseitigen  Wirksamkeit  jetzt  das  ganze 
Staatsgebiet  überall  planmässig  in  gewisse  grössere  und  kleinere 
Abtheilungen  zerlegt,  an  welche  sich  die  verschiedenen  Instanzen 
der  Staatsbehörden  anschliessen.    Davon  war  vor  der  französischen 
Revolution  weder  in  Frankreich  noch  in  irgend  einem  andern  Staate 
die  Rede  gewesen.   XJeberall  bildeten  die  allmälig  zu  einem  grossem 
Ganzen  zusammengefugten  Gebiete,  in  ihrem  historischen  Bestände, 
die  Grundlage  der  Behörden-  und  Yerwaltungsoi^anisation,  so  auch 
in  Frankreich.    Durch  ein  Dekret  der  konstituirenden  Nationalver- 
sammlung vom  15.  Januar  1790  wurde  in  Frankreich  an  die  Stelle 
der  alteii  geschichtlich  gewordenen  Provinzen  und  Landschaften 
die  neue  wülkiirliche,  auf  blos  geographischen  Gesichtspunkten  be- 
ruhende Departementaleintheilung  gesetzt.  Ejbie  solche  Eintheilung 
des  Staatsgebietes ,  zum  Zwecke  der  Verwaltungs-  und  Behörden- 
oi^anisation  hat  ihre  Berechtigung;  sie  soll  aber  unter  möglichster 
Schonung   der  gegebenen  geschichtlichen  Verhältnisse  geschehen 
und  Zusammengehöriges  aus  äussern  Gründen  nicht  willkürlich 
auseinanderreissen,  wie  das  die  französische  Departementaleinthei- 
lung in  radikalster  Weise  gethan  hat.    Auch  in  einzelnen  Rhein- 
bundsstaaten experimentirte  man  mit  den  Eintheilungen  des  Staats- 
gebietes, während  sich  die  preussische  Provinzial-  und  Kreisein- 
theilung  von  1815  möglichst  an  die  altgewohnten  geschichtlichen 
Grundlagen  anschloss. 

3]  Nirgends  in  Deutschland  war  im  vorigen  Jahrhundert  Justiz 
und  Verwaltung  im  Behördenorganismus  von  einander  getrennt. 
Dies  geschah  zum  ersten  Male  grundsätzlich  in  Frankreich  durch 
das  Gesetz  vom  24.  August  1790,  welches  zum  Vorbilde  für  die 
ganze  kontinentale  Gesetzgebung,  somit  auch  für  die  deutschen 
Staaten  wurde.  In  Deutschland  wurde  dieser  Grundsatz  erst  all- 
mälig im  Laufe  dieses  Jahrhimderts  durchgeführt,  zuerst  in  den 
oberen  Instanzen.  Das  Jahr  1848  macht  hier  in  den  kleinjem  Staaten 
einen  Abschnitt ,  indem  die  Aemter  aus  Justiz-  und  Verwaltungs- 
stellen reine  »Justizämter«  wurden.  Am  längsten  erhielt  sich  in 
Bayern  die  Vereinigung  gerichtlicher  und  administrativer  Funktionen 
in  den  Landgerichten,  welchen  die  gesammte  Polizeiverwaltung  im 
weitesten  Sinne  des  Wortes  übertragen  war.  Jetzt  ist  durch  die 
neue  Reichsgerichtsverfassung  die  Trennung  von  Justiz  und  Ver- 
waltung in  allen  Behörden  zum  gemeingiltigen  Rechtssatze  für 
ganz  Deutschland  erhoben. 
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4)  Bis  weit  in  unser  Jahrhundert  herein  waren  einzelne  Hoheits- 
reehte  in  den  Händen  von  Standesherm,  Grundherrn  und  Gremeinden^ 
wenn  auch  in  Unterordnung  unter  Staatsbehörden  und  Staatsge- 
setze. Daher  gab  es  neben  den  Staatsbehörden  auch  Behörden  von 
patrimonialem  Charakter.  Vor  allem  bildeten  die  Patrimonialge- 
richte  der  untern  Instanz  in  Deutschland  eine  gemeingiltige  Insti- 
tution. In  Preussen  und  vielen  andern  Staaten  wurden  sie  durch 
die  Gesetzgebung  des  Jahres  1848/49  beseitigt,  anderwärts  erhielten 
sie  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Jetzt  ist  durch  die  Beichsgesetz- 
gebung  alle  Gerichtsbarkeit  ausnahmslos  fiir  Staatsgerichtsbarkeit 
erklärt,  jede  Privatgerichtsbarkeit  angehoben.  Aber  auch  alle  an- 
dern Hoheitsrechte  hat  der  Staat  zurückgefordert,  wenn  er  auch 
ihre  Ausübung  den  Körpern  der  Selbstverwaltung  in  weitgehender 
Weise  überlässt.  Somit  ist,  mit  vollständiger  Beseiti- 
gung aller  patrimonialen  Ho  hei  tsrechte,  das  moderne 
Behordensystem  ein  rein  staatliches  geworden,  wel- 
ches seinen  einheitlichen  Mittelpunkt  im  Monarchen, 
seine  systematische  Gliederung  in  den  Ministerien 
findet. 


n.   Grundzüge  des  gegenwärtigen  Amtsorganismus  in  den 
deutschen  Staaten. 

A.   Die  Centralbehörden. 

§121. 
Die  lOniBterien. 

Die  dem  modernen  Staat  innewohnende  Richtung  auf  plan- 
nuLssige  Ordnung  und  Vertheilung  der  Staatsgeschäfte  hat  auf  eine 
systematische  Organisation  der  Ministerien  hingeführt.  Damach 
wird  die  gesammte  staatliche  Thätigkeit  nach  organischen  Haupt- 
funktionen geschieden  und  jeder  solchen  Hauptfunktion  ein  eigenes 
Ministerium  bestimmt.  Wenn  man  die  Hauptfanktionen  der  Staats- 
gewalt fiberblickt,  so  ergeben  sich  aus  der  organischen  Natur  des 
Staates  und  den  Aufgaben  der  Staatsthätigkeit  überall  mit  Noth- 
wendigkeit  fünf  Ministerien : 

1)  Der  Staat  steht  nicht  vereinzelt  da,  sondern  hat  Beziehungeti 
zu  andern  Staaten  und  deren  Genossen,  welche  nach  den  Grund- 
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Sätzen  des  Völkerrechtes  und  den  Erwägungen  der  auswärtigen 
Politik  beurtheilt  werden.  Die  Sorge  für  diese  Beziehungen  fällt 
dem  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
anheim. 

2)  Der  Staat  bedarf  zu  seiner  Vertheidigung  nach  aussen,  und 
zur  Behauptung  seiner  Stellung  im  Staatensysteme  einer  bewaflfneten 
Macht,  deren  oberste  Leitung  unter  dem  Kriegsministerium 
steht. 

3)  Die  erste  Aufgabe  des  Staates  für  seine  innem  Verhält- 
nisse ist  die  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung,  insbesondere 
Wiederherstellung  des  gebrochenen  Rechts.  Zu  diesem  Behuf e 
setzt  er  Gerichte  ein,  welche  in  ihrem  eigentlichen  Berufe,  dem 
Rechtsprechen,  unabhängig  dastehen;  dennoch  bedarf  auch  die 
Rechtspflege  einer  einheitlichen  höchsten  Leitung  im  Justizmi- 
nisterium. 

4)  Die  ganze  innere  Verwaltung,  welche  den  übrigen  Staatsauf- 
gaben, der  Behauptung  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Herstellung 
der  Grundbedingungen  des  Volkswohlstandes ,  der  Förderung  der 
geistigen  Interessen  dient,  koncentrirt  sich  anfangs  in  allen  Staaten 
im  Ministerium  des  Innern. 

5)  Die  bisher  aufgezählten  Ministerien  bedürfen  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  sämmtlich  umfangreicher  äusserer  Mittel ,  welche 
nach  den  Grundsätzen  der  modernen  Staatswirthschaft  nur  durch 
Geld  beschafft  werden  können.  Die  Beschaffung  dieser  Mittel,  die 
Deckung  der  Staatsausgaben  durch  entsprechende  Einnahmen ,  ist 
die  Aufgabe  des  Finanzministeriums.  Während  die  übrigen 
Ministerien  unmittelbar  den  Staatszwecken  dienen,  arbeitet  das 
Finanzministerium  nur  mittelbar  für  dieselben  durch  Beschaffung 
der  äussern  Mittel  für  die  Thätigkeit  der  übrigen  Ministerien. 

Diese  fünf  Ministerien  können  wir  als  die  organisch  noth- 
wendigen  bezeichnen;  keines  kann  in  einem  Staate  fehlen,  wel- 
cher völlig  selbständig  für  sich  dasteht  und  keine  Funktion  der 
Staatsthätigkeit  an  eine  übergeordnete  Staatsgewalt  abgegeben  hat. 
Dagegen  pflegt  die  Zahl  der  Ministerien  in  grossem  Staaten  noch 
oft  vermehrt  zu  werden.  So  zweigt  sich  in  Staaten  mit  einer  grös- 
seren Seemacht  aus  dem  Kriegsministerium  noch  ein  Marinemini- 
sterium ab .  Alle  übrigen  Ministerien  dagegen ,  welche  im  Laufe 
der  Zeit  neugebildet  zu  werden  pflegen ,  entwickeln  sich  allmälig 
aus  dem  Ministerium  des  Innem  heraus ,  indem  wichtige  Abthei- 
lungen desselben  zu  eigenen  Ministerien  erhoben  werden.    So  ent- 
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Steht  ein  eigenes  Ministerium  für  die  geistlichen  und  Unterrichts- 
angelegenheiten (in  Bayern  das  Ministerium  des  Innern  für  Kir- 
chen- und  Schulangelegenheiten  genannt) ,  ein  Ministerium  für 
Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  ein  besonderes  Mini- 
sterium für  Landwirthschaft. 

Staaten,  welche  wie  die  deutschen  Einzelstaaten  einen  Theil 
ihrer  Funktionen  an  eine  übergeordnete  Staatsgewalt  abgetreten 
haben,  können  aber  auch  gewisser  Ministerien  entbehren.  So  haben 
die  deutschen  Staaten,  welche  keine  eigene  Militairverwaltung  haben, 
auch  kein  Kriegsministerium  mehr;  so  ist  auch  das  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  wo  es  noch  besteht,  zu  einer  gewissen 
Bedeutungslosigkeit  zusammengeschwunden,  seitdem  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  für  ganz  Deutschland  in  der  Person 
des  Kaisers  koncentrirt  ist  und  durch  das  auswärtige  Amt  des  deut- 
schen Reiches  besorgt  wird.  Ausserdem  findet  in  den  deutschen 
Staaten  in  der  Zahl  der  Ministerien  und  der  Vertheilung  der  Ge- 
schäfte unter  sie  mancherlei  Verschiedenheit  statt.  So  sind  die  An- 
gelegenheiten des  fürstlichen  Hauses  gewöhnlich  einem  der  beste- 
henden Ministerien  zugetheilt,  gewöhnlich  dem  des  Aeussem,  aber 
auch  dem  der  Justiz,  wie  in  Baden.  In  Preussen  wird,  korrekter 
Weise,  das  Hausministerium  gar  nicht  als  staatliches  Ministerium 
angesehen;  sein  Chef  ist,  als  solcher,  nicht  Staatsminister.  Wo  kein 
eigenes  Unterrichtsministerium  besteht ,  ist  die  Leitung  des  ünter- 
richtswesens  bald  mit  dem  Ministerium  des  Innern ,  bald  mit  dem 
Justizministerium  verbunden. 

In  manchen  Staaten  ist  die  Zahl  der  Ministerien  und  die  Ver- 
keilung der  Geschäfte  unter  sie  durch  die  Verfassung  oder  durch 
Gesetz  festgestellt.  Wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  kann  der  Monarch 
durch  Verordnung  neue  Ministerien  bilden  oder  die  Geschäfte  unter 
die  bestellenden  anders  vertheilen ,  soweit  dazu  nicht  eine  Budget- 
bewilligung von  Seiten  der  Kammern  erforderlich  ist*. 

§122. 
Besondere  Btaatsrechtliche  Stellung  der  Minister  im  konstitutio- 
nellen Staat  der  Gegenwart. 
Auch  im  vorigen  Jahrhundert  kommt  in  den  deutschen  Terri- 
torialstaaten  der  von  Frankreich  importirte  Ministertitel  als 

<  R.  Oneist,  Gesetz  und  Budget.    Konstitutionelle  Streitfragen  aus  der 
preußischen  Ministerkrisis  vom  März  1878.  Berlin  1879. 
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Bezeichnung  für  die  höchsten  Civilbeamten  vor;  besonders  werden 
diejenigen  Mitglieder  des  Geheimen  Raths  so  genannt,  welche  den 
Vortrag  unmittelbar  beim  Fürsten  haben,  »Kabinets-,  Staats-,  Kon- 
ferenzministen  u.  s.  w.,  aber  eine  scharfe  Grrenze  zwischen  ihnen  und 
den  übrigen  hohen  Beamten  bestand  damals  nicht.  Erst  im  konsti- 
tutionellen Staate  der  Gegenwart  kommt  die  eigenartige ,  von  allem 
übrigen  Beamtenthume  verschiedene  Stellung  der  Minister  zur  An- 
erkennung. Auch  hier  sind  die  Minister  Diener  des  Staatsober- 
hauptes, »Käthe  der  Krone«,  aber  rechtlich  gebunden  durch 
Verfassung  und  Gesetz,  welche  auch  für  den  Monarchen  eine 
Schranke  bilden  sollen.  Oberster  Grundsatz  der  Staatsleitung  ist 
Uebereinstimmung  zwischen  Verfassung  und  Verwaltung,  zwischen 
Gesetz  und  Vollziehung.  Diese  zu  erhalten  und  zu  bewahren,  ist  die 
Aufgabe  der  konstitutionellen  Minister,  deren  staatsrechtliche  Stel- 
lung daher  regelmässig  in  der  Verfassungsurkunde  selbst  grundge- 
setzlich geregelt  ist  (z.  B.  Preussische  Verfassung  Titel  IV:  Von  den 
Ministem  §  60 — 62) .  Die  konstitutionelle  Staatsordnung,  welche  sie 
zum  nothwendigen  Medium  aller  Regierungshandlan- 
gen des  Monarchen  macht,  verlangt  von  ihnen  ein  selbständiges 
Urtheil  über  die  Verfassungs-  und  Gesetzmässigkeit  derselben,  soll- 
ten ihnen  diese  auch  unmittelbar  vom  Monarchen  befohlen  sein. 
Ihre  Verantwortlichkeit  besteht  nicht  blos  dem  Monarchen,  sondern 
der  Verfassung  und  dem  Gesetze  gegenüber.  Darum  kann  sie  nicht 
blos  vom  Monarchen,  sondern  auch  von  dem  staatlichen  Organ  gel- 
tend gemacht  werden,  welchem  vor  allem  der  Schutz  der  Verfassung 
zusteht,  von  der  Vol ksvertretnng.  Alle  Befehle ,  Verfugungen 
und  Anordnungen  bedürfen  der  Kontrasignatur  eines  Ministers, 
durch  welche  der  personliche  Wille  des  Monarchen  erst  rechtsver- 
bindliche ELraft  erhält.  Nur  kontrasignirte  Akte  sind  vollziehbar. 
Durch  die  Kontrasignatur  wird  unzweifelhaft  der  kontrasignirende 
Minister  als  peisönlich  verantwortlich  hingestellt.  Ebenso  sind  die 
Minister  verantwortlich  für  alle  Regierungshandlungen,  welche  nicht 
vom  Monarchen;  sondern  von  ihnen  selbst  ausgegangen  sind,  ja 
sogar  für  die  Unterlassung  pflichtmässiger  Handlungen.  Kurz, 
ihre  Verantwortlichkeit  reicht  soweit  wie  ihre  Amts- 
befugnisse. Darum  kann  es  auch  im  konstitutionellen  Staate 
kein  Gebiet  der  vollziehenden  Gewalt  geben,  welches  nicht  unmit- 
telbar oder  mittelbar  unter^  einem  Minister  stände ,  weil  sonst  eine 
Lücke  in  der  Verantwortlichkeit  entstehen  würde. 

Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist  theils  eine  parlamen- 
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tarische,  theils  eine  rechtliche.  Auf  jene  beziehen  sich  die- 
jenigen Vorschriften  der  Verfassungen ,  welche  den  Ministem  zur 
Pflicht  machen,  persönlich  oder  durch  Stellvertreter  auf  Verlangen 
der  Kammern  in  ihrer  Mitte  zu  erscheinen  und  die  erforderlichen 
Aufschlüsse  und  Erklärungen  zu  geben.  So  wichtig  diese  parlamen* 
tarifiche  Verantwortlichkeit  in  politischer  Beziehung  erscheint,  so 
kann  sie  doch  als  ein  eigentliches  Rechtsinstitut  nicht  betrachtet 
werden.  Dies  ist  nur  die  rechtliche  Verantwortlichkeit  der  Minister, 
welche  entweder  die  gewöhnlich  civUrechtliche  oder  die  gewöhnlich 
strafrechtliche  sein  kann,  indem  die  Minister  wie  alle  Beamten, 
wegen  widerrechtlicher  Handlungen  und  Unterlassungen  vor  den 
Civilgerichten  mit  privatrechtlichen  Klagen  belangt  oder  vor  ein 
peinUches  Gericht  gestellt  werden  können ,  wenn  sie  sich  eines  ge- 
meinen oder  Amtsverbrechens  schuldig  machen.  Aber  diese  allge- 
meine rechtliche  Verantwortlichkeit  reicht  bei  den  Ministem  nicht 
aus.  Die  Minister  können  durch  Handlungen  oder  Unterlassungen 
die  Rechtsordnung  und  das  Wohl  des  Staates  aufs  äusserste  gefähr- 
den, ohne  dass  dieselben  unter  ein  Stra%esetz  fallen.  Kein  Straf- 
gesetz keimt  ein  Verbrechen  »der  Verfassungs-  oder  Gesetzesver- 
letzungc  überhaupt.  Noch  weniger  können  andere  Verletzungen  der 
Amtspflichten,  wodurch  die  Sicherheit  und  das  Wohl  des  Staates 
gefährdet  wird,  peinlich  geahndet  werden.  Für  diese  Fälle  tritt,  im 
Gegensatze  zur  allgemeinen  civil-  und  kriminalrechtlichen  Verant- 
wortlichkeit, die  besondere  oder  konstitutionelle  Ver- 
antwortlichkeit der  Minister  vor  der  Volksvertretung 
ein^. 


'  Benjamin  Constant,  De  la  responsabilit^  des  ministres.  1814.  Auch 
in  dessen  Coutb  de  la  politique  constitutionelle.  III.  Ed.  pai  M.  J.  P.  PagÖB. 
Bnixelles  1837.  p.  170 — 194.  Buddeug,  Die  Ministeryexantwortliohkeit  in 
konstitutioneUen  Monaiohien.  R.  Mohl,  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
in  Einherrschaften  mit  Volksvertretung.  Tübingen  1837.  Derselbe,  Staatsr. 
des  Königreichs  Württemberg  B.  I.  S.  761—821.  Derselbe,  Geschichte  und 
Litezatur der Staatsw.  Dr. H.  Bischof,  Ministerverantwortliohkeit und Staats- 
geriehtflhöfe  in  Deutschland.  1859.  Dr.  Adolf  Samuely,  Prinzip  der  Minister- 
Terantwortlichkeit.  Berlin  1869.  [Verdienstlich  durch  klare  Hervorhebung  des 
richtigen  Prinzips.)  H.  Z  öp  f  1 ,  Grundsätze  (V.  Aufl.)  B.  II.  §§  402—420.  {Voll- 
ständige  Uebersicht  der  Bestimmungen  aller  deutschen  Verfassungen  über  diesen 
Gegenstand) .  H.  A.  Zachariä,  Deutsches  Staats-  und JBundesrecht.  III.  Aufl. 
B.I.  §§  58  und 59.  8.306  3*.  Bluntschli,  Allgem. Staatsr.  B.II.  B.6.  Kap.  13. 
Derselbe,  »Verantwortlichkeit  der  höchsten  Beamtem  im  Staatsw.  B.  X. 
8.  746  ff.  Derselbe,  Kommissionsbericht  an  die  erste  badische  Kammer  über 
ein  MimsterverantwortUchkeitsgesetz  vom  19.  Oktober  1867.  R.  E.  John,  Kri- 
tik des  preussischen  Gesetzentwurfes  über  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
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Sämmtliche  deutsche  Verfassungsurkunden  ^  stimmen  darin 
überein,  dass  den  Kammern  das  Becht  der  Ministeranklage  zusteht. 
Die  altem  Verfassungen  bezeichnen  die  Verfassungsverletzung 
als  einzigen  Gegenstand  der  Ministeranklage ;  die  einen  verlangen 
Vorsätzlichkeit ,  andere  stellen  der  bösen  Absicht  grobe  Fahrlässig- 
keit gleich.  Neue  Verfassungsurkunden  zählen  neben  der  Verfas- 
sungsverletzung noch  einzelne  Handlungen  auf,  welche  der  Anklage 
unterliegen  sollen,  so  Bestechung,  Verrath,  Erpressung,  Missbrauch 
der  Amtsgewalt  u.  s.  w.  Nur  die  Volksvertretung,  als  die  geborene 
Hüterin  des  Landesrechtes,  ist  berechtigt,  die  Ministeranklage  zu 
erheben.  Wo  zwei  Kammern  bestehen,  gehört  zur  Erhebung  der 
Ministeranklage  der  übereinstimmende  Beschluss  beider  Kammern, 
wenn  nicht  die  Verfassung  ausdrücklich  das  Gegentheil  bestitnmt, 
wie  A.  61  der  preussischen  Verfassung  jeder  der  beiden  Kammern 
f  ü  r  8  i  c  h  das  Becht  beilegt.  Zur  Entscheidung  der  Ministeranklage 
hat  man  überall  eine  besondere  richterliche  Instanz  alsStaatsge- 


nebst  einem  Gegenentwurf.  Berlin  1863.  J.  H.  Beschorner,  Die  Minister- 
Verantwortlichkeit  und  der  Staatsgerichtshof  im  Königreiche  Sachsen.  Berlin 
1877. 

1  Bayern,  Verfassungsurkunde  1818.  Tit.  X.  §6.  Baden,  Verfassungsur- 
kunde 1818.  §  67.  Württemberg,  Verfassungsurkunde  J819.  §  124.  Gross- 
herzogthum  Hessen,  Verfassungsurkunde  1820.  §  109.  Sachsen-Meiningen,  Ver- 
fassungsurkunde 1829.  §88.  Königreich  Sachsen,  Verfassungsurkunde  1831. 
§  37.  Kurhessen,  Verfassungsurkunde  1831.  §§61.  100.  Sachsen- Altenburg. 
Verfassungsurkunde  1831.  §37.  Braunschweig,  Neue  Landschaftsordnung  1832. 
§108.  Hannover,  Gesetz  vom  5.  September  1848.  §102.  Preussen,  Verfassungs- 
urkunde 1850.  §61.  Sachsen-Weimar,  Landesgerichtsgesetz  1850.  §49  ff.  Olden- 
burg, rev.  Verfassungsurkunde  1852.  A.  260  ff.  Sachsen-Koburg-Gotha,  Ver- 
fassungsurkunde 1852.  §§  132.  165  ff.  Reussj.  L.,  Verfassungsurkunde  1852. 
§  108.  Waldeck,  Verfassungsurkunde  1852.  §  66.  Schwarzburg-Rudolstadt, 
Verfassungsurkunde  1854.  §§6.  7.  8  und  35.  Schwarzburg-Sondershausen,  Ver- 
fassungsurkunde 1857.  §§11.  12.  57.  Ausserdem  haben  noch  mehrere  Staaten 
zur  Ausfahrung  der  betreffenden  'Verfassungsartikel  besondere  Gesetze  Aber 
Ministerverantwortlichkeit  erhalten,  so  Baden,  Gesetz  vom  5.  Oktober  1820, 
Grossherzogthum  Hessen,  Gesetz  vom  5.  Juli  1821.  Königreich  Sachsen,  Ge- 
setz vom  3.  Februar  1838.  Bayern,  Gesetz  vom  4.  Juni  1848,  die  Verantwortlich- 
keit der  Minister  betreffend,  und  Gesetz  vom  30.  März  1850,  den  Staatsgerichts- 
hof und  das  Verfahren  bei  Anklagen  gegen  Minister  betreffend.  Waldeck. 
Gesetz  vom  4.  Juni  1850.  Oldenburg  Anl.  III.  zur  Verfassungsurkunde  von 
1852.  »Von  der  Einrichtung  und  dem  Verfahren  des  Staatsgerichtshofes«.  Die 
neuesten  auch  für-  die  Fortentwickelung  der  Theorie  interessanten  Gesetze  sind 
das  österreichische  Gesetz  vom  25.  Juni  1867  »über  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  für  die  im  Reichsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Ländera,  und  vor 
allem  das  badische  Gesetz  vom  20.  Februar  1 868 :  »die  Abänderung  des  §  67 
der  VerfasBungsurkunde  bezüglich  der  Verantwortlichkeit  der  Minister  be- 
treffend«. 
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richtshof  eingesetzt.  In  vielen  Staaten  übertrug  man  dessen 
Funktionen  dem  obersten  Landesgericht,  so  in  Bayern,  Verfas- 
sungsurkunde 1818  T.  X  §  56,  in  Hessen-Darmstadt,  Gesetz  vom 
5.  Juli  1821  A.  3  und  4,  in  Sachsen-Meiningen,  Verfassung  1829 
§  88,  in  Kurhessen  Verfassungsurkunde  1831  §  100,  in  Preussen, 
Verfassungsurkunde  1850  A.  61.  In  Bayern  wird  jetzt  nach  dem 
Gesetze  vom  30.  Mai  1850  der  Staatsgerichtshof  bei  dem  obersten 
Gerichte  aus  dem  Präsidenten,  sechs  Bäthen  und  zwölf  Geschwore- 
nen gebildet.  In  andern  deutschen  Staaten  wird  der  Staatsgerichts- 
hof nach  verschiedenen  Hegeln  von  dem  Landesherm  und  den  Kam- 
mern gemeinsam  besetzt,  so  in  Württemberg,  Verfassungsurkunde 
1819  §  196,  im  Königreich  Sachsen,  Verfassungsurkunde  1831 
§  142,  in  Sachsen- Weimar,  revidirtes  Grundgesetz  1850  §§51  und 
52,  in  Braunschweig,  Neue  Landesordnung  1832  §  109,  in  Oldenburg, 
Verfassiingsurkunde  1852  Art.  IQ  §  1 .  Dabei  findet  aber  der  Unter- 
schied statt,  dass  in  einzelnen  Ländern  der  Staatsgerichtshof  nur  in 
den  vorkommenden  einzelnen  Fallen  gebildet  wird,  so  in  Württem- 
berg, Braimschweig  und  Bayern,  in  andern  dagegen  derselbe  von 
einem  Landtage  zum  andern  ernannt  imd  eingesetzt  wird.  Einen 
neuen  Weg  hat  das  badische  Gesetz  vom  20.  Februar  1868  beschrit- 
ten, indem  das  Bichteramt  über  Ministeranklagen,  welche  jezt  nur 
noch  von  der  zweiten  Kammer  erhoben  werden  können,  der  ersten 
Kammer  als  Staatsgerichtshof  übertragen  wird,  jedoch  so,  dass  die- 
selbe in  Verbindung  tritt  mit  dem  Präsidenten  des  obersten  Gerichts- 
hofes und  acht  weitem  Richtern,  welche  aus  den  Kollegialgerichten 
des  Landes  durch  das  Loos  bezeichnet  und  der  ersten  Kammer  bei- 
geordnet werden. 

Der  Staatsgerichtshof  muss  vor  allem  aussprechen,  ob  der  An- 
geklagte sich  einer  Verfassungsverletzung  oder  einer  andern  die  stän- 
dische Anklage  begründenden  Handlung  schuldig  gemacht  hat; 
doch  muss  das  Gericht  auch  die  rechtlichen  Folgen  seiner  Verur- 
theilung  feststellen.  Diese  sollten  nach  der  leitenden  Grundidee 
der  konstitutionellen  Ministerverantwortlichkeit,  welche  mehr  einen 
disciplinaren ^  als  einen  peinlichen  Charakter  hat,  nicht  in  einer 
eigentlichen  Strafe,  sondern  nur  darin  bestehen,  dass  der  durch  den 
Ausspruch  des  Gerichtshofes  verurtheilte  Minister  seiner  Stelle  ver- 
lustig erklärt  wird  und  auch  in  keinem  andern  Staatsamte  wieder- 
angestellt werden  kann.  Diese  Folge  der  Verurtheilung  kann  nur 
auf  Antrag  oder  mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  wieder  auf- 
gehoben werden.   Die  Aburtheihing  der  mit  der  staatsdienerlichen 
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Pflichtverletzung  konkiirrirenden  peinlichen  Verbrechen  sollte  nie- 
mals dem  Staatsgerichtshofe ,  sondern  den  ordentlichen  Gerichten 
überwiesen  werden,  ebenso  die  civilen  Entschädigungsansprüche. 
Am  reinsten  is^  das  Frincip  der  Ministerverantwortlichkeit  jetzt  in 
dem  badischen  Gesetze  vom  20.  Februar  1869  durchgeführt  worden. 
Der  Begriff  eines  Ministers  hängt  nicht  von  der  Führung  des 
Minister  tit eis  ab,  sondern  wird  bestimmt  durch  seine  reale,  eigen- 
thümlich  staatsrechtliche  Stellung.  In  vielen  kleinem  Staaten  fuhrt 
nur  ein  Minister  den  Titel  eines  Staatsministers,  während  die  an- 
dern Mitglieder  des  Ministeriums  und  selbständigen  Departements- 
chefs nur  den  Titel  als  Staatsräthe,  Geheime  Staatsräthe  u.  s.  w, 
führen.  Deshalb  sind  letztere  auch  ohne  Ministertitel  in  staatsrecht- 
lichem Sinne  doch  Minister,  während  andern  Personen  vieUeicht 
der  Ministertitel  verliehen  ist,  ohne  dass  sie  wirkliche  Minister  sind. 
Ein  Minister  ist  das  persönliche,  konstitutionell  verantwortliche 
Haupt  eines  selbständig  organisirten  Verwaltungszweiges ,  welcher 
in  ihm  seine  oberste  Leitung  und  seine  einheitliche  Spitze  findet. 
Sämmtliche  Minister  sind  vollständig  gleichstehende ,  selbständige 
Leiter  ihrer  Departements.  Jede  Art  von  Unterordnung  eines  Mini- 
sters unter  einen  andern  würde  den  Begriff  selbst  aufheben.  Alle 
Minister  stehen  in  unmittelbarem  geschäftlichem  Verkehre  mit  dem 
Staatsoberhaupte.  Es  ist  eine  nothwendige  staatsrechtliche  Konse- 
quenz, dass  das  Kollegialsystem,  welches  in  den  Centralbe- 
hörden  des  ständischen  und  absoluten  Staates  vorherrscht,  mit  der 
Verantwortlichkeit  der  Minister  in  dem  konstitutionellen  Staate  ver- 
schwindet. 

§123. 
Das  G^sammtminiBteriiim. 
Da  die  den  einzelnen  Ministerien  zugetheilten  Hauptzweige  der 
Staatsthätigkeit  die  Funktionen  eines  einheitlichen  Organismus  dar- 
stellen, so  muss  dafür  gesorgt  sein ,  dass  sie  nicht  von  einander  los- 
gelöst, vielmehr  nach  übereinstimmenden  Grundsätzen,  in  einem 
einheitlichen  Geiste  behandelt  werden.  Diesem  Bedürfnisse  dient 
die  in  allen  deutschen  Staaten  vorkommende  unentbehrliche  Insti- 
tution des  Gesammtministeriums  (in  Preussen  Staatsministeriums}, 
welches  sämmtliche  Departementsminister  zu  einem  einheitlichen 
Körper  zusammenfasst  und  in  gemeinsamen  Sitzungen  berathen  und 
beschliessen  lässt.  Während  jeder  Minister,  innerhalb  seines  Ern- 
zelministeriums,  natuigemäss  den  Standpunkt  seines  Verwaltungs- 
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Zweiges  festhält,  kommt  in  diesem  höchsten  Organe  der  vollziehen- 
den  Gewalt  die  Wechselbeziehung  der  einzelnen  Ministerien ,  die 
in  ebander  greifende  gesammte  Staatsthätigkeit  zum  lebendigen 
Ansdrucke,   Das  Gesammtministerinm  beräth  allesdings  in  Form 
eines  Kollegiums;  eine  bindende  koUegialische  Beschlussfassung 
nach  Stimmenmehrheit  ist  aber  nicht  denkbar,  denn  einerseits  steht 
es  dem  Staatsoberhaupte  immer  frei,  die  Ansicht  der  Minderheit  zu 
der  seinigen  und  dadurch  zur  entscheidenden  zu  erheben ,  anderer- 
seits kann  kein  Facfaminister  gezwungen  werden,  eine  seiner 
Ueberzeugung  widerstrebende,  von  der  Mehrheit  beschlossene  Maiss- 
regel in  seinem  Departement  durchzuführen.   Letzteres  würde  mit 
der  Verantwortlichkeit  der  Ressortminister  in  Widerspruch  stehen 
und  sie  aus  selbständigen  leitenden  Staatsmännern  zu  Vollzugs- 
oiganen  einer  ihnen  übergeordneten  Instanz  herabsetzen.    Regel- 
massig  wird  hier,  wie  auch  sonst  im  konstitutionellen  Leben,  das 
Einverstfindniss  durch  Kompromisse  der  Minister  untereinander,  wie 
mit  der  Krone  erzielt  werden.  Bei  unlösbaren  MeinungsTerschieden- 
heiten  über  wichtige  Principienfragen  wird  die  selbständige  Ueber- 
zeugung der  überstimmten  Minderheit  oder  eines  einzelnen  dissen- 
tiienden  Ministers  durch  die  jedem  Mitgliede  zustehende  Be- 
fngniss  eines  jeder  Zeit  freien  Rücktrittes  von  seinem 
Amte  Tolktändig  gewahrt,  ein  Recht,  welches  zu  den  Grundpfeilern 
derselbstä^digenMinisterätellungim  konstitutionellen  Staate  gehörte 

§124. 
Oberste  Centralbehörden,  welohe  unter  keinem  Ministerium  stehen« 
Während  keine  Partie  der  vollziehenden  Staatsthätigkeit  ge- 
dacht werden  kann,  welche  nicht  einem  Minister  unmittelbar  oder 
mittelbar  untei^eben  wäre,  kommen  in  deutschen  und  ausserdeut- 
sehen  Staaten  berathende  und  kontrollirende  Centralbehörden  vor, 
welche  neben  dem  Ministerialsysteme  eine  selbständige  Stellung 
einnehmen.  Dahin  gehören  der  Staatsrath  und  die  Oberrech- 
nungskammer. 

^  Diesen  selbstverständlichen  Satz  des  konstitutionellen  StaatsrechteB  spricht 
du  bayerische  Ministeryerantwortlichkeitsgesetz  vom  4.  Juni  1848  §  3  besonders 
klar  und  bestimmt  aus:  »Ein  Staatsminister  kann  zu  jeder  Zeit  um  Enthebung 
von  seiner  Stelle  bitten.  Dieselbe  darf  nicht  verweigert  werden,  wenn  sie  aus 
d«in  Grunde  erbeten  wurde,  weil  der  König  in  wichtigen  Regierungsangelegen- 
beiten  die  Rathschlfige  seines  Ministers  nicht  annehmen  zu  können  glaubte. n 
Nicht  unwichtig  ist  aber  der  Zusatz :  »Dem  auf  diese  Weise  in  Folge  seiner  Bitte, 
sowie  dem  aus  eigenem  Antriebe  des  Monarchen  enthobenen[Staatsminister  bleibt 
•ein  Standeagehalt  ungeschmälert.« 


Digitized  by  VjOOQ IC 


304  I-  I^as  Landesstaatsrecht. 

1)  Unter  dem  Namen  »Staatsrath«  werden  Behörden  von 
sehr  verschiedener  Zusammensetzung  und  Kompetenz  verstanden  ^ 
Als  mehr  oder  minder  festgehaltenes  Vorbild  kann  der  französische 
Staatsrath,  wia  ihn  die  Konstitution  von  1799  (Const.  de  l'an  VUI 
A.  52.  53]  begründete  und  die  spätere  napoleonische  Gesetzgebung 
durch  verschiedene  Senatuskonsulte  (vom  16.  Thermidor  an  X  Tit. 
VI,  vom  28.  Flor6al  an  XII  Tit.  IX  u.  s.  w.)  ausbildete,  betrachtet 
werden.  Er  war  unter  dem  ersten  Kaiserreiche  Hauptorgan  für  die 
Berathung  aller  Gesetze,  Verordnungen  und  Verwaltungsnormen 
und  zugleich  Bichter  über  die  wichtigsten  Fragen  des  Verwaltungs- 
rechtes. Eine  so  hervorragende  Stellung  hat  der  Staatsrath  in  den 
deutschen  Staaten  nie  eingenommen.  Der  1817  eingesetzte  preussi- 
sehe  Staatsrath  war  höchste  berathende  Behörde  für  die  Krone, 
aber  ohne  allen  Antheil  an  der  Verwaltung.  Obgleich  derselbe 
1817 — 1848  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  eine  achtungswerthe 
Thätigkeit  entfaltete,  so  ist  er  doch  seit  dieser  Zeit  ausser  Wirksam- 
keit getreten  und  die  nominelle  Wiederherstellung  durch  Erlass  vom 
12.  Januar  1852  hat  ihm  kein  neues  Leben  einzuhauchen  vermocht. 
Eine  durch  die  Verfassimg  begründete  und  anerkannte  Stellung  neh- 
men der  Staatsrath  in  Bayern  und  der  Geheime  Kath  in 
Württemberg  ein.  Beide  Behörden  sind  den  Minister  nie  koordinirt 
und  stehen  unmittelbar  unter  der  Krone ,  sie  sollen  in  beiden  Län- 
dern dem  Könige  als  berathendes  Kollegium  zur  Seite  stehen  und  in 
bestimmten  Fällen  auch  Entscheidungen  treffen  und  Erkenntnisse 
fällen,  z.  B.  in  einzelnen  Fragen  des  Verwaltungsrechtes,  bei  Be- 
schwerden gegen  öffentliche  Behörden,  bei  Rekursen  gegen  die 
Departementsminister.  In  beiden  Ländern  sind  neben  andern  Kate- 
gorien auch  die  aktiven  Staatsminister  als  solche ,  Mitglieder  des 
Staatsrathes  oder  Geheimen  Rathes. 

Ob  eine  solche  Behörde  in  einem  konstitutionellen  Staate,  neben 
der  Volksvertretung  und  dem  leitenden  Gesammtministerium,  noch 


*  Eine  vergleichende  Darstellung  der  Einrichtungdes  Staatsrathes  in  17  yer- 
schiedenen  Staaten  giebt  y.  Malchus,  Politik  der  Staatsverw.  B.  I.  S.  77  ff. 
vgl.  auch  Bülau,  Die  Behörden  S.  153  ff.,  v.  Stein,  B.I.  S.  149—197.  Pöil 
im  Staatsw.  B.  IX.  S.  762  ff.  Bluntschli,  Allgem.  Staater.  B.  II.  B.  VII. 
Kap.  VI.  Ueber  Bayern  vergl.  P  ö  « 1 ,  bayerisches  Verwaltungsrecht  §  53 — b(i, 
über  Württemberg  v.  Mohl,  B.  II.  §  151.  S.  49  ff.,  überPreussen  v.  Könne, 
B.  II.  §  222.  Ueber  den  französischen  Staatsrath  des  ersten  Kaiserreiches  vergl. 
Saalfeld,  Staatsrecht  von  Frankreich.  Göttingen  1813.  S.  198  ff.  Du  conseil 
d'^tat,  de  sa  composition,  de  ses  attributions,  de  son  Organisation  int^rieure,  de 
sa  marche  et  du  caractäre  de  ses  actes,  par  Loere.   Paris  4. 
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eine  Stelle  finde,  ist  bestritten.  Die  Entscheidung  über  streitige 
Fragen  des  Verwaltungsrechtes,  über  Rekuree  gegen  Administrativ- 
stellen  wird  jetzt  besser  einem  eigens  dieser  Thätigkeit  gewidmeten 
obersten  Yerwaltungsgerichte  übertragen ;  ebenso  wird  einem  sol* 
chen  oder  besser  noch  den  ordentlichen  Gerichten  die  Entscheidung 
über  sog.  Kompetenzkonflikte  zwischen  Grerichten  und  Administra- 
tivstellen zugewiesen.  Der  Staatsrath  verliert  damit  jedenfalls  seine 
Bedeutung,  als  entscheidende  und  verfugende  Behörde^  kann  aber 
auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung,  als  vorberathende  Behörde, 
manche  Dienste  leisten,  indem  er,  bei  guter  Zusammensetzung  aus 
sachkundigen,  verschiedenartiger  Lebensstellung  angehörigen  Män- 
nern, besser  durchgearbeitete  Gesetzentwürfe  liefern  kann,  als 
dies  die  mitten  in  der  Verwaltung  stehenden,  anderweitig  vielbe- 
schäftigten Minister  im  Stande  sind;  doch  darf  auch  hier  der  Staats- 
rath nur  als  ein  Hilfsorganismus  der  Minister  angesehen  werden,  von 
deren  Initiative  alle  Gesetzesentwürfe  ausgehend  gedacht  werden, 
die  sie  vor  der  Volksvertretung  als  die  ihrigen  zu  vertreten  haben. 

2)  Der  Gedanke,  dass  die  gesammte  Finanzverwaltung  eines 
Staates  durch  eine  besondere ,  von  der  laufenden  Verwaltung  un- 
abhängige Behörde  kontroUirt  werden  sollj,  ist  alt  und  geht  bis  in 
das  Mittelalter  zurück  ^  In  Deutschland  gewann  besonders  in 
Preu88en  das  Institut  der  Oberrechnungskammer  eine  hohe 
Bedeutung.  Zur  Prüfung  aller  Provincial-  und  Hauptrechnungen 
errichtete  schon  König  Friedrich  Wilhelm  I.  am  2.  Oktober  1714 
eine  besondere  Behörde,  »die  Generalreohenkammerv.  Diese  später 
Oberrechnungskammer  genannte  Behörde  erfuhr  im  Laufe 
der  Zeit  mannigfache  Veränderung.  Durch  die  Verfassung  von  1850 
A.  104  wurde  sie  in  die  konstitutionelle  Staatsordnung  ausdrileklich 
aufgenommen : 

»Die  Keehnungen  über  den  Staatshaushaltsetat  werden  von  der 
Oberrechnungskammer  geprüft  und  festgestellt.  Die  allgemeine 
Bechnung  über  den  Staatshaushalt  jedes  Jahres,  einschliesslich 
einer  Uebersicht  der  Staatsschulden,  wird  mit  den  Bemerkun- 
gen der  Oberrechnungskammer  zur  Entlastung  der  Staatsregie- 
nmg  den  Kammern  vorgelegt.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Ein-- 
richtung  und  Befugnisse  der  Oberrechnungskammer  bestimmen. a 
Ein  solches  Gesetz  ist  endlich  am  27.  März  1872  zu  Stande  ge- 


>  Ueber  die  Einrichtungen  der  Oberrechnungskammer  in  verschiedenen 
etfopliiflchen8taatenTgl.besonder8T.Malchus,  a.a.O.B.I.  §22.  8.101—114. 
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kommen  (Gesetzsammlung  1872  S.  278  ff.).  Damach  ist  die  Ober- 
rechnungskammer iDcine  dem  Könige  unmittelbar  untergeordnete, 
den  Ministem  gegenüber  selbständige  Behörde,  welche  die  Kontrolle 
des  gesammten  Staatshaushaltes  durch  Prüfung  und  Feststellung 
der  Rechnungen  über  Einnahmen  und  Ausgaben  von  Staatsgeldem, 
über  Zugang  und  Abgang  von  Staatseigenthum  und  über  die  Ver- 
waltung von  Staatsschulden  zu  fuhren  hat«.  Die  Revision  der  Rech- 
nimgen  ist  ausser  der  Rechnungsjustifikation  darauf  zu  richten: 
a)  ob  bei  der  Erwerbung,  der  Benutzung  und  der  Yeräusserung  von 
Staatseigenthum  und  bei  der  Erhebung  und  Verwendung  der  Staats- 
einkünfte, Abgaben  und  Steuern ,  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
und  Vorschriften,  unter  genauer  Beobachtung  der  massgebenden  Ver- 
waltungsgrundsätze, verfahren  worden  ist,  b)  ob  und  wo,  nach  den  aus 
den  Rechnungen  zu  beurtheilenden  Ergebnissen  der  Verwaltung, 
zur  Beförderung  des  Staatszweckes,  Abänderungen  nöthig  oder  rath- 
sam  sind.  Aehnliche  Finanzkontrollbehörden  bestehen  in  andern 
deutschen  Staaten ,  mit  mehr  oder  weniger  gesicherter  Selbständig- 
keit den  Ministerien  gegenüber,  so  der  oberste  Rechnungshof  in 
Bayern,  so  die  Oberrechnungskammer  in  Sachsen,  Württemberg, 
Baden,  Hessen-Darmstadt. 

§126. 
B.  Die  Mittel-  und  Lokalbehörden  unter  den  Ministerien. 
Jedes  Ministerium,  als  Einheit  eines  Hauptzweiges  der  Staats- 
thätigkeit,  wirkt  für  den  ganzen  Staat.  Seine  Au%abe  ist  die  Initia- 
tive auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  seines  Ressorts,  die  Erthei- 
lung  der  allgemeinen  Vorschriften  über  die  Grundsätze  der  Verwal- 
tung und  die  Ueberwachung  der  gehörigen  Befolgung  der  Gesetze^ 
Zur  Ausführung  seiner  Verfügungen,  zum  unmittelbaren  Eingreifen 
in  die  Lebensverhältnisse,  bedarf  jedes  Ministerium  untergeordneter 
Organe  in  einem  eigenen  Behördensysteme.  Der  an  und  für  sich 
richtige  Grundsatz,  »dass  jedes  Ministerium  seine  eigenen,  von  den 
übrigen  Ministerien  unabhängigen  Organe  erhalten  müsse«,  läs$t 
sich  nur  theilweise  durchfuhren.  Das  Ministerium  des  AuswärCigen 
hat  seine  Organe,  Gesandte  und  Konsuln,  wesentlich  im  Auslande, 
soweit  es  im  Inlande  zu  thun  hat,  bedient  es  sich  aller  für  die  innere 
Verwaltung  bestehenden  Behörden.  Die  Organe  des  Kriegsministe- 
riums sind  von  allen  Civilbehörden  verschieden.  Sobald  die  Tren- 
nung der  Rechtspflege  von  der  Verwaltung  in  einem  Staate  durch- 
geführt ist,  haben  die  dem  Justizministerium  unterstellten  Gerichte 
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ihie  eigenthümliche  Stellung.  Dagegen  haben  die  Ministerien  des 
Innern  und  der  Finanzen,  sowie  die  übrigen  aus  dem  Ministerium  des 
Innern  abgezweigten  neuen  Ministerien  keineswegs  durchweg  ihr 
eigenes  Behördensystem,  vielmehr  sind  die  ihnen  unterstellten  Be- 
hörden regelmässig  so  kombinirt,  dass  sie  verschiedenen  Ministerien 
zugleich  dienen,  wie  die  Regierungen  in  Preussen,  die  Ejreisregie- 
rungen  in  Bayern. 

Da  man  in  Deutschland  bei  der  Einrichtung  der  Verwaltungs- 
behörden sich  die  Gerichtsverfessung  zum  Vorbilde  genommen  hat, 
so  hat  man  regelmässig  auch  das  Princip  der  drei  Instanzen  ange- 
nommen, sodass  imter  den  Ministerien  zunächst  Mittelbehörden, 
unter  diesen  erst  die  eigentlichen  Lokal-  und  Vollzugsbehörden  ste- 
hen. Die  Mittelbehörden,  als  die  oberaufsehenden  und  in  zwei- 
ter lüstanz  entscheidenden  Behörden,  sind  nach  der  altem  deutschen 
Behördenorganisation  regelmässig  Jsollegialisch  zusammengesetzt; 
doch  finden  jetzt  überall  Modifikationen  des  KoUegialprincips  und 
Annäherungen  an  das  Bureausystem  statt,  indem  den  Präsidenten 
weiter  gehende  Befugnisse  beigelegt  sind,  als  die  bloss  formelle 
Geschäftsleitung.  Nachdem  die  Regierungen  aufgehört  haben ,  zu- 
gleich die  höheren  Justizstellen  zu  sein,  erscheinen  sie  jetzt  als 
Mittelbehörden  für  die  gesammte  innere  Verwaltung  von  univer- 
salem Charakter  zur  Verbindung  des  Ministerialsystems  mit  der 
Kreis-  und  Lokalverwaltung,  durch  welche  die  Impulse  sänuntlicher 
Centralbehörden  in  das  Volksleben  hineingehen,  und  welche  wiederum 
den  Vereinigungspunkt  für  alle  untern  Verwaltungsbehörden  ihres 
Bezirkes  bilden.  In  grösseren  Staaten,  von  weit  ausgedehntem  Um- 
fange, mit  verschiedenartigen  Landestheilen  und  Bevölkerungen,  sind 
solche  Mittelbehörden  unentbehrlich,  welche  allein  den  Eigenthüm- 
lichkeiten  der  einzelnen  Landestheile  gerecht  werden  und  allein 
eine  wirksame  Kontrolle  über  die  Lokalbehörden  führen  können, 
welche  den  weit  entfernten  Ministerien  unmöglich  sein  würde.  In 
kleineren  Staaten  hat  man  mit  Kecht  die  dort  bis  in  neuere  Zeit 
bestehenden  Mittelbehörden  aufgehoben  und  die  Lokalverwaltung 
unmittelbar  den  Ministerien  unterstellt ,  wodurch  ein  Ueberfluss  an 
Behörden,  unnöthige  Weitläufigkeit  xund  Vielschreiberei  beseitigt 
worden  ist.  Selbst  in  Baden  hat  die  Verwaltungsorganisation  vom 
5.  Oktober  1863  die  Mittelbehörden  ohne  Schaden  beseitigt  und  die 
Bezirksämter  direkt  unter  das  Ministerium  gestellt ,  wobei  indessen 
die  entstandene  Lücke  durch  die  in  den  einzelnen  Landestheilen  »als 
Landeskommissäre  funktionirenden  Ministerialräthea  ausgefüllt  wird. 

20* 
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Während  die  Mittelbehörden  in  den  meisten  deutschen  Staaten 
noch  mehr  oder  weniger  kollegialisch  organisirt  sind,  werden  die  Lo- 
kalbehörden überall  durch  Einzelbeamte  vertreten,  Landräthe,  Be- 
zirksamtmänner,  Bezirksdirektoren  u.  s.  w.,  welche  in  ihrem  Kreise 
die  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfugungen  auszufuhren,  die 
Staatsaufgaben  unmittelbar  und  thatsächlich  zu  verwirklichen  haben, 
und  daher  schlechthin  als  Vollzugsbehörden  bezeichnet  werden. 

Da  diese  Lokalbehörden  dem  Volksleben  am  nächsten  stehen 
und  nur  in  richtigem  Einverständnisse  mit  demselben  heilsam  wir- 
ken können,  so  hat  man  in  neuerer  Zeit  überall  für  nöthig  gehalten, 
das  Berufsbeamtenthum  durch  volksthümliche  Elemente  zu  ergän- 
zen und  zu  unterstützen.  Es  werden  zu  diesem  Zwecke  »Körper 
der  Selbstverwaltunga  gebildet  (Kap.  IV),  welche  in  Verbin- 
dung mit  dem  staatlichen  Beamtenthume  die  wichtigsten  Au%aben 
der  örtlichen  Verwaltung  zu  besorgen  haben. 
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Zweiter  Alrachnitt. 

Von  den  Staatsdienern^ 

§127. 
I.  Oesohiohtliohe  Entwickelnng  des  Staatsdienerverhältnisses 
in  DeutBohland, 
Die  Entwickelnng  eines  eigenen  Staatsdiener-  oder  Beamten- 
standes gehört  der  Neuzeit,  besonders  den  beiden  letzten  Jahrhun- 
derten an.    Dem  Territorialstaate  des  Mittelalters  war  mit  dem  Be- 
griffe des  Staatsamtes  auch  ein  berufsmässiger  Staatsdiener- 
stand fremd.    Der  Wendepunkt  tritt  mit  der  Zeit  ein,  wo  das 
Landesfurstenthum  sich  zu  einer  selbständigen  Staatsgewalt  zu  ent- 
wickeln  beginnt.      Die  Dienste   der  Vasallen  und  Ministerialen 
(S.  285)  reichen  nicht  mehr  aus;   der  Landesherr  gebraucht  statt 
ihrer  »fürstlicher  Diener«,  die  er  aus  allen  Lebenskreisen  nach 
Crefallen  wählt  und  für  die  Ausiibimg  seiner  Hoheitsrechte  ver- 

1  Die  oben  S.  283  citirte  Literatur  über  die  Staata&mter  behandelt  auch  regel- 
miiisig  das  subjektive  Staatsdienerrecht.  Vorzugsweise  auf  letzteres  beziehen  sich 
folgende  Werke:  S.  J.  M.  Seuffert,  Von  dem  Verhältnisse  des  Staatesund  der 
Diener  des  Staates  gegen  einander  in  rechtlichem  und  politischem  Verstände. 
WOrzbuig  1793.  Fr.  Arn.  vonderBecke,  Von  den  Staatsämtern  und  Staats- 
dienern.  Heilbronn  1797.  Nik.  Thaddäus  Gönner,  Der  Staatsdienst  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Rechtes  und  der  Nationalökonomie  betrachtet ,  nebst 
der  Hauptlandespragmatik  über  die  Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener  in 
Bayern.  Landshut  1808.  A.  TV.  Heffter,  Ueber  die  Rechtsverhältnisse  der 
Staatsdiener  in  den  Beiträgen  zum  deutschen  Staats-  und  Fürstenrechte.  Berlin 
1829.  No.  IL  S.  106—167.  Vergl.  femer  J.  St.  Pütteri  Instit.  jur.  publ. 
}  126  ff.  Leist,  Lehrbuch  §  117—122.  S.  360—367.  Klüber,  Oeffentl.  Recht 
§341—352.  Zöpfl,  Grundsätze  n.  §513  ff.  S.  777— 886.  H.  A.  Zachariä, 
§133_-146.  S.  16—85.  von  Gerber,  §  35—38.  Grotefend,  S.  645— 758. 
Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  B.  11.  B.  VII.  J.  v.  Held,  System  II. 
S.323ff.  Stahl,  B.n.S.  306—316.  Dahlmann,  Politik  Kap. XL  S. 271—281. 
R.  V.  Mohl,  Politik,  Monograph.  B.  IL  1869.  Der  Staatsdienst  S.  347—470. 
J.Pözl  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  IX.  S.  680—720.  Art.  Staatsdiener. 
V.  Mohl,  Württemb.  Staatsrecht  §  159—166.  Milhauser,  Das  Staatsrecht  des 
Königreichs  Sachsen  S.  203—246.  Schweitzer,  Oeffentl.  Recht  §  76.  Pözl, 
Lehrbuch  des  bayerischen  Verfassungsrechts  §  175.  Für  Preussen,  vergl.  Ber- 
gius,  §  84—96.  S.  268—313.  v.  Rönne,  B.  H.  Abth.  L  §  290—305.  S.  296 
bis  426.  H.  Simon,  Das  preussische  Staatsrecht  Th.  I.  S.  270  ff.  Vor  allem 
Cl.  Perthes,  Der  Staatsdienst  in  Preussen.  Hamburg  1838.  Für  das  neueste 
Reichsrecht  gut  und  übersichtlich  G.  Meyer,  Lehrbuch  S.  353 — 398.  Die 
scharfsiiinigen  Erörterungen  Lab  and 's  in  seinem  deutschen  Staatsr.  §  37 — 46. 
S.  382 — 499  unterziehen  die  ganze  bisherige  Theorie  einer  eingehenden  Erörterung 
und  fordern  zu  einer  Selbstkritik  der  eigenen  Ansichten  auf.  Trotzdem  habe  ich 
in  allen  wesentlichen  Punkten  auf  meinem  frühem  Standpunkte  verharren  müssen. 

H.  8  e  li « 1  z  • ,  Deutsches  Btsatsrecht.  2 1 
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wendet;  doch  war  die  Zahl  der  landesherrlichen  Beamten  in 
der  ersten  Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  noch  gering,  da  die 
lokalen  Gewalten  der  Gemeinden  und  Gntsherm  noch  lange  ihr 
eigenes  Beamtenthum  besassen.  Ein  dem  Lande  angehöriger  Be- 
amtenstand hatte  sich  noch  nicht  gebildet.  Edelleute  und  Ge- 
lehrte verpflichteten  sich  bald  diesem,  bald  jenem  Fürsten,  auf 
eine  Jahrenreihe,  unter  bestimmten  Bedingungen  zum  Dienste. 
Auch  in  dem  werdenden  Grossstaate  Brandenburg-Preussen  stand 
e6  uicht  anders  ^  Selbst  dem  grossen  Kurfürsten  gelang  die 
Schöpfung  eines  ständigen,  berufsmässigen  Staatsbeamtenthums 
noch  nicht.  Ein  Band  persönlicher  Natur  verknüpfte  den  Fürsten 
.  als  Dienstherm  mit  seinem  Diener,  welchen  er  aus  seinen  Hof-  und 
Kammerintraden  unterhielt,  oder  bei  ihm  im  eigentlichen  Sinne  in 
Lohn  und  Brot  stand«  und  sich  durch  seine  Bestallimg  dazu  ver- 
pflichtete, »des  Herrn  Nutzen  zu  werben  und  Schaden  zu  wendenc 
»Des  Landes,  der  Unterthanen  Interesse  musste  ihm  so  gleichsam  als 
etwas  Drittes ,  nur  durch  die  Person  des  Herrn  Vermitteltes  er- 
scheinen.« (Isaaksohn,  a.  a.  O.  B.  H.  S.  245.)  Diesen  thatsäch- 
lichen  Zuständen  entsprach  die  juristische  Theorie  von  dem  Beam- 
tenthum noch  am  Ende  des  XVH.  Jahrhunderts,  indem  sie  die 
Stellung  des  Staatsdieners  lediglich  als  ein  Precarium  auffasste  und 
den  Fürsten  ein  völlig  freies  Entsetzungsrecht  einräumte,  soweit 
nicht  ein  besonderer  Anstellungskontrakt  entgegenstand.  Von  einem 
specifischen  Beamtenrechte,  von  einer  Dienstpragmatik  der  Staats- 
diener findet  sich  keine  Spur 2. 

Eine  Umgestaltung  der  Rechtsanschauung  vollzog  sich  im  An- 


i  KarlTwesten,  Der  preussische  Beamtenstaat.  In  den  preuss.  Jahr- 
büchern B.  XVIII.  S.  1—38  u.  S.  109—148.  Gustav  SchmoUer,  Der  preuss. 
Beamtenstand  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  Ebendaselbst  B.  XXVI.  S.  148—172. 
S.  253—271.  S.  538—556.  S.  Isaaksohn,  Geschichte  des  pieussischen  Beam- 
tenthums  vom  Anfang  des  1 5.  Jahrhunderts  bis  auf  die  Gegenwart  B.  I.  Das  Be- 
amtenthum in  der  Mark  Brandenburg  1415 — 1604.  Berlin  1874.  B.  11.  Das  Be- 
amtenthum des  17.  Jahrhunderts.  Berlin  1878. 

2  Als  typisch  für  die  Rechtsauffassung  dieser  Zeit  erscheint  das  umfang- 
reiche Werk  Nic.Myleri  ab  Ehrenbach,  Hyparchologia  s.  de  offioialibus, 
magistratibus  et  administris  liber  singularis.  Stuttgart  1678.  Cap.  IV.  p.  176: 
»Quoniam  ea,  quae  precario  concessa  sunt,  in  liberrimo  principis  arbitrio  consi- 
stimt.  Is  enim,  qui  rem  precario  concessit,  potest  illam  revocare,  prout  libuerit, 
Utitur  autem  princeps,  revocando  officium,  suo  jure,  ideo  nemini  facit  injuriam.« 
Selbst  Richter  kann  der  Fürst  jeder  Zeit  absetzen:  »Ideo  quoque  princeps  ad 
libitum  suae  yoluntatis  jurisdictionis  administrationem  tollere  potest.«  Ebenso 
sagt  LudolfHugode  statu  reg.  Germ.  Cap. III.  § 34  (a.  1661) :  »pleraque  officia 
in  principum  ditionibus  non  tarn  a  legibus,  sed  a  solo  nutu  principis  dependent.« 
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fang  des  XVIII.  Jahrhunderts  unter  dem  Einflüsse  der  Theorie, 
besonders  der  Schriftsteller  des  Ileichskanmieigerichtes.  Wollte 
man  einen  fachmässig  vorgebildeten,  berufsmässigen  Beamtenstand 
schaffen  und  erhalten,  so  spitzte  sich  alles  zu  der  einen  Frage  zu, 
ob  der  Fürst  als  Dienstherr  ein  willkürliches  Entlassungsrecht  des 
Beamten  habe  oder  ob  der  Beamte  aus  seinem  Anstellungsakte  ein  jus 
quaesitum  herleiten  könne.  In  einem  instinktiven  Bewusstsein  von 
der  hohen  Kulturbedeutung  des  Beamtenstandes,  wie  im  eigenen 
Standesinteresse,  stellte  sich  die  Theorie  des  XYIII.  Jahrhunderts 
hl  Gegensatz  zu  der  Jurisprudenz  des  XYII.,  welche  das  Beamten- 
verhältniss  ganz  dem  fürstlichen  Ermessen  preisgegeben  hatte.  An 
die  Stelle  administrativer  Willkür  trat  jetzt  eine  rein  privat- 
rechtliche Auffassung,  welche  die  staatsrechtliche  Seite  des 
Verhältnisses  ganz  im  jus  quaesitum  des  Beamten  aufgehen  liess ; 
sie  stützte  sich  darauf,  »dass  jede  Entlassung  mit  Schimpf  für  den 
Beamten  verbunden  sei  und  dass  der  Beamte  ein  nicht  willkürlich 
zu  entziehendes  Becht  auf  dasAmtselbst  erworben  habea.  Man 
miterschied  dabei  nicht  zwischen  den  privatrechtlichen  Vortheilen 
des  Amtes  und  dem  Amt  selbst  und  legte  dem  Beamten  sogar  ein 
Secht  auf  die  Beibehaltung  des  Amtes  selbst  bei.  Als  der 
einflussieichste  Vertreter  dieser  unbedingten  Inamovilitäts- 
theorie  erscheiat  Johann  Ulrich  von  Gramer^;  sie  kann, 
trotz  einzelner  Gegenstimmen,  als  die  herrschende  communis  opinio 
doctorum  des  XVIII.  Jahrhunderts  betrachtet  werden  und  ging  auch 
in  die  Praxis  der  höchsten  Beichsgerichte  über. 

Dieser  privatrechtlichen  Theorie  der  Beichspublicisten  gegen- 
über bildete  sich  zuerst  in  Preussen ,  auf  grossstaatlicher  Grund- 
lage, ein  modernes  Staatsdienerrecht  aus.  V^as  dem  grossen  Kur- 
fürsten nicht  gelungen,  führte  König  Friedrich  Wilhelm  I  mit 
praktisch  staatsmännischem  Blicke  glücklich  hinaus.  Er  wurde 
der  Schöpfer  eines  berufsmässigen  Beamtenstandes  in  Preussen. 
Vor  allem  setzte  er  das  oberste  Grundrecht  der  Monarchie,  das 
alleinige  Ei^iennungsrecht  aller  Beamten,  durch.  Auch  gebührt 
ihm  das  Verdienst,  die  Bedingungen  einer  wissenschaftlichen  und 
berufsmässigen  Vorbildimg  für  den  höheren  Staatsdienst  festgestellt 
zu  haben.  Durch  zahlreiche  Verfügungen  wiurde  die  wissenschaftliche 


1  OpuBC.  tom.  IV.  No.  21.  Observ.  jur.  T.  II.  P.  n.  p.  123.  Observ. 
DCXXVm :  »Simplex  dimissio  officialium  tarn  ignominiosa  est  quam  formalis 
easflatio.«  C  ramei's  WetzlariBche Nebenstunden  6.  XXXVIII.  S.81.  B.LXVII. 
8.  10  n.  8.  w. 
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und  praktische  Ausbildung  der  künftigen  Beamten  vorgeschrieben 
und  dabei  schon  zwischen  der  Ausbildung  der  Richter  und  der  A^er- 
waltungsbeamteU)  der  sog.  Kameralisten,  unterschieden.  Durch 
diese  Vorschriften  über  den  Bildungsgang  und  die  Prüfung  der 
Aspiranten  des  Staatsdienstes  wurde  eine  Höhe  der  Bildung,  »ein 
geistiger  Census«  für  den  ganzen  Beamtenstand  in  Anspruch  ge- 
nommen, welcher  diesen  neuen  Berufsstand  auf  ein  Jahrhundert 
zur  geistigen  Aristokratie  der  Nation  erhob.  Auf  die  Berufstüchtig- 
keit und  Integrität  dieses  Beamtenstandes  wirkten,  ausser  den  ge- 
nannten, noch  andere  Massregeln  dieses  Königs  hin:  Diensteide 
und  genau  formulirte  Bestallungen,  welche  durch  In- 
struktionen von  »lehrbuchartiger  Breite«,  aber  zugleich  von  emi- 
nent praktischem  Verständnisse  für  jedes  Kollegium,  wie  für  jeden 
einzelnen  Beamten,  eigänzt  wurden.  Kautionen  und  das  freilich 
z^^eideutige  System  der  Konduitenlisten  durften  nicht  fehlen.  Dazu 
kam  die  Verpflichtung  einer  regelmässigen  1  Berichterstattung,  die 
fortwährende  stufenweise  Kontrolle  durch  die  Oberbehörden  und 
schliesslich  den  König  selbst.  Thatsächlich  konnte  der  tüchtige 
Beamte  darauf  rechnen,  dass  er  lebenslänglich  im  Amte  blieb,  dass 
selbst  seine  Söhne  vorzugsweise  im  Staatsdienste  wieder  berück- 
sichtigt wurden.  Ein  fester  Rechtsanspruch  auf  den  Gehalt  wurde 
unter  Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  II.  dagegen  nicht  aner- 
kannt. Der  König  erhöhte  und  erniedrigte  die  Gehalte  nach  billigem 
Ermessen,  nach  dem  Stande  des  Etats,  nach  den  Leistungen  der 
Beamten.  Ueberflüssig  gewordene  Beamte  wurden  bisweilen  ent- 
lassen, ohne  dass  man  einen  Anspruch  derselben  auf  Pension  an- 
erkannte. Erst  das  Gutachten  der  Gesetzgebungskommission  vom 
2.  Mai  1 787  1  sprach  sich  g^en  jede  willkürliche  Beamtenentlassung 
aus ;  auch  war  im  Entwürfe  des  Allgemeinen  Landrechtes  bereits 
bestimmt,  dass  kein  Staatsdiener  ohne  rechtliches  Erkenntniss  seines 
Amtes  entsetzt  werden  dürfe.  Diese  im  Sinne  der  gemeinrechtlichen 
Theorie  getroffene  Bestimmung  gelangte  aber  nicht  zur  Annahme, 
weil  man  meinte,  dass  dadurch  der  König  in  der  freien  Verfügung 
über  seine  Beamten  zu  sehr  beschränkt  werden  würde.  Nur  hin- 
sichtlich der  Richter  wurde  ausgesprochen,  dass  sie  ausschliess- 
lich von  den  voi^esetzten  Gerichten  oder  Landeskollegien  zu  Unter- 
suchung gezogen,  bestraft  oder  entsetzt  werden  könnten.  In  Betreff 


1  Dasselbe  ist  abgedruckt  bei  Malacord,  de  publicis  officüs  absque  justa 
caussa  non  auferendis.  Göttingen  1787. 
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der  übrigen  Civilbeamten  wurde  bestimmt,  dass  sie  nicht  durch  den 
einzehien  Departementschef  gegen  ihren  Willen  verabschiedet  oder 
abgesetzt  werden  durften,  sondern  nur  nach  erfolgtem  Gehör,  durch 
Stimmenmehrheit  der  Mitglieder  des  Staatsrathes,  und  dass,  wo  der 
König  selbst  die  Bestallung  vollzogen  hatte,  ihm  der  auf  Entlassung 
gerichtete  Beschluss  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden  musste. 
Ueberhaupt  hat  der  zehnte  Titel  des  zweiten  Theiles  des  Allgemeinen 
Landrechtes  »von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Diener 
des  Staatesa  als  die  erste  Kodifikation  des  Staats- 
dienerrechtes in  Deutschland  epochemachend  gewirkt.  Wie  in 
diesem  Gesetzbuche  zum  ersten  Male  in  Deutschland  der  Staat  als 
öffentlichrechtliche  Persönlichkeit  klar  erfasst  wird ,  so  wird  daraus 
auch  der  Begriff  des  Staatsdienstes  und  des  Staatsdieners 
folgerecht  abgeleitet.  Während  man  in  dem  unentwickelten  Ter- 
ritorialstaate nur  »landesherrliche  Bediente«  kannte,  neben 
welchen  es  ständische  und  andere  Angestellte  gab,  kennt  das 
preussische  Landrecht  nur  »Staatsdiener«,  welche  den  Angaben 
und  Zwecken  des  Staates,  als  der  einheitlichen,  alles  beherrschenden 
Persönlichkeit,  zu  dienen  haben. 

Auf  Preussen  folgte  der  zweitgrösste  deutsche  Staat,  Bayern, 
mit  einer  umfassenden  Gesetzgebung  über  das  Staatsdienerrecht. 
Es  ist  dies  »die  Bayerische  Hauptlandespragmatik  über  die 
Dienstverhältnisse  der  Staatsdiener,  vorzüglich  in  Beziehung  a\if 
ihren  Stand  und  Gehalt  vom  1.  Januar  1805«.  Dieselbe  ist  in 
Gönner 's  Schrift  »Der  Staatsdienst  aus  dem  Gesichtspunl^t  des 
Bechtes  und  der  Nationalökonomie«  (Landshut  1808]  erläutert  und 
begründet,  sowie  die  Anschauungen  dieses  Gelehrten  unverkennbar 
auch  auf  die  Entstehung  dieses  Gesetzes  selbst  eingewirkt  haben. 
Gönner  bekämpfte  die  mit  einem  wahren  Staatswesen  unverträg- 
liche privatrechtliche  Theorie  der  Cramer' sehen  Schule,  welcher 
auch  noch  Seuffert  und  von  der  Becke  gehuldigt  hatten.  Er 
erklärte  das  Staatsamt  für  ein  rein  öffentlichrechtliches  Verhältniss, 
wobei  der  Staatsdiener,  in  Bezug  auf  seine  Funktionen,  dem  Staate 
gegenüber ,  nur  Pflichten  haben  könne,  und  wies  nach,  dass  »ein 
Becht,  dem  Staate  selbst  gegen  seinen  Willen  zu  dienen«,  undenkbar 
sei.  Dagegen  sprach  Gönner  dem  Beamten  ein  wohlerworbenes 
Secht  auf  seinen  sogenannten  Nahrungsstand  zu,  wobei  er  an 
die  Dienstpragmatik  anknüpft,  welche  beim  Gesammtgehalte  des 
Beamten  den  Standes-  und  den  Dienstgehalt  unterscheidet. 
»Der  StandesgehaAt  ist  derjenige  Besoldungstheil ,   durch  welchen 
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im  Allgemeinen  die  Kompetenz  des  Individuums,  als  Gliedes  einer 
gewissen  Klasse  des  dienerschaftlichen  Standes  gesichert  wird.  Der 
Dienstgehalt  ist  derjenige  Besoldungstheil ,  durch  welchen  insbe- 
sondere die  Befriedigung  jener  inneren  Bedürfnisse  und  äusseren 
Formen ,  welche  für  das  Individuum,  als  Funktionär  in  der  Klasse 
seines  Standes,  entstehen,  gesichert  isU  (Art.  III) .  »Der  Verlust  des 
dienerschaftlichen  Standes  kann  nur  nach  vorhergegangener  richter- 
licher Untersuchung  kraft  eines  Urtheilsspruches  eines  Justizkolle- 
giums erfolgende  (Art.  Vlll) .  »Ausser  dem  Falle  eines  richterlichen 
Spruches  hat  der  einmal  verliehene  Dienerstand  und  Standesgehalt 
die  unverletzliche  Natur  der  Perpetuität«  (Art.  X).  »Die 
Funktion  des  Dieners  und  der  Dienstgehalt  sind  pYecärer  Natur; 
sie  können,  ohne  Rekurs  an  den  Richter ,  in  Folge  einer  admini- 
strativen Erwägung  oder  organischen  Verfügung  genommen  werden« 
(Art.  XI) .  »Die  für  immer  entlassenen  oder  für  eine  gewisse  Zeit 
quiescirten  Staatsdiener  behalten  ihren  Titel  und  verbleiben  im 
Genüsse  des  Standesgehaltes  und  verlieren  nur  das  Funktions- 
gehalt. Ausserdem  übernimmt  der  Staat  für  die  unter  allen  Be- 
dingungen imvermeidlich  zurückbleibende  Insufßcienz  der  Gehalte, 
in  einem  Pensionssysteme  für  die  hinterlassenen  Wittwen  und 
Waisen  seiner  Staatsdiener,  ein  der  Familiensorge  der  Staatsbeam- 
ten und  den  Kräften  des  Staates  entsprechendes  Surrogat  herzu- 
stellen« (Art.  XXrV) .  So  versuchte  die  bayerische  Dienstpragmatik 
von  1805  in  würdiger  Weise,  die  rechtliche  Sicherheit  eines 
lebenslänglichen  berufsmässigen  Beamtenstandes  mit  den  Anforde- 
rungen der  modernen  Staatsordnung  und  der  nothwendigen  Beweg- 
lichkeit des  Dienstes  zu  versöhnen.  Auf  ihr  beruht  das  Edikt  »die 
Verhältnisse  der  Staatsdiener,  vorzüglich  in  Beziehung  auf  ihren 
Stand  und  Gehalt  betreffend«  vom  26.  Mai  1818,  als  Beilage  IX  zu 
Tit.  V  §  6  der  bayerischen  Verfassungsurkunde.  Seitdem  haben  sich 
fast  sämmtliche  Verfassungsurkunden  der  deutschen  Staaten  mit 
dem  Rechtsverhältnisse  der  Staatsdiener  beschäftigt,  ausserdem 
haben  die  meisten  Staaten  besondere  Staatsdienergesetze 
erhalten.  In  allen  zeigt  sich  eine,  auf  deutscher  Rechtsanschauung 
beruhende  Gleichartigkeit  der  Grundzüge.  Als  besonders  bedeut- 
sam treten  hervor  die  württembergische  Dienstpragmatik  vom 
28.  Juni  1821  und  das  königl.  sächsische  Gesetz  vom  7.  Mai  1835 
betreffend  die  Verhältnisse  der  Civilstaatsdiener.  Auch  in  den 
Gesetzen  über  den  Staatsdienst  macht  sich  die  Richtung  ihrer 
Entstehungszeit  mannigfach  geltend.     Während  die  Gesetze  vor 
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dem  Jahre  1848  die  vorwiegende  Tendenz  haben,  den  Beamten 
in  der  Sicherung  ihres  Diensteinkommens  und  in  der  Versor- 
gung ihrer  Hinterbliebenen  möglichst  gerecht  zu  werden,  sind 
die  Gesetze  aus  der  auf  das  Jahr  1848  folgenden  Reaktionszeit 
besonders  darauf  gerichtet,  die  Ausschreitungen  des  Beamten- 
standes zu  bekämpfen  und  die  gelockerte  Disciplin  wiederherzu- 
stellen. Dahin  gehören  vor  allem  die  preussischen  Gesetze  be- 
treffend die  Dienstvergehen  der  Richter  vom  7.  Mai  1851  und  be- 
treffend die  Dienstvergehen  der  nicht  richterlichen  Beamten  vom 
21.  Juli  1852,  welche  einen  massgebenden  Einfluss  auf  die  Gesetz- 
gebung der  kleineren  Staaten  ausübten.  Kurz  vor  der  Gründung 
des  norddeutschen  Bundes  erhielt  das  Grossherzogthum  Oldenburg 
sein  revidirtes  Civilstaatsdienergesetz  vom  28.  März  1867.  Seitdem 
im  Anfange  der  siebziger  Jahre  das  Spekulationsfieber  der  soge- 
nannten Gründungsperiode  auch  das  Beamtenthum  hie  imd  da 
angesteckt  hatte,  kam,  als  Zeichen  der  Zeit,  in  viele  Beamtengesetze 
ein  Verbot  der  Betheiligung  der  Staatsbeamten  bei  der  Gründung 
und  Verwaltung  von  Aktien-,  Kommandit-  und  Bergwerksgesell- 
schafiten  (Preussisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1874). 

Das  neue  deutsche  Reich  übernahm  so  umfassende  staatliche 
Aufgaben,  dass  es  nicht  blos  durch  die  Aemter  und  Beamten  der  Ein- 
zelstaaten  wirken  konnte,  sondern  eines  eigenen  Amtsorganismus 
und  eines  eigenen  Reichsbeamtenstandes  bedurfte.  Da  es  fiir  dessen 
Bechtsverhältnisse  keine  festen  Normen  gab,  so  war  ein  Reichsbe- 
amtengesetz unbedingt  nothwendig.  Nach  verschiedenen  vergeb- 
lichen parlamentarischen  Anläufen  kam  das  umfassende  Gesetz 
»über  die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  vom 
31.  März  187  3a  zu  Standet  Dasselbe  hat  allerdings  formell 
Anwendung  nur  auf  die  Reichsbeamten,  nicht  auf  die  Beamten  der 
Einzelstaaten.  Dieses  wohlerwogene,  unter  Mitarbeit  hervorragen- 
der juristischer  Kräfte  aller  Einzelstaaten  im  Bundesrathe  und 
Reichstage  zu  Stande  gekommene  Gesetz  kann  aber  materiell 
als  Ausdruck  und  Zeugniss  des  allgemeinen  deutschen  Rechtsbe- 
wusfltseins  der  Gegenwart  betrachtet  werden  und  liegt  wesentlich 
der  folgenden  systematischen  Darstellung ,  unter  Berücksichtigung 

1  Das  hier  wesentlich  benutzte  Hauptwerk  istHermannKanngiesser, 
Das  Recht  der  deutschen  Reichsbeamten.  Gesetz  vom  31.  März  1873.  Aus  den 
Materialien  und  der  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  erläutert.  Berlin  1874. 
Femer  Frhr.  v.  Zedlitz-Neukirch,  Die  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbe- 
amten. Berlin  1873.  F.  Thudichum,  Das  Reichsbeamtenrecht.  Annalen  des 
deutschen  Reichs.  1876.  S.  265  ff. 
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der  wichtigsten  Einzelgesetzgebungen,  zu  Grunde.  Unter  seinem  Ein- 
flüsse sind  bereits  mehrere  Staatsdienergesetze  in  deutschen  Einzel- 
staaten zu  Stande  gekommen^  so  das  königlich  sächsische  Gesetz 
)>einige  Abänderungen  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Verhältnisse  der  Civilstaatsdiener  betreffend«  vom  3.  Juli  1876,  die 
umfassende  württembergische  Kodifikation  in  dem  Gesetze  »be- 
treffend die  Rechtsverhältnisse  der  Staatsbeamten«  vom  28.  Juni 
1876  ^,  das  badische  Gesetz,  »die  dienstlichen  Verhältnisse  der  An- 
gestellten der  Civilstaatsverwaltung  betreffend«,  vom  26.  Mai  1876 
u.  s.  w.  Eine  eigentlich  gemeinrechtliche  Normirung  haben 
aber  die  Rechtsverhältnisse  der  Richter  durch  das  Reichsgerichts- 
verfassungsgesetz vom  27.  Januar  1877  gefunden,  welches  sich  auf 
alle  richterlichen  Beamten  im  Reiche  wie  in  den  Einzelstaaten 
bezieht. 

§  128. 
n.  Juristische  Natur  des  heutigen  Staatsdienstes. 

Staatsdienst  im  wörtlichen  Sinne  ist  jeder  dem  Staate 
zur  Verwirklichung  seiner  Aufgaben  zu  leistende  oder  geleistete 
Dienst.  Ein  gesunder  lebenskräftiger  Staat  rechnet  auf  die  aktive 
Theilnahme  aller  seiner  Bürger  an  den  Aufgaben  des  Staatslebens. 
Aber  von  dieser  wichtigen  allgemeinen  bürgerlichen  Thätigkeit  für 
den  Staat,  mag  sie  eine  freiwillige  oder  gesetzlich  zu  erzwingende 
sein,  unterscheiden  wir  den  Staatsdienst  im  engeren  tech- 
nischen Sinne.  Derselbe  beruht  auf  dem  Bedürfnisse  des  mo- 
dernen Staates,  welcher  mit  seinen  umfassenden  Aufgaben  einer 
ununterbrochenen  berufsmässigen  Thätigkeit  für  die 
Staatszwecke  nicht  entbehren  kann.  Der  Staatsdienst  in  diesem 
Sinne  kann  daher  keine  allgemeine  Pflicht  aller  Staatsbürger  sein, 
welche  ja  zunächst  ihren  privatwirthschaftlichen  Interessen  leben 
müssen,  sondern  gründet  sich  auf  eine  speciell  übernommene  Ver- 
pflichtung zu  einer  vom  Staatsoberhaupte  übertragenen ,  durch  be- 
sondere Treue  und  Gehorsam  gegen  dasselbe  geregelten  Thätigkeit 
für  ganz  bestimmte  Staatszwecke.  Zum  Begriffe  des  Staatsdienstes 
im  technischen  Sinne  gehört  daher  erstens,  dass  der  Staatsdienst 
für  wahre  Staatszwecke,  und  zwar  für  speciell  normirte  Aufgaben 
des  Staatslebens  geleistet  werde,  zweitens  dass  er  nicht  in  vorüber- 


^  Gesetz  betreffend  die  Rechtsyerhältnisse  der  Staatsbeamten  sowie  der  An- 
gestellten an  den  Latein-  und  Kealscbulen  vom  28.  Juni  1 876.  Teztausgabe  mit 
Erläuterungen  von  H  e  b  er  1  e .  Stuttgart  1876. 
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gehenden  Aufträgen,  sondern  in  Bekleidung  eines  vom  Staate 
errichteten  ständigen  Amtes  bestehe ,  drittens ,  dass  er  auf  einer 
besonderen  Anstellung  beruhe,  viertens,  dass  er  mit  einer  besonde- 
ren Pflicht  der  Treue  und  des  Gehorsams  gegen  das  Staats- 
oberhaupt verbunden  sei.  Unter  den  Personen,  auf  welche  diese 
Merkmale  zutreffen,  sind  aber  solche  zu  unterscheiden ,  welche  ihr 
Amt  nur  auf  Zeit ,  oder  nur  als  Nebenbeschäftigung  übernommen 
haben,  wie  die  Beamten  der  Selbstverwaltung  oder  die  Wahlkon- 
suk ,  und  solche ,  welche  im  Staatsdienste  ihren  Lebensberuf  ge- 
funden haben.  Nur  auf  letztere  findet  nach  deutscher  Auf- 
fassung 1  das  volle  Staatsdiener-  und  Beamtenrecht  Anwendung, 
wahrend  bei  jenen  nur  einzelne  Rechte  und  Pflichten  der  Be- 
amten zur  Geltung  kommen.  Nur  die  Berufsbeamten  müssen  sich 
ganz  ihrem  Amte  widmen ;  jede  Nebenbeschäftigung  ist  ihnen  in 
der  Regel  verboten.  Nur  sie  besitzen  Anspruch  auf  Gehalt,  d.  h. 
auf  standesgemässe  Versorgung  durch  den  Staat.  Viele  Staats- 
dienergesetze legen  eingn  so  entscheidenden  Werth  auf  den  Em- 
pfang von  Gehalt,  dass  sie  sogar  nur  solche  Personen  als  Staats- 
diener im  eigentlichen  Sinne  betrachten,  deren  Stelle  mit'  einem 
etatsmässigen  Gehalte  versehen  ist  2.  Wenn  der  Gehalt  auch  nicht 
nothwendig  zum  öffentlichrechtlichen  Inhalte  des  Staatsdienstes 
gehört,  so  ist  doch  richtig,  dass  er  ein  nothwendiges  Korrelat  jedes 
berufsmässigen  Beamtenthums  ist,  welches  ohne  ihn  nicht 
existiren  kann.  Der  Staat  kann  niemanden  zumuthen,  dass  er  sich 
Ton  Jugend  auf  für  den  Staatsdienst  vorbereite,  dass  er  ihm  später 
seine  ganze  Arbeitskraft  widme,  wenn  er  ihm  nicht  ein  Aequivalent 
m  einer  standesgemässen  Rente  gewährt,  wodurch  der  Beamte  jedes 

*  Es  ist  sehr  wohl  möglich,  dass  in  einem  Staate  bei  weitem  die  meisten 
Aemter  unbesoldete  Ehrenämter  sind,  und  dass  ein  Zwang  zu  ihrer  Uebemahme 
besteht  Dies  ist  besonders  in  republikanischen  Staaten  der  Fall,  entspricht  aber 
dem  geschichtlich  gewordenen  deutschmonarchischen  Staatsrecht  nicht,  welches 
wesentlich  auf  dem  berufsmässigen  besoldeten  Beamtenthimi  ruht.  Auf  dieses 
ist  die  ganze  Dienstpragmatik  der  deutschen  Staaten  zugeschnitten,  es  ist  der 
Staatsdienst  im  normalen  Sinne.  Es  ist  richtig,  wenn  man  auch  die  neu  einge- 
führten Beamten  der  Selbstverwaltung  als  Staatsbeamte  bezeichnet,  aber  es 
bleibt  immer  ein  Yerh&ltniss ,  welches  nicht  vollständig  unter  alle  Regeln  der 
be^ebrachten  Dienstpragmatik  fällt. 

*  Königl.  Sachs.  Staatsdienergesetz  §  1 :  »Als  Staatsdiener  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  sind  nur  diejenigen  anzusehen,  welche  zu  einem  öffentlichen  Amte  vom 
Könige  oder  den  dazu  beauftragten  Staatsbehörden  auf  Stellen  eingesetzt  sind, 
ndt  denen  ein  bestimmtes  jährliches  Einkommen  aus  der  Staatskasse  yerbunden 
ist*.  Ebenso  Sachsen- Weim.  Staatsdienergesetz  §1.  Sachsen- Altenb.  Staatsdiener- 
gesetz §  1.  Sachsen-Meining.  Staatsdienergesetz  vom  12.  Mai  1859.  Art.  2  u.  s.  w. 
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privatwirthschaftlichen  Erwerbes  überhoben  wird.  Nur  auf  die 
besoldeten  berufsmässigen  Beamten  finden  alle  Kon- 
seq^uenzen  des  Staatsdienerrechtes  volle  Anwendung. 
Bei  ihnen  hört  sogar  das  eigenthümliche  Yerhältniss  zum  Staate 
nicht  ganz  auf,  wenn  sie  das  von  ihnen  innegehabte  Amt  nicht 
mehr  bekleiden;  sie  können  auch  nach  Verlust  ihres  speciellen 
Amtes  in  einem  gewissen  Staatsdienemexus  bleiben,  indem  sie 
nicht  entlassen,  sondern  »nur  zur  Disposition  gestellt  werdend ,  sie 
haben  die  Verpflichtung,  jeder  Zeit  auf  Verlangen  wieder  in  akti- 
ven Staatsdienst  zu  treten,  auch  haben  sie  gewisse  allgemeine 
Standespflichten  der  Staatsdiener  fortwährend  zu  erfüllen,  (würdi- 
ges Verhalten) ,  während  die  speciellen  Amtspflichten  für  sie  auf- 
hören. Dafür  gewährt  der  Staat  ihnen  fortdauernd  standesge- 
mässen  Unterhalt.  Es  giebt  daher  allerdings  Beamte  ohne 
Amt,  aber  auf  ihr  ausnahmsweises  Verhältniss  finden  keineswegs 
alle  Grundsätze  des  Beamtenrechtes  Anwendung;  nur  der  Be- 
amte im  Amte  ist  der  Staatsdiener  im  vollen  Sinne 
des  Wortes;  bei  dem  zur  Disposition  gestellten  Beamten  machen 
sich  nur  noch  einzelne  rechtliche  Wirkungen  des  früher  bekleideten 
Amtes  nachträglich  geltend. 

Zum  Begriff  des  Staatsdienstes  gehört  vor  allem,  dass  er  dem 
Staate  selbst  geleitet  werde.  Nicht  Staatsdiener  sind  daher  solche 
Personen,  welche  nicht  dem  Staate,  sondern  einzelnen  Individuen, 
dem  Publikum  oder  vom  Staate  verschiedenen  Gemeinwesen  die- 
nen. Daher  sind  Hofdiener  und  Hofbeamte,  welche  ledig- 
lich der  Person  des  Monarchen  dienen,  keine  Staatsdiener.  Aerzte 
und  Rechtsanwälte,  auch  wenn  sie  staatlicher  Autorisation  zu  Aus- 
übung ihres  Berufes  bedürfen,  sind  Diener  des  Publikums,  keine 
Staatsdiener.  Weder  evangelische  noch  katholische  Geistliche 
dürfen  als  Staatsdiener  angesehen  werden ,  da  die  Kirche  eine  vom 
Staate  verschiedene  Korporation  des  öffentlichen  Rechtes  ist.  Das- 
selbe gilt  von  den  Gemeindebeamten.  Dagegen  sind  Officiere  und 
Militärbeamte  unzweifelhaft  Staatsdiener ,  während  die  gewöhnli- 
chen Soldaten,  nach  unserer  jetzigen  Heeresverfassung,  nichts  ande- 
res sind  als  Bürger,  die  eioe  allgemeine  ünterthanenpflicht  erfüllen. 
Allein  di^  Stellung  der  Officiere  und  Militärbeamten  ist  durch  ihr 
besonderes  Disciplinarrecht  so  eigenthümlich  gestaltet,  dass  sie 
einer  durchaus  gesonderten  Darstellung  bedarf.  Hier  kommen  nur 
die  Civilbeamten  in  Betracht. 

Die  Civilbeamten  werden  theils  zu  höheren  Diensten  berufen, 
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welche  eine  wissenschaftliche  Vorbildung  voraussetzen ,  theils  wer- 
den sie  zu  mehr  mechanischen  Aufgaben  verwandt  und  entbehren 
jeder  Selbständigkeit  der  Entschliessung.  Letztere  werden  als 
Subalterne  bezeichnet.  Häufig  sind  dieselben  nicht  förmlich 
angestellt,  sondern  es  ist  mit  ihnen  nur  ein  Miethvertrag  auf  Kün- 
digung abgeschlossen.  Dann  entbehren  sie  des  eigentlichen  Be- 
amtencharakters, welcher  ihnen  im  Falle  einer  ordentlichen  An- 
stellung aber  nicht  abgesprochen  werden  kann  (wie  Lab  and 
Seite  389  richtig  bemerkt) . 

Indem  in  den  deutsch-monarchischen  Staaten  das  Bekleiden 
Yon  Staatsämtem  nicht  als  allgemeine  Staatsbürgerpflicht,  nicht  als 
ein  wechselnder  Reihedienst,  sondern  als  ein  langjährige  Vorbe- 
reitung erfordernder  Lebensberuf  aufgefasst  wird,  so  spricht  die 
rechtliche  Präsumtion  überall  für  die  Lebenslänglichkeit 
des  übertragenen  Amtes ,  wie  dies  von  Verfassungen ,  Staatsdiener- 
gesetzen und  neuerlich  noch  vom  Srcichsbeamtengesetz  §  2  aner- 
kannt ist :  »Soweit  die  Anstellung  der  Reichsbeamten  nicht  unter 
dem  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Widerrufs  oder  der  Kündigung 
erfolgt  ist,  gelten  dieselben  als  auf  Lebenszeit  angestellt«. 

Der  Pflichtenkreis  des  Beamten  ist  nicht,  wie  man  früher  bis- 
weilen meinte,  »eine  blosse  Fotenziirung  der  staatsbürgerlichen 
Pflichten«,  sondern  der  Beamte  kommt  durch  seinen  Eintritt  in  den 
Staatsdienst  in  ein  ganz  neues  organisches  Verhältniss  zu  dem 
Staate  und  seinem  Oberhaupte.  Es  sind  nicht  einzelne  Leistungen, 
wie  sie  ein  Obligirter  in  einem  Kontraktsverhältnisse  übernimmt, 
sondern  es  ist  die  Hingabe  seiner  ganzen  Arbeitskraft,  welche  der 
Staat  von  seinen  Beamten  verlangt,  und  nicht  blos  dieses;  der 
Beamte  soll  auch  mit  seinem  Herzen,  mit  seinem  ganzen  Interesse 
bei  seinem  Amte  sein.  Er  soll  sich  von  dem  Geiste  seines  Amtes, 
Ton  dem  darin  liegenden  ethischen  Gedanken  durchdringen  lassen, 
er  soll  den  blossen  Dienst  zu  einem  hohen  sittlichen  Berufe  erhe- 
ben. Dieser  über  das  rein  juristische  Element  hinausgehende  An- 
spruch ist  der  Grundgedanke  des  deutschen  Beamtenthums,  wie  er 
auch  in  den  deutschen  Gesetzgebungen  sich  kundgiebt.  In  jedem 
monarchischen  Staate  sind  die  Staatsdiener  auch  Diener  des  Lan- 
desherm,  als  Staatsoberhauptes,  aber  nicht  seiner  Privatperson 
zu  Privatzwecken,  sondern  seiner  öffentlichrechtlichen  Persön- 
lichkeit zu  öffentlichen  oder  Staatszwecken.  In  diesem  Sinne  ist  es 
durchaus  korrekt,  die  Staatsbeamten  auch  als  königliche, 
grossherzogliche  u.  s.  w.  Beamte  zu  bezeichnen.    Der  (besonders 
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einst  in  Hannover)  künstlieh  gesehraubte  Gegensatz  zwischen  bei- 
den Ausdrücken  gehört  dem  unfertigen  Patrimonialstaate,  nicht 
dem  monarchischen  Yerfassungsstaate  der  Gegenwart  an. 

§  129. 
IQ.  Begründung  und  Beginn  des  Staatadienstes. 

In  der  Zeit,  wo  man  das  Beamtenverhältniss  vom  rein  privat- 
rechtlichen  Standpunkte  auffasste,  nahm  man  auch  die  Begründung 
desselben  durch  einen  rein  privatrechtlichen  Vertrag  an.  Nur 
darüber  stritt  man,  ob  derselbe  ein  Precarium,  eine  locatio,  conduc- 
tio  operarum,  ein  Mandat  oder  ein  Innominatkontrakt  nach  der 
Formel  »do  ut  facias«  sei.  Später  nahm  man  einen  besonderen 
Dienstvertrag  an;  derselbe  sollte  aus  einem  Hauptvertrage,  welcher 
die  Uebertragung  des  Amtes,  und  einem  Nebenvertrage,  welcher  die 
Besoldung  zum  Gegenstande  hätte,  zusammengesetzt  sein.  Diese 
rein  privatrechtliche  Auflassung  wurde  zuerst  von  Gönner  mit 
Erfolg  bekämpft  und  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  das  Staats- 
dienerverhältniss  durch  einen  einseitigen  Souverainetäts- 
akt  des  Staatsoberhauptes  begründet  wird,  welcher  sich  in  der 
Form  des  Anstellungsdecretes  darstellt.  Diese  Auffassung  erwarb 
sich  in  diesem  Jahrhundert  allgemeine  Anerkennung  imd  konnte 
bisher  als  ein  unbestrittenes  Gemeingut  der  Theorie ,  wie  der  Ge- 
setzgebung angesehen  werden ;  sie  ist  aber  in  neuester  Zeit  von 
Laband  (a.a.O.  Seite  386)  bekämpft  worden.  Derselbe  kehrt  zu  der 
vertragsmässigen  Begründung  zurück,  freilich  in  einer  etwas  modifi- 
cirten  Gestalt.  Es  wird  von  ihm  anerkannt,  dass  der  Vertrag  nicht 
ein  blos  obligatorisches  Verhältniss  zwischen  dem  Staate  imd  seinem 
Beamten  hervorruft,  sondern  denselben  in  ein  Gewalts-  und  Ab- 
hängigkeitsverhältniss  zum  Staate  versetzt.  Der  Dienstvertrag  wird 
als  ein  Vertrag  des  öffentlichen  Rechtes  bezeicimet,  welcher  seine 
Analogie  in  dem  Lehensvertrage  und  dem  dadurch  begründeten 
Vasallenverhältnisse  haben  soll.  Wir  vermögen  in  diesem  Versuch 
der  Wiederbelebung  der  Vertragstheorie  keinen  Fortschritt  der 
Wissenschaft  zu  erkennen. 

Auch  wir  sind  der  Ansicht,  dass  der  Eintritt  in  den  Beamteu- 
stand  auf  dem  freien  Willen  des  Eintretenden  beruht,  welcher  in 
irgend  einer  Weise  dargethan  werden  muss.  Wir  bestreiten  auch 
nicht,  dass  dem  Eintritt  in  den  Beamtenstand  gewisse  vertragsmäs- 
sige  Verabredungen  zwischen  der  Staatsgewalt  und  dem  anzustel- 
lenden Beamten  vorausgehen  können.  Dieselben  beziehen  sich  aber 
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lediglich  auf  die  secundäre  privatrechtliche  Seite  des  Beamtenver- 
hältnisses,  auf  Gehalt,  Pension,  andere  vermögensrechtliche  Vor- 
theile,  und  haben  für  die  Begründung  des  Beamtenverhält- 
nisses nur  einen  präparatorischen  Charakter  ^  Dieses  selbst 
kann  als  ein  in  erster  Linie  öffentlichrechtliches  Verhältniss  nur 
durch  einen  staatsrechtlichen  Akt  der  öffentlichen  Gewalt  begründet 
werden;  durch  Verabredimgen  mit  Privaten  kann  an  dem  Inhalt  und 
Wesen  desselben  nichts  geändert  werden.  Auf  dem  Gebiete  des 
öffimtlichen  Rechts  können  Staat  und  Privatmann  nicht  als  gleich- 
berechtigte Kontrahenten  betrachtet  werden;  vielmehr  erscheint  die 
Staatsgewalt  als  die  einseitig  berufende  und  anstellende  Macht,  als 
die  Verleiherin  des  Amtes,  in  dessen  gesetzlich  gegebene  Kechts- 
sphäre  der  Einzelne  eintritt. 

Die  Anstellung  eines  Beamten  ist  ein  Verwaltungsakt  der 
Eegierung,  welcher  unpassend  als  lex  specialis,  als  lex  coUationis 
officü  bezeichnet  wird.  Ueber  den  Anstellungsakt  wird  stets  eine 
Urkunde  ausgestellt,  Bestallung,  Patent.  Durch  die  in  der  Em- 
pfangnahme der  Anstellungsurktmde  enthaltene  Erklärung  des 
Beamten,  von  seinem  Ablehnungsrecht  keinen  Gebrauch  machen 
zu  wollen,  wird  der  staatsrechtliche  Charakter  der  Anstellung  als 
eines  Aktes  der  Exekutive  nicht  verändert  und  das  Beamtenverhält- 
niss  erhält  damit  keine  seinen  Inhalt  bestimmende  kontraktliche 
Gmndlage.  (Kanngiesser,  Motive  a.  a.  O.  S.  30.)  »Titel  und 
Bang,  welche  mit  einem  Amte  verbunden  sind,  werden  nebst  den  da- 
von abhängenden  Vorrechten  schon  durch  die  darüber  ausgefertigte 
Bestallung  verliehen cc  (Allgemeines  Landrecht  Th.  IL  Tit.  10.  §84). 
Darunter  müssen  auch  sämmtliche  privatrechtliche  Ansprüche  des 
Beamten,  besonders  sein  Becht  auf  Besoldung  verstanden  werden. 
Auch  für  die  privatrechtliche  Seite  des  Staatsdienerverhältnisses 
heiait  es  der  Annahme  eines  Vertrags  keineswegs,  da  sehr  wohl 
auch  durch  einen  einseitigen  Akt  der  Staatsgewalt  für  die  Einzelnen 
Privatrechte  begründet  werden  können,  wie  dies  z.  B.  bei  allen 
Privilegien  der  Fall  ist. 

Es  besteht  kein  Zwang  zum  Eintritt  in  den  berufsmässigen 
Staatsdienst,  indem  niemand  zur  Uebemahme  eines  besonderen 
Opfers  für  den  Staat,  noch  weniger  zur  Ergreifung  eines  ganzen 

^  Gerade  die  Analogie  des  Lehensverhältnisses  hätte  Lab  and  auf  den  rich- 
tigen Sachverhalt  hinweisen  können.  Auch  der  Lehensvertrag,  contractus  feuda- 
Hs,  hat  nur  einen  pr&paratorischen  Charakter  als  caussa  praecedens,  das  Lehens- 
Terhätniss  selbst  wird  erst  durch  die  vom  Herrn  ausgehende  Investitur  begründet. 
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Lebensberufes  genöthigt  werden  kann.  Anch  hier  nehmen  die 
Ehrenämter  der  Selbstverwaltung  eine  vom  übrigen  Staatsdienst  ab- 
weichende  Stellung  ein.  Da  erstere  nie  einen  ganzen  Lebensberuf 
bilden  und  für  ihre  Uebemahme  allgemeine  gesetzliche  Vorschriften 
getroffen  werden  können,  so  hält  sich  der  Staat  für  berechtigt,  zur 
Uebemahme  derselben  selbst  Zwangsmassregeln  anzuwenden. 

Ebensowenig  besteht  ein  Recht  auf  Anstellungim  Staatsdienste. 
Selbst  wenn  jemand  alle  Vorbedingungen  erfüllt  haben  sollte,  kann 
doch  von  einem  Rechtsanspruche  desselben  auf  die  Ertheilung  eines 
Amtes  keine  Rede  sein.  Ein  bestimmter  Geburtsstand  ist  ebenso- 
wenig Bedingung  für  die  Erlangimg  eines  Amtes,  wie  eine  bestimmte 
Konfession.  »Die  öffentlichen  Aemter  sind  imter  Einhaltung  der 
von  den  Gesetzen  festgestellten  Bedingungen  für  alle  dazu  Befähig- 
ten gleich  zugänglich.« 

Als  solche  gesetzliche  Bedingungen  erscheinen : 

1)  Der  Vollbesitz  der  bürgerlichen  Ehre.  Ausge- 
schlossen ist  die  Anstellung  solcher  Personen,  welche  mit  Zucht- 
haus bestraft  und  denen  zur  Zeit  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  ent^ 
zogen  sind  (Reichsstrafgesetzbuch  §§31  und  34) ;  aber  auch  Unbe- 
scholtenheit und  guter  Ruf  werden  von  den  Anzustellenden  ver- 
langt. 

2)  Nachweis  specieller  Befähigung  durch  eine 
allgemeine  und  berufsmässige  Vorbildung.  Eine  solche 
wird  wenigstens  von  allen  denjenigen  Beamten  verlangt,  deren 
Thätigkeit  eine  höhere  wissenschaftliche  Vorbildung  voraussetzt. 
Solche  Vorbedingungen  sind :  Abiturientenexamen,  Universitätsstu- 
dien, Staatsprüfungen,  Vorbereitung  im  praktischen  Dienste.  Für 
die  richterlichen  Beamten  hat  das  Reichsgerichtsverfasstmgsgesetz 
§  2 — 3  gemeinrechtliche  Vorschriften  erlassen,  welche  für  alle 
deutschen  Staaten  gelten.  Ueber  die  Vorbildung  der  Verwaltungs- 
beamten bestimmt  die  Landesgesetzgebung.  Neben  den  allgemei- 
nen Vorschriften  über  die  Vorbereitung  zum  höheren  Verwaltungs- 
dienste bestehen  überall  noch  besondere  Prüfungsordnungen  für 
specielle  technische  Verwaltungszweige  (Forst-,  Berg-j  Postwesen}. 

Beamte,  welche  Vermögensobjekte  des  Staates  verwalten ,  sind 
verpflichtet,  eine  Kaution  zu  stellen.  Die  Bestellung  der  Amts- 
kaution ist  vor  der  Einführung  des  Beamten  in  das  kau- 
tionspflichtige  Amt  zu  bewirken.  Dieselbe  erscheint  daher  als  eine 
Vorbedingung  für  die  Erlangung  eines  solchen  Amtes.     Der  Staat 
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erhält  an  denjenigen  Gegenständen,  in  welchen  die  Kaution  be- 
stellt ist,  ein  Pfandrecht  (Lab and,  a.  a.  O.  §  39). 

Das  Beamtenverhältniss  mit  seinen  Bechten  und  Pflichten  be- 
ginnt mit  dem  wirklichen  Amtsantritt.  Auch  der  Anspruch  des 
Beamten  auf  Gewährung  des  mit  dem  Amte  verbundenen  Dienst- 
einkommens beginnt,  in  Ermangelung  besonderer  Festsetzungen, 
ebenfalls  mit  dem  Tage  des  Amtsantrittes  (Reichsbeamten- 
gesetz  §  4.  Kanngiesser  a.  a.  O.  Seite  31.  R.  v.  Mohl, 
Württembergisches  Staatsrecht  Band  11  Seite  96) .  Die  -ältere  An- 
sicht, dass  das  Recht  auf  Besoldung  mit  dem  Datum  des  An- 
stellungsdekretes beginne,  hat  keineswegs  Anspruch  auf  gemein- 
rechtUche  Geltung. 

Nach  älterem  deutschen  Herkommen ,  sowie  nach  allen  neue- 
ren Staatsdienergesetzen,  auch  dem  Reichsbeamtengesetze  §  3,  ist 
jeder  Beamte  vor  dem  Dienstantritte  auf  die  Erfüllung  aller  Oblie- 
genheiten des  ihm  übertragenen  Amtes  eidlich  zu  verpflichten.  Die 
Ableistung  des  Amtseides  hat  aber  Tfreder  Einfluss  auf  den  Anfangs- 
punkt des  Staatsdienstes,  noch  begründet  sie  für  die  Beamten  neue 
Pflichten;  sie  ist  nichts  als  ein  innerliches,  das  Gewissen  des 
Schwörenden  verbindendes  Yerstärkungsmitttl  schon  bestehender 
Verpflichtungen,  wegen  deren  Verletzung  der  Beamte  strafbar  ist, 
»mag  er  den  Eid  geleistet  haben  oder  nicht«  (Reichsstrafgesetzbuch 
§  359).  Auch  hängt  die  Giltigkeit  von  Amtshandlungen  nicht  von 
der  vorausgegangenen  Vereidigung  des  Beamten  ab. 


IV.  Pflichten  der  Staatsdiener. 

§  130. 
1)  Allgemeine  Pflichten  des  Gehorsams  und  der  Treue. 

Dem  Beamten  ist  Beobachtung  eines  »achtungswürdigen 
Verhaltens»,  auch*  ausserhalb  seiner  amtlichen  Thätigkeit,  als 
allgemeine  Pflicht  auferlegt  (Reichsbeamtengesetz  §  10).  Es  ist  als 
ein  Dienstvergehen  anzusehen,  »wenn  der  Beamte  sich  durch  sein 
Verhalten  in  oder  ausser  dem  Amte  der  Achtung;  des  Ansehens 
oder  des  Vertrauens,  die  sein  Beruf  erfordert,  unwürdig  zeigt a. 
(Preuss.  Gesetz  betreffend  die  Dienstvergehen  der  nichtrichterlichen 
Beamten  vom  21.  Juli  1852  §  2). 

Abgesehen  von  dieser  allgemeinen  Standespflicht  legt 
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jedem  Beamten  sein  Amt  noch  besondere  amtsmässige  Pflichten  auf. 
Dahin  gehört  vor  allem  die  sorgsame  und  gewissenhafte  Ausübung 
aller  ihm  obliegenden  Funktionen.    Er  hat  bei  seiner  Amtsführung 
»die  genaueste  Aufmerksamkeit  anzuwenden,  den  höchsten  Fleiss 
zu  prästiren «r  (Allgemeines  Landrecht  II.  10.  §  88).    Die  Pflichten 
der  Beamten  in  Beziehung  auf  das  ihnen  anvertraute  Amt  werden 
durch  die  darüber  ergangenen  besonderen  Gesetze  und  durch  ihre 
Amtsinstruktionen  bestimmt.  Wo  es  an  solchen  fehlt  oder  wo 
dieselben  Lücken  zeigen,  muss  der  Beamte  sich  durch  die  Natur 
und  Aufgabe  des  ihm  übertragenen  Amtes  leiten  lassen.  Ueberhaupt 
darf  der  tüchtige  Beamte  nicht  beim  todten  Buchstaben  seiner  In- 
struktion stehen  bleiben,  er  soll  sich  vielmehr  von  der  in  seinem 
Amte  liegenden  staatlichen  Aufgabe  durchdringen  lassen  und  dar- 
nach handeln.   Der  Staat  verlangt  wenigstens  von  seinen  höheren , 
wissenschaftlich  gebildeten  Beamten  »intelligenten  Gehor- 
sam«. Im  Gehorsam  lassen  sich  alle  Amtspflichten  des  Beamten  zu- 
sammenfassen. Der  Beamte  soll  gehorsam  sein  den  Gesetzen,  die  sich 
auf  seine  Amtsführung  beziehen,  gehorsam  der  Dienstinstruktion, 
die  ihm  beim  Antritt  seines  Amtes  übergeben  worden  ist,  gehorsam 
aber  auch  den  Anosdnungen  der  vorgesetzten  Behörden,  die  ihm 
während  seiner  Amtsführung  zukommen.    Sein  Gehorsam  ist  aber 
nur  ein  amtlicher.    Der  Beamte  ist  nicht  verpflichtet,  Geschäfte 
auszuführen,  welche  gar  keine  amtlichen  sein  können,  denn  er  ist 
zur  Erfüllung  von  Staatszwecken  angestellt,  nicht  für  Privatgeschäfte 
seines  Vorgesetzten.    Schwieriger  liegt  die  Sache,  wenn  ihm  Ge- 
schäfte aufgetragen  werden,  die  ihrem  Inhalte  nach  Amtsgeschäfte 
sein  können,  ihm  aber  aus  Kechtsgründen  nicht  aufgetragen  werden 
dürfen.    Jeder  Beamte  ist  verantwortlich  für  die  Ge- 
setzmässigkeit seiner  amtlichen  Handlungen;  er  darf 
sich  daher  auch  nicht  zur  Ausführung  gesetzwidriger  Massregeln 
hergeben.     Dem  Beamten  muss  daher  entschieden  ein  Früfungs- 
recht  der  Anordnimgen  seiner  vorgesetzten  Behörden  eingeräumt 
werden,  welches  zugleich  als  eine  Prüfungspflicht  anzusehen  ist. 
Es  kommt  nur  darauf  an  zu  bestimmen,  wie  weit  sich  ein  solches 
Prüfungsrecht  zu  erstrecken  hat.    Nach  der  allgemeinen  deutschen 
Rechtsanscliaiumg ,  welche  in  den  Verhandlungen  des  deutschen 
Keichstages  wiederum  ihren  prägnanten  Ausdruck  fand,  sowie  nach 
der  Praxis  der  höchsten  Gerichtshöfe,  besonders  des  ehemaligen 
preussischen  Obertribunals,  hat  der  Beamte  entschieden  die  for- 
melle Rechtmässigkeit  dei  ihm  ertheilten  Vorschriften  zu  prüfen. 
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Befehle  oder  Verfügungeii,  welche  nicht  in  yorschriftsmässiger 
oder  amtlicher  Form  ertheilt  worden  sind,  haben  keine  verbind- 
liche Kraft.  Zur  formellen  Prüfung  gehört  aber  auch  die  Beantwor- 
tung der  Frage  nach  der  Kompetenz  und  zwar  in  doppelter  Rich- 
tung, der  Beamte  hat  zu  prüfen,  erstens  ob  die  befehlende  Behörde 
kompetent  ist,  den  Befehl  zu  erlassen,  zweitens  ob  er  selbst,  der  be- 
anfbragte  Beamte,  kompetent  ist,  die  ihm  aufgetragene  Handlung 
vorzunehmen.  Die  erste  Frage  beantwortet  das  preussische  Ober- 
tribunal dahin:  »In  dem  Merkmal  der  Rechtmässigkeit  ist  das 
Postulat  enthalten,  dass  der  Befehl,  um  dessen  Vollstreckung  es 
sich  handelt,  an  den  untergeordneten  Beamten  von  der  örtlich  und 
sachlich  zuständigen  Behörde  erlassen,  dass  Behörde  oder  Beamter^ 
Ton  dem  er  ausgegangen,  bei  dessen  Erlasse  im  Allgemeinen  (in 
abstracto)  innerhalb  des  Kreises  ihrer  Befugnisse  sich 
gehalten  habe.«  (Erkenntniss  vom  19.  Jan.  1872.  Goldammer's 
Archiv  B.  XX.  S.  94.)  Derselbe  Gerichtshof  sprach  sich  in  Betreff 
der  zweiten  Frage  dahin  aus:  »Der  untergebene  Beamte  hat  unbe- 
denklich seiner  Seits  zu  prüfen,  ob  der  ihm  ertheilte  Auftrag  sowohl 
in  örtlicher  als  in  sachlicher  Beziehung  innerhalb  der  Grenzen 
seiner  amtlichen  Befugnisse  liegt.  Hierüber  hinausgehende 
Anordnungen  seiner  vorgesetzten  Behörde  auszufüh- 
ren, ist  er  nicht  gehalten.«  (Erkenntniss  vom  27.  September 
1871.  Goldammer's  Archiv  B.  XEX.  S.  819.)  Dagegen  erklärt 
dieser  Gerichtshof  in  demselben  Erkenntnisse :  »Dag^en  steht  dem 
Beamten  kein  Recht  zu,  die  materielle  Richtigkeit  seines 
Aufhages  zu  untersuchen  und  aus  einem  derartigen  Grunde  die  Er- 
ledigung zu  verweigern,  a  Damit  wird  dem  Beamten  die  materielle 
Prüfung  des  ihm  ertheilten  Befehles  abgesprochen,  d.h.  er  hat  nicht 
zu  untersuchen,  ob  die  vorgesetzte  Behörde  die  bestehenden  Gesetze 
richtig  ausgelegt  und  im  einzelnen  Falle  richtig  angewendet  hat. 

Die  moderne  Amtsorganisation  beruht  auf  der  stufenweisen 
üeber-  und  Unterordnung  der  Behörden.  Nur  so  ist  die 
nothwendige  Einheit  der  Verwaltung,  die  planmässige  Durchführung 
der  Staatsaufgaben  in  Einem  Geiste  zu  erreichen.  Wollte  man 
jedem  Unterbeamten  in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen,  das  Ge- 
setz in  seinem  Sinne,  abweichend  von  der  Oberbehörde  auszulegen, 
so  würde  man,  bei  der  Möglichkeit  verschiedenartigster  Auslegung 
der  Gresetze,  die  dienstmässige  Unterordnung  der  Behörden,  ja  die 
ganze  Disciplin  des  Beamtenstandes  auflösen  und  die  wirksame 
Ausfuhrung  jeder  noch  so  wichtigen  Staatsmassregel  von  jedem 
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noch  so  unverständigen  Zweifel  untergeordneter  Beamter  abhängig 
machen.  Auf  der  anderen  Seite  hat  »jeder  Beamte  die  Verpflichtung, 
das  ihm  übertragene  Amt  der  Verfassung  und  den  Gesetzen 
gemäss  gewissenhaft  wahrzunehmen«.  (Reichsbeamtengesetz  §  10.) 
In  jedem  deutschen  Staate  wird  jeder  Beamte  auf  gewissenhafte 
Beobachtung  der  Verfassung  vereidigt.  Wie  soll  erhandeln, 
wenn  ihm  ein  formell  durchaus  korrekter  Befehl  zugeht,  welcher 
aber,  nach  seiner  Ansicht,  inhaltlich  der  Verfassung  oder  den  Ge- 
setzen widerspricht?  Zunächst  ist  eine  genaue,  vorurtheilsfreie  Prü- 
fung des  ertheilten  Befehles  ernste  Gewissenspflicht^  wobei  daran 
festzuhalten  ist,  dass  alle  Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden 
die  Vermuthung  der  Gesetzmässigkeit  für  sich  haben.  Bleibt  er 
aber  nach  einer  solchen  Prüfung  bei  der  Ansicht,  dass  ihm  etwas 
Verfassungswidriges  befohlen  sei,  so  ist  es  seine  Pflicht,  soweit  ihm 
dazu  Zeit  gelassen  wird,  die  höhere  Stelle  auf  den  Widerspruch  der 
fraglichen  Verfügung  mit  der  Verfassung  aufmerksam  zu  machen, 
eventuell  mit  diesem  Zweifel  bis  an  die  höchste  Stelle  zu  gehen. 
Diese  in  einzelnen  Verfassungen  und  Gesetzen  ausdrücklich  ent- 
haltene Vorschrift  halten  wir  deshalb  für  eine  in  der  Natur  der 
Sache  begründete,  gemeingültige,  weil  der  Beamte  verpflichtet  ist, 
kein  gesetzlich  zulässiges  Mittel  imversucht  zu  lassen,  um  den  ver- 
meintlichen Konflikt  zwischen  dem  Gesetze  tmd  dem  angezweifel- 
ten Befehle  der  vorgesetzten  Behörde  zum  Austrag  zu  bringen. 
(A.  M.  Lab  and,  S.  424.)  Beharrt  aber  die  Oberbehörde,  trotz 
aller  vielleicht  gegründeten  Gegenvorstellimgen,  doch  schliesslich 
auf  dem  Befehl,  so  fällt  die  Verantwortlichkeit  lediglich  nur  auf  die 
befehlende  Oberbehörde,  wenn  der  Beamte  sich  trotz  widersprechen- 
der Ueberzeugung  fügt  und  den  ihm  ertheilten  Befehl  ausführt. 
Der  in  verschiedenen  deutschen  Verfassungen  und  Staatsdiener- 
gesetzen ausgesprochene  Satz  (Hannov.  Staatsdienergesetz  von  IS 33 
§  161.  Württemb.  Verfassungsurkunde  §  53.  Sachsen  Meiningen 
§  104.  Altenb.  §  37  u.  s.  w.):  »dass  in  gehöriger  Form  er- 
lassene Befehle  vorgesetzter  Behörden  den  gehorchen- 
den Beamten  von  der  Verantwortlichkeit  befreien  und 
nur  den  Befehlenden  verantwortlich  machena,  ist  un- 
zweifelhaft als  gemeines  Recht  in  Deutschland  anzusehen.  Erlaubt 
es  einem  Beamten,  obgleich  er  sich  durch  den  Befehl  seiner  Ober- 
behörde rechtlich  decken  kann,  sein  Gewissen  trotzdem  nicht,  ver- 
meintlich verfassungswidrigen  Befehlen  zu  gehorchen,  so  verweigert 
er  denselben  den  Gehorsam  auf  die  Gefahr  hin,  wegen  Unbotmäs- 
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sigkeit  in  eine  Disciplinanmtersuchung  gezogen  zu  werden,  und 
muss  abwarten,  wie  die  Disciplinarbehörde  den  Fall  auffasst.  Jeden- 
falls muss  dem  Beamten,  welcher  einem  vermeintlich,  verfassimgs- 
widrigen  Befehle  den  Gehorsam  verweigert,  wenigstens  der  letzte 
schwere  Schritt,  den  Gewissenskonflikt  zu  lösen,  jeder  Zeit  frei- 
stehen, die  Niederlegung  seines  Amtes,  ohne  dass  ihn  irgend 
eme  weitere  Bestrafung  wegen  seines  überzeugungstreuen  Ungehor- 
sams treffen  kann. 

Weiter  noch  als  die  Pflicht  des  amtlichen  Gehorsams  reicht 
die  derTreue  gegen  den  Staat  und  sein  Oberhaupt.  Gehorsam 
ist  ein  Staatsdiener,  welcher  seiner  Dienstinstruktion  und  den  Be- 
fehlen seiner  Oberen  gewissenhaft  nachkommt ,  die  Treue  bindet 
ihn  auch  in  seinem  übrigen  Leben.  Ist  bei  unseren  genauer  durch 
das  Gesetz  regulirten  Verhältnissen  der  mehr  moralische  Begriff  der 
Treue  auch  nicht  mehr,  wie  im  mittelalterlichen  Lehensverband, 
das  oberste  entscheidende  Princip,  so  ist  doch  dieselbe,  besonders 
gegen  die  Person  des  Landesherm,  auch  heut  zu  Tage  noch  ein 
wichtiges  Moment  im  Leben  des  Staatsdieners,  sie  verpflichtet  den- 
selben, in  seinem  ganzen  Thun  und  Lassen  stets  das  Wohl  des 
Staates  und  seines  Oberhauptes  vor  Augen  zu  haben,  dasselbe  nach 
besten  Kräften  zu  wahren  und  zu  vertreten,  auch  wo  es  ihm  nicht 
besonders  befohlen  ist.  Um  wahrhaft  treu  zu  sein,  darf  der  öffent- 
liche Beamte  sich  nicht  blos  auf  die  ihm  obliegenden  Dienstverrich- 
tnngen  beschränken,  sondern  er  muss  dem  Staate  und  seinem  Ober- 
haupt allen  Vortheil  verschaffen,  der  von  ihm  abhängt,  allen  Nach- 
theil nach  Kräften  abwenden;  »vor  Schaden  warnen,  Nutzen  befördern 
helfen«  hiess  es  in  älteren  Bestallungsurkunden.  Dagegen  darf  es 
nicht  als  Verletzung  der  Treue  aufgefasst  werden,  wenn  ein  zum 
Abgeordneten  gewählter  Beamter  in  der  Volksvertretung  andere 
Ansichten  vertheidigt,  einen  anderen  Standpunkt  einnimmt,  als  das 
jeweilige  ihm  vorgesetzte  Ministerium.  So  lange  die  deutschen  Ver- 
fassungen aktive  Staatsbeamte  nicht  von,  der  Volksvertretung  aus- 
schliessen,  darf  ihnen  auch  die  Unabhängigkeit  ihrer  politischen 
Ueberzeugiing  nicht  verkümmert  werden. 

§131. 
2)  Specielle  Verpflichtungen  und  Beschränkungen  der  Staatsdiener. 
Aus   der  allgemeinen  Pflicht  des  Gehorsams  und  der  Treue 
folgen  noch  besondere  specielle  Verpflichtungen  und  Be- 
schränkungen der  Staatsdiener: 

22» 
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1]  Da  das  Amt  nicht  blos  ein  Komplex  einzelner  Leistungen, 
sondern  ein  Lebensberuf  ist,  welcher  die  ganze  Arbeitskraft  des 
Beamten  in  Anspruch  nimmt,  so  soll  sich  der  Beamte  demselben 
ganz  und  ausschliesslich  widmen.  Daher  ist  den  Beamten  der  Be- 
trieb von  bürgerlichen  Gewerben,  die  üebemahme  von  Nebenämtern 
oder  Nebenbeschäftigungen ,  namentlich  solchen ,  mit  denen  eine 
Kemuneration  verbunden  ist,  gar  nicht  oder  nur  mit  Genehmigung 
der  vorgesetzten  Behörde  gestattet.  Nach  neueren  Gesetzen  (z.  B. 
Preussisches  Gesetz  vom  10.  Juni  1874),  besonders  auch  nach  dem 
Beichsbeamtengesetz  §  1 6  ist  zu  dem  Eintritt  eines  Beamten  in  den 
Vorstand,  Verwaltungs-  oder  Aufsichtsrath  einer  jeden  auf  Erwerb 
gerichteten  Gesellschaft  die  gleiche  Genehmigung  erforderlich, 
welche  jeder  Zeit  widerruflich  ist;  sie  darf  gar  nicht  ertheilt  wer- 
den, sofern  die  Stelle  mittelbar  oder  unmittelbar  mit  einer  Remu- 
neration verbunden  ist.  Dagegen  ist  der  Beamte  verpflichtet,  ausser 
seinen  regelmässigen  Amtsgeschäften,  Nebenaufträge  von  Seiten 
der  vorgesetzten  Behörde  zu  übernehmen,  doch  dürfen  die- 
selben nicht  ganz  heterogener  Natur  sein  und  weder  der  sonstigen 
Wirksamkeit  des  Beamten  noch  der  Würde  des  Amtes  Eintrag  thun, 

2)  Kein  Beamter  darf  ohne  Vorwissen  und  Genehmigung  seiner 
vorgesetzten  Behörde  den  ihm  zur  Ausübung  seines  Amtes  ange- 
wiesenen Ort  verlassen;  doch  kann  der  Beamte  von  der  Erfüllung 
seiner  Amtsgeschäfte  zeitweilig  befreit,  »beurlaubt«  wenden. 
Der  Urlaub  wird  dem  Beamten  auf  sein  Ansuchen  von  der  vorge- 
setzten Dienstbehörde  ertheilt.  lieber  die  Beurlaubungen  der  Be- 
amten und  die  mit  längerem  Urlaube  verbundenen  Gehaltsabzüge 
bestehen  in  jedem  Staate  besondere  Vorschriften.  Zum  Eintritt  in 
den  Reichstag  und,  nach  den  meisten  Verfassungen,  zum  Eintritt  in 
den  Landtag  bedürfen  Beamte  keines  Urlaubs. 

3)  Ueber  die  vermöge  seines  Amtes  ihm  bekannt  gewordenen 
Angelegenheiten;  deren  Geheimhaltung  ihrer  Natur  nach  erforder- 
lich oder  von  seinem  Vorgesetzten  vorgeschrieben  ist,  hat  der  Be- 
amte Verschwiegenheit  zu  beobachten,  auch  nachdem  das  Dienst- 
verhältniss  aufgelöst  ist  (Reichsbeamtengesetz  §  11). 

4)  Die  Staatsdienergesetze  schreiben  zum  Theil  vor,  dass  die 
Beamten  zur  Eingehung  einer  Ehe  der  Genehmigung  ihrer  vorge- 
setzten Behörden  bedürfen.  In  einigen  Staaten  hat  die  Ertheilun^ 
dieser  Genehmigung  nur  den  Charakter  einer  Formalität,  so  in 
Preussen  nach  der  Kabinetsordre  vom  9.  Juli  1839;  in  anderen 
begnügt  man   sich  mit  einer  blossen  Anzeige  (z.  B.  in  Baden  , 
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hildesherrliche  Verordnung  vom  12.  Mai  1873).  Ohne  eine  specielle 
Vorschrift  kann  eine  derartige  Beschränkiing  der  Beamten  nicht  an- 
genommen werden ,  wie  dieselbe  auch  dem  Beichsbeamtengesetze 
imbekannt  ist. 

Abgesehen  von  diesen  besonderen  Verpäichtungen  und  Be- 
sehränkungen  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Staatsdiener  auch 
alle  allgemeinen  Staatsbürgerpflichten  zu  erfüllen  haben,  soweit  nicht 
das  Gesetz  eine  Ausnahme  für  sie  feststellt. 

§132. 
3)  Verfolgung  der  PfLiohtverletsungen  der  Beamten  ^ 

Die  Staatsdiener  können  die  ihnen  obliegenden  Verpflichtungen 
in  verschiedenartigster  Weise  verletzen.  Gegen  solche  mögliche 
Verletzungen  müssen  dem  Staate  Reaktionsmittel  zu  Gebote  stehen. 
Letztere  gehören  drei  verschiedenen  Rechtsgebieten  an :  a.  dem  des 
Eriminalrechtes,  b.  dem  des  Privatrechtes,  c.  dem  des  Disciplinar- 
rechtes. 

a.  Die  schwersten  Pflichtverletzungen  der  Beamten  sind  durch 
das  Strafgesetzbuch  in  ihrem  Thatbestand  bestimmt  und  mit  pein- 
lichen Strafen  bedroht.  Es  hängt  ganz  von  den  positiven  Bestim- 
mungen des  Strafgesetzbuches  ab,  welche  Pflichtverletzungen  der 
Beamten  peinlich  bestraft  werden  Collen.  Ein  allgemeines  Princip 
lässt  sich  aus  dem  Begriff  des  Staatsamtes  nicht  herleiten.  Die  An- 
schauungen haben  hier  in  der  Gesetzgebung  sehr  gewechselt.  Zu 
einer  Zeit,  wo  das  Dienstrecht  der  Beamten  noch  sehr  unentwickelt 
war,  wurden  Vergehen  kriminell  bestraft,  welche  jetzt  nur  unter 
die  immer  mehr  ausgebildete  Disciplinargewalt  fallen.  Der  That- 
bestand eines  Amtsverbrechens  muss  genau  festgestellt  sein :  »nuUa 
poena  sine  lege«.  Die  peinlich  strafbaren  Verletzungen  der  Amts- 
pflicht sind  entweder  uneigentliche  oder  eigentliche  Amtsdelikte. 
Die  ersteren  bestehen  in  Handlungen,  welche  an  sich  allgemein 
strafbar  sind,  welche  aber  mit  einer  grösseren  Strafe  bedroht  wer- 
den, falle  ein  Beamter  sie  verübt;  die  letzteren  bestehen  in  Hand- 


*  A.  W.  Hef  f  ter,  lieber  Verbrechen  und  Disciplinarvergehen  der  Staats- 
und  E.irchendiener.  Neues  Archiv  des  Kriminalrechtes  B.  XIII.  S.  28  ff.  Der- 
selbe, Die  strafrechtliche  und  disciplinarische  Stellung  der  Staats-  und  Kir- 
ehendiener.  Archiv  des  Kriminalrechtes.  Neue  Folge.  Jahrgang  1853.  S.  427  ff. 
Dollmann,  Art.  Amtsverbrechen  und  Amtsvergehen.  Staatswörterbuch  B.  I. 
S.  219  ff.  Hugo  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts  2.  Aufl.  §  204  ff. 
Meves,  in  Holtzendorff's  Handbuch  des  deutschen  Strafrechtes  in. 
S.  941  ff.  Besonders  jetzt  Laband  a.  a.  0.  §  41. 
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lungen,  welche  nur  dann  strafbar  sind;  wenn  ein  Beamter  sie  ver- 
übt, oder  welche  thatsächlich  nur  von  Beamten  verübt  werden 
können,  so  dass  es  zum  wesentlichen  Thatbestand  gehört,  dass  der 
Thäter  ein  Beamter  ist  (Dollmann,  a.  a.  O.  S.  219.  Laband, 
a.  a.  O.  S.  434).  Die  eigentlichen  Amtsdelikte  zerfallen  wieder  in 
allgemeine,  die  ihrer  Natur  nach  von  jedem  Beamten  begangen 
werden  können,  und  in  besondere,  deren  Subjekte  nur  Beamte 
einer  bestimmten  Kategorie  sein  können.  Die  peinlich  zu  bestrafen- 
den »Verbrechen  und  Vergehen  im  Amte«  sind  durch  Abschnitt 
XXVni  des  deutschen  Strafgesetzbuchs  gemeinrechtlich  festge- 
stellt. Ihre  Darstellung  fallt  daher  jetzt  der  Wissenschaft  des 
Kriminalrechts  anheim,  da  die  Beamten  hier  ganz,  wie  andere  Bür- 
ger, nur  im  Wege  eines  geordneten  strafprocessuaKschen  Verfahrens 
verfolgt  und  bestraft  werden  können. 

b.  Eine  privatrechtliche  Haftbarkeit  des  Beamten  tritt 
nur  in  solchen  Fallen  ein,  wo  durch  seine  pflichtwidrige  Handlung 
oder  Unterlassung  jemand  einen  Vermögensnachtheil  erlitten  hat, 
mag  dies  der  Staat  oder  eine  Privatperson  sein.  Der  durch  den  Be- 
amten verletzte  Private  muss  seine  Ansprüche  vor  den  Civilgerich- 
ten  anbringen.  Der  Staat  kann  dies  zwar  ebenfalls  thun,  doch  stehen 
ihm  meistens  noch  schneller  wirksame  Mittel  zu  Gebote,  indem  er 
bei  Schadenersatzansprüchen  einen  entsprechenden  Theil  des  Ge- 
haltes zurückbehalten  und  so  den  Beamten  nöthigen  darf,  gegen  ihn 
den  Rechtsweg  zu  beschreiten.  Besondere  Bestimmungen  bestehen, 
nach  dem  Vorgang  der  preussischen  Verordnung  vom  24.  Jan.  1844 
in  verschiedenen  Gesetzgebimgen,  besonders  in  dem  Keichsbeam- 
tengesetz,  über  die  Ersatzpäicht  der  sog.  D  e f  e  k  t  en ,  zu  deren  Fest- 
stellung und  Beitreibimg  ein  eigenthümliches  Verfahren  eingeführt 
worden  ist.  Man  versteht  unter  einem  Defekt  »den  Fall,  dass  der 
thatsächliche  Bestand  einer  Kasse  oder  eines  Magazines  geringer  ist, 
als  der  rechnungsmässige  Sollbestand.«  Gegen  diese  Feststellung 
der  Verwaltungsbehörde  steht  aber  dem  Beamten  stets  der  B^chts- 
weg  offen  (Eeichsbeamtengesetz  §§  134 — 148). 

3)  Recht  eigentlich  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes  gehören  die 
Keaktionsmittel  gegen  Pflichtverletzimgen  der  Beamten  an,  welche 
der  Staat  kraft  seiner  Disciplinargewalt  anwendet.  Durch  den 
Anstellungsakt  tritt  der  Staatsdiener  in  ein  eigenthümliches  Dienst- 
und Pflichtverhältniss  zum  Staate  und  unterwirft  sich  damit  einer 
besonderen  Gewalt  des  Staates,  welche  dieser  als  sein  Dienstherr 
gegen  ihn  geltend  zu  machen  berechtigt  ist.   Aus  dieser  folgt  ein 
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eigenthümliches  Zwangs-  und  Strafrecht,  welches  dem  Staate 
zusteht,  um  die  Ordnung  des  Dienstverhältnisses  aufrecht  zu  er- 
halten, die  Beamten  zur  Erfüllung  ihrer  Pflichten  anzuhalten,  imd 
um  unbrauchbare,  pflichtvergessene  Beamten  ganz  aus  dem  Dienste 
zu  entfernen.  Als  Zwangsmittel  kommen  vor  Arrest  und  Geld- 
bussen, welche  über  einen  Beamten  verhängt  werden,  um  ihn  zur 
Yomahme  einer  gewissen  Amtshandlung  zu  nöthigen.  Verschieden 
davon  sind  die  eigentlichen  Strafen,  welche  eine  bereits  ge- 
schehene Pflichtverletzung  voraussetzen.  Nur  die  schwersten  Pflicht- 
verletzungen der  Beamten,  deren  Thatbestand  sich  gesetzlich  fixiren 
lässt,  fallen  der  Strafgewalt  des  Kriminalrichters  anheim,  alle  an- 
dern, wo  dies  nicht  möglich  ist,  werden  disciplinarisch  bestraft. 
Auch  die  Disciplinargewalt  involvirt  ein  wirkliches  Strafrecht,  aber 
dasselbe  beruht  auf  einer  anderen  rechtlichen  Grundlage,  als  das 
System  der  peinlichen  Strafen.  Der  Staat  straft  nicht,  als  der  Träger 
imd  Yertheidiger  der  Rechtsidee ,  lediglich  um  der  Gerechtigkeit 
willen,  sondern  nur  aus  äusseren  Zweckmässigkeitsgründen,  weil  er 
nur  so  die  Ordnung  und  Reinheit  des  Dienstverhältnisses  aufrecht 
erhalten  kann.  Während  das  Kriminalrecht  nur  Vergehen  mit  genau 
fixirtem  Thatbestand  bestrafen  kann,  trifft  die  Disciplinargewalt  jede 
8chuldbare  Pflichtverletzung  des  Beamten.  Das  Disci- 
plinarrecht  kann  keine  erschöpfende  AufzäUung  der  strafbaren  Ver- 
gehen geben,  wie  ein  Kriminalkodex;  wo  man  früher  dergleichen 
versucht  hat,  ist  man  davon  zurückgekommen  und  giebt  jetzt  dem 
allgemeinsten  Ausdruck  den  Vorzug:  »Ein  Beamter,  welcher  die 
ihm  obliegenden  Pflichten  verletzt,  begeht  ein  Dienstvergehen  und 
hat  die  Disciplinarbestrafung  verwirkt.«  TVährend  bei  der  peinlichen 
Bestrafung  nur  die  einzelne  verpönte  Handlung  beurtheilt  wird, 
kommt  bei  der  Disciplinarbestrafiing  das  Verhalten  des  Be- 
amten in  seiner  Totalität  in  Betracht.  Während  auf  dem  Ge- 
biete der  peinlichen  Rechtspflege  der  Staat  nicht  nur  das  Recht, 
sondern  auch  die  Pf  licht  zu  strafen  hat,  macht  er  von  den  Strafen 
der  Disciplinargewalt  nur  Gebrauch,  wenn  ihm  dies  im  Interesse 
des  Dienstes  geboten  oder  nützlich  erscheint.  Die  Disciplinarstrafen 
bewegen  sich  innerhalb  des  Dienstverhältnisses  und  sind 
deshalb  von  dem  System  der  peinlichen  Strafen  durchaus  verschie- 
den (»Strafen,  die  ausserhalb  des  Gebietes  der  Kriminalität  liegen«] . 
Das  Disciplinarverfahren  kennt  grundsätzlich  keine  härtere  Strafe 
als  die  Dienstentlassiing.  Gegen  den,  welcher  aus  dem  Dienstver- 
bande geschieden  ist,  giebt  es  auch  kein  Strafrecht  des  Dienstherm 


Digitized  by  VjOOQ IC 


332  I*  ^&s  Landesstaatsrecht. 

mehr.  Die  Disciplinarstrafen  sind  entweder  blosse  Ordnungs- 
strafen oder  bestehen  in  Entfernung  aus  dem  Amte.  Die  Ord- 
nungsstrafen sind :  Warnung ,  Verweis  und  Geldbussen ;  einzelne 
Gesetzgebungen  kennen  auch  noch  Arrest  für  Subaltembeamte. 
Die  Ordnungsstrafen  können  von  den  vorgesetzten  Dienstbehörden 
verhängt  werden,  doch  muss  dem  Beamten  Gelegenheit  gegeben 
werden,  sich  zu  verantworten  und  zu  vertheidigen.  Gegen  die  Ver- 
hängung von  Ordnungsstrafen  steht  dem  Betroffenen  nur  der  Be- 
schwerdeweg bei  der  höheren  Dienststelle  offen.  Die  in  schwereren 
Fällen  eintretende  Entfernung  aus  dem  Amte  erfolgt  entweder  in 
Form  der  Dienstentlassung  oder  der  Strafversetzung. 
Die  Suspension  vom  Amte  wird  von  den  neueren  Gesetzgebungen 
nicht  mehr  als  Straf  mittel  angewandt. 

Da  das  peinliche  und  das  disciplinare  Verfahren  auf  durchaus 
verschiedener  rechtlicher  Grundlage  beruhen  imd  verschiedenen 
Grundsätzen  folgen,  so  schliessen  sie  sich  gegenseitig  nicht  aus. 
Das  peinliche  Verfahren,  als  das  auf  dem  kategorischen  Imperativ 
der  Gerechtigkeit  beruhende,  hat  dabei  den  unbedingten  Vorzug 
vor  dem  Disciplinarverfahren.  Im  Laufe  einer  gerichtlichen  Unter- 
suchimg darf  daher  gegen  den  Angeschuldigten  ein  Disciplinarver- 
fahren wegen  derselben  Thatsachen  nicht  eingeleitet  werden.  Wenn 
im  Laufe  eines  Disciplinarverfahrens  wegen  derselben  Thatsachen 
eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  den  Angeschuldigten  eröffnet 
wird,  so  muss  das  Disciplinarverfahren  bis  zur  Beendigung  des  pein- 
lichen Verfahrens  ausgesetzt  werden  (Beichsbeamtengesetz  §  77). 
Wenn  von  den  Strafgerichten  auf  Freisprechung  erkannt  ist,  so 
findet  wegen  derjenigen  Thatsachen ,  welche  in  der  gerichtlichen 
Untersuchung  zur  Erörterung  gekommen  sind,  ein  Disciplinarver- 
fahren nur  noch  insofern  statt,  als  dieselben  an  sich  und  ohne  ihre 
Beziehimg  zu  dem  gesetzlichen  Thatbestand  der  strafbaren  Hand- 
lung ,  Velche  den  Gegenstand  der  Untersuchung  bildete ,  ein 
Dienstvergehen  enthalten.  Ist  in  einer  gerichtlichen  Unter- 
suchung eine  Verurtheilung  ergangen,  welche  den  Verlust  des  Amtes 
nicht  zur  Folge  gehabt  hat,  so  bleibt  derjenigen  Behörde,  welche 
über  die  Einleitung  des  Disciplinarverfahrens  zu  verfügen  hat,  die 
Entscheidung  darüber  vorbehalten ,  ob  ausserdem  ein  Disciplinar- 
verfahren einzuleiten  oder  fortzusetzen  sei  (§  78). 
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§133. 
V.  Von  den  Beohten  der  Beamten. 
Den  viel  umfassenden  Pflichten  der  Staatsdiener  stehen  ebenso 
wichtige  Hechte  derselben  gegenüber.  Diese  Rechte  haben  eine 
verschiedene  Natur,  indem  sie  bald  unmittelbare  Konsequenzen 
aus  dem  Wesen  des  Staatsamtes  sind  und  somit  einen  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  haben  oder  mittelbare  Folgen  sind,  indem 
durch  Uebertragimg  des  Amtes  für  den  Beamten  auch  gewisse  Ver- 
mögensrechtliche Befugnisse  von  privatrechtlichem  Charakter  be- 
gründet werden.  Wie  niemand  ein  Recht  auf  Anstellung  im  Staats- 
dienst hat,  so  hat  auch  kein  Beamter  ein  persönliches  Recht  auf 
Beibehaltung  seines  Amtes,  auf  Fortführung  seiner  Amtsverrich- 
tongen.  Den  eigenen  Rechten  des  Beamten  stehen  daher  die 
obrigkeitlichen  Befugnisse  gegenüber,  welche  der  Beamte 
ansäht;  sie  sind,  wie  Lab  and  richtig  hervorhebt,  nicht  seine 
Rechte,  sondern  Rechte  des  Staates;  »mit  ihrer  Handhabung  be- 
tkätigt  er  nicht  ein  ihm  zustehendes  Recht,  sondern  erfüllt  eine  ihm 
obUegende  Pflicht.« 

1)  Recht  auf  Schutz. 

Der  Staat  gewährt  allen  seinen  Angehörigen  den  nöthigen 
Rechtsschutz  und  an  diesem  allgemeinen  Schutz  nimmt  auch  der 
Beamte  Theil.  Da  aber  der  Beamte  durch  Ausübung  seines  Amtes 
leicht  in  Konflikte  mit  solchen  Personen  geräth,  denen  er  pflicht- 
gemäss entgegen  treten  muss^  so  ist  der  Staat  verpflichtet,  dem  Be- 
amten bei  der  Ausübung  seines  Amtes  noch  einen  besonderen  Schutz 
angedeihen  zu  lassen.  Der  Staat  übt  diesen  Schutz  vermittelst  der 
Strafgewalt  aus,  indem  er  alle  Verletzungen  des  Beamten  bei  Aus- 
übung seines  Amtes  oder  in  Beziehung  auf  sein  Amt  unter  beson- 
dere Strafandrohungen  stellt.  So  ist  nach  §  1 1 3  des  Reichsstrafge- 
setzbuches mit  Strafe  bedroht,  »wer  einem  Beamten,  welcher  zur 
Vollstreckung  von  Gesetzen,  von  Befehlen  und  ^Ordnungen  der 
Verwaltungsbehörden  oder  von  ürtheilen  und  Verfügungen  der 
Gerichte  berufen  ist,  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes 
durch  Gewalt  oder  durch  Bedrohung  mit  Gewalt  Widerstand  leistet«. 
Ebenso  wer  es  unternimmt;  durch  Gewalt  oder  Drohung  eine  Be- 
hörde oder  einen  Beamten  zur  Vornahme  oder  Unterlassung  einer 
Amtshandlung  zu  nöthigen  (§114  des  Reichsstrafgesetzbuches). 
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2)  Persönliche  Ehrenrechte. 
Der  Beamte  kann  von  dem  Staate  beanspruchen,  dass  ihm  auch 
äusserlich,  im  gesellschaftlichen  Leben,  eine  seinem  Berufe  ent- 
sprechende Stellung  eingeräumt  werde,  welche  ihm  das  zur  wirk- 
samen Ausübung  seiner  Dienstfunktionen  nothwendige  Ansehen  im 
Publikum  gewährt.  Diese  äussere  Auszeichnung  im  Leben,  welche 
der  Staat  seinen  Beamten  überall  zukommen  lässt^  offenbart  sich 
regelmässig  in  dem  entsprechenden  Amtstitel  und  sonstigen  Amts- 
abzeichen, welche  jedem  Beamten  von  Rechtswegen  durch  sein  Be- 
stallimgsdekret  mitverliehen  werden.  Titel,  Rang  und  Amtstrachten 
sind  überall  durch  Verordnung  festgestellt.  Zu  unterscheiden  ist 
der  Rang  der  Behörden  und  der  persönliche  Rang  der 
B  eamt  en.  Ersterer  bezeichnet  die  lieber-  und  Unterordnung  der 
Behörden  in  der  Hierarchie  des  Dienstes  und  ist  in  der  Regel  mass- 
gebend auch  für  den  Rang  der  darin  angestellten  Beamten,  doch 
wird  häufig  Beamten,  wegen  besonderer  Verdienste  oder  firüher 
innegehabter  amtlicher  Stellungen,  ein  persönlich  höherer 
Rang  (z.  B.  durch  Titelverleihung)  gewährt,  als  ihnen  nach  ihrer 
sonstigen  dienstlichen  Stellung  gebühren  würde. 

3)  Vermögensrechtliche  Rechte  des  Beamten, 
a.  Ersatz  von  Auslagen. 

Alle  Staatsdiener,  besoldete  wie  unbesoldete,  haben  ein  Recht 
auf  Ersatz  positiver  Auslagen,  welche  sie  in  ihren  Dienstverhält- 
nissen machen  müssen,  ebenso  auf  Entschädigung  für  Vermögens- 
nachtheile,  welche  sie,  ohne  ihr  Verschulden,  bei  ihrer  Dienstaus- 
übung erfahren.  Für  die  regelmässig  zu  machenden  Auslagen  sind 
meist  bestimmte  Aversion  als  um  men  festgesetzt;  besonders  ist 
dies  der  Fall  bei  der  Vergütung  von  Kosten  für  Reisen,  welche 
Beamte  in  Dienstgeschäften  ausserhalb  ihres  Wohnortes  oder  Amts- 
bezirkes zu  machen  haben.  Es  ist  hier  regelmässig  ein  Diäten- 
system  für  die  einzelnen  Beamtenklassen  festgestellt.  Femer  ge- 
hören hierher  auch  Pauschsummen  für  Büreaubedürfnisse ,  Reprä- 
sentationsgelder u.  s.  w.  Diese  Bezüge  haben  einen  anderen 
Charakter,  wie  die  Besoldung;  sie  sind  nicht  dazu  bestimmt,  dem 
Beamten  standesgemässen  Unterhalt  zu  gewähren,  sondern  sollen 
als  Entschädigung  für  Auslagen  und  nothwendige  Verwendungen 
dienen,  sie  gehören  daher  nicht  zum  regelmässigen  Diensteinkom- 
men und  werden   weder  bei  der  Versetzung  in  ein  anderes  Amt, 
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noch  bei  der  Dispositionsstellung;  noch  bei  der  Pensioninmg  in  An- 
rechnung gebracht  (Reichsbeamtengesetz  §  42). 
b.  Recht  auf  Besoldung. 

Das  wichtigste  eigene  Recht  des  Beamten  ist  das  auf  Besoldung, 
welches  als  nothwendiges  Korrelat  eines  lebenslänglichen  berufs- 
mässigen Beamtenstandes  anzusehen  ist.  Es  giebt  allerdings  Be- 
amte, welche  keinen  Gehalt  beziehen,  wie  die  Wahlkonsuln  und 
die  Ehrenämter  in  der  Selbstverwaltung ;  auf  diese  Beamten  findet 
aber  auch,  das  volle  Staatsdienerrecht  keine  Anwendung.  Mit  jedem 
Amte,  welches  von  berufsmässigen  Staatsdienem  bekleidet  wird,  ist 
eine  bestimmte  Besoldung  verbunden.  Der  Beamte  erwirbt  mit 
seiner  definitiven  Anstellung  ein  Recht  auf  den  mit  dem  Amte  ver- 
bundenen )>etatsmässigen  Gehalt«.  Der  Beamte,  welcher  dem 
Staate  seine  ganze  Arbeitskraft  widmet,  auf  jeden  privatwirthschaft- 
lichen  Erwerb  verzichtet  und  sich  mancher  Beschränkimg  seiner 
sonstigen  staatsbürgerlichen  Unabhängigkeit  unterwirft,  erhält  da- 
mit den  Anspruch  auf  standesgemässen  Lebensunterhalt 
von  Seiten  des  Staates.  Dadurch  bestimmt  sich  der  juristische  Cha- 
rakter der  Besoldung,  sie  ist  keine  Bezahlung  einzelner  Dienste, 
sondern  eine  Rente,  welche  den  standesgemässen  Lebens- 
unterhalt des  Beamten  bezweckt;  sie  dauert  daher  fort, 
wenn  der  Beamte  zeitweilig  keine  Amtsgeschäfte  zu  erfüllen  hat, 
wenn  er  vorübergehend  seines  Amtes  enthoben  ist  mit  Aussicht  auf 
Wiederanstellung  (als  sog.  Wartegeld),  bei  kürzerem  Urlaub,  bei 
Krankheiten  u.  s.  w.  Die  Raten  des  Gehaltes  werden  dem  Beamten 
im  voraus  (pränumerando)  bezahlt,  entweder  monatlich  oder  viertel- 
jährig. Die  einzelne  terminliche  Forderung  ist  erworben,  wenn  der 
Berechtigte  den  Anfang  des  Termins  im  Amte  erlebt  hat.  Da 
die  Besoldung  zum  Lebensunterhalt  gehört,  so  kann  sie  auch  von 
den  Gläubigem  nur  theilweise  mit  Beschlag  belegt  werden.  Dem 
Beamten  muss  seine  nothwendige  Kompetenz  gelassen  werden 
(Keichscivilprocessordnung  §  715)^;  sie  kann  auch  nur  soweit  cedirt, 
verpfändet  oder  übertragen  werden,  als  sie  der  Beschlagnahme 
unterliegt  (Reichsbeamtengesetz  §  6.  1). 

Die  Besoldung  besteht  in  der  Regel  in  baarem  Gelde,  dazu 
kommen  oft  aber  auch  Bezüge  in  ]Naturalien^  in  Getraide,  Holz, 
Dienstwohnung.  Eine  neuere  Einrichtung  ist  die  Gewährung  von 
Wohnungsgelderzuschüssjen  (Preuss.  Gesetz  betreffend  die 
Gewährung  von  Wohnungsgeldzuschüssen  an  die  unmittelbaren 
Staatsdiener  vom  12.  Mai  1873.  desgleichen  Badisches  Gesetz  vom 
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9.  Januar  1874.  Reichsgesetz  betreffend  die  Bewilligung  von  Woh- 
nungsgelderzuschüssen vom  27.  Juni  1876).  Der  Wohnungsgelder- 
zuschuss  ist  ein  veränderlicher  Bestandtheil  des Diensteinkom- 
menS;  welcher  sich  in  seiner  Höhe  theils  nach  dem  mit  dem  Amte 
verbundenen  Range  des  Beamten,  theils  nach  den  Wohnungspreisen 
des  Ortes  richtet  (sog.  Servisklassen) .  Früher  waren  die  Beamten 
oft  grösstentheils  auf  Gebühren  angewiesen,  welche  sie  bei  Vor- 
nahme einzelner  Amtshandlungen  erhielten.  Diese  sind  jetzt  in  den 
meisten  Ländern  sehr  beschränkt  oder  abgeschafft.  Für  die  Richter 
sind  sie  durch  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  §  7  ganz  ausge- 
schlossen. 

Bei  einer  Verhinderung  oder  Beurlaubung  des  Beamten  bedarf 
es  zur  Besorgimg  der  Amtsgeschäfte  eines  Stellvertreters.    Bei 
einer  nothwendigen  Verhinderung  des  Beamten,    die  ausserhalb 
seines  Willens  liegt,  bei  Bjrankheit,  Einberufung  zum  Geschwomen- 
dienste  u.  s.  w.,  hat  die  Staatskasse  die  Kosten  der  Stellvertretung 
zutragen.    In  Fällen,  wo  der  Beamte  eines  besonderen  Urlaubes 
bedarf,  lassen  die  meisten  Staatsdienergesetze  in  dem  Falle,  dass 
der  Urlaub  eine  gewisse  Zeit  überschreitet,  einen  Gehaltsabzug  ein- 
treten.   Ein  Beamter,  welcher  sich  ohne  den  vorschnftsmässigen 
Urlaub  von  seinem  Amte  entfernt  hält  oder  den  ertheilten  Urlaub 
überschreitet,  ist,  wenn  ihm  nicht  besondere  Entschuldigungsgründe 
zur  Seite  stehen,  für  die  Zeit  der  unerlaubten  Entfernung  seines 
Diensteinkommens  verlustig.  Bestritten  ist  es,  wie  es  mit  den  Stell- 
vertretungskosten zu  halten  sei,  wenn  Beamte  in  die  Volksvertretung 
gewählt  werden  und  zu  diesem  Behufe  ihren  Amtsgeschäften  nicht 
obliegen  können.  Nur  für  die  Reichsbeamten,  welche  in  den  Reichs- 
tag gewählt  werden,  ist  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  bei  ihnen 
ein  Abzug  am  Gehalt  nicht  stattfindet.     In  Betreff  der  Beamten, 
welche  in  die  Landtage  der  einzelnen  Staaten  treten,  wird  gestritten. 
In  erster  Linie  entscheiden  die  Staatsdienergesetze.     Wenn  aber 
solche  positive  Bestimmimgen  nicht  vorliegen,  so  ist  anzimehmen, 
dass  wenigstens  da,  wo  der  Beamte  zum  Eintritte  in  den  Landtag 
verfassungsmässig  keines  Urlaubes  bedarf,  ein  Gehaltsabzug  nicht 
stattfinden  darf  und  dass  die  Stellvertretungskosten  lediglich  der 
Staatskasse  zur  Last  zu  schreiben  sind.  So  ist  auch  die  Entscheidung 
für  Preussen  zu  treffen,  wo  die  Stellvertretungskosten  lange  Zeit 
einen  Streitpunkt  bildeten  (v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  §  116). 
c.  Anspruch  auf  Pension. 

Der  Beamte  hat  nicht  nur  einen  Anspruch  auf  Besoldung,  so 
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lange  er  im  Dienste  steht,  sondern  auch  auf  Versorgung,  wenn  er 
dienstunfähig  geworden  ist,  oder  der  Staat  seiner  Dienste  nicht  mehr 
bedarf.  Während  dem  strebsamen  und  thätigen  Gewerbsmanne  auf 
dem  Crebiete  der  Privatindustrie  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  sich 
ein  Vermögen  zu  sammehi,  gewissermassen  einen  Reservefonds  für 
die  Zeit  seiner  Arbeitsunfähigkeit  zu  bilden^  ist  es  dem  Staatsdiener 
nur  selten  möglich,  aus  den  meistens  kaum  für  den  standesgemäs- 
Ben  Lebensunterhalt  hinreichenden  » Amtseinkünften «  etwas^  für 
seme  alten  Tage  zurückzulegen.  Darum  ist  überall  in  Deutschland 
dasPensionssystem  ein  nothwendiger  Theil  des  berufsmässigen 
Staatsdienerrechtes,  während  es  auf  die  Ehrenämter  der  Selbstver- 
waltung und  diejenigen  Beamten,  welche  ihr  Amt  nur  als  Neben- 
beschäftigung betreiben,  keine  Anwendung  findet.  Da  mit  dem 
Austritte  aus  dem  Amte  für  den  Staatsdiener  eine  Reihe  von  Aus- 
gaben aufhört,  die  lediglich  mit  seiner  amtlichen  Stellimg  zusam- 
menhängen, so  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Pension 
regelmässig  nur  eine  Quote  der  Besoldung  bildet,  deren  Höhe 
meistens  nach  der  Länge  der  Dienstzeit  bemessen  wird.  Die  Pen- 
sionsberechtigung wird  ausserdem  auch  noch  von  anderen  gesetz- 
Uchen  Bedingungen  abhängig  gemacht.  Der  Beamte  muss  bereits 
eine  Reihe  von  Jahren  (gewöhnlich  zehn  Jahre]  in  Diensten  gewesen 
sein  und  der  Rücktritt  wegen  geistiger  und  körperlicher  Unfähigkeit 
oder  nach  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensjahres  (70  Jahre) 
oder  Dienstalters  (40,  45,  50  Jahre)  erfolgen. 

Ist  die  Dienstunfähigkeit  die  Folge  einer  Bjrankheit,  Verwun- 
dmig  oder  sonstigen  Beschädigung,  welche  der  Beamte  bei  Ausübung 
des  Dienstes  oder  aus  Veranlassung  desselben  ohne  eigene  Ver- 
schuldung sich  zugezogeü  hat,  so  tritt  die  Pensionsberechtigung 
auch  bei  kürzerer  (als  zehnjähriger)  Dienstzeit  ein  (Reichsbeamten- 
gesetz §  36) . 

d.    Anspruch   der   Hinterbliebenen   auf  Unter- 
stützung. 

Im  Wesen  des  berufsmässigen  Beamtenthums  liegt  es  begrün- 
det, dass  der  Staat  auch  für  die  Hinterbliebenen  eines  verstorbenen 
Beamten  sorgt,  entweder  bleibend  oder  doch  für  die  erste  Zeit  nach 
dem  Tode  ihres  Versorgers.  Als  Hinterbliebene  werden  nicht  die 
Erben,  sondern  die  Wittwe  und  die  ehelichen  Kinder  angesehen ; 
bisweilen  werden,  in  Ermangelung  solcher  Angehörigen,  auch  an- 
dere Personen  mehr  oder  weniger  berücksichtigt,  deren  Ernährer 
der  verstorbene  Beamte  war,  wie  Eltern,  Geschwister,  Pflegekinder. 
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Die  meisten  Staatsdienergesetze  dieses  Jahrhunderts  haben,  nach 
dem  Vorbild  der  bayerischen  Staatsdienerpragmatik  von  1805,  der 
Wittwe  und  den  Waisen  der  Beamten  einen  Anspruch  auf  Lebens- 
unterhalt in  Form  einer  Pension  zuerkannt.  Die  der  Wittwe  dauert 
bis  zu  ihrem  Ableben  resp.  ihrer  Wiederverheirathimg,  die  der  Kin- 
der bis  zu  einem  bestimmten  Alter.  In  Preussen  ist  eine  gesetzliche 
Verpflichtung  des  Staats  zu  einer  solchen  Pensionszahlung  an  die 
Hinterbliebenen  nicht  anerkannt.  Nur  gewisse  vorübergehende 
Vortheile  werden  den  Hinterbliebenen  des  Beamten  nach  dem  Tode 
ihres  Versorgers  eingeräumt,  indem  ihnen  regelmässig  die  volle  Be- 
soldung für  den  sog.  Sterbemonat  und  die  darauffolgenden  drei 
Monate,  das  sog.  Gnadenquartal,  ausgezahlt  wird.  Auf  dem- 
selben Standpunkt  steht  das  Keichsbeamtengesetz.  Ausserdem  be- 
stehen gewöhnlich  noch  Wittwenkassen,  welche  gegen  Zahlung  von 
bestimmten  Beiträgen  der  Beamten  den  Hinterbliebenen  jährliche 
Unterstützungen  gewähren.  Der  Beitritt  zu  derartigen  Anstalten  ist 
für  die  Beamten  meistens  obligatorisch. 

Da  alle  diese  vermögensrechtlichen  Ansprüche  der  Beamten 
aus  ihrem  Dienstverhältnisse,  insbesondere  auf  Besoldung,  Warte- 
geld und  Pension,  ebenso  die  Rechtsansprüche  ihrer  Hinterbliebenen 
auf  gewisse  Bewilligungen,  privatrechtlicher  Natur  sind,  so 
findet  nach  gemeinem  Bechte,  sowie  nach  dem  Geist  und  Wortlaut 
der  neueren  Staatsdienergesetze,  insbesondere  des  neuesten  Beichs- 
beamtengesetzes  (§  149)  in  Betreff  ihrer  der  Rechtsweg  statt  ^;  doch 
sind  für  die  Gerichte  die  Entscheidungen  der  Verwaltungs-  und 
Disciplinarbehörden  über  Dienstentlassung,  Versetzung  in  den 
Ruhestand ,  über  Verhängung  von  Ordnungsstrafen  u.  s.  w.  mass- 
gebend (Reichsbeamtengesetz  §  155). 

§  134. 

VI.  Versetsung.  Stellung  zur  Disposition«  Suspension 

der  Beamten. 

1)  Versetzung  in  ein  anderes  Amt.  Die  Regierung  ist 
berechtigt,  einen  Verwaltungsbeamten  jeder  Zeit  in  ein  anderes 
Amt  zu  versetzen ,  wenn  dasselbe  von  nicht  geringerem  Range  und 
etatsmässigem  Einkommen  ist.     Die  Umzugskosten  müssen   dem 

^  Andere  Ansichten  machte  die  preussische  Kabinetsordre  vom  7.  Juli  1S30 
geltend,  deren  undeutsche  Auffassung  erst  durch  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1861 
§  1 — 8  wieder  beseitigt  wurde.  Ueber  ähnliche  Behauptungen  und  Bestrebungen 
der  Württemberg.  Regierung  vergl.  Mohl,  Württemb.  Staatsr.  B.  11.  8.  117. 
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Beamten  ersetzt  werden^  falls  nicht  die  Versetzung  auf  seinen  eige- 
nen Antrag  erfolgt  ist;  dagegen  gilt* die  Versetzung  in  ein  Amt  von 
niedrigerem  Bange  und  niedrigerem  Gehalte  als  eine  Strafe,  welche 
nur  in  Form  eines  kontradiktorischen  Disciplinanrerfahrens  ver- 
häogt  werden  kann.  Die  neueren  Gesetze  kennen  keine  Strafver- 
setzrmg  in  ein  Amt  von  niedrigerem  Range  mehr  (Degradation). 
Bichterliche  Beamte  können  wider  ihren  Willen  nur  kraft 
richterlicher  Entscheidung  und  nur  aus  den  Gründen  und  unter  den 
Fonnen,  welche  die  Gesetze  bestimmen,  auf  eine  andere  Stelle  ver- 
setzt werden  (Keichsgerichtsverfassungsgesetz  §  8) . 

2;  Die  Stellung  zur  Disposition  bewirkt,  dass  einem 
Beamten  zwar  die  Ausübung  des  bestimmten  ihm  übertragenen 
Amtes  entzogen  wird,  dass  aber  sein  Beamtenverhältniss  mit  ge- 
mssen  rechtlichen  Wirkungen  (keineswegs  mit  aUen)  fortdauert. 
Der  zur  Disposition  gestellte  Beamte  unterliegt  auch  fernerhin  der 
Beamtendisciplin  und  muss  sich  jeder  Zeit  seine  Wiedereinstellung 
in  den  aktiven  Staatsdienst,  in  ein  Amt  von  gleichem  Range  und 
Gehalte,  gefallen  lassen.  Der  Staat  sorgt  auch  fernerhin  für  seinen 
Lebensunterhalt,  indem  er  ihm  ein  sog.  Wartegeld  gewährt^ 
welches,  wie  die  Pension,  ein  aUquoter  Theil  seines  Gehaltes  ist. 
Einzelne  Staatsdienergesetze  geben  der  Regierung  ganz  freie  Hand 
in  der  Zurdispositionsstellung  ihrer  Staat^diener,  andere  lassen  sie 
nur  aus  gesetzlichen  Gründen ,  besonders  bei  der  Neuorganisation 
oder  der  Umgestaltung  der  Behörden  zu  oder  bezeichnen  gewisse 
Klassen  von  Beamten,  bei  welchen  der  Regierung  jeder  Zeit  eine 
Zurdisppsitionsstellung  nach  eigenem  Ermessen  zusteht.  Es  sind 
dies  besonders  solche  Beamten,  »bei  denen  eine  fortdauernde  Ueber- 
einstimmnng  in  principiellen  Ansichten  mit  der  leitenden  Autorität 
nothwendig  ist«.  Dieser  zuerst  in  der  preussischen  Gesetzgebung 
durchgeführte  Gedanke  ist  in  das  Reichsbeamtengesetz  überge- 
gangen, 

3)  Suspension,  d.  h.  zeitweilige  Enthebung  eines  Beam- 
ten von  der  Ausübung  seiner  Amtsfunktionen  wird  jetzt  nur  als  eine 
provisorische  Massregel  gegen  einen  Beamten  verhängt,  welcher 
sich  in  einer  gerichtlichen  oder  disciplinarischen  Untersuchung  be- 
findet; sie  tritt  von  Rechtswegen  ein,  wenn  im  gerichtlichen 
Verfahren  seine  Verhaftung  beschlossen  oder  gegen  ihn  ein  noch 
nicht  rechtskräftig  gewordenes  Urtheil  erlassen  ist,  welches  den  Ver- 
lust des  Amtes  nach  sich  zieht ;  wenn  im  Disciplinarverfahren  eine 
noch  nicht  rechtskräftige  Entscheidung  ergangen  ist,  welche  auf 
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Dienstentlassung  lautet  (Reichsbeamtengesetz  §  125).  Ausserdem 
kann  die  Suspension  durch  besonderen  Beschluss  ausgesprochen 
werden,  sobald  gegen  den  Beamten  ein  gerichtliches  Strafverfahren 
eingeleitet  oder  die  Einleitung  eines  förmlichen  Disciplinarverfahrens 
verfugt  wird;  dies  kann  auch  im  Laufe  des  Verfahrens  geschehen. 
Die  Suspension  wird  jedenfalls  zu  verhängen  sein,  sobald  mit  Rück- 
sicht auf  die  Schwere  des  Verbrechens,  Vergehens  oder  Dienstver- 
gehens die  fortdauernde  Ausübung  des  Amtes  mit  einem  öffentlichen 
Aergemisse  verbunden  ist  oder  voraussichtUch  zur  Verdunkelung 
der  Untersuchung  gemissbraucht  werden  könnte.  Nach  §  8  des 
Reichsgerichtsverfassungsgesetzes  können  Richter  nur  kraft  rich- 
terlicher Entscheidung  und  nur  aus  dem  Gbimde  und  unter  den  For- 
men, welche  die  Gesetze  bestimmen,  zeitweise  ihres  Amtes  enthoben 
werden.  Bei  der  provisorischen  Massregel  der  Suspension  wird  ein 
Theil  des  Gehaltes  vorläufig  zurückbehalten,  muss  aber  im  Falle 
eines  freisprechenden  Erkenntnisses  nachgezahlt  werden.  Wenn 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  kann  einem  Verwaltungsbeamten  von  der 
vorgesetzten  Behörde,  welche  sonst  nicht  berechtigt  ist,  die  Suspen- 
sion zu  verhängen,  die  Ausübung  der  Amtsverrichtungen  untersagt 
werden;  doch  hat  diese  Untersagung  niemals  die  Kürzung  des 
Dienstgehaltes  zur  Folge  und  muss  sofort  darüber  an  die  oberste 
Dienstbehörde  berichtet  werden  (§  131). 

§136. 
Vn.  Beendigung  des  StaatsdienerverhältniBBes« 

1)  Freiwilliger  Zurücktritt  aus  dem  Staatsdienste. 
Trotz  mancher  theoretischen  Anzweifelungen,  welche  bald  vom 
Standpunkte  der  Vertragstheorie,  bald  von  dem  Gesichtspunkte 
aus,  dass  der  Staatsdienst  eine  allgemeine  Bürgerpflicht  sei,  erhoben 
wurden,  ist  in  Deutschland;  auf  Grundlage  einer  allgemeinen  Rechts- 
überzeugung, der  Satz  durchgedrungen,  dass  der  noch  dienstfähige 
Staatsdiener  jeder  Zeit  seinen  Abschied  fordern  und  dass  ihm  dar- 
auf die  nachgesuchte  Entlassung  vom  Amte  nicht  verweigert  werden 
darf.  Die  Entlassung  muss  bei  derjenigen  Instanz,  von  welcher  die 
Besetztmg  des  Amtes  abhängt,  nachgesucht  werden.  Ein  einseitiger 
Rücktritt,  ein  willkürliches  Verlassen  des  anvertrauten  Postens  ist 
Desertion.  Der  Beamte  muss  warten,  bis  seine  Resignation  an- 
genommen ist.  Die  Staatsgewalt  kann  den  Abschied  so  lange  ver- 
weigern, bis  der  Beamte  auf  Verlangen  seiner  vorgesetzten  Dienst- 
behörde aller  ihm  obliegenden  Verbindlichkeiten  sich  entledigt  und 
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vollständige  Kechenschaft  abgelegt  hat.  Ein  so  freiwillig  ausschei- 
dender dienstfähiger  Beamter  verzichtet  auf  alle  mit  seinem  Amte 
verbundenen  geldlichen  Yortheile,  besonders  auf  Besoldung  und 
Pension.  Anders  steht  es,  wenn  ein  Beamter  um  seine  Verab- 
schiedung mit  Pension  einkommt.  Hier  müssen  ganz  bestimmte 
gesetzliche  Gründe  vorliegen,  um  ein  derartiges  Gesuch  zu 
rechtfertigen.  Nur  in  den  Ländern,  wo  die  Zurücklegung  einer  be- 
stimmten Dienstzeit  oder  die  Erreichung  eines  bestimmten  Lebens- 
alters von  Kechtswegen  einen  Pensionsanspruch  begründet;  kann 
der  Beamte  in  solchen  Fällen  ohne  weiteres  seine  Pensionirung 
verlangen.  Wo  dagegen,  wie  inPreussen  und  im  deutschen  Reiche^ 
nur  der  Beamte  einen  Pensionsanspruch  hat,  »welcher  nach  einer 
bestimmten  Dienstzeit  durch  physisches  Unvermögen  oder  körper- 
liche Gebrechlichkeit  oder  Schwächung  der  Geisteskräfte  dienst- 
unfähig geworden  ist«,  muss  der  Fall  der  Pensionirung,  wenn  er 
von  Seiten  der  Begierung  bestritten  wird,  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen amtlich  konstatirt  werden. 

Das  Becht  auf  freiwilligen  Zurücktritt  haben  nur  die  berufs- 
mässigen Beamten,  während  für  die  Aemter  der  Selbstverwaltung 
regelmässig  eine  gewisse  Zeit  vorgeschrieben  ist,  vor  deren  Ablauf 
sie  nicht,  ohne  besondere  gesetzliche  Excusationsgründe,  nieder- 
gelegt werden  dürfen. 

2)  Beendigung  des  Staatsdienerverhältnisses  gegen 
denWillen  des  Beamten.  Nach  deutschem  Staatsdienerrecht 
sind  alle  berufsmässigen  Beamten  lebenslänglich  angestellt,  so- 
weit ihre  Anstellung  nicht  unter  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte 
des  Widerrufs  oder  der  Kündigung  erfolgt  ist,  oder  gewisse  niedere 
Kategorien  von  Beamten ,  für  deren  Verrichtungen  keine  wissen- 
schaftliche Vorbildung  nöthig  ist,  überhaupt  nach  der  Dienstprag- 
matik der  einzelnen  Länder  als  solche  gelten,  welche  regelmässig 
nur  auf  Kündigung  angestellt  werden.  Lebenslänglich  angestellte 
Beamten  können  nur  aus  gesetzlichen  Gründen  und  unter  gesetz- 
Hehen  Formen  gegen  ihren  Willen  ihres  Amtes  enthoben  wer- 
den. Diese  Enthebung  kann  in  zweierlei  Weise  erfolgen,  entweder 
mit  Anspruch  auf  Pension  und  Beibehaltung  des  Amtstitels  (Pensio- 
nimng),  oder  unter  Verlust  des  Amtstitels  und  ohne  Anspruch  auf 
Pension.  Letzteres  kann  nur  bei  eigener  Verschuldung  des  Beam- 
ten, als  Strafe  vorkommen« 

a.  Pensionirung  der  Beamten  auf  Verlangen  der 
Regierung.  -Li  einzelnen  deutschen  Staaten,  wie  z.  B.  in  Bayern, 
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können  alle  Beamte,  mit  Ausnahme  der  Richter,  ganz  nach  Er- 
messen der  Regierung  ihres  Amtes  enthoben  werden,  wenn  ihnen 
nur  die  gesetzliche  Pension  gewährt  wird.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  gilt  aber  eine  andere  Auffassung,  welche  als  die  der  deut^ 
sehen  Bechtsauffassung  vom  Staatsdienst  entsprechendere  auch  in 
dem  Beichsbeamtengesetze  ihre  Sanktion  gefunden  hat.  Damach 
kann  die  zwangsweise  Versetzung  eines  Beamten  in  den  bleibenden 
Buhestand  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen  Gründen  vor  sich 
gehen.  Solche  sind  nach  einigen  Gesetzen,  besonders  nach  preus- 
sichem  Bechte,  welchem  auch  hier  das  Beichsbeamtengesetz  gefolgt 
ist,  nur  physische  und  geistige  Dienstunfähigkeit ;  in  anderen  Staaten 
wird  auch  die  Erreichung  eines  gewissen  Dienst-  oder  Lebensalters 
als  gesetzlicher  Pensionsgrund  angesehen.  Ein  Beamter,  welcher 
durch  Blindheit,  Taubheit  oder  ein  sonstiges  körperliches  Gebrechen 
oder  wegen  Schwäche  seiner  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zur 
Erfüllung  seiner  Amtspflichten  dauernd  unfähig  ist,  soll  in  den 
Buhestand  versetzt  werden  (Beichsbeamtengesetz  §  61).  Zur  Fest- 
stellung der  Dienstimfähigkeit  ist  ein  besonderes  Verfahren  ange- 
ordnet, bei  welchem  der  Beamte  mit  seinen  Gegenausfuhrungen 
gehört  werden  muss.  Der  so  gegen  seinen  Willen  in  Buhestand 
versetzte  Beamte  hat  denselben  Anspruch  auf  Pension  und  Titel, 
wie  derjenige,  welchem  auf  sein  Ansuchen  die  Pensionirung  ge- 
währt wird.  Der  schon  früher  in  einzelnen  Landesgesetzgebungen, . 
z.  B.  in  Preussen  geltende  Grundsatz,  dass  der  Beschluss  über  die 
zwangsweise  Versetung  von  Bichtem  in  den  Buhestand  nur  durch 
eine  richterliche  Behörde  gefasst  werden  kann,  ist  durch  das  Beichs- 
gerichtsverfassungsgesetz  §  8  gemeines  Becht  für  ganz  Deutschland 
geworden. 

b.  Dienstentlassung  der  Beamten  mit  Verlust  des 
Amtscharakters  und  ohne  Pensionsanspruch.  Dieselbe 
ist  bei  definitiv  angestellten  berufsmässigen  Beamten  immer  eine 
Strafe;  die  Entlassung  zur  Strafe  findet  entweder  kraft  eines  straf- 
gerichtlichen Urtheils  oder  im  Disciplinarwege  statt.  Von 
Bechtswegen  tritt  jetzt  nach  gemeinem  deutschen  Strafrecht  (§§31 
bis  36]  Dienstentsetzung  ein  durch  ein  rechtskräftiges  Erkennt- 
niss,  wenn  durch  dasselbe  der  Beamte  zu  einer  Zuchthausstrafe  ver- 
urtheilt  wird,  oder  wenn  ihm  die  bürgerlichen  Ehrenrechte  oder  die 
Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  aberkannt  werden 
oder  wenn  auf  den  Verlust  der  von  dem  Verurtheilten  bekleideten 
öffentlichen  Aemter  erkannt  wird.    Die  sog.  Dienstentlassung 
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auf  disciplinanschem  Wege  hat  ebenfalls  Verlust  von  Amt,  Titel 
und  Pensionsanspruch  zur  Folge  ^  wahrend  die  Wiederanstellung 
dadurch  nicht  ausgeschlossen  wird.  Der  Dienstentlassung  geht 
überall  ein  kontradiktorisches  Verfahren  voran ,  wobei  dem  ange- 
schuldigten Beamten  vollständiges  Gehör  und  die  Anwendung  aller 
gesetzlichen  Vertheidigungsmittel ,  wie  in  einem  geordneten  Pro- 
cesse,  gewährt  werden  muss.  In  Betreff  der  entscheidenden  Be- 
hörden gelten  verschiedene  Systeme.  In  einzelnen  Staaten  entschei- 
den auch  hier  nur  die  Gerichte^  in  anderen  die  vorgesetzten  Ver- 
waltungsbehörden selbst.  Nach  dem  neuesten  System,  welches  nach 
dem  Vorgange  der  preussischen  Gesetzgebung  in  das  Eeichsbeam- 
tengesetz  übergegangen  ist,  sind  besondere  Disciplinarbehörden  ein- 
gesetzt, welche  aus  Richtern  und  höheren  Verwaltungsbeamten  zu- 
sammengesetzt sind  (Disciplinarkammem  und  Disciplinaigerichts- 
hof) .  Diese  Behörden  gehören  zum  Systeme  der  Gerichtshöfe  des 
öffentlichen  Hechtes  und  bieten  sowohl  dem  Beamten,  wie  der  Ord- 
nimg des  öffentlichen  Dienstes  genügende  Gturantien.  Die  Dienst- 
entlassung der  Richter  kann  nach  gemeinem  deutschen  Reichs- 
rechte nur  durch  die  Gerichte  ausgesprochen  werden. 
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Dritte$  Kapitel. 

Von  den  Staatsangehörigen. 

Erster  Abschnitt. 

Von  dem  allgemeinen  staatsrechtlichen  Zustande 
der  Staatsangehörigen, 

I.  Vom  Indigenate  überhaupt. 

§136. 
Staatsangehörige  und  Fremdet 

Der  Mensch  ist  für  den  Staat  geschaffen^  ein  »Staatsgeschöpf 
von  Natur«;  daher  muss  regelmässig  jeder  Mensch  einem  konkreten 
Staate  angehören.  Staatsangehörigkeit  ist  der  Normale,  Staatslosig- 
keit  der  abnorme  Zustand.  Einem  Staate  angehören  heisst  ein 
bleibendes  Glied  in  seinem  Organismus  sein.  Man  kann  ver- 
schiedenartigen Gemeinwesen  zugleich  angehören;  der  Staat  ist 
aber  das  alles  beherrschende,  oberste  Gemeinwesen,  welches  die 
ganze  Persönlichkeit  des  Menschen  in  Anspruch  nimmt,  soweit  sie 
überhaupt  äusserlich  beherrscht  werden  kann.  Darum  kann  der 
Mensch  regelmässig  nur  Einem  Staate  angehören.  Wie  niemand 
zweien  Herren  dienen  kann,  so  kann  er  auch  nicht  zweien  oder 
mehreren  Staaten  zugleich  angehören.  Das  Verhältniss  des  Staats- 
angehörigen  zum  Staate  lässt  sich  nicht,  wie  ein  obligatorisches,  auf 
bestimmte  einzelne  Leistungen  zurückführen,  sondern  umfasst,  ahn- 

^  J.  J.  M  o  8  e  r ,  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung  der  Unterthanen,  Personen 
und  Vermögen.  1774.  Klflber,  Oeff.  R.  §  257  ff.  Maurenbreche'r,  Lehrb. 
§  129 ff.  Weiss,  Sy8tem§267 ff.  Zopf  1,  Grunds. B.I.S.l. §281.  H.A.Zächariä, 
B.  I.  §.  85.  S.  431.  Held,  System  Abth.  I.  S.  152.  §91.  Bluntschli,  B.  I. 
Kap.  XX.  O.  Meyer,  Lehrb.  §  213.  S.  561.  Eine  ebenso  gelehrte,  als  scharf- 
sinnige Erörterung  der  Staatsangehörigkeit  vom  internationalen  Standpunkte 
verdanken  wir  jetzt  F.  v.Martitz:  »Das  Recht  der  Staatsangehörigkeit  im  in- 
ternationalen Verkehren  in  O.  Hirth's  Annalen  des  deutschen  Reiches.  Jahrg. 
1875.  S.  794—835  u.  S.  1114—1170.  In  Deutschland  ist  durch  das  GeseU  vom 
1.  Juni  1870  der  Ausdruck  Staatsangehörigkeit,  Staatsangehöriger  zu  einem 
technischen  fOr  das  Reich  und  die  Einzelstaaten  geworden.  Es  ist  dies  die  all- 
gemeinste Bezeichnung,  wfihrend  die  Ausdrücke  »Unterthan«,  wie  »StaatsbürgerK 
immer  schon  bestimmte  Besiehungen  des  Verhältnisses  ins  Auge  fassen. 
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lieh  wie  ein  Familienverhältnisse  die  ganze  Persönlichkeit.  Die 
Pflicht  der  Treue  und  des  Gehorsams  kann  nicht  zwischen  mehreren 
Stuten  getheilt  werden.  Ein  gleichzeitiges  Indigenat  in  mehreren 
unabhängigen  Staaten  ist  eine  Irregularität,  welche  dem  ausge- 
bildeten modernen  Staatsbegriffe  widerspricht  ^ .  Viele  Staaten  haben 
dieses  Postulat  zu  einem  Satze  ihres  positiven  Staatsrechtes  erhoben ; 
sie  machen  es  ihren  Staatsangehörigen  rechtlich  unmöglich,  neben 
dem  angeborenen  noch  ein  zweites  Indigenat  hinzu  zu  erwerben  oder 
neben  dem  neuerworbenen  noch  das  ältere  beizubehalten.  Dies  ist 
besonders  der  französische  und  nordamerikanische  Standpunkt, 
während  Deutschland  noch  die  Möglichkeit  mehrerer  neben  einan- 
der fortbestehender  Indigenate  anerkennt. 

Den  Staatsangehörigen  gegenüber  stehen  die  Nicht  Staatsan- 
gehörigen, die  Fremden.  An  und  für  sich  haben  die  diesseitigen 
Staatsangehörigen  zu  fremden  Staaten  und  Staatsgewalten  kein 
rechtliches  Verhältniss.  Ausnahmsweise  wird  aber  ein  solches  be- 
gründet durch  den  Aufenthalt  in  einem  fremden  Staate.  Ausländer, 
Fremde,  welche  sich  im  Gebiete  eines  anderen  Staates  aufhalten, 
werden  dadurch  nicht  als  Glieder  seinem  Organismus  eingefügt, 
dürfen  aber  nicht  störend  in  denselben  eingreifen.  Darum  sind  sie 
verpflichtet,  die  Landesgesetze,  besonders  die  Polizei-  und  Straf- 
gesetze, zu  beobachten,  den  diesseitigen  Behörden  Gehorsam  zu 
leisten  und  vor  unseren  Gerichten  Secht  zu  nehmen.  Während  die 
Ausländer  im  Mittelalter  fast  rechtlos  waren  und  auch  in  den  ver- 
gangenen Jahrhunderten  viele  rechtliche  Zurücksetzungen  erfuhren, 
gemessen  sie  jetzt  den  vollen  Schutz  der  Gesetze,  nehmen  an  allen 
sonstigen  gesetzlichen  W^ohlthaten  der  Staatsverbindung  Antheil 
und  sind,  nach  einem  allgemein  anerkannten  Satze  des  modernen 
Volkerrechtes,  in  allen  privatrechtlichen  Beziehungen  den  Inländern 
gleichgestellt,  während  sie  selbstverständlich  von  allen  aktiven 
Staatsbürgerrechten  ausgeschlossen  bleiben.  Für  den  Rechtsschutz, 
den  sie  gemessen,  und  für  die  Wohlthaten,  die  ihnen  sonst  durch 
die  diesseitige  Staatsverbindung  gewährt  werden,  köimen  sie  zu 
Abgaben  und  Leistungen  verschiedener  Art  herangezogen  werden, 
dagegen  wird  ihnen  die  Hingabe  ihrer  ganzen  Persönlichkeit  im 
ELriegsdienste  nicht  zugemuthet.  Ein  gegen  Ausländer  ausgeübter 
Zwang  zum  Kriegsdienste  wäre  völkerrechtswidrig. 

^  Dies  wird  besonders  henrorgehoben  Ton  L.Bar:  »Das  internationale 
Privat-  und  Strafrecht.  Hannover  1862.  §  27.  Ebenso  von  F.  v.  Martitz, 
a.  a.  O.  S.  806  ff. 


Digitized  by  VjOOQ IC  ^^ 


346  I-  Das  Landesstaatsrecht. 

Auch  unterscheidet  sich  die  Rechtsstellung  der  Ausländer  da- 
durch von  der  der  Inländer,  dass  sie  alle  Wohlthaten  der  diesseitigen 
Staatsverbindung  nur  als  Gäste  gemessen;  sie  haben  ein  Recht 
auf  den  gleichen  Rechtsschutz,  auf  gleiche  Behandlung  im  Gebiete 
des  Privatrechtes,  jedoch  nur  so  lange,  als  sie  sich  eben  in  dem 
fremden  Staate  aufhalten;  aber  sie  haben  in  demselben  nicht,  wie 
die  Inländer,  ein  unentziehbares  Wohnrecht;  jeder  Staat 
behält  sich  das  Recht  vor,  Ausländer  auch  aus  politischen  Gründen 
auszuweisen,  während  der  Inländer  niemals  ausgewiesen  werden 
kann,  ja  sogar  jeder  Zeit  in  seinem  Heimathsstaat  wieder  aufge- 
nommen werden  muss.  Seinem  Wohnrechte  entspricht  die  Auf- 
nahmepflicht des  Staates.  Alle  Ausländem  gewährten  Rechte 
haben  dagegen  nur  einen  prekären  Charakter,  d.  h.  sie  dauern 
nur  so  lange,  als  man  ihnen  den  Aufenthalt  verstattet. 

Abgesehen  von  dem  persönlichen  Aufenthalte  im  fremden 
Staatsgebiete,  können  Ausländer  auch  dadurch  in  rechtliche  Be- 
ziehung zu  einem  fremden  Staate  treten,  dass  sie  in  dessen  Gebiete 
Grundeigenthum  oder  Realgerechtigkeiten  erwerben.  Diese  sog. 
Forensen  sind  für  ihre  Person  keine  Staatsangehörigen,  aber  ihre 
Realitäten  sind  ein  Theil  des  Staatsgebietes  und  deshalb  in  jeder 
Beziehung  der  Staatsgewalt  des  betreffenden  Staates  unterworfen. 
Diese  ausländischen  Berechtigten  sind  daher  verpflichtet,  alle  Folgen 
dieser  dinglichen  Unterordnung  ihrer  Grundstücke  anzuerkennen, 
alle  auf  diesen  Grrundstücken  liegenden  Abgaben  an  Staat  und  Ge- 
meinde zu  leisten,  alle  auf  ihr  Grundeigenthum  bezüglichen  Gesetze 
zu  beobachten,  insbesondere  sind  sie  verbunden,  wegen  aller  Klagen, 
welche  sich  auf  ihre  im  Inlande  belegenen  Immobilien  beziehen, 
sich  vor  den  diesseitigen  Gerichten  einzulassen.  lieber  dieses  nor- 
male Yerhältniss  hat  man  aber  in  Deutschland  vielfach  hinausge- 
griffen, indem  man  in  mehreren  Staaten,  z.  B.  Bayern,  Sachsen,  eine 
weitergehende  Unterwerfung  des  Forensen  insoweit  angenommen 
hat,  dass  das  Gericht  der  belegenen  Sache  auch  zum  allgemeinen 
Forum  für  persönliche  Klagen  gegen  Forensen  erklärt  wurde  oder 
von  den  Forensen  sogar  Unterthanenpflichten  gefordert  wurden, 
welche  nicht  mit  dem  Besitze  von  Grundstücken  zusammenhingen. 
Diese  abnorme  Ueberspannung  des  Rechtsverhältnisses  der  Forensen 
wird  Landsassiatus  plenus  im  Gegensatze  zum  normalen  Landsa»- 
siatus  minus  plenus  genannt  ^.  Da  der  Landsassiatus  plenus  als  eine 

1  Vergl.  über  dieses  Institut  sämmtliche  Lehrbücher  des  deutschen  Privat- 
und  Staatsrechtes,  besonders  Eichhorn,  §76.  y.  Gerber,  §47.  Beseler, 
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singulare  Belästigung  bei  der  Ausübung  des  Grundeigen- 
thums  betrachtet  werden  muss,  so  ist,  schon  nach  der  deutschen 
Reichsverfassung,  A.  3,  kein  deutscher  Staat  berechtigt,  die  Grund- 
satze desselben  auf  die  Angehörigen  anderer  deutschen  Staaten  in 
Anwendung  zu  bringen^  indem  alle  Keichsangehörigen  in  Betreff 
des  Erwerbes  und  Besitzes  von  Grundeigenthum  in  ganz  Deutsch- 
land gleichgestellt  worden  sind.  Soweit  ein  solcher  noch  bestanden 
hat;  ist  er  in  Betreff  einer  weiter  ausgedehnten  Gerichtspflichtigkeit 
überhaupt  jetzt  aufgehoben  durch  die  Reichscivilprocessordnung 
vom  30.  Januar  1877,  §  25 — 27,  nach  welcher  die  blosse  Ange- 
sessenheit mit  Grundbesitz  nur  die  Gerichtspflichtigkeit  für  solche 
Klagen  begründet,  welche  auf  diesen  Grundbesitz  Bezug  haben  ^ 

§137. 
Btaatsgenossen  und  Staatsbürger. 
Im  weitern  Sinne  versteht  man  unter  Staatsbüi^em  alle  Staats- 
angehörigen, so  dasslndigenat,. Staatsangehörigkeit  mit  dem  Staats- 
bürgerrechte begrifflich  zusammenfällt.  Im  eng  er  n  Sinne  versteht 
man  dagegen  unter  Staatsbürgern  nur  diejenigen  Staatsangehörigen, 
welche  kraft  der  Verfassung  zur  aktiven  Betheiligung  am  Staats- 
leben, zur  Ausübung  besonderer  politischer  Rechte  berufen  sind. 
Die  Staatsbürger  in  diesem  engem  Sinne  erscheinen  dann  als  die 
eigentlichen  aktiven  Yollbürger,  denen  alle  übrigen  Staats- 
aogehörigen  als  Passivbürger  gegenüberstehen.  Die  Rechte  dieser 
vollberechtigten  Staatsbürger  auf  aktive  Theilnahme  am  Staatsleben 
werden  auch  als  die  staatsbürgerlichen  im  engem  Sinne,  »droits 
politiques«,  bezeichnet.  Mit  Unrecht  sieht  man  in  der  Bezeichnung 
der  Staatsangehörigen  als  »Unterthanen«  eine  dem  modernen  Staats- 
begriffe  widersprechende  Herabsetzung  derselben.  Das  Wort  be- 
zeichnet keine  privatrechtliche  Erbunterthänigkeit,  sondern  Unter- 
ordnung unter  die  Staatsgewalt  und  ihren  verfassungsmässigen 
Inhaber.  Die  Worte  »Unterthan«  und  loStaatsbürgera  heben  nur  ver- 
schiedene Seiten  desselben  Begriffes . hervor.  Beim  Unterthanen 
denkt  man  zunächst  an  seine  Pflichten,  besonders  an  die  Staat- 


§65.  Stobbe,  B.  I.  §43.  S.  269.  H.  A.  Zachariä,  Theil  I.  §92».  S.  486. 
Klübei,  §269.  S.  384.  Die  sehr  zahlreiche  ältere  Literatur  bei  Fütter, 
Th.  in.  S.  J02.  Klaber's  Forts.  §  896.  Ueber  den  yoUen Landsassiat  in  Sachsen 
▼etgl.  ▼.  Bömer,  Kursächfl.  Staatsr.  Th.  11.  S.  13,  in  Bayern  Fözl,  Ver- 
lasgtmggr.  §  24.  Ueber  FreusBen  v.  Rönne,  B.  L  Abth.  II.  §  87. 

>W.  Endemann,  Der  deutsche  Civilprocess.   Berlin  1878.  B.  I.  S.  267 
bis  272. 
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liehe  Gehorsamspflicht,  beim  Staatsbürger  zunächst  an  seine  Rechte. 
Beide  Bezeichntingen  sind  daher  in  der  modernen  Staatsordnung 
berechtigt  und  können  unbedenklich  nebeneinander  gebraucht  wer- 
den. Die  Bezeichnung  »Unterthan«,  welche  die  Bürger  des  freiesten 
Rechtsstaates  der  Gegenwart  mit  Stolz  für  sich  in  Anspruch  nehmen, 
brauchte  deshalb  auch  uns  Deutschen  nicht  anstössig  zu  sein. 

§138. 
Beichfl-  und  Landesangehörigkeit  ^ 
Während  die  Verbindung  mehrerer  Indigenate  in  unabhängigen, 
sich  völlig  fremden  Staaten  als  eine  Irregularität  erscheint,  folgt 
gerade  aus  dem  oben  entwickelten  Begriffe  des  Bundesstaates  die 
Nothwendigkeit  eines  doppelten  Indigenats.  So  hat  jeder  Deutsche 
ein  Reichsbürgerrecht  und  ein  Staatsbürgerrecht  in  dem  Einzel- 
staate, welchem  er  angehört.  Er  hat  damit  Pflichten  der  Treue  und 
des  Gehorsams  gegen  die  Reichsgewalt,  ebenso  wie  gegen  die  Staats- 
gewalt des  betreffenden  Einzelstaates.  Ebenso  kann  er  aber  auch 
in  beiden  Staatsorganismen  bestimmte  Rechte  in  Anspruch  nehmen. 
Durch  die  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  gezogenen  Kompe- 
tenzgrenzen wird  im  einzelnen  Falle  bestimmt,  ob  der  Bürger 
der  Staatsgewalt  seines  Einzelstaates  oder  der  Reichsgewalt  Gehor- 
sam zu  leisten,  ob  er  die  aus  seinem  Bürgerrechte  folgenden  Rechts- 
ans'][)rüche  gegen  das  Reic^  oder  den  Einzelstaat  geltend  zu  machen 
hat.  Beide  Verhältnisse  sind  daher  vielfach  mit  einander  verschlun- 
gen, besonders  wo  das  Reich  nur  die  allgemeinen  Grundsätze  auf- 
stellt, deren  specielle  Ausführung  aber  den  Einzelstaaten  überlässt. 
Aber  sie  widersprechen  sich  nicht,  da  beide  Staatsorganismen  sich 
in  ihrem  Wesen  zu  ergänzen  haben  und  die  oberste  Entschei- 
dung bei  einem  etwaigen  Konflikte  immer  der  souveränen  Reichs- 
gewalt zusteht.  Dennoch  wird  das  Staatsbürgerrecht  im 
Einzelstaate  durch  das  Reichsbürgerrecht  keines- 
wegs absorbirt.  Zwar  stehen  wichtige  Rechte  jedem  Deutschen 
in  ganz  Deutschland  zu,  aber  die  aktiven  politischen  Rechte,  welche 


^  Yergl.  Thudichum,  Verfassungsrecht  des  norddeutschen  Bundes  1870. 
S,  04—82.  P.  Laband,  Staatsrecht  des  deutsches  Reiches.  B.  I.  1876.  S.  130  ff. 
Th.  Landgraf  f,  Das  Bundes-  und  Staatsbürgerrecht  im  nordd.  Bunde.  Leip- 
zig t870.  O.  M.  Klettke,  Das  norddeutsche  Bundesindigenat  in  seinen  recht- 
lichen Konsequenzen.  Berlin  1871.  Ueber  die  Verschiedenartigkeit  der  nord- 
amerikanischen und  schweizerischen  Auffassung  vergl.  besonders Kütti mann, 
Dae  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht  verglichen  mit  den  politischen  Ein- 
richtungen der  Schweiz.  Zürich  1867.  Th.  I.  §§  86—104. 
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sich  auf  das  Leben  des  Einzelstaates  beziehen,  bleiben  dem  Staats- 
angehörigen dieses  Staates  allein  vorbehalten.  Der  deutsche  Reichs- 
angehörige  hat  daran,  als  solcher,  keinen  Antheil,  der  blosse  Aufent- 
halt in  einem  andern  Einzelstaate  berechtigt  ihn  keineswegs  dazu. 

Reichsbürgerrecht  und  Landesangehörigkeit  sind 
unzertrennlich  mit  einander  verbunden  und  lassen 
sich  nicht  gesondert  denken,  immerhin  bilden  sie 
noch  selbständige  Verhältnisse  mit  eigenthümlichen 
Rechten  und  Pflichten. 

Während  nach  nordamerikanischem  Staatsrechte  das  Unions- 
burgerrecht  das  Principale  ist,  welches  das  Staatsbürgerrecht  nach 
sich  zieht,  gilt  im  deutschen  Reiche  {wie  in  der  Schweiz)  der  um- 
gekehrte Grundsatz,  dass  das  Indigenat  des  Einzelstaates  von  Rechts- 
wegen das  Reichsbürgerrecht  einschliesst.  Man  ist  zunächst  immer 
erst  preussischer,  sächsischer,  badischer  Staatsbürger  und  dadurch 
von  Rechtswegen  deutscher  Reichsbürger. 

§  139. 
Erwerb  und  Verlust  des  Indigenats. 
Bei  der  unfertigen  Gestalt  der  deutschen  Territorien  und  ihrem 
patrimonialen  Charakter  blieb  der  Begriff  der  Staatsang  eh  ö  r  ig- 
keit  in  Deutschland  lange  unausgebildet.  Die  gemeinrechtliche 
Doktrin  wandte  die  völlig  unpassenden  Grundsätze  des  Domicils 
auf  die  Landesangehörigkeit  an  und  kam  damit  zu  der  Folgerung, 
dass  das  Indigenat,  wie  das  Domicil,  blos  durch  den  Willen  und 
die  entsprechende  That  des  Individuums  begründet  werden  könne. 
Erst  mit  dem  lebhaften  Erwachen  des  Staatsbewusstseins  in  diesem 
Jahrhundert  begannen  die  deutschen  Staaten  auf  die  Eigenschaft 
eines  Staatsbürgers  höheren  Werth  zu  legen  und  die  Eigenschaft 
eines  solchen  gesetzlich  zu  bestimmen,  entweder  in  den  Verfassungs- 
urkunden selbst  oder  in  besonderen  Gesetzen.  Besonders  maass- 
gebend  wurde  das  preussische  Gesetz  »über  die  Erwerbung  und 
den  Verlust  der  Eigenschaft  als  preussischer  Staatsunterthan  vom 
31.  Dec.  1842«.  Bei  dem  Grundsatze,  dass  der  Erwerb  des  Reichs- 
büigerrechts  nur  durch  den  Erwerb  des  Staatsbürgerrechts  in  einem 
Einzelstaate  vor  sich  gehen  kann,  war  eine  einheitliche  Ordnimg 
dieses  Verhältnisses  für  ganz  Deutschland  dringend  geboten.  Aus 
diesem  Bedürfnisse  ging  »das  Gesetz  über  die  Erwerbung 
und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörig- 
keit vom  1.  Juni  1870«  hervor,  welches  jetzt  für  den  Umfang 
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des  ganzen  deutschen  Reiches  die  allein  entscheidende  Nonn  ab- 
giebt. 

A.    Erwerb  der  Staatsangehörigkeit. 

Infolge  der  schärferen  Ausbildung  des  Begriffes  der  Staats- 
angehörigkeit stimmt  jetzt  das  deutsche  Staatsrecht  mit  der  Auf- 
fassung aller  übrigen  europäischen  Staaten  darin  iiberein,  dass  die 
blosse  Thatsache  erfolgter  Niederlassung  im  Inlande,  der  blosse 
Wohnsitz,  wie  lange  er  auch  währen  möge,  an  sich  niemals  zum 
Erwerb  des  Staatsbürgerrechtes  führt.  (§  12  des  Keichsgesetzes 
sagt:  »Der  Wohnsitz  innerhalb  eines  Bundesstaates  begründet  für 
sich  allein  die  Staatsangehörigkeit  nicht.«)  Eegelmässig  wird  das 
Indigenat  durch  Geburt  erwarben.  Im  Mittelalter  wurde  dabei 
das  sog.  Terr  itorialprincip  zu  Grunde  gelegt.  Damach  wurde 
die  Unterthanenschaft  lediglich  durch  die  Geburt  innerhalb  der 
Territorialgrenzen  des  Staates  begründet  (terra  nativitatis) 
und  jeder  »  extra  regnum  natusa  als  extraneus  betrachtet.  Dies  Princip 
ist  fränkischen  Ursprungs.  Es  hat  im  Frankreich  des  ancien  r^me 
bis  zur  Revolution  gegolten,  ist  durch  Vermittelung  der  Normannen 
in  das  englische  common  law  übergegangen,  mit  ihm  in  die  briti- 
schen Kolonien  gewandert,  demnach  auch  in  den  Vereinigten  Staaten 
Rechtens  geworden  (v.  Martitz,  a.  a.  O.  S.  1127).  Dasselbe  ist  aber 
in  neuerer  Zeit  überall  wenigstens  soweit  durch  das  Nationali- 
tätsprincip  modificirt  worden,  dass  das  Indigenat  durch  Geburt 
von  nationale^  Eltern,  gleichviel  wo  diese  erfolgt,  erworben  wird. 
In  anderen  Staaten,  vor  allem  im  deutschen  Reiche,  gilt  das  reine 
Personalitätsprincip,  d.h.  der  Geburtstitel  der  Natio- 
nalität wird  lediglich  durch  die  Abstammung  von 
nationalen  Ejltern  bestimmt.  Nach  diesem  Systeme  erzeu- 
gen nationale  Eltern  auch  im  Auslande,  so  lange  sie  dort  ihre 
Nationalität  zu  erhalten  vermögen,  nationale  Kinder.  Dagegen 
bleiben  Kinder  fremder  Eltern,  auch  wenn  sie  im  Inlande  geboren, 
auch  wenn  ihre  Familien  hier  ansässig  sind,  vermöge  ihrer  Abstam- 
mung Ausländer,  welche  nur  durch  einen  Naturalisationsakt  Staats- 
angehörige werden  können.  Durch  die  Geburt  erwerben 
eheliche  Kinder  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters, 
uneheliche  die  der  Mutter;  doch  können  uneheliche  Kinder 
eines  Deutschen,  welche  er  mit  einer  Ausländerin  gezeugt  hat, 
Mlurch  eine  den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  erfolgte  Legi- 
timationa  die  Staatsangehörigkeit  des  Vaters  erwerben. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


3.  Von  den  Staatsangehörigen.  351 

Diesem  regelmässigen  und  natürlichen  Erwerbe  durch  Abstam- 
mung steht  der  künstliche  Erwerb  des  Indigenats  gegenüber, 
welcher  nur  durch  einen  Akt  der  Staatsgewalt  oder  auf  Grund 
eines  Gesetzes  erfolgen  kann. 

Der  specielle  Akt  der  Staatsgewalt  hat  einen  verschiedenen 
Charakter,  wenn  der  Au&unehmende  ein  deutscher  Keichsan ge- 
höriger oder  wenn  er  ein  Ausländer  ist.  Im  erstem  Falle  wird 
er  als  Aufnahme,  im  zweiten  Falle  als  Naturalisation  be- 
zeichnet. 

Der  einem  andern  deutschen  Staate  Angehörige  ist  nirgends  in 
Deutschland  ein  Ausländer.  Er  hat  nach  der  Reichsverfassung 
Art.  3  ein  Recht  darauf,  in  jedem  Einzelstaate  das  Staatsbürger- 
recht  zu  erlangen,  wenn  er  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  erfüllt; 
§7  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870  sagt:  »Die  Aufnahmeurkunde 
wird  jedem  Angehörigen  eines  anderen  Bundesstaates  ertheilt,  wel- 
cher um  dieselbe  nachsucht  und  nachweist,  dass  er  in  dem  Bundes- 
staate, in  welchem  er  die  Aufnahme  nachsucht,  sich  niedergelassen 
habe,  sofern  kein  Grrund  vorliegt,  welcher  nach  den  §§  2 — 5  des 
Gesetzes  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Nov.  1867  die  Abweisung 
emes  Neuanziehenden  oder  die  Yersagung  der  Fortsetzung  des 
Aufenthaltes  rechtfertigt.« 

Nichtreichsangehörigen  gegenüber  ist  dagegen  ein 
wirklicher  Naturalisationsakt  nothwendig,  wenn  sie  das 
Staatsbürgerrecht  in  einem  deutschen  Staate  gewinnen  wollen; 
dieser  ist  vom  freien  Ermessen  der  betreffenden  Regierung  ab- 
hängig, kein  Ausländer  hat  ein  Recht  darauf,  in  einem  deutschen 
Staate  naturalisirt  zu  werden.  Das  Gesetz  vom  1.  Juni  1870,  §  8 
beschränkt  die  Regierungen  einzelner  Bundesstaaten  nur  in  nega- 
tiTer  Beziehung,  indem  es  sagt,  dass  Ausländem  die  Naturalisation 
nicht  ertheilt  werden  darf,  wenn  sie  nicht  gewisse  Bedingungen 
erfüllen. 

Die  Aufnahme  eines  Reichsangehörigen,  sowie  die  Naturali- 
sation eines  Ausländers  erfolgt  durch  eine  von  der  höheren  Verwal- 
tungsbehörde ausgefertigte  Urkunde.  Die  Naturalisations-  bez.  Auf- 
nahmeurkunde begründet  mit  dem  Zeitpunkte  der  Aushändigung 
alle  mit  der  Staatsangehörigkeit  verbundenen  Rechte  und  Pflichten» 
§  10.  Die  Verleihung  des  Indigenats  erstreckt  sich,  insofern  dabei 
nicht  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  zugleich  auf  die  Ehefrau  und 
die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kin- 
der. §  11. 
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Das  Gesetz  verknüpft  mit  gewissen  Thatsachen  und  Rechts- 
akten von  selbst  die  Erwerbung  des  Indigenats  : 

t]  Jede  Ausländerin  und  ebenso  jede  Deutsche,  welche  einem 
anderen  deutschen  Staate  angehört  hat,  erwirbt  durch  Verhei- 
rathung  das  Indigenat  ihres  Ehemanns.    §  5. 

2)  Eine  von  der  Regiening  oder  von  einer  Central-  oder  höheren 
Verwaltungsbehörde  eines  Bundesstaates  vollzogene  oder  bestätigte 
Bestallung  für  einen  in  den  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Staats- 
dienst oder  in  den  Eärchen-,  Schul-  oder  Kommunaldienst  aufge- 
nommenen Ausländer  oder  Angehörigen  eines  anderen  Bundes- 
staates vertritt  die  Stelle  der  Naturalisations-  beziehungsweise  Auf- 
nahmeurkunde, sofern  nicht  ein  entgegengesetzter  Vorbehalt  in  der 
Bestallung  ausgedrückt  wird. 

B.  Verlust  der  Staatsangehörigkeit. 

Derselbe  erfolgt : 

1)  Durch  Entlassung  auf  Antrag  des  Staatsangehörigen, 
welche  durch  eine  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  des  Hei- 
mathsstaates  ausgefertigte  Entlassungsurkunde  ertheilt  wird.  Diese 
muss  ausnahmslos  jedem  Staatsangehörigen  ertheilt  werden,  wel- 
cher nachweist,  dass  er  in  einem  anderen  deutschen  Staate  die 
Staatsangehörigkeit  erworben  hat.  In  diesem  Falle  kann  überhaupt 
nicht  mehr  von  einer  Auswanderung  (Expatriation),  sondern  nur 
von  der  Vertauschung  des  einen  Bundesstaates  mit  dem  anderen,  der 
sog.  Ueberwanderung,  die  Bede  sein .  Bei  einer  beabsichtigten 
Auswanderung  ins  Ausland  kann  die  Entlassung  nur  verweigert 
werden  wegen  noch  nicht  oder  nicht  vollständig  erfüllter  Militär- 
pflicht (§  15)1),  wenigstens  in  Friedenszeiten.  Für  die  Zeit  eines 
Krieges  oder  einer  Kriegsgefahr  bleibt  dem  Kaiser  der  Erlass  be- 
sonderer Anordnungen  vorbehalten.  §  17.  Die  Entlassung  bewirkt 
mit  der  Zeit  der  Aushändigung  den  Verlust  des  Indigenats.     Die 


1  Die  Entlassung  darf  nach  §  1 5  nicht  ertheilt  werden :  »1)  Wehrpflich- 
tigen, welche  sich  in  dem  Alter  vom  vollendeten  siebenzehnten  bis  zum  vollen- 
deten fünfundzwanzigsten  Lebensjahre  befinden,  bevor  sie  ein  Zeugniss  der 
Kreisersatzkommission  darüber  beigebracht  haben,  dass  sie  die  Entlassung  nicht 
blos  nachsuchen,  um  sich  der  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere  oder  in  der 
Flotte  zu  entziehen ;  2)  Militärpersonen,  welche  zum  stehenden  Heere  oder  zur 
Flotte  gehören,  Officieren  des  Beurlaubtenstandes  und  Beamten,  bevor  sie  aus 
dem  Dienste  entlassen  sind ;  3)  den  zur  Beserve  des  stehenden  Heeres  und  sur 
Landwehr,  sowie  den  zur  Beserve  der  Flotte  und  zur  Seewehr  gehörigen  und 
nicht  als  Officiere  angestellten  Personen,  nachdem  sie  zum  aktiven  Dienste 
einberufen  worden  sind.« 
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Entlassxulg  wird  unwirksam,  wenn  der  Entlassene  nicht  binnen 
sechs  Monaten,  vom  Tage  der  Aushändigung  der  Entlassungsur- 
kunde  an,  seinen  Wohnsitz  ausserhalb  des  Bundesgebietes  verlegt 
oder  die  Staatsangehörigkeit  in  einem  anderen  Bundesstaate  erwirbt. 
§  IS.  Die  Entlassung  erstreckt  sich,  insofern  nicht  dabei  eine  Aus- 
nahme gemacht  wird,  zugleich  auf  die  Ehefrau  und  die  noch  unter 
Taterlicher  Gewalt  stehenden  minderjährigen  Kinder. 

2j  Durch  Ausspruch  der  Behörde.  Deutsche,  welche 
sich  im  Auslande  aufhalten,  können  ihrer  Staatsangehörigkeit  durch 
einen  Beschluss  der  Centralgewalt  ihres  Heimathsstaates  verlustig 
erklärt  werden,  wenn  sie  im  Falle  eines  Krieges  oder  einer  ELriegs- 
gefahr  einer  durch  den  Kaiser  für  das  ganze  Bundesgebiet  anzu- 
ordnenden ausdrücklichen  Aufforderung  zur  Bückkehr  binnen  der 
bestimmten  Frist  keine  Folge  leisten.  §  20.  Der  Eintritt  in  einen 
fremden,  d.  h.  nichtdeutschen  Staatsdienst  ohne  Erlaubniss  der 
heimischen  Kegierung  zieht  den  Verlust  des  Indigenats  nicht  von 
selbst  nach  sich,  dagegen  kann  die  Centralbehörde  des  Heimaths- 
staates einen  Staatsangehörigen,  der  einen  solchen  Schritt  thut, 
durch  Beschluss  seiner  Staatsangehörigkeit  verlustig  erklären,  wenn 
er  einer  ausdrücklichen  Aufforderung  zum  Austritte  binnen  der  be- 
stimmten Frist  keine  Folge  leistet.  §  23. 

3)  Durch  zehnjährigen  Aufenthalt  im  Auslande. 
Deutsche,  die  das  Bundesgebiet  verlassen  und  sich  zehn  Jahre  lang 
ununterbrochen  im  Auslande  aufhalten,  verlieren  dadurch  ihre 
Staatsangehörigkeit.  Die  vorbezeichnete  Frist  wird  von  dem  Zeit^ 
punkte  des  Austritts  aus  dem  Bundesgebiete  oder,  wenn  der  Aus- 
tretende sich  im  Besitze  eines  Reisepapieres  oder  Heimathsscheines 
befindet,  von  dem  Zeitpunkt  des  Ablaufes  dieses  Papieres  an  ge- 
rechnet; sie  wird  unterbrochen  durch  Eintragung  in  die  Matrikel 
eines  deutschen  Beichskonsulates. 

4)  Bei  unehelichen  Kindern  durch  eine  den  gesetzlichen  Be- 
Stimmungen  gemäss  erfolgte  Legitimation,  wenn  der  Vater  einem 
anderen  Staate  angehört,  als  die  Mutter. 

5)  Bei  einem  Frauenzinuner  durch  Yerheirathung  mit  einem 
Angehörigen  eines  anderen  Bundesstaates  oder  mit  einem  Aus- 
länder. 
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n.  Von  den  Pflichten  der  Staatsangehörigen. 

§140. 
Im  Allgemeinen. 

Es  ist  ein  weit  verbreiteter  Fehleriinserer  modernen  gesellschaft- 
lichen Anschauung,  immer  nur  an  die  Rechte  des  Individuums 
dem  Staate  gegenüber  zu  denken  und  darüber  fast  zu  vergessen, 
dass  das  Yerhaltniss  des  Bürgers  zum  Staate  in  erster  Linie  ein 
Pflichtverhältniss  ist,  welches  auch  im  System  durchaus  an 
die  Spitze  gehört. 

Während  die  im  Staatsgebiete  lebenden  Fremden  nur  die 
negative  Pflicht  haben,  nicht  störend  in  unser  Staatsleben  einzu- 
greifen, haben  die  Angehörigen  dagegen  ihre  organische  Stellung 
als  Staatsgenossen  auch  positiv  nach  allen  Kichtimgen  hin  aus- 
zufüllen. Während  im  Einheitsstaate  diese  Pflicht  nur  gegen  Einen 
Staat  und  Eine  Staatsgewalt  besteht,  zeigt  sich  im  Bundesstaate 
auch  hier  der  Dualismus  des  ganzen  staatsrechtlichen  Verhält- 
nisses. Die  staatsbürgerlichen  Pflichten  werden  ebenso  dem  Beiche, 
wie  dem  Einzelstaate  geschuldet,  und  zwar  in  der  Art,  dass  die 
Kompetenzgrenze  zwischen  beiden  Gewalten  auch  für  jeden  Ein- 
zelnen die  Pflichten  der  Reichs-  und  der  Staatsangehörigkeit  gegen 
einander  abgrenzt. 

§141. 
Die  Treuverpfliohtang» 

Die  Treue  ist  zunächst  ein  ethischer  Begriff.  Aber  von  jeher 
hat  die  germanische  Auffassung  sich  dahin  geneigt,  dieselbe  zu 
einem  Rechtsbegriffe  des  Personenrechtes  zu  erheben^  eine  Rechts- 
verpflichtung zur  Treue  anzuerkennen,  die  sich  freilich  in  konkreten 
Handlungen  und  Unterlassungen  zu  äussern  hat,  aber  keineswegs 
darin  aufgeht.  Dieselbe  ist,  aus  der  privatrechtlichen  Sphäre  des 
mittelalterUchen  Lehenrechtes,  in  geläuterter  Gestalt  auf  den  Staats- 
verband und  sein  persönliches  Oberhaupt  übertragen.  Diesem  Ge- 
danken tragen  die  deutschen  Verfassungen  Rechnimg,  wenn  sie, 
neben  dem  Gehorsam  gegen  das  Gesetz,  auch  »die  Treue  gegen 
den  König«,  als  den  persönlichen  Träger  der  Staatsgewalt,  zur 
Pflicht  machen.  In  dieser  Anforderung  spricht  sich  der  allerdings 
weit  über  das  blos  juristische  Element  hinausgehende  Gedanke  aus, 
dass  auch  im  konstitutionellen  Staate  das  persönliche  Treu  Verhältnis« 
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zwischen  Herrscher  und  ünterthanen  ungeschwächt  fortbesteht, 
dass  der  festgestellte  Buchstabe  des  Bechtes  dem  sittlichen  Bande 
gegenseitiger  Hingebung  und  Treue  keinen  Eintrag  thun  soll.  Als 
Rechtspflicht  hat  die  Treue  ihre  negative  und  ihre  positive 
Seite.  Erstere  schliesst  die  Eechtspflicht  in  sich,  alle  Handlungen 
zu  nnterlassen,  welche  auf  die  Beschädigung  des  Staates  abzielen. 
Die  Verletzimg  der  dem  Staate  schuldigen  Treue  wird  als  »Ver- 
rath«  gekennzeichnet  und  offenbart  sich  in  den  Verbrechen  des 
Hoch-  und  des  Landesverrathes,  deren  subjektives  Moment 
uisprünglich  in  der  Verletzung  des  Treuverhältnisses  des  Staatsan- 
gehöligen  gegen  den  Staat  und  das  Vaterland  besteht,  wenn  auch  aus 
politischen  Gründen  das  Strafgesetzbuch  die  Handlungen,  welche  den 
objektiven  Thatbestand  des  Hochverrathes  und  gewisser  Fälle  des 
Landesverrathes  bilden,  auch  an  Ausländem  bestraft i.  Namentlich 
tritt  aber  die  specifische  Treuverpflichtimg  des  Staatsangehörigen 
in  gewissen  Fällen  des  Landesverrathes  hervor,  deren  sich  nur  In- 
länder schuldig  machen  können.  In  einer  Reihe  von  Paragraphen 
bezieht  sich  die  Strafandrohimg  nur  auf  Deutsche.  Gegen  Aus- 
länder ist  wegen  der  in  diesen  Paragraphen  bezeichneten  Hand- 
lungen »nach  dem  Kriegsgebrauche  zu  verfahren a.  Besonders  aber 
bezeichnet  §  88  einen  Fall  des  Landesverrathes,  welcher  nothwendig 
Beichsangehörigkeit  des  Thäters  voraussetzt:  »Ein  Deutscher,  wel- 
cher während  eines  gegen  das  deutsche  Reich  ausgebrochenen 
Krieges  in  der  feindlichen  Kriegsmacht  Dienste  nimmt  oder  die 
Waffen  gegen  das  deutsche  Reich  oder  dessen  Bundesgenossen  trägt, 
wird  wegen  Landesverrathes  mit  lebenslänglichem  Zuchthause  oder 
lebenslänglicher  Festungshaft  bestraft. a 

In  dem  Bimdesstaate  besteht  die  Verpflichtung  zur  Treue  so- 
wohl gegen  den  Gesammtstaat,  wie  gegen  den  Einzelstaat,  welchem 
jemand  angehört.  Durch  feindselige  Handlungen  kann  sowohl  gegen 
jenen  wie  gegen  diesen  Hochverrath  und  Landesverrath  begangen 
werden.  Da  indessen  das  Kriegsrecht  imd  die  Kriegsherrlichkeit 
jetzt  ausschliesslich  nur  der  Reichsgewalt  zusteht,  so  kann  auch  der 
80g.  militärische  Landesverrath  nur  noch  gegen  das  Reich 
begangen  werden. 


^  Laban d,  Staatsr.  S.  140.  Schütze,  Lehrb.  des  deutschen  Strafrechtes. 
Leipzig  1871.  S.  230.  F.  O.  Schwarze,  Komment,  zum  Strafjgesetzb.  Leip- 
ng  1872.  S.  65.  286.  Wenigstens  in  Bezug  auf  die  Strafzumessung  wird  es 
inunerhin  noch  ein  wichtiges  Moment  sein,  ob  der  Thäter  als  Staatsangehöriger 
sogleich  die  Treue  verletzt  hat. 
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Die  Treuverpflichtung  des  Staatsangehörigen  hat  aber  auch  ihre 
po  sitive  Seite,  indem  er  durch  persönliche  Dienstleistungen  für  den 
Bestand  und  die  Wohlfahrt  des  Staates  einzutreten,  jaimNothfall  sei- 
nem Vaterlande  selbst  sein  Leben  zum  Opfer  zu  bringen  hat.  Dies 
zeigt  sich  besonders  in  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste.  Wäh- 
rend Ausländer  nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechts  überall  vom 
Kriegsdienste  befreit  sind  Ja  ein  Zwang  des  Ausländers  zimi  Kriegs- 
dienst als  eine  Verletzimg  des  Völkerrechts  erscheinen  würde,  stellt 
jetzt  gerade  in  der  allgemeinen  Wehrpflicht  die  Treuverpflichtung 
ihre  höchste  Anforderung  an  alle  waffenfähigen  Staatsangehörigen. 

§142. 
Gehorsamspflicht  i. 

Der  mit  dem  Begriffe  der  Gesammtpersönlichkeit  des  Staates 
gegebene  Gesammtwille  hat  nur  dann  Kealität,  wenn  sich  ihm. 
alle  Einzelwillen  der  Staatsgenossen,  innerhalb  der  staatlichen 
Sphäre  unterordnen.  Jeder  Staat,  mag  seine  Verfassungsform  sein, 
welche  sie  will ,  setzt  die  Rechtspflicht  des  Gehorsams  als  selbst- 
verständlichen Grundsatz  voraus.  Dem  Rechte  des  Staates  auf  Be- 
herrschung entspricht  die  Pflicht  der  Unterthanen  zum  Gehorsam. 
Gehorsam  ist  nicht  nur  »die  erste  Bürgerpflicht«,  sondern  diejenige, 
in  welcher  alle  andern  speciellen  Verpflichtungen,  wie  in  ihrer  Wur- 
zel, enthalten  sind.  In  einem  Bundesstaate  besteht  die  Gehorsams- 
pflicht sowohl  gegen  die  Centralgewalt,  wie  gegen  die  Staatsgewalt 
des  betreffenden  Einzelstaates. 

Nach  unserer  modernen  christlich -germanischen  Auffassung 
kann  aber  dieser  dem  Staate  geschuldete  Gehorsam  niemals  ein  un- 
bedingter, sklavischer  oder  blinder  sein,  und  zwar  in  keiner  Staats- 
form.    Er  ist  vielmehr  begrenzt  durch  die  Sphäre  des  Staates 


<  Die  Literatur,  besonders  die  englische,  über  den  Terfassungsmäsaigen 
Gehorsam  ist  mitgetheilt  und  kritisch  beurtheilt  von  R.  vonMohl  in  der  Ge- 
schichte der  Literatur  der  Staatsw.  B.  I.  S.  320 — 331 .  Für^das  deutsche  und  all- 
gemeine Staatsrecht  vergl.  besonders  Zacharift,  Deutsches  Staatsr.  B.  I.  §  91. 
472.  Zöpfl,  Grunds.  B.n.  §282.  S.  3.  Grotefend,  S.  408.  Bluntschli, 
B.IL  B.Xn.  Kap.  10.  Stahl,  B.IL  Abth.H.  §  150—155.  S.514.  L.v.  Stein, 
Verwaltungslehre  I.  S.  330.  G.  Meyer,  §  224.  S.  584.  v.  Mohl,  Württemb. 
Staatsrecht  B.  I.  §  69.  S.  323.  Po zl,  Bayr.  Verfassungsrecht  §  36.  t.  Rönne, 
a.  a.  O.  §  103.  Bluntschli,  Art.  im  Staatsw.  B.IV.  S.81— 93,  H.  A.Zacha- 
^  i  ä ,  Art.  im  Staatslex.  (HI.  Aufl.)  »Gehorsam  u.  Widerstand«  B.  VI.  S.  209—224. 
A.  L.  Rey  scher 's  public.  Versuche  S.  284  ff.  Ueber  England  vergl.  besonders 
Gneist,  Verwaltungsrecht  (11.  Aufl.)  B.  11.  §  49.  S.  701  ff.  »Der  Grundsati  des 
verfassungsmässigen  Gehorsams«. 
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selbst,  welcher  mit  seinen  Geboten  in  die  höhere  Sphäre  der  Moral, 
der  Religion,  derWissenschaft  nicht  eingreifen  darf  [§17S. 27. Meine 
Eni.  §51  S.163.  Stahl,  B.II.  Abth.  U.S. 529).  Es  sind  immerhin  aus 
solchen  höheren  Gründen  Falle  denkbar,  wo  es  zur  Gewissenspflicht 
des  Bürgers  wird,  der  Staatsgewalt  den  Gehorsam  zu  verweigern,  was 
fireilich  meist  aufseine  eigene  Gefahrhingesohehen  wird.  Abgesehen 
Ton  diesen  allgemeinen  sittlichen  Grenzen  des  büigerlichen  Gehor- 
sams zieht  der  konstitutionelle  Staat"  durch  Verfassung  imd  Gesetz 
auch  ganz  besondere  positivrechtliche  Schranken.  Daher  kann  in 
einem  solchen  Staate  nur  von  verfassungsmässigem  und  ge- 
setzlichem Gehorsam  die  Hede  sein.  Auch  schon  zii  Reichszeiten 
war  in  Deutschland  nur  verfassungsmässiger  Gehorsam  Rech- 
tens. Die  Reichsstände  schuldeten  dem  Kaiser  reichsverfassungs- 
massigen,  die  Unterthanen  dem  Landesherm  landesverfassungsmäs- 
sigen  Gehorsam.  Diesen  Grundsatz  des  älteren  deutschen  Staatsrechts 
erkennen  auch  alle  neueren  Verfassungsurkunden  als  selbstverständ- 
lich an.  Ueber  den  allgemeinen  Grundsatz  herrscht  in  der 
Theorie  kein  Streit.  Die  Meinungen  gehen  erst  da  auseinander, 
wo  es  sich  um  Beantwortung  der  praktischen  Frage  handelt,  wie 
sich  der  Einzelne  ungesetzlichen  Befehlen  der  Obrigkeit  und  ihrer 
Organe  gegenüber  zu  verhalten  habe  ?  Indem  die  Obrigkeit  ihrer- 
seits ihre  Massregeln  und  Vorschriften  aufrecht  zu  erhalten  und  den 
Widerstand  der  Einzelnien  gegen  ihre  Organe  durch  Strafverbote 
zu  brechen  versucht ,  greift  diese  Lehre  in  das  Kriminalrecht 
hinüber  und  muss  aus  dem  geltenden  Strafgesetzbuche  die  Ent- 
scheidung der  einschlagenden  Fragen  entnommen  werden.  Soviel 
steht  fest,  dass  der  einfache  Ungehorsam,  die  blosse  Nicht- 
befolgung  obrigkeitlicher  Befehle  an  sich  niemals  strafbar  ist.  Der 
Nichtgehorchende  setzt  sich  in  einem  solchen  Falle  nur  der  Execu- 
tion,  dem  Civilzwang,  Geldbussen  aus,  welche  nicht  als  Strafmittel 
gelten  können.  Strafbar  ist  dagegen  bereits  nach  §  1 10  des  deutschen 
Strafgesetzbuchs:  »wer  öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  oder 
wer  durch  Verbreitung  oder  öffentlichen  Anschlag  oder  öffentliche 
Ausstellung  von  Schriften  oder  andern  Darstellungen  zum  Unge- 
horsam gegen  Gesetze  oder  rechtsgiltige  Verordnungen  oder 
gegen  die  von  der  Obrigkeit  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit 
getroffenen  Anordnungen  auffordert.«  Besonders  bedeutsam  für  vor- 
liegende Frage  ist  aber  §  113  des  Strafgesetzbuchs:  »Wer  einem 
Beamten,  welcher  zur  Vollstreckung  von  Gesetzen,  von  Befehlen 
und  Anordnungen  von  Verwaltungsbehörden  oder  von  Urtheilcn 

H.  B  eh  a  Iz  • ,  Deatsches  StaaUrecM.  24 
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und  Verfügungen  der  Gerichte  berufen  ist,  in  der  rechtmässi- 
gen Ausübung  seines  Amts  durch  Gewalt  oder  durch  Bedro- 
hung mit  Gewalt  Widerstand  leistet  oder  wer  einen  solchen  Beam- 
ten, während  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes,  thätlich 
angreift,  wird  mitGefängniss  bis  zu  zwei  Jahren  oder  mit  Geldbusse 
bis  zu  500  Thaler  bestraft.  Dieselbe  Strafe  tritt  ein,  wenn  die  Hand- 
lungen gegen  Personen ,  welche  zur  Unterstützung  des  Beamten 
zugezogen  waren,  oder  gegen  Mannschaften  der  bewaffneten  Macht 
oder  gegen  Mannschaften  einer  Gemeinde-  Schutz-  oder  Bürger- 
wehr in  Ausübung  des  Dienstes  begangen  wird« .  Durch  §113,  welcher 
durch  den  Reichstag  eine  sachgemässe  Abänderung  des  im  Entwürfe 
beibehaltenen  §  S9  des  preussischen  Strafgesetzbuches  erhielt,  ist 
die  in  der  Wissenschaft  längst  durchgedrungene  richtige  gemein- 
rechtliche Theorie  durch  die  Gesetzgebung  sanktionirt  und  ein  wich- 
tiger Fortschritt  im  Sinne  des  Bechtsstaates  gemacht,  indem  der 
Beamte  ^nur  in  der  rechtmässigen  Ausübung  seines  Amtes«  gegen 
Widerstand  geschützt  und  ausdrücklich  anerkannt  wird,  dass  gegen 
unrechtmässige  Ausübung  des  Amtes  jedem  Bürger  die  Noth- 
wehr  erlaubt  ist,  wenn  deren  Bedingungen  überhaupt  vorliegen  und 
deren  gesetzliche  Schranken  nicht  überschritten  werden.  Fehlt  es 
unzweifelhaft  an  Örtlicher  oder  sachlicher  Zuständigkeit  des  voll- 
streckenden Beamten  oder  der  anordnenden  Behörde  j  an  Gesetz- 
mässigkeit des  Aktes  nach  Form  und  Inhalt  oder  liegt  eine  »Aus- 
schreitung« des  Beamten  vor,  so  kann  von  einer  strafbaren 
Widerstandshandlung  nach  §  113  nicht  die  Rede  sein.  Der 
Rechtsstaat  hat  kein  Interesse  daran,  den  ungesetzlich  han- 
delnden Beamten  zu  schützen,  dem  einzelnen  Bürger  aber  überlässt 
er  es,  zu  beurtheilen,  ob  die  gegen  ihn  gerichtete  Beamtenhandlung 
eine  unrechtmässige  ist  oder  ob  die  Bedingungen  der  gesetzlichen 
Nothwehr  vorliegen.  Ob  dies  wirklich  der  Fall,  hat  der  Richter 
dann  in  dem  eingeleiteten  Strafprocess  zu  entscheiden.  So  sehr  die 
ausdrückliche  Anerkennung  dieses  Grundsatzes  vom  nur  verfas- 
sungsmässigen und  gesetzlichen  Gehorsam  dem  Rechtsstaate  ent- 
spricht ,  so  bleibt  die  Anwendung  des  thätlichen  Widerstandes  ge- 
gen die  Organe  der  Obrigkeit  für  den  Einzelnen  immerhin  ein  sehr 
bedenklicher  Schritt ,  da  derselbe  nur  selten  mit  seinen  schwachen 
Kräften  der  Obrigkeit  erfolgreich  Widerstand  leisten,  sich  *aach 
leicht  über  die  Widerrechtlichkeit  der  betreffenden  Beamtenhand- 
lung täuschen  oder  wenigstens  anderer  Ansicht  sein  kann,  als  das 
entscheidende  Gericht ,  welches  ihn  alsdann  zu  schweren  Strafen 
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venirtheilen  wird^  Wichtiger  als  dieses  Recht  des  thatsächlichen 
Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Handlungen  der  Beamten  ist  die 
Organisation  eines  geordneten  Rechtsschutzes  auf  dem  Gebiet  des 
öffentlichen  Rechts,  wodurch  dem  Bürger  ein  unbeschränktes  Klage- 
recht  gegen  jede  Widerrechtlichkeit  und  Ausschreitung  der  Beamten 
gewahrt  wird. 

Zu  Zeiten  des  älteren  deutschen  Reiches  wurde  von  sämmtlichen 
Unterthanen  zur  Bestärkung  ihrer  Gehorsamspflicht  dem  Landes- 
heim  ein  Unterthanen-  oder  Huldigungseid  geleistet 
(hopagium  plenum).  Dies  geschah  beim  Regierungsantritt  eines 
neuen  Landesherm  von  Seiten  aller  männlichen  Unterthanen, 
sonst  bei  der  Au&ahme  neuer  Unterthanen  in  den  Unterthanenver- 
band  für  die  neu  aufzunehmenden^  für  die  eingebomen  Unterthanen 
bei  Erreichung  der  Volljährigkeit. 

Von  neueren  Verfassungen  haben  einige  diesen  Eid  beibehalten 
und  zugleich  mit  auf  Beobachtung  der  Verfassung  gerichtet,  Bayeri- 
sche Verfassung  Tit.  X  §  3,  Sachs.  Verfassung  §  139,  Württember- 
gische Verfassung  §  20  u.  s.  w.,  andere  beschränken  dagegen  die 
Beeidigung  auf  die  Landtagsmitglieder  und  die  Staatsdiener,  so  die 
Preussische  Verfassung  108.  Eine  allgemeine  Landeshuldigung  beim 
Regierungsantritt  hat  in  Preussen  seit  Erlass  der  Verfassung  nicht 
mehr  stattgefunden ;  der  besondere  Homagialeid  der  Ritterguts- 
besitzer ist  durch  Gesetz  vom  28.  Mai  1874  aufgehoben. 

Als  besonders  wichtige  Ausflüsse  der  Gehorsamspflicht  der 
Unterthanen  erscheinen  die  Wehrpflicht  und  die  Steuer- 
pflicht. 

§143. 

Die  Wehrpflicht  2. 
Aeussere  Macht  ist  dem  Staate  unentbehrlich,  für  die  Behaup- 
tung seiner  Unabhängigkeit  und  seiner  Stellung  im  internationalen 

*H.  A.  Zacharift,  Ueber  die  Strafbarkeit  der  Widersetzliohkeit  gegen 
öffentliche  Beamte  (Archiv  des  Kriminalrechtes.  Neue  Folge  1843.  No.  XV. 
S.344<->376).  Th.  B.  Schütze,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafr.  §.  66.  26S  ff. 
Friedrich  Meyer-Thoren,  Strafgesetzgebung  für  das  deutsche  Reich  1871. 
8.90—102.  John,  in  Holt  zendor  ff 's  Handbuch  des  Strafrechtes  III.  S.  117 
biil23.  Karl  Hiller,  Die  Rechtm&ssigkeit  der  Amtsausübung  im  Begriff  des 
Vergehens  der  Widersetzlichkeit.  Würzburg  1873. 

^  Für  das  ältere  Staatsr.  J.  J.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Militar- 
ttchen  1773.  S.  118  und  von  der  Unterthanen  Hechten  und  Pflichten  S.  72. 
H.A.  Zachariä,B.  L  §91.8.478.  v.  Held,  a.  a.  O.  B.  IL  S.  600.  Pözl, 
}3S.  S.  104.  V.  Rönne,  Ueber  Preussen.  Thudichum,  Ueber  den  nordd. 
Bund,  Kriegswesen  S.  368  ff.  0.  Meyer,  S.  586.  Vor  allem  jetzt  La  band, 
^tsr.  B.  m.  Abth.  1.  S.  136  ff.  §  88 :    »Die  gesetzlich^  Wehrpflicht.« 

24* 
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Staatensysteme.  Zur  Herstellung  und  Behauptung  derselben  gehört 
vor  allem  ein  Kriegsheer.  Ein  solches  kann,  nach  den  heutigen 
europäischen  Verhältnissen,  in  genügender  Weise  weder  durch  ge- 
worbene Söldner ,  noch  durch  ungeübte  Milizen,  sondern  nur  auf 
Grundlage  der  ernstlich  durchgeführten  allgemeinen  Wehrpflicht 
geschaffen  werden.  Aus  dem  Lebensprinzip  des  Staates,  Macht  zu 
36in  und  sich  als  solche  zu  behaupten^  folgt  unmittelbar  die  Pflicht 
aller  waffenfähigen  Staatsbürger,  diesem  wichtigen  Staatszwecke  zu 
dienen.  Da  jeder  Staatsgenosse  an  der  Macht  und  Ehre  seines 
Vaterlandes  theil  nimmt,  da  er  als  Glied  den  Aufgaben  der  pe- 
sammtheit  dienen  muss ,  so  ist  er  auch  verpflichtet,  nach  den  ge- 
setzlichen Vorschriften ,  den  Kriegsdienst  im  nationalen  Heere  zu 
leisten,  dessen  der  Staat  nicht  entbehren  kann.  Allerdings  ist  diese 
Anforderung  des  modernen  Staates  die  schwerste,  weil  hier  vom 
Bürger  die  äusserste  Hingabe  seiner  Persönlichkeit ,  ja  selbst  die 
Aufopferung  seines  Lebens  verlangt  werden  kann.  Für  die  Hingabe 
von  Gesundheit  und  Leben  ist  aber  kein  Aequivalent  denkbar. 
Darum  ist  Stellvertretung  in  der  Wehrpflicht  mit  der  Gleich- 
heit der  Unterthanenlasten  unverträglich.  Zu  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  soll  auch  der  wirklich  durchgeführte  allgemeine 
Waffendienst  kommen,  welcher  das  Gefühl  männlicher  Ehre 
im  Volke  grosszieht,  die  höchste  Entfaltung  kriegerischer  National- 
kraft möglich  macht  und  allein  der  Gerechtigkeit  entspricht. 

Dieser  Gedanke  war  in  dem  altgermanischen  Staate ,  sowie  in 
der  fränkischen  Monarchie,  in  dem  Heerbanne  ausgeprägt,  wel- 
chem alle  freien  waffenfähigen  Männer  angehörten.  Als  die  alte 
Gemeinfreiheit  in  dem  Lehenswesen  unterging ,  wurde  der  Waffen- 
dienst eine  aristokratische  Standesauszeichnung  und  die  Kriegs- 
wie  die  Staatsverfassung  wurde  vom  Geiste  des  Feudalismus  durch- 
drungen. Nachdem  aber  die  ritterliche  Lehensmiliz  durch  die 
neuere  Kriegführung  unbrauchbar  geworden  war,  behalfen  sich  die 
deutschen  Landesherm  meist  mit  geworbenen  inländischen  und 
ausländischen  Söldnern.  Nach  Beichsstaatsrecht  waren  die  Unter- 
thanen  nur  zur  Stellung  der  sehr  geringen  Reichs-  und  Kreiskon- 
tingente verpflichtet.  Nur  wenn  diese  durch  Werbung  nicht  auf- 
zubringen waren,  konnten  die  TJnterthanen  genöthigt  werden ,  mit 
ihren  eigenen  Leibern  zu  dienen.  Ausserdem  konnte  ein  allgemeines 
Aufgebot  in  der  Zeit  der  Noth  zum  Zwecke  der  Landesvertheidi- 
gung  erfolgen  (Landfolge).      Eine  weitergehende   Verpflichtung 
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der  UnterthaDen  bestand  nicht.  Dei  Wendepunkt  unserer  deutschen 
Wehrverfassung  vollzieht  sich  in  dem  werdenden  Grossstaate  Bran- 
denburg-Preussen. 

Auch  hier  wurde,  nach  vollständigem  Verfall  der  Lehenskriegs- 
veifassung  im  17.  Jahrhundert,  ein  stehendes  Heer  durch  Werbung 
gebildet,  bis  König  Friedrich  Wilhel^i  I.  durch  sein  Kantonregle- 
ment vobi  15. September  1733  die  waffenfähigen  Männer  vom  16.  bis 
zum  45.  Jahre  zum  Heeresdienste  verpflichtete  und  jedem  Regiment 
einen  Landesbezirk  für  die  Aushebung  seiner  Dienstmannschafben 
anwies.  Es  waren  aber  von  dieser  Dienstpflicht  ganze  Klassen  von 
Personen,  ja  ganze  Städte  imd  Distrikte  befreit.  Erst  in  dem 
.  grossen  Aufschwung  der  Freiheitskriege  griff  Preussen  zum  Prinzip 
der  gleichen  Wehrpflicht  und  gründete  darauf  seine  für  ganz  Europa 
vorbildlich  gewordene  Wehrverfassung.  Dieselbe  fand  in  dem  Ge- 
setze vom  3.  September  1814  ihre  Regelung  und  ist  in  Art.  34  der 
preussischen  Yerfassungsurkunde  staatsgrundgesetzlich  anerkannt : 
»Alle  Preussen  sind  wehrpflichtig.«  Dieses  von  Preussen  zuerst 
aufgestellte  und  folgerichtig  durchgeführte  Princip  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  ging  im  Jahre  1848  in  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  über  (Art.  11  §  7:  »Die  Wehrpflicht  ist  für  alle  gleich,  Stellver- 
tzetang  findet  bei  derselben  nicht  statt.«) ,  musste  aber  in  den  mitt- 
leren und  kleineren  Staaten  wieder  dem  Konscriptionssysteme  mit 
Logs  und  Stellvertretung  weichen,  bis  es  endlich^  durch  die  Erfolge 
des  Jahres  1866  von  neuem  glänzend  bewährt,  seinen  Eingang  in 
die  norddeutsche  Bundesverfassung,  später  deutsche  Beichsver* 
iassung  fand,  wo  es  im  Art.  59  heisst:  »Jeder  wehrfähige 
Deutsche  gehört  sieben  Jahre  lang ,  in  der  Regel  vom  vollendeten 
20.  bis  zum  beginnenden  28.  Lebensjahre  dem  stehenden  Heere, 
und  zwar  die  ersten  drei  Jahre  bei  den  Fahnen ,  die  letzten  vier 
Jalire  in  der  Reserve  imd  die  folgenden  fünf  Jahre  der  Landwehr 
an.t  Diese  Yerfassungsbestinmiung  hat  in  dem  Bundesgesetze 
»betreffend  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste«  vom  9.  November 
1867  (Bundesgesetzblatt  1867.  No.  22  Seite  133  ff.)  ihre  nähere  Aus- 
führung erhalten  und  gilt  jetzt  für  den  ganzen  Umfang  des  deut- 
sehen  Reiches.  Mit  dieser  Militärpflicht  im  stehenden  Heere  und 
m  der  Landwehr  ist  aber  die  Anforderung  an  die  Wehrpflicht  der 
Unterthanen  noch  nicht  erschöpft,  indem  im  äussersten  Nothfalle 
die  Wehrpflichtigen  vom  vollendeten  17.  bis  zum  vollendeten 
42.  Jahre  zum  Landsturme  einberufen' werden  können.  Im 
übrigen  ist  die  Wehrpflicht  eine  durch  das  Gesetz  genau  bemessene 


Digitized  by  VjOOQIC 


362  ^*  I^&s  Landesstaatsreoht. 

Pflicht.   Ueber  das  gesetzliche  Mass  können  den  Unterthanen  keine 
weiteren  Zumuthungen   angesonnen  werden. 

Diese  vom  Reiche  angeordnete  Wehrpflicht  wird  zunächst 
dem  Einzelstaate  geleistet,  da  das  Reichsheer  aus  den  Kontingenten 
derselben  zusammengesetzt  ist.*"  Aus  der  Einheit  des  deutschen 
Reichsheeres  zieht  das  Gesetz  vom  9.  November  1867  §  17  die  Konse- 
quenz, dass  jeder  Deutsche  nicht  blos  in  seinem  Heimathsstaate, 
sondern  auch  in  jedem  anderen  Bundesstaate,  in  welchem  er  zur 
Zeit  des  Eintritts  in  das  militärpflichtige  Alter  seinen  Wohnsitz  hat, 
oder  in  welchen  er  vor  erfolgter  endgiltiger  Entscheidung  über  seine 
aktive  Dienstpflicht  verzieht,  seine  Militärpflicht  erfüllen  kann,  und 
dass  er  seinem  Heimathsstaate  gegenüber  von  der  Dienstpflicht  frei 
wird,  wenn  er  dieselbe  in  einem  anderen  Bundesstaate  erfüllt  hat 
(sogenannte  militärische  Freizügigkeit). 

§144. 
Die  Steuerpflioht^. 

Seitdem  der  Staat  sich  die  umfassendsten  Aui^aben  gestellt 
hat,  seitdem  die  Geldwirthschaft  fast  durchweg  an  die  Stelle  der 
Naturalleistungen  getreten  ist,  bedarf  derselbe  der  umfassendsten 
Geldmittel  zu  seiner  Existenz.  Soweit  er  dieselben  nicht  aus  seinem 
eigenen  Vermögen  zu  decken  im  Stande  ist,  wendet  er  sich  um  Bei- 
träge an  das  Privatvermögen  seiner  Bürger.  Die  Verpflichtung 
derselben  zur  Beisteuer  folgt  unmittelbar  aus  ihrer  Staatsge- 
nossenschaft. In  der  ganzen  Stellung  der  Bürger  im  Staats- 
organismus, in  ihrer  nothwendigen  Mitbetheiligung  an  den  natio- 
nalen Aufgaben  des  Staatslebens,  nicht  in  einer  Wiedererstattungs- 
pflicht einzelner  vom  Staate  gewahrter  Vortheile,  nicht  in  einem 
fingirten  Assekuranzverhältnisse  der  Vermögen  durch  den  Staat, 
wie  die  ältere  mechanische  Staatslehre  annahm,  liegt  der  wahre 
Grund  der  staatsbürgerlichen  Steuerpflicht. 

In  dem  unentwickelten  Territorialstaate  war  der  Unterthan  nur 
soweit  verpflichtet,  Steuern  zu  geben,  als  er  durch  Herkommen  oder 
speciellen  Rechtstitel  dazu  verbunden  war.  Die  allgemeine,  unter- 
schiedslose, lediglich  auf  die  Staatsgenossenschaft  gegründete 
Steuerpflicht  ist  erst  im  modernen  Staate  zur  Anerkennung  ge- 
kommen. 


1  Leist,  Lehrbuch  S.  680.  Bluntechli,  B.  H.  L.  X.  Kap.  V.  v.  Held, 
B.  II.  S.  605  ff.  Stahl,  B.  n.  S.  577  ff.  Für  Pxeussen  von  Rönne,  a.  a.  O. 
§105.  G.Meyer,  §226.8.  589. 
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Bei  dem  völlig  unorganischen ,  mehr  privatrechtlichen  Steuer- 
wesen der  vergangenen  Jahrhunderte  war  die  Vertheilung  der 
öffentlichen  Ahgaben  eine  völlig  ungleiche.  Exemtionen  durch- 
brachen überall  die  Begel  der  Steuerpflicht  und  liessen  den  Gedan- 
ken einer  gleichmässigen  Vertheilung  der  Staatslasten  gar  nicht 
aufkommen.  Besonders  hatte  die  Ritterschaft  ihre  einflussreiche 
Stellung  auf  den  Landtagen  zu  benutzen  gewusst,  um  die  Steuer- 
freiheit ihrer  Kitterhufen  durchzusetzen.  In  ähnlicher  Weise  hatte 
die  Geistlichkeit  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit  erworben.  Die 
Städte  zahlten  gewöhnlich  fixirte  Abgaben.  Die  schwerste 
Steuerlast  lag  auf  dem  -gedrückten  Bauernstände  (misera  plebs 
contribuens) .  Erst  in  unserem  Jahrhundert  hat  die  Idee  eines 
gleichberechtigten  und  gleichverpflichteten  Staatsbürgerthums  auch 
auf  diesem  Gebiete  ihre  Anfordeningen  geltend  gemacht  und  all- 
malig  durchgesetzt.  Es  wurde  gesetzlich  ausgesprochen,  »dass  die 
Staatsbürger  zu  den  Staatslasten  auf  verhältnissmässig  gleiche 
Weise  beizutragen  schuldig  seien«;  die  Beseitigung  aller  Steuer- 
privüegien  wurde  verfassungsmässig  ausgesprochen.  In  allen 
Staaten  wurde  besonders  die  Steuerfreiheit  der  Rittergüter  theils  mit, 
theils  oh^e  Entschädigung  aufgehoben ;  jede  andere  Bevorzugung 
m  Betreff  der  Besteuerung  für  verfassungswidrig  erklärt;  doch  kann 
kein  einseitig  durchgeführter  Besteuerungsmodus  für  alle  Zeiten 
und  Verhältnisse  als  der  allein  gerechte  hingestellt  werden.  Der 
staatsrechtliche  Grundsatz  der  gleichen  Vertheilung  der 
Staatslasten  auf  die  Bürger  lässt  sich  nicht  als  abstraktes 
Prindp  durchführen,  sondern  kann  nur,  als  leitende  Maxime,  auf 
die  wirthschaftlichen  Zweckmässigkeitserwägungen  der  Finanz- 
manner  bei  den  so  verwickelten  Fragen  der  Besteuerung  einwirken. 

Die  'Steuerpflicht  deutscher  Unterthanen  besteht  sowohl  dem 
Reiche  als  den  Einzelstaaten  gegenüber.  Für  das  Reich  kommen 
big  jetzt  nur  indirekte  und  Verkehrssteuem  in  Betracht.  Den  Einzel- 
staaten sind  ausserdem  Grund-,  Gewerbe-,  Kapitalrenten-  und 
Einkommensteuer  zu  entrichten.  Zur  Zahlung  von  Grundsteuer 
ist  jeder  verpflichtet,  welcher  Grundeigenthum  innerhalb  des  Staates 
besitzt,  zur  Zahlung  von  Gewerbesteuer  jeder,  der  daselbst  Gewerbe 
treibt.  Dagegen  werden,  nach  den  Gesetzen  vieler  Staaten,  zur  Ein- 
kommen-imd  Kapitalrentensteuer  die  Staatsangehörigen,  auch  wenn 
sie  ausserhalb  des  Staates  wohnen,  sowie  die  im  Staate  domicilirten 
NichtStaatsangehörigen  herangezogen.  Dadurch  kann  eineJD  o  p  p  e  1  - 
besteuerung  solcher  Personen  herbeigeführt  werden,  welche 
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ihren  Wohnsitz  in  einem  anderen  ^  als  in  ihrem  Heimathsstaate 
haben.  Für  Reichsangehörige  ist  dieser  Uebelstand  durch  ein  be- 
sonderes Beichsgesetz  vom  13.  Mai  1870  beseitigt  worden. 


m.    Von  den  Rechten  der  Staatsangehörigen. 

§  145. 
Im  Allgemeinen  ^ 
Den  Pflichten  der  Staatsangehörigen  stehen  im  konstitutionel- 
len Staate  ebenso  bedeutsame  öffentliche  Rechte  derselben  gegen- 
über. Dieselben  haben  einen  doppelten  Charakter.  Es  sind  ent- 
weder die  oben  erwähnten  staatsbürgerlichen  Rechte,  droits  poUti- 
ques,  welche  zu  einer  aktiven  Betheiligung  am  Lebensprocesse  des 
Staates  berufen  und  berechtigen ;  sie  kommen  nicht  allen  Staats- 
angehörigen ZU;  sondern  setzen  zu  ihrer  Ausübung  noch  die  Existenz 
anderer  Bedingungen  voraus .  Dahin  gehören  männliches  Geschlecht. 
Volljährigkeit,  Unbescholtenheit,  Selbständigkeit  u.  s.  w.  Die 
Staatsbürger  in  diesem  engem  Sinne  erscheinen  dann  als  die  eigent- 
lichen aktiven  Vollbürger,  denen  alle  übrigen  Staatsgenossen, 
Frauen,  Kinder  u.  s.  w.,  als  Passivbürger  gegenüberstehen. 
Die  wichtigsten  dieser  staatsbürgerlichen  Rechte  sind . 

1)  Theilnahme  an  der  Volksvertretung,  das  Recht  zu  wählen  und 
gewählt  zu  werden  (in  Amerika  bezeichnet  man  wegen  dieses  wich- 
tigsten Rechtes  den  Aktivbürger  schlechtweg  als  Wähler,  »electora), 

2)  Fähigkeit,  bei  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  als  Ge- 
schworener, Schöffe  oder  sonst  als  Gerichtsperson  mitzuwirken; 
doch  tritt  bei  der  Schwere  dieser  Leistungen  oft  mehr  der  Gesichts- 
punkt der  Pflicht,  als  der  des  Rechtes  hervor; 

^  Moser,  Von  der  deutschen  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten  1774. 
Klübei,  Oeffentl.  Recht  §  257.  §  467.  H.  A.  Zachaiift,  B.  I.  §  86  ff.  S.  435'. 
Zöpfl,  Grundsätze  Th.  n.  §  281.  S.  1.  §  286  ff.  S.  13.  v.  Held,  System  B.H. 
§  443.  S.  557,  Bluntschli,  B.  11.  Lief.  2.  Kap.  19  u.  20.  Stahl,  Philos.  des 
Rechts  B.  n.  Abth.  2.  §  142—144.  S.  519.  Qrotefend,  §451  ff.  O.  Mejer, 
§215  ff.  S.  562  ff.  Art.:  »Freiheitsieohte«  von  Ahrens  in  Bluntschli's 
Staatsw.  B.  III.  S.  739.  A.  M.  Ottow,  Die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes 
nebst  den  Entwürfen  zu  den  Gesetzen  und  Hinweisungen  auf  andere  Verfassun- 
gen. Frankfurt  a.  M.  1849.  R.  v.  Mohl,  Württemb.  Staatsr.  B.  I.  8.  323—432. 
Pözl  (Aufl.  IV),  S.  61—95.  v.  Rönne,  B.  I.  Abth.  H.  §  89  ff.  S.  32  ff.  üeber 
englische  Grundrechte  Blackstone,  Comm.  B.  I.  Chapt.  I  of  the  absolute  rights 
of  individuals.  Gneist,  a.  a.  O.  Th.  I.  S.  304.  Franz  Lieber,  üeber  bür- 
gerliche Freiheit  und  Selbstrerwaltung,  Übersetzt  Ton  Mittermaier,  Heidel- 
berg 1860. 
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3]  Fähigkeit  zur  Erlangung  von  Staatsämtem,  unter  Einhaltung 
der  vorgeschriebenen  gesetzlichen  Bedingungen ; 

4)  Mitbetheiligung  an  derFunktion  der  Selbstverwaltung, 
soweit  eine  solche  nach  den  Einrichtungen  des  Staates  überhaupt 
besteht. 

Diesen  politischen  Rechten  der  Aktivbürger,  welche  nur  bei 
den  einzelnen  Instituten  abgehandelt  werden  können,  stehen  die« 
bürgerlichen  Rechte,  ))droits  civils«,  gegenüber,  welche  allen 
Staatsangehörigen  zukommen.  Auch  diese  unterscheiden  sich  von 
den  blossen  Privatrechten,  welche  nicht  erst  vom  Staate  geschaffen, 
sondern  nur  vom  Staate  geschützt  werden;  sie  gehören  dem  öffent- 
lichen Rechte  an  und  entspringen  lediglich  aus  dem  Staatsverbande, 
sie  beziehen  sich  auf  das  Yerhältniss  des  Einzelnen  zum  Staate  und 
mnfassen  die  Ansprüche,  welche  jeder  Angehörige  gegen  das  Staats^ 
ganze  erheben  kann;  sie  sind  entweder  affirmativ,  indem  der 
Einzelne  gewisse  Leistungen  für  sich  vom  Staate  verlangen  kann, 
oder  negativ,  indem  der  Einzelne  gewisse  Einwirkungen  der 
Staatsgewalt  von  sich  abweisen  kann. 

Die  bürgerlichen  Rechte  der  ersteren  Art  bestehen  in  dem  An- 
sprache aller  Staatsangehörigen  auf  staatlichen  Schutz  und  sonstige 
Füisoige,  d.  h.  auf  die  Wohlthaten,  welche  der  Staatsverband  über- 
haupt gewährt.  Bei  der  Theilung  der  Staatsfunktionen  zvdschen 
Reich  und  Einzelstaaten  kann  der  deutsche  Reichsangehörige  der- 
artige Ansprüche  sowohl  gegen  das  Reich  im  Ganzen,  wie  gegen 
den  Einzelstaat  erheben,  welchem  er  angehört«  Diese  Ansprüche 
sind  besonders  folgende : 

1)  Anspruch  auf  den  völkerrechtlichen  Schutz  an- 
deren Staaten  und  ihren  Angehörigen  gegenüber.  Dieser  wird  allen 
Reichsangehörigen  durch  das  Reich  gewährt  und  erscheint  als  ein 
werthvoUes  Palladium  des  deutschen  Reichsbürgerrechtes.  Soweit 
deutsche  Einzelstaaten  noch  Gesandtschaften  im  Auslande  halten, 
können  sich  ihre  Angehörigen  auch  an  diese  um  Schutz  und  Ver- 
tretung wenden,  doch  wird  dadurch  der  meist  wirksamere  Schutz 
durch  die  Reichsgesandtschaften  nicht  ausgeschlossen.  Nichtreichs- 
angehSrige  haben  keinen  Anspruch  auf  völkerrechtlichen  Schutz 
von  Seiten  des  Reiches  oder  der  Einzelstaaten. 

2)  Anspruch  auf  Schutz  der  privaten  und  öffent- 
lichen Rechtssphäre  durch  die  Gerichte.  Als  Aufgabe 
des  Reiches  wird  zwar  ganz  im  Allgemeinen  »Schutz  des  Bundes- 
gebietes und  des  innerhalb  desselben  gültigen  Rechtesa  bezeichnet. 
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Dennoch  wird  dieser  richterliche  Schutz  nicht  blos  durch  die  Reichs- 
gewalt, sondern  in  erster  Linie  durch  die  Staatsgewalten  der  Einzel- 
staaten gewährt.  Die  Pflicht  jeder  der  beiden  Staatsgewalten  reicht 
auch  in  dieser  Beziehung  so  weit  als  ihre  Kompetenzgrenze.  Es  ist 
aber  zu  eng,  wenn  man  diesen  Anspruch  auf  Rechtsschutz  blos 
auf  die  privatrechtliche  Sphäre  beschränkt  [wie  z.  B.  G.  Meyer, 
^a.a.O.S.565  thut),  vielmehr  ist  gerade  unsere  neuere  Gesetz- 
gebung bestrebt ,  diesen  Rechtsschutz  immer  weiter  auch  auf  das 
Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes  auszudehnen,  und  kann  insbesondere 
die  Yerwaltungsgerichtsbarkeit  als  ein  wichtiger  Fortschritt  in  dieser 
Beziehung  betrachtet  werden. 

3)  Anspruch  auf  die  fürsorgende  Thätigkeit  des 
Staates,  welche  durch  die  innere  Verwaltung  gewährt 
wird.  Dahin  gehört  vor  allem  das  Recht,  alle  die  zahlreichen  An- 
stalten, welche  das  Reich^  die  Einzelstaaten  und  die  Kommunal- 
verbände für  die  Förderung  von  Volkswohlstand  und  Bildung  im 
Interesse  ihrer  Angehörigen  gegründet  haben,  unter  den  gesetzlichen 
Bedingungen  zu  benutzen.  Allerdings  sind  von  diesen  wohlthätigen 
Einrichtungen  der  inneren  Verwaltung  auch  Ausländer  regelmässig 
nicht  ausgeschlossen,  doch  stehen  in  dieser  Beziehung  den  Staats- 
angehörigen meist  weitergehende  Rechte  und  eine  Erleichterung  in 
deren  Benutzimg  zu. 

Diesen  affirmativen  bürgerlichen  Rechten  stehen  die  negativen 
Freiheitsrechte  gegenüber,  welche  man,  nach  einem  herge- 
brachten Sprachgebrauche,  besonders  als  Grundrechte  zu  be- 
zeichnen pflegt.  Ihr  Wesen  besteht  darin,  dass  die  Staatsgewalt 
verpflichtet  ist,  sich  gewisser  Eingriffe  in  die  individuelle  Rechts- 
sphäre der  einzelnen  Bürger  zu  enthalten.  Der  Begriff  dieser  indi- 
viduellen Freiheitsrechte  ist  seit  langer  Zeit  in  der  Wissenschaft, 
wie  in  der  Gesetzgebung  anerkannt  gewesen,  ja  man  hat  denselben 
als  ein  Palladium  des  konstitutionellen  Rechtsstaates  angesehen. 
In  neuerer  Zeit  ist  derselbe  von  mehreren  Schriftstellern  ange- 
zweifelt und  bekämpft  worden.  Man  hat  behauptet,  dass  es  sich 
nicht  um  subjektive  Rechte  der  Staatsbürger,  sondern  um  ob- 
jective  Rechtsätze  handele,  wodurch  die  Staatsgewalt  sich  selbst 
Grenzen  gezogen  habe.  Was  man  als  Grundrechte  der  Bürger  be- 
zeichne, seien  nichts  als  »Reflexwirkungen  der  Staatsgewalt a.  An 
dieser  Behauptung  ist  richtig,  dass  die  Bestimmungen,  auf  welchen 
die  Grundrechte  beruhen,  allerdings  den  Charakter  von  objektiven 
Rechtssätzen  haben,   welche  die  Ausübimg  der  Staatsgewalt  be- 
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schränken.  Aber  aus  diesen  objektiven  Rechtssätzen  folgen  für  den 
Einzebien  Ansprüche,  welche  ihm  ein  Recht  geben,  die  Einwirkun- 
gen der  Staatsgewalt  auf  dem  bestimmten  Gebiete  zurückzuweisen; 
insofern  können  auch  diese  Befugnisse  als  subjektive  Rechte  der 
Bürger  bezeichnet  werden,  welche  unmittelbar  aus  der  Verfassung 
oder  dem  Staatsorganismus  hergeleitet  werden,  ein  Verhältniss,  wel- 
ches sich  noch  klarer  herausstellen  wird,  wenn  auch  für  diese  Rechte 
dem  verletzten  Individuum  auf  sein  Ansuchen  in  immer  erweiter- 
terem Umfange  der  rechtliche  Schutz  gewährt  werden  wird.  Die 
Frage  ist  wesentlich  eine  systematische.  Allerdings  können  diese 
Beschränkungen  der  Staatsgewalt,  der  individuellen  Rechtssphäre 
der  Bürger  gegenüber,  in  ihrem  Detail  nur  bei  den  Funktionen  der 
Staatsgewalt  selbst  abgehandelt  werden,  welche  eben  auf  diese  Weise 
beschränkt  werden  sollen,  also  im  Strafprocesse,  im  Yerwaltungs-, 
besonders  im  Polizeirechte ;  aber  in  ihren  Fundamentalsätzen  gehören 
dieselben  nothwendig  in  die  Lehre  von  der  öffentlichen  Rechtsstel- 
lung der  Staatsan^hörigen  im  Staate,  welche  ohne  sie  gar  nicht  zu 
verstehen  ist.  In  einem  absoluten  Staate  mag  es  sich  rechtfertigen, 
diese  Sätze  zu  ignoriren  oder  blos  als  beiläufige  Verwaltungs- 
beschränkungen zu  berücksichtigen;  in  einem  konstitutionellen 
Staate  sind  sie  so  wichtige  Ghrundsäulen  des  verfassungsmässigen 
Rechtszustandes,  dass  ohne  sie  das  ganze  Gebäude  der  Konstitution 
zusammenbrechen  würde.  Auch  setzt  sich  eine  Theorie,  welche  die 
Lehre  von  den  Grundrechten  einfach  eliminirt,  in  Widerspruch  mit 
der  Struktur  aller  neueren  Verfassungsurkunden,  welche  unter  dem 
Kapitel  »Von  den  Staatsbürgern«  regelmässig  gerade  diese  Grund- 
rechte abhandeln. 

Den  Anschauungen  der  alten  Welt ,  wonach  das  Individuum 
in  der  Omnipotenz  des  Staates  unterging,  war  eine  Anerkennung 
von  Grundrechten  fremd.  Dem  Mittelalter  fehlte  dagegen  wieder 
der  Begriff  des  Staatsbürgerthums;  daher  wurden  in  dieser  Zeit 
wohl  Standesprivilegien  der  Ritter,  Prälaten  und  Städte  in 
weitestem  Umfange  verbrieft,  niemals  aber  allgemein  staatsbürger- 
liche Rechte  gesetzlich  festgestellt.  Dies  geschah  zuerst  in  Eng- 
land, wo  mit  dem  modernen  Staatsgedanken  der  Begriff  eines 
allgemeinen  Staatsbürgerthums  ins  Leben  trat.  In  der  »petition 
of  right«  vom  8.  Mai  1627,  vor  allem  aber  in  der  »bill  and  declara- 
tion  of  rights  and  liberties  of  subjects«  von  1689  nahm  die  Erklä- 
rung oder  Verbriefung  der  Unterthanen-  oder  Bürgerrechte  ihren 
Anfang,  welchem  die  Nordamerikaner  bei  ihrer  Unabhängigkeits- 
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erklärung  folgten.  Während  die  englisch-amerikanische  Deklaration 
der  Bürgerrechte  einen  durchaus  realen  Charakter  hatte,  und  mir 
solche  bereits  bestehende  und  anderweitig  anerkannte  Rechte  ins 
Auge  fasste,  welche  wirklich  verletzt  worden  waren  tind  gegen 
künftige  Verletzung  geschützt  werden  sollten,  verfielen  die  Franzosen 
in  der  Revolution  in  ihrer  »Erklärung  der  Rechte  des  Menschen  und 
Bürgers a  vom  3.  Sept.  1791  einem  hohlen  Doktrinarismus,  welcher 
die  Theorien  eines  oberflächlichen  Naturrechtes  zu  staatsrechtlichen 
Grundsätzen,  ja  zu  Gesetzen  über  allen  Gesetzen  zu  erheben  wagte. 
Leider  hat  dieses  glänzende,  aber  trügerische  Phantom  der  franzö- 
sischen Menschenrechte  stärker  auf  die  kontinentalen  Verfassungen 
eingewirkt,  als  das  gediegene  englische  Vorbild.  Auch  die  deutschen 
Verfassungen,  besonders  die  am  27.  December  1848  j[)ublicirten, 
am  23.  August  1853  wieder  aufgehobenen  »Grundrechte  des 
deutschen  Volkes«  sind  von  diesem  bedenklichen  Einflüsse 
nicht  ganz  frei  geblieben.  Dennoch  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass 
in  diesen  Grundrechten  des  deutschen  Volkes,  tfotz  ihrer  formellen 
Aufhebung,  nach  Beseitigung  ihrer  radikalen  Auswüchse,  viele 
wichtige  Rechtssätze  enthalten  sind,  welche  nicht  nur  in  die  Gesetz* 
gebung  aller  Einzelstaaten  übergegangen,  sondern  auch  als  unbe- 
strittenes Zeugniss  unseres  gemeinsamen  deutschen  Rechtsbewusst- 
seins,  ja  zum  TheU  als  modernes  jus  gentium  aller  civilisirten 
Staaten  anzusehen  sind. 

An  und  für  sich  ist  die  lurkundliche  Verbriefung  gevdsser  indivi- 
dueller Freiheitsrechte  nicht  nur  berechtigt,  sondern  eine  nothwendige 
Konsequenz  der  konstitutionellen  Staatsordnung;  indem  die  Reprä- 
sentatiwerfassung  überall  da  ohne  festen  Grund  bleibt,  wo  nicht  das 
Recht  der  freien  Meinungsäusserung,  das  Vereins-  und  Versammlungs- 
recht der  Bürger  anerkannt  ist.  Aber  die  zu  gewährenden  Rechte 
müssen  konkret  und  von  unmittelbarer  Anwendbarkeit,  keine  blossen 
Principien,  keine  Verheissungen  für  die  Zukunft  sein ,  sie  müssen  nicht 
desoiganisiren,  sondern  sich  dem  Organismus  des  Staates  einfügen 
und  vor  allem  durch  unmittelbar  zu  verwirklichenden  Rechtsschutz, 
auch  der  Willkür  der  Behörden  und  Beamten  gegenüber,  festgestellt 
sein.  In  diesem  Sinne  gilt  es,  den  allgemeinen  Sätzen  unserer  deut- 
schen Verfassungen,'  welche  grossentheils  aus  den  Frankfurter 
Grundrechten  in  dieselben  übergegangen  sind,  durch  klare  specielle 
Gesetze  realen  Inhalt  zu  geben,  und  aus  den  »Monologen  des 
Gesetzgebers«  juristisch  formulirte  Rechtssätze  zu  bilden, 
welche  auf  Anrufen  des  Verletzten  stets  auch  den  nothwendigen 
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richterlichen  Schutz  finden.  Mit  richtigem  Takte  hat  man  daher 
darauf  Terzichtet,  in  der  deutschen  Reichsverfassung  solche  Grund- 
rechte festzustellen,  welche  sich  doch  über  einige  nichtssagende 
Phrasen  kaum  Mtten  erheben  können ;  dagegen  sind  dem  Reichs- 
angehörigen  werthvoUe  Rechte  dieser  Art  nach  und  nach  durch  be- 
sondere Reichsgesetze  eingeräumt  worden. 

Weil  vielfach  historisch  zufällige  Umstände  die  Verbriefimg 
dieses  oder  jenes  Rechtes  herbeigeführt  haben,  weil  man  da  vor  allem 
gesetzliche  Schutzwehren  zu  errichten  für  nothwendig  fand,  wo  die 
Willkür  des  alten  Polizeistaates  ihre  Hauptangriffspunkte  gehabt 
hatte ,  so  lässt  sich  eine  allgemein  gültige  systematische  Gliederung 
der  Grundrechte  nicht  durchfuhren,  doch  sind  fast  überall  gewisse 
Hauptpunkte  gleichmässig  berücksichtigt.  Geschützt  wird  die 
Person  in  ihrer  äusseren  Sicherheit  gegen  widerrechtliche  Freiheits- 
entziehung, in  der  Freiheit  ihrer  persönlichen  und  wirthschaftlichen 
Bewegung,  auch  in  ihrem  individuellen  geistigen  Leben  und  Zu- 
sammenwirken mit*  anderen ;  aber  nicht  nur  die  persönliche,  son- 
dern auch  die  sachliche  Rechtssphäre  der  Bürger  wird  von  Staats- 
wegen gesichert  (Schutz  des  Vermögens^  Sicherheit  des  Eigenthums) . 

Diese  individuellen  Freiheitsrechte  sind  Schranken  für  die  Be- 
hörden, indem  Gerichte  und  Verwaltungsbehörden  sie  bei  ihrer 
Thätigkeit  unbedingt  respektiren  müssen,  nicht  für  die  Gesetz- 
gebung, indem  sie  durch  neue  Gesetze  abgeändert  oder  aufgehoben 
werden  können,  freilich  nur  in  der  Form  verfassungsändernder  Ge- 
setze ,  wenn  sie  formell  in  die  Verfassungsurkunde  aufgenommen 
sind.  Hier  werden  nur  die  wichtigsten  Fundamentalsätze  der  ein- 
zelnen Ginndrechte  vom  Standpunkt  der  bürgerlichen 
Freiheit  aus  dargestellt,  während  das  technische  Detail  in  die 
Lehre  vom  Strafprocess  und  das  Polizeirecht  gehört. 

§146. 
1)  Aeussere  Sicherheit  der  Person. 
Der  Staat  schützt  seine  Bürger,  soweit  wie  möglich,  gegen  jede 
wfllkürliche  Behandlung  ihrer  Person,  mag  dieselbe  von  Privaten 
oder  von  den  Behörden  des  Staates  selbst  ausgehen  oder  drohen. 
In  ersterer  Beziehung  schützt  der  Staat  seine  Bürger  gegen  alle  An- 
griffe auf  ihre  persönliche  Freiheit  durch  zahlreiche  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuches,  indem  alle  derartigen  Handlungen  »als  Ver- 
brechen und  Vergehen  wider  die  persönliche  Freiheit«  mit  Strafe 
bedroht  werden  (Deutsches  Strafgesetzb.  Th.  IL  Abschn.  XVIII) . 
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Viel  schwieriger  ist  es  für  den  Staat,  die  persönliche  Freiheit 
der  Staatsangehörigen,  auch  in  der  zweiten  Beziehung,  nemlich 
gegen  die  immerhin  mögliche  Willkür  seiner  eigenen  Organe  zu 
schützen.  Besonders  tritt  auf  dem  Gebiete  der  Kriminal- 
gerichtsbarkeit und  der  Sicherheitspolizei  leicht  ein 
Konflikt  zwischen  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Bechtsord- 
nung  und  den  Ansprüchen  der  persönlichen  Freiheit  ein,  indem 
manche  Massregeln  zur  Verfolgung  und  Verhütung  von  Verbrechen 
tief  in  die  Freiheit  der  Einzelnen  eingreifen  müssen.  Die  individuelle 
Sicherheit  des  Bürgers  ist  niemals  mehr  gefährdet,  als  bei  peinlichen 
Anklagen.  Von  der  richtigen  Fassung  und  genauen  Handhabung 
der  Strafprocessgesetze  hängt  vor  allem  die  Freiheit  des  Bürgers  ab  ^ 

Von  jeher  hatten  die  germanischen  Völker  mit  ihrem  ausgebil- 
deten Rechtsgefühle  auf  diesen  Schutz  der  persönlichen  Freiheit 
hohen  Werth  gelegt.  Ihr  öffentliches  und  mündliches  Gerichtsver- 
fahren, das  Urtheilsprechen  durch  Männer  aus  dem  Volke,  das  An- 
klageprincip  gaben  der  persönlichen  Freiheit  eine  starke  Schutzwehr. 
Alle  diese  Garantien  gingen  verloren  durch  Einführung  des  ge- 
heimen Inquisitionsprocesses,  welcher  bis  auf  die  neueste  Zeit  die 
Grundlage  unseres  tiefentarteten  gemeinen  deutschen  Kriminalver- 
fahrens bildete.  Völlige  Schutzlosigkeit  des  Individuums, 
der  Willkür  der  Gerichts-  und  Polizeibehörden  gegenüber,  war  die 
Signatur  des  büreaukratischen  Polizeistaates,  wie  er,  imter  dem  Ein- 
flüsse einer  dem  Volke  entfremdeten  Jurisprudenz ,  in  den  letzten 
beiden  Jahrhunderten  in  Deutschland  emporgewachsen  war.  Seit 
der  Wiederbelebung  bürgerlichen  Freiheitssinnes  in  Deutschland, 
nach  Abschüttelung  der  Fremdherrschaft  richtete  sich  der  Blick  auf 
das  grosse  Vorbild  Englands,  wo  Freiheit  und  Unverletzlichkeit  des 
Bürgers  durch  die  Magna  Charta  imd  die  Habeas-corpus-acte  von 
1679  ihre  festen  gesetzlichen  Grundlagen  erhalten  hatte  2.  Preussen 


»  Fr.  Lieber,  a.  a.  0.  Hauptstück  VII.  S.  51  ff.  Mittermaier.  Da« 
englische,  schottische  und  nordamerikanische  Strafverfahren.  Erlangen  1851. 
Montesquieu,  Esprit  des  lois  XII,  2. 

2  Die  Worte  der  Magna  Charta  Art.  39,  welche  »das  alte  g^te  Saohsenrechti 
nur  wiederherstellen,  lauten :  »Nullus  über  homo  capiatur  Tel  imprisonnetur, 
nisi  per  legale  Judicium  parum  suorum  vel  per  legem  terrae.«  Das  gewöhnlich  als 
Habeascorpusakte  bezeichnete  Gesetz  heisst  -.  »An  Act  for  better  securing  the 
liberty  of  the  subjeot  and  for  prevention  of  imprisonment  beyond  the  sea«  vom 
27.  Mai  1679;  es  findet  sich  in  Uebersetzung  bei  Lieber,  a.  a.  O.  8.  392  ff. 
Die  Habeascorpusakte  führte  in  der  That  nichts  Neues  ein,  indem  sie  vorschrieb, 
dass  aus  jeder  polizeilichen  Verhaftung  eine  gerichtliche  gemacht  werden 
«oUe;  ihr  Hauptverdienst  besteht  darin,  dass  sie  jede  Verletzung  dieser  Grund- 
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forderte  schon:  auf  dem  Wiener  Kongress :  »gesetzmässige  Freiheit 
und  Sicherheit  der  Person,  sodass  keine  dieselben  kränkende  Yer- 
fügong  getroffen  werden  kann,  welche  nicht  genau  mit  den  Landes- 
gesetzen übereinstimmt  und  durch  den  ordentlichen  Richter  verfugt 
wird«;  doch  wurde  eine  derartige  Garantie  nicht  in  die  Bundesakte 
aufgenommen.  Auch  blieben  die  allgemeinen  Zusicherungen  der 
einzelnen  Landesverfassungen  ziemlich  werthlos,  so  lange  das  un- 
kontrollirte  Yerhaftungsrecht  der  Polizeibehörden  bestand  und  das 
geheime  Liquisitionsverfahren  seine  Herrschaft  behauptete.  Darum 
wurde  im  Jahre  184S  überall  auf  Beseitigung  dieses  rechtlosen  Zu- 
Standes  des  Lidividuums  gedrungen  und  in  die  Grundrechte  des 
deutschen  Volkes  kam  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  welche  die 
persönliche  Freiheit  gegen  die  Willkür  der  Behörden  schützen 
sollten.  Art.  III,  §  8  bestimmt:  »Die  Freiheit  der  Person  ist 
unverletzlich.  Die  Verhaftung  einer  Person  soll,  ausser  im  Fall 
der  Ergreifung  auf  frischer  That ,  nur  geschehen  in  Kraft  eines 
rechtlichen,  mit  Gründen  versehenen  Befehles.  Dieser  Befehl  muss 
im  Augenblicke  der  Verhaftung  oder  innerhalb  der  nächsten  24 
Stunden  dem  Verhafteten  zugestellt  werden.  Die  Polizeibehörde 
muss  Jeden^  den  sie  in  Verwahrung  genommen  hat,  im  Laufe  des 
folgenden  Tages  entweder  freilassen  oder  der  zuständigen  Behörde 
übergeben.  Jeder  Angeschuldigte  soll  gegen  Stellung  einer  vom 
Gericht  zu  bestimmenden  Kaution  oder  Bürgschaft  der  Haft  ent- 
lassen werden,  sofern  nicht  dringende  Anzeichen  eines  schweren 
peinlichen  Verbrechens  gegen  denselben  vorliegen.  Ln  Falle  einer 
widerrechtlich  verfugten  oder  verlängerten  Gefangenschaft  ist  der 
Schuldige  und  nöthigen  Falls  der  Staat  dem  Verletzten  zur  Genug- 
thaung  und  Entschädigung  verpflichtet.«  Diese  Bestimmungen  der 
Grandrechte  gingen,  mehr  oder  weniger  abgeschwächt,  in  die  neue- 
ren Verfassungen  und  in  die  Gesetzgebung  über.  Vorbildlich  wurde 
für  die  übrigen  Staaten  besonders  das  preussische  Gesetz 
zum  Schutze  der  persönlichen  Freiheit  vom  12.  Febr. 
1S50*,  in  welchem  besonders  die  verschiedenen  Arten  der  Verhaftung 

ittie  gerichtlich  klagbar  machte  und  die  Verfolgung  dieses  Bechtes  dem 
Vedetzten  selbst  überliess.  v.  Stein,  Verwaltungslehre,  B.  IV.  S.  143.  Ma- 
eaulay ,  Hist.  Charles  11  eh.  II.  Auf  dem  Kontinent  übersah  man  diesen  Haupt- 
punkt völlig  und  glaubte  eine  Habeascorpusakte  zu  haben,  wenn  man  einen  T  er- 
min  für  die  Vorführung  des  Verhafteten  vor  Gericht  feststellte. 

^  Abgedruckt  bei  Rauch,  Archiv  der  Gesetzgebung  Th.  I.  S.  17  ff.  Preuss. 
Qeietxsammlung  1850.  S.  45  ff.  Eine  Uebersicht  der  in  Deutschland  zum  Schutze 
der  persönlichen  Freiheit  bestehenden  Gesetze  giebt  P.  Sundelin,  Die 
Habeascorpusakte.  Berlin  1862. 
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genauer  unterschieden  wurden.  Endlich  ist  durch  die  Reichs- 
strafprocessordnung  die  strafprocessualische  Verhaftung  für  ganz 
Deutschland  gemeinrechtlich  und  einheitlich  geregelt  worden. 

Nach  den  Bestimmungen  derselben  (IX.  Abschnitt:  Verhaftung 
und  vorläufige  Festnahme  §§  112 — 113)*  kann  die  Verhaftung  er- 
folgen 1)  auf  Grund  eines  schriftlichen  Haftbefehles 
des  Richters.  In  dem  Haftbefehle  ist  der  Angeschuldigte  genau 
zu  bezeiöhnen  und  die  ihm  zur  Last  gelegte  strafbare  Handlung, 
sowie  der  Grund  der  Verhaftung  genau  anzugeben.  Der  Ange- 
schuldigte darf  nur  dann  in  Untersuchungshaft  genommen  werden, 
wenn  dringende  Verdachtsgründe  gegen  ihn  vorhanden  sind  und 
er  entweder  der  Flucht  verdächtig  ist  oder  Thatsachen  vorliegen, 
aus  denen  zu  schliessen  ist,  dass  er  Spuren  der  That  vernichten 
oder  dass  er  Zeugen  oder  Mitschuldige  zu  einer  falschen  Aussage 
oder  Zeugen  dazu  verleiten  werde,  sich  der  Zeugnisspflicht  zu  ent- 
ziehen;  2)  durch  Polizei-  und  Sicherheitsbeamte  bei  Ge- 
fahr im  Verzuge  unter  denselben  Voraussetzungen ;  3)  durch  jeden 
Privaten  bei  Betreffen  auf  frischer  That,  wenn  der  Verbrecher  der 
Flucht  verdächtig  ist  oder  seine  Persönlichkeit  nicht  sofort  festge- 
stellt werden  kann.  Die  Fälle  2]  und  3)  bezeichnet  das  Gesetz 
als  vorläufige  Festnahme.  Der  Festgenommene  ist  unverzüg- 
lich, sofern  er  nicht  wieder  in  Freiheit  gesetzt  wird,  dem  Amts- 
richter des  Bezirkes  vorzuführen,  welcher  ihn  spätestens  am  Tage 
nach  der  Vorführung  zu  vernehmen  hat  und  nach  dem  Ausfalle  der 
Vernehmung  entweder  einen  Haftbefehl  zu  erlassen  oder  die  Frei- 
lassung zu  verfügen  hat.  Die  rein  polizeiliche  Verhaftung 
wird  durch  diese  Bestimmungen  nicht  berührt;  es  bleiben  für  sie 
auch  fernerhin  die  Landesgesetze  massgebend,  für  Preussen  also  das 
Gesetz  vom  12.  Februar  1850.  Damach  können  die  Polizeibeamten 
Personen  in  polizeiUche  Verwahrung  nehmen,  wenn  der  eigene 
Schlitz  derselben  oder  die  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sitt- 
lichkeit, Sicherheit  und  Ruhe  diese  Massregel  dringend  erfordert. 
Die  in  Verwahrung  genommenen  Personen  müssen  im  Laufe  des 
folgenden  Tages  in  Freiheit  gesetzt  oder  es  muss  in  dieser  Zeit  das 
Erforderliche  veranlasst  werden,  um  sie  der  zuständigen  richter- 
lichen Behörde  zu  überweisen. 

Das  Eindringen  in  eine  Wohnung  wider  den  Willen  des 

^  Die  Strafprooessordnung  für  das  deutsche  Reich.  Mit  Kommentar  von 
E.  Löwe  (Berlin  1878)  S.  408  ff.  Die  Strafprocessoidnung  fOr  das  deutache 
Reich  erl&utert  von  E.  S.  Puchelt  (Leipsig  1879)  ß.  238  ff. 
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Inhabeis  kann  geschehen  1]  zum  Zwecke  der  Durchsuchung  wegen 
eines  begangenen  Verbrechens ,  entweder  tun  den  Verbrecher  zu 
ergreifen  oder  um  Beweismittel  aufzufinden.  Die  Voraussetzungen 
und  das  Verfahren  bei  derartigen  Haussuchungen  sind  ebenfalls 
durch  die  Reichsstrafprocessordnung  §  102 — 105  geregelt;  2)  zur 
Vornahme  anderweitiger  amtlicher  Funktionen  der 
Behörden  oder  wegen  einer  Gefahr  für  die  Bewohner; 
in  dieser  Beziehung  bleiben  die  Vorschriften  der  Landesgesetze  fort- 
dauernd in  Gültigkeit,  so  besonders  das  preussische  Gesetz  vom 
12.  Februar  1850  §§  7 — 9.  Die  Beschlagnahme  von  Gegen- 
ständen aller  Art,  namentlich  von  Briefen  und  Papieren,  ist  nur 
als  eine  processualische  Massregel  zum  Zweck  der  Verfolgung  eines 
Verbrechens  zulässig  (Reichsstrafprocessordnimg  §§  98 — 100] .  Das 
Briefgeheimniss,  d.  h.  das  Geheimniss  der  der  Post  anver- 
trauten Briefe  ist  unverletzlich,  nur  bei  strafrechtlichen  Unter- 
suchungen imd  in  Kriegsfallen  kann  die  Gesetzgebimg  Ausnahmen 
machen. 

§  147. 
2)  Freiheit' der  persönlichen  und  wirthschaftlichen  Bewegung. 

Diese  war  zur  Zeit  des  älteren  deutschen  Reiches  sehr  be- 
schränkt. Ein  grosser  Theil  des  Volkes  war  leibeigen  und  an  die 
Scholle  gefesselt,  glebae  adscriptus.  Der  Leibeigene  durfte  nur  mit 
Bewilligung  seines  Herrn  den  Ort  seiner  Heimath  verlassen.  Selbst 
in  Betreff  freier  Personen  war  im  alten  deutschen  Territorialstaats- 
recht die  Auswanderungsfreiheit  keineswegs  überall  anerkaimt,  all- 
gemein aber  beschränkt  durch  die  Forderung  der  Nachsteuer, 
gabella  emigrationis ,  welche  im  Abzüge  gewisser  Procente  von 
dem  mitzunehmenden  Vermögen  bestand.  Seit  dem  16.  Jahrhun- 
dert wurde  das  Becht  auf  Nachsteuer  als  landesherrliches  Begal 
au%efasst;  ausserdem  wurde  dasselbe  Magistraten,  Gutsherrschaften 
und  Gerichtsobrigkeiten  zugestanden,  wenn  sie  ein  besonderes  Pri- 
vileg oder  unvordenkliche  Verjährung  nachweisen  keimten.  So 
war  durch  Nachsteuer  und  Leibeigenschaft  auch  die  Bewegung  der 
Personen  innerhalb  eines  Territoriums  gebunden.  Dazu  trat  die  eng- 
herzige Abschliessung  der  Gemeinden  gegen  solche,  die  neu  an- 
ziehen wollten,  seitdem  auf  dieselben  die  Last  der  Armenunter- 
stützung übergegangen  war.  Aus  Rücksicht  auf  diese  Last  sf^d 
ihnen  das  Becht  zu,  jeder  Person  die  Niederlassung  innerhalb  des 
Gemeindebezirkes  zu  untersagen,  bei  der  irgend  eine  Gefahr  vor- 

H.  8  e hnl  X • ,  Deutsches  StMtsreelit.  25 


Digitized  by  VjOOQ IC  ' 


374  I-  I^M  Landesstaatsrecht. 

banden  war,  dass  sie  der  Armenunterstützung  verfallen  könnte.  Ein 
festes  Wohnrecht  innerhalb  der  Gemeinde  besass  nur  der,  welcher 
als  Gemeindeangehöriger  oder  als  Schutzgenosse  förmlich  in  den  Ge- 
meindeyerband  aufgenommen  war.  Auch  die  Eingehung  einer  Ehe 
war  an  das  Vorhandensein  der  Gemeindeangehörigkeit,  an  die  Ge- 
nehmigimg der  Gemeinde  und  an  sonstige  obrigkeitliche  Bewilligung 
gebunden.  Der  Gewerbebetrieb  war]  gefesselt  durch  Zimftzwang 
und  Realgewerbeberechtigungen  aller  Art.  Auch  zum  Betriebe  des 
Gewerbes  wurden  meist  nur  Gemeindeangehörige  zugelassen.  Kurz 
das  Leben  des  deutschen  Volkes  war  in  die  engsten 
Schranken  gebannt.  Die  Bewegung  von  Ort  zu  Ort  war  so  er- 
schwert, dass  die  meisten  da  starben,  wo  auch  ihre  Wiege  gestanden; 
die  wirthschaftliche  Freiheit  so  beschränkt,  dass  der  Sohn  meist  das 
Geschäft  des  Vaters  an  demselben  ,Orte  traditionell  weiter  trieb. 
Alles  stagnirte  in  schwerfälligen  Formen  und  starrer  Unbeweglich- 
keit.  Erst  seit  dem  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  kamen  freiere 
Grundsätze  zum  Durchbruche.  Die  Leibeigenschaft  wurde  gemil- 
dert, dann  ganz  beseitigt.  Durch  Verträge  der  Staaten  unter  ein- 
ander wurden  die  Abzugsrechte  aufgehoben,  gleichzeitig  wurden 
die  hierauf  gerichteten  Rechte  der  städtischen  Magistrate  und  Guts- 
herrschaften beseitigt,  sodass  auch  diese  Beschränkungen  der  freien 
Ortsbewegung  hinwegfielen.  In  Art.  XVIII  der  deutschen  Bundes- 
akte wurde  den  Unterthanen  sämmtlicher  deutscher  Bundesstaaten 
das  Recht  des  freien^ Wegzuges  in  jeden  anderen^Bundesstaat  zu- 
gesichert, welcher  sie  erweislich  zu  Unterthanen  annehmen  wollte, 
und  zugleich  die  Freiheit  von  aller  Nachsteuer  ausgesprochen,  sofern 
das  Vermögen  in  einen  anderen  Bundesstaat  überging.  Ein  Bundes- 
beschluss  vom  23.  Juni  1817  legte  diese  Bestimmung  dahin  aus, 
dass  darunter  auch  die  an  Guts-  oder  Gerichtsobrigkeiten  oder  Städte 
zu  zahlende  Nachsteuer  zu  verstehen  sei.  Durch  völkerrechtliche 
Verträge  mit  auswärtigen  Staaten  wurde  ebenfalls  das  Abzugsrecht 
fast  durchweg  beseitigt.  Dagegen  blieben  bis  auf  die  neuere  Zeit  in 
vielen  deutschen  Staaten  die  drückenden  Beschränkungen  der  Nie- 
derlassung und  der  Verehelichung  fortbestehen,  welche  im  Interesse 
der  Gemeinden  eingeführt  waren.  Erst  die  Verfassung  und  Gesetz- 
gebung des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  Reiches  hat 
in  den  wichtigsten  Punkten  die  persönliche  und  wirthschaftliche 
Freiheit  der  Individuen  gesetzlich  festgestellt.  Wir  rechnen  dahin 
besonders  folgende  Befugnisse : 

1]  Das  Recht  der  freien  Auswanderung  ist  jetzt  ein. 
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aUgemein  anerkannte!  Satz  des  Staatsrechts  aller  civilisirten  Völ- 
ker, ein  Stück  des  modernen  jus  gentium.  Auch  im  deutschen 
Reiche  ist  dieser  Satz  vollkommen  anerkannt.  Jeder  Reichsange- 
höiige  hat  das  Recht;  seine  Entlassung  aus  dem  Reichs-  imd  Staats- 
verbande zu  fordern,  welche  ihm  von  Staatswegen  nur  aus  dem 
einen  Grunde,  der  noch  nicht  oder  nicht  YoUständig  erfüllten 
MiHtarpflicht,  verweigert  werden  kann. 

2)  Die  Freizügigkeit  im  Sinne  der  freien  Niederlassung 
steht,  nach  dem  norddeutschen  Bundesgesetze  über  die  Freizügig- 
keit vom  1.  November  1867  allen  Reichsangehörigen  im  ganzen 
Bundesgebiete  zu.  *  Jeder  Reichsangehörige  hat  das  Recht,  inner- 
halb des  Bundesgebietes  an  jedem  Ort  sich  aufzuhalten  oder  nieder- 
zulassen, wo  er  eine  Wohnimg  oder  ein  Unterkommen  sich  zu 
verschaffen  im  Stande  ist,  an  jedem  Orte  Grundeigenthum  aller 
Art  zu  erwerben,  umherziehend  oder  an  dem  Ort  des  Aufenthaltes, 
beziehentlich  der -Niederlassung,  Gewerbe  aller  Art  zu  betreiben, 
unter  den  für  Einheimische  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen. 
In  der  Ausübung  dieser  Befugnisse  darf  der  Reichsangehörige, 
soweit  nicht  das  gegenwärtige  ^Gesetz  Ausnahmen  zulässt,  weder 
durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimath ,  noch  durch  die  Obrigkeit  des 
Ortes,  in  welchem  er  sich  aufhalten  oder  niederlassen  will,  gehin- 
dert oder  durch  lästige  Bedingungen  beschränkt  werden.  Keinem 
Reichsangehörigen  darf  um  des  Glaubensbekenntnisses  willen  oder 
wegen  fehlender  Landes-  oder  Gemeindeangehörigkeit  der  Aufent- 
halt, die  Niederlassung,  der  Gewerbebetrieb  oder  der  Erwerb  von 
Grundeigenthuiti  verweigert  werden.  Nur  soweit  dieses  Gesetz 
aufMlrücklich  Ausnahmen  zulässt,  können  Beschränkungen  eintreten 
und  zwar  aus  zweierlei  Gründen,  aus  polizeilichejn  und  aus 
Gründen  des  Gemeindeinteresses. 

In  ersterer  Beziehung  kann  bestraften  Personen,  welche  Auf- 
enthaltsbeschränkungen in  einem  Staate  unterliegen,  oder  welche  in 
emem  Bundesstaate  innerhalb)  der  letzten  zwölf  Monate  wegen  wie- 
derholten Betteins  oder  wegen  wiederholter  Landstreicherei  bestraft 
worden  sind,  der  Aufenthalt  in  jedem  anderen  Bimdesstaate  von  der 
Landespolizeibehörde  verweigert  werden.     §  3.  In  zweiter  Be- 


i  Bimdeagesetzbl.  1867.  S.  55—58.  G.M.Klettke,  Das  norddeutsche  Bun- 
denndigenat  S.  4—13.  Tbudichum,  a.a.  O.  IX.  ünterabsclmitt  S.  526—546. 
TK  V.  Flottwell,  Der  OeBetzentwmf  über  Freizagigkeit  unter  Yergleichung 
des  bisherigen  B^cbtBzustandes.  Berlin  1867.  £.  Meier,  Art.  Freizügigkeit  in 
HoUzendorf  f 's  Rechtsiez.  B.  I.  S.  438. 
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Ziehung  ist  die  Gemeinde  zur  Abweisiing  eines  neu  Anziehenden 
nur  dann  befugt,  wenn  sie  nachweisen  kann,  dass  derselbe  nicht 
hinreichende  Kräfte  hat,  um  sich  und  seinen  nicht  arbeitsfähigen 
Angehörigen  den  nothdürftigen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen,  und 
wenn  er  solchen  weder  aus  eigenem  Vermögen  bestreiten  kann, 
noch  von  einem  dazu  verpflichteten  Verwandten  erhält.  Dagegen 
steht  dem  Abgewiesenen  der  Gegenbeweis  frei ,  dass  er  den  Unter- 
halt aus  eigenem  Vermögen  bestreiten  kann  oder  von  einem  dazu 
verpflichteten  Verwandten  erhält.  Die  Besorgniss  vor  künftiger 
Verarmung  berechtigt  den  Gemeindevorstand  nicht  zur  Zurück- 
weisung. §  4.  Offenbart  sich  nach  dem  Anzüge  die  Nothwendig- 
keit  einer  öffentlichen  Unterstützung,  bevor  der  neu  Anziehende 
an  dem  Aufenthaltsorte  einen  Unterstützungswohnsitz  (Heimaths- 
recht)  erworben  hat,  und  weist  die  Gemeinde  nach,  dass  die  Unter- 
stützung aus  anderen  Gründen,  als  wegen  einer  nur  vorübergehen- 
den Arbeitsunfähigkeit  nothwendig  geworden  ist,  so  kann  die 
Fortsetzung  des  Aufenthaltes  versagt  werden.  §  5.  Durch  den 
blossen  Aufenthalt  oder  die  gestattete  Niederlassimg  werden  andere 
Rechtsverhältmsse ,  namentlich  die  Gemeindeangehörigkeit,  das 
Ortsbürgerrecht,  die  Theilnahme  an  den  Gemeindenutzungen  und 
der  Armenpflege  nicht  begründet  (§11),  d.  h.  durch  diese  rein 
persönliche  Zugfreiheit  wird  in  den  politischen  und  kommu- 
nalen Verhältnissen  des  Anziehenden  nichts  geändert.  Jeder  ver- 
bleibt bei  seiner  Uebersiedelung  in  seinem  bisherigen  Staats-  und 
Kommunalverbande.  Die  polizeiliche  Ausweisung  Keicha- 
angehöriger  aus  dem  Orte  ihres  dauernden  oder  vorübergehenden 
Aufenthalts  in  anderen  als  durch  dieses  Gesetz  vorgesehenen  Fällen 
ist  unzulässig.  §  12.  So  ist  »die  freie  Wahl  der  örtlichen  Sphäre  des 
Lebens  imd  Wirkensa  für  jeden  Keichsangehörigen  in  ganz  Deutsch- 
land nicht  mehr  wie  früher  abhängig  von  dem  Ermessen  von  Staats- 
und Gemeindebehörden  oder  Gutsherrschaften ,  sondern  nur  von 
dem  Gesetze.  Mit  diesem  Grundrecht  der  Freizügigkeit  ist  ein 
starkes  Bollwerk  gegen  die  Willkür  der  administrativen  Polizei- 
behörden angerichtet. 

3)  Verehelichungsfreiheit.  Eine  Ergänzung  hat  dieses 
Grundrecht  der  Freizügigkeit  durch  das  Bundesgesetz  vom  4.  Mai 
1  868  über  die  »Aufhebung  der  polizeilichen  Beschrän- 
kungen der  Eheschliessung«!   erhalten,   wodurch  zu  dem 

1  Bundesgesetiblatt  1868.  No.  11.  S.  149  ff.   Thudichum,  lieber  unsuläs- 
sige  Beschr&nkungen  des  Rechts  der  Yerehelichung.  Tübingen  1866. 
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Bechte  des  freien  Aufenthaltes  und  der  Niederlassung  auch  das 
natürliche,  bis  dahin  vielfach  verkümmerte  Recht,  eine  Familie, 
einen  eigenen  Hausstand  zu  gründen,  hinzugefugt  worden  ist.  Der 
§  1  dieses  Gesetzes  stellt  das  Princip  folgendermassen  fest :  »Bun- 
des- (Reichs-)  angehörige  bedürfen  zur  Eingehung  einer  Ehe  oder 
zu  der  damit  verbundenen  Gründung  eines  eigenen  Hausstandes 
weder  des  Besitzes ,  noch  des  Erwerbes  einer  Gemeindeangehörig- 
keit (Gemeindemitgliedschaft)  oder  des  Einwohnerrechtes,  noch  der 
Genehmigung  der  Gemeinde  (Gutsherrschaft)  oder  des  Armenver- 
bandes, noch  einer  obrigkeitlichen  Erlaubniss.  Insbesondere  darf 
die  Befiigniss  zur  Verehelichung  nicht  beschränkt  werden  wegen 
Mangels  eines  bestinmiten,  die  Grossjahrigkeit  übersteigenden 
Alters  oder  des  Nachweises  einer  Wohnung,  eines  hinreichenden 
Vennogens  oder  Erwerbes,  wegen  erlittener  Bestrafung,  bösen 
Rnfes ,  Torhandener  oder  zu  befürchtender  Verarmung ,  bezogener 
Unterstützung  oder  aus  anderen  polizeilichen  Gründen.«  In 
Bayern  ist  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1868  bis  jetzt  noch  nicht  einge- 
führt worden. 

4)  Gewerbefreiheit.  Durch  die  Gewerbeordnung 
für  den  norddeutschen  Bund  vom  21.  Juni  1869,  welche 
jetzt  auf  den  Umfang  des  ganzen  deutschen  Reiches  ausgedehnt 
worden  ist,  ist  der  Grundsatz  ausgesprochen :  »Der  Betrieb  eines 
Grewerbes  ist  jedermann  gestattet,  soweit  nicht  durch  dieses  Gesetz 
Ausnahmen  oder  Beschränkungen  vorgeschrieben  oder  zugelassen 
sind.«  Alle  ausschliesslichen  Gewerbeberechtigungen  und  alle 
Zwangs-  und  Bannrechte  sind  aufgehoben.  Der  gleichzeitige  Be- 
trieb verschiedener  Gewerbe  ist  gestattet.  Die  Beschränkung  der 
Handwerker  auf  den  Verkauf  selbstgefertigter  Waaren  ist  unzu- 
lässig. Wer  ein  selbständiges  Gewerbe  betreiben  will,  hat  in  der 
Begel  nur  die  Pflicht,  hiervon  der  Behörde  Anzeige  zu  machen. 
Nur  hinsichtlich  einiger  weniger  Gewerbszweige,  aus  deren  schran- 
kenlosem Betriebe  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  erwachsen  kön- 
nen, ist  der  Beginn  von  einer  polizeilichen  Genehmigung  abhängig 
gemacht.  Der  Unterschied  zvrischen  Stadt  und  Land  in  Bezug  auf 
•  den  Gewerbebetrieb  ist  beseitigt.  Der  letztere  darf  in  keiner  Weise 
nnd  bei  keinem  Gewerbe  von  dem  Besitze  des  Bürgerrechtes  ab- 
lumgig  gemacht  werden. 

Mag  reifere  Erfahrung  an  diesem  Gesetze  in  einzelnen  Punk- 
ten mancherlei  zu  verbessern  haben ,  bedarf  besonders  neben  der 
individuellen  f'reiheit  des  Einzelnen  die  Organisation  des  Gewerbe- 
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betriebe^,  besonders  des  Handwerkes,  einer  grösseren  Berücksich- 
tigung, so  ist  doch  in  diesem  Gesetze  ein  wichtiger  Fortschritt, 
g^enüber  völlig  überlebten  Zuständen  zu  erkennen,  welche  bis 
dahin  in  vielen  Ländern  Deutschlands  bestanden  und  der  Grewerbs- 
thätigkeit  unerträgliche  Fesseln  anlegten. 

§  148. 
8)  Freiheit  der  Meinungsäusserung,  besonders  Fressfreiheit  ^ 
Die  innere  Gedankenwelt  des  Menschen  entzieht  sich  der 
äusseren  Rechtsordnung  vollständig;  in  diesem  Sinne  ist  Ge- 
dankenfreiheit selbstverständlich.  (Gedanken  sind  zollfrei,  cogita- 
tionis  poenam  nemo  patitur.)  Erst  der  geäusserte  Gedanke  wird 
ein  für  das  Recht  erfassbarer  Gegenstand,  welcher  des  rechtlichen 
Schutzes,  wie  der  rechtlichen  Schranken  bedarf.  Eine  Meinungs- 
äusserung kann  nur  dann  strafbar  sein,  wenn  in  derselben  die 
IJebertretung  eines  bestimmten  Gesetzes  liegt ,  welches  den  Staat 
oder  die  einzelnen  Bürger  gegen  Verletzungen  durch  das  Wort 
d.  h.  den  geäusserten  Gedanken  schützt.  In  diesem  Sinne  ist  das 
Recht  der  freien  Meinungsäusserung  zu  allen  Zeiten  anerkannt 
worden,  gleichviel  ob  die  Aeusserung  durch  das  lebendige  Wort 
oder  die  Schrift  geschah.  Nur  eine  Art  der  Meinungsäusserung 
glaubte  man,  wegen  ihres  weitreichenden  Einflusses,  anders  behan- 
deln zu  müssen,  nämlich  diejenige,  welche  sich  zu  ihrer  Verbrei- 
tung der  Vervielfältigung  durch  die  Presse  bedient.  Fast  gleich- 
zeitig mit  der  Buchdruckerkunst  wurde  auch  die  C  ensur  erfionden, 
deren  Wesen  darin  besteht,  dass  alle  durch  die  Presse  zu  veröffent- 
lichenden Gedankenerzeugnisse  einer  dem  Drucke  vorausgehenden 
obrigkeitlichen  Prüfung  unterliegen  und  nur  dann  vervielfältigt  und 
verbreitet  werden  dürfen,  wenn  sie  die  Genehmigung  der  Behörde, 
das  sogenannte  Imprimatur,  erhalten  haben.  Nach  dem  Vorgange 
des  Papstes  Alexander's  VI.,  des  Erfinders  der  kirchUchen  Censur, 
wurde  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  in  allen  europäischen  Staaten 
auch  die  Censur  durch  die  Staatsbehörden  angeordnet,  in  Deutsch- 


1  Vergl.  Klüber,  §503.  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §88.  8.453.  Zöpfl,. 
B.  n.  S.  16.  627.  631.  632  ff.  v.  Held,  B.  H.  S.  564.  Bluntsohli,  B.  U. 
Kap.  IV.  v.  Mohl,  B.  I.  §  72.  S.  352.  Pözl,  §  27.  Desselben  Art.  »Pressfirei- 
heitx  im  Staatswörterbuch  B.  YIII.  S.  237.  Ueber  das  ältere  deutsche  Pxessreeht 
TOT  1848  yergl.  Ludwig  Hoffmann,  Censur  und  Fressfreiheit,  historisch  und 
philosophisch begpründet.  Berlin  1819.  Jul.  Aug.  Collmann,  Quellen,  Mate- 
rialien und  Kommentar  des  allgemeinen  deutschen  Pressrechtes.  Berlin  1844. 
H.  Th.  Schletter,  Handbuch  der  deutschen  Pressgesetzgebung.  Leipzig  1846. 
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land  durch  den  Speyerschen  Reichsabschied  von  1529  §9  und 
andere  Reichsgesetze  (Reichsabschied  von  1530  §  58,  Reichsabschied 
von  1570  §  154 — 158.  Reichs-Polizeiordnung  von  1577  Titel  35  §  7 
u.  8.  w.j  welche  bis  zum  Untergange  des  Reiches  den  gemeTn- 
rechtlichen  Zustand  in  Deutschland  bestimmten.  (Gerstla- 
eher,  Handbuch  der  deutschen  Reichsgesetze.  Theil  IX.  No  VI.) 
Nach  dem  Vorbilde  Englands,  welches  1694  die  Censur  für 
immer  beseitigte,  wurde  das  Recht  der  Pressfreiheit  auch  in  Frank- 
reich und  Nordamerika  verfassungsmässig  anerkannt;  nachdem 
schon  im  absoluten  Königreiche  Dänemark  die  Censur  durch  Gesetz 
vom  14.  September  1770  beseitigt  worden  war.  In  die  deutsche 
Bnndesakte  Art.  XVlll  kam  die  unbestimmte  Yerheissung :  »Die 
Bundesversammlung  wird  sich  bei  ihrer  ersten  Zusammenkunft 
mit  Abfassung  gleichförmiger  Verfügungen  über  die  Press  fr  ei- 
heit  beschäftigen.«  Im  Widerspruch  mit  dieser  offenbar  auf 
Gewahr  der  Pressfreiheit  im  Gegensatz  zur  Censur  gerichteten  Yer- 
heissung wurde  das  aus  den  Karlsbader  Beschlüssen  hervorgegan- 
gene sogenannte  provisorische  Bundespressgesetz  vom 
20.  September  1819  im  engeren Rathe  mit  Stimmenmehrheit  zum 
Btmdesbeschlusse  erhoben,  welches  verordnet,  »dass  diejenigen 
Schriften,  welche  in  Form  täglicher  Blätter  oder  heftweise  erschei- 
nen, sowie  solche,  welche  nicht  über  20  Bogen  im  Drucke  stark 
sind,  in  keinem  Bundesstaate  ohne  Yorwissen  und  vorgängige 
Genehmigung  der  Landesbehörden  zum  Drucke  befördert  werden 
sollen.«  (G.  v.  Meyer,  Band  11,  Seite  9 7 ff.)  Dieser  Bundesbe- 
sehluss  wurde  nach  Ablauf  der  ersten  5  Jahre  wieder  erneuert  und 
durch  Bundesbeschluss  vom  16.  August  1824  zur  definitiven  Be- 
stimmung erhoben,  welche  fast  dreissig  Jahre  lang  in  Deutschland 
mit  aller  Strenge  gehandhabt  wurde.  Erst  das  Jahr  1848  machte  die- 
sem Zustande  ein  Ende,  indem  die  Bundesversammlung  am  3.  März 
1848  beschloss :  »Jedem  deutschen  Bundesstaate  wird  freigestellt,  die 
Censur  au&uheben  und  Pressfreiheit  einzufuhren,  jedoch  unter  Ga- 
rantien, welche  die  anderen  Bundesstaaten  und  den  Bund  gegen  den 
Miwbrauch  der  Pressfreiheit  sicherstellen.«  In  weitgehendster  Weise 
setzte  dann  Art.  IV  §  13  der  Grrundrechte  der  deutschen  Nation  die 
Pressfreiheit  fest:  »Jeder  Deutsche  hat  das  Hecht,  durch  Wort, 
Schrift,  Druck  und  bildliche  Darstellung  seine  Gedanken  frei  zu 
äussern.  Die  Pressfreiheit  darf  unter  keinen  Umständen  und  in 
kemer  Weise,  namentlich  weder  durch  Censur ,  noch  durch  Kon- 
zessionen und  Sicherheitsstellungen,  Staatsaufiagen,  Beschränkun- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


380  ^«  ^^  LandesBtaatsrecht. 

gen  der  Druckereien  und  des  Buchhandels,  noch  endlich  durch 
Postverbote  und  ungleichmässigen  Postsatz  oder  durch  andere 
Hemmungen  des  freien  Verkehrs,  beschränkt,  suspendirt  oder 
aufgehoben  werden.« 

Diese  Bestimmungen  fielen  indessen  mit  der  Aufhebung  der 
Grundrechte  vom  23.  August  1851  hinweg  und  erhielten  in  den 
meisten  deutschen  Verfassungen  eine  modificirte  Gestalt,  so  in  der 
preussischen  Verfassung  Art.  27.  Auf  Grundlage  dieses  Artikels 
kam  dann  in  Preussen  das  Gesetz  über  die  Presse  vom 
12.  Mai  1851  zu  Standet  Der  Bundesbeschluss  vom  6.  Juli 
1854-:  »zur  Verhinderung  des  Missbrauchs  der  Press- 
freiheit« (G.  V.  Meyer  Band  II,  Seite  601)  wurde  in  den 
grösseren  deutschen  Staaten,  Oesterreich,  Preussen  und  Bayern, 
niemals  publicirt.  So  sehr  m^an  durch  Mittel  verschiedener  Art  die 
Pressfreiheit  zu  beschränken  suchte ,  so  hat  man  doch  seit  dem 
Jahre  1848  niigends  die  Censur  wieder  einzuführen  gewagt.  Durch 
die  Gewerbeordnung  des  norddeutschen  Bundes  vom  21.  Juni  1869 
wurde  der  Betrieb  eines  stehenden  Pressgewerbes  von  einer  obrig- 
keitlichen Genehmigung  unabhängig  gemacht ,  welche  bis  dahin  in 
Preussen  noch  nothwendig  gewesen  war,  aber  keinem  Unbescholte- 
nen versagt  werden  sollte.  Endlich  wurde  durch  die  Verfassung 
des  deutschen  Reiches  auch  die  Pressangelegenheit  der  Reichsge- 
setzgebung unterstellt.  Gestützt  auf  diese  bedeutsame  Kompetenz- 
erweiterung, erliess  das  deutsche  Reich  sein  Pressgesetz  vom 
7.  Mai  1874,  welches  jetzt  für  ganz  Deutschland  das  allein  geltende 
Pressrecht  bildet  2.  Die  Freiheit  der  Presse  unterliegt  darnach  nur 
denjenigen  Beschränkungen,  welche  durch  dieses  Gesetz  vorge- 
.  schrieben  oder  zugelassen  sind,  §  1.  Der  Betrieb  der  Press- 
gewerbe ist  frei.  Eine  Entziehung  der  Befugniss  zum  selb- 
ständigen Betriebe   irgend   eines   Pressgewerbes   oder   sonst  zur 


i  L.  T.  Rönne,  Das  preussische  Gesetz  über  die  Presse  vom  12.  Mai  1851. 
Breslau  1851.  0.  Thilo,  Das preussische  Gesetz Tom  12. Mai  1851.  Berlin  1862. 
Nachtrag  1866.  Schwarok,  Das  Gesetz  aber  die  Presse  Tom  12.  Mai  1851. 
Berlin  1862. 

3  Hauptwerk  mit  einer  umfassenden  geschichtlichen  Einleitung  A.  F.  Ber- 
ner, Lehrbuch  des  deutschen  Pressrechtes.  Leipzig  1876.  Ausserdem  folgende 
Kommentare:  Thilo,  Das  Pressgesetz  für  das  deutsche  Reich  vom  7.  Mai  1874 
nebst  den  bezüglichen  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  imd  des  Strafgesetz- 
buchs. Berlin  1874.  O.  Schwarze,  Das  Reichspressgesetz  erUutert.  Erlangen 
1874.  Marquardsen,  Das  Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1S74  mit  Einleitung 
und  Kommentar.  Berlin  1875.  F.  E.  y.  Liszt,  Das  deutsche  Reichspressrecht. 
Leipzig  1880. 
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Herausgabe  und  zum  Vertriebe  von  Druckschrifken  kann  weder  im 
administrativen  noch  im  rechtlichen  Wege  stattfinden.  §.  4.   Eben- 
sowenig unterliegt  die  Heraus  gäbe  eines  Presserzeugnisses 
iigend  welchen  Beschränkungen.  Es  ist  dazu  weder  eine  obrigkeit- 
liche Erlaubniss  noch  die  Bestellung  einer  Kaution  erforderlich. 
Für  die  äussere  Form  der  Presserzeugnisse  bestehen  ge- 
setzliche Vorschriften.   Auf  denselben  muss  der  Name  und  Wohn- 
ort des  Druckers  und,  wenn  sie  für  den  Buchhandel  bestimmt  sind, 
ausserdem  der  Name  und  Wohnort  des  Verlegers,  beim  Selbstver- 
triebe des  Verfassers  oder  Herausgebers  genannt  sein.   Periodi- 
sche Druckschriften,  d.h.  Zeitungen  und  Zeitschriften,  welche 
in  monatlichen  oder  kürzeren  Fristen  erscheinen,  müssen  ausserdem 
anfjeder  Nummer  den  Namen.des  verantwortlichen  Redakteurs 
enthalten,  welcher  für  den  ganzen  Inhalt  des  von  ihm  redigirten 
Blattes  einzustehen  hat.    Als  solcher  kann  nur  eine  Person  bestellt 
werden,  welche  verfügungsfähig  ist,  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  befindet  und  im  deutschen  Reiche  ihren  Wohnsitz  oder 
gewöhnlichen  Aufenthalt  hat  [Reichspressgesetz  §§7.  8).   Frei  ist 
auch  die  Verbreitung  der  Presserzeugnisse.    Von  jeder 
Nummer  einer  periodischen  Druckschrift  muss  jedoch  der  Verleger, 
sobald  die  Austheilung  oder  Versendung  beginnt,   ein  Exemplar 
unentgeltlich  an  die  Polizeibehörde  des  Ausgabeortes   abliefern. 
Ausgenonmien  sind  nur  Druckschriften,  welche  ausschliesslich  den 
Zwecken  der  Wissenschaft,  der  Kunst,  des  Gewerbes  oder  der  In- 
dustrie dienen,  ebenso  die  Publikationen  der  Reichs-,  Staats-  und 
Gemeindebehörden,  des  Reichstages  und  der  Landesvertretungen 
mit  amtlichen  Mittheilungen.  Reichspressgesetz  §§9.  12.  13.  J^e- 
sondere  Vorschriften  bestehen  für  die  Verbreitung  von  Druckschrif- 
ten an  öffentlichen  Orten.    Zu  einer  gewerbsmässigen  Verbreitung 
dieser  Art  wird  eine  vor^Lngige  Erlaubniss  der  Ortspolizeibehörde 
erfordert,  welche  jedoch  nur  denjenigen  Personen  zu  versagen  ist, 
welchen  die  Ertheilung  eines  Legitimationsscheines  für  den  Ge- 
werbebetrieb im  Umherziehen  zu  versagen  ist.    Reichsgewerbeord- 
nung § 43 .  Der  Inhalt  der  Presserzeugnisse  unterliegt  in  der  Regel 
keinen  anderen  Beschränkungen,  als  denen  der  allgemeinen  Straf- 
gesetze.   Art.  20  sagt:    »Die  Verantwortlichkeit  für  Handlungen, 
deren  Strafbarkeit  durch  den  Inhalt  einer  Druckschrift  begründet 
wird,  bestimmt  sich  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen«.    Neben 
diesen  gemeinen  rechtlichen  Strafen  kommen  aber  noch  sog.  Fahr- 
lässigkeitsstrafen   für  gewisse  Personen  voi;,    welche  nach 
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Art.  20  nicht  als  Thäter  oder  Theilnehmer  an  diesen  Handlungen 
zu  bestrafen  sind.  Art.  2 1 :  »Begründet  der  Inhalt  einer  Druckschrift 
den  Thatbestand  einer  strafbaren  Handlung,  so  sind  der  veiuntwort- 
liehe  Redakteur,  der  Verleger,  der  Drucker,  derjenige,  welcher  die 
Druckschrift  vertrieben  oder  sonst  öffentlich  verbreitet  hat  (Ver- 
breiter], soweit  sie  nicht  nach  §  20  als  Thäter  oder  Theilnehmer  zu 
bestrafen  sind,  wegen  Fahrlässigkeit  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1 000  Mark  oder  mit  Festungshaft  oder  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahr 
zu  belegen,  wenn  sie  nicht  die  Anwendung  der  pflichtmässigen 
Soigfalt  oder  Umstände  nachweisen,  welche  die  Anwendung  der- 
selben unmöglich  gemacht  haben.«  Bei  diesen  specifischen  Press- 
delikten  hielt  das  Gesetz  es  für  zidässig,  die  Verantwortlichkeit 
einem  Vormann  zuzuschieben^  dem  Verfasser,  dem  Einsender,  dem 
Herausgeber  u.  s.  w. 

Eine  nicht  richterliche  Beschlagnahme  von  Ptesserzeugnissen 
ist  nur  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fällen  zulässig;  sie  trifft  die 
Exemplare  lediglich  da,  wo  sie  sich  zum  Zwecke  der  Verbreitung 
befinden  und  erstreckt  sich  blos  auf  diejenigen  Theile  der  Druck- 
schrift, welche  die  strafbaren  Stellen  enthalten. 

Ueber  die  Bestätigung  oder  Aufhebung  der  vorläufigen  Be- 
schlagnahme hat  das  zuständige  Gericht  zu  [entscheiden.  Diese 
Entscheidung  muss  von  der  Staatsanwaltschaft  binnen  24  Stunden 
nach  Anordnung  der  Beschlagnahme  beantragt  und  von  dem  Ge- 
richte binnen  24  Stunden  nach  Empfang  des  Antrags  erlassen  wer- 
den. Erfolgt  binnen  5  Tagen  keine  gegentheilige  richterliche  Ver- 
fügung, so  erlischt  die  vorläufige  Beschlagnahme  von  selbst  und  die 
Exemplare  sind  als  freigegeben  anzusehen. 

In  dieser  Weise  versucht  das  Reichspressgesetz  vom  7.  Mai  1874 
die  Freiheit  der  Meinungsäusserung  durch  die  Presse,  die  s<^. 
Press  fr  eiheit,  mit  den  Anforderungen  der  öffentlichen  Ordnung 
in  Einklang  zu  bringen,  indem  es  insbesondere  jede  definitive  Mass- 
regel gegen  die  Presse  der  Willkür  der  Polizeibehörden  entzieht 
und  lediglich  dem  Ermessen  des  Richters  unterstellt. 

§149. 
4)  Beligiöse  BekenntniBsfreiheit  ^ 
Im  Widerspruche  mit  dem  tiefinnerlichen  Charakter  des  Chri- 
stenthums  war  dem  ganzen  Mittelalter  die  Bekenntnissfreiheit  völlig 

t  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §  87.  H.  Zöpfl,  §  293.  v.  Mohl,  B.  I.  §  74. 
S.  372.  T.  Rönne,  B.  I.  §  97.  S.  113.  Pösl,  §  26.  Bluntschli,  AUgemeinM 
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fremd,  überall  wurde  vielmehr  der  härteste  Bekenntniss- 
zwang ausgeübt.  Nur  der  rechtgläubige  römisch-katholische  Christ 
war  rechtsfähig.  Sowohl  nach  dem  neueren  römischen,  als  nach 
dem  älteren  Reichsrechte  galt  Ketzerei  für  ein  schweres,  auch  von 
der  weltlichen  Gewalt  zu  ahndendes  Verbrechen.  Erst  durch  die 
Reformation  wurde  dieses  System  in  Deutschland  diurchbrochen, 
keineswegs  beseitigt.  Der  westfälische  Frieden  sicherte  den  zur 
Augsburgischen  Konfession  gehörigen  Reichsständen  völlige  Rechts- 
gleichheit zu.  Diese  reichsgrundgesetzliche  Parität  »exacta  mutu- 
aque  aequalitasc  bezog  sich  aber  nur  auf  das  Reich  als  solches 
nnd  kam  nur  den  Reichsunmittelbaren  zu  Gute.  J.  P.  O.  Art.  V, 
§  51.  In  Beziehung  auf  die  einzelnen  Territorien  wurde  in  dem 
westfälischen  Frieden  festgesetzt,  dass  alles  in  dem  statu  quo 
des  sog.  Normaljahres  1624  bleiben  sollte.  Es  konnte  daher  in 
jedem  deutschen  Lande  die  eine  oder  die  andere  der  beiden  Reichs- 
kirchen die  herrschende  Landeskirche  sein  und  es  brauchte  da- 
neben, sofern  ein  rechtlich  begründeter  Besitzstand  nicht  stattfand, 
Termoge  des  sog.  Reformationsrechtes  ein  anderes  Bekennt- 
niss  gar  nicht  geduldet  werden.  Es  konnten  diejenigen,  welche 
einem  solchen  Bekenntnisse  angehörten  oder  sich  ihm  zuwendeten, 
zur  Auswanderung  genöthigt  werden,  nur  sollten  sie  nicht  geradezu 
als  Anhänger  einer  verbotenen  Religion,  d.  h.  als  Ketzer  behandelt 
nnd  bestraft  und,  wenn  sie  im  Lande  bleiben  durften,  ihnen 
die  Hausandacht  nicht  verwehrt  und  die  bürgerlichen  Rechte 
nicht  entzogen  werden.  Wie  sie  einerseits  zur  Auswanderung  ge- 
nöthigt werden  konnten,  so  durfte  ihnen  andererseits  auch  die  Aus- 
wanderung niemals  verwehrt  werden,  »flebile  beneficium  emi- 
grationis«.  J.  P.  O.  Art.  V,  §  31 — 37.  Diese  schwachen  Zuge- 
ständnisse einer  beschwikten  Bekenntnissfreiheit  kamen  aber  nur 
den  Katholiken  und  den  Augsburgischen  Konfessionsverwandten 
zu  Gute,  denen  die  Reformirten  ausdrücklich  gleichgestellt 
wurden.  J.  P.  O.  Art.  VU,  §  1.  Alle  übrigen  Bekenntnisse,  so- 
genannte Sekten,  waren  im  Reiche  verboten;  die  Gesetze  gegen 
Ketzer  blieben  gegen  sie  in  Kraft  und  wurden  erst  allmälig  durch 


Staatsrecht  B.  IX.  Kap.  2  u.  3.    y.  Held,  B.  II.  §  456.  S.  562  ff.    G.  Meyer, 

5.  608.  Wilda's  trefflicher  Aufsatz  über  Gewissensfreiheit  in  Deutschland. 
Zeitschrift  für  deutsches  Recht  B.  XI.'  S.  160—253  und  S.  266—302.  Risch, 
Ueber  »Bekenntnissfreiheit«   in  Bluntschli's  Staatswörterb.    B.  I.    S.  767. 

6.  A.  Rudelbach,  49  Thesen  über  Wesen,  Entwickelung  und  Form  der  Reli- 
gbnt&eiheit  (Zeitschrift  für  lutherische  Theologie  IV.  1843.  S.  89—135). 
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ein  milderes  Reichsherkommen  beseitigt.  Nur  die  Juden,  als 
»kaiserliche  Kammerknechte«,  genossen  eine,  mit  vielen  Opfern  und 
drückenden  Lasten  erkaufte  precäre  Duldung.  Obgleich  in  einzel- 
nen Staaten,  besonders  in  Freussen,  die  Grundsätze  einer  weit- 
gehenden Toleranz  und  Bekenntnissfreiheit  schon  im  vorigen  Jahr- 
hundert zur  Geltung  gelangten  und  besonders  im  Allgemeinen 
Landrechte  Th.  II,  Tit.  11,  §  2  und  3  ihren  Ausdruck  fanden,  so 
blieb  doch  dieser  auf  dem  Religionsfrieden  beruhende  Zustand 
unverändert  der  gemeinrechtliche  in  Deutschland  bis  zum  An- 
fang dieses  Jahrhunderts.  Eine  der  Religionsfreiheit  günstige 
reichsgesetzliche  Bestimmung  enthält  der  R.  D.  H.  S.  von  1803, 
§  63,  welcher  den  neuen  Landesherm  in  den  Entschädigungs- 
ländem  die  Befiigniss  einräumt^  mit  Beseitigung  landesverfas- 
sungsmässiger  Schranken  »andere  Religionsverwandte  zu  dulden 
und  ihnen  den  vollen  Genuss  bürgerlicher  Rechte  zu  gestatten«. 
Die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  bestimmt  nichts  über  die 
Bekenntnissfreiheit  der  Unterthanen,  doch  sorgte  der  Protektor  des 
Rheinbundes  dafür,  dass  von  den  später  beitretenden  Fürsten  dem 
katholischen  Kultus  in  den  Accessionsurkunden  gleiche  Frei- 
heit wie  dem  lutherischen  und  den  katholischen  Unterthanen  volle 
Rechtsgleichheit  zugesichert  wurde,  was  besonders  für  die  säch- 
sischen und  mecklenburgischen  Lande  von  Wichtigkeit  war.  End- 
lich erhielt  bei  der  Stiftung  des  deutschen  Bundes  die  volle  Reli- 
gionsfreiheit' der  christlichen  Religionsparteien,  im  Sinne  einer 
vollständigen  Beseitigung  des  bisherigen  Unterschiedes  im  Genüsse 
der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte,  eine  für  ganz  Deutschland 
geltende,  die  Willkür  der  Einzelstaaten  ausschliessende  Sanktion 
in  Art.  XYI  der  deutschen  Bundesakte :  »Die  Verschiedenheit  der 
christlichen  Religionsparteien  kann  in  den  Landen  und  Gebieten  des 
deutschen  Bundes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  der  bürger- 
lichen und  politischen  Rechte  begründen.«  Unter  den  christlichen 
Religionsparteien  werden  hier  indessen,  nach  hergebrachtem  Sprach- 
gebrauch und  nach  der  geschichtlichen  Entstehung  des  Art.  XVI 
nur  die  beiden  im  Reiche  anerkannten  Kirchen  verstanden  (Klü- 
ber,  Akten  des  Wiener  Kongresses  B.  II.  S.  439).  Auf  Art.  XVI 
ruhte  bis  zum  Jahre  1848  der  gemeinrechtliche  Zustand  der  Be- 
kenntnissfreiheit in  Deutschland,,  welchem  sich  die  Verfassungen 
und  Religionsedikte  der  Einzelstaaten  anschlössen.  Damach  waren 
Katholiken  und  Evangelische,  d.  h.  Lutheraner  und  Reformirte  in 
allen  deutschen  Staaten  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  und  pri- 
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vaten  Rechtes  völlig  gleichgestellt ;  die  Eekennner  anderer  christ- 
lichen Kirchen  und  Sekten^  sowie  die  Juden,  genossen  zwar  eine 
mehr  oder  weniger  beschränkte  Kidtusfreiheit,  waren  aber  in  öffent-- 
Uchrechtlicher,  ja  zum  Theil  sogar  in  privatrechtlicher  Beziehung 
mannigfach  zurückgesetzt  und  besonders  von  einer  aktiven  Be- 
theiligung  am  Staatsleben  fast  überall  ausgeschlossen. 

Auf  dem  Standpunkte  dieser  Uebergangsperiode  stehen 
sammtliche  deutsche  Verfassimgen  vor  1848  (Bayer.  Verfassungs- 
urkundeT.  IV.  §  9.  Württemb.  §  27.  Hessen-Darmst.  §  15.  20. 
Kurhessen  §  29.  Hannoversches  Grundges.  §  30.  Landesverf.  von 
1840  §  32,  das  badische  Edikt,  die  kirchliche  Staatsverfassung  betr., 
vom  1 1 .  Mai  1 807,  das  bayerische  Religionsedikt  vom  26.  Mai  1818). 
Das  Jahr  1848  bildet  auch  auf  diesem  Gebiete  einen  Wendepunkt. 
Ans  der  nur  beschränkten  Bekenntniss-  und  Kultusfreiheit  ist 
Deutschland  durch  die  Grundrechte  Art.  V,  §  14 — 2 1  in  das  Stadium 
der  unbedingten  Bekenntniss-  und  Kultusfreiheit  eingetreten,  in- 
dem für  die  Anhänger  aller  Konfessionen  unbeschränkte  Freiheit 
der  Religionsübung  und  Unabhängigkeit  des  Genusses  aller  bürger- 
lichen und  politischen  Rechte  vom  religiösen  Bekenntniss  festge- 
stellt wurde.  Obgleich  die  Grundrechte  formell  wieder  ausser  Kraft 
gesetzt  wurden;  so  ging  materiell  doch  dieser  Grundsatz  in  die  Ver- 
fassungsurkunden  und  die  Gesetzgebung  der  meisten  deutschen 
Einzelstaaten  über  und  wurde  durch  ein  Gesetz  des  norddeutschen 
Bundes  vom  3.  Juli  1869,  betreffend  die  Gleichberechtigung  der 
Konfessionen  in  bürgerlicher  und  staatsbürgerlicher  Beziehung 
(Bundesgesetzblatt  1869,  S.  292),  über  jeden  Zweifel  erhoben.  Das- 
selbe lautet:  »Alle  noch  bestehenden,  aus  der  Verschiedenheit  des 
religiösen  Bekenntnisses  hergeleiteten  Beschränkungen  der  bürger- 
lichen und  staatsbürgerlichen  Rechte  werden  hierdurch  aufgehoben; 
insbesondere  soll  die  Befähigung  zur  Theilnahme  an  der  Gemeinde- 
nnd  Landesvertretung  und  zur  Bekleidung,  öffentlicher  Aemter  vom 
religiösen  Bekenntnisse  unabhängig  sein.« 

Dieses  Gesetz  ist  seit  dem  Jalire  1870  auch  auf  sammtliche  süd- 
deutsche Staaten  ausgedehnt.  Ihre  einzige  Schranke  findet  diese 
Bekenntnissfreiheit  in  den  bürgerlichen  Pflichten,  welchen  sich 
niemand  unter  Berufung  auf  sein  Glaubensbekenntniss  entziehen 
darf. 
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§  150. 
6)  Vereins-  und  Versammlungsreoht  ^ 
Nur  durch  Vereinigung  mit  ihres  Gleichen  können  die  Staats- 
genossen auf  dem  Gebiet  des  staatlichen,  geselligen,  wirthschaft- 
lichen  Lebens  umfassendere  Aufgaben  anstreben,  höhere  Ziele  mit 
Erfolg  erreichen.  Das  Vereinigungsrecht  erscheint  daher  als  ein 
wichtiges  Grundrecht,  ohne  dessen  Anerkennung  vor  allem  ein  poli- 
tisches Leben  der  Nation  undenkbar  ist.  Das  Vereinswesen  und 
sein  Recht  hat  zu  verschiedenen  Zeiten  eine  sehr  verschiedene  Auf- 
fassung erfahren.  Seine  höchste  Bliithe  erreichte  dasselbe  im  späte- 
ren Mittelalter,  wo  das  DEinigungswesen«  den  fast  ganz  nulli- 
ficirten  Staat  ersetzen  musste,  während  der  zum  Selbstbewusstsein 
gelangte  Polizeistaat  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts  das  Ver- 
einswesen mit  der  äussersten  Ungunst  behandelte  und  dasselbe  in 
die  engsten  Schranken  zurückzudrängen,  vor  allem  ganz  von  der 
staatlichen  Erlaubniss  abhängig  zu  machen  suchte,  sodass  die  Juri- 
sten alle  nicht  obrigkeitlich  genehmigten  Vereinigungen  der 
Unterthanen  als  strafbare  Eigenmacht,  Verschwörungen ,  Konven- 
tikel  betrachteten  (dLi  dubio  unio  sit  de  genere  delicti.«  .  .  »coUegia 
illicita,  i.  e.  a  principe  non  confirmata  valde  odiosa  sunt  et  hinc  pro- 
hibentur,  quia  variis  excessibus  occasionem  dant.a) .  Auf  einem  ähn- 
lichen Standpunkte  steht  das  Allgemeine  Landrecht  II.  20,  §§  184, 
185.  Das  preussische  Edikt  vom  20.  Oktober  1798  verbot  bei  stren- 
ger Strafe  nicht  nur  Vereine  mit  geheimen  Zwecken ,  unbekannten 
Obern  oder  mystischen  Formen,  sondern  auch  alle  auf  Aenderungen 


1  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §  90.  8.  468.  H.  Zöpfl,  TheilH.  §§  467—469. 
BluntBchli,  B.  II.  B.  XII.  Kap.  8  und  9.  v.  Held,  Th.  IL  §§  467—468. 
S.  583.  G.  Meyer,  Lehrbuch  S.  600.  v,  Mohl,  Württemb.  Staatsrecht  B.  I. 
S.  352.  377.  Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht  §  29.  S.  71 ;  für  Preussen, 
V.  Rönne,  B.  I.  Abth.  II.  §  100.  G.  Thilo,  Das  preussische  Vereins-  und 
Versammlungsrecht  unter  Berücksichtigung  der  Bundesgesetzgebung,  dargestellt 
und  erläutert.  Breslau  1865.  Reyscher,  Publicistische Versuche S.  164  ff.  J.H. 
Z irkler ,  Das  Associationsrecht  der  Staatsbürger  in  den  konstitution.  Staaten  und 
die  Lehre  von  dem  Verbrechen  unerlaubter  Verbindungen  und  Versammlungen 
(Vertheidigung  der  engherzigsten  Polizeistaatstheorie).  K.Welcker  im  Staats- 
lex.  Art.  Association.  K.  Brater,  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  X. 
S.  755  unter  dem  Art.  »Vereine  und  Versammlungen«.  Für  die  Geschichte  der 
deutschen  Association  nach  allen  Richtungen  hin,  auf  dem  Gebiete  des  öffent^ 
liehen,  wie  des  priTaten  Lebens,  lehrreich  ist  das  gründliche  Werk  von  Otto 
Gierke,  »Das  deutsche  Genossenschaf tsrecht««.  B.I.  Rechtsgeschiohte  der  deut- 
schen Genossenschaft.  Berlin  1868.  L.  t.  Stein,  Verwaltungslehre  Th.  11. 
S.  107  ff. 
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in  Yerfassung  und  Verwaltung  des  Staates  als  Haupt-  oder  Neben- 
zweck hinzielenden  Associationen,  somit  alle  politischen  Vereine 
überhaupt.  Selbst  die  Einfuhrung  des  konstitutionellen  Systems 
in  einem  Theile  von  Deutschland  brachte  keinen  wesentlichen  Fort- 
Bchritt.  Keine  deutsche  Verfassungsurkunde,  mit  Ausnahme  der 
sehr  yerklausulirten Bestimmung  der  Sachsen-Meiningschen  Art.  28, 
erwähnte  auch  nur  des  Vereinsrechtes  der  Bürger.  Dagegen  wurden 
durch  den  Bundesbeschluss  vom  5.  Juli  1832  (v.  Meyerll.  Theil, 
Seite  251)  für  ganz  Deutschland  alle  Vereine  mit  politischer  Ten- 
denz unbedingt  verboten  und  alle  öffentlichen  Volksversammlungen 
Ton  vorgängiger  Begierungsgenehmigung  abhängig  gemacht,  auch 
in  diesem  Falle,  bei  strenger  Strafe,  jede  politische  Rede  oder  Dis- 
kussion, jede  Adresse  und  Beschlussfassung  untersagt.  Den  Wende- 
punkt bildet  auch  hier  das  Jahr  1848^  indem  die  Grundrechte  der 
deutschen  Nution  Art.  7  §  29 — 30  festsetzten:  »Die  Deutschen 
haben  das  Recht,  sich  friedlich  und  ohne  Waffen  zu  versammeln, 
einer  besonderen  Erlaubniss  dazu  bedarf  es  nicht.  Volksversamm- 
lungen unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender  Gefahr  für  die 
öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  verboten  werden.  Die  Deutschen 
haben  das  Recht,  Vereine  zu  bilden.  Dieses  Recht  soll  durch  keine 
Yorbeugende  Massregel  beschräukt  werden.« 

Diese  Prinzipien  gingen  dann  freilich  mit  mannigfachen  Ein- 
schränkungen in  die  Verfassung  und  Gesetzgebung  aller  deutschen 
Staaten  über,  welche  jetzt  sämmtlich  das  Vereins-  und  Versamm- 
lungsrecht der  Staatsbürger  anerkennen.  Ein  Bundesbeschluss  vom 
13.  Juli  1854  (G.  V.  Meyer,  II.  Band,  Seite  604)  beabsichtigt 
gleichartige  Normen  über  die  Behandlung  der  Vereine  für  alle 
deutschen  Staaten  aufzustellen.  Derselbe  ist  jedoch  in  vielen  Staa- 
ten gar  nicht  eingeführt,  in  anderen  nach  Auflösung  des  deutschen 
Bundes  wieder  beseitigt  worden,  sodass  er  nur  noch  in  einem  klei- 
nen Theile  von  Deutschland  gesetzliche  Geltung  hat.  Obgleich  die 
gesetzliche  Regelung  des  Vereinswesens  jetzt  zur  Kompetenz  des 
deutschen  Reiches  gehört,  so  hat  doch  bis  jetzt  die  Reichsgesetz- 
gebung sich  mit  diesem  Gegenstande  noch  nicht  beschäftigt.  Nur 
durch  das  Reichswahlgesetz  ist  den  Wahlberechtigten  das  Recht 
eingeräumt  worden,  »zum  Betriebe  der  Wahlangelegenheiten  Ver- 
eine zu  bilden  und  in  geschlossenen  Räumen  unbewaffiiet  öffent- 
liche Versammlungen  zu  veranstalten.«  (Reichs- Wahlgesetz  vom 
31.  Mai  1869  §  17).  Obgleich  es  daher  bis  jetzt  an  einer  gemein- 
rechtlichen Regelung  dieses  Gegenstandes  für  ganz  Deutschland 
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fehlt  und  fast  alles  noch  auf  landesgesetzlichen  Vorschriften  be- 
ruht, 80  lassen  sich  doch  gewisse  allgemeine  Grundsätze  für  die 
Gesetzgebung  aller  deutschen  Staaten  nachweisen.  Wiewohl  das 
Vereins-  und  Versammlungsrecht  nahe  verwandt  ist  und  gewöhnlich 
in  der  Gesetzgebung  zusammengefasst  wird ,  so  ist  doch  zwischen 
beiden  zu  unterscheiden.  Vereine  sind  ohne  Versammlungen  ihrer 
Mitglieder  kaum  denkbar,  das  Versammlungsrecht  ist  somit  eine 
Konsequenz  des  Vereinsrechtes,  aber  Versammlungen  können  sehr 
wohl  stattfinden,  ohne  dass  sie  einen  Verein  zu  ihrer  Grundlage 
haben.  Der  Verein  hat  seine  dauernde  Organisation,  seine  bleiben- 
den Ziele,  die  Versammlung,  sobald  sie  eben  keine  Vereinsver- 
sammlung ist,  hat  einen  ephemeren  Charakter  und  verfolgt  eine 
Aufgabe,  welche  durch  einen  Beschluss  erledigt  zu  werden  pflegt. 
Von  der  Gesetzgebung  werden  indessen  Versammlungen,  welche 
nicht  auf  der  Grundlage  eines  Vereines  zusammentreten,  regel- 
mässig nach  denselben  Grundsätzen  behandelt  wie  Vereinsver- 
sammlungen. Dies  ist  auch  der  Standpunkt  der  preussischen 
»Verordnung  über  die  Verhütung  eines  die  gesetz- 
liche Freiheit  und  Ordnung  gefährdenden  Miss- 
brauchs des  Versammlungs-  und  Vereinigungs rechtes 
vom  11. März  1850«,  ein  Gesetz,  welches  von  massgebender  Be- 
deutung für  die  übrige  deutsche  Landesgesetzgebung  geworden  ist. 
1)  Vereine.  Nach  dem  in  Deutschland  geltenden  Hechte 
unterliegen  nichtpolitische  Vereine  keinen  besonderen  Be- 
schränkungen,  insbesondere  sind  die  früher  bestehenden  Verbote 
der  Arbeiterkoalitionen  durch  die  Reichsgewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  §  152  aufgehoben,  die  sogenannte  Koalitionsfreiheit 
der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ist  anerkannt.  Für  solche  Vereine, 
»welche  eine  Einwirkung  auf  öffentliche  Angelegen- 
heiten bezwecken  oder  politische  Gegenstände  in 
Versammlungen  erörterna,  bestehen  regelmässig  folgende 
Beschränkungen:  a.  die  Vorsteher  der  Vereine  sind  verpflichtet, 
binnen  einer  bestimmten  Zeit  die  Statuten  des  Vereines  und  deren 
Abänderungen,  meistens  auch  ein  Verzeichniss  der  Vereins-  oder 
Vorstandsmitglieder ,  bei  der  Ortspolizeibehörde  einzureichen, 
b.  Verboten  ist  die  Aufnahme  von  Frauen,  Schülern,  Lehrlingen, 
Minderjährigen,  besonders  auch  von  Militärpersonen,  c.  Sie  dür- 
fen sich  nicht  mit  anderen  Vereinen  gleicher  Art  zu  einer  gemein- 
samen Organisation  verbinden  (Princip  der  Lokalisirung  der 
Vereine].  Nach  preussischem  Kechte  können  wegen  Uebertretung 
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der  gesetzlichen  Vorschriften  die  Vorsteher  zu  Geld-  und  Arrest- 
strafen verurtheilt,  die  Vereine  selbst  durch  die  Polizei  nur  provi- 
sorisch, definitiv  nur  durch  Richterspruch  geschlossen  werden, 
wahrend  die  Vereinsgesetze  anderer  deutscher  Staaten  den  Polizei- 
behörden meist  weitergehende  Befugnisse  einräumen.  Das  deutsche 
Reichsstrafgesetzbuch  §§128  und  129  stellt  ausserdem  solche  Ver- 
eine unter  Strafe,  »deren  Dasein,  Verfassung  oder  Zweck  vor  der 
Staatsregierung  geheim  gehalten  werden  soll ,  in  denen  gegen  un- 
bekannte Obere  Gehorsam  oder  gegen  bekannte  Obere  unbedingter 
Gehorsam  versprochen  wird  oder  welche  Massregeln  der  Verwaltung 
oder  die  Vollziehung  von  Gesetzen  durch  ungesetzliche  Mittel  zu 
verhindern  oder  zu  entkräften  beabsichtigen.« 

2]  Versammlungen.  Bewaffnete  Versammlungen  sind 
fiberall  unbedingt  verboten.  Ausserdem  unterliegen  politische 
Versammlungen,  d.  h.  solche,  in  denen  öffentliche  Angelegen- 
heiten erörtert  werden,  folgenden  Beschränkungen :  a.  Sie  müssen 
eine  Zeit  lang  vor  ihrem  Beginne  (meist  24  Stunden)  den  Orts- 
polizeibehÖTden  angezeigt  werden.  Nicht  erforderlich  ist  eine  solche 
Anzeige  bei  Vereinsversammlungen,  für  welche  Ort  und  Zeit  statu- 
tenmässig  feststeht,  b.  Der  Polizeibehörde  steht  das  Recht  zu, 
Abgeordnete  zu  einer  derartigen  Versammlung  zu  entsenden ,  wel- 
chen die  Befugniss  eingeräumt  wird,  eine  derartige  Versammlung 
aufzulösen,  wenn  entweder  formelle  Vorschriften  des  Vereins- 
gesetzes übertreten  sind  oder  wenn  in  der  Versammlung  Anträge 
oder  Vorschläge  erörtert  werden ,  die  eine  Aufforderung  oder  An- 
reizung  zu  strafbaren  Handlungen  enthalten,  oder  wenn  in  der  Ver- 
sammlung Bewaffnete  erscheinen,  die  der  Aufforderung  des 
Abgeordneten  der  Obrigkeit  entgegen  sich  nicht  entfernen. 

Versammlungen  unter  freiem  Himmel,  denen  öffent- 
liche Aufzüge  gleichgestellt  werden,  bedürfen  entweder  einer  vor- 
gängigen polizeilichen  Genehmigung  oder  können  wenigstens  bei 
Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  von  der  Polizeibehörde  ver- 
boten werden. 

§142. 
6)  Sicherheit  und  Unverletzliehkeit  des  Vermögens  ^ 
Nicht  blos  der  Schutz  der  persönlichen,  sondern  auch  der  der 
»achlichen  Rechtssphäre  der  Bürger  wird  im  konstitutionellen  Staate 

»  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §89.  S.  462.  v.  Mohl,B.I.  §76.8.392.  Pözl, 
§33.  S.  86.  V.  Rönne,  B.  I.  Abth.  II.  §  93.  S.  81  ff.  G.  Meyer,  §222.  S.  582. 
H.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht.  26 
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als  sogenanntes  Grundrecht  aufgeführt.  In  Deutschland  hat  der  Staat 
von  jeher  den  Schutz  der  Vermögensrechte  als  eine  seiner  wichtigsten 
Aufgaben  betrachtet,  aber  erst  in  neuerer  Zeit  ist  es  üblich  geworden, 
diese  Pflicht  des  Staates  auch  ausdrücklich  auszusprechen,  wie  dies  in 
Art.Vin  §  32  der  deutschen  Grundrechte  geschieht:  »Das  Eigen- 
thum  ist  unverletzlich.  Eine  Enteignung  kann  nur  aus  Rück- 
sichten des  gemeinen  Besten,  und  gegen  gerechte  Entschädigung 
voi^nonunen  werden«;  ein  Satz,  welcher  in  die  Verfassungsur- 
kunden und  die  Gesetzgebung  aller  Einzelstaaten  übergegangen 
ist.  Die  so  grundrechtlich  garantirte  Unverletzlichkeit  des  Eigen- 
thums  hat  ihre  doppelte  Seite;  der  Staat  schützt  dasselbe  einer- 
seits gegen  jeden  widerrechtlichen  Eingriff  anderer  Personen  durch 
seine  Gesetze  und  Gerichte,  er  legt  aber  auch  sich  selbst  d.  h.  seinen 
Organen  und  Behörden  andererseits  die  Pflicht  auf,  sich  aller  will- 
kürlichen Eingriffe  in  das  Eigenthum  der  Bürger  zu  enthalten. 
Nur  ausnahmsweise,  wo  das  öffentliche  Wohl  es  dringend  ge- 
bietet, sieht  sich  der  Staat  für  berechtigt  an,  [seinen  Büigem  ein- 
zelne Vermögensstücke  zu  entziehen,  ohne  deshalb  ihr  Vermögens- 
recht in  seiner  Gesammtheit  zu  beeinträchtigen ,  indem  er  an  die 
Stelle  des  entzogenen  Eigenthumsstückes  ein  ausreichendes  Aequi- 
valent  treten  zu  lassen  verpflichtet  ist.  So  wird  das  dem  Staate 
unentbehrliche  Enteignimgsrecht  in  Einklang  gesetzt  mit  der  Un- 
verletzlichkeit der  vermögensrechtlichen  Sphäre  der  Staatsgenossen. 
Alles  Nähere  gehört  in  die  Lehre  vom  Expropriationsrecht. 


Zweiter  Abschnitt« 

Von  besonders  bevorrechteten  Klassen  der  Staats- 
bürger. 

I.  Ständewesen  und' Staatsbürgerthum. 

§152. 
Gtesehichtliehe  Entwickelung  des  Ständewesens  in  DeutBchland^ 

Im  früheren  Mittelalter,  so  lange  die  altgermanische  Volksver- 
fassung bestand,  kam  wesentlich  nur  der  Unterschied  zwischen 

1  K.  D.  Hüllmann,  Geschichte  des  Urspnmgs  der  Stände  in  Deutsch- 
land. U.  Aufl.  Berlin  1830.  O.  Göhrum,  Geschichtliche  Barstellxmg  Ton  der 
Ebenbürtigkeit  nach  gemeinem  deutschen  Beohte,  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  Entwickelung  der  Geburtsstände.    Tübingen  2  Bde.  1848.    Vergl.  auch  die 
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Freien  tmd  Unfreien  in  Betracht.  Alle  Freien  waren  unter  sich 
unzweifelhaft  ebenbürtig.  Die  Ständebildung  des  späteren  Mittel- 
alters ging  wesentlich  unter  dem  Einflüsse  des  Feudalismus  vor 
sich.  Aus  den  erblich  gewordenen  grossen  Reichsbeamten  ^  den 
Heizögen,  Markgrafen  und  Grafen,  sowie  aus  den  alten  Dynasten, 
entwickelte  sich  der  höchste  Geburtsstand,  welcher  damals 
«Dein  Adel  (später  hoher  Adel)  genaimt  wurde.  Es  war  der 
Stand  der  Herrschenden.  An  der  Herrschaft  im  Reiche  nahm 
er  durch  die  Reichsstandschaft  Theil,  während  ihm  in  den  erblich 
gewordenen  Territorien  die  Landeshoheit  zustand. 

Dem  Abschlüsse  dieses  ersten  Geburtsstandes  folgt  bald  die 
Büdung  eines  zweiten,  der  sich  als  der  Stand  der  kriegerisch 
Dienenden  unter  den  der  Herrschenden  stellte.  Mit  Verfall  des 
Heerbannes  verloren  die  Gemeinfreien  ihre  WaflFenfähigkeit.  Der 
Kriegsdienst  wurde  ein  ausschliesslicher,  ehrenvoller  Lebens- 
beruf .  Mit  den  freien  Vasallen  dienten  vornehmere  Unfreie ,  die 
Ministerialen,  im  Kriegsgefolge  der  Fürsten.  Die  beiden 
Klassen  gemeinsame  kriegerische  Lebensweise  wurde 
erblich ;  nur  wer  von  Rittersart  war,  konnte  Ritter  werden.  So  ent- 
stand aus  freien  und  unfreien  Elementen  der  Ritterstand,  als 
der  Stand  »der  zu  Schild  und  Helm  Geborenen.«  Seit  dem 
XIV.  Jahrhundert  streiften  die  Ministerialen  die  letzten  Spuren  der 
Unfreiheit  ab  und  verschmolzen  mit  den  freien  Vasallen  zu  Einem 
Stande,  dessen  Wesen  auf  Lehensbesitz  und  Ritterdienst  ruhte. 
Als  man  diesem  Stande  später  auch  das  Prädikat  »edel,  nobilisa  bei- 
zulegen pflegte,  wurde  er,  im  Gegensatz  zu  dem  durchaus  verschie- 
denartigen Stande  des  hohen  Adels,  als  niederer  Adel  be- 
zeichnet. 

Während  es  so  einzelnen  Unfreien  gelang,  in  den  Stand  der 
Ritterbürtigen  emporzusteigen,  sank  die  grosse  Zahl  der  alten  Ge- 
meinfreien immer  mehr  in  die  Unfreiheit.  Seit  den  Zeiten 
Karl's  des  Grossen  verschwanden  die  freien  Landbewohner  von 


allgemeinen  Werke  über  Staats-  und  Rechtsge schichte  von  Eichhorn, 
Th.  I.  §  15.  §.  47  ff.  Th.  II.  §  337  ff.  Th.  III.  §  445  ff.  Th.  IV.  §  544.  §  563. 
H.  Zöpfl,  IV.  Aufl.  Th.  n.  Hauptst.  I.  Abschn.  I.  Walter,  Th.  11,  §  434  ff. 
V.  Schulte,  §  52  f.  §  83  f.  §  105  f.  Ueber  die  Geschichte  des  Adels  vergl.  be- 
sonders C.Maurer,  Ueber  das  Wesen  des  ältesten  Adels  der  deutschen  Stämme, 
München  1846.  St.  Pütter,  Ueber  den  Unterschied  der  Stände,  besonders  des 
liohen  und  niederen  Adels.  Qöttingen  1795.  A.  v.  Fürth,  Die  Ministerialen, 
Köbl&36.  C.  F.  V.  Strantz,  Geschichte  des  Adels.  I— in  Breslau  1845. 
Bluntschli's  Art.  im  Staatsw.  über  Adel,  Stände,  Klassen  u.  s.  w. 

26» 


Digitized  by  VjOOQ IC 


392  I-   I^as  Landesstaatsrecht. 

Jahrhundert  zu  Jahrhundert  mehr.  Unter  dem  Drucke  feudaler 
Willkür  ergaben  sie  sich  massenhaft  in  Schutzverhältnisse, 
welche  mehr  und  mehr  den  Charakter  der  Hörigkeit  annahmen. 
So  war  am  Ende  des  Mittelalters  aus  ursprünglich  freien  und  un- 
freien Landbewohnern  ein  neuer  Geburtsstand,  der  Bauern- 
stand, erwachsen,  welcher  gewöhnlich  persönlich  unfrei ,  schwer 
belasteten  Grundbesitz  bebaute  und  von  allen  öffentlichen  Rechten 
ausgeschlossen  war. 

Die  Gemeinfreiheit,  welche  auf  dem  platten  Lande  immer 
mehr  verschwand,  flüchtete  sich  in  die  Mauern  der  Städte.  Aus 
den  verschiedenartigsten  Elementen,  Ministerialen,  schöffenbar 
Freien,  Gemeinfreien  und  hörigen  Handwerkern,  schmolz  hier  eine 
Gemeinde  zusammen,  deren  Glieder  sich  allmälig  als  eine  Einheit, 
als  gleichberechtigte  Genossen,  als  Bürger  einer  Stadt  fühlen  lern- 
ten, seitdem  der  Grundsatz :  »Stadtluft  macht  frei«  die  letzten  Spu- 
ren der  Hörigkeit  hier  getilgt  hatte.  So  entstand  der  Bürger- 
stand, als  ein  Stand  der  Gleichheit  und  gemeinen 
Freiheit.  Er  entspricht  am  meisten  den  modernen  Rechtsan- 
schauungen und  bildet  den  Uebergang  aus  dem  Mittelalter  in  die 
Neuzeit.  Indem  er  die  Grenzen  des  städtischen  Weichbildes  über- 
schritt, und  aus  einem  städtischen  ein  staatlicher  Begriff 
wurde,  wuchs  aus  dem  Städtebürgerthume  des  Mittel- 
alters das  allgemeine  Staatsbürgerthum  der  Neuzeit 
hervor. 

Da  der  hohe  Adel,  als  Reichsstand,  dem  ganzen  Reiche  ange- 
hörte, und  somit  als  Stand  regelmässig  für  die  Territorien  nicht  in 
Betracht  kam,  so  unterschied  man,  seit  dem  Ende  des  Mittelalters, 
innerhalb  der  einzelnen  Territorien  regelmässig  drei  Geburts- 
stände: 1)  den  Ritterstand  (niederen  Adel),  2)  den  Bürger- 
stand, 3]  den  Bauernstand.  Diese  ständische  Dreitheilung 
des  Volkes  hat  sich  Jahrhunderte  lang  in  Deutschland  behauptet. 
Erst  der  absolute  Staat  des  vorigen  Jahrhunderts  begann  diese 
ständische  Scheidung  allmälig  zu  überwinden,  ohne  dass  freilich 
dieser  Process  zum  Abschluss  gekommen  wäre. 

§153. 
Stftndewesen  und  Staatsbürgerthum  im  heutigen  deutschen 

Staatsrecht. 
Nachdem  die  Gesetzgebung  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts 
die  Vor-  und  Sonderrechte  dieser  Geburtsstände  immer  mehr  be- 
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seitigt  und  an  deren  Stelle  ein  gleichberechtigtes  Staatsbürgerthnm 
gesetzt  hatte,  zogen  die  Grundrechte  des  deutschen  Volkes  nur  das 
letzte  Facit  dieser  Entwickelung,  indem  sie  in  Art.  2  §  7  erklärten : 
»Tor  dem  Gesetze  gilt  kein  Unterschied   der   Stände. 
Der  Adel  als  Stand  ist  aufgehoben.     Alle  Standes  Vorrechte  sind 
abgeschafft.   Die  Deutschen  sind  vor  dem  Gesetz  gleich.«  Obgleich 
die  Grundrechte  durch  Bundesbeschluss  vom  23.  August  1851  for- 
mell wieder  ausser  Kraft  gesetzt  worden  sind,   so  ist  doch  auch 
dieser  Grundsatz  derselben  in  die  Verfassungen  und  die  Gesetzge- 
bung der  Einzelstaaten  übergegangen  und  bezeichnet,  wenn  man 
ihn  seines  phrasenhaften  Radikalismus  im  Ausdruck  entkleidet, 
unseren  heutigen  gemeinrechtlichen  Zustand  in  Deutschland.    Mit 
dem  überall,  besonders  auch  in  der  preussischen  Verfassxing  Art.  4 
anerkanntem  Satze :  »Standesvorrechte  finden  nicht  statt«, 
sind  die  alten  drei  Geburtsstände  als  solche  beseitigt.    Von  einem 
gebmtsständisch   geschiedenen  Bürger-   und    Bauernstände  kann 
längst  nicht  mehr  die  Rede  sein,  da  der  Uebergang  von  einem  zum 
anderen  gegenwärtig  ganz  vom  Belieben  des  Individuums  abhängt. 
Es   ist  heutzutage   unmöglich,    den   Bürger-  oder    Bauernstand 
juristisch  zu  definiren,  und  alle  Juristen,  die  es  noch  in  den  Lehr- 
büchern des  Privatrechts  versuchen,   verfallen  in  haltlose  Allge- 
meinheiten oder  in  Antiquitätenkram.    Es  giebt  thatsächliche  Un- 
terschiede zwischen  Personen,   die  auf  dem  Lande  wohnen  und 
selbst  Landwirthschaft  betreiben,  und  Personen,   die  in  der  Stadt 
städtische  Gewerbe  betreiben;  es  giebt  aber  keinen  Geburtsstand  von 
Bürgern  und  Bauern  mehr.    Der  Adel  ist  aus  einem  Stande  eine 
ehrenvolle    erbliche     Titularauszeichnung    geworden. 
Nachdem  man  die  Vorrechte  des  Adels  beseitigt  hatte  —  wo  in 
einzelnen  Staaten  noch  Ueberreste  davon  bestehen,   sind  sie  im 
Verschwinden  begriffen  —  ging  die  deutsche  Gesetzgebung ,  trotz 
des  Drängens  eines  ungeschichtlichen  Radikalismus,  nirgends  weiter 
und  erhielt  den  Adel,  als  eine  auf  ehrenvollen  histori- 
schen Erinnerungen  und  auf  allgemeiner  europäischer 
Sitte  beruhende  erbliche  Titulaturauszeichnung,  von 
wesentlich  gesellschaftlicher  Bedeutung,  welche  der 
Staat    anerkennt,    verleiht    und    gegen    Missbrauch 
schützt.     Die  Lehre  vom  Adel  gehört  daher  systematisch  jetzt  zu 
der  Kategorie  der  nicht  mit  Vorrechten  verbimdenen  Auszeichnun- 
gen, welche  der  Monarch  zu  verleihen  befugt  ist  (§85  Seite  196). 
Seiner  staatsrechtlichen  Natur  nach  steht  er  mit  anderen  Titeln, 
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Orden  und  dergleichen  auf  derselben  Stufe  und  unterscheidet  sich 
von  ihnen  nur  durch  die  regelmässige  Erblichkeit  der  Auszeich- 
nung. 

Mit  dieser  Beseitigung  der  rechtlichen  Unterschiede  der  alten 
Geburtsstände  haben  aber  die  Stände  des  öffentlichen,  wie  des  pri- 
vaten Berufes,  die  sogenannten  Berufsstände,  ihre  juristische 
Bedeutung  nicht  verloren.  Alle  neueren  Verfassungen  und  Gesetze 
legen  gewissen  Klassen  von  Personen  besondere  Kechte  bei,  die 
mit  ihrem  öffentlichen  Berufe  zusammenhängen,  so  den  Ministem, 
den  Abgeordneten,  den  Kichtem  u.  s.  w.  Ebenso  knüpft  das  Pri- 
vatrecht noch  heutzutage  manche  rechtlichen  Folgen  an  einen  be- 
stimmten Berufsstand  z.  B.  den  des  Kaufmanns.  Die  besonderen 
Kechte  der  öffentlichen  Berufsstände  sind  da  zu  erörtern,  wo 
sie  ihre  organische  Stellung  im  Systeme  einnehmen,  also  unter  der 
Lehre  von  den  Staatsdienern,  von  den  Abgeordneten;  die  jura 
singularia  der  Privatberufsstände  gehören  lediglich  in  das  Privat- 
recht. 

Hier  kommen  nur  zwei  Klassen  von  Unterthanen  in  Betracht, 
deren  auf  Geburt  beruhende  Vorrechte  auch  im  heutigen  deut- 
schen Staatsrechte  noch  eine  Ausnahme  von  der  sonstigen  staats- 
bürgerlichen Gleichberechtigung  bilden;  es  sind  dies  1)  die  nicht 
regierenden  Mitglieder  der  regierenden  deutschen  Fürstenhäuser; 
2)  die  ehemals  reichsimmittelbaren  reichsständisch-landesherrlichen 
Häuser,  die  sogenannten  Mediatisirten.  Die  erste  Ausnahme 
beruht  auf  der  hervorragenden,  durchaus  singulären  Stellung  der- 
jenigen Familie,  aus  welcher  das  Staatsoberhaupt  verfassungs- 
mässig hervorgeht,  sie  ist  eine  im  Wesen  der  Erbmonarchie  be- 
gründete; die  zweite  Ausnahme  verdankt  ihren  Ursprung  ganz 
besonderen  geschichtlichen  Vorgängen,  wie  sie  Deutschland  eigen- 
thümlich  sind;  sie  hat  mehr  einen  historisch-zufälligen,  als  einen 
organisch-nothwendigen  Charakter  in  unserem  Staatsleben. 

n.  Die  Mitglieder  der  regierenden  Fürstenhäuser 
in  Deutschland*. 

§154. 
Im  Allgemeinen. 
Es  liegt  im  Wesen  der  Erbmonarchie ,  dass  bei  einer  Throner- 
ledigung der  Nachfolger  aus  einer  bestimmten  Familie,  nach  einer 

<  J.  J.  Moser,  Staatsrecht  XIV.   Desselben,  Familienstaatsreoht  Th.  I. 
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bestiinmteii  Reihenfolge,  genommen  werden  muss  (Seite  209; .  Diese 
Familie,  ndie Dynastie«,  wird  auch  als  lodie  regierende  Familie« 
bezeichnet,  nicht  etwa  weil  sie,  als  Personengemeinschaft,  irgend- 
wie an  der  Staatsregierung  theilnehme,  sondern  weil  lediglich  aus 
ihr  der  Staatsregent  hervorzugehen  hat.  Die  staatsrechtliche  Stel- 
lung  des  regierenden  Herrn,  als  des  Staatsoberhauptes,  ist  im  ersten 
Kapitel  abgehandelt;  hier  kommen  nur  die  nichtregierenden 
Glieder  deutscher  Fürstenhäuser  in  Betracht.  Dieselben 
waren  zu  Zeiten  des  älteren  deutschen  Reiches  reichsunmittel- 
bar und  standen  nur  unter  Kaiser  und  Reich,  nicht  unter  der 
Landeshoheit  des  regierenden  Herrn,  welcher  über  sie  keine  ande- 
ren Rechte  ausüben  konnte,  als  diejenigen  der  väterlichen  Gewalt, 
wenn  ihm  solche  zustanden,  und  gewisse,  sich  nach  dem  Herkom- 
ijien  der  fürstlichen  Häuser  von  selbst  verstehende  Ordnungsbe- 
fngnisse  des  Familienhauptes.  Die  eigentliche  Gerichtsbarkeit 
über  die  Familienglieder  stand  nicht  ihm,  sondern  dem  Kaiser  zu, 
welcher  sie  durch  die  Reichsgerichte  ausübte.  Durch  Auflösung 
des  Reiches  sind  die  nichtregierenden  Mitglieder  des  fürstlichen 
Hauses  in  allen  deutschen  Staaten  Unterthanen  des  regieren- 
den Herrn  und  Staatsangehörige  geworden,  welche  an 
dem  allgemeinen  Rechtszustande  aller  Bürger  theilnehmen,  inso- 
fern nicht  Verfassung,  Gesetz  oder  rechtsgültiges  Herkommen  eine 
Ausnahme  davon  begründen. 

§155. 
Inbegriff  des  regierenden  Hauses. 

Die  neuen  Hausgesetze  umschreiben  genau  den  Kreis  derjeni- 
gen Personen,  welche  als  Mitglieder  des  fürstlichen  Hauses  zu 
betrachten  ^sind.  Diese  Zugehörigkeit  wird  entweder  durch  Ab- 
stanmiung  oder  Verheirathung  begründet.  Ueberall  werden,  in 
ToUer  Uebereinstimmung  aller  Hausgesetze,  zum  fürstlichen  Hause 
gezählt :  a.  die  Gemahlin  des  regierenden  Herrn,  sowie  die  Wittwe 


Kap.  m.  S.  360  ff.  H.  A.  Zaohariä,  Th.  I.  §  94.  S.  495.  Klüber,  Oeffentl. 
Recht  §248—256.  Zöpfl,  Grunds.  Th.  I.  §  215.  216.  v.  Mohl,  Württemb. 
Staatsrecht  B.  I.  §  80—84.  S.  433  ff.  Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht  §  84 
u.  85.  Ueber  Preussen  mein  preussisches  Staatsrecht  §  121.  Ueber  die  Stellung 
der  Naehgeboxenen  mein  Recht  der  Erstgeburt,  besond.  §  47.  S.  371  ff.  A.  W. 
Heffter,  Die  Sonderrechte  der  souveränen  und  der  mediatisirten ,  Tormals 
reichsstftndischen  Häuser  Deutschlands.  Berlin  1871,  bes.  §  27.  S.  46  ff.  S.  259  ff. 
HermannSchulze,  Das  Erb-  und  Familienrecht  der  deutschen  Dynastien 
des  Mittelalters.  Halle  a/S.  1871. 
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desselben;  b.  sämmtliche  Prinzen  und  Prinzessinnen^  welche  aus 
ebenbürtiger  Ehe  durch  rechtmässige  Geburt  in  männlicher  Linie 
von  dem  ersten  Erwerber  der  Krone  abstammen;  c)  die  ebenbürtigen 
Gemahlinnen  und  Wittwen  der  Prinzen.  Die  Prinzessinnen  treten 
durch  standesgemässe  Vermahlung  mit  Nichtmitgliedem  des  Hau- 
ses, die  Wittwen  verstorbener  Prinzen  unter  derselben  Voraus- 
setzung mit  dem  Aufgeben  des  Wittwenstandes  aus  dem  Verbände 
des  betreffenden  fürstlichen  Hauses  (»Foemina  finis  familiaea) . 

§  156. 
Die  Sonderrechte  der  Kitglieder  des  regierenden  Hauses. 

Diese  Ausnahmsrechte  stellen  sich  zum  Theile  als  Vorrechte, 
zum  Theil  als  Beschränkungen  der  allgemeinen  bürgerlichen 
Kechtssphäre  dar.    Die  wichtigsten  sind  folgende : 

1)  Die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  werden  in  ihren 
Familienverhältnissen  und  den  darauf  gegründeten  Ver- 
mögensrechten nach  den  noch  geltenden  Hausgesetzen,  sub- 
sidiär nach  deutschem,  sogenanntem  Privatfürstenrechte,  beurtheilt, 
während  für  ihre  übrigen  Privathandlungen  und  Rechtsgeschäfte  die 
allgemeinen  Landesgesetze  in  Anwendung  kommen.  Ja,  sogar  die 
Glieder  regierender  Fürstenhäuser,  welche  ausserhalb  ihres  Hei- 
mathstaates in  einem  anderen  deutschen  Staate  ihren  Wohnsitz 
nehmen,  bleiben  unter  der  Gewalt  ihres  Familienoberhauptes  und 
werden  insoweit  nach  ihren  Hausgesetzen  beurtheilt,  als  dies 
nach  der  Gesetzgebung  des  Aufenthaltsstaates  zulässig  ist  (Heffter 
a.  a.  O.  S.  50).  Dagegen  ist  von  einer  eigentlichen  Exterritorialität 
derselben  nicht  die  Rede. 

2j  Sie  geniessen  gewisse  nur  ihnen  zukommende  Ehrenvor- 
züge, welche  durch  das  europäische  Ceremoniell,  den  Gebrauch 
des  Hauses  und  die  Anordnung  des  Souveräns  näher  bestimmt  sind. 

3)  Es  wird  ihnen  ein  ganz  bfesonderer  Rechtsschutz  ge- 
währt, indem  Verletzungen,  insbesondere  Ehrenbeleidigungen, 
welche  gegen  Glieder  des  regierenden  Hauses  begangen  werden, 
strenger  geahndet  werden,  als  Verletzungen  anderer  Personen  [§  96, 
97  des  deutschen  Stra%esetzbuches) . 

4)  Sie  haben  einen  privilegirten  Gerichtsstand.  Nach 
dem  Einführungsgesetz  §  5  finden  ))die  Bestimmungen  des  Gerichts- 
verfassungsgesetzes vom  27.  Januar  1877  auf  die  Mitglieder  der 
landesherrlichen  Familien,  sowie  der  Mitglieder  der  fürstlichen 
Familie  HohenzoUem  nur  insoweit  Anwendung,  als  nicht  besondere 
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Vorschriften  der  Hausverfassungen  oder  der  Landesgesetze  ab- 
weichende Bestimmungen  enthalten.«  »Ihr  Recht  auf  besondere  Ge- 
richte, namentlich  auf  sog.  Austräge,  sowie  auf  Exemtion  oder 
Privileg  bleibt,  innerhalb  der  Gerichtsverfassung  dieses  Gesetzes, 
erhalten,  nicht  nur  soweit  es  jetzt  besteht,  sondern  es  können  auch 
durch  Haus-  und  Landesgesetze  neue  Bestimmungen  in  der  gedach- 
ten Sichtung  getroffen  werdende  Auch  in  Betreff  der  Kriminal- 
sachen macht  das  Einfuhrungsgesetz  zur  Reichscivilprocessord- 
nung  §  5  ganz  denselben  Vorbehalt.  Der  Gerichtsstand  der  nicht- 
regierenden Mitglieder  des  regierenden  Hauses  in  peinlichen  Sachen 
wird  auch  jetzt  noch  lediglich  durch  die  Haus-  und  Landesgesetz- 
gebung bestimmt.  Die  neueren  Hausgesetze  (Württemb.  Hausgesetz 
1828.  §  67.  Hannöv.  Hausgesetz  1836.  Kap.  JX.  §  3.  Sachs.  Haus- 
gesetz 1837.  §  77.  Bayerisches  Hausgesetz  1819.  Tit.  X.  §  4  u.  s.  w.) 
legen  dem  Familienhaupte  das  Recht  bei,  in  peinlichen  Sachen  der 
Mitglieder  des  Hauses  selbst  zu  entscheiden,  nachdem  die  Sache 
vorher  in  besonders  vorgeschriebener  Weise  instruirt  worden  ist. 
Dabei  findet  regelmässig  die  Zuziehung  eines  Familienrathes, 
auch  wohl  Konstituirung  eines  obersten  Gerichtshofes  für  den  ein- 
zehien  Fall  statt,  wobei  aber  immer  die  Bestätigung  des  Erkennt- 
nisses dem  regierenden  Herrn,  als  Familienoberhaupte,  vorbehalten 
wird.  Den  Mitgliedern  der  regierenden  Häuser  werden  in  dieser 
Beziehung  die  Mitglieder  der  fürstlichen  Familie  HohenzoUem 
gleichgestellt. 

5]  Besondere  Bestimmungen  finden  sich  auch  über  Abl^ung 
Ton  Eiden  und  Zeugnissen  zu  Gunsten  der  MitgKeder  der  regieren- 
den Häuser  [Bayerisches  Hausgesetz  1819.  Tit.  X.  §  3.  Kgl.  Säch- 
sisches Hausgesetz  1837.  §  78.  Preuss.  Gesetz  vom  3.  Mai  1852. 
§  24.  Gesetzsammlimg  S.  214)  Reichsstrafprocessordnung  §  71. 
Reichscivilprocessordnung  §§  196.  340.  444. 

6)  Die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  sind  regelmässig  von 
allen  direkten  persönlichen  Staatssteuem  befreit,  nicht  aber  von 
indirekten  imd  Grundsteuern. 

7)  Die  Mitglieder  des  regierenden  Hauses,  als  solche,  haben, 
ohne  dass  sie  schuldig  wären,  dafür  Dienste  zu  leisten,  Ansprüche 
auf  bestimmte  Geldleistungen,  die  sie  entweder  ge^en  das  Familien- 
oberhaupt oder  die  Staatskasse  geltend  zu  machen  haben.  Bei  der 
Einfuhrung  des  Rechtes  der  Erstgeburt  erhielten  die  Nachgeborenen 
als  Entschädigung  für  die  ihnen  entgehende  Succession  in  Land  und 

*  W.  Endemann,  Der  deutsche  Civilprocess.  B.  I.  Berlin  1878.  S.  202. 
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Leute ,  für  ihren  standesgemässen  Unterhalt ,  entweder  eine  Aus- 
stattung mit  liegenden  Gütern,  gewöhnlich  mit  gewissen  unterge- 
ordneten Hoheitsrechten ,  Paragium,  oder  eine  fixirte ,  im  Man- 
nesstamm vererbliche  Geldrente ,  Apanagium.  Die  Errichtung 
von  Paragien  ist  durch  die  neueren  Hausgesetze  durchweg  ausge- 
schlossen. (Aus  älterer  Zeit  besteht  noch  das  Paragium  Köstritz  in 
dem  fürstlichen  Hause  Reuss  j.  L.  Hausgesetze  B.  H.  S.  260.  Das 
Paragium  Bergheim  der  gräflichen  Linie  Waldeck.)  Wo  das 
Domanialvermögen  sich  in  Genuss  und  Verwaltung  des  r^erenden 
Herrn  befindet,  hat  derselbe  regelmässig  auch  aus  dem  Familien- 
vermögen die  Apanagen  zu  bestreiten.  Auch  in  Preussen  sind  die 
Mitglieder  des  königlichen  Hauses  mit  ihren  pekunären  Ansprüchen 
lediglich  an  den  König  gewiesen,  welcher  sie  aus  dem  sog.  Kron- 
fideicommissfonds  zu  versorgen  hat  (S.  20 1) .  Wo  aber  die  Domänea- 
einkünfte  in  die  Staatskasse  fliessen  und  das  Staatsoberhaupt  eine 
fixirte  Civilliste  aus  derselben  erhält,  li^en  die  Apanagen  der  Nach- 
gebomen der  Staatskasse  ob.  Ihr  Betrag  ist  gesetzlich  festgestellt. 
Es  giebt  zwei  Systeme  in  Beziehung  auf  Apanagen,  das  System  der 
persönlichen  Bezüge  mit  Heimfall  der  Apanage  beim  Tode  des 
Apanagirten,  und  das  Vererbungssystem ,  wo  die  Apanage  sich  im 
Mannesstamm  des  ursprünglich  Apanagirten  bis  zu  dessen  Erlöschen 
weiter  vererbt.  Das  letztere  ist  das  ältere  gemeinrechtliche,  das 
erstere  ist  neueren  Datums  und  wird  oft  auch  ntir  als  Korrektur, 
mit  dem  älteren  Systeme  in  Verbindung  gesetzt.  Die  weiblichen 
Mitglieder  des  Regentenhauses  haben  keinen  Anspruch  auf  Apa- 
nage, wohl  aber  auf  standesgemässen  Unterhalt,  so  lange  sie  unver- 
heirathet  sind  (Sustentationsgelder)  und  auf  Ausstattung  bei  standee- 
gemässer  Vermählung  (Mitgabe ,  Brautschatz ,  Heirathsgeld) .  Die 
Pflicht  zur  Tragung  dieser  Lasten  ist  haus-  und  landesgesetzlich 
verschieden  bestimmt.  Eine  Heranziehung  der  Unterthanen  oder 
Stände  zur  Aussteuer  der  Prinzessinnen  ist  niu*  da  zulässig,  wo  sie 
auf  besonderem  Rechtstitel  oder  rechtsverbindlichem  Herkommen 
beruht.  Die  Wittwen  des  regierenden  Herrn,  wie  der  Prinzen  des 
Hauses  haben  einen  Anspruch  auf  ein  haus-  und  landesgesetzlich 
festgestelltes  Witthum,  welches  entweder  aus  dem  Privatver- 
mögen ihres  Gemahles  oder  aus  der  Staatskasse  zu  entrichten  ist. 

8)  Nach  den  meisten  Verfassungsurkunden  haben  die  volljäh- 
rigen Prinzen  Sitz  und  Stimme  in  der  ersten  Kammer  oder  deia 
sog.  Herrenhause;  in  Preussen  jedoch  nur,  wenn  sie  vom  Koni^ 
ausdrücklich  dazu  berufen  werden.  Ausserdem  steht  nach  heutigem 
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Staatsrechte  keinem  Mit^liede  des  regierenden  Hauses,  als  sol- 
chem, irgend  ein  Kecht  der  Mitwirkung  oder  Zustimmung  bei 
staatlichen  Angelegenheiten  zu.  Die  ganze  Staatsgewalt  ist  im 
Staatsoberhaupte  koncentrit. 

9;  Alle  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  sind  der  Familien- 
gewalt des  regierenden  Herrn  unterworfen ;  dieselbe  ist  mit  der 
Staatsgewalt  untrennbar  verbunden  und  besteht  wesentlich  in 
einer  Oberaufsicht  des  Familienhauptes  über  alle  Glieder  des 
Hauses.  Zweck  derselben  ist,  dem  Familienoberhaupte  einen  ent- 
scheidenden Einfluss  auf  die  äussere  Lebensstellung  und  das  Be- 
tragen der  dem  Throne  am  nächsten  stehenden  Personen  einzuräu- 
men, damit  die  Würde  der  Krone  und  die  so  nothwendige  Einheit 
und  Einigkeit  der  Familie  auch  in  ihrem  äusseren  Auftreten  gewahrt 
werde.  Nach  den  übereinstimmenden  Vorschriften  der  neueren 
Hausgesetze  werden  aus  dieser  Familiengewalt  folgende  specielle 
Befugnisse  abgeleitet:  a.  Die  Nothwendigkeit  der  Zustimmung 
des  regierenden  Herrn  zu  allen  Ehen  der  Familienglieder  [S.  216), 
b.  die  Anordnung  und  Beaufsichtigung  der  Vormundschaften  über 
die  nicht  yerfügungsfähigen  Glieder  des  Hauses,  c.  eine  besondere 
Aufsicht  über  die  Erziehung  sämmtlicher  Prinzen  und  Prinzessinnen 
des  Hauses,  über  die  Einrichtimg  und  das  Personal  der  prinzlichen 
Hofstaaten,  d.  überhaupt  »die  Befugniss,  alle  zur  Erhaltung  der 
Ruhe,  Ehre,  Ordnung  und  Wohlfahrt  des  regierenden  Hauses  dien- 
lichen Massregeln  zu  ergreifen«,  womit  eine  gewisse  Disciplinar- 
gewalt  gegen  alle  Mitglieder  des  Hauses  verbunden  ist,  welche 
Vorschriften  der  Hausgesetze  verletzen,  sich  Ungehorsam  gegen 
Anordnungen  des  Familienhauptes  zu  Schulden  kommen  lassen 
oder  ein  mit  der  Ehre  des  Hauses  nicht  vereinbares  Verhalten  beob- 
achten; doch  darf  dieselbe  keine  peinlichen  Strafen  verhängen  und 
nicht  weiter  in  die  wohlerworbenen  Privat-  und  staatsbürgerlichen 
fiechte  der  Familienglieder  eingreifen,  als  dies  durch  Hausgesetze 
und  Herkommen  gestattet  ist. 

ni.  Die  sog.  Mediatieirten  oder  die  deutschen  Standesherm^ 

§157. 
Entstehung  dieses  staatsrechtlichen  Verhältnisses. 
Zu  Zeiten  des  ehemaligen  deutschen  Reiches  bildeten  die- 
j      jenigen  reichsunmittelbaren  Familien,  welche  zugleich  Landesherr- 

'  »  Klüber,  Oeflf.  Recht  §301  ff.    Weiss,  System  §72.    Zöpfl,  Ghrund- 
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lichkeit  und  Reichsstandschaft  besassen,  die  Standesgenossenschaft 
des  hohen  Adels.  Durch  einen  Gewaltakt  wurden,  bei  Grün- 
dung des  Rheinbundes,  eine  grosse  Anzahl  (72)  regierender  reichs- 
ständischer Fürsten  und  Grafen  der  neub^ründeten  Souyeränetät 
ihrer  bisherigen  Standesgenossen,  der  Rheinbundsfursten,  unter- 
worfen (§39.  S.  82).  Dieselben  wurden  aber  keineswegs  zu  ge- 
wöhnlichen Unterthanen  ihrer  neuen  Souveräne  herabgediückt, 
sondern  vielmehr,  unter  Anerkennung  des  Fortbestandes  ihrer  Für- 
stenthümer  und  Grafschaften,  sowie  ihres  Domänenbesitzes,  nur 
einer  bestimmt  begrenzten  Oberhoheit  der  Rheinbundsfürsten  unter- 
geordnet oder  mediatisirt.  Die  Rheinbundsakte  definirt  als  die 
Souveränetätsrechte,  welchen  die  »princes  ou  comtes  actuellement 
r^gnansff  unterworfen  werden,  »ceux  de  16gislation,  de  Jurisdiction 
supr^me,  de  haute  police,  de  conscription  militaire  ou  recrutement 
et  d'impöta  (Art.  26),  sie  lässt  dagegen  den  sog.  Mediatisirten  alle 
übrigen  Herrschaftsrechte,  welche  sie  bis  dahin  besessen  haben, 
Art.  27:  »Les  princes  ou  comtes  actuellement  r^gnans  conserveront 
chacun,  comme  propri6t6  patrimoniale  et  privee,  tous  les  domaines 
Sans  exception,  qu'ils  possedent  maintenant^  ainsi  que  tous  les  droits 
seigneuriaux  et  f^odaux  non  essentiellement  inh6rens  k  la  souve- 
rainet^.«  Ausserdem  sicherte  ihnen  die  Rheinbundsakte  Art.  28  in 
peinlichen  Sachen  ein  Pairsgericht  zu,  schützte  sie  gegen  jede  Ein- 
ziehung ihres  Vermögens  und  garantirte  ihnen  das  Recht  der  freien 
Wahl  des  Aufenthaltes  innerhalb  der  Staaten  der  Bundesglieder 
oder  der  AUiirten  des  Rheinbundes. 

Diese  den  ehemaligen  reichsständischen  Häusern  zugesicherten 


8ätze  B.  n.  §  307  ff.  S.  92  ff.  v.  Held,  System  II.  S.  642  ff.  H.  A.  Zachar  iä, 
§  96.  S.  510.  V.  Mohl,  Württemb!  Staatsrecht  B.  I.  §§  85  ff.  S.  455  ff.  Weiss, 
Hegsisches  Staatsrecht  B.  I.  S.  281—392.  Pözl,  §  79  ff.  S.  200  ff.  v.  Rönne. 
B.  I.  Abth.  II.  §  107.  S.  266  ff.  C.  Vollgraf  f,  Die  deutschen  Standesherrn, 
ein  historisch-publicistischer  Versuch.  Giessen  1824.  Kohler,  Handbuch  des 
PriyatfürstenYechtes  der  mittelbaren  Fürsten  und  Grafen,  Sulzbach  1832.  Der- 
selbe, Die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  des  mittelbar  gewordenen,  vormals 
reichsständischen  Adels  in  Deutschland.  Sulzbach  1844.  Fernice,  De  princi- 
pum  comitumque  imperii  germanici  a.  1806  subjectorum  juris  privati  mutata 
ratione.  Halae  IS 27.  Derselbe,  Quaestiones  de  jure  publ.  germ.  Fart.  II. 
Halae  1832.  H.  A.  Zachariä,  Denkschrift  über  den  territorialen  Umfang  der 
standesherrlichen  Vorrechte  in  Deutschland,  Donaueschingen  1867.  Berch- 
thold,  Art.  Standesherrn  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  B.  X.  S.  163 — 205. 
Die  mediatisirten  fürstlichen  und  gräflichen  Häuser  in  Deutschland,  namentlich 
ihr  Rechtszustand  in  Freussen,  in  Wagener 's  Staats-  und  Gesellschaftslexikon 
B.  XXni.  S.  477  ff.  A.  W.  Heffter,  Die  Sonderrechte  der  souveränen  und 
der  mediatisirten  Tormals  reichsständischen  Häuser.  Berlin  1871. 
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Rechte  wurden  aber  in  der  Rheinbundszeit  vielfach  verletzt.  Da 
auch  nach  dem  Sturz  der  Fremdherrschaft  eine  Wiederherstellung  der 
frühereu  Landeshoheit  der  Mediatisirten  aus  politischen  Gründen 
unmöglich  war,  so  ging  man  Seitens  der  souveränen  Fürsten  und 
freien  Städte,  bei  den  Verhandlungen  über  die  zu  begründende 
deutsche  Bundesverfassung,  allgemein  von  der  Ansicht  aus,  dass 
man  ihnen  einerseits  nur  das  gewähren  könne ,  was  mit  der  neuen 
staatlichen  Ordnung  in  Deutschland  verträglich  sei,  dass  aber  ande- 
rerseits alles,  was  ihnen  an  Rechten  und  Vorzügen  wirklich  belassen 
oder  eingeräumt  worden,  gegen  einseitige  und  willkürliche  Abän- 
derungen in  den  einzelnen  Bundesstaaten  sicher  gestellt  werden 
müsse  (Klub er,  Uebersicht  der  Verhandlungen  Seite  274. 
291.  341  ff).  Sämmtliche  Kontrahenten  der  Bundesakte  vereinigten 
sich  daher  dahin ,  in  Art.  XTV  die  Rechte  der  Mediatisirten  und 
ihrer  Familien  für  ganz  Deutschland  sicher  zu  stellen,  in  der  aus- 
gesprochenen Absicht:  »um  den  im  Jahre  1806  und  seitdem 
mittelbar  gewordenen  Reichsständen,  in  Gemässheit  der  gegen- 
wärtigen Verhältnisse,  in  allen  Bundesstaaten  einen  gleich- 
förmig bleibenden  Rechtszustand  zu  verschaffen.«  Nach 
Ausführung  der  ihnen  von  Bundeswegen  zu  sichernden  Rechte  und 
Vorgänge  wird  für  »nähere  Bestimmung  der  angeführten  Befugnisse 
sowohl,  wie  überhaupt  und  in  allen  übrigen  Punkten,  zur  weiteren 
Begründung  und  Feststellung  eines  in  allen  Bundesstaaten 
abereinstimmenden  Rechtszustandes  der  mittelbar  ge- 
wordenen Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  in  dem  Betreff  er- 
lassene königlich  bayerische  Verordnung  von  (19.  März)  1807  als 
Basis  und  Norm«  hingestellt  (v.  Meyer  II.  Theil  SeiteS).  Der 
so  für  ganz  Deutschland  gleichmässi^  geordnete  Rechtszustand 
dieser  Häuser  beruht  somit  auf  Anerkennung  ihres  hochadligen 
Standes  zu  Zeiten  des  Reiches  und  auf  dem  völkerrechtUchen  Vor- 
behalte gewisser  Bestandtheile  ihrer  früheren  Rechtssphäre ,  nicht 
auf  staatsrechtlicher  Verleihung  der  Einzelstaaten.  Unmittelbare 
Kontrahenten  waren  allerdings  nur  die  Bundesstaaten ,  aber  auch 
die  mediatisirten  Häuser  haben  aus  den  zu  ihren  Gunsten  getroffe- 
nen Bestimmungen  des  Art.  XFV,  welche  sie  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  angenommen  haben,  unzweifelhaft  Vertragsan- 
sprüche gewonnen.  Daran  ist  auch  durch  die  Auflösung  des  deut- 
schen Bundes  materiell  nichts  geändert,  indem  dadurch  nur  die 
Bundesverfassung  aufgehoben,  keineswegs  aber  der  ganze  In- 
lialt  der  Bundesakte,  als  eines  von  der  Existenz  der  Bundesverfas- 
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sung  unabhängigen  Vertrages,  beseitigt  worden  ist.  Nur  der  durch 
die  Bundesverfassung  gegebene  f  o  r  m  elW  Rechtsschutz  ist  mit  der- 
selben hinweggefallen.  Man  geht  daher  entschieden  zu  weit,  wenn 
man  jetzt  den  ganzen,  durch  die  Bundesakte  gewährten  Rechtszu- 
stand der  standesherrlichen  Häuser  dem  Belieben  der  Landesge- 
setzgebung jedes  Einzelstaates  anheimstellt.  Nur  soviel  ist  zuzu- 
geben, dass  Rechtsverhältnisse  irgend  welcher  Art  nicht  für  alle 
Zeiten  einen  unveränderlichen  Bestand  gegen  höhere  Mächte  und 
unwiderstehlich  sich  geltend  machende  Zeitbedürfnisse  in  An- 
spruch nehmen  können.  Werden  den  Berechtigten  aus  solchen 
zwingenden  Gründen  zugesicherte  Rechte  entzogen ,  so  ist  ihnen 
wenigstens  eine  Entschädigung  zu  gewähren,  soweit  sich  das  ent- 
zogene Recht  nach  Geldeswerth  abschätzen  lääst.  Mit  dieser 
Massgabe  haben  sich  auch  die  mediatisirten  Häuser  der  Landes- 
gesetzgebung zu  unterwerfen,  behalten  dabei  aber  immer  den 
Anspruch  auf  Erhaltung  des  ihnen  völkerrechtlich  zugesicherten 
Rechtsstandes,  soweit  dies  innerhalb  der  staatlichen  Möglichkeit 
liegt;  soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  wenigstens  auf  Gewähnuig 
einer  Entschädigung. 

§  158. 
Die  gegenwärtige  Beohtsstellung  der  Mediatisirten  und  ihrer 

Familien. 

Die  Mediatisirten  sind  Unterthanen  des  Landesherm  und  Bür- 
ger des  Staates ,  zu  dem  sie  gehören ;  sie  stehen  unter  der  allge- 
meinen Landesgesetzgebung  und  haben  alle  Pflichten  und  Rechte 
anderer  Staatsbürger,  soweit  nicht  besondere  Ausnahmen  für  sie 
und  ihre  Familien  festgesetzt  sind.  Sie  sind  keine  Regenten,  auch 
keine  halbsouveränen  oder  untergeordneten  Landesherm;  sie 
haben  keine  Unterthanen  und  kein  Staatsgebiet  mehr,  die  deutsche 
Bundesakte  spricht  ihnen  alle  »zu  der  Staatsgewalt  und  den  höhe- 
ren Regierungsrechten  gehörenden  Befugnisse«  ab.  Die  ihnen 
zustehenden  Vorrechte  geniessen  sie  indessen  »auf  Grund  ihrer 
früheren  staatsrechtlichen  Stellung  und  der  von 
ihnen  besessenen  Landeshoheit.«  In  dieser  geschichtlichen 
Basis  finden  dieselben  allein  ihre  Berechtigung  und  Erklärung. 
Ihre  Vorrechte  sind  entweder  solche,  die  blos  mit  ihrem  persön- 
lichen Familienstande  zusammenhängen  und  ihnen  in  allen  deut- 
schen Staaten  (auch  denjenigen,  die  jetzt  nicht  mehr  zum  deutschen 
Reiche  gehören)  zustehen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  in  denselben 
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standesherrlich  begütert  sind  oder  nicht,  oder  solche ,  die  diirch  den 
Besitz  einer  ehemals  reichfiständischen  Herrschaft  in  dem  betreffen- 
den Staate  bedingt  6ii\d. 

Zur  ersten  Klasse  gehören  folgende  Rechte: 

1]  »Diese  fürstlichen  und  gräflichen  Familien  werden  fortan 
nichtsdestoweniger  (d.  h.  obgleich  ihnen  eigentlich  die 
Grundlagen  dds  hohen  Adels ,  Landeshoheit  und  Reichsstandschaft 
entzogen  sind)  zu  dem  hohen  Adel  in  Deutschland  gerechnet 
und  es  verbleibt  ihnen  das  Recht  der  Ebenbürtigkeit  in  dem  bisher 
damit  verbundenen  Sinne«,  d.  h.  die  Ebenbüitigkeit  mit  ihren  bis- 
herigen Standesgenossen;  den  souveränen  Fürstenhäusern,  wird 
ihnen  auch  fernerhin  erhalten :  »le  droit  de  naissance  egale  avec 
les  maisons  souveraines«  (Seite  220). 

2)  Zur  äusseren  Bezeichnung  ihres  hochadligen  Standes  ist 
ihnen  bundesrechtlich  ein  bestimmtes  Ceremoniel  beigelegt. 
Durch  Bundesbeschluss  vom  18.  August  1825  und  vom  23.  Februar 
1829  wird  den  Häuptern  der  fürstlichen  Familien  der  Titel 
»Durchlaucht«,  den  Häuptern  der  reichsständischen  Grafen- 
familien  (keineswegs  allen  Mitgliedern  derselben)  der  (moderne, 
dem  Reichsstaatssrecht  unbekannte)  Titel  ))Erlauchta  gegeben. 

3)  Das  Recht  der  Autonomie:  »Es  werden  nach  den 
Grundsätzen  der  früheren  deutschen  Verfassung  die  noch  bestehen- 
den Familienverträge  aufrecht  erhalten  und  ihnen  die  Befug- 
niss  zugesichert,  über  ihre  Güter  und  Familienverhältnisse  verbind- 
liche Verfügungen  zu  treffen,  welche  jedoch  dem  Souverain  vorge- 
legt und  bei  den  höchsten  Landesstellen  zur  allgemeinen  Kenntniss 
und  Nachachtung  gebracht  werden  müssen.  Alle  bisher  dagegen 
erlassenen  Verordnungen  sollen  für  künftige  Fälle  nicht  weiter  an- 
wendbar sein.«  Dieser  letzte  Satz  bezieht  sich,  nach  der  richtigen 
Ansicht,  nicht  blos  auf  die  Errichtung  neuer  Familienstatuten^ 
solidem  auch  auf  die  Aufrechterhaltung  der  älteren,  in  der  Rhein- 
bundszeit  widerrechtlich  aufgehobenen  Familienverträge  (H.  A. 
Zachariä,  Band  I,  §  98.  Anmerk.  4  S.  523).  Mit  dier  Vorlage 
der  Familienverträge  ist  an  und  für  sich  keine  eigentliche  Bestäti- 
gung als  wesentliches  Erfordemiss  gemeinrechtlich  festgestellt; 
landesgesetzlich  wird  dieselbe  jedoch  verlangt,  wenigstens  insoweit 
als  »die  Familienverträge  vor  den  Gerichten  verbindliche  Kraft 
erhalten  sollen«  (Preussische  Instruktion  vom  30.  Mai  1820  §  2J). 

4;  Der  den  Mediatisirten  in  der  Bundesakte  zugesicherte  pri- 
vilegirte  Gerichtsstand  ist  durch  die  neueste  Reichsgerichts- 
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Verfassung  in  ganz  Deutschland  aufgehoben ;  dagegen  ist  das  den 
Standesherm  landesgesetzlich  gewährte  Jlecht  auf  Austräge  durch 
das  Gerichtsverfassungsgesetz  nicht  J)erührt  (E.  G.  z.  R.  G.  V. 
G.  §7).  Diese  sogenannte  Austrägalinstanz  bezieht 
sich  blos  auf  Strafsachen.  Ein  privilegirter  Gerichtsstand 
vor  den  höheren  Gerichten ,  welcher  ihnen  nach  dem  bisherigen 
Rechte  auch  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten,  auf  Grund  des 
alten  Bundesrechtes,  mehrfach  durch  besondere  Landesgesetze  be- 
stätigt, eingeräumt  war,  existirt  nicht  mehr  (Endemann,  a.  a.  O. 
Seite  202). 

5)  Die  Freiheit  vom  Militärdienst  ist  ihnen  auch 
durch  die  Gesetzgebung  des  norddeutschen  Bundes  und  des 
deutschen  Reiches  gewahrt  (Reichsgesetz  betreffend  die  Ver- 
pflichtung zum  Ejiegsdienste  vom  9.  November  1867  §  1) ;  ebenso 
die  Befreiung  der  Wohngebäude  von  der  Einquartierungslast  m 
Frieden  (Reichsgesetz  .betreffend  die  Quartierleistung  für  die  be- 
waffnete Macht  während  des  Friedenszustandes  vom  25.  Juni 
186S  §4). 

6)  Die  unbeschränkte  Freiheit ,  ihren  Aufenthalt  in  jedem  zu 
dem  Bunde  gehörenden  oder  mit  demselben  in  Frieden  lebenden 
Staate  zu  nehmen,  kann  nicht  mehr  als  ein  Vorrecht  gelten,  da  sie 
nach  neuerem  Staatsrechte  allen  Bürgern  zusteht. 

Zur  zweiten  Klasse  von  Rechten,  welche  den  Besitz  einer 
ehemaligen  reichsständischen  Herrschaft  in  dem  betreffenden  Staate 
voraussetzen  (dingliche  Standesherrlichkeit;  ,  gehören  folgende 
Zusicherungen  der  Bundesakte : 

1)  »Die  Häupter  dieser  Familien  sind  die  ersten 
Standesherrn  im  Staate,  zu  dem  sie  gehören.«  Dieses 
»Gehören«  bedeutet  nicht  blos  ein  gewöhnliches  ünterthanenver- 
hältniss,  sondern  Zugehörigkeit  mit  den  ehemals  reichs- 
ständischen Besitzungen  zu  einem  bestimmten  Staate. 
Die  ihnen  zu  gewährende  Landstandschaft  wird  als  Surrogat 
der  ihnen  verloren  gegangenen  Reichsstandschaft  aufgefasst.  In 
den  meisten  Verfassungsurkunden  (Bayern  Tit.  VI  §  2  No.  4. 
Württemberg  §  129.  Baden  §  27.  28.  Hessen-Darmstadt  §  52]  wird 
der  Besitz  einer  Standesherrschaft  in  dem  betreffenden  Staate 
geradezu  als  Bedingung  der  Landstandschaft  ausgesprochen. 

2)  »Die  Häupter  und  ihre  Familien  bilden  die  pri- 
vilegirteste  Klasse  in  demselben  (d.  h.  in  dem  Staate,  zu 
dem  sie  gehören],  besonders  in  Ansehimg  der  Besteuerung«.    Nach 
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dem  ganzen  Zusammenhange  von  lit.  b.  der  Bundesakte  Art.  14  kann 
diese  priTÜegirte  Stellung  in  Betreff  der  Besteuerung  nur  in  dem 
Staate  in  Anspruch  genommen  werden,  welchem  eine  derartige 
Familie  mit  ihren  reichsständischen  Besitzungen  angehört.  Von  einer 
vollständigen,  überall  gleichnuLssig  zu  gewährenden  Steuerfreiheit 
ist  in  der  Bundesakte  nicht  die  Hede ,  sondern  es  hängt  Mass  und 
Ausdehnung  dieses  Privilegiums  von  der  Landesgesetzgebung  ab. 
InPreussen  sind  die  Standesherm  für  ihre  Domanialgrundstücke 
von  der  Grundsteuer  und  für  die  zu  ihren  Standesherrschaften  ge- 
hörigen Gebäude  von  der  Gebäudesteuer  befreit.  In  Bayern  sind 
die  Standesherm  nach  §  53  des  Ediktes  von  Personalsteuem  be- 
freit, ebenso  von  der  Häusersteuer  für  ihre  Schlossgebäude.  Keine 
Steuerfreiheit  der  Standesherm  besteht  in  Baden  (Edikt  vom 
16.  April  1819  §31)  und  Hessen  (Gesetz  vom  18.  Juli  1858  §36). 
3)  Die  Mediatisirten  hatten  nach  Art.  14  der  Bundesakte  »die 
Ausübung  der  bürgerlichen  und  peinlichen  Gerichtspfiege  in  erster 
und,  wo  die  Besitzung  gross  genug  war,  in  zweiter  Instanz,  der 
Forstgerichtsbarkeit,  Ortspolizei  und  Aufsicht  in  Kirchen-  und 
Schulsachen,  auch  über  milde  Stiftungen,  jedoch  nach  Vorschrift 
der  Landesgesetze,  welchen  sie,  sowie  der  Militärverfassung  und 
der  Oberaufsicht  der  Regierungen  über  jene  Zuständigkeiten,  un- 
terworfen bleiben.«  Die  standesherrliche  Patrimonialgerichtsbar- 
keit war  schon  zu  Zeiten  des  Bundes  in  vielen  deutschen  Staaten 
durch  die  Landesgesetzgebung  beseitigt.  Auch  in  Preussen  wurde 
die  im  Jahre  1849  aufgehobene  standesherrliche  Gerichtsbarkeit 
nicht  wiederhergestellt,  dafür  aber  mehreren  Häusern  durch  beson- 
dere Verträge,  als  Surrogat  der  entzogenen  Gerichtsbarkeit,  ein 
Präsentationsrecht  für  mehrere  Kichterstellen  bei  den  betreffenden 
Kreisgerichten  eingeräumt.  Nach  dem  §15  des  Eeichsge- 
richtsverfassungsgesetzes  sind  alle  Gerichte  ohne 
Ausnahme  Staatsgerichte.  Jede  Art  von  Privat- oder 
Patrimonialgerichtsbarkeit  ist  aufgehoben.  An  ihre 
Stelle  tritt  die  Gerichtsbarkeit  desjenigen  Bundesstaates,  in  wel- 
chem sie  ausgeübt  wurde.  Präsentation  für  Anstellungen  bei  den 
Gerichten  findet  nicht  mehr  statt.  Die  übrigen  obrigkeitlichen 
Befugnisse  der  Standesherm  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  und 
Polizei  sind  in  den  meisten  Ländern  durch  die  neuere  Verwaltungs- 
oigaaisation  aufgehoben.  So  ist  durch  das  preussische  Gesetz  vom 
16.  Jidi  1876,  welches  die  Kreisordnung  auf  die  Stolbergischen 
Besitzungen  ausdehnt,   den  Grafen  von  Stolberg,   als  besonderes 
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Vorrecht,  nur  das  Recht,  bei  der  Anstellung  gewisser  Beamten  ge- 
hört zu  werden,  und  die  Ausübung  des  Wahlrechtes  durch  Stellver- 
treter eingeräumt  worden.  In  den  westlichen  Provinzen  der  preussi- 
schen  Monarchie  dauern  noch  gewisse  Yerwaltungsbefugnisse  der 
Standesherm  in  ihrem  Gebiete  fort;  so  ist  ihnen  die  niedere 
Polizei  »bis  zur  Grenze,  wie  solche  von  den  Proviozialregierun- 
gen  durch  die  Landräthe  verwaltet  wird«,  im  Umfange  der  Standes- 
herrschaft grossen  Theils  wieder  eingeräumt  worden.  Auch  ist 
mehreren  derselben  ein  Aufsichtsrecht  über  die  Gemeinden 
des  standesherrlichen  Bezirkes  und  die  Mitwirkung  bei  Ernennung 
und  Bestätigung  der  Gemeindevorsteher  beigelegt  worden.  Ausser- 
dem gebührt  ihnen  im  Umfange  des  standesherrlichen  Bezirkes  die 
Aufsicht  über  Kirchen,  Schulen,  Erziehimgsanstalten  und  milde 
Stiftungen,  besonders  über  gewissenhafte  Verwaltung  der  diesem 
G^enstand  gewidmeten  Fonds.  In  anderen  deutschen  Staaten 
sind  die  untergeordneten  B«gierungsrechte  der  Standesherm  inner- 
halb ihrer  Standesherrschaften  durch  die  neuere  Cresetzgebung  noch 
mehr  reducirt  oder  ganz  aufgehoben. 

Uebrigens  versteht  sich  von  selbst;  dass  die  besondere  Graran- 
tie,  welche  die  Bundesakte  Art.  14  sub  c.  den  Standesherm  für 
diejenigen  Rechte  gewährt,  »welche  aus  ihrem  Eigenthum  und 
dessen  tmgestörtem  Genüsse  herrühren«,  keineswegs  so  gedeutet 
werden  darf,  als  ob  dieses  Eigenthum  den  allgemeinen  Gesetsen 
über  Ablösung  der  Grundlasten,  Expropriation,  Pfand-  und  Hypo- 
thekenwesen nicht  unterworfen  sei.  Es  wird  damit  nichts  ande- 
res gesagt,  als  dass  den  Standesherm  der  Besitz  ihrer  Domänen  als 
Privatgüter  gesichert  sei,  welche  aber  unter  den  Bestimmungen 
der  Landesgesetzgebung,  wie  alles  übrige  Grundeigenthum  im 
Lande,  stehen  (Zachariä,  Band  I  §  97). 

Mit  Veräusserung  der  Standesherrschaft  gehen  die  dinglichen, 
nicht  aber  die  persönlichen  Vorrechte  der  Standesherrlichkeit  ver- 
loren. Uebrigens  gehen  die  ersteren  nicht  etwa  auf  jeden  Neuer- 
werber der  Standesherrschaft  über,  sondern  können  nur  von  einem 
Gliede  derjenigen  reichsständischen  Familie  ausgeübt  werden, 
welcher  die  betreffenden  Besitzungen  bei  Auflösung  des  Reiches 
gehörten. 

Am  Schlüsse  beschäftigt  sich  Art.  14  der  Bundesakte  mit  einer 
Personenklasse,  welche  zwar  reichsunmittelbar,  aber  nicht  reichs- 
ständisch war,  also  nicht  zum  hohen  Adel  gehörte.  Es  ist  dies 
der  sog.  Reichsadel,  wobei  man  besonders  an  die  reichsun- 
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mittelbare  Ritterschaft  (S.  69]  dachte.  Dieselbe  wurde  durch 
die  Rheinbundsakte  mit  ihren  reichsunmittelbaren,  ritterschaftlichen 
Besitzungen  den  Rheinbundstaaten  einverleibt,  ohne  dass  ihr  irgend- 
welche Vorrechte  ausdrücklich  beigelegt  worden  wären.  Art.  XXV: 
»Chacun  des  rois  et  princes  confed6res  poss^dera,  en  toute  souve- 
rainet^, les  terres  ^questres  enclavees  dans  ses  possessions.«  Da- 
gegen bestimmt  Art.  14  der  Bundesakte  in  Betreff  derselben:  »Dem 
ehemaligen  Reichsadel  werden  die  sub  1]  und  2)  angeführten  Rechte 
(Autonomie  und  freie  Wahl  des  Aufenthaltes) ,  Antheil  der  Begüter- 
ten an  der  Landstandschaft,  Patrimonial-  und  Forstgerichtsbarkeit, 
Kirchenpatronat  und  der  priTÜegirte  Gerichtsstand  zugesichert. 
Diese  Rechte  werden  jedoch  nur  nach  der  Vorschrift 
der  Landesgesetze  ausgeübt.  In  den  durch  den  Frieden  von 
Luneville  vom  9.  Februar  1801  abgetretenen  und  jetzt  wieder  mit 
Deutschland  vereinigten  Provinzen  werden  bei  Anwendung  der 
obigen  Grundsätze  auf  den  ehemaligen  unmittelbaren  Reichsadel 
diejenigen  Beschränktmgen  stattfinden,  welche  die  dort  bestehen- 
den besonderen  Verhältnisse  nothwendig  machen.« 

Wenn  die  Bundesakte  hier  noch  die  Worte  beigefugt  hat: 
«Diese  Rechte  werden  jedoch  nur  nach  Vorschrift  der  Landesgesetze 
ausgeübt«,  so  sollte  damit  aber  nicht  gesagt  werden,  dass  es  ganz 
in  das  Belieben  jeder  Landesgesetzgebung  gestellt  werden  solle, 
diese  Rechte  dem  ehemals  unmittelbaren  Reichsadel  willkürlich  und 
ohne  Entschädigung  zu  entziehen.  So  lange  nach  dem  ganzen  Zu- 
stande der  Landesgesetzgebung  solche  Privilegien,  wie  etwa  privi- 
iegirter  Gerichtsstand,  überhaupt  möglich  sind,  sollen  sie  auch  den 
Mitgliedern  der  Reichsritterschaft  nicht  entzogen  werden.  Dagegen 
ist  von  den  Bundesregierungen  keineswegs  die  Verbindlichkeit 
übernommen,  niemals  eine  solche  Veränderung  mit  ihrer  Gerichts- 
verfassung vorzunehmen,  bei  welcher  überhaupt  privilegirte  Ge- 
riehtsstände  ausgeschlossen  sind.  Solche  Veränderungen  sind  durch 
die  neueste  Reichsgerichtsverfassung  vom  27.  Januar  1877  einge- 
treten, welche  überhaupt  den  privilegirten  Gerichtsstand  und  jede 
Art  von  Patrimonialgerichtsbarkeit  beseitigt  hat.  Soweit  die  von 
der  Bundesakte  zugesicherten  Vorrechte  überhaupt  mit  den  jetzigen 
Bechtsverhältnissen  verträglich  sind,  z.  B.  Recht  auf  Autonomie, 
Becht  der  Begüterten  auf  Landstandschaft,  müssen  dieselben, 
ganz  wie  die  standesherrlichen  Rechte,  von  der  Landesgesetzgebung 
auch  heut  zu  Tage  noch  respektirt  werden. 
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Viertes  Kapitel. 

Von  den  Körpern  der  Selbstverwaltung,  beson- 
ders von  den  Gemeinden. 

§  159. 
Im  AUgemeinen. 
In  den  beiden  ersten  Kapiteki  ist  die  Organisation  der  Staats- 
gewalt abgehandelt  worden,  welche  sich  im  Staatsoberhaupte  und 
in  den  Staatsämtem  verkörpert.  Im  dritten  Kapitel  haben  wir  die 
Staatsangehörigen  der  Staatsgewalt  gegenübergestellt.  Es  liesse 
sich  nun  eine  Staatsgestaltung  denken  und  ist  sogar  als  Staatsideal 
aufgestellt  worden ,  wo  sich  Staatsgewalt  und  Unterthanen  imver- 
mittelt  gegenüberstehen ,  wo  zwischen  der  Staatsgewalt  und  den 
Millionen  von  Individuen  nichts  als  ein  vom  Staate  .völlig  abhän* 
giger  Yerwaltungsapparat  vorhanden  ist.  Der  absolute  Polizeistaat 
des  vorigen  Jahrhunderts,  wie  die  französische  Kevolution  ha- 
ben einem  solchen  Zustande  entgegengestrebt.  Von  jeher  haben 
aber  die  germanischen  Völker  eine  andere  Vorstellung  vom  Staat 
gehabt,  welcher  ihnen  nicht  als  ein  Aggregat  unverbundener  Indivi- 
duen, sondern  als  ein  aus  kleineren  Oiganismen  bestehender  höherer 
Gesammtorganismus  galt.  Im  Mittelalter  war  die  Staatsgewalt  vöUig 
unentwickelt  und  die  kleineren  Gemeinschaften  der  Stadtgemein- 
den, Landschaften,  ritterschaftlichen  Korporationen  u.  s.  w.  erschie- 
nen als  fast  souvendne  Körperschaften.  Daher  fehlte  es  an  jeder 
einheitlichen  Staatsaktion  und  jeder  planmässigen  Durchführung 
der  Staat8au%aben.  Die  Herstellung  einer  einheitlichen,  durch- 
greifenden, aUes  beherrschenden  Staatsgewalt  war  ein  wohl  berech- 
tigtes Postulat  der  Neuzeit.  Aber  man  ging  einen  Schritt  zu  weit, 
indem  man  diese  geschichtlich  gegebenen,  kleineren  Organismen  zu 
blossen  Unterabtheilungen  des  Staatsgebiets,  zu  blossen  Verwal- 
tungsstellen der  Staatsgewalt  herabzudrücken  suchte ,  indem  man 
sie  höchstens  noch  als  privatrechtliche  Korporationen  fortbestehen 
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liess,  sie  aber  aUer  öffentlichrechtlichen  Befugnisse  entkleidete  und 
das  gaoze  öffentliche  Recht  von  der  Staatsgewalt  absorbiren  Hess. 
Erst  unsere  Zeit  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Einheit  der  Staats- 
gewalt mit  der  reichen  Mannigfaltigkeit  der  kleineren,   im  Staate 
Yorhandenen  Organismen  in  Einklang  zu  setzen.     Man  ist  zu  der 
Einsicht  gekommen ,   dass  ein  wahrer  Gemeingeist  im  Volke  nur 
grossgezogen  werden  kann,  wenn  der  Einzelne  in  den  ihm  nahelie- 
genden kleineren  Organimus   seiner  Gemeinde  selbstthätig  mit- 
eingreifen  kann ,  dass  viele  Aufgaben  des  Volkslebens  umsichtigei* 
und  zweckentsprechender  in  den  kleineren  lokalen  Organismen  gelöst 
werden  köimen,  als  in  dem  weiten  Umfange  des  Staatsgebietes  durch 
femstehende,  rein  staatliche  Behörden.  Die  Folge  dieser  immer  mehr 
durchdringenden  Einsicht   ist   die   grössere    Selbstbeschrän- 
kung  der  Staatsgewalt;  sie  nimmt  nur  das  unmittelbar  selbst  in 
die  Hand,   was  unbedingt  nothwendig  einer  durchaus  einheitlichen 
Leitung  bedarf ,  wie  das  Heerwesen,   die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ;  alles  andere,  was  von  den  kleinen  Organismen  zweckent- 
sprechender  oder   wenigstens   ebensogut   besoi^   werden    kann, 
überlässt  sie  der  Verwaltung  dieser  lokalen  Verbände  und  nimmt 
für  sich  nur  die  Gesetzgebung  und  Oberaufsicht  in  Anspruch.     Für 
diese  Aufgaben  der  Staatsverwaltung  bedient  sich  der  Staat  regel- 
mässig der  geschichtlich  bestehenden  Körperschaften,  besonders 
der  Gemeinden;  nur  wo  solche  nicht  vorhanden  sind,  macht   er 
den  freilich  oft  gewagten  Versuch ,  neue  Körper  der  Selbstverwal- 
tung zu  schaffen.   Diese  im  Staate  vorhandenen  kleineren  Organis- 
men sind  allerdings,  wie  der  Staat  selbst,  privatrechtliche  Persönlich- 
keiten ;  sie  haben  aber  auch  ebensogut  wie  der  Staat  ihre  eigen- 
thümliche  öffentliche  Rechtssphäre,    die  ihnen  nicht  erst 
Tom  Staate  übertragen  wird;   sie  sind  keineswegs  blosse  Staats- 
anstalten,  sondern  selbständige  Korporationen  des  öf- 
fentlichen Rechts.     Der  Staat  überträgt  ihnen  aber  auch  um- 
fassende  staatliche  Hoheitsrechte ,    welche   er   nicht  mehr  durch 
seinen   büreaukratischen   Behördenapparat,    sondern   durch  diese 
in  ihrer  Sphäre  selbständigen  Körperschaften  ausüben  lässt.     Es 
muss    daher    bei    denselben    ein    doppelter  Wirkungskreis,    ein 
selbständiger  und  ein  übertragener  unterschieden  werden. 
Die  wichtigsten  Körper  der  Selbstverwaltung  sind  aber  in  Deutsch- 
land von  jeher  dieOrtsgemeinden  gewesen,  welche  man  deshalb 
auch  »Gemeinden«  schlechtweg  zu  nennen  pflegt.  Bei  dem  weiteren 
Olganischen  Ausbau  der  Selbstverwaltung  pflegt  man  zwischen  den 
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Staat  und  die  Ortsgemeinde  noch  höliere  Glieder  einzuschie* 
ben,  wie  die  Sammtgemeinden,  die  Kreise,  die  Provinzen.  In  die- 
sem oi^anischen  Anfbau  der  Selbstverwaltung  tritt  immer  der  wei- 
tere Kreis  subsidiär  da  ein,  wo  die  Kräfte  des  engeren  nicht  mehr 
ausreichen.  So  wird  die  Ortsgemeinde  durch  den  Kreis,  der  Kreis 
durch  die  Provinz  ergänzt.  Erst  wo  die  Kräfte  aller  dieser  Verbände 
nicht  mehr  ausreichen,  soll  der  Staat  eintreten. 

Nach  unserer  heutigen  Entwicklung  sind  aber  die  Orts- 
gemeinden bei  weitem  die  wichtigsten  Körper  der  Selbstverwal- 
tung, während  die  höheren  Verbände  erst  in  ihrem  Ausbau  begriffen 
sind.  Man  unterscheidet  allerdings  zwischen  Stadt-  und  Land- 
gemeinden, dennoch  hat  sich  der  Begriff  der  Ortsgemeinde 
in  den  neueren  Gemeindeordnungen  als  ein  einheitliches  Institut  enl^ 
wickelt,  welches  nur  unter  verschiedenen  Verhältnissen  in  verschie- 
denen Formen  zur  Erscheinung  kommt.  Wir  handeln  daher  zuerst 
von  der  Ortsgemeinde  überhaupt,  dann  von  ihren  beiden  verschie- 
denartigen Ausprägungen  in  der  Stadtgemeinde  und  der  Landge- 
meinde. 


I.  Von  den  Ortsgemeinden  ^ 

§160. 
A)  Von  den  Ortsgemeinden  überhaupt. 

Dieselben  unterscheiden  sich  dadurch  von  den  grossem  kommu- 
nalen Verbänden,  dass  sie  auf  dem  unmittelbaren  nachbarschafUichen 


*  Ueber  di  eältere  Kommunalverfaasung  vergl.  die  Schriften  in  Pü  1 1  e  r  's  Lit. 
Th.III.  S.  170.  S.286.  S.472,  über  die  neuere  v.  Mohl ,  Geschichte  u.  Lit.  der 
Staatsw.  Th.  n  S.  337  ff.  J.  J.  Moser,  Von  den  deutschen  Reichstt&ndeD 
S.  925  ff.  Von  der  deutschen  Unteithanen  Rechten  und  Pflichten  B.  II.  Kap.  3 
S.  160.  H.  A.  Zachariä,  Th.  I.  Kap.  IV.  §  105.  S.  559  ff.  H.  Zöpfl,  Grunds. 
5.  Aufl.  B.n§  420  ff.  S.  467  ff.  Grotefend  S.  503  ff.  v.  Gerber§20.  21. 
S.  55  ff.  T.  Held,  System  B.  H.  §  497  ff.  S.  653  ff.  Bluntschli,  ADg. 
StaatsT.  B.  IL  B.  XI.  Stahl,  Eechtsphil.  B.  11.  Abth.  2  §  4  ff .  Dahlmann , 
PoUtik  Th.  I  S.  219  ff.  L.  v.  Stein,  Verw.  Th.  L  Abth.  H.  v.  Mohl, 
StaatßT.  des  K.  Württemb.  Th.  11.  S.  143.  Pözl,  Bayr.  Verf.  §  97.  S.  254.  v. 
Rönne,  Preuss.  Staatsr.  B.  11:  Abth.  I.  Absdin.  m.  §  305  ff.  G.  Meyer,  a. 
a.  O.  S.  269 — 305.  J.  Weiske,  Sammlung  der  neuem  deutschen  Gemeindege- 
setze.«  Leizig  1848.  Graf  G  i  e  c  h ,  Ansichten  über  Staats-  u.  öffentliches  Leben 
(II.Aufl.)  Nürnberg  1857.  AufsatzvonK.  Brater  inBluntschli'sStaatswörterb. 
B.  IV.  S.  109^161.    Art.  Gemeinde.   Schäffle,  »Vergangenheit  und  Zukunft 
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Zusammenwohnen  der  Genossen  berulieli  und  die  gemeinsamen  In- 
teressen des  engsten  lokalen  Verbandes  versorgen.  Die  Gemeinde  ist 
kein  Staat  im  Staate,  sie  wird  aber  mit  Kechtbald  ein  »Analogona,  bald 
»ein  Mikrokosmus  des  Staates«  genannt.  Wie  der  Staat  sein  Staats- 
gebiet, so  hat  sie  ihr  Gemeindegebiet^  wie  der  Staat  Staatsgenossen, 
so  hat  sie  Gemeindegenossen  mit  bestimmten  Pflichten  und  Kech- 
ten,  sie  hat  ihre  Obrigkeit,  ihre  Verfassung,  ihre  Verwaltung,  sie 
ruht  wie  der  Staat  auf  dem  Grund  und  Boden,  so  dass  der  Kegel 
nach  alle  Grundstücke  und  alle  darauf  vorhandenen  Menschen  in- 
nerhalb des  Gemeindebezirkes  auch  der  G«meindegewalt  unterwor- 
fen sind. 

Auch  in  Betreff  des  Zweckes  gleicht  die  Gemeinde  darin  dem 
Staate,  dass  sie  wie  dieser  die  Totalität  des  menschlichen  Ge* 
meinlebens  umfasst.  Weim  neue  Gemeindeordnungen  einzelne 
Au%aben  der  Gemeinden  aufzählen ,  so  bedeutet  die  Aufzählung 
solcher  specieller  Gebiete  nichts  anderes,  als  Beispiele.  Den  adä^ 
quaten  Ausdruck  des  deutschen  Rechtsbewusstseins  der  Gegenwart 
enthält  hier  das  treffliche  österreichische  Gesetz  vom  5.  März  1862 
Art.  V:  ^Der  selbständige  Wirkungskreis,  in  welchem  die  Ge- 
meinde, mit  Beobachtung  der  bestehenden  Reichs-  und  Landes- 
gesetze, nach  freier  Selbstbestimmung  anordnen  und  verfügen 
kann,  umfasst  überhaupt  alles,  was  das  Interesse  der  Ge- 
meinde zunächst  berührt  und  innerhalb  ihrer  Gren- 
zen durch  ihre  eigehien  Kräfte  besorgt  und  durch- 
g  ef  ü  hrtwerdenkann.«  Die  B^^renzung  der  Gemeindeaufgaben 
Uegt,  dem  Staate  gegenüber,  nur  in  dem  durchaus  lokalen  Cha- 
rakter derselben.  Die  Gemeinde  sorgt  für  die  Interessen  der  ört- 
lichen Gemeinschaft,  soweit  sie  es  mit  eigner  Kraft  vermag;  wo 
diese  Kraft  nicht  ausreicht  oder  wo  das  Interesse  der  Volksgemein- 
schaft in  den  Vordergrund  tritt,  beginnt  der  Wirkungskreis  höherer 
Verbände,  vor  allem  des  Staates  selbst.  Die  Gemeinde  ist  der  Or- 
ganismus der  örtlichen  Gemeinschaft,  wie  der  Staat  der  Orga- 
nismus der  Volksgemeinschaft. 

Die  Gemeinden  sind  ihrer  juristischen  Natur  nach  öffentlich- 
rechtliche  Korporationen   mit  selbständiger  Rechtssphäre,    aber 


der  deutschen  Gemeinden«  in  der  VierteljahTBchrs.  1856  Heft 2.  S.  872— 357.  Bei- 
ches  Material  bietet  fQr  unsem  Gegenstand  Q.  Gierke,  Geschichte  der  deutschen 
Genossenschaft.  Berlin  1868.  Besonders  werthyoU  für  das  heutige  Recht  ist 
§  57 :  «Die  Ortsgemeinden  nach  den  Gemeindeordnungen  des  XIX.  Jahrhun- 
dms.v 
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zugleich  nothwendige  Glieder  im  Organismus  des  Staates.  Daher 
gehören  die  kommunalen  Institutionen  in  das  Staatsrecht.  Die  Ge- 
meinde hat,  wie  der  Staat,  seihst  auch  ihre  yermögensrechtliche 
Persönlichkeit  und  wird  von  diesem  Standpunkte  aus  auch  im  Pri- 
vatrechte besprochen.  Dies  ist  aber  nur  ihre  sekundäre  Seite. 
Die  Gemeinden  dürfen  daher  nicht  wie  willkürlich  gebildete  Ge- 
sellschaften betrachtet  werden ,  denen  der  Staat  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen die  juristische  Persönlichkeit  verliehen  habe.  Auch 
liegt  der  Schwerpunkt  ihres  Daseins  nicht  in  ihrer  vermögensrecht- 
lichen Seite,  wie  bei  einem  Aktienvereine ;  das  finanzielle  Element, 
so  wichtig  es  ist,  der  Gemeindehaushalt,  ist  nicht  Selbstzweck,  son- 
dern soll  lediglich  den  hohem  Kulturaufgaben  des  Volkslebens  die- 
nen. Ebenso  wenig  sind  die  Gemeinden  blosse  Staatsanstalten, 
welche  der  Staat  nach  Belieben  schaffen  und  wieder  abschaffen 
kann ,  deren  Wirken  er  lediglich  nach  seinen  Interessen  reguUrt, 
welche  ohne  ihn  gar  keine  selbständige  Existenz  haben.  Die 
Gemeinden  sind  öffentlichrechtliche  Korporationen  mit  einer  eige- 
nen, nicht  erst  vom  Staate  übertragenen  Persönlichkeit,  welche  aber 
zugleich  dem  Staate  als  Gbrundlage  und  Stütze  dienen ,  ohne  deren 
Mitwirkimg  er  seine  Aufgabe  nicht  erfüllen  kann.  Haben  die  Ge- 
meinden somit  auch  dem  Staate  gegenüber  ihre  eigene  unantast- 
baren Rechtssphäre,  in  welche  die  Verwaltung  nicht  willkür- 
lich hineingreifen  darf,  so  müssen  sie  sich  doch,  wie  alles  im 
Bereiche  des  Staats  Vorhandene,  der  staatlichen  Gesetz- 
gebung fügen  und  unterordnen.  Ja,  gerade  weil  der  Staat  zu 
seiner  Ergänzung  der  örtlichen  Thätigkeit  der  Gemeinden  nicht 
entbehren  kann,  weil  sie  seine  Au%aben  mitzuerfüllen  berufen  sind, 
kann  er  das  Gemeindewesen  nicht  blos  der  regellosen  Willkür,  der 
historischen  Zufälligkeit  der  Einzelentwickelung  überlassen.  Eine 
organische  Gemeindegesetzgebung  ist  eine  unbedingte  Nothwendig- 
keit  für  den  modernen  Staat,  welche  sich  aus  dem  Aggregatzustande 
des  Mittelalters  herauszuarbeiten  begonnen  hajt.  Ist  es  somit  an- 
zweifelhaft, dass  auch  das  Gemeindewesen  im  Staate  der  Gegenwart 
ein  Gegenstand  der  staatlichen  Gesetzgebung  ist,  so  gebietet  doch 
eine  richtige  Erkenntniss  des  Gemeindelebens  dem  Staate ,  die 
Schranken  des  Nothwendigen  aufs  strengste  inne  zu  halten.  Wäh- 
rend die  Gesetzgebung  des  Staates  auch  hier  formell  unbegrenzt 
ist,  findet  sie  ihre  materiellen  Schranken  in  der  selbständigen 
Rechtssphäre  der  Gemeinden ,  welche  nicht  ohne  Schaden  fiir  das 
Gemeindeleben  verletzt  werden  darf.     Nachdem  die  Gresetzgebung 
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im  vorigen  imd  auch  in  diesem  Jahrhundert  sich  vielfach  an  der  Selb- 
ständigkeit der  Gemeinden  versündigt  hatte ,  hat  dieselbe  in  dem 
letzten  Menschenalter  in  gesundere  Bahnen  eingelenkt ,  obgleich 
es  auch  jetzt  noch  mannigfach  an  einer  richtigen  Würdigung  der 
selbständigen  Rechtssphäre  der  Gemeinden  fehlt. 

Die  Grundrechte  der  deutschen  Gemeinden,  wie 
sie  in  der  deutschen  Reichsverfassung  von  1849  A.  XI  §  184,  den 
Verfassungsurkunden  und  den  neuem  Gemeindeordnungen  der  ein- 
zelnen Staaten  gewissermassen  als  gemeines  deutsches  Gemeinde- 
recht anerkannt  sind ,  lassen  sich  in  folgenden  Sätzen  zusammen- 
fassen, welche  meistens  schon  praktisch  geltendes  Recht,  überall 
wenigstens  ein  nicht  länger  zurückzuweisendes  Postulat  unserer 
modernen  Rechtsentwickltmg  geworden  sind : 

1)  Die  Gemeinden  haben  ihre  selbständige  Rechtssphäre  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen ,  wie  des  privaten  Rechtes.  Auf  dem 
privatrechtlichen  Gebiete  ist  die  Gemeinde,  auch  der  Staatsgewalt 
gegenüber,  hinreichend  geschützt  und  ihr  der  Rechtsweg  zur  Ver- 
theidigung  ihrer  Rechte  eingeräumt,  wie  jeder  Privatperson ;  dage- 
gen ist  der  Rechtsschutz  auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  Rechtes 
noch  sehr  unvollkommen.  So  lange  die  noth wendige  Aufsicht  des 
Staates  sich  als  eine  fortwährende  Bevormundung  geltend  macht, 
so  lange  die  Staatsregierung  jeder  Zeit  sich  befugt  ansieht,  ihren 
Willen  an  die  Stelle  des  Gemeindewillens  zu  setzen ,  so  lange  alle 
Kollisionen  zwischen  der  öffentlichen  Rechtssphäre  der  Gemeinde 
und  der  des  Staates  nicht  nach  Rechtsgrundsätzen  gerichtlich  ent- 
schieden, sondern  den  Zweckmässigkeitserwägungen  der  Verwal- 
tungsbehörden anheimgestellt  werden,  ist  die  gerühmte  Selbständig- 
keit der  Gemeinden  mehr  ein  precarium,  als  ein  gesichertes  Grund- 
recht. Erst  wenn  die  Staatsaufsicht  darauf  beschränkt  wird,  »dass 
die  Gemeinde  ihren  Wirkungskreis  nicht  überschreite  und  nicht 
gegen  die  bestehenden  Gesetze  vorgehe«,  erst  wenn  jene  Kollisionen 
nicht  nach  Belieben  von  Verwaltungsbehörden  erledigt,  sondern 
nach  Reohtsgrundsätzen  von  Gerichtshöfen  des  öffentlichen  Rechts 
entschieden  werden,  ist  die  Gemeinde  auch  in  ihrer  öffentlichen 
rechtlichen  SpMre  als  ein  selbständiges  Gemeinwesen  hinreichend 
geschützt. 

2)  Die  Gemeinden  haben  ein,  freilich  sehr  beschränktes  Auto- 
nomierecht. Während  früher  ihr  jus  statuendi  die  verschieden- 
sten Gebiete,  besonders  auch  des  Privatrechts,  umfasste,  ist  jetzt  selbst 
dasVerfassungsrecht  der  Gemeinden  in  allen. wesentlichen  Punkten 
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ihrem  Willen  entzogen  und  durch  staatliche  Normen  geregelt.  Nur 
in  untergeordneten  Beziehungen  ihrer  Verfassung  können  sie  sich 
Statuten  setzen  über  »solche  Angelegenheiten  der  Gemeinden,  some 
über  solche  Bechte  und  Pflichten  ihrer  Mitglieder,  hinsichtlich  deren 
das  Gesetz  ausdrücklich  Verschiedenheiten  gestattet  oder  keine  aus- 
drücklichen Bestimmungen  enthält«.  Die  so  engbeschränkte  Auto- 
nomie der  Gemeinde  hat  sich  somit  in  den  Grenzen  der  staatlichen 
Gesetzgebung  zu  bewegen;  innerhalb  derselben  erzeugt  sie 
aber  noch  wirkliche  B^chtssätze ,  welchen  sich  der  einzelne  Bürger 
als  einer  obrigkeitlichen  Anordnung  zu  fügen  hat.  Durch  die  Noth- 
wendigkeit  der  Bestätigung  von  Seiten  der  Regierung  wird  der 
autonome  Charakter  des  Statuts  nicht  aufgehoben.  Die  Gemeinde, 
nicht  der  Staat  ist  das  Organ  des  Statutarrechtes. 

3)  Die  Gemeinde  hat  das  Hecht,  die  Gemeindeämter  zu  be- 
setzen und  ihre  Vertreter  zu  wählen.  Nur  wo  Gemeindebeaxnte 
zugleich  staatliche  Funktionen  auszuüben  haben ,  behält  sich  der 
Staat  überall  die  Bestätigung  vor.  Dagegen  bedürfen  die  blossen 
Vertreter,  Bürgerrepräsentanten,  Stadtverordnete,  niemals  einer 
staatlichen  Bestätigung. 

4)  Die  Gemeinde  hat  die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Ge- 
meindeangelegenheiten unter  gesetzlich  geordneter  Oberaufsicht  de8 
Staates. 

Dahingehört:  aj  vor  allem  die  freie  Verwaltung  ihres 
Vermögens,  welches  heut  zu  Tage  nirgends  mehr  als  unmittel- 
bares oder  mittelbares  Staatsgut  betrachtet  wird.  Hier  soll  die 
Aufsicht  des  Staates  nur  soweit  eingreifen,  als  es  sich  um  Mass- 
regeln handelt,  welche  die  Substanz  des  Gemeindevermögens 
verringern.  Die  Veräusserung  von  Grundstücken,  die  Aufnahme 
von  Darlehen,  durch  welche  die  Schuldenlast  vermehrt  wird,  die 
Einführung  von  neuen  Abgaben  und  Lasten  bedürfen  daher  re- 
gelmässig der  Genehmigung  der  Kegierung,  während  eine  weiter- 
gehende Bevormundung  der  Gemeinden  auf  diesem  Gebiete, 
Genehmigung  aller  erheblichen  Ausgaben,  Veräusserungen,  Zah- 
lungen u.  s.  w.  lediglich  dem  überwundenen  System  des  Polizei- 
staates angehört. 

b)  Ausser  dieser  eignen  Vermögensverwaltung,  welche  nie  als 
Zweck ,  sondern  nur  als  Mittel  der  Gemeindethätigkeit  betrachtet 
werden  darf,  gehört  nach  echt  deutscher  Bechtsauffassung  zum 
Wirkungskreise  der  Gemeinden  die  Besorgung  aller  derje- 
nigen Angelegenheiten,  welche  die  Sicherung  gegen 
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örtliche  Gefahren  und  die  Förderung  lokaler  Wohl- 
fahrtsinteressen zum  Gegenstande  haben.  Lassen  sich 
diese  Aufgaben  in  ihrer  Allseitigkeit  auch  nicht  erschöpfend  auf- 
zählen ,  so  können  doch  folgende  Angelegenheiten  als  die  am  häu- 
figsten Yorkommenden  genannt  werden :  Sorge  für  die  Erhaltung 
der  Gemeindestrassen,  Wege,  Plätze,  Brücken,  sowie  für  die  Sicher- 
heit und  Leichtigkeit  des  Verkehres  auf  Strassen  und  Gewässern, 
die  Erhaltung  der  Flur-  und  Feldordnung,  die  Ueberwachung  des 
Marktverkehres,  besonders  mit  Lebensmitteln,  die  Aufsicht  über 
Mass  und  Gewicht,  das  Armenwesen  \md  die  Sorge  für  dieGemein- 
dewohlthätigkeitsanstalten,  Handhabung  der  Bauordnung^  Einrich- 
tung der  Feuerlöschanstalten,  gesetzlich  geregelter  Einfluss  auf  das 
Schulwesen  u.  s.  w.  Die  Besorgung  aller  dieser  Angelegenheiten, 
insofern  sie  mit  Ausübung  eines  gewissen  Zwanges  gegen  die 
Individuen  verbimden  ist,  bildet  recht  eigentlich  den  Inhalt  der 
Lokalpolizei,  ohne  welche  überhaupt  eine  selb- 
ständige Gemeindeverwaltung  nicht  gedacht  werden 
kann.  Wenn  daher  die  Grundrechte  der  deutschen  Reichsverfas- 
sung,  sowie  einzelne  Gemeindegesetze  den  Ortsgemeinden  die  Orts- 
polizei als  eigenes  Recht  einräumen  (wie  z.^  B.  das  würt- 
tembergische Verwaltungsedikt  von  1822  §  14,  die  braunschwei- 
gische  Stadt-  und  Landgemeindeordnung  von  1850,  die  sachsen- 
weimarische  von  1854 ,  vor  allem  aber  das  treffliche  österreichische 
Gesetz  zur  Regelung  des  Gemeindewesens  vom  5.  März  1862),  so 
entspricht  dies  nicht  nur  der  richtigen  staatsrechtlichen  Theorie, 
sondern  auch  den  geschichtlich  begründeten  deutschen  Verhältnis- 
sen. Die  Ortspolizei  war  in  Deutschland  von  jeher 
ein  Recht  der  Gemeinden.  »Wenn  hier  die  Gemeinde  nicht 
berufen  ist,  für  sich  selbst  zu  sorgen,  so  kommt  ihr  überhaupt  kein 
selbständiger  Wirkungskreis  zu.« 

5)  Da  die  Ortsgemeinde  ein  nothwendiges  Glied  im  Organis- 
mus des  Staates  ist,  so  stellen  die  neueren  Gemeindeordnimgen  den 
Satz  auf,  dass  jeder  Staatsbürger  einem  Gemeindeverbande,  jedes 
Grundstück  einem  Gemeindebezirk  angehören  muss,  ein  an  sich 
richtiger  Satz,  welcher  nur  nicht  soweit  getrieben  werden  darf ,  dass 
jeder  Grossgrundbesitz  in  die  Enge  einer  bäuerlichen  Gemeinde 
eingeschnürt  werden  muss.  Neben  der  Dorfgemeinde  hat  der  selb- 
s^dige  Gutsbezirk  seine  Berechtigung. 

6]  Dagegen  ist  die  Beseitigung  des  naturgemässen,  geschichtlich 
gewordenen  Unterschiedes  zwischen   Stadt-  und  Landgemeinden 
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kein  berechtigtes  Postulat  des  deutschen  Gemeinderechtes,  sondern 
eine  knechtische  Nachahmung  der  französischen  Schablone.  Solche 
geschichtlich  begründeten,  wirthschaftlich  und  gesellschaftlich  noch 
vorhandenen  Unterschiede  kann  das  Gesetz  nicht  hinweg  dekretiren. 
ohne  das  in  der  Gemeinde  pulsirende  Volksleben  in  seinem  tiefsten 
Innern  zu  schädigen.  Im  grossen  Ganzen  hat  daher  die  deutsche,  be- 
sonders die  norddeutsche  und  preussische  Gesetzgebung  mit  vollem 
Rechte  Stadt-  und  Landgemeinden  nach  verschiedenen  Grundsätzen 
behandelt ,  während  man  in  Süddeutschland  mehrfach  dem  franzö- 
sischen Vorbilde  gefolgt  ist.  Beide  Arten  der  Ortsgemeinden  be- 
dürfen daher  im  positiven  Staatsrechte  der  Gegenwart  einer  beson- 
dem  Behandlung. 

B.   Die  Stadtgemeinden  ^ 

§161. 
1)  Geschichtliche  Entwiokelung  derselben. 

Obgleich  die  alten  Germanen  keine  Städte  kannten,  so  ist  doch 
die  Städteverfassung  des  Mittelalters  durchaus  einErzeugniss  des  deut- 
schen Volksgeistes .  Noch  in  der  karolingischen  Zeit  waren  die  Städte 

i  Geschichtliches:  K.  F.  Eichhorn,  St.  u.  R.  G.  §§  224 a.  224 b. 
310  ff.  Desselben  Abhandlung  über  den  Ursprung  der  städtischen  Verfassung 
in  Deutschland  inSavigny's  Zeitschr.  für  geschichtliehe  Rechtsw.  B.  I  S.  220  ff. 
B.  n  S.  165ff.  O.  Gierke,  Geschichte  der  Genossenschaft  §§  28.  29.  30.  33. 
34.  56.  57.  C.  D.  Hüllmann,  St&dtewesen  des  Mittelalters  4  Bde.  Bonn  1826-^0. 
£.  Th.  Gaupp,  Ueber  deutsche  Stadtgründung,  Stadtverfassung  u.  Weichbild. 
Jena  1824.  Derselbe,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters  B.  I  u.  II. 
Breslau  1851—1852  (besonders  die  Einleitung).  F.  W.  Barthold,  Geschichte 
des  deutschen  Städtewesens.  3  Theile.  Leipzig  1850 — 51.  £..  W.  Nitzsch, 
Ministerialität  u.  Bürgerthum.  Leipzig  1859.  Karl  Hegel,  Geschichte  der 
Stftdteyerfassung  Ton  Italien.  B.  I  u.  11.  Leipzig  1847.  y.  Beth  mann -Holl- 
weg, Ursprung  der  lombardischen  Städtefreiheit.  Bonn  1846.  W.  Arnold, 
Die  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Freistädte  im  Anschluss  an  die  Ver- 
fassungsgeschichte  der  Stadt  Worms.  B.  I  und  II.  Hamburg  1852.  G.  L.  v. 
Maurer,  Geschichte  der  Städteyerfassung  in  Deutschland.  4  Bde.  Erlangen 
1867 — 1871.  A.  Heusler,  Der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung.  Wei- 
mar 1872.  C.  W.  y.  La nci zolle,  Grundzüge  des  deutschen  Städtewesens  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Preussen.  A.  Zimmermann,  Versuch  einer  hist. 
Entwicklung  der  märkischen  Städteyerf assungen ,  3.  Thle.  Berlin  1837 — 40. 
G.  A.  Tischoppe  und  G.  A.  Stenzel,  Urkimdensammlong  zur  Ge- 
schichte des  Ursprungs  der  Städte  in  Sohlesien  und  der  Oberlausitz.  Ham- 
burg 1832.  Bluntschli,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  Stadt  und 
Landschaft  Zürich,  2  Thle.  1836.  El.  F.  Klöden,  Ueber  Entstehung,  Al- 
ter und  früheste  Geschichte  yon  Berlin  u.  Köln  1839.  Fidicin,  Historisch- 
diplomatische Beiträge  zur  Geschichte  yon  Berlin.  3  Thle.  1837.  F.  Frens- 
dorff,  Stadt  u.  Gerichtsyerfassung  Lübecks.  Lübeck  1861.  G.  Schmoller, 
Das  Städtewesen  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  Zeitschr.  für  preussische  Oesohiclite 
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nichts  als  uminauerte  volkreiche  Orte ,  welche  aber  rechtlich  von 
dem  Grauverbande  mcht  getrennt  waren.  Der  Unterschied  zwischen 
Stadt  nnd  plattem  Lande  war  nur  ein  thatsächlicher,  kein  juristi- 
scher. Die  ältesten  Entwicklungspunkte  einer  eigenthümlichen  Stadt- 
verfassung sind  die  alten  königlichen  Bischofsstädte  am  Rhein  und 
an  der  Donau.  Hier  hatten  die  Bischöfe  weitgehende  Herrschafts- 
rechte über  ihre  Hintersassen,  aber  die  Freien  blieben  anfangs  noch 
unter  der  Grafengerichtsbarkeit.  Grundherrliche  und  öffentlich- 
rechtliche Befugnisse  durchkreuzten  sich  aufs  mannigfachste.  Erst 
im  X.  Jahrhundert  verliehen  die  Könige  den  Bischöfen  häufig  auch 
die  Grrafengerichtsbarkeit  über  ihre  Städte.  Durch  diese  sogenannten 
Ottonischen  Privilegien  wurde  das  bloss  negative  Immuni- 
tatsrecht  des  Bischofs  (»immunis  ab  introitu  judicis«)  in  eine  positive 
Grerichtsherrlichkeit  umgewandelt.  Dadurch  trat  zuerst  eine  volle 
Exemtion  der  Stadt  von  der  gewöhnlichen  Gerichtsbarkeit  des  plat- 
ten Landes  ein.  Die  Stadt  wurde  ein  befreiter  Bezirk.  Es  soll  nur 
lediglich  der  vom  Bischof  ernannte  Voigt  über  die  Leute  auf  kirch- 
lichem Gebiete  die  richterliche  Gewalt  ausüben.  Derselbe  war  aber 
zugleich  ein  öffentlicher  Beamter,  indem  ihm  vom  Könige  der  Bann 
geliehen  werden  musste.  Ueberall  bestand  in  den  Bischofsstädten 
eine  sogenannte  altfreie  Gemeinde,  welche  den  Mittelpunkt  der  städ- 
tischen Entwicklung  bildete.  Anfangs  waren  die  Immunitätsprivi- 
legien für  Stadt  und  Land  gleich,  aber  die  weitere  Entwicklung 
ging  verschiedene  Bahnen.  Auf  dem  Lande  überwog  das  Hofrecht 
das  öffentliche  Becht  und  die  ganze  Bevölkerung  kam  allmalig  un- 
ter die  Grundherrlichkeit.  Li  den  Städten  siegte  das  öffentliche 
Recht  und  beseitigte  die  privatrechtliche  Grundherrlichkeit.  Stadt- 
Verfassung  und  freies  Büigerthum  des  Mittelalters  ist  nicht  aus  dem 
Hofirechte,  sondern,  in  diametralem  Gegensatz  zu  diesem,  aus  der  alt- 
gennanischen  Freiheit  und  aus  der  Wiederbelebung  der  altfränki- 
schen Yolksgerichtsverfassung  erv^chsen,  während  auf  dem  Lande 
das  Hofrecht  zu  einer  immer  festeren  Konsolidation  der  herrschaft- 
hchen  Privatrechte  führte. 

Schon  in  der  Blüthezeit  der  bischöflichen  Herrschaft  bestand 
in  den  Städten  überall  ein  Rath.  Wie  das  ganze  Mittelalter  hin- 
durch die  Betheiligung  des  Volks  am  öffentlichen  Leben  wesentlich 
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in  den  Gerichten  zur  Erscheinung  kommt ,  so  ist  der  Bath,  die 
städtische  Obrigkeit,  aus  dem  städtischen  Schöffenkollegium  her- 
vorgegangen. Erst  später  ist  derselbe  durch  Hinzutritt  anderer 
Elemente  verstärkt  worden.  Immer  mehr  überlässt  der  bischöfliche 
Stadtherr  dem  Käthe  eine  gewisse  Selbstverwaltung  der  städtischen 
Angelegenheiten.  Dabei  blieben  aber  die  Städte  nicht  stehen;  sie 
fühlten  sich  am  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  stark  genug,  die 
bischöfliche  Voigtei  durch  Kauf  oder  Gewalt  an  sich  zu  bringen. 
Ueberall  schwingen  sich  die  Rathmannen,  der  Bürgermeister  an 
ihrer  Spitze ,  zur  eigentlichen  Stadtobrigkeit  auf.  Zuerst  das 
Besteuerungsrecht;  dann  die  Gerichtsbarkeit,  Zoll  und  Münze  und 
die  übrigen  Gerechtsame  des  Stadtherm  kamen  an  die  Stadt  selbst. 
Die  von  jenem  eingesetzten  Magistrate  wurden  durch  Organe  der 
Bürgerschaft  ersetzt.  Der  Rath  erscheint  nun  nicht  mehr  blos  in 
der  Stellung  einer  Kommunalbehörde,  sondern  in  der  Machtvollkom- 
menheit einer  landesherrlichen  Obrigkeit,  welche  schliesslich  sogar 
Reichsstandschaft  erwirbt. 

Diese  alten  königlichen  Bischofsstädte  haben  das  Vorbild  ab- 
gegeben für  alle  übrigen  Städte,  besonders  die  königlichen  Pfalz- 
städte und  die  von  Landesherm  gegründeten  Städte.  Als  solche 
städtegründenden  Geschlechter  erscheinen  besonders  die  Zäh- 
ringer im  Breisgau  und  Burgund ,  die  Weifen  in  Niedersachsen. 
So  wurde  im  Norden  Lübeck  in  der  Mitte  des  XII.  Jahrhunderts 
gegründet,  dessen  Recht  und  Verfassung  Vorbild  aller  Städtegrün- 
dungen an  der  Küste  der  Ostsee  wurde,  während  in  der  Mark  Bran- 
denburg, wo  als  erste  Städte  Stendal  und  Brandenburg  entstanden, 
und  in  Schlesien  Recht  und  Verfassung  der  alten  Bischofsstadt 
Magdeburg  die  weiteste  Verbreitung  fand.  Ueberall,  auch  auf 
dem  ehemals  slavischen  Boden,  sind  die  Stadtgemeinden  rein  deut- 
sche Rechtsbildimgen ,  welche  in  der  altgermanischen  Freiheit, 
nicht  in  dem  Hofrechte  ihre  geschichtlichen  Wurzeln  haben.  Die 
landesherrlichen  Städte  bleiben  zum  Theil  unter  einer  gewissen 
Oberhoheit  ihrer  Fürsten;  aber  auch  bei  ihnen  fand  ein  wenigstens 
theilweiser  Erwerb  öffentlichrechtlicher  Befugnisse  statt.  Die 
Rechte  des  Landesherm  waren  im  Mittelalter  eng  genug  begrenzt, 
«ie  bezogen  sich  regelmässig  nur  auf  die  allgemeine  Bestätigung  des 
Stadtrechtes  und  sonstiger  autonomischer  Normen,  auf  Huldigung 
und  Entrichtung  gewisser  vertragsmässig  übernommener  oder  her- 
kömmlicher Abgaben.  So  bestand  in  dieser  Zeit  in  der  innem  Ver- 
fassung der  Reichsstädte  und  der  landsässigen  Städte  kein  wesent- 
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lieber  Unteischied.  Seit  dem  AnÜEmge  des  13.  Jahrhunderts  war 
die  Stadt,  ihrem  juristischen  Begriffe  nach,  »eine  äusserlich  \md 
innerlich  vom  platten  Lande  getrennte  Gemeinde ,  mit  einer  Reihe 
wichtiger  politischer  und  kommercieUer  Vorrechte,  einem  geschlos- 
senen Gebiete,  einer  besonderen  städtischen  Gerichtsbarkeit,  Selbst- 
verwaltung ihrer  eigenen  Angelegenheiten  und  Autonomie«. 

Anfangs  sassen  in  den  Städten  wie  auf  dem  Lande  rechtlich 
verschiedene  Menschenklassen  nur  räumlich  nebeneinander,  Schöf- 
fenbare und  Gemeinfreie,  bischöfliche  Ministerialen,  Hörige  des 
Fiskus  und  der  Kirche.  Durch  die  Vereinigung  der  grundherrliohen 
und  öffentlichen  Rechte  in  der  Hand  des  Immunitätsherm  wuchsen 
aber  nach  und  nach  die  getrennten  Menschenklassen  zu  einer  recht- 
lichen Einheit,  zu  einer  grossen  Immunitätsgemeinde  zusammen, 
welche  in  ihren  unfreien  Elementen  das  Hof-  und  Dienstrecht  ab- 
streiften und  zu  einer  Genossenschaft  gleichberechtigter  Freier 
wurden.  Mit  dem  Grundsatz :  »Stadtluft  macht  freia  entstand  ein 
gleichheitlich  freies  Büi^erthum,  der  Keim  unseres  modernen 
Staatsbürgerthums  (S.  392).  Damit  hängt  eine  Umgestaltung  der 
inneren  Stadtverfassung  zusanmien,  welche  sich  überall  im  14.  und 
15.  Jahrhundert  vollzieht.  Nachdem  die  Städte  sich  im  13.  Jahr- 
hundert von  der  Herrschaft  der  Stadtherm  emanzipirt  hatten,  war 
an  die  Stelle  der  monarchischen  Verfassung  eine  aristokra- 
tische der  rathsfähigen  Geschlechter  getreten,  welche  das  Stadt- 
regiment inne  hatten  und  davon  die  unteren  Klassen,  besonders 
die  Handwerker,  völlig  ausschlössen.  Diese  gewannen  in  ihren 
Zünften,  Gi^eln  oder  Aemtem  immer  mehr  an  Kraft  und  Selbst- 
bewusstsein;  so  ist  das  ganze  14.  und  15.  Jahrhundert  mit  den 
Kämpfen  zwischen  Zünften  und  Geschlechtem  ausgefällt.  Wo  der 
Sieg  der  Zünfte  ein  vollständiger  war,  wurde  die  Zunftverfassimg 
zur  Stadtverfassung,  indem  von  allen  Bürgern  Eintritt  in  eine  Zunft 
verlangt  wurde.  Anderwärts  wurde  dem  alten  Rathe  ein  weiterer 
von  den  Zünften  gebildeter  Rath  an  die  Seite  gesetzt,  oder  es  wur- 
den Zünftige  nach  bestimmten  Zahlenverhältnissen  in  den  bisheri- 
gen Rath  aufgenommen.  Ueberall  aber  wurde  die  Stadtverfassung, 
in  diesem  dritten  Stadium  ihres  Bestandes,  mehr  oder  weniger  de- 
mokratisirt.  Damit  hatte  sich  der  Kreislauf  der  mittelaltrigen 
Stadtentwickelung  vollzogen. 

Auf  die  Blüthe  des  deutschen  Städtewesens  folgte  bald  sein 
Verfall.  Der  dreissigjährige  Krieg  zerstörte  mit  dem  Wohlstand 
auch  die  Selbständigkeit   der  Städte.     Die  Landesherren  began- 
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nen  seit  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  den  Kampf  gegen  die  Auto- 
nomie und  Selbstverwaltung  der  Städte,  welche  sie  der  sich  zu  einer 
wahren  Staatsgewalt  erhebenden  Landeshoheit  straffer  unterzuord- 
nen suchten.  Selbst  viele  kleine  Reichsstädte  wurden  zu  Land- 
städten herabgedrückt.  Dabei  kam  den  Landesherm  die  mehr  und 
mehr  hervortretende  innere  Yerknöcherung  der  Stadtverfassun- 
gen zu  Hülfe,  welche  bald  auf  den  kurzen  demokratischen  Auf- 
schwung folgte.  Eine  engherzige  Rathsoligarchie  drängte  die 
Bürgerschaft  mehr  und  mehr  von  der  Theilnahme  am  Gemeinde- 
leben zurück ,  an  die  Stelle  der  Wahl  trat  die  Kooptation,  an  die 
Stelle  kurzer  Amtsperioden  die  Lebenslänglichkeit  der  Magistratur, 
das  Stadtregiment  gewöhnte  sich  mehr  und  mehr,  die  Büiger  wie 
seine  »Unterthanena  zu  behandeln.  Den  so  vom  Gemeingeist  und 
Bärgersinne  verlassenen  Städten  gegenüber  hatten  die  Landesherren 
meistens  leichtes  Spiel.  An  die  Stelle  der  mittelaltrigen  Städtefrei- 
heit trat  ein  ausgebildetes  staatliches  Bevormundungssystem. 
Die  Stadträthe  wurden  in  die  strengste  Unterordnung  unter  die 
landesherrlichen  Behörden  gesetzt.  Ihre  Ernennung,  wie  jeder  wich- 
tige Beschluss  derselben  bedurfte  einer  höheren  Bestätigung,  der 
städtische  Haushalt  wurde  der  strengsten  Kontrolle  unterworfen, 
das  Stadtvermögen  vielfach  als  «mittelbares  Staatsguta  angesehen. 
Besonders  konsequent  wurde  dieses  System  in  den  Ländern  des  braa- 
denburgisch-preussischen  Hauses  durchgeführt,  wo  die  völlig  schran- 
kenlose Unterordnung  unter  das  Staatsbeamtenthum  das  selbstän- 
dige Leben  der  Stadt  auf  ein  Jahrhundert  erstickte.  Den  Höhepunkt 
erreichte  dies  büreaukratische  Bevormundungssystem  unter  König 
Friedrich  Wilhelm  I.  Auf  diesem  Standpunkte  steht  im  wesentlichen, 
noch  die  Städteordnung  des  allgemeinen  preussischen  Landrechtes 
(Th.  n  Tit.  8j,  welche  för  die  Auffassung  des  vorigen  Jahrhunderts 
geradezu  als  typisch  erscheint.  Nach  diesem  Gresetzbuche  ist 
die  Stadt  nichts  als  eine  Staatsanstalt,  welcher  der  Staat  zur 
bessern  Erreichung  des  Staatszweckes  die  Eigenschaft  einer  »pri<- 
vilegirten  Korporation  beigelegt  hat.«  Alle  Rechte  der  Städte  wer- 
den auf  staatliche  Verleihung  zurückgeführt.  Die  innere 
Gemeindeverfassung  wird  einer  gewöhnlichen  Gesellschaftsyerfas* 
sung  gleichgestellt.  Die  Magistrate  werden  lediglich  als  Oigane 
der  Staatsgewalt  behandelt,  welche  vom  Landesherm  ernannt 
oder  wenigstens  bestätigt  werden.  Der  Bath  erg^mzt  sich 
durch  Kooptation.  Die  Verwaltung  des  Stadtvermögens  wird  der 
strengsten  Staatskontrolle  unterstellt,  jede  irgend  erhebliche  Ver- 
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fagiing  über  das  Stadtrermögen  bedarf  höherer  Genehmigung.  Die 
Bürger  sind  dabei  von  jeder  aktiven Theilnahme  am  Gemeindeleben 
so  gut  wie  ganz  ausgeschlossen.  Am  Ende  des  vorigen  und  am 
Anfange  dieses  Jahrhunderts  war  überall  in  Deutschland  das  städti- 
sche Gemeindeleben  am  Punkte  seines  tiefsten  Verfalles  angekom- 
men. In  der  Zeit  des  schwersten  Druckes  der  Fremdherrschaft 
geschah  in  Preussen  durch  die  berühmte  Städteordnung 
vom  19.  Nov.  1808  der  entscheidende  Schritt  zur  Wiederbele- 
bung des  städtischen  Gemeinwesens  auf  freiheitlicher  und  deut- 
scher Grundlage.  »Der  Freiherr  vom  Stein  ist,  indem  er  hier 
den  Grund  zu  Preussens  Rettung  legte,  in  tieferem  Sinne  als  König 
Heinrich  I ,  der  blos  Festungen  bauen  konnte ,  der  Städteerbauer 
von  Deutschland  geworden.«  Während  man  indenKheinbundsstaa- 
ten  zu  gleicher  Zeit  die  letzten  Reste  der  städtischen  Gemeinde- 
freiheit der  französischen  Theorie  des  Staatsabsolutismus  opferte, 
erkannte  die  preussische  Städteordnung  vom  19.  Nov.  1808  die 
Städte  zum  ersten  Male  wieder  als  selbständige  Gemeinwesen 
an,  räumte  ihnen  die  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  ein,  gab 
der  Bürgerschaft  in  der  Stadtverordnetenversammlung  eine  einfluss- 
reiche Vertretung,  betheiligte  Stadtverordnete  und  Bürger  in  Kom- 
missionen und  Deputationen  an  den  wichtigsten  Aufgaben  der  städti- 
schen Verwaltung  und  beschränkte  die  Staatsaufsicht  auf  das  Noth- 
wendigste.  Die  preussische  Städteordnung  vom  19.  Nov. 
1808  ist  das  Vorbild  aller  neuern  Städteordnungen  in 
Deutschland  geworden,  doch  hat  man  sich  selten  auf  der 
Höhe  der  Anschauungen  zu  behaupten  gewusst,  welche  diesem 
bahnbrechenden  Gesetze  eigenthümlich  ist.  Selbst  in  Preussen  be- 
zeichnet die  revidirte  Städteordnung  vom  17.  März  1831  eher  einen 
Rückschritt,  als  einen  Fortschritt  in  der  freiheitlichen  Entwicklung 
der  städtischen  Verfassung.  In  Bayern  erfolgte  am  1 7 .  Mai  18 1 8  eine 
Gemeindeordnung,  in  Sachsen  eine  Städteordnung  vom  2.  Febr.  1832, 
in  Württemberg  ein  Edikt  über  die  Verwaltung  der  Gemeinden  vom 
1.  März  1822,  in  Baden  eine  Gemeindeordnung  vom  31.Dec.  1831, 
in  Kurhessen  eine  solche  vom  23.  Okt.  1834.  In  mehreren  dieser 
Gesetze  hat  man  nach  französischem  Vorbilde  den  naturgemässen 
Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Landgemeinden  aufgehoben  und 
beide  ganz  gleichen  Bestimmungen  unterworfen.  Li  Preussen,  wie 
überhaupt  in  Norddeutschland,  hat  man  bis  jetzt  in  deutscher  Weise 
die  Verfassung  der  Städte  und  der  Landgemeinden  verschieden  be- 
stimmt.   Bis  auf  den  heutigen  Tag  gelten  in  den  verschiedenen 
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Landestheilen  Preussens  noch  verschiedene  Städteordnungen.  Die 
Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  gilt  in  allen  denjenigen  Städten 
der  Provinzen  Preussen ;  Posen,  Schlesien,  Brandenburg,  Sachsen 
und  Pommern  (mit  Aiisnahmevon  Neuvorpommem) ,  welche  bisher 
im  Provinciallandtage  im  Stande  der  Städte  vertreten  waren.  Die 
Städteordnung  vom  19.  Mai  1856  gilt  in  denjenigen  Städten  von 
Westfalen,  in  welchen  vorher  die  revidirte  Städteordnung  von  1831 
in  Kraft  war.  Die  Städteordnung  vom  15.  Mai  1856  gilt  für  alle 
auf  dem  Provinciallandtage  im  Stande  der  Städte  vertretenen  Ge- 
meinden  der  Rheinprovinz,  welche  entweder  mehr  als  10  000  Ein- 
wohner haben,  oder  in  welchen  die  Städteordnung  von  1831  einge- 
führt war.  Die  neuerworbenen  Länder  Hessen -Kassel,  Nassau, 
Hannover  haben  ihre  alten  Städteordnungen  bewahrt.  Schleswig- 
Holstein  hat  am  14.  April  1869  eine  neue  Städteordnung  erhalten, 
ebenso  Frankfurt  a.  M.  am  25.  März  1867.  In  Neuvorpommem 
und  Kügen  sind  die  alten  Stadtrechte,  wie  sie  auf  einzelnen  Reces- 
sen  beruhen,  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  Kraft  geblieben.  Seit 
Gründung  des  norddeutschen  Bundes  sind  in  mehreren  Staaten  re- 
vidirte Stadt-  und  Gemeindeordnungen  erschienen,  welche  die 
Grundsätze  des  Gemeinderechtes  den  neuentstandenen  Verhältnissen 
anzupassen  suchen,  z.  B.  revidirte  sächsische  Städteordnung  vom 
24.  April  1873,  Städteordnung  für  mittlere  und  kleinere  Städte  vom 
24.  April  1873,  für  Baden  besondere  Bestimmungen  über  die  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  Stadtgemeinden  vom  24.  Juni  1874 
u.  s.  w. 

§162. 
2.  Die  Stadtverfassung  der  Gegenwart. 

Als  nothwendige  Grundlagen  jeder  Ortsgemeinde  kommen  auch 
bei  der  Stadt  in  Betracht,  in  dinglicher  Beziehung,  ein  Territorium, 
in  persönlicher,  ein  Inbegriff  von  Gemeindegenossen. 

a)  Der  Stadtbezirk,  das  Gemeindegebiet  einer  Stadt ,  stellt 
das  Territorium  dar,  innerhalb  dessen  die  städtische  Gemeinde- 
gewalt ihre  öffentlichrechtlichen  Befugnisse  ausübt.  Wenn  derselbe 
auch  zugleich  einen  »örtlichen  Verwaltungsbezirk«  des  Staates  aus- 
macht, so  darf  doch  darüber  nie  vergessen  werden,  dass  er  zugleich 
das  Territorium  eines  vom  Staate  verschiedenen  Gemeinwesens  bil- 
det. Es  sollte  daher  derselbe  grundsätzlich  nie  anders  als  mit  Zu- 
stimmung der  Stadtgemeinde  verändert  werden  dürfen,  doch  begnü- 
gen sich  die  neueren  Gemeindeordnungen  meist  mit»derBe£raguiigK 
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derselben.     Zum  Stadtbezirke  gehören  alle  Grundstücke  innerhalb 
der  Stadt,  der  Vorstädte  und  der  städtischen  Feldmark. 

b)  Alle  Einwohner  des  Stadtbezirkes  (mit  Ausnahme  der 
servisberechtigten  Militärpersonen  des  aktiven  Dienststandes)  gehö- 
ren zur  Stadtgemeinde.  Als  Einwohner  werden  diejenigen  betrach- 
tet, welche  in  dem  Stadtbezirke ,  nach  den  Bestimmungen  der 
Gesetze,  ihren  Wohnsitz  haben.  Die  Mitgliedschaft  der  Stadt- 
gemeinde berechtigt  zur  Mitbenutzung  der  öffentlichen  Gemeinde- 
anstalten und  verpflichtet  zur  Theilnahme  an  den  Gemeindelasten. 

Aus  der  Zahl  der  blossen  Einwohner  ragen  die  »Bürger«  als 
die  aktiven  Mitglieder  der  Stadtgemeinde  hervor,  welche 
das  Kecht  zur  Theilnahme  an  den  städtischen  Wahlen  und  die  Be- 
fähigung besitzen,  städtische  Aemter  zu  übernehmen  und  in  die  städ- 
tische Vertretung  gewählt  zu  werden.  Damit  ist  die  V  e r  p  f  1  i  c  h - 
tung  verbtmden,  Stellen  in  der  städtischen  Verwaltung  oder  eine 
Stelle  in  der  Stadtverordnetenversammlung  anzunehmen  tmd  eine 
Zeit  lang  zu  versehen ,  soweit  nicht  gesetzliche  Entschuldigungs- 
grimde  vorliegen.  Für  dieses  aktive  Gemeindebürgerrecht  stellen 
die  Gemeindeordnungen  verschiedene  Erfordernisse  auf,  gewöhn- 
lich männliches  Geschlecht,  ein  bestimmtes  Alter,  Selbständig- 
keit, Zahlung  eines  bestimmten  Steuersatzes  u.  s.  w.  Erworben 
wird  dieses  Aktivbürgerrecht,  nach  einzelnen  Gemeindeordnungen, 
durch  Verleihung  der  Gemeinde,  wobei  die  Ertheilung  eines 
Bürgerbriefes  üblich  ist,  jedoch  so,  dass  die  Staatsangehörigen  unter 
bestinunten  Voraussetzungen  einen  Anspruch  auf  Erwerb  dieses  Bür- 
gerrechtes haben.  Anderwärts  tritt  der  Erwerb  des  Bürgerrechtes 
in  der  Kegel  von  selbst  ein ,  sobald  alle  gesetzlichen  Erfordernisse 
desselben  vorhanden  sind.  Wer  in  Folge  rechtskräftigen  Erkennt- 
nisses der  bürgerlichen  Ehre  verlustig  gegangen  ist,  verliert  dadurch 
auch  sein  städtisches  Bürgerrecht  und  die  Befähigung,  dasselbe  zu 
erwerben,  auch  geht  dasselbe  verloren ^  sobald  eines  der  zur  Er- 
langung desselben  vorgeschriebenen  Erfordernisse  bei  dem  bis 
djjiin  Berechtigten  nicht  mehr  zutrifft.  Wem  durch  rechtskräf- 
tiges Erkenntniss  die  Ausübung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  zeit- 
weilig untersagt  ist,  der  ist,  während  der  dafür  im  Erkenntniss  festge- 
setzten Zeit,  von  der  Ausübung  des  Bürgerrechtes  ausgeschlossen. 

Nach  den  meisten  Gemeindeordnungen  war  der  Anspruch  auf 
Armenunterstützung  von  der  ausdrücklichen  Verleihung  des  Hei- 
mathsrechtes  oder  der  Gemeindeangehörigkeit  abhän- 
gig.   Nach  dem  neuesten  Reichsgesetze  über  den  Unterstützungs- 
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Wohnsitz  vom  6.  Juni  1870  hat  das  Heimathsrecht  seine  wichtigste 
Bedeutung  verloren,  indem  der  Anspruch  auf  Armenunters tützung^ 
Unterstützungswohnsitz,  erworben  w^ird  durch  zweijährigen 
ununterbrochenen  Aufenthalt  in  einem  Ortsarmenverbande  nach 
zurückgelegtem  24sten  Lebensjahre,  und  ebenso  verloren  geht 
durch  Erwerbung  eines  anderweitigen  Unterstützungswohnsitzes 
und  zweijährige  ununterbrochene  Abwesenheit  nach  zurückgelegtem 
24sten  Lebensjahre.  Auch  andere  Rechte  sind  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung unabhängig  vom  Erwerb  desHeimathsrechtes  gestellt^ 
so  das  Recht  zum  Aufenthalte  und  zur  Verehlichung  in  einer  Ge- 
meinde, die  Befugniss  zum  Grundstückserwerbe  und  zum  Gewerbe- 
betriebe. Dagegen  hat  das  Gemeindebürgerrecht  seine 
Bedeutung  bewahrt,  indem  aktives  und  passives  Wahlrecht  und  die 
Verpflichtung  zur  Uebemahme  von  Gemeindeämtern  nach  wie  vor 
damit  verknüpft  sind. 

Für  die  Frage,  ob  eine  Gemeinde  im  rechtlichen  Sinne  Stadt 
oder  Dorf  sei,  ist  in  der  Regel  ihr  historischer  Charakter  ent- 
scheidend. In  der  städtischen  Verfassung  treten  zwei  Organe  zu 
Tage:  1)  ein  kollegialischer  Stadtrath,  Magistrat,  be- 
stehend aus  einem  Büigermeister ,  dessen  Stellvertreter  oder  einem 
zweiten  Bürgermeister  und  einer  Anzahl  von  Stadti&then;  2)  da& 
Kollegium  der  Stadtverordneten.  Nur  ausnahmsweise 
kommt  noch  eine  Berufung  der  gesammten  Bürgerschaft  vor.  Sonst 
ist  in  allen  neueren  Städteverfassungen  das  Repräsentativ- 
system angenommen.  »Die  Bürgerschaft  wird  in  allen  Angele- 
genheiten des  Gemeinwesens  durch  Stadtverordnete  oder  Depu- 
tirte  vertreten,  sie  ist  befugt,  dieselben  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen. 
Von  allen  der  Stadtgemeinde  beigelegten  oder  derselben  sonst  zu- 
stehenden Rechten  wird  einzig  und  allein  die  Stadtverordnetenwah) 
von  der  Stadtgemeinde  in  ihrer  Gesammtheit  ausgeübt.«  An  die 
Stelle  der  alten  Bürgerversammlung  ist  jetzt  überall  ein  gewählter 
kollegialischer  Ausschuss  getreten ,  welcher  sich  als  ein  im  Namen 
>  der  Gesammtheit  die  Gemeinde  vertretendes  Organ  darstellt. 

Der  Magistrat  ist  die  Stadtobrigkeit;  alle  Einwoh- 
ner sind  ihm  Gehorsam  schuldig ,  soweit  er  sich  innerhalb  seiner 
gesetzlichen  Befugnisse  bewegt.  Im  Gegensatze  zur  Stadtverord- 
netenversammlimg ,  deren  Thätigkeit  wesentlich  eine  berathende, 
beschliessende  und  kontrollirende  ist,  ist  er  vorzugsweise  eine  Voll- 
zugsbehörde. Der  Magistrat  hat  als  Ortsobrigkeit  \md  Gemein- 
deverwaltungsbehörde   regelmässig    folgende   Geschäfte:      a)   die 
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Gesetze  und  Verordnungen ,  sowie  die  Verfügungen  der  vorgesetz- 
ten Behörden  auszufuhren,  b)  die  Beschlüsse  der  Stadtverordneten- 
versammlung vorzubereiten  und,  sofern  er  sich  mit  denselben  ein- 
verstanden erklärt,  zur  Ausführung  zu  bringen,  c)  die  städtischen 
Gemeindeanstalten  zu  verwalten,  beziehungsweise  zu  beaufsichtigen^ 
g)  die  Urkunden  und  Akten  der  Stadtgemeinde  aufzubewahren  (Ar- 
chivrecht) ,  hj  die  Stadtgemeinde  nach  aussen  zu  vertreten  und  Na- 
mens derselben  mit  Behörden  und  Privatpersonen  zu  verhandeln, 
i;  die  städtischen  Gemeindeabgaben  und  Dienste  nach  den  Gesetzen 
und  Beschlüssen  der  Stadtverordnetenversammlung  auf  die  Ver- 
pflichteten zu  vertheilen  und  die  Beitreibung  derselben  zu  be- 
wirken ,  k)  in  jedem  Jahre  der  Stadtverordne tenversanunlung  den 
Etat  des  Stadthaushaltes  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  nach 
Ablauf  des  Etatsjahrs  derselben  über  die  Verwaltung  und  den  Stand 
der  städtischen  Gemeindeangelegenheiten  vollständigen  Bericht  zu 
erstatten. 

Die  Beschlüsse  des  Magistrates  werden  nach  Stimmenmehrheit 
gefasst,  bei  Stimmengleichheit  ist  die  Stimme  des  Vorsitzenden 
regelmässig  entscheidend.  Von  dieser  kollegialen  Organisation  des 
Magistrats  macht  die  Städteordnung  der  preussischen  Rheinprovinz 
eme  Ausnahme,  wo  die  gesammte  Gewalt  der  Stadtobrigkeit  in  den 
Händen  eines  Bürgermeisters  büreaukratisch  zusammengefasst  ist. 
welcher  zugleich  stimmberechtigter  Vorsitzender  der  Stadtverord- 
netenversammlung ist. 

Die  Stadtverordnetenversammlung  ist  eine  beschlies- 
sende  und  kontroUirende,  keine  exekutive  Behörde,  sie  darf  daher 
ihre  Beschlüsse  nie  selbst  zur  Ausführung  bringen,  sie  hat  über  alle 
Angelegenheiten  der  Stadtgemeinde  zu  beschliessen,  soweit 
dieselben  nicht  ausschliesslich  dem  Magistrat  oder  dem  Bürgermei- 
ster überwiesen  sind ;  ihre  Zustimmung  ist  zur  Aufstellung  des 
Hanshaltsetats ,  zu  wichtigen  Akten  der  Vermögensverwaltung  und 
zum  Erlasse  von  Ortsstatuten  erforderlich ;  sie  hat  die  gesammte 
Verwaltung  der  Stadt  und  der  städtischen  Stiftungen  zu  kontroUi- 
ren,  sie  ist  in  Folge  dessen  befugt,  von  der  Ausführung  ihrer  Be- 
schlüsse und  der  Verwendung  aller  städtischen  Gemeindeeinnahmen 
Kenntniss  zu  nehmen,  sie  kann  zu  diesem  Behufe  Einsicht  der 
Akten  verlangen ,  und  Ausschüsse  aus  ihrer  Mitte  eraennen,  auch 
steht  ihr  die  Betheiligung  bei  Revision  der  städtischen  Kassen  zu. 
Zxu:  Beseitigung  von  Streitigkeiten  zwischen  beiden  Kollegien 
^d  bisweilen    gemeinsame    Sitzungen    angeordnet.     Abgesehen 
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von  einzelnen  Ausnahmen  werden  alle  städtischen  Gemeindeämter 
durch  Wahl  besetzt.  Die  Wahl  der  Stadtverordneten  erfolgt 
überall  durch  die  Bürgerschaft,  die  der  Magistratsmitglieder  entwe- 
der auch  durch  die  Bürgerschaft  oder  durch  die  Stadtverordneten ; 
für  die  Wahl  des  Bürgermeisters  wird  hie  und  da  aus  Magistrat  und 
Stadtverordneten  ein  besonderes  WahlkoUegium  gebildet.  Die 
Wahl  der  Stadtverordneten  erfolgt  regelmässig  auf  3  —  6 ,  die  der 
Magistratsmitglieder  auf  6 — 12  Jahre.  In  grösseren  Städten  pflegt 
wenigstens  der  erste  Bürgermeister — bisweilen  auch  der  zweite  und 
eine  Anzahl  von  Stadträthen  —  besoldet  zu  sein.  Solche  besoldete 
Berufsbeamten  können  auch  auf  Lebenszeit,  mit  Pensionsanspruch^ 
angestellt  werden. 

Grössere  Städte  sind  gewöhnlich  in  Distrikte  oder  Quar- 
tiere eingetheilt,  an  deren  Spitze  Bezirksvorsteher  stehen,  welche 
den  Magistrat  in  der  Ausübung  seiner  Funktionen  zu  unterstützen 
haben. 

C.  Die  Landgemeinden  ^ 

§163. 
1)  GMohiohtliohe  Entwicklung  derselben. 
Zur  Zeit  der  Karolinger  war  in  Deutschland  noch  die  freie 
Bauern-  und  Dorfgemeinde  vorherrschend.  Aber  seit  Karl  dem 
Grossen,  welcher  durch  seine  Gesetze  vergeblich  die  kleinen  Freien 
gegen  die  Willkür  der  Grossen  zu  schützen  versucht  hatte ,  siegte 
die  Grundherrlichkeit  immer  mehr  über  den  kleinen  freien  Grund- 
besitz.   Die  Bechtlosigkeit  unter  den  späteren  Karolingern,  welche 


i  G.  L.  Y.  Maurer,  Einleitung  zur  Qeschichte  der  Staats-,  Hof-,  Dorf- 
und  StadtverfasBung  und  der  öffentlichen  Gewalt.  München  1854.  Derselbe, 
Geschichte  der  Markenverfassung  in  Deutschland.  Erlangen  1856.  Der- 
selbe, Geschichte  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe -und  der  Hofverfassung  in 
Deutschland.  4  Bde.  Erlangen  1862— 63.  Derselbe,  Geschichte  der  Dorf- 
verfassung  in  Deutschland.  2  Bde.  Erlangen  1865—66.  (B.  II  berücksichtigt 
auch  die  neueren  Dorfverfassungen].  G.  Landau,  Die  Territorien  in  Bezug 
auf  ihre  Bildung  und  Entwicklung.  Hamburg  1854.  F.  Thudichum,  Die 
Gau-  und  Markverfassung  in  Deutschland.  Giessen  1860.  C.  Stüve,  Wesen 
und  Verfassung  der  Landgemeinden  und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  Nie- 
dersachsen und  Westfalen.  Jena  1851.  v.  Hazthausen,  Die  ländliche  Ver- 
fassung in  den  einzelnen  Provinzen  der  preuasischen  Monarchie.  Königsb.  1839. 
Lette ,  Die  ländliche  Gemeinde-  u.  PoHzeiverfassung  in  Preussens  östlichen  u. 
mittleren  Provinzen  nebst  einem  Entwurf  zu  derselben.  Berlin  1848.  Der- 
selbe, Die  Landgemeindeordnung  für  die  sechs  östlichen  Provinzen.  Berlin 
1867.  E.V.Möller,  Landgemeinden  u.  Gutsherrschaften  nach preussischem 
Recht.  Breslau  1865. 
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die  kleineren  Gemeinfreien  antrieb ,  ihr  Eigenthnm  dahinzugehen 
und  sich  in  den  Schutz  eines  Grossen  zu  flüchten,  erweiterte 
die  Grundherrschaften  immer  mehr.  Ueberall  schieden  die 
Grundherrn  mit  ihren  Besitzungen  aus  dem  Verbände  der  .Dorf- 
genossenschaft aus ,  welche  sich  nur  auf  die  Besitzer  bäuerlicher 
Güter  beschränkte.  Die  deutsche  Landgemeinde  wurde 
von  nun  an  zur  reinen  Bauern^emeinde,  welche  überall 
Yon  wesentlich  gleicher  Organisation  war.  Die  Dorfgemeinde  war 
eine  Genossenschaft,  welche  auf  Markgemeinschaft  beruhte,  wo  das 
wirthschaftlich-privatrechtliche  Element  der  Flurgemeinschaft  mit 
demöffendich-rechtlichen  einer  Rechts-  und  Friedensgenossenschaft 
verbunden  war.  Immer  mehr  trat  indessen  das  persönliche 
Element  der  Genossenschaft  gegen  das  dingliche  des  Grund- 
besitzes zurück.  Ohne  Hufenbesitz  war  ein  Yollbauemrecht  im 
Dorfe  nicht  denkbar.  Die  Landgemeinde  wurde,  besonders  in  den 
östlichen Theilen Deutschlands,  immer  mehr  zur  Bealgemeinde, 
wo  die  Gemeindemitgliedschaft  auf  dem  Besitze  eines  geschlosse- 
nen Bauerngutes  beruhte.  Als  durch  Theilung  entstandene  klei- 
nere Besitzungen  unter  das  Maass  der  alten  Bauemhufe  herabsanken^ 
gab  es  neben  den  Vollbauern  (Huber,  VoUspänner)  minder- 
berechtigte Genossen  (Halbbauem,  Halbspänner,  Antheils-  ' 
bauem],  deren  Rechte  und  Pflichten  in  der  Gemeinde  sich  nach 
der  Grösse  ihres  Grundbesitzes  richteten.  Nur  selten  entwickelte 
sich  in  den  Landgemeinden  im  Mittelalter  ein  repräsentatives  Or- 
gan, ein  Gemeinderath,  wie  in  den  Städten.  Gewöhnlich  erschien 
die  Versammlung  aller  vollberechtigten  Genossen  als  Gemeinde- 
versammlung ,  in  welcher  regelmässig  das  Princip  der  Stimmen- 
mehrheit zur  Anwendung  kam.  (Sachsensp.  H,  55,  Schwabensp, 
Lassb.  c.  214).  Euer  wurden,  wie  in  der  alten  Volksgemeinde,  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten  abgemacht;  es  wurde  Urtheil  gefun- 
den und  Recht  gewiesen ,  Beamten  gewählt,  autonomische  Satzun- 
gen aufgestellt,  über  Annahme  neuer  Genossen  entschieden.  Ueber- 
all wurden  die  laufenden  Geschäfte  durch  einen  Gemeinde- 
vorstand besorgt,  welcher  unter  dem  Namen  Bauermeister, 
Oitsrichter,  judex  loci,  Schultheiss,  Schulze  vorkommt.  Als  Be- 
vollmächtigter und  Stellvertreter  der  Gemeinde ,  als  Richter  der 
Dorfgenossen,  Vollstrecker  der  Gemeindebeschlüsse  wurde  er  in 
allen  freien  Bauelgemeinden  im  Mittelalter  erwählt;  in  den 
grimdherrlichen  Dörfern  dagegen,  namentlich  in  den  auf  slavischem 
Kolonialboden  entstandenen  deutschen  Gemeinden,  von  der  Herr- 
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Schaft  gesetzt  oder  sein  Amt  an  ein  Gut,  die  Erbschultieei,  das  Schul- 
zenlehen, geknüpft. 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  wurden  durch  herrschaftliche  oder 
obrigkeitliche  Beamten  die  alten  genossenschaftlichen  Gemeinde- 
vorstände in  Deutschland  verdrängt  oder  wenigstens  neben  den 
herrschaftlichen  Beamten  in  eine  untergeordnete  Stellung  gebracht. 
Mit  wenigen  Ausnahmen  wurde  der  Bauernstand  überall  in 
Deutschland  in  eine  mehr  oder  minder  strenge  Leibeigenschaft  hin- 
abgedrückt. Seit  seinem  furchtbaren  Unterliegen  im  Bauernkriege 
büsste  er  auch  seine  letzten,  unter  der  Grundherrlichkeit  noch  viel- 
fach gewahrten  Kechte,  Autonomie,  Selbstverwaltung  und  Selbst- 
gerichtsbarkeit innerhalb  der  ländlichen  Gemeinden  ein.  Noch 
weiter  brachte  ihn  dann  die  Verwüstung  des  dreissigjährigen  Krie- 
ges politisch  und  wirthschaftlich  herab.  In  dieser  Zeit  wurden  die 
Allmenden,  die  alten  genossenschaftlichen  Gemeindegüter,  viel- 
fach von  den  Landesherm  als  Eigenthum  in  Anspruch  genommen 
und  den  Gemeindegliedem  höchstens  noch  Nutzungsrechte  daran 
gelassen.  Die  genossenschaftlichen  Elemente  der  Recht- 
sprechung, welche  früher  auch  in  den  hofrechtlichen  Gemeinden 
vorhanden  gewesen  waren,  wurden  beseitigt;  an  ihre  Stelle  traten 
landesherrliche  Untergerichte  oder  gutsherrliche  Patrimonialge- 
richte ,  welche  die  alten  Dorf-  und  Bauerngerichte  vollständig  ver- 
schlangen. An  die  Stelle  der  Gemeindeautonomie  trat  die  Oktroyi- 
rung  alles  Rechtes  durch  die  Staatsgewalt.  Seit  dem  17.  und  18. 
Jahrhundert  woirden  von  den  Landesherm  Dorf-  und  Markordnun- 
gen der  eingreifendsten  Art  erlassen,  ohne  die  Gemeinden  über  deren 
Inhalt  irgendwie  zu  befragen.  Die  Schulzen  und  Dorfrichter,  welche 
vom  Landesherm  oder  von  der  Gutsherrschaft  gesetzt  wurden, 
galten  jetzt  als  »Unterbediente«  des  Staates.  Jeder  erhebliche  Ge- 
meindebeschluss  wurde  von  der  obrigkeitlichen  Genehmigung  ab- 
hängig gemacht ,  der  Gemeindehaushalt  der  strengsten  Kontrolle 
unterworfen ;  die  Gemeindeversammlungen  durften  nur  noch  von  der 
Obrigkeit  einberufen  werden.  Aufnahme  und  Niederlassung  neuer 
Gemeindemitglieder  wurde  Sache  der  Obrigkeit,  das  Ortsbüiger- 
recht  wurde  von  oben  herab  geordnet.  Damit  vollzog  sich  vielfach 
die  Trennung  der  sich  abschliessenden  Bealgemeinde  der  alten 
vollberechtigten  Hufenbesitzer  von  der  neuentstehenden  politischen 
Gemeinde.  Jene  bestand  daneben  als  eine  privatrechtliche  Korpo- 
ration der  Nutzungsberechtigten  fort ,  während  die  politische  Ge- 
meinde wesentlich  nur  als  Staatsanstalt,   »als  Unterabtheilung  des 
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Staates«  aufgefasst  wurde.  In  viel  höherem  Grade  als  die  Stadt- 
gemeinde, welche  sich  aus  sich  selbst  heraus  zu  einer  öffentlich- 
rechtlichen Korporation  entwickelt  hatte,  ist  die  heutige  poli- 
tische Landgemeinde  Produkt  der  Staatsgesetzgebung 
des  18.  und  19.  Jahrhunderts;  sie  ist  von  obenher  zu  administra- 
tiven Zwecken  geschaffen  worden.  (Gierkea.a.O.§57.)  Die  Kodifi- 
kation der  Dorfverfassung  in  der  II.  Abth.des  YII.Titels  des  II.Theiles 
des  allgemeinen  preussischen  Landrechtes  ist  als  der  typische  Aus- 
druck der  allgemeingültigen  Auffassung  des  ländlichen  Gemeinde- 
rechts im  vorigen  Jahrhundert  anzusehen.  Dieselbe  gilt  noch  bis 
auf  den  heutigen  Tag  als  subsidiäres  Recht  für  die  sechs  östlichen 
Provinzen  der  preussischen  Monarchie;  denn  nachdem  die  für  Stadt 
und  Land  zugleich  gegebene  preussische  Gemeindeordnung  vom 
11.  März  1850  im  Beginn  ihrer  Ausfuhrung  sistirt  worden  war,  sind 
nur  für  die  Rheinprovinz  und  Westfalen  Landgemeindeordnungen 
erschienen,  beziehentlich  reaktivirt ;  während  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen nur  das  unvollständige  und  indenVerfassungsbestimmungen 
subsidiäre  Gesetz  vom  14.  April  1856  publicirt  worden  ist.  In 
den  neuerworbenen  Landestheilen  sind  die  Landgemeinden  theils 
nach  älteren  Gesetzen  (Nassau,  Kurhessen,  Hannover),  theils  durch 
die  Gesetze  des  Jahres  1867  (Schleswig -Holstein)  erheblich  bes- 
ser gestellt,  als  in  den  alten  Provinzen.  Ebenso  ist  in  den  meisten 
andern  deutschen  Staaten  theils  schon  in  den  dreissiger  Jahren, 
theils  seit  1848  der  Anfang  zu  einer  Regeneration  der  Landgemein- 
den im  Sinne  freierer  Selbstbewegung  gemacht ,  ohne  dass  sie  die 
Spuren  des  frühem  Bevormundungssystems  bereits  vollständig  ab- 
gestreift hätten. 

§164. 
2)  Gegenwärtige  Verfassung  der  Landgemeinden. 

Diejenige  Ortsgemeinde,  welche  nach  den  Grundsätzen  der 
Landgemeindeordnung  organisirt  ist,  ist  eine  Landgemeinde.  Die 
dingliche  Grundlage  jeder  Landgemeinde  ist  der  Gemeinde- 
bezirk. In  verschiedenen  Theilen  Deutschlands,  besonders  den 
östlichen  Provinzen  Preussens,  stehen  den  Gemeindebezirken  die 
selbständigen  Gutsbezirke  gegenüber.  Für  den  Bereich 
eines  solchen  ist  der  Gutsbesitzer  zu  allen  Pflichten  und  Leistungen 
verbunden ,  welche  den  Landgemeinden  für  ihren  Gemeindebezirk 
obli^en,  und  hat  die  obrigkeitlichen  Befugnisse  und  Pflichten  des 
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Gemeindevorstandes  in  Person   oder  durch  einen  stellvertretenden 
Gutsvorsteher  auszuüben. 

Einwohner  des  Gemeindebezirkes  sind  diejenigen  Perso- 
nen, welche  innerhalb  desselben  ihren  Wohnsitz  haben.  Das 
Gemeinderecht  im  eigentlichen  Sinne  besteht  dagegen  in  der 
Befugniss,  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  der  Landgemeinde, 
in  der  durch  die  Gemeindeverfassimg  geordneten  Weise,  theilzu- 
nehmen,  also  in  der  Fähigkeit,  in  den  Gemeindeangelegenheiten  zu 
stimmen,  zu  Gemeindeämtern  zu  wählen  und  eine  Stelle  in  der  Ge- 
meindeverwaltung anzunehmen.  Diejenigen  Gemeindemitglieder, 
welchen  das  G^meinderecht  zusteht,  heissen  Gemeindeberech- 
tigte, Stimmberechtigte,  Meistbeerbte  u.  s.  w.  Wo 
noch  die  alten  Grundsätze  sich  erhalten  haben,  sind  nur  dieje- 
nigen aktive  Mitglieder  der  Gemeinde,  welche  Grundstücke  in  der- 
selben besitzen.  Hier  sind  die  Gemeindemitglieder,  hinsichtlich 
ihrer  Theilnahme  am  Stimmrecht,  nicht  selten  in  verschiedene  Klas- 
sen mit  verschiedener  Abstufung  der  Stimmen  getheilt  (Vollbauern, 
Halbbauem  u.  s.  w.).  Hier  entscheidet  meist  die  besondere 
Ortsverfassung,  welche  auf  Statut  oder  Gewohnheit  beruht. 
So  in  den  östlichen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie. 

Nach  den  neueren  Gemeindeordnungen  ist ,  wie  in  den  Stadt- 
gemeinden, das  Gemeinderecht  gesetzlich  festgestellt,  wobei  ein  ge- 
wisser, meist  niedriger  Census  die  ganz  Vermögenslosen  auszu- 
schliessen  pflegt.  Das  allgemeine,  unterschiedslose  Stimmrecht  zeigt 
sich  im  Gebiet  des  Gemeindewesens  besonders  bedenklich,  da  es 
sich  hier  meist  um  wirthschaftliche  Angelegenheiten  handelt,  de^ 
ren  Kosten  wesentlich  von  den  Vermögenden  zu  tragen  sind. 

Die  Verfassung  der  Landgemeinden  ist  viel  einfacher ,  als  die 
der  Städte.  Hier  steht  kein  koUegialischer  Magistrat,  sondern  ein 
einzelner  Gemeindevorsteher  [Schultheiss,  Schulze)  an  der  Spitze, 
welchem  man  unpassender  Weise  in  neueren  Gemeindeordnungen  den 
Namen  Bürgermeister  beigelegt  hat.  Derselbe  besitzt  alle  Verwal- 
tungsbefugnisse innerhalb  der  Gemeinde  und  wird  in  Ausübung 
??ieiner  Funktionen  von  einem  oder  einigen  Gehülfen  (Schöffen)  un- 
terstützt, welche  ihn  auch  im  Falle  der  Verhinderung  zu  vertreten 
haben.  Die  Verrichtungen,  welche  in  den  Städten  den  Stadtver- 
ordneten zukommen ,  liegen  in  den  Landgemeinden  entweder  in 
den  Händen  eines  gewählten  Gemeinderathes  oder  Gemeindeaus- 
f^chusses  oder  in  denen  der  Gemeindeversammlung,  d.  h.der 
Zusammenkunft   aller  Gemeindeberechtigten.     Auch   da,    wo  ein 
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Gemeindeaiisschuss  besteht ,  wird  für  wichtigere  Angelegenheiten 
häufig  noch  ein  Beschluss  der  ganzen  Gemeindeversammlung  ge- 
fordert. Nach  den  neueren  Gemeindeordnungen  haben  auch  die 
Landgemeinden  das  Kecht,  die  Gemeindeämter  durch  Wahl  zu 
besetzen,  meistens  jedoch  unter  Bestätigung  der  Behörde.  Die  Er- 
nennung des  Schulzen  und  der  Schöffen  durch  die  Staatsbehörde 
oder  den  Gutsherrn  ist  jetzt  überall,  auch  in  den  östlichen  Provin- 
zen Preussens  beseitigt.  (Kreisordnung  vom  13.  December  1872 
§  36.)  Ebenso  ist  die  Verknüpfung  des  Schulzenamtes  mit  gewis- 
sen Gütern  aufgehoben. 

So  lässt  sich  allerdings  in  dem  letzten  Menschenalter  ein  be- 
deutsamer Fortschritt  in  der  Befreiung  der  Landgemeinden  erken- 
nen. Aber  der  Verfassimg  der  Landgemeinden  droht  eine  an- 
dere Gefahr  in  der  Anwendung  schablonenhafter  Theorien,  welche 
die  realen  Grundlagen  der  geschichtlich  gegebenen  deutschen  Dorf- 
verfassung ganz  verkennen.  Ueberhaupt  lässt  sich  die  Dorfge- 
meinde mit  ihren  einfachen,  meist  auf  Landwirthschaft  gegründeten 
Besitzverhältnissen  nie  zu  einem  so  abgeschlossenen  Körper  der 
Selbstverwaltung  gestalten ,  wie  die  Stadt  mit  ihren  mannigfachen 
wirthschaftlichen  Elementen  und  ihrem  geistig  bewegteren  Leben. 
Es  war  ein  Irrthum  des  Jahres  1848,  dass  man  jedem  Dorfe  eine 
künstlich  schablonenhafte  Verfassung  mit  einem  Dorfparlamente 
geben,  dass  man  im  Grunde  ein  hinterpommersches  Kathendorf 
nach  denselben  Grundsätzen  konstruiren  wollte  wie  die  Stadt  Ber- 
lin. Eine  vernünftige  Landgemeindeordnimg  darf  nur  die  allge- 
meinsten Grundzüge  enthalten  und  muss  dem  Ortsstatut  eine  weit- 
gehende Freiheit  der  Bewegung  gestatten.  Vor  allem  darf  aber  der 
Gesetzgeber  nie  aus  den  Augen  lassen ,  dass  imser  deutsches  Dorf 
nur  selten  zur  Entwicklung  eines  in  sich  abgeschlossenen,  sich 
selbst  genügenden  Gemeindelebens  die  ausreichenden  Elemente  bie- 
tet, sondern  dass  die  ländliche  Gemeinde  in  höherem  Maasse,  wie 
die  städtische ,  ihre  Ergänzung  in  höheren  Körpern  der  Selbstver- 
waltung finden  muss. 
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IL  Von  den  Kommunal  verbänden  höherer  Ordnung  ^ 

§  165. 
Im  Allgemeinen. 

Schon  in  den  vergangenen  Jahrhunderten  gab  es  über  den  Orts- 
gemeinden Verbände  höherer  Ordnung,  Landschaften,  Kreise,  in  wel- 
chen mehrereOrtsgemeinden  zu  einer  Einheit  zusammengefasst  waren. 
Besonders  behaupteten  auch  frühere  Fiirstenthümer ,  Herrschaften, 
welche  einem  grösseren  Staatsganzen  einverleibt  waren,  oft  noch  lange 
die  Selbständigkeit  eines  eigenen  kommunalen  Verbandes.  Im  1 S. 
Jahrhundert  wurden  aber  diese  Verbände  immermehr  ihrer  selbstän- 
digen Befugnisse  entkleidet  und  zu  blossen  staatlichen  Verwaltungs- 
bezirken herabgedrückt.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  begann  man  die 
hohe  Bedeutung  einer  selbständigen  kommunalen  Organisation  wie- 
der zu  würdigen,  und  vor  allem  war  es  der  schöpferische  staatsmän- 
nische Genius  des  Freiherrn  vom  Stein,  welcher  eine  Wieder- 
belebung der  altgermanischen  Grundlagen  des  Gemeindelebens  ins 
Auge  fasste.  Seine  oben  erwähnte  Städteorduung  vom  19.  Nov. 
1808  sollte  nur  ein  Ghed  in  dem  gross  gedachten  Aufbau  des  verjüng- 
ten Staatswesens  sein.  Der  Stadtgemeindeordnung  sollte  eine  Landge- 
meindeordnung, dieser  eine  vollständige  Reorganisation  der  Kreis- 
und  Provincialverfassung  folgen ,  in  welcher,  neben  und  mit  dem 
Berufsbeamten thum,  auch  die  Organe  der  Selbstverwaltung  in  weit- 
gehender Weise  an  der  Ausübung  obrigkeitlicher  Funktionen  bethei- 
ligt werden  sollten.  Aber  die  Gesetzgebung  Stein's  blieb  ein  Torso. 
Keiner  seiner  Nachfolger  konnte  sich  zur  Gedankenhöhe  dieses 
Staatsmannes  erheben. 

Die  Einrichtungen  aus  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
in  verschiedenen  deutschen  Staaten  schlössen  sich  mehr  an  die 
französische  Schablone,  als  an  das  Stein'sche Vorbild  an.  Die  Ver- 
tretungen der  neugeschaffenengrösseren  Kommunalverbände  nahmen 
mehr  die  Stellung  eines  französischen  berathenden  Conseil  ein;  eine 


^  Yergl.  daraber  besonders  mein  preussisches  Staatsr.  B.  II.  §  146  ff. 
S.  63.  O.  Gierke,  a.  a.  O.  §  59.  G.  Meyer,  a.  a.  O.  S.  292  §  115.  Für 
Preussen:  M.  v.  Brauchitsch,  Die  Organisationsgesetze  der  innem  Verwal- 
tung. Berlin  1876.  II  (Supplementband)  1877.  Marcinowski,  Die  Kom- 
munalyerwaltung  in  den  östlichen  Provinzen  des  preussischen  Staates.  Zeitschr. 
für  Gesetzgebung  und  Praxis  des  öffentlichen  Hechtes  III.  Jahrg.  1877.  S.  337  ff. 
S.  453  f.  S.  565  ff. 
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Entscheidung  hatten  sie  höchstens  bei  der  Verwaltung  desKommii- 
nalvermog^is  und  gewisser  Anstalten,  dagegen  war  die  ganze  obrig- 
keitliche Verwaltung  in  den  Händen  des  besoldeten  Berufsbeamten- 
thums  konzentrirt.  In  dieser  Richtung  erfolgte  auch  die  Provincial- 
nnd  Ereisgesetzgebung  in  Preussen  in  den  zwanziger  Jahren,  in 
welcher  sich  die  Allgewalt  der  Bureaukratie  mit  einer  völlig  anti- 
qnirten  feudalständischen  Zusammensetzung  machtloser  Vertre- 
tungskörper  wunderlich  verquickte.  Zu  dem  Grundgedanken  Stein's, 
die  kommunalen  Organe  bei  der  Ausübung  obrigkeitlicher  Befug- 
nisse soweit  wie  möglich  zu  betheiligen,  ist  erst  die  Reformgesetz- 
gebung der  letzten  Jahrzehnte  zurückgekehrt.  Das  Jahr  1848  hat 
zwar  in  dieser  Beziehung  manche  durchaus  richtige  Postulate  auf- 
gestellt ,  aber  es  war  viel  zu  sehr  von  der  schablonenhaften  Theorie 
des  französischen  Radikalismus  und  undeutscher  Nivellirungssucht 
durchdrungen,  um  bleibende  Schöpfungen  auf  diesem  Gebiete  her- 
Torzubringen.  Von  diesem  Vorwurfe  ist  auch  die  preussische  Kreis-, 
Bezirks-  und  Provincialordnung  von  1 1 .  März  1850  nicht  freizuspre- 
chen, welche  schon  vor  ihrer  Ausführung  wieder  ausser  Kraft  gesetzt 
wurde.  Es  bedurfte  erst  einer  längeren  Gedankenarbeit  und  grös- 
seren politischen  Reife,  wissenschaftlicher  Vertiefung  und  prakti- 
scher Erfahrung,  um  auf  diesem  Gebiete  lebensfähige  Einrichtungen 
zu  schaffen.  Bahnbrechend  ging  hier  Baden  durch  sein  Gesetz 
vom  5.  Oktober  1863,  die  Organisation  der  inneren  Verwaltung  be- 
treffend, voran.  Vor  allem  aber  nahm  Preussen  seit  Gründung  des 
norddeutschen  Bundes  die  Reorganisation  der  Kommunalverbände 
höherer  Ordnung  in  grossem  Style  in  die  Hand.  Als  das  gelungen- 
ste Werk  kann  in  dieser  Beziehung  die  Kreisordnung  vom  13.  Dec. 
1872  betrachtet  werden,  welche  den  Kreisverband  zu  einem  bedeut- 
samen Körper  der  Selbstverwaltung  erhebt.  Den  preussischen  Re- 
formgesetzen dieser  Zeit  sind  die  Einrichtungen  nachgebildet,  welche 
seitdem  im  Königreich  Sachsen,  Grossherzogthum  Hessen  und  Her- 
zogthum  Braunschweig  geschaffen  worden  sind. 

Als  Kommunalverbände  höherer  Ordnung  bauen  sich  über  den 
Ortsgemeinden  und  übereinander  auf :  Sammt- und  Amtsgemeinden, 
Kreisverbände,  Provinzen. 

§166. 
1)  Die  Sammtgemeinden  und  Amtsgemeinden. 

Die  grösste  Mannigfaltigkeit  besteht  hinsichtlich  der  zwischen 
der  Ortsgemeinde  und  dem  Kreise  in  der  Mitte  stehenden  Kommu- 
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naiverbände.  In  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  giebt  es 
sogenannte  Sammtgemeinden,  zu  welchen  mehrere  Gemein* 
den,  deren  jede  zur  Erreichung  des  Gemeindezweckes  für  sich  un- 
zureichend ist,  für  alle  oder  einzelne  Zwecke,  ohne  Aufhebung  der 
Gemeindeeigenschaft  der  engem  Gemeinde,  verbunden  sind;  sie 
haben  durchaus  dieselbe  rechtliche  Natur  wie  die  Ortsgemeinde. 
Dahin  gehören  die  in  Schleswig-Holstein  fortbestehenden  Sammt- 
kommunen,  die  oldenburgischen  Kirchspiele,  welche  sich  in  Bauer- 
schaften gliedern.  Als  solche  erweiterte  Ortsgemeinden  können 
auch  die  Amtsgemeinden  von  Westfalen  und  die  Bürger- 
meistereien der  preussischenKheinprovinz  betrachtet  werden.  Amt 
und  Bürgermeisterei  sind  zunächst  staatliche  Verwaltungsbezirke ; 
daneben  bilden  sie  aber  zugleich  nn  Ansehung  solcher  Angelegen- 
heiten, welche  für  alle  zu  dem  Amte  oder  der  Bürgermeisterei  gehö- 
rigen Gemeinden  ein  gemeinsames  Interesse  haben,  einen  Kommu- 
nalverband mit  den  Hechten  einer  Gemeinde«.  In  der  Provinz 
Hannover  haben  sich  die  Aemter  erhalten,  welche  nicht  bloss 
Landgemeinden,  sondern  auch  die  sogenannten  amtssässigen  Städte 
umfassen,  an  der  Spitze  steht  ein  besoldeter  Berufsbeamter,  der 
Amtshauptmann ,  als  Vertretung  der  Bevölkerung  besteht  in  jedem 
Amte  eine  Amtsversammlung;  auch  im  Regierungsbezirk  Wies- 
baden ist  die  nassauische  Amtsverfassung  erhalten.  In  den  östlichen 
Provinzen  Preussens,  wo  bis  zum  Jahre  1872  zwischen  den  Orts- 
gemeinden und  dem  Kreise  jedes  Mittelglied  fehlte ,  zerfallen  jetzt 
die  Kreise  in  Amtsbezirke,  welche  aus  einer  oder  mehreren 
Landgemeinden,  beziehungsweise  Gutsbezirken  bestehen.  Der 
Amtsvorsteher  wird  auf  Grund  einer  vom  Kreistage  aufzustellenden 
liste  der  dazu  befähigten  Personen  durch  den  Oberpräsidenten  er- 
nannt. Ihm  steht  die  Verwaltung  der  Polizei  und  anderer  staat- 
licher Angelegenheiten  zu.  Der  Amtsausschuss,  welcher  sich 
aus  den  Gemeindevorstehern,  den  Besitzern  der  selbständigen  Gruts- 
bezirkeundy  wenn  nothwendig,  aus  besonders  gewählten  Mitgliedern 
zusammensetzt ,  hat  die  Ausgaben  des  Amtsbezirkes  zu  bewilligen 
und  zu  kontrolliren,  sowie  beim  Erlasse  von  Polizeiverordnungen 
mitzuwirken.  Die  weitere  Ausfüllung  der  Amtsbezirke  mit  kom- 
munalem Inhalte  ist  jedoch  lediglich  der  freien  EntSchliessung  der 
zugehörigen  Gemeinden  und  Gutsbezirke  vorbehalten. 

Eine  sehr  eigenthümliche  Stellung  nehmen  die  Oberämter 
in  Württemberg  ein,  welche  hier,  als  seltene  Ausnahme  von  den 
allgemeinen  deutschen  Zuständen,  einen  Stadt  und  Land  verbinden- 
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den  Kommimalverband  seit  Jahrhunderten  ausgebildet  und  erhalten 
haben.  Nach  der  im  Jahre  1822  ihnen  gegebenen  neuen  Einrich- 
tung sind  sie  Korporationen,  welche  lediglich  von  den  Gemeinden 
des  Amtsbezirkes  gebildet  werden.  Die  Amtskörperschaft  wird 
vertreten  durch  die  aus  Abgeordneten  der  Amtsgemeinden,  und  zwar 
theils  aus  ihren  ersten  Vorstehern,  theils  besonderen  Deputirten  der 
Gemeinderäthe  zusammengesetzte,  vom  Oberamtmann  geleitete 
Amtsversammlung.  Das  Oberamt  ist  ein  staatlicher  Verwal- 
tongsbezirk ,  verbindet  aber  damit  die  Stellung  einer  kommunalen 
Körperschaft.  In  manchen  kleineren  Staaten  kommen  solche  Amts* 
gemeinden  noch  in  verschiedenartiger  Gestalt  und  Kompetenz  mit 
mehr  oder  weniger  entwickeltem  kommunalen  Charakter  vor;  so  in 
Sachsen-Meiningen,  Yerfassungurkunde  1829  §24  :  »DieGe- 
meinden  eines  Amtes  bilden  eine  Amtsgeraeinde  zu  gemeinschaft- 
licher Besoif^ung  der  dazu  bestimmten  Angelegenheiten« ;  so  in 
Oldenburg,  revidirte  Verfassungsurkunde  1852  A.  73  :  »Die  Ge- 
meinden eines  bestimmten  Bezirkes  sollen  zu  einem  grösseren  Ver- 
bände zusammentreten ,  dessen  Verfassung  möglichst  nach  densel- 
ben Grundsätzen  und  Grundlagen,  wie  die  Verfassung  jener  geord- 
net wird.a  Eine  besonders  freie  Stellung  nehmen  die  Amtsgemeinden 
Braunschweigs  ein  (Braunschweigische  Landgemeindeordnung  vom 
19.  März  1850  §  129 — 160),  welche  durch  die  für  jedes  Amt  von  den 
Gemeinderäthen  gewählten  Amtsräthe  vertreten  werden.  Als  ein 
»selbständiges  Organ  der  dem  Amte  angehörigen  Gemeinden  für  alle 
Angelegenheiten ,  welche  sich  über  die  Grenzen  der  einzelnen  Ge- 
meinden erstrecken,  aber  nicht  als  allgemeine  Angelegenheiten  be- 
trachtet werden  können,«  bringen  diese  Amtsräthe  die  Kechtsper- 
sonlichkeit  der  Amtsgemeinde,  im  privaten,  wie  im  öffentlichen 
Rechte,  zur  Erscheinung;  sie  können  im  Namen  des  Amtsverbandes 
galtige  Beschlüsse  fassen ,  Umlagen  und  Lasten  auferlegen,  Anlei- 
hen aufnehmen  und  sonstige  Sechtsgeschäfteabschliessen,  sie  haben 
bei  der  Aufsicht  des  Staates  über  die  Ortsgemeinden  mitzuwirken 
und  in  gesetzlich  bestimmten  Fällen  die  Entscheidung  zu  geben  und 
Zustimmung  zu  ertheilen  ^  sie  verwalten  das  Amtsarmenwesen  und 
nehmen  an  der  Landespolizei  Theil.  (Gierke,  a.  a.  O.  S.  800.) 
In  dieser  Organisation  der  nächst  höheren  Verbände  über  den  Orts- 
gemeinden, so  unvollkommen  sie  hie  und  da  noch  sind,  zeigen  sich 
zukunftsreiche  Keime  eines  erweiterten  selbständigen  Kommunal- 
lebens,  in  welchem  besonders  unsere   kleinen,  in  ihrer  Isolirung 
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lebens-  und  leistiingsunfähigen  Landgemeinden  immer  mehr  ihre 
Ergänzimg  finden  werden. 

§  167. 
2)  Die  Kreieverbände. 

Im  preussischen  Staate  sind  bei  weitem  die  wichtigsten  Mittel- 
glieder zwischen  der  Ortsgemeinde  und  der  Staatsgesammtheit  die 
Kreisverbände.  Die  Wiege  des  preussischen  Staates,  die  Mark 
Brandenburg,  ist  auch  die  der  Kreisverbände.  Dieselben  sind 
aus  den  alten  Kreiskonventen  der  adligen  Rittergutsbesitzer  her- 
vorgegangen und  nach  und  nach  auf  alle  übrigen  Gebietstheile  .der 
Monarchie  übertragen  worden.  Die  Rittergutsbesitzer  eines  Krei- 
ses bildeten  seit  uralter  Zeit  eine  ständische  Körperschaft,  an  deren 
Spitze,  als  Vorsteher  und  Verwalter  ihrer  kommunalen  Angelegen- 
heiten, der  von  ihnen  erwählte  Landrath  stcmd.  Seit  dem 
dreissigjährigen  Kriege  übertrug  der  Landesherr  den  Landräthen  ancb 
seine  Staatsgeschäfte ,  sie  wurden  zugleich  zu  landesherrlichen  Be- 
amten für  das  platte  Land  gemacht;  dagegen  traten  den  so  in 
die  Doppelstellung  vonKreisvertretem  und  Staatsbeamten  gebrach- 
ten Landräthen  gewählte  Kreisdeputirte  zur  Seite,  theils  als  Gehül- 
fen, theils  als  Vertreter  der  ständischen  Kreiskörperschaft.  Bei  der 
Neuorganisation  im  Jahre  1815  wurden  die  Kreise  als  staatliche 
Verwaltungsbezirke  beibehalten,  ihnen  aber  auch  die  Städte  einver- 
leibt ,  zugleich  wurden  dieselben  als  besondere^  durch  den  Kreistag 
zu  vertretende  Korporationen  anerkannt  ^  in  welchen  neben  der 
Ritterschaft  auch  die  Städte  und  Landgemeinden ,  wenn  auch  in 
ungenügender  Weise,  vertreten  waren.  Die  allgemeine  Durchfuh- 
rung dieser  Kreisverfassung  erfolgte  in  den  Jahren  1825 — 28  durch 
acht  provincielle  Kreisordnungen  in  den  acht  damaligen  Provinzen. 
Nachdem  die  oben  erwähnte  »Kreis-,  Bezirks-  und  Ptovincialordnung 
vom  11.  März  1850«  wieder  beseitigt  war,  wurde  die  ältere  Kreis- 
verfassung wieder  hergestellt  imd  stand  bis  zur  Durchfuhrung  der 
neuesten  Kreisordnung  vom  13.  Dec.  1872  in  Kraft,  welche  jedoch 
nur  in  den  fünf  östlichen  Provinzen  (mit  Ausnahme  von  Posen)  ein- 
geführt wurde.  Diese  bezeichnet  einen  bedeutsamen  Fortschritt 
auf  der  Bahn  der  Selbstverwaltung.  Während  nach  den  älteren 
Kreisordnungen  alle  obrigkeitlichen  Befugnisse  in  den  Händen  der 
Staatsbeamten  und  Staatsbehörden  Ingen  und  die  kommunalen  Or— 
gane  auf  die  Verwaltung  des  kommunalen  Vermögens  und  der  kom- 
munalen Anstalten ,  die  Abgabe  von  Gutachten ,  die  Anbringung 
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von  Petitionen  und  Beschwerden  beschninkt  waren,  huldigt  die 
neue  Kreisordnung  dem  Gedanken  der  Selbstverwaltung  dadurch  in 
ausgiebiger  Weise,  dass  sie  die  kommunalen  Elemente  nicht  blos 
bei  der  Vermögensverwaltung ,  sondern  auch  bei  der  Ausübung  der 
«wichtigsten  obrigkeitlichen  Befugnisse  betheiligt.  Wenn  die  Kreise 
bisher  Korporationen  zur  Erfüllung  einzelner,  innerhalb  be- 
stimmter  Grenzen  eingeschränkter  öffentlicher  Zwecke  waren,  über- 
all mehr  mit  passiver  Leistungspflicht,  als  aktiver  Selbstbestimmung, 
so  sind  sie  jetzt  fortgebildet  »zu  vollen  Kommunalverbän- 
den aller  Kreisgemeinden  behufs  Selbstverwaltung  ihrer  eigenen 
Angelegenheiten,  wie  zur  Erfüllung  staatlicher  Aufgaben,  welche 
über  das  Gebiet  der  Kommunalinteressen  im  engeren  Sinne  weit 
hinausragen.«  Als  Organe  der  Kreisverwaltung  erscheinen  a.  der 
Landrath  als  staatlicher  Beamter  innerhalb  des  Kreises,  b.  die 
Kreisversammlung  oder  der  Kreistag.  Die  Mitglieder  des- 
selben werden  von  den  Wahlverbänden  der  Grossgrundbesitzer, 
zu  denen  höchstbesteuerte  Gewerbtreibende  und  Bergwerkbesit- 
zer hinzutreten  können,  der  Städte  und  der  Landgemeinden  ge- 
wählt. Der  Kreistag  fasst  Beschlüsse  über  wichtigere  Akte  der 
Vermögensverwaltung,  ordnet  den  Kreishaushalt,  hat  das  Kreis- 
statut festzustellen ,  Kreisämter  zu  errichten  und  Gutachten  abzu- 
geben, c.  der  Kreisausschuss  besteht  aus  dem  Landrathe 
und  sechs  Mitgliedern,  welche  vom  Kreistage  aus  der  Mitte  aller 
Kreisangehörigen  gewählt  werden.  Der  Kreisausschuss  bereitet 
die  Vorlagen  für  den  Kreistag  vor ,  verwaltet  das  Kreisvermögen 
und  die  Kreisinstitute  nach  Massgabe  des  Kreishaushaltsetats  und 
übt  eine  Heihe  obrigkeitlicher  Befugnisse  so  wichtiger  Art  auf  dem 
Gebiete  der  reinen  Verwaltung,  wie  der  Verwaltungsrechtspflege 
ans,  dass  er  als  das  Regierungskollegium  und  das  Ver- 
waltungsgericht des  Kreises  erscheint.  In  denjenigen  Städten, 
welche  einen  eigenen  Stadtkreis  bilden,  tritt  an  die  Stelle  des  Kreis- 
ausschusses ein  Stadtausschuss,  bestehend  aus  dem  Bürger- 
meister und  vier  Mitgliedern,  welche  der  Magistrat  aus  seiner  Mitte, 
wo  kein  Magistrat  besteht,  die  Stadtverordneten  aus  denGemeinde- 
büigem  wählen. 

Auch  auf  die  im  Jahre  1866  neuerworbenen  Gebietstheile  ist. 
die  preussische  Kreiseintheilung  übertragen.  Die  Kreisverfassung 
ist  in  Hannover  ohne  Aufhebung  der  Aemterverfassung,  in  Schles- 
wig-Holstein ohne  Aufhebimg  der  bestehenden  Kommunalverbände^ 
in  Hessen-Kassel  unter  Aufhebung  der  bisherigen  Bezirksräthe,  im 

H.  Sehulse,  Deutsches  Stttatsrecht.  29 
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Segierungsbezirk  Wiesbaden  unter  Anerkennung  der  in  Nassau,  Hes- 
sen-Homburg und  den  ehemals  grossherzoglich  hessischen  Gebiets- 
theilen  bestehenden  Aemter  eingeführt.  Es  wird  die  nächste  le- 
gislatorische Aufgabe  des  preussischen  Staates  sein ,  die  schöpferi- 
schen Gedanken  der  Kreisordnung  vom  13.  Dec.  1872  in  ihren 
Grundzügen  zum  Eigenthum  aller  Gebietstheile  des  preussischen 
Staates  zu  machen. 

Den  preussischen  Kreisen  entsprechende  Kommunalverbände 
finden  sich  auch  in  andern  deutschen  Staaten.  .  Im  Königreich 
Bayern  sind  durch  zwei  Gesetze  vom  28.  Mai  1852  in  den  so- 
genannten Distrikten  und  den  über  diesen  stehenden  Kreisen 
Distrikts-  und  Kreisgemeinden  geschaffen,  welche  die 
Sechte  einer  Korporation,  das  Selbstbesteuerungsrecht  für  gewisse 
gemeinsame  Zwecke  des  Distriktes  oder  Kreises ,  die  Verwaltung 
ihres  Haushaltes  und  Vermögens,  sowie  endlich  eine  politische  Ver- 
tretung der  Bezirks-  oder  Ejreisangehörigen ,  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung, imd  eine  Kontrolle  der  letzteren  haben.  Organe  der 
Distriktsgemeinde  sind  ein  jährlich  zusammenkommender,  von  dem 
Vorstande  des  Verwaltungsbezirkes  geleiteter,  aus  den  Vertretern 
der  Ortsgemeinden  und  des  grossen  und  grossem  Grundbesitzes  zu- 
sammengesetzter Distriktsrath  und  ein  von  diesem  gewählter 
Distriktsausschuss .  Organe  der  Kreisgemeinde  sind  ein  vor- 
nehmlich von  denDistriktsräthen  gewählter,  daneben  aus  Vertretern 
der  keinem  Distrikt  zugehörigen  sc^enannten  unmittelbaren  Städte, 
des  grossen  Grundbesitzes ,  der  Pfarreien  und  einer  etwaigen  Uni- 
versität gebildeter  Landrath  und  Landrathsausschuss.  (v. 
Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht.  5.  Aufl.  1877.  §  123 — 138.) 
Die  württembergischen  Kreise  sind  keine  Kommunalverbände,  son- 
dern lediglich  Verwaltungsbezirke.  Dagegen  hat  die  neueste  GresetK- 
gebung  im  Königreich  Sachsen  (Gesetz  die  Organisation  der  Behör- 
den für  die  innere  Verwaltung  betreffend  vom  2 1 .  April  1873.  Gesetz 
die  Bildung  der  Bezirksverbände  und  deren  Vertretung  betreffend  vom 
21.  April  1873)  sich  den  neuesten  preussischen  Reformbestrebungen 
aufs  engste  angeschlossen.  Jede  Amtshauptmannschaft  bildet  einen 
Bezirksverband,  vertreten  durchdie  Bezirksversammlung,  welche 
sich  aus  Vertretern  der  Höchstbesteuerten ,  der  Städte  imd  Land- 
gemeinden zusammensetzt  ^ .  Die  Bezirksversammlimg  wählt  einen 
Bezirksausschuss.     Für  jeden  Kreis  besteht  ein  Kreisausschuss, 

W.Bosse,  Die  neue  Verwaltun^sor^nisation  im  K.  Sachsen,  Zeitschr. 
fOr  Gesetzgebung  und  Praxis  des  öffentlichen  Hechts.    Jahrg.  1876.  S.  1. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


4.  Von  den  Körpern  der  Selbstverwaltung,  besonders  von  den  Gemeinden.    439 

dessen  Mitglieder  von  den  einzelnen  Bezirksyersammlungen  und  i 
den  unmittelbaren  Städten  des  Kreises  abgeordnet  werden,  doch 
giebt  es   in  Sachsen  keine   über   den  Bezirksyersammlungen   ste- 
hende höhere  Yertretungskörper.     Bezirks-  ,und    Kreisausschuss 
üben  unter  Vorsitz  des  Amts-  und  beziehungsweise  Kreishaupt- 
manns   wichtige     obrigkeitliche    Funktionen    sowohl     auf    dem 
Gebiete    der    eigentlichen    Verwaltung,     als    der    Verwaltungs- 
lechtspflege  aus.     Besonders  bedeutsam  ist  die  Organisation  des 
Grossherzogthums  Baden  auf  diesem  Gebiete.   (Gesetz  die  Orga- 
nisation  der  inneren  Verwaltung  betreffend  vom   5.  Okt.  1863. 
Weizel,    das  Badische  Gesetz  über  die  Organisation   der  innem 
Verwaltung.  1S64).     Die    Bezirke    bilden    die    Grundlage    der 
staatlichen  Verwaltung.    Mehrere  Bezirke  werden  zu  einem  Kom- 
munalverbande    unter   dem  Namen  d Kreis«  vereinigt.    Diesem 
g^nüber  vertritt  der  Beamte   desjenigen  Kreises,  in  welchem  die 
Ereisverwaltung  ihren  Sitz  hat,    die  Staatsregierung.    Der  Kreis 
wird  durch  die  Kreisversammlung  vertreten,    welche  zusam- 
mengesetzt ist  Ij  aus  Personen,  die  von  den  Kreisangehörigen  in 
indirekter  Wahl   gewählt  werden,    2)    aus  Abgeordneten  der  Ge- 
meinden,  die  in  den  Bezirken  von  Deputirten  der  Gemeinderäthe 
gewählt  werden,    3)    aus   Vertretern    der  grossem  Städte,  4)  aus 
den  Mitgliedern  des  Kreisausschusses,    5)  aus  den  grössten  Grund- 
besitzern des  Kreises.    Die  Kreisversammlung  wählt  den  Kreis- 
ausschuss, dessen  Thätigkeit  wesentlich  kommunaler  Natur  ist ; 
sie  bezieht  sich  auf  die  Verwaltung  des  Kreisvermögens  und  der 
Ereisanstalten,   auf  die  Abgabe  von  Gutachten,   auf  die  Anbrin- 
gung von  Petitionen  und  Beschwerden.     Die  eigentliche  staatliche 
Verwaltung  pulsirt  in  den  Bezirken;   an  ihrer  Spitze   steht  ein 
Staatsbeamter,  der  Bezirksamtmann ;   an  ihr  wesentlich  betheiligt 
ist  aber  der  Bezirksrath,    als  ein  auf  dem  Ehrenamte  beru- 
hendes Kollegium.    Dieses  besteht  aus  6 — 9  Mitgliedern,   welche 
der  Minister  des  Innern  aus  einer  von  der  Kreisversammlung  fest- 
gestellten Vorschlagsliste  ernennt.  Den  Bezirken  steht  es  frei,  auch 
eine  Bezirksversammlung  zu  bilden ,   welche  nach  Analogie  der 
Kreisversammlung  zusammengesetzt  ist. 

Einfacher  gestalten  sich  die  Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten, 
welche  über  der  Ortsgemeinde  regelmässig  nur  eine  einmalige 
höhere  Gliederung  in  Amts-  oder  Kreisgemeinden  kennen,  doch  ist 
hier  die  Verschiedenheit  so  gross,  dass  wir  auf  Einzelheiten  nicht 
näher  eingehen  können. 

29* 


Digitized  by  VjOOQ IC 


440  ^«  Das  Landesstaatsreoht. 

§168. 
8)  Die  Provinzen. 
Nur  ein  wirklicher  Grossstaat,  welcher  in  sich  Landschaften 
Ton  eigenthümlichen  geschichtlichen  nnd  stammlichen  Verhältnis- 
sen umschliesst,  bedarf  der  Provincialeintheilung,   theils  um  die- 
sen Sechnung  zu  tragen ,  theils  um  die  Kreise  und  Bezirke  noch 
einer  höheren,  zusammenfassenden  und  beaufsichtigenden  Instanz 
zu  imterwerfen.     Daher  kommen  in  Deutschland  eigentliche  Pro- 
vinzen nur  in  Preussen  vor^.     Der   altpreussische   Staat, 
aus  zahlreichen  verschiedenartigen  Ländern  zusammengewachsen, 
hatte  keine   systematische,    durchgreifende  Provincialeintheilung, 
sondern    hielt    sich    ganz    an    die    historisch    gegebenen  Unter- 
schiede der   einzelnen  Landestheile.     Die  heutige  Provincialein- 
theilung ruht  auf  der  Verordnung  vom   30.    April  1815  »wegen 
verbesserter  Einrichtung  der  Provincialbehörden.«     Zu  den  acht 
alten  Provinzen  kamen  im  Jahre  1866  drei  neue  Provinzen  :  Han- 
nover, Schleswig-Holstein  und  Hessen-Nassau.     Seit  der  Theilung 
der  Provinz  Preussen  in  Ost-  und  Westpreussen  zahlt  der  preussi- 
sche  Staat  zwölf  Provinzen.     Dieselben  bilden  die  höchste  Gliede- 
rung des  Staates  und  erscheinen  zunächst  und  hauptsächlich  als 
staatliche  Verwaltungsbezirke,  bilden  aber  zugleich  als  provincial- 
ständische  Verbände  eine  Kommune.     Die  korporative  Verfassung 
der  acht  alten  Provinzen  ruhte  auf  dem  allgemeinen  Gesetze  vom 
25.  Juni  1823  und  den  darauf  ergangenen  besonderen  Provincial- 
Ordnungen.     Aber  sowohl  in  ihrer  völlig  veralteten  ständischen 
Zusammensetzung ,  wie  in  ihrer  geringfügigen  Kompetenz,  waren 
diese  Provincialverfassungen  weit  davon  entfernt,  Träger  einer  le- 
bendigen Provincialgemeinde  zu  sein.     Die  älteren  preussischen 
Provincialstände  waren  lediglich  das  Organ  einer  höchst  abhän- 
gigen,  alles  eigenen  Lebens  entbehrenden  Ständekorporation,  welcher 
vornehmlich  die  Verwaltung  der  meist  unbedeutenden  Vermögens- 
rechte und  provinciellen  Anstalten,   unter  Aufsicht  des  Staates  ge- 
bührte,   und  welche  die  Regierung  zu  Aeusserungen  und  Gut- 
achten über  provincielle  Angelegenheiten  benutzte ,   wenn  es  ihr 
beliebte.     Die  provincialständische  Einrichtung  wurde  im  Jahre 

1  Wenn  man  im  Orossherzogthum  Hessen  von  Provinzen  redet,  so  ist  diee 
ein  nicht  entsprechender  Ausdruck  fOi  die  Eintheilung  eines  Staates,  der  selbst 
in  seiner  Gesammtheit  noch  nicht  die  Grösse  einer  wirklichen  Provinz  er- 
reicht. 
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1867  auf  die  neuerworbenen  Landestheile  übertragen,  Hannover 
und  Schleswig-Holstein  zu  besonderen  Provinzen  gemacht,  die  Be- 
giemngsbezirke  Kassel  und  Wiesbaden  in  dieser  Beziehung  den 
Provinzen  gleichgestellt.  Die  einschlagenden  Gesetze  des  Jahres 
1S67  zeigen  aber  einen  bedeutsamen  Fortschritt.  In  ihrer  Zusam- 
mensetzung nähern  sich  diese  neugebildeten  Ständeversammlungen 
bereits  weit  mehr  einer  wirklichen  Repräsentation  aller  Provincial- 
angehörigen,  indem  das  Princip  der  Alleinberechtigung  des  Grund- 
besitzes aufg^eben  ist.  Auch  ist  ihnen,  ausser  den  Rechten  und 
Pflichten  der  alten  Provincialstände ,  ganz  allgemein  »unter  Mit- 
wirkung und  Aufsicht  der  Staatsregierung,  die  Beschlussnahme 
über  die  Kommunalangelegenheiten  des  Verbandes,  die  Verwaltung 
und  Vertretung  der  provincialständischen  Institute  und  Vermögens- 
rechte und  die  Befugniss,  im  Interesse  der  Provinz  Ausgaben  und  Lei- 
stungen zu  übernehmen  und  die  Aufbringung  derselben  zu  beschlies- 
sen«,  eingeräumt,  auch  unter  Aufsicht  des  Oberpräsidenten  die  Wahl 
geeigneter  Personen  für  die  laufende  Verwaltung  des  ständischen 
Vermögens  und  der  ständischen  Anstalten ,  sowie  die  Feststellung 
ihres  Finanzetats  und  ihrer  Geschäftsordnung  überlassen.  Nach- 
dem man  so  die  neuen  Provinzen  wesentlich  besser  gestellt  hatte 
als  die  alten,  erfolgte  die  Provincialordnung  vom  29.  Juni 
1875  für  die  Provinzen  Preussen,  Brandenburg,  Pom- 
mern, Schlesien  und  Sachsen,  welche  mit  dem  I.Jan.  1876 
in  Kraft  getreten  ist.  Damach  bildet  jede  Provinz  »einen  mit  den 
Rechten  einer  Korporation  ausgestatteten  Kommunalverband  zur 
Selbstverwaltung  ihrer  Angelegenheiteno.  Provincialangehörige 
sind  alle  Angehörigen  der  zu  der  Provinz  gehörigen  Kreise.  Der 
Konununalverband  ist  eine  Zusammenfassung  dieser  Kreise 
zu  einer  höheren  kommunalen  Einheit  zur  Erfüllung 
derjenigen  kommunalen  Aufgaben,  welche  über  die 
Leistungsfähigkeit  beziehungsweise  das  Interesse 
der  einzelnen  Kreise  hinausgehen.  Durchaus  grundsätzlich 
richtig  und  politisch  zweckmässig  baut  sich  die  Provincialgemeinde 
auf  der  kleineren  Kreisgemeinde  auf.  Daraus  ergab  sich  in  Be- 
treff der  Provincialbesteuerung  der  Grundsatz,  dass  dieselbe 
nicht,  wie  in  den  Ejreisen,  in  der  Form  der  Individualsteuer  erfolgt, 
sondern  auf  die  einzelnen  Kreise  kontingentirt  wird ,  in  Betreff 
der  Zusammensetzung  der  Grundsatz,  das  die  Wahl  der  Ab- 
geordneten zu  denselben,  statt  wie  bisher  durch  die  einzelnen  Stände, 
durch  die  Kreistage  zu  erfolgen  hat,  wobei  jeder  Kreis  als  Wahl- 
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kreis  erscheint.   Der  so  zusammengesetzte  Provinciallandtag 
vertritt  den  Provincialverband  und  hat  über  die  Angelegenheiten 
desselben,  sowie  über  diejenigen  Gegenstände  zu  berathen  und  zu 
beschliessen,  welche  ihm  durch  die  bisherigen  Gesetze  und  könig- 
lichen Verordnungen  überwiesen  sind  oder  in  Zukunft  durch  Ge- 
setz überwiesen  werden.     Der  Provinciallandtag  übt  das  dem  Ver- 
bände verliehene  wichtige  Recht  zum  Erlasse  von  Statuten  und 
Reglements  aus,  er  stellt  die  Grundsätze,  nach  denen  die  Verwaltung 
der  Angelegenheiten  des  Provinzialverbandes  zu  erfolgen  hat,  und 
den  Provincialhaushaltsetat  fest,  er  beschliesst  über  die  Einrichtung 
der  Provincialämter  und  vollzieht  die  Wahl  zu  den  obem  Aemtem, 
er  ist  berufen,  über  diejenigen  die  Provinz  betreffenden  Gesetzent- 
würfe, sowie  die  sonstigen  Gegenstände  sein  Grutachten  abzugeben, 
welche  ibnn  von  der  Staatsregierung  überwiesen  werden.    Der  kom- 
munale Inhalt  der  Provincialverbände  ist  hauptsächlich  durch  das 
Dotationsgesetz  vom  8.  Juli  1875  bestimmt,  wodurch  der  Selbst%'er- 
waltung  erst  die  genügende  materielle  Unterlage  gegeben  worden 
ist.      Die  Verwaltungsorgane    des   Provincialverbandes   sind   der 
Provincialausschuss  und  der  Landeshauptmann  oder 
Landesdirektor.     Der  Provincialausschuss  besteht  aus   einem 
Vorsitzenden  und  7 — 13  Mitgliedern,  welche  von  dem  Provincialland- 
tag gewählt  werden;  der  gleichfalls  vom  Provinciallandtag  zu  wäh- 
lende   Landeshauptmann,    welcher  der  Bestätigung   des   Königs 
bedarf,    ist  von  Amts  wegen  Mitglied  des  Ausschusses,    kann  aber 
nicht  zum  Vorsitzenden  desselben  gewählt  werden.  Der  Provincial- 
ausschuss ist  beschliessendes ,    der  Landesdirektor  ausführendes 
Organ  für  die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Provincialver- 
bandes.    Darin  aber  zeigt  sich  eine  grosse  Verschiedenheit  von  der 
Kreisverfassung,  dass  im  Kreisausschusse  die  Verwaltung  der  Kom- 
munalangelegenheiten mit  der  der  staatlichen  Verwaltung  oi^anisch 
verbunden  ist,  während  der  Provincialausschuss  mit  eigentlichen 
Staatsverwaltungssachen  nichts  zu  thun  hat.     Dafür  bestehen  der 
Provincialrath  und  der  BezirJcsrath,    welche,  aus  berufs- 
mässigen Beamten  und  erwählten  Ehrenbeamten  zusammengesetzt, 
als  reine  Staatsbehörden,  nicht  als  kommunale  Organe  zu  betrach- 
ten sind,   weshalb  sie  hier  nicht  weiter  zur  Besprechung  kommen. 
Ob  dieser  in  die  Verwaltung  hineingetragene  Dualismus,  welcher 
zu  einem  Uebermasse  verschiedener  Behörden  und  zu  einer  kaum 
zu  übersehenden  Verwickelung  der  Kompetenzverhältnisse  fuhrt,  für 
die  Dauer  lebensfähig  sein  wird,  ist  eine  andere  Frage. 
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Je  mehr  sich  der  preussische  Staat  zu  einem  wahren  Grossstaate 
aasgestaltet,  welcher  vom  Niemen  bis  znmKhein  die  grösstenwirth- 
schaftlichen,  gesellschaftlichen  und  volksthümlichen  Verschieden- 
heiten in  sich  schliesst  und  Länder  der  eigenartigsten  geschichtlichen 
Entwicklung  zu  einem  grossen  Ganzen  verknüpfb,  um  so  dringender 
ist  er  darauf  hingewiesen,  allen  Provinzen  die  Wohlthaten  der 
Selbstverwaltung  und  Autonomie  soweit  einzuräumen,  als  die  Ein- 
heit der  obersten  Staatslenkung  gestattet.  In  der  Pflege  und  Aus- 
bildung eines  gesunden  Provincialgeistes  liegt  eine  eigenthümlich 
bedeutsame  Aufgabe  der  preussischen  Gesetzgebimg,  deren  glück- 
liche Durchführung  Preussen  allein  vor  den  Gefahren  einer  zu  weit- 
gehenden büreaukratischen  Centralisation  schützen  kann.  In  dem 
konstitutionellen  Zwischenbau,  welchen  die  Körper  der  Selbstverwal- 
tmig  zwischen  der  einheittlichen  Staatsgewalt  und  dem  Individuum 
bilden,  baut  sich  dann  über  Ortsgemeinde,  Sammtgemeinde,  Kreis- 
Terband,  als  oberstes  Glied  in  diesem  Organismus,  die  verjüngte, 
selbständige  Provincialgemeinde  auf. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Fünftes  Kapitel. 

Von  der  Volksvertretung    oder    dem  Landtage*. 

§169. 
Im  Allgemeinen. 
Das  Wesen  des  konstitutionellen  Staates  besteht  einerseits  da- 
rin, dass  den  einzelnen  Bürgern,  auch  der  Staatsgewalt  gegenüber, 
eine  gesicherte  öffentliche  Rechtssphäre  abgesteckt  (sog.  Grund- 
rechte), andererseits  darin,  dass  dem  Volke  in  seiner  Gesammtexi- 
stenz  eine  aktive  Theilnahme  an  der  Ausübimg  der  Staatsgewalt, 
durch  das  Medium  eines  volksvertretenden  Organs  verfas- 
simgsmässig  eingeräumt  ist  (§  22.  S.  37] .   Ein  solches  Organ  gehört 


1  R.  V.  Mo  hl  in  seinem  Werke  Staat«.,  Völkerrecht  u.  Politik.  B.  1.  Der 
Gedanke  der  Bepr&sentation  im  Verh&ltnisse  zu  der  gesammten  Staatenwelt 
S.  1 — 32.  Uebei  die  verschiedenen  Auffassungen  des  Reprfisentatiysystema  in 
England,  Frankreich  und  Deutschland  S.  33 — 65.  Konstitutionelle  Erfahrungen 
S.  324—367.  Das  Beprfisentativsystem,  seine  Mftngel  u.  Heilmittel  S.  367 — 461. 
Derselbe,  Literat,  der  Staatswissensohaft.  B.  I.  Liter,  des  allgemeinen  kon- 
stitutionellen Staatsr.  S.  267—337.  K.  t.  Botteck,  Ideen  über  Landstftnde, 
Karlsruhe  1819.  G.  Vollgraff,  Täuschungen  des  HepräsentatiTsysteniB, 
Marb.  1829.  K.  E.  Jarcke,  Die  ständische  Verfassung  und  die  deutsche  Kon- 
stitution. Leipzig  1 834.  O.D.  v.  Witzleben,  Die  Grenzen  der  VolksrepriL- 
sentation  in  der  konstitut.  Monarchie.  Leipzig  1847.  F.  A.  v.  Campe,  Die 
Lehre  von  den  Landständen  nach  gemeinem  Staatsrechte.  11.  Aufl.  Lemgo  1864. 
0.  Levita,  Die  Volksrertretung  im  repräsentativen  Staate  der  Gegenwart. 
Leipzig  1856.  Das  konstitut.  Princip,  seine  geschichtliche  Bedeutung  u.  s.  vr. 
herausgegeben  von  A.  Frhr.  v.  Haxthausen.  Th.  I.  Die  BepräsentatlTrer- 
f assung  mit  Volkswahl  von  K.  Biedermann.  Th.  II.  Vier  Abhandlungen  über 
das  konstitutioneUe  Princip  von  J.  Held,  R.  Gneist,  G.  Waitz,  W.  Kose- 
garten. Leipzig  1864.  Den  Unterschied  zwischen  den  alten  Landständen  nnd 
der  modernen  Volksvertretung  charakterisiren  am  besten  Dahlmann,  Politik 
S.  115—131,  und  Bluntschli,  AUgem.  Staatsr.  B.  I.  B.  IV.,  auch  in  seinem 
Art.  RepräsentatiwerfasBung  im  Staatsw.  B.  Vm.  S.  580 — 596.  Femer  sind  su 
vergleichen :  J.  Gh.  v.  Aretin,  Staatsrecht  der  konstitut.  Monarchie (1828)  B.  II. 
Abth.n.S.  154—267.  K.S.  Zach  ariä,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  BuchXIx! 
Th.  m.  J.  Stahl,  Philosophie  des  Hechts  Th.  n.  K.  8:  Die  reichsständische 
Verfassung  Kap.  9 :  Das  ältere  und  neuere  Ständewesen.  ELap.  10 :  Die  Kon- 
stitutionen der  französischen  Revolution,  v.  Kaltenborn,  Einleitung  in  das 
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wesentlich  dem  Gredankenkreise  der  germanischen  Staatseinrichtun- 
gen an,  deren  Grundprincip  vpn  jeher  die  organische  Verbindung 
der  Einherrschaft  mit  der  Volksfreiheit,  »das  Königthum  inner- 
halb der  verfassungsmässigen  Ordnung«,  gewesen  ist. 
(8.35). 

Allerdings  ist  die  Volksvertretung,  wie  sie  in  allen  monarchi- 
schen Staaten  Deutschlands  besteht,  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt 
eine  Neuschöpfung,  welche  unter  dem  mitbestimmenden  £in- 
ftnsse  allgemeinstaatsrechtlicher  Ideen  und  ausserdeutscher  Vorbil- 
der zu  Stande  gekommen  ist.  Dennoch  wäre  es  unwissenschaftlich, 
den  tieferen  inneren  Zusammenhang  unserer  heutigen  Volksvertre- 
tung mit  Eltgermanischen  Kechtsgedanken  und  darauf  beruhenden, 
mehr  als  tausendjährigen  Staatseinrichtungen  verkennen  zu  wollen. 
Form  und  Inhalt  der  Institution  hat  mannigfach  gewechselt,  aber 
der  Grrundgedanke,  verfassungsmässige  Beschränkung  und  volks- 
thümliche  Bestimmung  der  Herrschergewalt  durch  Theilnahme  der 
Beherrschten  an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt,  ist  zu  allen  Zeiten 
derselbe  geblieben. 


I.  Geschichtliche  Entwickelung  der  Volksvertretung  ^ 

§170. 

1)  Die  landst&ndieche  Institution  in  aufsteigender  Linie. 

Wir  übergehen  hier  die  ältesten  Formen  der  Volksvertretung 
bei  den  Deutschen,  das  concilium  der  Taciteischen  Zeit,  die  Reichs- 
Yersammlungen  der  Franken,  die  Provinciallandtage  der  Herzöge 


konstitut.  Verfassungsrecht.  Kl  üb  er,  Oeffentl.  Recht  des  deutschen  Bundes 
i§ 279  ff.  Zöpfl,  Grundsätze  (5.  Aufl.)  B.  H.  §§  325  ff.  S.  161  ff.  H.  A. Zacha- 
ii&,  D.  St.  B.  I.  §§  23  ff.  S.  579  ff.  G.  A.  Grotefend,  Das  deutsche  Staatsr. 
8.547—627.  v.  Gerber,  (III.  Aufl.)  S.  125— 143.  G.Meyer,  Lehrb.  §96ff. 
8.216ff.  R.  V.  Mohl,  Württemb.  Staatar.  B.  I.  §  97  S.  531  ff.  Pözl,  Bayeri- 
Mhes  Verfassungsrecht  V.  Buch  8\  526  ff.  y.  Könne,  B.  I.  Abth.2.  §§109  ff. 
8.  319—477. 

1  F.  W.  Unger,  Geschichte  der  deutschen  Landstände.  2  Bde.  Hannover 
1844.  G.  D.  Strube,  Observ.  de  statuum  provincialium  origine  etpraecipuis 
jnribuB,  in  dessen  Obserr.  jur.  et  bist.  Hüdesh.  1735.  Obs.  IV.  p.  157  ff.  De s- 
•elben,  Nebenstunden  Th.n.  S.424  ff.  B.  G.  Struv ,  Diskurs  vom  Ursprung, 
Unterschied  und  Gerechtsame  der  Landstände  in  Deutschland,  insonderheit  in 
Mecklenburg.  Hamburg  1741.  Futters,  Beiträge  zum  deutschen  Staats-  und 
Ftbstenrecht.  B.  I.  N'-  VI.  Häberlin,  Grundlinien  einer  Geschichte  der  deut- 
schen Landstände  in  S  ch  1  ö  z  e  r' s  Staatsanz.  Heft  67.  S.  265  ff.  Derselbe,  Hand- 
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und  Sendboten  der  karolingischen  Zeit,  welche  in  den  Landdingen, 
Landtaidingen  bis,  ins  XIII.  Jahrhundert  fortdauerten.  Obgleich 
demselben  Grundgedanken  entsprossen,  haben  diese  altem  Formen 
doch  gar  keinen  unmittelbaren  Zusammenhang  mit  der  gegenwär- 
tigen Gestaltung  der  Volksvertretung,  dagegen  lässt  sich  ein  solcher 
zwischen  der  landständischen  Institution  und  den  heutigen  Land- 
tagen nicht  verkennen,  wenn  auch  die  alte  Form  einen  ganz  neuen 
staatsrechtlichen  Inhalt  in  sich  aufgenoomien  hat. 

Die  Ent Wickelung  der  deutschen  Land  stände  geht 
mit  der  der  Landeshoheit  Hand  in  Hand.  Seit  der  Mitte 
des  Xin.,  noch  bestimmter  seit  dem  Anfange  des  XIV.  Jahrhun- 
derts, suchten  die  deutschen  Landesherm,  domini  terrae,  das  Aggre- 
gat ihrer  ungleichartigen  Befugnisse,  welche  sie  über  Land  und 
Leute  ihrer  Territorien  ausübten,  in  den  einheitlichen  Begriff  der 
Landeshoheit  umzugestalten  (§32.  S.  66ff.j.  In  paralleler  Be- 
wegung mit  dem  Entwickelungsgange  der  Landeshoheit  schlössen 
sich  nun  diejenigen  Klassen  des  Territoriums  ständisch  zusammen, 
welche  hergebrachte  oder  verbriefte  Rechte,  dem  Landesherm 
gegenüber,  zu  vertreten  hatten.  So  entstehen  schon  seit  dem 
Xni.  Jahrhundert  Ritter-  und  Städtebündnisse  in  den  einzelnen 
Territorien,  deren  Ziel  Bewahrung  und  Vermehrung  ihrer  ständi- 

buch  des  deutschen  Staatsrechts  Th.  11.  S.  29  ff.  J.  J.  Moser,  Von  der  deut- 
schen Reichsstände  Landen.  1769.  (B.  11.  S.  313—903.  B.  IV.  S.  940—1529). 
Derselbe,  Von  der  deutschen  Unterthanen  Hechten  und  Pflichten.  B.  II. 
Kap.  I.  S.  85 — 147.  Lünig,  CoUectio  nova,  worin  der  mittelbaren  oder  land- 
sässigen  Kitterschaft  in  Deutschland  sonderbare  FrfirogatiTe  und  Gerechtsame, 
auch  Privilegien  und  Freiheiten  enthalten  sind.  2  Bde.  Frankfurt  u.  Leipzig 
1730.  Wilda,  Landstände  in  Weiske's  Rechtlex.  B. VI,  S.  791  ff.  K.  Maurer. 
Art.  »Landstände«  im  Staatsw.  B.  VI.  S.  251—272.  Eichhorn,  D.  St.  u. 
RG.  B.  m.  §§  423—428.  Zöpfl,  St.  u.  RG.  §  54  u.  78.  Walter  §  366. 
V.  Schulte,  §77.  O.  Gierke,  a.a.O.  §  51  u.  60.  R.v.  Mo  hl.  Die  geschicht- 
lichen Phasen  des  Repräsentativsystems  in  Deutschland  (Zeitschr.  für  die  ge- 
sammten  Staatsw.  B.  XX VQ.  1871).  FOr  einzelne  deutsche  Staaten  nennen  wir 
beispielsweise:  E..  Hegel,  Geschichte  der  mecklenburgischen  Landstände  bis 
zum  Jahre  1555.  Rostock  1856.  J.  Rudhart,  Geschichte  der  Landstände  in 
Bayern  bis  1808.  2  Bde.  Heidelberg  1876.  G.  v.  Lerchenfeld,  Die  altbaye- 
rischen landständischen  Freibriefe  mit  den  Landesfreiheitserklärungen.  München 
1853.  (Mit  einer  geschichtl.  Einleitung  von  L.  Rockinger).  C.  V.  Fricker 
und  Th.  V.  Ge ssler,  Geschichte  der  Verfassung  Württembergs.  1869.  O.  W. 
v.  Lancizolle,  Ueber  Königthum  und  Landstände  in  Preussen.  Berlin  1 846 . 
W.  Lüders,  Art.  Preussisches  Staatsrecht  im  Staatslex.  B.  XIII.  S.  l-r-103. 
H.  V.  Treitschke,  »Der  erste  Verfassungskonflikt  in  Preussen  1815 — 1823.« 
(Preuss.  Jahrb.  1872.  Märzheft  S.  40^—474,  Aprilheft  S.  313—360).  Weitere 
die  einzelnen  Staaten  betreffende  Literaturangaben  finden  sich  im  vorbereiten- 
den Theile  dieses  Werkes  S.  111—123. 
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sehen  Rechte  ist.  Bei  irgend  einem  äusseren  Anlasse,  z.  B.  einer 
Steuerforderong;  einer  Freiheitsverletzung  von  Seiten  des  Landes- 
herm,  einer  beabsichtigten  Landestheilung,  treten  dann  die  in  sich 
geschlossenen  Stände  zu  einer  Einigung  zusanunen,  welche, 
oft  zunächst  nur  temporär  eingegangen,  allmälig  zu  einer  »dauern- 
den erblichen  Vereinigung«  vmrd.  Li  der  Regel  ging  diese  erste 
Einigung  von  Bittem  und  Städten  aus,  zu  welcher  die  Prälaten 
meist  erst  später  hinzutraten.  Ln  Einzelnen  fand  dieser  allmälige 
Einigungsprocess  in  mannigfach  verschiedener  Weise  statt ;  überall 
aber- war  das  Resultat  dieser  Entwickelung  ein  wesentlich  gleiches, 
nemlich  die  Begründung  einer  Körperschaft,  welche,  dem  Landes- 
heim  gegenüber,  das  Land,  »die  gemeine  Landschaft«  dar- 
stellte, welche,  als  Gesammtpersönlichkeit ,  Trägerin  wichtiger 
öffentlicher  und  privatrechtlicher  Befugnisse  war.  Regelmässig  be- 
stand die  so  vereinigte  Landschaft  aus  drei  Ständen ,  den  Prälaten, 
der  Ritterschaft  und  den  Städten.  Nur  ausnahmsweise  erschien  der 
Bauernstand  auf  dem  Landtage,  wo  er,  wie  an  den  Küsten  der 
Nordsee  bei  Friesen  und  Dithmarsen  und  in  den  Thalem  der  Alpen, 
seine  alte  Freiheit  bewahrt  hatte.  Bereits  im  Mittelalter  legte  man 
den  grössten  Werth  auf  die  urkundliche  Verbriefung  der 
Rechte.  Die  Urktmden,  welche  den  Landständen  ihr  Recht  ver- 
sichern, lauten  oft  wie  landesherrliche  Privilegien,  sind  es  aber  ihrem 
Inhalte  nach  nicht,  sondern  enthalten  regelmässig  blos  die  Aner- 
kennimg längst  bestehender  und  erworbener  ständischer  Rechte,  sie 
h^sen:  Freiheitsbriefe,  Landesfreiheiten,  Landes- 
und  Erbvergleiche,  Schadlosbriefe  u.  s.w.  Die  den  Land- 
ständen kraft  dieser  Urkunden  oder  rechtsgültigen  Herkommens 
zustehenden  Befugnisse  sind  folgende : 

1)  Das  Steuerbewilligungsrecht  ist  dasjenige  Recht 
der  Stände,  aus  welchem  alle  andern  Befugnisse  derselben,  wie  aus 
ihrem  Stamme,  hervorgewachsen  sind.  Nach  der  Anschauimg  des 
Mittelalters  hatte  der  Landesherr  alle  Hof-  imd  Regierungsbedürf- 
nisse aus  seinem  Kammergut  zu  bestreiten  (S.  199).  Von  Rechts- 
wegen war  es  guter  Wille,  Geschenk  des  Landes,  wenn  es  dem  Lan- 
desherm  einen  Zuschuss  zur  Regierung  gab.  Erst  später  wurden 
gewisse  Ausnahmefälle  anerkannt,  wo  eine  Pflicht  der  Steuerbewil- 
Ugung  vorlag.  Anfangs  wurde  eine  solche  Steuervervrilligung  ganz 
nach  privatrechtlichen  Gnmdsätzen  beurtheilt.  Die  Städte  verwil- 
ligten die  Steuern  für  ihre  Eingesessenen  in  Form  einer  Gesammt- 
smnme,  die  Prälaten  und  Ritter  für  ihre  Hintersassen,  sowie  die 
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von  ihnen  selbstbewirthschafteten  Güter,  soweit  die  letzteren  nicht 
völlig  steuerfrei  gelassen  wurden.  Auch  galt  bei  der  Steuerver- 
willigung  folgerichtiger  Weise  anfangs  das  Princip  der  Stimmen- 
mehrheit als  unanwendbar.  Nach  und  nach  gewann  aber  die  öffent- 
lich-rechtliche Anschauung  die  Oberhand ,  womach  nicht  der  Ein- 
zelne ,  sondern  die  Gesammtheit  eines  Standes  oder  aller  Stände^ 
als  solche,  die  Steuer  zu  verwilligen  hat.  Aber  nicht  blos  die 
Verwilligung  der  Steuern,  sondern  auch  ihre  Erhebung  und  Ver- 
wendung wurde  von  den  Landständen  entweder  ganz  in  Anspruch 
genommen  oder  wenigstens  unter  ihre  Kontrolle  gestellt  (land- 
schaftliche Truhe ,  Schatzkollegium) .  Auch  übernahmen  sie  regel- 
mässig das  landesherrliche  Schuldenwesen  ^  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  sowohl  die  Entwerf  ung  eines  Schuldentilgungsplanes, 
als  dessen  Ausführung  von  ihnen  selbst  in  die  Hand  genommen 
und  eine  Garantie  gegen  ferneres  leichtfertiges  Schuldenmachen 
gegeben  würde  (laudschaftlicher  Kreditwerk) . 

2)  Eine  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  stand  den 
Landständen  von  jeher  zu.  Die  ursprünglich  gar  nicht  in  der  lan- 
desherrlichen Gewalt  gelegene  Gesetzgebimg  wurde  seit  dem  XV. 
und  XVI.  Jahrhundert  von  den  Landesherm  in  Verbindung  mit 
ihren  Landständen  in  sehr  umfassender  Weise  ausgeübt;  sie  be- 
wegte sich  besonders  auf  dem  Gebiet  der  Polizei,  sog.  Landesord- 


^  Da88  gerade  in  der  Uebernahme  der  landesherrlichen  Schulden  auf  das 
Land  nicht  blos  die  regelmfissige  Form  der  Beihilfe  der  Landstände,  sondern  das 
punctum  saliens  ihrer  ganzen  Machtentwickelung  gelegen  habe,  beseugen  die 
Geschichtsschreiber  der  verschiedensten  Territorien.  So  sagt  R  u  d  1  o  f  f  (Mecklen- 
burgische Geschichte  Th.  m,  Abth.  2.  S.  153}:  »Dass  die  Geschichte  der  mecklen- 
burg^chen  Landstände  von  einer  fQrsÜiohen  Schuldentilgung  sur  andern  nur  di<^ 
Geschichte  der  einzelnen  Thaler  in  sich  begreife,  welche  aus  den  Händen  der 
Landstände  durch  Kapitulation  in  die  der  fürstlichen  Gläubiger  übergingen.« 
Vergl.  auch  Hegel  a.  a.  0.  S.  148.  Dasselbe  bezeugt  Fr  ick  er,  Geschichte  der 
Verfassung  Württembergs  für  die  altwürttembergischen  Stände  S.  128:  »Der 
finanzielle  Theil  der  Verfassung  repräsentirte  deren  Eigenthümliohkeit  am 
reinsten,  er  war  der  eigentliche  Kern  und  Mittelpunkt  derselben.  Der  Satz, 
dass  die  württembergischen  Regenten  mit  ihrem  Kammerg^te  auskommen 
müssen,  wurde  mit  Hecht  als  die  ganze  württembergisehe  Verfassung  bezeichnet. 
Von  Kechtswegen  war  es  lediglich  guter  Wüle,  freies  Geschenk  des  Landes. 
wenn  es  dem  Begenten  einen  Zuschuss  gab. Die  Steuerverwilligung  ent- 
hielt keine  Ausgabenverwilligung,  keine  Eegulirung  der  herzoglichen  Finanz- 
wirthsohaft,  sondern  schloss  sich,  als  Ablösungshilfe,,  lediglich  an  die  zufflUg 

vollendete  Thatsaohe  an. Die  ständische  Hilfe  gegenüber  dem  Regenten 

hatte  die  Form  der  Uebernahme  der  Kanunerschulden  auf  die  Landeskaase,  so 
dass  diese  nun  aufhörten,  Kanunerschulden  zu  sein,  und  Landessohulden  wurden, 
oder  der  Verwilligung  von  Beiträgen  aus  dieser  Kasse.« 
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mmgen,  des  Privatrechts^  sog.  Landrechte,  der  Gerichtsverfassung, 
sog.  Gerichtsordnungen.  Da  indessen  die  Landstände  in  ihrer  eng- 
herzigen privatrechtlichen  Auffassung  auf  diese  öffentlich-recht- 
lichen Befugnisse  weniger  Werth  legten,  so  verkümmerte  dieses 
Recht  bereits  seit  dem  XYII.  Jahrhundert  und  die  Landesherm 
nahmen  sich  heraus,  wichtige  Gesetze  auf  eigene  Faust  zu  erlassen. 
Selbst  die  im  vorigen  Jahrhundert  so  energisch  festgehaltenen  Ver- 
fassungen Mecklenburgs  und  Württembergs  behandeln  die  Theil- 
nahme  der  Landstände  an  der  Gesetzgebung  in  sehr  vager  und  un- 
bestimmter Weise. 

3)  In  Betreff  der  Rechtspflege  hatten  sich  die  Landstände  des 
spätem  Mittelalters  nur  selten  die  Bedeutung  eines  ordentlichen 
Gerichtshofes,  nach  Art  der  alten  placita  provincialia,  bewahrt,  z.B. 
im  Erzstift  Bremen ;  dagegen  hatten  sie  überall  einen  verfassungs- 
mässigen Einfluss  auf  die  Ordnung  und  Besetzung  der  landesherr- 
lichen Hof-  und  Landesgerichte. 

4)  Auf  die  innere  Landes  Verwaltung  übten  die  Land- 
stände einen  bedeutenden  Einfluss  aus ,  indem  sie  vielfach  die  für 
den  landesherrlichen  Rath  zu  ernennenden  Personen  bezeichneten 
(z.  B.  die  vier  Regiments-  oder  Oberräthe  im  Herzogthum  Preussen) . 
Auch  wurden  häufig  die  landesherrlichen  Beamten,  ja  selbst  »die 
Officiere  und  Soldaten«,  auf  die  Landesverfassung  und  die  Privi- 
legien der  Stände  vereidigt. 

5]  Auch  in  der  auswärtigen  Politik  des  Landes  hatten  die  Land- 
stände meistens  ein  gewichtiges  Wort  mitzureden.  In  vielen  Terri- 
torien erhielten  dieselben  die  formliche  Zusicherung,  dass  ohne  ihre 
Zustimmung  weder  ein  Krieg  begonnen,  noch  Bündniss  oder  Frie- 
den geschlossen  werden  dürfe. 

6)  Vielfach  griffen  die  Landstände  auch  in  die  fiirstenrecht- 
lichen  Verhältnisse  des  landesherrlichen  Hauses  ein ,  besonders  bei 
Successionsfällen  und  Vormundschaft.  Li  erster  Beziehung  suchten 
sie  meist  die  für  sie  so  wichtige  Einheit  des  Landes  zu  erhalten,  wo 
das  nicht  möglich  war,  wenigstens  die  nachtheiligen  Folgen  der 
Landestheilung  möglichst  zu  vermeiden.  Für  den  Fall  der  Unmün- 
digkeit oder  Abwesenheit  des  Landesherm  stand  ihnen  überall 
wenigstens  eine  Mitwirkung  bei  Einsetzung  der  vormundschaft- 
lichen Regierung  zu ,  bisweilen  war  ihnen  sogar  die  Führung  der 
Vormundschaft  selbst  ein  für  allemal  verfassungsmässig  übertragen. 
(8.  259.) 

7]  Die  Landstände  waren  nirgends  blos  auf  die  ihnen  urkund- 
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lieh  zugesicherten  Gerechtsame  beschränkt ,  sondern  sie  galten  als 
befugt,  aufzutreten  und  mitzuhandeln,  »wo  des  Landes  Bestes  zu  er- 
fordern schien,  dass  das  Land  selbst  handle«.  Da  ihnen  allent- 
halben ein  unbeschränktes  Beschwerderecht  in  allen  Landes- 
angelegenheiten  zustand ,  waren  sie  stets  in  der  Lage ,  auch  solche 
Gegenstände ,  deren  ihre  Privilegien  nicht  ausdrücklich  gedachten, 
in  den  Bereich  ihrer  Verhandlungen  zu  ziehen ,  wie  auch  der  Lan- 
desherr selbst  viele  wichtige  Gegenstände ,  bei  welchen  die  Korpo- 
ration sich  das  Recht  mitzusprechen  keineswegs  ausbedungen  hatte, 
freiwillig  vor  die  landständische  Versammlung  brachte.  Kurz, 
»mochte  die  Landschaft  nun  mit  dem  Landesherm,  statt  des  Lan- 
desherm  oder  gegen  den  Landesherm  handelnd  auftreten,  immer 
spielte  sie  in  der  Geschichte  der  einzelnen  Territorien  eine  vielfach 
entscheidende  Rolle«. 

Für  die  ungehinderte  Ausübung  dieser  weitgehenden  Befug- 
nisse war  es  wichtig,  dass  den  Landständen  des  Mittelalters  überall 
das  Selbstversammlungsrecht  und  das  Recht  des  be- 
waffneten Widerstandes  gegen  jedermann,  welcher  sie  in 
ihren  Rechten  zu  vergewaltigen  suchte ,  selbst  gegen  den  eigenen 
Landesherm  zuerkannt  wurde. 

Es  ist  ein  blosser  Wortstreit,  wenn  man  den  Landständen  des 
Mittelalters  den  Repräsentativcharakter  bald  abspricht,  bald 
beilegt.  Gewählte  Volksvertreter  im  modernen  Sinne  waren  sie 
allerdings  nicht.  Die  meisten  Glieder  des  Landtages  erschienen 
kraft  eigenen  persönlichen  Rechts,  andere  im  Auftrage  einer  beson- 
deren Korporation,  deren  specielle  Bevollmächtigte  sie  waren.  Ein 
Theil  der  Einwohner,  z.  B.  die  landesherrlichen  Hintersassen,  stan- 
den in  gar  keiner  Beziehung  zu  den  privilegirten  Ständen,  während 
die  Unterthanen  der  Prälaten  und  Ritter  höchstens  indirekt  durch 
ihre  Herrschaft  mit  vertreten  wurden.  Auch  war  der  Grundsatz 
nirgends  anerkannt,  das  alle  einzelnen  Landtagsmitgheder ,  als 
solche,  Repräsentanten  des  ganzen  Volkes  oder  Landes  seien. 
Dennoch  kann,  bei  richtiger  Würdigung  der  damaligen  staatsrecht- 
lichen Verhältnisse,  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  die  Land- 
stände, als  G«sammtheit,  »das  ganze  Land«,  »die  Landesge- 
mein de«  dem  Landesherm  gegenüber  vertraten,  dass  sie,  wie 
Moser  sagt,  »das  corpus  repraesentativum  des  ganzen  lieben  Vater- 
landes in  corpore  et  membris«  seien.  Aber  freilich  ist  diese  nie  ganz 
verkannte  öffentlich-rechtliche  Auffassung  nur  in  ihrem 
Keime  vorhanden.     In  erster  Linie  fühlten  sich  die  Landstände 
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immer  als  Vertreter  ikrer  speciellen  Standesinteressen.  Nirgends 
war  der  Grundsatz  ausgesprochen  oder  anerkannt ,  dass  bei  allen 
Berathungen  und  Abstimmungen  das  allgemeine  Landeswohl ,  mit 
Zurücksetzung  aller  Sonderinteressen ,  allein  zu  entscheiden  habe. 
Es  war  daher  erklärlich ,  wenn  die  Landstände  vor  allem  für  ihre 
»theuer  erkauften  Freiheiten«  eintraten  und  mit  dem  Landesherm, 
ganz  in  privatrechtlicher  Weise ,  möglichst  günstige  Geschäfte  für 
flieh  und  ihre  Kommittenten  zu  machen  suchten.  Es  ist  in  neuerer 
Zeit  mit  Becht  hervorgehoben ,  dass  auch  die  landständische  Insti- 
tntion  viel  dazu  beigetragen  habe,  die  Territorien  staatlich  zu  kon- 
soUdiren,  aber  nirgends  in  Deutschland  ist  es  dem  Territorialstaats- 
rechte gelungen,  den  Dualismus  zwischen  Landesherm  und 
Landschaft  zu  überwinden.  Gerade  hier  war  der  Punkt,  wo  die 
organische  Weiterentwickelung  der  mittelalterlichen  Landstände  zu 
einer  wahrhaft  staatlichen  Volksvertretung  scheiterte. 

§171. 

2)  Die  landfltändisohe  Institution  in  absteigender  Linie. 

Nachdem  so  der  feste  Abschluss  der  Territorien  mit  Hufe  der 
Landstände  durchgeführt  war,  richtete  sich  nun  der  planmässige 
Angriff  der  sich  ihrer  selbst  bewusst  gewordenen  Landesherrlichkeit 
gegen  die  Schranken,  welche  ihr  durch  die  landständische  Ver- 
fassung gezogen  waren.  Seit  dem XVII.  Jahrhundert ^  besonders  seit 
dem  dreissigjährigen  Kriege,  koncentrirte  sich  die  moderne  Staats- 
entwickelung lediglich  in  der  fürstlichen  Gewalt,  während  die  land- 
stioidische  Institution  entweder  ganz  verschwand  oder  doch,  immer 
mehr  ihrer  politischen  Bedeutung  beraubt,  zu  einer  privilegirten 
Korporation  von  wesentlich  privatrechtlicher  Bedeutung  mit  ein- 
zehien  administrativen  Befugnissen,  herabsank.  Bei  diesem  grossen 
Processe,  der  sich  übrigens  gleichzeitig  auf  dem  ganzen  europäischen 
Kontinente  vollzog,  arbeiteten  alle  geschichtlichen  Mächte  der  Zeit 
auf  den  Sieg  der  absoluten  Fürstengewalt  und  den  Untergang  der 
landständischen  Institution  in  merkwürdiger  Uebereinstimmung  hin. 
Es  sind  hier  besonders  folgende  Momente  hervorzuheben : 

1)  Der  ewige  Landfriede  von  1495  entzog  durch  seine 
allgemeine  Beseitigung  des  Fehderechtes  den  Landständen  das  kräf- 
tige Mittel  der  bewaffneten  Selbsthilfe,  welches  der  Landesherr,  als 
Inhaber  der  Staatsgewalt ,  ihnen  gegenüber,  behielt.  Besonders 
bedeutsam  wurde  dies ,  seitdem  an  die  Stelle  des  Lehensaufgebotes 
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der  »miles  perpetuus«  getreten  war.  Gestützt  auf  sein  stehendes 
Heer  konnte  der  Landesherr  jeden  landständischen  Widerspruch 
zum  Schweigen  bringen.  Der  Schutz  der  Reichsgerichte^  welcher 
grundsätzlich  die  Stelle  der  Selbsthilfe  vertreten  sollte,  war  den 
mächtigeren  Fürsten  gegenüber  wirkungslos. 

2)  Die  Landesherm ,  gestützt  auf  die  Auslegung  verschiedener 
Reichsgesetze ,  bestritten  den  Landständen  ihr  Einigungsrecht ,  in- 
dem sie  in  den  Unionen  derselben  »unziemliche,  hässige  Bündnisse, 
Verstrickung  \md  Zusammenthun  der  Unterthanen«  erblickten,  wo- 
gegen schon  die  Wahlkapitulation  KarrsY.  Verbote  enthalten  sollte. 
Mit  diesem  Einigungsrechte  fiel  auch  das  freie  S^elbstversamm- 
lungsrecht  der  Stände  hinweg,  indem  die  Fürsten  meistens  die 
Berufung  der  Landstände,  als  ausschliessliches  Recht,  in  Anspruch 
nahmen.  Da  es  nur  selten  verfassungsmässig  bestimmte  Termine 
der  Einberufung  gab ,  so  lag  es  in  der  Hand  der  Fürsten,  die  land- 
ständischen Versanmilungen  ganz  einschlafen  zu  lassen.  Eine  be- 
denkliche Rolle  spielten  dabei  die  permanenten  Landtags- 
ausschüsse mit  ihrem  Selbstergänzungsrechte ,  welche  in  vielen 
Ländern  die  allgemeine  Ständeversammlung  ganz  verdrängten. 

3)  Zwar  gab  im  XVH.  Jahrhundert  das  Steuerbewilli- 
gungsrecht den  Landständen  immer  noch  einen  bedeutenden 
Einfluss  auf  die  Landesangelegenheiten,  aber  gerade  in  den  gros- 
sem Territorien,  vor  allem  in  den  österreichischen  und  branden- 
burgischen Landen,  setzten  sich  die  Landesherm,  welche  vor  allem 
eine  stehende  Heeresmacht  auf  gesicherter  finanzieller  Grundlage 
zu  schaffen  suchten,  auch  in  dieser  Beziehung  immer  mehr  über  die 
Zustimmung  der  Landstände  hinweg  und  betrachteten  dieselben 
ledighch  als  eine  Behörde ,  welche  zur  Vertheilung  und  Erhebung 
der  Steuern  benutzt  werden  konnte.  Ebenso  nahmen  die  Landes- 
herm meistens  das  alleinige  Gesetzgebungsrecht  in  Anspruch,  wo- 
neben höchstens  ein  ständischer  Beirath  zulässig  erschien.  Vor 
allem  wurde  die  Theilnahme  der  Stände  auf  dem  Gebiete  der  aus- 
wärtigen Politik  und  der  innem  Landesverwaltung  (sog.  Polizei)  aufs 
entschiedenste  zurückgewiesen.  Damit  war  eigentlich  ihre  Theil- 
nahme auf  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Rechts  so  gut  wie 


4)  Diesen  absolutistischen  Bestrebungen  der  Landesherm 
kam  die  Doktrin  der  romanisirenden  Juristen  zu  Hülfe ,  welche  in 
jedem  deutschen  Landesherm  einen  »princeps  l^bus  solutus«  er- 
kannten, das  »quod  principi  placuit,  legis  habet  vigorem«  als  hoch* 
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8ten  Rechtssatz  verkündeten  und  die  Landesverträge  nnd  Landes- 
fifriheiten  als  Privilegien  charakterisirten ,  welche  der  Landesherr 
jeder  Zeit  widerrufen  könne,  wenn  sie  mit  der  sog.  Landeswohl- 
fahrt  unvereinbar  seien. 

5}  Bei  weitem  das  Schlimmste  aber  war,  dass  die  Landstände 
sich  selbst  aufgaben ,  indem  sie  die  höhere  öffentlich-rechtliche  Be- 
dentmig,  welche  sie  einst  gehabt,  völlig  vergassen  und  sich  nicht 
mehr  als  »die  Landesgemeinde a ,  sondern  als  eine  Körperschaft  der 
Privilegirten  betrachteten ,  denen  ihre  privatrechtlichen  Vorrechte, 
pekimiären  Yortheile  und  Exemtionen  über  alles  gingen ;  sie  verzich- 
teten auf  die  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  und  selbst  auf  das 
Steuerbewilligungsrecht,  wenn  sie  nur  die  eigene  Steuerfrei- 
heit behaupten  und  immer  mehr  erweitem  konnten.  Lnmer  eng- 
heiziger  schlössen  sie  sich  als  die  »Privilegirten«  gegen  die  übrigen 
Einwohner  des  Landes  ab.  Die  Standschaft  wurde  uls  Pertinenz 
Ton  Grund  und  Boden ,  als  Immobiliarrecht^  aufgefasst,  die 
ritterschaftliche  Korporation  aber  durch  Ahnenprobe  oder  wenig- 
stens Adelsnachweis  immer  strenger  geschlossen.  Ueberall  stellte 
sich  daher  die  öffentliche  Meinung  auf  Seiten  der  Fürsten,  welche, 
den  kastenartigen  Privilegien  der  Stände  gegenüber,  das  allgemeine 
Staatsbürgerthum  zur  Geltung  zu  bringen  suchten.  Unbetrauert 
nnd  kaum  bemerkt,  vollzog  sich  schliesslich  der  Untergang  der  einst 
so  kraftvollen,  jetzt  so  tief  entarteten  Institution.  Hie  und  da  hörte 
sie  schon  zu  Reichszeiten  ganz  auf  zu  existiren  y  anderwärts ,  wie 
in  den  Gebieten  der  preussischen  und  österreichischen  Monarchie, 
vegetirte  sie ,  ohne  jede  politische  Bedeutung ,  als  privilegirte  Kor- 
poration fort.  Etwas  mehr  Einfluss  behauptete  sie  in  Sachsen  und 
Bayern.  Nur  in  zwei  Ländern  wurden  im  vorigen  Jahrhundert  ihre 
alten  Befugnisse  von  neuem  anerkannt  und  bestätigt,  in  Meck- 
lenburg durch  den  Erbvergleich  von  1755  und  in  Württem- 
berg durch  den  Erb  vergleich  von  1770;  in  beiden  Ländern  blieb 
die  alte  landständische  Verfassung  in  voller  Ejraft^  aber  freilich  in 
«ehr  abweichender  Gestalt.  In  Mecklenburg  kam  das  feudale  Ele- 
ment in  dem  üebergewicht  der  Ritterschaft  zur  Geltung ,  in  Würt- 
temberg, dem  einzigen  grossem  Lande,  welchem  eine  Ritterschaft 
ganz  fehlte,  war  neben  der  evangelischen  Prälatur  das  korporative 
Element  der  Aemter  allein  vertreten,  in  welchem  Städte  und  Land- 
gemeinden zu  einer  Einheit  verbunden  waren  (S.  434).  Da  hier 
neben  demBürgerthum  auch  der  Bauernstand  vertreten  war,  so  kam 
die  landständische  Verfassung  Altwürttembeigs  der  modernen  Re- 

H.Seliiili6,  Dentsches  Staatsrecht.  30 
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präsentativverfassung  am  nächsten  und  zeigte  den  Weg,  auf  welchem 
sich  die  ständische  Verfassung  organisch  in  eine  Volksvertretung 
hätte  umsetzen  können.  Aber  auch  diese  Verfassung  wurde  am  An- 
fange dieses  Jahrhunderts  im  Jahre  1805  durch  einen  Gewaltakt 
beseitigt.  Als  das  alte  Reich  deutscher  Nation  im  Jahre  1S06  völlig 
zur  Neige  ging ,  war  die  landständische  Institution  auf  deutschem 
Boden  so  gut  wie  verschwunden.  Eine  unmittelbare  Bechtskonti- 
nuität  zwischen  den  alten  Landständen  und  der  modernen  Volks- 
vertretung ist  daher  nicht  anzunehmen,  aber  ebensowenig  kann  ge- 
läugnet  werden,  dass  derselbe  Rechtsgedanke,  welcher  in  der  land- 
ständischen Institution  einst  so  mächtig  sich  verwirklicht  hatte  — 
aktive  Theilnahme  der  Beherrschten  an  den  wichtigsten  Angelegen- 
heiten der  Gesammtheit  durch  ein  verfassungsmässiges  Organ  — 
auch  in  der  Volksvertretung  der  Gegenwart  in  verjüngter  Gestalt 
zur  Geltung  kommt.  Immerhin  fand  die  durch  allgemeine  staats- 
rechtliche Ideen ,  sowie  durch  ausländische  Vorbilder  beeinflusste 
Zeitrichtung  in  dem  geschichtlichen  Bestand  der  landständischen 
Institution  einen  wichtigen  Anknüpfungspunkt  selbst  für  die  äussere 
Form  ihrer  staatlichen  Neuschöpfungen. 

§  172. 
3)  Die  moderne  Volksvertretung  seit  den  Freiheitskriegen. 
Als  mit  den  siegreich  beendeten  Freiheitskriegen  in  Deutsch- 
land im  Volke  auch  das  politische  Selbstbewusstsein  wieder  er- 
wachte, zweifelte  damals  wenigstens  niemand  daran,  dass  man  an 
die  alten  landständischen  Institutionen  anzuknüpfen,  dass  man  die- 
selben in  zeitgemässer  Form  wieder  zu  beleben  habe.  War  aueh 
die  Gliederung  des  Volkes  in  die  alten  Stände  schon  damals  ein 
wesentlich  überwundener  Standpunkt,  so  war  man  doch  einmal  an 
diese  Vertretungsform  gewöhnt  und  glaubte  sie  durch  Heranziehung 
des  bisher  unvertietenen  Bauernstandes  zeitgemäss  vervollständigen 
zu  können.  Die  schon  seit  der  Reformation  vielfach  verschwun- 
denen oder  wenigstens  abgeschwächten  Prälatenkurien  fielen  jetzt 
meist  hinweg.  Rittergutsbesitzer;  bei  denen  jetzt  übrigens  meist 
der  Adelsnachweis  hinwegfiel,  Bürger  und  Bauern  waren  in  den 
meif^ttn  kleinem  Staaten  die  Wählerklassen  zum  Landtag.  In  den 
grossem  Staaten ,  wo  zahlreiche  Standesherm  und  sonstige  aristo- 
kratische Elemente  vorhanden  waren,  adoptirte  man  meist  das 
Zweikammersystem.    Obgleich  man  sich  so  in  Betreff  der  Zu- 
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sammensetzung  der  Landtage  den  altern  deutschen  Lan* 
desverfassungen  anschloss  und  deshalb  auch  die  Bezeichnung 
»Landständea  allgemein  beibehielt,  so  suchte  man  doch  in  diese 
alte ,  nur  wenig  veränderte  Form  einen  neuen  staatsrechtlichen  In* 
halt  zu  giessen.  War  den  alten  Landständen  wenigstens  in  ihrer 
Oesammtheit  ein  gemsser  Bepräsentativcharakter  des  ganzen 
Landes  nicht  abzusprechen ,  so  war  doch  dieses  Princip  ein  unent- 
wickeltes, sekundäres.  Alle  neuem  Verfassungen  seit  1815  stellen 
€6  dagegen  als  einzig  entscheidenden  Gesichtspunkt  auf,  dass  die 
Landstände  in  erster  Linie  das  Wohl  der  Gesammtheit,  das  wahre 
Interesse  des  Staates,  zu  vertreten  hätten.  Ja,  auch  alle  einzelnen 
Mitglieder  derselben  sollten ,  trotz  ihrer  beibehaltenen  ständischen 
Ernennung,  als  Vertreter  des  ganzen  Volkes  betrachtet  werden,  wie 
die  bayerische  Verfassung  von  1818  die  Abgeordneten  schwören 
lässt:  »nur  des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  und  Bestes  ohne 
Rücksicht  auf  besondere  Stände  und  Klassen,  nach  Ueberzeugung 
zu  berathen«.  Die  Vertretung  soll ,  auch  wenn  sie  nach  Ständen 
gegliedert  ist ,  euie  nationale  sein  und  die  Einheit  des  Volkes  und 
Staates,  nicht  das  Auseinandergehen  in  ständische  Sonderinteressen 
darstellen.  Ein  Blick  in  die  geschichtliche  Entwickelung  des  letzten 
Jahrhundertes  lehrt  uns  freiUch ,  dass  sich  auch  in  der  Zusammen- 
setzung der  neuem  Vertretungskörper  das  ständische  Princip  immer 
mehr  verliert.  An  seine  Stelle  trat  hie  und  da  eine  Vertretung  nach 
Interessengruppen,  ein  Vermögenscensus ,  seit  dem  Jahre  1848  so« 
gar  vielfach  das  allgemeine  unbeschränkte  Wahlrecht  aller  Staats- 
burger, welches,  trotz  schwerer  politischen  Bedenken  \md  seines 
atomistischen  Charakters,  immer  tiefer  in  die  Verfassungen  der 
deutschen  Staaten  einzudringen  im  Begriffe  steht.  Ob  sich  auf 
dieses  mechanische  Kopfzahlsystem  dauernde  staatliche  Institutionen 
gründen  lassen,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

§173. 

n.  Grundgedanke  und  juristiBcher  Charakter  der  heutigen  Volks- 
vertretung. 
Um  die  staatsrechtliche  Stellung  der  Volksvertretung  in  den 
deutschen  Einzelstaaten  festzustellen,  sind  drei  Beziehungen  der- 
selben ins  Auge  zu  fassen,  und  zwar  die  zum  vertretenen  Volke, 
die  zum  Monarchen  .oder  Staatsoberhaupte,  die  zum  Staate  in 
seinem  Gesammtorganismus. 

30* 
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1)  Am  8ch\^ierig8ten  ist  die  erste  Beziehung  juristisch  zu  kon- 
etruiren,  weil  das  Wort  x^Y ertretung«  hier  in  einem  ganz  andern, 
als  dem  gewöhnlichen  privatrechtlichen  Sinne  gebraucht  wird.  Ver- 
tretung oder  Repräsentation  bedeutet  im  Civilrechte  eine  erweiterte 
Sandlungsfahigkeit  von  Personen;  sie  dient  theils  als  Ersatz  für 
die  mangelnde  eigene  Handlungsfähigkeit,  z.  B.  bei  Unmündigen, 
Wahnsinnigen,  juristischen  Personen,  theils  erweitert  sie  für  Hand- 
lungsfähige den  rechtlichen  Verkehr  durch  Vervielfältigung  der 
juristischen  Organe  (v.  Savigny,  System  B.  HI,  S.  91).  Immer- 
hin setzt  sie  aber  eine  physische  oder  juristische  Person  voraus, 
welche  vertreten  wird.  Aber  dasVolk,  als  der  Inbegriff  der  Be- 
herrschten, bildet,  abgesehen  vom  Staate,  keine  Person,  noch  hat 
es  juristisch  irgendwie  einen  Willen.  Es  ist  daher  eine  völlig  un- 
haltbare Auffassung,  wenn  man  die  sog.  Volksvertretung  als  eine 
Vertretung  der  Millionen  Individuen,  welche  im  Staate  leben,  kon- 
struiren  will.  Man  geht  dabei  von  der  Ansicht  aus ,  dass  die  Ge- 
sammtsumme  der  Wähler  einen  einheitlichen  Willen  habe ;  nur  aus 
dem  äussern  Grunde,  weil  eine  solche  Masse  nicht  fuglich  in  pleno 
zusammenkommen  könne,  habe  sie  ihre  Rechte  auf  erwählte  Man- 
datare übertragen,  welche  den  eigentlichen  ursprünglichen  Volks- 
willen auszuführen  berufen^ wären. J  Die  aus  diesen  angeblichen 
Mandataren  gebildete  Versammlung  wird  dabei  als  die  Vollstreckerin 
eines  im  Hintergrund  stehenden  höheren  Willens,  des  sog. 
Volks  willens,  angesehen.  Diese  noch  in  weiten  Kreisen  ver- 
breitete vulgäre  Auffassung  ist  das  gerade  Gegentheil  des  wahren 
staatsrechtlichen  Verhältnisses. 

Im  rechtlichen  Sinne  haben  nur  Personen  einen  Willen.  Im 
Volke  ist  daher  jeder  zurechnungsfähige  Mensch  willensfähig;  er 
hat  aber  nur  seinen  individuellen  Willen.  Das  Volk,  als  der  Inbe- 
griff der  nebeneinauder  lebenden  Millionen,  ist  aber  in  keiner  Weise 
neben  dem  Staate,  noch  als  ein  besonderes  Rechtssubjekt  zu  kon- 
struiren  und  hat  deshalb  auch  keinen  Willen.  Der  Begriff  der 
Volksvertretung  darf  daher  niemals  auf  die.  Darstellimg  eines  frem- 
den, eigentlich  gar  nicht  existenten  Willens  gegründet,  sondern 
kann  nur  auf  Grund  einer  höheren  organischen  Auffassung  des 
Volkslebens  richtig  gewürdigt  werden. 

Das  Volk  ist  allerdings  neben  dem  Staate  kein  Rechtssubjekt, 
aber  es  ist  auch  nicht  eine  blos  atomistische  Masse  von  Millionen 
Individuen,  es  ist  vielmehr  eine  lebendige  Gesammtexistenz 
mit  einer  geschichtlich  gewordenen  Volksthümlich- 
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I 
keit.  Jedes  Volk  hat  seine  eigenen  Lebensanschauungen,  seine 
eigene  Kulturau^be ,  sein  besonderes  Volksethos.  Das  Volk 
in  diesem  Sinne  ist  nicht  nur  die  Summe  der  Lebenden ,  sondern 
das  durch  alle  Zeiten  hindurch  sich  bewegende,  sich  umgestaltende 
und  doch  ewig  sich  gleich  bleibende  Wesen ,  welches  die  Gegen- 
wart an  die  Vergangenheit  anknüpft  und  aus  der  Gegenwart  die 
Zukunft  entwickelt.  Dieser  von  der  deutschen  Wissenschaft  zuerst 
tiefer  erfasste  Begriff  des  Volkes  und  der  Volksthümlichkeit  ist 
allerdings  kein  juristischer,  sondern  ledighch  ein  ethisch- 
politischer. Li  das  Bechtsgebiet  tritt  derselbe  erst  dadurch, 
dass  das  Staatsrecht  ein  Organ  erschafft,  welches  die  Au%abe 
hat,  diesem  Volksethos,  diesem  lebendig  wirkenden  Volksgeiste 
einen  juristisch  fassbaren  Ausdruck  zu  geben.  Durch  dieses 
Oigan  wird  etwas  thatsächlich  Bedeutsames ,  aber  juristisch  nicht 
Vorhandenes  zu  einer  juristischen  Existenz  erhoben.  Die  Volks- 
Tertretung  repräsentirt  nicht  das  atomistische  Aggr^at  der  zeit- 
weilig lebenden  Lidividuen,  sondern  die  volksthümUche  Gesammt- 
existenz.  Das  Wählen  von  Abgeordneten  ist  überhaupt  nicht 
etwas,  was  dem  individuellen  Willen  irgendwie  Geltung  verschaffen 
soll,  sondern  nur  einer  der  Wege^  um  der  Nation,  als  einem  geistigen 
Ganzen,  Ausdruck  geben  zu  helfen.  Aus  dieser  geläuterten  Auf- 
fassung der  Volksvertretimg  folgt : 

erstens  für  dieselbe  in  ihrer  Gesammtheit,  dass  sie  nicht 
einen  sog.  Volkswillen  auszuführen  hat,  sondern  dass  ihr  Wille 
Ton  Rechtswegen  Volkswille  ist.  Ausserhalb  dersel- 
ben giebt  es  überhaupt  keinen  Volkswillen.  Was  die 
Volksvertretung  innerhalb  des  Kreises  ihrer  Befug- 
nisse in  verfassungsmässiger  Form  beschliesst,  gilt 
als  Willensausdruck  der  Nation; 

zweitens  ergiebt  sich  daraus  die  allein  richtige  Beurtheilung 
der  staatsrechtlichen  Stellung  der  einzelnen  Mitglieder  der  Volks- 
vertretung. Das  Wahlrecht  der  Wähler  bedeutet  nirgends  im  neuem 
Staatsrechte,  dass  dieselben  sich  einen  Bevollmächtigten  ernennen, 
welcher  die  Interessen  und  Wünsche  ihres  Standes  oder  Bezirkes 
zu  vertreten  habe  oder  an  ihre  Aufträge  und  Instruktionen  gebun- 
den sei,  sondern  lediglich  dass  die  Wähler  berechtigt  und  verpflichtet 
sind,  durch  ihre  Wahl  zur  Bildimg  eines  staatlichen  Organes  beizu- 
tragen, in  welchem  das  nationale  Ethos  ^  sowie  die  Gesammtintelli- 
^nz  des  Volkes  ihren  möglichst  adäquaten  Ausdruck  finden  soll. 
Das  Recht  xmd  die  Pflicht  des  erwählten  Abgeordneten  ist  daher  in 
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keiner  Weise  als  Mandat  seiner  Wähler  zu  betrachten.  Sobald 
diese  den  Wahlakt  vollzogen  haben,  hört  juristisch  jedes  beson- 
dere Band  zwischen  ihnen  und  ihrem  Erwählten  auf;  er  steht  zu 
seinem  Wahlkreise  in  keinem  andern  Verhältnisse,  als  zu  jedem 
andern  Theile  des  Volkes  oder  Staates. 

Wie  er  an  keine  Instruktionen  und  Aufträge  seiner  Wähler  ge- 
bunden ist,  so  ist  er  ihnen  auch  in  keiner  Weise  verantwortlich. 
An  die  Stelle  der  völlig  verwerflichen  Mandatstheorie  ist  die 
allein  staatsrechtlich  korrekte  Auffassung  zu  stellen,  nach  welcher 
der  Beruf  der  Volksvertreter  als  ein  öffentliches  Amt,  munu& 
publicum,  zu  betrachten  ist.  Allerdings  ist  die  Wahl  die  regel- 
mässige Form  der  Ernennung  der  Volksvertreter,  ja  eine  wahrhaft 
bedeutsame  Volksvertretung  lässt  sich  nicht  denken,  wo  nicht  ein 
Theil  und  zwar  der  grösste  Theil  der  Volksvertreter  durch  den  Ver- 
trauensakt der  Volkswahl  ernannt  wird;  aber  keineswegs  braucht 
diese  Berufungsart  die  einzige  zu  sein;  die  Verfassung  kann  auch 
einzelne  Glieder  des  Landtages  erblich  berufen  oder  dem  Staats-* 
oberhaupte  die  Berufung  auf  Lebenszeit  einräumen.  Trotz  dieser 
möglichen  Verschiedenheit  der  Berufungsart  sind  alle  Berufenen 
gleichmässig  Volksvertreter,  welche  ein  öffentliches  Amt  aus- 
üben. Der  Inhalt  dieses  Amtes  besteht  lediglich  darin,  dass  der 
Volksvertreter  nach  seinem  besten  Wissen  und  Gewissen  mitwirken 
soll,  durch  seine  Betheiligung  an  der  Berathung  und  Beschluss- 
nahme  der  volksvertretenden  Versammlung,  der  richtig  verstandenen 
volksthümlichen  Ueberzeugung  über  das  Beste  des  Staates  und  das 
Wohl  der  Gesammtheit  Ausdruck  zu  geben  und  bei  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten,  der  Regierung  gegenüber,  möglichst 
praktische  Geltung  zu  verschaffen. 

2)  Nach  deutschem  Staatsrechte  ist  die  gesammte  Staatsgewalt 
im  Staatsoberhaupte  vereinigt,  sein  Wille  ist  der  Staatswille  (S.  190) . 
Derselbe  soll  aber  kein  willkürlicher,  subjektiver,  sondern  ein  ob- 
jektiv bestimmter  sein,  d.  h.  bei  den  wichtigsten  Funktionen  der 
Staatsgewalt  soll  er  gebunden  sein  an  die  Mitwirkung  selbständiger 
Organe,  von  denen  die  Volksvertretung  bei  weitem  das  wichtigste 
ist.  Nach  deutschem  Staatsrechte  haben  die  Kammern  keinen  An- 
theil  an  der  Souveränetät ;  sie  üben  keine  Mitregierung,  kein  coim- 
perium,  wie  die  Reichsstände  im  weiland  deutschen  Reiche.  Ihre 
einzelnen  Glieder,  wie  ihre  Gesammtheit,  sind  Unterthanen  des 
Staatsoberhauptes .  Aber  innerhalb  ihrer  verfassungsmässigen  Sphäre 
sind  sie  völlig  unabhängig  von  seinen  Befehlen  und  haben  nur  nach 
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ihrer  üeberzeugung  für  das  Wohl  des  Staates  und  Volkes  zu  wirken. 
Vielmehr  ist  das  Staatsoberhaupt  selbst  bei  der  Ausübung  der  wich- 
tigsten staatlichen  Funktionen  an  ihre  Zustimmung  gebunden. 
Sein  Wille  gilt,  in  diesen  verfassungsmässig  bestimmten  Fällen, 
erst  dann  als  der  volle  Staatswille ,  wenn  er  die  Zustimmung  der 
Volksvertretung  vorher  in  sich  angenommen  hat.  Aber  unmittel- 
bare Regierungsakte  können'^nur  von  ihm,  nicht  von  der  Volks- 
vertretung ausgehen.  Kein  Gesetz  kann  zu  Stande  kommen  ohne 
Zustimmung  der  Volksvertretung,  aber  die  zum  Gehorsam  verbin- 
dende Kraft  liegt  doch  nur  in  der  Sanktion  des  Staatsoberhauptes. 
Trotz  ihrer  wichtigen  massgebenden  Befugnisse  kann  die  Volksver- 
tretung in  der  Regel  keinem  Beamten ,  keinem  Unterthanen  etwas 
befehlen,  keine  bindende  Vorschrift  ertheilen,  keinen  Rechtsfall 
entscheiden,  keine  Gesandte  an  auswärtige  Mächte  schicken.  Kurz, 
die  rechtliche  Bedeutung  der  heutigen  Volksvertretung  im  deutsch- 
monarchischen Staate  ist  nicht  die  einer  mitregierenden  obrigkeit- 
lichen Macht;  sie  übt  vielmehr  eine  die  Regierung  volksthümlich 
beeinflussende,  positiv  anregende,  negativ  abhaltende,  Volksrechte 
be^hützende,  kontrollirende  Thätigkeit  und  wirkt^  so  mitbestim- 
mend bei  den  wichtigsten  Funktionen  der  Staatsgewalt. 

3)  In  dem  konstitutionellen  Staate  der  Gegenwart  giebt  es  so- 
mit zwei  unmittelbare  Organe,  durch  deren  Zusammenwirken 
der  Staatswille  in  seiner  objektiven  Bestimmtheit  zn  Stande  ge- 
bracht wird ;  aber  sie  sind  nicht  mehr,  wie  im  Dualismus  des  Stände- 
staates Landesherr  und  Landschaft,  zwei  sich  gegenüberstehende, 
mit  einander  verhandelnde,  vertragschliessende  Rechtssubjekte,  son- 
demOrgane  derselben  einheitlichen  Gesammtpersön- 
lichkeit,  verschiedenartige  Glieder  im  Organismus  des  Staates. 
Wahrend  die  Landstände  des  Mittelalters  ein  dem  Landesherm 
gegenüberstehendes  Rechtssubjekt,  die  Korporation  der  Land- 
schaft bildeten,  welche  alle  Rechte  einer  moralischen  Person,  ein 
gesondertes  Eigenthum ,  besondere  Beamte,  eine  private  Rechts- 
sphäre  besass,  muss  die  moderne  Volksvertretung  lediglich  ak 
einintegrirendes  Glied  im  Verfassungsbau  des  Staates 
betrachtet  werden.  Es  handelt  sich  hier  nicht  mehr  um  Sonder- 
Techte  einer  Korporation,  welche  ohne  Mitwirkung  des  Fürsten  aus- 
geübt werden  können,  sondern  um  ein  geordnetes  Ineinander- 
greifen beider  staatlicher  Organe,  um  eine  harmonische 
Mitwirkung  derselben  bei  allen  wichtigen  Funktionen  der  Staats- 
thatigkeit,    um    eine    Mitbestimmung    der    gesammten 
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öffentlichen  Zustände,  durch  Land  es  herrn  und  Land- 
tag. 

Die  heutige  Volksvertretung  ist  daher  keine  Korporation  (wo 
ihr  die  Rechte  einer  solchen  etwa  beigelegt  sein  sollten,  ist  dies  nur 
eine  nebensächliche  Eigenschaft),  sondern  lediglich  ein  Staatsor- 
gan in  Gestalt  eines  Kollegiums,  welchem  sogar  die  Permanenz 
abgeht,  da  es  nach  Auflösung  oder  Schluss  der  Kammern  an  jedem 
erkennbaren  Organe  der  Volksvertretung  fehlt.  Die  politischen 
Befugnisse  der  Volksvertretung  haben  sich  aus  gesonderten 
Rechten  des  Landtages  in  ein  geordnetes  Mitwirkungsrecht  der- 
selben an  den  Staatsangelegenheiten  umgesetzt.  So  ist  aus  ihrem 
einseitigen  und  willkürlichen  Steuerverwilligungs-  bez.  Verweige- 
rungsrecht eine  gesetzliche  Theilnahme  an  der  Feststellung  des  ge- 
sammten  Staatshaushaltes,  aus  ihren  einzelnen  Verwaltungsbe- 
fugnissen eine  geordnete  Kontrolle  der  gesammten  Staatsverwaltung, 
aus  ihrem  Beirathe  und  ihrer  Zustimmung  zu  gewissen  Gesetzen 
eine  allgemeine  Mitwirkung  bei  allen  Akten  der  gesetzgebenden 
Gewalt  geworden;  aber  alle  diese  Befugnisse  werden  in  engster 
Verbindung  mit  dem  Staatsoberhaupte  ausgeübt  und  zwar  nix^ht 
etwa  so ,  als  ob  zwei  verschiedene ,  fremd  sich  gegenüberstehende 
Rechtssubjekte  sich  vertragsmässig  zu  einigen  hätten,  um  ein 
Gesetz  zu  Stande  zu  bringen,  sondern  so,  dass  zwei  staatliche  Or- 
gane berufen  sind,  durch  ihr  Zusammenwirken  den  Staatswillen  zu 
erzeugen.  Das  Gesetz  im  konstitutionellen  Staate,  wenn  auch  im 
Stadium  seiner  Entstehung  durch  Vereinbanmg  zu  Stande  gebracht, 
ist  doch  in  keiner  Beziehung  als  Vertrag,  sondern  als  der  Aus- 
druck des  einheitlichen  Staatswillens  aufzufassen.  (S.  9.) 
Der  Staat  ist  die  alles  umfassende  und  beherrschende  Gesammt- 
persönlichkeit,  die  im  Grundgesetze  desselben  festgestellte 
Verfassung  bestimmt  die  Ordnung,  in  welcher  Krone  imd  Volksver- 
tretung in  ihren  Rechten  gegeneinander  abgegrenzt ,  aber  auch  auf 
ihren  untrennbaren  Zusammenhang  hingewiesen  sind.  So  ist  an 
die  Stelle  des  Dualismus  die  Einheit,  an  die  Stelle  patrimonialer 
Fürstenrechte  und  gesonderter  ständischer  Privilegien  die  einheit- 
liche Staatspersönlichkeit  getreten,  in  welcher  Staatsoberhaupt  und 
Volksvertretung,  als  staatliche  Organe,  ihre  verschiedenartige,  aber 
zugleich  einheitliche  und  harmonische  Stellung  finden. 
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HL    Zusammensetzung  der  Volksvertretung. 

Das  Zweikammersystem^. 

In  den  altem  landständischen  Körperschaften  bestanden  mei- 
stens mehrere  für  sich  berathende  und  beschliessende  Kurien  neben- 
einander, welche  in  ihrer  Einheit  den  Landtag  ausmachten.  Die 
Zahl  der  Kurien  war  verschieden ,  gewöhnlich  waren  es  ihrer  drei : 
Prälaten,  Ritter,  Städte.  In  den  grossem  Territorien  kam 
noch  eine  Herrenkurie  hinzu,  hieunddawar  auch  der  Bauern- 
stand vertreten.  In  der  altwürttembergischen  Verfassung,  wo  ,es 
an  einer  Ritterkurie  fehlte ,  sassen  Prälaten  und  Abgeordnete  der 
Aemter  auf  verschiedenen  Bänken,  bildeten  aber  einen  einzigen 
Ahstinunungskörper,  welcher  nach  Majorität  beschloss. 

Durch  eine  besondere  geschichtliche  Entwicklung  hatte  sich 
sehr  früh  in  England  die  Eintheilung  des  Parlaments  in  zwei  Häuser 
herausgebildet,  indem  zum  concilium  magnum  der  Lords  seit  König 
Eduard  I.  das  Haus  der  Gemeinen  hinzutrat ,  in  welchem  sich  die 
Ritter  der  Grafschaft  mit  den  Vertretern  der  Städte  vereinigten. 
Seitdem  die  englische  Verfassung  das  Vorbild  aller  gesitteten  Völker 
der  alten  und  neuen  Welt  geworden  ist,  hat  diese  Eintheilung  der 
TolksYertretimg  in  zwei  Häuser  überall  Eingang  gefunden.  Gegen- 
wärtig besitzen  sie  nicht  nur  alle  grossem  konstitutionellen  Monar- 
chieen,  sondern  dieselbe  ist  auch  in  das  republikanische  Staatsrecht 
übei^gangen.  In  Deutschland  fand  diese  Form  der  Volksvertretung 
leicht  Eingang,  weil  sie  sich  an  das  Kuriensystem  der  alten  Landtage 
anknüpfen  liess  imd  durch  das  massgebende  Vorbild  Englands ,  so- 
wie der  französischen  charte  constitutionelle  vom  4.  Juni  1814  em- 
pfohlen wurde.  Sänmitliche  grossem  und  mittlem  Staaten  haben 
das  Zweikanmiersystem  angenonunen,  so  Preussen,  Bayern,  Sach- 

^  Epochemachend  für  das  Zweikammersystem  auf  dem  Kontinente  wurde 
Montesquieu,  L'espiit  des  lois,  Kap.  YI..B.  XI.  Für  das  Zweikammersystem 
ipiechen  sich  fast  aUe  bedeutenden  poÜtischen  Denker  aus :  de  Lo  Ime ,  Const. 
of  England.  B.  I.  eh.  3.  Benjamin  Constant,  Cours  de  politique  const.  T.  I. 
eh.  4.  Dahlmann,  Politik  S.  131  ff.  Frhr.  v.  Stein,  (Pertz,  Leben  B.  V. 
8. 35.)  Franz  Lieber,  Ueber  bürgerliche  Freiheit  S.  163 — 169.  (Vom  republi- 
kanisch-amerikanischen Standpunkte.)  Staatsrechtlich  zu  vergleichen:  Stahl, 
*.  a.  0.  B.  n.  Abth.  2.  S.  119  ff.  Bluntschli,  Allg.  Staatsr,  B.  V.  Kap.  6. 
Zöpfl,  Gnmds&tze  B.  IL  §  360.  S.  290.  v.  Held,  B.  11.  S.  464— 472. 
H.  A.  Zachariä,  D.  St.  u.  BR.  B.  L  §  113.   S.  629. 
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sen ,  Württemberg ,  Baden,  Hessen-Darmstadt.  Von  den  im  Jahre 
1866  erloschenen  Staaten  besass  es  das  Königreich  Hannover,  wäh- 
rend es  der  kurhessischen  Verfassung  fremd  geblieben  war.  Den 
kleinem  deutschmonarchischen  Staaten  fehlte  es  durchweg  an  dem 
politischen  Material  für  die  Bildung  einer  ersten  Kammer,  sodass 
sie  sich  mit  Einer  Kammer  begnügen  mussten.  Ohne  uns  mit  den 
politischen  Vorzügen  dieses  oder  jenes  Systems  zu  beschäftigen, 
heben  wir  hier  nur  die  eigenthümlichen  staatsrechtlichen  Grund- 
sätze des  Zweikammersystems  hervor. 

Beide  Abtheilungen  der  Volksvertretung  bestehen  als  zwei 
Kollegien  nebeneinander,  welche  nach  ihrer  eigenen  Kollegialver- 
fassung selbständig  berathen  und  beschliessen,  aber  doch  insofern 
wieder  eine  Einheit  bilden ,  dass  sie  nur  gleichzeitig  berufen ,  er- 
öffnet, vertagt  und  geschlossen  werden  können.  Fundamentalsatz 
des  Zweikammersystems  ist,  dass  beide  Kammern  in  allen 
zu  ihrem  Wirkungskreise  gehörigen  Angelegenheiten 
vollständig  übereinstimmen  müssen,  wenn  ihre  Be- 
schlüsse, der  Regierung  wie  dem  Volke  gegenüber,  als 
verfassungsmässiger  Ausdruck  des  Willens  der  Volks- 
vertretung, als  Volkswille  in  staatsrechtlichem  Sinne 
gelten  sollen.  In  negativer  Beziehung  genügt  da- 
gegen schon  der  Widerspruch  eines  Hauses,  um  eine 
der  Zustimmung  der  Volksvertretung  bedürftige 
Massregel  zurückzuweisen.  Wenn  beide  Kammern  sich 
über  eine  Vorlage  nicht  einigen  können ,  so  ist  kein  Beschluss  zu 
Stande  gekommen ,  doch  giebt  es  in  einzelnen  Verfassungen  Vor- 
schriften, welche  den  Zweck  haben,  eine  Einigung  beider  Kammern 
herbeizuführen.  So  werden  in  Württemberg  und  Baden,  wenn 
das  von  der  zweiten  Kammer  angenomimene  Budget  von  der  ersten 
Kammer  abgelehnt  ist,  die  Stimmen  in  beiden  Kanunem  zusammen- 
gezählt und  nach  der  Mehrzahl  sämmtlicher  Stimimen  wird  alsdann 
der  Ständebeschluss  gefasst.  Auch  wird  in  Württemberg,  wenn  die 
eine  Kammer  nicht  vollständig  zusammenkommt,  dieselbe  als  ein- 
willigend in  die  Beschlüsse  der  andern  angesehen.  Strenger  wird 
der  Fundamentalsatz  des  Zweikammersystems  in  Preussen  gewahrt, 
wo  eine  Durchzählung  der  Stimmen  beider  Kammern  imbekannt 
ist.  Nur  in  zwei  ausserordentlichen  Fällen  findet  in  Preussen  eine 
wirkliche  Vereinigung  beider  Häuser  der  Volksvertretung  statt, 
um  einen  gemeinsamen  Beschluss  zu  fassen,  nemlich  wenn  über  die 
Frage  der  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  zu  entscheiden  ist 
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(S.259J  und  wenn  der  Volksvertretung  die  Befugniss  zusteht,  einen 
Regenten  zu  wählen  (S.  262).  Das  Zusammentreten  beider  Häuser 
zablos  formellen  Geschäften  ohne  Beschlussfassung,  wie  bei  der 
Erofihung  und  der  Schliessung  des  Landtages ,  bei  der  Ableistung 
des  Yerfassungseides  von  Seiten  des  Königs  oder  Regenten,  kann 
als  Ausnahme  von  der  Regel  nicht  angesehen  werden. 

In  der  Regel  steht  es  der  Staatsregierung  frei,  welchem  von 
beiden  Häusern  sie  ihre  Vorlagen  zuerst  zugehen  lassen  will.  Nur 
Finanzgesetzentwiirfe  und  Staatshaushaltsetats  müssen  dem  Abge- 
ordnetenhause zuerst  vorgelegt  werden.  Bei  dem  Staatshaushalts- 
etat beschränkt  sich  die  Befugniss  der  ersten  Kammer  in  der  Regel 
darauf,  denselben  im  Ganzen  anzunehmen  oder  abzulehnen,  Abän- 
derungsvorschläge in  Betreff  der  einzelnen  Positionen  zu  machen, 
ist  ihr  nicht  gestattet.  Sonst  sind  in  der  Regel  die  Rechte  beider 
Kammern  völlig  gleich. 

§175. 
ZosammensetBung  der  ersten  Kammer  oder  des  Herrenhauses. 
Bei  der  Neubildung  erster  Kammern  in  Deutschland  hielt  man 
sich  wenigstens  äusserlich  an  das  Vorbild  Englands  und  wollte  darin 
vorzugsweise  den  hohen  grundbesitzenden  Adel  vertreten  sehen.  In 
den  süddeutschen  Staaten,  wo  zahlreiche  mediatisirte.  Häuser  den 
neugeschaffenen  Staatskörpem  einverleibt  worden  waren ,  bildeten 
diese  den  Hauptbestandtheil  der  sog.  ]>Kammer  der  Standes- 
herrn a,  so  in  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Hessen-Darmstadt. 
Hier  war  ein  wirklich  hoher  Adel  oder  Herrenstand  vorhanden. 
Der  ritterschaftliche  Adel  wurde  daher,  seiner  eigentlichen  Stellung 
gen^s,  zumeist  in  die  zweite  Kammer  verwiesen  (»der  Ritterstand 
ist  der  Mittelstandt),  so  in  Bayern,  Württemberg,  Hessen-Darm- 
stadt. In  Baden  zog  man  dagegen  die  sog.  grundherrlichen  £le- 
meute  mit  den  Standesherm  in  die  erste  Kammer.  In  Norddeutsch- 
land, wo  es  fast  ganz  an  einem  hohen  Adel  fehlte,  wurde  der 
Ritterschaft  eine  vorwiegende  Bedeutung  überall  in  der  ersten  Kam- 
mer eingeräumt,  so  in  Hannover,  im  Königreich  Sachsen,  obgleich 
sie  in  letzterem  auch  zugleich  in  der  zweiten  Kammer  vertreten  war. 
Neben  den  Elementen,  welche  der  englischen  erblichen  Pairie 
nachgebildet  waren,  fehlte  es  aber  nirgends  an  Mitgliedern,  welche 
durch  königliche  Ernennung  oder  ihr  Amt  auf  Lebenszeit  berufen 
waren.     Sowohl  in  Nachahmung  Englands,  wie  in  Erinnerung  an 
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die  Prälatenkurien  der  alten  Landstände,  wurden  hohe  Würden- 
träger der  Kirche  in  die  erste  Kammer  gezogen,  so  in  Bayern, 
Baden,  Hessen-Darmstadt,  Sachsen.  Zu  den  katholischen  Bischöfen 
kamen  höhere  evangelische  Geistliche,  Generalsuperintendenten, 
Prälaten.  Eine  Anomalie  ist  es,  dass  in  der  württembergischen  Ver- 
fassung der  Landesbischof  in  die  zweite  Kammer  verwiesen  ist. 
Den  Universitäten  wurde  bald  in  der  ersten,  bald  in  der  zwei- 
ten Kammer  eine  Vertretimg  gegeben.  Ausserdem  wurde  dem 
Staatsoberhaupte  regelmässig  das  Recht  eingeräumt,  einzelne  her- 
vorragende Männer  ohne  jede  Rücksicht  auf  Beruf  imd  Stand ,  auf 
Lebenszeit  (»aus  Allerhöchstem  Vertrauen«)  in  die  Kammer  zu  be- 
rufen ,  doch  wurde  regelmässig  diese  Zahl  beschränkt  oder  sollte 
wenigstens  einen  bestimmten  Procentsatz  der  erblichen  Mitglieder 
nicht  übersteigen.  In  mehreren  Staaten  wurden  auch  die  Vertreter 
der  grossen  Städte  in  die  erste  Kammer  gezogen.  In  Preussen 
giebt  es  nur  erbliche  oder  auf  Lebenszeit  berufene  Mitglieder  des 
Herrenhauses.  Die  mit  eiaem  Präsentationsrechte  versehenen  Ver- 
bände haben  kein  Wahlrecht,  sondern  nur  das  Recht,  der  Krone 
einen  Vorschlag  zu  machen.  Auch  für  die  präsentirten  Mitglieder 
ist  in  Preussen  die  königliche  Ernennung  der  einzige  Rechtsgrund 
ihrer  Mitgliedschaft. 

Zur  Ausübung  des  Stimmrechtes  in  der  ersten  Kammer  ist  das 
Vorhandensein  gewisser  Eigenschaften  nothwendig,  welche  ebenso 
Von  den  Mitgliedern  der  zweiten  Kammer  erfordert  werden :' Staats- 
angehörigkeit,  ein  bestimmtes  Alter  (gewöhnlich  das  vollendete 
30.  Jahr,  bei  den  Prinzen  des  Hauses  genügt  die  Volljährigkeit . 
Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  Abwesenheit  gewisser  Hinder- 
nisse, wie  das  Stehen  unter  Kuratel^  Konkurs,  Staatsdienst  bei  einem 
ausserdeutschen  Staate,  Wohnsitz  innerhalb  des  betref- 
fenden Staates  ^   Wo  nicht  besondere  Verfassungsbestimmungen 

1  Dies  wird  z.  B.  von  den  Mitgliedern  des  preussischen  Herrenhauses  aus- 
drücklich verlangt.  Durch  Verlegung  des  Wohnsitzes  ausserhalb  Preusaens 
geht  die  Mitgliedschaft  nicht  verloren,  aber  das  Stimmrecht  ist  so  lange  aus- 
pendirti  bis  das  betreffende  Mitglied  seinen  Wohnsitz  wieder  in  Preussen  ein- 
nimmt. Daher  kann  es  nicht  gebilligt  werden,  wenn  G.  Meyer,  a.a.  O.  S.  227 
sagt :  »Wo  die  Einzelverfassungen  Wohnsitz  innerhalb  des  betreffenden  Staates 
vorschreiben,  genügt  jetzt  ein  Wohnsitz  im  deutschen  Reiche».  Foz  die 
Ausübung  der  aktiven  staatsbürgerlichen  Rechte  in  einem  Einzelstaate  ist  jede 
Landesverfassung  berechtigt,  Wohnsitz  innerhalb  ihres  Staatsgebietes  zu  for- 
dern, ohne  dadurch  mit  dem  Freizügigkeitsgesetze  in  Widerspruch  zu  treten. 
Dagegen  w&re  es  allerdings  der  engem  Verbindung  der  deutschen  Staate  unter- 
einander entsprechend,  wenn  man  sich  auch  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes 
mit  dem  Wohnsitze  innerhalb  des  deutschen  Reiches  begnügte. 
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entgegenstehen,  ist  anzunehmen,  dass  auch  ein  lebenslängliches 
Mitglied  der  ersten  Kammer  berechtigt  ist,  auf  seine  Stelle  jeder 
Zeit  zu  verzichten.'  Die  Lebenslänglichkeit  bildet  nur  den  Ge- 
gensatz zu  einer  periodischen,  begrenzten  Zeitdauer  des  Amtes.  Wie 
der  lebenslänglich  angestellte  Staatsdiener  sein  Amt,  ja  wie  das 
Staatsoberhaupt  selbst  die  erhabenste  Stelle  im  Staate  jeder  Zeit 
an%eben  kann,  so  kann  eine  solche  Befugniss  auch  einem  Mitgliede 
der  ersten  Kammer  nach  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  nicht  ab- 
gesprochen werden. 

§176. 
ZiuammenBetBUiig  der  sweiten  Kammer  oder  des  Abgeordneten- 
hauses. 

Während  bei  der  Zusammensetzung  der  ersten  Kammer  die 
konigUche  Ernennung,  die  Erblichkeit,  die  Lebenslänglichkeit  der 
Mitglieder  vorwiegt,  ist  die  zweite  Kammer  überall  vorherrschend 
eine  Wahlkammer.  Dasselbe  ist  auch  da  der  Fall,  wo  überhaupt 
nur  Eine  Kammer  besteht,  doch  pflegt  hier  das  vorherrschende  Ele* 
ment  der  allgemeinen  Yolkswahlen  durch  einen  Zusatz  von  beson- 
ders qualificirten  Abgeordneten  ermässigt  zu  sein;  so  werden  den 
Grossgrundbesitzem,  welche  jetzt  meistens  an  die  Stelle  der  Ritter- 
gutsbesitzer getreten  sind,  den  Höchstbesteuerten ,  den  Geistlichen 
u.  8.  w.  eine  bestimmte  Anzahl  von  Abgeordneten  eingeräumt,  um 
diesen  bedeutsamen,  aber  numerisch  in  der  Minderzahl  befindUchen 
Elementen  den  ihnen  entsprechenden Einfluss  zu  sichern.  In  vielen 
Yer&ssungen  sind  die  Städte  und  die  Landgemeinden  als  Wahl- 
korper  getrennt.  Hie  und  da  wird  auch  grösseren  Städten  eine  be- 
sondere Vertretung  in  den  zweiten  Kammern  eingeräumt.  Bisweilen 
wird  der  gemeinsame  Landtag  aus  Sonderlandtagen  zusammenge- 
setzt, so  in  Koburg  und  Gotha,  so  in  Waldeck  und  Pyrmont.  Wo 
das  allgemeine  Wahlrecht  in  eine  Landesverfassung  eingedrungen 
ist,  ist  dasselbe  regelmässig  durch  das  sog.  Dreiklassensystem 
[veigl.  darüber  Anmerkung  am  Ende  des  §)  ermässigt,  so  in  Preussen 
nnd  Oldenburg.  Im  ganzen  besteht  eine  solche  Mannigfaltigkeit  in 
der  Zusammensetzung  beider  Kammern,  dass  auf  eine  in  der  Schluss- 
anmerkung versuchte  kurze  statistische  Uebersicht  verwiesen  wer- 
den muss,  während  hier  nur  die  allgemeinen  juristischen  Princi- 
picn  über  Wahl  imd  Wahlrecht  erörtert  werden  können. 

Die  Vorschriften  über  die  Wahlen  sind  theils  in  der  Verfas- 
»ungsurktmde,  theils  in  besonderen  Wahlgesetzen  enthalten. 
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Das  aktive  Wahlrecht  kann  nur  unter  bestimmten  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  ausgeübt  werden.  Dahin  gehören :  a.  Staat»-* 
angehörigkeit.  Selbst  Angehörige  anderer  deutscher  Staaten 
sind  Yom  Wahlrechte  ausgeschlossen ,  Aufenthalt  und  Wohnsitz  in 
einem  Staate  reichen  nicht  aus;  b.  männliches  Geschlecht;  c.  ein 
bestimmtes  Alter,  gewöhnUch  25  Jahre,  in  Preussen  schon  das  voll- 
endete 24.  Jahr,  anderwärts  genügt  schon  Volljährigkeit;  d.  Besitz 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte ,  welche  nach  dem  Beichsstrafgesetz- 
buch  §  32 — 37  nur  durch  ein  ausdrücklich  auf  den  Verlust  derselben 
gerichtetes  richterliches  Erkenntniss  entzogen  werden  können. 
Durch  Begnadigung  können  auch  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
wieder  hergestellt  werden;  e.  das  aktive  Wahlrecht  wird  überall 
solchen  Personen  abgesprochen,  welche  unter  Vormundschaft  stehen, 
sich  im  Konkurse  befinden  oder  eine  öffentliche  Armenunterstützung 
erhalten.  Ausser  diesen  überall  vorkommenden  Voraussetzungen 
haben  einzelne  Verfassungen  noch  weitergehende  Erfordernisse  für 
das  aktive  Wahlrecht  aufgestellt,  so  das  Vorhandensein  eines  ei- 
genen Hausstandes,  wonach  alle  die  ausgeschlossen  sind, 
welche  »ohne  eigenen  Herd  bei  andern  in  Kost  und  Lohn  stehen«, 
wie  Dienstboten,  Handwerksgesellen  (Oldenb.  Verf.  §  115.  Sach- 
sen-Koburg- Gotha  §  27  c),  die  in  Preussen  erforderte  »Selb- 
ständigkeit« hat  nicht  diese  Bedeutung,  sondern  bezeichnet  nur 
die  Dispositionsfähigkeit  (H.  Schulze  §  160,  S.  158),  femer  Zahlung 
einer  direkten  Steuer  an  den  Staat  überhaupt  oder  sogar  einer  Steuer 
von  einer  gewissen  Höhe.  Nach  dem  Beichsmilitärgesetz  vom  2 .  Mai 
1874  §  49  ruht  das  Wahlrecht  für  die  im  aktiven  Dienste  befind- 
lichen Militärpersonen. 

Das  Recht,  gewählt  zu  werden,  sog.  passives  Wahlrecht, 
ist  regelmässig  an  dieselben  Voraussetzungen  gebunden,  wie  das 
aktive;  doch  werden  hie  und  da  höhere  Anforderungen  gestellt, 
z.  B.  ein  höheres  Alter,  gewöhnlich  30  Jahre,  Unbescholtenheit, 
Zahlung  eines  hohem  Steuerbetrags,  Besitz  der  Staatsangehörigkeit 
während  eines  bestinmiten  Zeitraums  (1 — 3  Jahre),  bisweilen  ge- 
ringere, indem  für  das  passive  Wahlrecht  die  Zahlung  einer 
direkten  Steuer  nicht  verlangt  wird.  Ueberall  sind  die  Mitglieder 
der  ersten  Kammer  von  der  Wahlfahigkeit  ausgeschlossen,  da  selbst- 
verständlich niemand  zugleich  Mitglied  beider  Kammern  sein  kann. 

Zum  Zwecke  der  Wahlen  ist  das  Staatsgebiet  in  Wahlkreise 
eingetheilt.  Die  Feststellung  derselben  erfolgt  regelmässig  durch 
das  Gesetz  (z.  B.  preussisches  Gesetz  betr.  die  Feststellung  der 
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Wahlbezirke  für  das  Haus^der  Abgeordneten  vom  27.  Juni  1860) ; 
in  anderen  Staaten  ist  die  Bildung  derselben  dem  Ermessen  der 
Begierung  überlassen,  z.  B.  in  Bayern.  Die  Wahlkreise  zerfallen 
zum  Zwecke  der  Stimmabgabe  in  Stimmbezirke.  Zur  Ausübung 
des  Wahlrechtes  gehört  Wohnsitz  in  dem  betreffenden  Stimmbe- 
zirke. Die  Bestimmungen  über  das  Wahlverfahren  sind  in  den  ein- 
zehen  deutschen  Staaten  sehr  verschieden.  Vor  allem  wichtig  ist 
die  Unterscheidung  zwischen  dem  direkten  und  indirekten 
Wahlverfahren ,  bei  ersterem  bezeichnen  die  Wahler  die  Abgeord- 
neten unmittelbar,  bei  letzterem  findet  eine  doppelte  Wahlhandlung 
statt,  indem  die  Wähler  als  sog.  Urwähler  nur  Wahlmänner 
emennen,  welche  dann  die  Abgeordneten  zu  wählen  haben.  In 
manchen  Verfassungen  sind  beide  Verfahren  verbunden,  indem  ein- 
zehie  Klassen  direkt  wählen,  wie  die  Grossgrundbesitzer,  die  Höchst- 
besteuerten, die  Geistlichen  (z.B.  Braunschweig,  Meiningen),  wäh- 
rend die  übrigen  Bürger  indirekt  wählen.  Die  Abstimmung  ist  ent- 
weder öffentlich  oder  geheim  durch  Stimmzettel,  welche  keine 
Unterschrift  tragen  dürfen.  Die  Ausübung  des  Stimmrechtes  muss 
in  Person  geschehen.  Die  Wahlen  erfolgen  regelmässig  nach  abso- 
luter Stimmenmehrheit,  doch  hie  und  da  auch  nach  relativer  Mehr- 
heit, besonders  bei  der  Wahl  von  Wahlmännem.  Die  sonst  übliche 
WaM  von  Stellvertretern  kommt  jetzt  nur  noch  vereinzelt  vor. 
Es  steht  im  Belieben  des  Erwählten,  ob  er  die  auf  ihn  gefallene 
Wahl  annehmen  will  oder  nicht,  doch  ist  ihm  eine  bestinmite  Frist 
ZOT  Erklärung  gesteckt. 

Während  die  Eigenschaft  eines  Mitgliedes  des  Abgeordneten- 
hauses durch  eine  gültige  Wahl  und  deren  Annahme  erworben 
wird,  geht  dieselbe  für  die  einzelnen  Mitglieder  verloren:  a. 
duich  freiwillige  Niederlegung  der  Mitgliedschaft ,  welche  stets  er- 
laubt ist,  aber  nur  eine  unbedingte  sein  kann;  b.  durch  Verlust 
der  zur  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigenschaften;  c.  nach  vielen 
Verfassungen,  wenn  ein  Abgeordneter  ein  besoldetes  Staatsamt  an- 
nimmt oder  im  Staatsdienste  in  ein  Amt  eintritt ,  mit  welchem  ein 
höherer  Rang  oder  ein  höheres  Gehalt  verbunden  ist ;  d)  wenn  ein 
MitgHed  der  zweiten  Kammer  in  die  erste  berufen  wird  und  dieser 
Berufimg  Folge  leistet;  e.  durch  Ausschluss  zur  Strafe,  wenn  es 
durch  ausdrückliches  Erkenntniss  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
verlustig  erklärt  wird.  Nach  manchen  Verfassungen  steht  auch  der 
Versammlung  aus  bestimmten  Gründen  ein  Recht  des  Ausschlusses 
zu  (in  Braunschweig,    in  Oldenburg).     Für  sämmtliche  Mit- 
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glieder  des  Abgeordnetenhauses  geht  ihre  Eigenschaft  verloren  mit 
dem  Tage  des  Ablaufes  der  Legislaturperiode ,  sowie  mit  der  Auf- 
lösung des  Hauses. 

Anmerkung. 

Gegenwärtige  ZusammensetBting  der  Landtage  in  den  monarchi- 
schen Einselstaaten  Deutsohlanda. 

A.    Staaten  mit  Zweikammersystem. 

1)  Preussen.    Erste  Kammer ,  jetzt  Herrenhaus ,  beruht  auf  dem 
Gesetze  vom  7.  Mai  1853  und  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1854. 
Das  Herrenhaus   ist   gesetzlich   aus   erblichen   und   lebensläng- 
lichen Mitgliedern  zusammengesetzt.    Die  erblichen  bestehen :  a.  aus 
den  volljährigen  Prinzen  des  königlichen  Hauses ,  wenn  der  König  sie 
beruft ;  b.  aus  dem  Haupte  des  fürstlichen  Hauses  HohenzoUem ;  c.  aus 
den    nach  der  Bundesakte  vom    10.   Juni   1815   zur  Standschaft  be- 
rechtigten Häuptern  der  vormals  reichsständischen  Häuser  in  Preussen ; 
d.   aus  den  übrigen  nach  der  Verordnung  vom  3.  Februar   1847  zur 
Herrenkurie  des  Vereinigten  Landtages  berufenen  Fürsten ,  Grafen  und 
Herren;  e.  aus  denjenigen  Personen,  welchen  das  erbliche  Recht  auf  Sitz 
und  Stimme  vom  Könige  durch  besondere  Verordnung  verliehen  wird. 
Zu  diesen  erblichen  Mitgliedern  kommen  diejenigen,  welche  der  König  auf 
Lebenszeit  beruft.     Dahin  gehören:    die  Inhaber  der   vier  grossen 
Landesämter  im  Königreiche  Preussen  (Oberburggraf  ^  Obermarschall, 
Landhofmeister  und  Kanzler) ,  einzelne  Personen,  welche  der  König  »aus 
besonderem  Allerhöchstem  Vertrauen«  beruft ,  aus  Personen,  welche  ihm 
von  gewissen  Verbänden  präsentirt  werden.    Das  Präsentations- 
recht steht  infolge  vom  §  4  Nr.  1  der  Verordnung  vom  12.  Oktober  1854 
zu:  a.  den  evangelischen  Stiftern  Brandenburg,  Merseburg  und  Naum- 
burg ;   b.   dem  für  jede  Provinz  zu  bildenden  Verbände  der  darin  mit 
Rittergütern  angesessenen  Graf en  für  je  einen  zu  Präsentbenden;  c.  den 
Verbänden  der  durch  ausgebreiteten  Famüienbesitz  ausgezeichneten  Ge- 
schlechter ,  welche  der  König  mit  diesem  Rechte  begnadigt ;  d.  den  Ver- 
bänden des  alten  und  befestigten  Grundbesitzes.   Die  Anordnungen  über 
die  Wahl  der  für  den  alten  und  befestigten  Grundbesitz  zu  präsentiren- 
den  Mitglieder,  sowie  über  die  Wahl  der  gräflichen  Provinzialverbände^ 
sind  durch  das  vom  Könige  vollzogene  Reglement  vom  12.  Oktober  1854 
ertheilt  worden.    Schliesslich  ist  dann  die  Verordnung  »betreffend  die  defi- 
nitive Erledigung  der  Vorbehalte  wegen  Bildung  der  Verbände  des  alten 
und  befestigten  Grundbesitzes ,  der  Landschaftsbezirke  tmd  wegen  Wahl 
der  Seitens  dieser  Verbände  tmd  der  Provinzialverbände  der  Grafen  zu 
präsentirenden  Mitglieder  des  Herrenhauses«  am  10.  November  1865  er- 
gangen.  Damach  werden  die  Landschaftsbezirke  des  alten  tmd  befestigten 
Grundbesitzes  so  gebildet^  dass  auf  Preussen  18,  auf  Brandenburg  15, 
auf  Pommern  13 ,  auf  Schlesien  18  ,  auf  Posen  7 ,  auf  Sachsen  10  ,  auf 
Westfalen  4,  auf  die  Rheinprovinz  5  Mitglieder  kommen  (im  ganzen  90) . 
Zum  alten  Grundbesitze  sind  nur  solche  Rittergüter  zu  zählen,  welche 
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IUI  Zeit  der  Präsentation  seit  mindestens  50  Jahren  im  Besitze  einer  und 
deiselben  Familie  sich  befinden;  zum  befestigten  Orundbesitze  ge- 
hören solehe  Rittergüter,  deren  Vererbung  in  der  männlichen  Linie  durch 
eine  besondere  Erbordnung,   Lehen,    Majorat,   Minorat,   Fidei- 
commiss,  fideicommissarische  Substitution  gesichert  ist;  e.  einer  jeden 
Landesuniversität;    die   von  den  Uniyersitäten  zu   Präsentirenden 
wählt  der  Senat  aus  der  Reihe  der  ordentlichen  Professoren;  f.  denjenigen 
Städten,  welchen  der  König  das  Recht  det  Präsentation  beigelegt  hat. 
Die  von  den  Städten  zu  präsentirenden  Vertreter  werden  von  dem  Magi- 
strate oder  in  Ermangelung  eines  koUegialischen  Vorstandes  Ton  den 
übrigen  kommunalverfassungsmässigen  Vertretern  der  Städte   aus  der 
Zahl   der   Magistratsmitglieder   gewählt.     Die  Qesammtzahl   der 
Herrenhausmitglieder  ist  an  keine  Beschränkung  gebunden ,  vielmehr  ist 
der  König  befogt,  ohne  Beschränkung  der  Zahl,  erbliche  Mitglieder,  so- 
wie lebenslängliche  Mitglieder  jeder  Zeit  zu  ernennen ;  auch  steht  dem 
Könige  das  Recht  zu,  die  Anzahl  der  zur  Präsentation  berechtigten  Fami- 
lienverbände  und  Städte  nach  Gefallen  zu  vermehren.     Das  Haus  der 
Abgeordneten  ist  in  Preussen  eine  reine  Wahlkammer. 
Die  Zahl  der  Mitglieder  betrug  nach  A.  69  der  Verfassungsurkunde  350, 
dazu  kamen   1851    zwei  Abgeordnete   für   die  Fürstenthümer  Hohen- 
zollem ,    1857  für  die  neuen  Provinzen  80 ,  sodass  gegenwärtig  das  Ab- 
geordnetenhaus 432  Mitglieder  zählt.    Das  in  A.  72  der  Verfassung  ver- 
heisseue  Wahlgesetz  ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  nicht  ergangen. 
Dagegen  bestimmt  A.  115,  dass  bis  zum  Erlasse  eines  definitiven  Wahl- 
gesetzes die  Verordnung  vom  30.  Mai  1849,  »die  Wahl  der  Abgeordneten 
zur  zweiten  Kammer  betreffend«,  iu  Kraft  bleiben  soll.  Darnach  sind  die 
Wahlen  zum  Hause  der  Abgeordneten  indirekte,  d.  h.  die  Abgeord- 
neten werden  von  Wahlmännem  in  Wahlbezirken,  die  Wahhnänner  von 
den  Urwählern  in  Urwahlbezirken  gewählt.    Das  allgemeine  Wahl- 
recht aller  selbständigen  Preussen,  welche  das  25.  Lebensjahr  vollendet 
haben,  ist  durch  das  eigenthümliche  Dreiklassensystem  so  modi- 
fieirt,  dass  das  Gewicht  der  einzelnen  Stimmen  ein  wesentlich  verschie- 
denes ist.    Die  Urwähler  werden  nach  Massgabe  der  von  ihnen  zu  ent- 
nchtenden  direkten  Staatssteuer  in  drei  Abtheilungen  getheilt  und  zwar 
in  der  Art ,  dass  auf  jede  Abtheilung  ein  Drittheil  der  Gesammtsumme 
der  Steuerbeträge  aller  Urwähler  fällt.     Diese  Gesammtsumme  wird  ge- 
meiudeweise  berechnet ,  falls  die  Gemeinde  einen  Urwahlbezirk  für 
sieh  bildet  oder  in  mehrere  Urwahlbezirke  getheilt  ist,  bezirksweise, 
falls  der  Urwahlbezirk  aus  mehreren  Gemeinden  besteht.     Die  erste  Ab- 
theilung besteht  aus  denjenigen  Urwählern,    auf  welche  die  höchsten 
Steuerbeträge  bis  zum  Belaufe  eines  Drittheils  der  Gesammtsunune  fallen. 
Die  zweite  Abtheilung  besteht  aus  denjenigen  Urwählern,  auf  welche  die 
nächst  niedrigeren  Steuerbeträge  bis  zur  Grenze  des  zweiten  Drittheils  fallen. 
Die  dritte  Abtheilung  besteht  aus  den  am  niedrigsten  besteuerten  Urwäh- 
lern, auf  welche  das  dritte  Drittheil  fällt.     In  diese  Abtheilung  gehören 
auch  diejenigen  Urwähler,  welche  gar  keine  Steuern  bezahlen.   Als  Wahl- 
mann ist  jeder  stimmberechtigte  Urwähler  wählbar.    Zum  Abgeordneten 
ist  jeder  Preusse  wählbar,  welcher  das  30.  Jahr  vollendet  hat,  den  VoU- 
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genuss  deT  bürgerliehen  Rechte  nicht  varioren  und  3  Jahre  dem  preuasi- 
sehen  Staatsverbande  angehört  hat.  Die  Wahlen  erfolgen  durch  Stimmr- 
gebung  Bu  Protokoll  auf  3  Jahre.  Alles  Nähere  in  meinem  preussischen 
Staatsrechte  B.  II  §§  159  u.  160. 

2)  In  Bayern  heisst  die  erste  Kammer  die  der  Reichsrtthe, 
sie  besteht  nach  der  Verfassungsurkunde  Tit.  VI,  §§  2 — 5  und  dem  Ge* 
setz,  die  Bildung  der  Kammer  der  Reichsräthe  betreffend,  vom  9.  Man 
1828:  a.  aus  den  volljährigen  Prinzen  des  königlichen  Hauses;  b.  den 
Kronbeamten  des  Reichs  ;  c.  den  beiden  Erzbischöfen ;  d.  den  H&uptem 
der  ehemals  reiehsstftndischen  Familien,  so  lange  sie  im  Besitse  ihrer 
vormaligen  rei^^sständischen,  im  Königreich  belegenen  Besitzungen  sind; 
e.  einem  vom  Könige  ernannten  Bisc^f  und  dem  Präsidenten  des  prote- 
stantischen Generalkonsistoriums ;  f.  denjenigen  Personen,  welche  der 
König  entweder  erblich  oder  lebenslänglich  zu  Mitgliedern  ernennt  Das 
Recht  dazu  wird  der  König  nur  adligen  Gutsbesitzern  verleihen,  welche 
im  Königreiche  das  volle  Staatsbürgerreoht  und  ein  mit  dem  Lehen-  oder 
fideicommissarisehen  Verbände  belegtes  Grundvermögen  besitzen ,  von 
welchem  sie  an  Grund-  und  Dominicalsteuer  in  simplo  dreihundert  Chil- 
den  entrichten  und  wobei  eine  agnatisch-linealische  Erbfolge  nach  dem 
Recht  der  Erstgeburt  eingefohrt  ist.  Die  ZM.  der  lebensUngli^en 
Reichsräthe  darf  dabei  den  dritten  Theil  der  erblichen  nicht  übersteigen. 
Die  zweite  Kammer  war  nach  der  Verfassungsurkunde  von 
1818  nach  sehr  künstlich  gebildeten  Interessengruppen  zusamm«ige- 
setzt  (Grundherren,  Geistliche,  Universitäten,  Städte  und  Märkte  u.  s.  w.) . 
Durch  das  Gesetz,  die  Wahl  der  Landtagsabgeordneten  betreffend,  vom 
4.  Juni  1848  ist  die  Widil  zur  zweiten  Kammer  nach  rein  numerischen 
Verhältnissen  geordnet,  indem  auf  31  500  Seelen  inooner  ein  Abgeord- 
neter gewählt  wird.  Die  Zahl  der  Abgeordneten  wird  auf  die  einzelnen 
Kreise  durch  die  Regierung  vertheilt.  Es  werden  4 — 6  Wahlbezirke  in 
jedem  Kreise  durch  das  Ministerium  des  Innern  bestimjnt.  Wähler  ist 
jeder  Staatsangehörige,  welcher  dem  Staate  eine  direkte  Steuer  entrichtet 
und  im  Vollbesitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  ist.  Auf  je  500  Seelen 
wird  ein  Wahlmann  ernannt.  Als  Wahlmann  kann  jeder  bayerische 
Staatsbürger  (von  über  25  Jahren) ,  der  die  Eigenschaften  des  Wählers 
hat,  gewählt  werden.  Als  Abgeordneter  ist  wählbar,  wer  die  Eigen*- 
Schäften  als  Wähler  besitzt  und  über  30  Jahre  alt  ist.  Die  Wahlperiode 
ist  6  Jahre.  Die  Wahl  wird  bei  beiden  Handlungen  schriftlich  mit  unter- 
zeichneten Wahlzetteln  vorgenommen.  Die  Gewählten  müssen  abso- 
lute Stimmenmehrheit  für  sich  haben.  (Pözl,  Verfassungsrecht  §  191 
und  192.) 

3)  Königreich  Sachsen.  Nach  der  Verfassungsurknnde  tob 
1831  §  63  gehören  zu  der  ersten  Kammer  folgende  Mitglieder:  a.  die 
volljäluigen  Piinzen  des  königlichen  Hauses;  b.  das  Hodxstift  Meissen 
durch  einen  Deputirten  seines  Mittels;  c.  der  Besitzer  der  Herrschaft 
Wildenfels;  d.  die  Besitzer  der  fünf  schönburgischen  Recessherrsohaüten 
Glauchau,  Waidenburg,  Lichtenstein,  Hartenstein  und  Stein  durch  einen 
ihres  Mittels  ;  e.  ein  Abgeordneter  der  Universität  Leipzig ,  welcher  iFon 
selbiger  aus  dem  Mittel  ihrer  ordenüiehen  Professoren   gewählt   wird ; 
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f.  derBesitEer  der  Standesherrsohaft  KOnigsbrüek  und  der  derStandesherr- 
sehafl  Reibendorf;  g.  der  eyangeÜBche  Oberhofprediger;  h.  der  Dekan 
des  DomBtiftes  St.  Petri  zu  Bautzen ,  zugleich  in  seiner  Eigensebaft  alg 
höherer  kathoÜBcher  Geistlicher  und,  im  Falle  der  Behinderung  oder  der 
Erledigung  der  Stelle ,  einer  der  drei  Rapitularen  des  Stifts ;  i.  der  Super- 
intendent zu  Leipzig ;  k.  ein  Abgeordneter  des  KoUegiatstiftes  zu  Würzen 
ans  dem  Büttel  des  Kapitels;  1.  die  Besitzer  der  vier  sobönburgiscben 
Lehenshenrscbaften  Rochsburg,  Wechselburg,  Penig  und  Remissen  durch 
einen  ihres  Mittels ;  m.  zwölf  auf  Lebenszeit  gewählte  Abgeordnete  der 
Besitzer  von  Rittergütern  und  anderen  grösseren  IftndUchen  Gütern ;  n. 
zehn  Tom  Könige  nach  freier  Wahl  auf  Lebenszeit  ernannte  Ritterguts- 
besitzer; o.  die  erste  Magistratsperson  der  Städte  Dresden  und  Leipzig; 
p.  die  erste  Magistratsperson  in  sechs  vom  Könige  unter  möglichster  Be- 
rücksichtigung aller  Theile  des  Landes ,  nach  Gefallen  zu  bestimmenden 
Stftdteo;  q.  fünf  vom  Könige  nach  freier  Wahl  auf  Lebenszeit  ernannte 
Mitglieder  (Gesetz  Yom  3.  Deeember  1868  III.). 

JÄe  zweite  Kammer  bestand  nach  der  Verfassungsurkunde  von  1831 
ans  25  Abgeordneten  der  Rittergutsbesitzer,  25  Abgeordneten  der  Städte, 
25  Abgeordneten  des  Bauernstandes ,  fünf  Vertretern  des  Handel»-  und 
Fabrikwesens.  Durch  das  Gesetz,  die  Wahl  für  den  Landtag  betreffend 
Tom  3.  Deeember  1868,  ist  auch  in  Sachsen  das  ständische  Prinzip  toU- 
ttSndig  beseitigt  und  besteht  jetzt  die  zweite  Kammer  aus  35  Abgeord- 
neten der  Städte  und  45  der  ländlichen  Wahlbezirke.  Zur  Stimmberech- 
tigung ist  die  Erfüllung  des  25.  Lebensjahres  erforderlich;  die  Wähler 
müssen  Grundeigenthum  besitzen  oder  wenigstens  einen  Thaler  an  direk- 
ten Steuern  bezahlen.  Wählbar  ist,  wer  das  30.  Jahr  vollendet  hat  und 
an  Ghund-  oder  an  direkter  Personalsteuer  wenigstens  10  Thaler  bezahlt. 
Singular  ist  die  Bestimmung,  dass  dienstthuende  Staatsminister  nicht 
wählbar  sind.    Das  Wahlverfahren  ist  direkt. 

4)  Württemberg.  Die  württembergische  Kammer  der  Standes- 
herrn besteht  nach  der  Verfasmingsurkunde  vom  25.September  1 8 1 9 :  a.  aus 
den  Prinzen  des  königlichen  Hauses ;  b.  aus  den  Häuptern  der  fürstlichen 
and  gräflichen  Familien  und  den  Vertretern  der  standesherrliehen  Gemein- 
schaften, auf  deren  Besitzungen  vormals  eine  Reichs-  oder  Kreistagsstimme 
geroht  hat;  c.  aus  den  vom  König  erblich  oder  auf  Lebenszeit  ernannten 
Mi^liedem.  Zu  erblichen  Mitgliedern  kann  der  König  nur  solche  Guts- 
besitser  aus  dem  standesherrlichen  oder  ritterschaftlichen  Adel  ernennen, 
welche  von  einem  mit  Fideicommiss  belegten,  nach  dem  Recht  der  Erst* 
geburt  sich  vererbenden  Grundvermögen  im  Königreiche ,  nach  Abzug 
der  Zinsen  aus  den  darauf  haftenden  Schulden,  eine  Revenue  von  wenige 
stens  6000  Gulden  beziehen.  Die  Zahl  sämmüicher  von  dem  Könige  erb- 
lieh oder  auf  Lebenslang  ernannten  Bütglieder  darf  den  dritten  Theil  der 
übrigen  Mitglieder  der  ersten  Kammer  nicht  übersteigen.  Die  zweite 
Kammer  besteht:  a.  aus  13  Mitgliedern  des  ritterschafüichen  Adels, 
welche  von  diesem  aus  seiner  Mitte  gewählt  werden;  b.  aus  den  sechs 
protestantischen  Generalsuperintendenten;  c.  aus  dem  Landesbischof e, 
einem  von  dem  Domkapitel  aus  dessen  Mitte  gewählten  Mitgliede  und 
dem  der  Amtszeit  nach  ältesten  Dekan  katholischer  Konfession ;  d.  aus 
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dem  Kanzler  der  Landesuniversität ;  e.  ans  einem  gewählten  Abgeord- 
neten von  jeder  der  sieben  Städte  Stuttgart,  Tübingen,  Ludwigsburg, 
Ellwangen,  Ulm,  Heilbronn  und  Reutlingen;  f.  aus  einem  ^gewählten 
Abgeordneten  Ton  jedem  Oberamtsbezirke  (63).  Bei  den  Wahlen  der 
Städte  und  Oberamtsbezirke  sind  alle  württembergischen  Staats- 
bürger wahlberechtigt,  welche  im  Wahlbezirke  ihren  Wohnsitz 
oder  nicht  vorübergehenden  Aufenthalt  haben  und  nicht  (wegen  Gant, 
Vormundschaft,  Verbrechen,  Empfang  von  Armenunterstützung,  gerin- 
geren Alters  als  25  Jahre)  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  sind.  Die  Wähl- 
barkeit zum  Abgeordneten  setzt  im  allgemeinen  die  gleichen  Eigen- 
schaften ,  wie  die  Wahlberechtigung  voraus ,  weiter  ist  noch  Vollendung 
des  30.  Liebensjahres  erforderlich.  Wahlperiode  6  Jahre.  Sämmtliche 
Wahlen  erfolgen  durch  geheime  Stimmgebung  nach  absoluter  Stimmen- 
mehrheit und  direkt.  Eine  giltige  Wahl  kommt  nur  durch  Abstimmung 
von  mehr  als  der  Hälfte  der  Wahlberechtigten  zu  Stande  (Prof.  Hack, 
Zeitschr.  für  die  gesammte  Staatsw.  B.  27.  1871.  S.  530). 

5)  Baden.  Die  erste  Kammer  setzt  sich  zusammen :  a.  aus  den  Prinzen 
des  groBsherzoglichen  Hauses ;  b.  aus  den  Häuptern  der  standesherrlichen 
Familien;  c.  aus  dem  Landesbischof e  und  einem  vom  Grossherzog  lebens- 
länglich ernannten  protestantischen  Geistlichen  mit  dem  Range  eines  Prä- 
laten ;  d.  aus  acht  Abgeordneten  des  grundherrlichen  Adels ;  e.  aus  zwei 
Abgeordneten  der  Landesuniversitäten  (auf  4  Jahre  von  den  ordentlichen 
Professoren  gewählt  aus  Professoren ,  Gelehrten  und  Staatsdienern) ;  f. 
aus  den  vom  Grossherzog  ohne  Rücksicht  auf  Stand  und  Geburt  ernann- 
ten Personen,  deren  Zahl  aber  acht  nicht  übersteigen  darf.    Die  zweite 
Kammer  besteht  aus  22  Abgeordneten  bestimmter  Städte  und  41  der 
Aemter  (zusammen  63) .    Das  Wahlverfahren  ist  indirekt.    Alle  Staats- 
bürger, welche  das  25.  Lebensjahr  zurückgelegt  und  in  dem  Wahlbezirke 
ihren  Wohnsitz  haben,  sind,  vorbehaltlich  der  besonderen  gesetzlichen 
Ausnahmen ,  bei  der  Wahl  der  Wahlmänner  stimmfähig  und  wählbar. 
Zum  Abgeordneten  kann  ohne  Rücksicht  auf  Wohnort  ernannt  werden 
jeder  Staatsbürger  ,  der  das  30.  Lebensjahr  vollendet  hat  und  die  Wähl- 
barkeit zum  Wahlmann  besitzt.   Die  früher  bestandene  Beschränkung  der 
Wählbarkeit  auf  Angehörige  der  christlichen  Konfession,  sowie  der  Wähl- 
barkeitscensus  ist  beseitigt.  Die  Abgeordneten  der  Städte  und  Aemter  wer- 
den auf  4  Jahre  gewählt ,  sie  werden  alle  zwei  Jahre  zur  Hälfte  erneuert. 
6.  Grossherzogthum  Hessen.     Die  erste  Kammer  besteht: 
a.  aus  den  volljährigen  Prinzen  des  grosshersoglichen  Hauses;  b.  aus  den 
Häuptern  standesherrlicher  Familien,  welche  sich  in  dem  Besitz  einer 
oder  mehrerer  Standesherrsehaften  im  Grossherzogthum  befinden ;   c.  aus 
dem  Senior  der  Familie  der  Freiherm  von  Riedesel ;  d.  aus  dem  katho- 
lischen Landesbischof  oder  einem  andern  katholischen  Geistlichen,  als 
dessen  Stellvertreter;  e.  aus  einem  protestantischen  Geistlichen,  welchen 
der  GroBsherzog  dazu  auf  Lebenszeit  mit  der  Würde  eines  Prälaten  er- 
nennt, oder  einem  andern  protestantischen  Geistlichen  als  Stellvertreter; 
f.  aus  dem  Kanzler  der  Landesuniversität  oder  dessen  Stellvertreter ;  g. 
aus  zwei  Mitgliedern,  welche  der  im  Grossherzogthum  genügend  mit 
Grundeigenthum  angesessene  Adel  aus  seiner  Mitte  wählt;  h.  aus  höeh- 
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stens  12  ausgezeiolineten  Staatsbürgern,  welche  der  Grosshenog  auf  Le- 
bensseit  dazu  beruft.  Zur  s w  eiten  Kammer  wählen  die  acht  grosseren 
SUldte  10,  die  kleineren  Städte  und  Landgemeinden  40  Abgeordnete. 
Gesetz ,  die  Zusammensetzung  der  beiden  Kammern  der  Stände  und  die 
Wahl  der  Abgeordneten  betreffend,  vom  S.November  1872,  wodurch  die 
Bestinunungen  der  Verfassungsurkunde  vom  17.  December  1820  mannig- 
fach abgeändert  sind. 

B.    Staaten  mit  Einer  Kammer. 

7)  Sachsen-Weimar.  Nach  dem  Gesetze  über  die  Wahlen  der 
Landtagsabgeordneten  vom  6.  April  1852  besteht  der  Landtag  aus  31  Ab- 
geordneten. Dieselben  gehen  aus  folgenden  Wahlen  hervor :  a.  einer  aus 
der  Wahl  der  begüterten  ehemaligen  Reichsritterschaft,  welcher  nach  der 
Bnndesakte  Landstandschaft  zugesichert  ist;  b.  vier  aus  der  Wahl  der 
Besitzer  eines  inländischen  Grundeigenthums  von  wenigstens  1000  Thaler 
jährlicher  Rente;  c.  fünf  aus  der  Wahl  derjenigen  Staatsunterthanen, 
welche  aus  andern  Quellen ,  als  dem  Grundbesitze,  ein  jährliches  Ein- 
kommen von  wenigstens  1000  Thaler  beziehen;  d.  21  aus  allgemeinen 
Wahlen  im  ganzen  Grossherzogthum.  Das  Wahlverfahren  ist  indirekt. 
Zur  Theilnahme  an  der  Wahl  von  Wahlmännem,  wie  an  der  eines  Ab- 
geordneten, ist  berechtigt  jeder  volljährige  männliche  Staatsangehörige, 
welcher  das  Bürgerrecht  in  einer  Gemeinde  des  Grossherzogthums  be- 
sitzt. Wählbar  als  Abgeordneter  ist  jeder  männliche  Staatsunterthan, 
welcher  mindestens  30  Jahre  alt,  unbescholten  und  selbständig  ist. 
Als  selbständig  wird  erachtet ,  » wer  nicht  unter  Zustandsvormundschaft 
steht  und  ein  Einkommen  hat,  welches  ihn  und  seine  Familie  ernährt«. 

8)  Für  das  Grossherzogthum  Oldenburg  besteht  ein  in  einer 
Kammer  vereinigter  Landtag,  dessen  Mitglieder  in  gesetzlich  bestinunten 
Wahlkreisen  durch  Wahlmänner,  behufs  deren  Wahl  das  Grossherzog- 
thum in  Wahlbezirke  eingetheilt  ist ,  gewählt  werden .  Die  stimmberech- 
tigten Urwähler  eines  Wahlbezirkes  wählen  auf  je  300  Einwohner  einen 
Wahlmann,  sämmtliche  Wahlmänner  eines  Wahlkreises  auf  je  6000  Ein- 
wohner einen  Abgeordneten.  Stinunberechtigt  als  Urwähler,  wählbar 
zum  Wahlmann  und  Abgeordneten  ist  jeder  selbständige  Staatsbürger, 
welcher  das  25.  Lebensjahr  vollendet  hat.  Die  Urwähler  wählen  in  drei 
Klassen  und  zwar  jede  Klasse  in  besonderer  Wahlversammlung  ein 
Drittheil  der  Wahlmänner  des  Bezirkes.  Für  die  Eintheilung  in  die  drei 
Klassen  ist,  wie  in  Preussen,  der  gezahlte  Steuerbetrag  massgebend.  Ge- 
heime Abstimmung.    Wahlperiode  3  Jahre. 

9]  Braunschweig.  Nach  dem  Gesetze  über  die  Zusammensetzung 
der  Landesversammlung  vom  22.  NoTember  1851  besteht  dieselbe  aus 
46  Abgeordneten,  von  diesen  senden  10  die  Stadtgemeinden,  12  die  Land- 
gemeinden, 21  die  Höchstbesteuerten,  3  die  evangelische  Geistlichkeit.  Die 
HOchstbesteuerten  zerfallen  in  drei  Abtheilungen  nach  der  Grundsteuer, 
nach  der  Gewerbesteuer,  nach  den  den  vorstehenden  Steuern  nicht  un- 
terworfenen Berufsständen.  Das  Nähere  über  die  Art  der  Wahlen,  die 
Stimmbereohtigung  und  das  Verfahren  bei  denselben  bestimmt  das  Wahl- 
gesetz vom  23.  November  1851.     Oeffentliche  Wahl  durch  Abstimmung 
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zu  Protokoll.     Wahlperiode  6  Jahre;  alle  3  Jahre  tritt  die  Hälfte  der 
Abgeordneten  aus. 

10)  In  Sachsen-Meiningen  besteht  der  Landtag  aus  24  Abge- 
ordneten, von  welchen  4  von  den  höchstbesteuerten  Grundbesitsem,  4  von 
denen,  welche  die  höchsten  Personalsteuem  zahlen,  16  Ton  den  übrigen 
Angehörigen  des  Herzogthums  gewählt  werden.  (Gesetze  vom  20.  Juli 
1871  und  24.  Aprü  1873.) 

11)  Sachsen -Altenburg.  Der  Landtag  besteht  nach  dem  Ge- 
setze vom  31.  Mai  1870  aus  30  Abgeordneten,  9  der  Städte,  12  des 
platten  Landes  und  9  der  Höchstbesteuerten. 

12)  Sachsen-Koburg  und  Gotha.  Für  jedes  der  beiden  Her- 
zogthümer  Koburg  und  Gotha  besteht  ein  besonderer  Landtag.  In  Bezug 
auf  diejenigen  Verhältnisse,  Angelegenheiten  und  Einrichtungen,  welche 
als  gemeinsame  für  beide  Herzogthümer  erklärt  sind ,  übt  ein  gemein- 
schaftlicher Landtag  die  der  Landesrertretung  zustehenden  Rechte  aua. 
Der  Landtag  für  Koburg  besteht  aus  11,  der  für  Gotha  aus  19  aus  allge- 
meinen indirekten  Wahlen  hervorgehenden  Mitgliedern.  Diese  30  Abge- 
ordneten bilden  jetzt  zugleich  den  gemeinsamen  Landtag  für  beide  Her- 
zogthümer. 

13)  Anhalt.  Die  Landstände  des  Herzogthums  bestehen,  nach  dem 
Gesetze  vom  19.  Februar  1872,  aus  2  vom  Herzog  für  die  Dauer  der 
Landtagsperiode  zu  ernennenden ,  8  von  den  meistbesteuerten  Grundbe- 
sitzern, 2  von  den  meistbesteuerten  Handel- und  Gewerbetreibenden,  14 
von  den  übrigen  Wahlberechtigten  der  Städte  und  10  von  den  übrigen 
Wahlberechtigten  des  platten  Landes  in  indirekten  Wahlen  ohne  Census 
zu  wählenden  Mitgliedern. 

14)  Schwarzburg-Sondershausen.  Der  Landtag  besteht  aus 
5  vom  Fürsten  ernannten,  5  von  den  Höchstbesteuerten  und  5  durch  all- 
gemeine Wahlen  gewählten  Abgeordneten. 

15)  Schwarzburg  -  Rudolstadt.  Nach  der  Verfassung  vom 
21.  Mai  1854  und  dem  Gesetze  vom  16.  November  1870,  die  Abände- 
rung des  Grundgesetzes  betreffend,  besteht  der  Landtag  aus  4  von  den 
Höchstbesteuerten  gewählten  und  12  aus  allgemeinen  Wahlen  hervor- 
gehenden Abgeordneten. 

16)  Waldeck.  Der  Landtag  besteht  aus  1 2  Abgeordneten  aus  dem 
Fürstenthum  Waldeck  und  3  Abgeordneten  aus  dem  Fürstenthum  Pyr- 
mont, welche  von  den  kreisweise  in  Wahlverbände  zusammengelegten 
Ortsgemeinden  durch  allgemeine  indirekte  Wahlen  ernannt  werden. 
Ausserdem  hat  noch  jedes  Fürstenthum  seinen  Speciallandtag. 

17)  Reu  SS  ä.  L.  Nach  dem  Verfassungsgesetze  vom  28.  März 
1867  besteht  der  Landtag  aus  12  Abgeordneten,  von  denen  3  vom  Für- 
sten ernannt,  2  von  den  Rittergutsbesitzern,  2  von  der  Stadt  Greiz,  i  von 
Zeulenroda,  4  von  den  Landgemeinden  auf  6  Jahre  gewählt  werden. 

18)  Reuss  j.  L.  Nach  dem  revidirten  Staatsgrundgeaetz  vom 
14.  April  1852  und  dem  Gesetz  vom  20.  Juni  1866,  die  Aenderung 
einiger  Theile  des  Verfassungsgesetze«  betreffend,  besteht  die  Landesvei^ 
tretung  aus  1 6  Abgeordneten,  nämlich  dem  Besitzer  des  Paragiums  Eö8tr> 
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rits,    3  Abgeordneten  der  Höchstbesteuerten   und   12   aus   allgemeinen 
direkten  Wahlen  hervorgehenden  Abgeordneten. 

19)  Schaumburg-Lippe.  Nach  dem  Landesverf assungsgesetze 
vom  17.  November  1868  besteht  die  Landesvertretung  aus  15  Mitglie- 
dern ;  davon  werden  durch  die  Ritterschaft  1,  die  Städte  3,  die  Bauern  7 
gewählt,  dazu  kommen  2  vom  Fftrsten  ernannte  Abgeordnete,  1  Ver- 
treter der  GeiflÜiohkeit,  1  aus  der  Mitte  der  übrigen  Studixten  erwählt. 

20)  Lippe.  Das  in  der  Verfassung  vom  6.  Juli  1836  enthaltene 
Wahlgesetz  ist  durch  ein  neues  Wahlgesetz  vom  3.  Juli  1876  ersetzt, 
demnach  besteht  der  Landtag  aus  21  Abgeordneten,  7  der  Höchstbesteu- 
erten und  1 4  von  den  übrigen  in  2  Erlassen  der  Wahlberechtigten  durch 
direkte  Wahlen  gewählten  Abgeordneten. 

C.    Mecklenburgs  altständischer  Landtag. 

Die  einzigen  deutschen  Staaten,  welchen  es  bis  jetzt  an  einer  neuen 
Verfassungsurkunde  und  einer  eigentlichen  Volksvertretung  fehlt ,  sind 
die  beiden  Grossherzogthümer  Mecklenburg- Schwerin  und  StreHtz. 
Hier  ist  noch  die  ganze  altlandständische  Verfassung 
des  vorigen  Jahrhunderts  unverändert  erhalten  auf 
Grundlage  des  Erbvergleichs  von  1755.  Die  Landstände  bilden  eine 
Korporation,  »das  Korps  der  Ritter-  und  Landschaft«,  welches  der  Lan- 
desherrschaft,  als  ein  die  ständischen  Rechte  ausübendes  Rechtssubjekt, 
gegenübersteht.  Das  Korps  der  Ritter-  und  Landschaft  zerföllt  wieder  in 
das  Korps  der  Ritterschaft  und  das  Korps  der  Landschaft.  Das  ritter- 
schaftliche Landstandschaftsrecht  haftet  auf  gewissen  Gütern;  wer  mit 
einem  solchen  Gute  angesessen  ist,  ist  Mitglied  der  Ritterschaft,  er  sei 
adelig  oder  nicht.  Sämmtliche  Rittergutsbesitzer  (etwa  700)  haben  Viril- 
stimmen. Die  Landschaft  bilden  die  Deputirten  aus  den  Magistraten 
von  38  Schwerinischen  und  7  Strelitzischen  Städten.  Der  Bauernstand 
ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  Mecklenburg  vollständig  unvertreten. 
Eine  hochprivilegirte  Stellung  innerhalb  der  Landschaft  nimmt  Rostock 
als  sog.  Seestadt  ein.  Ganz  ausserhalb  des  landständischen  Verbandes 
steht  Wismar;  ebenso  bildet  das  dem  Grossherzog  von  Mecklenburg- 
Strelitz  gehörige  Fürstenthum  Ratzeburg  ein  Land  fOr  sich,  welches 
im  staatsrechtlichen  Sinne  nicht  zu  Mecklenburg  gehört.  Trotz  der  Thei- 
lung  Mecklenburgs  in  zwei  Staaten  unter  zwei  verschiedenen  Landes- 
hertn  bilden  die  Landstände  Mecklenburgs  ein  einheitliches  ständisches 
Korpus  in  einer  unzertrennlichen  Union.  Es  besteht  für  beide  Länder 
ein  gemeinsamer  Landtag,  ohne  dass  dadurch  der  Landeshoheit  eines 
der  beiden  Regenten  Abbruch  geschehen  soll.  Noch  heutzutage  grossen- 
theils  praktisches  Staatsrecht  giebt  E.  F.  Hagemeister^  Versuch 
einer  Anleitung  in  das  Mecklenburgische  Staatsrecht.  Rostock  und  Leip- 
zig 1793.    Vergl.  bes.  Kap.  11,  S.  44  flf. 
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IV.   Befugnisse  der  Volksvertretung. 

§177. 
Im  Allgemeinen. 

Die  aus  dem  staatlichen  Berufe  der  Volksvertretung  abzulei- 
tenden Befugnisse  bilden  die  eigentlichen  politischen  oder  or- 
ganischen Kechte  derselben,  kraft  deren  diesem  Staatsorgane 
eine  verfassungsmässige  Mitwirkung  an  der  Ausübung  der  Staats- 
gewalt zusteht.  Die  Eintheilung  dieser  Rechte  ia  ordentliche 
und  ausserordentliche,  je  nachdem  sie  zum  regelmässigen 
Lebensprocesse  des  Staates  gehören  oder  nur  unter  besonderen 
ausserordentlichen  Verhältnissen  ausgeübt  werden  können ,  ist  von 
keiner  juristischen  Erheblichkeit;  dagegen  sind  die  materiellen 
von  den  formellen  Befugnissen  zu  unterscheiden,  iadem  die 
ersteren  unmittelbar  auf  die  Mitwirkung  bei  der  Ausübung  der 
Staatsgewalt  gerichtet  sind,  die  letzteren  dagegen  nur  die  Mittel  an 
die  Hand  geben,  um  jene  Mitwirkung  zu  bewerkstelligen. 

Diesen  poHtischen  oder  organischen  Befugnissen  der  Volks- 
vertretung, welche  aus  der  staatlichen  Aufgabe  dieses  Organs  ent- 
springen, stellen  wir  die  kollegialen  Rechte  derselben  gegen- 
über, welche  sich  nicht  auf  die  Mitwirkung  am  Lebensprocesse  des 
ganzen  Staates,  sondern  auf  die  eigenen  inneren  Ange- 
legenheiten, auf  das  Hausrecht  der  volksvertretenden  Versamm- 
lung? beziehen.  Da  der  modernen  Volksvertretung  der  Charakter 
einer  Korporation  abgesprochen  werden  muss,  so  müssen  diese 
Rechte  als  kollegiale,  nicht  als  korporative,  aufgefasst  und  be- 
zeichnet werden.  Bei  bestehendem  Zweikammersysteme  bildet 
aber  jede  Abtheilung  der  Volksvertretung  ein  Kollegium;  daher 
Eteheri  die  Rechte  dieser  Art  jedem  Hause  für  sich  zu. 

Schliesslich  müssen  hier  auch  die  besonderen  Rechtsverhält- 
nisse der  einzelnen  Mitglieder  der  Volksvertretung  besprochen  wer- 
den, welche  in  deren  eigenthümlicher  öflFentlicher  Berufsstellung 
ihren  bestimmenden  Grund  haben. 

§  178. 
A.   Die  politischen  Befugnisse  der  Volksvertretung. 
Da  die  Volksvertretung  ihre  wichtigsten  Befugnisse  nur  im  Zu- 
sammenwirken mit  anderen  Organen,  besonders  dem  Staatsober- 
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haupte,  ausübt;  da  sie  bei  dieser  Ausübung  sich  yerfassungsmässig 
an  dem  gesammten  Lebensprocesse  des  Staates  betheiligt,  so  können 
diese  Befugnisse  nur  da  erschöpfend  dargestellt  werden,  wo  die 
Funktionen  der  Staatsgewalt  überhaupt  abgehandelt  werden. 
•  (Veiyl.  Abth.  II,  Von  den  Funktionen  der  Staatsgewalt.)  Hier 
kommt  es  nur  darauf  an,  dieselben  soweit  zu  charakterisiren,  als  es 
ziun  Verständnisse  der  eigenthümlichen  Berufsstellung  dieses  Or- 
ganes  im  Gesammtorganismus  des  Staates  nöthig  ist. 

Mehrere  Verfassungsurkunden  (Bayern  Tit.  VII,  §  l.  Baden 
§50.  Hessen-Darmstadt  §  66.  Königreich  Sachsen  §  79)  stellen  den 
Satz  auf,  dass  die  Kammern  sich  nur  mit  den  ihnen  im  Grundge- 
setze ausdrücklich  zugewiesenen  Gegenständen  beschäftigen  dürfen, 
d.  h.  die  Präsumtion  soll  stets  für  die  Unbeschränktheit  der  landes- 
herrlichen Gewalt  und  gegen  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung 
sprechen.  Dieser  Satz  entspricht  weder  der  altem  ständischen  Ver- 
fassung * ,  noch  dem  Wesen  der  neuem  Volksvertretung  und  ist 
nichts  als  eine  willkürliche  theoretische  Folgerung  aus  dem  miss- 
yerstandenen  monarchischen  Princip  der  Bundestagsanschauungen, 
vielleicht  sogar  ein  Ausfiuss  einer  romanistisch -privatrechtlichen 
Auffassung,  welche  das  Recht  des  Landesherm  mit  dem  Eigen- 
thume,  die  Befugnisse  der  Stände  mit  Servituten  parallelisirte.  Den 
neuem  Verfassungen ,  welche  nicht  unter  dem  Drucke  der  Bundes- 
tagstheorien zu  Stande  gekommen  sind ,  wie  der  preussischen ,  ist 
eine  solche  Beschränkung  fem  geblieben,  indem  nirgends  mehr  eine 
namentliche  Zusammenstellung  der  Kechte  der  Kammern  versucht 
wild ;  wie  dies  auch  die  Ileichsverfassung  in  Betreff  der  Befugnisse 
des  Reichstages  nicht  thut.  Ebensowenig,  wie  die  Befugnisse  der 
Krone,  lassen  sich  die  der  Volksvertretung  in  einem  erschöpfenden 
Kataloge  zusammenstellen ;  jeder  solcher  Versuch  giebt  ein  unge- 
nügendes Bild  dieser  beiden  staatsrechtlichen  Faktoren,  welche  auf 
ein  organisches  Zusammenwirken,  auf  ein  harmonisches  sich  Durch- 
dringen und  Ergänzen  auf  allen  Gebieten  des  Staatslebens  ange«^ 
TOsen  sind,  wenn  auch  die  Form  ihrer  Mitbethätigung  eine  ver- 

>  Den  richtigen  Gesichtspunkt  stellt  schon  Moser  auf,  Von  der  Beichs- 
itände  Landen  B.  lY.  Kap.  7.  §  6 :  »Welches  ist  die  Regel :  die  Landeshoheit 
oder  die  Landesfreiheiten?  Antwort:  Keines  ohne  das  andere,  sondern 
beide  zusammen.  Die  Landeshoheit,  wie  seihige  durch  die  Landesfreiheiten 
und  Verträge  ermässigt  ist,  bleibt  die  Regel  und  nach  deren  Analogie  hahen  in 
denen  durch  die  Verträge  und  das  Herkoramen  nicht  hestimmten  Fällen  bald  die 
Henachafi,  bald  die  Unterthanen  die  rechtliche  Yermuthung  für  oder  wider 
nch«. 
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schiedenartige  ist.  Nur  zum  Zweck  einer  übersichtlichen  Charak- 
teristik heben  wir  die  wichtigsten  politischen  Befugnisse  der  heutigen 
deutschen  Yolksyertretung  hervor,  wie  sie  nach  allen  neueren  Ver^ 
fassungsurkunden  feststehen : 

1)  In  Bezug  auf  die  Gesetzgebung  wird  derselben  das 
Recht  des  Bdrathes  und  der  Zustimmting  eingeräumt.  Diese  Mit- 
wirkung bei  der  Gesetzgebung  hat  ihren  verschiedenen  Umfang. 
Nach  den  altem  Verfassungen  (Bayern  Tit.  YII  §  2.  Baden  §  65. 
Sachsen -Weimar  §  4.  Sachsen-Altenburg  §  201.)  haben  sie  dieses 
Recht  nur  bei  solchen  Gesetzen,  »welche  die  Freiheit  der 
Person  oder  das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen 
betreffen«  ^  Nach  den  neuem  Verfassungen,  besonders  nach 
der  preussischen,  bezieht  sich  diese  Mitwirkung  auf  alle  Gesetze 
ohne  Ausnahme:  »Die  Uebereinstimmung  des  Königs  und  beider 
Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  erforderlich.«  Dieses  Recht  der 
Mitwirkung  tmd  der  Zustimmung  bei  der  Gesetzgebung  bezieht  sich 
auf  den  Erlass  neuer  und  die  Abänderung  bestehender  Gesetze^ 
ebenso  auf  die  authentische  Interpretation  früherer  Gesetze.  Ueber- 
all  haben  und  hatten  die  Kammern  das  Recht,  der  Krone  Wünsche 
in  Bezug  auf  die  Verbessemng  der  Gesetzgebung  vorzutragen 
(ständisches  Petitionsrecht).  Die  neuem  Verfassungsge- 
setze legen  ihnen  jetzt  auch  das  Recht  der  eigentlichen  Initiative 
bei,  d.  h.  jede  Kammer  kann  durch  Beschluss  der  Majorität  ihrer 
Mitglieder  förmlich  redigirte  Gesetzentwürfe  in  Vorschlag 
bringen. 

2)  Verfassungsmässige  Theilnahme  bei  der  Aus- 
übung der  Finanzgewalt.  Diese  tritt  besonders  in  folgenden 
Befugnissen  hervor:  a.  das  Recht  der  Mitwirkung  bei  Feststellung 
des  Budgets  für  die  betreffende  Finanzperiode.  Alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  müssen  für  eine  solche  im  Voraus*  veran- 
schlagt und  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht  werden,  welcher 
nur  unter  Zustimmung  der  Volksvertretung  festgestellt  werden 
kann.  Zu  Etatsüberschreitungen  ist  die  nachträgliche  Genehmi- 
gung der  Kammern  erforderlich ;  b.  das  Recht  der  Kontrolle 
der  gesammten  Finanzverwaltung.  Die  allgemeine  Rech- 
nimg über  den  Staatshaushalt  jeder  Finanzperiode  wird  nach  Ab- 


1  Bei  der  so  allgemein  gehaltenen  Fonaulimng  dieser  Besohrftnkung  iit  in 
der  8taat8praxis  wohl  die  Theilnahme  der  Kammern  an  der  Oesetsgebung  siem- 
lieh  die  gleiche,  mag  dieselbe  sich  in  einer  Verfassung  finden  oder  nicht. 
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lauf  derselben  den  Kammern  zur  Präfang,  eventuell  zur  Entlastung 
der  Staatsregierung  vorgelegt;  c.  das  Steuerbewilligungs- 
recht der  Landstände.  Ohne  Zustimmung  des  Landtages 
können  Steuern  und  Abgaben  weder  ausgeschrieben  noch  erhoben 
werden,  doch  kann  dieses  Fundamentalrecht  der  Stände ,  bei  völlig 
entwickelter  Staatsidee,  nie  mit  einer  willkürUch  zu  handhabenden 
Steuerverweigemng  verbunden  sein ,  weil  darin  die  Auflösung  des 
Staates  selbst  liegen  würde.  Dieser  gemeinrechtliche  Satz  wird  in 
einzehien  Verfassungen  korrekt  so  formulirt:  »Der  Landtag  darf 
seine  Zustimmung  zur  Forterhebung  der  bestehenden  Steuern  und 
Abgaben  nicht  verweigern,  insoweit  dieselben  zur  Führung  einer 
den  Beichspäichten  und  der  Landesverfassung  entsprechenden  Be- 
gierung  und  insbesondere  zur  Deckung  von  Ausgaben  erforderlich 
sind ,  welche  auf  reichs-  oder  landesgesetzlichen  oder  auch  privat- 
rechtlichen Verpflichtungen  beruhen«  (z.  B.  Oldenburgische  Verfas- 
sungsurkunde A.  187  §2.);  d.  die  Aufnahme  von  Anleihen 
fär  die  Staatskasse  findet  nur  unter  Zustimmung  der  Kammern 
statt ,  dasselbe  gilt  von  der  Uebemahme  von  Oarantieen  zu  Lasten 
des  Staates.  Auch  steht  die  Staatsschuldenkasse  regelmässig  unter 
der  Mitverwaltung  des  Landtages.    (Alles  Nähere  im  Finanzrechte.) 

3)  Die  Bepräsentation  des  Staates  nach  aussen  gebührt  dem 
Staatsoberhaupte.  Dieses  allein  ist  zu  Verhandlungen  mit  anderen 
Staaten  und  zum  Abschlüsse  von  Verträgen  legitimirt.  Nur  wenn 
ein  Staatsvertrag  den  Unterthanen  gegenüber  wie  ein  Gesetz  wirken 
soll  oder  wenn  die  Ausführung  desselben  dem  Lande  Lasten  aufer- 
legt, bedarf  derselbe  der  Zustimmung  der  ELammem.  Uebrigens  ist 
durch  das  neue  Beichsstaatsrecht  die  völkerrechtliche  Vertretung 
in  den  wichtigsten  Beziehungen  von  der  Staatsgewalt  der  Einzel- 
staaten auf  die  Beichsgewalt  übergegangen  und  das  Becht,  Verträge 
mit  andern  deutschen  und  ausserdeutschen  Staaten  abzuschliessen, 
für  die  Einzelstaaten  sehr  beschränkt  worden.  Nur  in  diesen  engen 
Grrenzen  besteht  das  Zustimmungsrecht  der  Einzellandtage  noch 
fort,  während  dasselbe  für  die  wichtigsten  Fälle,  z.B.  für  alle  Han- 
delsverträge, auf  den  deutschen  Beichstag  übergegangen  ist. 

4)  Ueberall  steht  der  Volksvertretung  das  alles  umfas- 
sende Becht  der  Ueberwachung  undKontrolle  der  ge* 
sammten  Staatsverwaltung  zu;  die  alten,  wie  die  neuen 
Landstände  haben  die  Befugniss,  auf  alle  Mängel  imd  Missbräuche 
bei  der  Staatsverwaltung  aufmerksam  zu  machen,  sowie  wegen 
Kränkung  der  verfassungsmässigen  Bechte  des  Landes  und  der 
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staatsbürgerlichen  Rechte  der  Einzelnen  die  entsprechenden  Schritte 
zu  thtin.    »Custodia  legum  et  jurium  patriae«. 

Ausser  diesen  regelmässig  auszuübenden  Befugnissen  haben 
die  Kammern  noch  Rechte,  welche  nur  in  ausserordentlichen 
Fällen  zur  Anwendung  kommen;  so  haben  sie  das  Gelöbniss  des 
neuen  Landesherm  im  Falle  eines  Thronwechsels  entgegenzu- 
nehmen, bei  der  Einsetzung  einer  Regentschaft  mitzuwirken.  Auch 
können  die  Grenzen  des  Staatsgebietes  nur  unter  ihrer  Zustimmung 
abgeändert  werden. 

Um  alle  diese  der  Volksvertretung  zustehenden  materiellen 
Befugnisse,  vor  allem  ihre  Yertheidigung  des  verfassungsmässigen 
Landesrechts,  überall  und  zu  jeder  Zeit  wirksam  geltend  zu  machen, 
stehen  der  Volksvertretung  folgende  formelle  Rechte  zu : 

1)  Das  Beschwerde-  und  Petitionsrecht,  welches  theils 
zur  Ausübung  der  Kontrolle  über  die  gesammte  Landesverwaltung, 
theils  als  Mittel  dient ,  um  die  Regierung  zur  Vorlage  von  Gesetz- 
entwürfen zu  veranlassen.  Solche  Bitten  und  Beschwerden  können 
sowohl  an  das  Ministerium ,  wie  an  das  Staatsoberhaupt  selbst  ge- 
richtet werden.  Das  letztere  geschieht  in  der  Form  einer  sog. 
Adresse;  dieselbe  kann  sich  auf  einen  einzelnen  Punkt,  wie  auf 
die  gesammte  Lage  des  Landes  beziehen.  Es  können  in  einer  sol- 
chen Adresse  Wünsche  ausgesprochen,  Vorstellungen  ge- 
macht, Beschwerden  erhoben  werden .  Letztere  können  sowohl 
gegen  einzelne  Missbräuche  in  der  Verwaltung,  als  auch  gegen  die 
gesammte  Amtsführung  und  politische  Haltung  des  Staatsministe- 
riums gerichtet  sein.  Die  Veranlassung  zur  Ausübung  dieses  Be- 
schwerde- und  Petitionsrechtes  kann  durch  Anträge  aus  der  Mitte 
der  Versammlung  oder  durch  Petitionen  gegeben  sein,  welche  von 
Privatpersonen  oder  Korporationen  an  den  Landtag  gebracht  wer- 
den. Derselbe  ist  befugt,  solche  Petitionen  anzunehmen  und  sie, 
falls  die  darin  vorgebrachten  Beschwerden  begründet  erscheinen, 
der  Regierung  zur  Abhülfe  zu  empfehlen.  Petitionen  von  Privaten 
und  Korporationen  dürfen  nur  schriftlich  übergeben,  nie  persönlich 
oder  durch  Deputationen  überreicht  werden. 

2]  Die  Kammern  haben  in  allen  Fällen,  wo  ihnen  zur  Aus- 
übung ihrer  verfassungsmässigen  Wirksamkeit  die  Ermittelung  und 
Aufklärung  thatsächlicher  Verhältnisse  wünschenswerth  und  noth- 
wendig  erscheint,  diese  von  der  Staatsregierung  zu  verlangen.  Da- 
zu ist  ihnen  in  vielen  Verfassungen 'ausdrücklich  das  Recht  einge- 
räumt, die  Minister  zu  interpelliren;  findet  die  Interpellation 
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die  nöthige  Tlnterstützang,  so  hat  der  betreffende  Minister  dieselbe 
entvfeder  sogleich  zu  beantworten  oder  den  Tag  zu  bestimmen, 
wann  dieses  geschehen  soUe,  oder  die  Gründe  anzugeben,  aus  wel- 
chen eine  Beantwortung  nicht  erfolgen  könne.  Nach  der  preussi- 
sehen  Verfassungsurkunde  A.  S2  hat  jede  Kammer  die  Befugniss, 
behufe  ihrer  Information  Kommissionen  zur  Untersuch- 
ung von  Thatsachen  niederzusetzen,  doch  ist  dieses  Selbst- 
untersuchungsr^cht  bis  jetzt  in  der  deutschen  Staatspraxis  noch 
wenig  zur  Wirksamkeit  gelangt.  (Ueber  die  Bedeutung  desselben 
mein  preussisches  Staatsr.  §  163,  S.  179.) 

3)  Als  äusserstes  Mittel,  das  verfassungsmässige  Laudesrecht 
ZQ  vertheidigen,  erscheint  das  Kecht  der  Ministeranklage, 
welches  bald  jedem  Hause  für  sich,  bald  beiden  Häusern  gemein- 
samzusteht.   (S.  300.) 

§179. 

B.   Die  KoUegialreohte  der  VolkSTertretung. 

1}  Der  Landtag  und,  wo  Zweikammersystem  besteht,  jedes 
Haus  für  sich  prüft  die  Legitimation  seiner  Mitglieder  und  ent- 
scheidet darüber  endgültig.  Eine  vom  Hause  anerkannte  Wahl  kann 
von  niemandem  angefochten ,  eine  von  ihm  für  ungültig  erklärte 
Wahl  von  niemandem  für  gültig  erklärt  werden.  Dem  Hause  steht 
ein  selbständiges  Untersuchungsrecht  aller  bei  der  Wahl  der  Abge- 
ordneten, wie  der  Wahlmänner  vorgenommenen  Handlungen  zu, 
wobei  auch  die  Frage  nicht  ausgeschlossen  ist,  ob  von  Seiten  der 
Behörden  eine  ungesetzliche  Beeinflussung  der  Wahlen  statt- 
gefunden hat.  (R.  V.  Mohl,  Ueber  die  Untersuchung  bestrittener 
standischer  Wahl  in  seinem  Staatsr.,  Verfassungsrecht  und  Politik 
B.  L  S.  207—221.) 

2)  Nach  mehreren  neueren  Verfassungen  haben  die  Kammern 
das  Recht,  ihren  Präsidenten  und  Vicepräsidenten  zu  wählen 
[Preuss.  Verfassungsurkunde  A.  80).  Mitunter  ernennt  aber  auch 
der  Monarch  denselben  aus  drei  ihm  zu  diesem  Zweck  von  der 
Kanuner  präsentirten  Kandidaten  (so  z.  B.  bei  der  ersten  badischen 
Kammer),  oder  der  Gewählte  muss  wenigstens  noch  durch  den  Mo- 
narchen bestätigt  werden.  Die  Präsidenten  der  ersten  Kammern 
werden  hie  und  da  vom  Könige  ernannt  (so  in  Bayern  und  Württem- 
berg) .  Auch  die  Schriftführer  werden,  nach  den  neueren  Verfassun- 
gen, aus  den  MitgUedem  des  Hauses  erwählt. 
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3]  Die  Kammern  üben  während  der  Dav^r  der  Sitzungsperiode 
die  Polizei  in  ihrem  Sitzungsgebäude  durch  ihren  Präsidenten 
aus. 

4)  Die  Hauptgrundsätze  über  den  Geschäftsgang  des  Land- 
tages finden  sich  schon  in  den  Yerfassungsurkunden.  Die  specielle 
Ausführung  wird  besondem  Geschäftsordnungen  überwiesen. 
Die  Abfassung  derselben  wird,  nach  neuerer  staatsrechtlicher  Auf- 
fassung, als  ein  Akt  der  kollegialen  Autonomie  jedes  Haufies 
angesehen ,  sodass  eine  solche  weder  der  Zustimmung  der  Krone 
noch  des  andern  Hauses  bedarf.  [So  z.  B.  in  Preussen) .  Natürlich 
bezieht  sich  dieses  Becht  der  Autonomie  nxu:  auf  die  innern  Ver- 
hältnisse jedes  Hauses,  während  alle  Bestimmungen,  welche  den 
Verkehr  mit  dem  andern  Hause  oder  mit  der  Staatsregierung  be- 
treffen, nur  durch  Uebereinkunft  mit  diesen  Faktoren  geregelt 
werden  können.  Anderwärts  wird  der  Geschäftsordnung  überhaupt 
der  Charakter  von  Gesetzen  beigelegt,  sodass  sie  nur  unter  Zu- 
stimmung aller  gesetzgebenden  Faktoren  abgeändert  werden  kann. 
(So  in  Bayern,  Sachsen,  Hessen.)  Die  durch  die  Geschäftsord- 
nungen festgestellten  Formen  der  Greschäftsbehandlung  werden 
unter  Nr.  V.  kurz  erörtert  werden. 

§180. 

C.     Besondere  Beohtsverhältnisse  der  einzelnen  Iiandtags- 

mitglieder. 
Aus  der  oben  entwickelten  staatsrechtlichen  Natur  der  deut- 
schen Volksvertretung  in  ihrer  Gesammtheit  folgen  auch  die  be- 
sonderen Bechte  und  Pflichten,  welche  das  konstitutioneUe  Staats- 
recht den  einzelnen  Mitgliedern  der  Volksvertretung  beilegt. 

l)  Seinen  Wählern  gegenüber  erscheint  jeder  erwählte  Ab- 
geordnete ,  wie  oben  näher  dargelegt,  nicht  als  Mandatar,  welcher 
ihre  Aufträge  zu  erfüllen  hat,  sondern  als  durch  sie  ernannter 
Vertreter  des  ganzen  Volkes.  Dies  gilt  aber  nicht  nur  von 
den  erwählten  Abgeordneten,  sondern  auch  von  den  auf  andere 
Weise  ernannten  Mitgliedern  der  ersten  Kammer.  Wo  Korpora- 
tionen ein  Wahl-  oder  Präsentationsrecht  für  dieselbe  haben,  sind 
doch  diese  von  ihnen  präsentirten  oder  erwählten  Mitglieder  nie  Ver- 
treter dieser  speciellen  Verbände.  Es  ist  z.  B.  staatsrechtlich  in- 
korrekt, von  Vertretern  der  Städte,  der  Universitäten  im  preussischen 
Herrenhause  zu  reden.    Von  Rechtswegen  sind  alle  Mit- 
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glieder  der  ersten  Kammer  oder  des  Herrenhauses 
ebensogut  Volksvertreter  wie  die  des  Abgeordneten- 
hauses; die  Benifungsart  macht  dabei  keinen  Unterschied  zwi- 
schen den  einseinen  Mitgliedern.  Diese  Auffassung,  welche  nicht 
nur  gemeinen  deutschen,  sondern  geradezu  allgemein  europäischen 
Rechtes  ist,  formuliren  die  Verfassungen  folgendermassen :  »die 
Mitglieder  beider  Kajnmern  sind  Vertreter  des  gan- 
zen Volkes,  sie  stimmen  nach  ihrer  freien  Ueberzeu- 
gnng  und  sind  an  Aufträge  und  Instruktionen  nicht 
gebunden.« 

2)  Jedes  Mitglied  eines  Hauses  ist  ebenso  bereditigt  als  ver- 
pflichtet, an  der  Ausübung  derjenigen  Befugnisse  theilzunehmen, 
welche  den  verfassungsmässigen  Wirkungskreis  desselben  bilden. 
In  welcher  Weise  diese  Betheiligung  zu  erfolgen  hat,  ist  durch  die 
Geschäftsordnung  jedes  Hauses  näher  bestimmt.  Die  Mitglieder 
des  Landtages  haben  die  Pflicht,  die  Sitzungen  zu  besuchen.  Für 
den  Fall  der  Verhinderung  bedürfen  sie  eines  Urlaubes,  der  auf 
IcÜTzere  Zeit  vom  Präsidenten,  auf  längere  von  dem  Hause  ertheilt 
wird.  Vor  allem  ist  jedes  Mitglied  berufen,  sich  persönlich  an 
der  Berathimg  und  Abstimmung  über  alle  Gegenstände  zu  bethei- 
ligen, welche  an  das  Haus  zur  geschäftlichen  Behandltmg  und  ver- 
fitösungsmässigen  Erledigung  gebracht  werden.  Dieses  Recht  ist 
em  rein  persönliches  und  kann  niemals,  auch  nicht  bei  blossen  Ab- 
stimmungen, durch  Stellvertreter  ausgeübt  werden.  (Eine  Aus- 
nahme in  der  Kammer  der  Standesherm  kennt  nur  die  württember- 
gische Verfassungsurkunde  §  156.)  Alle  Mitglieder  einer  Kammer 
stehen  in  Bezug  auf  ihr  Benehmen  im  Hause  und  auf  die  besondem 
Hegeln,  welche  die  Geschäftsordnung  für  die  Wahrnehmung  der 
Funktionen  des  Hauses  und  die  Berufsthätigkeit  seiner  Glieder  vor- 
schreibt, unter  der  Disciplin  desselben,  kraft  welcher  auch  ge- 
wisse Ordnungsstrafen,  Entziehung  des  Wortes,  Ordnungsruf  u.  s.w., 
über  sie  verhängt  werden  können. 

3)  Die  Mitglieder  des  Landtages  sind  als  Einzelne 
den  Gesetzen  und  Gerichten  des  Staates  unterworfen 
wie  andere  Unterthanen^.    Das  ältere  deutsche  Staatsrecht, 


1  VergL  hierüber  die  gründliche  Abhandlung  von  E.  Herrmann:  »lieber 
die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Mitglieder  der  St&ndeyersammlung.« 
(Archiy  für  SÜminalrecht.  Neue  Folge.  Jahrgang  1853.  S.  341—394),  welche 
^  die  ganie  neuere  wissenschaftliche  Behandlung  dieses  Gegenstandes,  durch 
ükien  echt  juristischen  Geist,  massgebend  geworden  ist. 
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welches  den  Landständen  in  corpore  eine  so  hervorragende  Stellung 
gewährte,  hat  deren  einzelnen  Mitgliedern  niemals  irgendwelche 
Ausnahmerechte,  der  Strafrechtspflege  gegenüber,  eingeräumt. 
Man  verlangte  nur  Enthaltung  jeder  Kechtswidrigkeit  von  Seiten 
des  Landesherm,  welche  sowohl  in  offener  Gewalt,  als  in  Nieder- 
setzung von  Ausnahmegerichten  bestehen  konnte,  und  begnügte  sich 
lediglich  mit  der,  in  dem  processualischen  Verfahren  ordentlicher 
Gerichte  liegenden  Schutzwehr.  Alle  den  Landtagsmitgliedem  in 
den  neueren  Yerfassungsurkunden  gewährten  Ausnahmerechte 
der  Justiz  gegenüber  sind  neueren  Ursprungs  und  knüpfen  an  die 
Vorbilder  Englands,  Nordamerikas,  Frankreichs  und  Belgiens  an. 

a.  Redefreiheit^. 
Nach  ihrer  ganzen  staatsrechtlichen  Stellung  sind  die  Volks- 
vertreter innerhalb  ihrer  Sphäre  unabhängig  von  der  Eegie- 
rung;  ja  sie  haben  die  Pflicht,  als  Wächter  der  Verfassung,  jede 
verfassungswidrige  und  ungesetzliche  Massregel  der  Regierung  auf- 
zudecken, zu  rügen  und  auf  Abstellung  derselben  zu  dringen.  Aher 
aus  dieser  allgemein  anerkannten  Berujfepflicht  der  Volksvertretung 
folgt  keineswegs  von  selbst,  dass  alle  Aeusserungen  derselben, 
die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Abgeordnete  thun,  auch  straflos 
sind,  wenn  sie  die  gesetzlichen  Schranken  überschreiten  und  den 
Thatbestand  eines  durch  das  Wort  zu  begehenden  Verbrechens 
(Hochverrath ,  Majestätsbeleidigung,  Verläumdung,  Injurie)  ent- 
halten. Nach  allgemeinen  juristischen  Grundsätzen  sind 
die  Volksvertreter  in  solchen  Fällen,  wie  jeder  andere  Bürger,  dem 
Staate,  sowie  den  verletzten  Privatpersonen  verantwortUch  und 
können  vor  die  Gerichte  gezogen  werden.  Alle  entgegengesetzten 
Argumentationen  aus  der  Natur  des  volksvertretenden  Körpers  be- 
ruhen auf  falschen  Voraussetzungen  oder  Trugschlüssen.  Allein  da 
der  Volksvertreter  in  seinem  Berufe  mögUchst  unabhängig  gestellt 
werden  muss,  da  rücksichtslose  Aufdeckimg  der  Wahrheit  und 
strenge  Kritik  der  Behörden  für  ihn  oft  eine  unabweisbare  Pflicht 


L 


1  L.  V.  B  a  r ,  Die  Redefreiheit  der  Mitglieder  der  geaetigebenden  Versamm- 
lungen mit  besonderer  Rücksicht  auf  Preussen.  Leipzig  1868.  O.  Bahr,  Die 
Ke  defrei  heit  der  Volksvertretung  und  der  Process  Twesten  (PreusS.  Jahrbücher 
B.  XXI.  S.  313—325).  H.  A.  Zachari&,  Abhandlung  über  Art.  84  der 
preuäsii^chen  Verfassung.  Leipzig  1866.  Dr.  R u  d o  l f  H  e  i  n  z  e ,  Die  Straflosig- 
keit piirlamentarischer  Rechtsverletzung  und  die  Aufgabe  der  Reichsgesetsge- 
bung.  Stuttgart  1879.  Dr.  R.  Sc  hl  ei  den,  Die  Disciplinar-  und  Strafgewalt 
par lamoQtarischer  Versammlungen  über  ihre  Mitglieder.   Berlin  1879. 
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ist,  wobei  in  gerechtem  Eifer  leicht  die  Grenzen  des  gesetzlich  £r> 
laubten  überschritten  werden  können,  so  haben  die  neuem  Yerfas- 
sangen  kraft  positiver  Bestimmungen  ein  Ausnahmerecht  ge-- 
schaffen ,  wodurch  die  Volksvertreter  um  ihres  Berufes  willen  in 
Betreff  der  Bedefreiheit  günstiger  gestellt  werden,  als  gewöhnliche 
Privatpersonen.  Vorbild  aller  neueren  Verfassungen  war  hierbei  die 
nur  altenglisches  Recht  bestätigende]  »Bill  of  righta  von  1689  a.  9 : 
»that  thefireedom  of  speech  and  debates  or  proceedings  in  parliament 
onght  not  be  impeached  or  questioned  in  any  court  or  place  out  of 
parliament.a  Gleiche  Bestimmungen  nahmen  die  nordamerikani- 
sche Verfassung  von  1787,  die  französische  von  1791,  die  Charte 
von  1814  und  1830,  die  norwegische  Verfassung  von  1814,  die  bel- 
gische von  1831  und  viele  andere  Verfassungen  auf.  Die  meisten 
deutschen  Verfassungc^n ,  besonders  die  altem  vor  1848  entstan- 
denen, fügten  indessen  dieser  Gewähr  solche  Einschränkungen  bei, 
dass  dieselbe  in  ihrer  Wirkung  so  gut  wie  aufgehoben  wurde.  So 
sind  z.  B.  nach  der  württembeigischen  Verfassung  §  185  »Beleidi- 
gangen  oder  Verläumdungen  der  Begierung,  der  Ständeversanmi- 
lung  oder  einzelner  Personen  der  Bestrafung  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  in  dem  ordentlichen  Wege  Rechtens  unterworfen«.  Nach 
der  königl.  sächsischen  Verfassung  von.  1831  §  83  kann  ein  Mitglied 
der  Kammer  vor  seinem  ordentlichen  Bichter  belangt  werden, 
»wenn  die  gerügte  Aeussexjong  ein  besonderes  Verbrechen  oder  eiae 
persönliche  Beleidigung  in  sich  begreift.«  Bald  ist  es  »die  verletzte 
Privatehre«^  bald  »die  Majestätsbeleidigung«,  bald  »eine  Aeusserung 
hodkverrätherischen  Inhalts«,  welche  die  Verantwortlichkeit  eines 
Standemitgliedes  vor  den  ordentlichen  Gerichten  begründet.  Erst 
die  preussische  Verfassung  stellt  sich  ganz  auf  den  Boden  des  mo- 
dernen konstitutionellen  Staatsrechtes,  indem  sie  im  A.  84  be- 
stimmt: »Sie  (die  Mitglieder  beider  Kammern)  können  für  ihre  Ab- 
stimmungen in  der  Kammer  niemals,  für  ihre  darin  ausgespro- 
chenen Meinungen  nur  innerhalb  der  Kammer  auf  Grund  der 
Geschäftsordnung  zur  Rechenschaft  gezogen  werden.«  Ein  Be- 
schluss  des  Obertribunals  vom  29.  Januar  1866,  welcher  mit  der  gan- 
zen frühem  Praxis  dieses  hohen  Gerichtshofes  in  Widerspruch  trat, 
iiihrte  aus :  »dass  der  A.  84  nicht  ausschliesse,  dass  Mitglieder  eines 
der  beiden  Häuser  des  Landtages  wegen  der  in  dieser  Eigenschaft 
m  Ausübung  ihrer  Funktion  in  der  Kammer  ausgesprochenen  Ver- 
läumdungen strafrechtlich  verfolgt  werden  könnten ,  während 
dies  bei  blossen  Beleidigimgen  ohne  verläumderischen  Charakter 

H.  Bebalze,  DeatscbeB  Staatsrecht.  32 
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nicht  stattfinde.  Unter  Meinungen  seien  lediglich  die  Resultate 
des  Denkvermögens  im  Gegensatze  zur  Behauptung  und  Verbrei- 
tung von  Thatsachen  zu  verstehen. «  Diese  Auslegung  ist  weder 
mit  dem  Wortlaute ,  noch  mit  der  Entstehxmgsgeschichte  des  Ar- 
tikels 84  in  Einklang  und  ein  offenbarer  Einbruch  in  das  verfassungs- 
mässige Recht  der  Volksvertretung  ^  Der  Versuch,  diese  Angelegen- 
heit auf  dem  Wege  einer  Verfassungsdeklaration  zu  erledigen, 
scheiterte,  dagegen  vnirde  in  das  Strafgesetzbuch  des  deutschen 
Reichs  §  11  eine  Bestimmung  aufgenommen,  welche  die  ganze  Frage 
für  alle  deutsche  Volksvertretungen  gemeinrechtlich  entscheidet: 
»Kein  Mitglied  eines  Landtages  oder  einer  Kammer  eines  zum  deut- 
schen Reiche  gehörigen  Staates  darf  ausserhalb  der  Versamm- 
lung, zu  welcher  das  Mitglied  gehört,  wegen  seiner  Abstimmung 
oder  wegen  der  in  Ausübung  seines  Berufes  gethanen  Aeusserungen 
zur  Verantwortung  gezogen  werden.«  Diese  Bestimmung  schliesst 
die  Möglichkeit  einer  restriktiven  Auslegung,  wie  sie  dem  Beschluss 
des  Übertribunals  vom  29.  Januar  1866  zu  Grunde  lag,  unbedingt 
aus.  Durch  dieselbe  sind  aber  auch  alle  Vorschriften  der  übrigen 
deutschen  Verfassungen,  welche  in  gewissen  Fällen  eine  gericht- 
liche Verfolgung  von  Kammermitgliedem  wegen  gewisser  in  ihrem 
Berufe  gethaner  Aeusserungen  zuliessen,  aufgehoben.  Diese  jetzt 
für  alle  deutschen  Landtagsmitglieder  gemeinrechtlich  anerkannte 
Freiheit  der  Meinungsäusserung  umfasst  alle  Aeusserungen,  welche 
vom  Volksvertreter  in  dieser  Eigenschaft  bei  Ausübung  seiner 
Funktionen  gemacht  worden  sind.  Dahin  gehört  alles,  »was  ein 
Volksvertreter  in  der  Kammer  mündlich  oder  schriftlich,  also  nicht 
blos  in  den  vollen  Versammlungen,  sondern  auch  in  seinen  schrift- 
lichen Berichterstattungen,  in  seinen  Anträgen  und  zu  Protokoll  ge- 
gebenen Erklärungen  vorbringt,  aber  alles  nur  insoweit,  als  es 
der  Abgeordnete  in  seiner  Funktion,  d.  h.  wo  er  nach  der  formalen 
Ordnung  des  Hauses  als  Volksvertreter  auftrat  oder  thätig 
war,  vorgebracht  hat.«  So  ist  in  allen  deutschen  Staaten  die  Frei- 
heit der  Meinimgsäusserung  für  alle  Volksvertreter  genügend  ge- 
wahrt.   Die  in  dieser  unbeschränkten  parlamentarischen  Redefrei- 


I 


t  Vergl.  mein  preuss.  Staatsr.  B.  II.  S.  167  ff.,  wo  die  jetzt  abgethane  Frage 
eingehend  erörtert  ist.  Neue  interressante  Mittheilungen  über  den  so  verh&ng- 
nissvollen  Obertribunalsbeschluss  vom  29.  Jan.  1866  giebt  jetat  KarlBraun- 
Wieabaden,  Von  Berlin  nach  Leipzig  1880,  und  ein  Aufsatz  in  der  (AugÄ- 
burger)  Allgemeinen  Zeitung.  1880.  Beil.  Nr.  284.  vom  10.  Oktober:  »Daa  Ber- 
liner Obertribunal  und  die  parlamentarische  Kedefreiheittf. 
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heit  unzweifelhaft  liegenden  Gefahren  können  nur  dadurch  be- 
seitigt werden,  dass  den  parlamentarischen  Körperschaften  selbst 
knftigere  Reaktionsmittel  gegen  alle  durch  den  Missbrauch  der 
Bedefreiheit  begangenen  Kechtsverletzungen  in  die  Hand  gegeben 
werden,  dass  jedem  Hause  eine  genügende  Strafgewalt  über  seine 
Hitglieder  eingeräumt  wird.  Alle  Vorschläge ,  welche  darauf  ge- 
richtet sind,  die  Selbstgerichtsbarkeit  der  Kammern  zu  verstärken, 
sind  einer  ernsten  Erwägung  werth,  verwerflich  ist  dagegen  alles, 
was  einer  ausserhalb  des  Hauses  stehenden  Behörde  eine  Ein- 
mischung in  die  innem  Angelegenheiten  der  parlamentarischen 
Körperschaften  einräumen  wül.  Der  geringste  Einbruch  in  das 
mühsam  errungene  Princip  der  parlamentarischen  Redefreiheit 
könnte  das  ganze  Gebäude  untergraben. 

b.  Die  sog.  XJnverletzlichkeit.  Den  Landtagsmitgliedem 
stehen  auch  besondere  Privilegien  in  Betreff  der  Verhaftung 
zu.  Auch  diese  waren  den  altem  landständischen  Verfassungen 
Deutschlands  unbekannt  und  sind  dem  französisch  ^belgischen 
Vorbilde  entnommen,  während  das  englisch -nordamerikanische 
Recht  60  weitgehende  Privilegien  nicht  anerkennt.  Nach  den 
neuem  deutschen  Verfassungen  (z.  B.  preussische  Verfassungs- 
urkunde Art.  89),  welche  zum  Theil  die  Artikel  der  belgischen 
wörtlich  wiedergeben,  kann  »kein  Mitglied  einer  Kammer  ohne 
deren  Genehmigung  während  der  Sitzungsperiode  wegen  einer 
mit  Strafe  bedrohten  Handlung  zur  Untersuchung  gezogen  oder  ver- 
haftet werden,  ausser  wenn  es  bei  Ausübung  der  That  oder  im 
Laufe  des  folgenden  Tages  ergriffen  wird.  Jedes  Strafverfahren 
gegen  ein  Mitglied  der  Kammern  und  eine  jede  Untersuchungs-  oder 
Civilhaft  wird  für  die  Dauer  der  Sitzungsperiode  aufgehoben,  wenn 
es  die  betreffende  Kammer  verlangt. a  Zweck  dieser  Anordnung 
ist,  die  Landtagsmitglieder  gegen  tendenziöse  Verfolgungen  zu 
sichem,  welche  gegen  sie  möglicher  Weise,  nicht  aus  Gründen 
der  objektiven  Gerechtigkeit,  sondern  um  sie  ihrer  parlamenta- 
rischen Thätigkeit  zu  entziehen,  verhängt  werden  könnten.  Die 
ratio  legis  ist  nicht  etwa  eine  persönliche  Begünstigung  der  Land- 
tagsmitglieder, um  ihnen  gewissermassen  einen  Freibrief  gegen  die 
Gerechtigkeit  zu  gewähren,  sondern  die  möglichste  Sicherstellung 
der  parlamentarischen  Unabhängigkeit  gegen  Eingriffe  der  von  der 
Staatsgewalt  etwa  ungerechtfertigter  Weise  beeinflussten  Behörden. 
Deshalb  sind  diese  Ausnahmegesetze  nicht  auf  Verhaftungen  anzu- 
wenden, welche  erfolgen,  damit  ein  Landtagsmitglied  eine  von  den 
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Gerichten  rechtskräftig  verhängte  Strafe  yerbüsse  ^.  Ebensowenig 
kann  der  Landtag  verlangen,  dass  die  bereits  begonnene  Vollstreck- 
ung einer  rechtskräftig  erkannten  Strafe  unterbrochen  werde, 
weil  diese  erst  nach  Beendigung  des  Strafverfahrens  eintritt  und 
nicht  mehr  zu  diesem  selbst  gehört.  Die  Unterbrechung  jedes  Straf- 
verfahrens bis  zum  Ende  der  Sitzungsperiode  tritt  dagegen  immer 
ein ,  wenn  die  betreffende  Kammer  sie  ausdrücklich  verlangt  und 
dies  den  Gerichten  gegenüber  geltend  macht.  Diese  in  den  ein-  . 
zelnen  Yerfassungsurkunden  enthaltenen  Ausnahmebestimmungen 
sind  durch  das  Einfiihrungsgesetz  zur  Reichsstrafprocessordnung 
§  6,  Nr.  .1  aufrecht  erhalten.  Aehnliche  Bestimmungen,  wie  wegen 
der  Untersuchungshaft,  enthielten  einzelne  Verfassungen  auch  wegen 
der  Schuldhaft.  Durch  die  Beichscivilprocessordnung  §§  7S5 
und  786  ist  diese  Angelegenheit  für  ganz  Deutschland  gemein- 
rechtlich geregelt,  indem:  a.  jede  Haft  gegen  Mitglieder  einer  deut- 
sehen gesetzgebenden  Versammlung  während  der  Sitzungsperiode 
unstatthaft  ist,  sofern  nicht  die  Versammlung  die  Vollstreckung  ge- 
nehmigt; b.  indem  die  Haft  unterbrochen  wird  gegen  Mitglieder 
einer  deutschen  gesetzgebenden  Versammlung  für  die  Dauer  der 
Sitzimgsperiode^  wenn  die  Versammlung  die  Freilassung  verlangt. 
(Endemann,  a.  a.  O.  B,  UI.  S.  337). 

4)  Nach  den  Bestimmungen  der  Beichscivilprocessordnung 
§§347  und  367  und  der  Reichsstrafprocessordnung  §§49  und  72 
sind  die  Mitglieder  einer  deutschen  gesetzgebenden  Versammlung 
als  Zeugen  oder  Sachverständige,  während  der  Sitzungsperiode  und 
ihres  Aufenthaltes  am  Orte  der  Versammlung,  nur  an  diesem  Orte 
zu  vernehmen.  Zu  einer  Abweichung  von  dieser  Bestimmung  be- 
darf es  der  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Versammlung. 

5)  Die  Mitglieder  der  Volksvertretung  erhalten  in  allen  deut-     % 
sehen  Einzelstaaten  Tagegelder  und  Ersatz  von  Keisekosten. 
Eine  Ausnahme  findet  überall  statt  bei  den  erblichen  Mitgliedern 


^  Diese  Fsage  ist  im  Reiohstage  im  Jahre  1674  ausfOhrlich  verKandelt 
worden,  als  es  sich  um  die  Vollstreckung  einer  reohtskr&ftig  Terhftngten 
Gefängnissstrafe  gegen  ein  Beichstagsmitglied,  Namens  Maj  unke,  handäte. 
Die  in  dem  gründlichen  Bericht  von  Harn  i  er  (Stenogr.  Bericht  des  Reichstages 
1874.  S.  725  ff.)  und  der  lichtvollen  Auseinandersetzung  Gneis t's  (Stenogr. 
Bericht  a. a.  O.  S.  750  ff.)  enthaltenen  Kechtsgründe können  auch  auf  die  Land- 
tagsmitglieder derjenigen  Staaten  angewendet  werden,  wq,  wie  in  Preussen, 
dieselben  Bestimmungen  in  Betreff  dieser  durch  die  Verfassung  getroffen  sind. 
Vergl.  besonders  Laban d,  Staatsr.  des  deutschen  Reichs  B.  I.  §  52.  S.  572  ff. 
G.  Meyer,  Lehrbuch  §  133. 
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der  ersten  Kammer,  nach  einzelnen  Verfassungen  bei  allen  Mit- 
gliedern derselben,  z.  B.  in  Preussen.  Selbst  ein  Yerziclit  auf  Diäten 
ist  nach  mehreren  Verfassungen  unzulässig. 

6]  Den  Landtagsmitgliedem  ist  durch  das  deutsche  Stra^esetz- 
buch  §  10&  und  106  gewissen  strafbaren  Handlungen  gegenüber  ein 
besonderer  Rechtsschutz  eingeräumt  worden. 

7)  Den  Landtagsmitgliedem  wird  überall  eine  besondere  Rang- 
distinktion  am  Hofe  beigelegt,  besonders  rangiren  die  Präsidenten 
beider  Häuser  mit  den  höchsten  Spitzen  des  Hof-,  Militär^  und 
Cirilstaats  (Ceremonialbuch  für  den  preussisohen  Hof  X.  Hofirang- 
reglement.    Berlin  1871  bei  Decker). 


V.  Von  der  Versammlung  beider  Häuser  oder  dem  Land- 
tage im  engeren  Sinne. 

§  181. 
A.  Berufung  und  Eröffliung  des  Landtages. 
Im  Mittelalter  stand  den  Landständen  überall  das  Selbstver- 
sammlungsrecht zu.  Seit  dem  XVH.  Jahrhundert  wurde  es 
ihnen  aber  yon  den  Landesherm  bestritten  und  vielfach  beschränkt 
oder  beseitigt.  Heutzutage  erkennen  es  nxir  wenige  Verfassungen 
fiir  Ausnahmefälle  an.  Besonders  darf  sich  in  Braunschweig  »k  r  af  t 
althergebrachten  Rechtes  die  Ständeversammlung  in  den 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  bestimmten  Fällen  auch  ohne  lan- 
desförstliche  Berufung  versammeln,  berathen  und  Beschlüsse  fassen« 
(z.  B.  bei  einer  plötzlichen  allgemeinen  Landesgefahr,  bei  Verletz- 
ung des  Landesgrundgesetzes.  Neue  Landesordnung  von  1832, 
§  113).  Andere  Verfassungen  kennen  das  Selbstversammlungsrecht 
nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen ,  so  Sachsen-Koburg-Gotha  beim 
Regierungsantritte  (A.  158  und  160),  so  Oldenburg  bei  nicht  recht- 
zeitiger Berufung  im  Falle  einer  Auflösung  (A.  150,  §  2) .  Den  Ver- 
fassungsiurkunden  der  grossem  Staaten  ist  dasselbe  unbekannt; 
vielmehr  gilt  hier  die  Berufung  des  Landtages  als  ein 
ausschliessliches  Recht  des  Staatsoberhauptes.  Die 
Berufung  ist  aber  nicht  in  das  Belieben  des  Monarohen  gestellt,  son- 
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dem  er  ist  dazu  verfassungsmässig  verpflichtet  und  zwar  nach  genau 
festgesetzten  Zeitpunkten,  welche  entweder  durch  den  Ablauf  der 
Finanzperiode  von  selbst  gegeben  oder  an  bestimmte  Termine  ge- 
bunden sind.  (Art.  76  der  preussischen  Yerfassungsurkunde,  abge- 
ändert durch  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1857 :  »Die  beiden  Häuser  des 
Landtages  werden  durch  den  .König  regelmässig  in  dem  Zeitsraum 
von  dem  Anfange  des  November  jedes  Jahres  bis  zur  Mitte  des 
folgenden  Januar  und  ausserdem,  so  oft  die  Umstände  es  erfordern, 
einberufen.«)  Wenn  eine  Auflösung  des  Landtages  erfolgt,  so 
müssen  innerhalb  eines  bestimmten  Zeitraumes  (z.  B.  gewöhnlich 
von  90  Tagen)  die  neugewählten  Kammern  wieder  berufen  werden. 
Ob  und  zu  welcher  Zeit  das  Staatsoberhaupt  die  Volksvertretung 
ausserordentlicher  Weise  einberufen  will,  hängt  regelmässig 
von  seinem  Ermessen  ab;  doch  knüpfen  die  Verfassungen  meist 
an  den  Eintritt  gewisser  Ereignisse  die  Pflicht  der  Einberufung,  so 
an  den  Fall  eines  eintretenden  Regierungswechsels.  (Preussen  A.  56 
und  57.  K.  Sachsen  §  115.  Württemberg  §  127).  Jede  von  der 
Krone  nicht  einberufene  Versammlung  der  Mitglieder  des  Land- 
tages zu  staatsgeschäftlichen  Zwecken  wäre  verfassungswidrig,  alles, 
was  sie  beschlösse,  nichtig.  Dagegen  würde  eine  Unterlassung  der 
Einberufung  zu  den  gesetzlich  feststehenden  Fristen  eine  Ver- 
fassungsverletzung in  sich  schliessen,  für  welche  zwar  nicht 
das  Staatsoberhaupt  selbst,  wohl  aber  das  Ministerium  zur  Verant- 
wortung gezogen  werden  könnte.  Mach  den  Grundsätzen  des  Zwei- 
kammersystems müssen  beide  Häuser  stets  gleichzeitig  einbe- 
rufen werden.  Der  Versammlungsort  ist  regelmässig  die  Hauptstadt 
des  Landes.  Wo  aber  die  Verfassung  über  denselben  nichts  fest- 
setzt, muss  man  annehmen,  dass  der  Landesherr  das  Kecht  hat,  in 
AusnahmeMlen  einen  andern  Versammlungsort  zu  bestimmen.  Die 
Einberufung  erfolgt  durch  eine  landesherrliche  Verordnung,  welche 
im  Gesetzes-  oder  Begierungsblatte  amtlich  bekannt  gemacht  wird. 
An  dem  festgesetzten  Tage  erfolgt  die  Eröffnung  des  Landtages, 
regelmässig  in  einer  vereinigten  Sitzung  beider  Häuser,  entweder 
durch  den  Monarchen  selbst  oder  einen  dazu  beauftragten  Minister. 
Nach  dieser  mit  einem  vorausgehenden  kirchlichen  Akte  verbun- 
denen Eröffnungsfeierlichkeit  schreitet  der  Landtag,  bei  bestehen- 
dem Zweikammersystem  jedes  Haus  für  sich,  zu  seiner  Kons ti - 
tuirung,  d.h.  zur  Vornahme  derjenigen  Geschäfte,  wodurch  es 
berathungs-  und  beschlussfähig  wird.  Es  ist  festgestellt,  welche 
Anzahl  der  Mitglieder  vorhanden  sein  muss,  wenn  die  Versammhing 
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als  vollzählig,  d.  h.  als  beschlussfällig  gelten  soll  (gewöhnlich  die 
Mehrheit  der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder) . 


§182. 
B.    Formen  der  Oesohäftsbehandlung  K 

Die  Geschäftsbehandlung  der  alten  deutschen  Landtage  hing 
s^o  eng  mit  ihrem  ständischen,  vorherrschend  privatrechtlichen  Cha- 
rakter zusammen,  dass  die  neuere  Volksvertretung  in  dieser  Rich- 
tung nur  wenig  an  die  altere  einheimische  Ueberlieferung  anknüpfen 
konnte.  Bei  der  Begründung  der  neuem  Verfassungen  hielt  man 
sich  daher  an  ausländische  Muster,  besonders  massgebend  wurde 
das  »Reglement  pour  la  chambre  des  d^put^s  des  d^partements  de- 
finitivement  adopt6  dans  la  s^ance  du  25  Juin  1814.«  Erst  in  neuerer 
Zeit  hat  man  sich  in  einzelnen  Punkten  mehr  dem  englischen  Muster 
genähert. 

Ueber  die  verschiedene  Auffassung  der  rechtlichen  Natur  der 
Geschäftsordnungen  in  den  deutschen  Verfassungen  war  oben  die 
Rede  (S.  482).  Ihr  Inhalt  ist  so  verschieden,  dass  hier  nur  einige  all- 
gemeine Grundzüge  angedeutet  werden  können.  Nach  der  Eröffiiung 
des  Landtages  tritt  in  der  Regel  jedes  Haus  unter  Vorsitz  des  Alters- 
präsidenten zusammen,  darauf  folgt  die  Wahl  des  Präsidiums,  so- 
weit eine  solche  dem  Hause  zusteht.  Meistens  wird  dasselbe  für  die 
ganze  Sitzungsperiode  erwählt.  Dem  Präsidenten  des  Hauses  Uegt 
die  Leitung  der  Verhandlungen,  die  Handhabung  der  Ordnung  und 
die  Vertretung  des  Hauses  nach  aussen  ob;  die  Vicepräsidenten 


1  J.  B entkam,  Tactique  des  assemblees  politiques  delib^rantes.  II.  Vol. 
Ed.  2.  Paris  1822,  englisch  in  dessen  Works  T.  n.  p.  299  unter  dem  Titel: 
»Essay  on  political  tactics.«  Thomas  Erskine  May,  Das  englische  Parla- 
ment und  sein  Verfahren.  Ein  praktisches  Handbuch.  Aus  der  IV.  Auflage 
übersetzt  und  bearbeitet  von  O.  G.  Oppenheim,  Leipzig  18Q0.  L.  S.  Cush- 
ing,  Handbuch  der  parlamentarischen  Praxis  oder  Regeln  über  die  Verfah- 
rungsweise  und  Debatte  in  berathenden  Versammlungen.  Aus  dem  Englischen 
übersetzt  von  C.  Kolk  er.  Hamburg  1852.  W.  G.  Hamilton,  Parlamenta- 
rische Logik,  Taktik  und  Bhetorik.  Aus  dem  Englischen  übersetzt.  II.  Auflage. 
Tübingen  1872.  Für  deutsche  Verfassungen  besonders  wichtig:  R.  v.  Mohl 
Die  Geschäftsordnungen  der  Ständeversammlungen  (Staatsr.,  Verfassungsr.,  Pol' 
B.  I.  8.  280 — 321).  »Parlamentarische  Studien«  in  den  preussischen  Jahrbüchern 
B.  m.  (1859).  S.  153—176.  H.  Zöpfl,  Grunds,  d.  D.  St,  R.  (Aufl.  V).  B.  H. 
§374  ff.  H.  A.  Zachariä,  B.  I.  §120.  S.  674  ff.  R.  v.  Mohl,  Württemb. 
Staatsr.  B.L  S,  695.  Pözl,  Bayer.  Verfassungsr.  Aufl.V.  Buch  V.  Kap.  VH. 
Von  der  Geschäftsordnung  der  Kammern  S.  557 — 567.  v.  Rönne,  B.  I.  Ab- 
theilung U.   §§  132  ff.   S.  416  ff. 
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vertreten  den  Präsidenten  im  Falle  der  Verhinderung,  gewäUte 
Schriftführer  haben  für  die AufQahme  des  Protokolls  zu  sorgen, 
die  Revision  der  stenographischen  Berichte  zu  überwachen,  Schrift- 
stücke zu  verlesen,  die  Rednerliste  zu  führen  und  den  Präsidenten 
in  der  Besorgung  der  äussern  Angelegenheiten  des  Hauses  zu  unter- 
stützen. Die  Landtage  der  kleineren  Staaten  haben  oft  noch  einen 
besoldeten  Landschaftssyndikus,  welcher  die  Protokollfüh- 
rung besorgt,  ständische  Schriften  abfasst  und  .Rechtskonsulent  der 
Stände  ist,  aber  als  solcher  dem  Landtage  nicht  anzugehören  braucht. 
Hie  und  da  kommen  Ouästoren  vor,  welche  für  die  Besorgung  des 
Kassen-  und  Rechnungswesens  aus  der  Zahl  der  Kammermitglieder 
genommen  werden,  so  wie  ständige  Beamte  für  das  Archiv,  die 
Bibliothek  u.  s.  w. 

Eine  dem  französischen  Vorbilde  entlehnte  Einrichtung  ist  die 
Eintheilung  der  Kammern  in  eine  Anzahl  von  Abtheilungen  oder 
Sektionen,  welche  gewöhnlich  durch  das  Loos  gebildet  werden; 
sie  sind  besonders  bestimmt  zur  Vornahme  von  Wahlen  fiir  die 

«Konunissionen,  Vorprüfung  der  Wahlen  u.  s.  w. 

Die  Gesetzesvorlagen  der  Regierung  oder  des  and^n  Hauses, 
sowie  die  Anträge  der  Mitglieder,  werden  regelmässig  für  die  Schluss- 
berathung  in  Kommissionen  vorbereitet.  Das  Haus  kann  aber 
auch  beschliessen,  dieVorberathung  anstatt  in  einer  Kommission 
im  ganzen  Hause  vorzunehmen  (»the  house  resolves  itself  into 
general  committee«)  oder  ohne  jede  Vorberathung  sogleich  in  die 

•  Schlussberathung  einzutreten .  Die  Kommissionen  werden  entweder 
im  allgemeinen  (fachweise]  oder  für  einzelne  Gegenstände  oder  An- 
träge, nach  einem  vom  Hause  besonders  gefassten  Beschlüsse  ge- 
bildet. So  wird  regelmässig,  gleich  nach  dem  Zusammentritt  des 
Landtages,  eine  Anzahl  von  Fachkommissionen  gewählt,  so  für  die 
Geschäftsordnimg,  für  Petitionen,  forden  Staatshaushaltsetat  (Bud- 
getkommission),  für  Justiz-,  Handels-,  Gewerbeangelegenheiten 
U.S.W.  Sind  die  Gegenstände  der  Verhandlungen  durch  die  Kom- 
mission vorbereitet,  so  erfolgt  die  Berichterstattung  an  das  Haus 
selbst.  Die  Tagesordnung  für  das  Plenum  wird  von  dem  Präsidenten 
festgestellt.  Kein  Mitglied  darf  sprechen;  ohne  vorher  um  das  Wort 
gebeten  und  dasselbe  vom  Präsidenten  erhalten  zu  haben.  Ueber 
die  Anmeldung  und  Reihenfolge  der  Redner  enthalten  die  Gre- 
schäftsordnungen  verschiedene  Bestimmungen.  Verbesserungs-  oder 
Abänderungsanträge,  sog.  Amendements,  können  jeder  Zeit  bis  zum 
Schlüsse  der  Verhandlung  gestellt  werden,  bedürfen  aber  der  Unter- 
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Stützung  durch  eine  Anzahl  Ton  Mitgliedern.  Bei  Gresetzesvorlagen 
lind  selbständigen  Antr&gen  findet  zuerst  eine  allgemeine  Yerhand- 
Imig  über  den  Crrundgedanken  der  Vorlage  (Generaldiskussion 
statt,  hierauf  folgt  die  Verhandlung  über  die  einzelnen  Artikel  und 
Yerbesserungsanträge.  Die  Form  der  Abstimmung  ist  nach  den  Gfe- 
fichäftsordnungen  verschieden  bestimmt.  Die  Beschlussfassimg  er- 
folgt regelmässig  mit  absoluter  Mehrheit.  Mitunter  genügt 
jedoch  zur  Beschlussfassung  weniger  als  diese,  z.  B.  bei  gewissen 
Wahlen  schon  relative  Mehrheit.  Eine  stärkere  Mehrheit  wird  da- 
gegen mehrfach  bei  beabsichtigten  Verfassungsänderungen  verlangt 
(Zweidrittelmehrheit  in  Bayern,  Grossherzogthum  Hessen,  Würt- 
temberg, Baden  u.  s.  w.).  Wo  die  absolute  Mehrheit  zu  einem  Be- 
schlüsse erfordert  wird,  gilt  bei  Stimmengleichheit  der  Antrag  ge- 
wöhnlich als  abgelehnt.  In  den  E^mmem  Württembergs  entschei- 
det die  Stimme  des  Präsidenten. 

Die  Oeffentlichkeit  der  Landtagsverhandlungen 
st  gegenwärtig  in  allen  deutschen  Staaten]  aner- 
kannt. Die  Oeffentlichkeit  der  Sitzungen  bringt  es  mit  sich,  dass 
zu  denselben  Zuhörer  zugelassen  werden,  soweit  die  dazu  bestimmten 
Bäume  ausreichen,  und  dass  über  dieselben  Berichte  veröffentlicht 
werden  dürfen,  welche  sich  schon  nach  mehreren  Verfassungen, 
jetzt  gemeinrechtlich  (Reichsstrafgesetzbuch  §  12)  einer  besondem 
Ausnahmebegünstigung  erfreuen :  »Wahrheitsgetreue  Berichte  über 
Yerhandlimgen  des  Landtages  oder  einer  Kammer  eines  zimi  Beiche 
gehörigen  Staates  bleiben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei«,  ein 
Grundsatz,  welcher  nicht  als  ein  Privilegium  der  Kammermitglie- 
der, sondern  als  eine  Konsequenz  der  unbedingten  Oeffentlichkeit 
der  Sitzungen  aufgefasst  werdeü  muss.  Ausnahmsweise  können  je- 
doch auch  geheime  Sitzungen  anberaumt  werden.  Zum  Ausschlüsse 
der  Oeffentlichkeit  genügt  entweder  schon  das  Verlangen  der  Re- 
gierung oder  einer  bestimmten  Anzahl  von  Mitgliedern  oder  es  ist 
dazu  ein  förmlicher  Beschluss  der  ELammer  erforderlich,  welcher 
ebenfalls  in  geheimer  Sitzung  gefasst  wird. 

§183. 

C.   Vertagung,  Schliesaung  und  Auflösung  des  Landtagea. 

Wie  die  neuere  Volksvertretung  nicht  mehr  das  Recht  der 

Selbstversammlung  hat,  so  kann  dieselbe  auch  ihre  geschäftliche 

Wirksamkeit  nicht  durch  eigenen  Beschluss  einstellen  (Rex  est 
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Caput,  principium  et  f  inis  parliamenti) .  Abgesehen  von  dem  einen 
Falle ,  wo  durch  Ablauf  der  Legislaturperiode  die  Eigenschaft  der 
gewählten  Landtagsmitglieder  von  Rechtswegen  ,  erlischt,  ist  zu 
jeder  Einstellung  der  Thätigkeit  des  Landtages  ein  Akt  des  Staats- 
oberhauptes erforderlich.  Es  wird  hier  zwischen  Vertagung, 
Schliessung  und  Auflösung  unterschieden. 

a.  Vertagung. 

Der  Monarch  kann  den  Landtag  vertagen,  d.  h.  eine  Unter- 
brechung der  Sitzungen  anordnen,  ist  aber  dabei  an  gewisse 
Schranken  gebunden ;  er  darf  ohne  Zustimmung  der  Kammern  nur 
auf  eine  gewisse  Zeit  vertagen  (höchstens  30  Tage  in  Preussen, 
60  Tage  in  Schaumburg-Lippe,  2  Monate  in  Waldeck,  6  Monate  im 
Königreich  Sachsen) .  '  Mehrere  Verfassungen  schliessen  auch  eine 
Wiederholung  der  Vertagung  in  derselben  Session  aus.  Auch 
müssen  nach  den  Grundsätzen  des  Zweikammersystems  stets  beide 
Kammern  gleichzeitig  vertagt  werden.  Das  Wesen  der  Vertagung 
besteht  darin ,  dass  eine  Unterbrechung  der  Thätigkeit  des  Land- 
tages auf  eine  bestimmte  Zeit  stattfindet.  Sobald  die  Vertagungs- 
zeit abgelaufen  ist ,  beginnt  der  Landtag  von  selbst  seine  Arbeiten 
wieder  aufzunehmen. 

Eine  neue  Einberufung  findet  nicht  statt.  Die  Geschäfte  wer- 
den ganz  wieder  so  aufgenommen  und  fortgesetzt,  wie  sie  vor  der 
Vertagung  liegen  geblieben  sind.  Präsidenten  und  Schriftführer 
bleiben  in  ihren  Aemtem ,  die  Kommissionen  in  ihrer  Zusammen- 
setzung, die  Sitzungen  werden  als  fortlaufend  bezeichnet.  Kurz  es 
kommt  in  jeder  Beziehung  das  Princip  der  Kontinuität  zur 
Anwendung. 

b.  Schliessung  oder  Entlassung. 
Der  Monarch  hat  allein  das  Recht,  den  Landtag  zu  schliessen. 
Wo  zwei  Kammern  bestehen,  müssen  beide  gleichzeitig  ge- 
schlossen werden.  Für  die  Schliessung  des  Landtages  bestehen 
regelmässig  keine  ausdrücklichen  Beschränkungen,  doch  ist  es  durch 
die  Natur  der  Sache  gegeben ,  dass  eine  Schliessung  erst  erfolgen 
kann,  wenn  die  nothwendigsten  Geschäfte  erledigt  sind,  besonders 
das  Budget,  vor  Ablauf  der  Finanzperiode,  festgestellt  ist.  Mit 
der  Schliessung  ist  die  Sitzungsperiode  des  Landtags 
beendet.  Die  Kammern  hören  mit  diesem  Momente  auf,  als  Kol* 
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legien  zu  bestehen.  Durch  die  Schliessung,  im  Gegensatze  zur 
blossen  Vertagung,  werden  alle  begonnenen  Greschäfte  des  Land- 
tages abgebrochen  und  können  nicht  ohne  eine  besondere  Veran- 
lassung in  der  neuen  Sitzungsperiode  wieder  aufgenommen  werden. 
Alle  GesetzesTorschläge,  Anträge  und  Petitionen  sind  mit  dem  Ab- 
laufe der  Sitzungsperiode,  in  welcher  sie  eingebracht  und  noch  nicht 
znr  Beschlussnahme  gediehen  sind ,  mit  dem  Landtagsschlusse  für 
erledigt  zu  achten.  Nach  diesem  Princip  der  Diskontinui- 
tät bildet  jede  Sitzungsperiode  ein  abgeschlossenes 
Ganze  für  sich. 


c.  Auflösung. 
Während  die  Schliessung  den  Kammern  in  ihrer  Gesammt- 
heit  den  kollegialen  Charakter  entzieht,  den  einzelnen  Mitglie- 
dern, als  solchen,  aber  ihre  Eigenschaft  belässt,  geht  die  Auflösung 
einen  Schritt  weiter,  indem  sie  allen  gewählten  Mitglie- 
dern der  Volksvertretung  ihren  Abgeordnetencha- 
rakter entzieht  und  sie  wieder  zu  einfachen  Staats- 
bürgern macht.  Das  der  altständischen  Verfassung  unbekannte 
Auflösungsrecht  gehört  ganz  dem  Gedankenkreise  des  modernen 
konstitutionellen  Staatsrechtes  an,  welches  das  organische  Zusam- 
menwirken der  Staatsregierung  und  der  Volksvertretung  bei  den 
wichtigsten  Funktionen  der  Staatsgewalt  verlangt.  Voraussetzung 
hierfür  ist  die  Uebereinstimmung  zwischen  diesen  beiden  Organen 
wenigstens  in  den  wichtigsten,  unmittelbar  praktischen  Staatsfragen. 
Fehlt  eine  solche  vollständig  und  ist  an  ihre  Stelle  ein  dauerndes 
Missverständniss  oder  eine  unbesiegliche  persönliche  Verbitterung 
getreten ,  so  ist  das  Staatswohl  ernstlich  gefährdet.  In  einem  sol- 
chen Falle  ist  der  Monarch^  welcher  im  konstitutionellen  Staate 
über  den  Parteien  stehen  und  auch  seinem  eigenen  Ministerium 
gegenüber  eine  vorurtheilsfreie  Stellimg  bewahren  soll,  recht  eigent- 
lich zu  einem  persönlichen  Eingreifen  berufen ,  um  den  staatsver- 
derblichen Konflikt  zu  lösen.  Zu  diesem  Zwecke  stehen  ihm  zwei 
Mittel  zu  Gebote,  Ministerwechsel  und  Auflösung  des 
Landtages.  Das  erste  Mittel  stellt  die  Einigkeit  dadurch  her, 
dass  das  mit  der  Volksvertretung  in  Zwiespalt  gerathene  Ministe- 
rium entlassen  und  ein  aus  der  Mehrheit  hervorgegangenes  oder 
wenigstens  mit  ihr  in  Einklang  stehendes  Ministerium  gebildet  wird. 
Ein  solches  Verfahren  setzt  aber  voraus,  dass  wirklich  eine  einheit- 
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liehe  geBchlossene  und  regierungsfähige  Mehrheit  vorhanden  ist, 
kurz  dass  die  Bedingungen  des  sog.  parlamentarischen  Re- 
gimentes vorhanden  sind,  welche  auf  dem  Kontinente  so  vielfach 
fehlen.  Auch  kann  der  Monarch  einen  Ministerwechsel  vermeiden 
wollen,  weil  er  persönlich  mit  seinem  Ministerium  einverstanden 
ist  und  in  der  Haltung  der  Kammern  nicht  den  Ausdruck  einer  ge- 
sunden öfifentlichen  Meinung ,  sondern  der  Verblendung  und  der 
persönlichen  Leidenschaft  zu  erblicken  glaubt.  In  solchen  Fällen 
ist  das  zweite  Mittel,  die  Auflösung  der  oppositionellen 
Kammer,  an  seinem  Platze.  Indem  der  Monarch  allen  gewähl- 
ten Volksvertretern  ihre  Eigenschaft  entzieht  imd  neue  Wahlen 
anordnet,  wendet  er  sich  an  die  Gesammtheit  der  Bürger  imd  for- 
dert dieselbe  auf,  sich  darüber  auszusprechen,  ob  die  vom  Landtage 
eingenommene  Haltung  wirklich  der  öfifentlichen  Meinung  des 
Volkes  entspricht  oder  nur  das  Erzeugniss  des  Farteigeistes  ist. 
Gewöhnlich  ist  es  eine  grosse,  unmittelbar  praktische  Frage^  zu  wel- 
cher sich  der  Zwiespalt  zwischen  Ministerium  und  Volksvertretung 
zuspitzt.  Dennoch  darf  die  Auflösung  nicht  als  eine  »appellatio 
principis  ad  populuma  betrachtet  und  bezeichnet  werden;  das  wäre 
sie  nur  dann,  \fenn  die  endgültige  Entscheidung  dadurch  in  die 
Hand  der  Wählet  gelegt  und  diese  somit  zu  einer  höhern  Instanz 
über  die  Staatsregierung  erhoben  würden.  Die  Auflösung  ist  nichts 
als  ein  Versuch,  die  gestörte  Einigkeit  zwischen  Regierung  und 
Volksvertretung  wieder  herzustellen,  dessen  Erfolg  ebenso  von  dem 
Ausfalle  der  Wahlen,  wie  von  dem  Willen  der  Krone  abhängig  ist, 
denn,  auch  neuen  oppositionellen  und  gleichen  Beschlüssen  der  neu- 
gewählten Kammer  gegenüber,  liegt  staatsrechtlich  kein  zwin- 
gendes Moment  für  die  ELrone  vor,  das  missliebige  Ministerium  zu 
entlassen  und  dessen  Regierungssystem  aufzugeben.  Daher  kann  die 
Auflösung  auch  erfolglos  bleiben ,  ja  zur  Lahmlegung  des  ganzen 
konstitutionellen  Frincips  gemissbraucht  werden.  Ein  solcher  mög- 
licher Missbrauch  nimmt  aber  diesem  Mittel  seinen  Werth  nicht, 
welches,  im  unparteiischen,  acht  konstitutionellen  Sinne  geband- 
habt,  imter  Umständen  dazu  beitragen  kann,  den  gestörten  inneren 
Frieden  zwischen  den  staatlichen  Organen  wieder  herzustellen. 
Aus  diesem  Grunde  gewähren  alle  deutschen  Ver- 
fassungen dem  Monarchen  das  Recht,  die  Kammern 
aufzulösen.  Von  der  Auflösung  werden  aber  selbstverständlidi 
nur  die  gewählten  Mitglieder  getrofifen.  Eine  Auflösung  der 
ersten  Kammer  ist  da  unmöglich,  wo  diese  aus  lauter  erblichen  oder 
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lebenslänglichen  Mitgliedern  besteht,  wie  z.  B.  in  Preussen^.  Die 
Auflösung  zieht  stets  den  Schluss  der  Sitzungsperiode  nach  sich, 
was  sich  auch  auf  die  von  der  Auflösung  nicht  getroffene  erste 
Kammer  bezieht ,  weil  es  nach  den  Grundsätzen  des  Zweikammer- 
systems nur  Sessionen  des  ganzen  Landtages,  nicht  der  einzelnen 
Kammern  geben,  weil  eine  Kammer  ohne  die  andere  überhaupt  als 
Kollegium  nicht  existiren  kann. 

Damit  die  Auflösung  des  Abgeordnetenhauses  nicht  zu  einer 
Beeinträchtigung  seiner  konstitutionellen  Wirksamkeit  überhaupt 
gemissbraucht  werden  kann,  enthalten  die  Verfassungen  in  der 
R^l  die  Bestimmung,  dass,  im  Falle  einer  Auflösung,  binnen 
einer  bestimmten  Frist  die  Neuwahlen  (z.  B.  in  Freussen  60  Tage) 
stattfinden  sollen  und  binnen  einer  weitem  Frist  (in  Freussen 
90  Tage)  die  neue  Kammer  einberufen  werden  muss.  Die  Mitglie- 
der der  aufgelösten  Kammer ,  welche  durch  den  staatsrechtlichen 
Akt  der  Auflösung  ihre  Eigenschaften  als  solche  verloren  haben, 
können  sofort  wieder  neugewählt  werden. 

In  manchen  mittleren  und  kleineren  Staaten  besteht  in  An- 
schluss  an  die  ältere  landständische  Verfassimg  ein  ständischer 
Ausschuss,  welcher  sich  aus  dem  Präsidium  imd  einer  Anzahl 
vom  Landtag  erwählter  Mitglieder  zusammensetzt,  so  in  Württem- 
berg, Baden,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen- 
Kobuxg-Gotha^  Braunschweig  u.  s.  w.  Solange  die  Stände  nicht 
Tersammelt  sind,  erscheint  derselbe  »als  Stellvertreter  derselben  für 
diejenigen  Geschäfte ,  deren  Besorgung  von  einem  Landtage  zum 
andern  zur  ununterbrochenen  Wirksamkeit  der  Repräsentation  des 
Landes  nöthig  ist«.  Die  Funktionen  desselben  sind  in  den  verschie- 
denen Verfassungen  verschieden  bestimmt;  doch  bestehen  sie  mei- 
stens in  Wahrung  der  verfassungsmässigen  Landesrechte,  Kontrolle 
der  Finanzverwaltung  und  Vorbereitung  von  Vorlagen  für  d«a  künf- 
tigen Landtag.  Seine  Verrichtungen  hören  auf  mit  Eröffiiung  eines 
neuen  Landtages.  Bei  einer  Auflösung  muss  dafür  gesorgt  sein, 
dass  die  Stände  noch  ihren  Ausschuss  wählen  können  oder  dass  die 
schon  gewählten  Glieder  ihre  Vollmacht  nicht  verlieren.  (Würt- 
temb.  Verfassungsurkunde  §  1 92 .)  Den  Verfassungen  von  Freussen, 
Bayern  und  Sachsen  ist  ein  stäiddischer  Ausschuss  unbekannt. 


^  Wo  dagegen  wie  in  Baden  die  erste  Kammer  zmn  Theil  auch  aus  erwählten 
Mitgliedern  (den  Grundherrn,  der  Universitäten)  besteht,  verlieren  auch  diese 
durch  Auflösung  ihre  Eigenschaft.  Verfassungsurkunde  §  43. 
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Anhang. 

Verfassung  der  drei  freien  Städte.  ^ 
Die  bisher  befolgte  Systematik  des  Verfassungsrechtes  der  deut- 
schen Einzelstaaten  [Buch  I.  Abth.  I.)  schloss  sich  durchweg  dem 
Organismus  der  in  Deutschland  vorherrschenden  konstitutionell- 
monarchischen Staatsordnung  an.  Aber  in  dem  staatsrechtlichen 
Gesammtbilde  Deutschlands  würde  eine  erhebliche  Lücke  vorhan- 
den sein,  wenn  die  Verfassung  der  drei  freien  Städte  Lübeck,  Bre- 
men und  Hamburg  unberücksichtigt  bliebe.  Diese  staatlichen  Ge- 
meinwesen, die  ehrwürdigen  Reste  reichsstädtischer  Freiheit  und 
hanseatischer  Macht,  sind  auch  für  die  Gegenwart  noch  bedeutsam, 
weit  über  die  Zahl  ihrer  Quadratmeilen  hinaus ,  als  die  Emporien 
des  Welthandels  und  des  grossartigsten  Seeverkehrs;  aber  auch  vom 
staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  bieten  ihre  Verfassungen  der  Be- 
trachtung ein  ebenso  eigenartiges  als  würdiges  Problem. 

I.   Gesohiohtliohes. 
Der  Unterschied  zwischen  B«ichs-  und  Landständen  war  im 
Mittelalter  vielfach  schwankend .   Manche  ehemals  landsässige  Städte 
stiegen  zur  Keichsunmittelbarkeit  empor ,  viele,  besonders  kleinere 


^  Mosers  Staatsr.  Th.  39.  S.  296  ff.  Th.  40—44.  Derselbe,  Von  der 
reichsst&dtischen  Regimentsverfassung.  1772.  Desselben,  reichsst&dtisches 
Handbuch.  Tübingen  1733.  2  Bde.  v.  Sartori,  Auserlesene  Beiträge  in  reichs- 
städtischen Sachen.  2  Thle.  Frankfurt  1777.  Ueber  die  ältere  Geschichte  vergl. 
die  Lit.  zu  §  161.  S.  416,  über  die  Aufhebung  der  meisten  deutschen  Reichs- 
städte vergl.  besonders  G.  W.  Hugo ,  Die  Mediatisirung  der  deutschen  Reichs- 
städte. Karlsruhe  1838.  [Mit  genauen  Nachweisungen  über  alle  einzelnen 
Städte.)  Klüber,  Oeff.  R.  §  240  f.  H.  A.  Zacchariä,  D.  StaaU-und  Bun- 
desrecht Th.  I.  Kap.  VI.  S.  690  ff.  Eine  gute,  auf  ofBcieÜen  Mittheilungen  be- 
ruhende Darstellung  des  Staatsrechts  der  drei  Hansestädte  gibt  Ch.  deVil- 
1er s,  Constitutions  des  trois  villes  libres  ans6atiques,  Lübeck,  Bremen,  Ham- 
bourg  avec  memoire.  Leips.  1814.  Wurm,  Verfassungsskizzen  der  freien  und 
Hansestädte,  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg.  Hamburg  1841.  Kurze  Darstel- 
lungen der  Geschichte  und  der  Verfassungen  der  Hansestädte  finden  sich  auch 
in  Bluntschli*s  Staatsw.  B.IV.  S.  731— 787.  Lübeck  von  Mantels,  Bremen 
von  Böhmert,  Hamburg  von  Buek.  Lappenberg,  Art.  Hamburg  im 
Staatslexikon  HI.  Aufl.  B.  VII.  S.  306  ff.  Eine  treffliche  staatsrechtliehe  Ar- 
beit besitzt  Hamburg  inN.  A.  Westphalen,  Verfassung  und  Verwaltung 
Hamburgs  in  ihrer  allmäligen  Entwickelung  bis  auf  die  neueste  Zeit.  Ham- 
burg 1841.  2.  Aufl.  1846.  Dieses  Buch  liegt  unserer  Darstellung  der  altem 
hamburgischen  Verfassung  wesentlich  zu  Grunde. 
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Reichsstädte  kamen  durch  Verpfändung,  Gewalt,  Selbstunter- 
werfimg unter  die  Herrschaft  von  Landesherm,  Ein  genaues  Ver- 
zeichniss  der  Reichsstädte  lässt  sich  für  diese  Zeit  nicht  aufstellen, 
die  Matrikeln  sind  völlig  unzuverlässig.  (Hugo  a.  a.  O.  zählt  ihrer 
etwa  133.)  Als  besonders  privilegirt  erschienen  die  Freistädte, 
welche,  von  der  Landeshoheit  emancipirt,  auch  dem  Reiche  gegen- 
über nur  sehr  beschränkte  Verpflichtungen  übernommen  hatten  und 
von  den  regelmässigen  Reichssteuem  und  Reichsdiensten  frei  ge- 
blieben waren  *.  Erst  im  Anfang  des  XVI.  Jahrhunderts  verlor  sich 
der  Unterschied  zwischen  Freistädten  und  Reichsstädten;  die 
ersteren  wurden  auch  zu  des  Reiches  Lasten,  namentlich  zu  Reichs- 
steuem herangezogen,  der  Name  Freistadt  hörte  auf  und  an  dessen 
Stelle  trat  die  allgemeine  Bezeichnung,  Reichsstadt,  auch  freie 
Reichsstadt.  Zum  Begriffe  einer  solchen  gehörten  seit  dieser 
Zeit  zwei  Merkmale ,  Landeshoheit  und  Reichsstandschaft.  Eine 
Reichsstadt  im  Sinne  des  neuem  Staatsrechtes  ist  eine  unmittelbar 
unter  Kaiser  und  Reich  stehende  Stadt,  welcher  die  Landeshoheit 
und  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichstage  zukommt.  In  Betreff 
beider  Fimkte  standen  sie  den  übrigen  Reichsständen  vollständig 
gleich ;  sie  wurden  in  ihren  Rechten  durch  die  Reichsgesetze,  be- 
sonders durch  den  westphälischen  Frieden  J.  P.  O.  VII,  §  4  und 
die  Wahlkapitulation  A.  I,  §  8  ausdrücklich  anerkannt.  Die  Zahl  ' 
der  anerkannten  Reichsstädte  betrug  bis  zum  Frieden  von  Lune- 
ville  51;  4  wurden  durch  denselben  an  Frankreich  abgetreten: 
Speier,  Worms,  Köln  und  Aachen.  Durch  den  Reichsdeputations- 
hauptschluss  wurden  die  noch  übrig  bleibenden  bis  auf  6  den  welt- 
lichen Landesherm  als  Entschädigung  überlassen  (S.  79] .  Die  sechs 
noch  fortbestehenden:  Augsburg,  Lübeck,  Nürnberg,  Frankfurt 
a.  M.,  Bremen imd  Hamburg  wurden  aber  in  ihrer  vollen  Landes- 
hoheit anerkannt.  (Reichsdeputationshauptschluss  §  27.)  Durch 
den  Pressburger  Frieden  vom  26.  December  1805  wurde  Augsbui^ 
Bayern  zugesprochen.  Durch  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli 
1806  kam  Nürnberg  an  Bayern,  Frankfurt  an  den  Fürsten  Primas. 
Die  allein  nqph  übrig  bleibenden  Hansestädte  Lübeck,  Bremen  und 
Hamburg  wurden  durch  einen  Gewaltakt  im  Jahre  1810  dem  fran- 
zösischen Kaiserreiche  einverleibt  (S.  90) .  Nach  dem  Sturze  der 
Fremdherrschaft  traten  sie  von  selbst  wieder  in  den  Besitz  ihrer 


^  Vergl.  darüber  die  neueste  Untersuchung  von  A.  Heusler,  Ursprung  der 
deutschen  Staatsverfassung.    1872.   S.  239  ff.   Hugo  a.  a.  O.  S.  6.  §  4. 
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Unabhängigkeit;  Frankfurt  a.  M.  wurde  durch  die  Wiener  Kon* 
gressakte  §  46  wieder  zur  freien  Stadt  erklärt:  »La  Tille  de  Franc- 
fort,  aveo  Bon  territoire,  tel  qu'il  se  trouvait  en  1803,  est  declar^ 
libre  et  fera  partie  de  la  ligue  Gennanique.«  Die  so  wieder  zur 
staatlichen  Selbfitändigkeit  gelangten  vier  freien  Städte  traten 
als  Mitglieder  in  den  deutschen  Bund,  an  dessen  Stiifcung  sie  be* 
reits  theUgenommen  hatten.  Durch  das  Gesetz  vom  10.  September 
1866  wurde  die  freie  Stadt  Frankfurt  dem  preussischei^  Staate  ein- 
verleibt (S.  152).  Dagegen  behielten  Lübeck,  Bremen  und  Ham- 
burg ihre  staatliche  Unabhängigkeit,  traten  dem  norddeutschen 
Bunde  bei  und  sind  jetzt  Glieder  des  deutschen  Reichs  ^. 

II .    Quellen  des  Staatsrechtes  der  freien  Städte.  ^ 
Es  kommen  hier  nur  die  noch  bestehenden  freien  Städte  Lübeck, 
Bremen  und  Hamburg  in  Betracht. 

1)  Lübeck.  Die  Hauptgrundgesetze  der  altem  Verfassung 
Lübecks  bilden,  nächst  kaiserlichen  Privilegien,  die  Konkordate 
zwischen  Rath  und  Bürgerschaft  von  1416,  1534,  1535,  der  Recess 
von  1665  und  der  Hauptrecess  vom  9.  Juli  1669.  Die  alte  Verfas- 
sung Lübecks  wurde  nach  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft  wieder 
hergestellt.  Die  längst  beabsichtigte  Reform  wurde  1844  emstUch 
in  Angrifif  genommen.  Nachdem  bereits  1846  eine  Vereinbarung^ 
zwischen  dem  Rathe  und  den  bürgerlichen  Kollegien  erzielt  worden 
war,  trat  am  8.  April  1848  »die  Verfassungsurkunde  für 
die  freie  und  Hansestadt«  Lübeck  in  Kraft.  Allein  diese 
Verfassung  befriedigte  die  Ansprüche  des  Jahres   1848  nicht  und 


^  Seit  der  Auflösung  des  Keiches  vom  Jahre  1806  nannten  sich  die  übrig 
bleibenden  freien  Reichsst&dte  nur  noch  freie  Städte.  Der  dieissigj ährige 
Krieg  hatte  auch  die  Macht  der  alten  Hanse  gebrochen,  1630  war  der  leiste 
Hansetag  zu  Lübeck  gehalten  worden.  Aber  als  der  grosse  Bund  seitdem 
zerfiel,  traten  die  drei  eng  zusammengehörigen  Städte  Lübeck,  Bremen  und  Ham- 
burg in  eine  neue  Einigung,  welche  den  Sturm  der  Zeiten  überdauert  hat  und 
die  Pflanzstätte  hanseatischen  Geistes  bis  auf  die  Gegenwart  geblieben  ist.  Da- 
her verbinden  sie  mit  Kecht  die  ehrenvollen  Bezeichungen  einer  freien  und 
Hansestadt.  Auch  in  j  uristischer  Beziehung  werden  dieselben  alsBechta- 
nach folger  der  alten  Hanse  angesehen,  wo  es  sich  um  wirklichen  Besitz 
derselben  handelt  (Verkauf  des  Stahlhofes  in  London,  Oesterches  Haus  in  Ant- 
werpen), da  die  Hanse  nie  aufgehoben  ist  und  in  ihnen  fortgedauert  hat. 

3  Die  altem  Grundgesetze  finden  sich  in  J.  J.  Moser 's  Reichsstädtischem 
Handbuch.  Tübingen  1732.  2  starke  Bände,  und  in  Lünig's  Reichsarchiv  Part, 
spec.  Cent.  IV.  Ueber  die  Quellenliteratur  der  einzelnen  Städte  vergl.  H.  A.  Z  a- 
chariä,  D.  Staats-  und  Bundearecht  Th.  I.  §  123. 
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erfrilir  in  Betreff  der  Zusammensetzung  der  Bürgerschaft  (Besei- 
tigong  jedes  ständischen  Frincips),  des  Burgerausschuss.es  u.  s.  w. 
eine  so  weitgehende  Revision,  dass  daraus  »die  Verfassungs- 
urkunde  für  die  freie  und  Hansestadt  Lübeck«  vom 
29.  December  1851  hervorging  (H.  A.  Zachariä^  Sammlung  der 
deutschen Yerfassungsgesetze  S.  1 120),  welche  abermals  am  7.  April 
1875  revidirt  worden  ist.  Dieses  revidirte  Grundgesetz  liegt  unserer 
Darstellung  zu  Grunde. 

2}  Bremen.  Die  Hauptgrundlage  der  altern  Yerfassimg  bil- 
dete die  sog.  Tafel  von  1433,  die  neue  Eintracht  von  1534 
und  die  kündige  KoUe  von  1489  (Polizeigesetz,  neueste  Re- 
daktion von  1756).  Nach  der  Wiederbefreiung  erfolgte  1814  auch 
die  Wiederherstellung  der  früheren  Verfasstmg.  In  den  Jahren  1816 
und  1818  wurde  durch  neue  Statuten  über  die  Rathswahlen  und 
über  die  Bürgerkonvente  eine  theilweise  Reform  bewirkt.  Eine  ra- 
dikale Veränderung  brachte  die  zwischen  Rath  und  Bürgerschaft 
vereinbarte  »Verfassung  des  Bremischen  Staatesa  vom 
5/8.  März  1849  nebst  den  in  Beziehung  auf  einzelne  Bestimmungen 
derselben  erlassenen  Gesetzen  vom  2.  April  1849.  (Rauch,  Parla- 
mentarisches Taschenbuch  4.  Heft,  S.  78).  Ueber  die  nothwendig 
erachtete  Revision  dieser  Verfassung  entspann  sich  ein  Streit  zwi- 
schen Rath  und  Bürgerschaft,  welcher  auf  Ghrund  eines  Bundesbe- 
scUusses  vom  6.  März  1852  zur  Auflösung  der  Bürgerschaft 
ttnd  zur  Oktroyirung  provisorischer  Verfassungsbestimmungen, 
die  Bürgerschaft  betreffend,  vom  29.  März  1852  führte.  Hierauf 
folgte  die  Senatsverordnung  vom  3.  Mai  1852,  durch  welche  eine 
Seihe  von  Bestimmungen  der  Verfassung  von  1849  »bis  auf  Wei- 
teies ausser  Kraft  gesetzt«  und  provisorische  Bestimmungen  über 
mehrere  Gegenstände  der  Verfassung  zur  Gelttmg  gebracht  wurden 
(H.A.  Zachariä,  Sammlung  S.  1185).  Mit  der  hierauf  gewählten 
neuen  Bürgerschaft  wurde  die  Revision  der  Verfassung  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  und  die  neue  Verfassung  nebst  den  zur  Ausfüh- 
nmg  einzelner  Bestimmungen  derselben  vereinbarten  sieben  Ge- 
setzen am  21.  Februar  1854  publicirt.  Dieselbe  hat  am  17.  No- 
Tember  1875  eine  Revision  erfahren,  welche  unserer  Darstellung  zu 
Grunde  liegt. 

3)  Hamburg.  Dessen  ältere  Verfassimg  erhielt  die  erste 
schriftliche  Grundlage  durch  den  Recess  von  1410,  revidirt  und 
erweitert  1458  und  1483,  von  Bedeutung  sind  dann  die  Recesse  von 
1529,  1603,  1633  und  1663,  der  Unionsrecess  des  Rathes  von  1574, 

H.  8  c  li  Q 1  z  e ,  Deutsches  Staatsrecht.  33 
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erneuert  1674.  Nach  schweren  bürgerlichen  Kämpfen  im  Anfange 
des  XYin.  Jahrhunderts  kam  es  dann  zur  Revision  des  Unionsre- 
cesses  des  Rathes  vom  17.  Nov.  1710  imd  unter  Yermittelung  einer 
kaiserlichen  Kommission  zur  Errichtung  und  Vollziehung  des  von 
£.  E.  Kath  und  erbgesessener  Bürgerschaft  angenommenen  Haupt- 
recesses  der  Stadt  Hamburg  vom  15.  Oktober  1712, 
welchem  als  Anlagen  beigefügt  wurden :  Das  Reglement  der  Ham- 
burgischen Rath-  und  Bürgerkonvente  vom  8.  August  1710,  appro- 
birt  den  22.  September  1712,  und  der  Unionsrecess  der  bürgerlichen 
Kollegien  vom  5.  Oktober  1712.  Nach  Befreiung  von  der  Fremd- 
herrschaft wurde  auch  in  Hamburg  die  ältere  Verfassung  wieder 
hergestellt.  Erst  im  Jahre  1848  wurde  an  diesen  alten,  zum  Theil 
in  der  That  veralteten  Formen  gerüttelt.  Im  Jahre  1848  trat  eine 
konstituirende  Versammlung  zusammen,  welche  im  Juli  1849  einen 
ganz  demokratischen  Verfassungsentwurf  vorlegte  (Rauch,  a.  a.  O. 
H.  5.  S.  209).  Die  konstituirende  Versammlung  wurde  aufgelöst 
und  an  ihre  Stelle  trat  am  27.  September  1849  die  von  Senat  und 
Bürgerschaft  eingesetzte  sog.  Neunerkommission,  welche  einen 
neuen  Verfassungsentwurf  ausarbeitete,  welcher  am  23.  Mai  1850 
sammt  dem  transitorischen  Wahlgesetze  und  den  Uebergangsge- 
setzen  angenommen  wurde.  Allein  die  Opposition  des  Kollegiums 
der  Oberalten,  die  Intervention  Oesterreichs  und  Preussens  und  das 
Eingreifen  des  sog.  politischen  Ausschusses  der  Bundesversamm- 
limg  verhinderte  noch  ein  Jahrzehnt  die  Einführung  einer  neuen 
Verfassung.  Erst  durch  Beschlüsse  vom  9.  und  1 1 .  Juli  1860  sanktio- 
uirte  die  Bürgerschaft  die  neuen  Verfassungsgesetze, 
welche  am  28.  Sept.  1860  zur  Publikation  gelangt  sind.  (H.  A.  Z a- 
chariä,  S.  1218  ff.  Erste  Forts.  S.  230.  Zweite  Forts.  S.  168  ff.). 
Diese  Verfassung  hat  am  13.  Oktober  1879  eine  neue  Revision  er- 
fahren, welche  unserer  Darstellung  zu  Grunde  liegt. 

IIL  Grondiüge  der  VerftuiBung  der  drei  freien  und  Hansestädte, 
Lübeck,  Bremen  und  Hamburg. 
Diese  drei  Staaten  haben,  sowohl  dem  Reiche  gegenüber,  wie 
im  Innern  ihres  Staatsgebietes ,  dieselben  BeAignisse,  wie  die  mon- 
archischen Einzelstaaten,  wie  sie  selbstverständlich  auch  denselben 
Beschränkungen  durch  die  Reichsgewalt  unterliegen.  Ihrer  Staats- 
gewalt kommen  dieselben  Attribute  und  Eigenschaften  zu,  wie  der 
der  monarchischen  Staaten.  Nicht  die  Staatsgewalt  ist  verschieden, 
sondern  nur  ihre  Organe  und  Träger. 
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Unzweifelhaft  sind  diese  drei  Staaten  Republiken ^  d.  h. 
Organ  der  Staatsgewalt  ist  nirgends  eine  physische  Person,  son- 
dern durchweg  eine  Kollektivpersönlichkeit  (S.  32).  Nachdem 
Frankfurt  a.  M.,  dessen  Verfassung  auf  einer  endem  Grund- 
lage ruhte,  seit  1866  aus  der  Reihe  dieser  Staaten  ausgeschieden 
ist,  zeigt  sich  in  der  Organisation  der  Staatsgewalt  in  den  drei 
freien  Städten  eine  Uebereinstimmung ,  welche  auf  uralte  hansea- 
tische Staatsanschauungen  und  Einrichtungen  zurückgeführt  werden 
kann.  In  den  ältesten  Recessen,  wie  in  den  neuesten  Grundgesetzen 
der  freien  Städte  erscheinen  als  selbstberechtigte  Inhaber  der  Staats- 
gewalt der  Senatund  die  Bürgerschaft,  sodass  hier  eine  aus  De- 
mokratie und  Aristokratie  gemischte  Verfassung  anzunehmen  ist  ^) . 
Diese  beiden  Träger  der  Staatsgewalt  werden  aber  als  eine  Einheit 
gedacht,  wie  dies  der  Hamburger  Hauptrecess  von  1712,  in  wel- 
chem das  alte  Hamburger  Verfassungsrecht,  mit  ausdrücklicher  Ab- 
weisung aller  entgegenstehenden  Theorien,  energisch  zusammenge- 
fasstwird,  mit  klassischer  Bestimmtheit  ausspricht:  »Hiermit  wird 
als  ewiges,  unveränderliches  imd  unwiderrufliches  Fimdamentalge- 
setz  festgestellt  und  bekräftigt,  dass  solch  xo  xuptov  oder  das  höchste 
Recht  und  Gewalt  bei  E.  £.  Rath  und  der  erbgesessenen  Bürgerschaft 
inseparabili  nexu,  conjunctim  und  zusammen,  nicht  aber  bei  einem 
oder  dem  andern  Theile  privative  bestehe  und  dass  dahero,  solange 
Rath  und  Bürgerschaft  nicht  zu  einem  einmüthigen  Beschlüsse  kom- 
men, des  einen  Theiles  Resolution  und  Entschliessung  für  keinen  gül- 
tigen, weder  E.  E.  Rath  noch  die  Erbgesessene  Bürgerschaft  verbin- 
denden Schluss  geachtet  werden  solle«.  Derselbe  Grundsatz  gilt 
m  den  alten  Verfassungen  von  Lübeck  und  Bremen ;  ihm  sind  auch  die 
neuem  Verfassungsurkunden  treu  geblieben.  In  der  neuesten  Re- 
daktion der  Hamburger  Verfassung  vom  13.  Oktober  1879  heisst 
es:  »Die  höchste  Staatsgewalt  steht  dem  Senat  und  der  Bürgerschaft 
gemeinschaftlich  zua,  ebenso  auch  in  der  Verfassung  von 
Bremen  vom  17.  November  1875:  »Zur  Ausübung  der  Staatsge- 
walt bestehen^  nach  Massgabe  ihrer  durch  die  Verfassung  bestimmten 
Oi^anisalion  und  Wirksamkeit:  A.  Der  Senat.  B.  Die  Büiger- 
schafta.  Die  Lübecker  Verfassung  vom  7.  April  1875  sagt  gleich- 
lautend A.  4 :  »Die  Staatsgewalt  steht  dem  Senate  und  der  Bürger- 


^  VilleiB  a.  a.  O.  S.  87 :  »Les  constitutions,  que  Ton  vient  d'  exposer,  sont 
tontefl  troifl  mixtes  et  compos^es  d'un  m^lange  de  d^mocratie  et  d'  aristooratie, 
qni  ae  tempfeient  mutuellement  . . . .  Le  pouvoir  suprSme  r^side  en  commun  et 
^galement  dang  le  s^nat  et  la  bourgeoisie.« 

33* 
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Schaft  gemeinschaftlich  zu.«  In  dieser  Weise  unterscheiden  sich  die 
Verfassungen  der  deutschen  Hansestädte  wesentlich  von  denen  der 
rein  demokratischen  Republiken ,  welche  überall  die  Souveränetät 
lediglich  in  die  Gesammtheit  des  Volkes  yerlegen,  die  Regierung  da- 
giegen  als  blos  beauftragte  Behörde  desselben  behandeln  und  sie 
ganz  von  der  Theilnahme  an  der  Gesetzgebung  ausschliessen  ^ . 

Dem  Senate  steht  die  Bürgerschaft  gegenüber,  welche  jetzt 
in  allen  drei  Hansestädten  ein  repräsentatives  Organ  ist.  Da 
dem  Rathe  die  vollziehende  Gewalt,  die  gesetzgebende  dem 
Rathe  und  der  Bürgerschaft  gemeinsam  zusteht,  so  stellt  sich  das 
Verhältniss  zwischen  diesen  beiden  Organen  mannigfach  ähnlich, 
wie  zwischen  dem  Landesherm  und  den  Landständen  in  den  mon- 
archischen Staaten  Deutschlands.  Auch  ist  es  anerkannt,  dass 
manche  Bestimmungen,  welche  sich  auf  die  Volksvertretungen  der 
monarchischen  Staaten  beziehen,  analog  auf  die  Vertretungskörper 
der  freien  Städte  angewendet  werden  können  (Wiener  Schlussakte 
A.62) .  Aber  immerhin  bleibt  doch  zwischen  beiden  Verhältnissen  ein 
tiefer  staatsrechtlicher  Unterschied,  indem  die  Bürgerschaften  neben 
dem  Senate  als  Mitinhaber  der  Staatsgewalt  anerkannt  sind, 
während  die  Landstände  zwar  in  ihrer  Sphäre  selbständig  sind,  aber 
dabei  Unterthanen  des  Landesherm  bleiben.  Dies  äussert  seine 
Konsequenz  darin,  dass  den  Bürgerschaften  grundsätzlich  überall 
das  Selbstversammlungsrecht  zustehen  muss  und  auch  wirklich  zu- 
steht. Wenn  der  Senat  auch  regelmässig  das  Konvokationsrecht 
hat,  so  kann  doch  die  Bürgerschaft  überall,  wenn  der  Senat  ihre 
Zusammenberufung  unterlässt,  auch  auf  Beschluss  ihres  Ausschusses 
oder  ihren  eigenen  Beschluss  zusammentreten.  Ebensowenig  stehen 
dem  Senate,  der  Bürgerschaft  gegenüber,  die  sog.  konstitutionellen 
Prärogative  zu,  welche  der  Monarch  den  Kammern  gegenüber  aus- 
übt; der  Senat  kann  die  Versammlung  der  Bürgerschaft  weder  ver- 
tagen, schliessen  noch  auflösen. 

Eine  andere,  dem  hanseatischen  Staatsrechte  eigenthümliche 
Einrichtung  ist  der  Bestand  einer  aus  der  Bürgerschaft  hervorgehen- 
den ständigen  Behörde,  welche  verpflichtet  ist,  dem  Rathe  gegen- 
über, »die  Einhaltung  der  Verfassung  und  der  auf  das  öffentliche 
Recht  bezüglichen  Gesetze  zu  überwachen.«  Diese  an  das  Ephorat 
antiker  Staaten  erinnernde  Einsetzung  eines  permanenten  Wächters 


1  Sammlung  der  Bundesverfassung  und  der  am  1.  Januar  1880  in  Kraft  be- 
stehenden Kantonalverfasaungen.   Amtliche  Ausgabe.   Bern  18S0. 
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der  Verfassung  war  schon  in  den  altem  Verfassungen  vorhanden, 
besonders  ausgebildet  in  »den  büi^erlichen  Kollegien«  Hamburgs . 
In  den  neuem  Verfassungen  nimmt  der  Bürgeraussehuss  in 
Lübeck  und  Hamburgs  in  Bremen  das  Bürgeramt  diese  Stelle 
ein,  wenn  diesen  Behörden  daneben  auch  noch  andere  Funktionen 
zukommen.  Bei  der  Gleichstellung  der  beiden  staatlichen  Organe, 
des  Senats  und  der  Bürgerschaft^  welchen  »conjunctim  und  pro  in- 
diviso«  die  höchste  Staatsgewalt  zukommt ,  muss  ein  verfassungs- 
mässiges Mittel  gegeben  sein,  um  im  Falle  einer  unüberwindlichen 
Meinmigsverschiedenheit  in  wichtigen  Staatsfragen  doch  zu  einem 
endgültigen  Beschlüsse  zu  gelangen.  Dieses  Mittel  muss  aber  von  der 
Art  sein,  dass  es  der  Gleichberechtigung  dieser  Organe  nicht  zu 
nahe  tritt  und  keines  dem  andern  unterordnet.  Mit  richtigem  Takte 
liaben  die  Verfassungen  dabei  die  Fälle  der  Meinungsverschieden- 
heit unterschieden.  Betrifft  dieselbe  »die  Ausübung  der  Verfassung 
oder  von  Gesetzen  oder  ein  von  dem  Senate  oder  der  Bürgerschaft 
auf  Grund  der  Verfassung  oder  eines  Gesetzes  behauptetes  Recht 
oder  die  Frage ,  ob  ein  Mitglied  des  Senates  oder  der  Behörden 
wegen  Verletzung  der  Verfassung  oder  eines  in  anerkannter  Gültig- 
keit stehenden  Gesetzes  zur  gerichtlichen  Verantwortung  zu  ziehen 
sei«,  so  ist  die  Streitfrage  nach  der  Verfassung  aller  drei  Städte, 
auf  dem  Rechtswege  (früher  durch  das  Oberappellationsgericht  zu 
Lübeck,  jetzt  durch  das  Reichsgericht)  zu  entscheiden.  Weichen 
dagegen  die  Meinungen  des  Senates  und  der  Bürgerschaft  darüber 
von  einander  ab,  was  das  Staatswohl  erfordere,  und  sind  in  einem 
solchen  Falle  der  Senat  und  die  Bürgerschaft  der  übereinstimmen- 
den Ansicht,  dass  eine  Beschlussnahme  ohne  wesentlichen  Nach- 
theil für  das  Gemeinwesen  keinen  Aufschub  erleide,  so  ist  natürlich 
für  diese  rein  politische  Frage  eine  gerichtliche  Entscheidung  un- 
mögUch.  Für  diesen  Fall  haben  die  Verfassungen  von  Lübeck  und 
Hamburg  eine  eigenthümliche,  auch  schon  in  der  altem  Verfassung 
Hamburgs  ausgebildete  Institution,  die  sog.  Entscheidungsde- 
putation, angenommen.  (Verf.  von  Lübeck  A.  73 — 85.  Verf.  von 
Hamburg  A.  72 — 76).  Dieselbe  besteht  aus  einer  gleichen  Anzahl 
von  Mitgliedern  des  Senates  und  der  Bürgerschaft,  über  deren  Er- 
nennung und  Wahl  sehr  genaue  Vorschriften  gegeben  sind.  Die  so 
«rwahlte  und  beeidigte  Entscheidungsdeputation  hat  innerhalb  einer 
bestimmten  kurzen  Frist  (von  14  Tagen]  in  geheimer  Sitzimg  durch 
einen  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  zu  fassenden  Beschluss  die 
Sache  endgültig  zu  entscheiden.  Der  von  ihr  Behufs  solcher 
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Entscheidung  gefasste  Beschluss  hat  ohne  weiteres 
mit  einem  gemeinsamen  Senats-  und  Bürgerschlusse 
völlig  gleiche  Kraft  und  Gültigkeit. 


IV«   Der  Senat  oder  Bath. 

Nach  althanseatischem  Staatsrechte  stand  dem  Senate  überall 
das  Recht  der  Selbstergänzung  zu.  Dies  ist  in  allen  drei  neuem 
Verfassungen  weggefallen ;  man  hat  aber  auch  nirgends  an  dessen 
Stelle  blosse  Wahl  durch  die  Bürgerschaft  oder  gar  allgemeine 
Volkswahl  gesetzt,  sondern  hat,  ganz  im  Geiste  der  Verfassung,  den 
beiden  obersten  Organen  eine  Betheiligung  an  den  Senatsergän- 
zungswahlen eingeräumt,  indem  ein  aus  dem  Senat  und  der  Bürger- 
schaft zusammengesetztes  Wahlkollegium  gebildet  wird.  Der 
Sache  nach  ist  das  auch  in  Hamburg  der  Fall.  Das  Wahlver- 
fahren ist  in  allen  drei  freien  Städten  ein  verschiedenes,  zumTheil 
sehr  umständliches.  Ueberall  werden  die  Senatoren  lebensläng- 
lich gewählt.  In  Hamburg  besteht  der  Senat  aus  18  Mitgliedern, 
ebenso  in  Bremen,  in  Lübeck  aus  14.  Ausser  andern  allgemeinen 
Eigenschaften  der  passiven  Wahlfähigkeit  (volles  Bürgerrecht,  Wohn- 
sitz in  der  Stadt,  bestimmtes  Alter,  keine  zu  nahe  Verwandtschaft 
mit  Mitgliedern  des  Senats)  werden  bei  der  Wahl  der  Senatoren 
überall  gewisse  Berufsstände  berücksichtigt.  Als  die  beiden 
Hauptelemente  erscheinen  Bechtsgelehrte  und  Kaufleute. 
So  müssen  in  Hamburg  von  18  Senatoren  9  die  Rechts-  oder  Kame- 
ralwissenschaften  studirt  haben,  von  den  übrigen  9  müssen  7  Kauf- 
leute sein,  nur  die  zwei  übrigen  werden  ohne  Rücksicht  auf  Aus- 
bildung und  Beruf  erwählt.  (In  Lübeck  8  Gelehrte ,  darunter 
wenigstens  6  Juristen,  6  Nichtgelehrte,  darunter  wenigstens  5  Kauf- 
leute, in  Bremen  10  Juristen,  5  Kaufleute).  Die  Bürgermeister, 
deren  Zahl  und  Amtsdauer  verschieden  ist,  werden  vom  Senate  aus 
seiner  eigenen  Mitte  gewählt,  sie  fuhren  den  Vorsitz  im  Senat. 

Die  staatsrechtlichen  Befugnisse  des  Senates  anlangend,  so  ver- 
einigt er  in  sich  zwei  Eigenschaften,  »er  ist  Mitinhaber  der 
höchsten  Staatsgewalt,  zugleich  aber,  als  oberste  Re- 
gierungsbehörde, Repräsentant  derselben«.  Alslnhaberder 
vollziehenden  Gewalt  und  oberste  Verwaltungsbehörde  übt  er  die 
Aufsicht  über  sämmtliche  Zweige  der  Verwaltung.  Dag^^n  ist 
ihm,  seit  grundsätzlicher  Trennung  der  Justiz  von  der  Verwaltung, 
die  ihm  sonst  allgemein  zustehende  Gerichtsbarkeit  völlig   ent- 
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zogen;  wohl  aber  steht  ihm  die  Oberaufsicht  über  sämmtliche  Ge- 
richte ,  die  sog.  Justizhoheit  zu ,  woraus  auch  sein  Begnadigungs- 
recht fliesst.  Er  übt  nach  der  Reichsverfassung  die  Rechte  des 
Kontingentsherm  über  das  Kontingent  der  betreffenden  Stadt  aus^ 
soweit  nicht  besondere  Konventionen  ihn  darin  beschränken,  ebenso 
die  Aufsicht  über  die  bürgerlichen  und  religiösen  Gemeinden,  ver- 
tritt den  Staat  in  seinem  Verhältnisse  zum  deutschen  Reiche  und 
zum  Auslande  und  leitet  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  ernennt 
die  höheren  Beamten,  soweit  nicht  andern  Behörden  Wahhrechte 
beigelegt  sind.  Kurz,  ihm  steht  »die  Leitung  sämmtlicher 
Staatsangelegenheiten  zu,  soweit  nicht  die  Verfassung  eine 
Mitwirkung  oder  Zustimmung  der  Bürgerschaft  oder  des  Bürger- 
I        ausschusses  vorschreibt«  (Lübeck  1875,  A.  18). 

I 

V.   Die  Bürgerschaft. 

Den  älteren  hanseatischen  Verfassungen  war  eine  eigentliche 
Repräsentation  der  Bürger  fremd;  vielmehr  trat  die  Ge- 
sammtheit  der  überhaupt  stimmfähigen  Bürger  als  Bürgerschaft 
auf.  Erst  die  neuem  Verfassungen  haben  eine  Vertretung  der  Bür- 
ger geschaffen,  welche  aus  Wahlen  hervorgeht  und  in  ähnlicher 
Weise  gebildet  wird,  wie  die  Volksvertretung  in  den  monarchischen 
Staaten. 

A.  In  Lübeck  war  die  ganze  stimmfuhrende  Bürgerschaft,  bis 
zum  Jahre  1848,  in  zwölf  Kollegien  eingetheilt.  Diese  waren: 
Ij  die  Junker-  oder  Zirkelkompagnie,  das  Patriciat,  1379  gestiftet, 
1485  vom  Kaiser  bestätigt,  1809  als  bürgerliches  Kollegium  einge- 
gangen; 2)  die  Kaufleutekompagnie ,  1450  als  patricische  Innung 
gestiftet^  erst  nach  1669  handeltreibend;  3)  die  Schonenfahrer,  das 
erste  »kommercirende  Kolleg«,  leitete  die  Angelegenheiten  der  Bür- 
gerschaft; 4 — 7)  die  Nowgorodfahrer,  Bergenfahrer,  Rigafahrer, 
die  Stockholmfahrer;  8)  die  Gewandschneider  (Tuchhändler] ;  9)  die 
Krämer;  10]  die  Brauerzunft ;  11)  die  Schiffergesellschaft;  12]  die 
vier  grossen  Aemter:  Schmiede,  Schneider,  Bäcker,  Schuster,  wel- 
chen die  übrigen  zugeordnet  waren.  Jedes  Kollegium  berathschlagte 
und  beschloss  für  sich  und  hatte  eine  Stimme  in  den  zur  Mitbe- 
lathung  der  Bürgerschaften  gehörenden  öffentlichen  Angelegen- 
heiten. Die  Mehrzahl  der  Kurialstimmen  ergab  das  Votum  der  Bür- 
gerschaft. Die  Verfassung  von  1848  führte  eine  Vertretung  der 
Bürgerschaft  ein,  theilte  aber  die  zur  Wahl  berechtigten  Bürger  zum 
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Behuf  der  Wahl  noch  in  fünf  Stände  (Gelehrte,  Kanfleute,  Krämer, 
Gewerbetreibende,  Landleute).  Die  Verfassung  von  1851  hat  das 
ständische  Princip  beseitigt.  Die  Bürgerschaft  besteht  darnach  aus 
120  Mitgliedern  (Vertretern).  Wähler  und  wählbar  sind  alle  Bür- 
ger; alle  zwei  Jahre  werden  die  Wahlen  in  10  städtischen  und  länd- 
lichen Wahlbezirken  vorgenommen.  Die  Gewählten  bleiben  sechs 
Jahre.  Annahme  der  Wahl  ist  Bürgerpflicht.  In  der  neuem  Ver- 
fassung von  Lübeck  ist  das  allgemeine  Wahlrecht,  ohne  jede 
Berücksichtigung  von  Berufsständen,  Literessengruppen  und  der- 
gleichen, durchgeführt. 

B.  Am  unvollkommensten  war  die  Bürgerschaft  nach  der  alten 
bremischen  Verfassung  organisirt.  Dem  Rathe  war  die  Zeit  der 
Anstellung  von  »Büigerkonventen«,  wie  die  Wahl  der  einzuladenden 
Bürger  fast  ganz  in  die  Hand  gegeben.  »Wenn  der  Rath  es  nöthig 
und  erforderlich  halte ,  mit  mehreren  Leuten  Rücksprache  zu  neh- 
men —  heisst  es  im  18.  Art.  der  Neuen  Eintracht  von  1534  —  so 
könne  er  aus  der  Gemeinheit,  den  Kaufleuten  und  den  Zünften  da- 
zu einladen  lassen ,  welche  ihm  die  verständigsten  imd  tüchtigsten 
dünkten  und  die  sonst  nach  dem  Wohlstande  dieser  guten  Stadt, 
nach  Liebe  und  nach  Frieden  trachteten  und  solche  gern  fortgesetzt 
und  befördert  sähen.«  Diese  dem  Rath  statutarisch  zustehende 
»Vollmächtigkeit«  fand  indessen  bald^  und  zum  Theil  durch 
Anschliessen  an  frühere  Gewohnheiten,  ihre  Schranken  in  einer 
festen  Observanz,  welche  sich  dahin  ausbildete,  dass  a\isser  den 
weltlich  graduirten  Gelehrten  und  den  Aeltermännem ,  die  Bürger 
der  Alt-  und  Neustadt,  welche  die  Hauptabgabe,  den  »Schoss«  be- 
zahlten ,  femer  einige  Vertreter  der  Zünfte  und  namentlich  die  von 
den  Bürgern  zur  Besorgung  des  Armenwesens  gewählten  Diakonen 
zu  den  Büigerkonventen  eingeladen  zu  werden  pflegten.  Die  Bürger 
der  ^'orstädte  und  die  Bewohner  des  Landgebietes  waren  völlig  un- 
vertreten.  Das  Jahr  1848  versuchte  einen  Aufbau  der  Bürgerschaft 
auf  der  damals  beliebten  »breitesten  demokratischen  Grundlage«, 
scheiterte  aber  mit  diesem  Versuche  vollständig  und  erst  die  Ver- 
fassung vom  21.  Februar  1854  brachte  eine  definitive  Organisation 
der  Bürgerschaft  zu  Stande,  welche  gegenwärtig  aus  150  Mitgliedern 
besteht.  Die  Wähler  zerfallen  in  acht  Klassen,  die  erste  Klasse, 
welche  aus  den  Gelehrten  mit  Universitätsbildung  besteht ,  wählt 
14  Vertreter,  die  zweite,  welche  aus  sämmtlichen  Mitgliedern  des 
Kaufmannskonventes  besteht,  42,  die  dritte,  welche  aus  sämmtlichen 
^rheilnehmem  des  Gewerbekonventes  besteht,  22,  die  vierte,  welche 
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aus  den  zu  keiner  der  vorstehenden  Klassen  gehörenden,  in  der 
Stadt  Bremen  wohnenden  Bürgern  besteht,  44 ,  die  fünfte  Klasse 
(Bürger  von  Vegesack)  8 ,  die  sechste  Klasse  (Bremerhaven)  8 ,  die 
siebente  EJasse,  welche  aus  denjenigen  im  Landgebiete  wohnenden 
Staatsbürgern  besteht,  welche  wahlberechtigt  für  die  Kammer  der 
Landwirthe  sind,  8,  die  achte  Klasse,  die  übrigen  im  Landgebiete 
wohnenden  Staatsbürger,  ebenfalls  8.  Wähler  und  wählbar  sind 
alle  bremischen  Staatsbürger  ^  welche  das  25.  Jahr  vollendet  haben 
und  nicht  Mitglieder  des  Senats  sind.  Die  Wahl  geschieht  auf  drei 
Jahre,  alle  drei  Jahre  scheidet  die  Hälfte  aus. 

C.  Nach  der  altem  Hamburger  Verfassung  verstand  man  unter 
der  »Erbgesessenen  Bürgerschafta  den  LibegrifT derjenigen 
Bälger,  welche  in  den  Bürgerkonventen  zu  erscheinen  berechtigt 
waren.  Ursprünglich  bezeichnete  » Erbgesessen  a  soviel  als  mit  un- 
beweglichem Gute  überhaupt  angesessen.  Das  Reglement  von  1712 
erklärte  für  »Erbgesessen«  nur  diejenigen  Bürger,  welche  wenig- 
stens 1000  Rthlr.  freien  Geldes  in  Stadtgrundstücken  oder  2000 
Rthb.  in  Grrundstücken  ausserhalb  der  Stadt  Hamburg  auf  ham- 
btirgischem  Gebiete  besitzen.  Ausserdem  waren  zum  Erscheinen  in 
den  Bürgerkonventen  berechtigt :  die  Werckmeister  der  Aemter, 
Verordnete  der  Kämmerei,  die  Bürgerkapitäns,  die  Börsenalten,  die 
Glieder  der  bürgerlichen  Kollegien  u.  s.  w.  Die  erbgesessene  Bür- 
gerschaft versammelte  sich  in  den  fünf  Kirchspielen  und  stimmte 
in  diesen  abgesondert  ab.  Zu  einem  Beschlüsse  gehorte  die  An- 
nahme durch  die  Mehrheit  der  Kirchspiele.  Erst  durch  die  Verfas- 
simg  von  1860  ist  an  die  Stelle  dieser  veralteten  Zusammensetzung 
eine  Repräsentation  der  Bürgerschaft  getreten.  Dieselbe  besteht 
aus  168  Mitgliedern.  Von  diesen  werden  80  durch  allgemeine  direkte 
Wahlen  nlit  geheimer  Stimmabgabe  erwählt.  Zu  der  Theilnahme 
an  diesen  Wahlen  sind  alle  Bürger  berufen.  Die  übrigen  80  Mit- 
gUeder  bestehen  1)  aus  40  Abgeordneten,  welche  in  geheimer  Abstim- 
mung von  denjenigen  Bürgern,  welche  Eigenthümer  von  innerhalb 
der  Stadt,  Vorstadt  und  der  Vororte  belegenen  Grundstücken  sind, 
gewählt  werden;  2)  aus  40  Abgeordneten,  welche  durch  direkte 
Wahlen  mit  geheimer  Stimmabgabe  von  denjenigen  Bürgern  er- 
yrüblt  werden,  welche  Richter,  Handelsrichter,  Mitglieder  der  Vor- 
nmndschaftsbehörde^  bürgerliche  Mitglieder  der  Verwaltungsbehör- 
den, der  Handels-  oder  Gewerbekammer  sind  oder  gewesen  sind. 

In  Betreff  der  übrigen  Erfordernisse  der  Abgeordneten  kommen 
in  den  freien  Städten  dieselben  Grundsätze  zur  Anwendung,  -wie  in 
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den  monarchischen  Staaten  für  die  Yolksvertreter;  auch  sind  die- 
selben von  keinerlei  Instruktion  abhängig  und  haben  lediglich  nach 
ihrer  Ueberzeugung  von  dem ,  was  das  Wohl  des  Staates  erfordert, 
zu  stimmen.  Kein  Mitglied  der  Bürgerschaft  kann  für  seine  Aeusse- 
rungen  oder  Abstimmungen  in  der  Bürgerschaft  oder  den  Aus- 
schüssen zur  Yerantwortimg  gezogen  werden,  dagegen  kann  die 
Bürgerschaft  wegen  Ordnungswidrigkeiten  oder  Pflichtverletzungen 
gegen  ihre  Mitglieder  auf  disciplinarischem  Wege  verfahren.  Die 
Sitzungen  der  Bürgerschaft  sind  regelmässig  öffentlich. 

Nach  der  Verfassung  der  freien  Städte  wirken  Senat  und  Bür- 
gerschaft in  Ausübung  der  Staatsgewalt  zusammen.  Als  Gegen- 
stände der  gemeinschaftlichen  Wirksamkeit  des  Senats  und  der 
Bürgerschaft  stellen  die  neuem  Yerfassimgen  namentlich  folgende 
Fälle  auf:  a.  Erlassung,  authentische  Auslegung,  Abänderung  und 
Aufhebimg  von  Gesetzen;  b.  die  Genehmigung  von  Verträgen  mit 
auswärtigen  Begierungen ,  deren  Inhalt  Gegenstände  betrifft,  über 
welche  dem  Senate  keine  einseitige  Verfügung  zusteht ;  c.  allge- 
meine Bestimmungen  über  das  Gewerbewesen,  sowie  die  Erthei- 
lung,  Abänderung,  Verlängerung  oder  Aufhebung  gewerblicher 
Privilegien,  Monopole  oder  die  Gewerbefreiheit  beschränkender  Pa- 
tente; d.  Feststellung,  Abänderung  und  Aufhebung  öffentlicher 
Abgaben  jeder  Art,  ihre  Vertheilungs-  und  Erhebungsweise,  sowie 
Erlass  oder  Milderung  derselben ;  e.  Errichtung,  Abänderung  und 
Aufhebung  aller  aus  Staatsmitteln  zu  unterhaltenden  Anstalten; 
f.  Errichtung  neuer  und  Aufhebung  bestehender  Beamtenstellen. 

VI.   Die  BürgerauBSchüsse  und  Deputationen. 

Bereits  in  den  altem  Verfassungen  der  freien  Städte  bestanden 
Kollegien  oder  Ausschüsse  der  Bürgerschaft,  welche  deren  Theil- 
nähme  an  gewissen  Staatsangelegenheiten  vertraten,  sodass  dieselbe 
in  ihrer  Gesammtheit  nicht  zusammengerufen  zu  werden  brauchte. 
Besonders  ausgebildet  war  dieses  System  in  der  altem  Hamburger 
Verfassung,  wo  die  sog.  bürgerlichen  Kollegien,  ähnlich  wie 
in  Bremen,  an  die  Verfassung  der  Kirchspiele  anknüpften.  Die 
Hamburger  Bürgerschaft  bildete  fünf  Kirchspiele ;  die  drei  Aeltesten 
eines  jeden  Kirchspiels  vereinigten  sich  und  bildeten  das  Kolle- 
gium der  15  Oberalten,  das  zweite  Kollegium,  das  der  Sech- 
ziger, entstand  durch  die  Vereinigung  der  45  Diakonen  mit  den 
15  Oberalten,  das  sog.  Hundertundachtziger  Kollegium 
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bildete  die  Vereinigung  der  120  Unterdiakonen  mit  den  Sechzigern ; 
dazu  kommen  noch  in  jeder  Pfarre  sechs  Stellvertreter,  Adjunkten, 
welche  bestimmt  waren,  an  die  Stelle  der  Unterdiakonen  zu  treten. 
Die  Oberalten  ergänzten  sich  selbst  aus  den  Diakonen,  wählten  die 
Diakonen  aus  den  Unterdiakonen,  während  diese  von  den  Diakonen 
aus  den  Bürgern  erwählt  wurden.     Diese  bürgerlichen  Kollegien 
hatten    (nach  Westphalen  a.  a.  O.  S.  221  ff.)    dreierlei  Funk- 
tionen: sie  waren  erstens  die  dem  Rathe  behufs  Aufirechterhal- 
tung  und  Ausführung  der  bestehenden  Gesetze  Seitens  der  Bürger- 
schaft zur  Seite  gestellten  Rekurs-  und  Kontrollbehörden, 
Wächter  der  Verfassung  und  der  Gesetze,  zweitens  vorberathende 
Behörden  für  alle  an  die  Bürgerschaft  erwachsenden  Gegenstände 
(»Welche  Sachen  nicht  durch  die  Kollegien  passirt ,  sollen  keines- 
wegs in  der  Bürgerschaft  angenommen,  noch  da  angesprochen  wer- 
den«) ;  drittens  waren  sie  selbständig  dastehende  Repräsentanten 
der  Bürgerschaft,  »deren  perpetui  mandatarii  zu  dem  Ende,  damit 
sie  nicht  allemal  selbst  zusammen  kommen  dürffe  bei  Sachen,  die 
nicht  von  der  Importanz ,  dass  der  gesammten  Bürgerschaft  Appro- 
bation dazu  nöthig.«    Abgesehen  von  neuen  Gesetzen  und  Steuer- 
bewQligungen,  wozu  stets  die  Zustimmung  der  ganzen  Bürgerschaft 
gehörte,  hing  es  vom  Ermessen  des  Rathes  und  dem  Verlangen  der 
bürgerlichen  Kollegien  ab,  ob  eine  Sache  der  ganzen  Bürgerschaft 
zur  Approbation  vorzulegen  sei.    Diese  künstlich  gegliederte  Orga- 
nisation der  bürgerlichen  Kollegien  bestand  in  Hamburg  bis  zur 
Verfassung  von  1860,  welche  an  deren  Stelle  den  Bürgeraus- 
schuss  setzte,  von  dessen  20  Mitgliedern  die  Bürgerschaft  19  aus 
ihrer  Mitte  wählt,  während  der  Präsident  der  Büigerschaft  gebomes 
Mitglied   des  Bürgerausschusses   ist.     Der  Bürgerausschuss  wird 
durch  seinen  Vorsitzenden  oder  den  Senat  zusammen  berufen  und 
ist  befugt:  a.  auf  Antrag  des  Senates  ausserordentliche,  im 
Budget  nicht  aufgeführte  Ausgaben,  bis  zu  dem  bei  Beliebung  des 
Budgets  für  unvorhergesehene  Ausgaben  festgestellten  Totalbelauf, 
sowie  Veräusserungen  von  Staatsgut  von  geringerem  Betrage  mit  zu 
genehmigen;  b.  auf  Antrag  des  Senates  in  dringlichen  Fällen  ge- 
setzliche Verfügungen  von  geringer  Bedeutung  bis  zur  künftigen 
Zustimmung  der  Bürgerschaft  mitzugenehmigen;  c.  die  Zusammen- 
berufung der  Bürgerschaft  zu  veranlassen;  d.  der  Bürgeraus- 
schuss ist  verpflichtet,  die  Einhaltung  der  Verfassung 
und  der  auf  das  öffentliche  Recht  bezüglichen  Ge- 
setze zu  überwachen. 
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Eine  analoge  Stellung  nimmt  in  der  heutigen  Verfassung  Bre> 
mens  das  Bürger  amt.  als  Ausschuss  der  Bürgerschaft,  ein;  das- 
selbe ist  gebildet  aus  dem  Geschäftsvorstande  und  aus  18  andern 
Mitgliedern,  welche  von  der  Bürgerschaft  gewählt  werden.  Das 
Bürgeramt  hat  die  Verpflichtung,  a.  auf  die  Aufrechthaltimg  der 
Verfassung,  der  Gesetze  und  Staatseinrichtungen  fortwährend  zu 
achten  und,  wenn  es  Mängel  oder  Beeinträchtigungen  wahrnimmt, 
der  Bürgerschaft  deshalb  zu  berichten;  b)  alle  Mittheilungen  des 
Senates  für  diese  entgegenzunehmen  und  alle  für  den  Senat  be- 
stimmten Mittheilungen  der  Bürgerschaft  an  den  Senat  gelangen  zu 
lassen;  c.  die  Versammlimgen  der  Bürgerschaft  zu  veranstalten,  die 
Tagesordnung  festzustellen  und  dem  Senate  von  der  Veranstaltung 
einer  Versammlung,  unter  Mittheilimg  der  Tagesordnung,  Anzeige 
zu  machen. 

In  Lübeck  besteht  der  Bürgerausächuss  aus  30  Per- 
sonen ,  welche  von  der  Bürgerschaft  aus  ihrer  Mitte  auf  zwei  Jahre 
gewählt  werden.  Derselbe  ist  theils  eine  vorberathende  Behörde 
für  alle  an  die  Bürgerschaft  gelangenden  Gegenstände ,  wobei  ihm 
das  Recht  zusteht,  Anträge  und  Vorschläge  zu  machen,  theils  übt 
er,  innerhalb  der  verfassungsmässig  bestimmten  Grenzen,  die  der 
Bürgerschaft  zustehendenBefugnisse  im  Namen  der  Bürgerschaft  aus. 

Während  so  der  Bürgerausschuss  (Bürgeramt)  als  ein  wichtiges 
Glied  im  Organismus  der  Verfassung  der  freien  Städte  erscheint, 
nehmen  die  Deputationen  eine  ähnliche  Stellung  in  der  Ver- 
waltung derselben  ein.  Die  oberste  Leitung  derselben  ist  den 
Händen  des  Käthes,  die  einzelnen  Verwaltungszweige  sind  den  De- 
putationen übertragen,  die  fast  durchgängig  aus  Mitgliedern  de» 
B^thes  und  der  Bürgerschaft  zusammengesetzt  sind. 

Die  Gesetzgebung  verfügt,  für  welche  Zweige  der  Verwaltung 
solche  Deputationen  bestehen  sollen.  Die  letzteren  werden  aus  den 
dazu  ernannten  Senatsmitgliedem  und  einer  Anzahl  von  Bü]i^m 
zusammengesetzt.  Die  Wahl  der  Mitglieder  der  verschiedenen  De- 
putationen ist  gesetzlich  sehr  verschiedenartig  bestimmt.  In  diesem 
permanenten  Zusammenwirken  von  Senat  und  Bürgerschaft,  auch 
auf  dem  Gebiet  der  Verwaltung,  liegt  das  eigenthündiche  Moment 
dieses  republikanischen  Verwaltungsrechts,  welchem  auch  die  hierar- 
chische Unterordnung  der  Behörden,  wie  sie  in  monarchischen 
Staaten  besteht,  unbekannt  ist.  Alle  diese  Verwaltungsdeputationen 
stehen  ohne  alle  B^ngordnung  in  gegenseitiger  Unabhängigkeit 
nebeneinander,  nur  dem  Senat  als  der  obersten  Regierungsbehörde 
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Tinteigeordnet  und  durch  Deputirte  ineinandergreifend,  welche  zu- 
gleich verschiedenen  Deputationen  angehören,  »wodurch  sich  von 
selbst  ein  geschwisterliches  Band  unter  ihnen  knüpft,  das  der  Zer- 
stückelung des  Ganzen  wehrt.« 

vn,   Bas  I^^dgebiet  der  freien  Städte  xind  seine  Bewohner. 

Nach  dem  altem  Staatsrecht  der  freien  Städte  war  die  Stadtge- 
meinde die  herrschende  Korporation,  die  Bewohner  des  Ge- 
bietes, welches  nicht  zur  Stadt  gehörte,  waren  Untert hauen  der- 
selben, welche  mehr  oder  weniger  Rechte  besitzen  konnten,  am 
Stadtregiment  aber  nicht  den  geringsten  ÄJitheil  nahmen.  »Ordent- 
licher Weise  seynd  alle  zu  einer  Reichsstadt  Gebiet  gehörigen  Ort- 
schaften nebst  deren  Einwohnern  der  Stadt  Unterthanena  (Moser 
a.  a.  O.  S.  124).  Selbst  die  Bewohner  der  Vorstädte  gehörten  regel- 
mässig nicht  zur  Bürgerschaft. 

Ein  solches  Verhältniss  widersprach  der  modernen  staatlichen 
Rechtsordnung,  ebenso  wie  den  Grundsätzen  des  positiven  deut- 
schen Staatsrechtes  (Wiener  Schlussakte  A.  62) ,  bestand  aber  in 
den  drei  Hansestädten  bis  zum  Erlasse  der  neuem  Verfassungsge- 
setze. Erst  nach  diesen  sind  die  Bewohner  des  Gebietes  den  Be- 
wohnern der  Stadt  politisch  gleichgestellt  und  nehmen  besonders 
erstere  jetzt  überall  an  der  Wahl  zur  Bürgerschaft  Antheil.  An  die 
Stelle  des  Stadtbürgers  ist,  auch  in  diesen  republikanischen  Ge- 
meinwesen, der  Begriff  des  Staatsbürgers  getreten. 

Damit  war  auch  die  Anerkennung  eines  selbständigen  Ge- 
meinderechts verbunden;  die  neuem  Verfassungen  räumen  den 
Gemeinden  bestimmte  Grundrechte  ein,  dahin  gehören :  freie  Wahl 
der  Gemeindevorsteher  imd  Vertreter,  selbständige  Verwaltung  der 
Gemeindeangelegenheiten,  Selbstbesteuerung  zu  Gemeindezwecken 
u.  8.  w.  Die  strenge  Konsequenz  dieses  Standpunkts  musste  dazu 
führen ,  nun  auch  die  Stadtgemeinde ,  welche  jetzt  nicht  mehr  wie 
einst  die  allein  herrschende  Korporation  war,  zu  einer  Gemeinde  im 
Staate  zu  erklären.  War  ja  die  Stadt  Hamburg  nicht  mehr  der 
Staat  Hamburg,  die  Stadt  Bremen  nicht  mehr  der  Staat  Bremen. 
Aber  bei  der  so  unendlich  überwiegenden  Bedeutung  der  Stadt, 
welche  dem  Gemeinwesen  ihren  Namen  giebt,  wäre  es  eine  ab- 
strakte Konsequenzmacherei  gewesen,  wenn  man  derselben,  als 
Ortsgemeinde ,  eine  besondere  Vertretung  hätte  einräumen  wollen. 
Darum  bestimmt  die  hamburgische  Verfassung  A.  97:  »Die  Ge- 
rn e  in  deangelegenheiten  der  Stadt  Hamburg  werden  in  derselben 
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Weise  wie  die  Angelegenheiten  des  Staates  von  dem  Senat.nnd  der 
Bürgerschaft  geleitet,  insoweit  das  Gesetz  nichts  anderes  bestimmen 
wird.« 

Etwas  weiter  in  der  Konsequenz  geht  die  bremische  Verfas- 
sung, welche  erklärt  (§  84 — 87) :  »Die  Stadt  Bremen,  bestehend  aus 
der  Altstadt,  der  Neustadt  und  den  Vorstädten,  bildet  für  sich  eine 
Gemeinde  des  bremischen  Staates.  Die  gesetzlichen  Organe  dieser 
Gemeinde  sind  der  Senat  und  die  S  t  a  d  t  bürgerschaft.  Die  Stadt- 
bürgerschaft  besteht  aus  sämmtlichen,  von  den  städtischen  Wah- 
lern in  die  Bürgerschaft  gewählten  Vertretern ,  welche  Angehörige 
dieser  Gemeinde  sind.  Sobald  der  Senat  und  die  Stadtbürgerschaft 
es  verlangt,  soll  die  Verwaltung  der  städtischen  Gemeindeange- 
legenheiten von  der  Staatsverwaltung  getrennt  werden.« 

Ueberall  hat  sich  in  der  Stellung  des  Gebietes  der  freien  Städte 
staatsrechtlich  eine  Wandlung  vollzogen. 

Die  Stadt  im  engem  Sinne  ist  nicht  mehr  eine  privilegirte  Kor- 
poration, welche  über  Unterthanen  herrscht,  das  Gebiet  nicht  mehr 
eine  abhängige  Dependenz,  »ein  Unterthanenland«  der  Stadt ;  beide, 
Stadt  und  Land,  sind  jetzt  vielmehr  integrirende  Bestandtheile  eines 
einheitlichen  und  gleichartigen  Staatsgebietes.  Kurz,  aus  den 
Freistädten  sind  jetzt  Freistaaten  geworden. 
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Zweite  Abtheilung. 

Von  den  Funktionen  des  Staatsorganismus. 

(Regierungsrecht.) 

Erstes  Kapitel. 
Von  der  Gesetzgebung^ 


§184. 

I.  Begriff  des  Qeseixes. 

Zunächst  muss  der  Begriff  des  Gesetzes  unabhängig  von  der 
Staatsform  festgestellt  werden,  denn  derselbe  gehört  keineswegs 
der  konstitutionellen  Staatsordnung  ausschliesslich  an  (S.  28). 
■Zum  Begriffe  eines  Gesetzes  gehören  in  jeder  Staatsform  folgende 
Merkmale : 

1)  Das  Gesetz  ist  eine  Vorschrift,  welche  durch 
einen  Willensakt  der  Staatsgewalt  entsteht.  Seine 
rechtsverbindliche  Kraft  beruht  auf  der  Autorität  der  Obrigkeit, 


*  J.  J.  Moser,  Von  der  Landeshoheit  in  Regierungssachen.  Kap.  IV. 
8.  18^—336.  (Die  eingehendste  Darstellung  der  deutschen  Territoiialgesetz- 
gebungsgewalt.)  Pütter,  instit.  jur.  publici  Lib.  6.  cap.  3.  §221.  H&berlin, 
Handbuch  des  deutschen  Staatsrechts  B.  II.  §  221.  Lei  st ,  Staatsrecht  §  105  ff. 
Oönner,  Staatsrecht  §  287  ff.  Klüber,  Oeffentliches  Becht  §  361.  H.  A. 
Zachariä,  Th.n.  §155ff.  Zöpfl,  Grundsätzen.  II.  §430.  Stahl's  Hechts- 
Philosophie  Th.  IL.  Abth.  2.  y.  Gerber,  Grundzüge  §  45.  y.  Mohl,  Staats- 
recht des  K.  Württemb.  B.  I  §  31.  Pözl,  Bayerisches  Verfassungsrecht  (5.  Aufl.) 
ilS3.S.403.  Y.  Rönne,  Freuss.  Staatsrecht  B.I.  §45.  Jetzt  vor  allem  Lab  and, 
Staatsrecht  B.  II.  S.  1 — 120.  Auch  die  Lehrbücher  des  FriYatrechts  kommen 
hier  in  Betracht:  O.  Stobbe,  Handb.  B.  L  §18.  S.  109.  Unger,  Oesterr. 
Privatrecht  B.  I.  S.  25  ff.  y.  Wächter ,  "Württemb.  Privatrecht  B.  II.  S.  18  ff. 
Fr.  Förster,  Theorie  und  Praxis  I.  §  9.  Beseler,  System  (3.  Aufl.)  §  18. 
Pachta,  Pandekten  §  14.  Derselbe,  Vorlesungen  über  das  heutige  römische 
Becht  f  14.  « 

H.8elimlxe,  Deutsches  Staatsrecht.  34 


Digitized  by  VjOOQ IC      _ 


516  n.    Von  den  Funktionen  des  Staatsorganismus. 

von  welcher  es  ausgeht.     Das  Gesetz  ist  aber  nicht  die  einzige  Art 
der  Rechtserzeugung.    Ihm  gegenüber  steht  das  Gewohnheits- 
recht,   welches  auf  keinem  reflektirten  Willensakte,   sondern  auf 
dem  Bewusstsein  von  der  Rechtsverbindlichkeit  einer  thatsächlich 
bestehenden  Uebung  beruht  (S.  8) .    Nur  von  einer  übergeordneten, 
obrigkeitlichen  Gewalt  können  Gesetze  ausgehen.   Darum  bestehen 
ausserhalb  der  Staatsverbindung  keine  Gesetze.     Das  Völkerrecht 
kennt  keine  gesetzlichen  Normen.     Dagegen  haben  die  kleineren, 
im  Staate  bestehenden  Organismen   eine  dem  Gesetze  verwandte 
Rechtsquelle  in   der  Autonomie,    welche  ebenfalls  absichtUch 
Rechtssätze    feststellt  von   bindender  Kraft  für  alle  Glieder  des 
engeren  Verbandes   (S.  9).    Ihre  Rechtsverbindlichkeit  beruht  in 
dem  organischen  Charakter  des  Verbandes,  welcher  innerhalb  seiner 
Sphäre  alle  seine  Glieder  beherrscht.    Während  der  unentwickelte 
Staatsbegriff  des  Mittelalters  ein  Gesetzgebungsrecht,  jus  statuendi, 
auch  der  kleineren  Kreise,  der  Gemeinden,  Landschaften  und  son- 
stiger Korporationen  in  weitgehender  Weise   zuliess,    nimmt  der 
seiner  selbst  bewusst  gewordene  Staat  der  Gegenwart  das  Recht  der 
Gesetzgebung  ausschliesslich  für  sich  in  Anspruch.    Im  modernen 
Staate  ist  zwar  die  Autonomie  dieser  kleinen  Kreise  nicht  beseitigt; 
sie  erhält  in  neuerer  Zeit  sogar  wieder  mehr  die  ihr  gebührende 
Anerkennung,  aber  sie  darf  sich  nur  auf  die  inneren  Verfassungs- 
verhältnisse des  Verbandes  erstrecken,  sich  nur  innerhalb  des  Rah- 
mens der  Gesetze  bewegen  und  bedarf  regelmässig  der  staatlichen 
Genehmigung.     Diese  Erzeugnisse  der  Autonomie  sind  aber  nach 
der  heutigen  Staatsauffassung  keine  Gesetze  im  staatsrechtlichen 
Sinne.     Dagegen  haben  die  deutschen  Einzelstaaten  noch  heut  zu 
Tage  eine  eigentliche  gesetzgebende  Gewalt,  nicht  bloss  die  Befug- 
niss  der  Autonomie.     Wenn  die  Landesgesetzgebung  auch  in  der 
Reichsgesetzgebung  ihre  Schranken  findet,  so  ist  sie  doch  innerhalb 
der  ihr  belassenen  Sphäre  selbständig,  und  ihre  legislativen  Erzeug- 
nisse sind  nicht  an  die  Genehmigung  der  Reichsgewalt  gebunden. 
Gerade  in  dieser  fortdauernden  gesetzgeberischen  Befugniss  zeigt 
sich  der  staatliche  Charakter   der  deutschen  Einsei- 
staaten, durch  welchen  sie  sich  von  blossen  Körpern  der  Selbst- 
verwaltung unterscheiden. 

2)  Aber  nicht  jede  Vorschrift  der  Staatsgewalt  ist  ein  Gesets. 
Ein  Befehl,  eine  Anordnung  der  Regierung  für  den  einzelnen  Fall 
ist  niemals  ein  Gesetz,  weil  sie  ihre  Kraft  mit  dem  einzelnen  Falle 
erschöpft,  weil  sie  nicht  auf  andere,  wenn  auch  noch  so  gleichartige 
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YoTkommnisse  erstreckt  werden  kann.  Zum  Begriffe  des  Gesetzes 
gehört  die  Allgemeinheit  der  Regel.  Es  verwirrt  den  begriff- 
lichen Unterschied,  wenn  man  die  sog.  constitutiones  personales 
oder  die  Privilegienertheiliingen  als  Specialgesetze  bezeichnet 
und  unter  der  Lehre  von  der  Gesetzgebung  abhandelt.  Es  ist  mög- 
lich, dass  ein  Gesetz  thatsächlich  nur  einmal,  vielleicht  niemals  zur 
Anwendung  kommt ;  dies  schadet  dem  Begriffe  des  Gesetzes  eben 
80  wenig,  als  wenn  es  sich  nur  auf  einzelne  Klassen  der  Staatsbüi^er, 
Soldaten,  Frauen,  Minderjährige,  Kauflöute  erstreckt  (jus  singulare) 
oder  wenn  es  nur  für  einzelne  Theile  des  Staatsgebietes  erlassen  ist 
(lokale  Gesetze) .  Dem  Begriffe  der  Allgemeinheit  ist  genügt, 
wenn  sich  der  Regel  eine  Anzahl  von  Fällen  unterzuordnen  hat, 
welche  ihren  Merkmalen  nach  logisch  darunter  fallen.  In  der 
Gesetzgebung  offenbart  der  Staat  seine  obrigkeit- 
liche Autorität  in  der  Form  abstrakter  Normen,  in  der 
Verfügung  regelt  er  individuell  bestimmte  That- 
bestände^ 

3)  Die  allgemeine  Vorschrift,  welche  das  Gesetz  ausspricht, 
muss  eine  wirkliche  Recht s reg el  sein,  nicht  bloss  ein  logischer 
Satz,  ein  wissenschaftliches  Axiom.  Allgemeine  Empfehlungen  ge- 
wisser landwirthschaftlicher  Kulturarten,  gewisser  Gesundheitsmass- 
regeln, wie  sie  besonders  früher  von  den  Regierungen  häufig  aus- 
zugehen pflegten,  sind  eben  so  wenig  Gesetze,  als  Ansprachen  und 
Proklamationen  der  Herrscher,  wenn  darin  auch  noch  so  wichtige 
Grundsätze  verkündigt  werden.  Das  Gesetz  muss  sich  mit  seinem 
Befehle  an  die  Unterthanen  wenden,  ihnen  kraft  obrigkeitlicher 
Autorität  etwas  anbefehlen,  was  sie  kraft  ihrer  Unterthanen- 
eigenschaftzu  befolgen  haben.  Ihrem  Inhalte  nach  beziehen 
sich  die  Gesetze  auf  den  Organismus  des  Staates  in  seiner  Gesammt- 
heity  auf  das  Verhältniss  der  Staatsgewalt  zu  den  Staatsbürgern  oder 
auf  die  Verhältnisse  der  letzteren  unter  einander.  Zum  Wesen  einer 
RechCsregel  gehört  aber  auch  die  staatliche  Erzwingbarkeit  der 
Norm.   Wenn  es  neben  dem  absoluten  Rechte,  besonders  auf  dem 


1  Trotz  der  Polemik  Lab  and' 8  B.  11.  S.  3  bleibe  ich  meinen  früheren 
Ausführungen  treu  und  halte  an  dem  Merkmale  der  Allgemeinheit  für  den 
Begriff  des  Gesetzes  fest.  Ich  freue  mich,  darin  mit  G.  Meyer  überein- 
sustimmen,  welcher  in  einem  Aufsatze:  »Der  Begriff  des  Gesetzes  und  die 
rechtliche  Natur  des  Staatshaushaltes«  (Grünhut,  Zeitschr.  B.  VIII.  S.  15  ff.) 
darthut,  dass  nicht  nur  alle  Civilisten,  sondern  auch  die  bedeutendsten  Staats- 
rechtslehrer, von  F  ü  1 1  e  r  bis  auf  G  e  r  b  e  r ,  die  Allgemeinheit  der  Kegel  als  ein 
wefleotUohes  Merkmal  des  Gesetzes  im  eigentlichen  Sinne  aufstellen. 

34* 
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Gebiete  des  Privatrechts,  viele  Gesetze  giebt,  welche,  als  »Aus- 
legungen des  unvollständig  gebliebenen  Privatwillens«,  nur  soge- 
nanntes vermittelndes  Becht  enthalten,  so  findet  auch  hier  ein 
eventueller  Zwang  statt,  indem  die  Parteien,  welche  von  der  Frei- 
heit der  Privatdisposition  keinen  Gebrauch  gemacht  haben,  ge- 
zwungen werden,  die  nicht  abgeänderten  gesetzlichen  Vorschriften 
gegenseitig  als  bindend  anzuerkennen  und  zu  beobachten. 

4)  Zum  Wesen  des  Gesetzes  gehört  schUesslich  auch  die  von 
der  Staatsgewalt  ausgehende  Veröffentlichung  derselben,  d.  h. 
die  officielle  Mittheilung  an  die  Bürger,  welche  der  erlassenen  Vor- 
schrift künftig  gehorchen  sollen.  Niemand  ist  verbunden,  einer 
Vorschrift  Folge  zu  leisten,  welche  er  kennen  zu  lernen  ausser 
Stande  war. 

Somit  ist  das  Gesetz  eine  von  der  Staatsgewalt 
ausgehende  veröffentlichte  allgemeine  Rechtsvor- 
schrift. 

In  diesem  Sinne  hatte  die  deutsche  Wissenschaft  den  Begriff 
des  Gesetzes  längst  festgestellt,  ehe  die  konstitutionelle  Staatsform 
zum  Durchbruche  gekommen  war.  Derselbe  enthält  eine  allgemein 
gültige  Begriffsbestimmung  des  Gesetzes,  die  für  jede  Staatsform 
passt.  Als  leitender  Grundsatz  des  neubegründeten  konstitutionellen 
Staatsrechtes  kam  nun  in  diesem  Jahrhundert  überall  zur  Geltung, 
dass  der  Monarch  kein  Gesetz  erlassen  kann,  ohne  Zustimmung 
der  Volksvertretung.  Somit  tritt  zu  dem  materiellen  Be- 
griffe des  Gesetzes  noch  ein  neues  formelles  Erfordemiss  hinzu. 
Gesetze  sind  im  konstitutionellen  Staate  nur  die  vom 
Herrscher  unter  Zustimmung  der  Volksvertretung  er- 
lassenen veröffentlichten  allgemeinen  Rechtsvor- 
schriften. 

Da  man  aber  bei  der  Abfassung  der  neuen  Verfassungsurkunden, 
besonders  seit  dem  Jahre  1848^  vielfach  von  der  Theorie  derTheilung 
der  Gewalten  ausging,  sich  wenigstens  unbewusst  von  derselben  be- 
einflussen liess,  so  verlegte  man  die  ganze  Theilnahme  der  Kammern 
an  der  Ausübung  der  Staatsgewalt  lediglich  in  das  Gebiet  der  Ge- 
setzgebung und  suchte  alle  ihre  Befugnisse  auf  Akte  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  zurückzuführen.  So  entstand  der  Sprachgebrauch, 
alles  »Gesetz«  zu  nennen,  was  zu  seiner  rechtsgültigen  Entstehung 
der  Zustimmung  der  Kammern  bedarf,  mag  es  materiell,  d.  h.  seinem 
Inhalte  nach,  noch  so  wenig  unter  den  Begriff  des  Gesetzes  fallen. 
Dieser  Sprachgebrauch  hat  besonders  in  der  unter  dem  Vorbilde  der 
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belgischen  Verfassung  entstandenen  preussischen  Verfassung  (S.  1 39) 
Fuss  gefasst  und  ist  von  da  wieder  in  die  deutsche  Reichsverfassung 
übergegangen.  So  wird  in  der  preussischen  Verfassung  auch  da  vom 
»Gesetza  gesprochen,  wo  es  sich  sachlich  um  Genehmigung  von 
blossen  Verwaltungsakten  und  Rechtsgeschäften,  um  Ertheilung  von 
Ermächtigungen  an  die  Regierung  durch  die  Volksvertretung  han- 
delt; so  in  Art.  103  der  preussischen  Verfassungsurkunde,  nach 
welchem  die  Aufnahme  von  Anleihen  und  die  Uebemahme  von 
Garantien  »nur  auf  Grund  eines  Gesetzes«  stattfinden  kann ; 
80  in  Art.  49,  womach  der  König  eine  bereits  eingeleitete  Unter- 
suchung i>nur  auf  Grrund  eines  besonderen  Gesetzes«  niederschlagen 
kann,  während  es  in  Art.  48  imd  55  richtig  heisst:  »Verträge  mit 
fremden  Regierungen  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zustimmung 
der  Elammem,  sofern  es  Handelsverträge  sinda,  und  »Ohne  Ein- 
willigung beider  Kammern  kann  der  König  nicht  Herrscher 
fremder  Reiche  sein.«  Besondere  Verwirrung  hat  dieser  moderne 
Sprachgebrauch  in  Art.  99  angerichtet,  wo  es  heisst,  dass  der  Staats- 
haushaltjährlich durch  ein  »Gesetz«  festgestellt  werden  soll.  (Vergl. 
das  Finanzrecht  §  208.)  Trotz  der  grossen  Bedenken,  welche  sich 
diesem  Sprachgebrauche  entgegenstellen,  sind  wir  nicht  im  Stande, 
denselben  auszumerzen,  da  er  in  den  wichtigsten  Verfassungen 
Deutschlands,  der  Reichsverfassung  und  der  preussischen,  Aner- 
kennung gefunden- hat.  Wir  sind  es  abör  der  wissenschaftlichen 
Klarheit  schuldig,  genau  den  Fall  zu  unterscheiden,  wo  eine  Norm 
auch  inhaltlich  unter  den  Begriff  des  Gesetzes  fällt,  von  den 
Fällen,  wo  einem  andern  Staatsakte  nur  deshalb  der  Name  eines 
Gesetzes  beigelegt  wird,  weil  ihn  der  Herrscher  nur  mit  Geneh- 
migung der  Kammern  vornehmen  kann.  Es  ist  daher  ein  unab- 
weisbares wissenschaftliches  Bedürfhiss  zwischen  Gesetz  im  ma- 
teriellen und  formellen  Sinne   zu  unterscheiden i.     Es   ist 


1  Die  Unterscheidung  zwischen  Gesetzen  im  materiellen  und  formellen  Sinne 
war  natürlich  der  älteren  Theorie  fremd ;  sie  ist  erst  ein  Erzeugniss  der  modernen 
konstitutionellen  Staatsordnung.  In  Deutschland  ist  die  Frage  zuerst  in  Betrejff 
des  sogenannten  Etatsgesetzes  aufgeworfen  worden.  Als  bahnbrechend  erscheint 
hier  die  Schrift  von  R.  One  ist,  Budget  und  Gesetz  nach  dem  konstitutionellen 
Staatsrechte  Englands  mit  Rücksicht  auf  die  deutsche  Reichsyerfassung,  1867. 
Theoretisch  weiter  geführt  wurde  die  Frage  durch  Lab  and,  Das  Budgetrecht 
nach  den  Bestimmungen  der  preussischen  Yerfassungsurkunde,  1871.  Von  ihm 
wurde  zuerst  der  Unterschied  zwischen  Gesetz  im  materiellen  und  formellen  Sinne 
wissenschaftlich  formulirt  und  damit  ein  Fortschritt  in  der  Wissenschaft  be- 
gründet. Die  meisten  Staatsrechtslehrer  sind  Lab  and  beigetreten,  auch  der 
Verfasser  hat  sich  in  seinem  preussischen  Staatsrecht  §  169  demselben  ange- 
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richtig,  dass  das  Gesetz  im  formellen  Sinne  darin  dem  Gesetze  im 
materiellen  Sinne  gleichsteht,  dass  es  auch  den  Willen  des  Herrschers 
bindet,  dass  es  nur  mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  wieder 
aufgehoben  werden  kann,  dass  es,  wie  Martitz  sagt,  »unverbrüch- 
UchesLandesrecht<(  geworden  ist  oder,  mit  L  ab  and  zu  reden,  »formelle 
Gesetzeskraft«  hat;  aber  seinem  Inhalte  nach  wirkt  das  Gesetz  im 
materiellen  und  formellen  Sinne  verschieden,  indem  das  erstere  stets 
eine  allgemeine  bindende  Rechtsvorschrift,  das  letztere  eine  Ver- 
fügung oder  Ermächtigung  für  den  einzelnen  Fall  enthält  2.  Be- 
sonders wichtig  bleibt  diese  Unterscheidung  für  die  Abgrenzung 
der  Befugnisse  der  verschiedenen  staatlichen  Organe.  Nur  kraft 
derselben  lässt  sich  bestimmen,  an  welchen  Staatsakten  die  Kammern 
regelmässig  theilzunehmen  haben,  an  welchen  nicht  3. 


schlössen.  Selbst  die  scharfsinnigen  Ausführungen  von  F.  y.  Martitz:  »Ueber 
den  konstitutionellen  Begriff  des  Gesetzes  nach  deutschem  Staatsrechte«  (Zeit- 
schrift für  die  Staatsverfassung,  36.  Jahrg.,  Heft  II,  1880)  haben  mich  nicht  be- 
stimmen können,  diese  Unterscheidung  zwischen  Gesetzen  im  materiellen  und 
formellen  Sinne  aufzugeben,  welche  ich  heut  zu  Tage  noch  f&r  praktisch  und 
theoretisch  unentbehrlich  halte. 

2  Lab  and,  Staatsr.  B.  IL  S.  62  sagt:  »Gesetze,  welche  Bechtsregebi  über- 
haupt nicht  enthalten,  können  nicht  diejenigen  Wirkungen  haben,  welche  dem 
Befehle,  einen  Rechtssatz  zu  befolgen,  zukommen,  sondern  sie  haben  die  ihrem 
Inhalte  entsprechenden  Wirkungen.  Gesetze,  welche  Ermächtigungen  ertheüen, 
haben  die  Wirkungen  von  Vollmachten,  Gesetze,  welche  einen  Rechtsstreit  ent- 
scheiden, haben  die  Wirkungen  yon  Urtheilen,  Gesetze,  welche  den  Haushalt 
regeln,  haben  die  Wirkungen  Ton  Wirthschaftsplänen,  also  yon  Yerwaltungs- 
Vorschriften.« 

3  Dies  wird  treffend  von  G.  Me  y  er  in  dem  erwähnten  Aufsatze  S.  25  herror- 
gehoben :  »Die  Hauptbedeutung  finde  ich  darin,  dass  die  Unterscheidung  einen 
Massstab  an  die  Hand  giebt,  um  die  Befugnisse  der  einzelnen  Staatsoi^ane  zu 
regeln.  Jeder  staatliche  Willensakt  kann  in  der  Form  eines  Gesetzes  auftreten, 
jede  Verfügung  darf  auch  als  Gesetz  erlassen  werden.  Aber  der  Begriff  dea 
Gesetzes  im  materiellen  Sinne  ist  wichtig  für  die  Bestimmung  derjenigen  Gegen- 
stände, welche  in  den  Formen  der  Gesetzgebung  behandelt  werden  müssen. 
In  den  Bestimmungen  unserer  Verfassungen,  nach  welchen  kein  Gesetz  ohne 
Zustimmimg  der  Stände  erlassen  werden  darf,  ist  der  Begriff  »Gesetz«  im 
materiellen  Sinne  genommen.  Demnach  muss  jede  allgemeine,  den  Rechts- 
zustand der  Unterthanen   betreffende  Vorschrift   auch   formell  als  Gesets 

erlassen  werden. Dagegen  ist  das  Recht  zum  Erlasse  von  Verfagungen  ein 

Ausfluss  der  Verwaltungsbefugnisse ;  die  Verfügungen  gehen  daher  regebnässi^ 
von  den  Regierungsorganen  aus.  Die  Anwendung  der  Gesetzesform  ist  bei  den- 
selben nur  dann  erforderlich,  wenn  sie  entweder  durch  die  Verfassung  Torge- 
schrieben  wird,  oder  wenn  die  betreffende  Verfügung  eine  Abweichung  Ton  einem 
gesetzlich  festgestellten  Grundsatze  enthält.« 
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§185. 
n.    Entatohimg  der  Gtosetae  nach  konstitutionellem  Staatsrechte. 

l)  Mitwirkung  der  Volksvertretung   bei  der  Gesetz- 
gebung. 

Bei  dem  unentwickelten  Charakter  der  deutschen  Territorien 
im  Mittelalter  war  die  Gewalt  der  Landesherren  wesentlich  exekutiver 
Natur,  von  einer  Gesetzgebung  anfangs  kaum  noch  die  Rede.  Erst 
durch  Yerbindimg  der  landesherrUchen  Amtsgewalt  mit  der  Auto- 
nomie der  Landesgemeinde  oder  Landschaft  wurde  seit  demXY.  Jahr- 
hundert etwas  Gesetzesähnliches  zu  Wege  gebracht,  welches  aber 
mehr  den  Charakter  einer  Vereinbarung  zwischen  zwei  Faktoren, 
als  eines  Ausdruckes  des  einheitlichen  Staatswillens  an  sich  trug. 
Als  aber  in  den  grösseren  Territorien  seit  dem  XVII.  Jahrhundert 
der  Staatsbegriff  mehr  und  mehr  zum  Durchbruch  kam,  geschah 
dies  in  der  Form  des  fürstlichen  Absolutismus,  welcher  die 
Stände  immer  mehr  von  dem  politischen  Gebiete  zurückzudrängen 
und  sie  zu  privatrechtlichen  Korporationen  herabzudrücken  suchte 
(S.  453).  Ln  Staate  des  XVIII.  Jahrhunderts  lag  die  gesetzgebende 
Gewalt  ausschliesslich  in  der  Hand  des  Monarchen ;  so  besonders 
im  Staate  Brandenburg-Preussen,  dessen  umfassende  legislatorische 
Thätigkeit  lediglich  von  seinen  Herrschern  ausging.  Aber  selbst 
in  den  Ländern,  wo  (wie  in  Württemberg,  Mecklenburg)  die  stän- 
dische Verfassung  sonst  in  Kraft  geblieben  war,  ist  gerade  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  die  Theilnahme  der  Stände  mehr  oder 
weniger  verkümmert  (S.  449). 

Die  ersten  konstitutionellen  Verfassungsurkunden  Deutsch- 
lands schliessen  sich  eng  an  die  älteren  landständischen  Verhältnisse 
an,  indem  sie,  von  dem  allgemeinen  landesherrlichen'  Gesetz- 
gebungsrechte ausgehend,  diejenigen  Gegenstände  zu  bezeichnen 
suchen,  wo  die  Mitwirkung  der  Landstände  einzutreten  hat.  Die 
älteste  konstitutionelle  Verfassung,  das  Sachsen -weimarische 
Grundgesetz  vom  5.  Mai  1816,  legt  den  Ständen  das  Recht  bei: 
»an  der  Gesetzgebung  in  der  Art  theilzunehmen,  dass  neue  Ge- 
setze, welche  die  Landesverfassung  betreffen  oder  die  persönliche 
Freiheit,  die  Sicherheit  oder  das  Eigenthum  der  Staatsbürger  im 
ganzen  Lande  oder  in  einer  ganzen  Provinz  zum  Gegenstande 
haben  und  eben  deshalb  das  Allgemeine  angehen,  ohne  ihren,  der 
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Landstände,   vorgängigen  Beirath  und  ihre  Einwilligung  nicht  er- 
lassen werden  dürfen«.    Kürzer,  jedoch  wesentlich  gleichbedeutend 
ist  die  Bestimmung  der  bayerischen  Verfassung  vom  26.  Mai  1818, 
Tit.  Vn.  §  2:  »Ohne  Beirath  und  Zustimmung  der  Stände  kann 
kein  allgemeines  neues  Gesetz,  welches  die  Freiheit  der  Person 
oder  das  Eigenthum  der  Staatsangehörigen  betrifft,  erlassen,  noch 
ein  schon  bestehendes  abgeändert,  authentisch  erläutert  oder  auf- 
gehoben werden«.     Dasselbe  bestimmt  fast  wörtlich  die  badische 
Verfassung  vom  22.  August  1818,  §  65.   Einen  weiteren  Schritt  that 
zuerst  die  württembergische  Verfassungsurkunde  vom  25.  September 
1819.  Kap.  vn.  §  88,  indem  sie  ausspricht:  «Ohne  Beistimmung 
der  Stände  kann  kein  Gesetz  gegeben,  aufgehoben,  abgeändert 
oder  authentisch  erläutert  werden«.   Hier  wird  zum  ersten  Male  der 
Versuch  au%egeben,   das  ständische  Zustimmungsrecht  auf  ge- 
wisse Gegenstände  der  Gesetzgebung  zu  beschränken  und  den 
Ständen  ein  Zustimmungsrecht  bei  allen  Gesetzen  ohne  Unter- 
schied des  Gegenstandes  zugestanden.   Die  württembergische  For- 
mel findet  sich  in  vielen  Verfassungen  vor  dem  Jahre  1848  wieder, 
so  z.  B.  in  der  kurhessischen  vom  5.  Januar  1831,  §  95,  in  der 
grossherzoglich  hessischen  vom  17.  December  1820,  §  72,  während 
in  anderen  Verfassungen  dieser  Zeit,  z.  B.  in  der  sachsen-altenbur- 
gischen  vom  29.  April  1831,  §201,  und  der  sachsen-meiningisclien 
vom  23.  August  1829,   Art.  88,   die  ältere  weimarisch-bayerische 
Formel  zu  Grrunde  liegt.   Erst  seit  dem  Jahre  1848  drang  die  Formel 
der  französischen  Charte  vom  4.  Juni  1814,  §15  in  Deutschland, 
und  zwar  zuerst  in  die  preussische  Verfassung,  Art.  62,  ein:  »Die 
gesetzgebende  Gewalt   wird  gemeinschaftlich  durch 
den  König  und  beide   Kammern  ausgeübt,    die   Ueber- 
einstimmung  des  Königs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gre- 
setze '  erforderlich«,    welche  indessen,    richtig  verstanden,    nichts 
Anderes  besagt,   als  die  bis  dahin  übliche  Formel  der  württem- 
bergischen  und  ähnlicher  Verfassungen.    Jedenfalls  steht  bei  dieser 
Formulirung,  welche  auch  in  die  deutsche  Reichsverfassung  über- 
gegangen ist,   fest,  dass   man  nicht,  wie  in   den  älteren  Verfas- 
sungen,   den  Kammern  nur  ein  Mitwirkungsrecht  bei  gewissen 
Arten  der  Gesetze  einräumen,  sondern  dass  man  ihr  Zustimmungs- 
recht  auf  alle  Gesetze  ohne  Ausnahme  erstrecken  wollte.     Selbst- 
verständlich braucht  die  Verfassungsurkunde  das  Wort  »Gesetz« 
hier  im  materiellen  Sinne  des  Wortes.    Während  die  älteren  Ver- 
fassungen (Bayern,  Baden,  Weimar  u.  s.  w.)  immer  nur  bestimmte 
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Arten  von  Gesetzen  an  die  Zustimmung  der  Volksvertretung 
knüpfen  und  daneben  noch  einen  der  Krone  allein  zustehenden 
Bereich  kennen,  kann  in  Preussen  und  den  Staaten  mit  gleich- 
lautender Yerfassungsbestimmung  jedes  Gesetz  nur  durch  die 
Uebereinstimmung  des  Königs  und  beider  Häuser  zu  Stande  kom- 
men. Auch  ist  bereits  dargethan,  dass  das  Merkmal  der  Allgemein- 
heit auch  solchen  Vorschriften  zukommt,  welche  sich  nur  auf  eine 
bestimmte  Klasse  von  Staatsbürgern  oder  auf  einen  Theil  des 
Staatsgebietes  beziehen;  sie  bedürfen  unzweifelhaft  der  Zustim- 
mmig  der  Volksvertretung. 

Die  ersteAnregung  zum  Erlasse  von  neuen  Gesetzen,  zur 
Abänderung  oder  Aufhebung  von  alten  Gesetzen  kann  sowohl  von 
der  Krone,  wie  von  den  Kammern  ausgehen;  doch  hat  die  staats- 
rechtliche Auffassung  über  das  Recht  der  sogenannten  Initiative 
m  den  Verfassungen  gewechselt.  Nach  den  vor  dem  Jahre  1848 
entstandenen  Verfassungen  waren  die  Stände  allerdings  überall  be* 
rechtigt,  Gesuche  oder  Anträge  auf  Erlassimg,  Aufhebung  oder 
Abänderung  der  Gesetze  an  die  Regierung  gelangen  zu  lassen 
(sogenanntes  ständisches  Petitionsrecht);  die  eigentliche 
Initiative  im  engeren  Sinne,  d.  h.  die  Vorlage  eines  Ge- 
setzentwurfes, stand  dagegen  lediglich  der  Regierung  zu.  Seit 
dem  Jahre  1848  änderte  sich  indessen  die  staatsrechtliche  Auffas- 
sung dahin,  dass  die  seitdem  entstandenen  Verfassungen  auch  den 
Kaomiem  ein  Recht  der  Initiative  beilegen,  d.  h.  das  Recht  jeder 
Kanuner,  selbst  Gesetzesentwürfe  auszuarbeiten  und  dieselben  der 
anderen  Kammer  zurBerathimg  und  Zustimmung,  sowie  der  Krone 
zur  Bestätigung  vorzulegen.  Unbeschränkt  in  Betreff  des  Gegen- 
standes ist  das  Recht  der  Initiative  nach  Art.  64  der  preussischen 
Verfassung:  »Dem  Könige,  sowie  jeder  Kammer  steht  das  Recht 
zu,  Gesetze  vorzuschlagen«.  Die  in  den  älteren,  vor  dem  Jahre 
1848  entstandenen  Verfassungen  enthaltenen  entgegengesetzten  Be- 
stimmungen sind  meistens  seit  dem  Jahre  1848  aufgehoben  worden, 
sodass  jetzt  die  Initiative  der  Volksvertretung,  neben 
der  des  Monarchen,  die  Regel  bildet  (z.  B.  bayerisches  Gesetz, 
die  ständische  Initiative  betreffend,  vom  4.  Juni  1848.  Sächsisches 
Gesetz,  die  Abänderung  der  §§85  und  120  der  Verfassung  betreffend, 
vom  31.  März  1849.  Gesetz  über  das  Recht  der  Kammern  zu  Ge- 
setzesvorschlägen vom  31.  März  1849.  Württembergisches  Gesetz 
vom  23.  Juni  1874,  Art.  6.  Badisches  Gesetz  vom  21.  December 
1869,  Art.  5).    Nur  ausnahmsweise  ist  dieselbe  noch  ausschliess- 
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lieh  dem  Monarchen  vorhehalten  (hessische  YerfassungsuTkunde, 
Art.  76,  sachsen-altenburgisches  Gesetz,  die  Aufhebung  der  land- 
schaftlichen Initiative  bei  Gesetzesvorschlägen  betreffend,  vom 
11.  Februar  1854.  Schwarzburg -Rudolstädtisches  Grundgesetz 
§§  35  und  65.  Reuss  ältere  Liaie  Verfassung,  §  66).  In  einigen 
Staaten,  in  welchen  den  Kammern  grundsätzlich  die  Initiative  zu- 
steht, sind  wenigstens  gewisse  Gegenstände  davon  ausgenommen, 
so  in  Bayern  bestimmte  Artikel  der  Verfassung,  so  in  Württemberg 
Gesetze  über  Auflegung  von  Steuern,  Aufnahme  von  Anleihen, 
Feststellung  des  Staatshaushaltsetats  und  ausserordentliche,  im  Etat 
nicht  vorausgesehene  Ausgaben  (Verfassungsgesetz  vom  23.  Juni 
1874).  Wo  'solche  specielle  Ausnahmen  nicht  aus- 
drücklich gemacht  sind,  streitet  die  Regel  für  die 
Unbeschränktheit  der  Initiative.  Wo  zwei  Kammern 
bestehen,  besitzt  jede  für  sich  das  Recht  der  Initia- 
tive. Geht  die  Initiative  zu  einem  Gesetze  von  der  Regierung  aus, 
so  steht  es  ihr  in  der  Regel  frei,  zu  bestimmen,  welchem  der  beiden 
Häuser  sie  einen  Gesetzentwurf  vorlegen  will.  Staatsrechtlich  er- 
scheint es  sogar  zulässig,  dass  die  Regierung  beiden  Kammern  zu 
gleicher  Zeit  einen  Gesetzentwurf  zugehen  lässt.  Nur  beschränken 
sie  die  meisten  Verfassungen  in  dem  einen  Punkte,  »dass  Finanz- 
gesetzentwürfe und  Staatshaushaltsetats  stets  zuerst  der  zweiten 
Kammer  vorgelegt  werden  müssen«. 

Die  geschäftliche-  Behandlung  der  Gesetzesvorlagen 
richtet  sich  nach  der  Geschäftsordnung  jedes  Hauses,  doch  stehen 
folgende  staatsrechtliche  Grundsätze  allgemein  fest : 

1)  Jedes  Haus  ist  verpflichtet,  sich  über  die  Annahme,  Verän- 
derung oder  Ablehnimg  eines  Gesetzentwurfe  zu  erklären,  welcher 
ihm  von  der  Krone  oder  dem  anderen  Hause  zugegangen  ist. 
lieber  einen  solchen  zur  Tagesordnung  überzugehen,  ist  unzu- 
lässig ;  dagegen  ist  kein  Haus  verpflichtet,  die  Gründe  anzugeben, 
aus  welchen  es  einen  Entwurf  ablehnt. 

2)  Jedem  Hause  steht  nicht  bloss  die  Annahme  oder  Abände- 
rung eines  Entwurfes,  sondern  auch  das  Recht  zu,  zu  demselben 
Abänderungen  oder  Zusätze  zu  beschliessen,  von  deren  Grenehmi- 
gung  es  seine  Zustimmung  abhängig  macht. 

3)  Die  Theilnahme  der  Volksvertretung  an  dem  Zustande- 
kommen der  Gesetze  bezieht  sich  nicht  nur  auf  den  wesentlichen 
Inhalt  derselben,  sondern  auch  auf  deren  redaktionelle  Abfassung 
und  alle  Bestandtheile  derselben,  wozu  auch  die  Ueberschrift,  der 
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Eingang    und    einleitende  Bemerkungen^   verba    enuntiativa,    zu 
rechnen  sind. 

4)  In  der  Regel  ist  das  Recht  beider  Häuser  in  Betreff  der  Ge- 
setzgebung ein  gleiches,  doch  mit  der  oben  (S.  463)  erwähnten 
Ausnahme* 

5)  In  der  Regel  genügt  zu  den  Beschlüssen  des  Landtages  oder 
emer  Kammer  die  einfache  Mehrheit  der  zur  Beschlussfähig- 
keit erforderlichen  Anzahl  der  Mitglieder  des  Hauses.  Nur  für 
verfassungsabändemde  Gesetze  bestehen  fast  überall  erschwe- 
rende Formen.  So  verlangt  die  bayerische  Verfassung,  Tit.  X. 
§  7,  »die  Gegenwart  von  drei  Yiertheilen  der  bei  der  Versammlung 
anwesenden  Mitglieder  in  jeder  Kammer  imd  eine  Mehrheit  von 
zwei  Drittheilen  der  Stimmeno;  der  bayerischen  Verfassung  sind  die 
sachsisclie,  §  152,  die  weimarische,  Rev.  Grundgesetz  §  64  u.  s.  w. 
gefolgt.  Die  Zustimmung  von  zwei  Dritteln  der  anwesenden  Mit- 
glieder fordern  die  württembergische  Verfassungsurkunde  §  176,  die 
badische  Verfassungsurkunde  §  64 .  In  Oldenburg  (Staatsgrundgesetz, 
Art.  212)  wird  verlangt:  a]  ein  Beschluss  auf  zwei  Landtagen, 
zwischen  denen  eine  neue  Wahl  vorgenommen  ist,  b)  die  Ver- 
kündigung der  Abstimmung  acht  Tage  vorher,  c)  die  Theilnahme 
von  zwei  Dritteln  der  Abgeordneten  an  der  Abstimmung.  Nach  der 
preussischen  Verfassung,  Art.  107,  genügt  zu  Verfassungsänderun- 
gen eine  zweimalige  Abstimmung  in  beiden  Häusern  des  Landtages, 
zwischen  welchen  je  ein  Zeitraum  von  21  Tagen  liegt.  Nur  in 
einigen  der  kleinsten  Staaten  bestehen  für  Verfassungsänderungen 
gar  keine  erschwerende  Formen  (Meiningen,  Altenburg,  Anhalt, 
Beoss  jüngere  Linie) . 

§186. 
2)  Sanktion  und  Publikation  der  Gesetze. 
Nachdem  ein  Gesetzentwurf  die  Zustimmung  beider  Häuser 
unbedingt  oder  mit  vorgeschlagenen  Veränderungen  erhalten  hat, 
wird  derselbe  dem  Monarchen  zur  endgültigen  Beschlussnahme  vor- 
gelegt. In  dem  nun  erfolgenden  annehmenden  oder  ablehnenden 
Beschlüsse  liegt  der  eigentlich  entscheidende  Akt.  Nur  die 
Sanktion  des  Monarchen  erhebt  den  Entwurf  zum 
Staatsgesetze.  Allerdings  hat  die  Volksvertretung  an  der  Aus- 
äbmig  der  gesetzgebenden  Gewalt  ihren  wohlbemessenen,  verfas- 
Bungsmässigen  Antheil.  Keine  irgendwie  in  das  Gebiet  der  Gesetz- 
gebung fallende  Vorschrift  kann  ohne  die  Zustimmung  derselben 
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zu  Stande  gebracht  werden.  Aber  Alles,  was  von  ihr  angenommen 
und  beschlossen  ist,  selbst  wenn  es  ganz  so  angenommen  sein 
sollte,  wie  es  von  der  Staatsregierung  vorgelegt  worden  ist,  hat 
durchaus  noch  keine  gesetzlich  bindende  Kraft.  Für  Behörden  und 
Staatsbürger  ist  ein  Gesetz  erst  vorhanden,  wenn  der  Monarch  eine 
verfassungsmässig  entstandene  Vorschrift  durch  seine  Sanktion 
zum  Gesetze  erhoben  hat. 

Obgleich  die  Genehmigung  oder  Sanktion  des  Monarchen 
das  eigentlich  entscheidende  Moment  in  der  Gesetzgebung  ist, 
so  bleibt  dieselbe  doch  ein  rein  innerer  Vorgang,  bis  sie 
durch  die  Publikation  oder  Verkündigung  die  nöthige  Aeusser- 
lichkeit  gewonnen  hat.  Ein  Gesetz  ist  nicht  etwa  durch  die  Sank- 
tion fertig  imd  wird  dann  erst  publicirt,  sondern  durch  die  Publi- 
kation wird  es  erst  fertig  und  dadurch  Gesetz.  Die  Publikation  ist 
ein  nothwendiger  Bestandtheil  der  Entstehung  eines  Gesetzes.  Wie 
der  Monarch  staatsrechtlich  nie  zur  Sanktion  eines  Gesetzes  ge- 
nöthigt  werden  kann,  so  kann  er  auch  die  bereits  ertheilte  Geneh- 
migung bis  zur  Publikation  zurücknehmen.  Erst  durch  die  Publi- 
kation wird  das  Gesetz  der  höchste  Staatswille,  welcher  von  nun  an 
auch  den  Monarchen  bindet,  an  welchem  ohne  Zustimmung  der 
Kammern  nichts  mehr  geändert  werden  kann.  Schon  nach  älterem 
deutschen  Staatsrecht  geschah  »die  Publikation  der  Gesetze  allein 
in  des  Landesherm  Namen,  auf  seinen  Befehl  und  seine  Autorität« 
(Moser  a.  a.  O.  S.  314),  ebenso  »befiehlt  derselbe,  nach 
allen  neueren  Verfassungen,  die  Verkündigung  der 
Gesetze«.  In  der  Publikationsformel  wird  regelmässig  die  Zu- 
stimmung des  Landtages  erwähnt;  mehrere  Verfassungsurkunden 
schreiben  dies  sogar  ausdrücklich  vor.  (Bayerische  Verfassung 
Tit.  Vn.  §  30.  Sächsische  Verfassung  §  81.  Württembergische 
Verfassimg  §  172.  Sachsen-Coburg-Gothaisches  Staatsgrundgesetz 
§  108  u.  s.  w.) 

Die  Form  der  Publikation  hat  vielfach  gewechselt,  je 
nach  den  Mitteln,  welche  zu  verschiedenen  Zeiten  dafür  zu  Gre- 
böte  standen :  Ausrufen  durch  Herolde,  Vorlesung  von  der  Kanzel, 
Anschlagen  an  öffentlichen  Orten.  Nach  dem  Vorbilde  des  »Bul- 
letin des  lois«  aus  dem  Jahre  II  der  französischen  Bepublik  haben 
nach  und  nach  alle  deutschen  Staaten  Gesetzes-  oder  Regie- 
rungsblätter angelegt  und  den  Abdruck  in  der  officiellen  Gre- 
setzessammlung  für  das  einzige  zulässige  Mittel  der  Bekannt- 
machung jedes  Gesetzes  erklärt.   Das  Gesetz  tritt  in  Ermangelung 


Digitized  by  VjOOQ IC 


1.    Von  der  Gesetzgebung.  527 

anderweiter  Bestimmung  im  Augenblick  seiner  Publikation  in  Kraft. 
In  vielen  deutschen  Staaten  besteht  jedoch  die  Vorschrift,  dass  die 
Gesetze  erst  nach  Ablauf  eines  bestimmten  Tages  nach  der  Ausgabe 
des  Gesetzesblattes  in  Kraft  treten  sollen.  (InPreussen  war  früher 
nach  dem  Gesetze  vom  3.  April  1846  der  Anfang  der  Verpflichtungs- 
kraft für  die  einzelnen  Regierungsbezirke  mit  Rücksicht  auf  die  Ent- 
fernung vom  Sitze  der  Centralregienmg  nach  verschiedenen  Zeit- 
räumen festgestellt.  In  dem  Gesetz  vom  16.  Februar  1874  ist  von 
solchen  Unterscheidungen  abgesehen  und  tritt  jetzt  jedes  Gesetz 
nach  Ablauf  des  vierzehnten  Tages  in  Ejaft,  an  welchem  das  Ge- 
setzesblatt in  Berlin  ausgegeben  worden  ist ;  in  Coburg-Gotha  nach 
Ablauf  des  vierten  Tages,  Staatsgrundgesetz  §  110,  in  Schwarz- 
burg-Rudolstadt  nach  Ablauf  des  achten  Tages  u.  s.  w.)  Häufig 
bestimmen  die  Gesetze  selbst  den  Termin,  wo  sie  in  Kraft  treten 
sollen. 

Anmerkung.  Ueber  das  Zustandekommen  der  Gesetze  hat  neuer- 
dings Lab  and,  Staatsrecht  Bd.  11.  §  56  und  57,  eine  Theorie  aufge- 
stellt, die  wir,  trotf  ihrer  blendenden  Ausfahrung,  für  nicht  zutreffend 
erachten  können,  sofern  dieselbe  auf  Allgemeingültigkeit  An- 
spruch machen  will.  Derselbe  nimmt  beim  Zustandekommen  jedes  Ge- 
setees  vier  Stadien  als  nothwendig  an:  1)  die  Feststellung  des  Kechts- 
satzes  oder  Gesetzesinhaltes ;  2)  Sanktion  oder  Befehl,  dem  Gesetze  zu 
gehorchen ;  3)  Promulgation,  d.  h.  Konstatirung  des  verfassungsmässigen 
Zustandekommens  des  Gesetzes  in  authentischer  und  feierlicher  Form ; 
4)  Verkündigung  oder  Publikation.  Schon  die  beiden  ersten  Stadien 
lassen  sich  in  dieser  formalistischen  Weise  nicht  trennen.  Feststellung 
emes  Bechtssatzes  bedeutet  nicht  bloss  Aufstellung  eines  theore- 
tischen Satzes  oder  eines  wissenschaftlichen  Axioms,  sondern  einer 
rechtsverbindlichen  Norm,  welche  den  Befehl,  ihr  zu  folgen^  nothwendig 
in  sich  trägt.  In  der  konstitutionellen  Monarchie  geht  allerdings  der 
Gesetzesbefehl,  d.  h.  die  Sanktion,  vom  Monarchen  aus,  weil  die  Theil- 
nahme  an  der  Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  von  Seiten  des  Mo- 
narchen und  der  Kammern  einen  verschiedenartigen  Charakter  hat  und 
die  ganze  obrigkeitlich  befehlende  Gewalt  in  der  Hand  des  Monarchen 
vereinigt  ist.  Anders  ist  es,  wo  sich  zwei  in  der  Gesetzgebung  ganz 
gleichstehende  Faktoren  gegenüberstehen,  wie  z.  B.  in  den  Hansestädten 
der  Senat  und  die  Bürgerschaft ;  ein  vom  Senat  der  Bürgerschaft  vorge- 
legter Gesetzentwurf  wird  durch  Annahme  Seitens  der  letzteren  ohne 
Weiteres  Gesetz,  von  einer  besonderen  Sanktion  ist  hier  nicht  die  Rede, 
dieselbe  fällt  mit  der  Feststellung  des  Rechtssatzes  vollständig  zusammen. 
Ebensowenig  lässt  sich  die  sogenannte  Promulgation  als  ein  von  der 
Sanktion  und  Publikation  nothwendig  zu  unterscheidendes  Stadium  der  Ge- 
setzgebung nachweisen.  Selbst  im  französischen  Recht  ist  der  Begriff  ein 
durchaus  schwankender,  wie  die  von  Lab  and  selbst  mitgetheilten  Stellen 
beweisen.     Wo  dem  konstitutionellen  Monarchen  die  Sanktion  und  Pu- 
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blikation  der  Gesetze  yerfassungsmässig  zusteht,  ist  es  unmöglich,  einen 
noch  dazwischen  liegenden  eigenthümlichen  Akt  zu  unterscheiden.  Wo 
aber  ein  staatsrechtlicher  Faktor  die  Verkündigung  der  Gesetze  zu  be- 
sorgen hat,  welcher  als  solcher  keinen  Antheil  an  der  gesetzgebenden 
Gewalt  hat,  wie  im  deutschen  Reiche  der  Kaiser,  in  der  französischen 
Republik  der  Präsident,  ist  es  selbstverständlich,  dass  dieser  Faktor 
nicht  kritiklos  Alles  zu  publiciren  hat,  was  sich  Gesetz  nennt,  sondern 
dass  er  zu  prüfen  und  zu  konstatiren  hat,  ob  eine  Norm  alle  nothwen- 
digen  Merkmale  eines  Gesetzes  an  sich  trägt,  vor  Allem,  ob  sie  auf  ver- 
fassungsmässigem Wege  zu  Stande  gekommen  ist.  Nur  solche  Normen 
ist  er  verpflichtet  und  berechtigt,  als  Gesetz  zu  verkündigen.  Diese  Prü- 
fung und  Konstatirung  des  verfassungsmässigen  Zustandekommens  ist 
eine  der  Verkündigungspflicht  immanente  Bedingung  und  Voraussetzung. 
Bei  der  grossen  Verschiedenheit  im  Gebrauche  des  Wortes  :  »Promul- 
gation« würde  es  am  besten  sein,  auf  den  Gebrauch  desselben  ganz  zu 
verzichten ;  wenigstens  haben  wir  keinen  Grund^  einen  selbst  in  Frank- 
reich höchst  schwankenden  Sprachgebrauch  in  das  deutsche  Staatsrecht 
zu  importiren. 

§  187- 

m.   Die  Veroidnungen. 

Es  giebt  eine  Reihe  von  deutschen  Verfassungen,  welche  die 
Theilnahme  der  Yolksvertretung  an  der  Gesetzgebung  nur  auf  ge- 
wisse Kategorien  der  Gesetze  beschränken,  dahin  gehören  die 
oben  genannten  älteren  Verfassungen,  welche  die  Zustimmung  der 
Stände  nur  für  solche  »allgemeine  Gesetze  verlangen,  die  die  Lan- 
desverfassung betreflTen  oder  die  persönliche  Freiheit,  die  Sicherheit 
oder  das  Eigenthum  der  Staatsbürger«.  Nach  diesen  Verfassungen 
brauchen  keineswegs  alle  Gesetze  im  materiellen  Sinne  auch  Gre- 
setze  im  formellen  Sinne  zu  sein ;  die  nicht  unter  diese  Kategorie 
fallenden  allgemeinen  Rechtsvorschriften  können,  ohne  Zustim- 
mimg der  Stände,  von  der  Eegierung  allein  erlassen  werden.  An- 
ders liegt  die  Sache  nach  den  neueren  Verfassungen,  welche  den 
Satz  aussprechen,  dass  die  Uebereinstimmung  des  Monarchen  mit 
der  Volksvertretung  zu  jedem  Gesetze  erforderlich  ist.  Damit  ist 
erklärt,  dass  jedes  Gesetz  im  materiellen  Sinne  auch  Gesetz  im  for- 
melbn  Sinne  sein  müsse,  d.  h.  nur  imter  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung  zu  Stande  kommen  könne.  Dies  ist  auch  der  Stand- 
punkt der  preussischen  Verfassung.  Wo  der  Verfassimgssatz  in 
Bezug  auf  die  Theilnahme  der  Volksvertretung  an  der  Gesetz- 
gebung so  allgemein  lautet,  da  steht  fest,  dass  jede  allgemein  ver- 
bindliche, von  der  obersten  Staatsgewalt  ausgehende  Rechtsvor- 
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Schrift  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung,  d.  h.  unter  Zustimmung 
der  Yolksvertretung,  zu  Stande  kommen  kann.  Trotz  dieser  all- 
gemeinen, alle  selbständigen  Rechtsvorscbriften  umfassenden  Aus- 
dehnung der  landständischen  Mitwirkung,  erkennen  doch  auch 
diese  Verfassungen  die  Befugniss  der  Ejone  an,  gewisse  allgemeine 
Vorschriften  ohne  Mitwirkung  der  Volksvertretung  zu  erlassen. 
Typisch  ist  hierfür  Art.  45  der  preussischen  Verfassungsurkunde  : 
»Der  König  befiehlt  die  Verkündigung  der  Gesetze  und  erlässt 
die  zu  deren  Ausführung  nöthigen  Verordnungen«. 
Darauf  beruht  das  in  allen  deutsch-monarchischen  Staaten  beste- 
hende Verordnungsrecht  der  Krone.  XJeber  das  Wesen 
dieser  Verordnungen  bestehen  nun  in  der  staatsrechtlichen  Lite- 
ratur zwei  verschiedene  Ansichten ;  nach  der  einen  Ansicht  ist  die 
Verordnung  ein  Ausfluss  der  Verwaltungsthätigkeit  des  Staates, 
der  sogenannten  Exekutive,  nach  der  anderen  Ansicht  ist  sie 
d^m  Gesetze  gleichartig,  enthält  allgemein  verbindliche  Rechtsvor- 
schriften. Lab  and  hat  neuerdings  überzeugend  ausgeführt,  dass 
beide  Ansichten  für  einen  Theil  der  Verordnungen  richtig  sind. 
Es  giebt  Verordnungen,  welche  Verwaltungsvorschriften  enthalten 
oder  Verwaltungseinrichtungen  betreffen,  andere  dagegen,  welche 
in  der  That  allgemeine  Rechtsvorschriften  enthalten.  Beide  Arten 
gilt  es  genau  auseinander  zu  halten. 

1)  Die  Verordnung  als  Verwaltungsvorschrift  ist  ein  Ausfluss 
der  Regierungsthätigkeit.  »Ihr  Anwendungsgebiet  ist  das  von  den 
Gesetzen  der  Verwaltungsbehörden  freigelassene  Feld  staatlicher 
Fürsorge«  (Laband  a.  a.  O.  S.  68) .  Dahin  gehört  die  Errichtung  von 
Anstalten  und  Einrichtungen,  welche  zur  Ausführung  der  Gesetze 
dienen,  vor  allem  die  Organisation  der  entsprechenden  Behörden, 
femer  der  Erlass  von  Anweisungen  und  Instruktionen  an  die  be- 
treffenden Behörden,  die  Regelung  ihres  Geschäftsganges  u.  s.  w. 
Eine  Ausnahme  hiervon  macht  nach  allgemeinen  Grundsätzen,  wie 
nach  dem  Wortlaute  mehrerer  Verfassungen,  die  Organisation  der 
Gerichte,  sowie  das  von  den  Gerichten  zu  beobachtende,Verfahren, 
weil  dies  immer  unmittelbar  oder  mittelbar  in  die  Rechtssphäre  der 
Unterthanen  eingreift.  Die  Vorschriften,  welche  lediglich  an  die 
Verwaltungsbehörde  gerichtet  sind,  ohne  die  Rechtspflege  und  den 
Bechtszustand  der  Unterthanen  zu  berühren,  werden  in  mehreren 
Verfassungsurkunden  ausdrücklich  aufgeführt  als  »die  aus  dem 
Verwaltungs-  und  Oberaufsichtsrechte  fliessenden 
Verordnungen.«    Dieselben  bewegen  sich  innerhalb  des  Orga- 
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nismus  der  Verwaltung  und  beruhen  auf  der  üeber-  und  Unter- 
ordnung der  Behörden ;  ihre  Schranke  bilden  die  Gesetze,  gegen 
welche  sie  nicht  Verstössen  dürfen.  Die  Behörden  und  Beamten 
haben  ihnen  zu  gehorchen,  kraft  ihrer  dienstlichen  Unterordnung, 
während  sie  für  die  Unterthanen  keine  unmittelbar  verbindlichen 
Rechtssätze  aufstellen  können.  Eine  solche  Verwaltungsvorschrift 
ist  durchaus  verbindlich  für  die  Behörden,  an  die  sie  gerichtet  ist, 
kann  aber  stets  von  der  Regierung  nach  eigenem  Ermessen  zurück- 
genommen werden,  wenn  sie  nicht  durch  die  Zustimmung  der 
Volksvertretung  in  ein  Gesetz  verwandelt  ist.  Ist  eine  Behörden- 
organisation und  ihr  Geschäftsgang  durch  ein  Gesetz  festgestellt, 
so  kann  selbstverständlich  im  Verordnungswege  nichts  mehr  daran 
geändert  werden. 

2)  Verordnungen,  welche  allgemeine  Rechtsvorschriften  für  die 
Unterthanen  enthalten,  kann  der  Monarch  im  konstitutionellen 
Staate  nicht  ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung  erlassen, 
wenigstens  da,  wo  sich  die  Theilnahme  der  Volksvertretung  auf  das 
ganze  Gebiet  der  Gesetzgebung  bezieht;  denn  solche  Verordnungen 
sind  ihrem  Inhalte  nach  nichts  anderes  als  Gesetze.  Auch  die  dem 
Monarchen  verfassungsmässig  eingeräumte  Befugniss,  sogenannte 
Ausführungsverordnungen  zu  erlassen,  bezieht  sich  nur  auf 
die  oben  charakterisirten  Verwaltungs Vorschriften.  Soll  durch  eine 
Verordnung  in  den  Rechtszustand  der  Unterthanen  irgendwie  ein- 
gegriffen werden,  so  ist  zu  deren  Erlasse  eine  gesetzliche  Ermäch- 
tigung nöthig.  Diese  zu  ertheilen,  ist  die  Volksver- 
tretung jeder  Zeit  berechtigt.  Die  Gesetze  beschränken 
sich  häufig  bloss  auf  allgemein  leitende  Grundsätze,  während  sie 
die  Detailvorschriften,  die  ins  Einzelne  gehenden  Massregeln,  der 
Verordnung  überweisen.  Es  ist  ein  durchaus  rationeller  Grundzug 
unserer  heutigen  Legislation,  dass  sie  durch  specielle  gesetzliche 
Ermächtigung  für  einen  bestimmten  Gegenstand  die  näheren  An- 
ordnungen, welche  zur  Ausführung  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Grundsätze  dienen,  der  Regierung  durch  Verordnung  zu  regeln 
überlässt.  Der  von  Lab  and  für  das  deutsche  Reichsstaatsrecht 
erbrachte  Beweis,  dass  es  für  den  einseitigen  Erlass  sogenannter 
Bechtaverordnungen  durch  die  Regierung  stets  einer  Ermächtigung 
von  Seiten  der  Volksvertretung  bedarf,  ist  auch  für  das  deutsche 
Lancle^staatsrecht  entscheidend,  wo  nicht  ausdrückliche  Verfassimgs- 
bestimmungen  der  Regierung  eine  weitergehende  Befugniss  ein- 
i-üomen. 
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§188. 
IV.   Die  Verordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft^ 

Von  demFimdamentalsatze  der  konstitutionellen  Staatsordnung, 
wonach  der  Monarch  eine  allgemein  verbindliche  Rechtsvorschrift 
nur  mit  vorgängiger  Zustimmung  der  Volksvertretung  erlassen  kann^ 
machen  zahlreiche  deutsche  Verfassungen  eine  Ausnahme.  Es 
können  nämlich  im  Staatsleben  Fälle  vorkommen,  wo  ein  ausser- 
gewöhnlicher  Nothstand  nur  durch  schleunigen  Erlass  eines  Ge- 
setzes beseitigt  werden  kann.  Da  nun  aber  der  Weg  der  Gesetz- 
gebung immer  ein  langsamer  ist,  besonders  wenn  der  Landtag  augen- 
blicklich nicht  versammelt  ist,  so  wird  für  solche  Fälle  dem  Mo- 
narchen die  verfassungsmässige  Vollmacht  beigelegt;  durch  eine 
Verordnung  in  den  Bereich  der  Gesetzgebung  einzugreifen,  d.  h. 
forme  1 1  auf  dem  Wege  der  Verordnung  eine  Vorschrift  zu  erlassen, 
welche  materiell  ein  Gesetz  ist.  Da  diese  Befugniss  aber  leicht 
dazu  gemissbraucht  werden  könnte,  um  die  verfassungsmässige  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  bei  der  Gesetzgebung  lahm  zu  legen, 
so  haben  sänmitliche  Verfassungen,  welche  eine  solche  einräumen, 
versucht,  dieselbe  mit  allen  nur  denkbaren  Kautelen  zu  umgeben. 
Dies  bezieht  sich  auf  die  Bestinmiung  des  Bedürfnissfalles, 
des  Inhaltes  und  der  Formalitäten  einer  solchen  Ver- 
ordnung. 

Die  erste  Voraussetzung  für  den  Erlass  einer  solchen  »Ver- 
ordnung mit  Gesetzeskraft«  ist,  dass  die  Kammern  nicht  ver- 
sammelt sind.  Während  dieselben  versammelt  sind,  würde  sich 
der  normale  Weg  der  Gesetzgebung  ohne  Schwierigkeiten  be- 
schreiten lassen;  sie  ad  hoc  zu  versammeln,  ist  bisweilen  unmöglich 


1  Zöpfl  a.  a.  O.  B.  n.  §  394.  S.  604  ff.  und  §441.  S.  611  ff.  H.  A. 
Zachariä,  Th.  H.  §160.  S.  171  ff.  v.  Gerber,  §  47.  S.  146.  v.  Mohl, 
Staatgr.,  VerfassimgarechtundFolit.  B.  n.  S.  624  ff.  v.  Kaltenborn,  Einl. 
in  das  konstit.  Staatsrecht  §  594.  Grotef  end,  Deutsohes  Staatsrecht  S.  637. 
V.  Könne,  B.  I.  Abth.  I.  §  47.  S.  185  ff.  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  411.  §  16K 
Besonders  eingehend  auf  die  Entstehungsgeschichte  des  Art.  63  der  preuss.  Ver- 
üusungsurkunde  ein  Aufsatz  von  E.  A.  Chr.  No.  III. :  »Die  Veror^ungen  mit 
Oesetseskraft«  in  Aegidi's  Zeitschr.  B.  I.  S.  221—243.  Art.  63  der  preuss.  Ver- 
fassungsurkunde  lautet:  »Nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Sicherheit  oder  die  Beseitigung  eines  ungewöhnlichen  Nothstandes 
es  dringend  erfordert,  können,  insofern  die  Kanmiern  nicht  versammelt  sind, 
unter  VerantwortUchkeit  des  gesammten  Staatsministeriums,  Verordnungen, 
die  der  Verfusung  nicht  zuwiderlaufen,  mit  Gesetzeskraft  erlassen  werden,  die- 
selben sind  aber  den  SLammem  bei  ihrem  nächsten  Zusammentritt  zur  Genehmi- 
gung sofort  vorzulegen.« 

H.  8 e liv  1 1 e ,  Deutsches  Staatsrecht.  35 
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oder  wenigstens  mit  solchen  Umständen  und  Kosten  verbunden, 
dass  der  zu  erreichende  Zweck  der  Verordnung  damit  ausser  allem 
Verhältnisse  stehen  würde. 

Was  zunächst  die  Bedürfnissfälle  einer  solchen  Verord- 
nung mit  Gesetzeskraft  betriffk,  so  ist  das  Bedürfniss  allerdings 
nicht  bloss  da  anzunehmen,  wo  es  sich  um  die  Rettung  des  ganzen 
Staates  handelt,  aber  auch  eine  gewöhnliche  Nützlichkeitsrücksicht 
kann  einen  solchen  aussergewöhnlichen  Schritt  nicht  rechtfertigen. 
Es  muss  in  der  That  die  öffentliche  Sicherheit  nicht  anders  aufrecht 
erhalten  oder  ein  ungewöhnlicher  Nothstand  nicht  anders  beseitigt 
werden  können,  als  durch  unverzüglichen  Erlass  einer  solchen  Ver- 
ordnung. (Ausdruck  der  preuss.  Verfassimgsurkunde  Art.  63.  Die 
badische  Verfassungsurkunde  §  66,  die  sächsische  §  88  sprechen  von 
den  durch  das  »Staatswohl  dringend  gebotenen  Verordnungen,  deren 
vorübergehender  Zweck  durch  Verzögerung  vereitelt  werden  würde.t 
Die  württemb.  Verfassungsurkunde  Art.  89  spricht  von  der  »Vor- 
kehrung des  Nöthigen  zur  Sicherheit  des  Staates  in  dringenden 
Fällen. a)  Darum  werden  solche  Verordnungen  auch  als  Noth- 
verordnungen  bezeichnet.  Was  den  Inhalt  einer  solchen  Ver- 
ordnung betrifft,  so  ist  es  allgemein  anerkannt,  »dass  sienie  der 
Verfassung  zuwiderlaufen  darf«.  Aber  auch  solche  Gegen- 
stände, von  denen  es  in  der  Verfassung  heisst,  dass  sie  nur  aauf 
dem  Wege  der  Gesetzgebunga  geregelt  werden  sollen  oder 
für  deren  zukünftige  Feststellung  »ein  besonderes  Gesetz«  verheissen 
wird,  sind  vom  Bereiche  der  Nothverordnung  ausgeschlossen;  denn 
gerade  durch  eine  derartige  Bestimmung  wollte  man  den  Staats- 
bürgern die  Garantie  geben,  dass  gewisse,  sie  meist  persönlich  nahe 
angehende  Angelegenheiten  niemals  anders  als  unter  Mit- 
wirkung ihrer  Vertreter  geregelt  werden  könnend  Ab- 
gesehen von  diesen  ausdrücklich  der  Gesetzgebung  überwiesenen 
Gegenständen  kann  aber  eine  solche  Verordnung  mit  Gesetzeskraft 
jedes  Gesetz  abändern.  Auch  eigentliche  Rechts-  oder  Justiz- 
gesetzQ  privatrechtlichen  oder  processualischen  Inhalts  machen  hier- 
von keine  Ausnahme. 

'Was  die  Form  einer  solchen  Nothverordnung  betrifft,  so  kann 
sie  TC|i?elmässig  nur  unter  Verantwortlichkeit  des  gesammten 


1  Vergl.  die  nähere  Ausführung  in  meinem  preussischen  Staatsrechte  B.  EL. 
S.  nh.  V.  Held  a.  a.  O.  B.  U.  S.  61.  Nr.  1.  Zwei  Rechtsgutaehten  der 
Jufistenfakultäten  zu  Kiel  und  Göttingen  über  die  preussische  Pressverordnung 

Yora  L  Juni  1863. 
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Staatsministeriums  erlassen  werden;  auch  muss  sich  die 
Begienmg  beim  Erlasse  einer  solchen  auf  den  jene  Ermächtigung 
enthaltenden  Artikel  des  Grundgesetzes  ausdriieklioh  berufen. 

Nach  allgemeinen  Ghrundsätzen,  wie  nach  dem  klaren  Wort- 
laute aller  Verfassungen,  ist  es  die  Pflicht  der  Staatsregienmg,  den 
Kammern  bei  ihrem  nächsten  Zusammentritt  eine  derartige  Ver- 
ordnung sofort  zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  zwar  muss  die 
Vorlage  in  den  Staaten,  wo  das  Zweikammersystem  besteht, 
2ugleich  an  beide  Häuser  erfolgen,  da  beide  ein  gleichmässiges 
Becht  auf  Genehmigung  oder  Verwerfung  einer  solchen  Verordnung 
haben  und  der  Widerspruch  eines  Hauses  schon  genügt,  um  die 
Staatsregierung  zur  Zurücknahme  einer  solchen  Verordnung  zu 
BÖthigen.  Es  fragt  sich,  welche  Folgen  die  versagte  Genehmigung 
einer  solchen  Verordnung  hat.  Es  giebt  Verfassungen,  welche  sagen, 
dass,  wenn  diese  Zustimmung  nicht  erfolgt,  die  Ver- 
ordnung sofort  ausser  Kraft  tritt  (z.  B.  Sachsen-Koburg- 
Gotha  1852  §  130).  Hier  tritt  natürlich  dieser  Erfolg  ipso  iure  ein. 
Woaberein  solches  von  selbst  ausser  Kraft  treten  derartiger 
Verordnungen  nicht  ausgesprochen  ist,  wird  man  nur  die  Pflicht 
der  Begienmg  behaupten  können,  eine  solche  Verordnung  sofort 
ausser  Kraft  zu  setzen;  besonders  wo,  wie  in  Preussen,  der 
Gnmdsatz  besteht,  dass  die  Publikation  durch  die  Staats- 
regierung für  Unterthanen  und  Behörden,  auch  für  den  Richter, 
die  einzig  massgebende  Autorität  ist.  Unterlässt  die  Regierung 
diese  Pflicht,  so  ist  die  Volksvertretung  befugt,  alle  gesetzlichen 
Hassregeln  zu  ergreifen,  um  ihr  verfassungsmässiges  Recht  zu 
wahren.  (Vergl.  das  Nähere  in  meinem  preussischen  Staatsrecht 
B,  II.  S.  257.)  XJebrigeus  hat  die  Beseitigung  einer  solchen  Ver- 
ordnung keine  rückwirkende  Kraft,  dieselbe  ist  vielmehr  bis  zu  dem 
Augenblicke,  in  welchem  ihre  Verbindlichkeit  aufhört,  als  gültiges 
Gesetz  zu  behandeln;  dagegen  treten  alle  durch  sie  ausser  Kraft 
gesetzten  Ghesetze  mit  ihrem  Aufhören  wieder  in  Geltung. 

§189. 

V.   Schranken  der  Gesetzgebung  ^ 

Die  Schranken  der  Gesetzgebimg  überhaupt  sind  durch  die 
Grenzen  der  Staatsgewalt  gezogen.     Zu  diesen  sittlich-naturrecht- 

1  Vergl.  meine  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht  §  51.  S.  163  ff. 
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liehen  Schranken  (S.  27)  kommen  aber  noch  positiv -rechtliche^ 
welche  entweder  durch  die  Verfassung  des  eigenen  Staates  gezogen 
oder  durch  die  Unterordnung  unter  ein  höheres  Gemeinwesen  mit 
einer  übergeordneten  Staatsgewalt  gegeben  sind.  Die  ersteren 
haben  aber  nur  eine  relative  Bedeutung,  indem  auch  jeder  Artikel 
der  Verfassungsurkunde  durch  ein  neues  Gesetz  abgeändert  werden 
kann,  wenn  dabei  nur  die  für  Verfassungsänderungen  vorgeschrie- 
benen Formen  eingehalten  werden.  Dagegen  werden  durch  die 
Verfassung  eines  Oberstaates,  welchem  ein  Staat  als  Gliederstaat 
organisch  eingefügt  ist,  der  partikularen  gesetzgebenden  Gewalt 
absolute  Schranken  gezogen,  welche  sie  zu  durchbrechen  ver- 
hindertist. Solche  Schranken  sind  heutzutage  durch  die 
Verfassung  des  deutschen  Reiches  für  alle  deutschen 
Einzelstaaten  gezogen.  Wichtige  Gebiete  sind  der  Gesetz- 
gebung der  Einzelstaaten  ganz  enthoben  und  lediglich  Sache  der 
Reichsgesetzgebung  geworden;  dahin  gehören  Gesetze  imd  Ver- 
ordnungen über  das  Militär-  imd  Marinewesen,  Zollwesen,  gewisse 
Verbrauchssteuern,  Regelung  des  Handelsverkehrs,  Post-  und 
Telegraphenwesen  u.  s.  w.  In  Betreff  einer  grossen  Anzahl  von 
anderen  Gegenständen  hat  das  Reich  zwar  nicht  das  ausschliess- 
liche, wohl  aber  ein  mit  dem  Gesetzgebungsrecht  der  Einzel- 
staaten konkurrirendes  imd  der  Landesgesetzgebung  vor- 
gehendes Recht  der  Gesetzgebung.  Sobald  das  Reich  von  dieser 
Befugniss  der  Gesetzgebimg  über  eine  solche  Angelegenheit  Ge- 
brauch gemacht  hat,  ist  hierdurch  das  Gesetzgebungsrecht  der 
Einzelstaaten  beseitigt,  indem  alsdann  nicht  nur  die  Reichsgesetze 
den  Landesgesetzen  vorgehen,  sondern  auch  durch  die  Landesgesetz- 
gebung nicht  mehr  abgeändert  werden  können.  So  erscheint  die 
Gesetzgebung  der  deutschen  Einzelstaaten  als  eine  reichsver- 
fassungsmässig  eng  begrenzte.  Das  Nähere  über  das  staate- 
rechtliche Verhältniss  der  Reichsgesetzgebung  zur  Landesgesetz- 
gebung kann  erst  im  zweiten  Buche,  dem  Reichsstaatsrechte,  ent- 
wickelt werden  ^ 


Stahl  a.  a,  O.  U.  §41.  S.  154  ff.     v.  Mo  hl,  Staatsrecht,  Verfassungsreeht 
und  Politik  B.  I.  S.  67—95. 

1  Vergl.  Laband  a.a.O.  B.n. §61  Reichsgesetzgebung  und  LandeageacüK- 
gebung :  besonders  aber  auch  R.  H  e  i  n  z  e ,  das  Verhältniss  des  Reichsstrafreehtes 
zu  dorn  Landesstrafrechte.   Leipzig.    1871. 
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§190. 

VI,  Aufhebung  der  Gtosetie.    Dispensation  von  denselben.    Zeit- 
und  distriktsweise  Suspension  einzelner  Gesetie  ^ 

1)  Aufhebung. 
Gesetze  bleiben  so  lange  in  Kraft,  bis  sie  durch  eine  neue 
Bechtsnorm  aufgehoben  oder  abgeändert  werden.  Wo  dem  Ge- 
wohnheitsrechte nicht  ausdrücklich  seine  derogatorische  Kraft  ent- 
zogen ist,  können,  auch  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechtes,  Gesetze 
aller  Art  durch  ein  neu  sich  bildendes  Gewohnheitsrecht  beseitigt 
weiden.  Die  Aufhebung  eines  älteren  Gesetzes  durch  ein  neues 
Gesetz  kann  eine  ausdrückliche  sein,  indem  das  bisherige  Ge- 
setz geradezu  für  aufgehoben  erklärt  wird,  oder  eine  still- 
schweigende, wenn  das  spätere  Gesetz  über  denselben  Gegen- 
stand eine  neue  Bestimmung  enthalt,  welche  der  im  älteren  Gesetze 
enthaltenen  widerspricht.  Jedes  Gesetz  kann  durch  ein  späteres 
Gesetz  wieder  aufgehoben  werden.  Die  Gegenwart  ist  weder  be- 
lechtigt,  noch  im  Stande,  die  Zukunft  unbedingt  durch  ihre  Gesetze 
zu  binden.  Eine  sogenannte  lex  in  perpetuum  valitura  ist  ebenso 
sinnlos,  wie  die  »clausula  ut  non  possit  abrogari.a 

2]  Dispensation. 
Unter  Dispensation  verstehen  wir  die  Befugniss  der  Staats- 
gewalt, für  einen  einzelnen  Fall,  welcher  seinem  Thatbestande  nach 
unter  die  fi^el  des  Gesetzes  fallen  würde,  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes  zu  hemmen.  Es  wird  damit  eine  an  sich  strafbare  oder 
nichtige  Handlung  zu  einer  erlaubten  oder  gültigen  gemacht.  Die 
Dispensation  unterscheidet  sich  dadurch  vom  Privilegium  im 
eigentlichen  Sinne,  dass  durch  dieses  ein  subjektives  Becht  für 
eine  physische  oder  juristische  Person  durch  einen  Akt  der  Staats- 
gewalt unmittelbar  begründet  wird,  während  durch  die  Dispensation 

1  H.  A.  Zachariä,  Th.  11.  §  163.  S.  183  ff.  Fr.  Förster  a.  a.  0.  §  9. 
J.  Unger,  Oeaterr.  Privatr.  §  15  u.  16.  Uebei  das  Dispensationsrecht  in  geist- 
lichen Sachen  besonders  J.  H.  Böhmer,  diss.  de  sublimi  principum  ao  statuiim 
erangelicorum  dispensandi  jure  in  caussis  tum  saoris  quam  profanis.  Halae  1722. 
Du  Neueste  und  Beste  über  Dispensationsrecht  giebt  C.  F.  y.  Gerber ,  Ueber 
PrivUegienhoheit  und  Dispensationsgewalt  im  modernen  Staate,  in  seinen 
juristischen  Abhandlungen  (1872)  Nr.  XIII.  S.  470.  Ueber  die  englischen  Ver- 
hiltnisse  yergl.  Gneist,  Englisches  Verwaltungsrecht  S.  609.  611.  614.  733. 
(»dispensing  power«).  Die  englische  declaration  of  rights  von  1689  sagt  aus- 
drücklich :  »That  the  pretended  power  of  dispensing  with  laws  or  the  execution 
of  laws  by  regal  authority,  as  ithath  been  assumed  and  exercised  of  late,  is  illegal.« 
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die   Nichtanwendung  eines   objektiven   Rechtssatzes 
für  einen  einzelnen  Fall  bewirkt  wird. 

Im  absoluten  Staate,  wo  der  Monarch  allein  das  Gesetz  giebt, 
ändert  und  aufhebt,  steht  ihm  natürlich  auch  ein  unbeschränktes 
Dispensationsrecht  zu.  Wie  er  das  Gesetz  im  Ganzen  durch  einen 
einseitigen  Willensakt  jeder  Zeit  beliebig  aufheben  kann,  so  kann 
er  das  Geringere,  seine  Nichtanwendung  für  den  einzelnen  Fall, 
befehlen.  Sobald  aber  als  höchster  Satz  des  konstitutionellen  Staats- 
rechts festgestellt  ist,  dass  das  Gesetjs  nur  durch  organisches  Zu- 
sammenwirken von  Krone  und  Volksvertretung  zu  Stande  kommen 
kann,  so  ist  die  nothwendige  Konsequenz,  dass  die  Krone  dasselbe 
auch  nicht  einseitig  aufheben  kann.  Von  der  Anwendung  eines 
Gesetzes  dispensiren,  heisst  aber  soviel  als  das  Gesetz  theilweise 
aufheben,  wie  ja  durch  fortwährendes  Dispensiren  jedes  Gesetz  in 
seiner  Wirkung  illusorisch  gemacht  werden  könnte.  Die  wenigen 
Verfassungen  kleinerer  Staaten,  welche  das  Dispensationsrecht  über- 
haupt erwähnen,  thun  es  in  sehr  imbestimmter  Weise.  Die  braun- 
schweigische  Landschaftsordnung  von  1832  I.  §  6  lässt  es  in 
einzelnen  Fällen  zu,  »jedoch  insofern  dritte  Personen  dabei  betheiligt 
sind,  nur  mit  deren  Zustimmung«;  die  schwarzburg-sonders- 
hausensche  Verf .  §  65,  »soweit  als  es  nach  den  Gesetzen  noch  zulässig 
ist«,  die  koburg-gothaische  §  128,  »soweit  es  nicht  durch  besondere 
gesetzliche  Bestimmungen  beschränkt  ist.«  Wo  die  Verfassungen, 
wie  in  den  meisten  und  besonders  allen  grösseren  Staaten,  darüber 
schweigen  und  demMonarchen  nicht  ausdrücklich  weitergehende  Be- 
fugnisse einräumen,  muss  unzweifelhaft  angenommen  werden,  dass 
mach  der  staatsrechtlichen  Natur  des  Gesetzes  im 
modernen  Verfassungsstaate«  nur  noch  in  denjenigen 
Fällen  dispensirt  werden  darf,  wo  das  Gesetz  oder 
überhaupt  das  geltende  Recht  dies  ausdrücklich  ge- 
stattet. Solche  Fälle  sind  auch  in  der  bestehenden  Gesetzgebung 
der  meisten  Staaten  anerkannt,  z.B.  auf  dem  Gebiete  des  Eherechtes, 
in  Steuersachen.  Auch  die  Gesetzgebung  der  Zukunft  wird  das 
Dispensationsrecht  nicht  ganz  entbehren  können.  Ueberall  aber 
werden  die  Voraussetzimgen  und  Grenzen  desselben  in  den  Gesetzen 
ausdrücklich  ausgesprochen  werden  müssen,  wenn  ein  Gesetz  eine 
solche  »Selbstkorrektur  seiner  Anwendung  im  Leben»  aus  Billig- 
keitsrücksichten für  nothwendig  oder  wünschenswerth  hält.  Nur 
innerhalb  dieser  gesetzlich  gezogenen  Schranken  ist  das  Dispen- 
sationsrecht im  Verfassungsstaate  der  Gegenwart  zu  reohtfertigen. 
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3.  Suspension. 
Während  die  Dispensation  die  Anwendung  eines  Gesetzes  nur 
forden  eineeinen  Fall  ausschliesst,  setzt  die  Suspension  ein  Ge- 
setz oder  mehrere  Gesetze,  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  und  einen 
bestimmten  Gebietstheil,  ausser  Kraft.  Regelmässig  erfordert  eine 
solche  Maassregel  die  Zustimmung  derYolksyertretung,  wo  nicht  das 
Gesetz  der  Krone  ausdrücklich  eine  solche  Befugniss  einräumt.  Die 
deutschen  Verfassungen  sagen  zwar  nichts  direkt  über  das  Suspen- 
sionsrecht  von  Gesetzen,  indirekt  aber  gewähren  sie  dasselbe 
den  R^erungen  in  weitgehender  Weise  durch  das  ihnen  beigelegte 
fiecht,  unter  Umständen  »Verordnungen  mit  Gesetzeskraft«  zu  er- 
lassen, indem  sie  nur  die  Suspension  von  Bestimmungen  der  Verfas- 
sungsurkunde selbst  oder  auch  von  einzelnen  bestimmt  bezeichneten 
Gesetzen  diesem  ausserordentlichen  Verordnungsrechte  entziehen 
(§  188),  während  jedes  andere  Gesetz,  bei  Vorhandensein  der  ver- 
fassungsmässigen Bedingungen,  auf  diesem  Wege  suspendirt  wer- 
den kann.  Aber  sogar  einzelne  Verfassungsbestimmungen 
können  von  der  Staatsregierung  suspendirt  werden  für  die  Dauer 
eines  von  ihr  verkündigten  Belagerungszustandes.  Die 
preussische  Verfassungsurkunde,  Art.  111,  bestimmt:  »Für  den 
Fall  eines  Krieges  oder  Aufruhrs  können  bei  dringender  Gefahr  für 
die  öffentliche  Sicherheit  die  Artikel  5,  6,  7,  27,  28,  29,  30  und  36 
der  Verfassungsurkunde  zeit-  und  distriktsweise  ausser  Kraft  ge- 
setzt werden.  Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz«.  Dieses  ist  das 
Gesetz  vom  4.  Juni  1851  über  den  Belagerungszustand,  welches 
durch  Art.  68  der  deutschen  Reichsverfassung  auch  als  reichsrecht- 
liche Norm  anerkannt  ist,  wenn  der  Kaiser  irgend  einen  Theil  des 
deatscben  Reichsgebietes  in  Belagerungszustand  erklärt  hat.  Das 
Nähere  hierüber  gehört  in  das  Reichsstaatsrecht.    - 


Zweifes  Kapitel. 

Von  der  Justiz. 

I.   TTniersohied  swisohen  JustiB  und  Verwaltung  ^ 

§191. 
1)  Standpunkt  der  Erörterung. 
Keine  Partie  des  Staatsrechtes  hat  eine  so  umfangreiche  lite* 
latur,  aber  auch  so  viel  Zweifel  ins  Leben  gerufen,  wie  die  Unter- 

^  D.  G.  StTuben,  Grandlicher  Unterricht  von  Regierungs-r  und  Justiz* 
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Scheidung  von  Justiz  und  Verwaltung.  Die  Unklarheit  in  der  bis- 
herigen Behandlung  hing  damit  zusammen,  dass  man  zwei  Fragen 
vermischte,  welche  ganz  von  einander  zu  trennen  sind.  Die  erste 
lautet:  »worin  besteht  der  Unterschied  zwischen  einer  Rechts- 
sache und  einer  Verwaltungssache  an  und  für  8ich?c 
Die  zweite  geht  dahin :  »welche  Angelegenheiten  gehören  zur  Kom- 
petenz der  Gerichte,  welche  zur  Wirksamkeit  der  Verwaltungs- 
behörden? 

Beide  Fragen  suchen  ihre  Antwort  auf  einem  verschiedenen 
Gebiete. 

Die  erste  wendet  sich  an  das  allgemeine  Staatsrecht.  Die 
Antwort  darauf  muss  für  alle  Staaten  eine  gleiche  sein,  mag  die 
Verfassungsform  und  die  Behördenoi^anisation  sein,  welche  sie  will. 
Wenn  einmal  ein  objektiver  Unterschied  zwischen  Bechtssachen 
und  Verwaltungsangelegenheiten  besteht,  so  muss  derselbe  sich 
überall  geltend  machen,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Vertheilung 
der  Geschäfte. 

Die  zweite  Frage  ist  rein  positiv-rechtlicher  Natur  und 
kann  nicht  allgemeingültig,  sondern  nur  mit  Beziehung  auf  einen 
konkreten  Staat  beantwortet  werden.  Man  kann  wohl  mit  Rück- 
sicht auf  die  heutigen  europäischen  Staatsverhaltnisse  gewisse  lei- 


sachen.  Hildesheim  1733.  Derselbe,  Nebenstunden  Th.III.  Abth.l3.  Nr.2.3. 
Mittermaier,  Beitrag  zur  Lehre  von  d^n Gegenständen  des  bürgerlichen Fro- 
cesses  im  Arch.  für  civil.  Praxis  B.  IV.  S.  350—370.  Derselbe,  im  Archiv 
B.  XQ  S.  393  bis  408.  Derselbe,  Ueber  das  Verh&ltniss  der  Justiz  zu  den 
Verwaltungssachen,  im  Arch.  B.  XXI.  S.  254  ff.  B.  XXII.  S.  47  ff.  Derselbe, 
Ueber  Verhältnisse  der  Verwaltung  und  Justiz  in  Bezug  auf  Streitigkeiten  in 
Betreff  der  Regalität.  Arch.  XXIII.  B.W.  Pfeiffer,  Praktische  Ausfdhrungon 
B.  I.  S.  237.  Derselbe,  Ueber  das  Verhältniss  der  Justiz  und  Administration 
ziun  Zwecke  einer  genaueren  Sonderung  des  amtlichen  Wirkungskreises  der  Ge- 
richts- und  Verwaltungsbehörden,  in  den  praktischenAusfahrungenB.DI  (1831) 
S.  182—632.  Derselbe,  Ueber  die  Grenzen  der  richterlichen  Kompetenz  rück* 
sichtlich  des  gegen  Verfügungen  der  Staatsverwaltungsbehörde  ergriffenen  Kechts- 
wegs,  in  den  praktischen  Ausführungen  B.  V.  S.  201.  v.  Weiler,  Ueber  Ver- 
waltung und  Justiz  und  über  die  Grenzlinie  zwischen  beiden.  Mannheim  1828. 
y.Minningerode,  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  was  ist  Justiz-  und 
was  ist  Administrationssache?  Darmstadt  1835.  G.  L.  Funke,  die  Verwaltung 
in  ihrem  Verhältnisse  zur  Justiz.  Zwickau  1835.  y.  P  ö  z  1 ,  der  Begriff  der  Justiz 
und  Verwaltungssachen,  Krit.  Uebersohau  B.  11.  S.  441.  Regelsberger, 
Justiz  und  Verwaltung.  Mit  Rücksicht  auf  S  t a h l's  und  Bluntschli's  Staats- 
lehre. Krit.  Vierteljahrsschr.  B.  IV,  S.  52—76.  H.  A.  Zachariä,  Ueber  das 
Verhältniss  der  Justiz  zur  Administration.  Mag.  für  hannöv.  Hecht  B.  I.  (1851) 
S.  6^  42.  Derselbe,  in  seinem  Staatsrechte  B.  11.  §  147.  S.  87  ff.  Stahl, 
Th.  IL  Abth.  2.  S.  446  ff.  Bluntschli,  Allgem.  Staatsr.  B.  Vm.  Kap.  V. 
V.  Gerber  a.  a.  O.  §§  53  und  56. 
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tende  Maximen  aufstellen,  aber  man  kann  nicht  als  ein  Vernunft- 
rechtliches  Postulat  erklären,  diese  Sache  gehören  vor  die  Gerichte, 
jene  vor  die  Verwaltungsbehörden.  Auch  diese  zweite  Frage 
nach  solchen  allgemeinen  Gresichtspunkten  a  priori  entscheiden  zu 
wollen,  ist  ein  Fehler  der  bisherigen  Theorie,  welchen  wir  schon 
anderwärts  bekämpft  haben.  Nichts  fordert  die  Sache  mehr,  als 
die  Einsicht,  dass  die  Abgrenzung  zwischen  Gerichten  und  Ver- 
waltungsbehörden rein  positiven  Rechtes  und  zu  verschie- 
denen Zeiten  und  in  verschiedenen  Staaten  sehr  verschieden  ge- 
zogen worden  ist. 

§  192. 

2)  Objektiver  Unterschied  zwischen  Rechtssachen 

und  Verwaltungsangelegenheiten. 

Ueberall,   wo  der  Staat  handelt,   um   ein  Recht   gegen 

eine  geschehene  Rechtsverletzung  zu  vertheidigen, 

liegt  eine  Rechtssache  vor,   zu  deren  Begriffe  somit  folgende 

Merkmale  gehören : 

a)  ein  Recht  im  subjektiven  Sinne,  d.  h.  welches  zur 
Bechtssphäre  einer  bestimmten  Person  gehört,  mag  diese  ein  Indi- 
viduum, eine  Korporation  oder  der  Staat  selbst  sein.  Auf  den  Ge- 
genstand des  Rechtes  kommt  es  dabei  nicht  an;  es  kann  sich  hier 
ebensogut  um  Vermögensrechte  rein  privatrechtlicher  Art,  als  um 
öffentliche  Rechte  der  Bürger  handeln.  Auch  kann  ein  Recht  im 
subjektiven  Sinne  ebensowohl  auf  einem  speziellen  Titel,  als  auf 
einem  Gesetze  beruhen; 

b)  ein  solches  Recht  muss  thatsächlich  verletzt  oder  we- 
Bigstens  bestritten  sein.  Wer  der  Verletzende  oder  Bestrei- 
tende ist,  erscheint  dabei  eben  so  gleichgültig,  als  derGegen- 
8t  and  desRechtes.  Wenn  der  Nachbar  in  meinen  Hof  unbe- 
fugter Weise  seinen  Tropfenfall  verlegt,  oder  wenn  der  Magistrat 
einen  Wahlberechtigten  von  der  Wahlurne  zurückweist,  oder  wenn 
die  Aushebungsbehörde  einen  gesetzlich  Befreiten,  z.  B.  einen 
Medialisirten,  zum  Rekruten  aushebt,  so  liegt  in  diesen  Fällen 
gleichmäjssig  eine  Rechtsverletzung  vor,  welche  zur  -Rechtssache 
wird,  sobald  der  Verletzte  die  Hülfe  des  Staates  anruft ; 

c)  es  müssen  bestimmte  gesetzliche  Normen  oder  über- 
haupt Rechtsvorschriften  vorhanden  sein,  unter  welche  die  Ver- 
letzung gebracht  und  nach  welchen  die  Beseitigung  derselben  von 
Staatswegen  ausgesprochen  werden  kann. 
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Mit  dieser  rechtsschützenden  Thätigkeit  begnügt  sich 
aber  kein  Staat.  Selbst  der  unvollkommenste  sorgt  für  seine  Fi- 
nanzen, übt  militäriscben  Befehl  nnd  gewisse  Verrichtungen  der 
Sicherheitspolizei.  Den  sich  weiter  entwickelnden  Staat  nehmen 
die  Kulturinteressen,  die  Sorge  für  Bildimg  und  Wohlstand  de» 
Volkes  immer  mehr  in  Anspruch.  Hier  sind  es  ganz  andere  Mo- 
tive und  Erwägungen,  welche  den  Staat  leiten,  als  bei  jener  ersten 
Richtung  seiner  Thätigkeit.  Eecht  und  Gesetz  sollen  das  Staats- 
leben  in  allen  seinen  Funktionen  beherrschen,  die  ganze  Staats- 
thätigkeit  soll  eine  gesetzliche  sein.  Dennoch  nimmt  der  Staat 
eine  andere  Stellung  zum  Gesetze  ein,  wenn  er  Recht  spricht  und 
Recht  schützt,  als  wenn  er  Kulturinteressen  fördert,  für  das  Heer 
sorgt,  auswärtige  Angelegenheiten  leitet.  Im  ersteren  Falle  bilden 
Recht  imd  Gesetz  das  ausschliessliche  positive  Princip  seiner 
ITiätigkeit,  im  zweiten  Falle  nur  die  negative  Umgrenzung,  in- 
nerhalb deren  er  sich  von  Erwägungen  der  Nothwendigkeit,  der 
Zweckmässigkeit,  des  Staatswohles  leiten  lässt.  Ueber  diese  Mo- 
mente kann  nie  ein  Rechtsspruch  gefällt  werden,  weil  hier  nicht 
Thatsachen  unter  ein  Gesetz  zu  subsumiren  sind,  sondern  freie 
Erwägungen  entscheiden,  welche  nach  ganz  anderen  Rücksichten 
getroffen  werden  und  bald  so,  bald  anders  ausfallen  können.  In- 
sofern ist  der  oben  (S.  30)  erwähnte  Satz,  dass  für  den  Rechts- 
spruch das  Gesetz  Zweck,  für  die  Verwaltung  Schranke  sei, 
richtig;  nur  ist  damit  nichts  für  die  Kompetenzgrenze  zwischen 
Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  gewonnen.  Diese  richtet  sich 
nach  anderen,  zum  Theil  historisch  zufälligen  Momenten. 

Dieser  objektive  Unterschied  zwischen  Rechtsprechen 
und  Verwalten  besteht  in  jedem  Staate,  selbst  da,  wo  es 
durchaus  keine  Behördentrennung  giebt,  wo  derselbe  Beamte, 
welcher  den  Bau  einer  Brücke  anordnet  und  Steuern  erhebt,  auch 
einen  Erbachaftsprocess  zu  entscheiden  hat.  Wenn  der  so  ver- 
schiedenen Aufgaben  dienende  Beamte  gewissenhaft  und  ein* 
sichtig  ist,  vergisst  er  aber  dennoch  nie,  dass  er  in  dem  einen 
Augenblick  rechtspricht,  während  er  in  dem  anderen  verwaltet, 
und  sich  somit  von  ganz  anderen  Prinzipien  muss  bestimmen  lassen. 
Hat  somit  die  bisherige  Theorie  den  objektiven  Unterschied 
zwischen  Rechtsprechen  und  Verwalten  richtig  aufgefasst,  so  hat 
sie  darin  fast  durchweg  fehlgegriffen,  dass  sie  nach  diesem  objek- 
tiven Unterschiede  die  subjektive  Scheidung  zwischen  Gerichten 
und  Verwaltungsbehörden  feststellen  wollte,  wenigstens  die  For* 
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darung,  gewissennaassen  als  ein  Postulat  des  Vemunftiechtes,  er- 
hob, dass  die  Entscheidung  aller  Bechtssachen  in  dem 
oben  erörterten  allgemeinen  Sinne  den  Gerichten 
übertragen  werden  miisste.  Diese  Forderung  ist  bis  jetzt 
in  keinem  Staate  der  Welt  verwirklicht  worden.  Im  alten  deut- 
schen Reiche,  wie  in  England  und  Nordamerika,  welche  Staaten 
man  als  Ideale  für  die  Verwirklichung  dieses  Postulates  hingestellt 
hat,  wurden  und  werden  die  wichtigsten  Kechtssachen  durch  Kör- 
perschaften, welche  zugleich  politische  Funktionen  üben,  entschie- 
den, so  durch  den  Reichstag,  das  Parlament,  den  Senat,  das  priyy 
Council,  die  quarter  sessions  der  Friedensrichter  u.  s.  w. 

Um  für  unsere  Auffassung  eine  feste  Terminologie  zu  gewin- 
nen, bezeichnen  wir  als  Beohtssadien  alle  solche  Fälle,  wo  es  sich 
darum  handelt,  über  ein  verletztes  oder  bestrittenes  Recht  nach 
festen  Rechtsgrundsätzen  zu  entscheiden,  ganz  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  Gerichte,  Verwaltimgsbehörden  oder  politische  Körper- 
sehaften  darüber  zu  sprechen  haben,  oder  ob  es  für  dieselben 
an  jedem  Richter  fehlt  i;  Jnstizaaohen  nennen  wir  dagegen  nur 
diejenigen  Rechtssachen,  welche  nach  der  bestimmten  Gesetz- 
gebung eines  bestimmten  Staates  den  ordentlichen  Gerichten  über-* 
tragen  sind. 

§193. 

3j  Geschichtlicher  Scheidungsprocess  zwischen  den 
Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  in  Betreff  ihrer 

Kompetenz. 

In  der  altdeutschen  Zeit,  wie  im  Mittelalter,  bestand  keine 
äusserliche  Scheidung  zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehör- 
den. Alle  obrigkeitlichen  Beamten,  der  Herzog;  der  Graf,  der  Cen- 
tenar  verbanden  mit  der  rechtlichen  Gewalt  militärischen  Befehl, 
finanzielle  und  polizeiliche  Befugnisse.    Jurisdictio  bezeichnet  den 


>  Es  giebt  zahbreiohe  wahre  Rechtssachen,  für  welche  gar  kein  Forum  be- 
steht. Dahin  gehören  völkerrechtliche  Streitigkeiten  zwischen  unabhängigen 
Staaten;  in  den  meisten  Staaten  giebt  es  auch  kein  Gericht,  welches  über 
Thronstreitigkeiten  mehrerer  Prätendenten,  über  staatsrechtliche  Streitigkeiten 
zwischen  der  Krone  und  den  Kammern  entscheiden  könnte.  Nicht  das  gehört 
nothwendig  zum  Begriffe  der  Rechtssache,  dass  wirklieh  ein  Richter  für  ihre 
Entscheidung  vorhanden  ist,  sondern  nur  dass  die  Sache  innerlich  so  geartet  ist, 
dass,  wenn  ein  Richter  vorhanden  wäre,  derselbe  juristisch,  d.  h.  nach  festen 
Hechtsgrundsätzen  über  sie  entscheiden  könnte. 
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Inbegriff  der  gesammten  obrigkeitlichen  Gewalt.  Jeder  Beamte 
war  ein  judex.  Obgleich  kein  Staate  wenn  er  noch  so  unentwickelt 
ist,  sich  bloss  auf  das  Bechtsprechen  beschränken  kann,  so  über- 
wiegt doch,  in  den  Anfangen  des  Staatslebens,  das  richterliche 
Element  dermaassen,  dass  eine  solche  Bezeichnung  sich  sehr  wohl 
erklären  lässt. 

Der  mittelalterliche  Staat  beschränkte  sich  wesentlich  auf  krie- 
gerische Vertheidigung,  Rechtspflege  und  Friedensbewahrung ;  der 
moderne  Staat  macht  es  sich  zur  Aufgabe,  nicht  bloss  B^chtsschutz 
zu  gewähren,  sondern  auch  die  positiven  Voraussetzimgen  und  Be- 
dingungen für  eine  allseitige  menschenwürdige  Entwickelung  seiner 
Angehörigen  zu  beschaffen.  Sobald  die  Staatsgewalt  sich  den  An- 
forderungen der  Kultur  dienstbar  gemacht  hat,  beginnt  eine  reiche, 
bis  dahin  völlig  unbekannte  Thätigkeit  der  inneren  Verwal- 
tung. Zu  der  mehr  negativen  Richtung  der  Sicherheitspolizei 
tritt  die  Pflege  der  geistigen  und  materiellen  Inter- 
essen, die  Sorge  für  Bildung  und  Wohlstand  des  Volkes.  Dazu 
kommt  eine  rege  finanzielle  Thätigkeit,  welche  für  alle  diese  Zweige 
die  geldlichen  Mittel  beschaffen  muss .  Diesen  umfassenden  Aufgaben 
sind  die  vorherrschend  juristischen  Behörden,  die  Obrigkeiten  des 
Mittelalters,  nicht  mehr  gewachsen.  So  entwickelt  sich  seit  demXVII, 
und  XVin.  Jahrhundert  ein  zweiter  weitverzweigter  Behördenorga- 
nismus für  die  neugesteckten  Aufgaben  der  innern  Verwaltung  und 
Finanzen.  Erst  seit  dieser  Zeit  konnte  überhaupt  von  einer  Scheidung 
der  Behörden  nach  dem  Gesichtspunkte  die  Rede  sein,  dass  die  einen 
vorzugsweise  dem  Rechtsprechen,  die  anderen  der  Verwaltungs- 
thätigkeit  dienen  sollten.  Erst  jetzt  entstanden  Konflikte  und 
Ressortstreitigkeiten,  welche  dem  einfachen  Behörden- 
systeme des  Mittelalters  unbekannt  geblieben  waren.  Die  Stellung 
von  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  zu  einander,  sowie  dieAb- 
grenzuTig  ihrer  Kompetenz,  war  in  den  verschiedenen  deutschen  Staa- 
ten sehr  verschieden  bestimmt.  Eine  gemeinschaftliche  gesetzliche 
Regel  bestand  dafür  ebensowenig,  wie  eine  übereinstimmende  Auf- 
fassung in  der  Wissenschaft.  Nicht  bloss  in  Deutschland,  sondern  in 
allen  europäischen  Staaten,  fehlte  es  an  allgemein  durchgreifenden 
Grundsätzen  in  der  Begrenzung  der  Kompetenz  zwischen  Gerichten 
und  Verwaltungsbehörden.  Zimi  ersten  Male  in  der  Weltgeschichte 
wairde  eine  grundsätzliche  Scheidimg  zwischen  Justiz  imd  Verwal- 
tung in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom  24.  August  1790  versucht 
und  eine  darauf  gegründete  Trennung  der  Behörden  bis  in  die  un- 
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terste  Instanz  durchgeführt.  Dies  Gesetz  vom  24.  August 
1790  ist  zum  Vorbilde  für  die  ganze  kontinentale  Ge- 
setzgebung geworden.  Unzweifelhaft  auch  für  die 
deutschen  Staaten. 

Diese  zuerst  in  Frankreich  vollzogene  moderne  Grenzregu- 
lirung  zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  ging  aber 
keineswegs  von  dem  Gedanken  aus,  dass  man  alle  Rechtssachen 
in  jenem  oben  erörterten  allgemeinen  Sinne  den  Gerichten  zur 
Entscheidung  übergeben  müsse.  Der  Verwaltung  wird  untersagt, 
in  das  Gerichtswesen  überzugreifen :  »les  administrateurs  ne  peu- 
vent  ni  s'immiscer  dans  Vexercice  du  pouvoir  judiciaire  —  ni  rien 
entreprendre  sur  l'ordre  judiciaire«,  den  Gerichten  wird  aber  ebenso 
Terboten,  die  Thätigkeit  der  Verwaltung  irgendwie  zu  stören :  »Les 
juges  ne  peuvent  pas  troubler  de  quelque  maniäre,  que  ce  soit,  les 
Operations  des  corps  administratifs  ni  citer  devant  eux  les  ad- 
ministratetirs  pour  raison  de  leurs  fonctions«.  Indem  diese  soge- 
nannte Selbständigkeit  der  Verwaltung  so  aufgefasst  wurde, 
dass  alle  Akte  der  Verwaltungsbehörden  jeder  gerichtlichen  Kon- 
trolle entzogen  wurden,  bedeutete  dieselbe  in  Frankreich  nichts 
Anderes,  als  die  vollständige  Verdrängung  der  Gerichte  vom  Ge- 
biet des  öffentlichen  Hechtes,  besonders  des  Verwaltungsrechtes. 
Es  wurden  die  ordentKchen  Gerichte  auf  den  Schutz  der  indivi- 
duellen Privatrechte  beschränkt,  während  die  gesammte  Recht- 
sprechimg des  öffentlichen  Rechtes,  soweit  dabei  die  Handlungen 
von  Verwaltungsbehörden  in  Betracht  kamen,  ihnen  entzogen 
wnrde.  Zwar  hat  sich  in  Deutschland  diese  Scheidung  nicht  so 
grondsätzlich  scharf  vollzogen,  wie  in  Frankreich,  doch  steht  auch 
hier  fest,  dass  die  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  wesentlich 
auf  zwei  Gebiete  beschränkt  ist,  auf  die  des  Privatrechtes  und 
des  Strafrechtes. 

1)  Indem  sich  im  Privatrechte  eine  vom  Staate  geschiedene 
selbständige  Rechtssphäre  darstellt,  welche  der  Staat  nur  unter 
seinen  Schutz  nimmt,  so  ist  es  naturgemäss,  dass  der  Staat,  um 
em  möglichst  objektives  Urtheil  zu  gewähren,  alle  derartigen  Strei- 
tigkeiten solchen  Behörden  anvertraut,  welche,  wie  die  ordent- 
Kchen Gerichte,  in  ihrer  eigentlichen  Funktion  von  dem  jeweiligen 
Machthaber  völlig  unabhängig,  nur  nach  dem  bestehenden  Recht, 
den  einzelnen  Fall  zu  entscheiden  haben.  So  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land, wie  in  allen  civilisirten  Ländern  europäischer  Gesittung,  der 
Grundsatz    angenommen,    dass  alle  auf  dem   Gebiete   des 
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Privatrechtes  entstandenen  Streitigkeiten  den  or-^ 
dentlichen  Gerichten,  als  das  eigentlich  specifische 
Feld  ihrer  Thätigkeit.  überwiesen  sind. 

2)  Schwieriger  hat  sich  die  Durchführung  dieses  Satzes  auf 
dem  zweiten  Gebiete  der  Justiz,  dem  des  Strafrechtes,  vollzogen, 
welches  dem  öffentUchen  Recht  im  weiteren  Sinne  angehört.  Lange 
zögerte  der  landesherrliche  Absolutismus,  wie  er  seit  dem  XVII. 
und  XVin.  Jahrhundert  in  Deutschland  emporgewachsen  war, 
den  Fällen  des  Strafrechtes  jene  imabhängige,  völlig  isolirte  Be- 
handlimgsweise  zu  Theil  werden  zu  lassen,  wie  er  sie  früher  schon 
den  Privatrechtsstreitigkeiten  zugestanden  hatte.  Bis  in  dieses 
Jahrhundert  herein  dauerte  das  persönliche  Eingreifen  des  Re- 
genten in  die  Strafrechtspflege  fort,  welches  man  aus  einem  hoch-* 
»ten  Strafrichteramte  des  Landesherm  zu  rechtfertigen  suchte. 
Aber  zu  gewichtige  Gründe  sprachen  dafür,  dass  auch  hier  das 
Staatsoberhaupt  und  die  von  ihm  abhängigen  Regierungsbehörden 
ihr  persönliches  Ermessen  bei  Entscheidung  des  einzelnen  Falles 
aufgeben  trnd  jene  objektive  Behandlung  eintreten  lassen,  wie  sie 
sich  im  gerichtlichen  Urtheile  über  Privatrechtsstreitigkeiten  dar- 
stellt. Das  Strafrecht  soll  eine  objektive  Ordnung  bilden,  dazu  be- 
rufen, unabhängig  von  allen  übrigen  wechselnden  Interessen,  im 
Staate  bestimmten  widerrechtlichen  Handlungen  durch  die  Andro- 
hung und  Vollziehung  von  Strafen  wirksam  entgegenzutreten.  Der 
Staat  und  die  Persönlichkeit  des  angeblichen  Rechtsverletzers 
stehen  sich  mit  ihren  Rechten  gegenüber.  Ja,  es  bandelt  sich  für 
den  Einzelnen  um  wichtigere  Güter,  um  Leben,  Ehre,  Freiheit,  als 
auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes  mit  seinen  ersetzlichen  Vennö- 
gen&rechten.  Nicht,  weil  es  sich  um  »privatrechtsähnliche  Verhalt- 
niseett  handelt,  sondern  einfach  um  der  Gerechtigkeit  willen, 
um  der  persönlichen  Freiheit  seiner  Bürger  die  möglichste  Gtirantie 
zu  geben,  verzichtet  der  civilisirte  Staat  auf  jedes  willkürliche, 
d*  h.  nach  anderen  Rücksichten^  als  den  Vorschriften  des  Gesetzes 
zu  bemessende  Strafrecht,  und  erkennt  den  Grundsatz  an,  dass 
eine  peinliche  Strafe,  nur  nach  vorausgegangenem 
ProoeBse,  auf  Grundlage  eines  bestimmten  Gesetzes, 
in  Folge  rechtskräftigen  Erkenntnisses  eines  unab-* 
hängigen  Gerichtshofes,  verhängt  werden  kann, 

AYir  können  es  heutzutage  als  einen  in  allen  Ländern  euro- 
päischer Gesittung  anerkannten  Satz  betrachten,  welcher  auch  in 
allen  deutschen  Staaten  seine  positiv-rechtliche  Sanktion  gefrmden 
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hat,  dasB  alle  PriTatrechtsstreitigkeiten  und  alle  pein- 
liehen  Strafsachen  ohne  Ausnahme  als  Justizsachen  be- 
handelt werden,  d.  h.  unabhängigen,  von  den  Verwaltungsbehörden 
getrennten  Gerichten  überwiesen  sind,  welche,  ohne  Rücksicht- 
nahme auf  Gfründe  des  Gemeinwohles  oder  des  politischen  Vor- 
theils,  lediglicb  nach  den  Vorschriften  des  bestehenden  Rechtes, 
endgültig  zu  entscheiden  haben.  Die  Justiz,  d.  h.  die  den  or- 
dentlichen Gerichten  übertragene  Rechtspflege,  theilt'  sich  dem- 
nach in  zwei  Hauptzweige,  in  die  Civil-  und  Kriminalrechts- 
pflege. 

Abgesehen  von  den  Privatrechtsstreitigkeiten,  wo 
rieh  Private  oder  der  Staat,  als  privatrechtliches  Subjekt  (Fiskus), 
gegenüberstehen,  und  den  peinlichen  Straffällen,  kommen 
indessen  überall  noch  andere,  sehr  wichtige  Rechtssachen  vor, 
wo  sich  die  Büi^er  durch  Handlungen,  welche  die  Verwaltungs- 
behörden bei  Ausübung  der  staatlichen  Hoheitsrechte  vornehmen, 
in  ihren  Rechten  gekränkt  fühlen  und  deshalb  Klage  erheben.  Es 
können  diese  angeblich  verletzten  individuellen  Rechte  dem  Pri- 
vatrechte angehören,  wenn  es  sich  z.  B.  um  den  Eingriff  einer 
PoKzeibehörde  in  das  Vermögen  handelt,  oder  können  öffentlich- 
rechtlicher Natur  sein,  wie  Indigenat,  Staats-  und  Gemeinde- 
bürgerrecht, aktives  und  passives  Wahlrecht;  ebenso  können  es 
öffentlich-rechtliche  Verpflichtungen  sein,  welche  die  Behörde 
gegen  den  Einzelnen  geltend  macht,  dieser  aber  bestreitet  z.  B. 
HiUtar-  und  Steuerpflicht,  üeberall  kommt  hier  in  erster  Linie 
die  öffentlich-rechtliche  Frage  zur  Beantwortung,  ob  die  Staats- 
behörde bei  Ausübung  ihrer  Hoheitsrechte  die  Rechtsgrenzen 
überschritten  und  somit  eine  zur  Wiederherstellung  oder  Ent- 
schädigimg  verpflichtende  Rechtsverletzung  begangen  hat.  In  kei- 
nem deutschen  Staate  sind  alle  derartigen  Streitigkeiten  den  or- 
dentlichen Gerichten  überwiesen.  Für  die  Kompetenzgrenze 
der  Gerichte  in  dieser  Beziehung  giebt  es  keine  ge- 
meinrechtlicheRegel.  Auch  die  neuesten  Reichsjustizgesetze 
überlassen  diese  Abgrenzung  der  Landesgesetzgebung,  welche  in 
jedem  deutschen  Staate  verschieden  gezogen  ist;  doch  ist  regel- 
mässig die  Beschreitung  des  Rechtsweges  gegenüber  Verfügungen 
der  Verwaltungsbehörden  gestattet,  um  individuelle  Ansprüche  auf 
Entschädigung  bei  ungerechtfertigtem  Eingreifen  der  Behörden 
in  das  Vermögen  geltend  zu  machen.  Auch  lassen  die  G^etz- 
gebungen  öfter  den  Rechtsweg  zu,   wenn  sich  jemand  bei  Strei- 
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tigkeiten  über  öffentliche  Rechte,  namentlich  bei  der  Befreiimg  von 
einer  öffentlichen  Pflicht,  auf  ein  besonderes  Gesetz  oder  einen  spe- 
ziellen Bechtstitel  beruft  (z.  B.  auf  eine  Steuerbefreiung).  Mag 
aber  in  dem  einen  deutschen  Lande  die  Kompetenz  der  Civil- 
gerichte,  gegenüber  den  durch  Verwaltungsbehörden  begangenen 
Rechtsverletzungen  der  Bürger,  weiter,  in  dem  anderen  enger  ge- 
steckt sein,  so  kann  doch  die  Kontrolle  der  Verwaltung  durch  die 
ordentlichen  Gerichte  stets  nur  eine  indirekte  imd  formelle 
sein.  Aus  dem  Rechtsbewusstsein  unserer  Zeit  ist  daher  eine  hoch- 
bedeutsame Institution  hervorgewachsen,  welche  den  grössten  Fort- 
schritt zum  Rechtsstaate  bezeichnet.  Dies  ist  die  Errichtung  von 
Gerichtshöfen  des  öffentlichen  Rechtes,  welche  den 
Bürger  in  seinen  subjektiven  Rechten  gegen  Gesetzesverletzungen  der 
verwaltenden  Behörden,  vor  allem  gegen  parteimässigen  Missbrauch 
der  Staatsgewalt,  schützen  sollen.  In  dieser  Institution  sind  die 
wichtigsten  Rechtskontrollen  der  gesammten  Verwaltung  enthalten. 
Es  liegen  hier  unzweifelhaft  wahre  Rechtssachen  vor,  die  aber 
aus  schwerwiegenden  Gründen  nicht  den  ^ordentlichen  Gerichten, 
aber  auch  nicht  den  verwaltenden  Behörden,  sondern  Gerichtshöfen 
des  öffentlichen  Rechtes,  sogenannten  Verwaltungsgerichten, 
zur  Entscheidung  überwiesen  sind.  Obgleich  es  sich  dabei  um 
eine  wahre  Rechtspflege  handelt,  so  halten  wir  es  doch  für 
methodisch  geboten,  diese  Gerichtsbarkeit  des  öffentlichen  Rechtes 
nicht  unter  der  Justiz  im  engeren  Sinne,  d.  h.  der  durch  die  or- 
dentlichen Gerichte  geübten  Rechtspflege,  zu  besprechen,  sondern 
erst  nach  der  Lehre  von  der  eigentUchen  Verwaltung,  da  es  sich 
hier  um  Rechtskontrollen  der  Verwaltung  handelt,  welche 
erst  gewürdigt  werden  können,  wenn  man  die  Thätigkeit  der  Ver- 
waltung selbst  kennen  gelernt  hat.    (Kap.  III.  Absch.  UI.) 


§  194. 

XI.    Fonnelle  Entscheidung  der  sogenannten  Eompetenzkonflikta 
zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden. 

Bei  den  zahlreichen  Behörden,  welche  im  modernen  Staate  be^ 
stehen,  bei  den  sich  oft  nahe  berührenden  Aufgaben  und  Wir- 
kungskreisen derselben^  können  leicht  Zweifel  entstehen,  ob  die 
geBchiiftliche  Erledigung  einer  bestimmten  Angelegenheit  zum  Be- 
reiche dieser  oder  jener  Behörde  gehört.    Entstehen  solche  Res- 
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Sortstreitigkeiten  zwischen  Verwaltungsbehörden  unter  ein- 
ander oder  zwischen  Gerichten  unter  einander,  so  werden  sie  im 
Instanzenzuge  der  Gerichte  oder  Verwaltungsbehörden  erledigt.  Die 
Schwierigkeit  tritt  erst  da  ein,  wo  Gerichte  und  Verwaltungsbehör- 
den in  einem  konkreten  Falle  über  die  Grenzen  ihrer  Kompetenz 
verschiedener  Ansicht  sind  und  darüber  mit  einander  streiten.  Bei 
der  Selbständigkeit  der  beiderseitigen  Behördenorganismen  fehlt 
es  an  einer  gemeinsamen  entscheidenden  Oberbehörde,  deren  Aus- 
sprüche Gericht  und  Verwaltungsbehörde  gleichmässig  anerkennen 
müssten.  Die  Ressortstreitigkeiten  werden  in  solchen  Fällen  zu 
Kompetenzkonflikten  im  technischen  Sinne.  In  älterer  Zeit 
war  es  in  Deutschland  gemeinen  Rechtens,  dass  die  Gerichte 
selbständig  über  ihre  Kompetenz  zu  entscheiden 
hatten,  wie  dies  auch  heutzutage  noch  in  England  und  Nord- 
amerika anerkannt  ist.  Bei  der  schärferen  Trennung  von  Justiz  und 
Verwaltung  kam  man  in  einzelnen  deutschen  Staaten  zu  der  An- 
sicht, dass  der  Landesherr  in  solchen  Konfliktsfällen  zu  entscheiden 
habe.  In  Preussen  wurde  schon  unter  Friedrich  dem  Grossen  eine 
gemischte  Kommission  zur  Erledigung  der  Kompetenzkonflikte  ein- 
gesetzt, welche  aus  Mitgliedern  des  Generaldirektoriums  und  des 
höchsten  Gerichtshofes  bestand.  (Mein  Preuss.  Staatsr.  Bd.  II. 
S.  382.  Instruktion  vom  10.  Febr.  1756.)  Eine  besondere  Ausbil- 
dung hat  die  Behandlung  der  Kompetenzkonflikte  in  Frankreich 
erfSahren,  welche  vom  Staatsoberhaupt  auf  Grund  eines  Gxitachtens 
des  Staatsrathes  entschieden  wurden,  der  darüber  in  den  Formen  des 
sogenannten  contentieux  berieth.  In  Deutschland  wurde  diese 
Entscheidung  durch  das  Staatsoberhaupt  nur  ausnahmsweise  nach- 
geahmt, so  in  der  württembei^schen  Verfassungsurkunde  §  59, 
wonach  die  Kompetenzkonflikte  vom  Könige  auf  Gutachten  des 
Geheimen  Rathes  entschieden  werden;  auch  eine  Zeit  lang  in 
Preussen  nach  der  Kabinets-Ordre  vom  30.  Juni  1828,  und  in 
einigen  kleineren  Ländern.  In  der  Regel  blieb  man  entweder  dem 
gemeinrechtlichen  Ghrundsatze  treu,  dass  die  Gerichte  selbst  über 
die  Grenzen  ihrer  Kompetenz  zu  entscheiden  haben,  oder  errichtete 
besondere  Gerichtshöfe  zur  Entscheidung  der  Kom- 
petenzkonflikte, welche  zum  Theil  aus  richterlichen,  zumTheil 
aus  Verwaltungsbeamten  bestehen.  So  geschah  es  besonders  in 
Preussen  durch  das  Gesetz  über  das  Verfahren  in  Kompetenzkon- 
flikten zwischen  Gerichten  und  Verwaltungsbehörden  vom  8.  April 
1947,  so  durch  das  bayerische  Gesetz,  die  Kompetenzkonflikte  be- 

H.  Sehulze,  Deutsches  Staatsrecht.  36 
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treffend,  vom  28.  Mai  1850,  so  in  Sachsen  durch  das  Gesetz,  die 
Behörden  für  Entscheidung  in  letzter  Instanz  über  Kompetenz- 
zweifel zwischen  Justiz-  und  Verwaltungsbehörden  betreffend,  vom 
1 3.  Juni  1840.  In  Baden  erfolgte  die  Entscheidung  der  Kompetenz- 
konflikte durch  das  Staatsministerium  unter  Zuziehung  von  drei 
Mitgliedern  der  Gerichtshöfe  und  mit  Ausschluss  des  betheUigten 
Fachministers  (Verordnung  vom  20.  Oktober  1849),  in  Hessen 
durch  den  Verwaltungsgerichtshof  (Gesetz,  betreffend  das  oberste 
Verwaltungsgericht,   vom   11.  Januar  1875,  Art.  5). 

Man  unterscheidet  positiven  und  negativen  Kompetenz- 
konflikt, ersterer  findet  statt,  wo  sowohl  Gerichte  als  Verwaltungs- 
behörden die  Kompetenz  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  letzterer, 
wo  beide  dieselbe  ablehnen.  Ein  positiver  Kompetenzkonflikt 
entsteht,  wenn  jemand  eine  Klage  bei  Gericht  erhebt,  die  Verwal- 
tungsbehörde aber  der  Ansicht  ist,  dass  die  Sache  in  das  Ressort 
der  Verwaltung  gehört;  sie  macht  dieselbe  geltend  durch  »Erhe- 
bung des  Kompetenzkonfliktes«,  wozu  regelmässig  nur  die 
höheren  Verwaltungsbehörden  berechtigt  sind.  Beim  negativen 
Kompetenzkonflikt  erfolgt  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes 
durch  Anrufen  der  betheiligten  Partei.  In  rechtskräftig  von  den 
Gerichten  entschiedenen  Sachen  ist  die  Erhebung  des  Kompetenz- 
konfliktes nicht  mehr  zulässig. 

Durch  das  Beichsgerichtsverfassungsgesetz  vom  27.  Januar 
1877,  §  17,  ist  das  deutsche  gemeinrechtliche  Princip,  dass  die 
Gerichte  über  die  Zulässigkeit  des  Bechtsweges  ent- 
scheiden, als  Regel  anerkannt.  Doch  kann  die  Landes- 
gesetzgebung die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  zwischen  den 
Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden  über  die  Zulässigkeit  des 
Rechtsweges  besonderen  Behörden  übertragen,  wenn  dabei  folgende 
Bestimmungen  eingehalten  werden :  »1)  Die  Mitglieder  werden  für 
die  Dauer  des  zur  Zeit  ihrer  Ernennung  von  ihnen  bekleideten 
Amtes  ader,  falls  sie  zu  dieser  Zeit  ein  Amt  nicht  bekleiden,  auf 
Lebenszeit  ernannt.  Eine  Enthebimg  vom  Amte  kann  nur  unter 
denselben  Voraussetzimgen,  wie  bei  den  Mitgliedern  des  Reichs- 
gerichtes, stattfinden.  2)  Mindestens  die  Hälfte  der  Mitglieder 
rauss  dem  Reichsgerichte  oder  dem  obersten  Landesgerichte  ange- 
hören. Bei  Entscheidimgen  dürfen  Mitglieder  nur  in  der  gesetzlich 
bestimmten  Anzahl  mitwirken.  Diese  Anzahl  muss  eine  ungerade 
sein  iiuil  mindestens  fünf  betragen.  Das  Verfahren  ist  gesetzlich  zu 
regeln.    Die  Entscheidung  erfolgt  in  öffentlicher  Sitzung  nach  La- 
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düng  der  Parteien.  4]  Sofern  die  Zulässigkeit  des  Rechtsweges 
durch  rechtskräftiges  Urtheil  des  Gerichtes  feststeht,  ohne  dass 
zuTor  auf  die  Entscheidung  der  besonderen  Behörde  angetragen 
war,  bleibt  die  Entscheidung  des  Gerichtes  maassgebend.«  »Auf 
Antrag  eines  Bundesstaates  und  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes 
kann  durch  Kaiserliche  Verordnung  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidimg der  im  §  1 7  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  bezeichneten 
Streitigkeiten  dem  Reichsgerichte  zugewiesen  werden.  Für  die- 
jenigen Bundesstaaten,  in  denen  die  in  §  17  des  Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes bezeichneten  Behörden  bestehen  imd  nach  Maassgabe 
der  Vorschriften  im  §  17. Nr.  1 — 4  einer  Veränderung  ihrer  Einrich- 
tung bedürfen,  kann  die  Veränderung,  sofern  sie  nicht  bis  zum  In- 
krafttreten dieses  Gesetzes  landesgesetzlich  getroffen  ist,  durch 
landesherrliche  Verordnung  eingeführt  werden«  (Einfüh- 
rungsgesetz vom  27.  Januar  1877,  §  17).  So  hat  auch  auf  diesem 
Gebiete  das  Reichsrecht  umgestaltend  auf  das  Landesstaatsrecht 
eingewirkt. 

§  195. 

m.    Versohiedene  im  Gesohäftskreise  der  ordentliohen  Gerichte 
liegende  Funktionen. 

In  der  Gerichtsbarkeit  im  weiteren  Sinne  liegen  zwei  ver- 
schiedene Funktionen:  die  Gerichtsherrlichkeit,  juris- 
dictio,  und  die  eigentlich  rechtsprechende  Thätigkeit,  die  Er- 
kenntnißs  des  Rechtes,  das  Finden  des  ürtheils,  Judicium. 
Die  Gerichtsherrlichkeit  besteht  in  dem  Rechte  und  der  Pflicht  der 
Obrigkeit,  dafür  zu  sorgen,  dass  alle  zur  richterlichen  Entscheidung 
geeigneten  Rechtssachen  auch  durch  die  Gerichte  erledigt  werden, 
»dass  der  Justiz  ihr  strikter  Lauf  gelassen  werde« ;  sie  ist  eine  emi- 
nent obrigkeitliche  Funktion.  Die  Urtheilsfindung  besteht  lediglich 
in  der  logischen  Funktion,  den  einzelnen  vorliegenden  Rechtsfall 
der  gesetzlichen  Regel  unterzuordnen  und  aus  diesen  Prämissen 
^n  Schlusssatz,  das  Urtheil,  zu  ziehen.  Die  Urtheilsfindung  ist 
streng  genommen  gar  keine  obrigkeitliche  Funktion ;  sie  kann  daher 
durch  Privatleute,  welche-  hier  gewissermaassen  als  Sachverständige 
des  Gerichtes  auftreten,  geübt  werden.  Eine  Trennung  dieser 
beiden  Funktionen  ist  sehr  wohl  möglich ;  sie  bestand  früher  in 
Rom,  wo  für  jene  der  Prätor,  für  diese  der  judex  bestimmt  war. 
Besonders  ausgebildet  war  aber  diese  Scheidung  in  der  altgerma- 
nischen Schöffenverfassung.     Bei  den  Deutschen  war  das  Recht- 
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finden  nicht  Sache  der  Obrigkeit,  sondern  des  Volkes,  anfangs  der 
gesammten  Volksgemeinde,  dann  einzelner  dazu  ernannter  Männer 
aus  dem  Volke,  der  sogenannten  Schöffen,  in  welchen  sich  das 
volksthümliche  Rechtsbewusstsein  darstellte  *) .  Die  grösste  Verän- 
derung der  deutschen  Gerichtsverfassung  vollzieht  sich  mit  dem 
Untergange  der  Schöffenverfassung  2.  Seit  dem  XVI.  Jahrhundert 
wächst  die  Urtheilsfindung,  als  ein  Erbtheil  der  ehemaligen  Schöffen, 
der  gerichtsherrlichen  Gewalt  zu.  Auf  diese  Weise  bildete  sich  die 
neuere  deutsche  Gerichtsverfassung  aus,  nach  welcher  die  beiden 
Funktionen  der  Rechtspflege,  die  obrigkeitliche  Gewalt  und  die  Ur- 
theilsfindung, in  demselben  Organe  vereinigt  sind.  Nach  heutigem 
deutschen  Recht  sind  die  Gerichte  Träger  der  Ge- 
richtsherrlichkeit und  zugleich  Urtheilsfinder.  Dem 
deutschen  Rechtsbewusstsein  vriderspricht  die  französische  Einrich- 
tung, neben  und  über  die  Gerichte  ein  zweites,  von  der  Verwal- 
timg abhängiges  Organ  einzuschieben,  welches  als  ministäre  public 
»Wächter  des  Gesetzes,  Vertreter  des  öffentlichen  Interesses«  sein 
soll.  Es  wird  dadurch  getrennt,  was  organisch  zusammengehört, 
um  die  Gerichte  zu  dem  zu  machen,  was  sie  sein  sollen  —  die 
specifischen  Träger  und  Vertreter  der  Gerechtigkeit 
im  Staate,  die  von  allen  wechselnden  Verwaltungsrück- 
sichten unabhängigen  Wächter  des  Gesetzes. 

Ausserdem  hat  die  deutsche  Gerichtsverfassung  den  Gerichten 
verschiedene  Funktionen  übertragen,  welche  nicht  richterlicher,  son- 
dern rechtspolizeilicher  Natur  sind,  welche  es  nicht  mit  der  Ent- 
scheidung begangener  Rechtsverletzungen,  sondern  mit  der 
Verhütung  imd  Vorbeugung  möglicher  Rechtsverletzungen  in  der 
Zukunft,  sowie  mit  dem  Schutz  und  der  Ergänzung  solcher  Persön- 

1  Sachsenspiegel  B.  m.  Art.  30.  §  2 :  »De  lichtere  sal  gelik  lichter  sin  allen 
luden;  oidele  ne  sal  he  nicht  yinden  noch  scelden.«  Schwabenspiegel 
172.  Kaiserrecht  (Ausg.  von  Endemann,  S.  8)  Kap.  7:  »Ein  jeglich  richter 
hat  zu  bescheidenheit  alles  das  su  reohtfertigeni  daz  unter  seiner  pflege  ist;  er 
sol  es  aber  tun  mit  der  rate,  die  der  kaiser  zu  demgerichte  gesellet  hat; 
das  sint  die  gesworn  oder  die  scheffen.  Was  die  scheffen  ur^ 
teilen,  das  sal  der  richter  richten  und  anders  nit«  Sohm,  die  frän- 
kische Reichs-  und  Gerichtsverfassung  S.  6 :  »Der  Spruch  der  Gerichtsgemeinde 
ist  das  Urtheil,  welches  für  den  Vorsitzenden  Richter  nicht  bloss  berathende, 
sondern  verbindende  Kraft  hat.  Keine  vermeintliche  Gerichtshoheit  der  Ge- 
meinde, lediglich  die  Trennung  der  processualischen  Kognition  und  des  proces- 
sualischen  Zwanges,  durch  welche  die  deutsche  Gerichtsverfassung  in  Gegensats 
zur  antiken  tritt,  wird  schon  von  Tacitus  für  die  älteste  Zeit  bezeugt.« 

2  Vergl.  besonders  AdolfStölzel,  Die  Entwicklung  des  gelehrten  Richter- 
thumsin  den  deutschen  Territorien.   Stuttgart  1S72.   2  Bde. 
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lichkeiten  zu  thun  haben,  denen  die  Möglichkeit  der  Selbstbestim- 
mang  fehlt.  Man  bezeichnet  die  erstere  nicht  richterliche  Funktion 
der  Gerichte  mit  dem  unpassenden,  aber  einmal  üblichen  Namen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  jurisdictio  volun- 
taria  und  stellt  sie  der  streitigen  Gerichtsbarkeit,  jurisdictio  con- 
tentiosa,  gegenüber;  die  zweite,  nicht  richterliche  Funktion  um- 
faBst  das  Vormundschafts-  oder  Pflegschaftswesen, 
welches  darin  besteht^  solche  Personen  zu  schützen  und  zu  leiten, 
welche  nicht  im  Stande  sind,  sich  selbst  zu  bestimmen,  oder  solche 
Vermögen  zu  verwalten  und  zu  erhalten,  welche  augenblicklich 
keinen  berechtigten  Inhaber  haben  (Verlassenschaftsregulirung, 
hereditas  jacens)  oder  deren  Inhaber  rechtlich  zu  verfügen  verhin- 
dert ist  (Massenverwaltung  im  Konkurse). 

Es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  Gerichte,  wenn  sie  derartige 
obrigkeitliche  Akte  vornehmen,  nicht  als  richterliche,  sondern  als 
Verwaltungsbehörden  handeln.  Es  ist  aber  auch  hier  eine 
unpraktische  Konsequenzmacherei,  wenn  man  gefordert  hat,  den 
Gerichten  alle  diese  Angelegenheiten  zu  entziehen  und  auf  Ver- 
waltangsbehörden  zu  übertragen;  für  viele  dieser  Geschäfte  sind 
die  Gerichte  besonders  geeignet,  weil  sie  mit  der  Gerichtsbarkeit 
eng  zusammenhängen,  mannigfache  juristische  Kenntnisse  voraus- 
setzen und  die  Gerichte  in  ihrem  streng  geordneten  Geschäfts- 
gange, wie  in  ihrer  Unparteilichkeit^  die  höchsten  Garantien  der 
Rechtssicherheit  bieten. 

§196. 
IV.   Bas  Verhältniss  der  Landesjustis  zu  der  Eeiohsgewalt. 

Das  Verhältniss  der  Landesjustiz  zu  der  übergeordneten  Cen- 
tralgewalt  hat  in  Deutschland  im  Laufe  der  Zeiten  mannigfach  ge- 
wechselt. Im  früheren  Mittelalter  galt  der  König  als  die  Quelle 
aller  Gerichtsbarkeit,  jeder  Richter  als  sein  Stellvertreter,  wel- 
cher den  Gerichtsbann  nur  von  ihm  erhalten  konnte.  Seit  dem 
XrV.  Jahrhundert  kam  die  Verleihung  des  Bannes  ausser  Ge- 
brauch, die  Gerichtsbarkeit  innerhalb  der  einzelnen 
Territorien  war  zu  einem  rein  landesherrlichenRechte, 
zu  einem  Bestandtheile  der  Landeshoheit  geworden. 
Aber  der  Beichsgewalt  blieb  nicht  nur  die  Gerichtsbarkeit  über  alle 
Seichsunmittelbaren,  sondern  auch  die  Ausübung  der  Justiz  über 
die  Mittelbaren,   obgleich  sie  als  Bestandtheil  der  Landeshoheit 
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galt,  war  doch  jeder  Zeit  der  Reichsgewalt  untergeordnet.  Nir- 
gends in  Deutschland  war,  wenigstens  de  jure,  die 
oberstrichterliche  Gewalt  vonKaiser  undReich  ganz 
ausgeschlossen  (S.  58). 

Dies  Yerhältniss  fiel  mit  der  Aufhebung  des  alteren  deutschen 
Reiches  hinweg,  die  höhere  Instanz  der  Reichsgerichte  hörte  auf, 
die  ganze  Justiz  kam  in  die  Hände  der  Einzelstaaten.  Der  Bund 
als  solcher  hatte  keine  Gerichtsbarkeit.  Die  Bundesverträge  trafen 
nur  einige  Bestimmungen  über  die  Bildung  der  obersten  Gerichts- 
höfe und  gewährten  eine  gewisse  Abhülfe  bei  Justizverweigerung 
durch  die  Landesgerichte. 

Mit  der  Grründung  des  norddeutschen  Bundes  und  des  neuen 
deutschen  Reiches  kehrte  man  zu  den  normalen  Grrundsätzen  des 
älteren  deutschen  Reiches,  Unterordnung  der  Landesjustiz 
unter  die  Reichsjustiz  und  die  Reichsgesetze,  wieder 
zurück,  nur  dass  man  dieselben  folgerichtiger  durchführte.  Mit 
der  Einführung  der  neuen  Reichsjustizgesetze  ist  der  Reichsgewalt 
eine  umfassende  Betheiligung  an  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
eingeräumt.  Die  Einzelstaaten  behalten  nur  die  Gerichtsbarkeit 
der  unteren  und  mittleren  Instanz,  während  die  Jurisdiktion  in 
oberster  Instanz  wiederum  Reichssache  geworden  ist  und  durch 
ein  höchstes  Reichsgericht  ausgeübt  wird.  Diese  höchstinstanz- 
liche  Rechtsprechung  des  Reichsgerichtes  wird  nur  dadurch  durch- 
brochen, dass  den  Landesgesetzgebungen  derjenigen  Bundesstaaten, 
in  welchen  mehrere  Oberlandesgerichte  bestehen,  nachgelassen 
worden  ist,  einen  obersten  Landesgerichtshof  zu  errichten. 
Die  Kompetenz  desselben  umfasst  die  Verhandlung  und  Entschei- 
dung der  regelmässig  zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  ge- 
hörenden Revisionen  und  Beschwerden  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten, mit  Ausnahme  derjenigen  Sachen,  welche  bisher  zur 
Zuständigkeit  des  Oberhandelsgerichtes  gehörten  oder  durch  beson- 
dere Reichsgesetze  dem  Reichsgerichte  zugewiesen  werden.  Von 
diesem  modernen  privilegium  de  non  appellando  hat  nur  Bayern 
Gebrauch  gemacht,  sonst  stehen  alle  deutschen  Gerichte  unter  dem 
Reichsgerichte  in  oberster  Instanz;  dagegen  sind  alle  die- 
jenigen Befugnisse  der  Justiz,  welche  nicht  aus- 
drücklich den  Organen  des  Reiches  überwiesen  sind, 
den  Einzelstaaten  verblieben.  Unzweifelhaft  ist  wieder, 
wie  im  älteren  deutschen  Reiche,  die  Gerichtsbarkeit  zwischen  der 
Reichsgewalt  und  der  Territorialgewalt  vertheilt.   Derjenige  Theil 
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der  Justizhoheit,  welcher  in  der  Justizgesetzgebung  besteht, 
gehört  auch,  was  die  Gerichtsorganisation  betriffl;,  nach  Art.  4 
Nr.  13  der  Seichsverfassung,  zur  Zuständigkeit  der  Reichsgewalt. 
Dieselbe  hat  von  dieser  Befagniss  durch  Erlass  des  Reichsgerichts- 
verfassungsgesetzes vom  27.  Januar  1877  in  ausgiebiger  Weise  Ge- 
brauch gemacht.  Damach  sind  alle  deutschen  Gerichte,  sammt 
den  Staatsanwaltschaften,  Hülfsbeamten,  Gerichtsschreibem  und 
Gerichtsvollziehern,  wenn  sie  auch  noch  als  Behörden  oder  Beamte 
der  Einzelstaaten  betrachtet  werden  müssen,  doch  durch  die 
Einheit  der  Processordnung  und  die  Gleichmässigkeit  ihrer  Ein- 
richtung, zu  einem  Gesammtorganismus  der  Rechtspflege  im  deut- 
schen Reiche  verbunden.  Aber  nur  die  Grundzüge  der  zur  Durch- 
führung der  einheitlichen  Processordnungen  erforderlichen  Organi- 
sation der  Justizbehörden  sind  durch  die  Reichsgesetzgebung 
festgestellt.  Diese  hat  sich  aber  damit  begnügt,  die  Arten  der 
Gerichte,  welche  die  Rechtspflege  in  bürgerlichen  Streitigkeiten 
tmd  Strafsachen  nach  Maassgabe  der  Processordnungen  auszuüben 
haben,  bindend  für  die  Einzelstaaten  des  Reiches  festzustellen, 
deren  Zusammensetzung  und  Eintheilung  im  Ganzen,  sowie  deren 
sachliche  Zuständigkeit  zu  regeln.  Dagegen  wurde  die  Durchfüh- 
rung der  Gerichtseinrichtungen  im  Einzelnen,  die  Abgrenzung  der 
Bezirke  und  die  Auswahl  des  Personals,  die  Bestimmung  der  Dota- 
tionen, der  Geschäftsordnungen,  Dienstaufsicht  und  Verwaltung 
den  Regierungen  der  Einzelstaaten  vorbehalten. 

Die  Gerichtsherrlichkeit,  d.  h.  die  Befugniss  und  die 
Pflicht,  für  die  Einsetzung  und  Besetzung  der  Gerichte,  sowie  für 
die  ungehinderte  Ausübung  der  Rechtspflege  zu  sorgen,  ist  zwi- 
schen dem  Reiche  und  den  Einzelstaaten  getheilt.  Soweit  das 
Beichsgesetz  verfügt,  ist  die  Gerichtsherrlichkeit  der  Einzelstaaten 
beschränkt.  Soweit  es  nicht  verfügt  oder  ausdrücklich  den  Lan- 
desregierungen freie  Bewegung  verstattet,  besteht  die  Gerichtsherr- 
lichkeit der  Einzelstaaten  unzweifelhaft  fort.  Mit  Ausnahme  des 
Reichsgerichtes,  welches  ausschliesslich  der  Reichsgewalt  unter- 
steht, sind  alle  deutschen  Gerichte,  wenn  auch  auf  Grund  der 
Beichsgesetze  geschaffen,  doch  als  Gerichte  der  Einzel- 
staaten anzusehend 

Nach   dem  Reichsgerichtsverfassungsgesetz   vom   27.   Januar 


1  Vergl.  hierüber  besonders  W.  Endemann,  Der  deutsche  Civilprocess, 
1878.    B.  LS.  43  ff. 
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1877  baut  sich  in  allen  deutschen  Staaten  jetzt  der  gerichtliche  Be- 
iiördenorganismus  folgendermaassen  auf : 

1)  Die  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  in  Civil- 
sachen  steht  den  Amtsgerichten,  Landgerichten  und  Kammern 
für  Handelssachen  zu.  Die  Kompetenz  der  Amtsgerichte  um- 
fasst  alle  Streitigkeiten  über  vermögensrechtliche  Ansprüche,  deren 
Werth  nicht  300  Mark  übersteigt,  imd  ausserdem  eine  Beihe  von 
Streitigkeiten,  welche  ihnen,  ohne  Rücksicht  auf  den  Werth  des 
Gegenstandes,  überwiesen  sind  (§  23).  Dagegen  entscheiden  die 
Civilkammem  der  Landgerichte  über  alle  den  Amtsgerichten 
nicht  ausdrücklich  zugewiesenen  büigerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
(§  70).  Die  Kammern  für  Handelssachen,  wo  solche  bestehen, 
haben  die  Gerichtsbarkeit  in  handelsrechtlichen  Streitigkeiten, 
welche  sonst  zur  Kompetenz  der  Landgerichte  gehören  würden. 
Welche  Streitigkeiten  als  handelsrechtliche  zu  betrachten  sind, 
bezeichnet  das  Gesetz  in  §  101.  Die  Berufungs-  und  Be- 
schwerdeinstanz für  die  Amtsgerichte  sind  die  Landgerichte, 
für  die  Landgerichte,  einschliesslich  der  Kammern  für  Handels- 
sachen, die  Oberlandesgerichte  (§  123),  die  Bevisions-  und  Be- 
schwerdeinstanz für  die  Oberlandesgerichte  bildet  das  Reichs- 
gericht. 

2)  In  Strafsachen  urtheüen  die  Schöffengerichte  über  leich- 
tere, die  Strafkammern  der  Landgerichte  über  mittlere,  die  Schwur- 
gerichte über  schwerere  Straffälle.  Eine  Berufung  ist  nur 
gegen  die  Urtheile  der  Schöffengerichte  zulässig  und  geht  an  die 
Strafkammer  der  Landgerichte  (§  76).  Revisionen  gegen  die  Ur- 
theüe  der  Strafkammern  in  erster  Instanz  sind  von  den  Oberlandes- 
gerichten zu  entscheiden,  sofern  die  Revision  ausschliesslich  auf 
die  Verletzung  einer  in  den  Landesgesetzen  enthaltenen  Rechts- 
norm gestützt  wird  (§  123),  sonst  vom  Reichsgerichte  (§  136).  Re- 
visionen gegen  Urtheile  der  Strafkammern  in  der  Berufungsinstanz 
gehören  regelmässig  vor  die  Oberlandesgerichte  (§  123).  Revisionen 
gegen  die  Urtheile  der  Schwurgerichte  gehen  an  das  Reichsgericht 
(§  136).  Beschwerden  über  die  Verfügungen  der  Amtsrichter  und 
Untersuchungsrichter,  sowie  über  die  Entscheidung  der  Schöffen- 
gerichte sind  an  die  Strafkammern  der  Landgerichte,  Beschwerden 
über  andere  erstinstanzliche  Entscheidungen,  sowie  über  Entschei- 
dtmgeu  der  Strafkammern  in  der  Beschwerde-  und  Berufungs- 
instanz an  die  Oberlandesgerichte  zu  richten  (§§  72  und  123). 

So  sind  denn  jetzt  alle  deutschen  Gerichte,  wenn  sie  auch  mit 
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Ausnahme  desBeichsgerichtes  als  Behörden  derEinzelst.aaten 
betrachtet  werden  müssen,  doch  durch  die  Gleichmässigkeit  ihrer 
Einrichtung  tmd  Zuständigkeit  zu  einem  grossartigen  einheitlichen 
Gesammtorganismus  der  Bechtspflege  verbunden.  Aber 
auch  die  wichtigsten  Fundamentalsätze  der  deutschen  Justiz, 
welche  sonst  nur  in  den  Verfassungen  der  Einzelstaaten  verbrieft 
waren,  haben  jetzt  eine  einheitliche  reichsgesetzliche  Sanktion  er- 
halten. 

§197. 
V.    Die  Fundamentalsätae  der  deutschen  Justi«. 

Im  Allgemeinen. 

Der  ausgeprägte  Eechtssinn  der  Deutschen  hat  schon  zu 
Beichszeiten  gewisse  gemeinrechtliche  Fundamentalsätze  der 
Justiz  zur  Anerkennung  gebracht,  welche  dann  in  diesem  Jahrhun- 
dert in  den  Yerfassungsurkunden  und  der  Gesetzgebung  ihre  wei- 
tere Entwickelung  gefunden  haben.  Während  das  ganze  technische 
Detail  des  gerichtlichen  Verfahrens  in  die  Lehre  vom  Processe  ge- 
hört, sind  diese  Grundsätze  im  Staatsrechte  zu  erörtern;  denn 
ihre  Bedeutung  liegt  wesentlich  darin,  dass  einerseits  der  Staat 
selbst,  als  Träger  der  Bechtsordnung,  die  Pflicht  hat,  dafür  zu 
sorgen,  dass  eine  der  materiellen  Gerechtigkeit  möglichst  ent- 
spzechende  Bechtspflege  geübt  werde,  dass  andererseits  den  Staats- 
bürgern möglichst  sichere  Garantien  dafür  geboten  werden,  dass 
die  Gerichte  in  ihrer  völlig  unabhängigen  Beurtheilungsweise  des 
einzelnen  Falles  nicht  durch  andere  fremdartige  Einflüsse  gestört 
werden.  Dieser  zwiefache  Standpunkt  zeigt  sich  darin,  dass  die 
modernen  Verfassungen  diese  allgemeinen  Grundsätze  von  der 
Justiz  bald  unter  den  Grundrechten  der  Staatsbürger,  bald  in  einem 
besonderen  Abschnitte  von  der  richterlichen  Gewalt  behandeln. 
Jedenfalls  zeigt  die  Aufnahme  derselben  in  die  Verfassungsurkun- 
den, dass  man  sie  nicht  bloss  als  processualische  Bestimmimgen, 
sondern  als  staatsrechtliche  Fundamentalsätze  ansieht.  Eine  neue 
gemeinrechtliche  Sanktion  für  ganz  Deutschland  haben  dieselben 
dadurch  erhalten,  dass  das  Beichsgerichtsverfassungsgesetz  diese 
Hauptgmndsätze  der  Bechtspflege  in  sich  aufgenommen  hat.  Wenn 
dieselben  auch  formell  nicht  integrirende  Bestandtheile  der  Beichs- 
verfassnng  geworden  sind,  so  sind  sie  doch  ihrer  materiellen  Be- 
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deutung  nach  eine  wesentliche  Vervollständigung  der  Verfassung 
des  Reiches    und    sämmtlicher    Einzelstaaten.    (W.  Endemann 

a.  a.  O.  S.  45.) 

§198. 
1]  Staatlicher  Charakter  aller  Justiz. 
In  den  meisten  Staaten  Deutschlands  bestand  bis  zum  Jahre 
1848  eine  mehr  oder  minder  ausgedehnte  Patrimonialgerichtsbar- 
keit der  Standesherren,  der  Rittergutsbesitzer,  der  Städte,  wenn  die- 
selbe auch  nur  unter  der  Oberaufsicht  des  Staates  nach  gesetzlichen 
Vorschriften  ausgeübt  werden  durfte.  Dagegen  erklärte  die  Reichs- 
verfassung vom  29.  März  1849:  »Alle  Gerichtsbarkeit  geht 
vom  Staate  ausa.  Dies  gab  die  Veranlassung  zur  Aufhebung 
der  Patrimonialgerichtsbarkeit  in  vielen  Einzelstaaten,  wie  z.  B.  in 
Preussen  durch  Art.  42  der  Verfassungsurkunde  vom  31.  Januar 
1850,  sowie  durch  die  Verordnung  vom  2.  Januar  1849,  jede  Art 
der  standesherrlichen,  gnmdherrlichen  und  städtischen  Gerichts- 
barkeit, sowie  die  geistliche  Gerichtsbarkeit  in  weltlichen  Sachen, 
beseitigt  wurde.  In  anderen  Staaten  erhielt  sich  dieselbe  bis  auf 
die  neueste  Zeit,  wo  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  §  15  den 
Satz  aussprach:  »Die  Gerichte  sind  Staatsgerichte.  Die 
Privatgerichtsbarkeit  ist  aufgehoben;  an  ihre  Stelle  tritt 
die  Gerichtsbarkeit  desjenigen  Bundesstaates,  in  welchem  sie  aus- 
geübt wurde.  Präsentationen  für  Anstellungen  bei  den  Gerichten 
finden  nicht  statt.  Die  Ausübung  einer  geistlichen  Gerichtsbarkeit 
in  weltlichen  Angelegenheiten  ist  ohne  bürgerliche  Wirkung.  Dies 
gilt  besonders  bei  Ehe-  und  Verlöbnisssachena.  In  ganz  Deutsch- 
land giebt  es  somit  keine  Privatgerichtsbarkeit  mehr,  weder  der 
Standesherren,  noch  der  Rittergutsbesitzer  und  Städte.  Alle  Ge- 
richte sind  entweder  Staatsgerichte  des  Reiches  oder 
der  Einzelstaaten.  Auch  die  in  Preussen  einzelnen  Standes- 
herren gewährten  Präsentationsrechte  von  Richtern  sind  ab- 
geschafft; es  findet  nur  ein  direktes  Emennungsrecht  durch  die 
Reichs-  oder  die  Landesregierungen  statt.  Die  geistliche  Gerichts- 
barkeit wird  nicht  aufgehoben,  aber  es  wird  ihr,  soweit  sie  sich  auf 
weltliche  Angelegenheiten,  d.  h.  auf  solche  Sachen  bezieht,  die  zur 
Kompetenz  der  Staatsgerichte  gehören,  jede  bürgerliche  Wirkung^ 
versagt,  d.  h.  jede  Anerkennung  und  Hülfe  von  Seiten  det  Staats- 
gewalt und  ihrer  Organe,  namentlich  der  Staatsgerichte.  (Ende- 
mann  a.  a.  O.  S.  68.) 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Von  der  Justiz.  557 

§199. 

2j  Verfassungsmässige  Unabhängigkeit  der  Gerichte 
und  der  Richter  ^. 

Wenn  somit  jetzt  überall  die  Gerichtsbarkeit,  als  ein  staatliches 
Becht,  vom  Staatsoberhaupt  abgeleitet  und  in  seinem  Namen  aus- 
geübt wird,  so  soll  der  Herrscher  sich  doch,  gerade  um  der  Ge- 
rechtigkeit willen,  jeder  persönlichen  Ausübung  derselben  ent- 
halten, dieselbe  vielmehr  an  Gerichtsbehörden  überlassen,  welche 
in  ihrer  eigentlichen  Funktion,  dem  Rechtsprechen,  von  seinem 
und  seiner  Verwaltungsbehörden  persönlichen  Belieben  durchaus 
unabhängig  dastehen  (S.  190) .  Dies  war  schon  zu  leiten  des  älteren 
deutschen  Reiches  anerkannt.  Obgleich  nach  der  späteren  Entwicke- 
lung  die  Landeshoheit  die  Quelle  aller  Territorialgerichtsbarkeit 
war,  so  durften  doch  die  deutschen  Landesherren  die  Gerichts- 
barkeit nicht  in  eigenerPerson  üben,  sondern  waren  vielmehr 
reichsgesetzlich  verpflichtet,  ihre  Ausübung  ordentlichen  Gerichten, 
die  »mit  rechtschaffenen,  geschickten  und  auf  die  Justiz  vereidigten 
Beamten«  besetzt  sein  sollten,  zu  übertragen.  Handelte  ein  Landes- 
herr oder  eines  seiner  Regierungskollegien  dagegen  und  masste 
sich  einen  Eingriff  in  den  Gang  der  Justiz  an,  so  galt  dies  als  wi- 
derrechtliche Kabinetsjustiz,  welche  ein  Gegenstand  gerechter 
Ahndung  durch  die  Reichsgerichte  war  (Leist,  Staatsrecht,  §  156, 
Moser,  von  der  Landeshoheit  in  Justizsachen,  Kap.  I.  §  17). 
Nach  Untergang  des  deutschen  Reiches  ging  dieser  Grundsatz  in 
die  Verfassungen  der  deutschen  Einzelstaaten  über,  welche  schon 
vor  1848  sämmtlich  derartige  ausdrückliche  Bestimmungen  ent- 
hielten, z.  B.  Bayern  1818,  Tit.  VIH.  §  3.  Baden  1818,  §  14. 
Württemberg  1819,  §93.  Königreich  Sachsen  1831,  §47.  Kur- 
hessen 1831,  §  123. 

In  den  Grundrechten  der  deutschen  Nation  wurde  in  Art.  IX. 
§  42  ausgesprochen :  »Die  richterliche  Gewalt  wird  selbständig  von 
den  Gerichten  ausgeübt.  Kabinets-  und  Ministerialjustiz  ist  unstatt- 
haft.«   Dieser  Satz  fand  dann  in  der  preussischen  Verfassungs- 


W.  L.  Kl  über,  Die  Selbständigkeit  des  Richteramtes  und  die  Unab- 
hängigkeit seines  Urtheils  im  Rechtsprechen.  Frankfurt  1832.  Heinrich 
Simon,  Die  preussischen  Richter  und  die  Gesetze  vom  29.  März  1844.  (2.  Aufl. 
Mit  einem  Nachworte  an  Herrn  v.  Kamptz.)  Frankfurt  a.  M.  1845.  B.  W. 
Pfeiffer,  Die  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  Richteramtes.  Göt- 
tingen  1851. 
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Urkunde  vom  31.  Januar  1850,  Art.  86  folgende  Formulirung:  i>Die 
richterliche  Gewalt  wird  durch  unabhängige,  keiner  andern  Autorität 
als  der  des  Gesetzes  unterworfene  Gerichte  ausgeübt«,  welche  fast 
wörtlich  in  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  vom  27.  Januar  1877 
übergegangen  ist  und  daselbst  §  1  lautet:  ^Die  richterliche 
Gewalt  wird  durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetze 
unterworfene  Gerichte  ausgeübt.«  Damit  hat  der  in  dem 
deutschen  Kechtsbewusstsein  längst  begründete,  in  allen  Ver- 
fassungen anerkannte  Grundsatz  von  der  Unabhängigkeit  der  Ge- 
richte seine  ausdrückliche  gemeinrechtliche  Sanktion  für  ganz 
Deutschland  erhalten.  Danach  kann  die  Gerichtsbarkeit  in  allen 
bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen  nur  durch  die  ordentlichen, 
verfassungsmässig  bestellten  Gerichte  ausgeübt  werden,  welche 
innerhalb  der  Grenzen  ihres  Berufes,  d.  h.  in  ihrer  eigentlichen 
richterlichen  Wirksamkeit,  selbständig  und  unabhängig  und  keiner 
anderen  Autorität,  als  der  des  Gesetzes  unterworfen  sind.  Selbst 
der  Monarch  und  sein  Justizminister  sind  nicht  befugt,  einem  Ge- 
richte Weisungen  zu  ertheilen,  wie  es  im  einzelnen  Falle  Kecht 
sprechen  soll,  dahin  zielende  Reskripte  und  Kabinetsschreiben  hat 
das  Gericht  unbeachtet  bei  Seite  liegen  zu  lassen.  Durch  ihre  Be- 
folgung würde  ein  Richter  sogar  seinen  Amtseid  brechen  und  eine 
schwere  Verantwortung  auf  sich  laden.  Auch  bedürfen  richterliche 
Entscheidungen  niemals  der  Bestätigung  einer  anderen  Person 
oder  Behörde  zu  ihrer  Gültigkeit. 

Aber  der  abstrakte  Satz,  dass  der  Fürst  und  sein  Ministerium 
keinen  Einfluss  üben  dürfen  auf  die  Entscheidungen  der  Gerichte 
als  Behörden,  das  Verbot  der  sogenannteuKabinetsjustiz,  genügt 
nicht.  Damit  thatsächlich  doch  ein  solcher  nicht  geübt  werde, 
muss  auch  die  persönliche  Stellung  der  einzelnen  Rich- 
ter eine  möglichst  unabhängige  sein,  sie  müssen  in  ihrem 
Amte  so  sicher  gestellt  sein,  dass  sie,  ohne  jede  Menschenfurcht,  nur 
ihrem  Gewissen  und  ihrer  juristischen  Ueberzeugung  zu  folgen  imd 
auf  Grünst  von  oben  oder  unten  keineRücksicht  zu  nehmen  brauchen. 
In  diesem  Sinne  gewährten  schon  die  Verfassungsurkunden  der 
Einzelstaaten  den  Richtern  weitgehende  Garantien  und  stellten  sie 
sicherer  als  die  Beamten  der  Verwaltung.  Die  darauf  zielenden 
Sätze  der  Verfassungen  der  Einzelstaaten,  besonders  Preussens,  sind 
in  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  übergegangen  und  so  ge- 
meines Recht  für  ganz  Deutschland  geworden.  »Die  Ernennung 
der  Richter  erfolgt  auf  Lebenszeit«  (§6).     Somit  ist  der 
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ihnen  ertheilte  Auftrag  ein  nnwidemiflicher.  »Die  Richter  können 
wider  ihren  Willen  nur  kraft  richterlicher  Entscheidung  und  nur 
aus  den  Gründen  und  unter  den  Formen,  welche  die  Gesetze  be- 
stimmen, dauernd  oder  zeitweise  ihres  Amtes  enthoben  oder  an  eine 
andere  Stelle  oder  in  Ruhestand  versetzt  werden«  (§  8) . 

Eben  so  wichtig  als  diese  persönlich  gesicherte  Stellung  der 
Richter  ist  auch  die  Zurückweisung  jedes  ungerechtfertigten  Ein- 
flusses des  Staatsoberhauptes  und  der  Verwaltungsbehörden  auf 
die  Bildung  der  Abtheilungen  und  Senate  bei  den 
Rolle gi algerichten.  Nach  dem  Reichsgerichtsverfassungs- 
gesetz  (§§  62  und  63)  werden  »vor  Beginn  des  Geschäftsjahres  auf 
die  Dauer  derselben  die  Geschäfte  unter  die  Kammern  derselben  Art 
vertheilt  und  die  ständigen  Mitglieder  der  einzelnen  Kammer,  sowie 
fSr  den  Fall  ihrer  Verhinderung  die  regelmässigen  Vertreter  bestimmt. 
Die  getroffene  Anordnung  kann  im  Laufe  des  Geschäftsjahres  nur 
g^ndert  werden,  wenn  dies  wegen  eingetretener  Ueberlastung  einer 
Kammer  oder  in  Folge  Wechsels  oder  dauernder  Verhinderung 
einzelner  Mitglieder  des  Gerichts  erforderlich  wird.  Alle  diese  An- 
ordnungen erfolgen  durch  das  Präsidium.  Dieses  wird  gebildet 
durch  den  Präsidenten,  die  Direktoren  und  das  dem  Dienstalter 
nach  älteste  Mitglied.  Das  Präsidium  entscheidet  nach  Stimmen- 
mehrheit, bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Präsidenten 
den  Ausschlag.«  Aehnliche  sichernde  Bestimmungen  giebt  das 
Seichsgerichtsverfassungsgesetz  über  die  Vertretung  der  Rich- 
ter und  die  Zuziehung  von  Hülfsrichtern.  Beiden  Land- 
gerichten erfolgt  die  Anordnung  einer  Vertretung,  soweit  sie  nicht 
durch  ein  Mitglied  desselben  Gerichts  möglich  ist,  auf  den  Antrag 
des  Präsidiums  durch  die  Landesjustizverwaltung.,  Die  Beiordnung 
eines  nicht  standigen  Richters  darf  jedoch,  wenn  sie  auf  unbestimmte 
Zeit  erfolgt,  so  lange  das  Bedürfniss,  durch  welches  sie  veranlasst 
wurde,  fortdauert,  nicht  widerrufen  werden.  Ist  mit  der  Vertretung 
eine  Entschädigung  verbunden,  so  ist  diese  für  die  ganze  Dauer  im 
voraus  festzustellen  (§  69) .  Bei  den  Oberlandesgerichten  dürfen  zu 
Hülfericlitem  nur  ständig  angestellte  Richter  berufen  werjden  (§  122) . 
Bei  dem  Reichsgerichte  ist  diese  Zulassung  von  Hülfsrichtern  un- 
zulässig (§  134).  Alle  diese  Bestimmungen  des  Reichsgerichtsver- 
fassungsgesetzes haben  nicht  nur  einen  technisch-processualischen 
Charakter,  sondern  eine  staatsrechtliche  Bedeutung,  weil  sie  be- 
stimmt sind,  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte  gegen  willkürliche 
Zusammensetzung  der  Senate  und   Abtheilungen,    sowie    gegen 
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die  Heranziehung'  unselbständiger  Elemente  möglichst  zu  sichern. 
Schlimme  Erfahrungen  hatten  auch  hier  auf  die  Nothwendigkeit 
einer  gesetzlichen  Abwehr  von  Uebelständen  hingewiesen,  welche 
die  Selbständigkeit  der  Gerichte  in  ihrem  Grundsystem  erschütterten. 

Aus  dem  Grundsatze  der  Unabhängigkeit  der  Rechtspflege 
werden  noch  folgende  Kegeln  abgeleitet : 

a)  Niemand  darf,  wenn  er  sich  in  seinem  Bechte 
verletzt  fühlt,  an  der  Betretung  und  weiteren  Ver- 
folgung des  Rechtsweges  gehindert  werden,  soweit  die 
angebliche  Rechtsverletzung,  nach  der  Gesetzgebung  des  Landes, 
zur  Kompetenz  der  Gerichte  gehört .  Verweigerungoder  Ver- 
zögerung der  Justiz  durch  den  Landesherm  und  seine  Be- 
hörden war  schon  zu  Reichszeiten  verboten.  Landtagsabschiede, 
Reversalien  und  Landesprivilegien  erklären  es  überall  einstimmig 
für  einen  Grundsatz  des  Landesstaatsrechtes :  »das  s  die  liebe  Justiz 
einem  jeden  ohne  Respekt  schleunig  mitgetheilt,  keinem  zur  Un- 
gebühr aufgehalten,  niemand  mit  Extrajudicialdekreten,  Mandaten, 
Rescripten  oder  wie  es  sonsten  Namen  haben  möchte,  beschwert, 
sondern  der  Justiz  ihr  s  trakter  Lauf  gelassen  werde.« 

Diesem  allgemein  anerkannten  Satze  der  territorialen  Gerichts- 
verfassungen gewährte  die  Reichsgewalt  durch  die  Reichsgerichte 
ihren  Schutz.  Weder  ein  Privilegium  de  non  appellando  irgend 
welcher  Art,  noch  der  Mangel  einer  gesetzlichen  Appellationssumme 
stand  einer  bei  den  höchsten  Reichsgerichten  anzubringenden  Be- 
schwerde über  eine  von  den  Landesgerichten  begangene  Verzögerung 
oder  Verweigerung  der  Justiz  entgegen*. 

Die  deutsche  Bundesverfassung  konnte  ihrer  ganzen 
Natur  nach  keine  oberstrichterliche  Instanz  zur  formellen  und 
materiellen  Prüfung  der  von  den  Landesgerichten  gefällten  Er- 
kenntnisse gewähren,  doch  wollte  auch  sie  nicht  den  Rechtsschutz 
deutscher  Unterthanen  ganz  von  dem  Belieben  der  einzelnen  Staats- 
gewalten, ihrer  Träger  und  Behörden  abhängig  machen.  Wenn  in 
einem  einzelnen  Bundesstaate  der  gerichtlichen  Verfolgung  der  ge- 
setzmässigen  Behandlung  von  Justizsachen  rechtswidrige  Hinder- 

*  Aurea  bella  cap.  XI.  §  3 :  »Quamdiu  querulantibus  non  fuerit  denegata 
justitia.  §  4 :  In  defeotu  vero  justitiae  ad  imperialem  curiam  et  tribunal  —  his, 
quibus  fuerit  denegata  justitia,  liceat  appellare.«  Reichstagsabsohied  von  1512. 
Tit.  IV.  §  13.  Kreisgerichtsordnung  von  1555.  Th.  II.  Tit.  I.  §  2.  J.  H.  Böh- 
mer, diss.  de  origine,  progressu  atque  indole  querelae  denegatae  vel  protractae 
justitiae.  Halael73Sin  exerc.  adP.T.  VI.  exerc.  103.  Moser,  von  der  deutsehen 
Justizverfassung  Th.  I.  S.  913.    L  eist  a.  a.  O.  §  161.  S.  515. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Von  der  Justiz.  561 

nisse  in  den  Weg  gelegt  werden  sollten,  so  war  die  Bundesversamm- 
lung verpflichtet,  auf  die  deshalb  bei  ihr  erhobenen  Beschwerden 
die  erforderliche  Abhülfe  zu  bewirken.  [H.  A.  Zachariä  a.  a.  O. 
B.  n.  §  281.  S.  784.)  Der  hier  einschlagende  Artikel  29  der  Wiener 
Schlussakte  ist  in  die  gegeuT^rtige  deutsche  Keichsverfassung  über- 
gegangen und  bildet  deren  Art.  77 :  »Wenn  in  einem  Bundesstaate 
der  Fall  einer  Justizverweigerung  eintritt  und  auf  gesetzlichem 
Wege  ausreichende  Hülfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so  liegt  dem 
Bundesrathe  ob,  erwiesene,  nach  der  Verfassung  und  den  bestehen- 
den Gesetzen  des  betreffenden  Bundesstaates  zu  beurtheilende  Be- 
schwerden über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzu- 
nehmen und  darauf  die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung, 
die  zu  der  Beschwerde  Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken.«  (Zachariä 
II.§281.    Zöpfll.  §156.    LabandB.  I.  §  29.  S.  268.) 

b)  Niemand  darf  deinem  gesetzlichen  Richter  ent- 
zogen werden.  Dieser  den  Grundrechten  der  deutschen  Nation 
entnommene,  in  denVerfassungsurkunden  der  Einzelstaaten  wieder- 
holte Satz  ist  in  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  §  16  über- 
gegangen und  stellt  die  Unabhängigkeit  der  Rechtspflege  dadurch 
sicher,  dass  er  verbietet,  irgend  eine  Sache  oder  eine  Person  dem 
Gerichte  zu  entziehen,  welches  durch  die  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes für  sie  kompetent  ist.  Diese  Bestimmung  ist  gegen  will- 
kürliche Verfügungen  gerichtet,  welche  für  den  einzelnen  Fall 
dem  gesetzlichen  Richter  einen  andern  substituiren  wollen.  Wo 
die  Nothwendigkeit  eintritt ,  Ausnahmen  von  dem  Grundsatze  zu 
machen,  dass  nur  der  ein  für  allemal  vom  Gesetze  für  zuständig  er- 
klärte Richter  erkennen  dürfe,  müssen  diese  Ausnahmen  und  das 
Verfahren  bei  der  Substitution  im  voraus  normirt  werden.  Der 
vermöge  einer  solchen  gesetzlich  geordneten  Substitution  eintretende 
Richter  ist  dann  eben  »der  gesetzliche  Richter«,  welchen  das 
Gesetz  für  den  einzelnen  Fall  bezeichnet. 

»Ausnahmegerichte  sind  unstatthaft.«  Dadurch  ist 
ausgesprochen,  dass  neben  den  Gerichten,  welche  nach  der  durch 
das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz  angeordneten  Gerichtsorgani- 
sation bestehen,  andere  Gerichte  weder  durch  das  Reich,  noch  durch 
die  Landesregierungen  eingesetzt  werden  dürfen.  Es  giebt  in 
Deutschland  keine  andere  als  die  durch  das  Reichs- 
gesetz angeordnete  Organisation  der  Gerichte.  Noch 
weniger  ist  es  zulässig,  dass  für  einzelne  Fälle  durch  eine  Ver- 
waltungsmassregel an  Stelle  der  durch  das  Gesetz  bestimmten  Ge- 
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richte  andere  Gerichte  oder  ausserordentliche  Kommissionen  gesetzt 
werden.  Dies  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  Entscheidung,  sondern 
auch  auf  die  Untersuchung  von  Rechtsfällen.  Eine  Ausnahme, 
welche  auch  in  den  Verfassungsurkunden  der  Einzelstaaten  anerkannt 
war,  macht  auch  das  Reichsgesetz:  »Die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  Kriegsgerichte  und  Standrechte 
werden  nicht  hiervon  berührt.a  Nicht  als  Ausnahmegerichte 
sind  die  reichsgesetzlich  bestellten  oder  zugelassenen  besonderen 
Gerichte,  wie  z.  B.  Gemeindegerichte,  Gewerbegerichte,  anzu- 
sehen, wenn  sie  auch  den  ordentlichen  Gerichten  gegenübei^stellt 
werden ;  doch  sind  die  Einzelstaaten  nicht  befugt,  besondere  Ge- 
richte irgend  welcher  Art  zu  bestellen  oder  zuzulassen,  welche  das 
Reichsrecht  nicht  anerkennt.  Die  einzigen,  welche  das  Reichsrecht 
zulässt,  sind  die  in  §  14  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes  auf- 
gezählten (W.  Endemann,  a.  a.  O.  S.  68). 

§  200. 

3)  Richterliches  Priifungsrecht  von  Gesetzen  und 
Verordnungen^ 

Aus  dem  allgemein  anerkannten  Grundsatze,  dass  die  Gerichte 
im  Rechtsprechen  unabhängig  und  lediglich  der  Autorität  des  Ge- 
setzes unterworfen  sind,  folgt  mit  logischer  Nothwendigkeit,  dass 
sie  auch  selbständig  zu  prüfen  haben,  ob  eine  vom  Monarchen  oder 
seinem  Ministerium  ausgegangene  allgemeine  Anordnung  ver- 
fassungs-  und  gesetzmässig  ist. 


1  Aus  der  fast  unübersehbaren  Literatur  über  das  Früfungsrecht  des  Richters 
heben  wir  folgende  Schriften  hervor,  welche  sich  für  dasselbe  aussprechen: 
K.  S.  Zacharift,  im  Archiv  für  civilistische  Praxis  (1833)  B.  XVI.  S.  145  ff. 
V.  Wächter,  Archiv  für  civil.  Praxis  (1841)  B.  XXIV.  S.  238.  Nr.  28  und  im 
württemb.  Privatrecht  B.  II  (1842)  S.  26.  v.  Vangerow,  Pandekten,  7.  Aufl. 
(1863)  B.  I.  §  12.  Anm.  1.  Q.  F.  Puchta,  Vorlesungen  über  das  heutig^  röm. 
Becht  B.  I.  S.  33  ff.  v.  Mohl,  Staatsrecht,  Verfassungsrecht  und  Politik  B.  I. 
(1860)  S.  81  ff.  B.  W.  Pfeiffer,  die  Selbständigkeit  des  Richteramts.  Göt- 
tingen 1851.  Fr.  Förster,  Theorie  und  Praxis  B.  I.  S.  34.  Qutachten  det 
Prof.  Dr.  R.  Gneist,  über  die  Frage,  soll  ein  Richter  auch  darüber  su  befinden 
haben,  ob  ein  Gesetz  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  ist.  Desgleichen 
Gutachten  des  Dr.  Jacques  aus  Wien  über  dieselbe  Frage.  In  den  Verhand- 
lungen des  rV.  deutschen  Juristentages  B.  I.  S.  212—257  (1863).  G.  Planck, 
Die  verbindliche  Kraft  der  auf  nicht  verfassungsmässigem  Wege  entstandenen 
Gesetze  und  Verordnungen,  Jahrb.  für  die  Dogmatik  des  heutigen  römischen 
und  deutschen  Privatrechts.  B.  IX.  S.  288  ff.  Gegen  dieses  Prüfungsrecht 
sprechen  sich  aus :  H.  Z  ö  p  f  1 ,  B.  II.  §  451 .  S.  576  ff.  v.  L  i  n  d  e ,  Archiv  für  civil. 
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Nach  älterem  deutschem  Beichsstaatsrechte  waren  die  Reichs- 
gerichte unzweifelhaft  berechtigt  und  verpflichtet,  Landesgesetze 
und  kaiserliche  Verordnungen  daraufhin  zu  prüfen,  ob  sie  mit  den 
Reichsgesetzen  in  Einklang  seien.   In  Bezug  auf  kaiserliche  Verord- 
nungen war  dies  Becht  sogar  reichsgrundgesetzlich  anerkaxmt  ( Wahl- 
kapitulation  Art.  16.  §  11)  und  die  Reichsgerichte  waren  angewiesen, 
kaiserliche  Verordnungen  »als  krafüos,  todt  und  nichtig«  anzusehen, 
welche  den  mit  dem  Reichstage    vereinbarten  Gesetzen  wider- 
sprachen.  Ein  gleiches  Verhaltniss  würde  sich  auch  in  den  einzelnen 
Territorien  herausgebildet  haben,  wenn  die  ursprüngliche  Theil- 
naknxe  der  Landstände  an  der  Gesetzgebung  sich  organisch  weiter 
entwickelt  hätte  (S.  449).   Nur  ausnahmsweise  aber  war  im  XVIII. 
Jahrhundert  in  Deutschland  ein  allgemeines  verfassungsmässiges 
Zustimmongsrecht  der  Landstände  zu  Gesetzen  anerkannt.     Selbst 
Moser  gesteht  zu:    «Der  Landesherr  kann  seinen  Gerichten  die 
Normen  vorschreiben,   nach  welchen  sie  Recht  sprechen  sollen« 
(Landeshoheit  in  Justizsachen  S.  178).     Erst  mit  den  neuen  kon- 
ßtitationellen  Verfassungsurkunden  dieses  Jahrhunderts  erhielt  die 
im  alteren  Territorialstaatsrechte  kaum  zur  Sprache  gekommene 
Frage  ihre  Bedeutung.     Durch  diese  Verfassungen  wurde  in  allen 
konstitutionellen  Staaten  Deutschlands  festgestellt,  dass  von  nun  an 
ein  Gesetz  nur  durch  Uebereinstimmung  der  Krone  und  der  Volks- 
vertretung zu  Stande  konmien  könne.   Dieser  Satz  hat  offenbar  den 
Zweck,  dem  Willen  der  Volksvertretung  seine  organische  Bedeutung 
im  Staatsleben  zu  sichern,  um  das  oberste  Princip  des  konstitutio- 
nellen Rechtsstaates  zur  Geltung  zu  bringen,  dass  das  Gesetz  der 
Ausdruck  des  verfetssirngsmässig  zu  Stande  gebrachten,  objektiven 
Staatswillens  sein  soll.     Wenn  die  Staatsgewalt  solche  Sätze  über 
das  verfassungsmässige  Zustandekommen  ihrer  eigenen  Willens- 
erklärungen aufstellt,  so  ist  nach  der  Bestimmung  solcher  Vor- 
schriften anzunehmen,    dass  eine  Nichtbeobachtung  der- 
selben Nichtigkeit  alles  dessen  hervorruft,   was  im 
Widerspruche  mit  denselben  geschehen  ist.   Der  Richter 
hat  nur  existentes,  gültiges  Recht  anzuwenden  und  über  dessen 

Paxii  B.  XVI.  S.  363.  H.  Bischof,  in  der  Zeitsohr.  für  Civürecht  u.  Proo. 
N.  P.  B.  XVI,  S.  235.  386.  B.  XVH.  S.  104.  253.  448.  B.  XVJH.  S.  129.  302. 
393.  Derselbe,  Das  Nothrecht  der  Staatsgewalt  in  Gesetzgebung  und Regie- 
ning  erörtert  (1860) ,  in  Lin  de's  Archiv  für  das  öffentliche  Becht  des  deutschen 
Bundes  B.  HI.  Heft  3.  L a  b  a  n  d ,  Staatsrecht  des  deutschen  Reichs  B.  II.  §  57. 
Eine  Kritik  der  älteren  Literatur  giebt  E.  v.  Stockmar  in  der  Zeitschr.  für 
CiTihecht  und  Proc.  N.  F.  B.  X.  (1853)  S.  18—78  und  S.  213—243. 
H.Sehiilze,  I)eiit8cli«B  Staatsrecht.  37 
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Existenz  und  Gültigkeit  nach  gewissenhafter  Prüfung  selbst  zu 
entscheiden.  Wie  er  diese  Prüfung  gegenüber  den  Erzeugnissen 
des  Gewohnheitsrechtes  anzustellen  hat,  so  auch  gegenüber  dem, 
was  sich  für  Gesetz  ausgiebt.  Nach  der  nothwendigen  Konsequenz 
der  konstitutionellen  Staatsordnung,  wie  nach  den  Grundsätzen 
der  deutschen  Gerichtsverfassung  und  der  Praxis  der  höchsten 
deutschen  Gerichtshöfe^,  hat  der  Richter  ein  Prüfungsrecht 
aller  von  ihm  zur  Anwendung  zu  bringenden  Normen;  er  hat  sich 
nicht  bloss  mit  den  äusseren  Bequisiten  der  Publikation  zu  be* 
gnügen,  sondern  auch  zu  untersuchen,  ob  eine  solche  Norm  auf 
verfassungsmässigem  Wege  zu  Stande  gekommen  ist.  Freilich  kann 
sich  dasselbe  nie  auf  eine  Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit,  Yer- 
nünftigkeit,  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes  beziehen.  Der  Richter 
ist  der  Diener,  nicht  der  Herr  des  Gesetzes,  aber  nur  des  wahren 
Gesetzes,  nicht  des  Scheingesetzes.  Indem  er  ein  solches  anzu- 
wenden verweigert,  vertheidigt  er  nur  den  objektiven  Willen  des 
Gesetzgebers,  der  sich  im  Zusammenwirken  der  verschiedenen 
Organe  darstellt,  gegen  die  subjektive  Willkür  eines  Organs, 
welches  die  ihm  gesteckten  staatsrechtlichen  Schranken  über- 
schreiten will.  Daher  hat  »der  Richter  das  Recht  und  die  Pflicht, 
bei  Anwendung  der  Gesetze  vorher  zu  prüfen,  ob  das,  was  sich 
als  Gesetz  ankündigt,  nach  dem  bestehenden  Yerfassungsrecht 
wirklich  Gesetz  ist,  ob  es  namentlich,  wo  dies  die  Verfassung  vor- 
schreibt, mit  ständischer  Zustimmung  erlassen  ist.  Auch  haben 
Verordnungen  und  Erlasse  des  Staatsoberhauptes  oder  der  Staats- 
regierung, deren  Inhalt  nur  in  Form  des  Gesetzes,  mit  Zustimmung 
der  Stände  hätte  aufgestellt  werden  können,  für  den  Richter  keine 
verbindliche  Kraft«.  (Formulirung  des  Grundsatzes  durch  den 
deutschen  Juristentag.] 

Man  hat  nun  behauptet,  dass  der  Richter  ausser  Stande  sei,  su 
prüfen,  ob  ein  Gesetz  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  sei. 
Er  müsste,  sagt  man,  dann  auch  prüfen,  ob  die  Wahlen  der  Wahl- 
männer und  der  Abgeordneten  gehörig  vor  sich  gegangen  seien,  ob 
die  Geschäftsordnung,  Abstimmtmg,  Stimmenzählung  u.  s.  w.  ge- 


1  Ft.  Förster  B.  I.  §  9.  S.  34  bezeugt:  »Gemeinrechtlich  und  nach  der 
Verfassung  anderer  deutscher  Staaten  ist  es  nicht  zweifelhaft,  dass  es  suxn 
Richteramt  gehört,  zu  prüfen,  ob  eine  Verordnung  yerfassungsmissig  Gesetz  ist. 
Die  Praxis  der  sächsischen,  württembergischen,  bayerischen,  kurhessischen  Ge- 
richte und  des  Oberappellationsgerichts  zu  Lübeck  best&tigt,  dass  die  Gerichte 
diese  Befugniss  haben.« 
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hörig  erfolgt  sei.  Dieser  Einwand  ist  aber  nicht  stichhaltig.  Die 
Yerfassungsnrkunden  bestimmen  vielmehr  durchweg,  dass  jede 
Kammer  über  ihre  Konstituirung,  die  Legitimation  ihrer  Mit- 
glieder, ihre  Geschäftsordnung  endgültig  zu  entscheiden  hat. 
Das  Zustandekommen  ihrer  Beschlüsse  ist  ein  Internum  ihrer 
Kollegialverfassung,  in  welches  sich  kein  Gericht  einzu- 
mischen hat.  In  diesem  Sinne  haben,  wie  Gneist  gründlich 
ausgeführt  hat,  auch  in  England  die  Grerichte  stets  splche  Formen 
als  innere  Angelegenheit  der  Häuser  angesehen  und  sich 
damit  begnügt,  dass  der  zustimmende  Beschluss  der  beiden  Häuser 
und  die  Sanktion  der  Krone  feststand. 

Wenn  die  hier  entwickelten  Grundsätze  auf  der  juristischen 
Natur  der  Sache,  wie  auf  der  deutschen  Gerichtsverfassung  beruhen 
und  somit  gemeinen  Rechtes  sind,  so  ist  doch  die  Anwendung  der- 
selben durch  die  positiv-rechtlichen  Bestimmungen  einzelner  Ver- 
fassungen ausgeschlossen.  So  bestimmt  namentlich  die  preussische 
Verfassungsurkunde  Art.  106,  welcher  das  Oldenburgische  Staats- 
gnmdgesetz  Art.  141,  das  Schwarzburg -Budolstädtische  Grund- 
gesetz §  26^  das  Schwarzburg -Sondershausensche  Landesgrund- 
gesetz §  41  u.  8.  w.  gefolgt  sind,  »dass  Gesetze  und  Verord- 
nungen verbindlich  sein  sollen,  wenn  sie  in  der  vom 
Gesetze  vorgeschriebenen  Form  bekannt  gemacht 
sind,  und  dass  die  Prüfung  der  Rechtsgültigkeit  ge- 
hörig verkündigter  königlicher  Verordnungen  nicht 
den  Behörden,  sondern  nur  den  Kammern  zusteht^ 
Danach  beschränkt  sich  hier  das  Prüfungsrecht  aUer  Behörden, 
auch  der  Gerichte,  lediglich  auf  die  Frage,  ob  die  formellen  Er- 
fordernisse der  Publikation  in  der  Gesetzsammlung  und  der  Kontra- 
signatur eines  verantwortlichen  Ministers  vorliegend 

Die  deutsche  Reichsverfassimg  hat  über  das  Prüfungsrecht  des 
Richters  hinsichtlich  der  Reichsgesetze  tmd  Reichsverordnungen 
nicht  ausdrücklich  gesprochen.     Es  bleibt  daher  bei  den  oben  ent- 

1  Fr.  Förster  a.  a.  O.  S.  33  sagt:  »Der  preussische  Richter  muss  jede 
königliche  Verordnung  befolgen,  wenn  sie  nur  gehörig  bekannt  gemacht  worden 
ist.  Die  gehörige  Bekanntmachung  hat  er  unbedingt  zu  prüfen.  Sein  juristisches 
Dasein  enthält  hiemach  das  Gesetz  durch  die  königliche  Verordnung,  welcher 
die  Gegeirzeichnung  eines  Ministers  hinzutreten  muss,  zweitens  durch  die  Ver- 
öffentlichung.« Das  Nähere  über  die  Geschichte  des  Art.  106  in  meinem  preussi- 
sehen  Staatsr.  §  175.  S.  245  ff.  Merkwürdig  ist,  dass  die  sonst  vorbildliche 
belgische  Verfassung  Art.  107  die  entgegengesetzte  Vorschrift  enthält:  »Les 
cours  et  tribunaux  n'appliqueront  les  arr^t^s  et  r^glements  g^n^raux,  proyinciaux 
et  locaux,  qu'autant,  qu'ils  seront  conformes  aux  loia«. 

37* 
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wickelten  gemeinreclitlichen  Grundsätzen  des  deutschen  Staats- 
rechtes. Der  Richter  hat  demnach  selbständig  zu  prüfen:  1)  ob 
ein  Reichsgesetz  verfassungsmässig  zu  Stande  gekommen  ist,  2]  ob 
eine  Reichsverordnung  gesetzmässig  ist.  Auch  das  Verhält- 
niss  von  Reichsrecht  und  Landesrecht  unterliegt 
seiner  Prüfung,  Da  nach  der  Reichsverfassung  die  Reichs- 
gesetze im  Konfliktsfalle,  als  absolut  gemeines  Recht,  den  Landes- 
gesetzen vorgehen,  so  ist  auch  der  Richter  verpflichtet  und  berechtigt, 
zu  prüfen,  ob  ein  von  ihm  zur  Anwendung  zu  bringendes  Landes- 
gesetz in  Einklang  mit  den  Reichsgesetzen  steht;  findet  er,  dass 
dies  bei  einer  landesgesetzlichen  Vorschrift  nicht  der  Fall  ist,  so  hat 
er  dieselbe  als  ungültig  nicht  zur  Anwendung  zu  bringen  i. 

§201. 
VI.    Gerichtsherrliche  Rechte  der  Krone. 

In  allen  deutschmonarchischen  Staaten  ist  der  Landesherr  auch 
Loihaber  der  richterlichen. Gewalt;  aber  nach  den  Grundsätzen  der 
deutschen  Justiz  übt  er  dieselbe  durch  die  Gerichte  aus,  welche 
innerhalb  ihrer  eigentlichen  richterlichen  Thätigkeit  unabhängig 
sind  von  den  Weisungen  des  Staatsoberhauptes  und  seiner  Ver- 
waltungsbehörden. Diese  Unabhängigkeit  der  Gerichte  bezieht  sich 
nur  auf  die  eigentliche  richterliche  Funktion  derselben,  nicht  auf 
ihre  sonstige  Geschäftsfühning,  die  sogenannte  Justizver- 
waltung im  Gegensatz  zur  eigentlichen  Rechtsprechtmg.  In  Be- 
treff ersterer  steht  der  Krone  ein  verfassungsmässiger  Einfluss  auf 
die  Geschäftsführung  der  Gerichte  zu,  welchen  sie  durch  das  Justiz- 
ministerium ausübt.  Dies  ist  im  konstitutionellen  Staate  das 
höchste  Centralorgan  der  Justizverwaltung,  welchem  in  dieser 
Beziehung  alle  Landesgerichte  untergeordnet  sind.  Die  Befiignisse 
dieser  Art  sind : 

1)  Die  Besetzung  aller  Gerichte  durch  den  Landes- 
herrn; Wahlrecht  und  Präsentation  findet  nirgends  mehr  statt. 
Abgesehen  von  den  durch  den  Kaiser  zu  ernennenden  Mitgliedern 
des  Reichsgerichts,  haben  jetzt  die  Landesregierungen  allein  die 
Richter  zu  ernennen,  doch  sind  sie  dabei  an  die  reichsgerichtlichen 


^  Y.  Holtsendorff,  Keichsstrafreoht  und  Landesstrafrecht  in  Dentsdi- 
land.  Leipzig  1871.  S.  16  ff.  R.  Heins e,  Das  Verhältniss  des  Eeiohflstnf- 
rechts  zum  Landesstrafrecht.  Leipzig  1871.  S.  25  ff.  Fr.  Förster,  Theorie 
und  Praxis  B.  I.  §  9.  S.  34.  Anm.  2. 
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Yorschriften  über  die  Qualifikation  und  Anstellung  richterlicher 
Beamten  gebunden. 

2]  Das  Oberaufsichtsrecht  über  alle  Gerichte  wird 
von  der  Krone  ebenfalls  durch  das  Justizministerium  ausgeübt.  Dies 
schliesst  dieBefugniss  in  sich,  Visitationen  undGeschäftsrevisionen 
aller  Civil-  und  Kriminalgerichte,  sowie  der  damit  verbundenen 
Anstalten,  z.  B.  der  Gefängnisse,  vorzunehmen,  sich  Bericht  er- 
statten, sich  statistische  üebersichten  und  Tabellen  über  die  Gre- 
schäftsthätigkeit  der  Gerichte  einsenden  zu  lassen,  wodurch  dem 
Ministerium  Gelegenheit  gegeben  vnird,  die  vorhandenen  Mängel 
kennen  zu  lernen  und  ihnen  wo  möglich  Abhülfe  zu  verschaffen. 
Damit  hängt  auch  das  Becht  zusammen,  auf  Grund  eingegangener 
Beschwerden  über  verweigerte  oder  verzögerte  Justiz  Bericht  zu  er- 
fordern und,  sofern  die  Beschwerden  begründet  gefunden  werden, 
sc^enannte  mandata  de  administranda  justitia  an  die  Gerichte  zu 
erlassen,  doch  dürfen  sich  derartige  Befehle  nie  c^uf  den  materiellen 
Inhalt  von  Bichtersprüchen  beziehen.  Beschwerden  letzterer  Art 
können  nur  im  geordneten  Instanzenzuge  der  Gerichte  erledigt 
werden,  während  Beschwerden,  welche  sich  auf  die  Disciplin  und 
den  Geschäftsbetrieb  der  Gerichte,  z.  B.  auf  angebUche  Verzögerung 
und  Verschleppung  der  Justiz  beziehen,  bei  der  vorgesetzten  Auf- 
sichtsbehörde angebracht  werden  können. 

3}  Nach  unserer  heutigen  Gerichtsverfassung  steht  der  Justiz- 
verwaltung ein  weitgehender  Einfluss  auf  die  Einleitung  eines 
Strafverfahrens  zu.  Mit  dem  Anklageprocess  hat  man  in 
Deutschland  auch  das  Institut  des  Staatsanwalts  aufgenonomen, 
welcher  nach  richtigen  Grundsätzen  nur  der  öffentliche  An- 
kläger sein  soU;  derselbe  hat  nicht  die  Unabhängigkeit  eines 
richterlichen  Beamten,  sondern  ist  von  den  Weisungen  des  Justiz- 
ministers abhängig.  Dagegen  sind  die  weitergehenden  Befugnisse, 
welche  den  Staatsanwälten  nach  dem  Vorbild  des  französischen 
ministöre  public  in  einzelnen  Staaten  zustanden,  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung  beseitigt i;  besonders  darf  ihnen  eine  Dienst- 
aufsicht über  die  Richter  nie  übertragen  werden 
(Reichsgerichtsverfassungsgesetz §  152),  noch  dürfen  sie  jemals 
richterliche  Funktion  wahrnehmen.   Im Civilprocess  tritt 


^  Eine  scharfe,  aber  gerechte  Kritik  dieses  fransösischen  minist^re  public 
giebt  F.  Y.  HoltBendorff  in  seiner  Beform  der  Staatsanwaltschaft  in 
Deutschland.  Berlin  1864.  In  gleichem  Sinne  sprechen  sich  Autoritäten  wie 
Planck,  Oneist,  y.  Bar  u.  s.w.  aus. 
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der  Staatsanwalt  ntir  bei  Ehescheidungsprocessen  auf.  Auch  ist 
die  Befugniss  der  Staatsanwaltschaft  zur  ausschliesslichen  Erhebung 
von  peinlichen  Anklagen,  das  sogenannte  Anklagemonopol, 
durch  die  Reichsgesetzgebung  wesentlich  gemildert,  indem  dem 
Verletzten,  gegen  den  ablehnenden  Beschluss  derselben,  der  Antrag 
auf  gerichtliche  Entscheidung  zusteht.  (Reichsstrafprocessordnilng 
§§17  0 — 173.)  Mit  Ausnahme  des  Oberreichsanwaltes  und  der  Reichs- 
anwälte sind  alle  Staatsanwälte  Beamte  der  Einzelstaaten  und  der 
Aufsicht  und  Leitung  der  Justizverwaltung  des  betreffenden  Bundes- 
staates unterworfen. 

Eine  materielle  Einwirkung  auf  die  Ergebnisse  der  Kriminal- 
justiz besitzt  das  Staatsoberhaupt  durch  sein  Begnadigungs- 
recht^. Begnadigung  im  weitesten  Sinne  heisst  Erlass  oder  Mil- 
derung einer  Strafe.  Durch  die  Begnadigung  wird  keineswegs  ein 
gerichtliches  Urtheil  aufgehoben  oder  verändert,  sondern  nur  eine 
dem  Strafgesetze  verfallene  Person,  ohne  dass  sie  darauf  einen  recht- 
lichen Anspruch  hätte,  von  den  gesetzlichen  Folgen  ihrer  That  ganz 
oder  theilweise  entbunden.  Durch  die  Begnadigung  wird  die  Un- 
abhängigkeit der  Gerichte  in  ihren  Urtheilen  nicht  beeinträchtigt, 
wohl  aber  findet  ein  materieller  Eingriff  in  den  Gang  der  Straf  rechts- 
pflege statt.  Daher  haben  Kant  und  andere  hervorragende  Natur- 
rechtslehrer im  vorigen  Jahrhundert  das  Begnadigungsrecht  als  einen 
Ausfluss  persönlicher  Willkür  bekämpft.  Aber  die  heutige  Wissen- 
schaft hat  diese  Auffassimg  ebenso  entschieden  verworfen,  wie  die 
heutige  Staatspraxis.  Obgleich  man  die  Möglichkeit  eines  Miss- 
brauchs dieses  Rechtes  nicht  verkennt,  so  hat  man  doch  dessen  Be- 
deutung vom  Standpunkt  einer  höheren  Gerechtigkeit  aus  würdigen 
gelernt.  Pflicht  des  Strafrichters  ist  es,  den  Artikel  des  Gesetz- 
buches auf  jeden  Fall,  welcher  logisch  unter  die  Regel  fällt,  un- 


W.  J.  Mo  ser ,  Von  der  Landeshoheit  in  Gnadensaohen,  Kap.  XObis  XIV. 
J.  Plochmann,  Das  Begnadigungsrecht.  Erlangen  1 845.  F  r.  0.  v.  Ai  n  o  1  d , 
Umfang  und  Anwendung  des  Begnadigungsrechtes.  Leipzig  1860.  J.  C.  F.  L. 
Lüder,  Das  Souyerfinetätsrecht  der  Begnadigung.  Leipzig  1860.  B.  v.  Mo  hl. 
Begnadigung,  Abolition  und  Amnestie,  in  dessmi  Staatsrecht,  Verfassungsreoht 
und  Politik  B.  11.  S.  631  ff.  Zachaiifi,  Deutsches  Staatsrecht  B.  U.  S.  237. 
§  173.  Zöpfl,  Grunds.  B.  11.  §  456.  S.  602.  Stahl,  B.  H.  §  145.  S.  706. 
Dahlmann,  Politik  S.  98.  W.  Brauer,  in  Blun t sohl i 's  Staatsrecht  B.  L 
Begnadigung  S.  762.  Amnestie  S.  197  ff.  »Das  Begnadigungsrecht,  sagt  Ber- 
ner, ist  ein  Ausfluss  der  Souveränet&t.  Es  bildet  so  naturgem&ss  ein  Recht 
des  Staatsoberhauptes,  dass  man  sich  ein  monarchisches  Staatsoberhaupt  ohne 
Begnadigungsrecht  gar  nicht  zu  denken  vermag.« 
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nachsichtlich  anzuwenden^  wenn  das  Gesetz  materiell  auch  dem 
einzelnen  Falle  keineswegs  gerecht  wird.  Sein  Urtheil  ist  hier  zwar 
Rechtens,  kann  aber  vom  Standpunkte  eines  höheren  Rechtes  dem 
Yerurtheilten  schweres  Unrecht  thun.  In  einem  solchen  Falle  kann 
der  Richter  keine  Abhülfe  gewähren.  Hier  ist  recht  eigentlich 
Platz  für  die  Crnade,  welche  ein  höheres  menschliches  Recht  an  die 
Stelle  des  positiven  Gesetzesbuchstabens  zu  setzen  hat.  Das  Staats- 
oberhaupt, als  Spender  der  Gnade,  handelt  hier  nicht  als  höhere 
lichterliche  Instanz,  sondern  als  Vertreter  einer  höheren  Rechts- 
ordnung, als  persönlich  ausgleichender  Vermittler  zwischen  dem 
Buchstaben  des  positiven  Gesetzes  und  den  Forderungen  einer 
ewigen  Gerechtigkeit.  »Der  Herrscher  stellt,  indem  er  in 
das  Recht  eingreift,  das  Recht  wieder  her.«  Daher 
kommt  das  Begnadigungsrecht  erst  dann  zur  Anerkennung,  nach- 
dem mit  der  Staatsidee  auch  das  monarchische  Recht  zur  vollen 
Durchbildung  gelangt  ist. 

Dem  einheimischen  Rechte  des  Mittelalters  war  das  Begnadi- 
gungsrecht als  staatlicher  Begriff  fremd  ^  Erschien  doch  das  Ver- 
brechen vorzugsweise  als  Verletzung  einer  privaten  Berechtigung, 
die  Strafe  als  eine  der  verletzten  Person  schuldige  Genugthuimg. 
Dagegen  war  ^das  Recht  der  Ablösung,  Ledigung  der  öffentlichen 
Strafe«  bei  XJngerichten  mit  Einwilligung  des  Richters  und  des  Ver- 
letzten zulässig  und  im  Gebrauche.  Es  war  dies  ein  Verzicht  des 
Verletzten  und  des  Richters  auf  Busse  und  Gewedde  gegen  Erlegung 
einer  Geldsumme  von  Seiten  des  Verurtheilten.  Aus  diesem  Straf- 
ablösungsrechte  entstand  aber,  indem  man  die  Lösungssumme  und 
die  Zustimmung  des  Verletzten  fallen  liess,  ein  richterliches  Be- 
gnadigungsrecht, welches  man  zuliess,  »wenn  der  Schuldige  sich 
mit  freiwilligem  Geständnisse  in  die  Gnade  des  Richters  begab.« 
Seit  dem  XVH.  Jahrhundert  wurde  das  Begnadigungsrecht  zu  den 
landesherrlichen  Regalien  gezählt,  doch  wurde  dasselbe 
noch  mit  mannigfachen  Beschränkungen  umgeben.  Ausgeschlossen 
wurde  es  bei  Verbrechen  gegen  Gott  und  göttliche  Gebote,  oder  wo 
das  Interesse  von  Privatpersonen  vorzugsweise  in  Betracht  kam. 
Erst  das  XVIII.  Jahrhundert  befreite  das  Begnadigungsrecht  von 
diesen  mittelalterlichen  Reminiscenzen  und  den  ihm  durch  die  ältere 


^  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Begnadigirngsrechts  ist  besonders 
gründlich  ausgeführt  von  Hälschner,  Geschichte  des  brandenburgisoh- 
preussischen  Strafrechta  (Bonn  1855)  und  in  seinem  preussisohen  Strafrecht 
B,  I.  S.  44  ff. 
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Doktrin  auferlegten  Beschränkungen.  Es  stellt  sich  bereits  im  Staats- 
rechte des  vorigen  Jahrhiinderts,  als  ein  allein  und  unbeschränkt 
dem  Landesherm,  in  Betreff  aller  innerhalb  seines  Territoriums 
begangenen  Verbrechen  auszuübendes  Recht  dar,  welches  folgende 
Befugnisse  in  sich  begreift : 

a)  Das  Becht  der  Abolition,  Niederschlagung  der  Unter- 
suchung;  wodurch  der  gegen  jemand  angestellte  peinliche  Process, 
bevor  noch  das  Endurtheil  vom  Bichter  gesprochen  ist,  gänzlich 
aufgehoben  wird;  b)  das  Begnadigungsrecht  im  engem  Sinn, 
jus  aggratiandi ,  wodurch  ein  Verbrecher  von  der  ihm  durch  das 
richterliche  XJrtheil  zuerkannten  Strafe  völlig  befreit  wird;  c)  das 
Milderungsrecht,  jus  mitigandi  ex  capite  gratiae,  wodurch  die 
zuerkannte  Strafe  zumTheil  erlassen  oder  in  eine  mildere  verwandelt 
wird;  d)  das  Recht  der  Restitution,  wodurch  die  gesetz- 
lichen Folgen  der  erkannten  Strafe  ganz  oder  theilweise  auf- 
gehoben werden.  Dabei  ist  es  einerlei,  ob  diese  Folgen  vor,  bei 
oder  nach  der  Erduldung  der  erkannten  Strafe  au%ehoben  werden; 
e)  die  Amnestie  bezieht  sich  auf  eine  ganze  Kategorie  von  straf- 
baren Handlungen;  dieselbe  ist  eine  Verbindung  von  Begnadigung 
und  Abolition  in  einer  grösseren  Ausdehnung  und  ohne  weiteres 
Eingehen  auf  einzelne  Fälle  und  begreift  im  Zweifel  nicht  nur  die 
Erlassung  der  Strafe,  sondern  auch  sämmtlicher  rechtlicher  Folgen 
der  Anschuldigung  imd  Verurtheilung  in  sich,  sie  bezeidimet  ein 
vollständiges  Vergessen  des  Geschehenen,  lex  oblivionis. 

Nach  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  blieb  selbstverständ- 
lich dem  deutschen  Landesherm  das  Begnadigungsrecht,  welches 
auch  in  den  neuen  Verfassungsurkimden  seine  ausdrückliche  An- 
erkennung gefunden  hat^.  Auch  nach  den  neuesten  Reichsjustiz- 
gesetzen steht  dem  Landesherm  oder  Senate  das  Recht  der  Be- 
gnadigung hinsichtlich  der  von  den  Gerichten  seines 
Landes  erkannten  Strafen  zu.  Todesurtheile  dürfen  erst  voll- 
streckt werden,  wenn  die  Entschliessung  des  Monarchen  ergangen 
isty  von  dem  Begnadigungsrechte  keinen  Gebrauch  machen  zu 
wollen.  Dagegen  ist  die  bis  dahin  in  mehreren  Staaten  zur  Voll- 
streckung des  Todesurtheils  nothwendige  Bestätigung  des  Monarchen 


1  Preuss.  Yerfassungsurkunde  Art.  49.  Bayern  Tit.  Vm.  §  4.  K.  Sachsen 
§  52.  Württemberg  §  97.  Braunschweig  Neue  Landesordnung  §  208.  Olden- 
burg Art.  10.  Sachien-Meiningen  §  106.  Für  die  Freien  Städte  wird  es  dem 
Senate  beigelegt.  Lübeck  Art.  18.  Bremen  §  57.  Hamburg  Art.  24. 
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durch  die  Beichsstrafprocessordnimg  §  485  reichsgesetzlich  aii^ 


Dem  überall  anerkannten  Begnadigungsrechte  sind  aber  durch 
die  neueren  Verfassungen  gewisse  Schranken  gezogen.  Ueberall  ist 
dasselbe  bei  Verurtheilungen  von  Ministem  wegen  Amtshandlungen 
entweder  ganz  ausgeschlossen  oder  die  Ausübung  nur  auf  Antrag 
der  anklagenden  Kammer  zulässig.  (Preuss.  Yerfassungsurkunde 
Art.  49.  Bayerisches  Gesetz,  betreffend  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister,  vom  4.  Juni  1 848,  Art.  1 2 .  Sächsische  Verfassungsurkunde 
§  150.  Württembergische  Verfassung  §  265.  Sachsen-Weimarisches 
Staatsgrundgesetz  §59.  Sachsen-Meiningen  §106.  Sachsen-Coburg- 
Gotha  §176.  Oldenburg  Art.  10.)  Das  Hecht  der  Niederschlagung 
haben  einige  Verfassungen  völlig  aufgehoben  (Bayerische  Verfassung 
Vni,  §  4),  andere  wenigstens  bei  gewissen  Arten  von  Verbrechen 
ausgeschlossen.  (Hessische  Verfassung  Art.  50.  Braunschweigische 
Neue  Landesordnung  §  208.)  Wo  es  noch  beibehalten  worden  ist, 
wird  die  Ausübung  desselben  an  das  Gutachten  des  obersten  Ge- 
richtshofes (Braunschweigische  Neue  Landesordnung  §  208)  oder  an 
die  Zustimmung  der  Kammern  geknüpft.  (Preussische  Verfassungs- 
urkunde Art.  49 :  »Der  König  kann  bereits  eingeleitete  Unter-' 
suchungen  nur  auf  Grund  eines  besonderen  Gesetzes  nieder- 
schlagen.«) 

Nirgends  ist  die  Gewährung  der  Gnade  von  einem  Gesuche 
des  Verurtheilten  abhängig,  sie  kann  vielmehr  als  ein  wesentlich  im 
öffentlichen  Literesse  vorzunehmender  Akt  auch  aus  der  eigenen 
Initiative  der  Krone,  selbst  gegen  den  Willen  des  rechtskräftig 
Yerurtheilten  erfolgen.  Selbstverständlich  ist  es,  dass  der  Straf-: 
erlass  Privatrechte  Dritter  nicht  beeinträchtigen  darf,  dass  nament- 
lich Ansprüche  eines  durch  die  strafbare  Handlung  Verletzten  auf 
Schadenersatz  durch  einen  Begnadigungsakt  in  keiner  Weise  be- 
seitigt werden  können. 

Das  von  den  früheren  römischen  Kaisem  auf  die  deutschen  Kaiser 
und  Landesherren  übertragene  Kecht  der  Ertheilung  von 
Moratorien,  d.  h.  die  Befugniss,  einem  Schuldner  eine  Frist  zur 
Bezahlung  einer  fälligen  Schuld  zu  gewähren^  war  bereits  durch 
viele  Verfassungen  und  Gesetze  der  Einzelstaaten  aufgehoben,  ist 
aber  gemeinrechtlich  für  ganz  Deutschland  durch  die  Reichsjustiz- 
gesetzgebung beseitigt.  (Einführungsgesetz  zur  Reichscivilprocess- 
ordnung  §  14.)  
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Drittes  Kapitel. 
Die   Verwaltung. 

§  202. 

Anordnung  des  Stoffes. 
Kein  Staat  kann  sich  darauf  beschränken,  Gesetze  zu  geben, 
d.  h.  allgemeine  abstrakte  Rechtssätze  aufzustellen,  er  muss  viel- 
mehr  mit  seiner  Thätigkeit  in  den  einzelnen  Fall  eingreifen  und 
denselben  beherrschen,  soweit  dies  nöthig  ist,  um  die  staatlichen 
Aufgaben  zu  erfüllen.  Es  gilt  dies  zunächst  von  der  Hauptaufgabe 
des  Staates,  der  Aufrechterhaltung  der  Bechtsordnung;  auch  hier 
genügt  es  nicht,  Rechtssätze  aufzustellen,  sondern  es  kommt  darauf 
an,  den  Rechtsschutz  im  einzelnen  Falle  praktisch  zu  handhaben. 
Dies  ist  die  Aufgabe  der  richterlichen  Gewalt,  welche  im  zweiten 
Kapitel  ihre  Darstellung  gefunden  hat.  Damit  erschöpft  sich  aber 
die  Aufgabe  des  Staates  nicht.  Ausser  dem  Rechtsschutze  liegen 
dem  Staate  noch  andere,  sehr  umfassende  Aufgaben  ob ;  so  der 
Schutz  seines  Gebietes  und  seiner  Angehörigen  gegen  Angriffe  an- 
derer Staaten,  so  die  Pflege  der  Wohlfahrt  des  Volkes  nach  allen 
Richtungen,  so  die  Beschafiung  der  materiellen  Mittel  für  alle 
diese  Zwecke.  Die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  kann  durch  Auf- 
stellen abstrakter  Regeln  nicht  erreicht  werden,  sondern  es  bedarf 
hier  einer  ununterbrochenen,  allumfassenden  Thätigkeit,  welche 
sich  zwar  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  zu  be- 
wegen hat,  sich  aber  im  einzelnen  Falle  durch  Erwägungen  der 
Zweckmässigkeit  und  der  Wohlfahrt  bestimmen  lässt.  Die  positiven 
Motive  ihres  Handelns  entnimmt  sie  nicht  dem  Gesetze,  sondern 
ihrer  Auffassung  von  der  möglichst  vollkommenen  Erreichung  der 
Staatszwecke.  Die  Gesammtheit  dieser  Thätigkeit,  welche  neben 
der  Gesetzgebung  und  Justiz  den  Aufgaben  des  Staates  gerecht  zu 
werden  sucht,  nennen  wir  Staatsverwaltung;  sie  ist  die  Lei- 
tung der  öffentlichen  Thätigkeit  für  das  Gemeinwohl,  positiv  be- 
stimmt durch  Erwägungen  der  Zweckmässigkeit,  negativ  begrenzt 
durch  das  Gesetz  (S.  30).  In  den  Bereich  der  Rechtswissenschaft 
gehören  nur  die  Rechtsregeln,  welche  die  Staatsverwaltung 
normiren.  Verwaltungsrecht,  während  die  Z weckmässigkeits- 
erwägungen,  die  die  einzelnen  Zweige  der  Verwalttmg  bestimmen, 
die  Yerwaltungslehre  ausmachen. 
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Was  nun  die  weitere  Gliederung  der  gesammten  Verwaltungs- 
thätigkeit  betrifft,  so  sind  zunächst  die  inneren  und  äusseren 
Verhältnisse  des  Staates  zu  unterscheiden,  indem  bei  jenen  die 
Staatsgewalt  lediglich  ihren  TJnterthanen  gegenübertritt,  bei  diesen 
ihre  Beziehungen  zu  anderen  selbständigen  Staaten  in  Betracht 
kommen. 

Im  Bereiche  des  Innern  ist  als  erster  Gegenstand  der  Verwal- 
tung das  eigene  wirthschaftliche  Leben  des  Staates  zu  besprechen, 
dessen  juristische  Seite  sich  als  das  Recht  der  Finanzverwal- 
tnng  darstellt.  Dieselbe  hat  die  Aufgabe,  für  alle  Staatsverrich- 
tongen  ohne  Ausnahme  die  materiellen  Grundlagen  zu  beschaffen, 
ihre  Zwecke  zu  fordern,  ohne  jemals  sich  sett)st  als  Zweck  zu 
setzen  (Erster  Abschnitt.   Hecht  der  Finanzverwaltung). 

Das  zweite  Gebiet  ist  das  der  sogenannten  inneren  Ver- 
waltung. Zu  den  Forderungen  des  Rechtsstaates  treten  die 
des  Kulturstaates,  welche  durch  die  innere  Verwaltung  ins 
Leben  gefuhrt  werden  sollen.  Während  diese  Thätigkeit  an- 
fangs vorherrschend  nur  einen  negativen  Charakter  hat,  steckt  sie 
sich  später  immer  mehr  positive  Aufgaben,  indem  sie  als 
Volkswirthschaftspflege  den  Wohlstand,  als  Bildungs- 
pflege die  Bildung  der  Staatsangehörigen  zu  fordern  sucht, 
indem  sie  ihnen  in  allen  ihren  vernünftigen  Bestrebungen  die 
Hand  reicht  und  ihnen  besonders  diejenigen  Bedingungen  der  £nt- 
Wickelung  darbietet,  welche  sich  die  Privatkrafk  zu  verschaffen 
nicht  im  Stande  ist.  Die  rechtliche  Seite,  der  inneren  Verwaltung 
wird  im  zweiten  Abschnitt  »Recht  der  inneren  Verwaltung« 
dargestellt. 

Jeder  selbständige  Staat  hat  aber  auch  Beziehungen  zu  an- 
deren selbständigen  Staaten,  auswärtige  Verhältnisse.  Die 
friedlichen  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  werden  durch  das 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gepflegt,  welchem 
die  Verwaltung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu- 
steht. Um  seine  staatliche  Selbständigkeit  mit  Erfolg  gegen  wider- 
rechtliche Angriffe  zu  vertheidigen,  um  seine  Stellung  im  Staaten- 
system  zu  behaupten,  um  seinen  Ansprüchen  Nachdruck  zu  geben 
und  in  letzter  Instanz  sich  durch  Selbsthülfe  Recht  zu  schaffen, 
bedarf  ein  selbständiger  Staat  eines  Heeres,  dessen  Errichtung, 
Unterhaltung,  Befehligung  und  Verwendung  für  Kriegszwecke  ein 
wichtiges  Attribut  jeder  souveränen  Staatsgewalt  ist.  Durch  die 
Gründung  des  norddeutschen  Bundes,  jetzt  durch   die  deutsche 
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Reichsverfassung,  ist  die  völkerrechtliche  Vertretung  und  die 
Kriegsherrlichkeit  in  ihren  wesentlichen  Punkten  auf  das  deutsche 
Beich  übergegangen.  Obgleich  den  Gliederstaaten  noch  einzelne 
Reste  dieser  Befugnisse,  in  einem  partikularen  Gesandtschafts- 
recht, in  einer  Kontingentsherrlichkeit  verblieben  sind,  so  fallt 
doch  unzweifelhaft  jetzt  der  Schwerpunkt  der  Verwaltung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  und  des  Heeres  in  das  Reichsstaats- 
recht. Es  ist  daher  methodisch  geboten,  diese  beiden  Lehren 
im  zweiten  Buch,  dem  Reichsstaatsrecht,  im  Zusammenhange  zu 
behandeln,  wobei  auch  dann  die  untergeordneten  Rechte  der  Ein- 
zelstaaten auf  diesen  Gebieten  die  nöthige  Berücksichtigung  finden 
werden.  Dagegei^  sind  im  Landesstaatsrecht  eingehend  zu  be- 
handeln : 

Abschnitt  I:  Das  Recht  der  Finanzverwaltung. 
Abschnitt  11:  Das  Recht  der  inneren  Verwaltung. 
Abschnitt  HI:  Die  Rechtskontrollen  der  Verwal- 
tung. 
Obgleich  es  sich  bei  diesem  dritten  Abschnitt  eigentlich  um 
eine  Rechtsprechung  handelt,  so  hängt  dieselbe  doch  mit  der  Ver- 
waltung so  eng  zusammen,  dass  sie  nur  in  Verbindung  mit  dieser 
wissenschaftlich  verstanden  und  dargestellt  werden  kann. 


Erster  Abschnitt. 
Das  Beoht  der  Finanaverwaltang  K 

§203. 

Im  Allgemeinen. 
Alle  grossen  umfassenden  Aufgaben,  mögen  sie  noch  so  gei* 
stiger  Natur  sein,  bedürfen  zu  ihrer  Verwirklichung  im  Leben  ma- 
terieller Mittel,  nämlich  menschlicher  EJrilfte  und  sachlicher  Güter. 
So  vor  Allem  die  Aufgaben  des  Staates.  Der  Umfang  und  die  Be- 

1  Die  Finanzwissenschaft  wurde  früher  in  Deutschland  in  Verbindung  mit 
den  sogenannten  Kameralwissenscbaften  dargestellt  und  beschftftigte  sich,  als 
fiskalische  Jurisprudenz,  besonders  mit  den  landesherrlichen  Regalien.  In  dieser 
Richtung  verfasste  Kaspar  Klo ck  sein  Werk  »de  aerario«,  Nürnberg  1B51. 
2.  Ausg.  1671.  Derselbe,  tractatus  nomico-politicus  de  contributionibus. 
Prancof .  1656.  Zu  dieser  juristischen  Seite  trat  dann  in  V.  L.  t.  Se  o  k  en  d  o  r  f  f  *8 
»Deutschen  Fürstenstaate«  eine  eingehende  Behandlung  der  eigentlichen  Finans- 
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deutung  dieser  Mittel  erweitert  sich  mit  den  Aufgaben,  welche  eich 
der  Staat  steckt.  Mit  den  Aufgaben  wachsen  aber  auch  die 
Ausgaben  des  Staates.  Es  macht  sich  mit  steigender  Kultur 
überall  »das  Gesetz  des  wachsenden  Staatsbedürfnissesa 
geltend.  Der  moderne  Staat  nimmt  daher  die  Kräfte  seiner  TJnter- 
thanen  ganz  anders  in  Anspruch,  als  der  wenig  leistende  und  wenig 
ausgebende  Staat  des  Mittelalters.  Aber  der  Staat  der  Gegenwart 
erhöht  nicht  nur  die  Ansprüche  an  seine  XJnterthanen,  er  macht 
sie  auch  in  anderer  Weise  geltend,  als  der  des  Mittelalters. 
Wahrend  letzterer  sich  wesentlich  auf  die  Naturaldienste 
seiner  XJnterthanen  stützte,  wendet  ersterer  sich  in  umfassender 
Weise  an  ihr  Vermögen.  Die  mittelalterliche  Naturalwirth- 
schaft  verwandelt  sich  beim  Privatmann,  wie  beim  Staate,  nach 
gleichen  Gesetzen,  in  die  moderne  Geldwirthschaft,  d.  h.  der 
Staat  beschafft  sich,  soweit  als  möglich,  alle  zur  Verwirklichung 
seiner  umfassenden  Aufgaben  dienenden  Mittel,  sowohl  Menschen- 
kräfte,  als  Sachgüter,  durch  das  Medium  des  Geldes.  Die  Wirth- 


verwaltung  eines  deutschen  Territoriums,  mit  Hegeln  für  Buchführung,  Domänen- 
verwaltung,  Steuererhebung  u.  s.  w.  Die  erste  selbständige  Behandlung  der 
Finanzwissenschaft  verdankt  Deutschland  G.  H.v.Justi,  dessen  Staatswirth- 
schaft  1752,  dessen  System  der  Finanzwissenschaft  1766  erschien.  Seitdem  ist 
die  Wissenschaft  in  Deutschland  weiter  gepflegt  worden.  Die  Hauptwerke  sind : 
Oraf  J.  V.  Soden,  Nationalökonomie  B.  VI.  (1811),  hat  auch  den  besonderen 
Titel:  »Staatsfinanzwissenschaft«,  y.  Jakob,  Die  Staatsfinanzwissenschaft. 
Halle  1821.  2.  Ausg.  von  Eiselen  1837.  Frhr.  v.  Malchus,  Handbuch  der 
Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltung.  Stuttgart  1830.  Durch  Gründlich- 
keit und  reiches  Material  zeichnet  sich  aus  K.  H.  Bau ,  Grundsätze  der  Finanz- 
wissenschaft, völlig  neu  bearbeitet  und  auf  die  Höhe  der  gegenwärtigen  Wissen- 
schaft erhoben  durch  A.W  agner,  7.  Aufl.  Leipzig.  1. 1879.  IL  1880.  VergLauch 
den  letzteren  Artikel  »Staatshaushalt«  in  Kentzsch,  Handw.  der  Volkswirth- 
achaftslefare  (1866).  E.  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  in  Bluntschli's 
Staatsw.  B.  X.  S.  71 — 182.  L.  v.  Stein,  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft. 
4.  Aufl.  2  Bde.  Leipzig  1878.  In  allen  diesen  Werken  über  Finanzwissenschaft 
ist  die  juristische  Seite  nur  nebensächlich  behandelt.  Eine  besondere  Darstellung 
des  deutschen  Finanzrechtes,  mit  Hervorhebung  der  staatsrechtlichen  Mo- 
mente giebt  es  nicht;  dagegen  behandeln  alle  Staatsreohtslehrer  dasselbe  in 
ihren  Systemen,  so  Xlüber§  393  ff.,  Gönner  §432  fi".  Leist§221.  Zöpfl, 
Gkrunds.  Th.  n.  S.  482  ff.  H.  A.  ZachariäB.  H.  §  261  ff.  S.  394  ff.  v.  Mohl, 
Württemb.  Staatsrecht  Th.  H.  §  274  ff.  v.  R  ö  n n  e ,  Preuss.  Staatsr.  B.  I.  Abth.  I. 
§  63  ff.  Von  der  Finanzgewalt  S.  377—457.  B.  11.  Abth.  11.  Von  der  Finanz- 
Verwaltung  §  512  ff.  S.  574—733.  Vom  allgemein  staatsrechtlichen  Standpunkt 
behandeln  das  Finanzwesen :  v.  Ar  et  in ,  Staatsrecht  der  konstitutionellen  Mo- 
narchie, fortgesetzt  von  Rotteck  II.  S.  295  (1827).  Schmitthenner, 
Grundriss  der  polit.  Wissenschaften  B.  I.  S.  215.  (1830).  Schön,  Die  Staats- 
wissenschaft S.  311—360.  (1830).  Stahl,  Philos.  des  Rechts  11.  2.  §  120  ff. 
Bluntschli,  Allg.  Staatsr.  B.  IL  B.  X.  Kap.  I— VI. 
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Schaft  des  Staates  gleicht  darin  der  Wirthschaft  der  Privaten,  das» 
sie  die  Aufgabe  hat,  die  durch  die  wirthschaftlichen  Bedürfnisse 
erzeugten  Ausgaben,  den  Bedarf,  durch  entsprechende  Ein- 
nahmen zu  decken  und  das  Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben 
und  Einnahmen  herzustellen  und  zu  erhalten.  Beide  Wirthschaften 
stehen  somit  unter  den  gleichen  Kegeln,  welche  aus  dem  Wesen 
der  Wirthschaft  überhaupt  entspringen;  dennoch  sind  sie 
auch  wieder  sehr  verschieden  und  folgen  anderen  Gesetzen, 
indem  die  Staatswirthschaft  sich  nicht  nur  durch  ihre  Gross- 
artigkeit und  Mannigfaltigkeit,  sondern  auch  durch  ihr  inneres 
Wesen,  besonders  durch  ihre  Zwecke  und  die  Art  der  Ein- 
künfte, welche  sie  aus  der  ganzen  Fülle  des  Volksvermögens 
schöpft,  von  der  Privatwirthschaft  unterscheidet.  Die  systema- 
tische Entwickelung  der  Kegeln,  welche  sich  auf  die  Führung  des 
Staatshaushaltes,  auf  die  Besorgung  der  Staatsausgaben,  die  Be- 
schaffung der  Staatseinnahmen  und  die  Herstellung  des  wirth- 
schaftlichen Gleichgewichts  zwischen  beiden  beziehen,  bilden  den 
Inhalt  der  Finanzwissensch af t.  Aber  nur  soweit  es  sich  darum 
handelt,  die  Ausübimg  der  Staatsgewalt  auf  dem  Gebiete  des  Fi- 
nanzwesens rechtlich  zu  bestimmen,  die  Befugnisse  der  ver- 
schiedenen zusammenwirkenden  Organe  auf  diesem  Gebiete  gegen 
einander  abzugrenzen,  haben  wir  es  hier  mit  den  Finanzen  zu 
thun.  Nicht  die  Finanzwissenschaft,  nur  das  Finanz  recht,  iBt 
unsere  Aufgabe.  Dies  aber  steht  im  engsten  Zusammenhange  mit 
der  staatsrechtlichen  Gesammtentwickelung,  besonders  mit  der 
Ausbildung  des  Begriffes  der  Staatspersönlichkeit.  Erst  mit 
der  Anerkennung  dieser  arbeitete  sich  aus  der  fürstlichen  Patri- 
monialherrschaft  des  Mittelalters  eine  wahre  Staatswirthschaft 
heraus,  wurde  der  Staat  als  das  Subject  vermögensrechtlicher  Be- 
ziehungen anerkannt,  kam  der  Begriff  eines  wahren  Staatsver- 
mögens zum  Durchbruche. 

§  204. 
I.  Vom  StaatBvermögen. 

Die  Persönlichkeit  des  Staates  in  ihren  vermögensrechtlichen 
Beziehungen  wird  als  Fiskus  bezeichnet.  Man  darf  sich  die  Sache 
nicht  so  denken,  als  ob  der  Staat  mehrere  Persönlichkeiten 
bildet   eine  staatlich  herrschende  und  eine  private,  vermögens- 


^  Dies  war  die  bedenkliche  Tendenz  der  unter  K  am ptz'sohem  Einflüsse 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Die  Verwaltung.  577 

rechtliche;  welche  sich  einander  nichts  angehen.  Der  Staat  ist  nur 
eine  Persönlichkeit  mit  verschiedenen  Seiten,  die  principale  ist  die 
staatlich  beherrschende,  publicistische ;  hier  ist  der  Staat  recht 
eigentlich  in  seiner  Lebenssphäre;  aber  damit  er  seiner  Au%abe 
genügen  kann,  bedarf  er  materieller  Mittel  und  muss  in  den  privat- 
rechtlichen  Verkehr  eintreten  können.  Zu  diesem  Zwecke  wird  er 
als  Subjekt  von  Vermögensrechten  gedacht  und  erscheint  hier  in 
einer  Nebeneigenschaft,  welche  nuf  vorhanden  ist^  um  seiner 
Hauptaufgabe,  der  staatlichen  Beherrschung,  zu  dienen.  Auch 
hat  jeder  Staat  nur  Einen  Fiskus.  Wenn  man  von  Müitär-, 
Zoll-,  Steuer-,  Domänenfiskus  spricht,  so  bezeichnet  man  damit  nicht 
mehrere  PersönUchkeiten,  sondern  nur  verschiedene  Behörden 
und  Kassen  derselben  Person,  welche  aus  Grriinden  der  Verwal- 
tungsordnim^  äusserlich  getrennt  sind,  weshalb  z.  B.  Kompensa- 
tionen unter  ihnen  nicht  -  zulässig  sind  und  jeder  gerade  an  die 
Kasse  zahlen  muss,  welcher  er  verpflichtet  ist  (v.  Könne,  Bd.  11. 
Abth.  n.  S.  586.  ünger,  Oesterr.  Privatrecht,  Bd,  I.  S.  337. 
Nr.  27).  Anders  steht  jetzt  die  Sache  im  deutschen  Beiche.  Ne- 
ben dem  Landesfiskus  steht  jetzt  als  selbständige, 
getrennte  Persönlichkeit  der  Fiskus  des  deutschen 
Reiches.  Wie  in  unserem  ganzen  bundesstaatlich  gegliederten 
Staatsleben  ein  Dualismus  vorhanden  ist,  indem  gewisse  Staats- 
aufgaben durch  das  Beich,  andere  durch  die  Einzelstaaten  besoi^ 
werden,  so  ist  auch  eine  Duplicität  des  Fiskus  unvermeidlich. 
Während  der  deutsche  Bund  sich  nie  zum  Begriffe  eines  Bundes- 
fiskus erhoben  hatte  und  mit  einem  blossen  Gesellschaftsvermögen 
auskam,  war  mit  der  Schöpfung  des  norddeutschen  Bundes,  jetzt 
des  deutschen  Reiches,  ein  Fiskus  von  selbst  gegeben,  da  mit 
jedem  wirklichen  Staate  die  Existenz  eines  Fiskus  nothwendig  ver- 
bunden ist,  wie  ein  solcher  auch  durch  die  Bimdes-  und  Beichs- 
gesetzgebung  ausdrücklich  anerkannt  ist.  Der  Staat  in  vermögens- 
rechtUcher  Beziehung  hat  in  der  Regel  nur  diejenigen  Rechte, 
welche  Privatpersonen  zustehen;  Ausnahmen  müssen  ausdrücklich 
bestimmt  sein,  doch  giebt  es  in  aUen  deutschen  Staaten  noch  solche 
Ausnahmerechte,  privilegia  fisci.  Da  das  Reich  für  verschiedene 
Staatsaufgaben  ganz  an  die  Stelle  des  Einzelstaates  getreten  ist,  so 
muss  der  jetzt  theilweise  an  die  Stelle  des  Landesfiskus  gerückte 


entstandenen  »Staatsministeiialbelehrui^  für  die  Landgerichte«  in  Preussen  von 
1831.   Veigl.  mein  preuss.  Staatsi.  B.  ü.  S.  366. 
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Reichsfiskus  alle  diejenigen  Privilegien  und  Eechte  haben,  welche 
das  Landesrecht  dem  Landesfiskus  zuweist.  Li  Bezug  auf  die  Be- 
freiung Yon  Steuern  und  anderen  dinglichen  Lasten,  sowie  in  Bezug 
auf  den  Gerichtsstand,  hat  dieser  Grrundsatz  eine  ausdrückliche 
reichsgesetzliche  Anerkennung  gefunden  (Reichsgesetz  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  zum  dienstlichen  Gebrauche  einer  Reichs- 
verwaltung bestimmten  Gegenstände  vom  25.  Mai  1873,  §  1) ;  er 
muss  aber  auch  hinsichtlich  der  privatrechtlichen  Bevorzugungen 
gelten  ^  Der  allgemeine  Gerichtsstand  des  Fiskus  wird  durch  den 
Sitz  der  Behörde  bestimmt,  welche  berufen  ist,  den  Fiskus  in  einem 
Rechtsstreite  zu  vertreten  (Reichscivilprocessordnung  §  20) . 

Das  Staatsvermögen  zerfällt  nach  seiner  Zweckbestimmung  in 
zwei  Hauptbestandtheile,  in  Gebrauchsvermögen  und  wer- 
bendes Vermögen,  wofür  auch  Yerwaltungsvermögen 
tmd  Finanzvermögen  gesagt  wird.  >  Unter  Grebrauchsvermögen 
des  Staates  versteht  man  den  LibegrifF  derjenigen  Gegenstände, 
welche  nicht  dazu  bestimmt  sind,  dem  Staate  einen  Ertrag  zu  geben 
imd  eine  Quelle  von  Einnahmen  zu  sein,  sondern  welche  in  ihrer 
Benutzung  nur  als  Mittel  für  öffentliche  Zwecke  zu  dienen  haben 
(z.  B.  Kasernen,  Festungswerke,  Gerichtsgebäude,  Strassen,  Wege, 
Museen,  Bibliotheken) ;  sie  erscheinen  als  Gebrauchsgegenstände, 
welche  als  Inventar  zu  den  einzelnen  Zweigen  der  Verwal- 
tung gehören,  sie  stehen  daher  regelmässig  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium, sondern  unter  den  Chefs  der  betreffenden  Verwal- 
tungszweige. Die  Gegenstände  des  werbenden  Vermö- 
gens dienen  nicht  unmittelbar  den  Staatszwecken, 
sondern  liefern  nur  dem  Staate  Erträge,  durch  welche 
er  einen  grösseren  oder  kleineren  Theil  seiner  Ausgaben  decken 
kann.  Während  die  Gegenstände  des  Gebrauchsvermögens  durch 
die  selbständigen  Zwecke  der  einzelnen  Verwaltungszweige  be- 
stimmt werden,  erscheint  Erwerb,  Besitz,  Verwaltung  und  Ver- 
äusserung  der  Gegenstände  des  werbenden  Vermögens  nur  ab- 
hängig von  finanziellen  Rücksichten.  Als  Lihaber  des  Gebrauchs- 
vermögens kommt  zwar  der  Staat  auch  in  seiner  privatrechtlichen 
Stellung,  als  Fiskus,  in  Betracht,  wird  aber  in  der  Behandlung 
dieser  Gegenstände  wesentlich  durch  die  öffentlichen  Rücksichten 
<}er  einzelnen  Verwaltungszweige  bestimmt. 

i  L  a  b  a  n  d ,  Das  Finanzrecht  des  deutschen  Reichs.  Annalen  des  deutschen 
Reiches.  Jahrg.  1873.  S.  411.  G.  Meyer  §  208.  S.  542.  Dernburg,  Preuss. 
Privat!.  §  57. 
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§  205. 
II.    Oeschiohtliche  Entwicklung  des  deutsohen  Finansreohtes^ 

Im  ständischen  Territorialstaate  hatte  der  Landesherr  nicht 
bloss  alle  Kosten  seiner  Hofhaltung,  sondern  auch  die  der  Landes- 
Verwaltung  aus  seinen  eigenen  Einkünften  zu  decken.  Als 
solche  galten  die  Einnahmen  aus  den  sogenannten  Kammer- 
gütern (S.  199),  den  Grundzinsen  der  landesherrlichen  Hinter- 
sassen tmd  den  nutzbaren  Begalien.  Die  Steuern  der  Unter- 
thanen  erschienen,  soweit  sie  nicht  herkömmlich  für  gewisse 
Fälle  feststanden,  als  freiwillige  Beiträge  derselben,  zu 
deren  Leistung  sie  nur  in  Folge  der  Bewilligung  der  Land- 
stande verbunden  waren  (Beden).  In  allen  deutschen  Territorien 
bestanden  zwei  getrennte  Vermögensmassen :  das  Kamm  er  gut, 
als  dessen  Eigenthümer  die  landesherrliche  Familie  erschien,  und 
das  Landesvermögen,  d.  h.  die  landschaftliche  Steuerkasse  und 
die  aus  ihren  Mitteln  erworbenen  Güter,  welche  der  Landschaft, 
d.  h.  der  Korporation  der  Landstände,  gehörten.  Da  jedoch  dies 
Kanunergut  nach  wie  vor  die  Grundlage  der  territorialen  Finanz- 
wirthschaft  bildete,  so  war  die  Veräusserung  von  Kammervermögen 
und  die  Aufnahme  von  Kammerschulden  überall  an  die  Zustim- 
mung der  Landstände  gebunden.  Das  Kammergut  war  nach  der 
allgemein  geltenden  Bechtsauffassung  S t ammgu t  der  landes- 
herrlichen  Familie,  welches  die  spätere  Doktrin  in  das  Gewand 
des  Familienfideikommisses  kleidete.  Nie  aber  war  das  Kam- 
mergut  Privateigenthum  derselben  oder  des  Landesherm, 
sondern  ein  in  erster  Linie  zu  öffentlichen  Zwecken 
bestimmtes  Vermögen,  an  welchem  das  ganze  Land  ein  Inter- 


1  K.  D.  Hüllmann,  Deutsche  Finanzgeschiohte  des  Mittelalters.  Berlin 
1805.  K.  H.  Lang,  Historische  Entwicklung  der  deutschen  Steuerverfassung 
seit  denSLaxolingem  bis  auf  unsere  Zeiten.  Berlin  1793.  K.  W.  v.  Ulmenstein, 
Versuch  einer  kurzen  System,  und  histor.  Einleitung  in  die  Lehre  des  deutschen 
Staatsrechtes  von  Steuern  und  Abgaben  reichsständischer  Unterthanen  und  dem 
Stenerrechte  der  Reichsstfinde.  Erlangen  1794.  Far  das  Finanzrecht  der 
deutschen  Territorien  wichtig  sind  die  Schriften  von  Kaspar  Klock,  de 
aerario (Nürnberg  1 65 1 )  und  de  contributionibus  (Frankfurt  1 655 ).  Q.D.  Strube, 
de  ooUectarum  et  aerariorum  provincialium  origine  in  seinen  observ.  jur.  et  bist, 
gema.  Nr.3.  p.  89—164(1740)  4.  DesselbenAbhandlunglX.,  von  dem  Steuer- 
wemen  und  des  Adels  Steuerfreiheit  in  den  mittleren  Zeiten,  in  seinen  Neben- 
stunden  Th.  ü.  S.  278—351 .  J.  J.  M  o  s  e  r ,  Landeshoheit  in  Steuersachen,  1 773. 
Seckendorff's  deutscher  Fürstenstaat. 

H.  8 elml  le ,  Dentselies  Stoatereclit.  38 
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esse  hattet  Es  war  ein  »Annexum  der  Landeshoheita. 
Die  »Insuf&cienz  des  Kammergutesa  bildete  die  erste  Voraus- 
setzung jeder  Steuerforderung.  Die  Steuern  hatten  einen 
durchaus  subsidiären  Charakter.  Die  Verwaltung  der 
Kammergüter,  Gefälle  und  sonstigen  eigenen  landesherrlichen  Ein- 
nahmen waren  einem  fürstlichen  Kammerkollegium  übertragen, 
dessen  Hauptverrichtung  darin  bestand:  »Erstlich,  dass  die  herr- 
schaftlichen Intraden  und  Gefälle  richtig  und  nützlich  eingebracht 
und  zur  fürstlichen  Kammer  oder  Dero  Disposition  geliefert  und 
bereit  gehalten  werden.  Zum  andern,  dass  der  ganze  Ertrag  zu 
aller  fürstlichen  Nothdurft  und  Erforderung  gebührlich  und  ver- 
nünftig dispensirt,  ausgetheilt  und  verwendet  werde«  (S  ecken - 
dorff  a.  a.  O.).  Der  landesherrliehen  KammerkaBse  stand  die 
landschaftliche  Steuerkasse  gegenüber,  in  welche  die  von 
den  Landständen  bewilligten  Steuern  flössen.  TJeberall  stand 
den  Landständen  nicht  nur  die  Bewilligung  der 
Steuern,  sondern  auqh  eine  weitgehende  Theilnahme 
an  ihrer  Erhebung  und  Verwaltung  zu,  besonders  zu 
dem  Zwecke,  um  ihnen  eine  Kontrolle  zu  gewähren,  dass  die 
Steuern  nur  zu  dem  vereinbarten,  nicht  zu  fremdartigen  Zwecken 
verausgabt  würden 2.  Eine  Beschränkung  erfuhr  das  Steuer- 
bewilligungsrecht der  Landstände  dadurch,  dass  den  Landesherren 


^  Gewissen  jetzt  hier  und  da  hervortretenden  Tendenzen,  das  Kammeigut 
zum  reinen  Privateigenthum  umstempeln  zu  wollen,  gegenüber  ist  es  am  Platze,  an 
dessen  allgemein  anerkannten  Rechtszustand  zu  Reichszeiten  zu  erinnern .  So  be- 
zeugt der  Kanzler  St r übe  in  seinem  Unterricht  von  Regierungssachen  für  den 
Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts:  »dass  in  Deutschland  gemeiniglich  die  landes- 
herrlichen Kammergüter  alle  Regierungsbeschwerden  tragen,  die  Landst&nde 
hingegen  nur  dann  dazu  beitragen  müssen  1)  wenn  sie  aus  den  DomanialgefiJlen 
nicht  bestritten  werden  können,  2)  die  Reichsgesetze  solche  den  Unterthanen 
auflegen,  3)  oder  selbige  sich  zu  deren  Abführung  verbindlich  gemacht  haben.« 

8  Darüber  sind  alle  Reichspublicisten  einig,  so  sagt  M.  v.  Ludolf  (Cons. 
et  dec.    Tom.  I.   Cons.  6.  p.  149  ff.):    »Si  quis  imperantium  oontributiones  pro 
libitu  indicere  velit,  etiam  sub  praetextu  utilitatis  et  necessitatis  publicae  vel 
circa  modum  colUgendi  arbitrio  suo  uti,  contra  pacta  antiqua,  audientur  subditi 
merito  in  judiciis  imperii.    Ex  ipsis  enim  legibus  imperii  optimo  argimiento 
dicitur,  non  esse  imperantiimi  potestatem  eam,  ut  collectas  subditis  imponere 
queant  pro  arbitrio  sine  eorum  consensu.    Imperium  in  subditos  unicuique  piiit— 
cipum  et  statuum  imperii  tanta  cum  libertate  esse  permissum,  ut  contra  imposi— 
tiones  imperantium  nuUam  eis  detur  refugium,  thesis  est  heterodoxa  neqne 
toleranda.«   Casp.  Klock  (de  contrib.  cap.  7.  n.  22.  p.  182)  sagt:  »In  plerisq^ae 
Germaniae  provinciis  nonnisi  ex  ordine  et  consensu  et  pacto  ac  re  publice  e^ 
mature  prius  deliberata  ad  ejusmodi  onera  perveniri  tam  evidens  est,  ut  na]l& 
probatione  egeat.« 
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reichsgesetzlich  die  Befugniss  beigelegt  wurde,  ihre  XJnterthanen 
für  die  Leistung  der  ihnen  obliegenden  Reichs-  und  Kreisbeiträge 
heranzuziehen  (Beichstagsabschied  1530,  §  1 18,  von  1 542,  §  24,  1548, 
§  102.  Wahlkap.,  Art.  XV.  §  3).  Später  dehnte  man  diesen 
Grundsatz  auch  auf  diejenigen  Steuern  aus,  welche  zur  Erhaltung 
der  Landesfestungen  und  Garnisonen,  sowie  zur  Bestreitung  der 
Legationskosten  für  Reichs-  und  Ejreistage  nothwendig  waren 
(ßeichstagsabschied  von  1654,  §  180.  Wahlkap.,  Art.  XV.  §3). 
Das  Attentat,  welches  die  Beichsstände  gegen  das  Steuerbewilli- 
gungsrecht der  Landstände  beabsichtigten,  wurde  durch  das  Veto 
Kaiser  Leopold's  I.  1670  zurückgewiesen;  dagegen  suchten  nun  die 
Landesherren  auf  eigene  Faust  sich  Einnahmequellen  zu  ver- 
schaffen, welche  von  der  Bewilligung  der  Landstände  unabhängig 
waren;  sie  benutzten  dazu  die  Regalien,  welche  sie  jeder  stän- 
dischen Einwirkung  zu  entziehen  und  immer  weiter  auszudehnen 
wussten,  auch  suchten  sie  den  Landtagen  die  Bewilligung  perma- 
nenter Steuern  für  bestimmte  Zwecke  abzunöthigeU;  welche  keiner 
periodischen  Erneuerung  bedurften.  Dazu  gehörte  vor  allem  die 
Kontribution,  eine  Abgabe  vom  Grundeigenthum,  zur  Erhal- 
tung des  Militärs;  auch  die  Ac eise  wurde  in  diesem  Sinne  aus- 
gebildet, jene  für  das  platte  Land,  diese  für  die  Städte.  Mit 
Hülfe  dieser  beiden  Steuern  gelang  es  hie  und  da  den  Landes- 
herren, besonders  in  den  verschiedenen  Gebieten  des  Staates  Bran- 
denburg-Preussen  seit  dem  Grossen  Kurfürsten,  das  Steuerbewil- 
ligungsrecht der  Landstände  so  gut  wie  ganz  zu  beseitigen!  Auf 
der  Grundlage  der  absoluten  Fürstengewalt  wurde  hier 
zuerst  ein  einheitlicher  Staatshaushalt  hergestellt. 
Aber  auch  in  den.  Ländern,  in  welchen  sich  dies  landständische 
Steuerbewilligungsrecht  erhalten  hatte,  unterschied  man  im  vorigen 
Jahrhundert  zwischen  nothwendigen  Steuern,  die  durch Keichs- 
oder  Landesgesetz  oder  Herkommen  begründet  waren,  und  frei- 
willigen, deren  Bewilligung  ganz  im  freien  Ermessen  der  Land- 
stände stand,  während  sie  bei  den  nothwendigen  Steuern  nicht  über 
^das  Ob?  und  Wieviel?,  sondern  nur  über  das  Wie?  der  Aufbrin- 
gung zu  befinden  hatten. 

Erst  durch  die  konstitutionellen  Verfassungen  kam  in  diesem 
Jahrhundert  in  den  meisten  Staaten  eine  Neugestaltimg  der  Finanz- 
Verwaltung  im  einheitlichen  und  staatlichen  Sinne  zu  Stande,  wie 
sie  in  Preussen  schon  durch  den  absoluten  Staat  im  XVHI.  Jahr- 
hundert durchgeführt  war.     Vor  allem  erfuhr  das  schwankende, 

38* 
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dem  Patrimonialstaate  angehörige  Verhältniss  des  Kammeigutes 
eine  gesetzliche  Regelung  (S.  200) .  Unter  dem  Einflüsse  der  Wis- 
senschaft kam  eine  durchgreifende  Beform  des  Steuerwesens  zu 
Stande,  indem  auf  dem  Gebiete  der  direkten  Steuern  die  Ertrags- 
und  Einkommensteuer  eingeführt  wurde,  indem  an  die  Stelle  der 
Accise  ein  rationelleres  System  der  indirecten  Steuern  trat.  XJeberall 
wurden  die  Exemtionen  der  privilegirten  Stände  und  des  ritter- 
schaftlichen  Grrundbesitzes  au^ehoben  und  als  Yerfassungssatz 
ausgesprochen^  »dass  die  Staatsbürger  zu  den  Staatslasten  auf  ver- 
hältnissmässig  gleiche  Weise  beizutragen  habena  (S.  363).  An  die 
Stelle  des  einseitigen  Steuerbewilligungsrechtes  det 
alten  Landstände  trat  das  allumfassende  Budgetrecht 
der  neueren  Volksvertretung,  welches  in  den  Verfassungs- 
urkunden seine  Regelung  fand  und  als  Grundlage  des  ganzen  kon- 
stitutionellen Finanzrechtes  einer  eingehenden  Erörterung  bedarf. 

m.    Das  Budgetreoht  der  Volksvertretung  ^ 

§  206. 

1)  Der  Etat  als  wirthschaftlicher  Voranschlag^. 

Jede  irgendwie   umfangreichere,    ausgedehntere  Wirthschaft 

eines  Privatmannes,   einer  Gesellschaft  oder  Korporation  bedarf 

eines  periodischen  Voranschlages  ihrer  Ausgaben  und  Ein- 


1  Die  staatsrechtlichen  Befugnisse  der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiete 
des  Finanziechtes  werden  in  allen  oben  erwähnten  Werken  über  allgemeine«, 
deutsches  und  partikulares  Staatsrecht  erörtert ;  speciell  beschäftigt  sich  mit  der 
Frage:  F ricker,  Die  Natur  des  Steueryerwilligangsrechtes  und  des  Finans- 
gesetzes.  (Tübinger  Zeitschr.  für  die  gesammte  Staatsw.  B.  XYII.  Jahrg.  1861. 
S.  636—702.)  R.  Gneist  hat  das  Verdienst,  in  seiner  Schrift  »Budget  und  Gesets 
nach  dem  konstit.  Staatsrechte  Englands  mit  Rücksicht  auf  die  deutsche  Reichs- 
verfassimg«  (Berlin  1867)  zuerst  die  wahre  Bedeutimg  des  englischen  Budget- 
rechtes dargelegt  und  die  Irrthümer  des  kontinentalen  Liberalismus  Tulgaris  ent- 
hüllt zu  haben.  Die  schärfste  juristische  Erörterung  aller  einschlagenden  Fragen 
findet  sich  in  den  beiden  Schriften  P.  Laband's,  Das  Budgetrecht  nach  den 
Bestimmungen  der  preussischen  Verfassungsurkunde  unter  Berücksichtigpmg  der 
VerfSeissung  des  norddeutschen  Bundes  (Berlin  1871),  und  das  Finanzreoht  des 
deutschen  Reiches.  Leipzig  1873.  Vergl.  über  diese  Schriften  meinen  Aufsatz 
in  der  Zeitschr.  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  »über  das 
Finanzrecht  der  Reichs-  \md  Landtage«.  B.  I.  1874.  Trotz  mancher  Anfech- 
tungen, die  der  in  diesem  Aufsatz  eingenommene  Standpunkt  erfahren  hat,  bin 
ich  nach  reif  lieber  Erwägung  demselben  treu  geblieben  und  halte  ebenso  aa 
allen  im  preussischen  Staatsrechte  entwickelten  Grundsätzen  unentwegt  fest. 

2  L.  V.  Stein,  Finanzwissensch.  B.  11.  36  ff.  Rau- Wagner  Abth.  L 
§§82—83.  S.  198  ff.    C.  V.  C  zornig:  System.  Darstellung  des  Budgets  ron 
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nahmen,  um  darauf  einen  Wirthschaftsplan  für  einen  bestimmten 
zukünftigen  Zeitabschnitt  zu  bauen.  Vor  allem  bedarf  einer  sol- 
chen Einrichtung  der  Staat,  dessen  Wirthschaft.  alle  Privatwirth- 
schaften  an  Umfang  und  Mannigfaltigkeit  übertrifft.  Eine  geord- 
nete Staatswirthschaft  ohne  Staatshaushaltsplan  ist  undenkbar. 
Derselbe  ist  nicht  bloss  eine  rechnungsmässige  Zusammenstellung 
Ton  Ausgaben  und  Einnahmen,  sondern  »eine  Zusammenfassung 
des  ganzen  Staatslebens  in  allen  seinen  Aufgaben  und  Zweigen, 
soweit  es  durch  wirthschaftliche  Mittel  bedingt  wird«.  Jedes 
Budget  besteht  aus  zwei  Hauptabtheilimgen,  aus  der  für  das  Er- 
forderniss  und  aus  der  für  die  Deckung  oder  die  Einnah- 
men. Auf  den  beiden  Grundlagen,  der  Nach  Weisung  des  ge- 
sammten  Staatsbedarfes  und  der  wahrscheinlichen  Berechnung 
aller  zu  erwartenden  Einnahmen,  wird  der  Etat  gebildet.  Die  Fest- 
stellung der  Ausgaben,  sowie  die  Berechnung  der  Einnahmen  für 
eine  gesetzlich  fixirte  Finanzperiode  ist  ein  Hauptproblem  der 
durch  Wissenschaft  geleiteten  Praxis  des  Finanzministers  und 
seiner  Organe.  Grundlage  bilden  die  Erfahrungen,  welche  sich  aus 
den  Durchschnittsberechnungen  früherer  Finanzperioden  ergeben. 
So  hat  die  Feststellung  des  Etats  zunächst  einen  rein  wirth- 
schaft liehen  Charakter;  sie  hängt  mit  keiner  bestimmten  Staats- 
form zusammen  und  muss  in  einer  wohlgeordneten  absoluten  Mon- 
archie ebenso  gefordert  werden,  wie  in  einem  konstitutionellen 
Staate^,  mag  dieselbe  veröffentlicht  oder  geheim  gehalten  werden; 
sie  ist  die  überall  unentbehrliche  wirthschaftliche  Ver- 
waltungsnorm, welche  die  Staatsgewalt  sich  selbst 
vorschreibt. 


Grossbritannien,  Frankreich,  Preusaen  und  Oesteireioh  1862,  und  dessen  Dar- 
stellung der  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsiechnung  und  Kontrolle  in 
Oesteneich,  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württemberg,  Baden,  Frankreich  und 
Belgien.  Wien  1866. 

^  So  fand  unter  Friedrich  dem  Gr.  die  genaueste  Feststellung  des  Etats 
statt:  Mirabeau,  Monarchie  prussienne  T.  lY.  p.  151:  »Pour  entendre  ceci,  il 
faat  se  Souvenir,  que  sous  Fr6d6ric  au  commencement  de  Tann^e,  chaque  d^parte- 
ment  pr^sentait  l'^tat  des  revenus,  s'il  y  en  avait  et  celui  des  d^penses.  Le  roi 
les  signait  et  ils  servaient  de  rägle  pour  guider  toute  la  manutention  6conomique 
de  cette  ann^e.  .  .  C'6taient  autant  d'objets  couverts  du  plus  profond  mystöre 
BOus  Vadministration  de  Fr6d6ric  11.«  Noch  in  der  Zeit  des  absoluten  Staates, 
am  16.  Juni  1820  wurde  in  Preussen  »der  allgemeine  Etat  der  Einnahmen  und 
Ausgaben«  auf  Befehl  des  Königs  zuerst  veröffentlicht  und  damit  von  drei  zu 
drei  Jahren  fortgefahren. 
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§207. 

2)  Mitwirkung  der  Volksvertretung  bei  der  Fest- 
stellung des  Etats. 
Die  ersten  Ansätze  zu  jenem  umfassenden  Mitwirkungsrechte 
der  Volksvertretung  im  modernen  Staate,  welches  wir  kiirzweg  als 
Budgetrecht  bezeichnen,  sind  bereits  in  dem  Steuerbewil- 
ligimgsrechte  der  alten  Landstände  zu  suchen,  indem  vor  jeder 
Steuerbewilligung  der  Nachweis  gefordert  wurde,  dass  die  eigenen 
Einnahmen  der  Kammer  für  die  öffentlichen  Bedürfnisse  nicht  aus- 
reichend seien  und  dass  deshalb  die  Deckung  in  anderen  Hülfs- 
mittein,  nämlich  in  Steuern,  zu  suchen  sei.  Dieser  » Insu  ff  i- 
cienznachweiscc  konnte  aber  nur  durch  die  Vorlage  aller  Aus- 
gaben und  Einnahmen  erbracht  werden,  woraus  dann  die  Noth- 
wendigkeit  von  Steuern,  als  subsidiärer  Deckungsmittel,  hervorging. 
Dennoch  kann  das  Budgetrecht  der  heutigen  deutschen  Volksver- 
tretung nur  im  Zusammenhange  mit  der  europäischen  Gesammt- 
entwickelung  richtig  verstanden  werden. 

Obgleich  in  England  bereits  im  XDI.  Jahrhundert  der 
Grundsatz  des  Steuerbewilligungsrechtes  feststand,  so  lag  darin 
doch  noch  keine  geregelte  Theilnahme  der  Stände  an  der  Feststel- 
lung des  Staatshaushaltsetats.  Erst  seit  1666  wurde  es  Regel,  dass 
das  Unterhaus  seinen  Geldbewilligiingen  stehende  Klauseln  über 
deren  Verwendung  anhing.  Erst  im  Laufe  des  XVni.  Jahrhun- 
derts bildete  sich  die  heutige  Praxis  der  sogenannten  Consolidated 
fund  act  aus,  d.  h.  die  verschiedenen,  in  einer  Parlamentssession 
gemachten  Geldbewilligungen  wurden  darin  zusammengefasst  und 
durch  eine  sogenannte  Generalappropriationsklausel  ihre  Verwen- 
dung nur  bis  zum  bewilligten  Gesammtbetrage,  zu  den  bestimmten 
Zwecken,  nach  speciellen  Titeln  genehmigt.  (Gneist,  englisches 
Verwaltungsrecht.  B.  IL  S.  832  ff.  Derselbe,  »Budget  und  Gesetz«.) 
Das  Budgetrecht  des  englischen  Parlaments  schwebte  allerdings  bei 
Gründung  aUer  neueren  Verfassungen  vor,  wurde  aber  auf  dem  Kon- 
tinent vielfach  missverstanden.  Nicht  das  ungetrübte  Originalbüd 
Englands,  sondern  die  gefälschte  Kopie  französischer  Staats- 
künstler bestimmte  vielfach  die  Anschauimgen  der  kontinentalen. 
Politiker.  Während  in  England  feststeht,  dass  alle  Einnahmen, 
welche  der  Krone  kraft  des  Gesetzes,  also  unwiderrruflich, 
zustehen,  überhaupt  nicht  Gegenstand  einer  budgetmässigen  Be- 
willigung und  darnach  fünf  Sechstel  aller  Staatseinnahmen  per  — 
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manent  sind,  wahrend  ebensowenig  die  Ausgaben,  welche  dem 
Betrage  nach  gesetzlich  feststehen,  einer  budgetmässigen  Bewil- 
ligung bedürfen,  erfand  man,  im  revolutionären  Frankreich,  den 
unerhörten  Satz,  dass  die  Volksvertretung  von  Jahr  zu  Jahr  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  nach  freiem  Ermessen 
bewilligen  oder  versagen  könne.  Bei  folgerichtiger  Durchführung 
dieses  Gedankens  würde  jede  Bechtskontinuität  im  Staate  auf- 
hören. Da  die  Durchführung  fast  aller  Gesetze  mit  Ausgaben  ver- 
bunden ist,  so  hätten  dieselben  nach  dieser  Theorie  nur  vorläufige 
GKiltigkeit  auf  ein  Jahr.  Da  alle  dafür  nöthigen  Gelder  von  der 
Kammer  nach  Belieben  gestrichen  werden  könnten,  so  hingen 
selbst  die  Rechte  der  Staatsgläubiger  auf  jährliche  Zinszahlung  von 
dem  Belieben  der  Volksvertretung  bei  der  Feststellung  des  Budgets 
ab ;  das  ganze  Staatswesen  wäre  auf  ein  »kündbares  Jahresabonne- 
menta  gestellt.  Neben  einem  so  au%efa8Sten  Budgetrecht  des 
Volkshauses  wäre  die  staatsrechtliche  Bedeutung  der  Krone  und 
des  Oberhauses  vernichtet,  da  jeder  noch  so  weit  gehende  Beschluss 
des  Volkshauses  einfach  durch  Verweigerung  des  Budgets  durch- 
gesetzt werden  könnte.  Dennoch  ging  diese  Auffassung  in  die 
französische  Charte  vom  4.  Juni  1814,  §  9,  über  und  fand  ihren 
typischen  Ausdruck  in  der  belgischen  Verfassung  Titre  IV.  §  110: 
»Les  impots  au  profit  de  T^tat  sont  vot6s  annuellement.  Les  lois, 
qui  les  ^tablissent,  n'ont  de  force  que  pour  un  an,  si  elles  ne  sont 
renouveltes.  Art.  115:  Chaque  ann^e  les  chambres  arr^tent  la 
loi  de  comptes  et  votent  le  budget.  Toutes  les  recettes  et  d^penses 
de  r^tat  doivent  6tre  port^es  au  budget  et  dans  les  comptes«. 

Obgleich  diese  belgisch-französische  Theorie  in  der  Schule  der 
konstitutionellen  Doktrinärs  auch  in  Deutschland  lebhaften  An- 
klang und  zahlreiche  Vertheidiger  fand,  so  knüpften  doch  die 
älteren  konstitutionellen  Verfassimgen  derjenigen  Länder,  in  wel- 
chen die  UeberUeferungen  der  altständischen  Verfassungen  noch 
mächtig  waren,  an  das  SteuerbewilUgungsrecht  der  alten  Land- 
stande an  und  legten  dieses  Recht  auch  der  neugeschaffenen  Volks- 
vertretung bei.  Aber  der  für  Staatszwecke  erforderliche  Steuer- 
betrag konnte  nur  durch  eine  eingehende  Kenntnissnahme  aller 
übrigen  Staatseinnahmen  xind  der  Staatsausgaben  festgestellt  wer- 
den. So  wuchs  aus  dem  Steuerbewilligungsrechte  der 
Landtage  nothwendig^  ein  allgemeines  Budgetrecht 
heTvor.  Dies  zeigt  sich  besonders  charakteristisch  in  der  württem- 
beqpschen  Verfassung  von  1819,  welche  das  moderne  Staatsrecht 
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überhaupt  möglichst  eng  mit  der  dort  noch  im  yorigen  Jahrhundert 
80  kräftigen  Landesverfassung  in  Verbindung  zu  setzen  suchte 
(§  109 :  Soweit  der  Ertrag  des  Kammergutes  nicht  ausreicht,  wird 
der  Staatsbedarf  durch  Steuern  bestritten.  §  111:  Zu  dem  Ende 
hat  der  Finanzminister  den  Hauptetat  den  Ständen  zur  Prüfung 
vorzulegen  u.  s.  w.) .  Auf  demselben  Standpunkt  stehen  auch  die 
bayerische  Verfassung,  Tit.  VII.  §§  3,  4,  5,  8,  die  badische  Verfas- 
sung, §§  53 — 55,  die  königlich  sächsische,  §§  96 — 110,  die  hes- 
sische, §  67,  das  sachsen-weimarische  Staatsgrundgesetz,  §  4.  Mei- 
ningen, §§  80  imd  81.  Altenburg,  §§  202  und  203  u.  s.  w.  Den 
späteren  Verfassungen  der  Staaten,  in  welchen  der  Absolutismus 
jeden  Zusammenhang  mit  den  altständischen  Institutionen  zerrissen 
hatte,  fehlte  die  Hinweifiung  auf  das  Steuerbewilligungsrecht,  als 
die  eigentliche  Quelle  des  Budgetrechtes;  sie  legen  den  Kammern 
einfach  das  Becht  der  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Budgets 
bei  und  bezeichnen  dessen  Zustandekommen  als  ein  Gesetz.  DieEin- 
wirkung  der  belgiBchen  Verfassung  ist  dabei  unverkennbar.  An  der 
Spitze  steht  hier  die  preussische  Verfassungsurkunde,  Art.  99 :  »Alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  des  Staates  müssen  für  jedes  Jahr  im 
voraus  veranschlagt  und  auf  den  Staatshaushaltsetat  gebracht  werden . 
Letzterer  wird  jährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt«. 
Diese  Formulirung  ist  dann  in  mehrere  kleinstaatliche  Verfassun- 
sungen  neueren  Datums  übergegangen.  (Sach8en-Coburg-Gt>tha, 
Staatsgrundgesetz,  §§118  und  119.  Oldenburg,  Staatsgrundgesetz, 
Art.  189  nnd  190.  Schwarzburg-Sondershausen,  Landesgnmd- 
gesetz,  §44.)  Die  Budgetperiode  ist  bald  auf  ein,  bald  auf 
zwei,  bald  auf  drei  und  vier  Jahre  festgestellt,  ein  Jahr  in  Preussen, 
Sachsen-Meiningen,  Schaumburg-Lippe,  zwei  in  Bayern,  Sachsen, 
Baden,  drei  in  Württemberg,  Hessen,  Sachsen-Weimar,  Braun- 
schweig, Oldenburg,  Anhalt  u.  s.  w.,  vier  in  Sachsen-Cobuig- 
Gotha  und  Schwarzburg-Sondershausen. 

Viele  deutsche  Verfassungen  suchen  das  Steuerbewilligungs- 
recht der  Stände  durch  ausdrückliche  Vorschriften  zu  beschränken, 
sie  sprechen  in  verschiedenartiger  Formulirung  den  Satz  aus :  »dass 
die  Stände  verpflichtet  sind,  für  die  Deckung  der  für  den  öffent- 
lichen Dienst  nothwendigen  Ausgaben  soweit  zu  sorgen,  als  sie  aus 
den  eigenen  Mitteln  des  Staates  nicht  bestritten  werden  können, 
dass  sie  zwar  das  Recht  haben,  das  Budget  zu  prüfen  und  zu  be- 
willigen, dass  sie  aber  Ausgaben,  welche  auf  bestimmten  bundes- 
oder  landesgesetzlichen  oder  privatrechtlichen  Verpflichtungen  be- 
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mhen,  nicht  verweigern  dürfen  (S.  479)«,  sie  erkennen  daher  kein 
Steuerbewillignngsrecht  in  dem  Sinne  an,  dass  die  für  den  Staatsbedarf 
nothwendigen  Steuern  auch  willkürlich  verweigert  werden  könnten, 
und  sprechen  dies  indirekt  dadurch  aus,  dass  sie  den  Ständen  ver- 
bieten, die  »Bewilligung  der  Steuern  an  Bedingungen  zu  knüpfen, 
welche  den«Zweck  und  die  Verwendung  derselben^nicht  betreffen«. 
(Bayern,  Tit.  VII,  §  9.  Baden,  §  56.  Württemberg*  §  113.  Hessen, 
§  68.  Bundesbeschluss  vom  28.  Juni  1832.)  Andere  Verfassun- 
gen, wie  die  preussische,  gewähren  dagegen  den  Kammern  ein 
scheinbar  unbeschränktes  Einnahme-  und  Ausgabebewilligungs- 
recht; doch  müssen  auch  hier  die  oben  entwickelten  Schranken, 
welche  sich  aus  der  Natur  des  Budgetrechtes  von  selbst  ergeben, 
eben  so  gut  innegehalten  werden,  als  ob  sie  durch  ausdrückliche 
Verfassungsbestimmungen  sanktionirt  wären,  wie  dies  auch  die 
gewichtigsten  Autoritäten  unter  den  deutschen  Staatsrechtslehren! 
jeder  Zeit  festgehalten  haben.  Eine  willkürlich  gehandhabte 
Verweigerung  gesetzlicher  Ausgaben  oder  eine  Versagimg  der  zur 
Fortführung  einer  geordneten  Begierung  nothwendigen  Einnahmen 
wäre  ein  unstaatliches,  widersinniges  Beginnen,  welches  in  keinem 
Staate  Hechtens  sein  kann,  weil  es  die  Auflösung  des  Staates  selbst 
bedeuten  würde. 

§208. 

Staatsrechtlicher  Charakter  des  sogenannten 
Etatsgesetzes. 

Im  absoluten  Staate  erscheint  der  Etat  als  eine  Vorschrift, 
welche  sich  die  Staatsgewalt  selbst  in  Betreff  ihrer  zu  machenden 
Ausgaben  und  zu  erhebenden  Einnahmen  für  eine  gewisse  Zeit- 
periode setzt;  er  hat  daher  entschieden  den  Charakter  einer  Ver- 
waltung snorm.  Wenn  nun  im  konstitutionellen  Staate  zur 
Feststellung  derselben  die  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  Volks- 
vertretung verfassungsmässig  verlangt  wird,  so  fragt  sich,  ob  da- 
durch der  Etat  seinen  staatsrechtlichen  Charakter  verändert?  In- 
dem alles,  was  nur  durch  die  Uebereinstimmung  der  Krone  und 
beider  Häuser  zu  Stande  gebracht  werden  kann,  als  Gesetz  be- 
sseichnet  wird,  ist  natürlich  auch  der  Etat  ein  Gesetz  im  formellen 
Sinne,  nicht  aber  seinem  Inhalte  nach  (S .  5 1 9) .  Eine  blosse  Verwal- 
tongsnorm  kann  dadurch  niemals  materiell  Gesetz  werden,  dass  dazu 
die  Zustimmung  eines  anderen  Factors  verlangt  wird.  Das  Feststellen 
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von  Eumahmen  und  Ausgaben  in  einer  zukünftigen  Periode  beruht 
auf  einer  Berechnung,  die  sogar  grossentheils  nur  eine  Wahr- 
scheinlichkeitsberechnung  ist.  Wenn  die  einzehien  Mi- 
nister ihre  voraussichtlichen  Ausgaben  mit  der  Kammer  feststellen, 
wenn  der  Finanzminister  berechrfet,  wie  viel  Domänen,  Steuern, 
Zölle  etwa  eintragen  werden,  und  das  Resultat  dieser  Zusammen- 
stellung und  Berechnung  von  der  Volksyertretung  genehmigt  wird, 
so  ist  dies  nichts  weniger  als  eine  Rechtsnorm,  welche  allein  den 
Inhalt  eines  Gesetzes  ausmachen  kann.  Kurz,  auch  im  konstitu- 
tionellen Staate  bleibt  die  Festsetzung  des  Etats  ein  Verwaltungs- 
akt, nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  dazu  die  Zustimmung  der 
Volksvertretung  nothwendig  ist.  Dieses  richtige  Verständniss  des 
staatsrechtlichen  Charakters  des  sogenannten  Etatsgesetzes  ist  auch 
von  grossen  praktischen  Konsequenzen.  So  lange  man  die  Fest- 
stellung des  Etats  fiir  einen  Akt  der  Gesetzgebung  ansah, 
glaubte  man,  dass  hier  ganz  mit  derselben  Freiheit  verfahren  wer- 
den könnte,  wie  bei  der  Annahme,  Verändenmg  oder  Ablehnung 
jedes  anderen  Gesetzentwurfes.  Wenn  man  dagegen  in  der  Fest- 
stellung des  Etats  ledigUch  einen  Verwaltungsakt  erkennt,  so  folgt, 
dass  derselbe,  wie  alle  Verwaltungsakte,  nur  nach  den  beste- 
henden Gesetzen  stattzufinden  hat.  Soweit  gültige  Gesetze 
bestehen,  durch  welche  Einnahmen  oder  Ausgaben  mittelbar  oder 
unmittelbar  bestimmt  sind,  ist  weder  von  einem  freien  Ermessen 
der  Regierung  noch  der  Kammern  die  Rede.  Beide  stehen 
unter  den  bestehenden  Landesgesetzen,  bis  sie  durch 
Uebereinstimmung  aller  Faktoren  abgeändert  oder 
aufgehoben  sind.  So  wenig  die  Kammern  das  bestehende 
Recht  und  gesetzliche  Einrichtungen  direkt  durch  einseitige  Be- 
schlüsse aufheben  können,  ebensowenig  können  sie  es  indirekt 
durch  Verweigerung  der  zu  ihrer  Durchführung  erforderlichen  Aus- 
gaben. In  Betreff  der  bei  weitem  meisten  Ausgaben  und  Einnah- 
men ist  das  völlig  freie  BewiUigxmgs-  und  Verweigerungsrecht  des 
Landtages  ausgeschlossen,  dasselbe  steht  ihm  nur  in  Betreff  solcher 
Ausgaben  zu,  welche  nicht  auf  gesetzlichen  Einrichtungen  beruhen 
und  nur  zu  nützlichen  Zwecken  bestimmt  sind,  ebenso  in  Betreff 
solcher  Einnahmen,  welche  nur  auf  die  betreffende  Finanzperiode 
verwilligt  sind.  Aber  auch  bei  den  an  sich  nothwendigen  Ausgabe- 
posten ist  den  Kammern  nicht  jedes  freie  Ermessen  genommen. 
Nur,  wo  auch  der  Betrag  einer  solchen  Ausgabe  ziffemmässig 
feststeht,  wie  bei  den  Zinsen  der  Staatsschulden,  dem  Betrag  der 
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Civilliste,  den  Matrikularbeiträgen  an  die  Reichskasse,  haben  sie 
nichts  weiter  zu  thiin,  als  dieselben,  als  feststehende  Rechnungs- 
posten, in  den  Etat  aufzunehmen.   Ihr  Verfahren  ist  hier  ein  rein 
»kalkulatorisches«.   Bei  denmeisten  anderen,  gesetzlich  noth- 
wendigen  Ausgabeposten  steht  zwar  die  Existenz  derselben  fest, 
nicht  aber  die  Höhe  ihres  jährlichen  Betrages.   Vieles  kann  hier 
vielleicht  mit  weniger  Kosten  erzielt  werden,  als  die  Regierung  in 
Ansatz  gebracht  hat.   Wenn  daher  die  Kammern  der  Ansicht  sind, 
dass  die  Regierung  für  gewisse,  an  sich  nothwendige  Zwecke  zu 
viel  ausgeworfen  hat,  so  können  sie  mindern  und  streichen,  wenn  nur 
durch  diese  Abstriche  die  gesetzliche  Einrichtung  nicht  unmöglich 
gemacht,  der  als  nothwendig  erkannte  Zweck  nicht  vereitelt  wird. 
Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  gerade  hier  eine  verschiedenartige 
Auffassung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  obwalten, 
und  dass  aus  deren  hartnäckiger  Festhaltung  ein  Konflikt  hervor- 
gehen kann.    Ebenso  steht  es  mit  der  oben  erwähnten  Unterschei- 
dung nothwendiger  und  nützlicher  Ausgaben,  denn  in  vielen 
Fällen  wird  die  Volksvertretung  eine  Ausgabe  nur  für  eine  nütz- 
liche oder  gar  für  eine  unnütze  erklären,  welche  die  Regierung  für 
eine  nothwendige  und  deshalb  nicht  zu  verweigernde  hält.   Bloss 
materielle  Rechtssätze  über  die  Verwilligungspflicht  der  Stände 
können  freilich  nie  genügen,  wo  sich  zwei  selbständige  Willens- 
subjekte gegenüberstehen,  die  nicht  genöthigt  sind,  ihre  verschie- 
denartigen Auffassungen  einer  höheren  formellen  Entscheidung  in 
Form  eines  Rechtsspruches  unterzuordnen.    Dennoch  sind  solche 
materielle  Rechtssätze  nicht  ganz  werthlos,  indem  sie  der  Volks- 
vertretung nicht  nur  ihr  Recht,  sondern  auch  ihre  Pflicht  der  Bud- 
getverwilligung  ins  Gewissen  rufen  und  der  unstaatlichen  Vorstel" 
lung  entgegentreten,  als  ob  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  der 
Steuern  bezw.   des  gesammten  Budgets  ein  nach  subjektivem 
Ermessen  auszuübendes  Recht  sei,  welches  als  parlamentarisches 
Machtmittel  zur  Durchsetzung  jedes  beliebigen  sogenannten  Volks- 
wimsches,  besonders  zum  Sturze  eines  Ministeriums,   gebraucht 
werden  dürfe.     Auch  hier  geht  die  weitere   Entwickelung  des 
Rechtsstaates  dahin,  dass  für  solche  Konflikte  eine  richterliche  In- 
stanz geschaffen  werde,  deren  definitivem  Rechtspmche  sich  beide 
streitende  Theile  zu  unterwerfen  haben. 
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§  209. 

4)  Rechtliche  Folgen  des  zu  Stande  gekommenen 
oder  nicht  zu  Stande  gekommenen  Etats. 

a)  Fall  des  za  Stande  gekommenen  Etats. 

Da  es  sich  bei  der  Feststellung  des  Etats  um  zukünftige,  meist 
nur  auf  Wahrscheinlichkeitsannahmen  beruhende  Thatsachen  han- 
delt, so  wird  derselbe  vielfach  durch  daa  Nichteintreten  derselben 
von  selbst  rectificirt.    Im  Wesen  des  Etats  liegt  keine  absolut  bin- 
dende Vorschrift;  es  kann  von  demselben  abgewichen  werden,  aber 
dies  soll  nie  ohne  nachweisbaren  Grund  geschehen.    So  ist  die  Re- 
gierung nicht  verpflichtet,  alle  in  den  Etat  aufgenommenen  Aus- 
gaben,  in  der  ganzen  Höhe  des  Betrages,   zu  machen,  sie  kann 
thatsächlich  gar  nicht  in  der  Lage  sein,  eine  solche  Ausgabe  zu 
machen,  weil  ihre  Veranlassung  hinweggefallen  ist ;  sie  kann  auch 
zu  der  Einsicht  gekommen  sein,  dass  sich  die  Aufgabe  mit  gerin- 
geren Kosten  erreichen  lässt,  als  mit  den  im  Etat  ausgesetzten.   Die 
Regierung  kann  sich  für  die  Unterlassung  einer  bewilligten  Aus- 
gabe oder  für  die  nicht  volle  Verwendung  der  bewilligten  Mittel  dem 
Tadel  der  Kammern  aussetzen;  staatsrechtlich  verpflichtet  ist 
sie  nur,   für  Mehrausgaben  die  nachträgliche  Genehmigung  der 
Kammern  einzuholen.    Als  Mehrausgaben  erscheinen  sowohl  die 
Ausgaben,   für  welche  der  Etat  gar  keine  Deckungsmittel  ange- 
lesen   hat    (ausseretatmässige   Ausgaben,    qualitative  Etatsüber- 
schxeituugen),  als  diejenigen,  wo  die  im  Etat  festgestellte  Summe 
überschritten  worden  ist  (eigentliche  oder  quantitative  Etatsüber- 
schreitimgenj ;  beide  werden  nach  gleichen  Grundsätzen  behandelt. 
E8  ist  eine  falsche  Auffassung,   wenn  man  jede  Leistung  einer 
Ausgabe,  welche  im  Etat  gar  nicht  vorgesehen  war,    sowie  jede 
Mehrausgabe  für  einen  Posten,   der  im  Etat  niedriger  fixirt  war, 
für  eine  Verletzung  des  Etatsgesetzes,   für  eine  ungesetzliche 
Handlung,  ansieht.    In  vielen  Fällen  konnten  weder  Kammern 
noch  He^erung  die  plötzlich  eintretenden  Staatsbedür&isse  vor- 
aussehen; in  anderen  Fällen  wurden  die  Ausgaben  durch  die  Ver- 
änderung der  Konjunkturen  wesentlich  erhöht.    Die  Staatsregie- 
ning  würde  in  solchen  Fällen  sogar  pflichtwidrig  handeln,  wenn 
sie,  in  buchstäblicher  Einhaltung  des  Etats,  eine  solche  Mehraus- 
gabe unterlassen  imd  dadurch  das  Staatswohl  gefährden  wollte. 
Der  Unterschied  für  sie  liegt  nur  darin,  dass  sie  bei  Leistung  der 
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im  Etat  bewilligten  Ausgaben  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei  ist, 
während  sie  bei  jeder  Etatsüberschreitimg  auf  die  Verantwortlich* 
keit  hin  handelt,  dem  Landtage  die  Ueberzeugung  von  der  Noth* 
wendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  gemachten  Ausgaben  beizu- 
bringen. Aber  auch  hier  steht  es  nicht  im  willkürlichen  Ermessen 
des  Landtages,  seine  Genehmigung  zu  ertheUen  oder  zu  versagen. 
Wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  die  nicht  bewilligte  Aus- 
gabe zur  Durchführung  der  Gesetze,  zur  Erhaltung  bleibender 
Einrichtungen  xind  überhaupt  im  Interesse  des  Gemeinwohles 
dringend  geboten  und  zugleich  unaufschiebbar  war,  so  ist  der 
Landtag  verpflichtet,  einem  solchen  Nachtrags  etat  ebenso  seine 
Grenehmigung  zu  ertheilen,  als  wenn  der  Posten  gleich  in  den  ur- 
sprünglichen Etat  mit  aufgenommen  wäre.  »Die  nachträgliche  Er- 
theilung  der  Genehmigung  ist  eine  Rectificirung  des  ursprünglichen 
Etats,  eine  das  Budget  ergänzende  und  abändernde  Vereinbarung 
der  Kammern  mit  der  B^erung.a 

b)  Der  Fall  des  nicht  zu  Stande  (gekommenen  Etats. 

Die  Verfassungen  gehen  von  der  Voraussetztmg  aus,  dass  eine 
Vereinbarung  zwischen  der  Kegierung  und  den  Kammern  über  den 
Etat  vor  Ablauf  der  Finanzperiode  zu  Stande  kommen  muss.  Den- 
noch ist  es  möglich,  dass  dies  auch  einmal  nicht  geschieht.  Es 
braucht  die  Ursache  hierzu  nicht  immer  in  einem  staatsauflösenden 
Konflikte  zu  suchen  zu  sein;  auch  manche  äussere  ZufUUgkeiten 
können  das  rechtzeitige  Zustandekommen  des  Etats  verhindern, 
wie  es  z.  6.  in  Preussen  sehr  häufig  vorkam,  dass  der  Etat  vor  Ab- 
lauf der  Finanzperiode  nicht  festgestellt  war.  Jedenfalls  ist  eine 
solche  budgetlose  Zeit  ein  anomaler  Zustand,  eine  ob- 
jektive Verletzung  der  Verfassung^  wovon  die  Frage  wohl  zu 
trennen  ist,  wem  die  subjektive  Verschuldung  an  der  Her- 
beiführung eines  solchen  Zustandes  zur  Last  fällt.  Es  handelt  sich 
aber  zunächst  nur  um  die  praktisch  wichtige  Frage,  was  soll  ge- 
schehen, wenn  das  Etatsjahr  abgelaufen  und  kein  neues  Etatsgesetz 
zu  Stande  gekommen  ist?  Nach  der  Theorie,  dass  das  sogenannte 
Etatsgesetz  ein  wahres  Gesetz  auch  im  materiellen  Sinne  ist,  dass 
in  ihm  die  ausschliessliche  gesetzliche  Grundlage  für  die  ganze 
Finanzwirthschaft  des  Staates,  die  einzige,  nicht  bloss  formelle  Er- 
mächtigung der  Regierung  zur  Leistung  von  Staatsausgaben  liegt, 
kommt  man  freilich  zu  dem  Resultat,  dass  die  Regierung  bei  nicht 
zu  Stande  gekommenem  Etat  von  dem  letzten  Tage  der  abgelau- 
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fenen  Finanzperiode  ab  gar  keine  Finanzverwaltung  mehr 
führen  darf,  wie  dies  auch  in  Preussen  während  der  sogenannten 
Konfliktsperiode  vielfach  behauptet  wurde.  Ein  Satz,  welcher 
in  seiner  Konsequenz  zur  Auflösung  des  Staates  selbst  fuhren 
würde,  kann  auch  vom  Standpunkt  des  Staatsrechtes  aus  nicht 
richtig  sein,  dessen  höchstes  Gebot  Erhaltung  des  Staates  selbst  ist. 
Dass  also  das  Ministerium  auch  bei  Nichtzustandekommen  defi 
Etats  nicht  die  Staatskasse  zu  schliessen  braucht,  sondern  gewisse 
Ausgaben  zu  leisten  verpflichtet  und  berechtigt  ist,  liegt  ausser- 
halb des  Zweifels.  Es  fragt  sich  nur,  nach  welchen  Bechts- 
grundsätzen  das  Maass  der  zu  leistenden  Ausgaben  zu  bestim- 
men ist.  Während  allerdings  der  formelle  Bechtstitel  der  Aus- 
gabenbewilligung fehlt,  machen  sich  die  materiellen  Bechtstitel, 
welche  der  formellen  Ermächtigung  sonst  zu  Grunde  liegen,  durch 
sie  aber  in  den  Hintergrund  gedrängt  werden,  wieder  geltend  und 
bestimmen  die  Befugnisse  des  Ministeriums  in  Betreff  der  fortzu- 
führenden Verwaltung.  Die  rechtliche  Grundlage  der  bei  weitem 
meisten  Ausgaben  und  Einnahmen  ruht  aber  nicht  erst  auf  dem 
Etat,  sondern  ist  auch  ohne  Etat  vorhanden.  Staatsrechtlich  hat 
das  Zustandekommen  des  Etats  für  das  Ministerium  den  Vortheil, 
dass  es  durch  das  konstatirte  Einverständniss  wegen  der  Leistung 
aller  etatsmässigen  Zahlungen  ausser  Verantwortlichkeit  ist,  indem 
es  durch  die  formelle  Zustimmung  der  Kammern  vollständig  ge- 
deckt wird.  Leistet  es  dagegen  bei  Nichtzustandekommen  des 
Etats  Ausgaben,  so  thut  es  dies  auf  eigene  Verantwortung 
hin,  d.  h.  es  muss  dem  Landtage  nachweisen,  dass  jede  gemachte 
Ausgabe  durch  das  Gesetz  erfordert  oder  durch  das  Staatswohl  ge- 
boten wird.  Kurz,  es  trifft  das  Ministerium  die  Beweislast,  in- 
dem es  der  Landesvertretung  gegenüber  die  Gesetzlichkeit  und 
Nothwendigkeit  jeder  einzelnen  Ausgabe  darlegen  muss.  Dabei 
aber  steht  es  auch  hier  der  Volksvertretung  nicht  frei,  dieser  oder 
jeder  Ausgabe  beliebig  die  Genehmigung  zu  versagen,  welche  sie 
zu  bewilligen  rechlich  verbunden  gewesen  wäre,  wenn  der  Etat 
rechtzeitig  zu  Stande  gekommen  wäre.  »Dieselben  Grundsätze!, 
sagt  Lab  and,  »welche  bei  der  Berathung  des  Etats  dem  Streichung»- 
rechte  des  Abgeordnetenhauses  Grenzen  ziehen,  und  welche  for 
die  Prüfung  und  Genehmigung  der  Etatsüberschreitungen  zur 
Richtschnur  dienen,  involviren  für  den  Landtag  die  rechtliche 
Pflicht,  bei  der  Prüfung  einer  ohne  Etatsgesetz  geführten  Verwal- 
tung alle  diejenigen  Ausgaben  zu  genehmigen,  welche  er  auch  aus 
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dem  Voranschläge  nicht  hätte  streichen  dürfen«.  Indem  wir  uns 
i  n  so  w  ei t  den  bis  jetzt  unwiderlegt  gebliebenen  Ausführungen  La* 
band's  auch  heute  noch  anschliessen,  müssen  wir  ihm  in  einem  wich- 
tigen Punkte  entschieden  entgegentreten.  Wenn  er  nämlich  bei  den 
für  dauernde  Zwecke  bestimmten  Budgetsätzen,  insofern  jene  nur 
schon  einmal  bewilligt  sind,  das  früher. zwischen  Regierung  und 
Kammern  vereinbarte  Budget  so  lange  als  bindend  betrachtet,  bis 
eine  neue  WUlensmeinung  zwischen  den  maassgebenden  Faktoren 
zu  Stande  gekommen  sei,  so  steht  diese  Auffassung  La  band's  mit 
der  wirthschafklichen  und  staatsrechtlichen  Bedeutung  des  soge- 
nannten Etatsgesetzes  in  Widerspruch.  Gerade  weil  die  Bedürfnisse 
eines  grossen  Staatswesens  in  fortwährender  Veränderung  begriffen 
sind,  weil  auch  bei  Ausgaben,  welche  dazu  bestimmt  sind,  noth- 
wendige  dauernde  Einrichtungen  zu  erhalten  und  unentbehrliche 
Bedürfiiisse  zu  decken,  durch  veränderte  Verhältnisse  Ersparnisse 
geboten  oder  wenigstens  möglich  sein  können,  kurz,  weil  die  ganze 
Finanzwirthschaft  einen  veränderlichen  Charakter  hat,  hat  man 
Finanzperioden  von  kurzer  Frist  angeordnet.  Dauer  liegt  im 
Wesen  des  Gesetzes,  Periodicität  im  Wesen  des  Etats. 
Indem  nach  der  Laband' sehen  Theorie  das  NichtZustandekommen 
des  Etats  eigentUch  gar  nicht  mehr  als  etwas  Verfassungswidriges 
erscheint,  und  durch  das  ohne  weiteres  anerkannte  Fortgelten  des 
letzten  Etatsgesetzes  seine  normale  Regel  erhält,  fällt  für  die  Re- 
gierung jedes  zwingende  Motiv  hinweg,  alles  aufzubieten,  um  aus 
diesem  Zustande  herauszukommen,  und  mit  allen  Kräften  nach 
einem  Einverständnisse  mit  der  Volksvertretung  zu  streben.  Auch 
nach  unserer  Ansicht  soll  die  Regierung,  bei  NichtZustandekommen 
des  Etats,  keineswegs  die  ganze  Finanzverwaltung  sistiren,  sie  ist 
berechtigt  und  verpflichtet,  in  dem  eintretenden  anomalen  Zu- 
stande alle  gesetzlichen  Einnahmen  zu  erheben  und  alle  noth- 
wendigen  Ausgaben  zu  leisten,  aber  sie  thut  es  auf  ihre  eigene 
Verantwortlichkeit  hin  und  übernimmt  die  Verpflichtung,  für  jede 
Ausgabe  den  Nachweis  ihrer  Gresetzlichkeit  und  Nothwendigkeit 
zu  fähren,  sie  ist  daher  in  einer  unsichereren  Lage,  als  wenn  sie 
dxurch  das  zu  Stande  gekommene  sogenannte  Etatsgesetz  formell  so 
gedeckt  ist,  dass  sie  niemals  auf  die  materiellen  Rechtsgründe  und 
die  thatsächliche  Nothwendigkeit  der  einzelnen  Ausgabeposten  zu 
rekurriren  braucht.  Kurz,  man  darf  den  Zustand  des  nicht  zu 
Stande  gekommenen -Etats  nicht  wie  einen  normalen  verfassungs- 
mässigen ansehen,  der  seine  im  voraus  gegebene  Regel  hat,  sondern 
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wie  einen  abnormen,  verfassungswidrigen,  in  welchem  die 
Begierung  nur  nach  den  Geboten  des  Nothstandes  die 
Finanzverwaltung  weiter  zu  fuhren  berechtigt  und  verpflichtet  ist. 

Während  diese  hier  erörterten  Grundsätze  überall  hinsichtlich 
der  Staatsausgaben  gelten,  gestatten  die  meisten  Verfassungen 
die  Forterhebung  aller  bisherigen  Einnahmen  während  einer 
bestimmten  Zeit  auch  nach  Ablauf  der  früheren  Budgetperiode  — 
vier  Monate  in  Württemberg,  ein  halbes  Jahr  in  Bayern, 
Baden,  Hessen,  ein  Jahr  in  Sachsen  u.  s.  w.  Am  weitesten  geht 
darin  die  preussische  Yerfasstmgsurkunde,  Art.  109,  wonach  »die 
bestehenden  Steuern  und  Abgaben  forterhoben  wer- 
den, bis  sie  durch  ein  Gesetz  verändert  werden«. 

§210. 
5)  Verschiedene  Berechtigung  der  beiden  Häuser  bei 
Feststellung  des  Etats. 
In  der  Segel  sind  die  Befugnisse  beider  Häuser  gleich  (S.  463) . 
Nur  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwirthschaft  räumen  die  deutschen 
Verfassimgen,  welche  dem  Zweikammersystem  huldigen,  der  zwei- 
ten Kammer,  nach  dem  Vorbilde  englischer  Parlamentsgewohn- 
heiten, gewisse  Vorzüge  ein,  indem  man  davon  ausginge  dass  die 
eigentlich  steuerzahlende  Kraft  des  Volkes  im  Abgeordnetenhause 
vertreten  sei.  Darin  stimmen  alle  deutschen  Verfassungen  mit 
Zweikammersystem  überein,  dass  alle  Anträge  über  Staats- 
auflagen oder  Finanzgesetzentwürfe  zuerst  der  zwei- 
ten Kammer  vorgelegt  werden  müssen,  so  die  preussische 
Verfassungsurkunde  Art.  62,  Abs.  3:  »Finanzgesetzentwürfe  und 
Staatshaushaltsetats  werden  zuerst  der  zweiten  Kammer  vorge- 
legt« ;  so  die  bayerische  Verfassungsurkunde  Tit.  VI.  §  1 8,  württem- 
bergische  Verfassungsurkunde  §  181,  badensche  §  66.  Hessen- 
Darmstadt  §  67.  Königreich  Sachsen  §  122.  Das  Recht  der 
ersten  Kammer  dem  gefasstenBeschlusse  der  zweiten 
Kammer  gegenüber  ist  aber  verschieden  bestimmt. 
Nach  der  preussischen  Verfassungsurkunde,  Art.  62,  3,  beschränkt 
sich  bei  dem  Staatshaushaltsetat  dieBefdgniss  der  erstenKammer  dar- 
auf, denselben  im  Ganzen  anzunehmen  oder  abzulehnen,  das  Recht, 
Abänderungsvorschläge  zu  machen,  ist  ihr  entzogen.  (Mit  der 
preussischen  Verfassung  stimmen  überein  die  württembergische, 
§  181,  Baden,  §  60,  Hessen-Darmstadt,  §  67.  Die  badische  Ver- 
fassung bezieht  diese  Bestimmung  nicht  bloss  auf  den  Staatshau»- 
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haltsetat,  sondern  auf  alle  Gesetzentwürfe,  welche  die  Finanzen 
betreffen.)  Diese  Yorschrift  muss  so  yerstanden  werden,  dass  das 
Becht  der  ersten  Kammer,  den  Staatslutushaltsetat  im  Ganzen 
anzunehmen  oder  abzulehnen,  sich  auf  den  in  der  zweiten  Kammer 
festgestellten  Staatshaushaltsetat  bezieht,  denn  nur  dieser  bildet  die 
Grrundlage  der  Berathungen  der  ersten  Kammer ;  mit  dem  ursprüng- 
lichen fiegierungsentwurfe  des  Etats  ist  dieselbe  gar  nicht  befasst 
gewesen  ^ .  In  Bayern  und  Sachsen  besteht  eine  solche  Beschränkung 
der  ersten  Kammer  nicht.  In  Württemberg  und  Baden  werden, 
wenn  das  von  der  zweiten  Kammer  angenommene  Budget  von  der 
ersten  Kammer  abgelehnt  ist,  die  Stimmen  der  beiden  Kammern 
zusammengezählt;  bei  Stimmengleichheit  giebt  in  Württemberg  die 
Stimme  des  Präsidenten  der  zweiten  Kammer  den  Ausschlag.  Aehn- 
lieh  in  Hessen-Darmstadt  §  67 .  Der  preussischen  Verfassung  ist  ein 
solches  Auskunftsmittel  unbekannt;  dagegen  ist  es  unzweifelhaft 
zulässig,  dass  das  Herrenhaus,  ehe  es  seinen  definitiven  Beschlusa 
über  Annahme  oder  Ablehnung  des  Budgets  fasst,  Zwischenverhand- 
lungen  mit  dem  Abgeordnetenhause  über  einzelne  Positionen  des 
Etats  eintreten  lässt,  wodurch  es  zur  nochmaligen  Erwägung 
derselben  auffordert.  Vertrauliche  Besprechimgen  zwischen  beiden 
Kammern  über  den  Etat  sind  in  anderen  Verfassungen  sogar  vor- 
geschrieben, z.  B.  in  Württemberg  §  181.  Dagegen  kann  die  erste 
Kammer  darauf  bestehen,  dass  der  sogenannte  Etatsgesetzentwurf 
auf  die  Feststellung  von  Ausgaben  und  Einnahmen  beschränkt  und 
von  allen  Nebenbestimmungen  gereinigt  werde,  dass  ihm  dagegen 
alle  eigentlichen  gesetzlichen,  auch  finanziell-gesetzlichen  Be- 
stimmungen in  getrennter  Vorlage  zugehen,  damit  ihm  sein  bei  der 
Gesetzgebung  regelmässig  zustehendes  Recht  nicht  geschmälert 
werde.  (Auch  das  englische  Oberhaus  duldet  aus  diesem  Grunde 
keine  sogenannten  bepackten  Bills.) 

§211. 

IV.   Die  Ausgaben  der  deutschen  Staaten. 

Der  Staat  des  Mittelalters  kennt  kein  Ausgabesystem.  Er  leistet 
für  Kulturau%aben  so  gut  wie  nichts.  Für  Heer  und  Gericht  nimmt 
er   die  Naturaldienste   der  Unterthanen  in  Anspruch.     Erst  der 

^  lieber  die  Kontroverse,  die  in  dieser  Beziehung  zwischen  dem.Herrenhau8& 
und  dem  Abgeordnetenhause  in  Freussen  stattfand,  Tergl.  mein  preussisches 
Staatsr.  B.II.  S.  451  ff.    Graf  Arnim-Boytzenbuig,  Das  Eecht  des  Herren- 
H.  Schnlxe,  Deutsches  StaatsTeobt.  39 
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absolute  Staat  des  XVII.  und  XVin.  Jahrhunderts  bringt  es,  im 
Kampfe  mit  den  ständischen  Mächten,  zu  einem  Inbegriffe  von 
Staatsausgaben;  in  welchem  freilich  die  Ausgaben  für  den  Hof  und 
das  Heer  Alles  überwiegen.  Der  ganze  Ausgabeetat  wird  durch  den 
indiTiduellen  Willen  des  Selbstherrschers  bestimmt.  Persönliche 
\'eieGhwendung  und  immer  steigender  Hofaufwand  führen  viele 
Staaten  tin  den  Rand  des  Abgrunds;  so  vor  allem  Frankreich,  dessen 
absolutistischer  Herrscherglanz  auch  die  deutschen  Fürsten  zur 
Nachahmung  reizte.  Als  erstes  Postulat  einer  konstitutionellen 
Staatsordnung  erscheint  daher  überall  Th  ei  Inahme  derVolks- 
vertretungbei  Feststellung  der  Staatsausgaben,  indem 
gerade  durch  Geltendmachung  der  verschiedenen  Standpunkte 
Eegierung  und  Volksvertretung  zu  einem  heilsamen  Ausgleiche  zu 
gelangen  pflegen,  durch  welchen  der  Werth  der  Staatsthätigkeiten 
mit  den  dafür  zu  bringenden  Opfern  der  Bürger  regelmässig  in  ein 
richtigeres  Gleichgewicht  gebracht  wird,  als  da,  wo  einseitiger 
Herrscherwille  die  Ausgaben  zu  bestimmen  hat.  Erst  mit  der  Aus- 
bildung des  Verfassungsstaates  bricht  sich  das  Bewusstsein  Bahn, 
dass  die  Staatsausgaben  in  erster  Linie  Verwendungen  sein 
gellen^  welche  dem  Gesammtzwecke  des  Staates,  sowie  den  Zwecken 
der  einzelnen  Staatsangehörigen  zu  dienen  haben.  Während  der 
absolute  Staat  fast  nur  Ausgaben  für  Hof  und  Heer  kennt,  ver- 
breiten ^ich  dieselben  jetzt  harmonisch  über  alle  Zweige  der  Staats- 
thätigkeit.  Damit  wird  eine  Systematisirung,  eine  übersicht- 
liche Zusammenstellung  der  Ausgaben  Bedürfhiss  der  Finanzver- 
waitimg.  Als  erster  Begründer  einer  solchen  wird  Necker  an- 
gesehen, welcher  seinem  Ausgabesysteme  nicht  blossZahlen,  sondern 
Verwaltnngszweige  zu  Grrunde  legte.  Seit  dieser  Zeit  war  man 
überall  bestrebt,  dadurch  möglichst  Einheit  imd  Uebersicht  in  das 
Budget  zu  bringen,  dass  man  die  Ausgaben  nach  Ministerien  und 
innerhalb  dieser  wieder  nach  Ressorts  vertheilte  imd  ordnete.  So 
^vurden  überall  neben  den  Ausgaben  für  das  Staatsoberhaupt  (Civil- 
liste)  die  Ausgaben  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten,  das  Heer, 
die  Finanzen,  die  Justiz  und  das  Innere  unterschieden.  Neue  Unter- 
scheidungen traten  ein,  nachdem  sich  fast  überall  das  ursprünglich 
so  umfassende  Ministerium  des  Innern  in  mehrere  neue  Ministerien 


hnujiefl  bei  Feststellung  des  Staatshaushaltsetats.  Berlin  1 863.  Dagegen  E.  L  a  s  - 
k e t ,  Dd0  Herrenhaus  und  sein  Finanzrecht.  (In  Oppenheims  Jaührb.  für  Pol. 
und  UtQi.  B.  Vn.  S.  161  ff.  u.  B.  IX.  S.  177  ff.  Ueber  eine  ähnliche  KontroTorse 
in  Württemberg  v.  Mohl  B.  I.  S.  669. 
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zerlegt  hatte  (S.  296) .    Auch  in  den  deutschen  Staaten  schliesst  sich 
das  Ausgabebudget  an  die  bestehenden  Ministerien  an. 

Die  neueste  deutsche  Staatsentwickelung  hat  auch  in  Betreff  des 
Systems  der  Staatsausgaben  grosse  Veränderungen  herbeigeführt. 
Die  bundesstaatliche  Gestaltung  Deutschlands  bringt  es  init  sich, 
dass  die  im  Einheitsstaate  von  der  Einen  Staatsgewalt  zu  verfolgen- 
den Aufgaben  bei  uns  zwischen  der  Beichsgewalt  und  der  Staats- 
gewalt der  Einzelstaaten  getheilt  sind.  Dieser  Dualismus  der 
Staatsaufgaben  fuhrt  auch  zu  einem  Dualismus  der  Staats- 
ausgaben, indem  durch  die  Reichs  Verfassung  grosse  Aufgaben 
der  Staatsverwaltung  von  den  Einzelstaaten  auf  das  Reich  über- 
gegangen sind.  Zuvörderst  bildet  die  gesammte  Landmacht  des 
Reiches  ein  einheitliches  Heer,  dessen  Kosten  und  Lasten  dem 
Reiche  obliegen,  ebenso  wird  die  Kriegsmarine  auf  Reichskosten 
erhalten,  femer  sind  Post  und  Telegraphie  (mit  Ausnahme  von 
Bayern  und  Württemberg)  einheitliche  Verkehrsanstalten,  deren 
Ausgaben  aus  den  gemeinschaftlichen  Einnahmen  bestritten  werden, 
ebenso  gehören  jetzt  die  völkerrechtliche  Vertretung  und  das  Kon- 
stilatwesen  auf  den  Etat  des  Reiches.  Danach  sind  alle  diese  Aus- 
gaben vom  Ausgabeetat  der  deutschen  Einzelstaaten  verschwunden. 

Die  auf  dem  Etat  der  Einzelstaaten  verbleibenden  Ausgaben 
zerfallen  in  ordentliche  und  ausserordentliche.  Ordent- 
liche Ausgaben  sind  solche,  welche  im  regelmässigen  Gange  des 
Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  bestimmter  Wiederholung  vor- 
kommen und  einem  fortdauernden  Bedürfnisse  entsprechen;  ausser- 
ordentliche Ausgaben  werden  dxirch  ein  besonderes  Bedürfioiss  eines 
einzelnen  Zeitpunkts  herbeigeführt;  dieses  Bedürfoiss  lässt  sich  bis- 
weilen voraussehen,  erscheint  aber  auch  nicht  selten  ganz  plötzlich, 
solche  Ausgaben  sind  bisweilen  auf  ein  Jahr  beschränkt,  bisweilen 
erstrecken  sie  sich  auf  mehrere  Jahre. 

Die  Ausgaben  der  deutschen  Staaten  zerfallen  in  folgende 
Gruppen:  1)  Erhebungs- und  Verwaltungskosten  der  Einnahmen, 
2}  Ausgaben  für  die  Erhaltung  der  staatlichen  Organe :  Monarch, 
Landtag,  Staatsbehörden,  3)  Ausgaben  für  die  sachlichen  Bedürf- 
nisse der  einzelnen  Verwaltungszweige,  4)  Zinsen  und  Amortisa- 
tionen der  Staatsschuld.  Dazu  kommen:  5)  als  Beiträge  für  die 
Heichskasse,  die  durch  den  Reichsetat  festgestellten  Matri- 
kularbeiträge,  welche  im  Etat  der  Einzelstaaten  als  Ausgabe- 
posten erscheinen. 

39* 
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V.   Die  Einnahmen  der  deutBohen  Staaten. 

§212. 

Eintheilung  derselben. 

Die  Deckungsmittel  für  die  Staatsausgaben  findet  der  Staat  in 
seinen  Einnahmen,  welche  man  ebenfalls  in  ordentliche  und 
ausserordentliche  eintheilt.  Die  ordentlichen  Einnahmen  sind 
solche,  welche  ihrer  Natur  nach  einer  regelmässigen  Wiederholung 
von  Periode  zu  Periode  fähig  sind,  die  ausserordentlichen  solche, 
bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist.  Zu  letzterer  Klasse  gehören  die 
Einnahmen  aus  der  Veräusserung  von  Staatseigen- 
thum  undausder  Benutzung  des  Staatskredits. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  haben  einen  zweifachen  staats- 
rechtlichen Charakter,  indem  der  Staat  entweder  solche  aus  privat- 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  zieht,  welche  er  als  vermögens- 
fähige Person,  wie  jeder  Privatmann  in  freier  Konkurrenz,  betreib^i 
kann,  oder  indem  er  kraft  seiner  Staatsgewalt,  welche  sich  als 
Finanzhoheit  darstellt,  Beiträge  aus  den  Einzelwirthschaften 
seiner  Unterthanen  zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  erhebt.  Diese 
Auflagen  (Steuern  im  weitem  Sinn),  welche  man,  den  privat- 
wirthschaftlichen  Einnahmen  gegenüber,  auch  als  die  staats- 
wirthschaft  liehen  bezeichnet,  zerfallen  wieder  in  zwei  Ellassen, 
es  sind  entweder  solche,  welche  der  Staat  fordert,  weil  jemand  mit 
einer  speziellen  Staatsfunktion  in  Berührung  kommt  und  diese  für 
ihn  in  besonderer  Weise  thätig  wird  (Gebühren)  oder  es  sind 
Zwangsbeiträge,  welche  der  Staat,  ohne  jeden  speziellen 
Verpflichtungsgrund,  von  seinen  Angehörigen,  kraft  seiner 
Staatsgewalt,  in  einer  einseitig  von  ihm  bestimmten  Weise,  zur 
Deckung  der  Staatsbedürfnisse  fordert,  bloss  weil  die  Einzelnen  als 
Glieder  des  Staates  an  allen  Wohlthaten  der  Staatsverbindung  theil- 
nehmen.     (Steuern  im  eigentlichen  Sinn  S.  362.) 

A.   Ordentliohe  Staatseinnahmen. 
§213. 

1)    Einnahmen   aus   dem  privatwirthschaftlichen  Er- 
werbe des  Staats, 
üeberall  sind  die  Domäneneinnahmen  die  älteste  Finan»- 
quelle  des  Staats.     In  den  deutschen  Territorien  galt  das  Kammer- 
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gut  als  Eigenthum  der  regierenden  Faiulie;  der  Landesherr  war 
aber  verpflichtet,  von  dessen  Ertrag  auch  die  Kosten  der  Landes- 
regierung zu  tragen.  In  den  neueren  Verfassungsurkunden  hat  aber 
das  Rechtsverhältniss  des  Kammergutes  meist  eine  neue  durch- 
greifende Regelung  erfahren.  Mag  dasselbe  aber  auch,  wie  in  den 
grösseren  Staaten,  zum  reinen  Staatsgute  erklärt  oder,  wie  in  den 
kleinerenStaaten,  Eigenthum  oderStammgut  der  regierenden  Familie 
Terblieben  sein,  sodass  nur  die  Verwaltung  desselben  mit  der  Staat-* 
liehen  Finanzverwaltung  vereinigt  worden  ist,  so  fliesst  doch  ein 
beträchtlicher  Theil  der  Einkünfte  desselben  in  die  Staatskasse,  und 
somit  erscheint  auch  heut  zu  Tage  noch  die  Einnahme  aus  dem 
Grundbesitze  als  eine  wichtige  privatwirthschaftliche  Finanzquelle 
der  deutschen  Staaten.  Dabei  wird  regelmässig  noch  zwischen  den 
Einnahmen  aus  den  landwirthschaftlichen  Domänen  und  den 
Forsten  unterschieden,  ohne  dass  zwischen  beiden  ein  staatsrecht- 
licher Unterschied  besteht.  Dazu  kommen  noch  Einnahmen  aus 
gewerblichen  Unternehmungen  des  Staats,  aus  den  Staatsbergwerken, 
aus  Geld-  und  Bankgeschäften  des  Staats,  wie  z.  B.  aus  der  preussi- 
schen  Seehandlung,  aus  Staatsfabriken,  Staatseisenbahnen  u.  s.  w. 

§214. 

2]  Staatswirthschaftliche  Einnahmen. 

a)  Gebühren. 
Da  die  Gebühren  von  dem  Einzelnen,  als  spezieller  Entgelt  eines 
ihm  vom  Staate  geleisteten  tHenstes  oder  einer  durch  ihn  dem  Staate 
verursachten  Ausgabe  bei  der  Ausübung  einer  speziellen  Staatsthätig- 
keit,  in  einer  gesetzlich  normirten  Höhe  gefordert  werden,  so  haben  die 
Einnahmen  aus  den  Gebühren  lediglich  den  Zweck,  dieHerstellungs- 
und  Betriebskosten  der  betreffenden  Staatsthätigkeit  und  der  damit 
verbundenen  Einrichtungen  ganz  oder  theilweise  zu  decken. 
Wenn  höhere  Einnahmen  dabei  beabsichtigt  und  erreicht  werden, 
so  fallen  diese  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Steuer.  Die  Ge- 
bühren knüpfen  sich  entweder  an  die  Ausübung  wesentlicher 
Hoheitsrechte  oder  an  Thätigkeiten,  welche  bloss  aus  Zweckmässig- 
keitsgründen vom  Staate  übernommen  werden,  an  und  für  sich 
aber  auch  von  Privaten  geleistet  werden  könnten.  Zu  der  ersten 
Axt  gehören  die  Gebühren  der  Polizeibehörden  für  Ertheilimg  von 
Legitimationen,  der  Gerichtsbehörden  für  Akte  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, die  Gebühren  der  bürgerlichen  streitigen  Kechtspflege, 
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welche  von  dem  unterliegenden  Theile,  der  peinlichen  Rechtspflege, 
welche  von  dem  Verurtheilten  getragen  werden  müssen.  Die  Justiz 
wird  in  den  deutschen  Staaten  zwar  nicht  ganz,  aber  zum  Theil 
durch  diese  Gebühren  erhalten.  Ausser  diesen  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsgebühren kommen  noch  zahlreiche  andere  Gebühren  vor 
bei  Thätigkeiten  des  Staates,  welche  zwar  möglicher  Weise  auch 
von  Privaten  besorgt  werden  könnten,  am  besten  und  zweck- 
mässigsten  aber  vom  Staate  übernommen  werden;  dahin  gehören 
besonders  die  Gebühren,  welche  für  die  Leistungen  des  Staats  auf 
dem  Gebiete  der  Kultur-  und  Wohlfahrtspflege  von  denen  entrichtet 
werden,  deren  Einzelinteresse  durch  eine  solche  Leistung  besonders 
gefordert  wird,  Schulgelder,  Gebühren  für  Benutzung  der  grossen 
Verkehrsmittel  des  Staates,  Chausseegelder,  Postgelder  für  Benutzung- 
der  Brief-,  Gepäck-  und  Passagierposten,  der  Schlagschatz  für  Aus- 
prägung von  Münzen  u.  s.  w. 

b)  Stenem  im  eigentlichen  Sinne. 

In  allen  Staaten  unterscheidet  man  direkte  und  indirekte 
Steuern,  deren  begriffliche  Unterscheidung  wir  in  die  Finanzwissen- 
schaft verweisen.  (Vergl.  preussisches  Staatsrecht  B.  11.  S.  471.) 
Die  wichtigsten  in  Deutschland  vorkommenden  direkten  Steuern 
sind  die  Grrund-  und  Gebäudesteuer,  die  Gewerbesteuer,  welche 
von  bestimmten  Gewerben  erhoben  wird,  vor  allem  die  in  neuerer 
Zeit  überall  eingeführte  Einkommensteuer,  die  nach  zwei  ver- 
schiedenen Systemen  eingerichtet  ist.  Nach  dem  einen,  welches 
in  Preussen  und  den  norddeutschen  Staaten  gilt,  erfolgt  die  Ver- 
anlagimg zur  Einkommensteuer  »nach  Maassgabe  des  Gesammt- 
einkommens,  welches  dem  Steuerpflichtigen  aus  Grundeigen- 
thum,  Gehalt,  Kapitalvermögen,  Rechten  auf  periodische  Hebung- 
oder  aus  Vortheilen  irgend  welcher  Art,  aus  dem  Ertrage  eines 
Gewerbes  oder  irgend  einer  Art  gewinnbringender  Beschäftigung' 
ziifliesst.a  (Vorbild  ist  das  preussische  Gesetz  über  die  Klassensteuer 
und  klassificirte  Einkommensteuer  vom  1.  Mai  1851.)  Das  andere 
System^  welches  in  den  süddeutschen  Staaten  vorherrscht,  kennt  eine 
allgemeine  Einkommensteuer  nicht,  sondern  setzt  sich  aus  einer 
Anzahl  von  Ertragssteuern  für  die  einzelnen  Ein- 
kommenszweige zusammen.  (So  werden  in  Bayern,  Württem- 
bergj  Baden  u.  s.  w.  die  Einnahmen  aus  Grundeigenthum,  Gebäuden, 
Kapital-,  Renten-,  Berufs- und  Diensteinkommen  unterschieden.) 

Zu  den  indirekten  Steuern  gehören  die  Eingangs-  und  Aus- 
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gengszölle,  welche  an  den  Grenzen  des  Staates  von  eingehenden 
und  ausgehenden  Waaren  erhoben  werden.  Der  gesammte  Rein- 
ertrag der  Grenzzone  fliesst  aber  jetzt  in  die  Reichskasse,  sodass 
dieselben  vom  Einnahmeetat  der  Einzelstaaten  Terschwtinden  sind. 
Ebenso  steht  es  mit  den  wichtigsten  inländischen  Verbrauchs- 
steuern,  welche  von  Salz,  Tabak,  Branntwein,  Bier  und  Zucker  er- 
hoben werden.  Auch  diese  sind  der  Reichskasse  überwiesen  und 
kommen  somit  für  die  Einzelstaaten  nicht  mehr  in  Betracht.  Hin- 
sichtlich der  Besteuerung  anderer  Yerbrauchsgegenstände  unter- 
liegen die  Einzelstaaten  weitgehenden  reichsgesetzlichen  Beschrän- 
kungen. Die  früher  von  den  Einzelstaaten  erhobenen  Verbrauchs- 
steuern, die  Weinsteuer,  die  Mahl- und  Schlachtsteuer,  sind  meistens 
durch  die  Landesgesetze  aufgehoben.  Auch  die  Spielkartensteuer 
ist  seit  dem  1.  Januar  1879  auf  das  Reich  übergegangen.  Bei 
diesem  Uebergang  fast  aller  indirekten  Steuern  auf 
das  Reich,  beruht  jetzt  der  Einnahmeetat  der  deutschen 
Einzelstaaten  wesentlich  auf  dem  direkten  Steuer- 
system. 

§215. 

B.  Die  ausserordentliohen  Staatseinnahmen. 
Die  ordentlichen  Staatsausgaben,  »das  Normalerfordemiss  der 
r^elmftssigenVerwaltungtt,  sollen  in  jedem  geordneten  Staatswesen 
durch  die  ordentlichen  Einnahmen  gedeckt  werden.  Es  giebt  aber 
auch  Ausgaben,  welche  nach  dem  Grundsätze  einer  gesunden 
Finanzwirthschaft  auf  anderem,  ausserordentlichem  Wege  gedeckt 
werden  dürfen.  Dahin  gehören  piivatwirthschaftliche  Anlagen, 
welche  dazu  bestimmt  sind,  die  Einnahme  des  Staates  bleibend  zu 
erhöhen  (z.  B.  Eisenbahnanlagen),  femer  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlagen,  deren  vortheilhafte  Wirkungen  sich  über  längere 
Zeit  hinaus  erstrecken  und  damit  für  die  kommende  Finanzperiode 
eine  Ausgabenminderung  in  Aussicht  stellen  (z.  B.  Bau  von  Ge- 
richtsgebäuden),  endlich  ausserordentliche  Ausgaben  im  engeren 
Sinne,  welche  durch  unberechenbare  Ereignisse,  besonders  durch 
einen  Krieg,  dem  Staate  aufgezwungen  werden.  Zur  Deckung 
dieser  ausserordentlichen  Ausgaben  kann  sich  der  Staat  auf  zwei- 
fachem Wege  ausserordentliche  Staatseinnahmen  verschaffen.  Der 
erste  besteht  darin,  dass  der  Staat  Theile  seines  werbenden  Staats- 
eigenthums  veräussert  (z.  B.  Domänen)  und  den  Erlös  aus  den  Kauf- 
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geldem  als  ausserordentliche  Einnahme  in  den  Etat  aufnimmt,  der 
zweite  darin,  dass  der  Staat  statt  zur  Verminderung  des  Aktivver- 
mögens zur  Benutzung  des  Staatskredits,  d.  h.  zur  Vermehrung  des 
Passiwermögens  greift.    So  entstehen  S  taats sc hulden. 


1)  Die  Staatsschulden  1. 

Der  uns  jetzt  selbstverständliche  Satz,  dass  der  Staat,  als  ver- 
mögensrechtliche Persönlichkeit,  das  Recht  hat,  sich  durch  Auf- 
nahme von  Schulden  ausserordentliche  Einnahmen  zu  verschaffen, 
ist  erst  mit  der  Entfaltung  der  modernen  Staatsidee  zur  voUen  An- 
erkennimg gekommen.  Noch  im  vorigen  Jahrhundert  unterschied 
man  in  den  deutschen  Territorien  Kammerschulden  und  Landes- 
schulden. Bei  diesen  beiden  Arten  von  Schulden  waren  die  ver- 
pflichteten Subjekte  durchaus  verschieden,  dort  war  es  der  Lan- 
desherr, hier  das  Land,  die  Landschaft.  Der  im  ganzen  Ter- 
ritorialstaatsrechte vorhandene  Dualismus  kam  auf  dem  Gebiete 
des  Finanzrechtes,  besonders  im  Schuldenwesen,  evident  zum  Vor- 
schein. Auch  die  Verwaltung  dieser  beiden  Arten  von  Schulden 
war  verschieden,  die  Kammerschulden  wurden  von  der  Hofkammer^ 
die  Landesschulden  von  der  landschaftlichen  Steuerkasse  bestritten 
und  verwaltet.  Mit  der  Entstehung  eines  einheitlichen  Staats  Ver- 
mögens und  einer  einheitlichen  Finanzverwaltimg  in  diesem  Jahr- 
hundert, imter  dem  Einflüsse  der  neueren  Verfasstmgen,  hat  sich 
erst  ein  einheitliches  Staatsschuldenwesen  herausge- 
bildet. Durch  den  Grundsatz,  dass  jede  Schuld,  welche  die  Staats- 
gewalt für  öffentliche  Zwecke  aufnimmt,  eine  Staatsschuld  ist,  für 
deren  Zahlung  nicht  mehr  der  Landesherr  persönlich  oder  nur  mit 
seinem  Kammergute,  sondern  das  Volk  mit  seiner  ganzen  Steuer- 
kraft haftet,   wird  zuerst  ein  Staatskredit  ausgebildet,  dessen 


1  Ueber  den  älteren  Territorialstaat  vergl.  Moser,  Staatsr.  Th.  XXIII. 
Th.  XXIV .  Derselbe,  Von  dem  reichsständischenlSchuldenwesen.  Frankfurt 
und  Leipzig  1874,  Von  der  Landeshoheit  in  Kameralsaohen  (Kap.  IV.  Von  den 
Kammerschulden).  H.A.  Zachariä,  Th.II.  §  214.  S.  169ff.  Klüber.  Oeffentl. 
Hecht  §  333.  340.  §  401.  Die  Lehre  von  den  Staatsschulden  wird  abgehandelt  in 
den  Lehrbüchern  über  Finanzwissensch.  bei  Stein  a.  a.  O.  (HI.  Aufl.)  S.711 — 796, 
bei  Rau  a.  a.  O.  §  471—529.  Fr.  Nebenius,  der  öffentliche  Kredit  11.  Aufl. 
Karlsruhe  1829.  O.  Dietzel,  System  der  Staatsanleihen.  Heidelberg  1855. 
A.  Wagner,  in  Bluntschli'sStaatsw.  B.  X.  S.  1 — 58.  L.  Krug,  Geschichte 
der  preu^sischen  Staatsschulden,  herausgegeben  von  Bergius  (Breslau  1861). 
J«C.  Bergius,  Die  preussischen  Staatsschulden.  Münster  1842. 
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Ausnutzung  man  aber  nirgends  dem  subjektiven  Ermessen  des 
Staatsberrschers  überlassen  konnte.  Sowobl  die  gescbicbtlicb  be- 
gründete Stellung  der  alten  Landstände,  an  welche  man  auch  hier 
anknüpfte,  wie  das  Bedürfniss  der  Ordnung  und  Sicherheit  der  Fi- 
nanzen, führte  in  allen  Verfassungen  dazu,  den  neugeschaffenen 
Landesvertretungen  eine  einflussreiche  Theilnahme  an  der  Gestal- 
tung und  Leitung  des  Staatsschuldenwesens  einzuräumen.  Zum 
Steuerbewilligungsrecht  der  Landstände  kam,  als 
nothwendiges  Korrelat,  das  Becht  der  Zustimmung 
zur  Aufnahme  neuer  Staatsschulden,  welches  alle  neueren 
Yerfassungsurkunden  der  Volksvertretung  einräumen.  Maassge- 
bend  ist  die  Bestimmung  der  bayerischen  Verfassungsurkunde  von 
1818,  Tit.  Vn.  §  11  geworden:  »Zu  jeder  neuen  Staats- 
schuld, wodurch  die  zur  Zeit  bestehende  Schulden- 
masse im  Kapitalbetrage  Joder  der  jährlichen  Ver- 
zinsung vergrössert  wird,  ist  die  Zustimmung  der 
Stände  erforderlich«.  Ihr  folgten  die  Verfassungen  von 
Baden  1818,  §  57.  Grossherzogthum  Hessen,  Verfassungsurkunde 
1820,  §  78.  Königreich  Sachsen,  Verfassungsurkunde  1831,  §  57. 
Kurhessen,  Verfassimgsurkunde  1831,  §  95.  142  u.  s.  w.  Nur  aus- 
nahmsweise sollte,  nach  einigen  Verfassungen,  die  Begierung  befugt 
sein,  unter  Verantwortlichkeit  des  Ministeriums,  bei  höchster  Dring- 
lichkeit der  Umstände,  einAnlehen  auch  ohne  vorher  eingeholte  Zu- 
stimmung der  Stände  aufzunehmen,  jedoch  in  diesem  Falle  die  stän- 
dische Bewilligung  wenigstens  nachträglich  einzuholen  verpflich- 
tet sein.  Eine  solche  Ausnahme  kennt  die  preussische  Verfassung 
nicht,  indem  sie,  Art.  103,  klar  und  durchgreifend  bestibtnmt:  »Die 
Au&ahme  von  Anleihen  für  die  Staatskasse  findet  nur  auf  Grund 
eines  Gesetzes  statt.  Dasselbe  gilt  von  der  Uebemahme  von 
Crarantien  zu  Lasten  des  Staates«.  Da  in  diesem  Artikel  ausdrück- 
lich auf  den  formellen  Weg  der  Gesetzgebung  verwiesen  wird,  so 
ist  die  Aufnahme  einer  Staatsanleihe  auf  dem  Wege  einer  ausser- 
ordentlichen Verordnung  (nach  Art.  63  der  Verfassungsurkunde) 
unstatthaft.  Da  der  Vorschlag  der  Aufiaahme  einer  Staatsschuld 
unter  den  Begriff  eines  sogenannten  Finanzgesetzes  fallt,  so  muss 
derselbe  stets  zuerst  an  das  Abgeordnetenhaus  gehen. 

Für  jede  wahre  Staatsschuld  haftet  jetzt  das  ganze  Staatsver- 
mogen,  sowie  die  ganze  Steuerkraft  der  Unterthanen;  sie  ruht  auf 
dem  ganzen  Lande;  in  diesem  Sinne  ist  jetzt  jede  Staatsschuld 
eine  sogenannte  dette  hypoth^quie,  worunter  man  allerdings  keine 
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privatrechtlich  wirksame  Hypothek  versteht,  sondern  womit  nur^ 
die  bleibende  Verbindlichkeit  des  Staates  in  seiner  Gesammt- 
heit  ausgedrückt  werden  soll. 

Von  dieser  eigentlichen  Staatsschuld  im  technischen  Sinne, 
der  sogenannten  fundirten  Staatsschuld,  ist  die  sogenannte  schwe- 
bende Schuld,  dette  flottante,  zu  unterscheiden,  welche  dadurch 
entsteht,  dass  die  Fälligkeitstermine  der  Einnahmen  und  der  Aus- 
gaben des  Staates,  wie  in  jedem  geschäftlichen  Betriebe,  nicht  zu- 
sammenfallen und  dadurch  ein  Bedarf  entsteht,  der  seine  Deckung 
erst  durch  spätere  Einnahmen  findet.  Eine  solche  Aufiiahme  von 
Verwaltungsschulden  findet  ohne  Zustimmung  der  Kammern  auf 
den  blossen  Kredit  der  Verwaltungsbehörden  statt  (Finanzkredit) . 
Mehrere  Verfassungsurkunden  sprechen  den  selbstverständlichen 
Satz  noch  ausdrücklich  aus:  »dass  zur  Deckung  vorübergehender 
Verwaltungsbedürfhisse,  zu  deren  Bestreitung  die  Mittel  der  Kassen 
ausreichen  und  nur  für  den  Augenblick  nicht  flüssig  sind,  die  er- 
forderlichen Gelder  bis  zur  Beseitigung  der  Hindemisse  einstweilen 
aufgenommen  werden  können«.  (Baden,  Verfassungsurkunde  1818, 
§  57.  Waldeck,  Verfassungsurkunde,  §  96.  Sachsen- Weimar, 
Staatsgrundgesetz,  §  42.)  Während  die  schwebende  Staatsschuld 
Sache  der  gewöhnlichen  Finanzverwaltung  ist,  hat  die  hohe  Be- 
deutung, welche  die  Sicherheit  der  Verzinsung,  sowie  die  Einhal- 
tung des  gesetzlich  festgestellten  Tilgungsplanes  für  den  Staats- 
kredit hat,  darauf  hingeführt,  für  das  eigentliche  Staatsschulden- 
wesen, die  sogenannte  fundirte  Staatsschuld,  eine  unabhängige, 
mit  besonderen  Garantien  umgebene  Behörde  und  Verwaltung  zu 
schaffen,  welche  aufs  Strengste  an  die  Einhaltung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  gebunden  und  regelmässig  mit  einer  bestimmten  Do- 
tation, zugleich  als  Tilgungsanstalt,  errichtet  ist.  Ueberall 
ist  die  Volksvertretung  irgendwie  an  der  Verwaltung 
der  Staatsschulden  betheiligt.  So  findet  in  mehreren 
Staaten  eine  Kontrolle  des  Landtages  hinsichtlich  der  Staatsschul- 
denverwaltung durch  einen  zu  diesem  Zwecke  vom  Landtage 
erwählten  Ausschuss  statt,  so  in  Preussen  durch  die  Staatsschulden- 
kommission (preussisches  Gesetz,  betreffend  die  Verwaltung  des 
Staatsschuldenwesens  vom  24.  Februar  1850,  so  in  Bayern,  Ver- 
fassungsurkunde  Tit.  VII.  §§  14 — 16) .  In  anderen  Staaten  ist  sogar 
die  ganze  Verwaltung  des  Staatsschuldenwesens  in  die  Hände  des 
Landtages  gelegt  und  die  Regierung  nur  bei  der  Kontrolle  der- 
^Ibeu  betheiligt,   so  z.  B.  im  Königreich  Sachsen,  Verfassungs« 
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Urkunde  §  107.     Württemberg,    Verfassungsurkunde  §§    119  bis 
123  u.  8.  w. 

2)  Veräusserung  von  Staatsvermögen  i. 

Vom  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  kommt  hier  die  Frage 
in  Betracht,  ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  die  Regierung 
berechtigt  ist,  Staatseigenthum  rechtsgültig  zu  veräussem,  insbe- 
sondere, inwiefern  sie  verpflichtet  ist,  zu  einer  solchen  Veräusse- 
rung die  Genehmigung  der  Volksvertretung  einzuholen.  Bei 
Beantwortung  derselben  wird  der  erörterte  Unterschied  zwischen 
dem  sogenannten  Verwaltungsvermögen  und  dem  werbenden 
oder  Finanzvermögen  von  staatsrechtlicher  Bedeuttmg.  In  jedem 
Zweige  der  Verwaltung  sind  zahlreiche  Gegenstände  zur  Ausfüh- 
rung seiner  speciellen  Aufgaben  vorhanden,  welche  sein  Inventar 
bilden.  Die  Veräusserung  solcher  Gegenstände  ist  oft  aus  Verwal- 
tungsrücksichten geboten  und  ist  der  Regierung  als  blosse  Ver- 
waltungssache überlassen.  Da  die  veräusserte  Sache  eine  Pertinenz 
des  betreffenden  Ressorts  bildet,  so  tritt  der  Erlös  an  die  Stelle  der 
veräusserten  Sache  vpretium  in  locum  rei«.  Der  betreffende  Ver- 
waltungszweig muss  sich  aber  die  aus  der  Veräusserung  gewonnene 
Summe  als  B aar  ein  nähme  anrechnen  lassen,  so  dass  dem  Land- 
tage in  Betreff  solcher  Veräusserungen  nur  ein  mittelbarer  Einfluss 
bei  der  Bewilligung  des  Budgets  zusteht.  Während  somit  die  Ver- 
äusserung von  Gegenständen  des  Verwaltimgsvermögens  nur  for- 
mell als  Einnahme  erscheint,  materiell  aber  regelmässig  nur  ein 
durchlaufender  Posten  ist,  muss  der  Erlös,  welchen  der  Staat  durch 
Veräusserung  seines  werbenden  Staatsvermögens  macht,  als  eine 
wirkliche  ausserordentliche  Einnahmequelle  des  Staates 
betrachtet  weiden.  Das  gesammte  Finanzvermögen  des  Staates 
dient  nicht  einem  einzelnen  Verwaltungszweige  als  Inventar  oder 
Pertinenz,  sondern  hat  den  alleinigen  Zweck,  dem  Staate  Einnah- 
men zur  Deckung  der  Staatsbedürfnisse  zu  schaffen.  Obgleich  pri- 
vatrechtlicher Natur,  hat  es  doch  den  gleichen  Zweck,  wie  die 
Steuer,   Finanzquelle  des  Staates  zu  sein.     Selbst  in  Betreff  des 


^  Für  das  ältere  Staatsr.  besonders  Moser,  Von  der  Heichsstftnde  Landen 
B.  I.  Kap.  18.  §  9.  H.  A.  Zachariä,  Th.  II.  §  211  ff.  S.  450.  FOr  Preussen 
mein  preussisches Staatsr.  y.  Rönne,  B. II.  Abth.2  §524  8.599 ff.  H.Simon, 
Preussisches  Staatsrecht  Th.  IE.  S.  307  ff.  Grosse  Streitfrage  im  preussischen 
Abgeordnetenhause  im  Jahre  1866  bei  Veräusserung  der  Köln-Mindener  Eisen- 
bahn. 
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Kamtnergutes  stand  es  nach  Territorialstaatsrecht  fest,  dass  es  der 
Landesherr  nicht  ohne  Zustimmung  der  Landstände  yeräussem 
dürfe.  Die  meisten  neueren  Verfassungen  knüpfen  auch  hier  an  das 
ältere  deutsche  Staatsrecht  an  und  sprechen  es  ausdrücklich  aus : 
»dass  das  Kammergut  in  seinem  wesentlichen  Bestände  zu  erhalten 
ist  und  daher  ohne  Bewilligung  der  Stände  weder  durch 
A'eräusserung  vermindert,  noch  mit  Schulden  oder 
sonst  mit  einer  bleibenden  Last  beschwert  werden 
kann«.  Bayerische  Verfassungsurkunde  Tit.  III.  §  5.  Badische 
^  erfassungsurkunde  §  58.  Württembergische  Verfassungsurkunde 
§  107.  Hessen-Darmstadt,  §  7.  Kurhessen,  §  142.  Königreich 
Sachsen,  §  18.  Koburg-Gotha  1852,  §  117.  Meiningen,  §  45. 
Altenburg,  §  18.  Hannoversches  Grundgesetz,  §  123.  Landesver- 
fassungsgesetz 1840,  §  130.  Verfassungsgesetz  von  1848,  §  79. 
Sondershausen  1857,  §  19.  Oldenburg  1852,  Art.  181.  Waldeck, 
§  26  u.  s.  w.)  Diese  Bestimmung  muss,  und  zwar  in  noch  ver- 
stärktem Maasse,  auch  da  gelten,  wo  das  Kammergut  ausdrücklich 
für  Staatsgut  erklärt  ist,  selbst  wo  die  Verfassung  darüber  schweigt, 
yde  in  Preussen.  Es  folgt  dies  aus  der  geschichtlich  begründeten 
Stellung  der  deutschen  Landstände,  wie  aus  dem  Geiste  der  kon- 
stitutiouellen  Staatsordnimg,  mit  zwingender  Nothwendigkeit.  Nach 
derselben  soll  der  ganze  Staatshaushalt  nur  im  Einverständnisse 
zwischen  Krone  und  Volksvertretung  geordnet  werden.  Mitbe- 
stimmung des  ganzen  Finanzwesens  sowohl  in  Ein- 
nahme, als  in  Ausgabe  durch  die  Kammern  ist  ein 
Fundamentalsatz  dieser  Staatsordnung.  (Anderer  An- 
sicht Lab  and  in  seinem  Budgetrecht  S.  26 — 27.)  Durch  Ver- 
äus&enmg  eines  wesentlichen  Bestandtheiles  des  Finanzvermögens 
wird  der  Staat  um  eine  regelmässig  laufende  Einnahme  ärmer  und 
muss  der  so  entstehende  Ausfall  künftig  durch  Erhöhtmg  alter  oder  Be- 
willigung neuer  Steuern  oder  Aufiaahme  von  Anlehen  gedeckt  werden . 
Da  aber  ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung  keine  neue  Steuer  ein- 
geführt, keine  alte  erhöht,  auch  keine  Staatsschuld  aufgenommen 
werden  kann,  so  kann  die  Staatsregienmg  gewiss  auch  nicht  ein- 
seitig dem  Staate  eine  Einnahmequelle  durch  Veräussenmg  von 
Staatseigenthum  für  immer  entziehen  und  so  die  Volksvertretung 
indirekt  nöthigen,  zur  Deckung  der  entstandenen  Lücke  in  den 
Einnahmen  eine  Erhöhung  der  Steuern  oder  Aufnahme  einer  An- 
leihe zu  bewilligen.  Es  muss  daher  angenommen  werden,  dass  alle 
Bestandtheile  des  Finanzvermögens  des  Staates  nur  mit  Zustim- 
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mung  der  Volksvertretnng  yerätissert  w^den  können,  soweit  solche 
Veräusserungen  nicht  durch  die  Forderungen  einer  verständigen 
Administration  geboten  werden,  eine  Ausnahme,  die  auch  von  den 
oben  erwähnten  Verfassungsurkunden  in  verschiedenen  Wendungen 
ausgesprochen  wird,  doch  muss  der  Erlös  stets  zu  neuen  Erwer- 
bungen verwandt  oder  der  Schuldentilgungskasse  zugeführt  wer- 
den, so  dass  keine  Vermögensverminderung  des  Staates  eintritt. 

§216. 

VI.   Prüfung  der  StaatBreohnungen  durch  den  Landtag  und  Ent- 
lastung der  Staatsregierung. 

Die  Kontrolle,  welche  die  Volksvertretung  über  die  gesammte 
Finanzverwaltung  führen  soll,  ist  eine  doppelte,  eine  vor  gän- 
gige und  eine  nachträgliche.  Die  vorgängige  findet  bei  der 
Aufstelltmg  des  Staatshaushaltsetats  statt,  wobei  ein  volles  Einver- 
ständniss  über  alle  auf  den  Etat  der  künftigen  Finanzperiode  zu 
bringenden  Einnahmen  imd  Ausgaben  zwischen  Kegierung  und 
Volksvertretung  erzielt  werden  soll;  die  nachträgliche  besteht 
darin,  dass  der  Landtag  nach  Ablauf  der  Finanzperiode  zu  prüfen 
hat,  ob  der  rechtsgültig  zu  Stande  gekommene  Etat  auch  von  der 
Regierung  wirklich  beobachtet  worden  ist,  insbesondere  ob  die  im 
Einverständnisse  mit  dem  Landtage  festgestellten  Positionen  that- 
sächlich  eingehalten  worden  sind.  Zu  letzterem  Zwecke  ist  die  Regie- 
rung verpflichtet,  dem  Landtage  eine  vollständige  Rechnung  über  den 
Staatshaushalt  der  abgelaufenen  Finanzperiode  vorzulegen,  und  der 
Landtag  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  die  gesammte  Finanzverwal- 
tung einer  eingehenden  JPrüfang  zu  unterwerfen.  Der  Prüfung  der 
Staatsrechnungen  durch  den  Landtag  geht  regelmässig  eine  Vor- 
prüfung voraus.  Diese  ist  meistens  in  die  Hände  einer  besonderen 
Behörde  gelegt.  In  den  grösseren  Staaten  besteht  zu  diesem  Zwecke 
eine  besondere  Oberrechnungskammer  oder  ein  Rechnungshof 
(S.  304).  In  kleineren  Staaten  wird  die  Vorprüfung  von  einem 
Ausschusse  des  Landtages  unter  Zuziehung  von  Beamten  des  Fi- 
nanzministeriums vorgenommen.  (Sachsen- Weimar,  Staatsgrund- 
gesetz §  44.  Sachsen-Meiningen,  Grundgesetz  §  60.  Braunschweig, 
Neue  Landesordnung  §  189  u.  s.  w.)  Mit  den  Bemerkimgen  dieser 
vorprüfenden  Behörde  wird  die  allgemeine  Rechnung  dem  Land- 
tage zur  Entlastung  der  Staatsregierung  unterbreitet.  Wo  Zweikam- 
mersystem besteht,  wird  diese  allgemeine  Rechnung  zuerst  dem 
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Abgeordnetenhause  vorgelegt.  Jedes  Haus  lässt  diese  Bechntuig 
durch  seine  Budgetkommission  prüfen,  und  auf  den  Bericht  dersel- 
ben beschliesst  dasselbe  über  die  Ertheilung  oder  Yersagung  der 
sogenannten  Decharge  an  die  Staatsregierung.  Bei  bestehendem 
Zweikammersysteme  kann  die  verfassungsmässig  nothwendige  Ent- 
lastung der  Kegierung  nur  Seitens  beider  Häuser  des  Landtages 
stattfinden ;  die  einseitige  Entlastung  von  Seiten  eines  Hauses  ist 
ungenügend.  Welche  Mittel  der  Landtag  anzuwenden  hat,  wenn 
er  pflichtgemäss  ausser  Stande  ist,  der  Regierung  die  Entlastung  zu 
ertheilen,  wird  durch  die  Besonderheit  des  einzelnen  Falles  be- 
stimmt. In  den  gravirendsten 'Fällen  würde  die  Erhebung  einer 
Ministeranklage,  bezw.  ein  civilrechtlicher  Kegress  gegen  das  Pri- 
vatvermögen der  Minister  zulässig  sein. 


Zweiter  Abschnitt, 

Das  Beoht  der  inneren  Verwaltung  ^ 

§217. 

Im  Allgemeinen. 
Wenn  die  Verwirklichung  der  Rechtsordnung  als  eigentliche 
specifische  Aufgabe  des  Staates  erscheint,  so  wachsen  dem  Staate, 
bei  der  höheren  Kulturentwickelung  der  Menschheit,  mit  einer  ge- 
schichtlichen Nothwendigkeit  immer  weiter  gehende  Aufgaben  zu, 


1  Die  ältere  Literatur  behandelt  die  geaammte  innere  Verwaltung  unter  dem 
Namen dei»Po Hz eiwi 88 en Schaft«.  Hauptwerke:  JohannHeinrichOott- 
lobv.JuBti,  Grundsätze  der  Polizeiwissenschaft  in  einem  yemünftigen,  auf  den 
Endzweck  der  Polizei  gegründeten  Zusammenhange  und  zum  Gebrauche  akad. 
Vorlesungen  abgefasst.  Göttingen  1756.  III.  Aufl.  1782.  Derselbe,  die 
Grundfeste  der  Macht  und  der  Glückseligkeit  der  Staaten  oder  ausführliche 
Darstellung  der  gesammten  Polizeiwissenschaft.  I.  U.  Königsberg  1760.  4. 
Joseph  y.  Sonnenfels,  Grundsätze  der  Polizei-,  Handlungs-  und  Finans- 
wissenschaft.  I— 111.  Wien  1765.  7.  Aufl.  1804.  Friedrich  Christian 
Jonathan  Fischer,  Lehrbegriff  sämmtlicher  Kameral-  und  Polizeirechte 
sowohl  Yon  Deutschland  überhaupt,  als  insbesondere  yon  den  preussisehen 
Staaten.  3  Bde.  Frankfurt  a.  O.  1875.  Günther  Heinrich  y.  Berg,  Hand- 
buch des  deutschen  Polizeirechtes.  Göttingen  1799.  2.  Aufl.  I— VII.  1802 
(Mit  yorwiegend  juristischem  Gesichtspunkt).  Das  bedeutendste  Werk  über 
Polizeiwissenschaft  in  d  i  e  s  e  m  Sinne  istRoberty.  Mohl,  Die  Polizeiwissen- 
schaft  nach  denGrundsätzen  des  Rechtsstaates.  I--IU.  Tübingen.  l.Aufl.  1843. 
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welche  der  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  einen  immer  umfassenderen 
Umfang,  einen  immer  reicheren  Inhalt  gewähren.  Zu  dem  noth- 
wendigen  Fostulate  des  Bechtsstaates  treten,  in  immer  wach* 
senden  Dimensionen,  die  Ziele  des  Kulturstaates.  Diese  stets 
sich  vermehrenden  Ansprüche  an  die  Thätigkeit  des  Staates  ent- 
springen aus  einer  tieferen  Erkenntniss  des  menschlichen  Wesens 
überhaupt,  sowie  der  staatlichen  Gemeinschaft  insbesondere.  Dem 
denkenden  Menschen  erscheint  »die  Vollendung  des  Men- 
schen in  sich  selbst«  als  vemunftgemässes  Ziel  aller  mensch- 
Hchen  Bestrebungen.  Bei  der  schwachen,  hülfsbedürftigen  Natur  des 
Menschen  ist  aber  die  Vollendung  des  Einzeli^en  in  der  Vereinzelung 
unmöglich.  Der  Mensch  findet  seine  Ergänzung  nur  in 
der  Gemeinschaft  mit  seines  Gleichen.  Da  aber  keine 
Gemeinschaft  auf  Erden  mächtiger  ist,  als  der  Staat,  so  ist  es  klar, 
dass  auch  keine  mehr  für  die  Entwickelung  der  Menschheit  thun 
kann,  als  dieser. 

Da  der  Staat  in  der  Gesammtheit  aller  seiner  Angehörigen  be- 
steht, so  arbeitet  er,  indem  er  für  die  Einzelnen  sorgt,  zugleich  für 
sich  selbst.  Das  individuelle  Wohl  wird  von  selbst  zum 
Gesammtwohle.  Jeder  Einzelne,  welcher  mit  Erfolg  für  seine 
eigene  Vollendung  arbeitet,  arbeitet  zugleich  für  den  Fortschritt 
aller  anderen.  Auf  diesem  Gebiete  der  Kulturarbeit  findet  ein  fort- 
währender Austausch  zwischen  den  Leistungen  det  Individuen 
und  der  Gesammtheit,  ein  gegenseitiges  Geben  und  Nehmen  statt, 
welches  zu  immer  höheren  Leistungen  befähigt  und  anspornt. 

Aber  auch  in  der  staatlichen  Gemeinschaft  bleibt  der  Mensch 
eine  selbständige  und  s elb st thätige  Persönlichkeit.  Wah- 
ren Werth  für  ihn  hat  nur  das,  was  er  sich  selbst  er- 
arbeitet.   Damit  ist  auch  die  Aufgabe  der  Staatsthätigkeit  auf 


3.  Aufl.  1866.  Den  Wendepunkt  der  Literatur  von  der  alten  Folizeiwissen- 
scbaft  zu  der  modernen  Verwaltungslehre  bezeichnet  das  bahnbrechende  Werk 
L.  T.  Stein's,  Die  Verwaltungslehre  Th.  I— VII.  Stuttgart  1865—^8.  Der- 
selbe, Handbuch  der  Verwaltungslehre.  Stuttgart  1870.  2.  Aufl.  1876.  Nach 
des  Verfassers  eigenem  Ausdruck  »ein  Lehrbuch  der  Institutionen  des  Verwal- 
tungs  recht  es.«  F.  F.  Mayer,  Grundsätze  des  Verwaltungsrechtes  mit  be- 
sonderer Bücksicht  auf  gemeinsames  deutsches  Hecht,  sowie  auf  neuere  Gesetz- 
gebung und  bemerkenswerthe  Entscheidimgen  der  obersten  Behörden,  zunächst 
derKönigreichePreussen,  Bayern  und  Württemberg.  Tübingen  1862.  y.  Inama- 
Sternegg,  Verwaltungslehre  in  Umrissen.  1870.  G.Rössler,  Lehrbuch  des 
deutschen  Verwaltungsrechtes,  I.  Bd.  das  sociale  Verwaltungsrecht.  Abth.  1  u.  2. 
Erlangen  1872  und  1873.  Eine  werthvoUe  Skizze  des  Verwaltungsrechtes  giebt 
Prof.  Dr.  Ernst  Meier  in  Holtzendorff's  Encyklopädie; 
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diesem  Gebiete  bestimmt  und  begrenzt.  Der  Staat  würde  eine 
ebenso  unmögliche,  als  gefährliche  Aufgabe  übernehmen,  wenn  er 
die  individuelle  Thätigkeit  durch  seine  eigene  Thätigkeit  ersetzen, 
wenn  er  den  Einzelnen  wohlhabend,  gebildet,  sittlich  machen 
wollte.  Der  Staat  hat  vielmehr  nur  die  Bedingungen  herzu- 
stellen, welche  es  dem  Einzelnen  ermöglichen,  für  seine  äussere 
Wohlfahrt  und  innere  Bildung  mit  Erfolg  zu  sorgen. 

Der  Staat  hat  bald  negative  Hindemisse  zu  beseitigen,  bald 
positive  Anstalten  ins  Leben  zu  rufen,  welche  der  Förderung  des 
individuellen  Lebens  dienen,  aber  auch  nur  so  weit  und  nur  dann, 
wenn  die  individuellen  Kräfte  nicht  ausreichen  oder  wenigstens 
von  Seiten  der  Einzelnen  ganz  ungewöhnliche  Opfer  gebracht  wer- 
den müssten.  Auch  hier  fordert  das  Gesetz  der  Selbstthätigkeit, 
dass  der  Staat  stets  nur  subsidiär  eintrete,  wo  weder  das  Lidivi- 
duum,  noch  das  freiwillige  Vereinswesen,  noch  die  kleineren  Körper 
der  Selbstverwaltung  das  Nöthige  beschaffen  können.  Li  der  Be- 
stimmung des  richtigen  Maasses  der  zu  leistenden  staatlichen  Hülfe 
beruht  die  schwierigste  Aufgabe  der  Verwaltungspolitik. 
Immer  neue  Ziele,  immer  höhere  Aufgaben  werden  der  inneren 
Verwaltung  gestellt,  welche  als  das  umfassendste  Gebiet  der 
modernen  Staatsthätigkeit  betrachtet  werden  muss;  darum  liegt 
auch  in  der  Geschichte  der  inneren  Verwaltung  die  Kulturgeschichte 
der  Staaten  und  Völker  wesentlich  beschlossen. 

I.   Qesohichtliohe  Entwiokelung  der  inneren  Verwaltung. 

§218. 
1)  Der  Staat  des  Mittelalters. 

Der  Staat  des  Mittelalters  galt  lediglich  als  eine  Friedens- 
genossenschaft. Erhaltung  des  Friedens  nach  aussen  durch 
das  Heer,  Erhaltung  des  Friedens  nach  innen  durch  die  Gerichte 
war  der  einzige  Staatszweck  (Heerbann  und  Gerichtsbann).  Mit 
der  Justiz  war  nothwendig  eine  Art  von  Sicherheitspolizei 
gegen  die  gröbsten  Ausbrüche  sinnlicher  Rohheit  verbunden  (»con- 
servatio  pacisa) . 

Die  Sorge  für  das  geistige  und  leibliche  Wohl  seiner  Angehörigen 
dtirch  Errichtung  positiver  Anstalten  war  dem  Staate  des  Mittel- 
alters fremd.  Diese  Seite  des  menschlichen  Daseins  blieb  entweder 
ganz  unversorgt  oder  wurde  anderen  Verbänden  überlassen.  Vor 
allem  nahm  die  Edrche  die  ganze  ideale  Seite  des  menschlichen 
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Lebens  in  Anspruch.  Was  für  Unterricht,  Erziehung,  geistige 
Förderung  überhaupt  geschah,  ging  lediglich  von  ihr  aus.  Für  die 
Förderung  materieller  Interessen,  welche  jetzt  der  Staat  in  seine 
Obhut  nimmt,  sorgten  andere  Verbände.  Die  Markgenossenschaften 
übten  eine  gewisse  Land-  und  Forstwirthschaftspolizei,  die  Zünfte 
überwachten  den  Betrieb  der  städtischen  Gewerbe.  Die  erste  all- 
gemeine Fürsorge  für  derartige  Interessen  findet  sich  in  den 
S tädten^  welche  durch  die  Exemtion  des  Stadtrechtes  eine  staatsähn- 
liehe  Stellung  einnahmen,  indem  ihre  Autonomie  bereits  der  Gesetz- 
gebung sehr  nahe  kam  (S .  4 1 8] .  Der  städtischen  Obrigkeit  gebührte, 
ausser  der  Verwaltung  des  Gemeindegutes  und  der  Ausübung  der 
der  Gemeinde  zustehenden  korporativen  Hechte,  auch  die  Hand- 
habung der  nöthigen  Ordnung  überhaupt  und  die  Aufsicht  über  den 
Betrieb  der  städtischen  Gewerbe,  als  des  Hauptnahrungsstandes  der 
Bürger  insbesondere.  Obgleich  das  Wort  »Polizei«  dem  früheren 
Mittelalter  fremd  ist,  so  finden  sich  doch  schon  seit  dem  XII.  Jahr- 
hundert in  den  meisten  Städten  Vorschriften  und  Einrichtungen, 
welche  die  spätere  Zeit  imter  den  Begriff  der  Polizei  gestellt  haben 
würde,  und  machen  einen  Hauptinhalt  aller  städtischen  Statuten  des 
XIV.  und XV.  Jahrhunderts  aus .  (Eichhorn,  Staats-  und  Rechts- 
geschichte B.  in.  §  434.  Anm.  a.)  Erst  seit  dem  XV.  Jahrhundert 
begann  die  Gesetzgebung  im  Reiche  und  in  den  Territorien  für  diese 
Aufgaben  thätig  zu  werden.  Die  sogenannten  Landes  Ordnungen 
beziehen  sich  grösstentheils  auf  solche  Gegenstände  des  gemeinen 
Wohles,  welche  man  später  unter  dem  Namen  »Polizeia  begreift. 
(Armenordntmgen,  Maassordnungen,  Bau-  und  Apothekerordnimgen, 
Verordnungen  über  Armen-  und  Theuerungswesen,  Sittenpolizei, 
Sicherheitspolizei,  Zunft-  und  Taxordnungen.)  Reichspolizeiord- 
nungen kommen  erst  am  äussersten  Ende  des  XV.  und  am  Anfange 
de« XVI.  Jahrhunderts  vor.  Die  Vorsorge  für  den  gemeinen 
Nutzen  tritt  in  der  sogenannten  Polizeigewalt  besonders  hervor, 
doch  wird  in  dieser  Periode  dieselbe  noch  von  keinem  Schriftsteller 
als  besonderes  Hoheitsrecht  angesehen.  Die  Polizei  in 
ihren  viel  verzweigten  Gebieten  war  dasjenige  Thema,  über  wel- 
ches auf  den  Reichstagen  die  meisten  Bestimmungen  oft  in  sehr 
kleinlicher,  in  das  Privatleben  tief  eingreifender  Weise  erlassen 
wurden.  Schon  die  älteren  Reichsgesetze  enthalten  vieles  dahin 
Gehörige;  dies  wurde  im  Reichstagsabschied  von  1500  zusammenge- 
fasst  und  vermehrt.  Aus  der  Revision  dieser  Verordnungen  entstand 
1530  die  erste  Polizeiordnung,    welche   1548  und  1577  in 

H.  8 eil nl  s • ,  DentscIittB  Staatsreelit.  40 
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erweiterter  Gestalt  veröffentlicht  wurde.  Diese  Reichspolizeiord- 
nungfen  enthalten  ein  buntes  Gemisch  der  verschiedenartigsten  Be- 
stimmungen, betreffend  das  Münz-  und  Bücherwesen,  Monopolien, 
Ausfuhr  von  Wolle,  wucherliche  Kontrakte,  Zinsfuss,  Judenhandel, 
Fälschung  der  Weine  und  des  Gewürzes;  insbesondere  beschäftigte 
sich  dieReichspolizeimitMassregeln  gegen  Gotteslästerung,  Fluchen, 
Völlerei,  Zutrinken,  Kleiderprunk,  Aufwand  bei  Hochzeiten,  Kind- 
taufen, Begräbnissen,  Kuppelei,  Preissteigerungen  u.  s.  w.  Man 
dachte  damals  bei  dem  Worte  Polizei  vorzugsweise  an  Massr^eln, 
welche  sich  auf  die  Sitten  der  Unterthanen  bezogen.  Allein 
diese  Verordnungen  blieben  meistens  ohne  Erfolg.  Es  fehlte  dem 
Reiche  durchaus  an  geeigneten  Mitteln  und  Anstalten  zur  Durch- 
führung seiner  Polizeigesetze.  Immer  mehr  fiel  der  Schwerpunkt 
aller  produktiven  Regierungsthätigkeit  aus  dem  Centrum  des 
Reiches  in  die  Peripherie  der  Territorialgewalten.  Unerfüllt  blieb 
die  im  westfälischen  Frieden  (I.  P.  O.  Art.  Vin.  §  3,  »In  proximis 
comitiis  de  reformatione  politiae  ex  communi  statuum  consensu 
agatur  et  statuatur«)  verheissene  Reformation  der  Polizei  durch  die 
Reichsgewalt.  Um  so  thätiger  wurde,  seit  der  Zerstörung 
Deutschlands  durch  den  dreissigj ährigen  Krieg,  die  Landes- 
hoheit. Nur  von  der  Fürstengewalt  allein  konnte  eine  Wieder- 
herstellung der  zerstörten  Lebensverhältnisse,  eine  allseitige  Sorge 
für  das  Gemeinwohl,  eine  schöpferische  Regierungsthätigkeit  aus- 
gehen. Diese  eiserne  praktische  Nothwendigkeit  wurde  durch  die 
Grundsätze  einer  neu  erwachenden  Staatslehre  bedeutsam  unter- 
stützt, welche  das  allgemeine  Wohl,  die  salus  publica,  als  höchstes 
Staatsgesetz  betrachtete. 

§219. 

2]  Der  eudämonistische  Polizeistaat  des  XYII.  und 
XVm.  Jahrhunderts. 

Das  zeitliche  Dasein  des  Menschen,  das  Diesseits,  welchem 
man  im  Mittelalter  nur  die  Stellung  eines  Mittels  zum  künftigen 
Leben  eingeräumt  hatte,  begann  jetzt  mehr  imd  mehr  als  Selbstzweck 
betrachtet  zu  werden,  dessen  allseitige  vernünftige  Ausbildung  nidit 
bloss  erlaubt,  sondern  eine  natürliche  Pflicht  sei.  Mit  dieser  Auf- 
fassung begannen  auch  die  Anforderungen,  welche  man  an  den 
Staat  stellte,  sich  zu  mehren.  Diese  Richtung  geht  zuerst  vom 
Naturrechte  aus,  als  dessen  Begründer  Hugo  Grotius  dasteht. 
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Ihm  erscheint  als  Zweck  des  Staates  »der  gemeinsame  Genuss,  die 
wechselseitige  Anerkennung  der  Bechte  und  der  gemeinsame 
Nutzena.  Auf  gleichem  Boden  mit  Grotius  stehen  Pufen- 
dorfy  Thomasius  und  Leihniz.  Eine  detaillirte  und  prak- 
tische Ausfuhrung  gab  dieser  Lehre  dann  Christian  y.  Wolff 
(geb.  1679,  1 1754) .  Seine  eudämonistische  Auffassung  rom  Zwecke 
des  Lebens  überhaupt  wird  der  Massstab,  welchen  er  an  die  Thätig- 
keit  des  Staates  legt.  Insbesondere  bezeichnet  er  als  die  Zwecke 
des  Staates:  »die  yitae  sufficientia,  die  tranquillitas  und 
die  securitas«^ 

Die  erstere  besteht  im  reichlichen  Vorhandensein  aller  Mittel, 
die  zur  Nothdurft,  Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit  des  Lebens 
gehören.  Wolff  begnügt  sich  aber  keineswegs  mit  der  Aufstellung 
des  Princips,  sondern  specialisirt  die  Aufgabe  des  Staates  nach 
allen  Richtungen  hin.  In  Wolff  s  bändereichem  Naturrechte  liegt 
der  Keim  der  späteren  sogenannten  Polizeiwissenschaft  be- 
schlossen. Diese  so  einflussreiche  Theorie  ist  im  XYIII.  Jahrhundert 
aus  der  Mischung  des  eudämonistischen  Naturrechtes  und  der  soge- 
nannten Kameralwissenschaften  entstanden.  Unter  letzteren 
verstand  man  den  Inbegriff  derjenigen  Kenntnisse,  welche  für  die 
Verwaltung  der  fürstlichen  Domänen  und  Begalien  nöthig  er- 
schienen. Da  den  Kameralbeamten  auch  die  neu  aufkommenden, 
rasch  zunehmenden  Polizeigeschäfte  übertragen  wurden,  so  zogen 
diese  Männer  in  den  Bereich  ihres  Wissens  auch  das,  was  man 
damals  Polizei  nannte.  Aus  dieser  Verschmelzung  entstand  die 
sogenannte  Kameral-  und  Polizeiwissenschaft.  Da  sich 
die  innere  Verwaltung  aus  dem  fürstlichen  Kameralwesen,  die 
Polizeilehre  aus  der  Kameralwissenschaft  entwickelte,  so  blieb 
während  des  ganzen  Jahrhunderts  die  unter  dem  Namen  der  Polizei 
sich  darstellende  innere  Verwaltimg  dem  Finanzinteresse  voll- 
ständig untergeordnet;  die  finanzielle  Seite  überwog  die 
Tolkswirth schaftliche  vollständig.  (»Der  Polizeiverständige 
müsse  säen,  damit  der  Kameralist  seiner  Zeit  ernten  könne«.) 

In  dieser  Bichtung  bearbeiteten  die  kameralistische  Polizei- 
wissenschaft: Johann  Heinrich  Gottlieb  v.  Justi  (f  1771), 
Joseph  V.  Sonnenfels   (geb.  1733,  f  1817)    und   Friedrich 

^  Vemanftig^  Gedanken  vop  dem  geseUschaftlicben  Leben  der  Menschen 
und  insonderheit  dem  gemeinen  Wesen  zur  Beförderung  der  Qlückseligkeit  des 
menschlichen  Geschlechtes,  den  Liebhabern  der  Wahrheit  gewidmet  von 
Christian  Wolffen.   Leipsig  und  Frankfurt.   V.  Aufl.  1740. 

40* 


Digitized  by  VjOOQ IC 


614  n.    Von  den  Funktionen  des  Staatsorganismus. 

Christoph  Jonathan  Fischer  (geb.  1750,  f  1797).  Muss  es 
als  Verdienst  dieser  mit  der  neu  erstandenen  Polizeiwissenschaft 
Hand  in  Hand  gehenden  Staatspraxis  des  XYIII.  Jahrhunderts  an- 
gesehen werden,  dass  sie  dem  einseitigen  Bechtsstaate  des  Mittel- 
alters einen  reicheren  Inhalt  gegebeiji,  dass  sie  den  Staat  zum  Träger 
aller  Kulturinteressen  erhoben  hat,  so  leidet  diese  Richtung  doch 
auch  an  bedenklichen  Auswüchsen.  Dahin  gehört  erstens  die  oben 
erwähnte  Unterordnung  des  Tolkswirlhschaftlichen  Gesichtspunktes^ 
unter  das  Finanzinteresse  des  Staates;  zweitens  die  unbedingte 
Unterordnimg  des  Bürgers  unter  die  centralisirende  Bevormundung 
des  Staates.  Die  Staatspraxis,  wie  die  Staatswissenschaft  des  XVIII. 
Jahrhunderts,  erkennt  keine  andere  Thätigkeit  zum  Besten  des  Ge- 
meinwesens an,  als  die,  welche  von  der  Staatsgewalt  und  ihren  Be- 
hörden ausgeht.  Für  die  Selbstthätigkeit  der  Individuen  und  Kor- 
porationen bleibt  kein  Raum  übrig.  Für  die  individuellen  Rechte 
der  Bürger  hatte  das  XVIII.  Jahrhundert  das  Bewusstsein  verloren» 
Mit  der  verschwommenen  Allgemeinheit  des  Polizeibegriffes  glaubte 
die  Staatsgewalt  Alles  durchsetzen  zu  können,  was  das  sogenannte 
Gemeinwohl  erheischte,  eine  an  sich  inhaltslose  Formel,  welcher 
in  der  Wirklichkeit  der  absolute  Staatsherrscher  ganz  nach  indivi- 
duellem Ermessen  einen  konkreten  Inhalt  gab. 

Diese  Richtung  hat  unter  grossen  Herrschern  Grosses  geleistet, 
vielfach  aber  auch  nur  dem  Eigennutz  und  der  Genusssucht  der 
Machthaber  gedient,  überall  aber  die  Initiative  des  Volkslebens,  die 
freie  Bewegung  der  kleinen  Organismen  im  Staate,  im  öden  Mecha- 
nismus einer  Alles  beherrschenden  Büreaukratie  erdrückt. 

§220. 

3]  Die  endliche  Versöhnung  des  Rechtsstaates  mit  dem^ 
Kulturstaate  in  dem  Verfassungsstaate  der  Neuzeit. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Alles  bevormundenden  Despotismus^ 
des  eudämonistischen  Polizeistaates  beschränkte  Kant  in  seiner 
Rechtsphilosophie  am  Ende  des  XVIII.  Jahrhunderts  die  Staatsgewalt 
R\if  das  engste  Maass  der  Wirksamkeit,  gegenüber  der  Freiheit  des- 
Individuums.  Zweck  und  Aufgabe  des  Staates  soll  nur 
der  Schutz  der  Einzelberechtigung  sein,  weshalb  er  die 
Aufsicht  darüber  zu  üben  hat,  dass  keiner  die  ihm  zugewiesenen. 
Grenzen  überschreite.  Verwirklichung  der  Rechtsordnung^ 
gilt  Kant  als  der  einzige  Zweck  des  Staates.     Nur  auf  Umwegen 
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und  mit  einiger  Inkonsequenz  nimmt  er  einige  polizeiliche  Funk- 
tionen, als  eine  indirekte  Pflicht  der  Staatsgewalt,  in  seinen  Staats- 
begriff auf.  In  ähnlicher  Weise,  wie  Kant,  wirkte  auf  wirthschaft- 
lichem  Gebiete  Adam  Smith  ein,  indem  er  gegen  das  Bevor- 
mundungs-  und  Sperrsystem  des  Merkantilismus  für  unbevormundete 
Gewerbsthätigkeit  und  volle  Verkehrsfireiheit  eintrat,  und  also 
auch  hier  das  Eingreifen  des  Staates  in  möglichst  enge  Schranken 
Terwies. 

Gewiss  war  die  Reaktion  der  Kant 'sehen  Theorie  gegen  die 
Allmacht  des  eudämonistischen  Polizeistaates  eine  wohlberechtigte 
mid  Ton  nicht  zu  unterschätzendem  Verdienste,  doch  ging  der 
Grundsatz  vom  ausschliesslichen  Bechtszwecke  des  Staates  zu  weit 
und  konnte  in  der  Praxis  nicht  zur  ToUen  Geltung  kommen.  Es 
war  nun  einmal  eine  eben  so  werthroUe,  als  unverlierbare  Errungen- 
schaft  des  XVIII.  Jahrhunderts,  dass  der  Staat,  als  die  mächtigste 
und  umfassendste  Gemeinschaft  auf  Erden,  allen  Kulturinteressen 
der  Menschheit  dienstbar  gemacht  werden  muss.  Eine  folgerichtige 
Durchführung  der  K  an  tischen  Lehre  wäre  eine  Zurückschrau- 
bung unserer  Entwicklung  in  den  Staat  des  Mittelalters  gewesen. 
Die  Bedeutung  des  modernen  Staates,  als  eines  Kulturstaates,  muss 
ToUständig  gewahrt,  zugleich  aber  mit  den  Forderungen  des  Rechts- 
staates in  Einklang  gebracht  werden.  Die  Versöhnung  der  beiden 
Staatsprinzipien  erfolgte  durch  die  Gründung  deskonstitutio- 
nellen  Verfassungsstaates,  welcher  in  noch  höherem  Maasse, 
als  der  absolute  Staat  des  vorigen  Jahrhunderts,  den  Kulturauf- 
gaben der  Staatsangehörigen  dienstbar  wird,  dadurch  aber  zu- 
gleich seine  Stellung  als  Rechtsstaat  wahrt,  dass  er  auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Verwaltung  bestimmte  Grenzen  der  individuellen 
Freiheit  anerkennt,  die  er  nicht  überschreiten  darf,  ohne  dass  sich 
seine  Organe  persönlich  verantwortlich  machen,  dass  es  keine 
Funktion,  keine  Behörde  im  Staate  giebt,  welche  nicht  dem  Gesetze 
und  dem  Rechtsspruche  unterworfen  wäre  (Kap.  III.  Absch.  III) .  In 
der  gesetzlichen  Verwaltung  des  konstitutionellen  Staates  löst 
sich  jeder  Widerspruch  zwischen  den  umfassenden  Aufgaben  des 
Kulturstaates  und  den  Anforderungen  des  Rechtsstaates, 
indem  folgende  staatsrechtliche  Grundsätze  zur  Geltung  kommen: 
1]  Während  im  absoluten  Staate  des  vorigen  Jahrhunderts  das 
snbjdLtive  Ermessen  des  Monarchen  allein  darüber  entschied,  was 
als  »Gemeinwohl«  gelten  sollte,  hat  jetzt  auch  die  Volksver- 
tretung mitzubestimmen,  welche  Aufgaben  und  Ziele,  welche 
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Anstalten  und  Einrichtungen  des  Staates  als  »gemeinnützige« 
anzusehen  sind.  Ihren  verfassungsmässigen  Einfluss  auf  das  ge- 
sammte  Gebiet  der  inneren  Verwaltung  übt  die  Yolksvertretimg 
durch  ihr  Budgetrecht,  durch  ihre Theilnahme  ander  Gesetz- 
gebung und  durch  ihr  Recht  der  nachträglichen  Kontrolle  der 
gesammten  Verwaltung. 

2)  Durch  die  Verfassung  selbst  sind  bestimmte  gesetzliche 
Grundsätze  festgestellt,  wodurch  die  persönliche  Freiheit  der  Bürger 
lind  das  individuelle  Eigenthum  derselben  als  unverletzbare  Rechts- 
sphäre, allen  möglichen  Eingriffen  der  Staatsgewalt  gegenüber,  fest- 
gestellt wird.  Diese  negativen  Freiheitsrechte  der  Bürger,  soge- 
nannte Grundrechte,  bilden  ebensoviele  Schranken  der  Staats- 
gewalt, besonders  der  Polizei.    (S.  367  ff.) 

3)  Während  der  absolute  Staat  des  vorigen  Jahrhunderts  das 
ganze  Volksleben  in  sich  aufgehen  lassen  und  alle  Thätigkeit  für 
das  Gemeinwohl  für  sich  und  seine  Beamten  monopolisiren  wollte, 
betrachtet  der  Staat  der  Gegenwart  seine  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Kulturaufgaben  nur  als  eine  aushelfende,  subsidiäre. 
Der  Staat  soll  nur  da  helfen,  wo  der  Einzelne  sich  nicht  mehr  helfen 
kann.  Der  Staat  soll  und  kann  durch  seine  Verwaltung  nicht  den 
Einzelnen  wohlhabend,  gebildet,  sittlich  machen,  sondern  er  soll 
nur  die  äusseren  Bedingungen  der  persönlichen  und  wirth- 
schaftlichenEntwickelung  herstellen,  welche  der  Einzelne  sich  nicht 
zu  schaffen  vermag. 

4)  Im  Verfassungsstaate  der  Gegenwart  stehen  zwischen  dem 
Staate  und  dem  Individuum  kleinere  korporative  Verbände  mit  einer 
selbständigen  Rechtssphäre  als  Körper  der  Selbstverwaltung. 
Ihnen  überlässt  der  Staat  in  möglichst  weitgehender  Weise  die  Auf- 
gaben der  inneren  Verwaltung  und  zwar  s  o ,  dass  in  stufenweiser 
Ueberordnung  immer  der  grössere  Körper  erst  da  eintritt,  wo  die 
Kraft  des  kleineren  nicht  ausreicht.  In  Gemeinde,  Kreis  und 
Provinz  baut  sich  das  System  der  Selbstverwaltung  auf,  zu  wel- 
chem die  Centralgewalt  des  Staates  in  letzter  Instanz  ergänzend, 
beherrschend  und  regulirend  hinzutritt.  In  dem  Gedanken  der 
Selbstverwaltung  ist  die  Ausgleichung  zwischen  den  grossen 
gesellschaftlichen  Gegensätzen  der  Gegenwart,  zwischen  einer  kräf- 
tigen staatlichen  Ordnimg  und  einer  gesicherten  individuellen  Frei- 
heit gegeben.  Vor  allem  kommt  es  darauf  an,  die  dem  Staate  an.— 
entbehrliche,  aber  der  bürgerlichen  FTeiheit  gefahrliche  Polizei^e- 
walt  möglichst  in  die  Hände  der  Selbstverwaltungskörper  zu  legen. 
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wo  ihre  Handhabung  im  Yolksthümlichen  Sinne  am  meisten  ge- 
sichert ist.   (Vergl.  Kap.  IV.  Von  den  Körpern  der  Selbstverwaltung 

S.  408—444.) 


H.  Die  Folisei  im  Systeme  des  heutigen  VerwaltungBrechtes. 

§221. 
A.  OeBohlohtliche  Entwickelnng  des  Begriffes  Poliiei  ^ 

Wie  der  gegenwärtige  Begriff  der  Polizei  geschichtlich  ent- 
standen ist,  so  kann  er  auch  nur  geschichtlich  rerstanden  werden. 
Das  Wort  icoXtT8(a,  politia,  woraus  das  Wort  Polizei  im  Mittelalter 
entstanden  ist,  umfasst  in  seinem  ursprünglichen  griechischen  Sinne 
das  ganze  Staatsleben  in  allen  seinen  Funktionen,  Alles,  was  sich 
auf  den  Staat  bezieht,  Staatseinrichtung  überhaupt  (bei  Aristoteles 
dann  noch  insbesondere  eine  der  vemunftgemäss  eingerichteten 
Staatsformen,  »die  geordnete  Volksherrschaft«).  Während 
in  der  antiken  Welt  auch  Religion  und  Kultus  in  den  Bereich  des 
Staatslebens  fiel,  stellte  man  im  Mittelalter  das  kirchliche  Leben 
dem  staatlichen  gegenüber.  In  zahlreichen  Aktenstücken  des 
XVI.  Jahrhunderts  findet  sich  der  Ausdruck  »Polizei«  in  der  Be- 
deutung für  das  gesammte  weltliche  Itegiment  im  Gegensatze  zum 
geistlichen.  (Unterscheidung  von  »res  ecclesiasticae  und  politicae«. 
»Christliche  Religion  und  gute  Polizei«.) 

Mit  dem  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  eintretenden  regeren  Ver- 
kehre der  Staaten  und  Völker  Europas  entsteht  eine  auswärtige 
Staatskunst,  welche  es  mit  den  äusseren  Machtverhältnissen  der 


<  Für  die  Bcbwierige  BegriffsbeBtimmung  der  Polizei  haben  besonders  ge- 
arbeitet: Johann  Friedrich  Eusebius  Lotz,  Ueber  den  Begriff  der  Polizei 
und  den  Umfang  der  Staatspolizeigewalt.  Hildburghausen  1807.  Bedeutender 
als  dieses  Buch  selbst  ist  eine  scharfsinnige  Recension  desselben  (in  den  Heidel- 
berger Jahrbüchern  der  Literatur  1808.  Erster  Jahrg.  Jurispr.  und  Staatsw.)  von 
dem  Philosophen  J.  J.  Fries.Jakob,  Grundsätze  der  Polizeigesetzgebung  und 
der  FoUzeianstalten.  Charkow  und  Halle  1809.  II.  Aufl.  1837.  Jul.  Oraf 
T.Soden,  B.  VII.  Aarau  1817:  Die  Staatspolizei  nach  den  Grundsätzen  der 
Natbnalökonomie.  K.  H .  K  a  u ,  Ueber  Begriff  und  Wesen  der  Polizei  (Tübinger 
Zeitfcbr.  für  die  Staatsw.  1853.  S.  605.  Das  Beste  über  die  geschichtliche  Ent- 
wickelnng giebt  F.  X.  Funk,  Die  Auffassung  des  Begriffes  der  Polizei  im 
Torigen  Jahrhundert.  (Tüb.  Zeitschr.  1863.  S.  489—566.)  G.  L.  Funcke,  Das 
Wesen  der  Polizei  zu  näherer  Feststellung  ihres  Begriffes,  Grundes  und  Um- 
faoges  ihrer  Wirksamkeit  für  Theorie,  Gesetzgebung  und  Praxis.  Leipzig  1844. 
Derselbe,  im  Rechtslex.  von  Weiske  B.  VIII.  S.  186  ff.  Medikus,  in 
Bluntschli's  Staatsw.  Art.  Polizei  B.  VIII.  S.  128  ff. 
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Staaten,  mit  dem  Staatensysteme  nnd  der  Stellung  jedes  einzelnen 
Staates  in  demselben  zu  thun  hat.  Diese  auswärtige  Staatskunst 
wird  seit  dieser  Zeit  regelmässig  »Politikc  genannt,  während  die 
Gesammtheit  aller  Thätigkeit  der  Obrigkeit  für  das  innere  Staats- 
leben nun  »Polizeia  heisst. 

Etwas  später  vollzieht  sich  ein  weiterer  Scheidungsprocess,  indem 
den  Folizeisachen  die  Justizsachen  entgegengesetzt  werden, 
welche  sich,  wegen  ihrer  begrenzten  Aufgabe,  ihrer  fest  bestimmten 
Behörden,  ihres  im  Processe  genau  geregelten  Geschäftsganges, 
leicht  von  den  übrigen  Angelegenheiten  der  inneren  Staatsthätig- 
keit  abheben.  Ebenso  leicht  trennten  sich  die  Militärsachen 
Tom  Polizeiwesen.  Länger  dauerte  es,  bis  die  Finanz-  und 
Kameralsachen  von  den  Polizeiangelegenheiten  geschieden 
wurden,  da  das  finanzielle  Interesse  für  lange  die  ganze  innere  Ver- 
waltung beherrschte.  So  bestimmte  sich  nach  allen  diesen  Aus- 
scheidungen der  Begriff  der  Polizei  zunächst  ganz  negativ,  d.  h. 
es  gehörte  zu  ihr  Alles,  was  weder  Kirchensache,  noch  auswärtige 
Angelegenheit,  und  von  den  inneren  Angelegenheiten  weder  Justiz-, 
noch  Militär-,  noch  Finanzsache  war.  Es  fiel  somit  unter  den  Be- 
griff der  Polizei  das  ganze  Gebiet  der  inneren  Verwal- 
tung im  heutigen  Sinne.  Diese  Identificirung  der  Polizei  mit 
der  inneren  Verwaltung,  der  Polizeiwissenschaft  mit  der  Verwal- 
tungslehre, ist  aus  der  ganzen  Bichtung  der  damaligen  Staatsthätig- 
keit  wohl  zu  erklären.  In  der  Zeit,  wo  das  Wort  »Polizeia  zuerst 
auftauchte,  war  die  Gesellschaft  soeben  erst  aus  der  Periode  des 
Fehdewesens  hervorgegangen.  Sicherheit  und  Ordnung  ist 
das  erste  Bedürfniss  der  jungen  staatsbürgerlichen  Gesellschaft; 
daher  liegen  in  der  Sicherheitspolizei,  »conservatio  pacis«,  die 
ersten  Anfänge  der  inneren  Verwaltung,  welche  als  eine  noth- 
wendige  Ergänzung  der  richterlichen  Thätigkeit  erscheint  imd  meist 
von  denselben  Behörden  gehandhabt  wird.  Wenn  seit  dem  XVII. 
und  XVni.  Jahrhundert  auch  zu  dieser  negativen  Thätigkeit 
eine  positive  Sorge  für  das  Wohl  der  Staatsangehörigen  hinzutritt, 
so  denkt  man  bei  dieser  sogenannten  Wohlfahrtapolizei  wesent- 
lich immer  nur  an  das,  wozu  der  Staat  den  Einzelnen  um  seiner 
eigenen  Wohlfahrt  willen  zwingen  kann.  Dem  vorigen  Jahrhxmdert 
erscheint  die  ganze  Verwaltung  als  eine  zwingende  Gewalt. 

Seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  beginnt  auch  die 
Wissenschaft  den  Begriff  der  Polizei  zu  definiren,  ohne  jedoch  zu 
irgend  einer  Klarheit  oder  festen  Abgrenzung  gegen  andere  Zweige 
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der  Staatsthätigkeit  zu  gelangen.  Noch  R.  v.  Mo  hl  weist  alle 
Staatsthätigkeit  für  die  Fördening  des  Gemeinwohles  der  Polizei  zu, 
sodass  ihm  in  der  Handhabung  yon  Justiz  und  Polizei  die  ganze 
innere  Staatsthätigkeit  aufgeht,  abgesehen  von  der  Finanz-  und 
Militärverwaltung,  welche  ihm  nur  mittelbar  dienende  Anstalten 
sind.  Bei  Mohl  fällt  daher  die  Polizeiwissenschaft  mit 
der  inneren  V er waltungs lehre  vollständig  zusammen. 
Unter  seinem  beherrschenden  Einflüsse  fassen  auch  die  Staats- 
rechtslehrer  Stahl,  Zöpfl  imd  H.  A.  Zachariä  die  Polizei  in 
diesem  umfassenden  Sinne  auf. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  Begriffsweite  der  Theorie  hatte  sich 
im  Leben,  wie  in  der  Gesetzgebung,  eine  andere;  schärfer  begrenzte 
Vorstellung  von  der  Polizei  ausgebildet.  Aus  dem  ganzen  Umfange 
der  Yerwaltungsthätigkeit  sah  man  nur  das  als  Polizei  an,  wo  die 
gebietende  und  zwingende  Gewalt  des  Staats  hervortritt. 
Die  Polizei  kann  nicht  ohne  Anwendung  von  staat- 
licher Zwangsgewalt  gedacht  werden.  Eine  solche  wird 
aber  nicht  bloss  nothwendig,  wo  es  darauf  ankommt,  die  öffentUche 
und  private  Sicherheit  zu  vertheidigen  (Sicherheitspolizei), 
sondern  auch  die  Sorge  für  Volksbildung  und  Volkswohlstand  kann 
ihre  Aufgaben  nicht  erreichen,  wenn  ihr  nicht  in  gewissen  Fällen 
eine  zwingende  Gewalt  zur  Seite  steht.  Somit  muss  die  Polizei  die 
ganze  Verwaltung  durchdringen,  aber  sie  ist  keineswegs  die  ganze 
Verwaltung  selbst.  Die  Polizei  kann  also  nicht  nach  den  Ob j  ek  ten 
der  Verwaltungsthätigkeit  begrenzt  werden,  sondern  es  kommt  auf 
die  Mittel  an,  welche  die  Staatsgewalt  anwendet,  um  ihren  Zweck 
zu  erreichen.  Die  Polizei  umfasst  danach  allerdings  das  gesammte 
Gebiet  der  Sorge  für  das  Gemeinwohl,  aber  in  diesem  weiten  Ge- 
biete spricht  man  nur  da  von  Polizei,  wo  die  Staatsgewalt  mit  Macht- 
gebot und  Zwang  auftritt.  Wo  dieselbe  nur  anregend,  fördernd, 
unterstützend  wirkt,  wo  sie  dem  Bürger  heilsame  Anstalten  zur 
Benutzung  anbietet,  erscheint  sie  nicht  als  Polizei,  sondern  als 
öffentliche  Pflege,  sodass  die  ganze  Thätigkeit  der  inneren 
Verwaltung  aus  einer  pflegenden  und  einer  polizeilichen 
zusammengesetzt  ist.  Diese  zuerst  von  Bluntschli  durchgeführte 
Unterscheidung  und  die  darauf  gegründete  Begriffsbestimmung  der 
Polizei  hat  ihren  Abschluss  in  St  ein 's  Verwaltungslehre  gefunden. 
Danach  ist  die  Polizei  keineswegs  mehr  die  ganze 
Verwaltung,  wohl  aber  ein  der  ganzen  Verwaltung 
immanentes  Princip. 
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Nach  Stein  ist  die  Polizei  »die  Gesammtheit  aller  derjenigen 
Thätigkeiten  der  inneren  Verwaltung,  welche  den  Einzelnen  vor  den 
Gefahren  schützt,  welche  in  den  ihn  umgebenden  Kräften  liegen, 
indem  sie  diese  Kräfte  auf  ihr  richtiges  Maass  zurückführt.  Der 
Inhalt  dieser  Polizeithätigkeit  ist  ein  wesentlich  verschiedener,  je 
nachdem  diegefahrdrohendenKräfte  natürliche  oder  menschlich- 
persönliche sind .  Den  ersteren  gegenüber  kann  der  Schutz  nur 
darin  bestehen,  dass  sie  den  natürlichen  Bewegungen  Einrichtungen 
entgegenstellt,  welche  stark  genug  sind,  jene  zu  hemmen.  Den  in 
den  menschlichen  Kräften  liegenden  Gefahren  gegenüber  kann  der 
Schutz  nur  darin  bestehen,  dass  sie  dem  gefahrdrohenden  Willen 
der  Individuen  mit  dem  Staatswillen,  als  dem  Verbote  der  gefähr- 
deten Handlung,  der  wirklich  gefährlichen  That  mit  der  unmittel- 
baren Zwangsgewalt  entgegentritt.«  Diese  Stein'  sehe  Eintheilung 
der  Polizei  nach  der  Art  der  zu  bekämpfenden  Gefahren 
ist  nicht  haltbar  und  die  S  t  e  i  n  'sehe  Lehre  bedarf  hier  einer  wesent- 
lichen Korrektur,  die  wir  schon  früher  versucht  haben.  Das  blosse 
Bekämpfen  von  Naturkräften  ist  nach  xmserer  Ansicht  keine  Polizei, 
wenn  nicht  eine  Zwangsgewalt  gegen  Personen  damit  verbunden 
ist.  Wenn  der  Staat  Dämme  gegen  Wassergefahren  aufwerfen 
lässt,  Feuerspritzen  in  Bereitschaft  hält,  so  gehört  dies  an  sich  nicht 
in  das  Gebiet  der  Pflege;  polizeilich  wirkt  der  Staat  erst  dann, 
wenn  er  im  Kampfe  gegen  natürliche  Gefahren  Zwangsgewalt 
gegen  Menschen  anwendet.  Für  das  Polizei  recht  kommen  nur  die 
Massregeln  in  Betracht,  welche  der  Staat  menschlichen  Individuen 
gegenüber  ergreift.  Nur  diesen  gegenüber  giebt  es  eine  Rechts- 
Sphäre,  welche  die  Polizei  mit  ihren  Zwangsmassregeln  nicht  ver- 
letzen darf,  wenn  sie  sich  nicht  verantwortlich  machen  will.  Den 
unpersönlichen  Kräften  der  Natur  gegenüber  giebt  es  nur  Gewalt 
und  gar  kein  Recht.  Nach  unserer  Auffassimg  ist  das  Polizei- 
recht der  Inbegriff  der  Grundsätze,  welche  die  Polizei  mit  ihren 
Zwangsmassregeln  zur  Abwendung  drohender  Gefahren  aller  Art 
gegen  menschliche  Individuen  einzuhalten  hat. 

Dagegen  trägt  eine  andere  Unterscheidung,  welche  bereits  von 
Soden  angedeutet,  von  Stein  wissenschaftlich  ausgebaut  worden 
ist,  wesentlich  zur  Klarheit  bei. 

Die  Natur  der  Gefahren,  welche  von  menschlichen  Kräften 
dem  Gemeinwohl  drohen,  ist  zweifacher  Art;  sie  besteht  ent- 
weder in  der  ungebändigten  masslosen  Kraft  der  Persön- 
lichkeit überhaupt,  welche  dem  Zustande  der  allgemeinen 
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Sicherheit  Gefahr  droht,  sie  ist  ihrem  Wesen  nach  unbestimmt  und 
umfasst  alle  Lebensverhältnisse  der  Gemeinschaft,  oder  sie  besteht 
in  einer  Handlung  der  Persönlichkeit,  welche  auf  Verletzung  eines 
bestimmten  speciellen  Yerwaltungszweiges  gerichtet  ist.  Darauf 
gründet  sich  die  Unterscheidung  zwischen  SicherherheitspoHzei. 
und  Yerwaltungspolizei.  Nur  die  Sicherheitspolizei  erscheint  als 
selbständiges  Gebiet,  wo  die  Polizei  als  selbständige  Funktion  mit 
eigenem  Organismus  und  eigenem  Eechte  auftritt,  während  dagegen 
die  Verwaltungspolizei  einen  immanenten  Theil  jedes  Verwaltungs- 
zweiges bildet  und  nur  in  Verbindung  mit  diesem  wissenschaftlich 
dargestellt  werden  kann,  da  Recht  und  Gesetzgebung  jedes  dieser 
Theile  der  Polizei  durch  das  Prinzip  des  betreflfenden  Verwaltungs- 
zweiges bestimmt  wird,  welchem  er  zu  dienen  berufen  ist,  so  z.  B. 
die  Sanitätspolizei  durch  die  eigenthümliche  Aufgabe  der  Gesund- 
heitspflege. 

§  222. 
B.  Eintheilangen  der  Poliiei. 

1)  Sicherheits-  und  Wohlfahrtspolizei. 
Diese  von  der  älteren  Theorie  aufgestellte  Unterscheidung  fällt 
von  unserem  Standpunkte  aus  ganz  fort,  weil  für  uns  die  autori- 
tative Zwangsgewalt  als  wesentliches  Attribut  der  Polizei  er- 
scheint und  somit  die  sogenannte  Wohlfahrtspolizei  gar  nicht  unter 
den  BegriflF  der  Polizei,  sondern  unter  den  der  Pflege  fällt,  indem 
sie  dem  Bürger  ihre  Anstalten  und  Einrichtungen,  als  Beförderungs- 
mittel seiner  Wohlfahrt,  anbietet,  ohne  jemals  Zwang  zu  üben. 

2)  Die  sogenannte  gerichtliche  Polizei,  police 
judiciaire^ 

Die  öffentliche  Sicherheit,  diese  Hauptaufgabe  alles  polizei- 
lichen Schutzes,  wird  auch  dadurch  gefährdet,  dass  bereits  be- 
gangene Verbrechen  unentdeckt  und  unbestraft  bleiben.  Die 
Sicherung  der  Bestrafung  jedes  begangenen  Verbrechens  ist  eine 
ebenso  wesentliche  Bedingung  der  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicher- 
heit, als  die  Verhinderung  drohender  Gefährdungen  der  Bechtsord- 
nung.     Man  bezeichnet  die  Gesammtheit  aller  polizeilichen  Thätig- 

1  Schwarse,  Archiv  des  Kjiminalreohtes,  Jahrg.  1849.  8.  483  ff.  H.  A. 
2aohaTiä,  Deutsohea  Staats-  und  Bundesr.  B.  IL  S.  292.  Derselbe,  Handb. 
des  deutschen  Strafprocesses.  I.  §  60.  M e d i ku s,  in  Bl un t s  o hl i* s  Staatsw. 
Art  »Gerichtliche  Polizei«.   B.  IV.  S.  208  ff. 
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keit,  welche  sich  auf  ein  bereits  geschehenes  Verbrechen, 
seine  Entdeckung  und  Verfolgung  bezieht,  als  gerichtliche 
Polizei.  Da  auch  die  Strafgerichte  die  Aufgabe  haben,  nicht 
bloss  den  Beweis  für  ein  begangenes  Verbrechen  festzustellen  und 
es  zu  bestrafen,  sondern  auch  das  geschehene  Verbrechen  zu  ent- 
decken, so  begegnet  sich  hier  die  Thätigkeit  der  Gerichte  und  der 
Polizeibehörden  auf  demselben  Gebiete.  Feststellung  der 
Rechtsfolgen  eines  Verbrechens  durch  Bestrafung  ist 
lediglich  Sache  der  Gerichte.  Dieser  Aufgabe  arbeitet  aber 
die  gerichtliche  Polizei  nur  in  die  Hände,  sie  erscheint  lediglich  nur 
als  ein  vorbereitendes  Verfahren  »instruction  pr^paratoirea  für 
die  möglichst  bald  eintretende  definitive  Thätigkeit  der  Gerichte. 
Die  Polizei  ist  verpflichtet,  in  Beziehung  auf  begangene  Ver- 
brechen die  Wirksamkeit  der  Kriminaljustiz  zu  unterstützen.  Die 
französische  Gesetzgebung  des  code  d'instruction  criminelle  hat  die 
gerichtliche  Polizei  als  eigenes  Institut  ausgebildet  und  den  Ge- 
richtshöfen untergeordnete  Aber  auch  in  denjenigen  Gesetz- 
gebungen, in  welchen  die  gerichtliche  Polizei  nicht  zu  einer  eigenen 
Institution  ausgebildet  ist,  sind  die  polizeilichen  Beamten  bei  der 
Verfolgung  von  begangenen  Verbrechen  verpflichtet,  den  An- 
weisungen der  Staatsanwaltschaft  und  der  Gerichte  Folge  zu  leisten; 
so  auch  nach  den  deutschen  Reichsjustizgesetzen.  (Reichsgerichts- 
verfa6stmgsgesetz§153.  Reichsstrafprocessordnung§§159. 161. 187.) 

3)  Hohe  und  niedere  Polizei. 

Unter  »hoher  Polizei«  versteht  man  die  der  obersten  Central- 
gewalt  jedes  Staates  allein  zustehenden  Befugnisse  der  Polizei- 
gewalt, denen  jede  andere  Ausübung  der  Polizei  als  »niederec 
untergeordnet  ist.  Dahin  gehört  vor  allem  der  Erlass  von  Polizei- 
gesetzen, wobei  selbstverständlich  die  Volksvertretung  eine  ent- 
scheidende Stimme  hat,  und  die  Oberaufsicht  über  alle  übrigen 
Polizeibehörden  des  Landes.  In  diesem  Sinne  erklärt  die  Rhein- 
bundsakte Art.  26  ola  haute  policea  als  ein  der  Staatsgewalt  noth- 
wendig  zugehöriges  Recht.  Bisweilen  hat  man  damit  auch  die  ge- 
hässige Bedeutung  einer  von  einer  obersten  Centralstelle  geleiteten 


^  Alt.  8.  »La  poUce  judioiaire  reohercbe  les  orimes,  les  d^lits  et  les  oontra- 
ventions,  en  rassemble  les  preuves  et  en  livre  les  auteurs  aux  tribanaux  charg^ 
de  les  punii«.  Art.  9.  »La  police  judioiaire  sera  exerc^e  sous  Tautorit^  des 
cours  imperiales.« 
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geheimen  Polizei  zur  Ausspiinmg  und  Verfolgung  poIitisclieT  Ge- 
sinnungen und  Bestrebungen  yerbunden,  wie  sie  besonders  in  der 
Zeit  der  französischen  Fremdherrschaft  geübt  wurde  ^ 

4)  Allgemeine  Landes-  und  Lokalpolizei. 

Man  unterscheidet  zwischen  allgemeiner  Landespolizei 
und  Ortspolizei,  besonders  in  Bezug  auf  die  Kompetenz  der 
verwaltenden  Behörden.  Während  die  Landespolizei  die  Sicherheit 
nnd  das  Gemeinwohl  des  ganzen  Staates  oder  aller  Staatsbürger 
oder  doch  ganzer  Landestheile  umfasst,  hat  die  Lokalpolizei  nur  die 
betreffenden  Literessen  der  als  öffentlich-rechtliche  Korporationen 
zu  unterscheidenden  Gemeinden  und  Kreise  gegen  Gefahren  zu 
schützen.  Selbstverständlich  steht  alle  Polizei  ohne  Unterschied 
unter  der  Gesetzgebung  und  Oberaufsicht  des  Staates,  dag^en 
sollte  die  Ortspolizei,  nach  deutscher  Bechtsanschauung,  stets 
als  Gemeindesache  betrachtet  werden,  wie  dies  in  den  Gnmdrechten 
der  deutschen  Nation,  in  vielen  Gemeindeordnungen  (z.B.  Württem- 
bergisches Verwaltungsedikt  von  1822  §  14],  besonders  neuerdings 
auch  in  dem  trefflichen  österreichischen  Gesetze  zur  Regelung  des 
Gemeindewesens  vom  5.  März  1862,  sowie  in  der  preussischen  Ver- 
fassungsurkunde vom  5.  December  1848,  Art.  104.  Nr.  3  (»den  Ge- 
meinden insbesondere  steht  die  selbständige  Verwaltung  ihrer 
Gemeindeangelegenheit  mit  Einschluss  der  Ortspolizei  zu«) 
und  in  vielen  neueren  Gemeindeordnungen  anerkannt  worden  ist 
(S.  415). 

0.   Ton  den  Befugnissen  der  Folisei  überhanpt. 

§223. 
1)  Verordnungsrecht  der  Polizei. 
Polizeigesetze  bedürfen  wie  alle  anderen  Gesetze  der  Zu- 
stimmung der  Volksvertretung.  Allein  der  Gesetzgebung  können 
nur  solche  Verhältnisse  unterliegen,  welche  einen  gewissen 
dauernden,  beständigen  und  allgemeinen  Charakter  haben.  Dieser 
fehlt  aber  häufig  gerade  denjenigen  Verhältnissen,  welche  durch 
die  Polizei  geregelt  und  beherrscht  werden  sollen;  hier  ist  mehr  als 

^  K.  S.  Zacharia,  Vierzig  Bücher  vom  Staate.  Heidelberg  1840.  B.  IV. 
8.  292.  Klüber,,  Alt.  Recht  §381.8.581.  Note  c.  H.  A.  Zachariä,  B.  11. 
§  180.  S.  280.  Note  3.  v.  Mohl,  Polizeiwigsenschaft  B.  III.  (Rechtspolizei) 
§  47.  S.  478  ff. 
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auf  anderen  Gebieten  eine  Veränderlichkeit,  ein  fortwährender 
Wechsel  zu  erkennen.  Ausserdem  sind  gerade  auf  dem  polizei- 
lichen Gebiete  die  örtlichen  Verschiedenheiten  unendlich  gross. 
Zu  der  Polizeigesetzgebung,  welche  dauernde  Normen  für 
den  ganzen  Umfang  des  Staates  oder  wenigstens  für  grössere  Landes- 
theile  aufstellt,  muss  daher  nothwendig  ein  bewegliches  und 
lokales  Element  der  Anordnung  treten.  Auch  im  Verfassungs- 
fitaate  tritt  zu  dem  Gesetze  die  landesherrliche  Verordnung  und 
die  Verfügung  der  höheren  imd  niederen  Polizeistellen  für  den  Kreis 
ihrer  Kompetenz.  Aber  dieses  Verordnungs-  und  Verfügungsrecht 
hat  seine  eng  gezogenen,  verfassungsmässigen  Schranken.  Keine 
Verordnung  darf  mit  dem  Gesetze,  keine  polizeiliche  Vorschrift  mit 
einer  Verordnung  oder  mit  der  Vorschrift  einer  höheren  Stelle  in 
Widerspruch  treten.  Die  Zustäjidigkeit  zum  Erlasse  von  Polizei- 
verfügungen ist  durch  das  Gesetz  genau  festzustellen ;  jede  Behörde 
muss  das  Recht  haben,  für  die  Sicherheit  ihrer  speziellen  Aufgaben 
die  Thätigkeit  der  Einzelnen  durch  Verbote  oder  Gebote  zu  be- 
schränken. Wo  rein  staatliche  Organe  ein  solches  polizeiliches 
Verfügungsrecht  haben,  ist  im  konstitutionellen  Staate  zu  verlangen, 
dass  Elemente  ^er  Volksvertretung  ein  Recht  der  Mitwirkung 
haben,  damit  solche  Verfügungen  im  volksthümlichen  Sinne,  nicht 
in  dem  bureaukratischer  Willkür,  gefasst  werden. 

Damit  aber  durch  die  Verschiedenartigkeit  der  örtlichen  Polizei- 
verfügungen  die  nothwendige  Einheit  der  Verwaltung  im  Staate 
nicht  gestört  wird,  muss  den  Oberbehörden  ein  Aufsichtsrecht  über 
die  Erlasse  der  niederen  Behörden  imd  der  Gemeinden  zustehen, 
womit  das  Recht  verbunden  ist,  deren  Verfügungen  wegen  Mangels 
der  gesetzlichen  Bedingimgen  ihrer  Erlassung  oder  wegen  Nach- 
theils für  das  öffentliche  Wohl  oder  wegen  Verletzung  der  Rechte 
Dritter,  ausser  Kraft  zu  setzen.  Zu  diesem  Zwecke  müssen 
alle  Verfügungen  der  untergeordneten  Stellen  an  die  Oberbehörde 
2ur  Kenntnissnahme  eingereicht  werden.  Den  einzelnen  Bürgern, 
wie  ganzen  Körperschaften,  muss  gegen  ungesetzliche  Eingriffe  in 
ihre  öffentlichen  oder  privatrechtlichen  Befugnisse,  wie  sie  in  Polizei- 
verfügungen vorkonunen  können,  ein  unbeschränktes  Beschwerde- 
recht zustehen,  welches  bei  weiterer  Ausbildung  der  Gerichtsbar- 
keit des  öffentlichen  Rechtes,  sich  immer  mehr  in  ein  wahres 
Klagerecht  verwandelt. 

Diesen  Anforderungen  hat  die  Gesetzgebung  der  deutschen 
Staaten  mehr  oder  weniger  entsprochen.     XJeberall  ist  den  Ver- 
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waltungsbehörden  ausdrücklich  dasBecht  zugesprochen,  Polizei- 
Yerfügungenfiir  ihren  Bezirk  zu  erlassen.  Dabei  ist  regelmässig 
die  Höhe  der  Strafe  bestimmt,  welche  diese  Behörden  auf  dieNicht- 
befolgung  ihrer  Verfügungen  setzen  dürfen.  Die  niederen  Behörden 
dürfen  gewöhnlich  geringere  Strafen  ansetzen,  als  die  höheren.  In 
derartige  Polizeivorschriften  dürfen  niemals  Bestimmungen  aufge- 
nommen werden,  welche  mit  den  Gesetzen  oder  den  Verordnungen 
einer  höheren  Instanz  in  Widerspruch  stehen.  Einen  bedeutenden 
Fortschritt  im  Sinne  des  konstitutionellen  Staatsrechts  enthalten  die 
neueren  Gesetze,  indem  sie  durchweg  den  Erlass  von  Polizei- 
Verordnungen  von  der  Zustimmung  der  entsprechen- 
den Körper  der  Selbstverwaltung  abhängig  machen. 
(Preuss.  Kreisordnunjg  vom  13.  December  1872,  Provinzialordnung 
vom  29.  Juni  1875.  Badisches  Gesetz  vom  5.  Oktober  1863,  §  8: 
»Bezirkspolizeiliche  Vorschriften,  welche  eine  fortdauernd  geltende 
Anordnung  enthalten,  kann  der  Bezirksbeamte  nur  unter  Zu- 
stimmung des  Bezirksrathes  gültig  erlassen«.  Inl^eussen 
erlässt  der  Amtsvorsteher  Verordnungen  unter  Zustimmung  des 
Amtsausschusses,  der  Landrath  unter  Zustimmung  des  Kreis- 
ausschusses, der  Oberpräsident  unter  Zustimmung  des  Provinzial- 
rathes.)  Auch  giebt  es  überall  genaue  gesetzliche  Bestimmungen, 
in  welcher  Form  die  Bekanntmachung  solcher  Verfügungen  zu  er- 
folgen hat,  und  von  welchem  Momente  ab  ihre  Gültigkeit  beginnt. 

§224. 

2)  Zwangs-,  besonders  Strafgewalt  der  Polizei. 

Schon  im  Begriffe  der  Polizei  liegt  nothwendig  ein  Zwangs- 
recht, wodurch  den  Verboten  oder  Geboten  der  Behörden  der 
Vollzug  gesichert  wird;  daher  sind  sä;mmtliche  mit  Polizeigewalt 
versehene  Behörden  auch  berechtigt,  »die  durch  ihre  gesetzlichen 
Befugnisse  gerechtfertigten  Anordnungen  auch  durch  Anwendung 
der  gesetzlichen  Zwangsmittel  durchzusetzen«.  Dieser  Zwang 
muss  sich  aber  innerhalb  der  Grenzen  des  Nothwendigen 
halten.  Kann  daher  die  polizeiliche  Massregel  ohne  Zwang  gegen 
die  Person  selbst  durchgeführt  werden,  so  ist  diese  Vollzugsart  als 
die  gelindere  vorzuziehen.  Kann  daher  die  zu  erzwingende  Hand- 
lung durch  einen  Dritten  geleistet  werden,  so  ist  die  Behörde  be- 
fugt, dieselbe  durch  einen  Dritten  ausführen  zu  lassen,  den  Betrag 
der  Kosten  vorläufig  zu  bestimmen  und  im  Wege  der  Exekution 
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von  dem  Verpflichteten  einzuziehen.  Kann  die  zu  erzwingende 
Handlung  nicht  durch  einen  Dritten  geleistet  werden,  oder  soll 
eine  Unterlassung  erzwungen  werden,  oder  ist  der  Verpflichtete 
notorisch  ausser  Stande,  die  aus  der  Ausfuhrung  durch  einen  Dritten 
entstehenden  Kosten  zu  tragen,  so  ist  die  Behörde  herechtigt,  Geld- 
bussen  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe*anzudrohen  und  festzusetzen. 
Unmittelbarer  Zwang  gegen  die  Person  darf  nur  da  an- 
geordnet werden,  wo  die  getroffene  Anordnung  ohne  einen  solchen 
undurchführbar  ist. 

Unter  den  Zwangsmitteln  steht  das  System  der  Polizeistrafen 
oben  an.  Dieses  sogenannte  Polizeistrafrecht  ist  seinem 
Grunde  und  Zwecke  nach  vom  peinlichen  Strafrechte  verschieden. 
Im  Gebiete  der  Justiz  ist  die  Aufrechterhaltupg  der  Rechtsordnung 
die  höchste  Aufgabe  des  Staates.  Der  Grund  des  Strafrechtes 
ist  nicht  in  einem  zu  erreichenden  Vortheile  zu  suchen,  sondern 
allein  im  Rechte  zu  sehen.  Der  Staat  straft,  als  der  zeitliche 
Träger  der  ewigen  Rechtsidee,  lediglich  um  der  Gerechtigkeit 
willen.  Aber  mit  der  Verwirklichung  der  Rechtsordnung  ist  die 
Aufgabe  des  Staates  nicht  erschöpft;  der  Staat  hat  auch  die  Wohl- 
fahrt der  Staatsangehörigen  durch  seine  Verwaltung  zu  fördern. 
Die  Führung  der  Verwaltung  ist  aber  nicht  möglich,  wenn  der  Staat 
derselben  nicht  mit  Zwangsmitteln  zu  Hülfe  kommt.  Dieser  Zwang 
wird  aber  in  vielen  Fällen  dadurch  am  zweckmässigsten  gehandhabt, 
dass  der  Staat  demjenigen,  welcher  einer  polizeilichen  Verfügung 
keinen  Gehorsam  leistet,  ein  gewisses  Uebel  droht.  Dieses  Uebel 
ist  die  Polizei  strafe,  welche  aber  mcht  bloss  angedroht,  sondern 
vollzogen  werden  muss,  weil  sonst  die  blosse  Drohung  erfolglos 
bleiben  würde.  Die  Polizeistrafe  dient  einem  Zwecke  der  Ver- 
waltung und  wird  lediglich  durch  Gründe  der  Nützlichkeit  be- 
stimmt; sie  hat  ihren  Grund  nicht  in  der  Idee  des  Rechtes,  sondern 
in  der  durch  die  Verwaltung  aufrecht  zu  erhaltenden  öffentlichen 
Ordnung,  sie  wird  daher  als  Ordnungsstrafe  bezeichnet. 

Im  absoluten  Staate  des  vorigen  Jahrhunderts  stand  neben  dem 
peinlichen  Strafrechte  ein  fast  unbeschränktes  Ordnungsstrafrecht 
der  Polizei,  welches,  einseitig  von  den  Polizeibehörden  festgestellt, 
ohne  ordentliches  gerichtliches  Verfahren  von  denselben  Behörden 
gehandhabt  wurde.  Die  Polizeiverwaltung  war  von  der  Polizei- 
gerichtsbarkeit nicht  getrennt.  Nur  eigentliche  peinliche  Strafen 
durfte  die  Polizeibehörde  nicht  verhängen,  sonst  griff  sie  mit  ihren 
Verfügungen  und  Strafandrohungen  willkürlich  in  das  Gebiet  der 
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büigerlichen  Freiheit  ein;  sie  war  in  ihrem  Gebiete  Gesetz- 
geber, Richter,  Vollstrecker  ihrer  ürtheile,  sogenannte 
Allmacht  der  Polizei.  Gegen  diese  VTiUkür  der  Polizeistraf- 
gewalt reagirte  zuerst  in  Frankreich  die  Idee  der  staatsbürgerlichen 
Freiheit.  Man  wollte  das  unentbehrliche  Strafrecht  der  Polizei  in 
eingesetzmässiges  verwandeln .  Ihren  Abschluss  fand  diese  Be- 
wegung im  Code  p^nal,  in  welchem  die  Polizeistrafen  für  die 
einzelnen  Uebertretungen  festgestellt  wurden.  Grundsatz  ist:  keine 
Uebertretung  soll  mehr  strafbar  sein,  wenn  nicht  das  Gesetz  aus- 
drücklich die  Strafbarkeit  ausgesprochen  hat,  aber  auch  das  Urtheil 
über  die  Bestrafung  von  Polizeiübertretungen  soll  nicht  von  der 
Polizeiverwaltung  selbst,  sondern  vom  Polizeirichter  ausge- 
sprochen werden.  Diesem  Vorbild  folgten  auch  die  deutschen 
Staaten,  indem  sie  die  zu  strafenden  Polizeiübertretungen  in  be- 
sonderen Polizeistrafgesetzbüchem  behandelten  oder  dieselben  in 
das  peinliche  Strafgesetzbuch  aufnahmen. 

Aber  keine  noch  so  ausführliche  Strafgesetzgebung  kann  alle 
Fälle  erschöpfen,  wo  die  Polizei  ihre  Befehle  durch  Strafandrohungen 
schützen  muss.  Dazu  muss  ihr,  unter  ausdrücklich  vorgeschriebenen 
gesetzlichen  Formen,  das  Kecht  der  allgemeinen  Ordnungs- 
strafe zur  Seite  stehen.  Danach  können  auch  jetzt  die  Polizeibe- 
hörden eine  allgemeine  Ordnungsstrafe  für  Ungehorsam  gegen  Polizei- 
verfugungen  aussprechen,  wo  das  Strafgesetz  keine  bestimmte  Strafe 
feststellt ;  doch  ist  hier  regelmässig  ein  Maximum  des  Strafmaasses 
anerkannt,  das  in  einer  Geldstrafe  und  nur  im  Falle  des  Unvermögens 
in  einer  geringeren  Gefängnissstrafe  zu  bestehen  pflegt  L  Während 
so  dieses  allgemeine  Recht,  Ordnungsstrafen  anzudrohen,  sehr  be- 
schränkt ist,  ist  jetzt  auch  die  Untersuchung  und  Bestrafung  der 
Polizeiübertretungen  richterlichen  Behörden  übertragen.  Die 
Polizeirichter  haben  über  alle  Zuwiderhandlungen 
gegen  polizeiliche  Vorschriften  zu  erkennen;  doch  hat 
man  daneben  den  Polizeibehörden  in  verschiedenen  Gesetzgebungen 
die  vorläufige  Straffestsetzung  wegen  Uebertretungen  be- 
lassen.   (Preussisches  Gesetz  vom  14.  Mai  1852  »über  die  vorläufige 

'  Nach  dem  preusB.  Gesetze  vom  11.  Mai  1850  können  auch  jetzt  noch  die 
Polizeibehörden  eine  allgemeine  Ordnungsstrafe  für  Ungehorsam  gegen  Polizei- 
^eifagungen  aussprechen,  wo  das  Strafgesetz  keine  bestinunte  Strafe  feststellt. 
*Die  Polizeirichter  haben  über  alle  Zuwiderhandlungen  gegen  polizeiliche 
Vorschriften  zu  erkennen,  die  Kichter  dürfen  aber  nicht  die  Nothwendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit,  sondern  nur  die  gesetzliche  Gültigkeit  der  Polizeivor- 
schriften in  Erwägung  ziehen.« 

H.  S  c  b  n  1  s  e ,  Dentsches  Staatsrecht.  4  } 
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Straffestsetzung  wegen  Uebertretungen«) .  Danach  ist  die  Polizei- 
verwaltung berechtigt,  wegen  der  in  ihrem  Bezirke  verübten,  ihr 
Bessert  betreffendern  Uebertretungen  die  Strafe  vorläufig  fest- 
zusetzen. Es  steht  aber  dabei  dem  Angeschuldigten  frei,  innerhalb 
einer  vorgeschriebenen  Frist  auf  gerichtliche  Entscheidung 
anzutragen.  Dadurch  tritt  die  Straffestsetzung  der  Polizeiverwal- 
tung ausser  Kraft.  Der  Richter  ist  befugt,  auch  auf  eine  andere 
Strafe  zuerkennen,  als  in  der  Strafverfügung  bestimmt  war. 
Wenn  aber  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  kein  Antrag  auf  gericht- 
liche Entscheidung  gestellt  ist,  so  ist  die  von  der  Polizei  vorläufig 
festgesetzte  Strafe  zu  vollstrecken. 

§225. 
D.  Von  der  Sicherheitspolisei  insbesondere. 

Wir  unterscheiden  die  Sicherheitspolizei  von  der  Ver- 
waltungspolizei, welche,  als  immanenter  Theil  jedes  Ver- 
waltungszweiges, diesen  gegen  solche  Handlungen,  schützt,  welche 
speziell  gegen  ihn  gerichtet  sind ^ .  Aber  neben  diesen  speziellen 
Aufgaben  hat  die  Polizei  auch  die  allgemeine,  die  öffentliche 
Ordnung  als  Ganzes  gegen  Gefahren  zu  vertheidigen.  Die 
erste  Voraussetzung  aller  gesicherten  menschlichen  Entwickelung 
ist  die,  dass  die  bestehende  Bechtsordnung  nicht  gestört  werde. 
Dies  ist  die  eigentliche  Aufgabe  der  Sicherheitspolizei. 
Dennoch  darf  man  dieselbe  nicht  mit  R.  v.  M  o  h  1  als  einen  Theil  der 
Justiz ,  als  sogenannte  Präventivjustiz  betrachten .  Allerdings 
ist  es  richtig,  dass  dieser  Theil  der  Polizei  in  Betreff  des  zu  ver- 
theidigenden  Gegenstandes  mit  der  Justiz  eine  nahe  Verwandt- 
schaft zeigt,  ja  zuerst  überall  mit  der  Thätigkeit  der  Gerichte  ver- 
bunden war,  aber  nicht  der  Gegenstand,  sondern  die  grund- 
sätzliche Verschiedenheit  der  Behandlung  eines  Gegenstandes 
.  scheidet  Rechtspflege  und  Polizei. 

Die  Justiz  hat  es  stets  mit  einer  bereits  geschehenen 
Rechtsverletzung  zu  thun,  nie  mit  einer  erst  drohenden 
Gefahr,  sie  setzt  einen  bestimmt  konstatirten  Thatbestand  voraus. 


^  Stein:  »Die  Sicherheitspolizei  ist  derjenige  Theil  der  Polizei,  dessen 
Aufgabe  es  ist,  nicht  mehr  die  Gemeinschaft  gegen  einzelne  Oeffihrdunfpen 
durch  spezielle  Massregeln  zu  schützen,  sondern  die  gesammte  öffentliche 
und  private  Hechtsordnung,  als  Voraussetzung  jedes  einzelnen  Hechtes,  vor  £t^ 
schatterung  zu  bewahren.« 
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blosse  Wahrscheinliclikeit  geht  sie  nichts  an;  sie  hat  nie  nach 
Zweckmässigkeitsgründen,  sondern  nnr  nach  feststehenden  Rechts- 
nonnen  zu  entscheiden.  Gerade  den  entgegengesetzten  Grundsätzen 
folgt  die  Polizei,  auch  wo  sie  die  Rechtsordnung  schützt^  indem  sie 
Verbrechen  hindert,  die  noch  nicht  geschehen  sind,  sondern  erst 
zu  geschehen  drohen,  indem  sie  die  Rechtsfolgen  eines  bereits 
geschehenen  Verbrechens  zu  beurtheilen  der  Justiz  überlässt,  wäh- 
rend sie  selbst  ein  solches  nur  in  seinen  thatsächlich  schädlichen 
Wirkungen  gut  zu  machen  sucht,  Reparativpolizei,  indem  sie  schon 
da  einzutreten  hat,  wo  eine  Störung  der  Rechtsordnung  auch  nur 
mit  Wahrscheinlichkeit  zu  befürchten  ist,  indem  sie  ihr  Einschreiten 
und  ihr  ganzes  Verfahren  nur  durch  Gründe  der  Zweckmässigkeit 
und  des  öffentlichen  Wohles,  selbstverständlich  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Grenzen,  bestimmen  lässt.  Darum  ist  die  Sicherheits- 
polizei, welche  es  mit  den  Gefährdungen  der  allge- 
meinen Sicherheit  zu  thunhat,  lediglich  Polizei  und 
Ton  der  Rechtspflege  durchaus  verschieden. 

Man  theilt  die  Sicherheitspolizei  in  öffentliche  imd  Privat- 
oder Einzelsicherheitspolizei.  Erstere  hat  das  öffentliche 
Recht  und  seine  Grundlage  zu  schützen,  die  letztere  den  Rechts- 
zustand der  einzelnen  Privatpersonen.  Erstere  tritt  besonders  Ge- 
fahren entgegen,  welche  durch  Vereinigung  Vieler  zu  gefähr- 
lichen Untemehmimgen  drohen ,  letztere  hat  es  mehr  mit  der 
einzelnen  gefährlichen  Persönlichkeit  zu  thun. 

a)  Die  öffentliclie  Sicherheitspolizei. 

Als  allgemeine  Aufgabe  der  Reichsgewalt  wurde  schon  im 
westfälischen  Frieden  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit 
hingestellt.  (I.  P.  O.  Art.  1 7.  §  8 :  »Ut  pax  publica  tanto  melius  con- 
servari  possit  .  .  .  statim  et  undecunque  turbarum  aliqua  initia 
apparent,  observentur  ea,  quae  in  constitutionibus  imperii  de  pacis 
publicae  executione  et  conservatione  disposita  sunt.«)  Der  Kaiser 
galt  als  oberster  Bewahrer  der  öffentlichen  Sicherheit  in  ganz 
Deutschland,  die  Reichsgerichte  dienten  zugleich  als  die  Organe 
iei  öffentlichen  Sicherheitspolizei.  Von  besonderer  Wichtigkeit 
war  für  die  kleineren  Länder  in  dieser  Beziehung  die  Kreis- 
verbindung, während  die  grösseren  Staaten  schon  zu  Reichs- 
zeiten ihre  öffentliche  Sicherheit  lediglich  auf  die  Massregeln  der 
Landespolizei  stützten.     Nach  den  Grundsätzen  des  damaligen 
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absoluten  Staates,  welcher  jede  aktive  Theilnahme  der  Ünterthanen 
am  Staatsleben  ausschloss,  waren  politische  Vereine  und  Versamm- 
lungen ganz  verboten  oder  konnten  wenigstens  kein  Recht  für  sich 
in  Anspruch  nehmen.  Im  konstitutionellen  Staate  der  Gegenwart, 
welcher  keineswegs  alle  auf  Um-  und  Fortbildung  seiner  Institutionen 
gerichteten  Bestrebungen  seiner  Bürger  als  strafbar  ansieht,  sondern 
dieselben  nur  in  die  gesetzlichen  Bahnen  verweist,  sind  politische 
Vereine  und  Volksversammlungen  keineswegs  verboten,  die  dabei 
begangenen  Verbrechen  fallen  dem  Strafrichter  anheim. 

Dabei  ist  aber  auch  im  konstitutionellen  Staate  derartigen  Be- 
wegungen des  Volkslebens  gegenüber  die  höhere  Sicherheitspolizei 
keineswegs  ganz  zu  entbehren,  welche,  noch  ehe  ein  Verbrechen 
begangen  ist,  zu  beobachten,  zu  beaufsichtigen.  Gefahren  zu  be^ 
seitigen  hat.  Aufgabe  des  konstitutionellen  Staates  ist  es  jedoch, 
auch  diese  höhere  Sicherheitspolizei  verfassungsmässig  zu  gestalten, 
sie  darf  nicht  willkürlich  in  die  staatsbürgerliche  Freiheit  eingreifen, 
sondern  nur  unter  Beobachtung  bestimmter  Formen  und  innerhalb 
der  gesetzlichen  Vorschriften.  Während  früher  alle  politischen 
Vereine  und  Versammlimgen  entweder  ganz  verboten  oder  wenigstens 
von  polizeilicher  Erlaubniss  abhängig  gemacht  waren,  ist  nach  Vor- 
gang der  Frankfurter  Grundrechte  Art.  VIT  in  allen  Verfassungs- 
urkunden, das  freie  Vereins-  und  Versammlungsrecht  an- 
erkannt. Ueber  die  Ausübung  dieses  Bechtes  bestehen  jetzt  regel- 
mässig spezielle  Gesetze,  so  in  Preussen  »die  Verordnung  über  die 
Verhütimg  eines  die  gesetzliche  Freiheit  und  Ordnung  gefährdenden 
Missbrauchs  des  Vereins-  und  Versammlimgsrechtes  vom  1 1 ,  März 
1850«.  Tendenz  dieses  und  ähnlicher  Gesetze  ist  nicht  die  straf- 
rechtliche Verfolgung,  sondern  die  Wahrung  und  zugleich  die  ge- 
setzliche Begrenzung  des  sicherheitspolizeilichen  Auf- 
sichtsrechtes (S.  387). 

Von  dem  Vereins-  und  Versammlungsrecht  der  Bürger  wird  in 
Betreff  einzelner  Klassen  eine  Ausnahme  gemacht.  So  darf  die 
bewaffnete  Macht  weder  in  noch  ausser  dem  Dienste  berathschla^n 
oder  sich  anders  als  auf  Befehl  versammeln.  Dagegen  sind  jetzt 
alle  Koalitionsverbote,  welche  den  Arbeitern  die  auf  die  Er- 
langung von  Zugeständnissen  durch  gemeinsame  Arbeitseinstellung 
gerichteten  Vereinigungen  unter  Strafandrohung  untersagten,  durcVi 
die  Gewerbeordnung  des  norddeutschen  Bundes  vom  21.  Juni  1869 
§  152  aufgehoben.  Sogenannte  Koalitionsfreiheit  der 
Arbeiter  und  Arbeitgeber. 
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Ebenso  hat  die  Sicherheitspolizei   Gefahren  zu  bekämpfen^ 
welche  massenhafte  Volksbewegungen  mit  sich  bringen 
können.     Soweit  bei  solchen  Volksbewegungen  bereits  Verbrechen 
und  Vergehen  vorgekommen  sind,  treten  die  Gerichte  ein.     Das 
Feld  der  Sicherheitspolizei  reicht  dagegen  nur  soweit,   als  noch 
keine  bereits  geschehene  strafrechtliche  Störung  der  öffentlichen 
Rechtsordnung  vorliegt,  sondern  nur,  vermöge  der  an  sich  unbe- 
stimmten Gefahr,  die  an  sich  in  jeder  Massenbewegung  liegt,  die 
Möglichkeit  einer  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit.     Die 
Sicherheitspolizei  kann  in  solchen  Fällen  Verbote  und  Gebote  er- 
lassen;  welche  die  freie  Bewegung  der  Einzelnen  im  Verkehre  be- 
beschränken,   auch  kann  sie  die   geeigneten  Mittel  bestimmen, 
wodurch  sie  Gehorsam  gegen  ihre  Verfügungen  erzwingt.     Wo  der 
Einzelne  den  Organen  der  Staatsgewalt  aktiven  Widerstand  ent- 
gegensetzt, erscheint  als  äusserstes  Mittel  sogar  der  Gebrauch  der 
Waffen  als  zulässig.     Da  eine  solche  WidersetzUchkeit  gegen  die 
Organe  der  Staatsgewalt  immer  vorkommen  kann,  so  muss  eine  be- 
waffnete Macht  jeder  Zeit  bereit  gehalten  werden,  um  dagegen  ein- 
zuschreiten.    Dies  ist  die  Gensdarmerie,   als  das  zur  An- 
wendung der  Waffe  speziell  bestimmte  Vollzugsorgan 
der  Polizei.     Das  Heer  kann  im  äussersten  Nothfall  zur  Unter- 
drückung innerer  Unruhen  und  zur  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Ordnung  ebenfalls  verwendet  werden,  jedoch  nur  in  den  vom 
Gesetze  bestimmten  Fällen  und  Formen  und  auf  Requisition  der 
Civilbehörde.      Ueber  das  Recht   des  Militärs   zum  Waffen- 
gebrauche in  allen  Fällen,  wo  dasselbe  zur  Aufrechterhaltung  der 
öffentUchen  Ordnung,  Ruhe  und  Sicherheit  auftritt,  bestehen  überall 
gesetzUche  Vorschriften.      Das  äusserste  Mittel,   dessen  sich  die 
Staatsgewalt  in  ihrer   sicherheitspolizeilichen  Funktion  bedienen 
kann,  ist  die  Erklärung  des  sogenannten  Kriegs-  oder  Belage- 
rungszustandes;   es  findet  dabei  regelmässig  eine  Suspension 
von  einzelnen  Verfassungsbestimmungen  statt,  welche  staatsbürger- 
liche Rechte  gewährleisten.      Die  preussische  Verfassung  Art.  11 
sagt:  »Für  den  Fall  eines  Krieges  oder  Aufruhrs  können  bei 
dringender  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  Art.  5,  6,  7,  27,  28, 
29,  30  und  36  der  Verfassungsurkunde   zeit-  und   distriktsweise 
ausser  Kraft  gesetzt  werden.     Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz.« 
Das  preussische  Gesetz  vom  4.  Juni  1851  über  den  Belagerungs- 
zustand ist  1867  nicht  nur  auf  die  neuen  Provinzen  ausgedehnt, 
sondern  durch  Art.  68  der  deutschen  Reichsverfassung  auch  als 
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reichsrechtliche  Norm  anerkannt,  wenn  der  Kaiser  irgend  einen 
Theil  des  deutschen  Bundesgebietes  in  Belagerungszustand  erklärt. 
Mit  Bekanntmachung  desselben  geht  die  vollziehende 
Gewalt  auf  die  Militärbefehlshaber  über.  Die  Civil- 
verwaltung  imd  Gemeindebehörden  haben  den  Anordnungen  und 
Aufträgen  der  Militärbefehlshaber  Folge  zu  leisten.  Auch  wird  die 
möglichst  schleunige  Untersuchung  imd  strenge  Bestrafung  der 
Gesetzesübertretungen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des  Staates, 
den  öffentlichen  Frieden  und  die  gesetzliche  Ordnung  gerichtet 
sind,  angeordnet. 

Durch  das  Gesetz  )>gegen  die  gemeinfährlichen  Be- 
strebungen der  Socialdemokratie«  vom2l.  Oktober  1878 
ist  den  Centralbehörden  der  Bundesstaaten  das  Recht  gegeben, 
für  Bezirke  und  Ortschaften,  welche  durch  socialdemokratische 
Bestrebungen  mit  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  be- 
droht sind,  mit  Genehmigung  des  Bundesrathes,  für  die 
Dauer  von  längstens  einem  Jahre,  Anordnungen  zu  treffen,  welche 
einzekie  gesetzliche  Garantien  der  staatsbürgerlichen  Freiheit  ausser 
Kraft  setzen,  so  dass  Versammlungen  nur  mit  Zustimmung  der 
Polizeibehörden  stattfinden  dürfen,  dass  die  Verbreitung  von  Druck- 
schriften auf  öffentlichen  Wegen,  Strassen,  Plätzen  oder  an  öffent- 
lichen Orten  nicht  stattfinden  darf,  dass  Personen,  von  denen  eine  Ge- 
föhrdung  der  öffentlichen  Sicherheit  oder  der  Ordnung  zu  befiirchten 
ist,  der  Aufenthalt  in  den  Bezirken  oder  Ortschaften  versagt  werden 
kann,  dass  der  Besitz,  das  Tragen,  die  Einführung  imd  der  Verkauf 
von  Waffen  verboten,  beschränkt  oder  an  bestimmte  Voraussetzungen 
geknüpft  werden  kann  (sogenannter  kleiner  Belagerungs- 
zustand). 

b)  Die  Privat-  oder  EinzelsiclierlieitBpolizei. 

Da  die  von  Einzelnen  drohende  Gefahr,  die  iadividuelle  Ge- 
fährlichkeit ,  ein  sehr  unbestimmter  Begriff  ist ,  und  der  Polizei, 
wenn  sie  wirksam  werden  soll,  eine  weitgehende  Freiheit  des  Er- 
messens eingeräumt  werden  muss,  so  war  zu  Zeiten  des  absoluten 
Staates  gerade  diese  Ausübung  der  Sicherheitspolizei  gegen  das 
Individuum  ein  Tummelplatz  der  Willkür.  Erst  seit  dem  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  kam  mit  der  Forderung  einer  gesicherten 
staatsbürgerUchen  Freiheit  der  Gedanke  zum  Durchbruch,  dass  die 
Polizei  mit  ihren  nothwendigen  Eingriffen  in  die  individuelle  Rechts- 
sphäre mit  bestimmten  gesetzlichen  Schranken  zu  umgeben  sei.    Als 
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oberster  Grundsatz  gilt  dabei,  dass  die  Polizei  stets  danach  streben 
soll,  die  persönliche  Freiheit  nur  auf  gerichtlichen  Befehl  zu  be- 
schränken, d.  h.  nur  als  gerichtliche  Polizei  dabei  mitzuwirken; 
muss  sie  aber  ohne  gerichtUchen  Befehl  zu  einer  Beschränkung  der 
persönlichen  Freiheit  schreiten,  so  soll  sie  wenigstens,  sobald  als 
möghch,  die  Sache  den  Gerichten  übei^eben.  Vor  allem  muss  die 
ohne  gerichtlichen  Befehl  erfolgte  vorläufige  Festnahme  entweder 
in  kurzer  Zeit  wieder  aufgehoben  oder  in  eine  gerichtliche  Verhaf- 
tung verwandelt  werden.  (Habeas  Corpus  Acte  1 679,  S.  369  flF.)  Die 
Einzelpolizei  nimmt  als  sogenannte  niedere  persönliche  Sicher- 
heitspolizei noch  eine  spezielle  Bichtung  gegen  besonders  ge- 
fahrUche  Individuen  und  erscheint  alsdann  bald  als  Polizei  des 
Bettler-  und  Vagabundenwesens^  als  Polizeiaufsicht  über  entlassene 
Sträflinge  u.  s.  w.  Auch  über  Fremde  übt  die  Polizei  eine  be- 
sondere Auf  sieht,  wobei  das  System  der  Pässe,  Passkarten,  Wander- 
bächer,  Aufenthaltskarten  seine  Rolle  spielt. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Beohtskontrollen  der  Verwaltung  ^ 

§227. 
Im  Allgemeinen. 
Alle  Zweige  der  Verwaltung  werden  in  ihrer  Thätigkeit  durch 
Erwägungen  der  Nothwendigkeit  und  Zweckmässigkeit  bestimmt. 
Die  Verwaltung  sucht  ihre  Aufgaben  nach  ihrer  besten  Einsicht 
über  das  Gemeinwohl  zu  lösen;  sie  ist  nicht  bloss  Vollstreckerin  der 
Gresetze ,  sie  muss  vielmehr  einen  freien,  schöpferischen  Charakter 


1  R.  Gneist,  SelfgoyeTnment,  Kommunalyerfassung  und  Verwaltungs- 
geiichte  in  England.  III.  Aufl.  1873.  Derselbe,  Verwaltung,  Justiz,  Bechts- 
weg,  Staatsrerwaltung  und  Selbstverwaltung.  Nach  englischen  und  deutschen 
Verhältnissen  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Verwaltung  und  Kreisordnung  in 
Preussen.  Berlin  1 869.  Derselbe,  Die  preussische  Kreisordnung  in  ihrer  Be- 
deutung für  den  inneren  Ausbau  des  deutschen  Verfassungsstaates  1870.  Der- 
selbe, der  Rechtsstaat  1872.  11.  Aufl.  1879.  L.  v.  Stei  n ,  Die  Verwaltungs- 
lehre Th.  I— Vn.  1865—69.  Th.  I.  2.  Aufl.  1869.  v.  Pözl,  Die  Gesetzgebung 
und  Literatiir  über  Verwaltungsrechtspflege,  in  der  krit.  Vierteljahrschrift  für 
Gesetageb.  Neue  Folge.  B.  I.  H.  1.  S.  99  ff.  Dann  B.  11.  H.  1.  S.  75.  K.  J. 
Schmitt,  Die  Grundlagen  der  Verwaltungsrechtspflege  im  konstitut.  Staate. 
Stuttgart  1878.    £.  Meier,  Ueber  das  VerhSltniss  von  Justiz  und  Verwaltung 
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haben,  wenn  sie  ihren  hohen  Aufgaben  vollkommen  genügen  will. 
Aber  negativ  zieht  ihr  das  Gesetz  die  Schranken  (S.  30) ;  ihre 
freie  Bewegung  liegt  innerhalb  des  Bahmens  der  Gesetze. 
Das  Postulat  einer  »gesetzlichen  Verwaltunga  bedeutet  nicht 
eine  Verwaltung,  welche  den  Gesetzen  ihre  Motive  entnimmt, 
sondern  eine  Verwaltung,  welche  sich  in  ihxer  Aktion  nie  über  die 
Schranken  des  Gesetzes  hinwegsetzt.  In  dem  absoluten  Staate  sind 
diese  Schranken  sehr  elastisch  und  weit  gezogen ;  man  spricht  da- 
selbst nicht  selten  von  einer  »Omnipotenz  der  Polizei«.  Mit  der 
Ausbildung  des  konstitutionellen  Staates  entwickelt  sich  aber  auf 
allen  Gebieten  der  Verwaltung  eine  immer  mehr  ins  Einzelne  gehende 
Gesetzgebung,  welche  die  Verwaltung  gesetzlich  bindet.  Dieselbe 
ist  besonders  darauf  gerichtet,  die  Rechtssphäre  der  Bürger  gegen 
die  Willkür  der  Polizei-,  Finanz-  und  Militärbehörden  zu  schützen, 
sie  will  denselben  die  nothwendige  Freiheit  der  Aktion  nicht  ver- 
kümmern, wohl  aber  ihr  soweit  gesetzliche  Schranken  ziehen,  dass 
das  Individuum  ihrem  Ermessen  gegenüber  nicht  rechtlos  dastehe. 
Dies  ist  die  wesentliche  Aufgabe  des  sich  immer  mehr  entwickelnden 
Verwaltungsrechtes,  welches  aber  nicht  dabei  stehen  bleiben 
darf,  materielle  Rechtssätze  zum  Schutze  der  individuellen  Rechts- 
sphäre aufzustellen,  sondern  zugleich  Rechtsmittel  schaffen  muss, 
welche  Abhülfe  treffen,  wenn  die  obengenannten  staatlichen  Be- 
hörden, trotz  der  schützenden  Gesetze,  sich  nicht  abhalten  lassen, 
in  die  individuelle  Rechtssphäre  einzugreifen.  Where  is  a  law,  there 
must  he  a  remedy.  Gegen  Eingriffe  einzelner  Privatpersonen, 
mögen    diese    ein    civiles    oder   kriminelles   Unrecht   involviren. 


von  Engrlönd.  Art.  I.  in  Aegidi's  Zeitschr.  für  Staatsr.  B.  I.  S.  275 — 354. 
D er H e Ib e,  Das Verwaltungsreoht inHoltzendoiff's Encyklopädie ;III. Aufl. 
S,  &8S— 970.  Ueber  Verwaltungsgerichtsbarkeit  bei  den  Römern  vergl.  Th. 
Mommaen,  Römisches  Staatsr.  (H.  Aufl.)  B.I.  S.  162—182:  Die  Administrativ- 
gerichtsbatkeit  Ueber  Frankreich  bes.  R.  Darreste,  la  justice  administra- 
tiye  en  France.  Paris  1862.  Jonas,  Studien  aus  dem  Gebiete  des  franz.  Civil- 
recKtes  und  Civilprocesses.  Berlin  1870.  (V.  Studie:  Die  Organisation  der  Ad- 
miniatrativjustiz  in  Frankreich  S.  380 — 461.)  Öei  weitem  das  Gründlichste  über 
Frankreich  bietet  jetzt  £.  Löning,  Die  französische  Verwaltungsgerichtabar- 
keit.  In  Hartmann'sZeitschr.  B.V.  H.4.  S.  339—379.  B.  VI.  H.  1.  S.  12 — 49. 
S.  1S3— 199.  S.  308 — 335.)  Hier  wird  besonders  die  Bedeutung  der  Verwaltunga- 
garichtHbarkeit  des  Staatsrathes  geschichtlich  entwickelt  und  praktisch  dargelegt. 
has  Verdienst,  das  gesammte  Gebiet  der  Verwaltungsrechtspflege  zum  ersten 
Male  streng  juristisch  und  systematisch  dargestellt  zu  haben,  besonders  mit  einer 
i*in  gehen  den  Kasuistik  auf  die  einzelnen  Gegenstände  der  Verwaltungspflege, 
<^bührt  0.  V.  Sarwey,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungsrechtspflegc. 
Tübingen  1880. 
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schätzen  die  ordentlichen  Gerichte  das  Indiyiduum.  In  dieser 
Beziehung  liess  unser  bisheriger  Zustand  kaum  etwas  zu  wünschen 
übiig.  Wenn  aber  Behörden,  ausgerüstet  mit  der  Autorität  und 
Machtvollkommenheit  der  Staatsgewalt,  bei  Ausübung  der  ihnen 
übertragenen  Hoheitsrechte,  in  Missachtung  der  Gesetze,  die  Rechts- 
sphäre der  Bürger  noch  so  schwer  verletzten,  stand  bis  auf  die  neueste 
Zeit  dem  Verletzten  kein  Bechtsmittel  znr  Seite.  Als  ein  solches 
komite  die  Beschwerde  an  die  Oberbehörde  nicht  gelten.  Die 
Berücksichtigung  oder  Abweisimg  einer  solchen  hängt  vom  Ermessen 
der  Oberbehörde  ab,  nach  deren  Instruktion  die  ausführende  Be- 
hörde gewöhnlich  gehandelt  hat,  in  deren  Geist  und  Richtung  sie 
vorgegangen  ist.  Jedenfalls  vnrd  durch  deren  Entscheidung  dem 
fiechtsgeföhle  des  Verletzten  keine  Befriedigung  gewährt,  welcher 
nicht  Gnade,  sondern  sein  gutes  Recht  will.  Da  es  sich  imi  wahre 
Itechtssachen  handelt,  wo  die  Wiederherstellung  eines  verletzten 
Subjektiven  Rechtes  nach  bestimmten  gesetzlichen  Normen  verlangt 
wird,  so  liegt  es  in  der  wohlverstandenen  Aufgabe  des  Rechtsstaates, 
dass  auch  hier  eine  Rechtsprechung  eingeführt  werde,  deren  Ziel 
es  ist,  die  individuelle  Rechtssphäre  gegen  Rechtsverletzungen  zu 
schützen,  deren  sich  die  Verwaltungsbehörden  bei  Ausübung  ihrer 
staatUchen  Funktionen  schuldig  machen.  Man  hat  dies  Bedürfniss 
bei  verschiedenen  Völkern  und  zu  verschiedenen  Zeiten  empfunden, 
aber  erst,  wo  das  Verwaltungsrecht  eine  höhere  gesetzliche  Aus- 
bildung erhalten  hat,  wird  eine  eigene  Verwaltungsgerichts- 
barkeit möglich,  aber  auch  nothwendig.  Dieselbe  hat  auch  bei 
uns,  zum  Theil  unter  dem  Einflüsse  fremder  Vorbilder,  ihre  ver- 
schiedenen geschichtlichen  Phasen  durchgemacht,  bis  Deutschland 
in  neuester  Zeit,  unter  Einwirkung  seiner  eigenen  Wissenschaft, 
zielbewusst  seine  Bahn  eingeschlagen  hat. 

I.   Geschichtliche  Entwiokelung  der  Verwaltungsgeriohtsbarkeit 

in  Deutschland. 

§228. 
l)  Das  ältere  deutsche  Reich  bis  zum  Jahre  1806. 

Der  durch  die  Reichsgerichte  den  ünterthanen  gewährte  Rechts- 
schutz gegen  ihre  Obrigkeiten  hängt  eng  mit  der  ganzen  staatsrecht- 
Hchen  Konstruktion  des  älteren  deutschen  Reiches  zusammen.  Da  die 
landesherrliche  Gewalt  grundsätzlich  der  Reichsstaatsgewalt  unter- 
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geordnet  war,  so  unterlagen  auch  alle  Akte  der  landesherrlichen 
Gewalt  der  oberstrichterlichen  Kognition  derBeichsgerichte,  welche 
als  rechtliche  Kontrollinstanzen  der  landesherrlichen  Regierungen, 
aber  nicht  der  Reichsregierung,  erscheinen.  Unbestritten  konnte 
in  den  deutschen  Partikularstaaten,  wegen  ihrer  Unterordnung  unter 
die  Keichsgewalt ,  eine  jede  Regierungssache  durch  Entstehung 
einer  Rechtsverletzung  in  eine  Justizsache  verwandelt  werden. 
«Sobald  irgendwie  der  Fall  eintrat,  dass  bei  einer  landesherrlichen 
Regierungssache  die  Rechte  eines  Unterthanen  auf  dem  Spiele 
standen,  so  hörte  die  Sache,  soviel  den  Punkt  betraf,  ob  die  Regie- 
rung das  Recht  habe,  dies  oder  jenes  zu  thim,  auf,  eine  Regierungs- 
sache zu  sein,  und  wurde  Justizsache.  Betrafen  die  Klagen  der 
landeBherrUchen  Unterthanen  nicht  sowohl  Privatsachen,  als  viel- 
mehr die  landesherrliche  Obrigkeit  imd  Regalien,  so  sollten  diese 
zunächst  an  die  Austräge  gebracht  werden,  von  diesen  aber  die 
Appellation  an  die  Reichsgerichte  gehen.  Kein  deutscher  Fürst 
konnte  sich  weigern,  die  Rechtmässigkeit  seiner  Befehle  reichs- 
gerichthch  erörtern  zu  lassen  ^.a  Derartige  Klagen  gegen  die 
Landesherrschaft  wurden  zwar  durch  die  Wahlkapitulationen  er- 
schwert, niemals  ausgeschlossen. 

Allerdings  war  dieser  Rechtsschutz  deutscher  Unterthanen 
durch  die  Reichsgerichte  thatsächlich  oft  illusorisch,  weil  die 
Reichsgerichte  den  grösseren  Territorialgewalten  gegenüber  macht- 
los waren,  weil  überhaupt  nur  schwer  eiD  Rechtsspruch  von  ihnen 
zu  erhalten,  noch  schwerer  zu  vollstrecken  war.  Deimoch  darf  die 
Bedeutung  dieses  reichsgerichtlichen  Schutzes  nicht  unterschätzt 
werden,  wie  dies  neuerdings  von  Sarwey  a.  a.  O.  S.  1 7 1  geschehen  ist. 
Schon  das  Bestehen  des  Grundsatzes  stärkte  dasRechtsbewusstsein  der 
Nation,  und  selbst  praktisch  war  der  Rechtsschutz,  den  zahlreichen 
kleinen  Landesherren  gegenüber,  für  deren  Unterthanen  nicht  ohne 
Bedeutung.  Durch  sie  wurden  gerade  diese  zur  Willkür  besonders 
geneigten  Gewalten  nicht  selten  im  Zaume  gehalten  und  verhütet, 
dass  ihre  Regierung  in  tyrannische  Willkür  umschlage.  Ein  grosser 
Theil  der  bei  den  Reichsgerichten  geführten  Processe  schlug  in  das 
öffentliche  Recht  ein  und  die  Unterthanen  setzten  ihr  Vertrauen  in 
diesen  Rechtsschutz.   Noch  im  vorigen  Jahrhundert  wurden  mehrere 


^  D\es  bezeugt  einer  der  gewiegtesten  Praktiker,  der  Kanzler  Dil  vidGeorg 
Stfuben  in  seinem  »Gründhchen  Unterricht  in  Regienings-  und  JustissacheiH 
Hildesheim  1733,  in  seinen  Nebenstunden,  seinen  rechtlichen  Bedenken  u.  s.  w. 
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Landesherren  »wegen  iinverantwortlichen  Missbrauchs  der  landes- 
herrlichen Gewalt«  sogar  peinlich  bestraft. 

Auch  innerhalb  des  Partikularstaatsrechtes  fehlte  es 
nicht  an  einer  Bechtsprechung  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 
Rechtes.  In  mehreren  Staaten,  auch  da,  wo  kraft  des  Privilegium 
de  non  appellando  eigene  Oberappellationsgerichte  an  die  Stelle  der 
Reichsgerichte  getreten  waren,  galt  es  als  Grundsatz,  dass  der 
Landesherr  \ind  seine  Behörden  nicht  bloss  in  ^Privatsachen,  sondern 
auch  in  Streitigkeiten,  die  bei  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  ent- 
standen waren,  vor  seinen  eigenen  Gerichten  Becht  nehmen  müsse. 
Dies  warz.  B.  die  von  Pfeiffer  und  Bahr  bezeugte  Praxis  der 
hessischen  Gerichte.  Am  weitesten  ging  in  dieser  Ausdehnung  die 
Gerichtsbarkeit  in  den  deutschen  Ländern  der  Krone  Schweden, 
deren  Tribimal  zu  Wismar,  unter  dem  Einflüsse  der  Theorie  des 
Präsidenten  David  Mevius,  den  Satz  aufstellte:  »Appellatio  a 
gubematore  regio  ad  regium  tribunal  recipitur.  De  caussis  principis 
praefecturas  et  praefectos  concementibus  in  dicasterio  forum  com- 
petens  est.«  Dagegen  erklärte  der  Kurfürst  K.  Georg  HL  von 
Hannover  am  18.  März  1790  dieser  Praxis  gegenüber:  »dass  den 
Landesgerichten  niemals  freistehen  könnte,  irgend  einige  Kompetenz 
auch  in  solchen  Streitigkeiten  zwischenLandesherm  und  Unterthanen 
sich  anzueignen,  wobei  der  Grund  der  Beschwerde  in  der  Art  der 
Ausübung  eines  wesentlichen  Landeshoheitsrechtes  gesetzet  wird.« 

Andere  Wege  ging  man  wieder  in  dem  grossstaatlich  entwickel- 
ten Preussen,  wo  am  frühesten  ein  modernes  Verwaltungsrecht  sich 
entwickelt  hatte.  Hier  wurde  bereits,  neben  den  ordentlichen 
Gerichten,  ein  ganzes  System  von  Yerwaltungsgerichten  ins  Leben 
gerufen,  indem  z.  B.  in  den  sogenannten  Kanmierjustizdeputationen 
eine  der  Civil-  und  Strafrechtspflege  zur  Seite  stehende  verwaltungs- 
rechtliche Gerichtsbarkeit  geschaffen  wurde.  Grundsatz  der  frideri- 
cianischen  Organisation  war  überhaupt,  »dass  jede  Verwaltungs- 
behörde eine  Gerichtsbarkeit  besitzen  müsse,  welche  sich  mit  ihrem 
Verwaltungsressort  decke.«  (Vergl.  mein  preuss.  Staatsr.  B.  II. 
S.  845.)  So  verschieden  gestaltete  sich  das  Verhältniss  der  Gerichte 
zur  Verwaltung  in  dem  fortschreitenden  Grossstaate  Preussen  von 
den  Territorien,  in  welchen  die  Gerichte  berufen  waren,  auch  die 
öffentlichen  Hechte  der  Unterthanen  zu  schützen,  was  besonders 
freilich  der  Erhaltung  der  ständischen  Privilegien  zu  Gute  kam. 
Auch  hier  bieten  die  Partikularrechte  der  einzelnen  deutschen 
Territorien  eine  bunte  Musterkarte  verschiedenartiger  Grundsätze. 
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§239. 

2)  Die  souveränen  deutschen  Staaten  seit  Auflösung 
des  deutschen  Beiches. 

Mit  der  Auflösung  des  deutschen  Beiches  war  selbst  der  zwar 
öfters  illusorische,  aber  doch  nicht  ganz  werthlose  Schutz  der  Beichs- 
gerichte  für  die  deutschen  Unterthanen  hinfällig  geworden.  Von 
einer  obergerichtlichftn  Gewalt  über  die  deutschen  Landesherren 
konnte  keine  Bede  mehr  sein.  Die  ordentlichen  Gerichte  wurden 
meistens  aufdie  Entscheidung  von  Privatrechtsstreitigkeiten 
beschränkt.  Nur  ausnahmsweise  wurde  ihnen  gestattet,  gegen  Hand- 
lungen von  Verwaltungsbehörden  den  Unterthanen  Bechtsschutz  zu 
gewähren,  besonders  soweit  es  sich  um  die  blosse  Entschädi- 
gungsfrage  handelte.  Sonst  war  die  Entscheidung  aller 
ins  öffentliche  Becht  einschlagenden  Bechtsstreitig- 
keiten  der  Verwaltung  selbst  überlassen. 

In  dieser  Zeit  zeigte  sich  in  den  süddeutschen  Staaten,  welche 
in  der  Bheinbundszeit  in  engster  Verbindung  mit  Frankreich  ge- 
standen hatten,  eineVorliebefür  die  fr anzösis che  Administra- 
tivjustiz, welche  auch  aufdie  Gesetzgebung  dieser  Staaten  nicht 
ohne  Einfluss  blieb ;  dieselbe  wurde  aber  von  den  Anhängern  des 
Bechtsstaates  und  der  älteren  deutschen  Gerichtsverfassung  inNord- 
deut^chland  als  eine  »welsche  Einrichtimg«,  als  eine  »Ausgeburt  des 
Napoleonismus«  lebhaft  bekämpft.  Dieser  Kampf  hatte  insofern  seine 
gute  Berechtigung,  als  die  französische  Gesetzgebung  eine  Menge 
zur  Kompetenz  der  ordentlichen  Gerichte  gehörigen  G^enstände 
im  Interesse  des  Fiskus  denselben  entzog  und  dadurch  das  deutsche 
Bechtsbewusstsein  verletzte,  zugleich  den  Verwaltungsgerichten 
nicht  die  nöthige  Unabhängigkeit  gewährte.  Dagegen  beruhte 
dieser  ehrenwerthe  Widerspruch  zum  guten  Theile  auch  auf  Miss- 
verständniss  und  auf  Unkenntniss  der  französischen  Einrichtungen. 
In  vieler  Beziehung  hatte  die  französische  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit, den  damaligen  deutschen  Zuständen  gegenüber,  ihre  un- 
läugbaren  Vorzüge  und  trug  zur  Fortbildung  und  Befestigung  des 
Verwaltimgsrechtes  wesentlich  bei.  Besonders  wurde  die  wichtige 
Stellung  des  französischen  Staatsraths  verkannt,  »welcher,  als  eigent- 
licher Begulator  des  gesammten  Verwaltungsrechtes,  eine  Becbts- 
kontroUe  über  die  gesammte  Verwaltung  ausübt,  indem  er  Klagen 
gegen  jedes  Organ  der  Verwaltung  wegen  Ueberschreitung  der 
Amtsgewalt  (exc^s  de  pouvoir)  zu  entscheiden  hat«  (E.  Löning 
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a.  a.  0.  S.  334),  während  es  in  den  deutschen  Staaten  an  jeder  Recht- 
sprechung auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  fehlte.  Die 
sogenannten  Enklaven,  welche  man  den  ordentlichen  Gerichten 
ausnahmsweise  überlassen  hatte,  kamen  kaum  in  Betracht.  Dagegen 
wxirden  die  zur  Rechtsprechung  geeigneten  Falle  des  öffentlichen 
Rechtes,  welche  in  Frankreich  zur  richterlichen  Entscheidung  des 
Staatsrathes  gehörten,  in  den  meisten  deutschen  Staaten  lediglich 
der  Ministerialinstanz  überwiesen.  Der  Versuch,  welchen  man  in 
Preussen  und  den  süddeutschen  Staaten  gemacht  hatte,  nach  fran- 
zösischem Vorbilde  einen  Staatsrath  zu  errichten,  blieb  für  das  Ver- 
waltungsrecht ziemlich  erfolglos,  weil  man  nicht  den  Muth  hatte, 
ihn  zur  entscheidenden  Instanz  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  zu 
machen.  Nur  in  Württemberg  kam  der  Geheime  Rath  als  ent- 
scheidende Behörde  in  Verwaltungsstreitigkeiten  zu  einer  firucht- 
baren  Entwickelung  und  wurde  bedeutsam  für  die  Befestigung  des 
Verwaltungsrechtes  und  den  Rechtsschutz  der  Unterthanen  (Vergl. 
hierüber  besonders  v.  S  arwe  y  a.  a.  O.,  §  1 1 .  S.  255  ff.) .  In  Preussen 
hatte  der  Staatsrath  nur  Bedeutung  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung. 
Die  in  Bayern,  Baden  und  Hessen-Darmstadt  errichteten  Staats- 
läthe  verkümmerten  an  ihrer  geringen  Kompetenz.  In  Baden  wurde 
derselbe  ganz  aufgehoben;  in  Bayern  und  Hessen  blieb  die  Zu- 
ständigkeit des  Staatsrathes  so  beschränkt,  dass  in  der  Regel  die 
Minister  gleichfalls  die  höchste  Instanz  in  den  der  Rechtsprechung 
der  Civilgerichte  entzogenen  Streitsachen  des  öffentlichen  Rechtes 
waren.  In  den  meisten  deutschen  Staaten,  insbesondere  in  Preussen, 
lag  die  höchste  und  letzte  Entscheidung  in  allen  Verwaltungs- 
angelegenheiten, einschliesslich  aller  Verwaltungsrechts- 
sachen, in  der  Ministerialinstanz.  In  der  Regel  übte  ein  einzelner 
Minister  die  endgültig  entscheidende  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
peisönlich  in  seinem  Departement  aus.  Somit  war  das  ganze  Ver- 
waltungsrecht und  damit  der  Rechtsschutz  der  Bürger  auf  dem  Ge- 
biete des  öffentlichen  Rechtes  der  Diskretion  und  den  wechselnden 
Anschauungen  eines  Einzelbeamten  überlassen.  Dieser  Zustand 
wurde  geradezu  unerträglich,  als  mit  Durchführung  des  konstitu- 
tionellen Systems  die  Minister  nothwendig  mehr  und  mehr  in  das 
Parteitreiben  gezogen  wurden  und  ausser  Stande  waren,  bei  Ent- 
scheidung von  Verwaltungsstreitigkeiten  ihr  Parteiprogramm  ganz 
zu  Terläugnen.  Mit  jedem  Ministerwechsel  musste  das  Verwal- 
tungsrecht sich  eine  andere  Auslegimg  gefallen  lassen,  doch  dauerte 
es  lange,  bis  der  nur  mit  konstitutionellen  Verfassungsfragen  be- 
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schäftigte  liberale  Doktrinarismus  den  Punkt  erkannte,  welchen 
Gneist  als  den  »archimedischencc  bezeichnete. 


§230. 

3)  Die  neueste  Gesetzgebung  über  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit in  Deutschland. 
Der  unfruchtbare  Streit  der  dreissiger  Jahre  über  Werth  und 
Unwerth  der  Administratiyjustiz  war  zum  Schweigen  gebracht.  Die 
herrschende  liberale  Doktrin  hatte  ihr  Verdikt  gegen  dieselbe  in  den 
Grundrechten  der  deutschen  Nation  §  49  abgegeben:  »Die  Ver- 
waltungsrechtspflege hört  auf;  über  alle  Rechtsver- 
letzungen entscheiden  die  Gerichte.«  Es  bedurfte  erst 
tiefgehender  Untersuchungen,  um  den  der  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit zu  Grunde  liegenden  gesunden  Grundgedanken  zu  erkennen 
und  die  volle  Bedeutung  derselben  für  die  Verwirklichung  des 
Rechtsstaates  zu  würdigen.  Dies  gethan  zu  haben,  ist  das  Verdienst 
von  RudolfGneist,  welcher  bestimmend  auf  die  Gesetzgebung 
der  deutschen  Staaten  in  den  beiden  letzten  Jahrzehnten  eingewirkt 
hat.  In  seinen  Schriften  liegt  der  Wendepunkt  imserer  ganzen  An- 
schauungen über  Verwaltungsrecht  und  Verwaltimgsrechtspflege. 
Vor  allem  wies  Gneist  mit  schneidender  Schärfe  die  völlige  Un- 
haltbarkeit  der  büreaukratischen  Ministerialinstanz  in  Streitfragen 
des  öffentlichen  Rechtes  nach ;  er  zeigte,  dass  diese,  in  Verbindung 
mit  dem  konstitutionellen  Parteiregiment,  das  ganze  öffenthche 
Recht  zur  Disposition  schnell  wechselnder  Farteichefs  stellt,  »zu 
einem  Precarium  der  herrschenden  Partei«  macht.  Die  preussischen 
Zustände  der  Reaktionsperiode,  welche  nach  dem  Jahre  1S48  als 
Rückschlag  eintrat,  gaben  seinen  Ausführungen  handgreifliche  Be- 
lege. Während  man  sonst  nur  die  französische  Administrativjustiz 
beachtet,  freilich  auch  nicht  gründlich  studirt  hatte,  wies  Gneist 
auf  die  den  englischen  Institutionen  immanente  Verwaltungsgerichts- 
barkeit hin  und  zeigte,  wie  sich  dieselbe  dort,  auf  den  Grundlagen 
der  Selbstverwaltung,  zu  einem  starken  Bollwerke  der  persönlichen 
Freiheit  auferbaut  hat.  Die  Verbindung  der  Idee  der  Selbstverwal- 
tung mit  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  wurde  von  ihm  zum  ersten 
Male  hervorgehoben.  Nur  auf  der  Grundlage  der  ersteren  schien 
ihm  dieselbe  gesichert,  gegenüber  der  nicht  zu  überwindenden  Un- 
selbständigkeit des  besoldeten  Berufsbeamtenthums.  Loslösung  der 
ganzen  Verwaltungsrechtspflege  von  der  wechselnden  Ministerial- 
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instanz,  Errichtung  eines  obersten  Verwaltungsgerichtshofes  in  un- 
abhängiger richterlicher  Stellung,  welcher  eine  ähnliche  Central- 
rechtskontrolle  der  Verwaltung  zu  übernehmen  hätte,  wie  die  eng- 
lischen Reichsgerichte,  so  lauteten  seine  Postulate,  welche  schneller, 
als  man  geahnt,  in  der  Praxis  unseres  Staatslebens  Verwirklichung 
gefunden  haben. 

Der  erste  deutsche  Staat,  welcher  die  Organisation  der  Ver- 
waltung und  der  Verwaltungsrechtspflege  in  die  Hand  nahm,  war 
Baden,  durch  das  bahnbrechende  Gesetz  vom  5.  Oktober  1863 
(S.  439).  Hier  wurde  besonders  zum  ersten  Male  das  bürgerliche 
Ehrenamt,  das  sogenannte  Laienelement,  in  bedeutsamer  Weise  zur 
Verwaltungsrechtspflege  herangezogen  ^.  (Eine  weitere  Fortbildung 
erhielt  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  durch  das  Gesetz  vom 
24.  Februar  1880.  Beferat  von  Blunt  s  chli  in  der  ersten  Kammer. 
Prot,  vom  30.  Januar  1880.)  Den  grössten  Fortschritt  in  der  Ent- 
wickelung  des  öffentlichen  Lebens  fürPreussen  und  mittelbar  für 
ganz  Deutschland  enthält  die  grosse  preussische  Beformgesetz- 
gebung,  welche  mit  der  Kreisordnung  vom  13.  December  1872  ein- 
geleitet wurde 2.  Ausgesprochener  Zweck  dieser  Beform  ist:  »den  * 
in  dem  öffentlichen  Bechte  begründeten  Bechten  der  Einzelnen 
einen  gleichartigen  Schutz  zu  gewähren,  wie  er  den  Privatrechten 
durch  die  Civilgerichtsbarkeit  zu  Theil  geworden  ist.«  Die  Ver- 
waltungsrechtspflege baut  sich  hier  von  unten  in  drei  Instanzen 
organisch  auf.  Li  der  untersten  Listanz,  dem  Kreis-  und  Stadt^ 
hause,  ist  das  bürgerUche  Ehrenamt  ausschliesslich  vertreten,  in  der 
mittleren  ist  es  mit  dem  Berufsbeamtenthum  verbunden,  in  der 
obersten  Instanz,   dem  Oberverwaltungsgerichte,   ist  das  Beruf s- 


^  Veigl.  besonders  Weizel,  Das  badische  Gesetz  über  die  Organisation 
der  inneren  Verwaltung.  Karlsruhe  1864. 

2  Mein  preussisches  Staatsr.  B.  II.  §  277.  S.  871.  Die  Gesetze  selbst  sind 
herausgegeben  von  M.  v.  Brauchitsch,  Die  Organisationsgesetze  der  inneren 
Verwaltung  für  die  Provinzen  Preussen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  und 
Sachsen.  Berlin  1876.  Es  finden  sich  daselbst  gute  einleitende  Bemerkungen 
and  eine  übersichtliche  Darstellung  der  verwickelten  Kompetenzverhältnisse  der 
einzelnen  Behörden.  Die  neuesten  Gesetze  giebt  C.  Pfaffenroth,  Die  ge- 
gaiounten  Organisationsgesetze  für  die  innere  Verwaltung  des  preussischen 
Staates.  Berlin  und  Leipzig  1881.  Wohlers,  Das  Gesetz,  betreffend  die  Ver- 
Cuming  der  Verwaltungsgeriohte  und  das  Verwaltungsstreitverfahren  vom  3.  Juli ' 
1875,  2.  August  1880.  Berlin  1881.  Besonders  werthvoU  ist  die  Sammlung 
der  Entscheidungen  des  preussischen  Oberverwaltungsgerichts  von  Jebens 
und  V.  Meyeren  (Berlin,  bis  jezt  5  Bände),  welche  auch  meist  theoretisch  vor- 
trefflich in  ihren  Entscheidungsgründen  formuliit  sind. 
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beamtenthum  allein  vertreten,  erfreut  sich  dafür  aber  voller  richter- 
licher Unabhängigkeit.  Die  massgebenden  preussischen  Gesetze 
sind,  ausser  der  grundlegenden  Kreisordnung  vom  13.  December 
1872,  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1875,  betreffend  die  Verfassung  der 
Verwaltungsgerichte  und  das  Verwaltungsstreitverfahren,  und  das 
Gesetz  vom  26.  Juni  1876,  betreffend  die  Zuständigkeit  der  Ver- 
waltungsbehörden und  der  Verwaltungsgerichtsbehörden  im  Gel- 
tungsbereiche der  Pr ovinzialordnung  vom  2  6 .  Juli  1875.  Das  neueste 
Gesetz  vom  2.  August  1880  »zur  Abänderung  und  Ergänzung  des  Ge- 
setzes betreffend  die  Verfassung  der  Verwaltungsgerichte  und  das 
Verwaltungsstreitverfahren  vom  3.  JuU  1875  und  Einführung  der- 
selben in  dem  gesammten  Umfange  der  Monarchie«  hat  die  Grund- 
bestimmungen des  gedachten  Gesetzes  im  WesentUchen  unberührt 
gelassen.  Jedenfalls  gebührt  der  preussischen  Gesetzgebung  der 
Buhm,  dass  sie  den  Körpern  der  Selbstverwaltung  und  dem  bürger- 
lichen Ehrenamte  einen  starken  Antheil  an  der  Verwaltungsrechts* 
pflege  eingeräumt,  dieselbe  durchweg  mit  der  nöthigen  richter- 
lichen Unabhängigkeit  ausgestattet  und  somit  für  die  Gesetzmässig- 
keit der  Verwaltung  weitgehende  Garantien  geschaffen  hat. 

An  das  Vorbild  der  preussischen  Gesetzgebung  knüpfen  die 
Gesetze  mehrerer  anderen  deutschen  Staaten  an ;  besonders  wurde 
im  Grossherzogthum  Hessen  durch  die  Gesetze  vom  12.  Mai  1874, 
die  innere  Verwaltung  und  Vertretung  der  Kreise  und  Provinzen 
betreffend,  vom  11.  Januar  1875,  das  oberste  Verwaltungsgericht  be- 
treffend die  Verwaltungsrechtspflege  unter  starker  Heranziehung 
der  Körper  der  Selbstverwaltung  und  des  Ehrenamtes  in  einer 
dem  preussischen  Systeme  verwandten  Art  geregelt.  (Gesetz  vom 
16.  April  1879.)  Die  bedeutsame  Beformgesetzgebung  des  König- 
reichs Sachsen  (S.  438)  hat  der  Selbstverwaltung  einen  weiten 
Spielraum  gegeben,  ist  aber  in  Betreff  der  Errichtung  selbständiger 
Verwaltungsgerichte  zurückgeblieben.  Der  Schwerpunkt  des  Ge- 
setzes, die  Organisation  der  Behörden  für  die  innere  Verwaltung- 
betreffend,  vom  21.  April  1873  und  die  Bildung  der  Bezirksverbände 
und  deren  Vertretung  betreffend  vom  gleichen  Datum,  liegt  in  der 
ausgedehnten  Heranziehung  des  bürgerlichen  Ehrenamtes  zur  Ver- 
waltung, dagegen  ist  die  sogenannte  Administrativjustiz  nach  wie 
vor  bei  den  Amts-  und  Kreishauptmannschaften  geblieben  und  geht 
der  Bekurs,  abgesehen  von  einzelnen  speciellen  Ausnahmen,  in 
allen  streitigen  Verwaltungssachen  nach  wie  vor  an  die  Ministerial- 
instanz,    sodass  Sachsen  zu  denjenigen  Staaten  gerechnet  werden 
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muss,  welche  bis  jetzt  eine  selbständige  Rechtsprechung  auf  dem 
Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  nicht  besitzen. 

Abweichend  von  Preussen,  aber  unter  einander  nah  verwandt, 
sind  die  Gesetzgebungen  der  beiden  süddeutschen  Königreiche  über 
Verwaltungsgerichtsbarkeit.  Das  württembergische  Gesetz 
vom  16.  December  1876  über  Verwaltungsrechtspflege  hat  nur  die 
seit  der  Verfassung  von  1819  bestehende  Institution  auf  den 
Principien,  welche  die  Rechtsprechung  des  Geheimen  Rathes  aus- 
gebildet hatte,  folgerichtig  weiter  entwickelt  und  ist  zum  Theil  nur 
eine  Kodifikation  der  längst  von  der  Praxis  entwickelten  Grund- 
sätze gewesen,  (v.  Sarwey  a.  a.  O.  S.  255.)  Die  württembergische 
Gesetzgebung  verzichtet  ganz  auf  die  Heranziehung  des  Ehrenamtes 
zur  Verwaltungsrechtspflege,  sondern  überlässt  dieselbe  in  der 
unteren  Instanz  den  verwaltenden  Behörden,  besonders  den  Kreis- 
regierungen,  während  ein  vollständig  unabhängiger  Verwaltungs- 
gerichtshof, welcher  mit  der  laufenden  Verwaltung  nichts  zu  thun 
hat,  in  höchster  Instanz  endgültig  entscheidet.  Auf  ganz  ähnlichen 
Grandlagen  beruht  das  bayerische  Gesetz  vom  8.  August  1878,  die 
Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und  das  Verfahren  in 
Verwaltungssachen  betreffend^.  Auch  dieses  Gesetz  stellt  sich  zur 
Aufgabe :  »richterlichen  Schutz  bei  allen  Streitigkeiten  über  öffent- 
liche Rechte  und  Pflichten  zu  gewähren,  welche  durch  bestehende 
Rechtsnormen  dem  freien  Belieben  der  Verwaltungsbehörden  ent- 
rückt und  nicht  in  anderer  Weise  bereits  genügend  geschützt  siud.« 
Für  diesen  Kreis  von  Streitigkeiten  des  öffentlichen  Rechtes  wird 
sodann  in  dem  Verwaltungsgerichtshof  ein  Gericht  höchster  Instanz 
errichtet,  dessen  sämmtliche  Mitglieder  die  Befähigung  zum  Richter- 
amte haben  müssen  und  sich  voller  richterlicher  Unabhängigkeit 
erfreuen.  Bezüglich  der  unteren  Instanzen  wird  an  der  bestehenden 
Organisation  nichts  geändert,  indem  in  erster  Instanz  die  Distrikts- 
verwaltungsbehörden, in  zweiter  die  Kreisregierungen  ohne  jede 
Theilnahme  von  Selbstverwaltungskörpem  entscheiden. 

Bedeutsam  ist  es,  dass  auch  Oesterreich,  trotz  seiner 
staatlichen  Trennung  von  Deutschland,  auch  auf  diesem  Gebiete  an 
den  Bewegungen  dcB  deutschen  Geistes  Theil  genommen  und  durch 
das  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875,  betreffend  die  Errichtung  eines 
Verwaltungsgerichtshofes,  eine  Verwaltungsgerichtsbarkeit  insLeben 

^  Veigl.  darüber  den  gediegenen  Kommentar  von  W.  Krais,  Gesetz  vom 
8.  Auguflt  1878,  die  Errichtung  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und  das  Ver- 
fahren in  Verwaltungsrechtssachen  betreffend.   Erlangen  1879. 

H.  8  ch  n  1  z  e ,  Deatsches  Staatsrecht.  42 
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gerufen  hat^  Das  österreichische  Gesetz' kennt  keine  Mehrheit 
verwaltungsgerichtlicher  Instanzen  und  stellt  das  Organ  der  Ver- 
waltungsrechtspflege nicht  innerhalb,  sondern  ausserhalb  des  Ver- 
waltungsrechtsorganismus. Dem  Verwaltungsgerichte  liegt  die 
Kontrolle  der  Gesetzmässigkeit  administrativer  Entscheidungen  auf 
Parteianrufen  ob.  Eine  Beschwerde  kann  erst  dann  an  dasselbe 
gebracht  werden,  wenn  die  Angelegenheit  die  administrativen  In- 
stanzen durchlaufen  hat.  Das  österreichische  Verwaltungsgericht 
ist  ledigUch  ein  Kassationshof,  welcher,  wenn  er  die  Beschwerde 
für  begründet  e!rachtet,  nicht  materiell  abändernd  erkennen, 
sondern  die  angefochtene  Entscheidung  nur  wegen  mangelhaften 
Verfahrens  oder  als  gesetzwidrig  aufheben  kann.  Auch  das  auf  dem 
Staatsgrundgesetz  vom  21.  December  1867  beruhende  Reichs- 
gericht ist  seiner  Natur  nach  ein  Verwaltungsgericht,  indem  dasselbe 
über  gewisse  Ansprüche  des  öffentlichen  Rechtes,  besonders  über 
Beschwerden  wegen  Verletzung  der  durch  die  Verfassung  gewähr- 
leisteten politischen  Rechte  zu  entscheiden^hat. 

So  hat  überall,  wo  deutsche  Wissenschaft  und  deutsches 
Rechtsbewusstsein  befruchtend  gewirkt  haben,  in  den  beiden  letzten 
Decennien,  die  Forderung  einer  unabhängigen  Rechtsprechung  auf 
dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  gesetzliche  Anerkennung  ge- 
funden, und  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  ist  zu  einem  bedeute 
samen  Institute  herangereift,  dessen  gemeinsame  Wurzeln  man 
auch  in  seiner  verschiedenartigen  Ausgestaltung  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten  nachweisen  kann. 

§231. 
n.   Die  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgeriohte. 

Durch  die  Schöpfung  der  Verwaltungsgerichte  ist  ein  völlig 
neues  Glied  im  staatlichen  Behördenorganismus  entstanden,  dessen 


^  J.  Kasserer,  Die  Gesetze  vom  22.  Oktober  1875,  betreffend  die  Errich- 
tung eines  Verwaltungsgeriohtshofes  und  die  Entscheidung  von  Kompetens- 
konüikten  zwischen  dem  Verwaltungsgerichtshofe  und  dem  Reichsgerichte  und 
den  oidentlichen  Gerichten,  mit  Materialien.  Wien  1876.  (Besonders  werthToll, 
auch  m  wissenschaftlicher  Beziehung  sind  die  hier  mitgetheilten  Heden  dee 
Ministers  D.  Unger.)  Pann,  Die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  Oesterreich 
1  &  7  G .  1  )r .  V .  K  i  8  s  1  i  n  g ,  Der  Verwaltungsgerichtshof.  Kritische  Bemerkungen 
euT  Regierungsvorlage  über  die  Errichtung  desselben.  Wien  1873.  Derselbe, 
Der  Rechtsschutz  der  Einzelnen  gegenüber  den  öffentlichen  Organen  in  Oester- 
reich.    In  Hartmann's  Zeitschr.  B.  ü.  S.  226  ff.) 
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Zuständigkeit  gegen  die  Thätigkeitssphäxe  der  schon  bestehenden 
Behörden  abgegrenzt  werden  muss.  Dies  sind  einerseits  die  Ver- 
waltungsbehörden, andererseits  die  ordentlichen  Gerichte.  Ihnen 
gegenüber  musste  die  Gesetzgebung  die  Zuständigkeit  der  neu- 
geschaffenen Verwaltungsgerichte  abgrenzen ;  sie  konnte  dies  thun 
durch  Aufstellung  eines  allgemeinen  Grundsatzes  oder  durch  aus- 
drückliche Aufzählung  der  einzelnen,  als  Verwaltungsrechtssachen 
zu  behandelnden  Gegenstände  (Specifikations-  oder  Dinumerations- 
methode).  Das  österreichische  Gesetz  vom  22.  Oktober  1875  hat 
den  ersten  Weg  eingeschlagen,  indem  §  2  bestimmt:  »Der  Ver- 
waltungflgerichtshof  hat  in  allen  Fällen  zu  erkennen,  in  denen 
jemand  durch  eine  gesetzwidrige  Entscheidung  oder  Verfügung  einer 
Verwaltungsbehörde  in  seinen  Rechten  verletzt  zu  sein  behaupteta ; 
doch  macht  §  3  von  diesem  Grundsatz  wieder  zahlreiche  Ausnahmen. 
In  den  Staaten  des  deutschen  Reiches  hat  man  sich  an  die  soge- 
nannte Dinumerationsmethode  gehalten,  indem  nur  die  Gegenstände 
zur  Kompetenz  der  Verwaltungsgerichte  gehören,  welche  ausdrück- 
lich im  Gesetze  aufgeführt  sind,  dagegen  jede  nicht  im  Gesetze  auf- 
gezählte Materie  den  Verwaltungsgerichten  entzogen  ist.  Nur  das 
württembergische  Gesetz  vom  16.  December  1876  nähert  sich  dem 
ersten  in  Oesterreich  befolgten  W^e,  indem  es,  nach  Aufzählung 
vieler  specieller  Gegenstände,  durch  Art.  13  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe noch  folgendes  Generalmandat  ertheilt:  »Ausser- 
dem entscheidet  der  Verwaltungsgerichtshof  (vorbehaltlich  der 
hiemach  bezeichneten  Ausnahmen)  über  Beschwerden  gegen  Ent- 
scheidungen oder  Verfügungen  der  Verwaltungsbehörden,  wenn 
jemand  behauptet,  dass  die  ergangene,  auf  Gründe  des  öffentlichen 
Rechtes  gestützte  Entscheidung  oder  Verfügung  rechtlich  nicht  be- 
gründet und  dass  er  hierdurch  in  einem  ihm  zustehenden  Rechte 
verletzt  oder  mit  einer  ihm  nicht  obliegenden  Verbindlichkeit  be- 
lastet sei.<K  Aber  auch  für  diejenigen  Staaten,  in  welchen  die  reine 
Dinumerationsmethode  gilt,  kommt  es  darauf  an,  das  allgemeine 
Pfincip  aufzusuchen,  welches  der  Gesetzgebung  als  Direktive  bei 
der  Aufstellung  der  einzelnen  Nummern  zu  Grunde  gelegen  hat. 
Die  preussische  Gesetzgebung  unterstellt  der  Entscheidung  der 
Verwaltungsgerichte  »die  in  den  Gesetzen  bezeichneten  Streitsachen 
über  Ansprüche  und  Verbindlichkeiten  aus  dem 
öffentlichen  Rechte  (streitige  Verwaltungssachen)«; 
dennoch  darf  als  »streitige  Verwaltungssache«  nur  behandelt  werden, 
was  durch  positives  Gesetz  als  solche  bezeichnet  ist.   Im  Gegensatze 

42* 
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zu  streitigen  Yerwaltimgssachen  stehen  einerseits  die  administra- 
tiven Zweckmässigkeits-  und  Ermessensfragen,  andererseits  die 
bürgerlichen  Kechtsstreitigkeiten  aus  Privatrechtsyerhältnissen. 
Von  ersteren  unterscheiden  sich  die  Verwaltungsrechtssachen 
dadurch,  dass  es  sich  bei  ihnen  um  wahre  Rechtssachen  und 
eine  wirkliche  Rechtsprechung  handelt,  d.  h.  um  den  Schutz 
eines  verletzten  subjektiven  Rechtes,  nicht  bloss  eines  persönlichen 
Interesses,  und  es  müssen  bestimmte  gesetzliche  Normen  der  Ent- 
scheidung vorliegen,  ohne  welche  eine  Rechtsprechung  überhaupt 
nicht  stattfinden  kann.  Durch  diese  Merkmale  scheidet  sich  das 
Gebiet  der  Verwaltungsrechtspflege  von  dem  der  Verwaltungs- 
behörden. Der  aktiven  Verwaltung  ist  ein  weiter  Spielraum  ihrer 
freien  Thätigkeit  gegeben,  wo  sie  nach  ihrem  besten  Wissen  und 
Gewissen  für  die  ihr  gesteckten  Au%aben  arbeiten  kann.  Hier  ist 
ein  weitgehendes  persönliches  Ermessen,  ein  »pouvoir  discr^tionairet, 
gegeben,  ohne  welches  kein  Zweig  der  Verwaltung  eine  schöpferische 
Thätigkeit  entfalten  kann.  »Ausgeschlossen  ist  jede  Klage,  wann 
und  soweit  die  Verwaltungsbehörden  durch  das  Gesetz  nach  ihrem 
Ermessen  zu  verfugen  ermächtigt  sind.«  (Württembergisches  Ge- 
setz §  13.)  Aber  mit  höherer  Ausbildung  des  Verwaltungsrechtes 
werden  dem  Ermessen  der  Verwaltung  auf  allen  Gebieten  gesetz- 
liche Schranken  gezogen  und  die  Voraussetzungen  normirt,  unter 
welchen  die  Verwaltungsorgane  in  die  Sphäre  des  Individuums  ein- 
greifen dürfen.  Wo  den  Verwaltungsorganen  also  nicht  bloss  Sonder- 
interessen, sondern  subjektive  Rechte  in  dem  oben  bezeichneten 
Sinne  gegenüber  stehen,  können  sie  mit  denselben  in  Kollision  ge- 
rathen  und  muss  letzteren  ein  wirksamer  Rechtsschutz  zu  TheU 
werden,  wenn  sie  nicht  bloss  auf  dem  Papier  stehen  sollen,  wie  die 
weiland  Grundrechte  der  deutschen  Nation.  Wo  die  Kollision  der 
verwaltenden  Thätigkeit  der  Staatsbehörden  mit  subjektiven  Rechten 
eintritt  und  das  verletzte  Subjekt  sein  Recht  vertheidigen  will,  be- 
ginnt der  Bereich  der  Rechtsprechung.  Bisher  sprach  sich  in  solchen 
Fällen  die  Verwaltung  regelmässig  selbst  das  Recht.  Die  ver- 
waltenden Behörden  entschieden  über  die  Reklamationen  der  ver- 
letzten Individuen  und  übten  somit  eine  weitgehende  Gerichtsbarkeit 
des  öffentlichen  Rechtes,  meist  ohne  jede  Scheidung  des  Verfahrens 
in  Verwaltungssachen  und  Verwaltungs  rechts  Sachen .  Ge wisser- 
maassen  als  Richter  in  eigener  Sache,  boten  sie  dem  verletzten  In- 
dividuum, selbst  bei  beabsichtigter  Unparteilichkeit,  keine  ent- 
sprechenden Garantien.  Die  hier  besprochene  neueste  Gesetzgebung 
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trennt  die  rechtsprechende  Thätigkeit  von  der  laufenden  Verwaltung, 
wenigstens  in  der  obersten  Instanz,  setzt  für  sie  ein  eigenes  pro- 
cessualisches  Verfahren  fest  und  ermöglicht  damit  eine  unparteiische 
Rechtsprechung  auch  auf  dem  Gebiete  des  Verwaltungsrechtes.  Bei 
einer  klaren  Unterscheidung  des  Wesens  der  aktiven  Verwaltung 
und  der  Verwaltungsrechtsprechtmg  wird  es  in  der  Regel  nicht 
schwer  sein,  zu  bestimmen,  ob  ein  Gegenstand  vor  die  Verwaltungs- 
behörde oder  das  Verwaltungsgericht  gehört.  Sollten  aber  dennoch 
zwischen  diesen  Behörden  Kompetenzkonflikte  entstehen,  so  ent^ 
scheidet  darüber  endgültig  das  Oberverwaltungsgericht. 

Schwieriger  ist  es,  eine  grundsätzliche  Abgrenzung  zwischen 
der  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  und  der  Verwaltungs- 
gerichte zu  ziehen,   da  beide  der  gleichheitlichen  Angabe   der 
Rechtsprechung,  der  Wiederherstellung  des  gebrochenen  Rechtes 
durch  Richterspruch,  dienen  sollen.     Abgesehen  von  ihrer  straf- 
richterlichen Thätigkeit,  wodurch  sie  die  vom  Staate  mit  peinlicher 
Strafe  belegten  Handlungen  zu  untersuchen  imd  zu  bestrafen  haben 
imd  dadurch  dem  öffentlichen  Rechte,  auch  den  Befugnissen  der 
Staatsgewalt,  einen  bedeutsamen  Schutz  gewähren,  haben  es  die 
ordentlichen  Gerichte  mit  dem  Schutze  der  Privatrechte  zu  thun. 
»Vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören  alle  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeitena^.    Damit  ist  aber  keineswegs 
gesagt,   dass  die  ordentlichen  Gerichte  sich  nie  mit  Fragen  des 
öffentlichen  Rechtes  zu  beschäftigen  hätten.     Im  Laufe  von  privat- 
rechtlichen Streitigkeiten  kommen  nicht  selten  Vorfragen  zur  Be- 
urtheilung,  welche  dem  Völkerrechte,  dem  Staatsrechte,  dem  Ver- 
waltungsrechte   angehören.     Diese    hat   der   ordentliche  Richter 
lediglich  nach  seiner  juristischen  Ueberzeugung  zu  entscheiden^ 
ohne  dass  er  die  Vorentscheidung  einer  Verwaltungsbehörde  zu 
suchen  oder  zu  berücksichtigen  hätte;  er  kann  jeder  Zeit  incidenter 
auch  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes  in  den  Kreis  seiner  Erörterung 
ziehen.    Gegenstand  und  Zweck  eines  Processes  lassen  sich,  in  Be- 
ziehimg auf  die  Kompetenzfrage  zwischen  beiden  Klassen  der 
Gerichte,  nur  nach  dem  Inhalte  und  dem  Antrage  der  Klage 


^  Diesem  Satze  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes  entspricht  auch  die 
Auffassung  der  deutschen  BeiohsTerfassung  Art.  76,  wo  es  heisst :  »Streitigkeiten, 
zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten,  sofern  dieselben  nicht  privat- 
rechtlicher  Natur  und  daher  von  den  kompetenten  Gerichts- 
behörden zu  entscheiden  sind,  werden  auf  Anrufen  des  einen  Theils  Ton 
dem  Bundesrathe  erledigt«. 


Digitized  by  VjQO^LC_ 


648  n.  Von  den  Funktionen  des  Staatsorganismus. 

beurtheilen.  Das  Wesen  der  Privatrechtsstreitigkeiten,  welche  vor 
die  Civilgerichte  gehören,  besteht  darin,  dass  mehrere,  wenigsten» 
zwei,  sieh  gleichstehende  Persönlichkeiten  über  Privatrechte 
streiten,  d.  h.  über  Rechte,  die  sie  für  sich,  nicht  als  Genossen  des 
Staates  oder  einer  öffentlich-rechtlichen  Korporation,  als  indivi- 
duelle Einzelrechte,  in  Anspruch  nehmen.  Auch  der  Staat 
kann  als  Fiskus  in  das  Gebiet  des  Privatrechtes  hinabsteigen  und 
erscheint  dann,  nicht  im  Nimbus  der  Staatsautorität,  sondern  als 
gleichwerthige  Persönlichkeit  mit  aUen  Privatpersonen.  Alle 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Staate  als  Fiskus  und  anderen  Personen 
gehören  daher  als  Privatrechtsstreitigkeiten  nach  deutscher  Auf- 
fassung vor  die  ordentlichen  Gerichte;  ebenso  Klagen  gegen  öffent- 
liche Beamte,  welche  bei  Ausübung  ihres  Amtes  Privatpersonen 
widerrechtlich  verletzt  haben,  wenn  der  Thatbestand  der  Verletzung 
von  der  Art  ist,  dass  er  sich  zur  Erhebung  einer  straf-  oder  civil* 
rechtlichen  Klage  eignet,  ohne  dass  es  hierzu  gemeinrechtlich^ 


1  Dieser  deutschen  Auffassung  steht  die  französische  (neuerdings  auch  in 
Frankreich  beseitigte)  Gesetzgebung  gegenüber,  welche  in  §  75  der  Verfassung 
vom  22.  Frimaire  VIII.  so  formulirt  wurde:  »Les  agens  du  gouvemement,  autrea 
que  les  ministres,  ne  peuvent  6tre  poursuivis  pour  des  faits  relatifs  k  leuis 
fonctions,  qu'en  vertu  d'une  decision  du  conseil  d'6tat :  en  cas  la  poursuite  a  lieu 
deyant  les  tribunaux  ordinaires.«  Dieser  Satz  ging  vielfach  in  die  Gesetzgebung 
der  deutschen  Einzelstaaten  über,  besonders  in  die  preussische,  wo  die  Vor- 
frage ,  obj  eine  zur  gerichtlichen  Verfolgung  geeignete  Ueberschreitung  der 
Amtsbefugnisse  vorliege,  durch  Erhebung  des  Kompetenzkonfliktes,  zur  Ent- 
scheidung des  Kompetenzgerichtshofes  gebracht  werden  konnte.  (Vergl.  mein 
preuss.  Staatsr.  B.  II.  S.  852.)  Dagegen  bestimmt  jetzt  das  Einführungligesets 
zumKeichsgerichtsverfassungsgesetz  §11:  »Die  landesgesetzlichen  Bestimmungen, 
durch  welche  die  strafrechtliche  oder  oivilrechtliche  Verfolgung  öffentlicher  Be- 
amten wegen  der  in  Ausübung  oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  ihres  Amtes 
vorgenommenen  Handlungen  an  besondere  Voraussetzungen  gebunden  ist, 
treten  ausser  Kraft.  Unberührt  bleiben  die  landesgesetzhchen  Vorschriften, 
durch  welche  die  Verfolgung  der  Beamten  entweder  im  Falle  des  Verlangens 
einer  vorgesetzten  Behörde,  oder  unbedingt  an  die  Vorentscheidung  einer  be- 
8onderen|Behörde  gebunden  ist,  mit  der  Maassgabe,  1}  dass  die  Vorentscheidung 
auf  die  Feststellung  beschränkt  ist,  ob  der  B^Eonte  sich  einer  Ueberschreitung 
seiner  Amtsbefugnisse  oder  der  Unterlassung  einer  ihm  obliegenden  Amtshand- 
lung schuldig  gemacht  habe;  2)  dass  in  den  Bundesstaaten,  in  welchen  ein 
oberster  Verwaltungsgerichtshof  besteht,  die  Vorentscheidung  diesem,  in  den 
anderen  Bundesstaaten  dem  Reichsgerichte  zusteht«  Durch  die  Gesetzgebungen 
der  einzelnen  Staaten  (z.  B.  Bayern,  Gesetz  vom  8.  August  1878,  §  7.  Baden, 
Gesetz  vom  24.  Februar  1880.  Hessen,  Gesetz  vom  16.  April  1879)  ist  also  j eist 
die  Entscheidung  der  Vorfrage  den  Verwaltungsgerichten  übertragen.  Es  ist 
das  eine  ihrem  eigentlichen  Berufe  firemde  Aufgabe,  welche  ihnen  lediglich  aus 
Zweckmässigkeitsgründen  übertragen  ist,  denn  die  Verwaltungsgerichte  haben 
ihrer  Natur  nach  öffentlich-rechtliche  Streitigkeiten  endgültig  zu  entscheiden. 
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der  Ermächtigung  durch  eine  andere  Behörde  bedürfte.  Da  die 
Beamten  hier  nicht  als  solche,  sondern  als  widerrechtlich  han* 
delnde  Privaten  erscheinen,  so  qualificirt  sich  die  gegen  sie  ange- 
stellte Civil-  oder  Kriminalklage  zur  Zuständigkeit  der  ordentlichen 
Gerichte. 

Damit  ist  aber  der  Umfang  der  möglichen  Rechtsverletzungen 
der  Bürger  nicht  abgeschlossen.  Es  können  nämlich  Behörden, 
als  solche,  in  Ausübung  der  ihnen  übertragenen  staatlichen 
Hoheitsrechte,  die  ihnen  gezogenen  gesetzlichen  Schranken  über- 
schreiten und  in  die  subjektive  Rechtssphäre  von  Individuen  und 
Korporationen  eingreifen.  Hierher  gehören  alle  Fälle,  »in  welchen 
ein  Einzelner,  eine  Gesellschaft  oder  eine  Korporation  behaupten, 
durch  eine  Yerwaltungsmaassnahme,  im  Widerspruch  mit  dem  Ge- 
setze, in  ihrem  subjektiven  Rechte  verletzt  zu  sein«.  Hier  sind  es 
nicht,  wie  oben,  persönlich  frevelnde  Beamte,  sondern  Behörden, 
als  solche,  welche  sich  Rechtsverletzungen  zu  Schulden  kommen 
lassen.  -Hier  hört  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  auf, 
welche  nach  unserer  heutigen  deutschen  Auffassung  nicht  über  die 
Ausübung  staatlicher  Hoheitsrechte  zu  entscheiden  berufen  sind. 
Hier  entschied  früher  die  vorgesetzte  Verwaltungsbehörde  im  Ver- 
waltungswege; jetzt  beginnt  hier  die  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsgerichte.  Es  können  die  angeblich  verletzten 
Rechte  an  sich  dem  Privatrechte  angehören,  z.  B.  bei  einem  Ein- 
griffe der  Polizei  in  das  Eigenthum,  oder  sie  können  öffentlich- 
rechtlicher Natur  sein,  wie  Gemeindebürgerrecht,  Wahlrecht; 
immerhin  bleibt  die  zu  entscheidende  Hauptfrage  eine  durchaus 
öffentlich-rechtliche,  nämlich,  inwieweit  die  Verwaltungs- 
behörden berechtigt  waren,  in  die  individuelle  Rechtssphäre  ein- 
zugreifen, inwieweit  ihr  Ermessen  ein  freies  war  oder  wie  weit  den- 
selben durch  das  Verwaltungsrecht  Grenzen  gezogen  waren,  aus 
denen  den  betheiligten  Einzelnen  Rechte  von  relativer  Selbständig- 
keit erwuchsen.  Abwägung  zwischen  den  berechtigten 
Anforderungen  der  Staatsordnung  und  der  gesetzlich 
geschützten  subjektiven  Rechtssphäre  ist  die  eigentlich 
juristische  Aufgabe  des  Verwaltungsrichters,  Abgesehen  von  den 
oft   mehr    zufalligen  Bestimmungen    der    Einzelgesetzgebungen, 


nicht  bloss  Vorfragen  zu  beantworten,  welche  eigentlich  die  ordentlichen  Gerichte 
selbständig  entscheiden  sollten ;  doch  liegt  jedenfalls  in  dieser  reiohsgesetzlichen 
Bestimmung  ein  Fortschritt  gegen  den  früheren  Zustand. 
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können  begrifflich  zur  Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte 
gerechnet  werden  : 

1]  alle  öffentlichen  subjektiven  Kechte,  mögen  dieselben  einen 
Vermögenswerth  haben  oder  nicht,  wie  Staatsangehörigkeit,  Gre- 
meindebürgerrecht,  aktives  und  passives  Wahlrecht,  Gewerbebefug- 
nisse u.  s.  w.,  überhaupt  alle  Rechte  der  persönlichen  Freiheit, 
welche  durch  das  Gesetz  verbrieft  sind.  Es  ist  die  Hauptau%abe 
unseres  fortschreitenden  Verwaltungsrechtes,  gesetzlich  zu  be- 
gtimnieD,  unter  welchen  Voraussetzungen  und  bis  zu  welcher  Grrenze 
die  Verwaltungsbehörden  berechtigt  sind,  die  persönliche  Freiheit 
im  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  zu  beschränken.  Durch  der- 
artige Gesetze,  welche  nicht  bloss  als  »Ämtsinstruktionenf  auf- 
^ufassen  sind,  werden  zugleich  subjektive  Rechte  der  Einzelnen 
begründet,  welche  verletzt  werden,  wenn  die  Behörden  diese  ge- 
setzlich gezogenen  Schranken  überschreiten.  Durch  eine  solche 
Specialgesetzgebung  gewinnen  besonders  die  sogenannten  Grrund- 
rechte  die  Bedeutung  rechtlich  geschützter  subjektiver  Rechte,  die 
man  ihnen  mit  Unrecht  hat  bestreiten  wollen  (S.  367).  Die  Haupt- 
gefahr droht  diesen  Rechten  der  persönlichen  Freiheit  von  der 
Zwangsgewalt  der  Polizei.  In  durchaus  korrektem  Sinne  gewährt 
daher  die  preussische  Gesetzgebung  gegen  alle  polizeilichen 
Verfügungen  eine  Klage  vor  den  Verwaltungsgerichten,  welche 
»darauf  gestützt  werden  kann,  dass  der  angefochtene  Bescheid, 
durch  Nichtanwendung  oder  unrichtige  Anwendung  des  bestehenden 
Rechtes,  insbesondere  auch  der  von  den  Behörden  innerhalb  ihrer 
Zuständigkeit  erlassenen  Verordnungen  den  Kläger  in  seinen 
Rechten  verletze,  oder  dass  die  thatsächlichen  Voraussetzungen  nicht 
vorhanden  seien,  welche  die  Polizeibehörde  zum  Erlasse  der  Ver- 
fügung berechtigt  haben  würden.a  (Kompetenzgesetz  vom  26.  Juli 
1376,  §§  30  ff.  Organ.  Gesetz  vom  26.  Juli  1880  §§  63  ff.)  Ausser- 
dem kann  in  Betreff  der  polizeilichen  Zwangsmaassregeln  die  Klage 
auf  die  Behauptung  gegründet  werden,  »dass  die  Zwangsmittel  nach 
Art  und  Höhe  nicht  gerechtfertigt  oder  nach  Lage  der  Sache  zur 
Erreichung  des  angeordneten  Zweckes  nicht  erforderlich  seienf; 

2)  alle  Fälle,  wo  die  Verwaltung  unter  Berufung  auf  das  öffent- 
liche Interesse  in  Vermögensrechte  eingreift,  z.  B.  in  das  Eigenthum 
der  Privaten.  Das  Objekt  des  Eingriffes  ist  hier  zwar  ein  privat- 
rechtliclies,  die  zu  entscheidende  Rechtsfrage  aber  eine  rein  öffent- 
lich-rechtliche. Die  Behörde  bestreitet  an  sich  die  Existenz  des 
Privatrechtes  nicht,  ist  aber  der  Meinung,  dass  sie  aus  Ghründen  des 
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Gemeinwohles  in  dasselbe  einzugreifen  berechtigt  ist,  der  Verletzte 
vertheidigt,  streng  genommen,  nicht  sein  Privatrecht,  sondern  be- 
streitet der  Behörde  die  Befugniss,  in  dasselbe  einzugreifen.  Grund- 
sätzlich muss  hier  der  Rechtsweg  vor  den  ordentlichen  Ge- 
richten ausgeschlossen  sein,  dagegen  die  administrative  Elage  zu- 
gelassen werden;  denn  wenn  die  Befugniss  der  Verwaltung  zu  dem 
Eingriffe  in  ein  Vermögensrecht  bestritten  wird,  so  liegt  hier  die 
Behauptung  der  Verletzung  eines  subjektiven  Rechtes  durch  Ueber- 
schreitung  der  gesetzlichen  Befugnisse  von  Seiten  der  Behörde  vor, 
ein  Fall,  der  recht  eigentlich  zur  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
gerichte gehört.  Sofern  dagegen  die  Frage  der  Entschädigung, 
der  Gewährung  eines  Aequivalents  für  den  zugefügten  Vermögens- 
nachtheü,  den  Gegenstand  des  Streites  bildet,  folgt  grundsätzlich 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte,  denn  der  Anspruch 
auf  Entschädigung  kann  bestehen  imter  voller  Anerkennung,  dass 
der  Eingriff  ein  an  sich  berechtigter  war.  Diese  Unterscheidung 
macht  sich  besonders  bei  der  Zwangsenteignung  geltend ; 

3)  alle  die  Falle,  wo  Leistungen  für  öffentliche  Zwecke,  welche 
Einzelnen  oder  Korporationen  durch  das  Gesetz  auferlegt  sind,  von 
den  angeblich  Verpflichteten  in  Abrede  gestellt  werden.  Dahin 
gehören  begrifflich*  der  Dienst  im  staatlichen  Ehrenamte,  die 
Leistungen  für  militärische  Zwecke  im  Kriege  und  Frieden,  be- 
sonders die  Steuerpflicht,  wenn  dieselbe  an  sich  in  Abrede 
gestellt  oder  die  Zulässigkeit  der  Unterstellung  unter  eine  bestimmte 
Steuerart  bestritten  wird.  Doch  ist  die  positive  Gesetzgebung  in 
dieser  Beziehung  nicht  gleichartig .  Während  in  Baden  und  Württem- 
berg die  administrative  Klage,  ohne  Unterschied,  ob  es  sich  um 
eine  Staatsgabe  oder  um  Abgaben  an  die  öffentlichen  Korporationen 
handelt,  in  weitgehender  Weise  zugelassen  ist,  werden  nach  dem 
preussischen  Rechte  Streitigkeiten  über  Staatsabgaben  im  Ver- 
waltungswege entschieden.     Die  Zuständigkeit  der  neu  errichteten 

i  Auch  die  persönliche  Kriegsdienstpflicht,  wie  dies  auch  früher  in  manohen 
Gesetzen  anerkannt  war.  Die  Reiohsmilitärgesetzgebung,  das  Wehrgesetz  vom 
9.  NoTember  1867  und  das  Reichsmilitargesetz  vom  2.  Mai  1874,  kennt  nun 
allexdingB  keine  Bechtsprechung  eines  Verwaltungsgeriöhtes  auf  diesem  Gebiete; 
doch  ist  durch  die  Organisation  der  mit  der  Heeresergänzung  beauftragten  Be- 
hörden, welchen  zur  Entscheidung  über  die  Befreiungen  und  Zurückstellungen 
TU  8.  w.,  weitere  von  den  Kommunal-  oder  Landesgesetzen  oder  der  Landes- 
yerwaltungsbehörde  bestimmte  bürgerliche  Mitglieder  hinzutreten,  für  die  ge- 
setzmässige  und  unparteiische  Ausübung  der  Amtsbefugnisse  eine  Fürsorge  ge- 
troffen, welche  die  administrative  Klage  entbehrlich  erscheinen  lassen,  t.  Sar- 
wey  §50.  8.551, 
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'  Verwaltiingsgerichte  wurde  auf  dieselben  nicht  ausgedehnt,  dagegen 
wird  in  einzelnen  Fällen  der  Rechtsweg  von  den  ordentlichen  Gre- 
richten  zugelassen,  z.  B»  wenn  jemand  aus  besonderen  Gründen  die 
Befreiung  von  einer  solchen  Abgabe  oder  eine  ungebührliche  Be- 
lastung in  der  Bestimmung  seines  Antheils,  d.  h.  eine  Prägravation 
bei  der  Vertheilung  einer  auf  eine  Mehrheit  von  Personen,  einen 
Steuerverband,  in  einer  Hauptsumme  umgelegten  Steuer  behauptet 
und  letzten  Falls  der  Streit  zwischen  den  Kontribuenten  auszutragen 
ist.  (A.  L.  R.  II.  §  79.  Gesetz  vom  24.  Mai  1861 .  §§  9—11.)  Als 
folgerichtig  können  weder  das  Princip  noch  die  Ausnahmen  betrachtet 
werden. 

Ueberhaupt  kann  als  leitendes  Princip  für  die  Bestimmung  der 
Zuständigkeit  der  Verwaltungsgerichte  angesehen  werden,  dass  sie 
richterlichen  Schutz  bei  allen  Streitigkeiten  über  öffentliche  Rechte 
und  Pflichten  gewähren  sollen,  welche  durch  bestehende  Rechte 
normen  dem  freien  Belieben  der  Verwaltungsbehörden  entrückt 
sind.  Aber  nur  öffentliche  Rechte  und  Pflichten  kommen  in  Be- 
tracht, da  alle  privatrechtlichen  Verhältnisse  dem  Schutze  der 
ordentUchen  Gerichte  anvertraut  sind,  deren  Zuständigkeit  durch 
diese  neue  G  esetzgebung  unberührt  bleibt.  »DieVerwaltungs- 
gerichte  entscheiden  unbeschadet  aller  privatrecht- 
lichen Verhältnisse.«  Aber  nur  subjektiven  Rechten,  nicht 
blossen  Interessen|wird  der  Schutz  der  Verwaltungsgerichte  zu  TheU, 
da  die  Beeinträchtigung  der  letzteren  keine  Rechtsverletzung  und 
somit  kein  Gegenstand  richterlicher  Thätigkeit  ist.  Ermessens- 
fragen bleiben  nach  wie  vor  der  aktiven  Verwaltung  überlassen. 
Damit  ist  grundsätzlich  der  Kompetenzkreis  der  Verwaltungsrechts-' 
pflege  den  ordentlichen  Gerichten,  wie  den  Verwaltungsbehörden 
gegenüber  abgesteckt.  Wenn  auch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen 
deutschen  Staaten  diese  Grenzen  bald  weiter,  bald  enger  gesteckt 
hat,  SD  ist  doch  in  dem  oben  erörterten  Grundsatze  die  Direktive 
ftir  die  Gesetzgebung  zu  suchen. 

Die  Rechtsprechung  des  öffentlichen  Rechtes  hat  nicht  nur  die 
subjektiven  Rechte  der  einzelnen,  nicht  mit  öffentlicher  Gewalt  be- 
kleideten Individuen,  sondern  auch  die  Rechtssphäre  der  Körper 
der  Selbstverwaltung  gegen  widerrechtUche  Eingriffe  der  staatlichen 
Behörden  zu  schützen.  Die  Körper  der  Selbstverwaltung  sind  vom 
Staate  zu  unterscheidende  Persönlichkeiten,  welchen 
durch  das  Gesetz  ein  Recht  auf  gewisse  staatliche  Funktionen  über- 
d^eii  ist.     Insofern  sie  diese  Funktionen  in  gesetzlicher  Weise 
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ausüben,  ist  jeder  Eingriff  in  dieselben  Verletzung  eines  subjektiven 
Rechtes,  deren  Beurtheilung  nicht  nur  begrifflich,  sondern  auch 
nach  der  Au£GEtssung  der  positiven  Gesetzgebung  unter  die  Zuständig- 
keit derVerwaltungsgerichte  fällt.  In  durchaus  korrekter  Erfassung 
des  B^Tiffes  der  Rechtsprechung  des  öffentlichen  Rechtes,  weist  das 
bayerische  Gesetz  vom  8.  August  1878,  Art.  10  dem  Verwaltungs- 
gerichtshofe die  Entscheidung  von  Beschwerden  zu  ^»gegen  Ver- 
fügungen in  Gegenständen  der  Staatsaufsicht  in  Gemeindeangelegen- 
heiten, wenn  von  einer  Gemeinde  behauptet  wird,  dass  durch  solche 
Verfügungen  das  ihr  gesetzlich  zustehende  Selbstverwaltungs- 
recht verletzt  oder  dass  ihr  eine  gesetzlich  nicht  begründete 
Leistung  auferlegt  sei.«  Ebenso  ist  nach  der  preussischen  Gesetz- 
gebung die  Kompetenz  der  Verwaltungsgerichte  zur  Entscheidung 
von  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  staatlichen  Verwaltungsbehörden 
und  Körpern  der  Selbstverwaltung  begründet.  Es  ist  damit  durch 
die  Gesetzgebung  ein  Postulat  erfüllt,  welches  die  richtige  Theorie 
von  dem  Wesen  der  Selbstverwaltungskörper  längst  au%estellt 
hatte  (S.  413).  Anders  steht  es  dagegen  mit  rein  staatlichen  Be- 
hörden undjBeamten.  Diese  haben  kein  selbständiges  Recht  auf 
die  Ausübung  der  ihnen  übertragenen  staatlichen  Funktionen  (S .  28 1] . 
Wenn  daher  zwei  staatliche  Verwaltungsbehörden  über  den  Umfang 
ihrer  amtlichen  Befugnisse  mit  einander  streiten,  so  kann  ein  solcher 
Streit  nur  im  Verwaltungswege,  im  geordneten  Instanzenzuge  ent- 
schieden werden,  da  die  Verwaltungsgerichte  nur  subjektive  Rechte 
von  Einzelnen^ oder| Korporationen  schützen  können,  aber  weder 
Verwaltungsbeamte ,  noch  staatliche  Verwaltungsbehörden  jemals 
dem  Staate  gegenüber  ein  Recht  auf  ihre  Amtsfunktionen  bean- 
spruchen können. 

Bei  allen  Verwaltungsstreitigkeiten  stehen  sich  immer  Parteien 
gegenüber.  Bei  Kollision  des  durch  die  Verwaltungsbehörde  wahr- 
zunehmenden öffentlichen  Interesses  mit  den  Rechten  der  Indivi- 
duen und  Korporationen  im  Staate  sind  es  diese,  gegenüber  den 
Verwaltungsbehörden;  bei  einem  Streite  zwischen  den  Genossen 
einer  öffentlich-rechtlichen  Korporation  über  die  aus  dem  genossen- 
schaftlichen Verbände  entspringenden  Rechte  und  Pflichten  sind  es 
die  Genossen  imter  einander.  Man  hat  danach  die  Verwaltungs- 
rechtssachen in  Rechtsbeschwerden  und  Parteistreitig- 
keiten eingetheilt  und  auf  diese  Unterscheidung  grossen  Werth 
gelegt.  Dieselbe  hat  aber  nur  eine  gewisse  Bedeutung  für  das  Ver- 
fahren, indem  die  öffentliche  Behörde,   als  Beklagte,  eine  andere 
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Stellung  einnimmt,  als  eine  aus  dem  Genossenschaftsyerbande  be- 
langte Privatperson ;  doch  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  auch 
im  ersten  Fall  ein  Parteistreit  vorliegt,  wobei  die  staatliche 
Behörde  regelmässig  die  Rolle  des  Beklagten  zu  übernehmen  hat. 

§232. 

m.   Die  Organisation  der  Verwaltungsgeriohte  in  Deutschland. 

Die  meisten  deutschen  Gesetzgebungen  haben  in  den  unteren 
Instanzen  die  Verwaltungsrechtspflege  nicht  von  den  Oi^anen  der 
aktiven  Verwaltung  getrennt,  sondern  eine  Verbindung  beider 
Thätigkeiten  in  denselben  Organen  zu  erhalten  gesucht,  während 
das  Oberverwaltungsgericht  überall  als  selbständige,  von  der  Ver- 
waltung getrennte  Behörde  organisirt  worden  ist. 

So  sind  in  Baden  die  Bezirksräthe,  welche  zugleich  eine 
ausgedehnte  verwaltungsamtliche  Zuständigkeit  haben,  als  Ver- 
waltungsgerichte erster  Instanz  bestellt;  sie  werden  gebildet  aus 
dem  Bezirksamtmann,  als  dem  Vorsitzenden,  und  6 — 9  Mitgliedern, 
welche  das  Ministerium  des  Innern  auf  zwei  Jahre  aus  einer  von 
der  Kreisversammlung  aufgestellten  Liste  ernennt  (S.  439).  In 
Preussen  sind  die  Kreisausschüsse,  welche  aus  6  von  dem 
Kreistage  aus  allen  Kreisangehörigen,  unter  dem  Vorsitze  desLand- 
rathes,  gewählten  Mitgliedern  bestehen,  Organe  der  Selbstverwaltung, 
Träger  staatlicher  Verwaltungsfunktionen  und  Verwaltungsgerichte 
erster  Instanz;  eine  ähnliche  Stellung  nehmen  in  Hessen  die  Kreis- 
ausschüsse ein.  In  diesen  drei  Staaten  ruht  die  erste  Instanz  auf 
dem  bürgerlichen  Ehrenamte  unter  Vorsitz  eines  staatlichen  Berufs- 
beamten. 

Die  zweite  Instanz  ist  dagegen  in  Preussen  aus  dem  ernannten 
Berufsbeamtenthum  und  dem  erwählten  Laienelement  kombinirt. 
Für  jeden  Regierungsbezirk  besteht  ein  Bezirksverwaltungs- 
gericht aus  fünf  Mitgliedern,  wovon  zwei  vom  Könige  auf  Lebens- 
zeit ernannt,  drei  von  dem  Provincialausschusse  erwählt  werden. 
Von  den  beiden  ersten  Mitgliedern  muss  eines  zum  Richteramte, 
das  andere  zum  höheren  Verwaltungsdienste  befähigt  sein;  eines 
derselben  wird  vom  Könige  zum  Direktor  ernannt.  In  Hessen 
sind  die  Provincialausschusse  die  zweite  Instanz,  welche  aus 
dem  Provincialdirektor  und  acht  vom  Provinciallandtage  erwähltea 
Mitgliedern  bestehen,  ihnen  kann  von  der  Regierung  noch  ein  zum 
Richteramte  befähigtes  Mitglied  beigeordnet  werden.     In  Baden 
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fehlt  die  Mittelihstanz.  In  Bayern  fällt  die  erste  und  zweite 
Instanz  des  Verwaltungsgerichts  mit  den  Organen  der  aktiven  Ver- 
^valtung  zusammen,  ohne  jede  Zuthat  von  erwählten  bürgerlichen 
Elementen.  In  Württemberg  sind  die  Bjreisregierungen,  Senate 
von  drei  Mitgliedern,  einschliesslich  des  Vorsitzenden,  für  gewisse 
Streitsachen  die  Ablösungskommission,  die  Centralstelle  für  Kultur- 
sachen und  das  Oberbergamt  als  Verwaltungsgericht  bestellt,  von 
denen  die  Beschwerde  direkt  an  den  Verwaltungsgerichtshof  geht. 
In  Bayern  sind  in  der  Regel  die  Distriktsverwaltungsbehörden  die 
erste,  die  Kreisregierungen,  Kammern  des  Iimem,  die  zweite,  der 
Verwaltungsgerichtshof  die  dritte  Instanz. 

Mag  man,  wie  in  Baden,  Preussen  und  Hessen,  in  der  unteren 
Instanz  das  bürgerliche  Ehrenamt  als  Element  der  Verwaltungs- 
rechtspflege herbeigezogen  oder  dasselbe,  wie  in  Bayern  und  Würt- 
temberg, ganz  ausser  Spiel  gelassen  haben,  so  ruht  doch  überall  die 
Hauptgarantie  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  der  Existenz  eines 
selbständigen,  unabhängigen  obersten  Verwaltungsgerichts,  welches 
von  der  aktiven  Verwaltung  getrennt  sein  muss,  dessen  Vorhanden- 
sein schon  dazu  beiträgt,  eine  gesetzmässige  Hechtsprechung  auch 
in  den  unteren  Instanzen  herbeizuführen  und  jede  Einmischung  der 
Staatsregierung  in  die  Verwaltungsrechtspflege  fem  zu  halten. 
Während  in  Oesterreich  der  Verwaltungsgerichtshof  nur  als  Kassa- 
tionshof errichtet  worden  und  daher  nur  ziir  Aufhebung,  nicht  aber 
zur  Abänderung  gesetzwidriger  Entscheidung  der  Verwaltung  be- 
fugt ist,  ist  in  den  Staaten  des  deutschen  Reiches  der  Verwaltungs- 
gerichtshof überall  Revisions  in  stanz,  welche  die  endgültige 
Entscheidung  der  im  Streit  befangenen  Rechte  und  Verbindlich- 
keit selbst  in  die  Hand  nimmt.  Wenn  in  den  unteren  Instanzen 
in  mehreren  Staaten  zweckmässiger  Weise  dem  Laienelement  eine 
starke  Vertretung  eingeräumt  ist,  da  hier  regelmässig  die  Thatfrage 
mehr  in  Betracht  kommt,  als  die  Rechtsfrage,  und  es  sich  um  Ver- 
haltnisse handelt,  welche  dem  praktischen  Geschäftskreise  der 
Männer  aus  dem  Volke  näher  zu  liegen  pflegen,  kommt  es  dagegen 
in  der  Revisionsinstanz  wesentlich  auf  Gesetzesauslegung,  weniger 
auf  Beurtheilung  von  Thatfragen  an.  Daher  besteht  das  Oberver- 
waltungsgericht überall  lediglich  aus  Berufsbeamten,  das  Laien- 
element hat  daselbst  keinen  Platz.  Ueberall  steht  die  Ernennung 
dem  Staatsoberhaupte  zu.  Wahl  ist  ausgeschlossen ;  dagegen  sind 
die  Eigenschaften  der  Mitglieder  meist  gesetzlich  vorgeschrieben. 
Als  richtiger  Grundgedanke  der  Zusammensetzung  erscheint  die 
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Mischung  des  richterlichen  und  administrativen  Elementes.  In 
Preussen  muss  die  eine  Hälfte  der  Mitglieder  zum  Richteramt,  die 
andere  Hälfte  zur  Bekleidung  höherer  Verwaltungsämter  befähigt 
sein  1 ;  dagegen  ist  ihre  gleichzeitige  Verwendung  in  Verwaltungs- 
ämtem  ausgeschlossen ;  sie  werden  auf  Lebenszeit  ernannt  und 
nehmen  in  jeder  Beziehung  an  der  unabhängigen  Stellung  der 
Richter  Theil.  Das  Oberverwaltungsgericht  besteht  regelmässig 
aus  einem  Präsidenten,  Senatspräsidenten  und  der  erforderlichen 
Anzahl  von  Räthen.  Auch  in  Betreff  der  Eintheilung  des  Gerichts 
in  Senate  sind  regelmässig  ähnliche  Garantien  gegeben,  wie  bei  den 
ordentlichen  Gerichten. 

Zur  Vertretimg  des  öffentlichen  Interesses  besteht  bei  dem 
Verwaltungsgerichtshofe  in  Bayern  eine  Staatsanwaltschaft; 
dieselbe  fehlt  in  Preussen,  dagegen  ist  in  anderer  Weise  dafür  ge- 
sorgt, das  öffentliche  Interesse  in  allen  Fällen  wahrztmehmen,  wo 
dies  geboten  erscheint.  Liegt  einer  öffentlichen  Behörde,  als  Partei, 
die  Wahrnehmung  des  öffentlichen  Literesses  ob,  so  kann  auf  deren 
Antrag  der  Regierungspräsident  für  die  mündliche  Verhandlung  vor 
dem  Bezirksgericht,  der  Ressortminister  für  die  mündliche  Verhand- 
lung vor  dem  Oberverwaltungsgerichte  einen  Kommissar  zur 
Vertretung  der  Behörde  bestellen.  Aber  auch  in  solchen  Fällen, 
wo  die  Behörde  nicht  Partei  ist,  wird  den  [genannten  Beamten  das 
gleiche  Recht  zugestanden.  Bei  diesen  Befugnissen  erscheint  das 
Amt  einer  ständigen  Staatsanwaltschaft  entbehrlich. 

§233. 
IV.   Verfahren  vor  den  Verwaltungsgeriohten. 

Die  Gesetzgebungen  der  deutschen  Staaten,  welche  die  Ver- 
waltungsrechtspflege eingeführt  haben,  beschränken  sich  hinsicht- 
lich des  Processganges  auf  einzelne  leitende  Maximen.  Ihre 
Ergänzung  finden  sie  in  den  Vorschriften  der  geltenden  Civilprocess- 
orduung,  welcher  das  verwaltungsgerichtliche  Verfahren  nachge- 
bildet, aber  doch  mit  Rücksicht  auf  den  Unterschied  zwischen 
privatrechtUchen  und  öffentlich-rechtlichen  Streitigkeiten  mannig* 


^  Nach  dem  hessisohen  Gesetze  vom  16.  April  1879  besteht  das  Verwaltungs- 
geiicht  J)  aus  Verwaltungsbeamten,  welche  ein  höheres  Yerwaltungsamt ,  das 
jtirislische  Bildung  voraussetzt,  bekleiden  oder  bekleidet  haben,  oder  aus  Pro- 
fessoren der  Rechts-  und  Staatswissenschaft  an  der  Landesuniversitat,  2)  aus 
Mitglied Drn  des  Oberlandesgerichts. 
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fach  yeiBchieden  gestaltet  ist.  Das  Verfahren  ist  in  den  Gesetz- 
gebungen der  deutschen  Staaten  ziemlich  gleichmässig  geordnet. 
Die  civilprocessualische  Yerhandlungsmaxime  ist  durch  die  Unter- 
suchungsmaxime mannigfach  modificirt.  Unter  Gewährleistung  der 
Bechte  der  Parteien  soll  gleichwohl  dem  Eichter  eine  möglichst 
freie  Bewegung  verstattet  werden.  Das  Gericht  kann  sofort  nach 
Eingang  der  Klage  die  mündliche  Verhandlung  anberaumen,  in 
welcher  die  Parteien,  eventuell  die  betheiligte  öffentliche  Behörde 
oder  deren  Vertreter  zu  hören  sind.  Es  kann  statt  dessen  aber  auch, 
sofern  es  ihm  zweckmässig  erscheint,  vor  Anberaumung  der  münd- 
lichen Verhandlung  einen  Schriftenwechsel  einleiten.  Es  kann 
nicht  minder  sofort  den  angetretenen  und  nach  seinem  Ermessen  er- 
forderlichen Beweis  erheben.  Es  kann  die  Beiladung  Dritter,  deren 
Interesse  durch  die  Entscheidung  berührt  wird,  auf  Antrag  oder  von 
Amtswegen  verfügen.  Das  Gericht  hat  nach  seiner  freien,  aus  dem 
ganzen  Inbegriffe  der  Verhandlungen  und  Beweise  geschöpften 
Ueberzeugung  zu  entscheiden,  es  kann  beim  Ausbleiben  oder  in 
Ermangelung  einer  Erklärung  der  betreffenden  Partei  die  von  der 
Gegenpartei  vorgebrachten  Thatsachen  für  zugestanden  erachten. 
Stellt  sich  der  erhobene  Antrag  sofort  als  rechtlich  imzulässig  oder 
unbegründet  heraus,  so  kann  die  Klage  ohne  weiteres  durch  einen 
mit  Gründen  versehenen  Bescheid  zurückgewiesen  werden.  In 
diesem  Bescheide  ist  indessen  dem  Kläger  zu  eröffiien,  dass  derselbe 
befugt  sei,  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist,  gegen  den  Bescheid 
Einspruch  zu  erheben  und  die  Anberaumimg  der  mündlichen  Ver- 
handlung zu  beantragen.  Ueberhaupt  ist  das  rechtliche  Gehör  der 
Betheiligten,  unter  Anerkennung  der  Grundsätze  der  Oeffentlichkeit 
und  Mündlichkeit,  vorgeschrieben,  doch  ist  es  nicht  mit  derjenigen 
Ausschliesslichkeit,  wie  im  Civilprocesse,  durchgeführt.  Jede  Ent^ 
Scheidung  ist  mit  Entscheidungsgründen  zu  versehen.  Gegen  die 
Endurtheile  der  unteren  Instanzen  sind  verschiedene  Rechtsmittel 
gegeben,  wobei  zwischen  Berufung,  Beschwerde  imd  Revision 
unterschieden  zu  werden  pflegt. 

§234. 
V.   Resultate 
So  hat  sich  die  von  vielen  kaum  beachtete,  von  wenigen  hin- 
reichend gewürdigte  Reform  in  unserem  Rechtsleben   innerhalb 

*  HermannSchulze,  Der  Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen 


Digitized  by  VjOOQI^^^^^ 


658  n.   Von  den  Funktionen  des  Staatsorganismus. 

zweier  Jahrzehnte  vollzogen.  Durch  sie  haben  die  öffentlichen 
Rechte  einen  ebenso  sicheren  Schutz  gefunden,  wie  bisher  nur  die 
Privatrechte.  Durch  sie  ist  der  Polizeistaat  innerlich  überwunden, 
indem  eine  feste  Grenzlinie  zwischen*  der  subjektiven  Rechts- 
sphäre und  den  Anforderungen  der  Verwaltungsbehörden  durch  ein 
immer  mehr  sich  befestigendes  Verwaltungsrecht  gezogen  und  die 
Einhaltung  dieser  Linie  durch  unabhängige  Gerichte  geschützt  ist. 
Die  früher  kaum  verstandene  Idee  einer  Rechtsprechung  des  öffent- 
lichen Rechtes  ist  zu  einem  Gemeingute  der  deutschen  Wissenschaft 
geworden.  Ueberall  hat  sie  sich,  trotz  der  kurzen  Zeit  ihres  Be- 
stehens, bewährt  und  bereits  praktisch  eingelebt.  Vor  diesem  Er- 
folge sind  ihre  Gegner  fast  verstummt.  Niemand  möchte  mehr  die 
Entscheidung  der  Verwaltungsrechtssachen  dem  Ermessen  der  Ver- 
waltungsbehörden zurückgeben.  Nur  vereinzelte  Stimmen  sind  es 
noch,  welche  die  Gerichtsbarkeit  des  öffentlichen  Rechtes  den 
ordentlichen  Gerichten  übertragen  möchten.  Grundsätzlich  wäre 
eine  solche  Uebertragung  allerdings  möglich,  ja  sie  mag  als  ein 
Ideal  für  eine  unberechenbare  Zukunft  erscheinen;  aber  die 
praktischen  Gründe,  welche  gegen  eine  solche  Uebertragung 
sprechen^  sind  bekannt  und  oft  ausgeführt.  Bei  der  einmal  durch- 
geführten strengen  Trennung  zwischen  Justiz  und  Verwaltung,  bei 
der  wesentlichen  civilistischen  Ausbildung  unserer  Richter,  ist  von 
ihnen  eine  gründliche  Kenntniss  des  immer  mehr  sich  entwickeln- 
den, umfangreichen  Verwaltungsrechtes  kaum  zu  erwarten,  noch 
weniger  ein  Verständniss  für  die  Bedürfiusse  der  Verwaltung- 
Nichts  könnte  der  Verwaltung  gefährlicher  werden,  als  wenn  sie 
durch  eine  formale  Beurtheilung  in  rein  civilistischem  Sinne  in 
der  nothwendigen  Freiheit  der  Bewegung  gehemmt  würde.  Ja,  es 
könnte  vielleicht  ebenso  die  Beschäftigung  mit  den  Fragen  des  Ver- 
waltungsrechtes der  civilistischen  Beurtheilung  der  Privatrechtsfalle 
nachtheilig  werden.  Nur  eine  planmässige  Arbeitstheilung 
zwischen  Civil-  und  Verwaltungsrichtem  kann,  wenigstens  nach 
dem  Stande  unserer  gegenwärtigen  Rechtsbildung,  beiden  Aufgaben 
der  Rechtsprechung  gerecht  werden.  Nur  fortwährende  berufs- 
mässige Beschäftigung  mit  den  Fragen  des  Verwaltungsrechtes  wird 
bei  den  Verwaltimgsgerichten,  besonders  der  obersten  Instanz,  die 
wichtige  Tradition  einer  gleichbleibenden  Gerichtspraxis  erzeugen, 


Rechtes.  Leipzig  1873.   Was  damals  als  pium  desiderium  ausgesprochen  worden, 
ist  jetzt  meist  in  Erfüllung  gegangen. 
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wahrend  ein  stossweises  vereinzeltes  Hereingreifen  der  Civilgerichte 
den  Grang  der  Verwaltungsbehörden  leicht  lähmen  könnte.  Gewiss 
würde  keine  einzige  deutsche  Regierung  darauf  eingegangen  sein, 
eine  so  weitgehende  Ausdehnung  der  Rechtsprechung  auf  das  Ge- 
biet des  öffentlichen  Rechtes  zu  genehmigen,  wenn  das  Postulat 
darauf  gerichtet  gewesen  wäre,  die  gesammte  Verwaltung  in  ihren 
Rechtsfragen  der  Judikatur  der  Civilgerichte  zu  unterstellen.  Auf 
lange  hin  wird  die  Rechtsprechung  des  öffentlichen  Rechtes  durch 
besondere  Gerichtshöfe  (fora  specialia)  ein  unentbehrliches 
Institut  bleibep,  und  statt  an  diesem  Fiuidament  zu  rütteln,  gilt  es, 
auf  demselben  rüstig  weiter  zu  bauen.  Für  die  Weiterentwickelung 
der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  Deutschland  sind  zwei  Forde- 
rungen zu  stellen: 

1)  Möglichste  Erweiterung  der  Zuständigkeit  der  Verwaltungs- 
gerichte auf  alle  Verwaltungs  rechts  Sachen,  welche  überhaupt 
zu  einer  juristischen  Beurtheilung  und  somit  zur  Rechtsprechung 
geeignet  sind.  Bei  der  geringen  Erfahrung  auf  diesem  Gebiete 
mag  es  vorsichtiger  gewesen  sein,  dass  die  Gesetzgebung  der  soge- 
nannten Dinumerationsmethode  gefolgt  ist.  Bei  weiterer  Ent- 
wickelung  von  Theorie  und  Praxis  wird  man  schliesslich  doch  dahin 
kommen,  eine  allgemeine  Norm  aufzustellen,  welche  die  Zuständig- 
keit der  Verwaltungsgerichte  durch  ein  grosses  Princip  von  der 
Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  und  der  Verwaltungsbe- 
hörden scheidet  und  es  der  Rechtswissenschaft  überlässt,  im 
'einzelnen  Falle  die.  Abgrenzung  richtig  zu  bestimmen.  Vorläufig 
werden  wir  damit  fürlieb  nehmen  müssen,  die  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsgerichte  durch  Aufnahme  geeigneter  Gegenstände  zu 
erweitem. 

2)  Die  Wohlthat  der  Verwaltungsrechtspflege  muss  ganz 
Deutschland  zu  Theil  werden.  Die  Ausdehnung  derselben  auf  alle 
Provinzen  des  preussischen  Staates  ist  angebahnt.  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  Hessen-Darmstadt  erfreuen  sich  derselben. 
Die  kleineren  Staaten  sind  zurückgeblieben.  Da  die  Errichtung 
eines  Oberverwaltungsgerichts  die  Kräfte  jedes  einzelnen  Staates 
übersteigen  möchte,  so  ist  auch  hier  nur  durch  Verbindung  mehrerer 
Staaten  Rath  zu  schaffen.  Staaten,  die  sich  in  ihrer  Rechtsent- 
wickelung, in  ihren  wirthschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Ver- 
hältnissen näher  stehen,  müssten  gruppenweise  zur  Errichtung  eines 
Oberverwaltungsgerichtes  zusammentreten,  z.  B.  die  thüringischen 
Staaten,  die  freien  Städte  u.  s.  w. 
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Wird  diese  sachliche  und  räumliche  Ausdehnung  der  Recht- 
sprechung des  öffentlichen  Rechtes,  wie  fest  zu  erwarten,  dereinst 
durchgeführt  sein,  so  wird  sich  der  deutsche  Bürger  eines  so  ge- 
sicherten Rechtsschutzes  erfreuen,  wie  ihn  die  Gesetzgebung  keines 
andern  Volkes  in  Europa  kennt. 


Viertes  Kapitel. 

Das  Rechtsverhältniss  des  Staates  zur  Kirche  ^ 

§235. 
Im  Allgemeinen. 
Gewiss  ist  die  Religion  die  erhabenste  Angelegenheit  des 
Menschen,  indem  sie  sein  zeitliches,  irdisches  Dasein  mit  einem 
ewigen,  himmlischen  verbindet,  indem  sie  ihm  in  den  endlichen 
Dingen  eine  Ahnung  des  Unendlichen  gewährt.  Die  Religion  lebt 
zunächst  individuell  in  jeder  Menschenbrust.  Seiner  ganzen 
geselligen  Natur  nach  strebt  aber  der  Mensch  auch  auf  diesem  Gre- 


1  £.  Herrmann,  Ueber  die  Stellung  der  Religionsgesellsohaften  im  Staate. 
Göttingen  1849.    J.  P.  Lange,   Ueber  die  Neugestaltung  des  Verhfiltnisses 
zwischen  Kirche  imd  Staat.  Heidelberg  1848.    Hund  es  ha  gen,  Ueber  einige 
Hauptmomente  in  der  geschichtlichen  Entwiokelung  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche,  in  Doye's  Zeitschr.  B.  I.  S.  232— 262.  S.  444— 490.  Eduard 
Zeller,  Staat  und  Kirche,  Vorlesungen,  gehalten  zu  Berlin  1873.    Rudolf 
So  hm,  Das  Verhältniss  von  Staat  und  Kirche,  aus  dem  Begriffe  von  Staat  und 
Kirche  entwickelt.   Tübingen  1873.  (Zeitschr.  für  Kirchenrecht  B.  XI.  S.  157  ff.) 
HeinrichGeffken,  Staat  und  Kirche  in  ihrem  Verhältniss  geschichtlich  ent^ 
wickelt.   Berlin  1875.    E.  Friedberg,  De  finium  inter  ecdesiam  et  civitatexn 
regundorum  judicio,  quid  medii  aevi  doctores  et  leges  statuerint.   Lipsiae  1861. 
Derselbe,  Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  Kirche  und  die  Garantie  g^en 
deren  Verletzung,  in  3  Abtheilungen.   Leipzig  1873.    W.  Martens,  Die  Be- 
ziehungen der  Ueberordnung,  Nebenordnung  und  Unterordnung  von  Kirche  und 
Staat.    Stuttgart  1877.    E.  Meier,  Die  Bechtsbildung  in  Staat  und  Kirebe 
(Berlin  1861),    die  Artikel  »Kirche  und  Kirchenverfassungv  von  E.  Meier 
im  Staatslex.  UI.  Aufl.  B.  IX.  S.  92  ff.  150  ff.  173  ff.    Eine  sehr  brauchbar« 
Sammlung  der  neuesten  Gesetze  hat  gegeben  Fh.  Zorn,  Die  wichtigsten  neuexen 
kirchen-  und  staatsrechtlichen  Gesetze  Deutschlands,  Oesterreichs,  der  Scb^ireim 
und  Italiens,   gesanmielt  und  mit  Einleitungen  versehen.    Ndrdlingen  1876. 
Bluntschli,  Allg.  Staatsr.  B.II.  B.  9.    Derselbe  im  Staatswörterbuch B.  V. 
S.  661  ff.    Art.  Kirchenhoheit.    Klüber,  öffentl.  B.   des  d.  B.  §§  506  ff. 
Zöpfl,   Grunds.  B.  H.   §§  526^540.     Grotefend,   Das  deutsche  Staatszl 
§§  118—128.    G.  Meyer,  Lehrb.  S.  606  ff.    v.  Mohl,  Das  Staatsr.  des  Königr. 
Württemberg  B.  H.  S.  438  ff.   Derselbe,  Ueber  das  Verhältniss  des  Staates  su^ 
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biete  nach  Yeremigung  mit  seines  Gleichen.  Es  drangt  ihn,  sein 
individuelles  Bewusstsein  zu  offenbaren  in  dem  gemeinsamen  Be- 
kenntnisse gleicher  religiöser  Ueberzeugungen ,  sowie  in  der 
geweihten  Bildersprache  eines  gemeinsamen  Kultus.  Aus  diesem 
Bedürfiiisse  sind  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Völkern  religiöse 
Gemeins  chaften  entstanden.  In  der  alten  Welt  fielen  dieselben, 
wie  konzentrische  Ejreise,  meistens  mit  der  staatlichen  Gemeinschaft 
zusammen.  Alle  Religionen  der  alten  Welt  waren  Yolksrehgionen, 
alle  Götter  Nationalgötter.  Kann  man  die  orientalischen  Staaten 
Religionsstaaten  nennen,  so  bestand  bei  den  Römern  eine 
Staatsreligion.  Das  ganze  jus  sacrum  mit  seinem  Kultus  und 
seinen  Opfern,  das  sacerdotium,  war  anerkanntermaassen  ein  Theil 
des  römischen  Staatsrechtes.  (L.  1  D.  de  just,  et  jure  I,  1.)  Erst 
das  Christenthum  mit  seinem  imiversalen  Charakter  trägt  den 
Beruf  in  sich,  die  religiöse  Gemeinschaft  selbständig  zu  gestalten. 
Erst  mit  ihm  tritt  der  Begriff  der  Kirche,  als  einer  selbständig 
neben  dem  Staate  stehenden  Lebensordnung,  ins  Dasein.  Der 
Begriff  der  Kirche  ist  ein  specifisch  christlicher.  Aber 
die  Kirche  (xoptaxov),  als  Trägerin  der  ewigen  Wahrheiten  des 
Christenthums,  als  Gemeinschaft  aller  Gläubigen  in  Christo,  ist  ein 
Begriff,  welcher  nur  der  Welt  der  Ideen  angehört.  Erst  wenn  es 
den  von  der  Macht  dieser  Ideen  getriebenen  Individuen  gelingt, 
sich  auch  äusserlich  als  menschliche  Gemeinschaft  zu  kon- 
stituiren,    wird  die  Kirche,    aber  nur  in  dem  äusserlich  be- 


Kirche (in dessen Staatsr.,  V.-R.  undPol.)  B.  11.  S.  1  ff.  v.  R ö n ne,  Preuss.Staatsr. 
B.  I.  Abth.  2.  S.  6t9  ff.  §  188  ff.  H.  Schulze,  Preuss.  Staatsr.  B,  11.  S.  698  fL 
Eine  gute  Uebersicht  des  neuesten  Rechtszustandes  giebt  F.  Thudiohum, 
Deutsches  Kircheniecht  des  neunzehnten  Jahrhunderts  B.  I.  u.  IE.  Leipzig 
1877  u.  1878.  Ausserdem  sind  als  die  bedeutendsten  Systeme  des  Kirchen- 
rechtes  zu  nennen:  K.  Fr.  Eichhorn,  Grundsätze  des  Kirchenrechtes  der 
katholischen  und  evangelischen  Religionspartei  in  Deutschland.  2  Bde.  Göttingen 
1831 — 1833.  A.  L.  Richter,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen 
Kirchenrechtes.  7.  Aufl.  von  Dove,  Leipzig  1874.  (8.  Aufl.  im  Erscheinen.) 
O.  Mejer,  Lehrbuch  des  deutschen  Kirchenrechtes  3.  Aufl.  Göttingen  1869. 
P.  Hinschius,  Das  Kirchenrecht  der  Katholiken  und  Protestanten  in  Deutsch- 
land. B.  I.  B.  II.  B.  m  erste  Hälfte.  Lex.  8.  Berlin  1870  ff.  Derselbe,  Das 
KiichenrechtinHoltzendorffsEncykl.  B.I.  S.  641  ff.  F.Walter,  Lehr- 
buch des  Kirchenrechtes  aller  christlichen  Konfessionen.  14.  Aufl.  von  Gerlach. 
Bonn  187 1.  Philipp 's  Lehrbuch  des  Kirchenrechtes  2  Bde.  2.  Aufl.  Regens- 
burg  1861.  Derselbe,  Kirchenrecht  7  Bde .  (unvollendet) .  Regensburg  1 845 
-^1872.  V.  Schulte,  Das  kathol.  Kirchenrecht  2  Bde.  Giessen  1856— 1860. 
Derselbe,  Lehrb.  des kath.  Kirchenrechtes.  Giessen  1873 .  E.  Friedberg, 
Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechtes.   Leipzig  1879. 
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schränkten  Umfange  dieser  Konstitnining,  ein  vom  Rechte  erfass- 
barer Begriff.  Jede  grössere  Gemeinschaft,  mag  sie  auch  noch  so 
idealen  Zwecken  dienen,  kann  auf  die  Dauer  einer  Rechts- 
ordnung nicht  entbehren,  sowohl  um  ihre  Ordnung  gegen  die 
Mitglieder  nach  innen  aufrecht  zu  erhalten,  als  auch  um  sich 
nachaussen  hin  zu  behaupten  und  abzugrenzen.  Dieses  Bedürf- 
niss  macht  sich  auch  im  kirchlichen  Leben  geltend.  Die  durch  den 
christlichen  Glauben  yerbundenen  Gemeinden  konstituiren  sich  als 
Kirchen,  geben  sich,  kraft  ihrer  Autonomie,  Satzungen,  schaffen 
sich  kirchliche  Organe  für  verschiedene  Aufgaben ,  errichten  ein  . 
Kirchenregiment.  Die  so  konstituirte  Kirche  ist  damit 
ein  Rechtsbegriff. 

Wenn  eine  Kirche  von  ihrem  kirchlichen  Gesichtspunkte  aus 
ihre  Aufgabe  als  die  erhabenste  Mission  der  Menschheit  ansieht, 
wenn  sie  im  Vollbesitze  aller  Glaubenswahrheiten  zu  sein  meint,  so 
ist  sie,    trotz  dieser  idealen  Auffassung  von  ihrem  Berufe,    dem 
Staate  gegenüber,    nur  eine   der  vielen   Gemeinschaften,    deren 
Rechtssphäre  er  abzustecken^  deren  Kollision  mit  andern  Rechts- 
gebieten  er  möglichst  zu  verhütien  hat.     Der  Staat  kennt  nicht 
die  Kirche,   sondern  nur  eine  Kirche,   der  Staat  hat  nicht  ein 
Interesse  an  einer  Kirche,  weil  er  die  Lehre  derselben  für  die  einzig 
wahre  hält,  —  darüber  steht  ihm  als  einer  weltlichen  Gemeinschaft 
kein  Urtheil  zu  —  sondern  weil  er  in  der  Pflege  der  Religion  über- 
haupt ein  wichtiges   Kulturelement,    eine  Stütze   seiner  eigenen 
ethischen  Aufgabe  erkennt.   Der  Staat  der  Gegenwart  hat  sich  aber 
auch  davon  überzeugt,  dass  das  Reich  der  Kirche  mit  dem  seinigen 
nicht  zusanmienfällt,  dass  die  unmittelbare  Pflege  der  Religion 
nicht  zum  Staatszwecke  gehört,  dass  er  sein  und  ihr  Leben  schädigen 
würde,  wenn  er  die  Staatsherrschaft  in  das  eigenthümliche  Gebiet 
der  Kirche  hinübertragen  würde.   Die  Selbständigkeit  dieser 
beiden  Lebensordnungen  erkannt  zu  haben,    ist  ein 
unverlierbarer    Gewinn    unseres    modernen    Rechts- 
bewusstseins.     Aber  die  Kirche,   welche  in  einer  Verfassung 
zeitlich  und  örtlich  Gestalt  gewönnen  hat,  ist  doch  nichts  anderes, 
als  eine  Gemeinschaft  im  Staate.   Aber  alles,  was  in  einem  staatlich 
organisirten  Volke  ins  Rechtsgebiet  tritt,  ist  der  Staatsgewalt  unter- 
geordnet.     Zwei  gleichberechtigte  souveräne  Mächte 
sind  innerhalb  desselben  Staates  undenkbar.    Der  Staat 
hat  deshalb  die  rechtliche  Stellung  einer  Kirche  innerhalb  seines 
Volkes  und  seines  Gebietes  durch  sein  Staatsgesetz  zu  bestimmen. 
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Wie  überhaupt,  so  ist  auch  hier  die  Gesetzgebung  des  Staates 
formell  unbeschränkt  (S.  27,  534),  materiell  aber  an  Grund- 
sätze gebunden,  welche  sie  ohne  Schädigung  des  Rechtsbewusstseins 
nicht  verletzen  kann.  Unzweifelhaft  kann  der  Staat  durch  seine 
Gesetzgebung  der  Kirche  Unrecht  thun,  indem  er  das  ihr  eigen- 
thümliche  Lebensprinzip  verkennt  und  in  ihre  Ordnungen  mehr,  als 
das  staatliche  Bedürfhiss  unbedingt  erheischt,  eingreift.  Formell 
sind  solche  Gesetze  gültig;  der  verletzten  Kirche  bleibt  nichts  übrig, 
als  auf  ihr  gutes  Recht  und  die  Unzerstörbarkeit  ihres  tieferen  Ge- 
haltes zu  vertrauen  und  mit  allen  gesetzlichen  Mitteln  auf  die  Auf- 
hebung von  Gesetzen  hinzuwirken,  welche  ihr  Unrecht  zugefügt 
haben.  In  der  Kraft  einer  gesunden  öffentlichen  Meinung,  in  dem 
immer  mehr  dui^chdringenden  Bewusstsein,  dass  die  Kirche  dem 
Staate  gegenüber  eine  selbständige  Lebensordnung  in  Anspruch 
nehmen  kann,  liegt  die  sicherste  Schutzwehr  gegen  Uebergriffe  der 
Staatsgewalt,  welche  kein,  jeder  Zeit  wieder  zu  beseitigender  Ver- 
fassungsartikel bieten  kann.  Ueberhaupt  reicht  kein  noch  so  feier- 
lich verbriefter  Satz  aus.  für  alle  Zeiten  die  Schranken  festzu- 
stellen, innerhalb  deren  diese  beiden  grossen  Gemeinwesen  ihre 
Zwecke  zu  verfolgen  haben.  Die  Grenze  zwischen  Kirche  und 
Staat  ist  im  ewigen  Flusse  der  geistigen  Bewegung  der  Jahrhunderte 
begriffen  und  kann  nur  für  konkrete  Zeitverhältnisse  und  Yolks- 
zustände  normal  geregelt  werden.  Hier  ist  unsere  Darstellung  auf 
das  deutsche  Reich  und  seine  Staaten  beschränkt. 

I.  Gtosohiohtliohe  Entwiokelung  des  Beohtsverhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche  in  Deutschland. 

§236. 

1)  Die  mittelalterige  Oberherrlichkeit  der  Kirche 

über  den  Staate 

Nachdem  die  christliche  Kirche  zur  Staatskirche  des  römischen 

Reiches  erklärt  worden  war,  wirkten  die  altrömischen  Traditionen 

80  mächtig  fort,  dass  der  Kaiser  ebensowohl  als  das  Oberhaupt  des 

Staates,  wie  der  Kirche,  als  die  Spitze  der  geistlichen  und  der  weit- 


1  Uosere  kurze  Darstellung  beruht  hier  besonders  auf  den  oben  erwähnten 
Schriften  £.  Friedberg 's,  besonders  auf  der  Schrift  »de  finium  inter  ecolesiam 
et  civitatem  regundorum  judioio,  quid  medii  aevi  doctores  et  leges  statuerint. 
lipsiae  1861«,  welche  jetzt  durch  das  gelehrte  Hauptwerk  desselben  Verfassers 
über  die  Grenzen  zwischen  Staat  und  Kirche  yervollständigt  wird.    Eine  um- 
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liehen  Hierarchie  angesehen  wurde.  Er  erliess  Gesetze  nicht  nur 
zum  Schutze  der  Kirche,  sondern  auch  über  Yerfeussung  und  Kultus, 
er  berief  ^die  Konzilien  der  Bischöfe,  bestätigte  ihre  Beschlüsse, 
entschied  streitige  Dogmen  und  verfolgte  die  Ketzer  (Justinian: 
dNos  igitur  maximam  habemus  sollicitudinem  circa  vera  Dei  dogmata 
et  circa  sacerdotum  honestatem«) .  Eine  ähnliche  Stellung,  wie  in 
Ostrom,  nahm  die  katholische  Kirche  im  Frankenreiche  an.  Ueberall 
griff  die  königliche  Gewalt  tief  in  das  Eorchenregiment  ein.  Die 
Bischöfe  wurden  vom  Könige  ernannt,  die  Synoden  von  ihm  berufen, 
ihre  Beschlüsse  von  ihm  bestätigt.  Karl  der  Grosse  fühlte  sich, 
wie  Konstantin  und  Justinian,  auch  als  das  Oberhaupt  der 
Kirche.  Auch  unter  den  sächsischen  Kaisem  änderte  sich  das 
Yerhaltniss  der  Kirche  zur  weltlichen  Gewalt  nicht.  Kaiser 
Heinrich  UI.  aus  fränkischem  Hause  rettete  dadurch  die  Einheit 
der  Kirche,  dass  er  Päpste  ein-  und  absetzte  und  die  tief  entartete 
Kirche  von  Missbräuchen  reinigte.  Aber  die  gereinigte  und  wieder 
erstarkte  abendläudische  Kirche  fand  in  Gregor  Vll.  (1073 — 1085) 
ihr  gewaltigstes  Haupt.  Der  Wendepunkt  des  ganzen  Verhältnisse» 
zwischen  Staat  und  Kirche  liegt  im  Siege  Gregorys  VH.  über 
Heinrich  IV.  Gregor  VH.  erkannte,  dass  die  Unabhängigkeit 
des  römischen  Stuhles  von  der  weltlichen  Macht  nur  durchzusetzen 
wäre,  wenn  die  Oberherrschaft  der  geistlichen  Macht  anerkannt 
wäre.  Das  System  Gregorys  VII.  geht  mit  der  hochgesteigerten 
Entwickelung  des  Begriffes  des  Priesterthums  Hand  in  Hand. 
Die  Kirche  erhebt  sich  über  den  Staat,  wie  der  Priester  über  den 
Laien.  Der  Staat,  als  Erzeugniss  menschlicher  Willkür,  trägt  seine 
Berechtigung  nicht  in  sich  selbst,  sondern  empfängt  sie  erst  von  der 
Kirche.  Diese  urtheilt  auch  über  seine  sittlichen  Bethätigungen 
und  greift  in  seine  Lebensordnungen  ein,  wo  sich  nach  ihrer  Ansicht 
die  Sünde  Eingang  verschafft  oder  wo  sie  glaubt,  dass  das  religiöse 
Gebiet  von  einem  bürgerlichen  Verhältnisse  berührt  wird.  Die 
Grenzregulirung  zwischen  Staat  und  Kirche  liegt 
lediglich  in  der  Hand  der  letzteren.  Kurz,  die  Frei- 
heit der  Kirche  im  Mittelalter  bedeutet  die  Knecht- 
schaft des  Staates.  In  dieser  Weise  steigerten  die  folgenden 
Päpste  womöglich  noch  die  Ansprüche  der  Kirche,  sie  behaupteten, 
dass  den  Päpsten  auch  alle  weltliche  Herrschaft,  ja  das  Obereigen- 

fassende  Geschichte  des  deutschen  Eirchenrechtes  hat  begonnen  £.  Löning , 
Stiassburg  1878.  B^  I:  Das  Kiichenrecht  in  Gallien  von  Konstantin  bis 
Chlodoyeoh.  B.  II:  Das  Kirchenrecht  im  Reiche  der  Merovinger. 
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thum  der  ganzen  Welt  verliehen  sei,  sie  griffen  in  alle  politischen 
Fragen  ein  und  verschenkten  ganze  Länder  und  Königreiche^). 
(Lmocenz  m.:  »Dominus  Petro  non  solum  universam  ecclesiam,  sed 
totum  reliquit  saeculum  ad  gubemandum) .  Freilich  konnten  diese 
hochfliegenden  Ansprüche  des  Papstthums  nicht  immer  praktisch 
durchgeführt  werden,  sie  blieben  vielfach  nur  ein  Postulat,  dem 
sich  die  Wirklichkeit  nicht  fugte,  dennoch  beherrschte  diese  Theorie 
von  der  Oberherrschaft  der  Earche  über  den  Staat  Jahrhunderte  lang 
die  Anschauungen  der  mittelalterigen  Menschheit  und  bestimmte 
auch  im  Ganzen  praktisch  das  Verhältniss  zwischen  Earche  und 
Staat. 

§237. 

2)  Die  Reaktion  des  Staatsbewusstseins  gegen  die 
üebergriffe  der  Kirche. 

Diesen  aufs  Höchste  gesteigerten  Ansprüchen  des  Papstthums 
tritt  im  XIY.  Jahrhundert  in  Deutschland  die  Keichsgewalt  ent- 
schieden entgegen.  Die  bedeutsame  theoretische  Bewegung  anti- 
papistischer  Schriftsteller^,  eines  Wilhelm  vonOccam,  Marsi- 
lius  de  Menandrino,  Lupoid  von  Bebenburg,  geht  mit  den 
officiellen  Bestrebungen  der  Eeichsgewalt  Hand  in  Hand,  welche  in 
der  »constitutio  de  jure  et  excellentia  imperii«  von  1338  und  in  der 
goldenen  Bulle  die  volle  Unabhängigkeit  des  deutschen  Reiches  und 
seines  erwählten  Oberhauptes  vom  päpstlichen  Stuhle,  als  obersten 
Ghrundsatz  des  Reichsstaatsrechtes,  verkündigt;  doch  stellte  sich 
seit  dem  XIV.  Jahrhundert  die  weitere  Entwickelung  des  Verhält- 
nisses zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  sowohl  im  Reiche,  als  in  den 
T  e  r  ri  t  o  ri  en  fest.  Am  frühesten  und  kräftigsten  traten  in  Deutsch- 
land die  Städte  den  Uebergriffen  der  geistlichen  Gewalt  entgegen. 
(Friedberg  a.  a.  O.  Abth.  1.  S.  52  ff.)  Ihnen  folgte  erst  die  pr- 
starkende  Gewalt  der  Landesherren.  Dies  zeigt  sich  besonders  seit 
dem  XY.  Jahrhundert  darin,  dass  die  Üebergriffe  der  geistlichen 
Gerichtsbarkeit  immer  entschiedener  zurückgewiesen  und  die  Geist- 


1)  J.  F.  V.  Schulte,  Die  Macht  der  römischen  P&pste  über  Fürsten,  Länder, 
Völker,  Individuen  nach  ihren  Lehren  und  Handlungen  seit  Gregor  VII. 
2.  Aufl.   Prag  1871. 

'  Vergl.  meine  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsr.  S.  46.  E  i  c  h  h  o  r  n  's 
Staat»-  und  Bechtsgesoh.  B.  lU.  §  393.  Anm.  1.  Sigmund  Biezler,  Die 
literarischen  Widersacher  der  Pfipste  zur  Zeit  Ludvig's  des  Bayern.  Ein  Beitrag 
suT  Geschichte  der  K&mpfe  zwischen  Staat  und  Kirche.  Leipzig  1874. 
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liehen  in  weltlichen  Sachen  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  unter- 
worfen wurden.  Aber  auch  ein  positives  Eingreifen  der  Fürsten 
in  die  Sphäre  der  ELirche  nimmt  in  dieser  Zeit  immer  mehr  überhand, 
indem  sie  einen  immer  weiter  gehenden  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  geistlichen  Stellen  in  Anspruch  nahmen  und  bereits  die  Gültig- 
keit päpstlicher  Bullen  an  ihre  Bestätigung  banden.  (»Dux  Cliviae 
est  papa  in  suis  terris.«  v.  Mühler,  ^Geschichte  deriKirchenver- 
fassung  von  Brandenburg  1 846,  S.  1 7 .)  Wie  weit  die  Fürsten  damals 
bereits  auf  kirchlichem  Gebiete  sich  zu  einem  maassgebenden  Ein- 
flüsse für  berechtigt  hielten,  zeigt  sich  in  den  hundert  Beschwerden 
deutscher  Nation,  welche  die  weltlichen  Beichsstände  1522 — 15i23 
dem  Papste  überreichten  und  ihre  eigenmächtige  Abhülfe  in  Aus- 
sicht stellten,  wenn  das  Kirchenoberhaupt  zögern  würde,  ihnen 
Rechnung  zu  tragend  Diese  Erklärung  der  deutschen  Fürsten  be- 
zeichnet den  Schluss  der  mittelalterigen  Entwickelung  und  den 
Anfang  einer  neuen  Zeit,  in  welcher  auch  in  Deutschland  der 
Staat  sich  seiner  Rechte  bewusst  wurde.  Eine  ganz  veränderte 
Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  'und  Sörche  tritt  mit 
der  Reformation  ins  Leben. 

Durch  die  Reformation  wurde,  wie  Luther  selbst  sagt,  der 
Staatsbegriff  aus  seiner  Erniedrigung  erhoben.  Nach  evangelischer 
Auffassung  ist  die  weltliche  Obrigkeit  unmittelbar  von  Gott,  un- 
abhängig von  einer  kirchlichen  Gewalt.  Allerdings  empfängt  der 
Staat  seine  Vertiefung  nach  der  sittlichen  Seite  hin  erst  durch  Auf- 
nahme des  christlichen  Elementes,  indem  er  selbst  ein  christ- 
licher wird;  aber  der  höhere  Charakter  des  Staates  ist  dadurch 
keineswegs  an  sich  bedingt;  selbst  der  heidnische  Staat  erscheint 
als  eine  »ordinatio  divinaa.  Ghrundsätzlich  scheiden  die  Reforma- 
toren Staats-  und  Kirchenregiment  von  einander.  (Conf. 
Aug.  n.  7.  4:  »Nostri  coacti  sunt  ostendere  discrimen  ecclesiasticae 
potestatis  et  potestatis  gladii  et  docuerunt,  utramque  propter  man- 
datum  Dei  religiöse  venerandam  et  honore  afficiendam  esse,  tamquam 
summa  Dei  beneficia  in  terris.«)  Aber  praktisch  kam  das  Verhältniss 
zwischen  Staat  und  Earche  nicht  zu  Stande  nach  den  theoretischen 
Forderungen  der  Reformatoren,  sondern  unter  der  Macht  zwingender 
Thatsachen.     Auch  Luther  wollte  die  Kirche  grundsätzlich  auf 


1  Oaertner,  corp.  jur.  ecol.  oath.  nori  T.  11.  p.  156 — ^219:  »Saori  Bomani 
imperii  principum  ac  piocerum  graTamina  centum,  quae  adversus  sedem  apostoli- 
cam  Romanam  ac  totum  ecclesiasticum  ordinem  oratori  pontificiae  sanotitatis  in 
oomitüs  Gennanorum  principum  Norenbergae  1522/23  proposuenmt.« 
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dem  Gemeindepnncip  aufeibauen,  fand  aber  dazu  in  den  aller  Selbst- 
regierang  entwöhnten  deutschen  Gemeinden,  besonders  des  platten 
Lemdes,  nicht  das  genügende  Material.  Von  Kaiser  und  Reich  war 
für  die  evangelische  Bewegung  nichts  zu  hoffen,  aber  alles  zu 
fürchten.  Das  ganze  Heil  der  Reformation  lag  in  den 
Territorialgewalten^.  Als  im  Jahre  1526  der  Reichstag  zu 
Speyer  den  Beschluss  gefasst  hatte :  »dass  sich  in  den  Sachen,  so 
das  Wormser  Edikt  (Luther's  imd  seiner  Anhänger  Aechtung  be- 
treffend) belangen  möchten,  jeder  Reichsstand  für  sich  also  zu  leben, 
zu  regieren  und  zu  halten  berechtigt  sein  solle,  wie  ein  jeder 
solches  gegen  Gott  und  kaiserliche  Majestät  hoffe  und  vertraue  zu 
verantworten«,  war  schon  damals  die  kirchliche  Entwickelung  aus 
dem  Reiche  in  die  Territorien  verlegt.  Es  ist  hier  nicht  am  Platze, 
die  einzelnen  Stadien  zu  verfolgen,  welche  von  dem  R.  A.  zu 
Speyer  bis  ztim  Religionsfiieden  von  Augsburg  die  obrigkeitliche 
Eirchenherrschaft  durchlaufen  hat;  es  genügt  das  Resultat,  dass 
seit  dieser  Zeit  der  Begriff  der  christlichen  Obrigkeit  und 
des  christlichen  Staates  fertig  dasteht.  Die  Auffassung,  dass 
der  weltlichen  Gewalt  auch  das  geistliche  Regiment  zustehe,  durch- 
zieht alle  Kirchenordnungen  der  damaligen  Zeit,  mögen  sie  von 
stadtischen  Obrigkeiten  oder  von  Fürsten  ausgehen.  Die  Landes- 
herren legten  sich  das  doppelte  Amt,  »Regierung  des  Fürstenthums 
und  der  Gemeinde«,  bei.  Während  seit  dem  Augsburger  Religions- 
frieden  von  1555  die  Fürsten  sich  auf  das  ihnen  angefallene  jus 
episcopale  beriefen  und  sich  seitdem  als  summi  episcopi  betrachteten 
(Episkopalsystem),  kam  später,  besonders  in  Preussen^  das  Terri- 
torialsystem zur  Geltung,  wonach  der  Fürst  nicht  mehr  als 
summus  episcopus  das  Rirchenregiment  ausübt,  sondern  lediglich 
als  Landesherr,  als  einen  Theil  der  Staatsgewalt.  Die  Kirche 
gilt  als  Staatsanstalt,  die  Geistlichen  als  Staatsdiener,  die  fürstliche 
Gewalt  befiehlt  in  Kirchensachen  ebenso  absolut,  wie  in  weltlichen 
Dingen;  selbst  die  Lehre  und  die  Ordnung  des  Gottesdienstes  wird 
von  Staatsbehörden  geregelt.  So  war  in  den  meisten  Ländern 
Deutschlands,  der  evangelischen  Kirche  gegenüber,  nicht  nur  das 
Becht  des  Staates  zur  Geltung  gebracht,  sondern  jede  selbständige 
Lebensordnung  der  Kirche  verneint.     Hatte  die  Kirche  des  Mittel- 

^  A.  L.  Eiohter,  Geschichte  der  erangeliflchen Kirchenyerfassung.  Leipzig 
1S51.  S.  28  -  »Es  war  das  einzige  Mittel  der  Hülfe  gegen  die  drohende  Zerrüttung 
aller  Verhältnisse  des  Lebens,  dass  das,  was  von  Keichswegen  nicht  geschehen 
konnte,  den  einzelnen  St&nden  anheim  gegeben  wurde.« 
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alters  die  Knechtschaft  der  weltlichen  Gewalt  als  Grundsatz  aus- 
gesprochen, so  war  jetzt  die  evangelische  Kirche,  in  Widerspruch 
mit  den  Grundsätzen  der  Keformation,  zur  dienenden  Magd  des 
Staates  geworden. 

Aber  auch  die  katholische  Earche  hatte  seit  dem  XYI.  Jahr- 
hundert nirgends  mehr  die  von  ihr  beanspruchte  Unabhängigkeit 
behaupten  können.     In  allen  katholischen  Territorien  suchten  sich 
die  katholischen  Fürsten  zuerst  gegen  die  XJebeigriffe  der  Kirche  zu 
sichern,  dann  aber  dieselbe  in  eine  ähnliche  Abhängigkeit  von  sich 
zu  bringen,  in  welcher  die  evangelische  Landeskirche  zu  dem  Landes- 
herm  stand.     Als  Mittel  der  Abwehr  wurde  überall  der  sogenannte 
recursus  ad  principem  wegen  geistlichen  Amtsmissbrauchs  und  das 
sogenannte  placetum  regium  eingeführt;  aber  damit  begnügte  man 
sich  nicht,  man  wollte  sich  nicht  nur  gegen  Uebeigriffe  vertheidigen, 
sondern  die  Kirche  positiv  beherrschen.  InOesterreich  erreichte 
dieses  System  dermassen  seinen  Höhepunkt  unter  Joseph  11.,  dass 
man  es  kurzweg  als  Josephinismus  zu  bezeichnen  pflegt.   ( Veigl. 
besonders  Friedberg  a.  a.  O.  Abth.  I.  S.  110 — 185.)   Zu  derselben 
Zeit    trat    die  Earchengesetzgebung    des    preussischen  A.  L.  R. 
ins  Leben,  wo  zum  ersten  Male  der  Versuch  gemacht  wurde,  für  das 
gesammte  Gebiet  der  kirchlichen  Verwaltung  und  nach  allen  Seiten 
hin  die  Kechte  der  Staatsgewalt  über  die  Kirche  und  deren  Glieder 
festzustellen  und  gleichsam  systematisch  zu  ordnen.     Der  Titel  XI 
der  zweiten  Abtheilung  des  A.  L.  B.  ist  der  erste  Kodex  eines 
modernen  Kirchenstaatsrechtes  in  Deutschland.     Der  Begriff  einer 
herrschenden  Kirche  ist  dem  A.  L.  E.  fremd.     Die  drei  grossen 
Kirchengemeinschaften  werden  vom  Standpimkte  der  vollen  Parität 
behandelt.     Ji^,  es  wird  versucht,  mit  möglichster  Beiseitesetzung 
der  konfessionellen  Unterschiede,  aus  abstrakten  naturrechtUchen 
Grundsätzen  ein  ^allgemeines  Kirchenrecht«  aufzubauen. 
Der  Begriff  der  Kirche,  als  eines  selbständigen  Oiganismus,   ist 
dem  A.  L.  R.  unbekannt«     Niigends  handelt  es  von  der  Kirche, 
als  einer  mit  selbständigem  Rechte  begabten  Gemeinschaft.     Die 
Religionsgesellschaften,  d.  h.  die  Parochien  oder  Einzelgemeinden 
sind  es,  deren  rechtliche  Beziehungen  es  ordnet,  ohne  einen  anderen 
Zusammenhang  zwischen  denselben,  als  denjenigen  anzuerkennen, 
welcher  durch  die  Gemeinschaft  der  kirchlichen  Oberen  vermittelt 
wird.     Nirgends   hat   das  A.  L.  R.   zwischen  Kirchenhoheit   und 
Kirchengewalt  klar  unterschieden.     Es  setzt  das  landesherrliche 
Kirchenregiment  als  etwas  zu  Recht  bestehendes  voraus,  ohne  sich 
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auf  die  damals  lebhaft  verhandelte  Streitfrage  über  dessen  Rechts- 
grond  einzulassen. 

Am  tiefsten  wnrde  der  Bestand  der  katholischen  Kirche 
in  Deutschland  durch  die  Folgen  der  französischen  Revolution 
getroffen.  Durch  den  R.  D.  H.  Seh!  vom  25.  Februar  1803 
wiirde  die  Säkularisation  durchgeführt,  wodurch  das  stolze 
tausendjährige  Gebäude  der  deutschen  Reichshierarchie  zusammen- 
brach (S.  78)  und  die  katholische  Kirche  Deutschlands  in  einen 
Trümmerhaufen  verwandelt  wurde.  Es  gelang  ihr  erst,  mit  der 
Bestauration  und  der  ihr  günstigeren  Zeitströmung,  auf  deutschem 
Boden  eine  neue  Organisation  zu  erhalten.  Ihr  reicher  Güterbesitz 
blieb  ihr  für  immer  verloren.  Mit  dem  XIX.  Jahrhundert  beginnt 
die  vertragsmässige  Regelung  der  völlig  aufgelösten  Kirchenverhält- 
msse  durch  Konkordate  und  Circumscriptionsbullen*. 

Den  Reigen  erö£Enete  das  bayerische  Konkordat  vom  24.  Oktober 
1817  3,  dessen  bedenkliche  Grundsätze  durch  das  in  die  bayerische 
V.  IT.  aufgenommene  Religionsedikt  vom  26.  Mai  1818,  »über  die 
äusseren  Rechtsverhältnisse  der  Einwohner  des  Königreichs  in 
Bezug  auf  Religion  und  kirchliche  Gesellschaft«,  wesentlich  wieder 
abgestumpft  wurden,  indem  es  eine  ELirchenhoheitsgesetzgebung 
feststellte,  durch  welche  das  jus  circa  sacra  und  die  Behandlung 
des  YerluLltnisses  der  verschiedenen  Eörchen  auf  dem  Fusse  einer 
vollen  Rechtsgleichheit  gewahrt  wurde.  Die  Diöcesanverhältnisse 
der  sogenannten  oberrheinischen  Kirchenprovinz  wurden  durch  die 
beiden  Bullen  »Provida  sollersque«  vom  16.  August  1821  und  »ad 
Dominici  gpregis  custodiama  vom  11.  April  1827  geregelt.  Auf  eine 
vertragsmässige  Feststellung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche  Hessen  sich  die  betreffenden  Staaten  (Württemberg,  Baden, 
Hessen-Darmstadt,  Nassau,  Frankfurt  a.  M.)  nicht  ein,  sondern  er- 
liessen  staatsseitig  eine  das  landesherrliche  Schutz-  imd  Aufsichts- 
recht über  die  katholische  Kirche  betreffende  Urkunde  vom  30.  Januar 
1830.  (Sogenannte  Kirchenpragmatik.)  Aehnlich  verfuhr  man  in 
Hannover,  dessen  Diöcesanverhältnisse  die  Bulle  »Impensa  Roma- 
norum pontificum«  vom  26.  März  1 824  umschrieb.   Auch  in  Preussen 


^  Ueber  den  Unterschied  von  Konkordaten  und  Circumscriptionsbullen 
yergl.  den  Aufsatz  von  £.  Herrmann,  Bluntschli's  Staatsw.  B.  V. 
8.  701—744. 

^  Ueber  Bayern  besonders  H.  y.  Sicherer,  Staat  und  Kirche  in  Bayern 
Tom  Regierungsantritt  des  Kurfürsten  Max.  Joseph  IV.  bis  zur  Erkl&rung 
TonTegemsee.    1799—1821.    1873, 
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hielt  man  sich  von  einem  Konkordate  fem,  dagegen  ertheilte  der 
König  der  Bulle  »de  salute  animarum«  vom  16.  Juli  1821  durch 
Kabinetsordre  vom  23.  August  1821  die  königliche  Genehmigung. 
In  den  meisten  deutschen  Staaten  fehlte  es  an  einer  festen  ge- 
setzlichen Abgrenzung  und  Behandlung  der  staatlichen  und  kirch- 
lichen Kechte.  In  der  katholischen  Kirche  standen  die  unver- 
änderten mittelalterigen  Grundsätze  der  Kurie,  welche  theoretisch 
in  nichts  von  den  Ansprüchen  Gregor 's  VII.  abwichen,  dem 
polizeilichenBevormundungssystem  des  Josephinismus  und  des  Allge- 
meinen Landrechts  unvermittelt  gegenüber.  Die  evangelische 
Kirche  blieb  mehr  oder  weniger  Staatsanstalt,  über  welche  der 
Landesherr  nicht  nur  die  Kirchenhoheit,  sondern  auch  das  Earchen- 
regiment  ausübte.  Nirgends  tauchte  in  dieser  Zeit  auch  nur  ein 
ernst  gemeinter  Versuch  auf,  sie  im  Geiste  der  Keformation,  auf 
presbyterialer  und  synodaler  Grundlage  aufzuerbauen.  Beide 
Kirchen,  die  evangelische  und  katholische,  blieben  in  Deutschland 
mit  dem  Staate  verbtmdene  privilegirte,  öffentlich-rechtliche 
Korporationen.  Ihre  Geistlichen  waren  öffentliche  Beamte 
mit  politischen  Befugnissen;  nur  diese  Kirchen  hatten  das  Becht 
einer  öffentlichen  Eeligionsübung  und  empfingen  eine  Dotation  aus 
der  Staatskasse.  Nur  ihre  Bekenner  genossen  in  allen  Staaten  des 
deutschen  Bundes  gleiche  bürgerliche  und  staatsbürgerliche  Rechte, 
welche  anderen  Glaubensverwandten  nur  durch  besondere  Kon- 
zessionen eingeräumt  werden  konnten  (S.  384).  Das  Prinzip 
des  paritätischen  Staates,  welches  einst  im  Reiche 
gegolten  hatte,  wurde  seit  1815  in  den  konfessionell 
gemischten  Partikularstaaten  durchgeführt  und  so  mit 
verschiedenen  Kirchen  die  Verbindung  fortgesetzt,  die  man  früher 
regelmässig  nur  mit  Einer  gepflegt  hatte.  Dieser  Zustand  wurde 
zuerst  durch  die  Bewegung  des  Jahres  1848  in  Frage  gestellt. 

§238. 
3j  Die  Prinzipienkämpfe  des  Jahres  1848. 

Eine  veränderte  Stellung  der  Kirche  zum  Staate  wurde  mit 
Nothwendigkeit  hervorgerufen  durch  die  Erweiterung  der  indivi- 
duellen Bekenntnissfreiheit  (S.  385).  Hatte  bis  zum  Jahre  1848 
das  B^ligionsbekenntniss  einen  wesentlichen  Einfluss  auf  die  büi^T^ 
liehen  und  politischen  Rechte  gehabt,  so  machten  die  Grundrechte 
Art.  y  den  Genuss  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  völlig 
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imabbängig  vom  religiösen  Bekenntnisse  und  gewährten  den  An- 
hängern aller  Konfessionen  volle  Bekenntniss-  und  Kultusfreiheit. 
Obgleich  die  Grundrechte  bald  wieder  aufgehoben  wurden,  so  gingen 
doch  diese  Sätze,  in  mehr  oder  weniger  modificirter  Gestalt,  in  die 
Verfassungen  und  Gesetzgebungen  der  Einzelstaaten  über.  Damit 
war  das  deutsche  Kirchenstaatsrecht  in  eine  ganz  neue  Phase  ge- 
treten. Stand  es  jetzt  jedem  deutschen  Staatsbürger  frei,  ohne  jeden 
rechtlichen  Nachtheil  eine  neue  Beligionsgesellschaft  zu  stiften  oder 
ihr  beizutreten,  ja  jeder  Beligionsgesellschaft  fem  zu  bleiben,  so 
durfte  der  Staat  auch  keinen  Bürger  nöthigen,  mit  einer  der  be- 
stehenden Eärchen  in  irgend  welche  Verbindung  zu  treten,  um  einen 
bürgerlich  no thwendigen  Rechtsakt  zu  vollziehen,  da  darin  wenigstens 
ein  mittelbarer  Zwang  gelegen  haben  würde.  Staatsrechtliche  Kon- 
sequenz dieses  Systems  war:  Loslösung  aller  bisher  an  kirchliche 
Akte  gebundenen  bürgerlichen  Bezüge  aus  dieser  Verbindung  und 
Aufstellung  einer  rein  bürgerlichen  Ordnung  und  Verwaltung  der- 
selben durch  bürgerliche  Organe.  Dieser  Forderung  ist  durch  das 
Reichsgesetz  »über  die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die 
Eheschliessunga  vom  6.  Februar  1875^  jetzt  für  ganz  Deutschland 
Rechnung  getragen.  '  Aber  mit  dieser  Loslösung  des  bürgerlichen 
Rechtes  von  der  Kirche  waren  im  Jahre  1848  extreme  Parteien  noch 
nicht  zufrieden;  sie  verlangten  i»die  völlige  Trennung  der 
•Kirche  vom  Staatea. 

Wie  es  überhaupt  für  das  Rechtsverhältniss  zwischen  Kirche 
und  Staat  keine  absolut  geltenden  Grundsätze  giebt,  so  kann  das 
Prinzip  der  sogenannten  Trennung  der  Kirche  vom  Staate  unter 
gewissen  Voraussetzungen  allerdings  empfehlenswerth  sein.  Wo 
es  überhaupt  keine  altbegründeten  geschichtlichen  Kirchen  von 
hervorragender  Macht  und  Bedeutung  giebt,  wo  das  Volk  in  zahl- 
reiche kleinere  oder  grössere  Sekten  zerklüftet  ist,  wie  in  Nord- 
amerika, ist  es  durchaus  entsprechend,  wenn  der  Staat  alle  religiösen 
Gemeinschaften  lediglich  wie  Privatgesellschaften,  nach  den 
Grundsätzen  des  Gesellschafts-  und  Vereinsrechtes  behandelt.  In 
Deutschland,  wo  die  christliche  Kirche  mit  allen  ihren  Listitutionen 
seit  einem  Jahrtausend  mit  dem  Volksleben  verwachsen  ist,  wo  auch 
gegenwärtig  die  weit  überwiegende  Mehrheit  der  Bevölkerung 
entweder    dem    evangelischen    oder    katholischen    Bekenntnisse 


^  P.  Hinschius,  Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des  Personen- 
standes und  die  Eheschliessung  vom  6.  Februar  1875.  IE.  Aufl.   Berlin  1876. 
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angehört,  würde  das  Herabdrücken  dieser  beiden  Kirchen  auf 
das  Niveau  einer  blossen  Privatgesellschaft  ein  innerer  Wider- 
spruch sein,  welcher  der  Kirche  und  dem  Staate  gleich  nach- 
theilig sein  würde,  weil  durch  derartige  Bestimmungen  die  ge- 
schichtlich gewordenen  Beziehungen  beider  zu  einander  verkannt 
werden  würden.  Darum  kam  auch  der  Satz  der  Frankfurter  Grund- 
rechte: »Keine  Religionsgesellschaft  geniesst  vor 
anderen  Vorrechte  durch  den  Staat«  in  Deutschland 
nirgends  zur  Durchführung.  Vielmehr  haben  die  deutschen  Staaten 
ihre  alte  Verbindung  mit  den  beiden  grossen  Hiiuptkirchen  aufrecht 
erhalten.  Diese  Verbindung  mit  den  genannten  Kirchen  besteht 
darin,  dass  der  Staat  ihnen  eine  besondere  Fürsorge  widmet  in  Form 
bleibender  Dotationen  oder  jährlicher  Zuschüsse,  durch  Gründung 
und  Erhaltung  theologischer  Fakultäten,  durch  Anerkennung  ihrer 
Geistlichen  als  öffentlicher  Beamter,  durch  besondere  Privilegien, 
die  er  ihrem  Kirchenvermögen  einräumt,  durch  staatliche  Heilig- 
haltung ihrer  wichtigsten  Festtage,  durch  Einräumung  einer  Mit- 
wirkung bei  dem  religiösen  Schulunterrichte,  durch  ausschliess- 
liche Benutzung  ihrer  gottesdienstlichen  Formen,  wo  der  Staat 
selbst  bei  öffentlichen  Akten  einer  religiösen  Weihe  bedarf. 
In  diesem  Sinne  gedenkt  auch  die  preussische  V.  U.  gerade 
deshalb  der  evangelischen  und  römisch-katholischen  Kirche  aus- 
drücklich, »um  darzuthun,  dass  diese  Gemeinschaften  in  der 
ihnen  zustehenden,  feierlich  verbrieften  Stellung  nicht  beeinträchtigt 
werden  sollen«;  in  diesem  Sinne  verfügt  Art.  14  derselben  Ver- 
fassung: »Die  christliche  Religion  wird  bei  denjenigen  Einrich- 
tungen des  Staates,  welche  mit  der  Keligionsübung  im  Zusammen- 
hange stehen,  unbeschadet  der  Keligionsfreiheit  zu  Grunde  gelegt.c 
Diesen  Pflichten  des  Staates  gegen  die  historisch  begründeten  beiden 
grossen  Kirchengemeinschaften  entspringen  aber  auch  besondere 
Rechte  desselben  diesen  Kirchen  gegenüber,  welche  nicht  als 
blosse  Gesellschaften,  nicht  einmal  als  blosse  Privatkorporationen, 
sondern  als  Korporationen  des  öffentlichen  Rechtes 
erscheinen.  Während  die  nordamerikanische  Auffassung  keiner 
Religionsgesellschaft  gegenüber  andere  Rechte  in  Anspruch  nimmt, 
als  das  allen  übrigen  Privatgesellschaften  gegenüber  geltend  zu 
machende  polizeiliche  Oberaufsichtsrecht,  verlangt  der  deutsche  Staat, 
als  Korrelat  seiner  Pflichten,  diesen  Kirchen  gegenüber,  ein  be- 
sonders geartetes  Kirchenhoheitsrecht,  kraft  dessen  er  sich  stets 
überzeugen  kann,  dass  diese  von  ihm  gepflegten  und  geschützten 
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mächtigen  Oiganismen  nicht  ihre  erhabene  Mission  in  einem  staats- 
feindlichen Sinne  gebrauchen,  sondern  yiebnehr  gemeinsam  mit 
ihm  für  die  höchsten  sittlichen  Güter  der  Menschheit  arbeiten. 
Diesen  Angaben  kann  die  Kirche  aber  nur  mit  Erfolg  dienen, 
wenn  ihr  durch  Anerkennung  ihrer  eigenthümlichen  Lebenssphäre 
eine  selbständige  Rechtsordnung  gewahrt  ist.  Daher  ist  eine 
Sonderung  des  kirchlichen  tmd  staatlichen  Gebietes  dringend 
geboten,  aber^damit  soll  das  geordnete  Zusammenwirken 
von  Kirche  und  Staat  auf  dem  gemeinsamen  Gebiete  für  die  höchsten 
sittlichen  Zwecke  des  Volkslebens  nicht  unterbunden,  sondern  ge- 
stärkt werden.  Gesetzliche  Auseinandersetzung,  nicht 
Trennung  dieser  beiden  grossen  Organismen  ist  die 
Losung  für  das  deutsche  Kirchenstaatsrecht  der  Gegenwart. 

n.   Grundzüge  des  Eirchenstaatsrechts  der  Gegenwart. 

§  239. 
A.  Von  der  Eirchenlioheit  überhanpti 

Die  Kirche  bedarf,  wie  jeder  menschliche  Organismus,  eines 
Organs  ihres  Gesammtwillens.  Dies  ist  die  Kirchengewalt  oder 
das Eorchenregiment.  Der  Begriff  des  Kirchenregiments 
ist  ein  kirchenrechtlicher,  kein  staatsrechtlicher. 
Wo  das  Wesen  von  Kirche  und  Staat  richtig  erkannt  ist,  wird  es 
zur  Forderung,  dass  das  Kirchenregiment  von  der  Staatsgewalt  ge* 
tremit  und  kirchlichen  Organen  übertragen  werde.  Insofern  drückt 
der  grundrechtliche  Satz:  »Jede  Religionsgesellschaft 
ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selb- 
ständig« das  Kechtsbewusstsein  der  Gegenwart  korrekt  aus. 

Aber  auch  die  in  ihrer  Sphäre  unabhängige  Kirche  bleibt,  wie 
alle  Anstalten  und  Gemeinschaften,  in  ihren  äusseren  Be- 
ziehungen dem  Staate  unterworfen.  Der  seiner  selbst  bewusst 
gewordene  Staat  der  Gegenwart  erstreckt  seine  Hoheit  ohne  Aus- 
nahme auf  alle  Personen,  Gegenstände  und  Gemeinschaften,  welche 
sich  in  seinem  Gebiete  befinden.  Die  allgemeine  Staats- 
hoheit, in  ihrer  besonderen  Beziehung  auf  die  Kechts- 
verhältnisse  der  Kirche  angewendet,  erscheint  als  die 
Eirchenhoheit,  ein  staatsrechtlicher  Begriff,  welcher  von  dem 
kirchenrechtlichen  des  Kirchenregimentes  streng  zu  scheiden 
ist.  Das  Kirchenregiment  wird  lediglich  durch  kirchliche  Gesichts- 
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punkte  bestimmt,  die  Kirchenhoheit  dagegen  im lein  staatlichen 
Interesse  ausgeübt.  Ihre  Aufgabe  ist  es,  die  Rechtsordnung  sowie 
das  Wohl  des  Staates  und  der  einzelnen  Bürger  gegen  Uebergriffe 
von  Seiten  der  Kirchen  zu  wahren.  Ihre  Thätigkeit  ist  daher 
wesentlich 'negativ,  auf  Abwehr  gerichtet,  während  das  Kirchen- 
regiment wesentlich  positive  Aufgaben,  die  Erweckung  religiösen 
Sinnes,  die  Förderung  des  kirchlichen  Lebens  verfolgt.  Das  Rechts- 
bewusstsein  der  Gegenwart  spricht  dem  Staate  alle  Befugnisse  der 
Kirchenhoheit  zu,  welche  dazu  dienen,  die  staatliche  Rechtsordnung 
den  Kirchen  gegenüber  zu  wahren,  aber  es  gebietet  ihm  ebenso 
bestimmt,  die  Kirche  als  eine  selbständige,  von  ihm  verschiedene 
Lebensordnung  anzuerkennen  und  danach  sich  von  Eingriffen  in 
das  kirchliche  Leben  fernzuhalten.  Freilich  wird  das  Grenzgebiet 
zwischen  Kirchenhoheit  und  Kirchenregiment  stets  ein  schwankendes 
bleiben,  welches  nur  durch  die  Staatsgesetzgebung  geregelt  wer- 
den kann.  Aber  bei  verschiedenen  Völkern,  auf  verschiedenen 
Kulturstufen,  verschiedenen  Kirchen  gegenüber,  wird  die  gesetz- 
liche AbgrensSüng  auch  in  verschiedener  Weise  erfolgen  müssen. 
Der  römisch-katholischen  Kirche  gegenüber,  mit  ihren  nie  auf- 
gegebenen Herrschaftsansprüchen,  ihrer  mächtigen  Hierarchie, 
ihrem  kosmopolitischen  Charakter,  ihrem  auswärtigen  Centralpunkt, 
sind  andere  Schutzmittel  nöthig,  als  der  eng  mit  dem  Staate  ver- 
wachsenen, auf  die  Landesgrenzen  beschränkten  evangelischen 
Kirche  gegenüber.  Verallgemeinerung  von  Grundsätzen,  die 
nur  auf  eine  Kirche  passen,  führt  nicht  zur  Parität,  sondern  zur 
Imparität,  welche  in  der  unbilligen  Anwendung  scheinbar 
gleicher  Grundsätze  auf  durchaus  verschiedenartige  Verhältnisse 
besteht.  Auch  hier  wird  man  sich  zu  einer  eingehenden  staatUchen 
Sp^cialgesetzgebung  entschliessen  müssen,  wenn  man  nicht 
verschiedenartige  Grössen  mit  demselben  Maasse  messen  oder  alles 
der  wechselnden  Verwaltungswillkür  überlassen  will. 

Die  Ausübung  der  Kirchenhoheit  ist  in  Deutsch- 
land auch,  nach  Gründung  des  deutschen  Reiches, 
Sache  der  Einzelstaaten  geblieben  und  gehört  daher  in 
das  Landesstaatsrecht. 
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B.  Einielne  in  der  Eiichenhoheit  liegende  Beohte  und  Pflichten  der 

Staatsgewalt. 

§240. 

1)   Das   Kecht    der    Aufnahme    von  Religionsgesell- 
schaften in  den  Staat,  sogenanntes  jus  reformandi. 
Das  sogenannte  BeformationsTecht^  d.  h.  das  Becht^  über  die 
Zulassung  einer  Religionsgesellschaft  im  Staatsgebiet  zu  entscheiden 
und  deren  rechtliche  Stellung  zu  normiren,  konnte  im  Mittelalter 
nicht  zur  Ausübung  konmien,  da  es  nur  eine  christliche  Kirche, 
die  römisch-katholische,  gab,  neben  welcher  nur  die  Juden  eine 
mit  schweren  Opfern  erkaufte  Duldung  genossen.     Erst  nachdem 
die  evangelische  Kirche  durch  den  Augsburger  Religionsfrieden  von 
1555  eine  gesicherte  Stellung  im  Reiche  errungen  hatte,  nahmen 
die  Landesherren  die  Befugniss  in  Anspruch,  die  Konfession,  zu  der 
sie  sich  selbst  bekannten,  ausschliesslich  in  ihrem  Territorium  zu- 
zulassen: cujus  regio,  ejus  religio.    So  nahmen  die  deutschen  Terri- 
torien regelmässig  einen  ausschliesslich  konfessionellen  Charakter 
an.     Der  westfälische  Frieden  liess   im  Reiche  nur  zwei   aner- 
kannte Beligionsparteien  zu,  die  Katholiken  und  die  Evangelischen 
[Lutheraner  und  Reformirte) .     Durch  denselben  wurde  das  soge- 
nannte jus  reformandi  der  Landesherren  bestätigt,  aber  in  mehreren 
Punkten  wesentlich  beschränkt,  besonders  durch  das  sogenannte 
Normaljahr,    indem  jede   der  beiden   Konfessionen   diejenige 
Beligionsübung  behalten  sollte,   die  sie  zu  irgend  einer  Zeit  des 
Jahres  1624  gehabt  hatte.     (J.  P.  O.  Art.  V.  §§  31  und  32.)     Seit 
dem  westfälischen  Frieden  gab  es  in  Deutschland  katholische  oder 
evangelische  Territorien,  in  welchen  sich  entweder  nur  einzelne  ge- 
duldete Bekenner  der  anderen  Religion  oder  ganze  Gemeinden  mit 
friedensmässiger  Berechtigung  fanden,  welche  nach  den  Graden  der 
Beligionsübung  verschieden  bemessen  sein  konnte.    Während  nach 
dem  J.  P.  O.  Art.  VH.  §  2  nur  die  römisch-katholische  und  die  evan- 
gelische Kirche  der  Lutheraner  oder  Beformirt^i  aufgenommen  oder 
geduldet,  jede  andere  Religionspartei  aber  als  Sekte  verboten  war, 
ging  die  Gesetzgebung  des  preussischen  Allgemeinen  Landrechts 
in  der  Toleranz  bereits  weiter;  dasselbe  gestattete  die  Verbindung 
mehrerer  Einwohner  zum  Zwecke  gemeinsamer  Religionsübung, 
jedoch  nur  unter  Genehmigung  des  Staates,  welcher  zu  prüfen  hat, 
ob  eine  solche  Religionsgesellschaft  »Ehrfurcht  gegen  die  Gottheit, 
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Gehorsam  gegen  den  Staat,  sittlich  gute  Gesinnung  ihren  Mitgliedern 
einflösst«.  Die  landrechtliche  Gesetzgebung  nimmt  für  den  Staat 
somit  das  Keformationsrecht  vollständig  in  Anspruch,  ebenso  das 
preussische  Patent,  »die  Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  betr.c 
vom  30.  März  1847.  Auf  diesem  Standpunkte  stehen  sämmtliche 
deutsche  Verfassungen  vor  dem  Jahre  1848,  z.  B.  Württemb.  Verf. 
1819  §70.  Grossherzogth.  Hessen  1820  §21.  Königr.  Sachsen  1831 
§  56.  Hannov.  Landesverf.  1840  §  63,  indem  sie  nur  den  reichs- 
imd  bundesgesetzlich  anerkannten  und  den  künftig  noch  be- 
sonders anzuerkennenden  Beligionsgesellschaften  die  öffentliche 
Religionsübung  zusichern.  Erst  die  Grundrechte  der  deutschen 
Nation  stellten  Art.  V.  §  17  den  Satz  auf:  »Neue  Religions- 
gesellschaften dürfen  sich  bilden;  einer  Anerkennung 
ihres  Bekenntnisses  durch  den  Staat  bedarf  es  nicht.« 
Je  nachdem  dieser  Grundsatz  in  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten 
übergegangen  ist  oder  nicht,  weisen  dieselben  noch  jetzt  Ver- 
schiedenheiten auf.  Einige  geben  die  Bildung  von  Religionsgesell- 
schaften ganz  frei  und  gewähren  allen  ohne  Unterschied  volle 
häusliche  und  öffentliche  Religionsübung  (Preuss.  V.  ü.  Art.  12. 
Coburg- Goth.  St.  G.  G.  §  33.  Württemb.  Gesetz  vom  9.  April 
1872.  Hess.  Ges.  vom  23.  April  1875  Art.  2  und  3).  Nach  diesen 
Gesetzen  äussert  sich  das  Reformationsrecht  des  Staates  nur  noch 
in  der  Ertheilung  von  Korporationsrechten  und  der  Verleihung  be- 
sonderer Privilegien.  (So  in  Preussen,  vergl.  mein  preuss.  Staatsr. 
B.n.  S.  699.)  Andere  gewähren  zwar  das  Recht  der  freien  Vereinigung 
zu  Religionsgesellschaften,  dagegen  keine  Gleichheit  der  Religions- 
übung, die  Art  derselben  richtet  sich  nach  besonderen  Verwilligungen 
(Bad.  Gesetz  vom  9.  Oktober  1860  §§  2  und  3) .  Noch  andere  end- 
lich haben  an  dem  Erfordernisse  staatlicher  Genehmigung  für  die 
Bildung  neuer  Religionsgesellschaften  imbedingt  festgehalten.  (So 
Bayern,  Religionsedikt  §§  3.  26.  Sachs.  Ges.,  die  Einführung  der 
Civilstandsregister  u.  s.  w.  betr.  vom  20.  Jimi  1870  §  21  u.  s.  w.) 

Das  deutsche  Kirchenstaatsrecht  der  Gegenwart  unterscheidet 
noch  dreierlei  Arten  von  ReligionsgeseUschaften,  je  nach  ihrer 
rechtlichen  Stellung  zum  und  im  Staate : 

1)  Die  katholische  und  die  evangelische  Kirche 
nehmen,  wegen  ihrer  engen  Beziehung  zum  Staate,  die  Stellung 
öffentlich-rechtlicher  Korporationen  ein;  sie  gemessen 
einen  besonderen  rechtlichen  Schutz ,  ihre  Geistlichen  sind  » in 
vielen  Beziehungen  den  Staatsbeamten  gleich  gestellt,  sie  erhalten 
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eine  Dotation  aus  Staatsmitteln,  ihre  Abgaben  können  regelmässig 
im  Verwaltungswege  beigetrieben  werden;  sie  überwachen  xind  be- 
sorgen den  Beligionsunterricht  in  den  öffentlichen  Schulen,  jedoch 
unbeschadet  der  einheitlichen  Leitung  der  Unterrichtsanstalten 
durch  den  Staat. 

Den  Katholiken  werden  jetzt  die  sogenannten  Altkatholiken 
gleich  gestellt,  welche  Tom  Standpunkte  des  Staates  als  Katholiken 
betrachtet  werden  (Badisches  Gesetz  vom  15.  Juni  1874.  Preuss. 
Gesetz  vom  4.  Juli  1 875,  betr.  dieRechte  der  altkatholischen Eärchen- 
gemeinschaften  u.  s.  w.). 

2)  Religionsgesellschaften,  welche  Korporations- 
Tech  te  erworben  haben;  diese  geben  ihnen  aber  in  der  Regel 
nur  die  volle  privatrechtliche  Persönlichkeit,  also  die  Mög- 
lichkeit, Eigenthum  zu  erwerben,  Verträge  abzuschliessen,  Klagen 
anzustellen,  aber  sie  treten  deshalb  noch  nicht  in  einen  noth- 
wendigen  Zusammenhang  mit  dem  Staatsorganismus,  sie  sind  keine 
Korporationen  des  öffentlichen,  sondern  des  privaten  Rechtes. 

3)  Religionsgesellschaften  ohne  Korporations- 
rechte, welche  sich  in  einigen  Ländern  ohne,  in  anderen  nur  mit 
Genehmigung  des  Staates  bilden  dürfen;  sie  werden  auf  dem 
Gebiete  des  Vermögensrechtes  lediglich  nach  den  Grundsätzen  des 
Gesellschaftsrechtes  beurtheilt,  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechtes  unterliegen  sie  den  Grundsätzen  der  Vereins- 
gesetzgebung, doch  ist  es  ungerechtfertigt,  siedenBeschränkungen 
politischer  Vereine  zu  unterwerfen. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  jüdischen  Religionsgesell- 
schaften haben  meist  eine  besondere  gesetzliche  Regelung  er- 
fahren, wodurch  den  unter  Mitwirkung  der  Regierung  gebildeten 
Synagogengemeinden  regelmässig  Korporationsrechte  beigelegt  sind. 

§241. 

2]  Das  Recht  der  Aufsicht  des  Staates  über  die  Kirche, 
jus  supremae  inspectionis  in  rebus  ecclesiasticis. 

La.  der  Kirchenhoheit  ist  vor  allem  ein  staatliches  Oberauf- 
sichtsrecht über  das  Leben  und  Treiben  der  Kirche  enthalten. 
Um  ein  solches  auszuüben,  ist  die  Staatsgewalt  berechtigt,  von  allem 
Kenntniss  zunehmen,  was  innerhalb  der  kirchlichen  Sphäre 
vorgeht.  Diese  Kenntnissnahme  ist  zu  dem  Zwecke  nöthig,  damit 
die  Staatsgewalt  rechtzeitig  gegen  alles  einschreiten  kann,  was  eine 
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Yerletzung  und  Gefährdung  der  staatlichen  Rechtsordnung  Ton 
Seiten  der  Barche  oder  ihrer  Angehörigen  mit  sich  führen  könnte. 
Gestützt  auf  diese  fortwährende  Kenntnissnahme,  übt  der  Staat 
dieses  Oberaufsichtsrecht  aus  rein  staatlichen  Gründen, 
indem  er  für  die  Sicherheit  der  eigenen  Existenz  sorgt ;  ja  es  kann 
als  ein  unveräusserlicher  Bestandtheil  der  Kirchenhoheit  gar  nicht 
aufgegeben  werden,  wenn  seitens  einer  Keligionsgesellschaft  ver- 
letzend  in  das  Gebiet  des  Staates  oder  anderer  Keligionsgesellschaften 
übergegriffen  wird  oder  eine  solche  Verletzung  zu  befürchten  steht. 
Im  Widerspruch  mit  der  mittelalterigen  Kirchenlehre  hat  da» 
deutsche  Staatsrecht  der  Staatsgewalt  .die  Gesetzgebung  und  das 
Oberaufsichtsrecht  über  die  Kirche  als  einen  selbstverständlichen, 
unverzichtbaren  Theil  der  staatlichen  Hoheitsrechte  beigelegt 
Daran  wollte  auch  der  an  sich  richtige  Satz  der  Grundrechte  Art.  Y . 
§  17  nichts  ändern:  »Jede  Keligionsgesellschaft  ordnet 
und  verwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbständige 
bleibt  aber  dabei  den  allgemeinen  Staatsgesetzen 
unterworfen.«  Nach  den  Motiven  und  der  Entstehungsgeschichte^ 
wie  nach  der  Wortfassung  des  Artikels  konnte  niemand  daran 
zweifeln,  dass  dem  Staate  sein  Gesetzgebimgs-  und  Oberaufsichts- 
recht über  die  Kirche  dabei  gewahrt  werden  sollte.  Man  wollte 
mit  diesem  Artikel  allerdings  »ein  Bevormundungssystem,  wie  es  in 
verschiedenen  Staaten  bestanden  hatte  und  den  Staatsbehörden  eine 
Direktion  und  Leitung  von  inneren,  sogar  zum  Theil  eine  Ent- 
scheidung sakramentaler  Fragen  und  eine  Aufsicht  über  die  Kirchen 
nach  freiem  Ermessen  der  aufsehenden  Behörde  einräumt,  be- 
seitigen«, man  wollte  aber  dem  Staate  sein  gesetzlich  geordnetes 
Aufsichtsrecht  wahren,  welches  die  Staatsbehörden  freilich 
nicht  beliebig,  nach  willkürlichen  und  polizeilichen  Gesichtspunkten, 
sondern  nur  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  ausüben  dürfend 
Die  durch  die  Grundrechte  der  deutschen  Nation  verkündigte 
Selbständigkeit  der  Kirche  innerhalb  ihrer  Sphäre,  bezüglich  ihrer 
inneren  Verhältnisse,  natürlich  unter  Vorbehalt  des  Gesetzgebungs- 
\md  Oberaufsichtsrechtes  des  Staates,  ist  ein  grosser  Grundsatz  des 
modernen  Kechtsbewusstseins ,  in  dessen  Festhaltung  uns  kein 
augenblicklicher  Missbrauch  irre  machen  kann.  Freilich  gilt  es, 
den  an  sich  richtigen  Satz,  wenn  er  durch  seine  Allgemeinheit  und 


1  Th.  Woltersdorf,  Bas  pieussische  Staatsgrundgesetz  und  die  Kiiche. 
Berlml873.  S.  296  ff. 
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Vieldeutigkeit  nicht  zu  fortwäirenden  Streitigkeiten  führen  soll, 
durch  Ausführungsgesetze  zu  specialisiren ,  in  welchen  alle 
Beziehungen  des  Staates  zur  Kirche  mit  möglichster  Genauigkeit 
festgestellt  werden.  Ein  solches  Gesetz  kann  aher,  wenn  es  über- 
haupt die  Realität  der  Verhältnisse  beherrschen  will,  n\ix  für  jede 
der  grossen  Kirchengemeinschaften  besonders  erlassen  werden. 
Beiden  Kirchen  gegenüber  nimmt  die  Staatsgewalt  auch  jetzt  schon 
ein  verschieden  gestaltetes  Aufsichtsrecht  in  Anspruch,  welches 
einer  gesonderten  Darstellung  bedarf. 

§  242. 

3]  Das  Schutz-  und  Schirmrecht  des  Staates,  advocatia 

ecclesiae. 

Dieses  Recht  hatte  im  Mittelalter  eine  andere  Bedeutung,  wie 
heut  zu  Tage.  Die  mittelalterige  Staatsgewalt  hielt  sich  für  ver- 
pflichtet, der  Kirche  überall  Schutz  zu  gewähren,  wo  dieselbe  einen 
solchen  verlangte.  Die  sogenannte  advocatia  ecclesiae  wurde 
wesentlich  nach  den  Vorschriften  der  Kirche  und  nach  kirchen- 
rechtlichen Grundsätzen  gehandhabt.  Darum  konnte  der  Staat  sie 
auch  nwc  Einer  Kirche  gewähren.  Ihre  Hauptaufgabe  wurde, 
nach  Augustin 's  Lehre,  darin  gesehen,  dass  der  Staatsherrscher 
die  Machtgebote  der  Kirche  vollstrecke,  d.  h.  die  Ketzer  vertilge. 
Der  moderne  Staat  übt  auch  dieses  Recht  und  diese  Pflicht  von  rein 
weltlichem  Gesichtspunkte  aus  imd  lediglich  nach  staatlichen 
Grundsätzen.  lieber  die  Wahrheit  der  Earchenlehre  steht  ihm  kein 
ürtheil  zu.  Darum  ist  er  ebenso  berechtigt  als  verpflichtet,  allen 
im  Staate  bestehenden  Religionsgesellschaften  seinen  schützenden 
Ann  zu  leihen,  wenn  er  auch  mit  den  altbegründeten  historischen 
Kirchen  in  eine  besonders  nahe  Verbindung  getreten  ist. 

Dieses  Schutzrecht  des  Staates,  welches  zugleich  als  Schutz- 
pflicht erscheint,  zeigt  sich  besonders  in  folgenden  Punkten: 

1)  Der  Staat  hat  die  Pflicht,  die  anerkannten  christlichen 
Kirchen,  sowie  überhaupt  sämmtliche  Religionsgesellschaften,  in 
ihrer  verfassungsmässigen  Stellung  und  ihren  gesetzlichen  und 
wohlerworbenen  Rechten  zu  schützen. 

2)  Die  Staatsgewalt  schreitet  auf  polizeilichem,  wie  auf  straf- 
rechtlichem Wege  gegen  die  Verunglimpfung  der  anerkannten  oder 
gesetzlich  bestehenden  Religionsgesellschaften,  die  Herabwürdigung 
ihrer  kirchlichen  Einrichtungen  und  Gebräuche  und  die  Störung 
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ihres  Gottesdienstes,  nach  Maassgabe  der  Gesetze,  auf  Antrag  der 
Betheiligten  oder  von  Amtswegen  ein.  Auch  das  Strafgesetzhuch 
für  das  deutsche  Keich  enthält  im  Abschnitt  XI  »Vergehen 
gegen  dieEeligion«  die  einschlagenden  Strafbestimmungen. 
Dagegen  kann  in  einem  Staate,  welcher  seinen  Bürgern  Gewissens- 
freiheit und  religiöses  Vereinigungsrecht  einräumt,  von  einem  Ver- 
gehen der  Ketzerei,  der  Sektirerei  oder  der  Proselytenmacherei  keine 
Rede  mehr  sein. 

3)  Der  Staat  hält  durch  Staatsverordnungen  auf  die  Heilig- 
haltung  der  Sonntage  und  gewisser  von  ihm  anerkannter  kirchlicher 
Feiertage. 

4)  Der  Staat  gewährt  den  Geistlichen  der  anerkannten  Barchen 
jede  zur  Erfüllung  ihrer  Berufsgeschäfte  erforderliche  gesetzliche 
Unterstützung  und  schützt  sie  bei  der  Ausübung  ihres  Berufes  in 
ihrer  Amtswürde. 

5)  Der  Staat  schützt  die  bestehenden  Religionsgesellschaften 
»im  Besitze  und  Genuss  der  für  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  und 
Wohlthätigkeitszwecke  bestinmiten  Anstalten,  Stiftungen  und 
Fondsa.  Den  anerkannten  christlichen  Kirchen  gegenüber  er- 
kennt er  überall  die  Pflicht  an,  denselben  im  Bedürfhissfalle  eine 
geldliche  Unterstützung  zu  gewähren.  Die  Verpflichtung  zur  Dota- 
tion dieser  Earchen  beruht  nicht  nur  auf  allgemein  staatsrechtlichen 
Gründen,  sondern  zugleich  auf  älteren  positiven  Rechtstiteln,  indem 
der  Staat  bei  Einziehung  der  Kirchengüter  überall  ausdrücklich  die 
Rechtspflicht  übernommen  hat,  »für  hinreichende  Belohnung  der 
obersten  geistlichen  Behörden  und  für  reichliche  Dotirung  der 
Pfarreien,  Schulen  imd  milden  Stiftungen  zu  sorgen«.  (R.  D.  H.  Seh. 
vom  25.  Februar  1803  §  35.  Preuss.  Edikt  vom  30.  Oktober  1810.) 
Diese  Dotationspflicht  besteht  ebenso  der  evan- 
gelischen als  der  katholischen  Kirche  gegenüber^ 

§243. 
in.   Der  Staat  gegenüber  der  katholischen  Kirche  2. 
Die  durch  die  oben  erwähnten  CircumscriptionsbuUen  wieder 
aufgerichtete  katholische  Kirche  blieb  in  allen  deutschen  Staaten 

1  D.  H.  Ger  lach,  Die  Dotationspflicht  und  der  Nothstand  der  eyangeli- 
Bchen  Kirche  in  Preussen.  11.  Aufl.  Leipzig  1875.  Mein  Gutachten  über  die 
EntBchädigungspflicht  des  Staates  gegenüber  den  Geistlichen  in  »der  Praxis  des 
Staats-  und  Privatrechts«.    (Leipzig  1876.)  Nr.  VIII.  S.  267  ff. 

SE.  A.  LaspeyreSi  Geschichte  und  heutige  Verfassung  der  katholischen 
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unter  einer  strengen  Staatsaufsicht,  besonders  auch  in  Preussen. 
Der  Wendepunkt  trat  im  Jahre  1840  mit  der  Thronbesteigung  König 
Friedrich  Wilhelm's  IV.  ein.  Durch  verschiedene  königliche 
Edikte  wurde  der  katholischen  Kirche  bereits  vor  dem  Jahre  1848 
eine  freiere  Bewegung  eingeräumt.  Einen  weiteren  Schritt  that  das 
Jahr  1848,  welches  in  den  Grundrechten  die  Unabhängigkeit  der 
Eirche  aussprach.  Dieser  Satz  ging  fast  wörtlich  in  die  preussische 
Verfassung  über.  Es  war  aber  weniger  der  allgemeine  Satz:  »Jede 
Keligionsgesellschaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  An- 
gelegenheiten selbständig«,  als  die  Auslegung,  welche  man 
ihm  gab,  was  den  preussischen  Staat  den  Ansprüchen  der  katholischen 
Hierarchie  gegenüber  wehrlos  machte.  Eine  schwächliche  Yer- 
waltungspraxis  der  Staatsbehörden  fügte  sich  allen  Anmassungen  der 
Hierarchie  1  und  trat  der  Auffassung  derselben  bei:  »dass  durch  den 
erwähnten  Satz  der  Yerfassungsurkunde  alle  bisherigen  Beschrän- 
kungen der  Kirche  sofort  aufgehoben  seien  und  die  letztere  sich 
bereits  im  Vollbesitze  ihrer  Selbständigkeit  befinde.«  So  gingen  in 
Preussen  dem  Staate  fast  alle  Befugnisse  der  Kirchenhoheit  über 
die  katholische  Kirche  verloren.  Durch  solche  Erfolge  ermuthigt, 
ging  die  Hierarchie  auch  in  anderen  Staaten  vor.  In  Oesterreich, 
wo  die  katholische  Earche,  trotz  einer  äusserlich  glänzenden  Stellung, 
noch  wesentlich  in  den  Banden  der  josephinischen  Gesetzgebung 
gelegen  hatte,  errang  sie  sich  durch  das  Konkordat  vom  18.  August 
1855  eine  völlig  unabhängige  und  hochprivilegirte  Stellung.  Unter 
dem  Schutze  einer  politischen  Reaktion,  welche  in  der  katholischen 
Hierarchie  »die  Stütze  der  Throne«  zu  finden  meinte,  suchte  man 
ähnliche  Zustände  auch  in  den  süddeutschen  Staaten  herbeizuführen, 
welche  bis  dahin  ihre  Kirchenhoheit,  auch  der  Bewegung  des  Jahres 
1848  gegenüber,  aufrecht  zu  erhalten  verstanden  hatten.  Die  katho- 
lische Kirche  betrat  zu  diesem  Zwecke  den  Weg  der  Vereinbarung. 
Schon  am  23.  April  1853  hatte  der  Bischof  von  Mainz  eine  Ueber- 


Kiiche  Preussens  11.  Th.  HaUe  a.  S.  1840.  L.  A.  Warnkönig,  Die  staats- 
Techtliche  SteUung  der  katholischen  Eirche  in  den  katholischen  Ländern  des 
deutschen  Keiches  im  XVIII.  Jahrhundert.  Erlangen  1855.  C.  Fr.  Rosshirt, 
Das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  katholischen  Eirche  in  Deutschland  seit 
dem  westfälischen  Frieden.  Schaffhausen  1859.  O.  Mej  er,  Zur  Geschichte  der 
römisch-deutschen  Frage.   (Eostock  1871 — 1874.)    Bis  jetzt  erschien  B.  I.  II. 

1.2,  m.  1. 

1  Als  Beleg  hierfür  vergl.  besonders  den  auf  der  Zustimmung  des  Ministers 
der  geistlichen  Angelegenheiten  beruhenden  Erlass  des  Oberpräsidenten  von 
Westfalen  vom  8.  Mai  1852.    Mein  preuss.  Staatsr.  B.  11.  S.  751  ff. 
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einkunft  mit  der  grossherzoglich  hessischen  Regierung  geschlossen, 
welche  1856  durch  fernere  Zugeständnisse  der  letzteren  erweitert 
wurde.  Am  8.  April  1858  schloss  Württemberg  ein  Konkordat 
mit  Rom,  aber  die  Regierung  sah  sich  genöthigt,  das  von  ihr  bereits 
abgeschlossene  Konkordat  den  Ständen  vorzulegen,  welche  es  ver- 
waxfen.  Statt  desselben  wurden  die  Beziehimgen  zwischen  Eorche 
und  Staat  nun  staatsgesetzUch  geregelt  durch  das  Gesetz,  betr.  die 
Regelimg  des  Verhältnisses  der  Staatsgewalt  zur  katholischen  Ejrche 
vom  30.  Januar  1862  ^  (Zorn,  a.  a.  O.  S.  56.)  Aehnlich  ging  68 
in  B  a  d e  n.  Auch  hier  scheiterte  die  Durchfuhrung  des  am  28 .  Juni 
1859  bereits  abgeschlossenen  Konkordates  am  mannhaften  Wider- 
stände des  Landtages.  Dasselbe  wurde  wieder  aufgehoben  und  das 
Yerhältniss  des  Staates  zur  katholischen  Kirche,  wie  in  Wiirttembeig, 
staatsgesetzlich  geregelt.  Gesetz,  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen 
und  kirchlichen  Vereine  im  Staate  betr«  vom  9.  Oktober  1860^. 
(Zorn,  a.  a.  O.  S.  37  ff.)  Der  so  in  Süddeutschland  vorbereitete  Um- 
schwung trat  in  Preussen  mit  der  verhängnissvoUen  Proklamation 
des  Unfehlbarkeitsdogmas  vom  18.  Juli  1870  ein.  Die  umfassende 
Gesetzgebung  der  Jahre  1873  bis  1876^  hat  die  seit  1848  dem  Staate 
abhanden  gekommenen  Hoheitsrechte  über  die  katholische  Kirche 
wieder  hergestellt;  doch  hat  man,  im  Gegensatz  zu  der  früher  bloss 
administrativen  Behandlung  dieser  Fragen,  alles  möglichst  auf  ge- 


1)  Golthei,  Der  Staat  und  die  katholische  Kirche  in  WOrttembeig. 
Stuttgart  1874. 

2)  E.Fiiedberg,  Der  Staat  und  die  katholische  Kirche  in  Baden, 
n.  Aufl.  1874. 

8  Freuss.  Gtesetz,  betr.  die  Abftnderung  der  Art.  15  und  18  der  V.  U.  Tom 
31.  Januar  1850,  vom  5.  April  1873.  Gesetz  über  die  Vorbildung  und  Anstellung 
der  Geistlichen  vom  11.  Mai  1873.  Gesetz  über  die  kirchliche  Disciplinargewalt 
und  die  Errichtung  des  königl.  Gerichtshofes  für  kirchliche  Angelegenheiten 
Tom  12.  Mai  1873.  Gesetz  aber  die  Grenzen  des  Rechtes  zum  Gebrauch  kirch- 
licher Straf-  und  Zuchtmittel  vom  13.  Mai  1873.  Gesetz  wegen  Deklaration  und 
Ergänzung  des  Gesetzes  vom  11.  Mai  1873  über  die  Vorbildung  und  Anstellung 
der  CteistÜchen  vom  21.  Mai  1874.  Gesetz,  betr.  die  geistlichen  Orden  und 
ordensfihnlichen  Kongregationen  der  katholischen  Kirche  vom  31.  Mai  1875. 
Gesetz  über  die  Aufhebung  der  Art.  15,  16  und  18  der  V.  U.  vom  31.  Mai  1850, 
vom  11.  Juni  1875.  Gesetz  über  die  Vermögensverwaltung  in  den  katholisch«! 
Kirchengemeinden  vom  20.  Juni  1875.  Gesetz  über  das  Aufsichtorecht  dei 
Staates  bei  der  Vermögensverwaltung  in  den  katholischen  Diöoesen  vom  7.  Juni 
1 876.  Hinschius,  Die  preussischen  Kirchengesetze  der  Jahre  1 874  imd  187$. 
Berlin  1875.  Derselbe,  Das  preussisohe  Kirchengesetz  vom  14.  Juli  ISSO 
nebst  den  Gesetzen  vom  7.  Juni  1876  und  13.  Februar  1878  nebst  Kommentar. 
Berlin  und  Leipzig  1881. 
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setzliche  Grundsätze  zu  bringen  und  die  Entscheidungen  der  Staats- 
gewalt mit  gerichtlichen  Gurantien  zu  umgeben  versucht.  Dem 
Beispiele  der  preussischen  Kirchengesetzgebung  folgten  mehrere 
deutsche  Mittelstaaten ,  zuerst  Baden  mit  seinem  Gesetze  vom 
19.  Februar  1874,  die  Aenderung  einiger  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes Tom  9.  Oktober  1860,  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen  und 
kirchlichen  Vereine  betr.  (Zorn,  a.  a.  O.  S.  50.),  das  Grossherzog- 
thum  Hessen  mit  seinen  Gesetzen,  die  rechtliche  Stellung  der 
Kirchen  und  Beligionsgemeinschaften  im  Staate  betr.  u.  s.  w.  vom 
23.  April  1875  (Zorn,  a.  a.  O.  S.  92 — 102),  endlich  das  Königreich 
Sachsen  mit  dem  Gesetz  vom  23.  August  1876,  die  Ausübung  des 
staatlichen  Oberaufsichtsrechtes  über  die  katholische  Kirche  im 
Königreich  Sachsen  betreffend. 

Nach  einem  fest  begründeten  deutschen  Staatsherkommen,  wie 
nach  dem  Stande  der  neuesten  Gesetzgebungen,  offenbart  sich  die 
Kirchenhoheit  des  Staates  über  die  katholische  Kirche  besonders  in 
folgenden  Punkten : 

1)  in  dem  Buchte  des  Placet,  d.  h.  in  der  Befugniss  der 
Staatsgewalt,  von  allen  Erlassen  der  kirchlichen  Behörden,  besonders 
auch  des  Papstes,  Kenntniss  zu  nehmen  und  ihre  Veröffentlichung 
zu  gestatten  oder  zu  verweigern.  Bis  zum  Jahre  1840  bestand 
dasselbe  in  allen  deutschen  Staaten.  Seitdem  ist  es  in 
einzelnen  Staaten  au%ehoben  oder  beschränkt.  In  Preussen  ist  es 
beseitigt  und  auch  durch  die  neuere  Gesetzgebung  nicht  wieder 
hergestellt  worden.  Unverändert  besteht  es  in  Bayern.  Die  anderen 
Staaten  machen  gewisse  Unterschiede  je  nach  dem  Inhalte  der  Ver- 
ordnungen ;  alle  kirchlichen  Verordnungen  müssen  gleichzeitig  mit 
der  Verkündigung  der  Staatsregierung  mitgetheilt  werden;  einer 
ausdrücklichen  Genehmigung  bedürfen  nur  solche,  welche  in  die 
bürgerlichen  Verhältnisse  der  Staatsangehörigen  eingreifen.  Bad. 
Gesetz  vom  9 .  Oktober  1 8  6  0  §  1 5 .  Wüfttemb .  Gesetz  vom  3  0 .  Januar 
1862  Art.  1.    Hessisches  Gesetz  vom  23.  April  1875  Art.  5  u.  s.  w.; 

2]  in  einer  Mitwirkung  des  Staates  bei  Errichtung,  Veränderung 
und  Besetzung  der  Kirchenämter.  In  erster  Beziehung  ist  eine  Mit- 
wirkung des  Staates  schon  deshalb  erforderlich,  um  für  die  be- 
treffenden Aemter  die  Anerkennung  des  Staates  zu  erlangen.  Bei 
der  Besetzung  der  Kirchenämter  stellt  der  Staat  einerseits 
gewisse  gesetzliche  Bedingungen  der  Anstellimg  fest:  Staats-  resp. 
Beichsangehörigkeit  des  Anzustellenden,  wissenschaftliche  Vor- 
bildung auf  bestimmten  Anstalten,  Ablegung  einer  Prüfung,   die 
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entweder  unter  staatlicher  Kontrolle  stattfindet  oder  eine  eigentliche 
Staatsprüfung  ist,  andererseits  behält  er  sich  vor,  gegen  die  An- 
stellung gewisser  [Personen  aus  staatlichen  Grründen  Widerspruch 
zu  erheben  (Einspruchsrecht).  Letzteres  Recht  ist  in  allen 
Gesetzgebungen  der  Neuzeit  gleichmässig  anerkannt,  z.  B.  preuss. 
Gesetz  vom  11.  Mai  1873.  Württemb.  Gesetz  vom  30.  Januar  1862 
Art.  4.  Badisches  Gesetz  vom  9.  Oktober  1860.  Königl.  sächsisches 
Gesetz  vom  23.  August  1876  §§  25 — 26.  Hinsichtlich  der  Mit- 
wirkung des  Staates  bei  Besetzung  der  Bisthümer  bestehen 
besondere  Bestimmungen  ^.  In  Bayern  steht  dem  Könige  das  Er- 
nennungsrecht zu;  in  den  anderen  Staaten  wählen  die  Domkapitel, 
die  Regierung  hat  aber  das  Hecht,  sogenannte  personae  minus  gratae 
von  der  liste  zu  streichen.  (Für  Preussen  z.  B.  das  Breve  quod  de 
fidelium.)  Auch  für  die  Stellen  der  Domkapitel  haben  die  Begie- 
rungen  sich  regelmässig  gewisse  Emennungs-  und  Ausschliessimgs- 
rechte  vorbehalten. 

Auch  halten  sich  die  Staaten  für  befugt,  die  Entfernung  von 
Kirchendienern  von  ihrem  Amte  auszusprechen,  wenn  diese  sich 
schwere  Verletzungen  der  Staatsgesetze  zu  Schulden  kommen 
lassen;  dieselbe  erfolgt  in  einigen  Staaten  im  Verwaltungswege,  in 
anderen  durch  richterliches  Urtheil.  Als  Mittel,  die  Befugnisse  des 
Staates  hinsichtlich  der  Besetzung  von  Kirchenämtem  aufrecht  zu 
erhalten,  sind  Strafen  für  den  Fall  unbefugter  Amtsausübung 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  festgestellt.  Ausserdem  kommt  hier 
die  Keichsgesetzgebung  der  Landesgesetzgebung  zu  Hülfe,  indem 
sie  den  Begierungen  die  Befugniss  einräumt,  Personen,  welche  sich 
unrechtmässiger  Weise  Kirchenämter  anmaassen,  Aufenthalts- 
beschränkungen zu  imterwerfen  und  äussersten  Falles,  nach  Ent- 
ziehung der  Staats-  und  Keichsangehörigkeit,  aus  demHeichsgebiet« 
zu  verweisen.  Reichsgesetz,  betr.  die  Verhinderung  der  unbefugten 
Ausübung  von  Kirchenämtem  vom  4.  Mai  1874  (Zorn,  a.  a.  0. 
S.  20); 

3)  in  dem  Rechte  des  Staates,  Beschwerden  wegen  Missbrauchs 
der  geistlichen  Gewalt  anzunehmen  und  denselben,  im  Falle  ihrer 

1  E.  Herrmann,  Das  staatliche  Veto  bei  Bisohofswahlen  nach  dem  Rechte 
der  oberrheinischen  Kirchenprovinz.  Heidelberg  1 869 .  £.  Fiiedberg,  Das 
Veto  der  Regierungen  bei  Bischofswahlen  in  Preussen  und  der  ol^rrhci- 
nischen  Kirchenprovinz.  Halle  1869.  Fr.  y.  Sybel,  Das  Recht  des  Staates 
bei  Bischofswahlen  in  Preussen,  Hannover  und  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz.  Bonn  1873.  E.  Friedberg,  Der  Staat  und  die  Bischofswahlen  in 
Deutschland.   Leipzig  1874. 
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Begründung,  Abhülfe  zu  schaffen.  Der  m  Frankreich  von  jeher 
gebrauchliche  recursusababusu,  appel  comme  d*abu8,  welcher 
früher  bei  den  Parlamenten,  später  beim  Staatsrathe  eingelegt 
werden  konnte,  ging  im  älteren  deutschen  Reiche  an  die  obersten 
Reichsgerichte;  in  den  einzelnen  Territorien  ging  er  an  den 
Landesherm  und  seiu  Ministerium,  ohne  gesetzliche  Regelung  des 
Verfahrens.  In  dieser  administrativen  Form  hat  sich  der  recursus 
ab  abusu  in  den  meisten  Staaten  erhalten.  2>Den  Geistlichen,  sowie 
den  Weltlichen,  bleibt,  wo  immer  ein  Missbrauch  der  geistlichen 
Gewalt  gegen  sie  stattfindet,  der  Rekurs  an  die  Landesbehördena. 
(§36  der  sogenannten  ELirchenpragmatik  für  die  oberrheinische 
Kirchenprovinz  vom  30.  Januar  1830.)  Die  Beschwerde  ist  nicht 
nur  gegen  Verletzungen  von  Staatsgesetzen,  sondern  auch  gegen 
Verletzung  kirchlicher  Rechte  des  Individuums  gerichtet.  In 
Preussen,  wo  dieser  Rekurs  durch  die  oben  bezeichnete  Verwal- 
tungspraxis  ausser  Gebrauch  gekommen  war,  ist  derselbe  in  einzelnen 
gesetzlich  bestimmten  Fällen  wieder  hergestellt.  So  ist  eine  Be- 
rufung an  den  Staat  gegen  Entscheidung  kirchlicher  Behörden, 
welche  Disciplinarstrafen  auferlegen,  eingeräumt,  wenn  dadurch 
staatliche  Gesetze  verletzt  werden.  Eine  Eigenthümlichkeit  der 
preussischen  Gesetzgebung  ist  es,  dass  hierüber  nicht  wie  anderwärts 
durch  eine  Verwaltimgsbehörde  (Ministerium,  Staatsrath) ,  sondern 
durch  den  königlichen  Gerichtshof  für  kirchliche  An- 
gelegenheiten entschieden  wird ,  eine  mit  allen  Garantien  rich- 
terlicher Unabhängigkeit  ausgestattete  Behörde. 

Ausser  diesen  Befugnissen  nimmt  der  Staat  kraft  seiner  Kirchen- 
hoheit noch  die  besondere  Aufsicht  über  gewisse  Angelegenheiten 
der  katholischen  Kirche  in  Anspruch.  Dahin  gehört  die  Ueber- 
wachung  der  kirchlichen  Straf-  imd  Disciplinargewalt  sowohl  über 
Laien,  als  Earchendiener ,  die  Aufsicht  über  die  kirchlichen  An- 
stalten zur  Ausbildung  der  Geistlichen,  über  die  Vermögensver- 
waltung, indem  die  Genehmigung  des  Staates  bei  gewissen  wichtigen 
Akten  der  Vermögensverwaltung,  sowie  die  Prüfung  der  Barchen- 
rechnungen vorgeschrieben  ist,  die  Aufsicht  über  die  geistlichen 
Orden,  wo  dieselben  überhaupt  noch  zugelassen  sind.  Durch 
Reichsgesetz  betr«  den  Orden  der  Gesellschaft  Jesu  vom  4.  Juli  1872 
ist  der  Jestdtenorden  nebst  den  ihm  verwandten  Orden  und  ordens- 
ähnlichen Kongregationen  vom  Gebiete  des  deutschen  Reichs  aus- 
geschlossen. 

So  hat  der  deutsche  Staat,  gestützt  auf  die  Erfahrung  von 
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Jahrhunderten,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Gesetzgebung  fast 
aller  europäischen  Staaten,  sich  weit  gehende  Befugnisse  beigelegt, 
welche  seinen  Bestand  und  die  Kechtssphäre  seiner  Bürger  gegen 
die  Uebergriffe  der  Hierarchie  möglichst  sichern  sollen.  Ob  und 
wann  er  auf  einzelne  derselben  verzichten  kann,  wird'  von  der  zu- 
künftigen inneren  Entwickelung  der  katholischen  Kirche  abhängen, 
besonders  davon,  wie  sie  sich  zu  der  Staatsgesetzgebung  stellt. 
Fallen  wird,  was  bloss  als  vorübeigehendes  Kampfmittel  für  nöthig 
befunden  wurde  in  dem  Kampfe,  welchen  das  Papstthum  selbst 
durch  die  verhängnissvolle  Ueberspannimg  seiner  Ansprüche  herauf- 
beschworen hat;  bleiben  werden  die  organisatorischen  Grundge- 
danken der  neuesten  Kirchengesetzgebung.  Als  Ziel  muss  erscheinen 
möglichst  selbständige  Bewegung  der  Kirche  in  ihrem  inneren  Leben, 
freie  Entfaltung  ihrer  Kräfte  auf  dem  rein  religiösen  Gebiete,  bei 
Aufrechterhaltung  aller  nothwendigen  Befugnisse  der  Kirchen- 
hoheit, welche  aber  nie  in  eine  Usurpation  des  Kirchenregiments 
ausarten  soll.  Die  grundsätzliche  Scheidung  beider  Begriffe  ist 
eine  unverlierbare  Errungenschaft  unseres  modernen  Rechts- 
bewusstseins. 

§244. 
rv.   Der  Staat  gegenüber  der  evangelischen  Kirche  ^ 

Wie  oben  erwähnt,  brachte  es  die  deutsche  evangelische  Barche 
nicht  zu  einer  einheitlichen  und  freiheitlichen  Kirchenverfassung 
im  Geiste  der  Reformation.  Das  nur  als  vorübergehende  Noth- 
verfassung  von  den  Reformatoren  zugelassene  landesherrliche 
Kirchenregiment  wurde  als  ein  bleibendes  gemeinrechtliches  Institut 
angesehen.  Es  gab  rechtlich  keine  deutsche  evangelische  ELirche, 
sondern  so  viele  Landeskirchen,  als  das  Reich  unmittelbare 
Territorien  zahlte ;  die  Landesherren  besassen  das  Kirchenregiment 


^  A.  L.  Hiohter,  Geschichte  der  evangelischen  KirchenverfasBung  in 
Deutschland.  Leipzig  1851.  Derselbe,  Beiträge  aumpreussischen Kirchen- 
rechte  .  Aus  dessen  Nachlasse  heiau sgegeben  TonHinschius.  Leipzig  1 865. 
Derselbe,  Die  Grundlagen  der  Kirchenverfassung  nach  den  Ansichten  der 
sächsischen  Reformatoren,  in  Beyschner's  und  Wilda's  Zeitschrift  für 
deutsches  Recht  B.  IV.  S.  35  ff.  H.  F.  Jakobson,  Das  evangelische  Kirchen- 
recht  des  preussischen  Staates  und  seiner  Provinzen.  Halle  I.  Abth.  1.  1864. 
n.  Abth.  1866.  Heinrich  t.  Mühler,  Geschichte  der  evangelischen  Kirchen- 
Verfassung  in  der  Mark  Brandenburg.  Weimar  1846.  £.  Herr  mann,  Art. 
»Protestantische  Kirche«  inBluntschli's  Staatsw.  B.  VHI.  S.  377--401. 
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als  »ein  Annex  der  Landeshoheit«.  Die  Ausübung  der  kirchlichen 
Verwaltung  und  Gerichtsbarkeit  überliessen  sie  den  Konsistorien^ 
d.  h.  vomLandesherm,  als  Kirchenobem,  bestellten,  aus  geistliehen 
und  rechtskundigen  weltlichen  Mitgliedern  zusammengesetzten 
EoUegialbehörden  für  kirchliche  Angelegenheiten,  wobei  die  säch- 
sische Konsistorialverfassung  von  Wittenbetg  als  maassgebendes 
Vorbild  diente.  Dem  landesherrlichen  Kirchenregiment  und  seinen 
Behörden  gegenüber  hatte  weder  die  einzelne  Gemeinde,  noch  die 
Landeskirche  als  solche  ein  Organ  der  Vertretung  oder  Mitwirkung. 
Statt  der  Gemeinde  kannte  man  nur  die  Parochie,  »in  der  Person 
des  Patrons  konzentrirte  sich  die  kirchliche  Lokalverfassung,  wie 
in  der  Person  des  Landesherm  die  kirchliche  Gesatnmtverfassung.« 
Die  schwachen  Spuren  einer  Gemeindevertretung,  die  sich  hie  und 
da  aus  den  Anfängen  der  Eeformation  erhalten  hatten,  gingen  ver- 
loren. Nur  in  einzelnen  westlichen  Theilen  Deutschlands,  welche 
unter  dem  fortwirkenden  Einflüsse  der  schweizerischen,  nieder- 
indischen  und  französischen  Beformation  standen,  erhielt  sich  in 
freien  Verfassungsformen  ein  regeres  kirchliches  Leben,  an  welches 
man  in  besseren  Tagen  wieder  anknüpfen  konnte.  Das  XVHI.  und 
die  erste  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  brachte  in  diese  Zustände 
der  evangelischen  Kirche  keine  wesentliche  Besserung. 

Doch  kamen  mit  dem  geistigen  Aufschwünge  der  Freiheitskriege 
Ideen  zum  Durchbruche,  welche  eine  freiere  Kirchenverfassung, 
eine  grössere  Selbständigkeit  der  auch  innerlich  wieder  neu  belebten 
evangelischen  Kirche  forderten  ^.  Auch  kam  diesen  Bestrebungen 
die  Union  der  beiden  evangelischen  Bekenntnisse  zu 
Einer  evangelischen  Landeskirche  zu  Statten  2,  welche  sich  nach 
dem  Vorbilde  Preussens  in  vielen  deutschen  Staaten  vollzog;  doch 
ging  auch  dieser  folgenreiche  Schritt  lediglich  von  oben  aus.  Als 
einziger  Fortschritt  zu  einer  freieren  Kirchenverfassung  erschien  in 
diesen  Zeiten  büreaukratischer  Bevormundimg  und  scheuer  Aengst- 
Uchkeit  die  Kirchenordnung  für  die  evangelischen  Ge- 
meinden der  Provinz  Westfalen  und  der  Kheinprovinz 


^  W.  Beyschlag,  Der  Ei\twickelungsgang  der  deutsch -ey angelischen 
Riichenverfassung  in  den  Synodalfragen  von  Goltz  und  A.  Wach.  Heft  1. 
S.  26. 

2  C.J.  Nitasch,  Urkundenbuch  der  evangelischen  Union  mit  Erläuterungen. 
Bonn  1 853.  Schenkel,  Der  Unionsberuf  des  evangelischen  Protestantismus. 
Heidelberg  1 855 .  v.  M  ü  h  1  e  r ,  Geschichte  der  evangelischen  Kurchenverfassung 
8. 189 ff.  284 ff.  341  ff.  Jakobson,  Kirchenrecht  I.  S.  4.  Richter,  Beiträge 
8.  23  ff. 
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vom5. März  1835 1,  welche  allen  späteren  Kirchenordnungen  zum 
Vorbilde  gedient  hat.  Selbst  das  Jahr  1848,  welches  in  den  Grund- 
rechten die  Selbständigkeit  der  Kirche  verkündigte,  brachte  der 
evangelischen  Kirche  keine  Befreiung;  die  in  Preussen  gemachten 
Anläufe  zu  einer  selbständigen  Konstituirung  derselben  verliefen 
im  Sande.  Erst  seit  den  sechziger  Jahren  sind  in  mehreren  deutschen 
Staaten  neue  Kirchenverfassungen  zu  Stande  gekommen,  welche 
der  Kirche  eine  selbständige  Vertretung  und  eine  Mitbetheiligung 
am  Kirchenregiment  zusichern.  Der  Vortritt  gebührt  auch  hier 
Baden,  welches  durch  die  Eärchengesetze  vom  5.  Mai  1861  die 
Verfassung  der  vereinigten  evangelisch -protestantischen  Kirche, 
auf  Grrundlage  der  Presbyterial-  und  Synodalverfassung,  ordnete; 
darauf  folgte  Hannover  mit  seiner  Synodalordnung  vom  9 .  Oktober 
1864,  dann  das  Königreich  Sachsen  mit  seiner  Synodalordnung  vom 
30.  März  1868  u.  s.  w.,  bis  endlich  auch  in  Preussen,  nach  langen 
Geburtswehen,  das  Gesetz,  betr.  die  evangelische  Kirchenverfassung 
in  den  acht  alten  Provinzen  der  Monarchie,  am  3.  Juni  1876  zu 
Stande  kam.  (Vergl.  mein  preuss.  Staatsr.  B.  II.  §§  255  u.  256.) 
Die  durch  diese  Gesetze  geschaffene  innere  Organisation  der  evan- 
gelischen Kirche  gehört  in  das  Eorchenrecht,  nicht  in  das  Staats- 
recht. Hier  kommt  nur  ein  Moment  in  Betracht.  Während  die 
ganze  frühere  Bewegung  darauf  gerichtet  war,  die  evangelische 
Kirche  auch  in  Deutschland  rein  auf  den  Grrundlagen  der  Presby- 
terial- und  Synodalverfassung,  mit  vollständiger  Beseiti- 
gung des  landesherrlichen  Kirchenregiments,  au£m- 
erbauen,  war  man  jetzt  zu  der  Einsicht  gekommen^  dass  dasselbe  bei 
den  gegenwärtigen  Zustanden  der  evangelischen  Barche  nicht  zu 
entbehren,  vielmehr  als  das  Fundament  einer  festen  und  einheit- 
lichen Leitung  beizubehalten  sei,  dass  dasselbe  aber  mit  einer  Ver- 
tretung der  Eorche  auf  allqn  Stufen  zu  umgeben  und  an  deren  ent- 
scheidende Mitwirkung  zu  binden  sei.  Eine  organische  Ver- 
bindung der  Konsistorialverfassung  mit  derPresby- 
terial- und  Synodalordnung  wurde  das  leitende  Prin- 
zip aller  neuen  Organisationsgesetze  der  evangelischen 

1  Fr.  Bluhme,  Kirchenordnung  für  die  evangelischen  Gemeinden  der 
Provinz  Westfalen  und  der  Rheinprovinz  vom  5.  März  1835.  11.  Aufl.  Bonn 
1&5B.  Ueber  die  Principien  der  rheinisch-westfälischen  Kirchenordnung  und 
über  die  rechtliche  Bedeutung  des  Art.  15  der  preussischen  V.  U.  Zwei  Vorträge, 
gehalten  auf  der  Bonner  Pastoralkonferenz  vom  2.  Juli  1862  von  A.  Wolters 
und  H.  Achenbach.  Bonn  1862.  Jakobson,  Geschichte  der  Quellen  des 
evangelischen  Kirchenrechts  von  Rheinland  und  Westfalen  1844. 
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Kirche,  besonders  auch  in  Preussen^.  Kurz,  dasKirchen- 
regiment  des  Landesherm  wurde  beibehalten,  nur  organisch  ent- 
wickelt und  durchdrungen  von  den  jBefugnissen  einer  mitwirken- 
den Vertretung  der  Landeskirche  (Generalsynode).  Doch  werden 
jetzt  die  in  der  Hand  des  Monarchen  vereinigten  Rechte  (der 
Eirchenhoheit  und  des  Kirchenregiments  unterschieden. 
Die  Funktionen  der  Kirchenhoheit  übt  der  Monarch  unter  Mit- 
wirkung emes  verantwortlichen  Staatsministers  (Kultusminister] 
und  bedarf  beim  Erlasse  von  Gesetzen  der  Zustimmung  des  Land- 
tages, die  Funktionen  des  Kirchenregiments  übt  er  unter  Mitwirkung 
kirchlicher  Behörden  (des  Oberkirchenrathes,  der  Konsistorien) ,  für 
rein  kirchliche  Gesetze  bedarf  er  der  Zustimmung  der  .General- 
synode. Trotz  dieser  jetzt  mehr  hervortretenden  Unterscheidung 
der  verschiedenartigen  Funktionen  hat  man  es  in  der  Begel  nicht 
für  nöthig  gehalten,  die  kirchenhoheitlichen  Rechte  des  Staates 
aber  die  evangelische  Eorche  gesetzlich  festzustellen,  weil  man  in 
der  Vereinigung  des  Kirchenregiments  mit  der  Staatsgewalt  in  der 
Person  des  Monarchen  eine  hinreichende  Garantie  gegen  Ueber- 
giiffe  zu  haben  glaubte.  Erst  die  neueste  preussische  Gesetzgebimg 
hat  bei  Begründung  der  neuen  Kirchenverfassung  darauf  Bedacht 
genommen,  gewisse  kirchenhoheitliche  Kechte  auch  der  evan- 
geUschen  Kirche  gegenüber  festzustellen.  Vor  allem  ist  in  dem 
Gesetz,  betr.  die  evangelische  Kirchenverfassung  vom  3.  Juni  1876 
Art.  13,  in  Betreff  der  kirchlichen  Gesetzgebung  folgendes 
kirchenhoheitliche  Recht  festgestellt:  »Kirchliche  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen sind  nur  so  weit  rechtsgültig,  als  sie  mit  einem  Staats- 
gesetze nicht  im  Widerspruche  stehen.  Bevor  ein  von  einer 
Provinzialsynode  oder  von  einer  Generalsynode  beschlossenes  Ge- 
setz dem  Könige  zur  Sanktion  vorgelegt  wird,  ist  durch  eine  Er- 
klärung des  Staatsministeriums  festzustellen,  dass  gegen  das 
Gesetz  von  Staatswegen  nichts  zu  erinnernist.  Inder 
Verkündigung  ist  diese  Feststellung  zu  erwähnen.«  Noch  weiter- 
gehende Erfordernisse  sind,  zur  Gültigkeit  kirchlicher  Steuergesetze 
eingeführt.  Art.  15  verfügt:  »Kirchengesetze,  durch  welche  neue 
Ausgaben  zu  landeskirchlichen  Zwecken  bewilligt  werden,  und  die 
endgültige  Vereinbarung    zwischen   der  Generalsynode  und   der 


^  Das  Programm  dieser  neuen,  auf  praktische  und  erreichbare  Ziele  ge- 
richteten Bew^ung  ist  am  bestimmtesten  ausgesprochen  von  £.  Herrmann, 
Die  nothwendigen  Grundlagen  einer  die  konsistoriale  und  synodale  Ordnung 
vereinigenden  Kirchenverfassung.  Ein  Kirchenvortrag.   Berlin  1862. 
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Kirchenregierung  über  die  Vertheilung  der  Umlagen  auf  die  Pro- 
vinzen, bedürfen,  bevor  sie  dem  Könige  zur  Sanktion  vorgelegt 
werden,  der  Zustimmung  des  Staatsministeriums«.  §  16: 
»Die  Gesammtsumme  der  zu  beschliessenden  Umlagen  darf  für 
provinzielle  und  landeskirchliche  Zwecke  vier  Procent  der  Gesammt- 
summe der  Klassen-  und  Einkommensteuer  der  zur  evangelischen 
Landeskirche  gehörigen  Bevölkerung  nicht  übersteigen.  Kirchen- 
gesetze, welche  diesen  Procentsatz  übersteigen,  bedürfen  der  Be- 
stätigung durch  ein  Staat  sgesetz.a  Auch  wird  die  Genehmigung 
des  Landtages  erfordert  zur  Aufhebung  und  Abänderung  gewisser 
Bestimmungen  der  Kirchenverfassung,  z.  B.  zur  Veränderung  der 
kollegialen  Verfassung  der  Konsistorien  und  des  Oberkirchenrathes. 
Die  Mitwirkung  des  Kultusministers  ist  erforderlich  zur  Besetzung 
aller  kirchenregimentlichen  Stellen.  Anders  gestaltet  sich  die  Aus- 
übung der  kirchenhoheitlichen  Befugnisse  bei  solchen  Akten,  welche 
nicht  vom  obersten  ELirchenregiment,  sondern  von  imtergeordneten 
Kirchenbehörden  und  Vertretungen  ausgehen.  Hier  findet  eine 
Aufsicht  der  Staatsbehörden,  ähnlich  wie  der  katholischen  Kirche 
gegenüber,  statt.  So  steht  den  Staatsbehörden  die  Mitwirkung  bei 
der  Veränderung  bestehender  und  Bildung  neuer  Pfarrbezirke  zu, 
ebenso  eine  weitgehende  Aufsicht  über  die  Verwaltung  des  Kirchen- 
vermögens. Ausserdem  bleibt  den  Staatsbehörden  1)  die  Anord- 
nung und  Vollstreckung  der  zur  Aufrechterhaltung  der  äusseren 
kirchlichen  Ordnung  erforderlichen  polizeilichen  Vorschriften,  2)  die 
Regelimg  der  streitigen  Kirchen-,  Pfarr-  und  Küstereibausachen, 
sowie  die  Vollstreckung  der  einstweiligen  Entscheidungen  in  diesen 
Sachen,  3]  die  Beitreibung  kirchlicher  Abgaben  u.  s.  w.  (Alles 
Nähere  in  meinem  preussischen  Staatsr.  II.  §  256.) 

Noch  ist  die  Selbständigkeit  uüd  Selbstverwaltung  der  evan- 
gelischen Kirche  in  den  meisten  Staaten  eine  sehr  beschränkte; 
aber  der  Fortschritt  zum  Bessern  ist  nicht  zu  verkennen.  Es  wird 
von  der  Bewährung  der  inneren  Lebenskraft  dieser  Kirche  ab- 
hängen, ob  sie  befähigt  sein  wird,  auf  den  gegebenen  Fundamenten 
weiter  zu  bauen  imd  zu  einem  wahren  kirchlichen  Selbstregimente 
zu  gelangen,  sodass,  auch  ihr  gegenüber,  dem  Staate  nur  die  unentr- 
behrUchen  Rechte  der  Kirchenhoheit  verbleiben. 
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Durch  mannigfache  praktische  Arbeiten ,  wie  andere  wissen- 
schaftliche Aufgaben  war  der  Herr  Verfasser  verhindert,  sein 
»Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes«  so  schnell  zu  Ende  zu  fuh- 
ren, wie  dies  anfangs  beabsichtigt  war.  Vielen  Anfragen  gegen- 
über, welche  wegen  Fortsetzung  dieses  Lehrbuches  an  uns  ergangen 
sind,  freuen  wir  uns  jetzt  das  abgeschlossene  Werk  vorlegen  zu 
können,  bemerken  aber  dabei,  dass  dasselbe  in  folgenden  Lieferun- 
gen erschienen  ist  : 
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Zeit  des  Abschlusses  jeder  Lieferung  bereits  erlassen  bez.  veröffent- 
licht waren. 
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Zweites  Bnch. 
Das  Beichsstaatsrecht^ 

Allgemeiner  Theil. 

Vom  deutsohen  Beiohe  überhaupt. 

§245. 
I.    Staatsreohtliohe  Individualität  des  deutsohen  Beiohes^. 
Nachdem  wir  oben  (§  25)  die  wesentlichen  Merkmale  des  Bun- 
desstaatsbegriffes  festgestellt  haben,  ist  es  unsere  Au%abe  zu  unter- 
suchen, ob  dieselben  beim  deutschen  Beiche  vorhanden  sind: 

1)  Das  deutsche  Beich  ist,  wie  der  norddeutsche  Bund,  aller- 


*  Literatur:  Hermann  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staats- 
recht Zweite  Ausgabe.  Leipzig  1867.  S.  365— 474.  Derselbe,  Die  Krisis  des 
deutschen  Staatsrechts.  Leipzig  1867.  F.  vonMartitz,  Betrachtungen  über  die 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes.  Leipzig  1868.  Hiersemenzel,  Die 
Vr  'issung  des  norddeutschen  Bundes.  Berlin  1867.  Derselbe,  Das  Ver&s- 
sungs-  und  Yerwaltungsreeht  des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  ZoU- 
w^^  Handelsrereines.  2  Bde.  Berlin  1868 — 1870.  Georg  Meyer,  Qrundzüge 
des  norddeutschen  Bundesrechts .  Leipzig  1868.  Fr.  Thudichum,  Y erfassungs- 
reeht  des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutsohen  Zollvereins.  Tübingen  1870. 
Q.  A.  Grotefend,  Das  deutsche  Staatsrecht  der  Gegenwart.  Berlin  1869.  S.784 
—812.  Auerbach,  Das  neue  deutsche  Reich  und  seine  Verfassung.  Berlin 
1871.  Haus  er.  Die  Verfassung  des  deutschen  Reiches.  Nördlingen  1871.  Rie- 
del, Die  ReichsTcrfassungsurkunde  vom  16.  April  1871.  Nördlingen  1871. 
O.Meyer,  Staatsrechtliche  Erörterungen  über  die  deutsche  Reichsverfassung. 
Leipzig  1872.  L.  v.  Rönne,  Das  Verfassungsrecht  des  deutschen  Reichs.  Leip- 
zig 1872.  Erschienen  in  zweiter  Auflage  unter  dem  Titel  »Das  Staatsrecht  des 
deutseben  Reiches«.  2  Bde.  Leipzig  1876 — 77.  Jos.  v.  Held,  Die  VerfAssung 
des  deutschen  Reiches,  vom  staatsrechtlichen  Standpunkte  aus  betrachtet.  Leip- 
zigl872.  JustusB.  Westerkamp,  Ueber  die  Reichsverfassung.  Hannover 
1873.  Max  Seydel,  Kommentar  zur  Verfassungsurkunde  für  das  deutsche 
Reich.  Würzburg  1873.  R.  v.  Mohl,  Das  deutsche  Reiohsstaatsrecht.  Tübingen 
1873.  OttoGierke,  Das  alte  und  das  neue  deutsche  Reich.  Ein  Vortrag.  Ber- 
H.  S  e  b  u  1  s  e ,  DenUclies  StsaUracbt.    U .  1 
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dings  durch  völkerrechtKche  Verträge  vorbereitet,  welche  darauf 
gerichtet  waren,  eine  staatliche  Gesammtexistenz  für  das  in 
den  Einzelstaaten  enthaltene  Volk  zu  begründen.  Mit  dem  am 
L  JuK  1867  erfolgten  Inslebentreten  des  norddeutschen  Bundes  sind 
die  völkerrechtlichen  Verträge  durch  Erfüllung  erloschen ;  sie  sind 
jetzt  nur  die  geschichtliche  Grundlage,  nicht  mehr  das  immanente, 
fortwirkende  Princip  des  Gesammtstaates.  »Wo  die  Verfassung 
beginnt,  hört  der  Vertrag  auf«^  (H.  A.  Zachariä). 

2]  Mit  dem  Inslebentreten  eines  solchen  Gesammtstaates  ist 
nothwendig  eine  wahre  Staatsgewalt  verbunden,  welche  ihre 
eigenen  selbständigen  Willensorgane  haben  muss.  Der 
sämtliche  Wille  derselben  fällt  keineswegs  zusammen  mit  dem  zu- 
sammenaddirten  Willen  der  Einzelstaaten,  während  sich  im  blossen 
Staatenbunde  das  Wollen  des  Bundes  mit  dem  Wollen  aller  Einzel- 
Staaten  deckt.  Im  deutschen  Reiche  würde  kein  übereinstimmender 
Beschluss  aller  Einzelregierungen,  selbst  unter  Zustimmung  ihrer 
Landstände,  den  Willen  der  Reichsstaatsgewalt  ersetzen  können, 
welcher  nur  durch  ihre  verfassungsmässigen  Organe  hergestellt  wer- 
den kann. 

3)  Das  deutsche  Reich  umfasst  nicht  einzelne  Au%aben,  wie 
der  Staatenbund,  etwa  der  deutsche  Bund  von  1815,  sondern  nimmt 
für  sich  den  ganzen  Staatszweck  in  Anspruch.  Es  ist  nach  den  ein- 
leitenden Worten  der  Reichsverfassung  errichtet:  »zum  Schutze  des 

lin  1874.  Albert  H an el,  Studien  2um  Deutschen  Staatsrechte.  Erste  Studie. 
Die  vertragsmässigen  Elemente  der  deutschen  Reichsverfassung.  Leipzig  1873. 
II  Th.  1  Heft  Die  organisatorische  Entwickelung  der  deutschen  Reichsrerfas- 
«ung.  1880.  PaulLaband,  Das  Staatsrecht  des  deutschen  Reiches.  B.  L  Tü- 
biDgen  1876.  B.II  1878—1883  (in  3  Abtheilungen).  Derselbe,  Das  Staatsrecht 
de»  deutschen  Reiches  inMarquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechtes. 
B.  IL  Erster  Halbband.  Freiburg  u.  Tübingen  1883.  Georg  Meyer,  Ldirbuch 
des  deutschen  Staatsrechtes.  Leipzig  1878.  Philipp  Zorn,  Das  Staatsrecht 
des  deutschen  Reiches.  B.  L  Leipzig  1880.  B.  U.  1883. 

Als  Materiensammlungen  sind  zu  erwähnen:  Glaser,  Archiv  des  nord- 
deutschen Bundes.  Berlin  1867.  Koller,  Archiv  des  norddeutschen  Bundes  und 
des  Zollvereins.  5  Bde. 

Hauptsammelwerk  von  Materialien  und  monographischen  Aufs&tien  ist  jetzt: 
A.  Hirth,  Annalen  des  norddeutschen  Bundes,  jetzt  des  deutschen  Reiches, 
kurzweg  als  Annalen  citirt. 

2  (siehe  vorhergehende  Seite.)  Die  Literatur  über  die  Staatenverbindungen, 
besonders  über  Staatenbund  und  Bundesstaat,  findet  sich  oben  §  23  angegeben. 

1  Am  besten  drückte  dies  der  Abgeordnete  Miqu^l  am  19.  März  1867  aas 
fStenogr.  Ber.  S.  242):  »Die  Grundlage  der  Verfassung  ist  zwar  ausdrücklieh  ein 
Vertrag  gewesen,  aber  der  Vertrag  ging  eben  dahin,  einen  neuen  Staat  zu  be- 
gründen, diesem  Staate  eine  Verfassung  zu  geben  und  sich  dann  dieser  VerfiM- 
■ung  zu  unterwerfen«. 
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Bundesgebietes  und  des  innerhalb  desselben  gültigen  Bechts,  sowie 
zur  Pflege  der  Wohlfahrt  des  deutschen  Volkes«.  Diese  Worte 
haben,  nach  der  richtigen  Auffassung,  zwar  keinen  unmittelbaren 
dispositiven  Inhalt;  sie  sind  nicht  brauchbar  für  die  praktische  Ab- 
grenzung der  Kompetenz  zwischen  Reich  und  Einzelstaaten  ^  Diese 
ist  vielmehr  durch  Artikel  4  und  andere  Artikel  der  Beichsverfassung 
positiv  bestimmt.  Würden  diese  Worte  als  Gesetzesvorschrift  ge- 
nommen, so  würden  sie  den  Einzelstaaten  nichts  übrig  lassen  und 
alles  der  Beich^ewalt  zuweisen,  denn  es  lässt  sich  überhaupt  keine 
Thätigkeit  des  Staates  denken,  die  nicht  unter  diese  allgemeine 
Zweckbestimmung  fiele.  Dennoch  sind  diese  Worte  nicht  ohne 
Bedeutung,  um  die  rechtliche  Natur  des  deutschen  Reiches  richtig 
zu  würdigen.  Wenn  die  Beichsverfassung  auch  die  Absteckung  der 
Kompetenzgrenzen  im  Einzelnen  speciellen  Bestimmungen  über- 
weist, so  erkennt  sie  doch,  gerade  durch  diese  so  allgemeine  Zweck- 
bestimmung, recht  deutlich  den  Staatscharakter  desBeiches  an, 
welches  grundsätzlich  nicht  auf  einzelne  Aufgaben  beschränkt  sein, 
sondern  den  Staatszweck  in  seiner  Totalität  umfassen  soU.  Inwie- 
weit sich  die  Beichsgewalt  in  dessen  Verwirklichung  mit  den  Ein- 
zelstaaten zu  theilen  hat,  ist  dagegen  Sache  der  schon  bestehenden 
speciellen  Kompetenzbestimmungen  und  später  noch  zu  erlassender 
kompetenzändemder  Gesetze. 

4)  Unzweifelhaft  findet  auch  im  deutschen  Beiche  eine  solche 
verfassungsmässige  Vertheilung  der  im  einfachen  Staate 
einheitlich  zusammengeÜEiSstenStaatsthätigkeit  zwischen  der  Beichs- 
gewalt und  der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  statt,  wie  dies  noth- 
wendig  zum  Wesen  des  Bundesstaates  gehört.  Trotz  der  weitgehen- 
den Zuständigkeit  der  Beichsgewalt  bleibt  den  Einzelstaaten  immer 
noch  ein  bedeutsamer  staatlicher  Wirkungskreis,  ein  Komplex  von 
Hoheitsrechten,  in  deren  Ausübung  sie  als  selbständige  Staaten  er- 
scheinen. Obgleich  der  in  anderen  bundesstaatlichen  Verfassungen 
aui^esprochene  Satz,  dass  alle  Hoheitsrechte,  die  der  Centralgewalt 
nicht  ausdrücklich  übertragen  sind,  den  Einzelstaaten  verbleiben, 


^  Die  richtige  Ansicht  hat  besonders  Beseler  ausgeffthxt  in  den  Preuss. 
Jahrb.  XXVIII.  S.  186 ff.,  ebenso  Zorn,  B.  I  S.  43:  »Diese  Worte  gehören  juri- 
stisch gar  nicht  sur  Verfassung ;  sie  enthalten  nur  gleichsam  die  Motive  zu  letzte- 
rer, sie  gehen  eine  historische  Notiz  über  dasjenige  Faktum,  welches  zur  Aufrich- 
tung des  neuen  Staates  und  damit  auch  zur  Verfassung  geführt  hat;  sie  bezeichnen 
zugleich  in  allgemeinen  Redewendungen  die  Gesichtspunkte,  von  welchen  die 
Kontrahenten  der  Verträge  in  Hinsicht  auf  das  neu  zu  begründende  Staatswesen 
geleitet  waren«  u.  s.  w;  A.  A.  O.  B ähr  in  den  Preuss.  Jahrb.  B.  XXVm  S.  72ff. 
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in  der  Beichsverfassung  niclit  ausdrücklich  au^esprochen  ist,  so 
ist  er  doch  selbstverständlich  auch  im  deutschen  Reiche  Rechtens  ^ 
Die  Einzelstaaten  sind  die  ursprünglichen  Faktoren  des  deutschen 
Reiches,  welche  in  der  von  ihnen  beschlossenen  Reichsverfassung 
das  an  das  Reich  übertragen  haben,  was  sie  als  Gegenstand  ge- 
meinsamer Fürsorge  betrachteten,  das  übrige  aber  ihrer  eigenen 
Kompetenz  vorbehielten. 

5)  Die  Reichsgewalt  hat  eine  unmittelbare  Beziehung  zu  dem 
deutschen  Volke,  d.  h.  zu  den  Büi^em  der  Einzelstaaten;  sie  übt 
über  sie  unmittelbar  Herrschafbrechte  und  diese  haben  wieder  un- 
mittelbar Ansprüche  an  die  Reichsgewalt,  sie  sind  sämmtlich 
Reichsunmittelbare  geworden.  Die  Reichsgesetze  verbinden 
nicht  bloss  die  Einzelstaaten,  sondern  die  einzelnen  Bürger  als 
solche.  Eine  Verkündigung  derselben  durch  die  Landesobrigkeiten 
findet  nicht  statt  oder  ist  wenigstens  juristisch  bedeutungslos.  Der 
übergeordnete  Charakter  der  Reichsgewalt  zeigt  sich  darin,  dass  die 
Reichsgesetze  den  Landesgesetzen  vorgehen.  Das  Substrat  der 
Korporation  des  deutschen  Bundesstaates  sind  nicht  bloss  die  25 
Einzelstaaten,  sondern  die  Deutschen  im  staatsrechtlichen  Sinne. 
Dieser  Dualismus  der  Bürgerrechte  und  Unterthanenpflichten  ist 
eine  nothwendige  Konsequenz  des  Bundesstaatsbegriffes. 

Lassen  sich  somit  am  deutschen  Reiche  alle  Merkmale  des  oben 
(§  25)  entwickelten  Bundesstaatsbegriffes  nachweisen,  so  ist  damit 
im  Allgemeinen  sein  staatsrechtlicher  Charakter  als  Bundesstaat 
festgestellt.  Es  ist  ein  Staat,  aber  kein  einfacher  Staat,  civitas  Sim- 
plex, sondern  ein  zusammengesetzter  Staat,  civitas  composita,  in  der 
modernen  Gestalt  eines  Bundesstaates.  Der  Begriff  des  Bundes- 
staats lässt  aber  der  Individualität  der  einzelnen  bundesstaatlichen 
Gebilde  noch  einen  weiten  Spielraum.    Und  gerade  das  deutsche 

^  Nordamerikanische  Verfassung :  »The  powers  not  delegated  to  the  United 
States  by  the  Constitution,  nor  prohibited  by  it  to  the  states,  are  reserved  to  the 
States  respectively  or  to  the  people«.  Artikel  3  der  Schweizerischen  Bundesrer- 
fassung :  »Die  Kantone  sind  souverän,  soweit  ihre  Souver&netät  nicht  durch  die 
Bundesverfassung  beschränkt  ist,  und  aben  als  solche  alle  Rechte  aus,  welche 
nicht  der  Bundesgewalt  übertragen  sind«.  Entwurf  der  deutschen  Reiehsver- 
fassung  vom  28.  März  1849  Art.  I  §  5 :  »Die  einseinen  deutschen  Staaten  behal- 
ten ihre  Selbständigkeit,  soweit  dieselbe  nicht  durch  die  KeichsverfiBkssung  be- 
schränkt ist;  sie  haben  alle  staatlichen  Hoheiten  und  Rechte,  soweit  diese  nicht 
der  Reichsgewalt  ausdrücklich  übertragen  sind«.  Der  Antrag  des  Abgeordneten 
Zachariä,  einen  ähnlichen  Artikel  in  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes 
aufzunehmen  (Stenogr.  Ber.  1867  S.  243),  wurde  abgelehnt,  nicht  weil  man  ihn 
für  unrichtig,  sondern  weil  man  ihn  für  selbstverständlich  und  somit  für  über- 
flüssig hielt. 
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Reich  weicht  von  der  herkömmlichen  Schablone  des  Bundesstaates 
bedeutsam  ab,  ohne  dass  ihm  ein  wesentliches  Merkmal  des  bundes- 
staatlichen Begriffes  abgeht.  Der  Bundesstaat  ist,  wie  wir  gesehen, 
ein  Erzeugniss  des  nordamerikanischen  Staatslebens.  In  der  Yer- 
&ssung  der  Vereinigten  Staaten  von  1789  hat  er  seinen  ersten  Aus- 
druck gefunden;  die  Schweiz  hat  1848  das  amerikanische  Vorbild 
kopirt.  Auch  der  Entwurf  einer  deutschen  Beichsverfassung  vom 
29.  März  1849  stand  demselben  ziemlich  nahe.  Die  gegenwärtige 
Reichsverfassung  hat  dagegen  den  Bundesstaatsbegriff  den  ge- 
schichtlich gewordenen  Zuständen  und  den  Machtverhältnissen 
Deutschlands  in  höchst  origineller  Weise  anzupassen  verstanden; 
sie  fand  bei  ihrer  Gründung  zwei  Faktoren  vor,  welche  Nordamerika 
und  der  Schweiz  völlig  fremd  waren,  aber  die  vollste  Berücksichti- 
gung erheischten.  Dies  war  einerseits  der  monarchische  Cha- 
rakter der  bei  weitem  meisten  deutschen  Einzelstaaten;  es  musste 
der  persönlichen  Stellung  der  Fürsten  Rechnung  getragen  werden, 
wie  dies  in  der  eigenartigen  Institution  des  Bundesrathes  ge- 
schehen ist.  Andrerseits  musste  die  überwiegende  Machtstellung 
des  preussischen  Staates  auch  staatsrechtlich  zum  entsprechenden 
Ausdrucke  gebracht  werden.  Wollte  man  die  Beichsgewalt  nicht 
in  die  Luft  bauen,  so  musste  man  sie  in  ihren  wichtigsten  Funk- 
tionen mit  der  Staatsgewalt  des  bei  weitem  mächtigsten  Einzelstaates 
organisch  verbinden.  Dies  ist  geschehen  durch  das  mit  der  Krone 
Preussen  untrennbar  verbundene  Bundespräsidium,  welches 
jetzt  erst  im  deutschen  Kaiserthum  seinen  adäquaten  Ausdruck 
gefunden  hat.  Wie  im  Bundesrathe  der  monarchischen  Stellung 
der  Fürsten  in  den  Einzelstaaten  Bechnung  getragen  ist,  so  ist  durch 
das  Kaiserthum  ein  monarchisches  Element  in  die  Gesammtver- 
fassung  hineingetragen,  welches  uns  berechtigt,  den  deutschen  Bun- 
desstaat als  B eich  zu  bezeichnen. 

Bei  dieser  ganz  eigenartigen  Gestaltung  des  deutschen  Bundes- 
staates hat  die  Theorie  sich  oft  zu  sehr  durch  die  fremdartigen 
Typen  der  beiden  genannten  republikanischen  Bundesstaaten  be- 
einflussen lassen,  welche  zwar  unter  die  gemeinsame  Theorie  des 
Bundesstaates  fallen,  aber  doch  auf  ganz  anderem  geschichtlichen 
Boden  erwachsen  sind.  Das  deutsche  Reich  will  vielmehr  aus  der 
deutschen  Geschichte  heraus  verstanden  werden.  Seine  Verfassung 
wollte  sich,  wie  der  erhabene  Neubegründer  des  Reiches  bei  der 
Eröffiiung  des  Reichstages  am  23.  Februar  1867  betonte,  j»an  ge- 
wohnte frühere  Verhältnisse  anschliessent. 
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Vielfach  ist  die  Anknüpfung  an  die  Institutionen  des  deutschen 
Bundes  nicht  zu  verkennen.  So  manche  Beminiscenzen  des  öffent- 
lichen Rechts  des  deutschen  Bundes  wirken  unverkennbar  im  heu- 
tigen Beichsrecht  fort.  Nur  muss  stets  beachtet  werden,  das^  der 
deutsche  Bund  ein  völkerrechtlicher  Verein  war,  während  das 
deutsche  Reich  ein  Bundesstaat  mit  allen  Konsequenzen  eines  wah- 
ren Staatswesens  ist.  Ebenso  lebt  der  Zollverein  in  verschiedenen 
Institutionen  des  deutschen  Reiches  fort.  Einzelne  Artikel  der 
Reichsverfassung  sind  zum  Theil  wörtlich  der  preussischen  Verfas- 
sung entnommen  und  finden  in  dieser  ein  wichtiges  Auslegungs- 
mittel. Am  stärksten  tritt  aber  die  Analogie  des  heuti- 
gen deutschen  Reiches  mit  dem  älteren  deutschen 
Reiche  hervor^,  welches  demselben  in  seiner  staatsrechtlichen 
Struktur  als  Staatenstaat  viel  näher  stand,  als  der  deutsche  Bund. 
Wenn  auch  jede  unmittelbare  staatliche  Kontinuität  zwischen  dem 
Reiche  der  Gegenwart  und  dem  im  Jahre  1806  au%elösten  Reiche 
in  Abrede  gestellt  werden  muss,  so  hat  der  in  der  Nation  fortlebende 
Gedanke  an  »Kaiser  und  Reich«  unverkennbar  auf  die  Gestal- 
tung unserer  heutigen  staatsrechtlichen  Zustände  eingewirkt,  wie  man 
selbst  an  höchster  Stelle  mehrfach  die  »Wiederherstellungv  von 
Kaiser  und  Reich  betont  hat.  Wir  werden  daher  stets  bemüht  sein, 
die  geschichtlichen  Fäden  des  heutigen  Reichsstaatsrechts  mit  den 
älteren  Phasen  des  deutschen  Staatensystems,  sowohl  des  deutschen 
Bundes,  als  des  deutschen  Reiches,  soweit  solche  nachweisbar  sind, 
zu  verknüpfen,  ohne  in  unnützen  Antiquitätenkram  zu  verfiedlen. 

n.    Das  deutsche  Reich  und  die  Einzelstaaten^. 

§246. 
1)  Cregenw&rtiger  Staatenbeitand  des  deatschen  Reiches. 

Die  deutschen  Staaten  der  Gegenwart  sind  aus  den  Territorien 
des  älteren  deutschen  Reiches  hervo^egangen,  welche  trotz  ihrer 

1  Wenn  wir  diese  augenffiUige  Uebereinstimmung  der  Institutionen  des  heu- 
tigen deutschen  Reiches  mit  denen  des  älteren  an  geeigneter  Stelle  hervorheben, 
so  verwahren  wir  uns  zugleich  dagegen,  dass  damit  etwa  eine  Gleichstellung  der 
Lebenskräfte  gemeint  sei,  welche  in  den  Einrichtungen  von  heute  und  denen  von 
ehemals  pulsiren.  Während  das  Reich  von  heute  in  voller  Jugendkraft  strotit, 
war  das  von  ehemals,  besonders  seit  dem  westftlischen  Frieden,  unrettbar  dem 
marasmus  senilis  verfallen.  Diese  in  den  Zeit-  und  Lebensrerhältnissen  der 
Nation  begrOndete  Verschiedenheit  der  politischen  Triebkräfte  thut  aber  der 
Analogie  der  staatsrechtlichen  Institutionen  keinen  Eintrag. 

2  Vor  allem  Laban d,  B.  I  §  10.  Die  Unterordnung  der  Einseistaaten  unter 
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Unterordnung  unter  die  Beichsgewalt  immer  als  Staaten  betrach- 
tet und  bezeichnet  wurden.  Von  ihnen  retteten  39  ihr  Dasein  in 
den  deutschen  Bund,  dessen  Mitgliederbestand  bei  seinem  Ende 
(1866)  34  betrug  (§  80.  S.  180).  Durch  den  deutschen  Krieg  von 
1866  verloren  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Holstein-Lauenbui^ 
und  Frankfurt  a.  M.  ihre  staatliche  Existenz;  22  deutsche  Staaten 
traten  in  den  norddeutschen  Bund.  Durch  den  Beitritt  der  drei 
süddeutschen  Staaten  ist  die  Zahl  der  Einzelstaaten  des  deutschen 
Reiches  auf  25  gestiegen.  Im  Artikel  1  der  Beichsver&ssung  sind 
die  Staaten  aufg^^ahlt,  welche  gegenwärtig  das  deutsche  Reich  bil- 
den. Es  sind  dies  die  vier  Königreiche:  Preussen,  Bayern,  Sachsen 
und  Württembei^,  die  sechs  Grossherzogthiimer:  Baden,  Hessen, 
Mecklenbui^- Schwerin,  Sachsen -Weimar,  Mecklenburg-Strelitz, 
Oldenburg,  die  fünf  Herzogthümer :  Braunschweig,  Sachsen-Mei- 
ningen, Sachsen- Altenburg,  Sachsen-Koburg-Gotha,  Anhalt,  die 
sieben  Fürstenthümer :  Schwarzburg-Budolstadt,  Schwarzburg-Son- 
dershausen, Waldeck,  Keuss  älterer  Linie,  Keuss  jüngerer  Linie, 
Schaumbui^-Lippe,  Lippe,  die  drei  freien  Städte :  Lübeck,  Bremen, 
Hamburg.  Das  Herzogthum  Lauenburg,  welches  seit  dem  13. 
Sept.  1865  mit  der  Krone  Preussen  in  Personalunion  vereinigt  war, 
ist  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  23.  Juni  1876  dem  preussischen 
Staate  einverleibt  worden,  sodass  dessen  besondere  Aufführung  in 
der  Reichsverfassung  nur  noch  eine  historische  Beminiscenz  ist. 

Es  fragt  sich,  ob  gerade  dieser  bei  der  Gründimg  des  deutschen 
Reiches  vorhandene  Bestand  von  25  Staaten  ein  Yerfassungssatz  des 
deutschen  Seiches  ist,  an  welchem  nur  durch  ein  verfassungs- 
änderndes Gesetz  oder  gar  nur  durch  einen  neuen  Vertrag  aller 
Einzelstaaten  etwas  verändert  werden  kann?  Der  Mitgliederbestand 
kann  sich  ändern  durch  Wegfall  eines  der  bestehenden  25  Staaten 
oder  durch  Hinzutritt  eines  neuen  Staates.  Beide  Fälle  sind  ge- 
trennt zu  beantworten. 

1)  Was  zunächst  den  Wegfall  eines  Einzelstaates  aus  der 
Reihe  der  Gliederstaaten  betrifft,  so  hat  die  Reichsverfassung  jedem 
derselben  eine  Garantie  wider  jeden  widerrechtlich  gewaltsamen 
Angriff  auf  seine  Existenz  gegeben,  mag  derselbe  von  revolutionären 
Gewalten  oder  von  anderen  Mächten  ausgehen.  Aber  auch  die  Auf- 
hebung eines  Einzelstaates  wider  seinen  Willen  durch  das  Reich 


dag  Reich.    §  11.  Die  Rechte  der  Eiiuelstaaten.    §  12.  Die  Existens  der  Einsel- 
«taaten.  Zorn,  B.  I  §  5.  Die  Einaelstaaten.  S.  77—98. 
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wäre  ein  Kechtsbruch;  der  alle  Grundlagen  der  Reichsverfaflsung  in 
Frage  stellen  würde,  wenn  sich  ein  solcher  Akt  auch  äusserlich  in 
die  Form  eines  Beichi^esetzes  I^Ieiden  würde  K  Ebensowenig  ist 
die  Beichsgewalt  berechtigt,  einen  Einzelstaat  vom  Reiche  auszu- 
schliessen,  wie  auch  keinem  Staate  der  Austritt  aus  dem  Reiche 
freisteht. 

Anders  liegt  die  Frage,  wo  es  sich  um  eine  rechtmässige 
Aufhebung  oder  Verschmelzung  eines  der  25  Einzelstaaten  handelt 
Die  Thronfolgerechte  der  deutschen  Fürsten,  welche  keineswegs 
durch  die  Reichsverfassung  aufgehoben  sind,  können  zu  einer  sol- 
chen Vereinigung  verschiedener  Staaten  unter  Einem  Herrscher 
führen,  während  eine  Theilung  der  deutschen  Staaten  aus  fursten- 
rechtlichen  Gründen  nach  neuerem  Staatsrechte  unbedingt  ausge- 
schlossen ist  (S.  233).  Würde  z.  B.  eine  der  beiden  mecklenburgi- 
schen Linien  erlöschen,  so  MTÜrden  die  beiden  Grossherzogthiimer 
unter  Einem  Herrscher  vereinigt;  eben  solche  Verbindungen  von 
jetzt  bestehenden  Einzelstaaten  könnten  in  den  stanmiverwandten 
Häusern  Sachsen,  Reuss,  Schwarzbui^  eintreten.  Nach  der  richti- 
gen Ansicht  hat  die  Reichi^ewalt  bei  solchen  Ereignissen  kein  Wort 
mitzureden,  nicht  einmal  eine  nachträgliche  Genehmigung  zu  er- 
theilen,  da  sie  sich  ganz  innerhalb  der  landesverfassungsmäfisigen 
Grundsätze  abwickeln.  Nur  über  die  Rückwirkungen  solcher 
Ereignisse  auf  das  Reichsrecht  hat  die  Reichsgewalt  unter  Umstän- 
den mitzusprechen.  Es  kommt  dabei  alles  auf  die  Art  der  Vereini- 
gung der  mehreren,  bis  jetzt  ganz  für  sich  bestehenden  Staaten  an. 
Gur  keinen  Einfluss  auf  die  reichsrechtlichen  Verhältnisse  hat  eine 
neu  entstehende  Personalunion  mehrerer  Einzelstaaten,  da  dabei 
die  staatsrechtliche  Individualität  der  Staaten  unverändert  fortbe- 
steht (S.  41).  Würde  z.  B.  der  Grossherzog  von  Sachsen- Weimar, 
nach  Erlöschen  der  albertimschen  Linie,  König  von  Sachsen  werden, 
so  würde  ein  solches  Ereigniss  auf  die  Reichsverfässung  gar  nicht 
zurückwirken,  wenn  beide  Staaten  in  ihrer  Selbständigkeit  erhalten 
würden.  Derselbe  Fürst  würde  als  König  von  Sachsen  4,  als  Gross- 
herzog von  Sachsen-Weimar  Eine  Stimme  fuhren.  Ganz  anders  läge 
die  Sache,  wenn  unter  Zustimmung  der  verfassungsmässigen  Organe 
aus  dem  Königreich  Sachsen  und  dem  Grossherzogthum  Weimar 


^  So  war  auch  im  älteren  deutschen  Reiche  die  Aufhebung  der  geistHchen 
Staaten  und  der  meisten  freien  Reichsstädte  ein  revolutionärer  Gewaltakt,  wel- 
cher sieh  nur  äusserlich  in  die  Form  eines  Reichsgesetses,  den  ReichsschloBS 
vom  27.  Aprü  1803,  hüllte. 
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Sün  Staat  gebfldet  werden  sollte.  Dass  dieStimine  des  einverleibten 
Staates  ipso  jure  auf  den  einverleibenden  überginge^  lässt  sich  mit 
Lab  and  nicht  behaupten.  Die  Stimmrechte  haben  heut  zu  Tage 
nicht  den  rein  territorialen  Charakter,  wie  zur  Zeit  des  älteren 
Reiches,  wo  sie  auf  das  Territorium  »gegrundfestigtc  waren  ^  sondern 
sind  Staatenstimmen,  welche  die  Existenz  eines  selbständigen 
Staates  voraussetzen,  die  aber  mit  der  Einverleibung  verloren  geht. 
Es  kommt  hier  nicht  die  Analogie  des  früheren  Keichsrechtes,  son- 
dern die  des  ehemaligen  Bundesrechts  zur  Anwendung.  Es  hing 
nach  Artikel  16  der  Wiener  Schluss-Akte:  »wenn  die  Besitzun- 
gen eines  souveränen  deutschen  Hauses  durch  Erbfolge  auf  ein 
anderes  übergehen,  von  der  Gesammtheit  des  Bundes  ab,  ob  und  in- 
wiefern die  auf  jenen  Besitzungen  haftenden  Stimmen  dem  neuen 
Besitzer  beigelegt  werden  sollentr.  Dies  würde  auch  heut  zu  Tage 
bei  Einverleibung  eines  Einzelstaates  in  den  anderen  als  Grundsatz 
gelten,  während  die  Bundespflichten  in  der  regelmässigen  Weise 
von  dem  Erwerber  weiter  erfüllt  werden  müssten,  bis  eine  aus- 
drückliche Neuordnung  durch  die  Beichsgewalt  stattgefiind^  hätte. 
Was  hier  von  der  Verbindung  mehrerer  Staaten  in  Folge  fürstlicher 
Thronfolgerechte  gesagt  ist,  muss  auch  gelten,  wenn  ein  Staat, 
unter  Zustimmung  aller  verfassungsmässigen  Faktoren,  beschliessen 
sollte,  seine  staatliche  Selbständigkeit  au&ugeben  und  in  einen 
anderen  deutschen  Staat  au&ugehen.  Während  so  eine  frei- 
willige, in  ver&ssungsmässiger  Form  erfolgte  Abtretung  der  Lan- 
deshoheit ohne  Zustimmung  der  Beichsgewalt  zu  Gunsten  eines 
mitverbündeten  deutschen  Staates  geschehen  kann,  kann  die 
freiwillige  Abtretung  eines  Bundesstaates  oder  eines  Theiles  des- 
selben an  einen  auswärtigen  Staat  ohne  Zustimmung  der  Beichsge- 
walt nicht  erfolgen,  auch  wenn  letzterer  sich  zur  Uebemahme  der 
Bundespflichten  erbieten  sollte.  Obgleich  Artikel  5  der  Wiener 
Schluss-Akte:  »Sämmtliche  ßundesglieder  verpflichten  sich  gegen- 
seitig dahin,  dass  sie  eine  etwaige  freiwillige  Abtretung  ihrer 
auf  einem  Bundesgebiete  haftenden  Souveränetötsrechte  ohne  Zu- 
stimmung der  Gesammtheit  nur  zu  Gunsten  eines  Mitverbündeten 
vornehmen  wollen«,  trotz  eines  dahin  gehenden  Antrages  des  Ab- 
geordneten vonCarlowitz,  nicht  in  die  Verfassung  aufgenommen 
wurde,  so  muss  doch,  bei  der  fortbestehenden  ratio  legis  desselben. 


1  K.  L.  Aegidi,  Der  Fürstenrath  nach  dem  Lflneviller  Frieden.    Berlin 
1853. 
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sein  Inhalt  mit  zwingender  Notbwendigkeit  als  fortgeltend  ange- 
sehen werden,  besonders  da  der  heutige  Mitgliederverband  ein  viel 
innigerer  ist,  als  der  zu  Zeiten  des  deutschen  Bundes.  Freilich 
schützt  dieser  Artikel  nur  gegen  freiwillige  Abtretungen,  nicht  gegen 
Erwerbungen,  welche  durch  das  bestehende  Thronfolgerecht 
herbeigeführt  werden. 

2)  Die  Aufnahme  eines  bis  jetzt  noch  nicht  zum  Beiche  ge- 
hörigen Staates  als  Bundesglied  ist  zulässig,  ohne  dass  »durch  diesen 
Zutritt  eines  neuen  Bundesgliedes  die  Gründung  eines  neuen  Staa- 
tes erfolgt  t  oder  dass  dieser  Accessions  vertrag  etwa  dahin  lautet: 
»dass  die  Kontrahenten  in  einen  neu  zu  bildenden  Staat  eintreten 
wollen«,  wie  Zorn  unter  Hereinziehung  des  Gesellschaftsprincips, 
aber  unter  Verkennung  des  staatlichen  Charakters  des  deutschen 
Reiches,  behauptet.  Durch  Zutritt  eines  neuen  Mitgliedes  wird 
kein  neuer  Staat  begründet,  sondern  nur  eine  Verfassungsänderung 
in  dem  in  Artikel  1  festgestellten  Mitgliederbestande  voi^nommen, 
daher  die  Nothwendigkeit  eines  Beichsschlusses  nach  Artikel  78 
Absatz^  der  Beichsverfassung.  In  dieser  Weise  ist  denn  auch  Ar- 
tikel 1  der  Beichsverfeussung  bereits  abgeändert  worden  durch  das 
Gesetz  betreffend  die  Vereinigung  von  Elsass  und  Lothringen  mit 
dem  deutschen  Beiche,  vom  9.  Juni  1871.  §  1  dieses  Gesetzes  lau- 
tet: »Die  von  Frankreich  durch  den  Artikel  1  des  PräliminarfiriedenB 
vom  26.  Februar  1871  abgetretenen  Gebiete  Elsass  und  Lothringen 
werden,  in  der  durch  den  Artikel  l  des  Friedensvertrags  vom  10. 
Mai  1871  und  dem  dritten  Zusatzartikel  zu  diesem  Vertrage  festge- 
stellten Begrenzung  mit  dem  deutschen  Beiche  für  immer  verei- 
nigt«. Dass  Elsass -Lothringen  nicht  als  eigentlich  selbständiges 
Bundesglied,  sondern  als  sog.  Beichsland  angenommen  wurde, 
kann  hier  keinen  Unterschied  machen. 

Die  Beichsver&ssung  zahlt  im  Eingange,  sowie  im  Artikel  6 
die  im  Jahre  1871  thatsächlich  vorhandenen  Einzelstaaten  auf,  sie 
sanktionirt  aber  nirgends  einen  Bechtssatz,  dass  gerade  diese  25 
Mitglieder  in  ihrer  staatsrechtlichen  Lidividualität  unverändert  fort- 
bestehen müssten,  noch  schliesst  sie  die  Möglichkeit  aus,  dass  neue 
Mitglieder  in  den  bestehenden  Verband  des  deutschen  Beiches  auf- 
genommen werden  können.  (So  besonders  Lab  and,  gegen  ihn 
Zorn  a.  a.  O.) 
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§247. 
8)  TbeUug  ^^f  Staatsftaktloiieii  iwUehen  dem  Relßhe  lad  den  Blixelitaaten. 

Theilung  der  Staatsfunktionen  zwischen  der  Centralgewalt  und 
der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  ist  ein  wesentliches  Merkmal 
jedes  Bundesstaates.  Wie  dagegen  diese  Yertheilung  stattgefunden 
hat,  ist  eine  Frage,  welche  nach  dem  konkreten  Staatsrechte  der 
verschiedenen  Bundesstaaten  beantwortet  werden  muss.  Allgemeine 
B^;eln  lassen  sich  darüber  nicht  au&tellen.  Auch  im  deutschen 
Reiche  ist  natürlich  eine  solche  Feststellung  der  Kompeten^enzen 
durch  die  Beichsver&ssung  und  später  erlassene  kompetenzerwei- 
temde  Gesetze  erfolgt.  Ihre  specielle  Darlegung  wird  gegeben  wer- 
den bei  der  Erörterung  der  einzelnen  Funktionen  der  Beichsgewalt. 
Hier  ist  nur  der  allgemeine  Gresichtspunkt  festzustellen,  wonach 
wir  im  Verhältnisse  des  Reiches  zu  den  Einzelstaaten  drei  Kate- 
gorien der  Staatsthätigkeit  zu  unterscheiden  haben: 

1)  Es  giebt  einzelne  Gegenstände,  wo  das  Reich  die  ganze 
staatliche  Thätigkeit  monopolisirt,  wo  es  vorgeht,  als  ob  Einzelstaa- 
ten neben  und  unter  ihm  gar  nicht  besländen,  kurz  wo  es  handelt, 
als  ob  es  ein  Einheitsstaat  wäre.  Hier  nimmt  es  nicht  nur  Gesetz- 
gebung und  Aufsicht,  sondern  auch  die  ganze  Ausführung  für  sich 
in  Anspruch.  Hierher  gehören  die  Marine,  die  auswärtigen  Ange- 
legenheiten des  Beiches,  das  Konsulatswesen  im  Auslande. 

2]  Bei  weitem  zahlreicher  sind  die  Gegenstände  der  Staats- 
thätigkeit, wo  das  Beich  nur  Gesetzgebung  und  Beaufsichtigung  für 
sich  in  Anspruch  nimmt,  während  die  Ausführung  der  Gesetze 
den  Einzelstaaten  überlassen  ist.  Hier  verwaltet  das  Beich  nicht 
selbst,  sondern  die  Einzelstaaten  haben  nach  Maassgabe  der  Reichs- 
gesetze  zu  verwalten.  Hierher  gehören  bei  weitem  die  meisten  der 
der  Kompetenz  des  Reiches  in  Artikel  4  der  Reichsverfassung  über- 
wiesenen Gegenstände.  Durch  die  Beichi^setze  ist  der  freien  Be- 
wegung der  einzelstaatlichen  Selbstverwaltung  bald  ein  grösserer, 
bald  ein  kleinerer  Spielraum  gewährt. 

3)  Bei  der  dritten  Kategorie  von  Gregenständen  kommen  nur 
die  Einzelstaaten,  nicht  das  Reich  in  Betracht.  Dahin  gehören  so- 
wohl die  Angelegenheiten,  welche  überhaupt  nicht  der  Gesetzes- 
kompetenz des  Beiches  unterliegen,  als  auch  diejenigen,  wo  das 
Beich  von  seiner  Gesetzgebungsbefugniss  noch  keinen  Gebrauch 
gemacht  hat,  obgleich  sie  derselben  durch  Artikel  4  überwiesen 
sind.     Hier    haben    die  Einzelstaaten   nicht  nur  die  Selbstver- 
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waltung,  sondern  die  Selbstgegesetzgebung.  Diese  Befugnisse 
sind  nicht,  wie  Zorn  behauptet,  aus  der  Reichsgewalt  abgeleitet, 
sondern  stehen  den  Einzelstaaten  ursprünglich  und  aus  eigenem 
Rechte  zu.  Die  Grenze  dieser  Kompetenzsphäre  der  Einzelstaaten  ist 
entweder  ausdrücklich  durch  die  Reichi^esetzgebung  gesteckt  oder 
stillschweigend  durch  den  Satz  gegeben,  dass  alles,  was  nicht  aus- 
drücklich zur  Kompetenz  des  Reiches  gezogen  ist,  den  Einzelstaaten 
verblieben  ist.  In  dem  Umstände,  dass  es  noch  zahlreiche  und 
wichtige  Gebiete  staatlicher  Thätigkeit  giebt,  wo  die  Einzelstaaten 
aus  eigenem,  nicht  abgeleitetem  Recht,  nach  selbstgegebenen  Ge- 
setzen, zu  handeln  berufen  sind,  ist  es  begründet,  dass  sie  nicht  bloss 
als  Körper  der  Selbstverwaltung,  sondern  als  Staaten  mit  einer 
relativen  Unabhängigkeit  zu  betrachten  sind.  Gerade  dadurch  wird 
dem  deutschen  Reiche  der  Charakter  eines  zusammengesetzten  Staa- 
tes au%eprägt,  welcher  nicht  bloss  aus  Provinzen  oder  Kommunal- 
verbänden, sondern  aus  Staaten  besteht. 

§248. 
3)  Crlelchhelt  der  Rechte  und  Pflichten  der  Einzelstaaten. 

Die  Gliederstaaten  des  Reiches  haben  als  solche  gleiche  Rechte 
und  Pflichten ;  sie  nehmen  vor  allem  durch  das  Organ  des  Bundes- 
rathes  an  der  Willensbildung  der  Reichsgewalt  theil.  Durch  diese 
grundsätzliche  Gleichberechtigung  wird  aber  nicht  ausgeschlossen, 
dass  dabei  auch  der  Verschiedenheit  der  thatsächlichen  Macht-  und 
Grössenverhältnisse  der  Einzelstaaten  Rechnung  getragen  wird.  So 
bei  der  Zumessung  der  Stimmberechtigung  im  Bundesrathe.  Da- 
gegen haben  alle  Einzelstaaten  für  sich  und  ihre  Angehörigen  in 
gleicher  Weise  Anspruch  auf  Erfüllung  deijenigen  staatlichen 
Funktionen,  welche  das  Reich  übemonunen  hat,  so  auf  Vertretung 
dem  Auslande  g^enüber,  auf  Rechtsschutz  nach  aussen  und  innen, 
auf  militärische  Vertheidigung.  Den  gleichen  Rechten  stehen 
grundsätzlich  gleiche  Pflichten  gegenüber.  SämmÜiche  Einzelstaa- 
ten sind  der  Reichsgewalt  gleichmässig  untergeordnet  und  derselben 
zu  verfassungsmässigem  Gehorsam  verpflichtet.  Der  Reichsgewalt 
stehen  zur  Geltendmachung  dieser  Gehorsamspflichten  gleichmassig 
auch  Zwangsmittel  zu  Gebote.  Nichterfüllung  der  Bundespflichten 
kann  Bundesexekution  herbeiführen,  falls  alle  anderweitigen  Mah- 
nungen zur  Erfüllung  dieser  Pflichten  fruchtlos  bleiben.  Ebenso 
findet  in  Betreff  der  militärischen  und  finanziellen  Pflichten  eine 
gleiche  Verpflichtung  der  Einzelstaaten  statt,  wobei  die  qualitativ 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Vom  deutiehen  Reiche  überkaupt.  13 

gleiclie  Verpflichtung,  ebensowenig  wie  bei  der  Berechtigung,  die 
quantitative  Verschiedenheit  der  Leistungen  nicht  ausschliesst. 
Stellung  der  Kontingente  und  Leistung  der  Matrikularbeiträge 
müssen  stets  nach  gleichem  Maassstab  auferlegt  werden.  Was 
dem  einen  recht  ist,  ist  dem  andern  billig.  Sogen.  Prägravationen 
sind  grundsätzlich  ausgeschlossen.  Von  dieser  grundsätzlichen 
Gleichberechtigung  machen  die  sogen.  Sonderrechte  eine  Aus- 
nahme, welche  nur  einzelnen Bundefi^liedem  zukommen,  nicht  allen. 

§249, 
4)  Soaderreohte  der  Blnzelitaaten^ 

Wir  bezeichnen  diejenigen  Bechte,  welche  nur  einzelnen 
Bundesstaaten,  nicht  allen,  im  Verhältnisse  zur  Gesammt- 
heit  zukommen,  mit  dem  Namen  »der  Sonderrechte«.  Die- 
selben zerfallen  in  zwei  Grattungen,  die  wir  als  positive  und  nega- 
tive Sonderrechte  bezeichnen  können.  Die  ersteren  bestehen  darin, 
dass  einzelnen  Staaten  ein  über  das  Durchschnittsmaass  hinaus- 
gehender Antheil  an  der  Mitbestimmung  des  Reichswillens,  eine 
weitergehende  Betheiligung  am  Reichsregiment  eingeräumt  ist,  als 
den  übrigen  nach  der  allgemeinen  Rechtsregel  zusteht,  während  die 
negativen  Sonderrechte  darin  bestehen,  dass  die  Reichi^ewalt,  ge- 
wissen Einzelstaaten  gegenüber,  in  der  Ausübung  ihrer  Hoheits- 
rechte  beschränkt  ist,  dass  sie  sich  auf  gewisse  Gegenstände  nicht 
erstreckt,  welche  den  anderen  Staaten  gegenüber  zur  Zuständigkeit 
der  Reichsgewalt  gerechnet  werden.  Nur  auf  letztere  Klasse  passt, 
was  Lab  and  als  Merkmal  aller  Sonderrechte  angiebt,  »dass  sie  auf 
Nichtanwendung  der  verfassungs-  und  gesetzmässigen  Princi- 
pien  beruhen«.  Zorn  bezeichnet  sie  daher  treffend  auch  als  Aus- 
nahmerechte, während  man  sie  gewöhnlich  Reservatrechte 
nennt.  Die  erste  Klasse  b^ründet  dagegen  keine  Ausnahmerechte ; 
sondern  diese  positiven  Sonderrechte  bilden  vielmehr  ein  noth- 
wendiges  Glied  im  Organismus  der  Reichsverfassung,  sie  sind  orga- 
nischer Natur  und  nichts  weniger  als  Anomalie,  so  z.  B.  das  einzig 
dastehende  Recht  des  Einzelstaates  Preussen  auf  das  Bundespräsi- 
dium, jetzt  das  Kaiserthum,  welches  das  wichtigste  Fundament  des 
ganzen  Reichsgebäudes  ist. 

i  Laband,Staatgr.  B.  I  S.  113ff.  G.  Meyer,  §  164  S.  419fF.  Zorn,  §5 
8.  81  ff.  ü  an  ei,  Die  yertragsmässigen  Elemente.  S.  207  ff.  Lab  and,  Der  Be- 
griff der  Sonderrechte  nach  deutschem  Reichsrecht  Annalen  des  deutschen 
Beiehes  1874.  S.  1487 ff.  R  Löning,  Die  Sonderrechte  der  deutschen  Staaten 
und  die  Reicfasyerfassung.  Annalen  1875.  S.  337  ff. 
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Zu  den  Sonderrecliten  erster  Klasse  gehören: 

1)  Die  eben  erwähnten  Präsidialrechte  der  Krone  oder  des 
Einzelstaates  Preussen. 

2)  Das  Recht  Bayerns  auf  6  Stimmen  im  Bundesrathe,  wah- 
rend diesem  Staate  sonst  nach  der  allgemeinen  Regel  nur  4  Stim- 
men zukommen  würden.  Da  sonst  die  Stimmenvertheilung 
im  Bimdesrathe  auf  einem  allgemeinen  Princip  beruht^  wie 
unten  näher  ausgeführt  werden  wird,  so  kann  dieselbe  auch  nicht 
zu  den  Sonderrechten  der  Einzelstaaten  gerechnet  werden,  wie  La- 
ban d  gegen  Löning  richtig  ausgeführt  hat. 

3)  Das  Recht  Bayerns  und  Württembergs  auf  einen  ständigen 
Sitz  im  Bundesrathsausschuss  für  Landheer  und  Festungen  (Reichs- 
verfassung  Artikel  8.  Württembergische  Militär-Konvention  §  15. 
Reichsverfassung,  Abschnitt  XL  Schlusssatz).  Thatsächlich 
dasselbe  Recht  steht  Sachsen  zu,  aber  es  hat  einen  anderen  staata- 
rechtlichen  Charakter. 

4)  Das  Recht  Bayerns,  Württembergs  und  Sachsens  auf  einen 
Sitz  im  Bundesrathsausschuss  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten, 
in  welchem  Bayern  ausserdem  zum  ständigen  Vorsitz  berechtigt  ist. 

5)  Das  Recht  Bayerns  auf  den  Vorsitz  im  Bundesrathe  im  Falle 
der  Verhinderung  Preussens  (Bayerisches  Schlussprotokoll  IX). 

6)  Das  Recht  Bayerns,  dass  seine  Gresandten  beToUmächtigt  wer- 
den sollen,  die  Reichsgesandten  in  Verhinderungsfällen  zu  vertreten. 

Zu  den  Sonderrechten  zweiter  Klasse,  den  Ausnahme-  oder 
Reservatrechten,  gehören  folgende : 

1)  Das  Recht  Hamburgs  und  Bremens  auf  Exemtion  von 
der  Zollgesetzgebung  des  Reichs,  als  Freihäfen.  (Ueber  das  Eigen- 
thümliche  dieses  Sonderrechts  vgl.  unten  §  301.  Anmerkung  am 
Schlüsse). 

2)  Das  Recht  Baden«  auf  Exemtion  von  der  Reichsgeseti- 
gebung  über  Besteuerung  des  inländischen  Bieres  und  Branntweins 
sowie  Bezug  der  aus  diesen  Steuerquellen  fliessenden  Einnahmen 
(Reichsverfassung  Artikel  35). 

3)  Folgende  Exemtionen  Württembergs: 

a)  das  gleiche  Ausnahmerecht  wie  Baden; 

b)  die  Einrichtungen  und  Verwaltui^  des  Post-  und  Telegra- 
phenwesens  und  die  Einnahme  der  Post  und  Telegraphie  sind 
Württembei^  vorbehalten.  Ebenso  der  Erlass  der  reglementarischen 
und  Tarifbestimmungen  für  den  inneren  Verkehr  Württembergs, 
sowohl  der  Post  als  auch  der  Telegraphie;  desgleichen  die  vertrags- 
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mäflsige  Begelung  des  unmittelbaren  Post-  und  Telegraphenver- 
kehrs  Württembergs  mit  seinen  dem  Reiche  nicht  angehörenden 
Nachbarstaaten  (Artikel  52  der  Reichsyerfftssung).  Auch  sollen  Be- 
stimmungen über  neu  zu  konstituirende  Vorrechte  der  Post  für  den 
inneren  Verkehr  Württembergs  nur  mit  Zustimmung  dieses  Staates 
durch  die  Beichsgesetzgebung  eingeführt  werden  (Schlussprotokoll 
vom  25.  November  1870.   III); 

c)  theilweise  Exemtion  von  der  Beichseisenbahngesetzgebung 
nach  Maasi^be  des  SchlussprotokoUs  Ziffer  II.  Reichsverfassung 
Artikel  45; 

d)  die  Bestimmungen  der  Reichsverfassung  über  das  Reichs- 
kriegswesen (Abschnitt  XI,  Artikel  57 — 68)  finden  in  Württembei^ 
nur  nach  näherer  Bestimmung  der  Militärkonvention  vom  21/25. 
November  1870  Anwendung. 

4)  Am  reichsten  mit  Sonderrechten  der  zweiten  Klasse  ist 
Bayern  bedacht: 

a)  Hinsichtlich  der  Besteuerung  des  inländischen  Branntweins 
und  Bieres  geniesst  Bayern  dieselbe  Befreiung,  wie  Württemberg 
und  Baden.   Reichsverfassung  Artikel  35,  Absatz  2.   Artikel  38; 

b)  die  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reiches  ist  aus- 
geschlossen hinsichtlich  der  Heimaths-  und  Niederlassungsverhält- 
nisse,  wohin  auch  das  Verehlichungswesen  in  staatspolizeilicher  und 
heimathrechtlicher  Beziehung  gehört  (Reichsverfassung  Artikel  4, 
Nr.  1.   Schlussprotokoll  vom  23.  November  1870.   Ziffer  I) ; 

c)  die  Reichsgesetzgebung  über  die  Immobiliarversicherung 
kann  in  Bayern  nur  mit  Zustimmung  der  bayerischen  Regierung  in 
Kraft  treten  (Schlussprotokoll  IV) ; 

d)  die  dem  Reiche  in  den  Artikeln  42 — 46  der  Reichsverfas- 
sung  beigelegten  Rechte  hinsichtlich  des  Eisenbahnwesens  haben 
für  Bayern  keine  Geltung.  Dem  Reiche  steht  jedoch  auch  Bayern 
g^^nüber  das  Recht  zu,  im  Wege  der  Gesetzgebung  einheitliche 
Normen  für  die  Konstruktion  und  Ausrüstung  der  für  die  Landes- 
vertheidigung  wichtigen  Eisenbahnen  au&ustellen ; 

e)  hinsichtlich  des  Post-  und  Telegraphenwesens  hat  Bayern 
dasselbe  Reservatrecht  wie  Württembei^,  abgesehen  von  dem  Vor- 
behalte Württembei^  wegen  der  neu  einzuführenden  Vorrechte  der 
Post  (Reichsverfassung  Artikel  52) ; 

f )  die  sämmtlichen  Bestimmungen  der  Reichskriegsverfassung, 
wie  sie  in  Abschnitt  XI  der  Reichsverfassung  enthalten  sind,  kom- 
men in  Bayern  nur  nach  Maassgabe  des  Bündnissvertrages  vom 
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23.  November  1870  unter  III  §  5  zur  Anwendung;  insbesondere  ist 
Bayern  hinsichtlich  seines  Militäretats  von  den  Vorschriften  der 
Reichsverfassung  Artikel  69,  71  und  72  ia  der  Weise  eximirt,  dass 
dieselben  nur  nach  Maassgabe  der  unter  Nr.  4  genannten  Yertrags- 
bestimmungen  zur  Anwendung  kommen. 

Der  gemeinsame  juristische  Charakter  beider  inhaltlich  ver- 
schiedener Arten  von  Sonderrechten  besteht  darin,  dass  auf  beide  der 
Absatz  2  des  Artikels  78  der  Reichsverfassung  Anwendung  findet, 
welcher  lautet:  »Diejenigen  Vorschriften  der  Reichsver- 
fassung, durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner 
Bundesstaaten  in  dem  Verhältnisse  zur  Gesammtheit 
festgestellt  sind,  können  nur  mit  Zustimmung  des  be- 
rechtigten Bundesstaates  abgeändert  werdenc. 

Dieser  vielbedeutende  Satz  war  in  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung nicht  enthalten,  er  taucht  zuerst  in  dem  Vertrage  zwi- 
schen dem  norddeutschen  Bunde,  Baden  und  Hessen  vom  15.  Novem- 
ber 1870  auf  und  kehrt  wieder  in  den  Verträgen  mit  Bayern  vom 
23.  November  1870  und  mit  Württemberg  vom  25.  November  1870 
Aus  diesen  Verträgen  ist  er  in  die  gegenwärtige  Redaktion  der 
Reichsverfassung  übergegangen,  lieber  Sinn,  Tragweite  und  Um- 
fang des  Satzes  bestehen  abweichende  Ansichten. 

Vor  allem  muss  derselbe  im  Zusammenhange  mit  dem  ersten 
Abschnitt  des  Artikels  78  au%efa6St  werden,  mit  welchem  dieser 
Satz  absichtlich  in  Verbindung  gesetzt  worden  ist.  Absatz  1  besagt: 
»Veränderungen  der  Verfassung  erfolgen  im  Wege 
der  Gesetzgebung;  sie  gelten  als  abgelehnt,  wenn 
sie  im  Bundesrathe  14  Stimmen  gegen  sich  habenc 
Dadurch  ist  jede  Verfassungsänderung  ausdrücklich  auf  den  Weg  der 
Gesetzgebung  verwiesen.  Der  frühere  Streit ^  über  die  Berechti- 
gung einer  Kompetenzerweiterung  ist  damit  aus  dem  praktischen 
Staatsrechte  verschwunden.  Eine  Erweiterung  der  Reichskompe- 
tenz  bedarf  keineswegs,  wie  eine  frühere  Doktrin  behauptete,  eines 


1  Zu  Zeiten  des  norddeutschen  Bundes  erklärten  sieh  gegen  die  sog.  Kom- 
petenx-Kompetens  H.  Bö  hl  au,  Kompetenz-Kompetenz?  1869.  H.  A.  Zacha- 
riä,  Die  Verfassungsänderungen  nach  Artikel  78  der  norddeutschen  Bundes- 
verfassung. 1869.  H.  Bö h lau,  Replik  zur  Kompetenz-Kompetenz;  für  die 
Kompetenz-Kompetenz :  die  Kompetenz  des  norddeutschen  Bundes  aus  Artikel 
78  der  Bundesveifassung.  Von  einem  Mitgliede  des  konstituirenden  Reichstages. 
1870.  Thudichum,  V erf assungsrecht  des  norddeutschen  Bundes.  S .  34.  von 
M a r t i t z ,  Betrachtungen.  S.  10.  Hiersemenzel,  Die  Verfassung  des  nord- 
deutschen Bundes.   S.  34. 
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neuen  Vertragsschlusses  unter  allen  Einzelstaaten;  sie  ist  nichts  als 
eine  VerÜGissungsänderung  und  kann  durch  ein  verfassungsändern- 
des Gesetz  bewirkt  werden.  Thatsächlich  ist  das  Zustandekom- 
men eines  solchen  durch  Artikel  78  sehr  erschwert,  indem  schon  14 
Stimmen  im  Bundesrathe  dasselbe  unmöglich  machen  können, 
juristisch  bleibt  es  aber  doch  ein  Akt  der  Reichsgesetzgebung,  zu 
welchem  der  Wille  der  gesetzgebenden  Faktoren  der  Reichsgewalt 
ausreicht,  zu  welchem  keine  Zustimmung  eines  oder  aller  Einzel- 
staaten erforderlich  ist.  Nur  für  die  Aufhebung  oder  Abänderung 
der  sogen.  Sonderrechte  tritt  zu  dem  Veto  der  14  Stimmen  im  Bun- 
desrathe noch  ein  weiteres  erschwerendes  Moment,  die  Zustimmung 
des  berechtigten  Staates.  Auch  hier  findet  die  Aufhebung  des  Son- 
derrechtes in  Form  der  Gesetzgebung  statt,  nur  dass  zwei  er- 
schwerende Momente  hinzutreten :  a)  die  verfassungsmässige  Mehr- 
heit im  Bundesrathe,  b)  die  Zustimmung  des  betreffenden  Staates, 
dessen  Sonderrecht  abgeändert  oder  au%ehoben  werden  soll.  Letz- 
tere Vorschrift  hat  einen  durchaus  singulären  Charakter;  sie  darf 
nicht,  wie  das  von  Lab  and  geschieht,  als  ein  selbstverständliches 
Princip  au^efaflst  und  über  den  Wortlaut  hinaus  ausgedehnt  wer- 
den. Singular  ist  diese  Vorschrift,  weil  sie  mit  dem  Geiste  der 
Reichsverfassung,  d.  h.  mit  dem  staatlichen  Charakter  des  Reiches 
und  seinem  souveränen  Gesetzgebungsrecht,  in  Widerspruch  steht. 
Analogien  aus  dem  älteren  deutschen  Reichsstaatsrechte  sind  hier 
unbrauchbar,  weil  hier,  in  mittelaltriger  Weise,  privatrechtliche 
Momente  in  das  Staatsrecht  hereinspielten,  ebensowenig  darf  aus 
dem  deutschen  Bundesrechte  deducirt  werden,  dass  ein  solcher  Satz 
selbstverständlich  sei,  weil  der  deutsche  Bund  ein  Gesellschaftsver- 
hältniss  souveräner,  gleichberechtigter  Staaten  war,  wo  bei  jeder 
Verfassungsänderung  der  Satz  »melior  est  condicio  prohibentis«  zur 
Geltung  kam;  am  wenigsten  aber  darf  aus  dem  privatrechtlichen 
Eorporationsbegriff  ii^end  eine  Folgerung  für  die  Allgemeingültig- 
keit eines  solchen  Princips  gezogen  werden. 

Diese  Vorschrift  darf  aber  auch  nicht,  wie  dies  von  G.  Meyer 
und  Zorn  geschieht,  gegen  den  Wortlaut  allzusehr  beschränkt  wer- 
den; sie  muss  vielmehr  nach  einer  richtigen  grammatischen  Aus- 
legung auf  alle  diejenigen  Vorschriften  der  Reichsverfassung  er- 
streckt werden,  »durch  welche  bestimmte  Rechte  einzelner  Bundes- 
staaten in  dem  Verhältnisse  zur  Gesammtheit  festgestellt  sind«.  Es 
ist  kein  Grund  vorhanden,  warum  diese  Vorschrift  nicht  auch  der 
ersten  Klasse  von  Sonderrechten  zu  Gute  kommen  sollte,  wodurch 

Se hülse,  DentscheB  Staatsreclit.  II.  2 
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die  Beichsyerfassimg  gewissen  einzelnen  Staaten  weitergehende 
Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Betheiligung  am  Reichsregiment  bei- 
legt, als  anderen.  Auch  hier  sind  es  Befugnisse,  welche  die  Verfas- 
sung j»einzelnena  Staaten,  nicht  allen  oder  den  einzelnen  Staaten 
beilegt,  sie  beruhen  nicht  auf  dem  Principe  der  Gleichberechti- 
gung, sondern  auf  dem  der  Bevorzugung.  Dahin  gehören  vor 
allem  die  Präsidialbefugnisse  Preussens,  die  vom  Princip  abwei- 
chende grössere  Stimmenzahl  Bayerns,  dessen  Sitz  und  Vorsitz  im 
Bundesrathsausschuss  für  Heerwesen  und  Festungen  u.  s.  w.  Nie- 
mals aber  darf  diese  singuläxe  Vorschrift  auf  Befugnisse  der  Einzel- 
staaten ausgedehnt  werden,  welche  nicht  ausdrücklich  in  derKeichs- 
verfassung  und  den  ihr  gleichgestellten  Verträgen  anerkannt  sind. 
»Rechte,  welche  nicht  durch  eine  ausdrückliche  Vorschrift  der 
Reichsverfassung  fest  bestimmbar  sind,  stehen  überhaupt  nicht  zur 
Frage«  (Hänel).  Das  von  La  band  angenommene  Sonderrecht, 
dass  keinem  Einzelstaate  eine  grössere  Belastung  oder  Beschränkung 
auferlegt  werden  dürfe,  als  den  übrigen,  ist  unerweisbar,  wie  dies 
von  Löning  schlagend  dargethan  ist.  Allerdings  ist  es  eine  Bülig- 
keitsrücksicht,  dass  alle  Staaten,  dem  Reiche  gegenüber,  mit  glei- 
chem Maassstabe  gemessen  werden  und  keinem  eine  Mehrbelastung 
angesonnen  wird,  ohne  seine  Zustimmung;  aber  wo  das  Reichswohl 
es  unbedingt  verlangt,  dass  es  dennoch  geschehe,  wird  kein  Sonder- 
recht verletzt,  kein  Protest  des  betreffenden  Einzelstaats  begründet 
Es  ist  auch  nicht  bloss  eine  Machtfrage,  sondern  eine  Rechtspflicht, 
dass  der  Einzelstaat  sich  einer  solchen  Maassregel  zu  Gunsten  der 
Gesammtheit  unterwirft.  Der  Reich^ewalt  stehen  die  Einzelstaaten 
eben  so  gegenüber,  wie  jeder  Staatsgewalt  die  ihr  unterworfenen 
Individuen  und  Korporationen ;  sie  soll  die  wohlerworbenen  Rechte 
derselben  achten  und  nicht  in  dieselben  eingreifen.  Wo  aber  das 
Gesammtwohl  eine  Veränderung  oder  Aufhebung  wohlerworbener 
Rechte  unbedingt  erheischt,  da  bilden  auch  diese  keine  absolute 
Schranke  für  die  Staatsgewalt.  Nur  fordert  die  Gerechtigkeit  volle 
Entschädigung  des  Berechtigten.  Wenn  das  Gesetz  eine  solche,  wo  sie 
möglich  ist,  nicht  gewährt,  so  thut  die  Staatsgewalt  materiell  Un- 
recht; formell  ist  aber  doch  auch  ein  solches  Gesetz  rechtsbestsn- 
dig  und  dem  Verletzten  steht  kein  Rechtsmittel  gegen  den  Gesetz- 
geber zu.  Ganz  dasselbe  gilt  von  dem  Verhaltnisse  der  Reichsgewalt 
zu  den  wohlerworbenen  oder  gesetzlich  bestehenden  Rechten  der 
Einzelstaaten.  »Jura  singulorum«  im  Sinn  des  älteren  Reichs-  oder 
des  deutschen  Bundesrechtes  existiren  der  souveränen  Reichsgesets- 
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gebimg  gegenüber  nicht.  Ein  Reichsgesetz  kann  den  Einzelstaaten 
auch  die  ihnen  jetzt  noch  zustehenden  Hoheitsrechte  entziehen. 
Die  einzige,  aber  auch  völlig  genügende  Schutzwehr  liegt  in  der 
Bestimmung  des  Artikels  78  Absatz  1  über  Verfassungsänderungen, 
wozu  auch  Kompetenzerweiterungen  gehören,  die  stets  mit  Kom- 
petenzbeschränkungen der  Einzelstaaten  verbunden  sind. 

Dieser  souveränen  staatlichen  Gesetzesgewalt  des  Reiches 
gegenüber  machen  nur  die  in  Absatz  2  des  Artikels  78  genau  be- 
zeichneten Sonderrechte  einzelner  Staaten  eine  Ausnahme,  welche 
nur  durch  Verzicht  des  sonderberechtigten  Staates  beseitigt  wer- 
den können.  Ein  solcher  Verzicht  wird  dadurch  erklärt,  dass  die 
Stimme  des  berechtigten  Staates  sich  unter  der  dem  Gesetze  zu- 
stimmenden Mehrheit  der  Stimmen  im  Bundesrathe  befindet.  Eine 
Zustimmung  des  Landtages  des  betreffenden  Staates  ist  von  Reichs- 
wegen nicht  erforderlich.  Dem  Reiche  gegenüber  wird  der 
Wille  des  Einzelstaates  durch  die  Abgabe  der  Stimme  des  Bevoll- 
mächtigten im  Bundesrathe  dargethan;  wie  die  Instruktion  des 
Bevollmächtigten  zu  Stande  kommt,  ist  Sache  des  Landesstaats- 
rechtes. Das  Reich  ignorirt  das  Zustandekommen  der  Instruktion 
des  Bevollmächtigten  vollständig.  Selbst  eine  mit  Verletzung  der 
Landesverfassung  zu  Stande  gekommene  Stimmabgabe  ist  nach 
Reicbsrecht  gültig,  während  allerdings  das  betreffende  Ministerium 
fiir  die  Ertheilung  der  Instruktion  der  Landesvertretung  nach  Lan- 
desrecht verantwortlich  bleibt,  der  Bevollmächtigte  nach  Staats- 
dienerrecht für  eine  instruktionswidrige  Stimmal^be  zur  Rechen- 
schaft gezogen  werden  kann.  Sollte  selbst  ein  Ministerium  in  diesem 
Falle  wegen  Verletzung  landesrechtlicher  Normen  oder  wegen  Ge- 
fährdung von  Staatsinteressen  nachträglich  verurtheilt  werden,  das 
mit  seiner  Zustinmiung  zu  Stande  gekommene  Reichsgesetz  ist  un- 
anfechtbar und  geht  als  solches  allen  Landesgesetzen  vor.  Diese 
Frage  ist  in  den  süddeutschen  Landtagen  eingehend  behandelt  wor- 
den. Ueberall  haben  die  Regierungen  einstimmig  erklärt,  dass 
die  Zustimmung  des  betreffenden  Bundesstaates  durch 
seinen  Bevollmächtigten  im  Bundesrathe  ausgespro- 
chen wird,  dessen  Instruktion  lediglich  von  seiner 
Regierung  ausgeht.  Verschiedene  Versuche,  das  entgegenge- 
setzte Princip  landesgesetzlich  zu  fixiren,  wurden  energisch  zurück- 
gewiesen (vgl.  hierüber  Seydel,  Kommentar  S.  273ff.). 
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völkerrechtlicher  Verein  souveräner  Staaten,  kein  einheitliches 
Staatsgebiet,  sondern  bestand  lediglich  aus  den  Gebieten  seiner  34 
Einzelstaaten.  Als  der  deutsche  Bund  im  Jahre  1866  rechtlich  auf- 
gelöst war,  hörte  jeder  Zusammenha'ng  der  einzelstaatlichen  Gebiete 
von  selbst  auf.  Der  norddeutsche  Bund  konstituirte  sein  Staat^e- 
biet  aus  den  Gebieten  der  22  beitretenden  Staaten,  ganz  unabhängig 
von  dem  Umfange  des  ehemaligen  deutschen  Bundes.  Diesem 
gegenüber  hatte  der  norddeutsche  Bund  Gewinn  und  Verlust  zu 
verzeichnen.  Sämmtliche  österreichische  Provinzen,  die  bis  dahin 
zum  deutschen  Bunde  gehört  hatten,  Luxemburg  und  Limburg, 
sowie  das  Fürstenthum  Liechtenstein,  blieben  ausserhalb  des  Bun- 
des, ebenso  die  drei  süddeutschen  Staaten,  Bayern,  Württembeq[ 
und  Baden.  Hessen-Darmstadt  trat  nur  mit  seinen  nördlich  vom 
Main  gelegenen  Gebietstheilen  bei.  Dagegen  wurden  die  preussi- 
schen  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen,  sowie  das  Grossherzog- 
thum  Posen,  ebenso  Schleswig  neu  aufgenommen.  Dem  neuen 
deutschen  Reiche  traten  am  1.  Januar  1871  bei  Bayern,  Württem- 
bei^  und  Baden  mit  ihrem  ganzen  Gebiete,  das  Grossherzc^thum 
Hessen  jetzt  auch  mit  seinen  südlich  vom  Main  gelegenen  Gebiets- 
theilen. Am  9.  Juni  1871  wurde  auch  Elsass  und  ein  Theil  von 
Lothringen  einverleibt.  Damit  hat  das  deutsche  Reich  seinen  terri- 
torialen Abschluss  erreicht.  Alle  Ansprüche  auf  verloren  g^angene 
G^bietstheile  des  älteren  Reiches,  die  sog.  avulsa  imperii,  sowie  auf 
ehemalige  Bundeslande,  liegen  ihm  fem. 

WäJirend  sich  in  den  inneren  Verhältnissen  die  Grcbiets- 
hoheit  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten  mannigfach  durchkreuzt, 
beschränkt  und  ergänzt,  erscheint  das  Reichsgebiet,  dem  Auslande 
gegenüber,  als  eine  geschlossene  Einheit.  Der  Reichi^ewalt  stehen 
in  dieser  Beziehung  alle  Rechte  zu,  welche  nach  dem  Völkerrechte 
der  Staatsgewalt  eines  souveränen  Einheitsstaates  gegenüber  zu- 
kommen. Vor  aUem  hat  das  Reich  allein  den  militärischen  Schutz 
gegen  AngriiFe  von  aussen  in  die  Hand  genommen.  Die  geringste 
Verletzung  eines  einzelstaatlichen  Gebietes  durch  eine  auswärtige 
Macht  ist  Verletzung  des  Reichsgebietes,  wofür  das  Reich  völker- 
rechtliche Genugthuung  zu  fordern  hat.  Aber  nicht  bloss  gegen 
Angriffe  fremder  Staaten,  sondern  auch  gegen  verbrecherische 
Unternehmungen  Einzelner  schützt  die  Reichsgewalt  das  Reichsge- 
biet. Nach  Artikel  81  des  Reichsstrafgesetzbuches  wird  als  Hoch- 
verräther bestraft,  «wer  es  unternimmt,  das  Bundesgebiet  ganz  oder 
theilweise  einem  fremden  Staate  einzuverleiben  oder  einen  TheU 
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desselben  yom  Gkinzen  losznreissenff.  Die  speciellen  Vorschriften 
der  Reichsverfassung,  welche  sich  auf  den  Schutz  des  Reichsge- 
bietes gegen  äussere  Angriffe  und  innere  Störungen  beziehen,  wer- 
den zweckmässig  bei  den  einzelnen  Materien  abgehandelt,  so  die 
Mobilmachung  und  kriegsbereite  Aufstellung  des. Reichsheeres  oder 
eines  Tmppentheils,  die  Anlegung  von  Festungen  im  Reichsgebiete, 
die  Verhängung  des  Belagerungszustandes  u.  s.  w. 

§251. 

IV.    Die  Beichsangehörigen  ^ 

Wie  jeder  Staat,  so  hat  auch  das  deutsche  Reich  in  Land  und 
Volk  seine  dingliche  und  persönliche  Grundlage.  Die  das 
Volk  bildenden  Individuen  bezeichnen  wir  als  XJnterthanen, 
Staatsbürger,  Staatsgenossen,  Staatsangehörige.  Das 
deutsche  Reich,  als  wahrer  Staat,  zählt  als  Glieder  nicht  nur  25 
Einzelstaaten,  sondern  45  Millionen  Deutscher.  Es  hebt  den  Begriff 
des  Staates  auf,  wenn  man,  wie  Lab  and,  das  deutsche  Reich  als 
eine  Korporation  betrachtet,  die  wieder  nur  aus  Korporationen  be- 
steht (S.  45).  Die  unmittelbare  Verbindung,  die  Hingebung  zu  Ge- 
horsam und  Treue  muss  zwischen  dem  Staate  und  menschlichen 
Individuen  stattfinden.  Somit  sind  alle  Deutschen  in  staatsrecht- 
lichem Sinne  unmittelbare  XTnterthanen,  Glieder,  Genossen  des 
Reiches.  »Die  Eigenschaft  der  Mitgliedschaft,  des  Substrates  ist 
nicht  ausschliesslich  auf  die  Einzelstaaten  beschränkt,  sondern  um- 
&8St  auch  die  Unterthanen,  insoweit  sie  unmittelbar  der  Reichsge- 
walt unterworfen  sind«  (Hänel).  Dieser  Begriff  der  Unterthanschaft 
wird  aber  dadurch  eigenthümlich  modificirt,  dass  das  deutsche  Reich 
kein  einfacher,  sondern  ein  zusammengesetzter  Staat  ist  [§  138. 
S.  348),  in  welchem  die  Staatsaufgabe  theils  durch  die  Centra^e- 
walt,  theils  durch  die  Einzelstaaten  gelöst  wird.  Nothwendige  Folge 
davon  ist  für  jeden  Deutschen  ein  doppeltes  Bürgerrecht,  eine  dop- 
pelte Staatsgenossenschaft.  Dieser  unleugbare  Dualismus  darf  aber 
nicht  so  gedacht  werden,  als  ob  sich  diese  beiden  Bürgerrechte  in 
ganz  getrennten  Sphären  bewegten.  Wie  die  Staatsthätigkeit  des 
Reiches  aufs  engste  und  mannigfachste  mit  der  der  Einzelstaaten 


<  Lehrbuch.  Buch  L  Kap.  III.  Lit  §  136.  Not  1.  ▼.  Gerber,  Grundx. 
§§15—17.  Besonders  Anl.  n.  Laband,  I.  §§  13— 19.  v.  Rönne,  I.  99 ff.  G. 
Meyer,  Lehrb.  §§75— 79.  S.  213— 226.  Seydel,  Kommentar  S.  43ff.  undbei 
Hirth  Ann.  1876.  S.  135—179.    Zorn  I,  Buch  V.  §§  15-17.  S.  252-295. 
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verschlungen  ist,  so  greifen  auch  Reichsbürgerrecht  und  Staats- 
büi^errecht  der  Einzelstaaten  in  einander  über.  In  manchen  Bezie- 
hungen beherrscht  das  Reich  seine  Unterthanen  unmittelbar  und 
ausschliesslich,  in  andern  nimmt  es  nur  die  Gresetzgebung  und  Ober- 
aufsicht in  Anspruch  und  überlässt  den  Einzelstaaten  die  Ausfuh- 
rung und  Verwaltung,  in  andern  Beziehungen  gebührt  den  Einzel- 
staaten nicht  nur  die  Verwaltung,  ßondem  auch  die  Gresetzgebung. 
Der  scheinbar  bedenkliche  Keim  zu  Konflikten,  welcher  in  diesem 
Dualismus  des  Bürgerrechts  liegt,  wird  aber  dadurch  überwunden, 
dass  das  Reich  in  allen  Beziehungen  das  endgültig  entscheidende 
Wort  zu  sprechen  hat,  indem  jedes  Reichsgesetz  ausnahmslos  jedem 
Landesgesetz  vorgeht,  das  Reich  die  souveräne  Staatsgewalt  in 
Deutschland  ist. 

Das  ältere  deutsche  Reich,  als  zusammengesetzter  Staat,  kannte 
zwar  grundsätzlich  ein  Reichsbürgerrecht.  Dasselbe  war  aber  durch 
die  Dazwischenschiebxing  der  Territorialgewalten  verkümmert  und 
unentwickelt  geblieben.  Der  deutsche  Bund,  als  ein  völkerrecht- 
licher Staatenverein,  musste  grundsätzlich  ein  Bürgerrecht  vernei- 
nen, 4&iiiän  nur  Bürger  oder  Unterthan  eines  Staates,  niemals  einer 
Staatenkonfbderation  sein  kann.  Der  norddeutsche  Bund,  als  ein 
Bundesstaat,  brachte  mit  Nothwendigkeit  auch  den  Begriff  eines 
gemeinsamen  Bürgerrechtes  mit  sich.  Dasselbe  war  mit  seiner 
staatsrechtlichen  Begründung  von  selbst  gegeben. 
Keineswegs  darf  es  aber,  wie  Laband  näher  ausfuhrt,  in  Artikel  3 
der  Reichsverfassung  gefunden  werden,  welcher  lautet :  ^  »Für  ganz 
Deutschland  besteht  ein  gemeinsames  Indigenat  mit  der  Wirkung, 
dass  der  Angehörige  (Unterthan,  Staatsbürger)  eines  jeden  Bundes- 
staates in  jedem  anderen  Bundesstaate  als  Inländer  zu  behandeln  und 
demgemäss  zum  festen  Wohnsitz,  zum  Gewerbebetriebe,  zu  öffent- 
lichen Aemtern,  zur  Erwerbung  von  Grundstücken,  zur  Erlan- 
gung des  Staatsbürgerrechtes  und  zum  Genüsse  aller  sonstigen 
bürgerlichen  Rechte  unter  denselben  Voraussetzungen  wie  der  Ein- 
heimische zuzulassen,  auch  in  Betreff  der  Rechtsverfolgung  und  des 


^  Insofern  hatte  auch  Br au  n- Wiesbaden  Becht,  als  er  im  Ter£ftMung^eb«i- 
den  Reichstag  (Stenogr.  Ber.  S.  131)  sich  über  Artikel  3  folgendennaassen  aus- 
sprach :  »Das  ist  kein  deutsches  Indigenat,  das  ist  eine  VergOnstigung,  wie  man 
sie  durch  völkerrechtliche  Vertr&ge  mit  fremden  Staaten  stabilirt,  aber  von  «nem 
gemeinsamen  Bürgerrecht  ist  es  himmelweit  verschieden.«  Der  Artikel  selbst  ist 
der  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  nachgebüdet  A.  IV  seet.  2  §  1 :  »The 
citiiens  of  eaoh  State  shaU  be  entitled  to  all  Privileges  and  immunities  of  eitisens 
in  the  sereral  states.« 
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Sechtsschutases  demselben  gleich  zu  behandeln  ist.  Kein  Deutscher 
darf  in  der  Ausübung  dieser  Befiigniss  durch  die  Obrigkeit  seiner 
Heimath  oder  durch  die  Obrigkeit  seiner  Heimath  oder  durch  die 
Obrigkeit  eines  andern  Bundesstaates  beschränkt  werden.« 

Durch  diesen  Artikel  war  weiter  nichts  bestimmt,  als  dass  die 
Angehörigen  des  einen  deutschen  Staates  in  keinem  andern  deut- 
schen Staate  schlechter  gestellt  werden  dürfen,  als  die  eigenen  An- 
gehörigen, dass  alle  Zurücksetzungen,  welche  die  Landesgesetz- 
gebungen damals  noch  so  vielfach  über  die  Angehörigen  anderer 
deutschen  Staaten  verhängten,  unmittelbar  und  sogleich  aufgehoben 
sind.  Insofern  gab  dieser  Artikel  3  nicht  nur ,  wie  einige  wollten, 
eine  blosse  Direktive  für  die  Gesetzgebung  der  Zukunft,  sondern 
unmittelbar  anwendbares  Recht,  welches  eine  Unmasse  veralteter 
Bestimmungen  sogleich  beseitigte.  Auf  der  andern  Seite  bildete 
derselbe  aber  auch  eine  Beschränkung  for  die  zukünftige  Landes- 
geset^ebung ,  indem  dieselbe  niemals  solche  Zurücksetzungen  neu 
einfuhren  durfte.  Dagegen  bestanden  alle  die  Beschränkungen  un- 
verändert fort,  welche  den  Staatsangehörigen  ebenso  gut  betrafen, 
wie  den  Angehörigen  anderer  deutschen  Staaten.  In  Ländern,  wo 
die  Freizügigkeit  durch  Einspruch  der  Gutsherrschaft  und  Gemeinde 
noch  sehr  beschränkt  war,  musste  sich  der  Angehörige  eines  andern 
deutschen  Staates  diesen  Beschränkungen  ebenso  gut  unterwerfen, 
wie  der  Einheimische;  wo  der  Zunftzwang  bestand,  fesselte  ihn  die- 
ser ebenso,  wie  den  Landesangehörigen.  Erst  nach  und  nach  hat 
der  wesentlich  negaidve  Inhalt  des  Artikel  3  dadurch  positiven 
Crehalt  gewonnen,  dass  die  fortschreitende  Reichsgesetzgebung  die 
noch  bestehenden  Beschränkungen,  welche  den  Einheimischen,  wie 
den  Angehörigen  anderer  deutschen  Staaten  gleichmässig  trafen, 
immer  mehr  beseitigte ,  indem  sie  Gewerbefreiheit  und  Freizügig- 
keit einführten,  indem  sie  den  Rechtsschutz  durch  die  grossen  Justiz- 
gesetze  einheitlich  regelte. 

Durch  diese  gemeinrechtliche  Regelung  der  wichtigsten 
Rechtsverhältnisse  hat  der  Artikel  3 ,  welcher  in  die  Partikularge- 
setzgebung einzugreifen  bestimmt  war,  wesentlich  an  Bedeutung 
verloren.  Keineswegs  hat  dieser  Artikel  3  aber  beabsichtigt,  das 
Staatsbürgerrecht  der  Einzelstaaten  als  solches  au£suheben  oder  ganz 
in  das  ReichsbÜJi^errecht  aufgehen  zu  lassen.  Er  giebt  dem  Ange- 
hörigen jedes  deutschen  Staats  allerdings  das  Recht  zur  Erlangung 
des  Staatsbürgerrechts  in  jedem  andern  deutschen  Staate.  Aber 
immerhin  muss  es  selbständig  erworben  werden    Es  müssen  gewisse 


Digitized  by  VjOOQ IC 


26  ^M  Reichsstaatsrecht. 

Voraussetzungen  erfüllt  werden,  welche  die  Landesgesetzgebimg 
feststellen  kann ;  nur  darf  sie  den  nicht  landesangehörigen  Deut- 
schen nicht  anders  behandeln  als  den  Einheimischen.  Besonders 
kann  jeder  Staat  die  aktiven  staatsbürgerlichen  Rechte  landesgesetz- 
lich noch  an  bestimmte  Bedingungen  binden,  z.  B.  Wahlrecht  und 
Wahlfähigkeit  an  einen  Census,  an  ein  bestimmtes  Alter  u.  s.w. 
Nur  in  einem  Punkte  hat  die  Reichsgesetzgebung  in  das  Landes- 
recht eingegriffen  und  die  Landesgesetzgebung  beschränkt,  nämlich 
durch  das  Gesetz  vom  3.  Juli  1869,  wonach  sdie  Ausübung  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  nirgends  im  Reiche  abhängig  gemacht 
werden  darf  von  Voraussetzungen ,  welche  sich  auf  das  Religiom- 
bekenntniss  beziehe^.  Alle  diese  noch  etwa  bestehenden  landesge- 
setzlichen Beschränkungen  sind  damit  ohne  weiteres  aufgehoben 
und  dürfen  in  Widerspruch  mit  diesem  Gesetze  nicht  wieder  einge- 
führt werden.«  Li  dem  bayerischen  Schlussprotokolle  Nr.  11  wurde 
ausdrücklich  anerkannt:  »dass  unter  der  Gesetzgebungsgewalt  des 
Bundes  über  Staatsbürgerrecht  nur  das  Recht  verstanden  wer- 
den soll,  die  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  zu  regeln  und  den 
Grundsatz  der  politischen  Gleichberechtigung  aller  Konfessionen 
durchzuführen,  dass  sich  im  Uebrigen  diese  Legislation  nicht  auf 
die  Frage  erstrecken  soll ,  unter  welchen  Voraussetzungen 
jemand  zur  Ausübung  politischer  Rechte  in  einem  Einzelstaate  be- 
fugt sei.«  In  dem  Fortbestande  des  aktiven  Staatsbürgerrechts  der 
Einzelstaaten  zeigt  sich  recht  deutlich,  dass  Deutschland  kein  Ein- 
heits-,  sondern  ein  Bundesstaat  ist.  Der  Satz  des  Artikel  3 ,  dass 
jeder  Angehörige  des  deutschen  Reichs  in  jedem  Einzelstaate  als 
Inländer  zu  behandeln  oder  vielmehr  dem  Inländer  rechtlich  gleich- 
zustellen ist,  besagt  keineswegs,  dass  jeder  Reichsangehörige  in 
jedem  deutschen  Staate,  in  welchem  er  sich  aufhält,  von  Rechts- 
wegen Staatsbürger  wird.  Weder  langjähriger  Aufenthalt,  noch 
Domicil  giebt  von  selbst  Staatsbüi^errecht.  Der  Bayer,  der  in  Bres- 
lau, der  Preusse,  der  in  Dresden  seinen  Wohnsitz  genommen  hat, 
kann  daselbst  das  Wahlrecht  zum  deutschen  Reiche  ausüben ,  kann 
aber  nicht  zum  preussischen  bez.  zum  sächsischen  Landtage  mit- 
wählen oder  gewählt  werden.  Darin  hat  sich  durchweg  die  fort- 
geltende Bedeutung  des  Staatsbürgerrechtes  der  Einzelstaaten  erhal- 
ten, während  die  Betheiligung  an  den  Wahlen  der  Kommunalver- 
bände auch  den  Angehörigen  anderer  deutschen  Staaten  hier  und 
da  eingeräumt  wird. 

Das  deutsche  Reichsbürgerrecht  kann  nie  selbständig  erworben 
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werden  oder  verloren  gehen.  Es  ist  mit  dem  Erwerbe  und  Verluste 
des  Staatsbürgerrechtes  im  Einzelstaate  untrennbar  verbunden. 
Darum  ist  sein  Erwerb  und  Verlust  bereits  im  Landesstaatsrecht, 
nach  Maassgabe  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1870,  erörtert  worden 
(§139.8.  349  ff.).  Ebenso  sind  die  Grundpflichten  und  Grund-' 
rechte  der  Bürger  vom  Standpunkte  des  Reiches,  wie  der  Einzel- 
staaten bereits  oben  abgehandelt  worden,  da  hier,  selbst  in  der  Theo- 
rie, eine  Scheidung  undurchführbar  oder  wenigstens  unzweckmässig 
sein  würde.  Hier  mögen  nur  die  Punkte  noch  eine  besondere  Er- 
wähniiTig  finden,  in  welchen  sich  die  staatliche  Einheit  Deutsch- 
lands, in  Betreff  aller  |leichsangehörigen,  besonders  charakteristisch 
offenbart :  ' 

1)  Jeder  Deutsche  hat  das  Recht  der  Freizügigkeit  im  gan- 
zen deutschen  Reiche.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  Staats- 
angehörigen und  nicht  Staatsangehörigen  Deutschen  nicht  mehr 
unterschieden.  Deutschland  erscheint  in  dieser  Beziehung  als  ein 
einheitliches  Staatsgebiet.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  1.  Nov. 
1867  über  die  Freizügigkeit,  sowie  durch  die  Gewerbeordnung  vom 
21.  Juni  1869  und  durch  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohn- 
sitz vom  6.  Juni  1870  hat  dieser  Grundsatz  eine  umfassende  special- 
gesetzliche Durchführung  erhalten. 

2)  Kein  Deutscher  darf  aus  dem  Reichsgebiete  verwiesen  wer- 
den, während  die  Ausweisung  von  Nichtdeutschen  im  Ermessen  der 
Behörden  steht,  wenn  eine  solche  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
boten ist. 

3)  Kein  Deutscher  darf  einer  ausländischen  R^erung  jemals 
zur  Verfolgung  oder  Bestrafung  ausgeliefert  werden.  Verbrechen 
und  Vergehen,  welche  Deutsche  im  Auslande  begangen  haben,  wer- 
den in  Deutschland  bestraft,  soweit  das  Reichsstrafgesetzbuch  dies 
ausdrücklich  vorschreibt.  lieber  die  Auslieferung  von  Ausländem 
wegen  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen  entscheiden  die  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  Grundsätze,  insbesondere  die  Ausliefe- 
rungsverträge. Dagegen  bildet  das  Reich,  in  Betreff  der  Rechtspflege, 
besonders  der  Strafverfolgung,  eine  volle  staatliche  Einheit.  Hier 
wird  gar  nicht  mehr  zwischen  den  Angehörigen  der  Einzelstaaten 
unterschieden.    (Vgl.  das  Kapitel  von  der  Justiz.) 

4)  Jeder  Deutsche  hat  einen  Anspruch  auf  den  Rechtsschutz 
des  Reiches  im  Inlande  wie  im  Auslande.  Zwar  wird  ersterer  regel- 
mässig durch  die  Gerichte  der  Einzelstaaten  gewährt,  welche 
reichsgesetzHch  organisirt,   doch  aber  Landesbehörden  geblieben 
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sind.  Wo  dieselben  aber  durch  Verweigerung  oder  Vensögerung  der 
Justiz  ihre  Schuldigkeit  nicht  erfüllen,  hat  jeder  Deutsche  das  Recht, 
um  Abhülfe  bei  der  Reichsgewalt  nachzusuchen.  Artikel  77  Reichs- 
verfassung. Abgesehen  von  diesem  ausnahmsweisen  Hereingreifen 
der  Reichsgewalt  in  die  Rechtspflege  der  Einzelstaaten,  übt  das 
oberste  Reichsgericht  eine  Kontrolle  über  alle  Landesgerichte  und 
giebt  dadurch  dem  durch  die  Landesgerichte  geübten  Rechtsschutz 
eine  höhere  reichsgerichtliche  Garantie. 

5)  Ebenso  bedeutsam  erweist  sich  der  Schutz,  welchen  das 
Reich  allen  seinen  Angehörigen  im  Auslände  gewährt.  Reichsver- 
fassung  Artikel  3  Absatz  6 :  »Dem  Auslände  gegenüber  haben  alle 
Deutschen  gleichmässig  Anspruch  auf  den  Schutz  des  Reiches.« 
Die  deutschen  Gesandten  und  Konsuln  haben  die  Pflicht,  allen 
Reichsangehörigen  ihren  Schutz  in  möglichst  wirksamer  Weise  an- 
gedeihen  zu  lassen.  Das  Reich  selbst  hat  für  die  Ansprüche  seiner 
Unterthanen  gegen  auswärtige  Regierungen  und  Private  mit  allen 
völkerrechtlichen  Mitteln  einzutreten,  wenn  es  sich  von  deren  Recht- 
mässigkeitüberzeugthat.  Es  kann  zu  diesem  Zwecke  sowohl  vonfried- 
lichen Mitteln,  besonders  diplomatischen  Verhandlungen,  wie  von 
gelinderen  und  schärferen  Zwangijmaassregeln  Gebrauch  machen. 
Gegenüber  der  vollständigen  Schutzlosigkeit  vergangner  Jahrhim- 
derte  erscheint  es  als  der  grossartigste  Fortschritt,  dass  jeder  Deut- 
sche jetzt  stolz,  wie  der  civis  Romanus  im  Alterthum,  wie  der  Eng- 
länder in  der  Neuzeit,  am  entferntesten  Punkte  der  Erde,  den  Schutz 
seines  mächtigen  Nationalstaates  anrufen  kann,  der  ihm  nie  versagt 
werden  wird,  wo  ihm  das  gute  Recht  zur  Seite  steht. 

§252. 
V.    Staatsrechtliche  Struktur  der  BeiohBgewalt  im  Allgemeinen. 

Seitdem  die  neuere  Wissenschaft,  der  mittelaltrigen  Patrimo- 
nialtheorie  gegenüber,  den  bedeutsamen  Fortschritt  gemacht  hat, 
den  Staat  als  eine  öffentlich-rechtliche  Persönlichkeit  zu  be- 
greifen, ist  auch  der  alte  Streit  über  die  entgegengesetzten  Princi- 
pien  der  Fürsten-  und  Volks sou veränetät  verschwunden,  welche 
beide  die  Souveränetät  ausserhalb  des  Staates  selbst  verlegen  (§  15. 
Meine  Einl.  S.  160 — 181'.  Jede  Persönlichkeit  muss  einen  Willen 
haben,  welcher  ihr  nicht  von  aussen  entgegengebracht,  sondern  aus 
ihr  selbst  erzeugt  wird.  Der  Wille  der  Staatspersönlichkeit  ist  der 
Staatswille.   Dass  dieser  nur  im  organischen  Gemeinwesen  des 
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Staates  selbst,  nicht  in  einer  über  oder  ausser  dem  Staate  stehenden 
Potenz  ruhen  kann,  ist  der  Grundgedanke  der  allein  richtig  gedach- 
ten Theorie  der  Staatssouveränetät.  Damit  wird  der  Staat 
nicht  mehr  als  das  Objekt,  sondern  als  das  Subjekt  der  Staats- 
gewalt gedacht.  Da  nun  das  deutsche  Keich  kein  blosser  Staaten- 
verein,  sondern  ein  wahrer  Staat  ist,  so  steht  die  Beichsgewalt, 
die  SouTeränetät,  die  suprema  potestas  imperii,  dem 
Reiche  selbst,  als  ideellem  Rechtssubjekt  zu^  Aber  jede 
juristische  Person  des  öffentlichen,  wie  des  privaten  Rechtes  bleibt 
ein  Abstraktum,  welches  nicht  von  Natur  wie  der  Mensch,  die  phy- 
sische Person,  wollen  kann,  sondern  einer  Organisation,  d.  h.  willens- 
fähiger Oi^ane  bedarf,  welche  für  sie  wollen  und  handeln.  Solche 
Organe  zu  besitzen,  ist  die  charakteristische  Eigenthümlichkeit 
jeder  juristischen  Person,  also  auch  des  Staates,  mögen  dieselben 
durch  eine  physische  Person  oder  durch  eine  Kollektivpersönlich- 
keit  dargestellt  werden.  Diesen  Organen,  als  solchen,  steht  die 
Staatsgewalt  nicht  zu  blosser  Delegation,  nicht  bloss  zur  Handhabung 
oder  Ausübung,  sondern  zu  eigenem  Rechte,  wenn  auch  im 
Namen  des  Staates  zu.  In  diesem  Sinne  muss  auch  das  deutsche 
Reich,  als  Rechtssubjekt  oder  organisches  ßemeinwesen,  seine  ver- 
fassungsmässigen Organe  der  Staat^ewalt  haben.  Die  Reichsver- 
fEussung  besitzt  deren  zwei,  den  Kaiser  und  den  Bundesrath.  Es 
giebt  eine  schiefe  Vorstellung  von  unserer  Reichs  Verfassung,  wenn 
man  entweder  bloss  den  Kaiser  oder  bloss  den  Bundesrath  als  un- 
mittelbares Organ  der  Staatsgewalt  betrachtet.  Der  Kaiser  ist  nicht 
Monarch  im  Sinne  des  monarchischen  Staatsrechtes  der  deutschen 
Einzelstaaten,  aber  er  ist  auch  nicht  bloss  Beauftragter  des  Bundes- 
rathes  oder  der  verbündeten  Regierungen,  nicht  bloss  höchster  Be- 
amter, wie  der  Präsident  einer  Republik,  sondern  Mitträger  der 
Reichssouveräne  tat  aus  eigenem  Rechte.  Dem  Kaiser  ge- 
bühren wesentliche  Bestandtheile  der  Reichsgewalt,  ohne  welche  eine 


1  Wfihrend  das  deutsche  Territorialstaatsrecht  ganz  durch  die  Patrimonial- 
theorie  beherrscht  wurde,  war  der  Gedanke  der  Staatssouveränetät  auch  im  altem 
Reichsstaatsrechte  durchgedrungen.  Schon  früh  wurde  der  Kaiser  als  derjenige 
angesehen,  welcher  desReiches  Rechte  a  u  stL  b  t  e.  Sachsensp.  in.  52.  §  1  und 
54  §  2.  Pütter  instit.  §  129:  »Immo  proprietas  jurium,  quae  vel  a  solo  Caesare 
ex  e  r  c  en  tu  r,  penes  i  m  p  e  r  i  u  m  est.«  Man  spricht  nicht  von  kaiserlichen  Lehen, 
sondern  yon  Reich  sieben  (die  Lehensherrlichkeit  stand  beim  Reiche,  der  Kai- 
ser war  nur  prodominus),  nicht  Ton  einer  kaiserlichen  Stadt,  sondern  von  einer 
Reichsstadt,'  oder  man  yerband  beides,  z.  B.  kaiserliches  und  Reichskammer^ 
gericht»  kaiserlicher  Reichs hoftuth.    §  68.  Meine  Einl.  §  68. 
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Staatsgewalt  gar  nicht  gedacht  werden  kann;  diese  sind  ihm,  ohne  jede 
Ableitung  von  einer  andern  Person,  unmittelbar  durch  die  Reichsver- 
fassung übertragen.  Neben  dem  Kaiser  steht  als  zweites  Organ  dei 
Bundesrat h.  Derselbe  leitet  seine  Gewalt  nicht  vom  Kaiser  her, 
ist  kein  Ministerium  desselben,  sondern  Mitträger  der  Souve- 
ränetät  des  Reiches.  Diesen  beiden  Organen  steht  die  Staats- 
gewalt des  deutschen  Reiches  zu  unmittelbarem,  unabgeleitetem 
Rechte;  in  verfassungsmässiger  Theilung,  wenn  auch  mit  verschie- 
denen Befugnissen  zu.  Eine  solche  Vertheilung  der  Staatsgewalt 
an  mehrere  Organe  widerspricht  der  Einheit  der  Staatsgewalt  nicht, 
indem  dieselben  auf  ein  verfassungsmässiges  Zusammenwirken,  auf 
ein  organisches  Ineinandergreifen  angewiesen  sind^  Selbstver- 
ständlich wird  unter  dem  Bundesrathe  nicht  die  Versammlung  der 
zufällig  gerade  in  Berlin  anwesenden  Bevollmächtigten,  sondern  ein 
aus  einer  Vielheit  gebildetes  einheitliches  Kollegium ;  der  Kollek- 
tivbegriff sämmtlicher  Regierungen  der  Einzelstaaten  verstanden. 
Der  Reichstag  dagegen  ist  nicht  als  Organ  der  Staatsgewalt, 
nicht  als  Mitträger  der  Souveränetät,  sondern  als  Organ  der 
Volksvertretung  mit  allerdings  sehr  wichtigen  und  einfluss- 
reichen Befugnissen  anzusehen.  Die  Rechtsstellung  dieser  verschie- 
denen Organe,  sowie  das  Zusammenwirken  derselben  zu  einer  ein- 
heitlichen Aktion,  wird  im  speciellen  Theile  im  Einzelnen  dargestellt 
werden. 

Anmerkung. 

In  Betreff  der  staatsrechtlichen  Struktur  der  Reichsgewalt  weichen 
die  Schriftsteller  über  deutsches  Reichsstaatsrecht  von  einander  ah.  Die 
Mehrzahl  derselben  erklärt  »die  Gesammtheit  der  verbündeten 
Regierungen«  für  das  Subjekt  der  Reichsgewalt;  so  besonders  La- 
band,  G.  Meyer  und  Zorn;  dagegen  schreibt  H.  v.  Treitschke 
dem  Kaiser  eine  »wirklich  monarchische  Gewalt«  zu  (Preuss. 
Jahrb.  Nov  1874  S.  538);  nach  L.  v.  Rönne  kommt  »in  der  Verfassung 


1  Auf  dem  gleichen  Grundgedanken  einer  Theilung  der  Regierungsrechte 
zwischen  zwei  Organen  beruhte  der  Verfassungsentwurf  des  s.g.  Dreikönigsbünd- 
nisses vom  29.  Mai  1849,  welcher  nicht  ohne  Einfluss  auf  den  Entwurf  der  norddeut- 
schen Bundesverfassung  gewesen  ist  Die  officiellen  Motive  erläutern  die  Struktur 
der  Reichsgewalt  so :  »Weder  der  Reichsvorstand,  noch  das  F  ürstenkol- 
1  e g i u m  stellen  für  sich  allein  die  Reichsregierung* dar ;  diese  existirterst 
in  der  V  e  r  b  i  n  d  u  n  g  b  e  i  d  e  r.«  Am  prägnantesten  stellte  sich  dieser  Dualismus 
der  Organe  in  der  alten  Hamburger  Verfassung  von  1712  Art.  1  dar,  wonach 
»To  %vqiov  oder  das  höchste  Recht  bei  E.E.  Rath  und  der  Erbgesessenen  Bürger- 
schaft inseparabili  nexu,  eonjunotim  und  zusammen  stehen  soll«  (Meine  Einl 
§  60  S.  197). 
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des  deutschen  Kelches  diejenige  Auffassung  zur  Geltung,  welche  dem 
konstitutionellen  Verfassungsrechte  der  monarchischen  deutschen  Ein- 
zelstaaten zu  Grunde  liegt.  Die  deutsche  Reichsverfassung  beruht  mit- 
hin auf  dem  sog.  monarchischen  Princip  in  der  richtigen  Auffassung 
dieses  Ausdruckes.«  (Das  Verfassungsrecht  des  deutschen  Reiches.  Leipz. 
1872.  S.  29.  Anm.  4).  Keine  dieser  beiden  Ansichten  wird  der  eigen- 
thfimlichen  Natur  des  deutschen  Reiches  vollständig  gerecht.  Subjekt  der 
Reichsgewalt  ist  das  Reich  selbst  als  staatsrechtliche  Persönlichkeit,  das- 
selbe besitzt  aber  zwei  unmittelbare  Organe  oder  Träger  der  Reichsgewalt 
in  Kaiser  und  Bundes rath.  Wir  haben  diese  Ansicht  gleich  nach 
Gründung  des  norddeutschen  Bundes  (1867)  ausgeführt,  indem  wir  die 
Eigenart  des  neuen  deutschen  Bundesstaates  darin  erkannten ,  dass  der 
wichtigste  Theü  der  Centralgewalt  dem  Oberhaupt  des  mächtigsten  Ein- 
zelstaates, als  solchem,  zu  eigenem  Rechte  beigelegt  ist.  Die  gleiche  An- 
sicht hat  dann  F.  y.  Martitz  in  seiner  Schrift  [Betrachtungen  über  die 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  S.  48)  vertreten:  »Der  norddeutsche 
Bundesstaat  hat  sonach  eine  T h e i  1  u n g  der  Centralgewalt  eintreten 
lassen.  Für  gewisse  Angelegenheiten  ruht  sie  bei  der  Gesammtheit  der 
Bundesglieder  und  findet  ihr  Organ  beim  Bundesrathe,  für  andere  ist  sie 
bei  der  Präsidialmacht .«  Dann  hat  sich  O.Gierke  in  seinem  höchst  be- 
achtenswerthen  Vortrage  (Das  alte  und  das  neue  deutsche  Reich,  1874)  in 
diesem  Sinne  ausgesprochen.  Darauf  habe  ich  diese  Auffassung  in  mei- 
nem preussischen  Staatsrechte  B.  11.  §  264  weiter  vertreten.  Am  schla- 
gendsten ist  sie  aber  von  Hänel  in  den  Annalen  des  deutschen  Reiches 
(1877  S.  91)  ausgeführt,  wo  er  nachweist,  »dass  es  unrichtig  und  unlo- 
gisch ist,  die  Gesammtheit  der  Regierungen  der  Einzelstaaten  als  aus- 
schliessliche Trägerin  der  Reichssouveränetät  zu  betrachten  und  aus  dieser 
Gesammtheit  nur  ad  hoc  eine  neue  juristische  Person  zu  machen.«  Wenn 
man  das  Reich  als  selbständiges  Rechtssubjekt  und  damit  als  Inhaber  der 
Reichsgewalt  mit  Fug  und  Recht  betrachtet,  so  bedarf  es  zur  Bethätigung 
derselben  nur  Organe,  welche  für  das  Reich  wollen  und  handeln.  Dies 
sind  aber  die  durch  die  Verfassung  berufenen  Organe,  Kaiser  und  Bun- 
de srath.  Beide  leiten  ihre  Befugnisse  unmittelbar  aus  der  Natur  des 
Reiclis  als  organischen  Gemeinwesens,  d.  h.  konkret  ausgedrückt  aus  der 
Reichsverfassung  ab.  Es  ist  durchaus  überflüssig  -  und  sinnverwirrend, 
zwischen  das  Reich  als  Rechtssubjekt  und  seine  Organe  noch  als  vermit- 
telndes Glied  «die  Gesammtheit  der  verbündeten  Regierungen«  einzuschie- 
ben, welche  bereits  als  Substrat  (wenn  auch  nicht  als  alleiniges)  der  juri- 
stischen Person  des  Reiches  in  Betracht  kommen,  darin  aber  auch  gerade 
in  dem  Organe  des  Bundesrathes  ihre  verfassungsmässige  Vertretung 
finden. 

Ebensowenig  aber  dürfen  wir  den  Kaise»  als  Monarchen  im  Sinne 
des  deutsch-konstitutionellen  Staatsrechtes  betrachten,  welcher  nach  dem 
Wortlaute  der  Verfassungen  der  Einzelstaaten  die  gesammte  Staatsgewalt 
in  seiner  Hand  vereinigt  und  nur  bei  der  Ausübung  derselben  an  die  Mit- 
wirkung der  Volksvertretung  gebunden  ist  (§  82  S.  185).  Eine  solche 
Koncentration  der  Staatsgewalt  findet  im  deutschen  Reiche  nicht  statt, 
der  Kaiser  theilt  sie  vielmehr  mit  einem  zweiten  Organe ,   dem  Bundes- 
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rathe.  Der  heutige  deutsche  Kaiser  ist  Monarch  ganz  in 
demSinne,  wie  der  Kaiser  des  altern  deutschen  Reiches 
e»  war.  Gerade  in  diesem  Hauptpunkte  findet  eine  überraschende  Ana- 
logie zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  deutschen  Reiche  statt.  Die 
Souveränetät  des  Reiches  steht  heute  bei  Kaiser  und  Bundesrath,  wie 
einst  »bei  Kaiser  und  Reich«,  d.  h.  dem  Reichstage  von  ehemals,  wel- 
chem in  der  Theorie,  wie  officiell,  ein  wirkliches  co-imperium,  ein  con- 
dominium  an  der  Reichssouveränetät  zugeschrieben  wurde.  Der  Kaiser 
ist  heutzutage  in  demselben  Sinne  Reichsoberhaupt,  wie  der  Kai- 
ser von  ehedem ,  indem  er  zwar ,  wie  dieser ,  die  Souveränetät  mit  einem 
/.weiten  Organ  theilt,  dennoch  aber  als  oberstes  Organ  dasteht,  indem 
nur  er  den  zweiten  Faktor,  den  Bundesrath,  wie  einst  der  Kaiser  von 
ehemals  den  Reichstag  in  Bewegung  setzen,  geschäftlich  lenken  und  lei- 
ten kann.  Das  deutsche  Reich  ist  keine  Monarchie  im  strengen  Schul- 
be  griffe  des  deutschen  Staatsrechts ,  aber  in  seiner  Verfassung  liegt  ein 
starkes  mo nar chisches  Element,  was  nicht  verkannt  werden  darf 
und  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwickelung  Deutschlands  zusam- 
menhängt. »Der  Ausdruck  für  die  monarchische  Tradition  Deutschlands 
in  unserer  Verfassung  liegt  im  Kaiser.«  (Hänel  im  Reichstage  von 
1882,  Stenogr.  Ber.  S.  780) .  Man  hat  logischer  Weise  nur  die  Wahl,  den 
Kaiser  als  Reichsbeamten,  als  Beauftragten  einer  über  ihm  stehenden  Po- 
tenz, »alsDelegirten  der  verbündeten  Regierungen«  oder  als  selbständiges 
Organ  der  Reichsgewalt  zu  betrachten,  welcher  seine  reichsoberhauptliche 
Stellung  unmittelbar  aus  der  Reichsverfassung  ableitet  und  zu  eigenem 
Hechte  besitzt  und  ausübt.  Tertium  non  datur.  Nur  die  letztere  Auffas- 
sung entspricht  dem  Geiste  der  Reichsverfassung  und  der  Würde  des 
nationalen  Kaiserthums. 
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Specieller  Theil. 
Von  den  einzelnen  Organen  nnd  Funktionen  des  deutschen  Beiches. 

Erste  Abtheilnng. 

Von  den  Organen  des  deutschen  Reiches. 

Erstes  Kapitel. 
Der  Kaiser*. 

§253. 

I.  BtaatBrechtlioher  Charakter  des  heutigen  deutschen 
Kaiserthums. 

DieVerbssung  des  norddeutschen  Bundes  unterschied  sich  da- 
durch von  der  Yer&ssung  der  übrigen  Bundesstaaten,  dass  sie  dem 
bei  weitem  mächtigsten  Bundesgliede,  dem  Könige  Ton  Preussen, 
die  wichtigsten  Beftignisse  der  neubegründeten  Gentralgewalt  über- 
trug» Man  improyisirte  nicht  eine  neue,  in  der  Luft  schwebende 
Gentralgewalt,  sondern  knüpfte  dieselbe  an  die  bereits  Torhandene 
Staatsnutcht  Preussens  an.  Das  thatsächlich  bestehende  Ueberge- 
wicht  Preussens  wurde  staatsrechtlich  anerkannt  und  festgestellt. 
(Meine  Einl.  S.  432.)  Die  so  dem  Könige  von  Preussen  verfas- 
sungsmässig übertragenen  Bechte  wurden  aber  nicht  durch  einen 
einheitlichen  Titel  zusammengefasst;  seine  schon  damals  oberhaupt- 
Hche  Stellung  yerbai^  sich  bescheiden  hinter  wenig  sagenden  Be- 
seichnungen«  Die  meisten  Befugnisse  standen  ihm  als  Träger  des 
Bundespräsidiums  ssu.  Dahin  gehörte  die  völkerrechtliche  Yer- 

1  Laband  a.  a.  0.  §§  24—26.  G.  Meyer,  Lehrb.  §  127.  Seydel,  Kom- 
ment 8.28  ff.  102  ff.  von  Mohl,  S.  280  ff.  y.  Rönne,  B.  L  §§  25—27.  Zorn, 
§  10.  8.  m  ff. 

H.  SebnlB«,  Deutschet  Staatereeht.  IL  3 
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txetung  des  Bundes,  die  Berufung,  Eröffiiung,  Vertagung  und  Schlies- 
sung des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  die  Ausfertigung  und 
Verkündigung  der  Bundesgesetze,  die  Ernennung  und  Entlassung 
des  Bundeskanzlers  und  der  Bundesbeamten,  die  Oberaufsicht  über 
alle  Zweige  der  Bundesverwaltung.  Auch  mit  dieser  Benennung 
knüpfte  man  an  einen  gewohnten  Namen  an,  an  das  Präsidium 
Oesterreichs  im  ehemaligen  deutschen  Bunde ,  aber  hier  nur  dem 
Namen  nach;  denn  welcher  Unterschied  zwischen  jenem  Präsi- 
dium, welches  Oesterreich  bis  zum  Jahre  1866  in  der  Bundesver- 
sammlung (nicht  im  Bunde]  geübt  und  welches  «keineswegs  eine 
Direktorialgewalt  oder  ein  materielles  politisches  Vorrecht  bedeutete, 
sondern  lediglich  die  formelle  Leitung  der  Geschäfte  betrafr  (S.  97), 
und  diesen  wahrhaft  oberhauptUchen  und  obrigkeitlichen  Machtbe- 
fugnissen des  Königs  von  Preussen,  womit  die  norddeutsche  Bundes- 
verfassung ihn  ausgestattet  hatte.  Während  diecivilen  Befugnisse 
der  Centralgewalt  der  Krone  Preussen  unter  dem  Namen  des  Bun- 
despräsidiums übertragen  wurden,  überwies  die  Verfassung  die  mili- 
tärischen in  ebenso  ausgiebiger  Weise  dem  Könige  von  Preussen, 
als  Bundesfeldherrn.  Dieser  hatte  den  Oberbefehl  über  die  ge- 
sammte  Bundesarmee  in  Krieg  und  Frieden,  die  Oberau&icht  über 
die  Vollzähligkeit  und  Kriegstüchtigkeit  aller  Truppentheile,  die 
Bestimmung  des  Präsenzstandes  und  der  Gliederung  der  Kontin- 
gente, die  Befugniss  innerhalb  des  Bundesgebiets  Festui^en  anzu- 
legen, die  Mitglieder  des  Bundesrathsausschusses  für  das  Landheer 
und  die  Festungen  zu  ernennen  u.  s.  w.  Der  König  von  Preus- 
sen endlich  hatte  den  Oberbefehl  über  die  ELriegsmaiine  und  die 
Bestimmung  über  die  Organisation  und  Zusammensetzung  dersel- 
ben ^ .  Unter  diesen  drei  l^ezeichnungen  kommen  in  der  Verfieissung 
des  norddeutschen  Bundes  die  in  der  Hand  des  Königs  vonPreussea 
vereinigten  Machtbefugnisse  der  Centralgewalt  vor.  Der  Inhaber 
des  Bundespräsidiums,  der  Bundesfeldherr  und  der  Oberbefehls- 


1  »Angesichts  dieser  Zusammenstellung  (sagte  der  Abg.  Lasker  im  konsti- 
tuirenden  Reichstage  von  1867,  Stenogr.  Ber.  S.  366)  müssen  Sie  gestehen,  das« 
da»  Präsidium  zu  einer  recht  kräftigen  Exekutive  konstituirt  ist  Unter  wdohem 
Namen  es  auch  konstituirt  sein  mag,  wenn  auch  der  bescheidene  Name  eines 
Bundespräsidiums  oder  Bundesfeldherrn  gewählt  ist ,  so  glaube  ieh ,  dass  Macht 
und  Wesenheit  eines  wahrhaft  monarchisch  kaiserlichen  Oberiiauptes 
dem  Bundespräsidium  bereits  gegeben  ist.  Für  mich  ist  es  keine  Frage,  welche 
in  erster  Linie  interessirt,  welcher  Titel  dem  Bundespräsidium  beigelegt  werden 
soll,  aber  die  Substanz  und  Macht  eines  kaiserlichen  Oberhauptes 
hat  der  Bundespräsident  schon  gegenwärtig.« 
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haber  der  Marine  war  dieselbe  Person,  nämlich  der  König  von 
Preossen.  Obgleich  man  von  Anfang  den  König  von  Preussen  öfter 
als  Bundesoberhaupt  bezeichnete,  so  ist  doch  dieser  Ausdruck 
gesetzlich  zuerst  im  Strafgesetzbuche  des  norddeutschen  Bundes 
Artikel  80.  94  und  95  angewendet  worden,  indem  dem  Könige  von 
Preussen,  als  »B  undesoberhaupt«,  ein  ausgezeichneter  strafrecht- 
licher Schutz  beigelegt  wurde.  Der  Anstoss  zur  Wiederemeuerung 
der  Bezeichnung  »Kaiser  und  Reiche  ging  vom  König  Ludwig  11.  von 
Bayern  aus,  welcher  den  König  von  Preussen  im  Namen  der  Terbün- 
deten  Fürsten  aufforderte  »zur  Wiederherstellung  des  deutschen 
Beiches  und  der  deutschen  Kaiserwürde«  (S.  173).  Nachdem  sich 
sammtliche  Fürsten  und  freie  Städte  dem  Antrage  angeschlossen 
hatten,  erfolgte  die  Einwilligung  des  Königs  von  Preussen  dahin, 
»dass  vorläufig  ein  dahin  gehender  Gesetzentwurf  dem  norddeut- 
schen Reichstag  vorgelegt  werde«,  was  am  9.December  1870  geschah. 
Am  folgenden  Tage  bereits  wurde  dieser  Entwurf  vom  norddeut- 
schen Reichstag  angenommen.  Vorläufig  wurde  der  Kaisertitel  nur 
an  ein  er  Stelle  der  Verfassung,  nämlich  in  Artikel  1 1  Absatz  1  ein- 
gefügt, welcher  nun  lautet:  »Das  Präsidium  des  Bundes  steht  dem 
Könige  von  Preussen  zu,  welcher  den  Namen  Deutscher  Kaiser 
fuhrt.«  Mit  der  ins  Leben  getretenen  Reichsverfassung 
am  1.  Januar  1871  war  der  König  von  Preussen  bereits 
von  Rechtswegen  deutscher  Kaiser.  Am  18.  Januar  1871 
erfolgte  zu  Versailles  erst  die  feierliche  Proklamation  der  Kaiser- 
würde, worin  der  neue  Kaiser  erklärte :  »Nachdem  die  deutschen  Für- 
sten und  freien  Städte  den  einmüthigen  Ruf  an  Uns  gerichtet  haben, 
die  seit  mehr  als  sechzig  Jahren  ruhende  deutsche  Kai- 
serwürde zu  erneuern  und  zu  übernehmen,  und  nachdem  in  der 
Verfassung  des  deutschen  Bundes  die  entsprechenden  Bestimmun- 
gen vorgesehen  sind,  bekunden  Wir  hiermit,  dass  Wir  es  als  eine 
Pflicht  g^^n  das  gemeinsame  Vaterland  betrachtet  haben,  diesem 
Bufe  der  verbündeten  Fürsten  und  Städte  Folge  zu  leisten  und  die 
deutsche  Kaiserwürde  anzunehmen.«  Die  jetzt  geltende  Redaktion 
der  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  hat  sowohl  bei  den  Be- 
stimmungen über  das  Reichskriegswesen,  als  bei  denjenigen  über 
die  Kriegsmarine  die  Bezeichnung:  »Kaiser«  konsequent  durchge- 
führt. Der  »Bundesfeldherr«  ist  durchweg  verschwunden.  Dagegen 
hat  die  jetzige  Redaktion  der  Reichsverfassung  noch  an  mehreren 
Stellen,  Artikel  5  Absatz  2,  Artikel  7  Absatz  2  und  3,  Artikel  8  Ab- 
satz 1  und  Artikel  37  den  Ausdruck  »Präsidium«  beibehalten,  weil 

3* 

Digitized  by  VjOOQ IC 


36  !•  Von  den  Organen  des  deutschen  Reiches. 

es  sich  hier  nicht  um  das  Bundespräsidium,  sondern  um  das  Präsi- 
dium im  Bundesrath,  das  Bundesrathspräsidium  handelt  (Hänel, 
Olganis.  EntwickelungS.29  gegen  Laband).  Eine  neue  staats- 
rechtliche Institution  ist  durch  die  Annahme  der  Kai- 
serwürde nicht  geschaffen.  In  dem  Schreiben  des  Königs  von 
Bayern  wurde  ausdrücklich  ausgesprochen,  »dass  die  dem  Bundes- 
präsidium nach  der  Verfassung  zustehenden  Rechte,  durch  Wieder- 
herstellung eines  deutschen  Reiches  und  der  deutschen  Kaiser- 
würde, als  Rechte  bezeichnet  werden  sollten,  welche,  im  Namen  des 
gesammten  deutschen  Vaterlandes,  auf  Grund  der  Einigung  seiner 
Fürsten,  ausgeübt  werden.«  Aus  den  Erklärungen,  welche  bei  Ueber- 
tragung  und  Annahme  der  Kaiserwürde  stattfanden,  aus  den  parla- 
mentarischen Verhandlungen  bei  der  Redaktion  der  jetadgenReichs- 
verfSeissung,  aus  dem  Artikel  1 1  Absatz  1  derselben  geht  hervor,  dass 
man  das  Kaiserthum  und  das  bisherige  Bundespräsidium  als  iden- 
tische Institution  betrachtete.  Nur  muss  man  hinzufügen,  dass 
erst  durch  Annahme  bez.  Wiederherstellung  der  Kaiserwürde  der 
reichsoberhauptliche  Charakter,  welcher  schon  in  der  nord- 
deutschen Bundesverfassung  dem  Könige  von  Preussen  zustand, 
zum  adäquaten  Ausdruck  gelangt  ist. 

In  allen  Erklärungen  und  Aktenstücken  wurde  die  Errichtung 
des  Kaiserthums  als  eine  Wiederherstellung  der  älteren  Kaiser- 
würde, als  eine  »Erneuerung  der  seit  mehr  als  sechzig  Jah- 
ren ruhenden  Kaiserwürdec  bezeichnet.  So  gewichtige  Worte 
von  höchster  Stelle  darf  man  nicht  bloss  als  gleichgültige  Redens- 
arten behandeln.  Eine  unmittelbare  staatsrechtliche  Kontinuität 
zwischen  dem  alten  und  dem  neuen  Reiche  ist  allerdings  ebenso- 
wenig anzunehmen,  wie  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Kaiser- 
würde. Die  Zeit  von  1806  bis  1871  ist  nicht  bloss  ein  einüeu^es 
Interregnum  gewesen.  Die  Verschiedenheit  zwischen  den  beiden 
Kaiserwürden  springt  klar  in  die  Augen.  Die  alte  Kaiserkrone  war, 
wenigstens  seit  dem  13.  Jahrhundert,  eine  reine  Wahlkrone,  die 
neue  ist  untrennbar  mit  der  preussischen  Königskrone  verbunden 
und  damit  wenigstens  indirekt  für  erblich  erklärt;  die  alte  hatte 
wenigstens  nominell  einen  kosmopolitischen  und  kirchlichen  Cha- 
rakter, die  neue  ist  rein  national  ohne  jeden  Anspruch  auf  Ober^ 
herrschaft  über  andere  Völker,  ebenso  ist  sie  rein  weltlich  ohne 
allen  Zusanmienhang  mit  der  römischen  Kirche.  Dennoch  ist  ein 
enger  geschichtlicher  Zusammenhang  zwischen  beiden  Würden 
nicht  zu  verkennen.   Ohne  die  grossen  Erinnerungen,  welche  sich 
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an  unsere  mittelaltrige  Kaisei^eschichte  knüpfen,  wäre  die  Aufrich- 
tung eines  deutschen  Kaiserthums  nicht  möglich  gewesen.  Man 
wollte  mit  der  »Wiederherstellung«  ausdrücken,  dass  man  nicht 
etwas  Neues  schaffen,  sondern  an  altehrwürdige  Ueberlieferungen 
in  zeitgemässer  Umgestaltung  anknüpfen  wollte.  Es  ist  dies  symbo- 
lisch durch  die  Wiederannahme  der  Kaiserkrone  KarFs  des  Grossen 
ausgedrückt.  Die  Krone  des  deutschen  Kaisers  ist  und  bleibt  nach 
ihrer  völkerrechdichen  Würde  die  älteste  in  Europa,  wenn  die 
jetzigen  Kaiser  auch  weit  davon  entfernt  sind,  eitle  Präcedenzan- 
Sprüche  vor  anderen  Kronen  darauf  zu  gründen  ^  Aber  auch  un- 
verkennbare staatsrechtliche  Analogien  lassen  sich,  trotz  der  oben 
erwähnten  Verschiedenheiten,  zwischen  dem  Kaiserthum  von  heute 
und  dem  von  ehemals  nachweisen.  Der  deutsche  Kaiser  ist  ebenso, 
wie  der  von  ehedem,  Oberhaupt  eines  zusammei^esetzten  Staats- 
körpers; unter  ihm  stehen  Staaten  der  verschiedensten  Art  und 
Grösse,  damals,  wie  heute,  selbst  solche  mit  königlichen  Ehren. 
Der  Kaiser  von  heute  ist,  wie  der  von  ehemals,  nicht  Monarch  in 
dem  Sinne,  dass  er  die  gesammte  Staatsgewalt  in  seiner  Hand  ver- 
einigt, sondern  er  theilt  sie  mit  einem  andern  Körper,  jetzt  mit  dem 
Bundesrathe,  damals  mit  dem  Reichstage ;  aber  er  ist  auch  nicht 
bloss  Präsident  oder  Direktor  eines  Staatenbundes,  sondern  unver- 
antwortlicher Mitträger  der  Souveränetät  und  zwar  an 
oberster  Stelle,  also  Oberhaupt  des  Reiches.  Hätte  man  dieses  mo- 
narchische Element  in  der  Stellung  des  Beichsoberhauptes  nicht 
zum  Ausdruck  bringen  wollen,  so  hätte  man  logischer  Weise  nie 
einen  Titel  für  dasselbe  wählen  können,  welcher  zu  allen  Zeiten 
nur  Monarchen  beigelegt  worden  ist. 

Damach  ergiebt  sich  folgende  staatsrechtliche  Stellung  des  Kai- 
serthums im  Organismus  des  deutschen  Bundesstaates: 

1)  Der  Kaiser  ist  unmittelbares  und  selbständiges  Organ  der 
Staatsgewalt,  deren  Subjekt  das  Reich  selbst  als  staatsrechtliche 
Persönlichkeit  ist.  Er  ist  mit  und  neben  dem  Bundesrath  Träger 
der  Souveränetät.  Er  leitet  sein  Recht  unmittelbar  aus  der  Reichs- 
verfassung her,  erhandelt  nm  Namen  des  Reichest,  d.  h.  als 
unmittelbares  Organ  der  juristischen  Persönlichkeit  desselben.  Diese 
selbständige  Stellung  des  Kaiserthums,  welche  jeden  Gedanken 
einer  blossen  Delegation  ausschliesst,  bezeichnet  die  richtig  verstan- 


^  H.  Schulz e,  Hausges.  B.  III.  ZollernVI.  Die  deutschen  Kaiser  aus 
dem  Hause  ZoUem  8.  628  ff. 
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dene  Formel  tvon  Gottes  Onadem  (S.  194),  welche  sich  kein 
noch  so  hoch  stehender  republikanischer  Magistrat,  kein  Mandatar 
einer  andern  Macht  beilegen  kann.  Mit  dieser  selbständigen  Stel- 
lung des  Kaisers  hängt  auch  seine  allgemein  anerkannte  Unver- 
ant wortlichk  e it  zusammen,  welche  durch  dieVerantwortlichkdt 
des  Reichskanzlers  gedeckt  wird.  In  dieser  Beziehung  steht  er  ganz 
wie  ein  konstitutioneller  Monarch  in  einem  deutschen  Einzelstaat 
da  (S.  187  ff.  §  83).  In  gleicher  Weise  geniesst  er  einen  erhöhten 
Rechtsschutz  im  ganzen  Reichsgebiet.  Er  ist  darin  dem  Landes- 
herm  des  eignen  Staates  völlig  gleichgestellt.  Hochverrath  und 
Majestätsbeleidigung  sind  aber  nur  gegen  ein  monarchisches 
Staatsoberhaupt  denkbar. 

2)  Die  deutsche  Kaiserkrone  ist  untrennbar  mit 
der  preussischen  Königskrone  verbunden.  Es  ist  dies 
nicht  bloss  eine  zuföllige  Personalunion,  wie  sie  ehedem  zwischen 
der  Kaiserkrone  und  den  vielen  Erbkronen  des  Hauses  Oesterreich 
(von  1804 — 1806  auch  zwischen  der  deutschen  und  der  neuen  öster- 
reichischen Kaiserkrone)  stattfand,  sondern  eine  verfassungs- 
mässige Realunion  der  deutschen  und  der  preussi- 
schen Krone.  Auf  eine  solche  ist  die  ganze  Reichsverfsiflsung 
angelegt.  Die  Kaiserwürde  mit  allen  ihren  Attributen  wäre  ein  eitler 
Schemen,  wenn  sie  sich  nicht  durchweg  auf  die  reale  Macht  des 
preussischen  Staates  stützte,  wenn  der  König  von  Preussen  nicht  mit 
seinen  Machtmitteln  stets  dem  deutschen  Kaiser  zu  Hülfe  kommen 
könnte.  In  wichtigen  Beziehungen  stützt  sich  der  Kaiser  auf  die 
Befugnisse,  welche  dem  Könige  von  Preussen  als  Bundesglied 
zustehen.  Ohne  die  17  Stimmen,  welche  Preussen  im  Bundesrathe 
hat,  wäre  die  Stellung  des  Kaisers  unhaltbar.  Der  preussische  Staat 
ist  nicht  bloss  ein  einfacher  Mitgliedstaat,  sondernder  Hegemonie- 
staat des  deutschen  Reiches.  Es  ist  ein  Recht  des  preussi- 
schen Staates,  dass  sein  König  stets  zugleich  deutscher 
Kaiser  sei.  Obgleich  die  deutsche  Kaiserwürde  im  Ge^gensatz der 
firüheren  Wahlkrone  erblich  ist,  so  enthält  die  deutsche  Reichsver- 
fiissung  doch  kein  Wort  über  die  Thronfolge,  was  sonst  in  keiner 
Verfassung  einer  Erbmonarchie  fehlen  darf.  Es  ist  dies  aber  keine 
Lücke  der  Reichsverfassung,  sondern  eine  nothwendige  Konsequenz 
der  Stellung  der  deutschen  Kaiserkrone  zur  preussischen  Königs- 
krone. Wer  preussischer  König  ist,  ist  von  Rechts- 
wegen deutscher  Kaiser.  Die  Bestimmungen  der  preussischen 
Verfassung  über  die  Thronfolge  sind  daher  auch  maasi^bend  für  die 
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Succession  in  die  Kaiserwürde;  sie  sind  nicht  Reichsrecht  gewor- 
den, sondern  preussisches  Staatsrecht  gebliehen,  haben  aber  eine 
mittelbare  Einwirkung  auf  die  Thronbesetzung  im  deutschen  Reiche. 
Nach  Artikel  53  gilt  in  Preussen  die  agnatische  Li- 
nealfolge nach  dem  Rechte  der  Erstgeburt.  Es  steht 
aber  kein  Hindemiss  entgegen  in  Preussen,  wie  in  andern  deutschen 
Staaten,  durch  ein  verfassungsänderndes  Gesetz  die  subsidiäre  kog- 
natische Thronfolge  einzuführen.  Das  Reich  brauchte  zu  einer  der- 
artigen Veränderung  der  preussischen  Verfassung  seine  Zustimmung 
nicht  zu  geben;  es  genügte  die  Uebereinstimmung  der  preussischen 
Krone  und  der  beiden  Häuser  des  Landtages.  Es  würde  in  einem 
solchen  FaUe  so^r  eine  auf  den  preussischen  Thron  berufene  Kö- 
nigin von  Rechtswegen  regierende  deutsche  Kaiserin  werden 
Hausgesetze  B.  m.  S.  630). 

"Rin  Reichsvikariat,  wie  es  zu  Zeiten  des  älteren  deutschen 
Reiches  bestand,  ist  dem  neuen  deutschen  Reiche  firemd,  weil  bei 
ihm -nie,  wie  bei  einem  Wahlreiche,  eine  Erledigung  der  Kaiser- 
würde stattfinden  kann,  welche  mit  der  preussischen  Krone  im 
Augenblicke  des  Dahinscheidens  des  Kaisers  auf  den  Thronfolger 
übergeht.  Der  Kaiser  stirbt  nicht  Dagegen  kann  der  Fall 
vorkommen,  dass  der  Kaiser  regierungsunfähig  ist  oder  wird,  und 
zwar  wegen  mangelnder  Altersreife  oder  aus  andern  Gründen.  In 
solchen  Fällen  hat  eine  Regentschaft  einzutreten.  Auch  über 
diese  verfügt  die  Reichsverfassung  nichts;  sie  muss  ebensogut  wie 
die  Thronfolge  nach  preussischem  Staatsrechte  beurtheilt  werden. 
Der  preussische  Regent  ist  von  Rechtswegen  deutscher 
Reichsverweser,  wie  wir  schon  im  preussischen  Staatsrechte 
B.  n  S.  795  näher  ausgeführt  haben.  Nach  richtigen  staatsrecht- 
lichen Grundsätzen  ist  der  Regent  in  Preussen  interimistisches 
Staatsoberhaupt  und  übt  ohne  Ausnahme  die  volle  preussische 
Staat^ewalt  aus.  Gerade  weil  diese  als  die  untrennbare  Grundlage 
der  deutschen  Kaiserwürde  gedacht  ist,  muss  auch  der  preussische 
Regent  von  Rechtswegen  interimistisches  deutsches  Staatsober- 
haupt sein,  solange  die  Verhinderung  des  zum  Throne  berufenen 
Monarchen  dauert.  Dem  Regenten  geht  von  den  kaiserlichen  Be- 
fugnissen nichts  ab,  als  der  Kaisertitel,  welchen  der  zur  Aus- 
übung der  Regierungsrechte  unfähige,  auf  den  Thron  berufene  Agnat 
in  Verbindung  mit  dem  preussischen  Königstitel  zu  führen  hat.  Es 
ist  ebenfalls  keine  Lücke ,  kein  Uebersehen  der  Reichsverfassung, 
dafls  sie  keine  Bestimmungen  über  Minderjährigkeit,  Regierungs- 
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Unfähigkeit  und  Regentschaft  au^enommenhat,  sondern  eine  noth- 
wendige  Konsequenz  ihrer  ganzen  staatsrechtlichen  Struktur.  Würde 
sie  eine,  nur  irgendwie  von  der  preussischenVerÜEissung  abweichende 
Bestimmung  enthalten,  so  wäre  es  möglich,  dass  eine  andere  Peison 
in  Preussen  zur  Regentschaft  gelangen  könnte,  wie  im  deutschen 
Reiche,  wodurch  der  Grundgedanke  der  ganzen  Reichsverfassung, 
die  untrennbare  Verbindung  der  preussischen  Staatsgewalt  mit  den 
Befugnissen  des  Reichsoberhauptes,  wenigstens  für  eine  Zeitlang  in 
Frage  gestellt  werden  könnte.  Es  ist  nicht  eine  Zurücksetzung 
des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  dass  der  preussische  Land- 
tag über  die  Einsetzung  einer  Regentschaft  in  vereinigter  Sitaiung 
zu  entscheiden  hat,  dass  in  Ermangelung  eines  successionsfähigen 
Agnaten  der  preussische  Landtag  den  R^enten  zu  wählen  hat, 
wenn  nicht  vorher  ein  preussisches  Gesetz  Vorsorge  getroffen 
hat,  dass  das  preussische  Ministerium  die  Regierung  weiter  zu  fuhren 
hat,  bis  der  Regent  den  Verfassungseid  geschworen  hat,  sondern 
eine  unabweisbare  Konsequenz  des  oben  festgestellten  Fundamen- 
talsatzes, dass  die  deutsche  Kaiserwürde  untrennbar  mit  der  preussi- 
schen Königskrone  verbunden  ist.  ^  Auch  genügt  der Verfassungseid 
des  R^enten  im  preussischen  Landtage.  Als  deutscher  Reichsver- 
weser  hat  er  ebensowenig  einen  solchen  zu  schwören,  wie  der  Kjaiser 
selbst. 

Aber  nur  über  den  Erwerb  der  Kaiserwürde  entscheidet  das 
preussische  Staatsrecht,  nicht  über  die  Befugnisse  derselben.  Das 
Kaiserthum,  als  solches,  ist  keine  preussische,  son- 
dern eine  reichsrechtliche  Institution.  Die  Regierungs- 
rechte des  Kaisers  werden  lediglich  durch  die  Reichsverfassung  und 
die  Reichsgesetze  bestimmt.  Dire  Darstellung  gehört  daher  in  das 
Staatsrecht  des  deutschen  Reiches.  Wir  unterscheiden  p  e  r  so  nli  che 
Rechte  des  Kaisers  und  eigentliche  Regierungsrechte  des- 
selben. 


>  A.  M.  sind  v. Rönne,  Staatsr.  des  deutschen Beiches  §26  S.226,  y.Mohl, 
Reichsstaatsr.  S.  284.  Die  richtige  Ansicht  ist  vertreten  von  Sey  del  in  seinem 
Kommentar  S.  114,  von  Lab  and,  Reichsstaatsr.  S.  217,  von  Held  a.a.O.  S.  93 
bis 96y  Ton  Thudichumin  HoltsendorflTs  Jahrb.  B.  I S.  25  Nr.  1,  besonders  von 
A.  V.  Kirchenheim,  Die  Regentschaft  1880.  §  14:  Die  Regentschaft  im 
deutschen  Reiche. 
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§254. 
n.  FerBÖnliohe  Beohte  des  Kaisers. 

Dieselben  besdehen  sich  theils  auf  die  reale  persönliche  Hechts- 
Stellung  des  Kaisers,  theils  sind  es  blosse  Ehrenrechte.  Zu  der  ersten 
Klasse  gehören  die  schon  oben  erörterte  Unverantwortlichkeit  und 
der  erhöhte  strafrechtliche  Rechtsschutz.  Zu  der  zweiten  Klasse, 
den  Ehrenrechten,  gehören: 

1)  Der  Kaisertitel.  Obgleich  derselbe  officiell  als  »Wie- 
derherstellung« des  älteren  Kaisertitels  angesehen  wird,  so  ist  er  doch 
wesentlich  verändert.  Es  ist  daraus  alles  weggelassen,  was  aufrdo- 
minium  mundi,  Oberherrschaft  über  andere  Völker  hindeutet.  Alle 
Anklänge  an  das  römische  Kaiserthum  sind  verschwunden.  Der 
römische  Kaiser  ist  ein  deutscher  Kaiser  geworden,  wie  er  dies 
längst  in  der  Yolksanschauung  gewesen  war,  wie  sich  der  Kaiser  in 
der  letzten  Zeit  des  Reiches  schon  öfter  als  Empereur  d'AUemagne 
bezeichnete,  z.  B.  im  Lüneviller  und  Pressburger  Frieden.  Man  hat 
den  andern  möglichen  Titelformen,  wie  :»Kaiser  der  Deutschen«  oder 
»Kaiser  von  DeutschlandcdieBezeichnung  :»Deutscher  Kaiser«  vor- 
gesogen,  ohne  dass  daraus  irgendwie  staatsrechtliche  Konsequenzen 
gezogen  werden  dürfen,  welche  die  Bedeutung  des  neuen  deutschen 
Kaiserthums  abschwächen.  Der  deutsche  Kaiser  ist  unzweifelhaft 
auch  Kaiser  der  Deutschen,  indem  er  über  alle  Deutschen  un- 
mittelbare Hoheitsrechte  ausübt.  Ebensowenig  darf  man  ihm,  inner- 
halb der  Kompetenz  des  Reiches,  die  Grebietshoheit  über  das  gesammte 
Seich^ebiet  absprechen  (wobei  allerdings  die  Gebietshoheit  der 
einzelnen  Fürsten  innerhalb  des  Grebietes  und  der  Zuständigkeit  der 
Einzelstaaten  fortbesteht),  er  ist  also  in  diesem  Sinne  auch  »Kaiser 
von  Deutschland«.  Hätte  man  bei  der  Wahl  des  Titels  »deut- 
scher Kaiser«  die  Absicht  gehabt,  den  Kaisertitel  von  andern  mo- 
narchischen Titeln  zu  unterscheiden,  so  würde  man  nicht  im  diplo- 
matischen Sprachgebrauch  o£&ciell  den  »Empere  ur  d^Allemagne« 
haben  einfuhren  dürfen,  sondern  hätte  »Empereur  germanique« 
sagen  müssen.  Der  deutsche  Kaisertitel  ist  nicht,  wie  Lab  and  an- 
nimmt, ein  blosser  Amtstitel,  wie  ihn  der  Präsident  einer  Republik, 
als  höchster  Beamter  führt,  sondern  ein  anderen  monarchischen 
Titeln  gleichwerthiger  obrigkeitlicher  Titel. 

Der  Kaisertitel  wird  gebraucht  in  allen  Beziehungen  und  An- 
gelegenheiten des  deutschen  Reiches,   dagegen  nicht,   wenn  der 
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Kaiser  lediglich  als  König  von  Preussen  auftritt,  z.  B.  bei  Erlass 
preussischer  Staatsgesetze,  königlicher  Verordnungen  für  Preussen, 
Bestallungsurkunden  preussischer  Beamter  u.  s.  w.  Es  entspricht 
dieser  Gebrauch  der  strengen  Scheidung  preussischer  und  Reichs- 
angelegenbeiten.  Uebrigens  würde  staatsrechtlich  nichts  entgegen- 
stehen, wenn  man  den  Kaisertitel  auch  bei  allen  rein  preussischen 
Staatsakten  mit  dem  Königstitel  verbinden  wollte,  da  nach  einer 
allgemeinen  Staatspraxis,  selbst  bei  blosser  Personalunion  verschie- 
dener Kronen,  immer  auch  der  höhere  Titel  mitgebraucht  zu  werden 
pflegt  (so  einst  von  dem  Kurfürsten  von  Hannover  der  grossbritan- 
nische Kön^stitel  u.  s.  w.]. 

•  2)  Die  Erblichkeit  der  Kaiserwürde  wird  dadurch  ausgespro- 
chen, dass  der  Kronprinz  von  Preussen  den  Titel  iKronprinz  des 
deutschen  Reiches«  und  das  Prädikat  »Kaiserliche  Hoheitc  fuhrt, 
neben  welchen  Bezeichnungen  die  Benennungen  :»Kronprinz  von 
Preussen«  und  iKönigliche  Hoheit«  beibehalten  werden.  (A.  h.  Er- 
lass  vom  18.  Januar  1871). 

3)  Auch  die  nach  Maassgabe  der  Verfassung  und  Gesetze  vom 
Kaiser  ernannten  Behörden  und  Beamten  sind  als  Kaiserliche 
zu  bezeichnen.  Allerhöchster  Erlass  vom  3.  August  1871  [Reichs- 
gesetzblatt  1871  S.  318).  Ebenso  können  das  Prädikat  »Kaiserliche 
die  in  der  kaiserlichen  Hofhaltung  angestellten  Privatbeamten, 
Diener,  Hoflieferanten  und  dergleichen  Personen  führen.  Dagegen 
werden  die  preussischen  Staatsbehörden  nicht  als  kaiserliche,  son- 
dern nur  als  königliche  bezeichnet. 

4)  Der  Kaiser  führt  die  Kaiserkrone,  das  kaiserliche  Wappen 
und  die  kaiserliche  Standarte.  Diese  Insignien  sind  festgestellt 
durch  den  obenerwähnten  Allerhöchsten  Erlass  vom  3.  August  1S71 
(Reichsgesetzblatt  1871  S.  381  mit  Berichtigung  S.  458)  \ 

5)  Der  Kaiser  ist  befugt,  die  Titel  der  Reichsbeamten  zu  be- 
stimmen ;  ja,  er  hat  sogar  denselben  Titel  ertheilt,  welche  nicht  mit 
einem  Amte  verbunden  sind,  so  besonders  den  Titel  eines  kaiser- 
lichen wirklichen  Geheimen  Raths  mit  dem  Prädikat  »ExceUenxs. 
Dagegen  hat  der  Kaiser  bis  jetzt  noch  nie  eine  Verleihung  von 
Orden  und  Adelstiteln  vorgenommen,  sondern  dergleichen  Aus- 
zeichnungen lediglich  als  König  von  Preussen  ertheilt.  Es  giebt 
weder  einen  kaiserlich  deutschen  Orden,  noch  einen  neu  kreirten 
deutschen  Reichsadel.   Selbst  der  gegenwärtige  Reichskanzler  ist 

^  Qraf  St  illfried- Ale  antara,  Die  Attribute  des  deutschen  Reiches.  Ab- 
gebildet, beschrieben  und  erläutert.  Mit  16  Tafeln.  Berlin  1874. 
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nicht  v.om  Kaiser,  sondern  vom  Kömig  von  Preussen  zum  Fürsten 
erhoben  worden^.  Ebenso  hat  der  deutsche  Kaiser  keinen  beson- 
dem  kaiserlichen  Hofstaat.  Die  Verrichtungen  eines  solchen  wer- 
den vom  preussischen  Hofstaate  mitbesorgt. 

Pekuniäre  Bezüge  sind  mit  der  Kaiserwürde  nicht  verbun- 
den. Der  Kaiser  hat  von  Reichswegen  weder  eine  CivilUste,  noch 
eine  Ejrondotation,  noch  den  Genuss  von  Domänen.  Auch  in  dieser 
Beziehung  lebt  der  deutsche  Kaiser  vom  Könige  von  Preussen,  wie 
auch  der  ehemalige  deutsche  Kaiser  in  den  letzten  Jahrhunderten 
auf  seine  erbländischen  Revenuen  angewiesen  war. 

§255. 
m.  Eigentliche  Begierungsrechte  des  Kaisers. 

Dieselben  werden  in  der  Reichsverfassung  nirgends  systematisch 
zusammengestellt;  sie  sind  vielmehr  nur  aus  den  einzelnen  zerstreu- 
ten Artikeln  der  Reichsverfassung  und  den  einschlagenden  Bestim- 
mungen der  Reichsgesetze,  wie  aus  der  staatsrechtlichen  Natur  des 
KaiserthumS;  abzuleiten.  Es  kann  deshalb  auch  nicht  Aufgabe  der 
Wissenschaft  sein,  einen  erschöpfenden  Katalog  der  kaiserlichen 
Regierungsrechte  au&ustellen.  Eingehend  können  die  einzelnen 
Regierungsrechte  nur  bei  Besprechung  der  einzelnen  Funktionen 
der  Reichsgewalt  erörtert  werden,  so  die  völkerrechtliche  Vertre- 
tung unter  der  Rubrik  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  der  mili- 
tärische Oberbefehl  bei  der  Darstellung  des  Militärrechtes  u.  s.  w. 
Hier  kommt  es  nur  darauf  an,  die  wichtigsten  Befugnisse  soweit 
kurz  zu  charakterisiren,  dass  die  staatsrechtliche  Stellung  des  Kai- 
serthums  im  Gesammtoi^anismus  des  Reiches  zum  klaren  Aus- 
drucke gelangt. 

1)  Dem  Kaiser  liegt  die  völkerrechtliche  Vertretung 
des  Reiches  ob.  Er  ist  der  ausschliessliche  Repräsentant  dessel- 
ben anderen  Staaten  gegenüber  im  internationalen  Verkehre.  Ar- 
tikel 11  Absatz  1  der  Reichsverfassung  sagt:  »Der  Kaiser  hat  das 
Reich  völkerrechtlich  zu  vertreten,  im  Namen  des  Reiches 
Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  und  andere 
Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen«. 

^  Sollte  man  es  angemessen  finden,  das  Über  alle  Übrigen  Beamtenstellungen 
erhabene  Amt  des  Reichskanzlers  auch  ftusserlich  dadurch  aussuseiehnen,  dass 
man  den  Titel  eines  Fürsten-Beichskanslers  mit  demPrädikat  »Durchlaucht 
sum  bleibenden  Amtstitel  machen  würde,  so  würde  eine  solche  Ausseichnung  des 
höchsten  Reichsamtes  lediglich  durch  kaiserliche  Verfügung  erfolgen  können. 
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Freilich  ist  diese  Befugniss  keine  unbeschränkte.  Der  Kaiser 
ist  bei  gewissen  Akten  der  auswärtigen  Bepräsentativgewalt  an  die 
Zustimmung  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages  oder  des  Bun- 
desrathes  allein  gebunden.  Aber  dadurch  wird  an  dem  Verhältnisse 
nichts  geändert,  dass  der  Kaiser  alleiniger  Repräsentant  des  Rei- 
ches anderen  Staaten  gegenüber  ist.  Eine  solche  Stellvertretungs- 
befugniss  kann  sich  weder  der  Bundesrath  allein,  noch  gemeinsam 
mit  dem  Reichstage,  beilegen.  Schon  ein  Versuch,  dies  in  irgend 
einer  Beziehung  oder  in  irgend  einem  Falle  zu  thun,  wäre  ein  ver- 
fassungswidriger Eingriff  in  die  kaiserliche  Prärogative.  So  hat  die 
Reichsverfassung  auf  dem  Gebiete  des  völkerrechtlichen  Verkehres 
die  so  dringend  gebotene  monarchische  Zusammen&ssung  des 
Staatswillens  zu  einer  einheitlichen  Aktion  in  so  vollkommener 
Weise  verwirklicht,  dass  Deutschland  mit  einem  Male  aus  ohnmäch- 
tiger Zersplitterung  zur  einflussreichsten  Grossmacht  Europas  er- 
hoben worden  ist. 

2)  In  den  inneren  Verhältnissen  erscheint  die^kaiserliche 
Gewalt  wesentlich  als  Exekutive,  als  Regierungsgewalt  im 
engem  Sinne,  während  die  Befugnisse  des  Kaisers  auf  dem  Grebiete 
der  Gesetzgebung  sehr  eng  begrenzt  sind.  Vor  allem  zeigt  sich,  wie 
bereits  erwähnt,  die  wahrhaft  reichsoberhauptliche  Stellung  des 
Kaisers  darin,  dass  er  es  ist,  welcher  die  Thätigkeit  der  übrigen 
Organe  des  Reiches,  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages  allein 
in  Bewegung  setzen  kann.  Der  Kaiser  ist  verfeissungsmässig  ver- 
pflichtet, Bundesrath  und  Reichstag  zu  gewissen  Zeiten  einzube- 
rufen, aber  6in  Zusammentreten  und  Wirken  derselben  ohne  kaiser- 
liche Berufung  wäre  ebenfalls  ein  verfassungswidriger  Eingriff  in 
die  kaiserlichen  Befugnisse.  Der  Kaiser  ist  in  Betreff  der  eigent- 
lichen sogenannten  konstitutionellen  Prärogative  ganz  so  gestellt 
wie  der  Monarch  in  einem  konstitutionellen  Einheitsstaat,  er  ist 
»Caput,  initium  et  finis  parUamentia.  Dem  Kaiser  liegt  femer  die 
Aufsicht  über  die  normale  Ausfiihrui^  der  Reichsgesetze  ob  (Artikel 
17) ;  die  thatsächliche  Abstellung  der  dabei  vorgefundenen  Mängel 
kann  nur  von  ihm  ausgehen.  Der  Kaiser  ernennt  den  Reichs- 
kanzler, den  einzigen  verantwortlichen  Minister  der  Reichsr^e- 
rung,  wie  er  denselben  auch  jeder  Zeit  wieder  entlassen  kann.  Da 
alle  Regierungsakte  durch  den  Reichskanzler  gehen  müssen,  so 
steht  dem  Kaiser  damit  die  oberste  Leitung  der  ganzen 
Reichsregierung  zu,  indem  der  Reichskanzlet  durchaus  von 
seinen  Weisungen  abhängig  ist.   Auch  alle  übrigen  Reichsbeamten 
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ernennt  und  entlässt  der  Kaiser  unter  Innehaltung  der  Bestimmun- 
gen des  Beichsbeamtengesetses  K 

3)  Der  Kaiser  führt  den  Oberbefehl  über  das  gesammte  deut- 
sche Heer  und  die  Kriegsmarine.  Er  allein  kann  über  die  Land- 
und  Seemacht  zu  Kriegszwecken  verfügen.  Die  Militärhoheit 
im  deutschen  Seiche  ist  zwischen  dem  Kaiser  als  oberstem  Kriegs- 
herrn und  den  Bundesiiirsten  als  Kontigentsherrn  getheilt, 
jedoch  so,  dass  der  Schwerpunkt  derselben  in  der  Hand  des  Kaisers 
liegt.  Der  Kaiser  kann  sich  der  Heeresmacht  aber  nicht  bloss  gegen 
äussere  Feinde  bedienen,  sondern  auch  zur  Vollstreckung  der  Exeku- 
tiye  gegen  Bundesglieder,  welche  ihre  verfassungsmässigen  Verbind- 
lichkeiten nicht  erfüllen  (Artikel  19],  und  zur  Aufirechterhaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit  im  Innern,  wenn  dieselbe  in  einem  Theile 
des  Bundei^ebietes  bedroht  ist,  durch  Erklärung  desselben  in  den 
Belagerungszustand  (Artikel  68). 

4)  Die  bedeutsamen  Befugnisse,  welche  der  Kaiser,  als  Träger 
der  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen,  ausübt,  sind  nicht  im  regel- 
mässigen Organismus  des  Reiches  begründet,  welcher  überall  die 
Existenz  von  Einzelstaaten  und  einzelstaatlichen  Regierungen  unter 
der  Beichsgewalt  voraussetzt;  sie  sind  vielmehr  ein  Ausfluss  der 
anomalen  Stellung  dieser  Beichslande  und  können  nur  im  Zusam- 
menhange mit  der  ganssen  staatsrechtlichen  Sonderstellung  derselben 
erörtert  werden. 

Zweifes  Kapitel. 
Der  Bundesrath^ 

§256. 

I.  Staatsreohtlioher  Oharakter  des  Bundesrathes  überhaupt. 

Der  Bundesstaat  ist  einerseits  wahrer  Staat,  andrerseits  ist  er 
aus  Einzelstaaten  zusammengesetzt.     Es  liegt  in  ihm  daher  ein 


1  Selbst  Zorn»  welcher  jede  monarchiiohe  SteUvmg  des  Kaisers  in  Abrede 
stellt,  kommt  deshalb  I  S.  195  su  folgendem  Zugestftndidsse :  »Dem  Kaiser  sind 
diejenigen  Kompetenzen  hinsichtlich  der  laufenden  Verwaltung,  welche  im  Ein- 
zelstaate  dem  Souyer&n  zukommen,  insofern  übertragen,  als]  derselbe  den  ober- 
sten Chef  der  Reichsverwaltung  und  die  demselben  untergeordneten  Beamten 
ernennt«. 

«  Laband,  B.I  §§  27—31.  G.  Meyer,  Lehrb.  §§123—126.  Seydel,  Kom- 
mentar S.96£  R  Y.  Mohl,  S.  228  ff.  y.  Rönne,  I,  S.  194  ff.  y.  Held,  S.  103 ff. 
Westerkamp,  S.  116.  Thudichum,  S.  101  ff.  y.Martits,  S.46  ff  Zorn, 
S  9.  S.  136—160. 
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unitarisches  und  ein  föderatives  Element,  welche  sich  das 
Gleichgewicht  halten  müssen,  wenn  der  Bundesstaat  einerseits  nicht 
zum  Einheitsstaate  zusammenwachsen,  andrerseits  sich  nicht  in  einen 
Staatenhund  auflösen  soll.  Beide  Sichtungen  müssen  daher  auch 
in  den  Institutionen  jedes  Bundesstaates  ihren  Ausdruck  finden. 
Während  in  der  nordamerikanischen  Verfassung  das  nordamerika- 
nische Volk  in  seiner  staatlichen  Einheit  im  Bepräsentantenhause 
dargestellt  wird,  kommt  der  Forthestand  der  Einzelstaaten  im  Se- 
nate zum  Ausdrucke,  in  welchem  jeder  Staat,  der  kleinste  so  gut 
wie  der  grösste,  durch  zwei  Senatoren  vertreten  wird,  welche  von 
den  gesetzgehenden  Körpern  der  Einzelstaaten  gewählt  werden.  Die 
schweizerische  Verfassung  von  1848  hat  das  nordamerikanische  Vor- 
bild im  Ständerath  ziemlich  wörtlich  kopirt.  Diesem  Vorbilde  der 
beiden  republikanischen  Bundesstaaten  schloss  sich  der  Entwarf  der 
deutschen  Keichsverfassung  vom  28. März  1849  im  wesentlichen  an. 
Der  einheitlichen  Exekutivgewalt  des  Kaisers  stand,  als  Volksvertre- 
tung, der  Reichstag  mit  seinen  beiden  Häusern,  dem  Volkshause 
und  dem  Staatenhause,  gegenüber.  Das  Staatenhaus  entsprach  dem 
nordamerikanischen  Senate  und  dem  schweizerischen  Ständerathe, 
nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  bei  der  enormen  Verschiedenheit 
der  deutschen  Staaten  an  Macht  und  Grösse  eine  Gleichheit  der 
Stimmenzahl  nicht  durchführbar  gewesen  wäre.  Während  Preussen 
40,  Bayern  18  Stimmen  im  Staatenhause  zugesprochen  erhielt 
mussten  sich  die  kleinsten  Staaten  mit  je  einer  Stimme  b^nügen. 
Das  Staatenhaus  wurde  in  gleicher  Weise  in  dem  Entwurf  einer 
Reichsverfassung  vom  29.  Mai  1849  (dem  sogenannten  Dreikönigs- 
bündniss)  beibehalten.  Als  man  im  Jahre  1866  von  neuem  daran 
ging,  Deutschland  bundesstaatlich  zu  gestalten,  sprachen  sich  aller- 
dings viele  Stimmen  und  auch  einzelne  Regierungen  dahin  aus, 
dass  man  die  gesammte  Regierungsgewalt  in  die  Hände  des  Reichs- 
oberhauptes legen  und  demselben  einen  aus  zwei  Häusern  bestehen- 
den Reichstag  mit  Staatenhaus  und  Volkshaus  gegenüberstellen 
sollte.  Einen  ganz  andern  Weg  schlug  aber  der  von  der  preussischen 
Regierung  vorgelegte  Entwurf  ein,  welcher  die  Grundlage  der  heu- 
tigen Reichsverfassung  bildet.  Anstatt  eines  Staatenhauses  wurde 
der  Bundesrath  in's  Leben  gerufen.  Man  hat  in  dessen  Schöpfung 
etwas  absolut  Neues,  von  allen  bisherigen  Institutionen  Abweichen- 
des, ja  eine  »proles  sine  matre  creata«  erkennen  wollen.  Dennoch 
schliesst  sich  gerade  der  Bundesrath  am  engsten  an,  die  in  Deutsch- 
land früher  bestandenen  geschichtlichen  Institutionen  an.    Er  ist 
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wie  von  selbst  aus  den  Verhältnissen  erwachsen,  wie  sie  im  Sommer 
1866  in  Deutschland  vorlagen.  Nach  Auflösung  des  deutschen  Bun- 
des hatte  Preussen  Bevollmächtigte  aller  verbündeten  Regierungen 
nach  Berlin  berufen,  welche  im  Winter  1866/67  zu  Ministerialkon- 
ferenzen  zur  Berathung  des  Verfasstmgsentwurfes  zusanmientraten. 
Aus  diesen  entwickelte  sich  wie  von  selbst  der  Bundes- 
rath,  dessen  staatsrechtliche  Natur  nicht  aus  fremden  bundesstaats- 
rechtlichen Vorbildern,  noch  aus  der  hergebrachten  konstitutionellen 
Schablone,  sondern  lediglich  aus  der  Genesis  und  der  Eigenart  der 
deutschen  Staatsverhältnisse  erklärt  werden  kann.  Der  Bundesrath 
kann  in  mancher  Beziehung  geradezu  als  eine  Fortsetzung  des  ehe- 
maligen Bundestages  angesehen  werden,  an  dessen  Organisation  in 
Betreff  der  Stimmenvertheilung  ausdrücklich  angeknüpft  wird;  nur 
mit  dem  Unterschiede,  dass  der  ehemalige  Bundestag  das  Organ 
eines  völkerrechtlichen  Vereines  souveräner  Staaten  war,  während 
der  Bundesrath  Glied  eines  staatsrechtlichen  Organismus,  Organ 
eines  einheitlichen  Staatswillens  ist.  Noch  viel  stärker  haben  die 
Reminiscenzen  des  älteren  deutschen  Beichsstaatsrechtes  bei  der 
Schöpfung  des  Bundesrathes  eingewirkt.  Nur  mit  verändertem  Na- 
men ist  der  Bundesrath  an  die  Stelle  des  ehemaligen  deutschen 
Reichstages  getreten.  Mag  man  politisch  jede  Vergleichung  un- 
seres Bundesrathes  mit  jenem  viel  verspotteten  Reichstag  von  Re- 
gensburg zurückweisen,  für  die  staatsrechtliche  Konstruktion 
bietet  derselbe  überraschende  Analogien. 

Der  Bundesrath  von  heute,  wie  der  Reichstag  von  ehedem,  ist 
ein  Kollegium,  welches  aus  den  Bevollmächtigten  der  deutschen 
Landesherm  besteht.  Jetzt,  wie  damals,  sind  dieselben 
Personen,  welche  die  Staatsgewalt  in  den  Einzelstaa- 
ten innehaben,  durch  ihre  Theilnahme  an  dieser  Kör- 
perschaft, auch  Mitträger  der  Reichsgewalt. 

Der  Bundesrath,  wie  der  ehemalige  Reichstag,  sind  in  keiner 
Beziehung  parlamentarische  Körper;  die  Bevollmächtigten  stimmen 
nicht  nach  freier  Ueberzeugung,  sondern  lediglich  nach  den  ihnen 
zu  theil  gewordenen  Instruktionen;  nicht  sie  selbst,  sondern  ihre  Ge- 
waltgeber sind  die  Glieder  dieser  Körperschaft,  deren  abhängige 
Stimmwerkzeuge  sie  sind. 

Der  Bundesrath  ist,  ganz  wie  der  Reichstag  von  ehedem,  nicht 
bloss  vertretender,  die  Reichsgewalt  beschränkender  Körper,  son- 
dern Organ  der  Centralgewalt,  Mitträger  der  Souveränetät. 
Aber  auch  darin  gleicht  seine  Stellung  der  des  Reichstages  von 
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ehedem,  dass  er,  als  zweites  Organ,  die  Beichsgewalt  mit  dem 
Kaiser  theilt ,  jedoch  so,  dass  er  in  dem  Kaiser  sein  Oberhaupt  zu 
erkennen  hat,  ohne  dessen  Initiative  er  nicht  zusammentreten,  be- 
rathen  und  beschliessen  kann.  Nur  im  organischen  Zusam- 
menwirken von  Kaiser  und  Bundesrath,  wie  ehedem 
von  Kaiser  und  Beich,  stellt  sich  die  volle  Reichsge- 
walt  dar. 

Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  Bundesrath  so  manches  nicht  ist, 
was  man  ihm  hat  andichten  wollen.  Er  ist  kein  Staatenhaus ,  weil 
er  überhaupt  kein  parlamentarischer  Körper  ist;  er  ist  ebenso  wenig 
ein  Oberhaus,  eine  erste  Kammer,  welche  nach  den  Grund- 
sätzen des  Zweikammersystems  mit  dem  Abgeordnetenhause  gleiche 
Befugnisse  hat.  Ebenso  ist  der  Bundesrath  kein  Ministerium,  er 
empfingt  niemals  Befehle  vom  Kaiser,  seine  Mitglieder  sind  keine 
Beichsbeamten,  er  ist  der  Volksvertretung  nicht  verantwortlich, 
sondern  er  ist  ein  unverantwortliches  Organ  der  Keichs- 
gewalt,  wie  der  Kaiser  selbst.  Trotz  dieser  durchaus  eigen- 
und  verschiedenartigen  Natur  ist  es  aber  sehr  wohl  möglich,  dass 
der  Bundesrath  thatsächlich  manche  Funktionen  mit  versieht, 
welche  in  anderen  Staaten  von  den  obenbezeichneten  Organen  be- 
sorgt werden.  So  kann  man  wohl  sagen,  dass  der  Bundesrath,  wie 
das  Staatenhaus  in  anderen  Bundesstaaten,  das  einselstaatliche  Ele- 
ment zur  Geltung  bringt,  dass  er  wie  ein  Oberhaus,  dem  Volkshause 
gegenüber,  ein  ermässigendes  konservatives  Element  vertritt,  dass 
er  in  der  Beichsregierung  Geschäfte  übernimmt,  welche  in  anderen 
Staaten  Ministerien  obliegen.  Besonders  ähnehi  dieBundesrathsaus- 
schüsse  in  mancher  Beziehung  Ministerialdepartements,  wie  dies  Fürst 
Bismarck  selbst  hervorhob.  Solche  thatsächliche  Aehnlichkeiten 
berühren  aber  die  staatsrechtliche  Natur  des  Bundesrathes  nicht, 
welche  darin  besteht,  dass  derselbe  als  die  Zusammenfas- 
sung aller  einzelstaatlichen  Begierungen  zu  einem 
Kollegium  ihrer  Bevollmächtigten,  selbständiges  Or- 
gan der  Beichsgewalt,  Mitträger  der  Souveränetät  ist 

Hieraus  folgt,  dass  imBundesrathe  nur  Staaten  vertreten  sein 
können.  Die  Fiursten  und  Senate  der  freien  Städte  erscheinen  dabei 
nur  als  Organe  ihrer  Staaten  kraft  ihrer  Bepräsentativgewalt.  Es 
können  daher  noch  so  hochgestellte  und  privil^irte  Privatpersonen 
auf  eine  Vertretung  im  Bundesrathe  keinen  Anspruch  machen^. 

^  Darumwaren  die  Ansprüche  des  fürstlichen  und  gr&flichen  Hauses  Schön- 
burg auf  Einräumung  einer  Stimme  im  Bundesrathe  unbegründet  A.  A.  Prol 
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Ein  deutscher  Fürst,  der  seine  Regierung  niederlegt,  kann  selbst- 
verständlich auch  nicht  mehr  im  Bundesrathe  vertreten  sein.  Eine 
Kuriatstimme  der  Mediatasirten,  wie  sie  die  Bundesakte  und  das 
österreichische  Beformprojekt  in  Aussicht  stellte,  wäre  ebenso  staats- 
rechtlich undenkbar,  wie  eine  gleichberechtigte  Vertretung  des 
Reichslandes  Elsass-Lothringen,  wenn  dasselbe  nicht  zu  einem 
wirklichen  Einzelstaate  konstituirt  werden  sollte.  Nur  Staaten 
haben  Platz  im  Bundesrathe,  aber  auch  jeder  Staat,  selbst 
der  kleinste,  muss  vertreten  sein.  Eine  Entziehung  seiner  Stimme 
im  Bundesrathe  käme  einer  staatsrechtlichen  Vernichtung  gleich. 
Auch  der  Kaiser,  als  solcher ,  kann  im  Bundesrathe  nicht  vertreten 
sein,  denn  er  ist  das  andere,  neben  dem  Bundesrathe  stehende  un- 
mittelbare Organ  der  Reichsgewalt.  Es  giebt  im  Bundesrathe  nur 
königlich  preussische,  keine  kaiserlich  deutschen  Stimmen,  wie 
auch  im  alten  Reiche  aus  demselben  Grunde  der  Kaiser  im  Reichs- 
tage keine  Stimme  hatte,  sondern  nur  der  König  von  Böhmen,  der 
Erzherzog  von  Oesterreich  u.  s.  w.  Darin  unterscheidet  sich  aber 
die  Sache  wesentlich,  dass  jetzt  die  preussischen  Stimmen  immer 
von  dem  Monarchen  geführt  werden  müssen,  welcher  zugleich  In- 
haber der  Kaiserwürde  ist,  also  thatsächlich  dem  Einflüsse  des  Kai- 
sers im  Reiche  zu  HiKe  kommen.  Der  Bundesrath  kennt  keine 
Kurien  oder  Kollegien,  wie  der  ehemalige  Reichstag,  noch  verschie- 
dene Abstimmungsarten  wie  der  ehemalige  Bundestag  (Plenum  und 
engerer  Rath).  Der  Bundesrath  beräth  und  beschliesst  stets  als 
einheitliches  Kollegium  in  pleno  und  stimmt  stets  auf  dieselbe  * 
Weise  ab,  er  kennt,  abgesehen  von  den  Ausschüssen,  nur  Plenar- 
versammlungen.  Auch  bei  der  Stimmenvertheilung  im  Bundesrathe 
hat  man  sich  ganz  an  gegebene  geschichtliche  Verhältnisse  ange- 
schlossen. Dieselben  sind  grundsätzlich  nach  demselben  Ver- 
hältniss  vertheilt,  wie  im  ehemaligen  Plenum  der  Bundesversamm- 
lung, nur  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dass  Bayern  sechs  statt  vier 
Stimmen  führt  und  dass  dem  preussischen  Staate  die  Stimmen  der 
1866  einverleibten  Länder  beigelegt  sind.  Damach  ergiebt  sich 
nach  Artikel  6  der  Reichsverfassung  folgendes  Schema:  Preussen 
(mit  den  ehemaligen  Stimmen  von  Hannover,  Kurhessen,  Holstein, 
Nassau  imd  Frankfurt)  17  Stimmen,  Bayern  6,  Sachsen  4,  Württem- 
berg 4,  Baden  3,  Hessen  3,  Mecklenburg-Schwerin  2,   Sachsen- 


Bischof,  in  der  »Denkschrift  betr.  das  fürstliche  und  gräfliche  Gesammthaus 
Schönburg  und  dessen  Anrecht  auf  Einräumung  yon  Sitz  und  Stimme  im  Hohen 
Bundesrathe  des  norddeutschen  Bundes.  Oiessen  1871. 

H.  S  c  h  a  1  s  e ,  Dentsches  Staatsrecht.  II.  4 
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Weimar  1,  Mecklenburg-Strelitz  1,  Oldenburg  l,  Brauiischweig  2, 
Sachsen -Meiningen  1,  Sachsen -Altenburg  1,  Sachsen-Koburg- 
Gotha  1,  Anhalt  l,  Schwarzburg-Rudolstadt  1,  Schwarzburg-Sonders- 
hausen 1,  Waldeck  1,  Reuss  älterer  Linie  1,  Reuss  jüngerer  Linie  1, 
Schaumburg-Lippe  1,  Lippe  1,  Lübeck  1,  Bremen  1,  Hamburg  1, 
zusammen  58  Stimmen. 

Aus  dem  Wesen  des  Bundesrathes  lässt  sich  auch  die  staats- 
rechtliche Stellung  der  einzelnen  Bevollmächtigten  ableiten.  Die- 
selben sind  nicht  wie  die  Mitglieder  eines  Senates  oder  Staaten- 
hauses in  der  Lage,  nach  ihrer  fireien  subjektiven  Ueberzeugung 
abzustimmen,  sondern  sind  wie  die  ehemaligen  Reichstags-  oder 
Bundestagsgesandten  ganz  an  ihre  Instruktionen  gebunden.  Der  in 
der  Wiener  Schlussakte  vom  15.  Mai  enthaltene  Artikel  8  über  »das 
Mandat  der  Bevollmächtigten  zum  Bundestage«: 

»Die  einzelnen  BevoUmächt^ten  am  Bundestage  sind  von  ihren 
Kommittenten  unbedingt  abhängig  und  diesen  allein  wegen  ge- 
treuer Befolgung  der  ihnen  ertheilten  Listruktionen,  sowie  wegen 
ihrer  Geschäftsführung  verantwortlicher ; 

ist  auf  die  Bevollmächtigten  zum  heutigen  Bundesrathe  wört- 
lich anwendbar.  Dieselben  werden  bald  als  Vertreter,  bald  als  Be- 
vollmächtigte bezeichnet,  was  als  gleichbedeutend  anzusehen  ist.  In 
der  Abstimmung  eines  Bevollmächtigten  kommt  keine  subjektive 
Ansicht,  weder  des  Bevollmächtigten,  noch  des  auftraggebenden 
Fürsten,  sondern  der  objektive  Staatswille  des  betreffenden  Einzel- 
staates zur  Geltung.  Da  ein  Staat  als  Persönlichkeit  immer  nur 
Einen  Willen  haben  kann ,  so  versteht  sich  von  selbst,  dass,  wenn 
ein  Staat  mehrere  Stimmen  und  mehrere  Bevollmächtigte  hat,  die 
Stimmen  auch  stets  nur  einheitlich  abgegeben  werden  können. 
Artikel  6  der  Reichsverfassung  sagt:  »Jedes  Mitglied  des  Bundes 
kann  so  viel  Bevollmächtigte  zum  Bundesrathe  ernennen,  wie  es 
Stimmen  hat,  doch  kann  die  Gesammtheit  der  Stimmen  nur  ein- 
heitlich abgegeben  werden«.  Keineswegs  ist  aber  jeder  Staat  ver- 
pflichtet, so  viele  Bevollmächtigte  im  Bundesrathe  zu  haben,  als  er 
Stimmen  hat;  er  kann  dieselben  durch  Einen  Bevollmächtigten  ab- 
geben, ja  es  wird  nicht  selten  der  Bevollmächtigte  eines  andern 
Staates  zur  Abgabe  der  Stimme  mit  einer  Substitutionsvollmaclit 
versehen.  Dagegen  darf  kein  Staat  mehr  Bevollmächtigte  ernennen, 
als  er  verfassungsmässig  Stimmen  hat ;  doch  steht  es  ihm  frei,  für  seine 
Bevollmächtigten  Stellvertreter  zu  ernennen,  wie  dies  regel- 
mässig besonders  für  bestimmte  technische  Aufgaben  zu  geschehen 
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pflegt.  Die  BevoUmächtigteii  zum  Bundesrathe  sind  keine  Reichs- 
beamten,  sondern  Mandatare  der  Einzelstaaten,  von  denen  sie  ange- 
stellt und  besoldet  werden,  sie  sind  für  ihre  Geschäftsfiilirung 
weder  dem  Kaiser,  noch  dem  Reichstage,  noch  dem  Kollegium  des 
Bundesrathes  verantwortlich  oder  Rechenschaft  schuldig,  sondern 
lediglich  ihren  Vollmachtgebern,  und  zwar  dafür,  dass  sie  ihren  In- 
struktionen gemäss  abstimmen  und  überhaupt  ihre  Geschäfte  pflicht^ 
mässig  führen.  Soweit  sie  zugleich  Staatsdiener  des  Einzelstaates 
smd,  stehen  sie  unter  dessen  Staatsdienerpragmatik  und  Discipli- 
naigewalt. 

Wie  die  Gesandten  zum  altern  deutschen  Reichstage  und  die 
Bundestagsgesandten  zu  Frankfurt  a.  M.,  nehmen  auch  die  Bevoll- 
mächtigten zum  Bundesrathe  eine  exterritoriale  Stellung  ein. 
Nach  Artikel  10  der  Reichsverfassung  liegt  es  dem  Kaiser  ob,  »den 
llitgliedem  des  Bundesrathes  den  üblichen  diplomatischen 
Schutz  zu  gewähren^.  Sie  erhalten  daher  zu  Berlin  mit  ihrem  ge- 
sammten  Personal  diejenigen  Vorrechte,  welche  das  europäische 
Völkerrecht  den  MitgUedem  des  diplomatischen  Korps  überhaupt 
einräumt.  Selbstverständlich  bezieht  sie  sich  nicht  auf  die  Bevoll- 
mächtigten, welche  den  preussischen  Staat  im  Bundesrathe  zu  ver- 
treten haben. 

Die  Instruktion  der  Bundesraths-Bevollmächtigteiif  geht  ledig- 
lich von  dem  Einzelstaate  aus;  weder  der  Kaiser,  noch  der  Reichs- 
tag noch  das  Kollegium  des  Bundesrathes  haben  sich  in  die  Instruk- 
tionsertheilung  irgendwie  zu  mischen.  Es  ist  gewiss  eine  patriotische 
Pflicht  der  Regierungen  der  Einzelstaaten,  auch  bei  der  Ertheilung 
der  Instruktionen  das  Wohl  der  Gesammtheit,  die  Interessen  des 
Reiches  und  der  ganzen  Nation  über  alles  zu  stellen,  aber  eine 
juristische  Verpflichtung  dieser  Art  besteht  nicht  und  lässt  sich 
überhaupt  nicht  konstruiren.  Mag  eine  Instruktion  noch  so  sehr 
von  engherzigen,  partikularistischen  Anschauungen  getragen  sein, 
mag  sie  selbst  noch  so  irrationell  erscheinen,  so  ist  sie  doch  staats- 
rechtlich unanfechtbar,  wenigstens  dem  Reiche  gegenüber.  Dieses 
hat  lediglich  die  Vollmacht  des  Vertreters  zu  prüfen.  Das  Zustande- 
kommen der  Stimmabgabe,  gewissermaassen  »den  Destillirungspro- 
cess  des  Votums  aus  den  verschiedenen  Kräften  des  einzelstaatlichen 
Daseins«  weiter  zu  untersuchen,  liegt  ganz  ausserhalb  der  Kompe- 
tenz des  Reiches.  Die  Instruktionsertheilung  an  den  Bevollmäch- 
tigten ist  ein  Akt  des  Einzelstaatsrechtes  jedes  deutschen  Staates ; 
sie  geht  auch  für  die  preussischen  Bevollmächtigten  nicht  vom 
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Kaiser ,  sondern  vom  Könige  von  Preussen  als  solchem ,  d.  h.  dem 
preussischen  Staatsmimsterium  aus.     Die  Verantwortlichkeit 
für  die    Instruktionsertheilung    fällt   daher    unter   die 
Regeln  des  Landesstaatsrechtes  (Fürst  Bismarck  im  konsti- 
tuirenden  Reichstage  S.  397  sagte:  »Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  in 
dem  verfassungsmässig  vorhandenen  Maasse  von  Ministerverantwort- 
lichkeit, dessen  sich  die  gesammten  Bundesstaaten  erfreuen,  nichts 
geändert  wird,  indem  jede  Regierung  eines  Einzelstaates  verant- 
wortlich bleibt  fiir  die  Art,  wie  ihre  Stimme  im  Bundesrathe  abge- 
geben wird«).   Die  Instruktion  geht  lediglich  von  der  Landesregie- 
rung aus ,  welcher  die  Repräsentation  des  Staates  nach  aussen  hin 
zusteht.   Dag^en  ist  es  durchaus  zulässig  und  bei  wichtigen  Ange- 
legenheiten gerathen,  dass  das  Ministerium  sich  vorher  über  die 
Abgabe  der  Stimme  mit  der  Landesvertretung  verständigt.    Ja,  in 
gewissen  Fällen  kann  nach  Landesstaatsrecht  sogar  die  Zustimmung 
des  Landtages  nöthig  sein,  besonders  wo  es  sich  um  Aufgabe  oder 
Abänderung  von  Sonderrechten  handelt,  die  in  den  Bereich  der 
Gesetzgebung  fallen,  wie  dies  bei  einer  etwa  beabsichtigten  Aufgabe 
der  Privilegien  in  Betreff  der  Bier-  und  Branntweinsteuer  unzwei- 
felhaft der  Fall  sein  würde.   Es  fragt  sich  nur ,  welche  staatsrecht- 
liche Folge  eine  solche  Beiseitesetzung  der  Zustimmung  des  Land- 
tages haben  würde.    Gewiss  würde  das  Ministerium,  welches  die 
nothwendige  Zustimmung  der  Landesvertretung  einzuholen  unter- 
lassen hätte,  sich,  wenn  alle  sonstigen  Voraussetzungen  vorhanden 
sind;  der  Erhebung  einer  Ministeranklage  aussetzen.     Sollten  die 
Minister  von  dem  Staatsgerichtshofe  alsdann  wegen  Verfassungs- 
bruches oder  Gefährdung  des  Staatswohles  verurtheilt  werden,  so 
hätten  sie  persönlich  die  nachtheiligen  Folgen  zu  tragen.   Weiter- 
gehende Folgerungen  gegen  die  Rechtsgültigkeit  des  Bundesbe- 
schlusses zu  ziehen,  würde  der  staatsrechtlichen  Natur  des  Reiches, 
vor  allem  dem  Satz  widersprechen,  dass  dem  Reiche  gegenüber 
jeder  Einzelstaat  lediglich  durch  seine  Regierung  vertreten  wird. 
Der  Bundesrath  hat  die  Vollmacht  oder  Legitimation  der  neuein- 
tretenden Mitglieder  zu  prüfen,  niemals  aber  den  Auftrag  oder  die 
Instruktion  derselben.   Er  hat  nicht  darnach  zu  fragen,  ob  ein  Be- 
vollmächtigter ohne  oder  gar  gegen  seine  Instruktion  gestimmt  hat. 
Die  Abstimmung  ist,  wie  Lab  and  es  treffend  ausgedrückt  hat,  ein 
reiner  Formalakt,  dessen  rechtsverbindliche  Gültigkeit  theils 
auf  der  Vollmacht  der  Mitstimmenden,  theils  auf  der  geschäftsord- 
nungsmässigen  Behandlung  der  Sache  beruht. 
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Die  Theilnahme  der  einzelnen  Staaten  an  den  Beschlüssen  des 
Bundesrathes  bezieht  sich  auf  die  ganze  dem  Bundesrathe  zuge- 
wiesene Zuständigkeitssphäre.  Auch  wenn  ein  zu  fassender  Bun- 
desbeschluss  sich  nur  auf  einen  Theil  des  Bundesgebietes  oder  auf 
einzelne  Bundei^lieder  bezieht,  so  sind  doch  alle  Bundesglieder  be- 
rechtigt, an  der  Beschlussfassung  theilzunehmen.  Eine  Ausnahme 
machen  nur  die  einzelnen  süddeutschen  Staaten  zugestandenen  Reser- 
vatrechte, kraft  deren  die  Kompetenz  des  Beiches  in  Betreff  ihrer 
ausgeschlossen  ist,  wie  dies  Artikel  7  Absatz  4  der  Reichsverfassung 
ausdrücklich  besagt :  »Bei  der  Beschlussfässung  über  eine  Angelegen- 
heit, welche  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verfassung  nicht  dem 
ganzen  Reiche  gemeinschaftlich  ist,  werden  die  Stimmen  nur  der- 
jenigen Bundesstaaten  gezählt,  welchen  die  Angelegenheit  gemein- 
schaftlich ist«.  Nur  bei  den  ausdrücklich  in  der  Reichsverfassung 
ausgeschlossenen  Gegenständen  findet  diese  Einschränkung  des 
Stimmrechtes  statt,  also  für  Bayern,  Württemberg  und  Baden  in 
allen  die  Bier-  und  Branntweinsteuer  betreffenden  Angelegenheiten, 
für  Bayern  und  Württemberg  in  denjenigen  Angelegenheiten, 
welche  die  Verwaltung  des  Reichs-Post-  und  Telegraphenwesens 
betreffen,  für  Bayern  in  denjenigen  Angelegenheiten,  welche  die 
Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reichs  über  Heimaths-  und 
Niederlassungsverhältnisse  angehen.  Nicht  ausgeschlossen  ist  da- 
gegen das  Stimmrecht  Bayerns  in  allen  Angelegenheiten  der  Hee- 
resverwaltung, weü  der  vom  Reiche  aufgestellteHeeresetat  auch  die 
für  das  bayerische  Kontingent  zu  verwendenden  Gelder  feststellt, 
wenn  auch  in  einer  Gesammtsumme  und  weil  Bayern  sich  auch  in 
Betreff  der  Formation,  Organisation  und  Ausbildung  seines  Heeres 
nach  den  für  das  Reichsheer  bestehenden  Normen  zu  richten  hat. 
Ebenso  ist  das  Stimmrecht  Hamburgs  und  Bremens  in  Betreff  der 
Zoll-  und  Steuerangelegenheiten  nicht  ausgeschlossen,  weil  diese 
Staaten  anstatt  der  Zölle  und  Steuern  ein  Aversum  an  das  Reich  be- 
zahlen. 

Anmerkung. 

Namens  der  verbündeten  Regierungen  wurde  auf  Anfrage  erklärt, 
dass  der  Militäretat,  trotz  der  Bestimmungen  unter  Nr.  III  §  5  des  Ver- 
trags vom  23.  November  1870  keineswegs  als  ein  Gegenstand  anzusehen 
sei,  welcher  nicht  dem  ganzen  Bunde  gemeinsam  wäre«.  »Ich  sehe  das  — 
sagte  Delbrück  a.  a.  O.  Stengr.  Ber.  1870  S.  123  —  weder  formell, 
noch  materiell,  materiell  nicht  deshalb,  weil  aus  den  Bestimmungen, 
welche  der  Militäretat  für  die  übrigen  Bundesstaaten  ausser  Bayern  ent- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


54  !•  Von  den  Organen  des  deutschen  Reiches. 

hält,  sich  für  Bayern  dasjenige  ergeben  soll,  was  bei  dem  Militäretat  im 
Grossen  und  Ganzen  die  Hauptsache  ist,  nSmlich  das  gesammte  Erforder- 
niss  an  Geld  für  die  bayerischen  Truppen,  zweitens  aber  auch  deshalb 
nicht,  weil  in  dem  Vertrage  vom  23.  November  in  einer  weiteren  Be- 
stimmung auch  die  besondem  Etatssätze ,  die  in  dem  Militäretat  für  die 
übrigen  Bundesstaaten  enthalten  sind,  zur  Norm  dienen  sollen  für  den 
bayerischen  Landtag  und  die  bayerische  Regierung  bei  Aufstellung  des 
Specialetats  für  die  bayerischen  Truppen.  Aus  diesen  Gründen  ist  unbe- 
dingt ein  gemeinschaftliches  Interesse  vorhanden ;  es  ist  aber  auch  formell 
insofern  vorhanden,  als  nach  meiner  Ansicht  der  künftige  Bandesetat  gar 
nicht  aufgestellt  werden  kann ,  als  in  der  Weise ,  dass  die  Ausgaben  für 
das  bayerische  Kontingent,  ebenso  wie  für  alle  übrigen  Bundesstaaten,  auf 
unserem  Etat  erscheinen.  Der  Unterschied  ist  nur  der:  Diese  Ausgabe 
erscheint  für  Bayern  in  Einer  Summe,  während  sie  für  die  übrigen  Staa- 
ten nach  den  Etatstiteln  in  verschiedenen  Summen  erscheint,  die  sich 
nachher  erst  in  der  Hauptsumme  vereinigen.  Es  werden  nach  meiner  An- 
sicht auf  dem  Etat  die  sämmtlichen  Einnahmen  an  gemeinschaftlichen 
Steuern  zu  erscheinen  haben  und  es  wird  das,  was  nachher  fehlt,  aller- 
dings nach  einem  durch  die  Verschiedenheit  der  Gemeinschaftlichkeit  der 
Steuern  verschieden  bedingten  Maassstab  erscheinen  müssen  als  Matrikular- 
beiträgea.  Desgleichen  erklärte  Delbrück,  dass  aus  Artikel  34  der  Ver- 
fassung nicht  gefolgert  werden  dürfe,  als  seien  für  die  Hansestädte  Bremen 
und  Hamburg,  die  als  Freihäfen  ausserhalb  der  Zolllinie  bleiben,  die  Zoll- 
angelegenheiten nicht  gemeinschaftliche,  da  sie  zu  den  Ausgaben  des 
Reiches  durch  Aversen  beitragen,  welche  an  die  Stelle  der  Zolleinnahmen 
treten.  Artikel  38  Absatz  3.  Die  unter  Absatz  4  des  Artikel  7  fallenden 
Angelegenheiten  finden  sich  an  folgenden  Stellen  der  Reichsverfassung 
und  der  Ergänzungsurkunden  verzeichnet:  Artikel  4  Ziffer  1  bayerisches 
Schlussprotokoll  FV.  Artikel  35  Absatz  2  und  Artikel  38  Absatz  3.  Arti- 
kel 46  Absatz  2.  Artikel  52.  Ueber  diese  ausdrücklich  in  der  Verfassung 
bezeichneten  Gegenstände  hinaus  darf  diese  durchaus  singulare  Bestim- 
mung des  Artikel  7  Absatz  4  nie  ausgedehnt  werden. 


§257. 
n.   Die  einzelnen  staatsreehülohen  Befugnisse  des  Bnndesrathes. 

Nur  die  Ernennung  der  Bevollmächtigten  und  die  Ertheilung 
der  Instruktionen  und  Aufträge  an  dieselben  ist  Sache  der  Einzel- 
staaten  und  fällt  unter  die  Normen  des  Landesstaatsrechtes.  Der 
Bundesrath  als  Ganzes,  als  Körperschaft,  ist  ein  Organ  des  Reiches 
und  gehört  somit  dem  Beichsstaatsrecht  an.  Sobald  die  Stimmen- 
abgabe erfolgt  ist,  löst  sich  das  Votum  von  seiner  partikularstaats- 
rechtlichen  Grundlage  los  und  erscheint  nur  noch  als  Mitfaktor 
des  Bundesrathsbeschlusses,  welcher  nun  alsW^illensakt  eines  reichs- 
verfassungsmässigen  Organs,  nicht  als  Summe  der  einzelstaatlichen 
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Stimmenabgabe  erscheint.  Dem  fertigen  Bundesrathsbeschluss  haf- 
tet nichts  von  seiner  Entstehung  aus  einzelstaatlichen  Voten  mehr  an. 

Da  der  Bundesrath  neben  und  mit  dem  Kaiser  als  zweites  Organ 
der  Reichsgewalt  dasteht,  so  muss  zwischen  beiden  Organen  eine 
verfassungsmässige  Vertheilung  der  staatsrechtlichen  Funktionen 
stattgelunden  haben.  Eine  systematische  Sonderung  der  Funktionen 
ist  nicht  vorhanden;  vielmehr  ist  jedes  der  beiden  Organe  auf  jedem 
der  drei  grossen  Gebiete  der  Staatsthätigkeit  mehr  oder  weniger 
mitbetheiligt.  Im  ganzen  aber  kann  man  sagen,  wie  dem  Kaiser 
vorzugsweise  die  Regierungsgewalt,  die  sogenannte  Exekutive,  zu- 
getheilt  ist,  so  liegt  der  Schwerpunkt  der  bundesräthlichen  Zustän- 
digkeit in  der  Gresetzgebung,  welche  von  ihm  unter  Mitwirkung  des 
Reichstages  ausgeübt  wird.  Ausserdem  stehen  aber  dem  Bundes- 
rathe  auch  einzelne  Funktionen  der  Regierungsgewalt  und  der 
Rechtspflege  zu.  Die  einzelnen  Zweige  der  BundesrathstMtigkeit 
können  nur  bei  der  Darstellung  der  Funktionen  selbst  (Abtheilung 
U  des  n.  Buches)  eingehend  erörtert  werden.  Hier  werden  diesel- 
ben nur  soweit  erwähnt,  als  dies  zum  Verständnisse  des  Bundes- 
rathes  in  seiner  organischen  Stellung  im  Gliederbau  des  Reiches 
nöthig  ist. 

A)  Gesetzgebung. 

Der  Bundesrath  ist  in  erster  Linie  das  Organ  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  des  Reiches.  Nach  Artikel  7  »beschliesst  der  Bundes- 
rath über  die  dem  Reichstage  zu  machenden  Vorlagen  und  die  von 
demselben  gefassten  Beschlüsse«.  Dahin  gehören  vor  allem  alle  Ge- 
setzentwürfe, mögen  dieselben  vom  Bundesrathe  oder  dem  Reichs- 
rathe  ausgegangen  sein,  welche  erst  durch  die  Sanktion  des  Bundes- 
rathes  Gesetzeskraft  erhalten.  Dem  Bundesrath  steht  ausserdem 
das  Verordnungsrecht  zu,  indem  er  »über  die  zur  Ausführung 
der  Reichsgesetze  erforderlichen  Verwaltungsvorschriften  und  Ein- 
richtungen zu  beschliessen  hat.  Für  dieses  Verordnungsrecht  des 
Bundesrathes  streitet  die  Vermuthung,  doch  lässt  Artikel  7  Ausnah- 
men zu,  »sofern  durch  Reichsgesetz  etwas  anderes  bestimmt  wird«. 
Auf  einzelnen  wichtigen  Gebieten  steht  das  Verordnungsrecht  ver- 
feissungsmässig  ein  für  allemal  dem  Kaiser  zu.  Ausserdem  wird  in 
vielen  Reichsgesetzen  der  Erlass  von  Ausführungsverordnungen 
dem  Kaiser,  dem  Reichskanzler  oder  den  Regierungen  der  Einzel- 
staaten überlassen.  Wo  dies  aber  nicht  ausdrücklich  geschehen  ist, 
tritt  das  regelmässige  Verordnungsrecht  des  Bundesrathes  ein. 
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B)  Verwaltung. 

Der  Bundesrath  ist  auch  Organ  der  Reichsverwaltung ,  aber 
nur  in  dem  Sinne,  dass  der  Kaiser  bei  der  Ausübung  gewisser  Re- 
gierungsrechte an  die  Zustimmung  des  Bundesrathes  gebunden  ist. 
Niemals  kann  aber  der  Bundesrath  mit  seinen  Verfiigungen  un- 
mittelbar in  die  Verwaltung  eingreifen.  Er  kann  weder  den  Unter- 
thanen  und  Behörden  Befehle  und  Anweisungen  ertheilen,  noch 
von  ihnen  Gehorsam  verlangen.  Er  kann  nur  durch  das  Medium 
des  Reichskanzlers  auf  die  Verwaltung  der  Reichsangelegenheiten 
einwirken.  Eine  derartige  Theilnahme  des  Bundesrathes  an  An- 
gelegenheiten der  Verwaltung  ist  durch  verschiedenartige  Vorschrif- 
ten der  Verfassung  und  einzelner  Reichsgesetze  festgestellt. 

1)  Artikel  7  Absatz  3  giebt  eine  allgemeine  Vorschrift  von 
principieller  Bedeutung,  wonach  »der  Bundesrath  über  Mängel  be- 
schliesst,  welche  bei  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  oder  der 
vorstehend  erwähnten  Vorschriften  und  Einrichtungen  hervortreten«. 
Dieser  allgemeine  Satz  fehlte  in  der  Verfassung  des  norddeutschen 
Bundes;  in  Artikel  37  Absatz  3  (VI.  Abschnitt  vom  Zoll-  und  Han- 
delswesen) wurde  dem  Bundesrathe  in  specieUer  Beziehung  auf 
Zölle  und  Verbrauchssteuern  die  Befugniss  zugesprochen,  »zu  be- 
schliessen  über  Mängel,  welche  bei  der  Ausführung  der  gemein- 
schaftlichen Gesetzgebung  hervortreten«.  Durch  Uebertragung  die- 
ses Satzes  in  Artikel  7,  welcher  die  Befugnisse  des  Bundesrathes 
grundsätzlich  festzustellen  hat,  erhielt  die  specielle  Befugniss  jetzt 
einen  allgemeinen  Charakter.  Es  wurde  dadurch  eine  bereits  be- 
stehende Praxis  des  norddeutschen  Bundes,  kraft  deren  Zweifel 
über  die  Anordnung  von  Reichsgesetzen  und  Bedenken,  welche  bei 
deren  Handhabung  entstanden,  dem  Bundesrathe  vorgelegt  zu  wer- 
den pflegten,  grundgesetzlich  festgestellt.  Damit  steht  Artikel  17 
der  Reichsverfassung  nicht  in  Widerspruch,  welcher  »die  lieber- 
wachung  der  Ausführung  der  Reichsgesetze  dem  Kaiser  zuweist«. 
Damach  liegt  es  dem  Kaiser  ob,  die  zur  Kontrolle  der  Einzelstaaten 
erforderlichen  Beamten  zu  ernennen;  die  von  diesen  Beamten  über 
Mängel  bei  Ausführung  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  ge- 
machten Anzeigen  werden  dem  Bundesrathe  zur  Beschlussnahme 
vorgelegt.  Darauf  fasst  der  Bundesrath  die  Entscheidung  über  die 
Auslegung  und  Handhabung  der  Reichsgesetze,  behufs  der  Abhülfe 
der  Mängel ,  welche  bei  der  Ausfuhrung  derselben  hervorgetreten 
sind.    Die  unmittelbaren  Verfügungen  dagegen,  wodurch  die  vom 
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Bundesrathe  getroffenen  Entscheidungen  ins  Leben  geführt  werden, 
gehen  nach  Artikel  1 7  vom  Kaiser  und  seinen  Behörden  aus.  Tref- 
fend charakterisirte  der  Abgeordnete  Lasker  (Reichstag  1870  Ste- 
nogr.Ber.  S.  122)  das  Y erhältniss :  »Ich  verstehe  den  Satz  dahin,  dass 
der  Bundesrath  irgendwelche  Mängel  als  vorhandene  konstatirt  und 
Abhülfe  beschliesst  und  dass  diese  dann  durch  das  Bundeskanz- 
leramt oder  die  Beamten  des  Bundeskanzlers  unter  der  Leitung  des 
letzteren  erfolgen  muss«.  Also  auch  hier  ist  das  Verhältniss  zwischen 
beiden  Organen  so  geregelt,  dass  die  Beschlussfassung  beim  Bun- 
desrathe,  die  eigentliche  Exekution  beim  Kaiser  steht  (Seydel, 
Komm.  S.  104  ff.). 

2)  Ebenso  ist  das  Verhältniss  zwischen  Kaiser  und  Bundesrath 
in  Betreff  einer  zu  verhängenden  Exekution  geordnet.  Artikel  1 9 
sagt :  »Wenn  Bundesglieder  ihre  verfassungsmässigen  Bundespflich- 
ten nicht  erfüllen,  können  sie  dazu  im  Wege  der  Exekution  ange- 
halten werden.  Diese  Exekution  ist  vom  Bundesrathe  zu 
beschliessen  und  vom  Kaiser  zu  vollstrecken«.  Auch  hier 
hat  der  Bundesrath  die  Beschlussfassung,  der  Kaiser  die  eigentliche 
Ausführung.  Obgleich  Artikel  19  der  Reichsverfassulig  den  zweiten 
Absatz  desselben  Artikels  der  norddeutschen  Bundesverfassung 
(»die  Exekution  kann  bis  zur  Sequestration  des  betreffenden  Landes 
und  seiner  Regierungsgewalt  ausgedehnt  werden«)  we^elassen  hat, 
so  kann  doch  auch  jetzt  noch  unzweifelhaft  die  Exekution  im  äusser- 
sten  Nothfalle  bis  zur  Sequestration  des  betreffenden  Landes  und 
seiner  Regierungsgewalt  vorschreiten.  Li  jedem  Falle  muss  aber 
jeder  thatsächlichen  Exekution  durch  den  Kaiser  ein  Beschluss  des 
Bundesrathes  vorausgehen  (Seydel,  Komm.  S.  136  ff.). 

3)  Der  Bundesrath  wirkt  mit,  sei  es  im  Plenum,  sei  es  durch 
die  Ausschüsse,  bei  der  Ernennung  gewisser  Kategorien  von  Reichs- 
beamten. Die  Ernennung  selbst  erfolgt  durch  den  Kaiser,  Artikel  1 8, 
derselbe  hat  aber  dazu  bald  die  Zustimmung  des  Bundesrathes  ein- 
zuholen, bald  die  Präsentation  desselben  zu  berücksichtigen.  Es 
kommen  hier  in  Betracht:  Die  Kontrollbeamten  fiir  Zoll-  imd 
Steuerwesen,  die  Konsuln,  die  Mitglieder  des  Reichsrechnungshofes, 
des  Reichsgerichtes,  des  Bundesamtes  für  Heimathswesen,  der  Dis- 
ciplinarkammem  und  des  Disciplinarhofes ,  der  Verwaltung  des 
Reichsinvalidenfonds  und  des  Reichsbankdirektoriums  (Zorn,  a.a.O. 
I,  S.  156). 

4)  Der  l^undesrath  hat  die  Auflösung  des  Reichstages  während 
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der  Legislaturperiode  zu  bescliliessen,  der  Beschluss  bedarf  aber  der 
Zustiinmung  des  Kaisers.   Artikel  24. 

5)  Obgleich  die  völkerrechtliche  Vertretung  des  Reiches  aus- 
schliesslich dem  Kaiser  zusteht,  so  ist  er  doch  bei  einigen  wichtigen 
Akten  derselben  ebenfalls  an  die  Zustimmung  desBundesrathes  ge- 
bunden. So  darf  der  Kaiser  Staatsverträge  über  Gegenstände,  welche 
nach  Artikel  4  in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören, 
nicht  ohne  Zustimmung  des  Bundesrathes  abschliessen.  Der  Kaiser 
hat  das  Recht,  im  Namen  des  Reiches  Krieg  zu  erklären.  »Zur  Er- 
klärung des  Krieges  im  Namen  des  Reiches  ist  die  Zustimmung  des 
Bundesrathes  erforderlich,  es  sei  denn,  dass  ein  Angriff  auf  das 
Bundei^ebiet  oder  dessen  Küsten  erfolgt  (Artikel  11  Absatz  2). 

6)  Der  Bundesrath  hat  eine  weitgehende  Zuständigkeit  in  Be- 
zug auf  die  finanziellen  Angelegenheiten  des  Reiches.  Als  beson- 
ders wichtige  einzelne  Befugnisse  erscheinen  hier: 

a)  Der  Bundesrath  hat  ganz  wie  der  Reichstag  an  der  Feststel- 
lung des  Reichshaushaltsetats  Theil  zu  nehmen,  auf  welchen  alle 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  jedes  Jahr  gebracht  werden  müssen 
(Artikel  69).  Ebenso  können  nur  mit  seiner  Zustimmung  Anleihen 
aufgenommen,  sowie  Garantien  zu  Lasten  des  Reiches  übernommen 
werden.  Da  diese  Beschlüsse  stets  in  der  Form  eines  Reichsge- 
setzes zu  Stande  kommen,  so  folgt  hier  die  Mitbetheiligung  des 
Bundesrathes  schon  aus  seiner  Stellung  als  Organ  der  gesetzgeben- 
den Gewalt. 

b)  Der  Bundesrath  hat  durch  seinen  Ausschuss  für  Rechnungs- 
wesen die  Rechnungen  der  Einzelstaaten  über  die  Erhebung  der 
Zollabgaben  und  Verbrauchssteuern  zu  prüfen  und  auf  Grund  die- 
ser XJebersichten  von  drei  zu  drei  Monaten  den  von  der  Kasse  jedes 
Bundesstaates  der  Reichskasse  schuldigen  Betrag  festzustellen.  Ar- 
tikel 39. 

c)  Der  Reichskanzler  ist  verpflichtet,  dem  Bundesrathe  über 
die  Verwaltung  aller  Einnahmen  des  Reiches  Rechnung  zu  l^n, 
worauf  dieser  über  die  zu  ertheilende  Entlastung  Beschluss  zu  fassen 
hat.   Artikel  72. 

d)  Der  Bundesrath  ernennt  nach  dem  Gesetze  vom  19.  Juni 
1868  aus  seiner  Mitte  drei  Mitglieder  der  Bundesschuldenkommis- 
sion, ebenso  drei  Mitglieder  des  Reichsbankdirektoriums  (Geseti 
vom  14.  März  1875),  wodurch  ihm  eine  wirksame  Kontrolle  über 
das  Gebahren  dieser  Behörden  eingeräumt  wird. 

e)  Der  Bundesrath  ist  betheiligt  an  der  Verwaltung  des  Reichs- 
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kriegsscliatzes,  indem  alle  kaiserlichen  Verordnungen  über  die  Sub- 
stanz desselben  der  Zustimmung  des  Bundesrathes  bedürfen,  alle 
Anordnungen,  welche  die  Verwaltung  betreffen,  demselben  vorge- 
legt werden  müssen  (Gesetz  vom  11.  November  1871). 

C.  Eechtspflege. 

Während  alle  früheren  Entwürfe  einer  deutschen  Reichsver- 
&ssung  auf  Errichtung  eines  obersten  Gerichtshofes  zur  Entschei- 
dung staatsrechtlicher  Fragen  den  grössten  Werth  gelegt 
hatten,  hat  unsere  heutige  Reichsverfassung  hier  eine  bedenkliche 
Lücke  gelassen,  indem  sie  für  derartige  Fragen  keine  eigentlich 
lichterliche  Instanz  kennt  und  in  wichtigen  Beziehungen  damit  den 
einzelnen  Bürgern,  wie  den  Einzelstaaten  und  deren  Regierungen 
den  Rechtsschutz  versagt.  In  dieser  Beziehung  erfüllte  selbst  das 
ältere  deutsche  Reich,  wenigstens  dem  Princip  nach,  die  Forderun- 
gen des  Rechtsstaates  mehr,  indem  die  beiden  höchsten  Reichsge- 
richte auch  in  den  wichtigsten  staatsrechtlichen  Fragen  entscheiden 
konnten.  Das  heutige  deutsche  Reichsgericht,  welches  lediglich  auf 
die  Entscheidung  privat-  und  kriminalrechtlicher  Falle  beschränkt 
ist,  und  staatsrechtliche  Fragen  nur  als  Incidentpunkte  entscheideu 
kann,  kann  sich  deshalb  an  Bedeutung  mit  den  alten  Reichsgerichten 
nicht  entfernt  messen.  Aus  diesem  Grunde  muss  der  Bundesrath, 
welcher  seiner  ganzen  Natur  und  Zusammensetzung  nach  nicht  als 
richterliche  Instanz  eingerichtet  ist,  dennoch  in  einigen  Fällen  als 
Surrogat  einer  solchen  dienen : 

1)  Artikel  76  Absatz  1  bestimmt:  »Streitigkeiten  zwischen  ver- 
schiedenen Bundesstaaten,  sofern  dieselben  nicht  privatrechtlicher 
Natur  und  daher  von  den  kompetenten  Gerichtsbehörden  zu  ent- 
scheiden sind,  werden  auf  Anrufen  des  einen  Theiles  durch  den 
Bundesrath  erledigt«. 

Im  heutigen  deutschen  Reiche  ist,  wie  im  ehemaligen  deutschen 
Bunde,  jede  Art  der  Selbsthülfe  untersagt,  besonders  bei  Strei- 
tigkeiten der  einzelnen  Staaten  untereinander.  Dies  bezieht  sich 
sowohl  auf  den  Krieg,  wie  auf  Repressalien.  Es  muss  daher,  bei 
Ausschluss  dieser  völkerrechtlichen  Mittel  der  Rechtsverfolgung, 
ein  anderer  Ausweg  der  Erledigung  solcher  Streitigkeiten  gegeben 
sein.  Bei  einer  privatrechtlichen  Streitigkeit,  d.  h.  wo  Staaten  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Privatrechtssubjekte,  als  Fisci,  miteinander  in  Streit 
gerathen  sind,  kann  der  Staat,  welcher  sich  in  seinem  Rechte  verletzt 
fühlt,  den  verletzenden  Staat  vor  seinen  eigenen  Gerichten  belangen 
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und  hat  bei  der  Unabhängigkeit  der  deutschen  Gerichte  keine  Partei- 
lichkeit zu  furchten.  Ebenso  steht  es,  wenn  regierende  Füraten 
deutscher  Staaten  als  Privatpersonen ,  nicht  als  Staatsoberhäupter, 
miteinander  streiten  ^  Anders  bei  staatsrechtlichen  Streitig- 
keiten, wo  ein  Staat  behauptet,  durch  einen  Akt,  welchen  ein  an- 
derer Staat  bei  Ausübung  seiner  Hoheitsrechte  vorgenommen  hat, 
rechtswidrig  verletzt  zu  sein.  In  diesem  Falle  hat  auf  Anrufen  des 
verletzten  Theiles  der  Bundesrath  einzutreten.  Seine  erste  Aufgabe 
wird  es  in  solchen  Fällen  sein,  als  Vermittler  einzutreten,  um  einen 
gütlichen  Ausgleich  zwischen  den  streitenden  Theilen  herbeizufüh- 
ren. Gelingt  dies  nicht,  so  tritt  die  Noth wendigkeit  ein,  einen  end- 
gültigen Rechtsspruch  zu  thun,  um  den  Streit  aus  der  Welt  zu 
schaffen.  Dies  kann  nur  der  Bundesrath,  indem  die  Reichs verfes- 
sung  kein  anderes  Organ  der  Rechtsprechung  für  solche  Fälle  auf- 
stellt. Der  Bundesrath  kann  diesen  Richterspruch  selbst  thun, 
obgleich  er  seiner  ganzen  Organisation  nach  zu  nichts  weniger  taugt, 
als  zu  einem  Richterkollegium,  denn  seine  Mitglieder  brauchen 
keine  Richterqualität  zu  haben,  sie  stimmen  nicht  nach  ihrer  freien 
juristischen  Ueberzeugung,  sondern  nach  Instruktionen,  ja  selbst 
die  Bevollmächtigten  der  streitenden  Theile  brauchen  sich  ihrer 
Abstimmung  nicht  zu  enthalten.  Dem  Bundesrathe  steht  es  auch 
frei,  die  Entscheidung  der  Streitsache  einem  Schiedsgerichte  zu 
übertragen,  mit  der  Maassgabe,  dass  er  selbst  den  von  dem  letzteren 
geschehenen  Ausspruch  als  seine  eigene  Entscheidung  anerkennen 
und  publiciren  will.  Analog  werden  hier  auch  jetzt  die  Bestimmun- 
gen der  Bundesakte  Artikel  11,  der  Wiener  Schlussakte  Artikel 
21 — 24  und  der  vorläufigen  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817 
zur  Anwendung  gebracht  werden,  wie  dies  bei  den  Verhandlungen 
über   Artikel  76   von   dem   Regierungskommissar  von  Savigny^ 


1  In  einem  jetzt  obschwebenden  Streite  zwischen  Schwarzburg-Sondershausen 
und  Schwarzburg-Rudolstadt,  welcher  sich  um  eine  zu  weit  gehende  Verfügung 
Sondershausens  über  das  Kammergut  handelt,  hat  man  behauptet,  dass  der  Bun> 
desrath  nicht  zuständig  sei ,  weil  die  Fürsten  hier  nicht  als  Staatsoberhäupter, 
»ondcTTt  lediglich  als  Berechtigte  am  gemeinsamen  Stammgute  mit  einander  stritten; 
(1:l^  L^t  nber  nicht  richtig;  das  deutsche  Kammergut  ist  zwar  entschieden  Stamm- 
gut bez.  Fideikommiss  der  fürstlichen  Familie,  aber  es  ist  kein  Privatfamilien- 
tideikiirnmis,  sondern  steht  wegen  seiner  öffentlichrechtlichen  Bestimmung  zu- 
gleich mit  dem  Staate  in  engster  Verbindung,  darum  kommen  die  Fürsten  hier 
auch  ßb  Staatsoberhäupter  in  Betracht. 

-  Im  sogenannten  konstituirenden  Beichstage  sagte  Savigny  (1867.  Ste- 
nogr.  Ber.  S.  665)  :  »Unter  dem  Worte  »erledigt«  ist  nur  im  Allgemeinen  ange- 
deutet worden,  dass  der  Bundesrath  einerseits  bestrebt  sein  wird,  falls  es  ihm  nicht 
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ausgesprochen  worden  ist,  aber  darin  steht  unsere  heutige  Rechts- 
ordnung selbst  gegen  die  des  ehemaligen  deutschen  Bundes  zurück, 
dass  der  Bundesrath  es  in  seiner  Hand  hat,  ob  er  das  Austrägalver- 
&hren  vor  einem  obersten  Gerichtshofe  eintreten  lassen  will  oder 
nicht,  und  dass  er  die  streitenden  Theile  an  der  Auswahl  und  Bil- 
dung der  Austrägalinstanz  nicht  theilnehmen  zu  lassen  braucht. 

2)  Eine  andere  richterliche  Funktion  wird  dem  Bundesrathe 
durch  den  zweiten  Absatz  des  Artikel  76  übertragen,  welcher  lautet  : 

»Yerfassungsstreitigkeiten  in  solchen  Bundesstaaten,  in 
deren  Verfessung  nicht  eine  Behörde  zur  Entscheidung  solcher 
Streitigkeiten  bestimmt  ist,  hat  auf  Anrufen  eines  Theiles  der  Bun- 
desrath gütlich  auszugleichen  oder,  wenn  das  nicht  gelingt,  im 
Wege  der  Reichsgesetzgebung  zur  Erledigung  zu  bringen«. 

Unter  Verfassungsstreitigkeiten  versteht  man  nur  solche  Strei- 
tigkeiten, die  in  einem  Bundesstaate  zwischen  der  Regierung  und 
den  Ständen  (in  den  freien  Städten  zwischen  den  Senaten  und  den 
Bürgerschaften)  über  die  Auslegung  der  Verfassung  und  über  die 
Grenzen  der  Mitwirkung  der  verschiedenen  Organe  bei  der  Aus- 
übung der  staatlichen  Hoheitsrechte  entstehen.  Der  Bundesrath 
darf  sich  nur  einmischen,  wenn  er  wenigstens  von  einem  der  strei- 
tenden Theile  aufgerufen  ist.  Als  ein  solcher  darf  nur  die  Staats- 
regierung oder  die  Ständeversammlung  eintreten,  nie  ein  Einzelner 
(etwa  ein  Standesherr)  oder  eine  blosse  Korporation,  wie  eine  Stadt- 
gemeinde. Daher  sind  Thronfolge  Streitigkeiten  zwischen 
verschiedenen  Prätendenten  in  einem  Einzelstaate  keine  Verfas- 
sungsstreitigkeiten im  Sinne  des  Artikel  76;  trotzdem  muss  das 
Reich  aus  anderen  Gründen  für  den  Bundesrath   auch   darüber 


gelizigt  innerhalb  seines  Schosses  eine  solche  Angelegenheit  zu  befriedigender  Lö- 
sung zu  bringen,  diejenigen  Rechtswege  zu  bezeichnen,  auf  denen  die  Sache  zum 
Austrage  kommen  kann.  Vorzugsweise  ist  dabei  auch  der  Fall  einer  Verweisung 
an  eine  Austr&gaUnstanz  vorausgesehen.  Das  verstehen  wir  unter  dem  Worte 
»erledigte.  Man  kann  in  diesen  Worten  nur  die  dem  Bundesrathe  beigelegte 
Befugniss  erkennen,  eine  derartige  Streitsache  an  eine  Austrägalinstanz  zu  ver- 
weisen, aber  man  darf  nicht  mit  S  e  y  d  e  1  (S.  254)  herauslesen  wollen,  dass  der  Bun- 
desrath die  Streiteache  stets  an  eine  Austrägalinstanz  abgeben  müsse  und  nicht 
selbst  entscheiden  dürfe.  Die  richtige  Ansicht  vertritt  dagegen  L  ab  a  n  d,  I,  S.  269, 
G.  M eyer,  Lehrb.  S.  558,  Zorn,  I,  S.  159.  Nur  darf  man  in  einer  solchen  Ver- 
weisung an  eine  Austrägalinstanz  nicht  bloss  mit  L  ab  a  n  d  die  »Einholung  eines 
sachverständigen  Gutachtens«  sehen,  sondern  der  Bundesrath  bringt  den  ihm  Tor- 
liegenden  Rechtsstreit  dadurch  zur  Erledigung,  dass  er  eine  andere  Instanz  zur 
Fällung  des  Rechtsspruches  in  seinem  Namen  veranlasst. 

Ueber  das  Bundesausträgalverfahren  vgl.  Klüber,  §  172 ff.,  Zöpfl,  §  159. 
Zachariä,  11,  267,  270 ff. 
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ein  Entscheidungsrecht  in  Anspruch  nehmen,  welcher  der  verschie- 
denen Prätendenten  als  der  rechtmässige  Thronfolger  anzusehen  ist. 
Da  die  Einzelstaaten  durch  ihre  Landesherm  im  Bundesrathe  vertre- 
ten werden,  so  hat  derselbe  das  Recht  und  die  Pflicht,  zu  prüfen,  ob 
ein  B  evollmächtigter  seine  Vollmacht  von  dem  legitimen  Landesherm 
erhalten  hat.    In  dieser  dem  Bundesrathe  obliegenden  Prüfung  der 
Legitimation  der  Bevollmächtigten  liegt  implicite  auch  sein  Ent- 
Bcheidungsrecht  über  den  in  einem  deutschen  Staate  stattfindenden 
Thronfolgestreit.  In  diesem  Falle  hat  der  Bundesrath  sogar  ex  ofB- 
<iio  zu  entscheiden,  weil  er  die  Frage,  wer  als  legitimes  Bundesglied 
zu  betrachten  sei,  um  seiner  selbst  willen  nicht  unentschieden  lassen 
darf.    In  allen  eigentlichen  Verfassungsstreitigkeiten,  welche  das 
innere  Staatsrecht  der  Einzelstaaten  berühren,  hat  er  nur  zu  erken- 
nen, wenn  er  von  einem  der  streitenden  Theile,  der  Regierung  oder 
dem  Landtage,  angerufen  ist.    Diese  Anrufung  des  Bundesrathes 
findet  keine  Anwendung  in  den  Bundesstaaten,  deren  Grundgesetze 
die  Entscheidung  von  Verfassungsstreitigkeiten  an  eigene  Behörde 
verweisen,  wie  dies  in  Mecklenburg,    Oldenburg,   Braunschweig, 
Saclisen-Koburg-Gotha,  Sachsen- Altenburg  und  den  Hansestädten 
der  Fall  ist  (S.  505).     Auch  ist  es  den  streitenden  Theilen  nicht 
verwehrt,   auf  einen  Schiedsrichter  zu   kompromittiren.     Ist  dies 
nicht  geschehen ,  so  tritt  auf  Anrufen  eines  Theiles  die  Thätigkeit 
des  Bundesrathes  ein.   Derselbe  hat  zunächst  auf  eigene  Hand  die 
gütliche  Vermittlung  zu  versuchen.   Schlägt  diese  fehl,  so  hat  der 
Bundesrath  kein  alleiniges  Entscheidungsrecht,  wie  bei  Streitig- 
keiten unter  einzelnen  Staaten,  vielmehr  kann  er  die  Sache  nur  im 
Einverständnisse  und  im  Zusammenwirken   mit  dem  Reichstage, 
durch  ein  Reichsgesetz,  erledigen.     Daraus,  dass  die  Form  der 
Reichsgesetzgesetzgebung  vorgeschrieben  ist,   darf  nicht  gefolgert 
werden,  dass  hier  nicht  die  Herbeiführung  eines  wahren  Richter- 
spruches bezweckt  werde.   Ein  Verfassungsstreit,  wenn  sich  seiner 
die  politische  Leidenschaft  auch  noch  so  sehr  bemächtigt,  bleibt 
doch  streng  genommen   eine   Frage  des  positiven  inneren 
Ländesstaatsrechtes  und  somit  eine  juristische,  die  nur 
nach  festen  Rechtsgrundsätzen,  nicht  nach  wechselnder  politischer 
Konvenienz  entschieden  werden  soll.   Es  ist  dies  auch  eine  Anforde- 
rung an  die  von  dem  Bundesrathe  mit  dem  Reichstag  zu  treffende 
Entscheidung    in  Verfassungsstreitigkeiten.     Während    sonst  für 
zahlreiche  Verwaltungsakte  tler  formelle  Weg  der  Gesetzgebung 
vorgeschrieben  ist,  liegt  hier,  wie  Lab  and  bemerkt,  der  merkwür- 
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dige  Fall  Tor,  dass  ein  Akt  der  Rechtsprechung  sich  in  die  Form 
des  Gesetzes  kleidet.  Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  hier  die 
Grenze  zwischen  der  Thätigkeit  des  Richters  und  des  Gesetzgebers 
leicht  ineinander  überfliesst.  Politische  Körperschafben,  wie  Bun- 
desrath und  Reichstag,  sind  wenig  geneigt,  stets  bloss  nach  juri- 
stischen Gründen  zu  urtheilen,  es  werden  sich  leicht  auch  politische 
Erwägungen  einfinden,  ja  es  kann  Fälle  geben,  wo  das  Verfassungs- 
recht  eines  Einzelstaates  so  unklar,  unzeitgemäss  und  damit  so  un- 
haltbar ist,  dass  die  gesetzgebenden  Faktoren  kein  Bedenken  tragen, 
durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  eine  Um-  und  Neugestaltung 
der  bestehenden  Verfassung  vorzunehmen,  wozu  sie  kraft  ihrer 
souveränen  Gesetzgebung  über  den  Einzelstaaten  berechtigt  sind. 
Ein  auf  Grundlage  des  Artikel  76  Absatz  2  erlassenes  Reichsgesetz 
setzt  ja  jedes  Landesgesetz,  selbst  jeden  Artikel  einer  Verfassungs- 
urkunde,  ausser  Kraft. 

Jedenfalls  muss  diese  Bestimmung  der  Reichsverfassung  als 
eine  sehr  unvollkommene  erscheinen,  denn  in  den  meisten  Fällen 
wird  gar  keine  Entscheidung  zu  Stande  kommen.  Wo  das  Recht 
nicht  so  unzweifelhaft  ist,  dass  eine  abweichende  Ansicht  juristisch 
kaum  möglich  erscheint,  werden  Bundesrath  und  Reichstag  nur 
selten  ein  übereinstimmendes  Votum  zu  Stande  bringen,  indem  der 
Bundesrath  meist  auf  Seiten  der  Regierung,  der  Reichstag  auf  Sei- 
ten der  Volksvertretung  stehen  wird.  Die  Folge  wird  sein,  dass  der 
Yeifassungsstreit  unerledigt  bleibt  und  die  Wunde  in  den  Rechts- 
zoständen  des  Einzelstaates  so  weiter  eitert,  dass  sie  dem  gesamm- 
ten  Rechtsbewusstsein  der  Nation  Schaden  bringt.  (Man  denke  an 
den  hannoverschen  und  kurhessischen  Verfassungsstreit  zu  Zeiten 
des  ehemaligen  deutschen  Bundes,  dessen  Schiedsgericht  ebenfalls 
ein  todtgebomes  Kind  blieb.)  Auch  hier  wird  die  Zukunft  den 
Anforderungen  des  deutschen  Rechtsstaates  mehr  Rechnung  tragen 
müssen,  indem  dafür  gesorgt  wird,  dass  keine  Streitigkeit  des  öffent- 
lichen Rechtes  in  Deutschland  unerledigt  bleiben  kann. 

3)  Artikel  77  bestimmt:  »Wenn  in  einem  Bundesstaate  der  Fall 
einer  Justizverweigerung  eintritt  und  auf  gesetzlichem  Wege 
ausreichende  Hülfe  nicht  erlangt  werden  kann,  so  liegt  dem  Bun- 
desrathe  ob,  nach  der  Verfassung  und  den  bestehenden  Gesetzen 
des  betreffenden  Bundesstaates  zu  beurtheilende  Beschwerden  über 
verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  anzunehmen  und  darauf 
die  gerichtliche  Hülfe  bei  der  Bundesregierung,  die  zu  der  Be- 
schwerde Anlass  gegeben  hat,  zu  bewirken«. 
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Diese  Bestimmimg  ist  erst  auf  den  Beschluss  des  konstituiren- 
den  Reichstages  (Antrag  Wiggers)  in  die  Verfassung  angenommen 
worden  und  dem  Artikel  29  der  Wiener  Schlussakte  wörtlich  nach- 
gebildet. Dieselbe  giebt  dem  Bundesrathe  eine  Befugniss,  welche 
indessen  streng  genommen  nicht  zur  Rechtspflege,  sondern  zum 
Aufsichtsrecht  der  Reichsgewalt  über  die  gesammte  Justiz  im 
Reiche  gehört.  Der  Bundesrath  hat  über  Beschwerden  zu  entschei- 
den, welche  gegen  eine  in  einem  Einzelstaate  angeblich  stattfindende 
Justizverweigerung  gerichtet  sind.  Der  Verweigerung  kann  unter 
Umständen  auch  eine  Verzögerung  oder  Verschleppung  der  Justiz 
gleichgestellt  werden.  Der  Bundesrath  hat  dabei  ganz  nach  Rechts- 
grundsätzen zu  urtheilen,  wobei  die  Gerichtsverfassung  und  die 
bestehenden  Gesetze  des  betreffenden  Einzelstaates  als  entscheidende 
Normen  zu  Grunde  zu  legen  sind.  Sind  die  Gerichte  nach  den  Lan- 
desgesetzen nicht  kompetent,  über  einen  Rechtsfall  zu  entscheiden, 
so  liegt  kein  Fall  der  Justizverweigerung  vor,  wenn  eine  dahin  ge- 
richtete Klage  zurückgewiesen  wird.  Bei  der  grossen  Verschieden- 
heit der  Kompetenzgrenzen  in  den  deutschen  Einzelstaaten  liegt 
hierin  freilich  eine  sehr  bedeutende  Beschränkung  der  Befugniss 
des  Bundesrathes.  Wo  der  Bundesrath  aber  findet,  dass  nach  den 
Landesgesetzen  eine  Justizverweigerung  vorliegt,  so  hat  er  deren 
Abstellung  bei  der  betreffenden  Landesregierung  zu  bewirken, 
d.  h.  wenn  seine  einfache  Verwendung  nicht  beachtet  wird,  kann  er 
bis  zu  den  äussersten  Mitteln,  selbst  bis  zur  Exekution  vorschreiten, 
um  die  Erfüllung  der  Bundespflichten  durchzusetzen.  Dagegen  ist 
der  Bundesrath  zu  einer  sachlichen  Prüfung  ergangener  richter- 
licher XJrtheile  niemals  kompetent. 

§258. 
m.  Gesohäftsbehandlung  des  Bundesrathes. 

Dieselbe  beruht  theils  auf  der  Reichsverfassung,  theils  auf  der 
Geschäftsordnung.  Letzterer  kommt  nicht  der  Charakter  eines 
Reichsgesetzes,  sondern  eines  autonomen  Statuts  zu,  welches  durch 
einfachen  Bundesrathsbeschluss  wieder  abgeändert  werden  kann. 
Die  jetzt  geltende  Geschäftsordnung  beruht  auf  einem  Bundesraths- 
beschluss vom  26.  April  1880.  (Als  Manuscript  gedruckt.  Reichs- 
druckerei) .  Auf  derselben  beruht  die  Darstellung  dieses  Paragraphen. 

Der  Bundesrath  ist  keine  ständige  Versammlung  wie  der  ehe- 
malige Bundestag  zu  Frankfurt  a.  M.,   noch  ist  er  thatsächlich 
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pennanent  geworden,  wie  der  Reichstag  zu  Regensburg  seit  1663. 
Die  Berufung,  Eröffiiung,  Vertagung  und  Schliessung  desselben 
steht  lediglich  dem  Kaiser  zu.  Das  Berufungsrecht  des  Kaisers  ist 
an  sich  ein  freies,  nur  muss  er  den  Bundesrath  stets  zugleich  mit 
dem  Reichstage  einberufen,  während  der  Bundesrath  sehr  wohl  ohne 
den  Reichstag  einberufen  werden  kann.  Auch  muss  der  Kaiser  den 
Bundesrath  einberufen,  sobald  es  von  einem  Drittel  der  Stimmen- 
zahl verlangt  wird  (Artikel  14).  Da  der  Reichstag  alljährlich  wenig- 
stens einmal  einberufen  werden  muss,  so  muss  dies  auch  mit  dem 
Bundesrathe  geschehen  (Artikel  13).  Obgleich  der  Bundesrath  kein 
ständiges  Kollegium  ist,  so  findet  zwischen  seinen  verschiedenen 
Sitzungsperioden  Kontinuität  statt,  während  das  Princip  der 
Diskontinuität  nur  bei  eigentlichen  parlamentarischen  Körpern 
vorkonmit  (S.  495). 

Der  Vorsitz  im  Bundesrathe  und  die  Leitung  der  Geschäfte 
steht  dem  Reichskanzler  zu,  welcher  vom  Kaiser  zu  ernennen  ist 
(Artikel  15).  Der  Reichskanzler  kann  sich  durch  jedes  andre  Mit- 
glied des  Bundesraths  vermöge  schriftlicher  Substitution  vertreten 
lassen,  doch  hat  Preussen  in  dem  Schlussprotokolle  zu  dem  Vertrage 
mit  Bayern  vom  23.  November  1870  Nr.  IX  »es  als  ein  Recht  der 
bayerischen  Regierung  anerkannt,  dass  ihr  Vertreter  im  FaUe  der 
Verhinderung  Preussens  den  Vorsitz  im  Bundesrathe  führe«*).  Nur 
wenn  kein  preussischer  Bevollmächtigter  anwesend  ist,  hat  Bayern 
den  Anspruch,  dass  alsdann  der  bayerische  und  nicht  der  Bevoll- 
mächtigte eines  anderen  Staates  substituirt  werde.  Nur  wenn  auch 
kein  bayerischer  Bevollmächtigter  vorhanden  wäre,  würde  das  freie 
Substitutionsrecht  des  Reichskanzlers  wieder  aufleben. 

Die  Leitung  der  Geschäfte,  welche  nach  Artikel  1 5  dem  Reicha- 
kanzler  zukommt,  ist  durch  die  Geschäftsordnung  geregelt.  Die 
Mittheilungen  des  Reichstages,  sowie  die  Anträge  der  Einzelstaaten 
und  aUe  sonstigen  Eingaben  können  nur  durch  ihn  an  den  Bun- 

1  Der  Abg.  Windhorst  (Stenogr.  Bei.  1870  S.  80)  spottete  über  diese  Be- 
stimmung und  frug,  wann  Preussen  denn  verhindert  sei.  Wenn  der  Bundeskanz- 
ler nicht  da  sei?  Dann  sicher  nicht.  Oder  wenn  alle  17  preussischen  Mitglieder 
verhindert  seien  ?  Dann  kommt  Bayern  niemals  zum  Vorsitze.«  Richtig  legt  S  e  y  - 
del  a.  a.  O.  S.  122  die  Z.  X  des  Protokolles  aus:  »Bayern  wollte  sich  ein  Vor- 
recht Tor  den  übrigen  Bundesmitgliedem  sichern  und  zu  diesem  Behufe  ver- 
einbarte man  eine  Beschränkung  der  dem  Kanzler  nach  Artikel  15  Absatz  2 
zustehenden  Substitutionsbefügniss  in  der  Art,  dass  derselbe  im  Falle  seiner 
Verhinderung  den  Vorsitz  entweder  an  ein  preussisches  oder  ein  bayerisches  Mit- 
glied abertragen  muss,  ihn  aber  nie  mit  Üebergehung  Bayerns  an  den  BevoU- 
m&chtigten  eines  andern  Staates  abgeben  darf. 

H.  Sehnlzef  DentschM  Staatsrecht.    II.  5 
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desrath  gelangen.  Geschäftsordnung  § 8 ff .  Er  ist  das  Medium, 
durch  welches  der  ganze  Verkehr  des  Bundesrathes 
mit  der  Aussenwelt  hindurchgehen  muss. 

Die  Bundesrathsbeschlüsse  werden  in  der  R^el  mit  einfEushei 
Stimmenmehrheit  gefasst.  »Nicht  vertretene  oder  nicht  instruirte 
Stimmen  werden  nicht  gezählt«.  (Reichsverfassung  Artikel  7).  Eine 
bestimmte  Anzahl  anwesender  stimmender  Bevollmächtigter  ist  zur 
Beschlussfähigkeit  des  Bundesrathes  nicht  vorgeschrieben.  Bei  Stim- 
mengleichheit giebt  die  Präsidialstimme,  d.  h.  die  Stimme  Preussens 
den  Ausschlag.  Artikel?.  Wenn  auch  der  bayerische  Bevollmächtigte 
kraft  Substitution  den  Vorsitz  im  Bundesrathe  führt,  so  kann  doch 
seiner  Stimme  nie  das  entscheidende  Gewicht  der  Präsidialstinmie 
beigelegt  werden,  welches  nicht  auf  dem  Vorsitze  im  Bundesrathe, 
sondern  auf  dem  Bundespräsidium  Preussens  beruht.  Ausnah- 
men von  dem  Grundsätze,  dass  die  einfitche  Stimmenmehrheit  ent- 
scheide, machen  folgende  Fälle : 

1 )  Veränderungen  der  Verfassungen  erfolgen  zwar  im  Wege 
der  Gesetzgebung,  doch  gelten  sie  als  abgelehnt,  wenn  sie  im  Bun- 
desrathe 14  Stimmengegen  sich  haben.  Artikel  78  Absatz  1.  Dazu 
kommt  noch  die  oben  näher  erörterte  Bestimmung  Absatz  2  wegen 
Beseitigung  oder  Abänderung  der  sogenannten  Sonderrechte. 

2)  Es  giebt  mehrere  Falle,  wo  ein  Bundesrathsbeschluss  nur«u 
Stande  kommen  kann,  wenn  in  der  Mehrheit  der  Stimmen  auch  die 
Stimmen  Preussens  enthalten  sind  (Artikel  5) .   Dies  findet  statt  bei 
einem  Beschlüsse  über  Gesetzesvorschläge,  welche  Aenderungen  in 
den  bestehenden  Einrichtungen  des  Militärwesens  und  der  Kriegs- 
marine herbeiführen;  b)  über  Gesetzesvorschläge,  welche  Aende- 
rungen im  Zollwesen  oder  in  der  Besteuerung  des  im  Bundesgebiete 
gewonnenen  Salzes  und  Tabaks,  bereiteten  Branntweins  und  Bieres 
und  aus  Buben  oder  anderen  inländischen  Erzeugnissen  daigestdl- 
ten  Zuckers  und  Syrups  herbeiführen  (Artikel  5  und  35) ;  c^  über 
Vorschläge  auf  Abänderung  der  Verwaltungsvorschriften  und  Ein- 
richtungen, welche  zur  Ausführung  der  unter  b)  bezeichneten  Ge- 
setze, sowie  derjenigen  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen,  welche 
den  gegenseitigen  Schutz  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  er- 
hobenen Verbrauchsabgaben  gegen  Hinterziehung  oder  die  Maass- 
regeln betreffen,   die  in  den  Zollausschlüssen  zur  Sicherung  dei 
gemeinsamen  Zollgrenze  erforderlich  sind  (Artikel  35  und  371.  Wah- 
rend die  Bestimmungen  der  Beichsverfassung  Artikel  5  und  35  sich 
auf  die  gesetzgeberische  Thätigkeit  des  Bundesrathes  besiehent 
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findet  nach  Artikel  37  auch  dieselbe  Beschränkung  hinsichtlich 
seines  Yerordnungsrechtes  statt.  Man  hat  diese  Bestimmungen 
bisweilen  geradezu  als  ein  Veto  des  Kaisers  bezeichnet.  Dies  ist 
aber  staatsrechtlich  nicht  zutreffend;  vielmehr  kommt  in  den  ge- 
nannten drei  Fällen  ein  Bundesrathsbeschluss  gar  nicht  zu  Stande, 
wenn  nicht  in  der  Mehrheit  der  Stimmen  auch  die  17  preussischen 
Stimmen  mitenthalten  sind.  Thatsächlich  wirkt  diese  Bestim- 
mung der  genannten  Yerfassungsartikel  allerdings  ähnlich,  wie  ein 
dem  Kaiser  in  einzelnen  Fällen  zustehendes  Veto,  indem  auch  hier 
der  König  von  Preussen  mit  seinen  17  Stimmen  dem  deutschen 
Kaiser  zu  Hülfe  kommt,  welcher  kein  Veto  hat. 

3)  )jZur  Auflösung  des  Beichstages  während  der  Legislatur- 
periode ist  ein  Beschluss  unter  Zustimmung  des  Kaisers  er- 
forderliche. Hier  muss  also  der  Kaiser,  als  ein  vom  Bundesrathe 
verschiedenes  selbst^diges  Oi^an  der  Reichsgewalt,  zu  einem  Bun- 
desrathsbeschluss seine  Zustimmung  geben ;  versagt  er  sie,  so  kann 
eine  Auflösung  nicht  zu  Stande  kommen,  wenn  auch  die  Stimmen- 
mehrheit sich  dahin  aussprechen  sollte. 

Die  Arbeiten  des  Bundesrathes  werden  entweder  im  Plenum 
oder  durch  Ausschüsse  besorgt.  Letztere  sind  in  der  Regel  nur 
Kommissionen  des  Bundesrathes,  welche  die  Geschäfte  für  das 
Plenum  vorzubereiten  haben,  doch  haben  sie  in  einzelnen  Fällen 
rine  selbständige  Kompetenz.  Die  Ausschüsse  werden  entweder  für 
einzelne  Angelegenheiten  besonders  niedergesetzt  oder  sie  bestehen 
für  gewisse  Geschäfte  als  dauernde,  ständige,  ordentliche. 
dCs  sind  dies  Ausschüsse,  die  nicht  einmal  ad  hoc  zu  einem  bestimm- 
ten Zwecke  gewählt  werden ,  sondern  welche  stets  existiren  sollen. 
Ob  sie  immer  versammelt  sein  sollen,  ob  sie  auch  dann  in  Thätig- 
keit  sein  sollen,  wenn  der  Bundesrath  nicht  versammelt  ist ,  hängt 
von  dem  Beschlüsse  des  Bundesrathes  ab«.  (Fürst  Bismarck  am 
26-  März  1867.  Stenogr.  Ber.  1867).  Die  Ausschüsse  werden  gebil- 
det aus  der  Mitte  des  Bimdesrathes  selbst.  Die  Zusammensetzung 
dieser  Ausschüsse  ist  für  jede  Session  des  Bundesrathes  bez.  mit 
jedem  Jahre  zu  erneuern,  wobei  die  ausscheidenden  Mitglieder  wie- 
der wählbar  sind.  In  jedem  ständigen  Ausschusse  müssen,  mit  Ein- 
schlnss  des  Präsidiums,  wenigstens  fünf  Staaten  vertreten  sein.  Das 
Präsidium  gebührt  in  allen  Ausschüssen,  mit  Ausnahme  desjenigen 
für  auswärtige  Angelegenheiten,  Preussen. 

Die  dauernden  Ausschüsse  des  Bundesrathes  sind  folgende: 

1)  Der  Ausschuss  für  das  Landheer  und  die  Festungen 
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(7  Mitglieder) ;  in  demselben  hat  Bayern  einen  ständigen  Sitz,  durch 
die  württembergische  Militärkonvention  Artikel  15  Absatz  2  Tom 
21/25.  November  1870  und  die  sächsische  Militärkonvention  vom 
7.  Februar  1867  ist  diesen  Staaten  die  Zusicherung  ertheilt,  dasssie 
jeder  Zeit  in  diesem  Ausschusse  vertreten  sein  sollen.  Die  übrigen 
Mitglieder  ernennt  der  Kaiser,  d.  h.  er  bezeichnet  die  Staaten.  Neben 
der  Berichterstattung  an  den  Bundesrath  in  allen  das  Militärwesen 
und  die  Festungen  betreffenden  Angelegenheiten  hat  dieser  Aus- 
schuss  nach  Artikel  63  Absatz  5  die  Vermittlung  zwischen  der 
preussischen  Militärverwaltung  und  den  Bundesstaaten  mit  einer 
selbständigen  Militärverwaltung. 

2]  Der  Ausschuss  für  das  Seewesen  hat  es  nur  mit  der 
Kriegsmarine  zu  thun.  Seine  5  Mitglieder  werden  vom  Kaiser  er- 
nannt. 

3)  Der  Ausschuss  für  Zoll-  und  Steuerwesen  hat  7  Mit- 
glieder, welche  vom  Plenum  gewählt  werden.  Nach  Artikel  36  ist 
diesem  Ausschusse  eine  Mitwirkung  bei  Ernennung  der  Beichsbe- 
amten,  welche  zur  Kontrolle  der  Zoll-  und  Steuerverwaltung  bei  den 
Direktivbehörden  der  Einzelstaaten  ernannt  werden,  eingeräumt  wor- 
den. Dieser  Ausschuss  ist,  wenn  der  Bundesrath  nicht  versammelt 
ist,  befugt,  über  die  zur  Ausführung  der  im  Artikel  35  der  Seichs- 
verfassung bezeichneten  Gesetze  dienenden  Yerwaltungsvorschriften 
und  Einrichtungen  in  dringlichen  Fällen  und  nach  Einvernehmen 
mit  dem  Ausschusse  für  Handel  und  Verkehr  Beschluss  zu  fassen. 
Er  hat  solche  Beschlüsse  dem  Bundesrathe  bei  dessen  nächstem  Zu- 
sammentreten zur  nachträglichen  Genehmigung  vorzulegen.  Ge- 
schäftsordnung §  21  Absatz  2. 

4]  Der  Ausschuss  für  Handel  und  Verkehr  (7  Mitglieder). 
Nach  Artikel  56  stellt  der  Kaiser  die  Konsuln  nach  Vernehmung 
dieses  Ausschusses  an ;  auch  werden  unter  seiner  Mitwirkung  die 
Jurisdiktionsbezirke  der  Konsulate  vom  Kaiser  festgestellt. 

5}  Der  Ausschuss  für  Eisenbahnen,  Post  und  Telegraphie 
(7  Mitglieder). 

6)  Der  Ausschuss  für  Justizwesen  (7  Mitglieder). 

7)  Der  Ausschuss  für  das  Rechnungswesen  (7  Mitglieder). 
Diesem  ist  nach  Artikel  39  die  Kontrolle  der  finanziellen  Ergebnisse 
der  gesammten  Zoll-  und  Steuerverwaltung  überwiesen.  Ausserdem 
bildet  dieser  Ausschuss  die  stehende  Budgetkommission 
des  Bundesrathes.  Sowohl  der  Entwurf  des  Beichshaushaltsetats, 
als  auch  die  Jahresrechnung  über  die  Verwaltung  der  Einnahmen 


Digitized  by  VjOOQ IC 


2.  Der  Bundesrath.  69 

des  Reiches  werden  ihm  vom  Reichskanzler  vorgelegt,  von  ihm  ge- 
prüft und  für  die  Beschlussnahme  des  Bundesrathes  vorbereitet. 
Geschäftsordnung  §  23.  Femer  hat  dieser  Ausschuss  auf  Grund  der 
von  den  Direktivbehörden  der  Einzelstaaten  eingesandten  Quartal- 
extrakte und  Finalabschlüsse  von  drei  zu  drei  Monaten  den  von  der 
Kasse  jedes  Bundesstaates  der  Reichskasse  schuldigen  Betrag  an 
Zöllen  und  Verbrauchssteuern  vorläufig  festzustellen,  von  dieser 
Feststellung  den  Reichskanzler  und  die  Bundesstaaten  in  Kenntniss 
zu  setzen  und  alljährig  die  Beschlussnahme  des  Bundesrathes  über 
die  schliessliche  Feststellung  jener  Beträge  vorzubereiten  (Artikel 
39).  Auch  soll  sich  dieser  Ausschuss  von  dem  gesammten  Kassen- 
und  Recfhnungswesen  des  Reiches  stets  in  Kenntniss  erhalten. 

8}  Der  Ausschuss  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten 
nimmt  in  jeder  Beziehung  eine  besondere  Stellung  ein  (5  Mitglieder) . 

9)  Der  Ausschuss  für  Elsass-Lothringen  (7  Mitglieder). 

10)  Der  Ausschuss  für  die  Verfassung  (7  Mitglieder). 

11)  Der  Ausschuss  für  die  Geschäftsordnung  (7  Mitglieder). 
Für  den  vierten,  fünften  und  siebenten  Ausschuss  wird  je  ein 

Stellvertreter,  für  den  dritten,  sechsten  und  neunten  Ausschuss  wer- 
den zwei  Stellvertreter  gewählt.   Die  Wahl  der  Mitglieder  des  3.,  4., 
5.,  6.,  1.,  9.,  10.  und  11.  Ausschusses,  zweier  Mitglieder  des  8.  Aus- 
schusses und  der  Stellvertreter  erfolgt  bei  dem  Beginne  jeder  ordent- 
lichen Session  des  Bundesrathes  (Artikel  13)  durch  geheime  Ab- 
stimmung. Jeder  stimmfuhrende  Bevollmächtigte  bezeichnet  so 
viele  Bundesstaaten,  als  in  dem  Ausschusse,  ausser  dem  Präsi- 
dium beziehungsweise  den  verfassungsmässig  berufenen  Bundes- 
staaten, vertreten  sein  sollen,  und  bei  der  Wahl  für  den  3.,  4.,  5.,  6., 
7 .  und  9.,  Ausschuss  einen  beziehungsweise  zwei  Bundesstaaten  für 
die  Stellvertretung.   Ergiebt  sich  bei  der  Abstimmung  keine  abso- 
lute Stimmenmehrheit,  so  findet  eine  zweite  Wahl  statt,  bei  welcher 
die  relative  Stimmenmehrheit  und  im  Falle  der  Stimmengleichheit 
das  Loos  entscheidet.   Die  Bundesstaaten,  auf  welche  die  Wahl  ge- 
fallen ist,  ernennen  die  Mitglieder  beziehungsweise  die  Stellvertreter 
des  Ausschusses  aus  ihren  Bevollmächtigten  oder  aus  den  für  die 
letzteren  ernannten  Stellvertretern,  welche,  sobald  sie  an  den  Aus- 
schussberathungen  theilnehmen,  an  die  Stelle  von  Hauptbevoll- 
mächtigten  treten    (Geschäftsordnung  §  18).   Innerhalb  der  Aus- 
schüsae  führt  jeder  Staat  nur  Eine  Stimme.   Treten  mehrere  Aus- 
schüsse zu  gemeinschaftlicher  Berathung  zusammen,  so  hat  jedes 
Mitglied  eine  Stimme. 
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Einer  besonderen  Betraclitung  bedarf  noch  der  ax^hte  Ausschuss 
(für  die  auswärtigen  Angelegenheiten),  welcher  der  nord- 
deutschen Bundesyerfassung  unbekannt,  erst  durch  die  Verträge 
mit  den  süddeutschen  Staaten  in  die  jetzige  ReichsYerfessung  ge- 
kommen ist,  welche  Artikel  8  sagt:  »Ausserdem  wird  im  Bundes- 
rathe  aus  den  Bevollmächtigten  der  Königreiche  Bayern,  Sachsen 
und  Württemberg  und  zwei  vom  Bundesrathe  alljährlich  zu  wäh- 
lenden Beyollmächtigten  ein  Ausschuss  für  die  aiiswärtigen  Ange- 
legenheiten gebildet,  in  welchem  Bayern  den  Vorsitz  führt«.  Es  ist 
dies  der  einzige  Ausschuss,  in  welchem  Preussen  weder  yertreten 
ist,  noch  den  Vorsitz  fuhrt.  Dies  hängt  mit  seiner  Au%abe  au& 
engste  zusammen ;  denn  er  hat  nichts  zu  thun  mit  der  Leitung  der 
auswärtigen  Angelegenheiten,  die  nach  Artikel  11  der  Verfassung 
lediglich  dem  Kaiser  zusteht.  Jede  Einmischung  in  dieselbe  wäre 
ein  Uebergriff  in  die  wichtigste  Prärogative  des  Kaisers.  Dieser 
Aiisschuss  dient  nur  dazu,  um  Seitens  der  B^ichsregierung  Mitthei- 
lungen über  die  auswärtigen  Angelegenheiten  entg^enzunehmen 
und  die  Ansichten  der  Einzelstaaten  über  diese  Mittheilungen  aus- 
zutauschen. Er  ist  ein  Informationsorgan  der  Einzelstaaten, 
durch  welches  diese  auch  ihre  Ansichten  aussprechen  und  der  Reiche- 
regierung  darlegen  können.  Wie  weit  dieselben  berücksichtigt  werden 
sollen,  hängt  vom  Ermessen  der  Beichsregierung  ab;  ebenso  welche 
Mittheilungen  sie  diesem  Ausschusse  machen  will  und  in  welchem 
Stadium  der  Verhandlungen;  auch  steht  es  ihr  frei,  Mittheflungen 
über  auswärtige  Angelegenheiten,  ohne  Vermittelung  dieses  Aus^ 
Schusses,  unmittelbar  an  das  Plenum  des  Bundesrathes  gelangen  zu 
lassen.  Bei  dieser  so  geringfügigen  Zuständigkeit  ist  gerade  dieser 
Ausschuss  bis  jetzt  zu  keiner  nennenswerthen Entwicklung  gediehen. 


1  Einen  Kommentar  für  die  Stelliing  dieses  Ausschusses  giebt  Delbrüeh 
(Beichstag  1870.  Stenogr.  Ber.  S.  60) :  »Je  weiter  sieh  der  Bund  ausdehnt  und  je 
mehr  grössere  Staaten  ihm  beitreten,  desto  mehr  tritt  das  sachliche  Bedüz&iBs 
vor,  dass  nicht  bloss,  wie  bisher  geschehen  ist,  durch  gelegentliche  Mittheflungen 
an  die  Gesandten  und  an  die  im  Bundesrathe  versammelten  Vertreter  der  Bundes- 
regierungen, sondern  in  einem  formell  geregelten  Wege  Mittheüungen  über  den 
Gang  der  politischen  Lage  gemacht  werden.  Es  liegt  in  der  Natur  der  den  Aus- 
schüssen des  Bundesrathes  Überhaupt  sugewiesenen  Funktionen,  dass  die  Instnü- 
rung  der  Gesandten  diesem  Ausschusse  nicht  zufallen  kann ;  er  wird  seinerseits 
Kenntniss  von  der  Lage  der  Dinge  nehmen  und  wird  in  der  Lage  sein,  dureh 
diese  Kenntniss,  durch  Anträge,  die  er  an  den  Bundesrath  stellt,  dureh  Bemer- 
kungen, die  er  dem  Präsidium  macht,  auf  die  Behandlung  der  Politik  Einlluss 
auszuüben«. 
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Drittes  Kapitel. 
Der  Reichstag^ 

§  259. 
I.  StaatarechtUcher  Charakter  des  dentBohen  Beiohstages. 
Während  Kaiser  und  Eundesrath  unverkennbar  an  die 
Einrichtungen  des  älteren  deutschen  Reiches  erinnern,  findet  der 
Reichstag  in  jenen  älteren  Institutionen  kejne  Analogie.  Im 
ehemaligen  Reichstage  waren  die  Regierungen  der  einzelnen  Terri- 
torien vertreten,  er  war  »das  Corpus  der  Reichsständect,  der  Vor- 
gänger des  heutigen  Bundesrathes.  Der  Gedanke  einer  Volks- 
vertretung war  dem  ganzen  kontinentalen  Europa  des  vorigen 
Jahrhunderts  fremd ;  am  wenigsten  fand  er  eine  Stätte  in  der  feu- 
dalen, aristokratischen  Ordnung  des  älteren  deutschen  Reiches. 
Ebenso  fehlte  es  dem  deutschen  Bunde  in  seiner  Gesammtheit  an 
jeder  Vertretung  des  deutschen  Volkes ;  ja  eine  solche  wäre  mit  der 
staatsrechtlichen  Natur  des  deutschen  Bundes,  als  eines  Staatenver- 
eines,  geradezu  unverträglich  gewesen.  Parum  scheiterten  alle  auf 
Herstellung  einer  Volksvertretung  beim  Bunde  gerichteten  Bestre- 
bungen. Nur  ein  wahrer  Staat  kennt  ein  einheitliches  Volk  und 
lässt  eine  Vertretung  desselben  zu ;  ja,  der  Bundesstaat,  als  die  mo- 
derne Form  des  Staatenstaates,  kann  ohne  das  Organ  einer  Volks- 
vertretung nicht  gedacht  werden  (S.  46).  Wie  das  föderative  Ele- 
ment in  einem  Staatenhause,  Ständerathe,  Senate  oder  Bundesrathe 
seine  Darstelljong  findet,  so  muss  auch  das  im  Bundesstaate  vorhan- 
dene einheitliche  Volk  mit  Nothwendigkeit  in  einer  Nationalvertre- 
tiing  zum  entsprechenden  Ausdrucke  kommen.  Diesem  Postulate 
haben  auch  alle  bundesstaatlichen  Verfassungen  entsprochen,  die 
nordamerikanische  Union  hat  von  Anfang  an  ihr  Repräsentanten- 
haus, die  Schweiz  ihren  Nationalrath,  der  Entwurf  einer  deutschen 
Reichsver&ssung  vom  28.  Mäiz  1849  seinen  Reichstag,  ebenso  der 
Entwurf  des  S(^enannten  Dreikönigsbündnisses.  Charakteristisch 
ist  es,  dasB  alle  Gegenentwürfe,  welche  überhaupt  den  Gedanken 
des  Bundesstaates  verneinten,  keine  einheitliche  Vertretung  des 


*  Laband,  B.  I  §§  47-^3.  Thudichum,  S.  132—219.  v.  Mohl,  S.  331  ff. 
Seydel,  S.  138fi:  D  er  selbe  in  Hirth's  Annalen,  Der  Reichstag  1880.  S.  352  ff. 
Westerkamp,  S.85.  y.  Rönne,  I  §§28—40.  G.  Meyer,  Lehrb.  §§  128—133. 
Zorn,  B.  I  §  11  8.  168  ff  Derselbe  bei  Holtsendorff,  B.  m  S.  409  ff. 
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deutschen  Volkes,  sondern  nur  aus  den  Landtagen  der  Einzelstaaten 
hervorgehende  Delegirtenversammlungen  kannten,  so  der  Münchner 
Entwurf  vom  25.  Februar  1850  (S.  134),  so  das  österreichische  Re- 
formprojekt von  1863  (S.  145).  Es  zeugt  von  einem  tiefen  Ver- 
ständnisse des  bundesstaatlichen  Gedankens,  dass  die  preussische 
Regierung  als  unerlässliche  Forderung  jeder  Bundesreform  »eine 
wahre,  aus  direkter  Betheiligung  der  ganzen  Nation  hervorgehende 
Nationalvertretung«  verlangte.  •;  An  diesem  grossen  Gedanken  hat 
Preussen  von  nun  an  in  allen  ^seinen  Reformbestrebungen  unent- 
wegt festgehalten«  Mitten  im  schleswigholsteinischen  Konflikte 
stellte  Preussen  am  9.  April  1866  den  Antrag  auf  Einberufung  eines 
deutschen  Parlamentes,  welches  aus  direkten  Wahlen  und  allge- 
meinem Stimmrechte  hervorgehen  sollte  (S.  155).  Ebenso  hielten 
die  Grundzüge  einer  neuen  Bundesverfassung  vom  10.  Juni  1866 
an  dem  Gedanken  einer  einheitlichen  Nationalvertretung  fest.  Bei 
der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  verstand  sich  die  Ein- 
fügung einer  Volksvertretung  in  den  Organismus  des  neuen  Bun- 
desstaates ganz  von  selbst,  wenn  auch  über  Zusammensetzung  und 
Befugnisse  derselben  sich  mannigfach  verschiedene  Ansichten  ent- 
gegenstanden. Die  am  16.  April  1867  beschlossene,  am  1.  Juli  1867 
ins  Leben  getretene  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  hat  in 
Abschnitt  V  Artikel  20 — 32  über  die  volksvertretende  Körperschaft 
des  Reichstages  Bestimmungen  getroflen,  welche  unverändert  in  die 
heutige  deutsche  Reichsverfiwsung  übergegangen  sind.  Auf  Grund- 
lage derselben  gilt  es  jetzt  die  staatsrechtliche  Natur  des  Reichstages 
festzustellen. 

Die  juristische  Charakteristik  dieses  Organs  macht  weniger 
Sehmerigkeiten,  weil  dasselbe  in  seinen  Grundgedanken  ganz  der 
Volksvertretung  der  Einzelstaaten  entspricht.  Was  die  Landtage 
in  den  deutschen  Einzelstaaten  sind,  das  ist  der  Reichs- 
tag im  deutschen  Reiche.  Wir  verweisen  daher  auf  unsere 
Darstellung  im  Landesstaatsrecht  (Buch  I  Kapitel  V),  wo  wir  den 
Grundgedanken  und  juristischen  Charakterjder  deutschen  Volks- 
vertretung erörtert  und  besonders  den  hier  obwaltenden  eigenthüm- 
licben  Begriff  der  Vertretung  einer  eingehenden  Untersuchung 
unterzogen  haben  (S.  455 — 460). 

Der  deutsche  Reichstag  ist  neben  Kaiser  und  Bundesrath  das 
dritte  unmittelbare  Organ  im  Gliederbau  des  Reiches; 
aber  er  ist  ebensowenig  wie  der  Landtag  in  den  Einzelstaaten,  nach 
deutschem  Staatsrechte,  Mitträger  der  Souveränetät;  er  übt  keine 
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Regierungi^ewalt,  kein  coimperium,  aber  die  Beichsregiening  ist  in 
ihren  wichtigsten  Befugnissen  an  die  Mitwirkung  und  Zustimmung 
des  Reichstages  gebunden.  Der  Reichstag  hat  keine  obrigkeitlichen 
Befugnisse,  er  hat  niemanden  zu  befehlen,  keiner  Behörde  eine  Anwei- 
sung  zu  ertheilen,  kurz  er  regiert  nicht,  aber  er  ist  im  Stande, 
durch  seine  verfassungsmässigen  Befugnisse  die  Reichsregierung  so 
zu  beeinflussen,  dass  sie  im  volksthümüchen  Sinne,  im  Geiste  der 
Nation,  zu  regieren  genöthigt  ist.  Diese  Mitwirkung  bezieht  sich 
nicht  nur  auf  einzelne  genau  begrenzte  Gegenstände,  sondern  stellt 
sich  dar  als  eine  verfassungsmässige  Mitbestimmung 
der  gesammten  öffentlichen  Zustände  im  deutschen 
Reiche  durch  den  Reichstag.  Reichsregierung  und  Reichs- 
tag haben  ihre  verschiedenartigen  Funktionen,  aber  nur  im  Zusam- 
menwirken derselben  stellt  sich  der -oberste  Staatswille  im  Ge- 
setze dar. 

Der  deutsche  Reichstag  ist  diejenige  Institution,  in  welcher  die 
Einheit  der  Nation  ihren  vollkommensten  Ausdruck  findet.  Er  ist 
die  staatsrechtliche  Verkörperung  des  nationalen 
Einheitsgedankens.  In  ihm  verschwinden  alle  unterschiede 
der  Partikularstaaten.  Der  Reichstag  ist  in  seiner  Gesammtheit  die 
Vertretung  des  einheitlich  gedachten  und  zusammengefieissten  deut- 
schen Volkes.  Jedes  einzelne  Mitglied  ist,  dem  entsprechend,  Ver- 
treter nicht  seines  Wahlkreises,  nicht  eines  Einzelstaates,  sondern 
des  ganzen  deutschen  Volkes.  Artikel  29:  »Die  Mitglieder  des 
Reichstages  sind  Vertreter  des  gesammten  Volkes«;  Vertreter,  aber 
nicht  abhängige  Mandatare,  darum  sind  sie  an  Instruktionen  und 
Aufträge  nicht  gebunden.  Dieser  auch  für  die  Mitglieder  aller  Ein- 
sellandtage  geltende  Satz  ruht  auf  einer  allgemein  durchgedrungenen 
Anschauung  des  modernen  konstitutionellen  Staatsrechtes  (S.  457). 

Ganz  dem  Grundgedanken  einer  einheitlichen  Volksvertretung 
entsprechend,  ist  das  Wahlrecht  ganz  unabhängig  von  den  Gren- 
zen der  Einzelstaaten.  Jeder  Deutsche  kann  überall,  wo  er  seinen 
Wohnsitz  hat,  ohne  Rücksicht  auf  partikuläre  Staatsangehörigkeit, 
an  jedem  Orte  des  Reichsgebietes  mit  zum  Reichstage  wählen. 
Ebenso  kann  jeder  Deutsche,  welcher  sonst  die  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen erfüllt,  in  jedem  Wahlkreise  des  Reiches  zum  Reichstags- 
abgeordneten gewählt  werden.  Nur  in  einer  Beziehung  werden 
aus  praktischen  Gründen  die  einzelstaatUchen  Grenzen  bei  den 
Seichswahlen  berücksichtigt,  nämlich  bei  der  Abgrenzung  der 
Wahlkreise.    Kein  Wahlkreis  ist  aus  den  Gebieten  mehrerer 


Digitized  by  VjOOQ IC 


74  I-  Von  den  Organen  des  deutsehen  Reiches. 

Bundesstaaten  gebildet.  Die  Abgeordneten  werden  ^injedemBun- 
desstaate«  gewählt. 

II.   ZuBammensetsiing  des  Beiohstages. 

§  260. 
1)  Im  Allgemeineii. 

r 

In  allen  grösseren  Staaten  mit  Volksvertretung  gilt  jetzt  das 
Zweikammersystem,  d.  h.  die  Volksvertretung  gliedert  sich  in 
zwei  Kollegien,  durch  deren  volle  Uebereinstimmung  allein  ein  Be- 
schluss  der  ganzen  Volksvertretung  zu  Stande  kommen  kann 
(§  174  S.  461).  Dieses  System  ist  aus  der  englischen  Verfiässung  in 
die  Verfassungen  fast  aller  modernen  Staaten  übergegangen.  Es  ist 
nicht  bloss  im  konstitutionell  monarchischen  Staate  ^  sondern  auch 
in  allen  grossen  Republiken,  es  ist  nicht  bloss  im  einfitchen  Staate, 
sondern  auch  im  Bundesstaate  zu  Hause.  Ja ,  im  letzteren  hat  es 
noch  eine  besondere  Bedeutung  gewonnen,  indem  hier  neben  dem 
aus  allgemeinen  Volkswahlen  hervorgehendeii  Hause  ein  anderes 
Haus  steht,  welches,  aus  den  Einzelstaaten  hervorgehend,  derea 
staatliche  Individualität  darzustellen  berufen  ist.  So  haben  die 
Unionsverfassung  von  Nordamerika,  wie  die  Bundesverfassung  der 
Schweiz  das  Zweikammersystem  in  diesem  Sinne  angenommen. 
Auch  alle  früheren  Entwürfe  einer  bundesstaatlichen  Verfassung 
für  Deutschland,  die  Beichsverfassung  von  1849,  die  Verfassung  des 
sogenannten  Dreikönigsbündmsses,  stellten  ein  Staatenhaus  neben 
das  Volkshaus.  Es  war  daher  erklärlich,  dass  eine  ähnliche  Forde- 
rung an  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  gestellt  wurde. 
So  beantragte  Zachariä  im  konstituirenden  Beichstage,  idass  der 
Reichstag  aus  zwei  Häusern,  einem  Oberhause  und  einem  Unter- 
hause,  bestehen  soUe«.  Obgleich  die  Vorzüge  des  Zweikammersy- 
stems im  allgemeinen  für  das  konstitutionelle  Leben  unleugbar  sind, 
so  lag  doch  in  diesen  Anträgen  eine  Verkennung  der  Struktur  der 
deutschen  Beichsverfessung.  Wäre  die  gesammte  Reichsgewalt  im 
Kaiser  concentrirt  worden,  wie  in  der  Reichs  Verfassung  von  1849, 
so  wäre  die  Errichtung  eines  Staatenhauses  eine  folgerichtige  For- 
derung gewesen,  damit,  neben  der  einheitlichen  Nationalvertre- 
tung im  Volkshaiise,  auch  das  im  Bundesstaate  vorhandene  und 
berechtigte  einzelstaatliche  Element  zur  Geltung  komme.  Anders 
aber  li^  die  Sache  im  heutigen  deutschen  Reiche,  wo  neben  dem 
Kaiser  der  Bundesrath  als  Mitträger  der  Souveränetät  steht   Im 
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Bundesrathe  kommt  bereits  das  einzelstaatliche  Element  vollständig 
zu  seinem  Rechte  und  zwar  viel  stärker,  als  in  jedem  Senate, 
Ständerathe  oder  Staatenhause.  Wir  haben  zwar  den  Gedanken  zu- 
rückgewiesen, dass  der  Bundesrath,  seiner  staatsrechtlichen 
Natur  nach,  eine  erste  Kammer  oder  ein  Oberhaus  sei,  aber  trotz- 
dem ist  zuzugestehen,  dass  der  Bundesrath  thatsächlich  in  ge- 
wisser Beziehung  im  Organismus  des  deutschen  Reiches  dieselben 
Funktionen  ausübt,  wie  eine  erste  Kammer,  indem  die  Gesetzgebung 
durch  ihn  und  den  Reichstag  gemeinsam  ausgeübt  wird.  Eine  erste 
Kammer  neben  dem  Bundesrathe  würde  nicht  nur  als  überflüssig 
erscheinen,  sondern  den  Gang  der  Gesetzgebungsmaschine  aufs 
äusserste  erschweren,  indem  sich  nicht  nur  zwei,  sondern  immer  drei 
Körperschafken  über  jeden  Gesetzentwurf  yoUständig  zu  vereinigen 
hätten.  Daher  muss,  solange  das  deutsche  Reich  auf  seinen  heuti- 
gen staatsrechtlichen  Grundlagen  ruht,  jeder  Gedanke  an  Ein- 
schiebung  eines  Oberhauses  ernstlich  zurückgewiesen  werden.  Die 
Vertretung  des  deutschen  Volkes  kann  nur  als  einheitliche  Ver- 
sammlimg  gedacht  werden. 

Der  deutsche  Reichstag  beruht  auf  dem  Einkammersystem.  Er 
ist  eine  reine  Wahlkammer,  welche  aus  allgemeinen  imd  direkten 
Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung  hervorgeht  (Artikel  20).  Auf 
durchschnittlich  100,000  Seelen  derjenigen  Bevölkerungszahl,  welche 
den  Wahlen  zum  verfassungsgebenden  Reichstage  zu  Grunde  gele- 
gen hat,  wird  ein  Abgeordneter  gewählt.  Ein  Ueberschuss  von 
mindestens  50,000  Seelen  der  Gesammtbevölkerung  eines  Bundes- 
staates wird  vollen  100,000  Seelen  gleich  gerechnet.  In  einem  Bun- 
desstaate, dessen  Bevölkerung  100,000  Seelen  nicht  erreicht,  wird 
doch  ein  Abgeordneter  gewählt.  Danach  betrug  die  Zahl  der  Abge- 
ordneten im  norddeutschen  Bunde  297,  dazu  kamen  die  süddeut- 
schen Staaten  mit  85  Stimmen,  Elsass-Lothringen  mit  15  Stimmen, 
sodass  die  Gesammtzahl  der  Abgeordneten  jetzt  39  7  beträgt.  Eine 
Vermehrung  der  Zahl  der  Abgeordneten  infolge  der  steigenden  Be- 
völkerung tritt  nicht  von  selbst  ein,  sondern  kann  nur  durch 
ein  Gesetz  bewirkt  werden.  Auch  die  Wahlkreise  sind  gesetzlich 
festgestellt.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Wahlen  sind  in 
dem  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869  enthalten;  dasselbe  beruht  auf 
dem  Reichswahlgesetze  vom  12.  April  1849,  welches  in  den  Verträ- 
gen vom  August  1866  als  Grundlage  für  die  Wahlen  des  verfassungs- 
gebenden Reichstages  vereinbart  worden  war.  Das  Wahlgesetz  vom 
31.  Mai  1869  wurde  in  den  süddeutschen  Staaten  und  Elsass-Loth- 
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ringen  eingeführt.  Eine  Ausführungsverordnung  des  Bundesrathes 
erging  am  28.  Mai  1870,  dazu  ein  Nachtrag  für  die  süddeutschen 
Staaten  vom  27.  Februar  1871,  ein  zweiter  für  Elsass-Lothringen 
vom  1.  December  1873.  Auf  diesen  Bestimmungen  beruhen  bis  auf 
den  heutigen  Tag  Wahlrecht  und  Wahlverfahren  im  deut- 
schen Reiche. 

§261. 

2)  Das  aktive  Wahlrecht 

Wähler  für  den  Srcichstag  ist  jeder  Deutsche,  welcher  das 
25.  Jahr  vollendet  hat.  Das  Wort  »Deutschere  ist  hier  im  streng 
staatsrechtlichen  Sinne  zu  nehmen.  Damit  sind  alle  Nicht-Reichs- 
angehörigen ausgeschlossen,  auch  ^enn  sie  ihrDomicil  in  einem 
Staate  des  deutschen  Reiches  genommen  haben.  Selbstverständlich 
ist  das  Wahlrecht  nur  Deutschen  männlichen  Geschlechtes  ge- 
geben. 

Von  der  Berechtigung  zum  Wählen  sind  ausgeschlossen: 
1]  Personen,  welche  unter  Vormundschaft  oder  Kuratel  stehen.  Da 
Minderjährige  schon  von  selbst  ausgeschlossen  sind,  so  fidlen  unter 
diese  Bestimmung  Wahnsinnige,  Verschwender,  Gebrechliche; 
2)  Personen,  über  deren  Vermögen  Konkurs  oder  Fallitverfahren 
eröänet  worden  ist,  und  zwar  während  der  Dauer  dieses  Verfahrens; 
nach  dessen  Abschlüsse  sind  sie  wieder  wählbar;  3)  Personen,  welche 
eine  Armenunterstützung  aus  öffentlichen  oder  Gemeindemitteln 
beziehen  oder  im  letzten  der  Wahl  vorangegangenen  Jahre  bezogen 
haben;  4]  Personen,  denen  infolge  rechtskräftigen  Erkenntnisses 
der  Vollgenuss  der  staatsbürgerlichen  Rechte  entzogen  ist,  für  die 
Zeit  der  Entziehung,  soweit  sie  nicht  in  diese  Rechte  wieder  einge- 
setzt sind. 

Während  die  unter  Nr.  1 — 4  angeführten  Personen  vom  Wahl- 
rechte ganz  ausgeschlossen  sind,  ruht  för  andere  das  Wahlrecht 
nur  zeitweilig,  so  für  Personen  des  Soldatenstandes  und  der  Marine, 
solange  als  dieselben  sich  bei  der  Fahne  befinden.  Zum  aktiven  Heere 
werden  aber  Militärbeamte  nicht  gezählt.  Ebenso  ruht  das 
Wahlrecht  bei  Personen,  welche  sich  zur  Zeit  der  Wahl  nicht  an 
dem  Ort  aufhalten,  wo  sie  ihren  Wohnsitz  haben;  dasselbe  gilt 
von  solchen,  welche  nicht  in  die  Wahlliste  eingetragen  sind. 
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§  262. 
3)  WlUbarkelt  (sogenaniites  paisivet  WaUrecht). 

Zum  Abgeordneten  wählbar  ist  im  ganzen  Bundesgebiet  jeder 
Deutsche,  welcher  das  25.  Jahr  zuirückgelegt  hat.  Ausgeschlossen 
sind  diejenigen,  welchen  das  aktive  Wahlrecht  entzogen  ist,  nicht 
aber  die,  deren  Wahlrecht  bloss  ruht;  daher  können  Soldaten  und 
Offiziere  unzweifelhaft  gewählt  werden,  um  gewählt  werden  zu 
können,  muss  jemand  wenigstens  ein  Jahr,  vom  Wahltage  abwärts 
gerechnet,  einem  Bundesstaate  angehört  haben  (was  zum  Wähler 
nicht  riöthig  ist) ;  dagegen  braucht  der  zu  Wählende  sein  Domicil 
nicht  innerhalb  des  deutschen  Reiches  zu  haben,  was  zum  Wähler 
nöthig  ist.  Nicht  wählbar  zum  Reichstage  sind  die  regierenden  Lan- 
desherm,  wohl  aber  die  Prinzen  des  Hauses.  Auch  kann  niemand 
zugleich  Mitglied  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages  sein.  Ar- 
tikel 9. 

Die  Mitgliedschaft  des  Reichstages  erlischt:  1)  durch  Verlust 
einer  der  Voraussetzungen  der  Wählbarkeit.  Aus  denselben  Grün- 
den, aus  welchen  jemand  nicht  gewählt  werden  darf,  verliert  er  auch 
seine  Mitgliedschaft,  wenn  einer  dieser  Gründe  nachträglich  ein- 
tritt ;  2]  durch  Verzicht  kraft  ausdrücklicher  Erklärung;  3)  wenn  ein 
Mitglied  des  Reichstages  ein  besoldetes  Reichsamt  oder  in  einem 
Bundesstaate  ein  besoldetes  Staatsamt  annimmt  oder  im  Reiqhs- 
oder  Staatsdienst  in  ein  Amt  eintritt,  mit  welchem  ein  höherer  Rang 
oder  ein  höheres  Gehalt  verbunden  ist.  Artikel  21.  Ein  Geldzulage, 
welche  jemand  zu  seinem  Gehalte  in  einem  von  ihm  bekleideten 
Berufiamte  erhält,  bewirkt  den  Verlust  der  Abgeordneteneigenschaft 
ebensowenig  wie  die  Annahme  eines  blossen  Titels,  mit  welchem 
ein  höherer  Rang  verbunden  ist,  z.  B.  der  Titel  eines  wirklichen 
Geheimen  Rathes.  Auch  die  Annahme  eines  Ehrenamtes,  wenn  mit 
demselben  auch  Remuneration  (aber  keine  Besoldung]  verbunden  ist, 
ist  kein  Grund  des  Verlustes  der  Abgeordneteneigenschaft. 

§263. 
4)  DasWablverfUireiii. 
Jeder  Abgeordnete  wird  in  einem  besonderen  Wahlkreise  ge- 
wählt. Jeder  Wahlkreis  wird  in  eine  Anzahl  kleinerer  Bezirke  zerlegt 

1  B.  y.  Mohl,  Kritische  Erörterungen  über  Ordnung  und  Gewohnheiten 
des  deutschen  Reiches.  I  Die  Beichstagswahlen.  Zeitschrift  für  die  gesammten 
Staatsw.  Jahrg.  XXX  1874.  S.  528—663.  Manche  Berichtigungen  des  Mohl'schen 
Aufsatses  finden  sich  bei  Seydel  in  Hirth's  Annalen  (1880),  wo  das  Wahlver- 
&hren  eingehend  besprochen  ist. 
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(Wahlbezirke),  welche  möglichst  mit  der  Ortsgemeinde  zusam- 
menfallen sollen,  sofern  nicht  bei  yolkreichen  Ortsgemeinden  eine 
Unterabtheilung  erforderlich  wird.  (Kein  Wahlbezirk  soll  mehr  ak 
3500  Einwohner  zählen.)  Mit  Ausschluss  der  Exklaven  müssen  die 
Wahlkreise,  sowie  die  Wahlbezirke,  räumlich  abg^renzt  und  thun- 
liehst  abgerundet  sein.  Die  Abgrenzung  der  Wahlkreise  soll  durch 
ein  Reichsgesetz  erfolgen ;  bis  zum  Erlasse  eines  solchen  sollen,  nach 
Bestimmung  des  Reichswahlgesetzes,  die  bisherigen  Wahlkreise  bei- 
behalten werden.  Die  Wahlbezirke  werden  auf  administratiyem 
Wege  festgestellt.  Wer  das  Wahlrecht  in  einem  Wahlbezirke  aus- 
üben will,  muss  in  demselben  oder,  im  Falle  eine  Gemeinde  in  meh- 
rere Wahlbezirke  getheilt  ist,  in  einem  derselben  zur  Zeit  der  Wahl 
seinen  Wohnsitz  haben.  Jeder  darf  nur  an  einem  Orte  wählen. 
§  7  des  Wahlgesetzes  vom  31.  Mai  1869.  In  jedem  Wahlbezirke  sind 
zum  Zwecke  der  Wahl  Listen  anzulegen,  in  welche  die  zum  Wählen 
Berechtigten  nach  Zu-  und  Vornamen,  Alter,  Gewerbe  und  Wohn- 
ort eingetragen  werden.  §  8.  Das  Wahlrecht  wird  in  Person  durdi 
verdeckte,  in  eine  Wahlurne  niederzulegende  Stimmzettel  ohne 
Unterschied  ausgeübt.  §  10.  Die  Wahl  ist  direkt.  Sie  erfolgt 
durch  absolute  Stimmenmehrheit  aller  in  einem  Wahlkreise  abge- 
gebenen Stimmen .  Stellt  bei  einer  Wahl  eine  absolute  Stimmenmehr- 
heit sich  nicht  heraus,  so  ist  unter  den  zwei  Kandidaten  zu  wählen, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben.  Bei  Stimmengleichheit 
entscheidet  das  Loos.  §  12.  lieber  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der 
Wahlzettel  entscheidet,  mit  Vorbehalt  der  Prüfung  des  Reichstages, 
allein  der  Vorstand  des  Wahlbezirkes  nach  Stimmenmehrheit  seiner 
Mitglieder.  §  13.  Die  allgemeinen  Wahlen  sind  im  ganzen  Reiche 
an  demselben  vom  Kaiser  bestimmten  Tage  yorzunehmen.  §  14. 
Nur  Stichwahlen  oder  Ersatzwahlen  finden  an  einem  anderen  Tage 
statt.  Das  Wahlresultat  des  Wahlbezirkes,  sowie  die  Wahlakten  sind 
dem  von  Staatswegen  zu  bestellenden  Wahlkommissar  des  Wahl- 
kreises zu  übermitteln  (Regl.  §§  24  ff.).  Der  Wahlkommissar  hat  spä- 
testens bis  zum  Ablaufe  des  dritten  Tages  nach  dem  Wahltage  das 
Wahlresultat,  unter  Zuziehung  einer  Kommission  von  6 — 12  Wäh- 
lern, die  kein  unmittelbares  Staatsamt  bekleiden,  in  öffentlicher 
Verhandlung  festzustellen  und  zu  verkündigen  (Regl.  §§26  ff.).  Gre- 
wählt  ist,  wer  die  absolute  Majorität  der  abgegebenen  gültigen  Stim- 
men für  sich  hat.  Ist  dieses  Resultat  nicht  erzielt  worden,  so  hat 
eine  engere  Wahl  stattzufinden,  d.  h.  es  findet  eine  neue  Wahl  in 
Beziehung  auf  die  Stimmabgabe  der  Wähler  statt,  jedoch  mit  der 
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Beschränkung,  dass  nur  diejenigen  beiden  Kandidaten  wählbar  sind, 
welche  bei  der  ersten  Wahl  die  relativ  meisten  Stimmen  auf  sich 
vereinigt  haben.  Die  engere  Wahl  ist  vom  Wahlkommissar  späte- 
stens binnen  14  Tagen  nach  Ermittelung  des  Wahlergebnisses  anzu- 
beraumen. Ergiebt  sich  auch  bei  der  engeren  Wahl  Stimmengleich- 
heit, so  entscheidet  das  durch  den  Wahlkommissar  zu  ziehende  Loos. 
Der  Wahlkommissar  hat  den  Gewählten  von  der  auf  ihn  gefallenen 
Wahl  in  Kenntniss  zu  setzen;  für  Abgabe  seiner  Erklärung  ist  ge- 
setzlich eine  Frist  von  acht  Tagen  festgestellt;  bleibt  diese  Erklä- 
rung binnen  dieser  Frist  aus,  so  gilt  dies  als  Ablehnung  und  wird 
eine  Neuwahl  nothwendig.  Zum  Schutze  des  Wahlrechtes  enthält 
das  Beichsstra%esetzbuch  mehrere  Bestimmungen  gegen  wider- 
rechtliche Wahlbeeinflussungen  (Artikel  107.  108.  109.  339). 
Sonst  ist  an  und  für  sich  eine  Beeinflussung  der  Wähler  nicht  ver- 
boten, ja  ohne  eine  solche  könnten  überhaupt  keine  Wahlen  zu 
Stande  kommen.  Das  Recht  fragt  nie  nach  den  Motiven  der  Wäh- 
ler, sondern  nur  darnach,  ob  die  zum  Schutze  der  Unabhängigkeit  der 
Wahlen  vorgeschriebenen  Formen  beobachtet  sind  (Seyd^l,  a.a.O. 
S.  389).  Die  Wahlberechtigten  haben  das  Recht,  zum  Betriebe  der 
den  Reichstag  betreffenden  Wahlangelegenheiten  Vereine  zu  bilden 
und  in  geschlossenen  Räumen  unbewaffiiete  öfientliche  Versamm- 
lungen zu  veranstalten.  Die  Bestimmungen  der  Landei^esetze  über 
die  Anzeige  der  Versammlungen  und  Vereine,  sowie  über  die  Ueber- 
wachung  derselben,  bleiben  dabei  unberührt  (§  1 7  des  Wahlgesetzes) . 
Wenn  der  in  einem  Wahlkreise  Gewählte  angenommen  hat,  so  er- 
folgt die  Verkündigung  des  Gewählten  durch  die  Wahlkommission. 
Damit  ist  der  so  Verkündigte  Abgeordneter,  wenigstens  vorläu- 
fig; »bis  zur  Ungültigkeitserklärung  einer  Wahl  hat  der  Gewählte 
Sitz  und  Stinmie  im  Reichstag«  (Geschäftsordnung  §  8  Absatz  1).  Die 
definitive  Entscheidung  über  die  Endgültigkeit  der  Wahlen  erfolgt 
durch  den  Reichstag  selbst  (Reichsver&ssung  Artikel  27).  Proteste 
gegen  eine  Wahl  können  bis  zum  Ablaufe  des  zehnten  Tages  nach 
seinem  Zusammentritt  beim  Reichstage  angebracht  werden,  bei 
Nachwahlen  bis  zum  Ablauf  des  zehnten  Tages  nach  Feststellung  des 
Wahlergebnisses  (Geschäftsordnung  §  4).  Zur  Prüfung  der  Wahlen 
bestehen  zwei  Instanzen,  die  sieben  Abtheilungen  des  Reichstages 
und  die  volle  Versammlung  selbst.  Jeder  Abtheilung  des  Reichs- 
tages wird  eine  möglichst  gleiche  Anzahl  von  Wahlen  zur  Prüfting 
überwiefien.  Ergiebt  sich  kein  Anstand,  so  wird  dies  durch  den  Prä- 
sidenten dem  Reichstage  mitgetheilt;  ist  die  zehntägige  Einspruchs- 
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frist  verstrichen,  so  sind  die  Wahlen  definitiv  gültig  (Geschäftsord- 
nung §  7} ;  ergeben  sich  dagegen  Anstände,  so  ist  die  Sache  an  die 
Wahlprüfungskommission,  welche  bei  jedem  Reichstage  neu 
zu  wählen  ist,  abzugeben.  Von  den  Abtheilungen  sind  die  Wahl- 
handlungen an  dieselbe  in  folgenden  Fällen  abzugeben:  a)  wenn 
eine  rechtzeitig  erfolgte  Wahlanfechtung  oder  Einsprache  vorliegt, 
oder  b)  wenn  die  Abtheilung  selbst  die  Gültigkeit  durch  Mehrheit»- 
beschluss  für  zweifelhaft  erklärt  oder  c)  zehn  anwesende  Mitglieder 
der  Abtheilung  einen  aus  dem  Inhalte  der  Wahlverhandlungen 
abgeleiteten,  speciell  zu  bezeichnenden  Zweifel  gegen  die  Gültigkeit 
der  Wahl  erheben.  Die  Wahlprüfungskommission  hat  in  den  be- 
zeichneten Fällen  Bericht  an  das  Plenum  des  Reichstages  zu  erstat- 
ten, welches  dann  definitiv  und  in  letzter  Instanz  über  die  Gültigkeit 
der  Wahl  zu  entscheiden  hat. 

Der  specielle  Gang  des  Wahlgeschäftes  ist  durch  das  im  Bun- 
desrathe  erlassene  Wahlreglement  bestimmt,  dessen  Abänderung 
nur  mit  Zustimmung  des  Reichstages  statthaft  ist  (Wahlgesetz  §  16). 

§  264. 
m,  Befugnisse  des  Beiohstages. 

A)  Politische  Befugnisse. 

Wie  oben  bereits  hervorgehoben,  hat  der  Reichstag  keine  obrig- 
keitlichen Befugnisse,  er  kann  niemanden  Befehle  ertheilen,  nir- 
gends unmittelbar  in  den  Gang  der  Regierungsgeschäfte  eii^eifen, 
aber  die  Reichsregierung  ist  bei  der  Ausübung  ihrer  staatUchen 
Verrichtungen  an  die  Mitwirkung  desselben,  theils  in  der  Form  der 
vorgängigen  Zustimmung,  theils  der  nachträglichen  Kontrolle  ge- 
bunden. Laband  sagt  mit  Recht:  »Materiell  reicht  die  Zuständig- 
keit des  Reichstages  genau  ebensoweit ,  wie  die  Zuständigkeit  des 
Reiches«.  Von  keinem  Punkte  der  staatlichen  Thätigkeit,  auch 
nicht  vom  Gebiete  der  auswärt^en  Angelegenheiten  ist  der  Reichs- 
tag grundsätzlich  ausgeschlossen.  Wir  müssen  daher  darauf 
verzichten,  einen  Katalog  der  politischen  Befugnisse  des  Reichs- 
tages aufeustellen.  Nur  zum  Zwecke  der  staatsrechtlichen  Charak- 
teristik des  Organs  heben  wir  die  wichtigsten  politischen  Rechte 
der  Volksvertretung  hier  hervor: 

1)  Der  Schwerpunkt  der  Befugnisse  des  Reichstages  liegt  in 
der  Gesetzgebung.  »Die  Reichsgesetzgebung  wird  au^eübt  durch 
den  Bundesrath  und  den  Reichstag.    Die  Uebereinsümmung  der 
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Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Beichte- 
setze  erforderlich  und  ausreichend.  Beichsverfassung  Artikel  5. 
Kein  Gesetz  ii^endwelcher  Art  kann  demnach  im  deutschen  Keiche 
ohne  Zustimmung  des  Reichstages  zu  Stande  kommen;  ohne  ihn 
kann  die  Beichsregierung  an  dem  bestehenden  Kechtszustande 
nicht  das  Geringste  ändern.  Dieses  Recht  der  Zustimmung  bei  der 
Gesetzgebung  bezieht  sich  auf  den  Erlass  neuer  und  die  Abänderung 
und  Aufhebung  bestehender  Gesetze,  ebenso  auf  die  authentische 
Interpretation  derselben.  Der  Reichstag  ist  aber  nicht  darauf  be- 
schränkt, Gesetzentwürfe  zu  berathen,  eventuell  ihnen  die  Zustim- 
mung zu  ertheilen  oder  zu  versagen,  die  ihm  vom  Bundesrath  vor- 
gelegt werden.  Er  hat  vielmehr  ganz  wie  der  Bundesrath  das  Recht 
der  Initiative,  d.  h.  er  kann  förmlich  redigirte  Gesetzentwürfe  vor- 
legen. 

2)  Verfassungsmässige  Theilnahme  bei  der  Ausübung  der  ge- 
sammten  Finanzgewalt  des  Beiches  (S.  478).  Diese  tritt  besonders 
in  folgenden  einzelnen  Punkten  hervor :  a)  das  Becht  der  Mitwir- 
kung bei  Feststellung  des  Budgets  für  die  einjährige  Finanzperiode. 
jtAJle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Beichs  müssen  für  jedes  Jahr 
veranschlt^  und  auf  den  Beichshaushaltsetat  gebracht  werden« 
(Artikel  69),  welcher  nur  unter  Zustimmung  des  Beichstages  festge- 
stellt werden  kann.  Zu  XJeberschreitungen  desselben  ist  die  nach- 
trägliche Genehmigung  des  Beichstages  erforderlich;  b)  das  Becht 
der  nachträglichen  Kontrolle  der  gesammten  Finanzverwaltung, 
üeber  die  Verwendung  aller  Einnahmen  des  Beiches  ist  durch  den 
Beichskanzler  dem  Beichstage  zum  Zwecke  der  Entlastung  jährlich 
Bechnung  zu  legen;  c)  Beichssteuem  und  sonstige  Abgaben  können 
nur  mit  Zustimmung  des  Beichst^es  eingeführt,  ausgeschrieben 
und  erhoben  werden.  Ebenso  bedürfen  die  auf  die  Einzelstaaten 
umzulegenden  Matrikularbeiträge  der  budgetmässigen  Bewilligung 
des  Reichstages;  d)  die  Aufnahme  einer  Anleihe,  sowie  die  TJeber- 
nahme  einer  Garantie  zu  Lasten  des  Beiches  kann  nur  mit  Zustim- 
mung des  Beichstages  erfolgen  (Artikel  73). 

3)  Die  Bepräsentation  des  Beiches  nach  aussen  gebührt,  wie 
oben  gezeigt,  ausschliesslich  dem  Kaiser;  doch  kommt  auch  auf 
dem  Gebiete  der  auswärtigen  Angelegenheiten  dem  Beichstage  an 
einem  Punkte  das  Becht  der  Zustimmung  zu.  »Insoweit  die  Verträge 
mit  fremden  Staaten  sich  auf  solche  Gegenstände  beziehen,  welche 
nach.  Artikel  4  in  den  Bereich  'der  Beichsgesetzgebung  gehören ,  ist 

H.  Schulze,  Deiit8cliesStaftt8recht.il.  c 
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zu  ihrer  Gültigkeit  die  Genehmigung  des  Reichstages  erforderliche 
(Artikel  11). 

4)  Dem  Reichstage  steht  das  allumfassende  Recht  der  lieber- 
wachung  und  Kontrolle  der  gesammten  Reichsverwaltung  zu,  er  hat 
die  Befugniss,  auf  alle  Mängel  und  Missbräuche  bei  der  Reichsver- 
waltung  aufmerksam  zu  machen,  sowie  wegen  Kränkung  der  ver- 
fassungsmässigen Rechte  der  Reichsangehörigen  die  entsprechenden 
Schritte  zu  thun. 

Zur  Geltendmachung  dieser  wichtigen  materiellen  Befug- 
nisse sind  dem  Reichstage  gewisse  formelle  Rechte  beigelegt,  so 
durch  ausdrückliche  Bestimmung  das  Recht,  an  ihn  gerichtete  Peti- 
tionen dem  Bundesrathe  bez.  dem  Reichskanzler  zu  überweisen. 
Artikel  23.  Die  Verfassung  sagt  zwar  nichts  über  das  Recht  des 
Reichstages,  Adressen  zu  erlassen  und  Interpellationen  an  die  Ver- 
treter der  Reichsregierung  zu  richten;  dasselbe  wird  aber  nach 
einem  feststehenden  konstitutionellen  Gewohnheitsrechte  ausgeübt 
und  ist  durch  die  Geschäftsordnung  näher  geregelt;  dagegen  besteht 
keine  rechtliche  Verpflichtung  zur  Entgegennahme  der  Adressen 
und  zur  Beantwortung  der  ^Interpellationen  (Lab  and  §  48).  Der 
Reichstag  steht  mit  keiner  Behörde  ausser  mit  dem  Reichskanzler 
in  amtlicher  Beziehung ;  daher  fehlt  dem  Reichstage  auch  das  Recht ' 
unmittelbare  Befehle  und  Aufträge  an  ii^end  welche  Behörden  zu 
erlassen,  sie  zur  Berichterstattung  aufisufordem,  Requisitionen  an- 
zustellen, Zeugen  zu  vernehmen,  Zwan^mittel  anzuwenden.  Vor 
allem  fehlt  dem  Reichstage  die  wichtigste  Befugniss  des  konstitu- 
tionellen Staatsrechts,  die  Ministeranklage,  ebenso  wie  dem  preusn- 
schen  Landtage. 

B.  Kollegialbefugnisse. 

1)  Der  Reichstag  prüft  die  Legitimationen  seiner  MitgUeder 
und  entscheidet  darüber  endgültig,  wie  bereits  oben  gezeigt; 

2j  Der  Reichstag  erwählt  seinen  Präsidenten,  seine  beiden 
Vicepräsidenten  und  seine  Schriftführer,  ohne  dass  diese  irgend- 
wie einer  weiteren  Bestätigung  bedürfen.  Beim  Beginn  einer  neuen 
Legislaturperiode  tritt  der  Reichstag  unter  dem  Vorsitz  des  ältesten 
IVIitgliedes,  des  sogenannten  Alterspräsidenten,  zusammen,  bei  jeder 
späteren  Sitzungspertode  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  der 
letzten  Sitzung.  Der  Präsident  und  die  beiden  Vicepräsidenten  wer- 
den beim  Beginn  der  neuen  Legislaturperiode  auf  vier  Wochen, 
dann  aber  für  die  ganze  Dauer  der  Session  gewählt.   In  den  folgen- 
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den  Sessionen  der  Legislaturperiode  erfolgt  die  Wahl  sofort  auf  die 
ganze  Sitzungsperiode.  Der  Präsident  übt  die  Disciplinargewalt  über 
die  Beichstagsmitglieder,  sowie  die  Polizei  im  Beratbungslokale 
während  der  Sitzungen,  er  ernennt  die  für  den  Reichstag  nothwen- 
digen  Beamten  nach  Maassgabe  der  hierfür  in  den  Etat  aufgenom- 
menen Positionen  (Geschäftsordnung  §  14). 

3)  Der  Reichstag  ordnet  seinen  Geschäft^ang  durch  eine  Ge- 
schäftsordnung, welche  als  ein  Akt  seiner  Autonomie  anzusehen 
ist:  dieselbe  kann  deshalb  nur  die  inneren  Verhältnisse  des  Reichs- 
tags ordnen,  der  Verkehr  mit  dem  Reichskanzler  und  dem  Bundes- 
rathe  kann  nur  durch  Uebereinkunft  mit  diesen  Faktoren  geregelt 
werden.  Juristisch  gilt  die  Geschäftsordnung  nur  für  die  Dauer  der 
Wahlperiode,  sie  wird  aber  regelmässig  von  einem  Reichstage  auf 
den  anderen  übertragen.  Der  heutigen  Geschäftsordnung  liegt  die 
für  den  Reichstag  des  norddeutschen  Bundes  angenommene  vom 
12.  Juni  1868  zu  Grunde,  mit  Abänderungen  vom  17.  April  und 
12.Mai  1869,  vom  12. März  1870,  vom  22. Mai  1872  und  vom  9.  April 
1874.  Geschäftsordnung  für  den  deutschen  Reichstag, 
berichtigt  am  10.  Februar  1876  (Hirth's  Annalen  1877 
S.  490—561). 

Cj  B  esondere  Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Reichs- 
tagsmitglieder. 

Wir  verweisen  hier  auf  unsere  Darstellung  der  besonderen 
Rechtsverhältnisse  der  einzelnen  Landtagsmitglieder  im  Landes- 
staatsrecht. Buch  I  §  180  S.  482  ff.  Alle  dort  vorgetragenen  Grund- 
sätze sind  auf  die  Mitglieder  des  Reichstages  anwendbar.  Auf  diesem 
Gebiete  ist  die  Reichsverfassung  nichts  weniger  als  originell,  son- 
dern schliesst  sich  meist  wörtlich  an  die  Artikel  der  preussischen  Ver- 
fassung an,  welche  daher  als  wicht^es  Interpretationsmittel  für  die 
in  die  Reichsverfassung  übergegangenen  Artikel  erscheint.  (Mein 
preuss.  Staatsr.  B.  II  §  161  S.  162—173).  Nur  in  einem  Punkte 
findet  eine  bedeutende  Abweichung  von  der  preussischen  Verfassung 
und  den  Verfassungen  aller  übrigen  deutschen  Einzelstaaten  statt. 
Während  dort  überall  die  Mitglieder  der  Volksvertretung  (wenig- 
stens in  der  zweiten  Kammer)  Tagegelder  und  Ersatz  von  Reise- 
kosten erhalten,  bestimmt  die  Reichsverfassung  Artikel  32:  »die 
Reichstagsmit^lieder  dürfen  als  solche  keine  Besoldung  oder  Ent- 
schädigung beziehen«.  Damit  sind  nicht  nur  alle  Diäten  und  Ent- 
schädigungen aus  Reichs-,  Staats-  und  Kommunalmitteln  ausge- 
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schlössen ;  sondern  es  ist  auch  die  Annahme  von  EntscMdigungen 
verboten,  welche  von  Privaten  oder  Vereinen  Beichstagsmitgliedem 
mit  Rücksicht  auf  diese  ihre  Mitgliedschaft  gegeben  werden.  Frei- 
lich fehlt  es  an  einer  Strafandrohung,  wenn  eine  solche  Entschädi- 
gung angenommen  wird.  Dennoch  ist  ein  solches  Verbot  civilrecht- 
lieh  nicht  ohne  Wirkung,  indem  z.  B.  eine  Klage  wegen  versproche- 
ner, aber  nicht  geleisteter  Entschädigung  als  unzulässig  abgewiesen 
werden  müsste.  Von  dem  Grundsatze  der  Diätenlosigkeit  ist 
eine  Ausnahme  gemacht  worden  hinsichtlich  der  Mitglieder  der  für 
Berathung  der  Gesetzentwürfe  über  Gerichtsverfassung,  Civil-  und 
Strafprocess  eingesetzten  Kommission  (Keichsgesetz  vom  23.  Decem- 
ber  1874  und  1.  Februar  1876).  Auch  wird  den  Reichstagsmitglie- 
dem  jetzt  freie  Fahrt  auf  allen  deutschen  Eisenbahnen  während  der 
Dauer  der  Sitzungsperiode,  sowie  acht  Tage  vor  Eröffiiung  und  acht 
Tage  nach  Schluss  des  Reichstages  gewährt.  Diese  Vergünstigung 
ist  jedoch  seit  Beginn  der  jetzigen  Sitzungsperiode  dahin  einge- 
schränkt, dass  nur  freie  Fahrt  zwischen  der  Reichshauptstadt  und 
dem  Wohnorte  des  betreffenden  Abgeordneten  gewährt  wird.  Ein 
besonderer  strafrechtlicher  Schutz  ist  dem  Reichstage  und  seinen 
Mitgliedern  gewährt.  Artikel  105  und  106  des  Reichsstrafgeset2- 
buches. 

§  265. 

IV.  Von  der  Versammlung  des  Reichstages  oder  dem  Reichstage 
im  engeren  Sinne. 

1)  Bemfnng  und  Er9ffiiimg  des  Reichstages. 
Die  reichsoberhauptliche  Stellung  der  Kaisers  zeigt  sich  vor 
allem  darin,  dass  er  allein  befugt  ist,  den  Reichstag  zu  berufen.  Der 
Reichstag  darf  sich  nicht  versammeln  und  seine  Thätigkeit  beginnen 
ohne  kaiserliche  Einberufung.  Aber  die  Einberufung  ist  nicht  in 
die  Willkür  des  Kaisers  gestellt :  derselbe  muss  wenigstens  alljähr- 
lich einmal  einberufen  werden  (Artikel  13).  Ausserdem  ist  es  in 
das  Ermessen  des  Kaisers  gestellt,  ob  er  nicht  ausserdem  den  Reichs- 
tag noch  einberufen  will.  Man  unterscheidet  darnach  or- 
dentliche und  ausserordentliche  Reichstagssitzungen.  Der 
Kaiser  eröffnet  in  Person  oder  durch  einen  Stellvertreter  die  Sitzungs- 
periode. Die  Konstituirung  des  Reichstages  erfolgt,  sobald  die 
Anwesenheit  einer  beschlussfähigen  Anzahl  von  Mitgliedern  dareh 
Namensaufruf  festgestellt  und  das  Präsidium  erwählt  ist.  Dieselbe 
wird  durch  den  Präsidenten  des  Reichstages  dem  Kaiser  angezeigt. 
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2)  Formen  der  fieschlfUbehandlongi. 

Die  Keichstagssitzuugen  sind  nach  der  Verfassung  öf  f  e nt I ich, 
doch  können  nach  der  Geschäftsordnung  §  36  ausnahmsweise  auch 
geheime  Sitzungen  stattfinden :  »Der  Reichstag  tritt  auf  Antrag  sei- 
nes Präsidenten  oder  von  zehn  Mitgliedern  zu  einer  geheimen 
Sitzung  zusammen,  in  welcher  dann  zunächst  über  den  Antrag  auf 
Ausschluss  der  Oeifentlichkeit  zu  beschliessen  ist«.  Wenn  auch  die 
Verfassung  die  Möglichkeit  einer  ausnahmsweisen  geheimen  Sitzung 
nicht  ausdrücklich  er>vähnt ,  so  ist  doch  dieser  Satz  der  Geschäfts- 
ordnung nicht  als  verfassungswidrig  zu  bezeichnen,  wie  die  Gültig- 
keit des  §  36  der  Geschäftsordnung  auch  von  den  anderen  Faktoren 
der  Reichsverfassung  nie  angezweifelt  worden  ist.  Es  ist  vielmehr 
gemeinen  Rechtens  und  geradezu  selbstverständlich ,  dass  überall, 
wo  Oeffentlichkeit  der  parlamentarischen  oder  gerichtlichen  Ver- 
handlungen eingeführt  ist,  Ausnahms fälle  vorkommen  können, 
wo  im  Interesse  des  Staates  oder  der  öffentlichen  Sittlichkeit  Aus- 
schluss der  Oeffentlichkeit  dringend  geboten  ist.  Nur  mit  diesem 
Vorbehalt  ist  Artikel  22  der  Reichsverfassung  zu  verstehen,  welcher 
sagt:  »Die  Verhandlungen  des  Reichstages  sind  öffentlicher.  Auch 
erkennt  Artikel  22  Absatz  2  der  Reichsverfassung,  welcher  die 
wahrheitsgetreuen  Berichte  der  Verhandlungen  in  den  öffent- 
lichen Sitzungen  des  Reichstages  von  jeder  Verantwortlichkeit 
frei  erklärt,  stillschweigend  an,  dass  es  auch  nicht  öffentliche 
Sitzungen  des  Reichstages  geben  kann.  Die  Antithese  zu  den 
öffentlichen  Sitzungen  des  Reichstages  können  nicht  die  geheimen 
Sitzungen  der  Kommissionen  und  Abtheilungen,  sondern  nur  die 
nicht  öffentlichen  Plenarsitzungen  bilden,  deren  Möglichkeit  also 
zugegeben  ist.  (Diese  Meinung  vertreten:  G.  Meyer,  §  132  S.  333. 
Thudichum,  S.  192  gegen  Laband,  B.  I  S.  561  und  Seydel, 
S.  146).  Die  Arbeiten  des  Reichstages  werden  theils  im  Plenum 
des  Reichstages,  theils  in  Kommissionen  oder  Ausschüssen  erledigt. 
Der  Reichstag  wird  gleich  nach  seiner  Konstituirung  in  sieben 
Abtheilungen  von  möglichst  gleicher  Stimmenzahl  durch  das  Loos 
getheilt.  Aufgabe  der  Abtheilungen  ist  Wahlprüfung  und  Wahl 
der  Kommissionen,  doch  erfolgt  thatsächlich  die  letztere  durch 
Vereinbarung  der  Fraktionen.     Für   die  Bearbeitung   derjenigen 

^  R  T.  Mohl,  Kritische  Erörterungen  über  Ordnung  und, Gewohnheiten  des 
deutschen  Reiches.  IL  Art.  Die  Verhandlungen  im  Reichstage.  Zeitschrift  für 
die  gesammte  Staatsw.  B.  XXXI.  Jahrg.  1875.  S,  39—114.  Jetzt  besonders  Sey- 
del, a.  a.  O.  §  10.  S.  416  ff. 
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Geschäfte,  welche  a)  die  Geschäfteordnung,  b)  die  eingehenden 
Petitionen,   c)  den  Handel  ^nd  die  Gewerbe,  d)  die  Finanzen  und 
die  Zölle,  e)  das  Justizwesen,  f)  den  Keichshaushaltsetat  betreffen, 
werden  regelmässig  Kommissionen  gewählt.    Ausserdem  kann  der 
Beichstag  für  einzelne  Angelegenheiten   die  Bildung  besonderer 
Kommissionen  beschliessen.   §  26.   Die  Kommissionen  bestellen  in 
der  Regel  einen  oder  mehrere  Referenten  und  erstatten  Bericht  an 
das  Plenum,  sei  es  schriftlich,  sei  es  mündlich.   Die  Sitzungen  der 
Kommissionen  sind  geheim,  nur  Reichstags-  und  Bundesrathsmit^ 
glieder  dürfen  denselben  beiwohnen.   Alle  Vorlagen  des  Bundes- 
rathes,  sowie  diejenigen  Anträge  von  Reichstagsmitgliedem,  welche 
den  Charakter  von  Gesetzentwürfen  haben,  sind  einer  dreimali- 
gen Berathung  im  Plenum  zu  unterziehen.   Die  erste  Berathung  des 
Gesetzentwurfes  erfolgt  frühestens  am  dritten  Tage,  nachdem  der 
Gesetzentwurf  gedruckt  und  in  die  Hände  der  Mitglieder  gekommen 
ist,  und  ist  auf  eine  allgemeine  Diskussion  des  Entwurfes  zu  be- 
schränken.   Nach  dem  Schlüsse  der  ersten  Berathung  beschliesst 
der  Reichstag,  ob  eine  Kommission  mit  der  Vorberathung  des  Ent^ 
Wurfes  zu  betrauen  oder  ob  die  weitere  Berathung  sogleich  im  Ple- 
num erfolgen  soll.    Die  zweite  Berathung  erfolgt  frühestens  am 
zweiten  Tage  nach  dem  Abschlüsse  der  ersten  Berathung  und,  wenn 
eine  Kommission  eingesetzt  ist,  frühestens  am  zweiten  Tage,  nach- 
dem die  Kommissionsanträge  gedruckt  in  die  Hände  der  Mitglieder 
gelangt  sind.    Abänderungsvorschläge  zu  den  einzelnen  Artikeln 
können  in  der  Zwischenzeit  und  im  Laufe  der  Verhandlungen  ange- 
bracht werden  und  bedürfen  keiner  Unterstützung.   Wird  der  En^ 
wurf  in  allen  seinen  Theilen  abgelehnt,  so  findet  eine  dritte  Be- 
rathung nicht  statt.    Die  dritte  Berathung  erfolgt  frühestens  am 
zweiten  Tage  nach  dem  Abschlüsse  der  zweiten  Berathung,  bei. 
nach  der  Vertheilung  der  Zusammenstellung  der  angenommenen 
Abänderungsvorschläge.     Die  dritte  Berathung  zerfällt  wieder  in 
General-  und  Spezialdiskussion.   Abänderungsvorschläge  bedürfen 
bei  der  dritten  Lesung  der  Unterstützung  von  mindestens  30  Mit- 
gliedern.   Die  Abstimmung  erfolgt  zuerst  artikelweise,  dann  über 
das  Ganze. 

Von  Mitgliedern  des  Reichstages  ausgehende  Anträge  müssen 
von  mindestens  15  Mitgliedern  unterzeichnet  sein.  Wenn  dieselben 
keine  Gesetzentwürfe  enthalten,  bedürfen  sie  nur  einer  einmaligen 
Berathung  und  Abstimmung;  dagegen  können  Anträge  des  Bimdes- 
rathes,   auch  wenn  sie  keine  Gesetzent^vürfe  sind,   diesem  abge- 
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kürzten  Verfahren  nur  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  unter- 
zogen werden.  §  25.  Die  Vorlagen  des  Bundesrathes  werden  durch 
Mitglieder  desselben  oder  durch  besonders  von  letzterem  zu  er- 
nennende Kommissarien  vertreten.  Beichsverfassung  Artikel  16. 
Jedes  Mitglied  des  Bundesrathes  hat  das  Recht,  im  Beichstage  zu 
erscheinen,  und  muss  daselbst  auf  Verlangen  jeder  Zeit  gehört  wer- 
den, um  die  Ansichten  seiner  Regierung  zu  yertreten,  auch  dann, 
wenn  dieselben  von  der  Majorität  des  Bundesrathes  nicht  adoptirt 
sind.  Artikel  9.  Da  die  Bundesrathsmitglieder  nicht  Mitglieder  des 
Reichstages  sind,  so  stehei^  sie  auch  nicht  unter  der  Disciplinarge- 
walt  des  Präsidenten;  doch  hat  letzterer  das  Recht,  sie  zum  Zwecke 
der  Geschäftsleitung  zu|  unterbrechen;  sie  haben  das  Recht,  auch 
nach  Schluss  der  Diskussion  das  Wort  zu  ergreifen,  wodurch  aber 
die  Debatte  von  neuem  als  eröffiiet  angesehen  wird.  Die  Anträge 
von  Mitgliedern  werden  durch  den  Antragsteller  begründet.  Die 
Beschlussfassung  im  Reichstage  erfolgt  nach  Stimmenmehrheit. 
Zur  Gültigkeit  der  Beschlussfassung  ist  die  Anwesenheit  der  Mehr- 
heit der  gesetzlichen  Anzahl  der  Mitglieder  erforderlich,  also  wenig- 
stens 199.   Bei  Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als  abgelehnt  ^ 

3)  YertaguBg,  Schliessiing  und  AiflSBung  des  Reichstages. 

Dem  Kaiser  allein  steht  das  Recht  zu,  den  Reichstag  zu  ver- 
tagen und  zu  schliessen.  Der  Reichstag  darf  sich  weder  selbst  ver- 
tagen; noch  schliessen.  Eine  Vertagung  durch  den  Kaiser  muss  auf 
bestimmte  Zeit  geschehen.  Ohne  Zustimmung  des  Reichstages  darf 
die  Vertagung  die  Frist  von  30  Tagen  nicht  überschreiten  und  wäh- 
rend derselben  Session  nicht  wiederholt  werden.  Reichsverfassung 
Artikel  26.  Vertagung  und  Schluss  unterscheiden  sich  gerade  so  wie 
bei  den  Landtagen  der  Einzelstaaten  (§  183).  Bei  der  Vertagung 
gilt  das  Princip  der  Kontinuität,  bei  dem  Schlüsse  das  der  Dis- 
kontinuität; letzteres  hat  in  §  70  der  Geschäftsordnung  eine  aus- 

*  Die  Reichsverfassung  vom  16.  April  1871  enthält  —  Artikel  28  Absatz  2 
die  Bestimmung:  »Bei  der  Beschlussfassung  über  eine  Angelegenheit,  welche 
nach  den  Bestimmungen  dieser  Verfassung  nicht  dem  ganzen  Reiche  gemein- 
schaftlich ist,  werden  die  Stimmen  nur  derjenigen  Mitglieder  gezählt,  die  in  Bun- 
desstaaten gewählt  sind,  welchen  die  Angelegenheit  gemeinschaftlich  ist«.  Dieser 
Zusatz  stand  mit  dem  Grundsatz  der  Reichsverfassung,  dass  alle  Mitglieder  Ver- 
treter des  ganzen  Volkes,  nicht  einzelner  Staaten  sind,  in  so  schneidendem  Wider- 
spruche, dass  derselbe  mit  innerer  Nothwendigkeit  beseitigt  werden  musste.  Dies 
geschah  durch  das  verfassungsändernde  Reichsgesetz  vom  24.  Februar  1873,  wäh- 
rend die  gleiche  Vorschrift  für  die  Mehrheit  im  Bundesrathe  mit  der  Natur  die- 
ses Organes  keineswegs  in  Widerspruch  steht. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


88  I-  Von  den  Organen  des  deutschen  Reiches. 

drückliche  Anerkennung  gefunden :  »Gesetzesvorlagen,  Anträge  und 
Petitionen  sind  mit  dem  Ablaufe  der  Sitzungsperiode,  in  welcher  sie 
eingebracht  und  noch  nicht  zur  Beschlussnahme  gediehen  sind,  für 
erledigt  zu  erachten.« 

Die  A  u  f  1  ö  8  ung  des  Reichstages  findet  nicht  durch  den  Kaiser, 
sondern  durch  den  Bundesrath  statt.  Ein  derartiger  Bundesrathsbe- 
schluss  bedarf  aber  der  Zustimmung  des  Kaisers.  Artikel  24.  Die 
rechtlichen  Folgen  der  Auflösung  des  Reichstages  sind  ganz  die- 
selben wie  die  der  Auflösung  eines  Landtages  (S.  495).  Besonders 
sind  hier  die  Bestimmungen  der  preussischen  Verfassung  wörtlich 
in  die  Reichsverfassung  übei^egangen. 

Viertes  Kapitel. 

Behördenorganismus  des  Reiches  \ 

§266.       • 

Im  Allgemeinen. 

Der  Behördenorganismus  des  Reiches  wird  wesentlich  durch 
seinen  Charakter  als  Bundesstaat  bestimmt.  In  dessen  Natur  liegt 
es,  dass  die  Centralgewalt  sich  wesentlich  auf  die  Au&tellung  Ton 
Gesetzen  und  die  Beaufsichtigung  ihrer  Durchführung  beschränkt, 
während  sie  die  Ausführung  derselben  regelmässig  den  Einzelstaaten 
überlässt.  Daher  kann  der  Behördenapparat  im  Bundesstaate  viel 
weniger  zahlreich  sein,  als  in  einem  einfachen  Staate.  Der  Staats- 
kalender manches  deutschen  Mittelstaates  zeigt  einen  zahlreicheren 
Behördenschematismus  auf,  als  das  Handbuch  des  deutschen  Reiches, 
welches  sich  zur  Durchfuhrung  seiner  Aufgaben  vielfach  der  Be- 
hörden der  Einzelstaaten  bedient;  dennoch  kann  auch  das  Beich 
eines  eigenen  Behördenorganismus  nicht  ganz  entl>ehren,  einerseits, 
weil  es  eine  Anzahl  von  Gegenständen  ganz  in  eigene  Verwaltung 
genommen  hat,  andererseits,  weil  es  die  Aufsicht  über  die  Verwal- 
tung der  Einzelstaaten  aiiszuüben  hat,  insofern  diese  Reichsange- 
legenheiten besorgen.  Entsprechend  der  Zuständigkeit  des  Reiches 
haben  die  Reichsbehörden  theils  unmittelbare  eigene  Verwaltung, 

*  Laband,  I§§32,  34— 36.  DerselbebeiMarquardsen,  §8«.  r.Rönne, 
I  §§  43—51.  G.  Meyer,  §§  135—137.  Zorn,  §  13.  S.  207.  Der  gegenwtotige  Be- 
hördenorganismus ist  am  lUTerlässigsten  dargestellt  in  dem  neuesten  »Hand- 
buchdes  deutsehenReiche  s«.  Bearbeitet  im  Reichsamt  des  Innern.  Beriin 
1S85. 
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theik  bloss  Au&ichtsbefugnisse.  Ja,  es  ist  nickt  zu  verkennen,  dass 
das  Behördensystem  des  Reiches  fortwährend  zu  einer  reicheren 
Entwicklung  und  Ausgestaltung  hinneigt. 

Wenn  die  Behörden  der  Einzelstaaten  auch  vielfach  zur  Erfül- 
lung von  Reichsaufgaben  mitzuwirken  haben,  so  bleiben  sie  trotz- 
dem Landesbehörden.  Zum  Begriffe  einer  Keichsbehprde gehört 
nicht  nur,  dass  sie  Beichsgesetze  befolgt,  das  müssen  auch  die  Lan- 
desbehörden, dass  sie  Reichsgeschäfte  besorgt,  auch  dies  thun  viel- 
fach die  Landesbehörden,  sondern  dass  sie  ihre  staatliche  Auto- 
risation  von  der  Keichsgewalt  empfängt,  dass  ihr  die 
staatlichen  Hoheitsrechte,  welche  sie  in  ihrem  Ge- 
schäftskreise auszuüben  befugt  ist,  vom  Reiche  über- 
tragen sind.  Dies  scheidet  Reichsbehörden  und  Landesbehörden 
staatsrechtlich  von  einander.  Dagegen  ist  es  wohl  möglich,  dass 
eine  Landesbehörde  in  Betreff  bestimmter  Geschäfte  zugleich  zu 
einer  Reichsbehörde  erklärt  werden  kann,  wie  z.  B.  die  preussische 
Oberrechnungskammer  zum  Oberrechnungshofe  des  deutschen 
Reiches. 

Der  ganze  Behördenorganismus  des  Reiches  gipfelt  im  Reichs- 
kanzler. In  Betreff  ihrer  Unterordnung  unter  seine  Befehle  und 
Weisungen  unterscheiden  wir  aber  drei  Klassen  von  Behörden: 
a  oberste  Verwaltungsstellen ,  welche  ganz  von  seinen  Weisungen 
abhängig  sind,  deren  ganze  Amtsthätigkeit  durch  seine  Verant- 
wortlichkeit (bez.  die  seines  Stellvertreters)  gedeckt  wird ;  b)  Finanz- 
behörden, die  in  gewissen  Funktionen  von  ihm  unabhängig  und  in 
diesen  auch  auf  ihre  eigene  Verantwortlichkeit  gestellt  sind ;  c]  rich- 
terliche Behörden,  die  in  allen  ihren  Entscheidungen  völlig  unab- 
hängig, nur  an  Gesetze  und  diesen  gleichstehende  Normen  gebun- 
den sind. 

I.  Der  Reichskanzler  und  seine  Stellvertretung  >. 
§267. 
1)  Staatsrechtliche  Charakteristik  des  Reichskanzlers. 
Auch  bei  Gestaltung  dieses  Reichsamtes  hat  das  Vorbild  des 


1  Laband,  I  §§  32— 33.  G.Meyer,  Lehrb.  §  135.  Seydel,  Kommentar 
6.126ff.  T.Könne,  I§42.  t.  Martitz,  S.  66  ff.  Zorn,  B.I§12.  S.  192  ff. 
P.  Gen  sei,  Die  Stellung  des  Reichskanzlers  nach  dem  Staatsrechte  des  deut- 
schen Reiches  (Annalen  1SS2).  Das  Beste  bei  A  Hänel  in  seinen  Studien  zum 
deutschen  Staatsrechte  B.  II.  Heft  1 :  Die  organisatorische  Entwickelung  der 
deutschen  ReichsTerfassung.  Leipzig  18S0. 
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älteren  deutschen  Reichsstaatsrechtes  vorgeschwebt.     »Der  Erz- 
kanzler  durch  Germanien«  ist  im  Keichskanzler  in  modemer, 
rein  weltlicher  Gestalt  wieder  auferstanden.   Jener  bekleidete  wie 
dieser  eine   Doppelstellung.     Der  Erzkanzler  war  nicht  nur 
Direktor  des  Kurfurstenkollegiums,  sondern  des  ganzen  Reichstages. 
Nur  durch  ihn  konnten  Anliegen  irgendwelcher  Art  an  den  Reichs- 
tag gelangen,  jede  an  den  Reichstag  gerichtete  Schrift  musste  seine, 
freilich    nicht  willkürlich  zu   verweigernde  Diktatur    passiren 
(»dictatum  per  Moguntinuma) .  Von  ihm  wurden  die  Legitimationen 
vollzogen ;    die  Reichsabschiede    und  Reichsgutachten   abge&sst 
Ausserhalb   des  Reichstages  war  aber  der  Erzkanzler 
der  einzige  Minister  des  Kaisers,  wenn  er  auch  diese  Funk- 
tion regelmässig  durch  einen  von  ihm  zu  ernennenden  Stellvertreter, 
den  Reichshofvicekanzler,  wahrnehmen  liess.  Dass  bei  der  Er- 
richtung des  norddeutschen  Bundes  auch  hier  eine  Reminiscenz  des 
alten  deutschen  Reichsstaatsrechtes  eingewirkt  hat,  zeigt  schon  die 
Amtsbezeichnung  »Reichskanzlers,  welche  man  dem  modernen 
Ministertitel  vorgezogen  hat.   Die  Hauptähnlichkeit  liegt  in  jener 
Doppelstellung,  welche  auch  im  heutigen  Reichskanzler  wieder 
auftaucht,  indem  er  als  Vorsitzender  im  Bundesrathe  ähnliche  Funk- 
tionen zu  versehen  hat,  wie  der  Erzkanzler  im  Reichstage,  und  eben- 
so zugleich  erster  und  einziger  Minister  des  Kaisers  ist,  wie  jener. 
Freilich  ist  auch  der  Unterschied  zwischen  dem  Erzkanzler  von  ehe- 
mals und  dem  Reichskanzler  von  heute  gross  genug.   Das  Amt  des 
Erzkanzlers  durch  Germanien  war  mit  der  höchsten  Würde  der  deut- 
schen Kirche  verknüpft,  der  Kaiser  hatte  kein  Emennungsrecht; 
der  Reichskanzler  wird  vom  Kaiser  ernannt  und  begleitet  durchweg 
eine  Beamtenstellung.     Er  ist  Reichsbeamter,  wenn  auch 
der  höchste,  welcher  im  ganzen  Reichsdienste  keinen  Kollegen,  son- 
dern nur  Untergebene  hat.    Das  ganze  Behördensystem  des 
Reiches  ist  aufs  strengste  centralisirt.     Kein  Punkt  der 
Reichsregierung  ist  denkbar,  welcher  von  der  geschäftlichen  Oberlei- 
tung des  Reichskanzlers  ausgeschlossen  wäre.   Es  giebt  im  Reiche 
nicht  mehrere  gleichberechtigte  Minister,  kein  Gesammtministe- 
rium,  sondern  der  Reichskanzler  ist  Alles  in  Allem,  das  A  und  0  der 
gesammten  Verwaltung,  soweit  sie  dem  Reiche  zusteht.  Seine  Amte- 
beftigniss  reicht  soweit  wie  die  kaiserliche  Prärogative.   Der  Kaiser 
als  das  Oberhaupt  der  Reichsregierung  ist  unmittelbares  Organ 
des  Reiches,  der  Reichskanzler  mittelbares,  indem  er  alle  seine 
amtlichen  Beftignisse  vom  Kaiser  ableitet,  aber  er  ist  ein  nothwen- 
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diges  Organ^  ohne  welches  der  E^aiser  staatsrechtlich  gültig  gar  nicht 
handeln  kann. 

In  der  Person  des  Reichskanzlers  vereinigen  sich  zwei  ver- 
schiedene staatsrechtliche  Stellungen  desselben,  die  im  Bundes- 
rathe  und  die  ausserhalb  des  Bundesrathes. 

§268. 

2)  Der  Reichskanzler  im  Bnndesrathe. 

Artikel  15  der  Reichsverfassung  sagt:  »der  Vorsitz  im  Bun- 
desrathe  und  die  Leitung  der  Geschäfte  steht  dem 
Reichskanzler  zu,  welcher  vom  Kaiser  zu  ernennen  ist.« 
Indem  der  Kaiser  jemanden  zum  Reichskanzler,  also  zu  einem 
kaiserlichen  Beamten  ernennt,  macht  er  ihn  zugleich  zum  Vorsitzen- 
den im  Bundesrath.  Das  Amt  des  Reichskanzlers  und  das  des  Vor- 
sitzenden im  Bundesrath  ist  nothwendig  mit  einander  verbunden. 
Das  Recht,  den  Vorsitzenden  zu  ernennen,  ist  nicht  ein  preussisches^ 
sondern  ein  kaiserliches  Recht.  Man  hat  deshalb  wohl  gemeint, 
dass  der  Vorsitzende  gar  nicht  preussischer  Bevollmächtigter,  über- 
haupt gar  nicht  stimmendes  Mitglied  des  Bundesrathes  zu  sein 
brauche^.  Wenn  sich  auch  der  Vorsitz  im  Bundesrathe  von  der 
Mitgliedschaft  trennen  liesse,  so  können  doch  unzweifelhaft  nur 
Bevollmächtigte  der  Einzelstaaten  stimmberechtigte  Mitglieder 
desselben  sein.  Da  aber  der  Vorsitzende  nach  Artikel  7  bei  Stimmen- 
gleichheit durch  die  sogenannte  Präsidialstimme  den  Ausschlag 
zu  geben  hat,  so  muss  er  nothwendig  Bevollmächtigter  zum  Bundes- 
rathe, und  zwar  preussischer  sein.  Es  sind  daher  in  Einer  Person 
drei  amtliche  Eigenschaften  nothwendig  mit  einander  verbunden, 
das  Amt  des  Reichskanzlers,  das  Amt  des  Vorsitzenden  im  Bundes- 
rathe und  das  Amt  des  stimmführenden  preussischen  Bevollmäch- 
tigten. Die  beiden  ersten  Aemter  sind  kaiserlich  deutsche,  das 
letztere  ist  königlich  preussisch.  Auch  hier  tritt  die  oi^anische  Ver- 
bindung zwischen  deutschem  Reichsrechte  und  preussischem  Staats- 
rechte lebhaft  hervor.  Dagegen  ist  es  keine  staatsrechtliche 
Noth wendigkeit,  dass  der  Reichskanzler  stets  zugleich  auch  preussi- 
scher Minister  oder  gar  Ministerpräsident  sei,  wohl  aber  sprechen 
dafür  politische  Gründe,  dass  die  höchsten  Aemter  im  Reiche, 


^  SoThudichum,  Verfassungsr.  S.  130.  So  in  neuester  Zeit  auch  Oensel 
in  seiner  oben  angeführten  Schrift  Uns  seheinen  die  Gegengründe  H&nel's 
a.  a.  0.  B.  27  völlig  durchschlagend. 
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wie  im  preussischen  Staate,  stets  in  Einer  Hand  vereinigt  seien,  da- 
mit nicht  Reibungen  zwischen  diesen  beiden  mächtigsten  Gemein- 
wesen entstehen  und  die  unbedingt  nothwendige  Einheit  der  poli- 
tischen Aktion  derselben  gewahrt  werde. 

Während  somit  der  Vorsitz  im  Bundesrathe  jetzt  ein  kaiser- 
liches Kecht  ist,  fuhrt  der  Reichskanzler,  als  Bevollmächtigter 
zum  Bundesrathe,  nicht  die  kaiserlichen,  sondern  die  königlich 
preussischen  Stimmen,  wie  es  überhaupt  im  Bundesrathe  keine 
kaiserlichen  Stimmen  giebt.  Seine  Instruktionen  werden  ihm  vom 
Könige  von  Preussen  bezw.  dem  preussischen  Staatsministerium  er- 
theilt.  »Die  Leitung  der  Geschäfte«,  die  ihm  durch  Artikel  15 
zugesprochen  wird,  bezieht  sich  nur  auf  die  Geschäfte,  welche  ihm 
als  Vorsitzender  dieses  Kollegiums  obliegen,  ebenso  die  ihm  daselbst 
beigelegte  Substitutionsbefugniss:  »Der  Reichskanzler  kann  sich 
durch  jedes  andere  Mitglied  des  Bundesrathes  vermöge  schriftUcher 
Substitution  vertreten  lassen.«  Seine  Befugniss  zur  Leitung  der 
übrigen  Reichsgeschäfte  folgt  nicht  aus  Artikel  15,  sondern  aus 
Artikel  17. 

§269. 

3)  Der  Relchskaniler  ausserhalb  des  Bundesrathes. 

Während  der  Reichskanzler  als  Bevollmächtigter  zum  Bundes- 
rathe nicht  als  Reichsbeamter  erscheint,  ist  er  in  seiner  übrigen 
Amtsthätigkeit  ausserhalb  des  Bundesrathes  Reichsbeamter  und 
fällt  unter  die  Bestimmungen  des  Reichsbeamtengesetzes,  soweit  für 
ihn  nicht  besondere  Ausnahmen  bestehen.  Seine  amtUche  Stellung 
gleicht  der  eines  Ministers  in  einem  einfachen  Staate.  Er  ist  ober- 
ster und  einziger  Minister  des  Kaisers^  Seine  ministe- 
rielle Amtsbefugniss  deckt  sich  vollständig  mit  der  staatsrechtlichen 
Prärogative  des  Kaisers.  Soweit  die  reichsoberhauptliche  Befugniss 
des  Kaisers  reicht,  erstreckt  sich  auch  die  konstitutionelle  Mitwir- 
kung seines  einzigen  Ministers ;  dagegen  hört  die  Verantwortlichkeit 
des  Reichskanzlers  auf,  wo  der  Bundesrath  selbständig  vorzugehen 

1  Die  Motive  zu  dem  Entwürfe  des  Stellvertretungsgesetses  von  187S  sagen: 
»Die  Verfassung  des  deutsehen  Reiches  erfordert  in  Artikel  17  sur  Gültigkeit  der 
im  Namen  des  Reiches  zu  erlassenden  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kai- 
sers die  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers  und  übernimmt  der  Letztere  die 
Verantwortlichkeit  für  dieselben.  Verfassungsmässig  ist  hierdurch  dem  Reichs- 
kanzler die  Stellung  des  einzigen,  Kaiser  und  Reichstag  verantwortlichen  Reich»- 
ministers  und  damit  die  verantwortliche  Leitung  aller  Reichsange- 
legenheiten, welche  in  der  Regierungsgewalt  des  Kaisers  liegen, 
zugewiesen«. 
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und  zu  handeln  befugt  ist.  Der  unverantwortKche  Bundesrath  hat 
keinen  verantwortlichen  Minister,  der  ihn  deckt.  Der  Reichskanzler 
ist  lediglich  Minister  Sr.  Majestät  des  Kaisers,  kaiserlicher 
Reichsminister.  Nach  Artikel  17  bedürfen  die  Anordnungen 
und  Verfügungen  des  Kaisers  zu  ihrer  Gültigkeit  der 
Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  welcher  dadurch 
die  Verantwortlichkeit  übernimmt«.  Unter  Anordnungen 
und  Verfügungen  fallen  alle  nur  denkbaren  Begierungshandlungen 
des  Kaisers,  mit  einziger  Ausnahme  der  Akte  des  militärischen  Ober- 
befehles, nicht  der  Militärverwaltung.  Selbstverständlich  ist  der 
Reichskanzler  auch  für  alle  diejenigen  Amtshandlungen  verantwort-^ 
lieh,  die  nicht  vom  Kaiser,  sondern  von  ihm  selbst  persönlich  aus- 
gehen. Der  BegriflF  der  Verantwortlichkeit  ist  weder  in  der  Verfas- 
sung, noch  in  einem  Reichsgesetze  näher  bestimmt.  Man  streitet 
besonders  darüber,  ob  die  Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  nur 
eine  politisch-moralische  oder  eine  juristische  Bedeutung  habe.  Es 
ist  anzunehmen,  dass  jeder  Artikel  einer  Verfassung  einen  Rechts- 
satz aussprechen  will  und  wirklich  ausspricht.  Sätze  der  Moral  und 
Politik  gehören  in  keine  Verfassungsurkunde.  Daher  ist  auch  die 
Verantwortlichkeit  des  Reichskanzlers  nach  der  Verfassung  als  eine 
rechtliche  anzusehen ^ .  Es  besteht  eine  Rechtspflicht  desselben, 
über  jeden  Punkt,  welcher  in  seine  Amtsthätigkeit  fällt,  dem  Reichs- 
tage Rechenschaft  abzulegen.  Ausdrücklich  ist  er  verpflichtet,  über 
die  Verwendung  aller  Einnahmen  des  Reiches  dem  Bundesrathe  und 
dem  Reichstage  Rechnung  zu  legen  zum  Zwecke  der  Entlastung, 
welche  der  Bundesrath  und  der  Reichstag  gewähren  und  versagen 


i  Am  besten  fahrte  dies  der  Abgeordnete  H&nel  im  Reichstage  von  1878 
fstenogr.  Ber.  S.401)  aus:  »Was  in  einer  Verfassung  steht  und  bestimmt  wird,  ist 
die  Regelung  eines  Kechtsverhältnisses.  Die  Verantwortlichkeit  ist 
nach  unserer  Verfassung  eine  juristische,  rechtliche,  nicht  bloss  eine  politische 
und  moralische.  TVir  haben  darauf  ein  wohlerworbenes  Recht  und  dem  steht  eine 
ganz  bestimmte  juristische  Pflicht  gegenüber.  Es  kann  sich  ganz  allein  darum 
handeln,  welche  Rechte  uns  bereits  jetzt  für  die  Durchführung  dieser  Verantwort- 
lichkeit gegeben  sind ;  sie  mögen  in  diesem  Augenblicke  noch  begrenzt  sein,  sie 
sind  aber  bereits  vorhanden ;  sie  sind  in  der  Verfassung  selbst  in  einer  gewissen 
Beschränkung  anerkannt  Ich  erinnere  an  die  Verpflichtung  der  Rechnungslegung 
Ton  Seiten  der  Reichsregierung  und  unser  Recht  der  Decharge,  in  der  That  ein 
Mittel,  um  die  Verantwortlichkeit,  die  uns  garantirt  ist,  in  einer  bestimmten  Form 
zur  Geltung  zu  bringen.  Und  ich  gehe  weiter ,  weil  die  Verfassung  uns  einmal 
sagt,  dass  eine  derartige  Verantwortlichkeit,  der  Reichsbehörde  dem  Reichstage 
gegenüber  besteht;  so  giebt  die  Verfassung  auch  die  Zusicherung,  uns  diejenigen 
Mittel,  welche  zur  Durchführung  der  Verantwortlichkeit  dienlich  sind,  nicht  vor- 
zuenthalten. 
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können.  Wenn  der  Beichskanzler  aber  Rechenschaft  abzulegen  ver- 
weigert, so  hat  der  Keichstag  allerdings  kein  Rechtsmittel,  ihn  dazu 
zu  zwingen.  Seine  Verantwortlichkeit  hat  daher  ganz  dieselbe  Be- 
deutung wie  in  der  preussischen  Verfassung  die  der  Minister ,  wo 
es  der  Volksvertretung  ebenfalls  an  jedem  Rechtsmittel,  besonders 
an  der  Möglichkeit,  eine  Ministeranklage  durchzuführen,  gebricht. 
Hier  wie  dort  ist  die  Ministerverantwortlichkeit  ein  Rechtssatz,  aber 
eine  lex  imperfecta,  wie  es  deren  im  Grebiete  des  öffentlichen  Rechts 
so  manche  giebt. 

§270. 
4)  Stellvertretiuig  des  Reichskinzlers  K 
Artikel  15  der  Reichsverfassung  bestimmt:  »Der  Vorsitz  im 
Bundesrathe  und  die  Leitung  der  Geschäfte  steht  dem  Reichs- 
kanzler zu,  welcher  vom  Kaiser  zu  ernennen  ist.  Der  Reichs- 
kanzler kann  sich  durch  jedes  andere  Mitglied  des 
Bundesrathes  vermöge  schriftlicher  Substitution  ver- 
treten lassend.  Diese  Substitutionsbefugniss  des 
Reichskanzlers  bezieht  sich  nur  auf  seine  Stellung 
als  Vorsitzender  des  Bundesrathes,  »auf  die  Leitung  der 
Geschäfte«  im  Bundesrathe.  Hier  erscheint  der  Vorsitzende  ledig- 
lich als  Organ  des  Bundesrathes,  seine  Richtschnur  ist  die  Ge- 
schäftsordnung des  Bundesrathes,  seine  Aufgabe  ist  es,  d^n  ver- 
fassungsmässigen Willen  dieser  Körperschaft  zum  Ausdrucke  zu 
bringen  (Hänel,  a.  a.  O.  S.  32).  Darum  kann  er  sich  in  dieser 
Funktion  auch  nur  durch  ein  anderes  Mitglied  des  Bundesrathes 
vertreten  lassen.  Mit  Unrecht  ist  diese  Substitutionsbefugniss  des 
Reichskanzlers  nicht  auf  seine  Funktionen  als  Vorsitzender  des  Bun- 
desrathes beschränkt,  sondern  auf  seinen  ganzen  Geschäftskreis, 
der  ihm  als  einzigem  Reichsminister  zusteht,  ausgedehnt  worden. 
Es  wäre  ein  Widerspruch,  wenn  der  Kaiser,  dessen  oberster  Beraäier 
und  höchster  Beamter  der  Reichskanzler  ist,  den  Vertreter  desselben 
nicht  selbst  ernennen  sollte.  Dieser  Widerspruch  träte  um  so  greller 
hervor,  wenn  man  bedenkt,  dass  nur  ein  Bevollmächtigter  zum  Bun- 
desrathe vom  Reichskanzler  substituirt  werden  kann ,  dessen  Voll- 
macht und  Instruktion,  sowie  seine  Abberufung  lediglich  von  einer 

1  Für  das  Verständniss  des  Oesetses  vom  17.  M&n  1878  (Keichsgesetzblatt 
1878  S.  7 — 8)  betreffend  die  Stellvertretung  des  Reichskanzlers  sind  besonder 
werthvoU  die  Verhandlungen  des  fleichstages  von  1878  mit  den  dazu  gehörigen 
Drucksachen.  Stenogr.  Berichte  1878  (5.  März)  S.  321  ff.  (8.  März)  S.  373  ff. 
(9.  M&rz)  S.  401  ff.  (11.  März)  S.  431  ff.  Max  Joel,  Die  Substitutionsbefugniss 
des  Reichskanzlers  nach  deutschem  Staatsrechte  (Hirth's  Annalen  1878  S. 402 ff.). 
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anderen  B^erung  abhängen  würde,  wenn  der  Reichskanzler  nicht 
gerade  einen  preussischen  Bevolbnächtigten  zu  substituiren  für  gut 
befinden  würde  (z.  B.  den  bayerischen,  wozu  er  unter^ümständen  ver- 
tragsmässig  verpflichtet  sein  würde].  Nach  der  richtigen  An- 
sicht verfügt  Artikel  15  nur  über  den  Vorsitz  und  die 
Geschäftsleitung  im  Bundesrathe.  Für  die  etwa  nothwendig 
werdende  Stellvertretung  des  Reichskanzlers,  als  des  verantwort- 
lichen Reichsministers,  fehlte  es  an  einer  ausdrücklichen  verfas- 
sungsmässigen Bestimmung.  Diese  Lücke  machte  sich  fühlbar,  als 
durch  Schreiben  vom  11.  April  1877  die  Vertretung  des  Reichskanz- 
lers durch  den  Präsidenten  des  Reichskanzleramtes  Hof  mann  und 
durch  den  Staatssekretär  v.  Bülo  w  dem  Reichstage  angezeigt  wurde. 
Der  Widerspruch,  auf  welchen  die  Ausdehnung  der  Substitutions- 
befugniss  des  Ardkel  15  auf  die  Funktionen  des  Reichskanzlers  als 
Beichsministers  stiess,  haben  dann  zu  dem  wichtigen  Gesetze  vom 
17.  März  1878  über  die  Stellvertretung  des  Reichskanzlers 
geführt.  Au%abe  desselben  ist,  die  Stellvertretung  des  Reichs- 
kanzlers als  obersten  verantwortlichen  Reichsministers  gesetzlich  zu 
regeln  ^.  Daneben  bleibt  die  Substitutionsbefugniss  des  Reichskanz- 
lers in  seiner  Eigenschaft  als  Vorsitzender  des  Bundesrathes  nach 
Artikel  15  unberührt.  Beide  Vertretungen  bestehen  als 
selbständige  Rechtsinstitute  fort. 

Nach  dem  Gesetze  vom  17.  März  1878  kann  ein  Stellvertreter 
des  Reichskanzlers  für  den  gesammten  Wirkungskreis  desselben 
aufgestellt  werden,  Generalstellvertreter,  sowie  Special- 
stellvertreter für  einzelne  Amtszweige  desselben.   Während  der 


^  Die  von  der  Regierung  diesem  Gesetzentwurfe  beigegebenen  Motive  sagen: 
»Die  Zulässigkeit  einer  Vertretung  des  Reichskanzlers  ist  bezüglich  der  Gegen- 
zeichnung AUerhöchster  Anordnungen  und  Verfügungen  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen. Wenn  nun  auch  eine  früher  nicht  bestrittene  Praxis  eine  Anzahl  von 
F&Uen  aufweist,  in  welchen  Allerhöchste  Anordnungen  und  Verfügungen  in  Ver- 
tretung des  Reichskanzlers  kontrasignirt  und  in  dieser  Gestalt  in  die  amtliche 
Verkündigung  Übergegangen  sind,  so  ist  doch,  bei  Gelegenheit  des  dem  Reichs- 
kanzler im  vorigen  Jahre  bewilligten  Urlaubs,  im  Reichstage  die  Zulässigkeit 
einer  solchen  Vertretung  angezweifelt  worden.  Auch  betreffs  der  dem  Reichs- 
kanzler zustehenden  obersten  Leitung  und  Aufsicht,  welche  aus  der  ihm  über- 
tragenen Gegenzeichnung  rechtlich  folgt,  aber  nicht  überall  mit  Vornahme  einer 
Gegenzeichnung  zusammenföllt,  ist  Zweifel  erhoben  werden,  inwieweit  das  be- 
stehende Recht  die  Uebertragung  auf  Stellvertreter  des  Reichskanzlers  zulässt. 
Da  die  Gewalt  der  Thatsachen  aber  auf  die  Nothwendigkeit  hinweist,  gesetzlich 
die  unbestrittene  Möglicheit  einer  entsprechenden  Stellvertretung  des  Reichs- 
kanzlers zu  bieten,  so  wird  die  Gesetzgebung  sich  nicht  Ifinger  dieser  Aufgabe 
entziehen  dürfen«. 
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Reichskanzler  seine  Vertretung  als  Vorsitzender  des  Bundesrathes 
selbständig  durch  eine  einfache  schriftliche  Substitution  anordnen 
kann,  ist  das  konstitutionelle ^Princip  dadurch  gewahrt,  dass  die 
Stellvertretung  des  Reichskanzlers  als  Minister  des  Kaisers  nur 
durch  den  Kaiser  selbst  angeordnet  werden  kann,  sie  gehört 
lediglich  zur  kaiserlichen  Prärogative.  Das  kaiserliche 
Emennungsrecht  ist  aber  an  das  Vorhandensein  zweier  Bedingungen 
geknüpft.  Der  Kaiser  kann  nämlich  die  Stellvertreter  nur  bestellen, 
erstens  »im  Falle  der  Behinderung  des  Reichskanzlers«, 
zweitens  »auf  Antrag  des  letzteremc  Unter  der  Behinderung 
des  Reichskanzlers  würde  nach  dem  gewöhnlichen  Sinne  des  Aus- 
drucks jeder  voraussichtlich  vorübergehende  Zustand,  in  wel- 
chem die  Erledigung  sämmtlicher  oder  einzelner  Geschäfte  dem 
Reichskanzler  unmöglich  ist,  zu  verstehen  sein;  also  wesentlich  eine 
persönliche  Behinderung  des  Reichskanzlers,  wie  Krankheit,  Ab- 
wesenheit u.  s.  w.  Sowohl  die  Motive  zu  dem  Gesetzentwurfe,  wie 
die  Verhandlungen  des  Reichstags ,  ebenso  wie  die  bisher  befolgte 
Praxis  bezeugen,  aber,  dass  man  an  eine  so  enge  Auffassung  des 
Ausdruckes  nicht  gedacht  hat.  Es  wird  anerkannt,  dass  die  hier  in 
Rede  stehende  Behinderung  nicht  bloss  eine  augenblicklich  vor- 
übergehende, sondern  eine  dauernde,  und  zweitens  nicht  bloss  eine 
in  der  Person  des  Kanzlers,  sondern  auch  in  ausserhalb  dieser  Per- 
son liegenden  sachlichen  Verhältnissen,  dem  Umfange  oder  der 
Schvnerigkeit  der  Geschäfte  u.  s.  w.,  begründet  sein  kann,  kurz,  dass 
unter  Behinderung  schlechtweg  die  für  den  Reichskanzler  obwal- 
tende Unmöglichkeit,  alle  oder  einzelne  Pflichten  seines  Amtes 
wahrzunehmen,  verstanden  wird.  (Das  Amendement  B eseler, 
welches  den  korrekteren  Ausdruck  wählte,  indem  es  vorschlug,  statt 
»in  Fällen  der  Behinderung«  zu  sagen  »für  Fälle  der  Be- 
hinderung« wurde  nur  deshalb  zurückgezogen,  weil  man  an- 
nahm, dass  das  »in  Fällen  der  Behinderung«  in  gleichem  Sinne 
ausgelegt  werden  würde,  wie  der  von  B eseler  vorgeschlagene  Aus- 
druck) .  Diese  Auslegung  gilt  ebenso  für  den  General-  wie  für  die 
Specialstellvertreter  und  ist  stets  in  der  Praxis  befolgt  werden. 

Die  kaiserliche  Ernennung  eines  General-  oder  Specialstell- 
vertreters  kann  nur  erfolgen  auf  Antrag  des  Reichskanzlers  selbst. 
Selbstverständlich  bedarf  eine  solche  Ernennung  stets  auch  der 
Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers ;  ausserdem  wprd  aber  hier  dem 
Reichskanzler  noch  die  Initiative  beigelegt,  weil  er  allein  beur- 
theilen  kann,  ob  eine  und  welche  Stellvertretung  seiner  Person  noth- 
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wendig  und  während  der  Stellvertretung  seine  Verantwortlichkeit 
fortdauert. 

Der  Kaiser  kann,  unter  diesen  Voraussetzungen,  einen  Stell* 
Vertreter  für  den  Gesammtumfang  der  Geschäfte  des  Reichskanzlers 
ernennen,  welcher  dann  als  sBeichsvicekanzlera  bezeichnet  wird. 
Letzterer  fungirt  daher  als  Stellvertreter  des  Kanzlers  in  allen  sei- 
nen reichsministeriellen  Funktionen  (als  Stellvertreter  des  Vor- 
sitzenden im  Bundesrathe  nach  Artikel  15  nur  kraft  besonderer 
schriftlicher  Substitution  seitens  des  Reichskanzlers).  Der  General- 
stellvertreter hat  die  Leitung  aller  Verwaltungsgeschäfte  des  Reiches 
und  die  Gegenzeichnung  aller  Anordnungen  und  Verfügungen  des 
Kaisers,  soweit  nicht  dem  Kanzler  selbst  einzugreifen  beliebt. 
Ist  der  Kanzler  zeitweise  ganz  aus  den  Geschäften  geschieden,  so 
gehen  alle  Befugnisse  und  Pflichten  auf  seinen  Generalstellvertreter 
über;  fungirt  aber  der  Reichskanzler  dabei  fort,  so  ist  die  Verthei- 
lung  der  Geschäfte  lediglich  in  das  Ermessen  des  Reichskanzlers 
gestellt. 

Nach  §  3  des  Gesetzes  vom  17.  März  1878  ist  es  dem  Reichs* 
kanzler  vorbehalten,  »jede  Amtshandlung,  auch  während 
der  Dauer  einer  Stellvertretung,  selbst  vorzunehmen«. 
Dies  gilt  sowohl  von  der  General-  wie  von  der  Specialvertretung. 
Dadurch  wird  das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Stellvertreter 
ganz  eigenthümlich  bestimmt,  indem  sie  einerseits  verantwortlichen 
Ministem  gleichgestellt,  andererseits  wesentlich  von  ihnen  unter- 
schieden sind.  Ersteres  findet  statt,  indem  sie  für  die  in  ihrer 
Eigenschaft  vorgenommenen  Amtshandlungen  dem  Reichstage  und 
dem  Bundesrathe  allein  verantwortlich  sind;  letzteres  zeigt  sich 
darin,  dass  der  Reichskanzler  befugt  ist,  auch  während  der  Dauer 
einer  Stellvertretung  innerhalb  des  dem  Stellvertreter  zugewiesenen 
Geschäftskreises  selbst  jede  Amtshandlung  vorzunehmen.  Li  diesem 
Falle  cessirt  natürlich  die  Verantwortlichkeit  des  Stellvertreters 
und  tritt  die  des  Reichskanzlers  wieder  ein.  Der  Zweck  dieser  ganz 
eigenthümlichen  Doppelstellung  wurde  in  den  Verhandlungen  klar 
dargelegt:  »Einmal  und  vor  allem  sollte  hierdurch  die  volle  Einheit 
der  politischen  Leitung  erhalten  werden,  dergestalt,  dass  dem 
Reichskanzler,  falls  der  Gesammt-  oder  Specialvertreter  falsche 
Bahnen  durch  unrichtige  Behandlung  eines  Amtsgeschäftes  ein- 
schlägt, stets  das  Recht  zusteht,  sein  Veto  einzulegen,  sodann  sollte 
durch  jene  Bestimmung  den  Einzelstaaten  jeder  Zeit  die  Befugniss 
gewahrt  bleiben,  auch  während  der  Dauer  einer  Stellvertretung  mit 
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dem  Beichskanzler  selbst  in  unmittelbares  Benehmen  zu  treten« 
(Reden  des  Fürsten-Reichskanzlers  und  des  Ministers  yon  Mitt- 
nacht. Steno^.  Ber.  1878  S.  347.  412  ff.).  Immer  verbleibt  aber 
auch,  während  der  Dauer  Jeder  Art  der  Stellyertretung,  dem  Reichs- 
kanzler die  Verantwortlichkeit  für  die  Gesammtleitung  der 
Politik,  welche  in  den  Reichstagsverhandlungen  im  Gegensatz 
zu  der  auf  den  Stellvertreter  übei^ehenden  rechtlichen  Verant- 
wortlichkeit für  einzelne  Amtshandlungen,  als  «historisch-politische 
Verantwortlichkeit«  bezeichnet  wurde  (v.  Bennigsen,  Stenogr. 
Ber.  1878  S.  331.  346.347). 

Eine  Special  Vertretung  ist  nach  dem  Gegenstande,  wie  nach 
den  damit  betrauten  Personen  beschränkt.  In  erster  Besiehung 
verfügt  §  2  des  Gesetzes,  dass  nur  für  diejenigen  einzelnen  Amts- 
zweige, welche  sich  in  der  eigenen  und  unmittelbaren  Verwaltung 
des  Reiches  befinden,  Specialvertreter  ernannt  werden  können. 
Ausgeschlossen  sind  damit  jene  Geschäftszweige,  bei  welchen  es 
sich  in  der  Hauptsache  nicht  um  eine  Verwaltung  des  Reiches  han- 
delt, sondern  der  Schwerpunkt  der  Reichsthätigkeit  in  dem  Rechte 
der  Gesetzgebung  und  Aufsicht  liegt.  Umfasst  das  Ressort  der  Be- 
hörde gleichzeitig  Gegenstände,  welche  der  Aufsicht,  und  solche, 
welche  der  Verwaltung  des  Reiches  unterliegen,  so  ist  die  Ueber- 
tragung  der  Stellvertretung  nur  hinsichtlich  der  letzteren  zulässig. 
Persönlich  ist  die  Ernennung  von  Specialvertretem  des  Reichs- 
kanzlers dadurch  beschränkt,  dass  dazu  nur  die  Vorstände  der 
dem  Reichskanzler  untergeordneten  obersten  Reichsbehörden  er- 
nannt werden  dürfen.  »Die  Uebertragung  der  Stellvertretung  inner- 
halb der  gedachten  Verwaltungszweige  an  die  Vorstände  der  dem 
Reichskanzler  untergeordneten  obersten  Reichsbehörden  empfiehlt 
sich  schon  aus  dem  Reichsgedanken  an  sich,  sowie  im  Interesse  d^ 
Stabilität  der  Greschäfibsleitung  innerhalb  des  betreffenden  Ressorts«. 
Die  Stellvertretung  kann  sich  auf  den  ganzen  Geschäftskreis  der 
Behörde,  aber  auch  nur  auf  einzelne  Theile  desselben  beziehen, 
sodass  dem  Reichskanzler  jeder  Zeit  eine  weitere  Zerl^ung  der 
Ressorts  freisteht.  Die  Motive  zählen  als  Gegenstände,  welche  sich 
zu  einer  solchen  Vertretung  eignen,  auf:  die  Verwaltung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten,  die  Marineverwaltung,  Post-  und  Tele- 
graphie,  die  Verwaltung  der  Reichslande,  endlich  die  Finanzen  des 
Reiches,  soweit  sie  sich  in  dessen  ausschliesslicher  Verwaltung  be- 
finden. Als  Specialvertreter  des  Reichskanzlers  erscheinen  jetzt 
regelmässig  die  Vorstände  folgender  oberster  Reichsbehörden:  der 
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Staatssekretär  des  Auswärtigen,  der  Chef  der  Admiralität,  der  Staats- 
sekretär für  das  Finanzwesen,  der  Staatssekretär  für  Post-  und  Tele- 
graphenwesen,  der  Staatssekretär  für  die  Justiz,  der  Staatssekretär 
für  die  Verwaltung  der  Beichseisenbahnen,  der  Staatssekretär  für 
das  Innere.  Die  Ernennung  zum  Specialvertreter  in  einem  dieser 
Geschäftszweige  ist  aber  nur  eine  reine  persönliche,  sie  ist  daher 
nie  mit  irgend  einem  Amte  verbunden,  es  ist  daher  unrichtig,  von 
»Stellvertretungsämterna  zu  reden;  es  giebt  nur  persönliche 
Stellvertreter  des  Reichskanzlers  aus  besonderem  Auftrage  des 
Kaisers,  doch  werden  thatsächlich  die  Stellvertretungsaufträge  regel- 
mässig an  die  Vorstände  sachlich  bestimmter  Verwaltungszwei^e 
ertheilt.  So  können  allerdings  einmal  in  der  Zukunft  aus  den  per- 
sönlichen Stellvertretern  sachlich  begrenzte  Stellvertre- 
tungsämter werden,  die  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  verant- 
wortlichen Beichsministerien  gewinnen  können.  Jedenfalls  liegt  in 
dem  Gesetze  vom  17.  März  1878,  trotz  seiner  unleugbaren  Unklar- 
heit und  UnvoUkommenheit,  ein  bedeutsamer  Keim  künftiger  Fort- 
entwicklung, wie  Fürst  Bismarck  in  denselben  »keinen  Abschluss  für 
immer,  sondern  die  Möglichkeit  einer  langsamen  Fortbildung  unse« 
rer  Institutionen  in  allen  Verwaltungszweigen«  erkannte.   . 

II.   Die  Centrslverwaltungsstellen  des  Beiehes  unter  Leitung  des 

BeiohBkanzlers. 

§271. 

A)  Das  Beichsamt  des  Innern. 

Durch  Erlass  des  Bundespräsidiums  vom  12.  August  1867  (Ge- 
setzblatt 1867  S.  29]  wurde  die  erste  Centralstelle  der  norddeutschen 
Bundesverwaltung  geschaffen,  welche  den  Namen  «Bundeskanz- 
leramt« führte;  derselben  wiirden  überwiesen:  a)  die  Verwaltung 
der  Angelegenheiten,  welche  zu  Gegenständen  der  unmittelbaren 
Bundesverwaltung  gemacht  worden  waren ;  b)  die  Beaufsichtigung 
der  Verwaltung  der  Einzelstaaten,  soweit  sie  sich  mit  Gegenständen 
beschäftigt,  welche  der  Gesetzgebung  und  Aufsicht  des  Beiches 
unterliegen;  c)  die  Bearbeitung  der  übrigen  Begierungsgeschäfte 
des  Beiches.  Zuerst  waren  nur  Post-  und  Telegraphenwesen  der 
unmittelbaren  Bundesverwaltung  unterstellt.  Das  Bundeskanzler- 
amt hatte  demnach  drei  Abtheilungen,  die  Centralabtheilung, 
die  erste  Abtheilung,  das  Generalpostamt,  die  zweite  Abtheilung, 
die  Generaldirektion  der  Telegraphen.    Durch  Verordnung  vom 
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12.  Mai  1871  (Gesetzblatt  S.  102)  erhielt  das  Bundeskanzleramt  die 
Bezeichnung  »Beichskanzlerarnttr.  Zu  den  beiden  oben  genann- 
ten Abtheilungen  kam  1871  eine  dritte  iiir  Elsass-Lothringen,  1875 
eine  vierte  für  das  Justizwesen.  Aehnlich  wie  in  den  deutschen  Ein- 
zelstaaten (S.  296)  aus  dem  Stamme  des  Ministeriums  des  Innern  eine 
Anzahl  neuer  Ministerien  hervorgewachsen  ist,  so  haben  sich  auch, 
aus  dem  anwachsenden  Geschäftsumfange  des  Reichskanzleramtes, 
immer  mehr  einzelne  Yerwaltungszweige  abgelöst  und  sind  zu  selb- 
ständigen Centralstellen  der  Reichsverwaltung  erhoben  worden. 
Durch  Verordnung  vom  21.  December  1879  wurde  der  Name  des 
Reichskanzleramtes  mit  der  Bezeichnung  Beichsamt  des  In- 
nern Tertauscht.   Dasselbe  steht  unter  der  Leitung  des  Staats- 
sekretärs des  Innern  und  zerfallt  in  zwei  Abtheilungen,  die 
Centralabtheilung  und  die  Abfheilung  für  wirthschaftliche  Ange- 
legenheiten.   Zu  dem  Geschäftskreise  des  Reichsamtes  des  Innern 
gehören  gegenwärtig  die  auf  den  Bundesrath,  den  Reichstag  und  die 
Reichstagswahlen  bezüglichen  Geschäfte,   die  allgemeinen  Ange- 
legenheiten der  Reichsbehörden  und  der  Reichsbeamten,  die  Auf- 
sicht über  den  Disciplinarhof  und  die  Disciplinarkammem,  die  Indi- 
genats-,  Heimaths-,  Niederlassungs-,  Freizügigkeits-  und  Auswan- 
derungssachen, die  Handels-  und  Gewerbeangelegenheiten,  die  das 
Bankwesen,  die  Versicherungen,  die  Maass  und  Gewicht  betreffen- 
den Geschäfte,  die  Angelegenheiten  des  geistigen  Eigenthums  und 
der  Patente,  die  See-  und  FlussschifiiEdirt  und  Flösserei,  die  Medi- 
cinal-  und  Veterinärpolizei,   die  Angelegenheiten  der  Presse  und 
Vereine,  die  Militär-  und  Marineangelegenheiten ,  soweit  dieselben 
die  Mitwirkung  der  Civilverwaltung  erfordern,  insbesondere  Ersatz- 
wesen, Mobilmachung,  Naturalleistungen,  Transport*  und  Etappen- 
angelegenheiten, Familienunterstützung,  Civil  Versorgung,  Landes- 
vermessung, die  Anerkennung  undKlassificirung  der  höheren  Lehr- 
anstalten mit  Bezug  aiif  die  Wirksamkeit  ihrer  Zeugnisse  für  die 
Zulassung  zum  freiwilligen  Dienste  Jbeim  Militär,  die  Reichsstatitik 
und  diejenigen  Reichsangelegenheiten,  deren  Bearbeitung  nicht 
anderen  Behörden  durch  die  bezüglich  ihrer  Ressorts  getroffenen 
Bestimmungen  übertragen  ist.  Der  Abtheilung  für  wirthschaftliche 
Angelegenheiten  liegen  insbesondere  die  legislatorischen  Vorarbeiten 
auf  dem  wirthschaftlichen  Gebiete  ob,  während  der  Geschäfbkreis  der 
Centralabtheilung  sich  auf  alle  sonst  zur  Zuständigkeit  des  Reichs- 
amts  des  Innern  gehörigen  Angelegenheiten  erstreckt    Von  dem 
Reichsamt  des  Innern  wird  das  loReichsgesetzblatt«,  das  »Centralblatt 
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für  das  Deutsche  Reicha  und  das  »Deutsche  Handelsarchiya,  heraus- 
gegeben,  auch  besteht  ausser  diesen  Blättern  der  »Keichsanzeigera  als 
allgemeines  Publikationsorgan  für  das  Beich.  Nach  dem  neuesten 
Handbuch  des  deutschen  Beiches  ressortiren  vom  Beichsamt  des  In- 
nern :  1)  der  Reichskommissar  für  das  Auswanderungswesen,  welcher 
die  Ausführung  der  yon  dem  Bundesrathe  und  den  betreffenden  Bun- 
desstaaten erlassenen  Vorschriften  über  das  Auswanderungswesen 
in  den  deutschen  Seehäfen  zu  überwachen  hat;  2)  die  Beichsschul- 
kommission,  welche  auf  Erfordern  des  Beichskanzlers  die  Yorliegen- 
den  Anträge  auf  Anerkennung  der  Berechtigung  von  Lehranstalten 
zur  Ausstellung  gültiger  Zeugnisse  über  die  wissenschaftliche  Be- 
fähigung für  den  einjährigen  freiwilligen  Militärdienst  zu  begut- 
achten hat;  3]  die  technische  Kommission  für  die  Seeschiffahrt, 
welche  auf  Erfordern  des  Reichskanzlers  Gutachten  über  Seeschiff- 
{ährtsangelegenheiten  zu  erstatten,  Vorschläge  zur  Verbesserung 
der  Seeschiffahrtseinrichtungen  zu  machen  hat;  4)  die  Reichsprü- 
fungsinspektoren, welche  darüber  zu  wachen  haben,  dass  die  von 
dem  Bundesrathe  erlassenen  Vorschriften  über  die  Prüfung  der  See- 
flchiffer,  der  Seesteuerleute  und  der  Seedampfinaschinisten  befolgt 
werden;  5)  die  Reichsschi&vermessimgsinspektoren ,  welche  die 
Ausführung  der  Vorschriften  der  von  dem  Bundesrathe  erlassenen 
Schif&vermessungsordnung  zu  überwachen  haben ;  6)  das  Bundes- 
amt für  das  Heimathswesen ;  7)  die  entscheidenden  Disciplinarbe- 
hörden:  a)  der  Disciplinarhof;  b)  die  Disciplinarkanmiem;  8)  Be- 
hörden für  die  Untersuchung  von  Seeunfällen:  a)  Oberseeamt; 
b)  Reichskommissar  bei  den  Seeämtem;  9)  das  statistische  Amt;* 
10]  die  Normalaichungskommission  hat  alle  die  technische  Seite 
des  Aichungswesens  betreffenden  Gegenstände  zu  regeln,  die  bezüg- 
lichen allgemeinen  Vorschriften  zu  erlassen,  die  Taxen  für  die  von 
den  Aichungsstellen  zu  erhebenden  Gebühren  festzusetzen  und  dar- 
über zu  wachen,  dass  das  Aichungswesen  nach  übereinstimmenden 
Regeln  und  dem  Interesse  des*  Verkehrs  entsprechend  gehandhabt 
werden.  Die  Zuständigkeit  erstreckt  sich  auf  das  gesammte  Reich 
mit  Ausnahme  Ton  Bayern ;  11)  das  Gesundheitsamt  hat  den  Reichs- 
kanzler in  der  Ausübung  des  Aufisichtsrechtes  und  in  der  Vorberei- 
tung der  Gesetzgebung  der  Medicinal-  und  Veterinärpolizei  zu 
unterstützen;  12]  das  Patentamt  hat  die  Aufgabe,  den  Bestimmungen 
des  Patentgesetzes  vom  25.  Mai  1877  imd  der  Verordnung  vom 
18.  Juni  1877  gemäss  nach  Ansuchen  Patente  auf  neue  Erfindungen 
2u  ertheilen.   Auch  die  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  der  Zurück- 
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nähme  von  Patenten  steht  demselben  zu;  13)  die  durch  §  26  des 
Gesetzes  vom  21.  Oktober  1878  eingesetzte  Reicbskommission 
[vgl.  §  283  Nr.  3).  In  reinen  Verwaltungssachen  ressortiren  die 
Disciplinargerichte,  das  Bundesamt  für  Heimathswesen,  das  Patent- 
amt, das  Oberseeamt  und  die  sog.  Seichskommission  (Nr.  13)  vom 
Reichsamt  des  Innern.  In  ihren  Entscheidungen  haben  sie  aber  die 
Selbständigkeit  von  Gerichtshöfen  und  werden  daher  unter  dieser 
Kategorie  näher  besprochen. 

§272. 

B)  Das  Auswärtige  Amt. 

Nach  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  wurden  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  desselben  von  dem  preussischen  Mi- 
nisterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  besorgt.  Nachdem  aber 
bereits  1868  das  preussische  Abgeordnetenhaus  beantragt  hatte,  das 
Ministerium  des  Auswärtigen  nebst  Gesandtschaften  und  Konsu- 
sulaten  auf  den  Etat  des  norddeutschen  Bundes  zu  übernehmen,  und 
der  norddeutsche  Seichstag  am  17.  Juni  1868  einen  übereinstim* 
menden  Beschluss  gefasst  hatte,  trat  auch  der  Bundesrath  diesem 
Beschlüsse  bei  und  es  wurden  demnach  in  den  Bundeshaushalts- 
etat für  1870  die  Kosten  für  das  auswärtige  Amt  aufgenommen. 
Seit  dem  1.  Januar  187  0  ist  das  preussische  Ministe- 
rium in  eine  unmittelbare  Bundes-  bez.  Seichsbehörde 
verwandelt  worden.  Das  Auswärtige  Amt  steht  unter  der  Lei- 
tung eines  Staatssekretärs,  welcher  in  Behinderungsfallen  von  dem 
ünterstaatssekretär  vertreten  wird.  Dasselbe  zerfällt  in  zwei  Abthei- 
lungen. Die  unmittelbare  von  dem  Staatssekretär  geleitete  Abthei- 
lung I  beschäfiiigt  sich  mit  den  Angelegenheiten  der  höheren  PoUtik. 
Unter  Leitung  des  Staatssekretärs  werden  erledigt  die  Personalien, 
Generalien,  Ceremonialien,  Ordenssachen,  Etats-  undKassensachen^ 
kirchlichen  und  Schulangelegenheiten  u.  s.  w.  In  der  Abtheilung  11, 
an  deren  Spitze  der  Direktor  steht,  werden  bearbeitet:  die  Angelegen- 
heiten des  Handels  und  Verkehrs,  das  Konsulatswesen,  die  staats- 
und  civilrechtlichen  Angelegenheiten,  die  Privatangelegenheiten 
der  Deutschen  im  Auslande,  die  Gegenstände,  welche  das  Justiz-, 
Polizei-  und  Passwesen,  die  Auswanderung,  die  Schiffehrtsange- 
legenheiten,  die  Grenzsachen  und  Ausgleichungen  mit  fremden 
Staaten  u.  s.  w.  betreffen.  Von  dem  Auswärtigen  Amte  ressortiren 
die  kaiserlichen  Gesandtschaften  und  Konsulate  im  Auslande. 
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§273. 

C)  Die  Admiralität. 

Nach  Artikel  53  der  Reichsyerfassimg  ist  die  Kriegsmarine  eine 
einheitliche  und  wird  der  zur  Gründung  und  Erhaltung  der  Kriegs- 
flotte und  der  damit  zusammenhängenden  Anstalten  erforderliche 
Aufwand  aus  der  Bundeskasse  bestritten.  Die  Flotte  des  norddeut- 
schen Bundes  wurde  aber  nicht  unter  den  Oberbefehl  und  die  Ver- 
waltung des  Bundespräsidiums,  sondern  unter  die  Verwaltung  und 
den  Oberbefehl  »des  Königs  von  Preussen«  gestellt.  Infolge  dieser 
Verfassungsbestimmungen  wurden  seit  Gründung  des  norddeut- 
schen Bundes  die  für  die  Kriegsmarine  erforderlichen  Kosten  in 
den  Btmdesetat  aufgenommen;  es  wurden  aber  för  den  Oberbefehl 
und  die  Verwaltung  keine  besonderen  Behörden  errichtet,  sondern 
die  dafür  vorhandenen  preussischen  Behörden  blieben  unverändert 
fortbestehen,  deren  Organisation  auf  dem  Erlass  vom  16.  April 
1861  und  dem  Regulativ  vom  30.  April  1861  beruhte.  Damach 
bestanden  zwei  gesonderte  Behörden:  das  Oberkommando  für 
den  Oberbefehl,  das  Marineministerium  für  die  Verwaltung. 
Dieser  Dualismus  der  Marinebehörden  bestand  bis  zum  Erlasse 
Tom  15.  Juni  1871,  welcher  bestimmte,  dass  das  Oberkommando 
der  Marine  als  gesonderte  Behörde  aufgehoben  und  seine  Funk- 
tionen mit  dem  Marineministerium  vereinigt  werden  sollten.  Aber 
auch  jetzt  blieb  die  Verwaltung  einer  rein  preussischen  Behörde, 
dem  Marineministerium,  während  nach  der  neuen  Redaktion 
der  Reichsverfassung  der  Oberbefehl  und  die  Verwaltung  der  Ma- 
rine nicht  mehr  dem  Könige  von  Preussen,  sondern  dem  deut- 
schen Kaiser  zusteht.  Dieser  hat  aber  nur  einen  verantwort- 
lichen Minister,  den  Reichskanzler,  von  dessen  oberster  verantwort- 
licher Leitung  kein  Punkt  der  kaiserlichen  Verwaltung  ausge- 
schlossen bleiben  darf^  Um  die  im  Erlass  vom  15.  Juni  1871 
liegende  staatsrechtliche  Anomalie  aus  der  Welt  zu  schaffen,  erging 
der  Erlass  vom  1.  Januar  IS 72,  welcher  zwar  die  durch  Erlass  vom 
15.  Juni  1871  geschaffene  einheitliche  Marinebehörde  fortdauern 
lässt,  zugleich  aber  bestimmt,  dass  dieselbe  von  nun  an  den  Namen 
»Kaiserliche  Admiralität(  zu  führen  und  einen  Chef  zu  erhal- 


1  Graf  Bismarck  sagte  am  28.  September  1867  (Stenogr.  Bericht  S.  139) : 
jlch  gebe  hiennit  die  Erklärung  ab ,  dass  ich  den  Bundeskanzler  auch  für  die 
Kriegs-  und  Marineverwaltung  dem  Reichstage,  wie  dem  Bunde  gegenüber  für 
▼erantwortlich  halte.« 
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ten  hat,  »welcher  die  Verwaltung  unter  der  Verantwortlichkeit 
des  Reichskanzlers  und  den  Oberbefehl  nach  den  Anordnungen 
des  Kaisers  zu  fuhren  hat«.  Von  dieser  Zeit  an  ist  die  Admirahlat 
eine  kaiserlich  deutsche  Reichsbehörde.  Dieselbe  hat 
einen  Chef  zum  Vorstande,  welcher  den  Oberbefehl  nach  den  An- 
ordnungen des  Kaisers  führt,  die  Verwaltung  unter  der  Verantwoit- 
lichkeit  des  Reichskanzlers  leitet  und  die  höhere  Gerichtsbarkeit 
und  Disciplinargewalt  ausübt.  Der  Geschäftokreis  der  Admiralität 
umfasst  alle  Angelegenheiten,  welche  die  Einrichtung,  Erhaltung 
und  Entwicklung,  sowie  die  Verwendung  der  kaiserlichen  Maruie 
betreffen.  Die  Geschäfte  der  Admiralität  werden  in  Decematei 
bearbeitet,  von  denen  die  militärischen  in  einer  Militärabtheilung, 
die  technischen  in  einem  Marinedepartement,  die  Verwaltungs- 
sachen in  einer  Verwaltungsabtheilung,  die  hydrographisch-wissen- 
schaftlichen und  kartographischen  in  einem  hydrographischen  Amts 
zusammengefasst  sind.  Als  berathendes  Organ  für  die  Lösung  wich- 
tiger Fragen  organisatorischer  und  technischer  Natur  ist  ein  Admi- 
ralitätsrath  eingesetzt,  er  besteht  aus  vom  Chef  der  Admiralität 
bezeichneten  Mitgliedern  der  Admiralität,  aus  Seeoffizieren,  Beam- 
ten und  Technikern ;  femer  ressortiren  von  der  Admiralität  folgend? 
Behörden :  die  Marineintendanturbehörden,  die  Marinebildungsan- 
stalten, die  deutsche  Seewarte;  von  dieser  ressortiren  die  Beobach- 
tungsstationen  und  Signalstellen. 

§274. 
ID)  Das  Reichspostamt. 

Anfangs  bildete  das  Generalpostamt,  sowie  die  Generaldirektion 
der  Telegraphen  die  Abtheilung  I  und  TL  des  Bundes-  bez.  Reichs- 
kanzleramtes. Durch  kaiserliche  Verordnung  betr.  die  Verwaltung 
des  Post-  und  Telegraphenwesens  vom  22.  December  1875  wurde 
die  Verwaltung  des  Post-  und  Telegraphenwesens  vom  Ressort  des 
Reichskanzleramtes  getrennt  und  die  Leitung  desselben,  unter  Ver* 
antwortlichkeit  des  Reichskanzlers,  dem  Generalpostmeister 
übertragen,  welchem  als  Chef  des  Post-  und  Telegraphenwesens  die 
Befugnisse  zustehen,  welche  die  Gesetze  den  obersten  Reichsbehör- 
den  beilegen.  Derselbe  führt  den  Titel  eines  Staatssekretärs.  Das 
Reichspostamt  zerfallt  in  drei  Abtheilungen,)  die  erste  für  die  Post, 
die  zweite  für  die  Telegraphie,  die  dritte  für  die  gemeinsamen  Ver« 
waltungsangelegenheiten.   Die  Verwaltung  des  Post-  und  Tel^pra- 
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phenwesens  in  den  einzelnen  Bezirken  wird  von  Reichsbehörden 
geführt,  welche  die  Amtsbezeichnung  »Oberpostdirektion«  füh- 
ren; diesen  sind  die  Postämter,  Telegraphenämter  und  Postagen- 
turen untergeordnet. 

Da  nach  Artikel  48  der  Seichsverfassung  das  Post-  und  Tele- 
graphenwesen für  das  gesammte  Gebiet  des  deutschen  Reiches  als 
einheitliche  Verkehrsanstalten  verwaltet  werden,  so  erstreckt  sich 
die  Zuständigkeit  des  Reichspostamts  auf  das  gesammte  Reichsge- 
biet mit  Einschluss  Elsass-Lothringens.  Hinsichtlich  Bayerns  und 
Württembergs  beschränkt  sich  seine  Kompetenz,  da  diesen  Staaten 
die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Postanstalten  nach  Artikel  52 
gewährleistet  ist,  nur  auf  die  Wahrnehmung  der  Geschäfte ,  welche 
sich  auf  die  Gesetzgebung  und  auf  das  Yerhältniss  zu  andern  Post- 
Terwaltungen  beziehen. 

§275. 
£]  Reichsjustizamt. 
Dasselbe  besteht  als  selbständige  oberste  Reichsbehörde  unter 
der  Leitung  eines  Staatssekretärs  seit  dem  1.  Januar  1877.  Zum 
Geschäftskreise  des  Reichsjustizamtes  gehören  sämmtliche  in  das 
Gebiet  der  Rechtspflege  einschlagenden  Angelegenheiten  für  das 
Reich,  insbesondere  die  Vorbereitung  und  Vertretung  der  auf  diesem 
Gebiete  liegenden  Gesetzentwürfe.  Die  Bearbeitung  der  Ausfüh- 
rungsbestinamungen  zu  den  bezüglichen  Gesetzen,  endlich  die  das 
Reichsgericht  betreffende  Justizverwaltung.  Auch  gehört  zu 
seinem  Ressort  die  Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfes 
eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

§276. 

F)  Reichsamt  für  die  Verwaltung  der  Reichs- 
eisenbahnen. 

Durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  27.  Mai  1S78  (Gesetzblatt 
1879  S.  193)  ist  verfügt  worden,  dass  die  Verwaltung  der  Reichs- 
eisenbahnen  von  einem  besonderen  Reichsamte,  als  einer  dem 
Reichskanzler  unmittelbar  unterstellten  Centralbehörde,  geleitet 
werden  soll.  Gegenwärtig  steht  diese  Behörde  in  Personalunion 
mit  dem  preussischen  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten.  Bis 
jetzt  sind  aber  die  elsass-lothringischen  Bahnen  die  einzigen  Reichs- 
eiaenbahnen,  wozu  noch  die  gepachteten  Bahnstrecken  der  luxem- 
burgischen Wilhelmsbahn  kommen.   Unter  der  Leitung  des  Reichs- 
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amtes  sind  die  Verwaltung  und  der  Betrieb  der  dem  deutBchen 
Reiche  gehörigen  Eisenbahnen  in  Elsass- Lothringen,  sowie  die 
Ausfuhrung  derjenigen  Bahnstrecken,  welche  in  Elsass-Lothringen 
auf  Kosten  des  Reiches  ausgeführt  werden,  »der  Generaldirektioii 
der  Eisenbahnen  in  Elsass-Lothringen«  zu  Strassburg  übertragen. 

§277. 

G)  Das  Reichseisenbahnamt. 

Durch  das  Gesetz  vom  27.  Juni  1873  (Gesetzblatt  S.  164)  ist 
unter  diesem  Namen  eine  Reichsbehörde  als  selbständige  Centralbe- 
hörde  errichtet  worden,  Welche  ihre  Geschäfte  unter  der  Verantwort- 
lichkeit und  nach  den  Anweisungen  des  Reichskanzlers  zu  besorgen 
hat.  Die  Mitglieder  derselben  werden  vom  Kaiser  ernannt,  doch 
dürfen  Personen,  welche  bei  der  Verwaltung  einer  deutschen  Eisen- 
bahn betheiligt  sind,  nicht  Mitglieder  dieser  Behörde  sein.  Das 
Reichseisenbahnamt  hat  innerhalb  der  durch  die  Verfassung  be- 
stimmten Zuständigkeit  des  Reiches  1)  das  Aufsichtsrecht  über  das 
Eisenbahnwesen  wahrzunehmen ;  2)  für  die  Ausführung  der  in  der 
Reichsverfassung  enthaltenen  Bestimmungen ,  sowie  der  sonstigen 
auf  das  Eisenbahnwesen  bezüglichen  Gesetze  und  verfassungs- 
mässigen Vorschriften  Sorge  zu  tragen;  auf  die  Abstellung  der  in 
Hinsicht  auf  das  Eisenbahnwesen  hervortretenden  Mängel  nnd 
Missstände  hinzuwirken.  Ueber  die  Wirksamkeit  des  verstärk- 
ten Eisenbahnamtes  als  Verwaltungsgericht  wird  unten  die 
Rede  sein. 

§278. 
H)  Das  Reichsschatzamt 

Durch  Allerhöchsten  Erlass  vom  14.  JuK  1879  (Gesetzblatt 
S.  196)  ist  die  bis  dahin  mit  dem  Reichskanzleramte  verbundene 
Finanzverwaltung  des  Reiches  an  eine  besondere,  dem  Reichs- 
kanzler unmittelbar  unterstellter  Centralbehörde,  unter  Benennung 
»Reichsschatzamt«,  übertragen.  An  der  Spitze  derselben  steht 
ein  Staatssekretär.  Zum  Geschäftskreise  des  Reichsschatzamtes, 
dessen  Zuständigkeit  im  Allgemeinen  aus  seiner  Bestimmung  als 
oberste  Reichsfinanzverwaltungsbehörde  sich  ergiebt,  ge- 
hören insbesondere  das  Etats- ,  Kassen-  und  Rechnungswesen,  die 
Münz-,  Reichspapiei^eld-  und  Reichsschuldenangelegenheiten,  die 
Verwaltung  des  Reichsvermögens,  soweit  dieselbe  nicht  von  anderen 
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Ressorts  gefuhrt  wird,  und  die  Bearbeitung  der  Zoll-  und  Steuer- 
sachen.  Das  Schatzamt  zerfallt  in  zwei  Abtheilungen,  deren  erste 
die  Etats  und  allgemeinen  FinanzsacheU)  die  zweite  den  finanziellen 
Theil  der  Zoll-  und  indirekten  Steuerverwaltung  speciell  zu  bear- 
beiten hat.  Vom  Reichsschatzamt  ressortiren  die  Reichshauptkasse, 
die  Verwaltung  des  Reiohskriegsschatzes,  die  Reichsschuldenverwal- 
tung,  die  Reichsbevollmächtigten  fUr  Zölle  und  Steuern. 

§279. 

J)  Die  Reichsbankbehörden. 

Die  heutige  Reichsbank  ist  wesentlich  aus  einer  Umwandlung 
der  preussischen  Bank  in  ein  Reichsinstitut  h<?rvorgegangen.  Das 
schon  von  Friedrich  dem  Grossen  1765  begründete  Bankinstitut 
hatte  nach  manchen  Umgestaltungen  seine  Organisation  als  preussi- 
scheBank  durch  die  Bankordnung  vom  5.  Oktober  1846 
erhalten  (vergl*  H.  Schulze,  Preussisches  Staatsrecht  B.  I  S.  300). 
Auf  dieser  Grundlage  bestand  die  preussische  Bank  bis  zum  Jahre 
1S75,  wo  durch  das  Gesetz  vom  14.  März  1875  (Reichsgesetzblatt 
S.  177)  die  Errichtung  einer  Reichsbank  erfolgte,  an  welche  die 
preussische  Bank  durch  ein  preussisches  Gesetz  vom  27.  März  1875 
abgetreten  wurde  K  Die  Reichsbank  ist  eine  vom  Fiskus  des  Reiches 
verschiedene  juristische  Person,  steht  aber  unter  Aufsicht  und  Lei- 
tung des  Reiches.  Das  Reich  steht  zur  Reichsbank  in  einem  dop- 
pelten Rechtsverhältnisse,  in  einem  privatrechtlichen  und  einem 
staatsrechtlichen.  Das  privatrechtliche  besteht  darin,  dass  der 
Beichsfiskus  Mitglied  der  juristischen  Person  der  Reichsbank  ist, 
an  deren  Gewinn  theil  nimmt  und  zur  Geschäftsführung  und  Ver- 
tretung derselben  befugt  ist;  das  staatsrechtliche  in  der  Aufsicht 
über  den  Geschäftsbetrieb  der  Bank  vom  Gesichtspunkt  des  staat- 
lichen, volkswirthschaftlichen  und  überhaupt  des  öffentlichen  In- 
teresses aus.  Dieser  zwiefache  Standpunkt  des  Reiches,  der  Reichs- 
bank gegenüber ,  spricht  sich  in  dem  Dasein  zweier  verschiedener 
Bankbehörden  aus.  Das  Bankkuratorium  übt  die  dem  Reiche 
zustehende  hoheitliche  Aufsicht  über  den  Geschäftsbetrieb  der 
Beichsbank  aus.  Den  Vorsitz  in  dieser  Behörde' hat  der  Reichs- 
kanzler, von  den  vier  Mitgliedern  ernennt  eines  der  Kaiser,  die 
anderen  werden  vom  Bundesrathe  gewählt.    Die  dem  Reiche  zu- 

*  Bamberger,  Materialien  zur  Bankgesetzgebung  (H i r th's  Annalen  1875 
8.  835ff.). 
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Stehende  Geschäftsleitung  der  Bank  wird  vom  Seichskanzler  und 
unter  diesem  vom  Bankdirektorium  ausgeübt,  letzteres  ist  die 
verwaltende  und  ausführende ,  sowie  die  Reichsbank  nach  aussen 
hin  vertretende  Behörde.  Es  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  der 
erforderlichen  Anzahl  von  Mitgliedern  und  fasst  seine  Beschlüsse 
nach  Stimmenmehrheit,  hat  jedoch  bei  seiner  Verwaltung  überall 
den  Vorschriften  und  Weisungen  des  Reichskanzlers  zu  gehorchen. 
Präsident  und  Mitglieder  des  Direktoriums  werden  auf  Vorschlag 
des  Bundesrathes  vom  Kaiser  ernannt.  Das  Bankdirektorium  hand- 
habt nicht  staatliche  Hoheitsrechte,  sondern  verwaltet  privatxecht- 
liehe  Angelegenheiten,  die  Mitglieder  desselben  sind  daher  nicht 
Träger  einer  staatlichen  Amtsgewalt,  sondern  Beamte  einer  vom  Fis- 
kus zu  unterscheidenden  juristischen  Person,  denen  aber  gesetzhch 
alle  Rechte  von  Reichsbeamten  beigelegt  sind.  Von  dem  Bank- 
direktorium ressortiren  die  Zweigniederlassungen  der  Bank,  welche 
in  drei  Klassen  zerfallen:  die  Reichsbankhauptstellen ,  die  Reichs- 
bankstellen, die  Reichsbankkommanditen  oder  Agenturen. 

m.  Selbstftndige  Finanzbehörden  des  Beiohes. 

§280. 

A)  Der  Rechnungshof  des  deutschen  Reiches. 

In  allen  Staaten  bedeutet  die  Errichtung  einer  unabhängigen 
Behörde,  welche  die  gesammte  Staatsverwaltung  vom  finanziellen 
Gesichtspunkte  aus  kontroUirt,  einen  bedeutsamen  Fortschritt 
in  der  staatlichen  Organisation.  Schon  seit  den  Zeiten  König 
Friedrich  Wilhelms  I.  hat  in  Preussen  die  General-,  später  Ober- 
rechnungskammer einen  maassgebenden  Einfluss  auf  die  muster- 
hafte Ordnung  des  preussischen  Staatshaushalts  geübt (H.  Schulze. 
Preussisches  Staatsrecht  B.  I  S.  301.  B.  11  S.  498  ff.j.  Als  der  nord- 
deutsche Bund  errichtet  wurde,  fehlte  es  demselben  an  einer  solchen 
finanziellen  Kontrollbehörde ,  während  das  Bedürfhiss,  eine  solche 
zu  besitzen,  ebenso  entschieden  vorlag,  wie  in  jedem  geordneten 
Einzelstaate.  Durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1868  (Gesetzblatt  S.  433) 
wurde  deshalb  die  Kontrolle  der  Finanzverwaltung  des  norddeut- 
schen Bundes  fiir  die  Jahre  1867 — 69  der  preussischen  Oberrech- 
nungskammer unter  dem  Namen  »Rechnungshof  des  deut- 
schen Reiches«  übertragen.  Zu  diesem  Zwecke  soll  die  Ober- 
rechnungskammer, nach  näherer  Bestimmung  des  Bundesrathes, 
eine  Vermehrung  ihrer  Mitglieder  erfahren,  welche  vom  Bundes- 
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rathe  gewählt,  vom  Bimdespräsidium  angestellt  wenden.  Der  Bech- 
nungshof  führt  die  ihm  zustehende  Kontrolle  nach  Maassgabe 
derjenigen  Vorschriften,  welche  für  seine  Wirksamkeit  als  Ober- 
rechnungskammer gelten.  Dieselben  Befugnisse,  welche  ihm  in 
letzter  Eigenschaft  den  preussischen  Behörden  und  Beamten 
gegenüber  beigelegt  sind,  stehen  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als 
Rechnungshof  des  Bundes  denBundesbehörden  und -Beamten 
gegenüber  zu.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  4.  Juli  1868 
sind  von  Jahr  zu  Jahr  wiederholt  und  auf  die  folgenden  Jahre  wei- 
ter erstreckt  worden.  Der  Rechnungshof  ist  dem  Kaiser  unmittelbar 
untergeordnet.  Dem  Reichskanzler  und  den  übrigen  Reichsbehörden 
gegenüber  nimmt  er  eine  so  selbständige  SteDung  ein,  wie  ein  ober- 
ster Gerichtshof.  Seine  Mitglieder  sind  in  ihrer  persönlich-unab- 
hängigen Stellui^  den  Mitgliedern  der  Gerichtshöfe  gleichgestellt. 
Der  Rechnungshof  trägt  für  seine  Beschlüsse  die  unbedingt  selb- 
ständige Verantwortlichkeit,  sodass  hier  die  allgemeine  Verantwort- 
lichkeit des  Reichskanzlers  ausgeschlossen  ist.  Alle  wichtigen  Be- 
schlüsse werden  nach  den  Grundsätzen  des  Kollegialsystems  gefasst. 
Der  Geschäftskreis  des  Rechnungshofes  umfasst  die  Kontrolle  des 
gesammten  Haushaltes  des  Reiches  und  des  Landeshaushaltes  von 
Elsass-Lothringen ;  auch  ist  ihm  die  Revision  und  Feststellung  des 
Invalidenfonds  übertragen,  desgleichen  unterliegen  der  Revision 
durch  den  Rechnungshof  die  Rechnungen  der  Reichsbank. 

§281. 

B)    Die    Reichsschuldenverwaltung    und    die    Reichs- 
schuldenkommission. 

Die  Verwaltung  der  Reichsschulden  ist  der  königlich  preussi- 
schen Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  unter  der  Benennung 
»Reichsschuldenverwaltunga  übertragen.  Die  preussische 
Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  ist  eine  von  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung  abgesonderte  Behörde,  welche  der  oberen  Lei- 
tung des  Finanzministers  nur  soweit  unterliegt,  als  dies  mit  der  ihr 
im  §  6  des  Gesetzes  vom  24.  Februar  1850  beigelegten  Unabhängig- 
keit vereinbar  ist.  Dieses  preussische  Gesetz  ist  auch  für  die  staats- 
rechtliche Stellung  der  Reichsschuldenverwaltung  maassgebend, 
nur  dass  hier  an  die  Stelle  des  preussischen  Finanzministers  der 
Reichskanzler  tritt.  Demnach  ist  diese  Behörde  für  eine  Reihe  der 
wichtigsten,  ihr  obliegenden  Geschäfte  unbedingt  verantworte 
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li  c  h,  und  nur  den  gesetzlichen  Vorschriften  zu  folgen  yerpflicbtet, 
während  sie  sonst  den  Anordnungen  des  Beichskanzlers  zu  ge- 
horchen hat. 

Die  Beichsschuldenverwaltung  steht  unter  der  Kontrolle  der 
Reichsschuldenkommission)  welche  eine  Nachbildung  der 
preussischen  Staatsschuldenkommission  ist.  Die  Beichsschulden- 
kommission  fuhrt  1)  die  Aufsicht  über  die  Beichsschuldenverwal- 
tung)  2}  die  Kontrolle  über  die  Verwaltung  des  Beichskriegsschatzes, 

3)  die  Kontrolle  über  die  Verwaltung  des  Beichsinvalidenfonds, 

4)  über  die  An-  und  Ausfertigung,  Einziehung  und  Vernichtung 
der  Banknoten  der  Beichsbank.  Die  Beichsschuldenkommission 
besteht  aus  drei  Mitgliedern  des  Bundesrathes,  und  zwar  aus  dem 
Vorsitzenden  des  Ausschusses  für  das  Bechnungswesen  und  zwei 
MitgHedem  dieses  Ausschusses,  femer  aus  drei  Mitgliedern  des 
Beichstages  und  aus  dem  Präsidenten  des  Bechnungshofes.  Den 
Vorsitz  fuhrt  der  Vorsitzende  des  Ausschusses  des  Bundesrathes  iur 
Bechnungswesen,  bei  dessen  Behinderung  ein  anderes  dem  Bundes- 
rathe  angehöriges  Mitglied  der  Kommission. 

3)  Verwaltung  des  Beichsinvalidenfonds.  Durch  Ge- 
setz vom  23.  Mai  1873  wurde  aus  der  französischen  Kriegsentschä- 
digung ein  Invalidenfonds  im  Betrage  von  1 87  Mill.  Thalem  gebildet 
und  für  dessen  Verwaltung  eine  besondere  Behörde  niedergesetzt, 
welche  den  Namen  »Verwaltung  des  BeichsinvaUdenfonds«  fuhrt. 
Dieselbe  ist  von  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  abgesondert  und 
selbständig,  sie  unterliegt  der  oberen  Leitung  des  Beichskanzlers 
nur  soweit,  als  dies  mit  der  ihr  beigelegten  Unabhängigkeit  verein- 
bar ist;  sie  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  drei  Mitgliedern. 
Der  Vorsitzende  wird  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit  ernannt,  die  Mit- 
glieder vom  Bundesrath  jedes  Mal  auf  drei  Jahre  gewählt.  Die 
Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefEisst,  der  Vorsitzende 
und  die  Mitglieder  sind  für  die  gesetzmässige  Anlage,  Vermehrung 
und  Verwaltung  des  Invalidenfonds  unbedingt  verantwortlich  und 
haben  vor  ihrem  Antritte  einen  Eid  zu  leisten :  »dass  sie  sich  von 
Erfüllung  dieser  mit  eigner  Verantwortlichkeit  obliegenden  Pflich- 
ten durch  keine  Anweisungen  oder  Verordnungen  irgendwelcher 
Art  abhalten  lassen  wollen«.  In  dieser  Beziehung  sind  sie  unabhän- 
gig vom  Beichskanzler  und  haben  jede  Anweisung  desselben  auf 
ihre  Gesetzmässigkeit  hin  zu  prüfen. 
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IV.  Biohterliohe  Behörden  des  Beiohes. 

§282. 

1)  OrdeDtÜche  Gerichte. 

a)  Die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  in  CiTÜ-  und  Kriminal- 
sachen steht  regelmässig  den  Landesgerichten  zu.  Nur  in  höchster 
Instanz  übt  das  Beich  durch  das  Reich^ericht  auf  diesem  Gebiete 
Gerichtsbarkeit  aus.  Das  Reichsgericht  ist  aus  dem  ehemaligen 
Reichsoberhandelsgericht  hervorgegangen.  Durch  das  Reich^e- 
richtsverfassungsgesetz  §§  125 — 141  hat  es  seine  Organisation  er- 
halten.   (Das  Nähere  unter  dem  Kapitel  Justiz.) 

b}  Unmittelbare  Reichsgerichtsbehörden  sind  auch  die  Kon- 
suln und  Konsulargerichte  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen 
dem  deutschen  Reiche  durch  völkerrechtliche  Verträge  eine  Ge- 
richtsbarkeit über  seine  Angehörigen  eingeräumt  ist,  welche  sich 
sowohl  auf  bürgerliche,  wie  auf  peinliche  Sachen  erstreckt.  (Das 
Nähere  unter  dem  Konsularrecht  des  deutschen  Reiches.) 

§283. 
2)  Diiciplinargerlchte  des  Reichei. 

Die  Grundzüge  der  Disciplinargerichtsbarkeit  sind  im  Landes- 
staatsrecht genügend  dargelegt  (S.  329  ff.) ;  dieselben  gelten  auch 
für  das  Reichsstaatsrecht.  Da  das  Reich  seinen  eigenen  Reichsbe- 
amtenstand besitzt,  so  bedarf  es  auch  eigener  Disciplinargerichte, 
um  die  Ordnung  und  Reinheit  desselben  aufrecht  zu  erhalten.  Zur 
Ausübung  der  Disciplinargerichtsbarkeit  ist  das  Reichsgebiet  in 
Bezirke  getheilt,  für  deren  jeden  eine  Disciplinarkammer  be- 
steht, welche  für  die  unmittelbaren  Reichsbeamten  zuständig  sind. 
Dieselben  sind  keine  ständigen  Behörden,  sondern  treten  nur  im 
Bedür&issfalle  zusammen.  Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesrathe 
gewählt,  vom  Kaiser  ernannt.  Jede  Kammer  besteht  aus  dem  Präsi- 
denten und  sechs  Mitgliedern.  Der  Präsident  und  wenigstens  drei 
andere  Mitglieder  müssen  in  einer  richterlichen  Stellung  in  einem 
Bundesstaate  sein.  Die  mündliche  Verhandlui^  und  Entscheidung 
in  den  einzelnen  Disciplinarfällen  erfolgt  durch  fünf  Mitglieder. 
Der  Rekurs  von  den  Disciplinarkammem  geht  an  den  Discipli- 
narhof,  welcher  aus  11  Mitgliedern  besteht,  von  denen  der  Präsi- 
dent und  fünf  Mitglieder  dem  Reichsgerichte,  vier  dem  Bundesrathe 
angehören  müssen. 

Ausserdem  ist  dajs  Bundesamt  für  das  Heimathswesen  Discipli- 
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narinstanz  für  seine  Mitglieder,  das  Beichsgericht  für  seine  Mitglie- 
der sowie  für  die  bei  ihm  angestellten  Rechtsanwälte,  ebenso  der 
Rechnungshof  für  seine  Mitglieder* 

§  284. 
3)  ReichiYerwaltugsgerichte, 

Auch  im  deutschen  Reiche  hat  sich  eine  Anzahl  verwaltungs- 
gerichtlicher  Behörden  gebildet,  weichein  einzelnen  Fallen  über  die 
Anwendung  und  Auslegung  von  Verwaltungsgesetzen  lediglich  nach 
ihrer  juristischen  Ueberzeugung  und  nach  der  sachlichen  Würdi- 
gung des  einzelnen  Falles  zu  entscheiden  haben,  ohne  dass  sie  bei 
ihren  Entscheidungen  irgendwie  von  der  Weisung  vorgesetzter  Be- 
hörden abhängig  sind ;  als  Gerichtshöfe  des  öffentlichen  Rechtes  sind 
sie  vielmehr  nur  an  die  Gesetze  und  die  den  Gesetzen  gleichstehen- 
den objektiven  Rechtsnormen  gebunden.  Für  die  Entscheidungen 
derselben  fällt  ebenso  wie  für  die  der  ordentlichen  Gerichte  jede 
Verantwortlichkeit  vorgesetzten  Behörden  gegenüber  hinweg.  Das 
deutsche  Reich  besitzt  keinen  Verwaltungsgerichtshof  von  genereller 
Zuständigkeit,  sondern  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  für  einzelne 
Verwaltungszweige  wird  durch  fora  speciaUa  gehandhabt.  Als  solche 
erscheinen: 

a)  Das  Bundesamt  für  das  Heimathswesen,  errichtet 
durch  das  Gesetz  über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni 
1870  §  42  ff.  (Gesetzblatt  S.  368).  Dasselbe  ist  eine  ständige  Be- 
hörde, sie  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  mindestens  vier  Mit- 
gliedern; der  Vorsitzende  sowohl  als  auch  mindestens  die  Hälfte 
der  Mitglieder  muss  die  Qualifikation  zum  Richteramte  besitzen. 
Der  Vorsitzende  und  die  Mitglieder  werden  auf  Vorschlag  des 
Bundesrathes  vom  Kaiser  auf  Lebenszeit  ernannt  und  sind  den 
Mitgliedern  des  Reichsgerichtes  in  ihrer  persönlichen  Rechts- 
stellung gleichgestellt.  Das  Bundesamt  für  das  Heimathswesen 
fungirt  für  das  gesammte  Reich^ebiet,  mit  Ausnahme  von  Bayern 
und  Elsass  -  Lothringen,  als  endgültig  entscheidende  Beru&in- 
stanz  in  Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen  Armenverbänden 
über  die  öffentliche  Unterstützung  Hilfsbedürftiger,  insofern  die 
streitenden  Armenverbände  verschiedenen  Bundes- 
staaten angehören  und  nicht  die  Organisation  oder  örtliche 
Abgrenzung  der  Armen  verbände  Gegenstand  des  Streites  ist.  Durch 
die  Landesgesetzgebung  ist  dieser  Behörde  die  endgültige  Entscheid 
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düng  letzter  Instanz  in  Streitigkeiten  derselben  Art  zivischen  Armen- 
verbänden  Preussens,  Hessens,  Sachsen- Weimars,  Braunschweigs, 
Sachsen- Altenburgs,  Koburg-Gothas,  Anhalts,  Schwarzburgs,  Wal- 
decks, Reuss  j.  L.,  Lippes,  Lübecks  und  Bremens  übertragen.  Eine 
endgültige  Entscheidung  erfordert  die  Anwesenheit  von  mindestens 
drei  MitgUedem,  von  denen  wenigstens  eines  die  richterliche  Quali- 
fikation haben  muss. 

b)  Das  verstärkte  Eisenbahnamt.  Das  oben  erwähnte 
Gesetz  betr.  die  Errichtung  eines  Reichseisenbahnamtes  vom 
27.  Juni  1873  verfugt  in  §  5:  »Wird  gegen  eine  von  dem  Reichs- 
eisenbahnamt  verfugte  Maassregel  Gegenvorstellung  erhoben 
auf  Grund  der  Behauptung,  dass  jene  Maassregel  in  den  Ge- 
setzen und  rechtsgültigen  Vorschriften  nicht  begründet  sei,  so  hat 
das  durch  Zuziehung  von  richterlichen  Beamten  zu  verstärkende 
Reichseisenbahnamt  über  die  Gegenvorstellung  immer  selbständig 
und  unter  eigener  Verantwortlichkeit  in  kollegialer  Berathung  und 
Schlussfassung  zu  befinden«.  Die  Gegenvorstellung  kann  erhoben 
werden  von  der  Verwaltung  einer  Staats-  oder  Privateisenbahn,  sie 
ist  gerichtet  gegen  eine  vom  Reichseisenbahnamt  ausgehende  Ver- 
fügung. Die  Entscheidung  betrifft  niemals  die  Frage  der  Zweck- 
mässigkeit der  Verfügung,  sondern  lediglich  die  Rechtsfrage,  ob  die 
Verfügung  in  den  Gesetzen  und  den  gesetzlichen  Vorschriften  be- 
gründet sei.  Das  verstärkte  Reichseisenbahnamt  besteht  aus  zwei 
Käthen  des  einfachen  Eisenbahnamtes  und  drei  hinzugezogenen 
Richtern  unter  Vorsitz  des  Reichseisenbahnamtsvorsitzenden.  Die 
Entscheidung  wird  koUegialisch  gefasst,  gegen  dieselbe  giebt  es  kein 
Kechtsmittel. 

c]  Die  Reichskommission  ist  ins  Leben  gerufen  durch  §  26 
des  Gesetzes  vom  21.  Oktober  1878  und  Gesetz  vom  31.  Mai  1880; 
sie  hat  zu  entscheiden  über  Beschwerden  gegen  die  seitens  der 
Landespolizeibehörden  ausgesprochenen  Verbote  von  Vereinen, 
welche  durch  socialdemokratische,  socialistische  oder  kommuni- 
stische Bestrebungen  den  Umsturz  der  bestehenden  Staats-  oder 
Gesellschaftsordnung  bezwecken  oder  in  welchen  derartige  auf  den 
Umsturz  der  bestehenden  Staats-  oder  Gesellschaftsordnung  gerich- 
tete Bestrebungen  in  einer  den  öffentlichen  Frieden,  insbesondere 
die  Eintracht  der  bestehenden  Gesellschaftsklassen  gefährdenden 
Weise  zu  Tage  treten,  desgleichen  über  Beschwerden  wegen  Ver- 
botes von  Druckschriften  gleichen  Charakters.  Die  Reichskom- 
mission  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  neun  Mitgliedern.  Den 

H.  S  e  li  n  1  z  e ,  OeutBches  Staatsrecht.  II.  S 
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Vorsitzenden^  wie  auch  dessen  aus  der  Zahl  der  Mitglieder  zu  ent- 
nehmenden Stellvertreter  ernennt  der  Kaiser.  Die  Mitglieder  wählt 
der  Bundesrath  und  zwar  vier  aus  seiner  Mitte  und  fünf  aus  den 
Mitgliedern  der  höchsten  Gerichte  des  Reiches  oder  der  einzelnen 
Bundesstaaten. 

d)  Auch  das  Beichspatentamt  triffi;  nach  dem  Gesetze  vom 
25.  Mai  1877  gewisse  verwaltungsgerichtliche  Entscheidungen.  Das 
Patentamt  besteht  aus  sieben  Abtheilungen,  hiervon  sind  zuständig 
Abtheilung  l — 7  für  die  Beschlussfassung  über  Patentgesuche,  Ab- 
theilung 7  für  die  Beschlussfassung  und  Entscheidung  in  dem  Ver- 
fahren wegen  Erklärung  der  Nichtigkeit  und  wegen  Zurücknahme 
ertheilter  Patente.  Die  Entscheidungen  der  siebenten  Abthei- 
lung haben  einen  verwaltungsgerichtlichen  Charakter;  dieselben 
erfolgen  in  der  Besetzung  von  zwei  Mitgliedern  einschliesslich  des 
Vorsitzenden,  welche  die  Befähigung  zum  Bichteramte  oder  zum 
höheren  Verwaltungsdienste  haben  müssen,  und  drei  sonstigen  Mit- 
gUedem.  Die  Bestimmungen  der  Civilprozessordnung  über  die 
Ablehnung  und  den  Ausschluss  von  Gerichtspersonen  finden  dabei 
entsprechende  Anwendung. 

e)  Das  Beichsoberseeamt.  Zur  Entscheidung  der  Schuld- 
frage bei  Seeunfällen  sind  durch  das  Gesetz  vom  27.  Juli  1S77  See- 
ämter eingesetzt,  gegen  deren  Entscheidungen  Bekurs  an  eine 
Bevisionsbehörde,  das  Oberseeamt  zu  Berlin,  offensteht.  Das 
Oberseeamt  entscheidet  bei  Beschwerden  gegen  die  Sprüche  der  in 
den  Bundesstaaten  errichteten  Seeämter  darüber,  ob  einem  See- 
schiffer, Seesteuermanne  oder  Maschinisten  eines  Seedamp&chiffs 
die  Befugniss  zur  Ausübung  seines  Gewerbes  zu  entziehen  ist  Das 
Oberseeamt  bildet  eine  kollegialische  Behörde  und  besteht  aus  einem 
Vorsitzenden  und  sechs  Mitgliedern,  von  letzteren  müssen  wenig- 
stens drei  Schiffahrtskundige  sein.  Der  Vorsitzende  und  ein  schiff- 
fahrtskundiger  Beisitzer  werden  vom  Kaiser  ernannt;  ausserdem 
präsentiren  die  Seeuferstaaten  auf  drei  Jahre  je  drei  sachkundige 
Personen,  aus  welchen  der  Vorsitzende  für  den  einzelnen  Fall  fünf 
Mitglieder  einberuft.  Nur  das  Oberseeamt  ist  Beichsbehörde,  die 
Seeämter  sind  Behörden  der  Einzelstaaten,  doch  sind  die  bei  den 
einzelnen  Beichsämtem  vom  Beichskanzler  ernannten  Beichskom- 
missare  befugt,  den  Verhandlungen  des  Seeamtes  beizuwohnen, 
Einsicht  in  die  Akten  zu  nehmen ,  Anträge  zu  stellen  und,  falls  der 
Vorsitzende  die  Einleitung  einer  Untersuchung  verweigert,  bei  dem 
Beichskanzler  die  Anordnung  einer  Untersuchung  zu  beantragen. 
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Zweite  Abtheilung. 

Von  den  Funktionen  der  Reichsgewalt. 

Erstes  Kapitel. 

Von  der  Reichsgesetzgebung*. 

I.   Vom  Zustandekommen  der  Beiohsgesetse. 

§285, 
1)  UeberelAttimiiuig  von  Budeiratk  and  Relchitag. 

Der  oberste  Grundsatz  für  das  Zustandekommen  eines  Reichs- 
gesetzes  ist  in  Artikel  5  Absatz  1  der  Reichsyerfassung  ausgesprochen: 
iDie  Reichsgesetzgebung  wird  ausgeübt  durch  den  Bundesrath  und 
den  Reichstag.  Die  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  bei- 
der Yersammlungen  ist  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und 
ausreichend«. 

Erst  nachdem  sich  eine  dieser  beiden  Körperschaften  mit  einem 
Gesetzesentwurfe  oder -vorschlage  befasst  hat,  tritt  das  Zustande- 
kommen eines  Reichi^esetzes  unter  staatsrechtliche  Regeln«  Es 
können  wissenschaftliche  Arbeiten,  gleichartige  Gesetze  fremder 
Länder,  Vorarbeiten  einer  Kommission  von  Sachverständigen^  tha  - 


^  lieber  Begriff  und  Wesen  des  Gesetzes,  über  Gesetz  im  materiellen  und 
ibrmellen  Sinne  vergL :  ErstesBuch,  Zweite  Abthlg.  Erstes  KapiteL  Von  der 
Gesetzgebung  §§  184 — 190.  Dort  befindet  sich  auch  die  ältere  I^teratur  ange- 
geben. Neueste  Schriften  sind:  La  band,  Staatsr.  des  deutschen  Reichs  in 
Marquardsen's  Handbuch  des  öffentlichen  Hechtes  II.  Bd.  Erster  Halbband, 
1883.  S.  70  ff.  Hftnel,  Studien  IE  (1880)  S.  36  ff.  y.  Martitz,  Ueber  den  kon- 
stitutionellen Begriff  des  Gesetzes  nach  deutschem  Hechte  (Zeitschr.  für  gesammte 
Staatsw.  B.  XXXVI,  H.  2).  G.  Meyer,  Der  Begriff  des  Gesetzes  in  Grün- 
hat's  Zeitechrift,  B.  VIE,  S.  1  ff".  (1881).  H.  Rosin,  Das  Polizeiverordnungs- 
reeht  in  Preussen  1882. 

2  Dasselbe  gilt  von  den  Vorberathungen  eines  Reichsgesetzentwurfes  durch 
den  wiederbelebten  preussischen  Staatsrath.  So  bedeutsam  an  sich  die  Stellung 
dieses  KoUegiums  sein  mag,  fOr  das  deutsche  Reichsstaatsrecht  ist  es  irrelevant, 
ob  die  Gesetzentwürfe,  welche  die  preussische  Regierung,  als  solche,  beim  Bun- 

8* 
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sächlich  von  maassgebendem  Einflüsse  auf  das  Zustandekommen 
eines  Gesetzes  sein,  das  Staatsrecht  ignorirt  diese  vorausgehenden 
Stadien  und  verlegt  den  Anfang  des  Zustandekommens  in  die  Ini- 
tiative einer  dieser  beiden  Körperschaften.  Mit  der  Einbringung 
des  Gesetzentwurfes  in  den  Bundesrath  oder  Reichstag  beginnt 
staatsrechtlich  das  Gesetzgebungswerk.  Beide  Körperschaften  sind 
sich  in  Betreff  der  sog.  Initiative  gleichgestellt.  Die  Beschränkung, 
welche  Artikel  23  der  Initiative  des  Reichstags  auferlegt,  ist  nur 
eine  scheinbare.  Nach  Absatz  1  des  Artikels  23  hat  der  Reichstag 
allerdings  nur  das  Recht,  »innerhalb  der  Kompetenz  des 
Reiches  Gesetze  vorzuschlagen«.  Da  aber  eine  Kompetenzerwei- 
terung nach  Artikel  78  auf  verfassungsmässigem  Wege  erfolgen 
kann,  so  kann  auch  der  Reichstag  stets  einen  Antrag  auf  Kompe- 
tenzerweiterung stellen.  Wird  dieser  vom  Bundesrathe  angenom- 
men, so  liegt  dann  auch  der  beabsichtigte  Gesetzentwurf  »inner- 
halb der  Reichskompetenzff.  Ja,  wenn  der  Bundesrath  einem 
solchen  Gesetzentwurf  gleich  von  vornherein  seine  Zustimmung 
ertheilt,  so  ist  nicht  einmal  dieser  Umweg  nöthig. 

In  beiden  Körperschaften  kann  die  Initiative  nur  von  einem 
Mitgliede  ausgehen.  Die  Einbringung  eines  Antrages  auf  Erlass 
eines  Gesetzes  ist  im  Reichstage  durch  die  Geschäftsordnung  ge- 
regelt, der  Antrag  muss  von  wenigstens  1 5  Mitgliedern  unterzeich- 
net sein.  Im  Bundesrathe  ist  nach  Artikel  7 :  »jedes  Bundesglied 
befugt,  Vorschläge  zu  machen  und  in  Vortrag  zu  bringen,  und  das 
Präsidium  ist  verpflichtet,  dieselben  der  Berathung  zu  übergebeut. 
Wenn  eine  der  beiden  Körperschaften  einen  Gesetzesvorschlag 
angenommen  hat,  so  wird  derselbe  durch  das  Präsidium  der  andern 
übermittelt.  Ist  die  Initiative  vom  Bundesrathe  ausgegangen,  so 
werden  »die  Vorlagen  nach  Maassgabe  der  Beschlüsse  des  Bundes- 
rathes  im  Namen  des  Kaisers  an  den  Reichstag  gebracht«  (Arti- 
kel 16).  Diese  Uebermittelung  erfolgt  durch  den  Reichskanzler, 
welcher  verpflichtet  ist,  die  vom  Bundesrathe  beschlossenen  Vor- 
lagen an  den  Reichstag  zu  bringen,  wenn  er  auch  inhaltlich  mit 
ihnen  nicht  einverstanden  ist,  wenn  die  von  ihm  al^egebenen 
preussischen  Stimmen  in  der  Minderheit  geblieben  sind.   Für  den 


desrathe  einbringen  will ,  vorher  dem  Staatsrathe  vorgelegen  haben  oder  nieht 
Dagegen  hat  die  preussische  Regierung  unzweifelhaft  das  Recht,  für  das  deut- 
sche Reich  bestimmte  Entwürfe  durch  eine  rein  preussische  Behörde  vorprOfen 
zu  lassen,  denn  die  Gesetzentwürfe,  welche  sie  dem  Bundesrathe  vorlegt,  gehen 
vom  König  von  Preussen,  nicht  vom  Kaiser  aus. 
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Inhalt  einer  solchen  Vorlage  ist  er  nicht  verantwortUch.  Auch  darf 
er  an  den  Vorlagen  nicht  das  Geringste  ändern,  sondern  muss  sie 
ganz  so  an  den  Beichstag  bringen,  wie  sie  vom  Bundesrathe  abge- 
schlossen worden  sind,  »nach  Maassgabe  der  Beschlüsse  des 
Bundesrathesff.  Nur  der  König  von  Preussen,  nicht  der  Kaiser 
als  solcher,  hat  die  Initiative  im  Bundesrathe;  er  kann  keinen  Ge- 
setzesvorschlag, welcher  dem  Bundesrathe  nicht  vorgelegen  hat 
oder  in  demselben  unterlegen  ist,  im  Beichstage  einbringen.  Der 
Beichstag,  welchem  ein  Gesetzesvorschlag  des  ]3undesrathes  über- 
mittelt ist,  kann  denselben  annehmen,  abändern  oder  ganz  ableh- 
nen, darf  aber  nicht  über  denselben  zur  Tagesordnung  übergehen. 
In  beiden  Körperschaften  entscheidet  die  einfache  Stimmenmehr- 
heit, soweit  nicht  besondere  Ausnahmen  für  das  Zustandekommen 
von  Bundesrathsbeschlüssen  festgestellt  sind,  wie  bei  Verfassungs- 
änderungen im  Artikel  78  Absatz  1,  bei  Beseitigung  von  sog.  Son- 
derrechten im  Artikel  78  Absatz  2,  bei  denjenigen  Angelegenheiten, 
wo  die  Stimmen  Preussens  mit  in  der  Stimmenmehrheit  begriffen  sein 
müssen,  im  Artikel  5  Absatz  2.  Der  Beichstag  beschUesst  dagegen 
immer  mit  einfacher  Stimmenmehrheit.  Wenn  der  Gesetzesvorschlag 
vom  Beichstage  aui^egangen  oder  ein  vom  Bundesrath  ausgegange- 
ner Vorschlag  vom  Beichstage  abgeändert  ist,  so  wird  derselbe  vom 
Präsidenten  des  Beichstages  dem  Beichskanzler  mitgetheilt,  welcher 
ihn  dem  Bundesrathe  übermittelt.  Ist  eine  Uebereinstimmung,  trotz 
fortgesetzter  Verhandlungen,  zwischen  den  beiden  Körperschaften 
nicht  zu  erzielen,  so  kommt  überhaupt  kein  Gesetz  zu  Stande. 
Vollständige  Uebereinstimmung  zwischen  Bundesrath 
und  Beichstag  ist  die  Grundbedingung  für  das  Zu- 
standekommen jedes  Beichsgesetzes;  dieselbe  ist  nach 
Artikel  5  auch  für  diesen  Zweck  ausreichend.  Stünde  dieser  Ar- 
tikel 5  allein,  so  würde  für  das  Zustandekommen  eines  Gesetzes 
weiter  nichts  nöthig  sein,  als  die  Uebereinstimmung  dieser  beiden 
Faktoren,  wie  nach  manchen  Verfassungen  lediglich  durch  Ueber- 
einstimmung der  Beschlüsse  zweier  Versammlungen  der  Gesetzes- 
wille zu  Stande  kommt  (B.  I.  S.  527],  sodass  die  Feststellung  des  Ge- 
setzesinhaltes und  die  Sanktion  sehr  wohl  begrifflich  in  einen  Akt 
zusammenfallen  kann.  Eine  solche  Annahme  ist  aber  für  das  deut- 
sche Beich  durch  Artikel  7  Ziffer  1  der  Beichsverfassung  ausge- 
schlossen, welcher  dem  Bundesrathe  schlechthin  das  Becht  beilegt.  ' 
über  alle  vom  Beichstage  gefassten  Beschlüsse  zu  beschliessen. 
Ein  solcher  Beschluss  des  Bundesrathes  ist  daher  selbst  dann  noch 
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nothwendig;  wenn  der  Reichstag  eine  Vorlage  des  Bundesrathes 
unverändert  angenommen  hat.  Der  Kaiser  ist  daher  nicht  berech- 
tigt, auf  einen  solchen  übereinstimmenden  Beschluss  beider  Körper- 
schaften hin,  ein  Gesetz  auszufertigen  und  zu  verkündigen.  Dies 
kann  stets  nur  auf  einen  letzten  Beschluss  des  Bundesrathes  hin 
erfolgen.  Der  Bundesrath  ist  berechtigt,  selbst  einer  von  ihm  aus- 
gegangenen, vom  Reichstag  angenommenen  Vorlage  noch  in  letzter 
Instanz  die  Genehmigung  zu  versagen.  Damit  ist  dem  Bundesrathe 
das  Recht  der  Sanktion  aller  Gesetzentwürfe  gegeben.  Die  staats- 
rechtliche Stellung  beider  Körperschaften  ist  daher  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  keine  ganz  gleichartige,  indem  Artikel  5 
Absatz  1  durch  Artikel  7  Ziffer  1  wesentlich  modificirt  wird«  Iteta^ 
tere  erst  in  die  jetzige  Redaktion  der  Reichsverfassung  au%enom- 
mene  Bestimmung  entspricht  übrigens  ganz  der  staatsrechtlichen 
Natur  beider  Organe,  indem  der  Bundesrath  ein  mitherrschendes 
Organ,  Mitträger  der  Reichssouveränetät  ist,  der  Reichstag  dagegen 
nur  die  verfassungsmässige  Theilnahme  des  Volkes  an  der  Ausübung 
der  Reichsgewalt  darstellt,  ohne  eigentliche  obrigkeitliche  Rechte 
zu  besitzen« 

§286. 

AmfertigiiBg  «nd  YerUndigiuig  der  Relchigesetze  durch  den  Kaiier. 

Diesem  Rechte  des  Bundesrathes  auf  Sanktion  aller  Reichte- 
setze  steht  kein  Veto  des  Kaisers  gegenüber.  Während  der  Kaiser 
auf  dem  Gebiete  der  sog.  Exekutive  durch  die  Reichsverfiwsung  mit 
Befugnissen  reich  bedacht  ist,  ist  er  auf  dem  Gebiete  der  Gesetz- 
gebung kärglicher  mit  Rechten  ausgestattet,  als  jeder  konstitu- 
tionelle Monarch,  ja  selbst  als  sein  Vorgänger  im  älteren  deutschen 
Reiche,  welcher,  trotz  seiner  sonstigen  Machtlosigkeit,  bis  zuletzt, 
allen  sog.  Reichstagsgutachten  gegenüber,  das  Recht  des  absoluten 
Veto  besass  und  davon  im  Jahre  1803  noch  einmal  bedeutsam  Ge- 
brauch machte  (B.  I.  S.  79) .  Das  dem  heutigen  Kaiserthum  fehlende 
Veto  wird  aber  durch  manche  Surrogate  ersetzt,  welche  zwar  nicht 
staatsrechtlich,  aber  thatsächlich  die  Bedeutung  eines  Veto  haben. 
Dahin  gehört  die  oben(B.n.  S.  66)  erwähnte  Bestimmung  der  Reichs- 
verfassung Artikel  5  Absatz  2,  femer  die  Möglichkeit,  dass  der  Kaiser, 
als  König  von  Preussen,  mit  seinen  1 7  Stimmen  jede  Verfassungs- 
änderung zurückweisen  kann,  endlich  die  Bestimmung  des  Arti- 
kel 24,  dass  der  Bundesrath  die  Auflösung  des  Reichstages  nur  mit 
Zustimmung  des  Kaisers  beschliessen  kann. 
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Während  sonst  diejenige  Person,  welche  einem  Gesetzentwurfe 
die  Sanktion  zu  ertheilen  hat,  regelmässig  dasselbe  auch  zu  ver- 
kündigen hat,  wie  der  Monarch  im  konstitutionellen  Staate,  fallen 
beide  Befugnisse  im  deutschen  Reiche  auseinander.  Der  Bundes- 
rath  ertheilt  die  Sanktion,  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  ist 
Sache  des  Kaisers  (Artikel  17).  Gerade  aus  dem  Umstände,  dass  der 
Kaiser  nicht  der  Gesetzgeber,  ja  nicht  einmal  der  Mitschöpfer  des 
Gesetzes  ist,  ergiebt  sich  .die  Pflicht  desselben,  den  unabhängig 
von  ihm  zu  Stande  gekommenen  Gesetzentwurf  auf  seine  Verfas- 
sungsmässigkeit hin  zu  prüfen«  Nicht  der  Inhalt  des  Gesetzes,  der 
selbst  gegen  seinen  WiUen  zu  Stande  gekommen  sein  kann,  ist 
Gegenstand  seiner  Prüfung,  sondern  die  verfassungsmässige  Ent- 
stehungsform. Ehe  der  Kaiser  die  Verkündigung  vornimmt,  hat  er, 
bezw.  für  ihn  der  Reichskanzler,  zu  untersuchen,  ob  das  zu  verkün- 
digende Gesetz  die  verfassungsmässige  Zustimmung  des  Bundes- 
rathes  und  des  Reichstages  erhalten  hat,  ob  ein  die  Verfassung 
abänderndes  Gesetz  auch  unter  Einhaltung  der  Vorschrift  des  Arti- 
kel 78  Absatz  1  zu  Stande  gekommen  ist,  ob  ein,  ein  Sonderrecht  be- 
seitigender Gesetzentwurf  die  Zustimmung  des  betheiligten  Staates 
erhalten  hat,  ob  die  Bestimmungen  des  Artikel  5  Absatz  2  im  Bun- 
desrathe  eingehalten  sind.  Findet  der  Kaiser,  dass  alle  diese  ver- 
fassungsmässigen Bedingungen  erfüllt  sind,  so  ist  er  verpflichtet, 
ein  solches  Gesetz  zu  verkündigen;  ergiebt  sich  aber  bei  der  Prü- 
fung das  Gegentheil,  so  ist  er  ebenso  berechtigt,  als  verpflichtet, 
den  Gesetzentwurf  unverkündigt  zu  lassen. 

Erst  durch  »die  Ausfertigung  und  Verkündigung  des  Kaiserstr 
wird  ein  vom  Bundesrathe  und  Reichstag  übereinstimmend  ange- 
nommener Gesetzentwurf  zum  Gesetze.  Die  Ausfertigung  bezieht 
sich  auf  die  innerliche  urkundliche  Feststellung,  die  Verkündi- 
gung auf  die  Mittheilung  nach  aussen  an  diejenigen,  welche  dem 
Gesetze  zu  geholrchen  haben.  Beide  Akte  erscheinen  als  eigenste 
Regierungshandlungen  des  Kaisers,  für  welche  der  Reichskanzler 
die  Verantwortung  trägt. 

Die  Form  der  Verkündigung  der  Reichsgesetze  ist  durch  die 
Reichsverfassimg  selbst  festgestellt.  »Die  *  Reichsgesetze  erhalten 
ihre  verbindliche  Kraft  durch  ihre  Verkündigung  von  Reichswegen, 
welche  vermittelst  eines  Reichsgesetzblattes  geschieht«.  Dies 
ist  die  einzige  Verkündigungsart,  welche  die  Reichsverfassung 
kennt.   Was  nicht  im  Reichsgesetzblatt  steht,  kann  niemals  reichs- 
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gesetzlich  geltend  Durcli  Verordnung  vom  26.  Juli  1867  ist  be- 
stimmt, dass  für  das  ganze  Gebiet  des  norddeutschen  Bundes  ein 
Bundesgesetzblatt  erscheinen  soll,  durch  welches  sämmtliche  Bun- 
desgesetze nach  Artikel  2  der  Reichsverfassung  und  ebenso  die  An- 
ordnungen und  Verfügungen  des  Bundespräsidiums  (Artikel  17" 
verkündet  werden  sollen.  Das  Bundesgesetzblatt  fuhrt  von  Nr.  4 
bis  einschliesslich  Nr.  IS  des  Jahrgangs  1871  den  Titel  »Bunde^^ 
setzblatt  des  deutschen  Bundes«,  von  Nr.  19  des  Jählings  1871  den 
Titel  »Reichsgesetzblattff.  Für  die  Authenticität  des  verkündig- 
ten Gesetzestextes  ist  der  Reichskanzler  verantwortlich,  welcher  als 
der  eigentliche  Herausgeber  dieses  Blattes  zu  betrachten  ist,  welches 
daher  auch  in  seinem  Bureau  erscheint. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  Verkündigung  eines 
Reichsgesetzes  möglichst  bald  zu  erfolgen  hat,  nachdem  die  Sank- 
tion durch  den  Bundesrath  erfolgt  ist.  Einen  bestimmten  Termin 
hat  aber  die  Reichsverfassung  nicht  vorgeschrieben,  doch  gilt  es  als 
ein  allgemeiner  Satz  des  konstitutionellen  Staatsrechtes,  dass  die 
Verkünd^ung  erfolgt  sein  muss,  bevor  der  Reichstag  zu  einer  neuen 
Sitzungsperiode  zusammengetreten  ist.  Die  Verkündigungsformel 
lautet :  »Wir  Wilhelm  von  Gottes  Gnaden,  deutscher  Kaiser,  König 
von  Preussen,  verordnen  im  Namen  des  Reiches,  nach  erfolgter  Zu- 
stimmung des  Bundesrathes  und  des  Reichstages,  wie  folgt«  u.  s.  w. 

§287. 

n.   Wirkungen  der  Beiohsgesetze. 

Die  Wirkungen  eines  Gesetzes  sind  selbstverständlich  ver- 
scliieden  je  nach  dem  Inhalte  des  Gesetzes.  Hier  kommt  die  oben 
(B.  I.  S.  5 1 8)  entwickelte  Unterscheidung  von  Gesetzen  im  materiellen 
und  Gesetzen  im  formellen  Sinne  besonders  in  Betracht.  Während 
beide  Arten  von  Gesetzen  auf  ganz  gleiche  Weise  zuStande  kommen, 
sind  selbstverständlich  die  materiellen  Wirkungen  derselben  ver- 
schieden, jenachdem  ein  Rechts s atz  darin  ausgesprochen  ist  oder 
sich  ein  Verwaltungsakt  oder  gar  ein  Richtei^pruch  sich  in  die  Form 
des  Gesetzes  kleidet.    Darin  besteht  aber  die  gleichartige  formelle 


^  In  Ausführung  eines  Beschlusses  des  Bundesrathes  mrd  seit  1873  durch 
das  Reichskanzleramt,  jetzt  das  Reichsamt  des  Innern,  eine  Zeitschrift  unter  dem 
Titel  »Centralblatt  des  deutschen  Reiches«  herausgegeben,  welche  zur 
Aufnahme  solcher  Veröffentlichungen  der  Organe  des  Reiches  für  das  Publikum 
dient,  welche  der  Verkündigung  durch  das  Reichsgesetzblatt  nicht  bedürfen. 
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Wirkung  aller  Gesetze  ganz  ohne  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt,  dass 
jedes  Gesetz  auch  nur  durch  ein  Gesetz  wieder  au%ehoben  werden 
kann.  Ein  Gegenstand ,  welcher  einmal  in  das  Gebiet  der  Gesetz- 
gebung gezogen  worden  ist^  gehört  damit  dem  Bereiche  der  Gesetz- 
gebung an  und  kann  nur  durch  ein  neues  Gesetz  anders  geregelt 
werden.  Aber  diese  sog.  formelle  Gesetzeskraft  schliesst  die  Möglich- 
keit nicht  aus,  dass  eine  so  ;sustandegekommene  Vorschrift  auf  dem 
Wege  eines  sog.  derogatorischen  Gewohnheitsrechts  abgeändert  oder 
aufgehoben  werde.  Wenn  wir  im  Gewohnheitsrechte  eine  dem 
Gesetzesrechte  ebenbürtige  Quelle  zu  erkennen  haben,  so  ist  kein 
Grund  vorhanden,  warum  ein  älteres  Gesetz  durch  ein  neu  sich 
bildendes  Gewohnheitsrecht  nicht  aufgehoben  oder  abgeändert  wer- 
den sollte.  Dies  gilt  vom  Privatrechte  ebenso  gut  wie  vom  Staats- 
rechte. Wir  geben  zu,  dass  auf  letzterem  Gebiete  bei  den  scharf  aus- 
geprägten Bestimmungen  neuer  Verfassungen  solche  Fälle  selten 
vorkommen  werden,  aber  die  Möglichkeit  ist  nicht  ausgeschlossen, 
wo  nicht  eine  besondere  Bestimmung  entgegensteht  [B.  I.  S.  11).  Da 
dies  aber  im  deutschen  Reiche  nicht  der  Fall  ist,  so  zweifeln  wir 
nicht  an  der  Möglichkeit  der  Aufhebung  oder  Abänderung  eines 
Gesetzes  durch  desuetudo. 

Für  die  Wirkung  der  Gesetze  ist  es  von  Bedeutung,  den  zeit- 
lichen Anfang  ihrer  Wirksamkeit  zu  bestimmen.  Jedenfalls  steht 
es  im  Ermessen  des  Gesetzgebers,  den  Anfangstermin  selbst  zu  be- 
stimmen ;  dies  geschieht  besonders  bei  Gesetzen,  welche  tiefgreifende 
Veränderungen  im  bestehenden  Rechtszustande  hervorrufen.  Auch 
kann  der  Gesetzgeber  das  Inkrafttreten  eines  Gesetzes  der  Bestim- 
mung eines  neuen  Gesetzes  oder  einer  kaiserlichen  Verordnung 
überlassen.  »Sofern  nicht  in  dem  publicirten  Gesetze  ein  anderer 
Anfangstermin  seiner  verbindlichen  Kraft  bestimmt  ist,  beginnt  die 
letztere  mit  dem  vierzehnten  Tage  nach  dem  Ablaufe  desjenigen 
Tages,  an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Reichsgesetzblattes  in 
Berlin  ausgegeben  worden  ist«  (Artikel  2  der  Reichsverfassung}. 
Deshalb  muss  auch  auf  jedem  Stücke  des  Reichsgesetzblattes  der 
Tag  angegeben  werden,  an  welchem  die  Ausgabe  desselben  in  Ber- 
lin erfolgt  ist  (Verordnung  vom  26.  Juli  1867).  Diese  Bestimmung 
gilt  für  das  ganze  Bundesgebiet,  ohne  dass  hier  zwischen  einer 
näheren  oder  weiteren  Entfernung  von  Berlin  unterschieden  wird, 
aber  auch  nur  für  dieses.  Neue  Gesetze  erlangen,  soweit  nicht 
reichsgesetzlich  etwas  Anderes  bestimmt  ist,  verbindliche  Kraft  in 
den  Konsulatsbezirken  nach  Ablauf  von  vier  Monaten,  von  dem  Tage 
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an  gerechnet,  an  welchem  das  betreffende  Stück  des  Gesetzblattes 
in  Berlin  ausgegeben  worden  ist  (Reichsgesetz  vom  10.  Juli  1879 
§  47).  Das  Beich  übt  seine  Gesetzgebung  regelmässig  innerhalb 
des  ganzen  Bundesgebietes  aus,  welches  in  dieser  Beziehung 
als  eine  Einheit  gedacht  wird.  Dagegen  steht  nichts  im  Wege,  dass 
auch  Beichsgesetze  erlassen  werden,  welche  sich  nicht  auf  das  ganze 
Bundesgebiet,  sondern  nur  auf  einzelne  Theile  desselben  beziehen, 
einerlei  ob  dieselben  mit  den  Grenzen  der  Einzelstaaten  zusammen- 
fallen oder  nicht.  Auch  wirken  viele  Reichsgesetze  über 
das  Bundesgebiet  hinaus;  dahin  gehören  die  Vorschriften  über 
Verbrechen,  welche  im  Auslande  begangen  werden,  Reichsstra%e- 
setzbuch  §  4  ff.,  die  auf  die  Seeschiffahrt  bezüglichen  Gesetze  und 
manche  andere  gesetzliche  Bestimmungen,  indem  das  deutsche 
Reich,  wie  jeder  andere  Staat,  sich  für  befugt  hält,  seinen  Angehöri- 
gen, auch  wenn  sie  sich  ausserhalb  seines  Gebietes  aufhalten,  für 
ihr  Verhalten  bindende  Vorschriften  zu  ertheilen.  Von  welchem 
Termin  ab  solche  Gesetze,  ausserhalb  des  Bundesgebietes,  in  Kraft 
treten,  muss  in  Ermangelung  eines  bestimmenden  Reichsgesetzes, 
für  den  einzelnen  Fall,  nach  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit 
desselben  beurtheilt  werden. 

§288. 
m.  Das  Belohsverordnungsrecht.  ^ 

Für  die  richtige  Auffassung  des  Verordnungsrechtes  ist  die  von 
Lab  and  ausgeführte  Unterscheidung  zwischen  Verordnungen  im 
materiellen  und  Verordnungen  im  formellen  Sinne  eben- 
so wichtig  wie  für  die  Gesetze.  Verordnungen  im  materiellen  Sinne 
sind  blosse  Verwaltungsvorschriften,  welche  die  Verwaltung  sich 
selber  giebt,  Instruktionen  für  die  Behörden,  denen  sie  kraft  ihrer 
dienstlichen  Unterordnung  zu  gehorchen  haben ;  Verordnungen  im 
formellen  Sinne  enthalten  eigentliche  Rechtssätze ,  welche  sich  an 
die  Unterthanen  wenden  und  welche  diese  kraft  ihrer  Unterthanen- 
pflicht  zu  befolgen  haben,  die  aber  ausnahmsweise,  kraft  einer  posi- 
tiven Verfassungsbestimmung,  auf  dem  Verordnungswege  zu  Stande 
kommen  können  (B.  I.  §  187  S.  528). 

Die  deutsche  Reichsverfassung  enthält  keinen  allgemeingülti- 

1  Laband,  B.  II,  §  59.  67.  68.  G.  Meyer,  Lehrb.  §  165.  v.  Rönne,  II, 
57  ff.  Zorn,  B.  I,  §  8,  S.  128  ff.  Besonders  Seydel  in  Hirth's  Annalen  1874, 
S.  1143.  1876,  S.  11  ff.  D.  Adolf  Arndt,  das  Verordnungsrecht  des  deutschen 
Beichs.  Berlin  und  Leipzig  1884. 
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gen  Satz,  wonach  wirkliche  ßechtsYorschriften  auf  dem  blossen 
Verordnungswege  zu  Stande  kommen  könnten.  Der  Artikel  5,  wel- 
che zum  Zustandekommen  jedes  Beichsgesetzes  die  Uebereinstim- 
mung  von  Bundesrath  und  Reichstag  fordert,  bezieht  sich  auf  alle 
an  die  Beichsangehörigen  zur  Befolgung  gerichteten  BechtsTor- 
schriften.  Nach  Beichsstaatsrecht  müssen,  wie  Lab  and  sagt,  alle 
Gesetze  im  materiellen  Sinne  auch  Gesetze  im  formellen  Sinne  sein. 
Grundsätzlich  können  alle  Verordnungen,  soweit  nicht  besondere 
gesetzliche  Bestimmungen  eine  Ausnahme  begründen,  nur  Verwal- 
tungsvorschriftenim  obigen  Sinne  enthalten.  Es  fragt  sich  nur, 
wem  ein  solches  Verordnungsrecht  im  deutschen  Beiche  zusteht? 
Darüber  giebt  Artikel  7  Absatz  2  eine  klare  Entscheidung :  »Der 
Bundesrath  beschliesst  über  die  zur  Ausführung  der  Beichsgesetze 
erforderlichen  allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  und  Einrich- 
tungen, sofern  nicht  durch  Beichsgesetze  etwas  Anderes  bestimmt 
ist«.  Aus  diesem  Satze  ergiebt  sich  erstens,  dass  das  Gebiet  des 
Beichsverordnungsrechtes  sich  auf  Vorschriften  administrativer  Na- 
tur beschränkt  und  auf  solche  Einrichtungen,  welche  ziun  Vollzuge 
der  Beichsgesetze  nöthig  sind,  zweitens,  dass  das  regelmässige 
Oi^n  der  Ausübung  dieses  Verordnungsrechtes  der  Bundesrath  ist, 
für  welchen  die  Vermuthung  streitet;  drittens,  dass  dieses  Ver- 
ordnungsrecht aber  auch  durch  besondere  gesetzliche  Vorschriften 
auf  ein  anderes  Organ  übertragen  sein  oder  noch  übertragen  werden 
kann,  ohne  dass  es  dazu  eines  verfassungsändernden  Gesetzes  bedarf. 

Nothverordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft,  wie 
sie  die  meisten  deutschen  Landesverfassungen  kennen  (B.  I.  §  18S), 
sind  der  deutschen  Beichsvexfassung  unbekannt.  Dkgegen  können 
die  Faktoren  der  Beichsgesetzgebung  anderen  Organen  ein  weiter- 
gehendes Verordnungsrecht  übertragen,  welches  mit  seinem  Inhalt 
in  das  Gebiet  der  materiellen  Gesetzgebung  eingreift.  Solche  De le- 
gationen  haben  stattgefunden  und  können  stets  stattfinden: 

1)  an  den  Bundesrath,  welcher  an  sich  nur  Verwaltungsvor- 
schrifiten  erlassen  darf,  durch  Delegation  aber  ermächtigt  werden 
kann,  auf  dem  durch  die  Delegation  genau  bestimmten  Gebiete 
wirkliche  Bechtsvorschriften  zu  erlassen,  welche  sonst  nur  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  ergehen  könnten ; 

2}  an  den  Kaiser,  entweder  allein  oder  so,  dass  er  an  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrathes  gebunden  ist; 

3]  an  den  Beichskanzler; 

4)  an  die  Begierungen  der  Einzelstaaten.  Ein  solches  delegirtes 
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Verordnungsrecht  ist  wesentlich  verschieden  von  dem,  den  Einzel- 
staaten verbliebenen  oder  vorbehaltenen  selbständigen  Gesetege- 
bungsrechte.  Wo  den  Landesregierungen  ein  solches  Verordnungs- 
recht delegirt  ist,  werden  dieselben  nicht  kraft  eigenen  Rechtes, 
sondern  nur  kraft  einer  vom  Beiche  übertragenen  Befugniss  thätig; 
sie  handeln  innerhalb  der  Sphäre  des  Keichsrechtes ,  nicht  des 
Landesrechtes.  Obgleich  von  einer  einzelstaatlichen  Regierung 
ausgegangen,  hat  doch  eine  solche  Verordnung  dem  Landesrechte 
gegenüber  die  Kraft  eines  Beichsgesetzes,  d.  h.  sie  kann  alle  ent- 
gegenstehenden Bestimmungen  des  Landesrechtes,  selbst  einer 
Landesverfassung,  ausser  Kraft  setzen.  Während  die  eigene  Lan- 
desgesetzgebung sich  materiell  und  formell  nach  den  Grundsätzen 
des  Landesstaatsrechtes  richtet,  kann  die  Reichsgesetzgebung,  bei 
der  Delegation  des  Verordnungsrechtes  an  die  Einzelstaaten,  auch 
den  Weg  bestimmen,  auf  welchem  derart^  Verordnungen  zu  Stande 
kommen  sollen.  Es  kann  von  Reichswegen  vorgeschrieben  werden 
dass  eine  derartige  Verordnung  im  Wege  der  Landesgesetzgebung,' 
im  Wege  der  landesherrlichen  Verordnung  oder  durch  Verordnung 
der  obersten  Regierungsbehörde  erfolgen  soll.  Nur  mangels  solcher  * 
speciellen  Festsetzung  im  delegirenden  Reichsgesetze  sind  die  ein- 
zelstaatlichen Regierungen  hinsichtlich  der  Form  der  zu  erlassenden 
Verordnung  subsidiär  an  die  landesgesetzlichen  Normen  gebunden, 
doch  können  diese  nie  hinsichtlich  des  materiellen  Umfangs 
des  Verordnungsrechtes  maassgebend  sein.  »Hier  ist  vielmehr  aus- 
schliesslich entscheidend,  welches  Maass  von  Befugnissen  das 
Reichsgesetz  der  Landesregierung  überwiesen  hat.  Die  Frage  nach 
dem  Umfang  dieses  Verordnungsrechtes  ist  eine  reichsrechtliche, 
keine  landesrechtliche«.  (Am  schärfsten  auseinandergesetzt  von 
SeydelinHirth's  Annalen  1874  S.  1145.) 

Die  Reichsverordnungen ,  welche  nicht  bloss  Verwaltungsvor- 
schriften an  die  Behörden  enthalten,  sondern  wirkliche  Rechtsvor- 
schriften sind,  müssen  wie  Reichsgesetze  ausgefertigt  und  verkündigt 
werden.  Der  Artikel  2  der  Reichsverfassung,  welcher  die  Verkündi- 
gung der  Reichsgesetze  durch  das  Reichsgesetzblatt  bestimmt,  be- 
zieht sich  auf  alle  Gesetze  im  materiellen  Sinne,  also  auch  auf  die 
Rechtsverordnungen  des  Reiches,  sie  werden  erst  bindend  für  die 
Reichsangehörigen,  wenn  sie  im  Reichsgesetzblatte  verkündigt  sind. 
Dasselbe  gilt  auch  von  dem  in  Artikel  2  vorgeschriebenen  Anfangs- 
termin des  Inkrafttretens.  Nur  solche  Verordnungen  machen  eine 
Ausnahme,  deren  Erlass  von  Reichswegen  den  Landesregierungen 
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delegirt  ist.  Diese,  obgleich  Reichsrecht,  werden  doch  nach  den 
Regeln  des  Landesstaatsrechtes  verkündigt,  wenn  das  delegirende 
Reichsgesetz  nichts  anderes  vorgeschrieben  hat. 

§289. 

IV.  Das  VerhältnisB  der  Beiohs-  und  Landesgesetzgebung  zu 

einander.  ^ 

Im  deutschen  Reiche  giebt  es,  seiner  bundesstaatlichen  Natur 
nach,  eine  doppelte  Gesetzgebung,  indem  sowohl  dem  Reiche,  als 
den  Einzelstaaten  ein  Gesetzgebungsrecht  zusteht.  Die  Gebiete,  auf 
welchen  sich  diese  beiden  Gesetzgebungsgewalten  bewegen,  sind 
theils  verfassungsmässig  ganz  geschieden,  theils  findet  eine  konkur- 
rirende  Thätigkeit  beider  auf  denselben  Gebieten  statt.  Es  giebt 
Gebiete,  welche  ausschliesslich  der  Reichsgesetzgebung 
angehören,  wo  also  die  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  vollstän- 
dig ausgeschlossen  ist.  Dahin  gehören  theils  solche  Gegenstände, 
welche  durch  ihre  Natur  und  Beschaffenheit  nur  der  Reichsgesetz- 
gebung angehören  können,  theils  solche,  welche  durch  ausdrück- 
liche Bestimmung  der  Reichsverfassung  der  Reichsgesetzgebung 
ausschliesslich  überwiesen,  der  Landesgesetzgebung  vollständig  ent- 
zogen sind.  So  fallen  lediglich  der  Reichsgesetzgebung  anheim: 
die  Verfassung,  die  Behördenorganisation,  die  Finanzwirthschaft 
des  Reiches,  die  Gesetzgebung  über  die  Kriegsmarine;  in  Betreff 
der  Handelsmarine  sind  in  Artikel  54  die  Punkte  angegeben,  in 
Betreff  deren  das  Reich  allein  gesetzliche  Bestimmungen  erlassen 
kann,  die  Gesetzgebung  über  das  Heerwesen,  Artikel  61,  über 
das  Zollwesen,  Artikel  35,  über  die  Besteuerung  des  im  Bundes- 
gebiet gewonnenen  Salzes  und  Tabacks,  bereiteten  Branntweins  und 
Biers  und  aus  Rüben  oder  anderen  inländischen  Erzeugnissen  dar- 
gestellten Zuckers,  endlich  über  den  gegenseitigen  Schutz  der  in 
den  einzelnen  Staaten  erhobenen  Verbrauchsabgaben  gegen  Hinter- 
ziehungen, sowie  über  die  Maassregeln,  welche  in  den  Zollaus- 
schlüssen zur  Sicherung  der  gemeinsamen  Zollgrenzen  erforderlich 
sind.  In  Betreff  dieser  Gebiete  besteht  kein  Zweifel.  Jeder  Ver- 
such, die  Landesgesetzgebung  auf  dieselben  auszudehnen,  wäre  ver- 
fassungswidrig und  nichtig. 

1  Das  Verdienst,  dieses  Verhältniss  zuerst  streng  juristisch  behandelt  zu 
haben,  gebührt  K.  Heinz e,  Das  Verhältniss  des  Heichsstrafrechts  zu  dem  Lan- 
desstrafrecht. Leipzig  1871.  Derselbe  im  Oerichtssaal  B.  XXX.  S.  588.  La- 
bandll,  §61.  Derselbe  bei  Marquardsen,  S.  91  ff.  Zorn,  B.I,  §7,  S.119. 
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Auf  anderen  weiten  Gebieten  bewegt  sich  die  Landesgesetz- 
gebung noch  mit  voller  Selbständigkeit,  indem  die  Zuständigkeit 
des  Reiches  sich  auf  dieselben  gar  nicht  erstreckt.  Hier  haben  die 
Einzelstaaten  nicht  bloss  Autonomie,  wie  Körper  der  Selbstverwal- 
tung, sondern  ein  wahres  Gesetzgebungsrecht.  Aber  da 
die  Beichsgewalt  durch  ein  verfassungsänderndes  Gesetz  ihre  Kom- 
petenz auch  auf  weitere  Gebiete  ausdehnen  kann,  so  kann  die  Lan- 
desgesetzgebung auch  auf  diesen  Gebieten  mehr  und  mehr  einge- 
schränkt werden.  Bis  dies  aber  geschehen  ist ,  bewegt  sie  sich  hier 
als  oberste  staatliche  Gesetzgebungsgewalt. 

Die  schwierigsten  Fragen  tauchen  aber  da  auf,  wo  der  Beichs- 
gewalt und  der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  ein  konkurriren- 
des  Becht  der  Gesetzgebung  zusteht,  wie  dies  bei  den  Gegenständen 
der  Fall  ist,  welche  Artikel  4  unter  sechzehn  Nummern  aufzählt. 
Gerade  hier  ist  eine  Kollision  der  verschiedenen  gesetzgebenden 
Gewalten  auf  demselben  Punkte  möglich  und  es  bedarf  einer  staats- 
rechtlichen Begel  zur  Lösung  derselben.  Diese  ist  in  Artikel  2  der 
Beichsverfassung  gegeben:  »Innerhalb  dieses  Bundesgebietes  übt 
das  Beich  das  Becht  der  Gesetzgebung  nach  Maassgabe  dieser  Ver- 
fassung und  mit  der  Wirkung  aus,  dass  die  Beichsgesetze  den 
Landesgesetzen  vorgehen^.  In  diesem  letzten  Satze  zeigt  sich 
so  recht  der  wahrhaft  bundesstaatliche  Charakter  des  deutschen 
Beiches.  Die  Beichsgewalt  ist  die  übergeordnete,  die  Gewalt 
der  Einzelstaaten  die  untergeordnete.  Alle  Normen,  welche  von 
der  ersten  ausgehen,  haben  daher  den  Vorrang  vor  den  Erzeug- 
nissen der  einzelstaatlichen  Gesetzgebung  und  zwar  ohne  Ausnahme. 
Nicht  bloss  die  eigentlichen  Beichsgesetze,  auch  blosse  Beichsver- 
ordnungen  setzen  jedes  Landesgesetz  ausser  Kraft,  welches  mit  ihnen 
in  Widerspruch  tritt ;  selbst  Bestimmungen  einer  Landesverfassimg 
machen  keine  Ausnahme  davon.  Das  unbedingte  Unterord- 
nungsverhältniss  der  Landesgesetzgebung  unter  die 
Beichsgesetzgebung  ist  das  oberste  Axiom  des  deut- 
schen Beichsstaatsrechtes. 

Auf  den  bezeichneten  Gebieten  haben  allerdings  Beichs-  und 
Landesgewalt  ein  konkurrirendes  Gesetzgebungsrecht.  Es  hängt 
von  dem  freien  Ermessen  der  Beichsgewalt  ab,  ob  xind  wann  sie  von 
ihrer  Gesetzgebungsbefugniss  Gebrauch  machen  will.  Bis  sie  dies 
aber  gethan  hat,  steht  jedem  Einzelstaate  frei,  über  derartige  Gegen- 
stände Gesetze  zu  erlassen.  Erst  wenn  das  Beich  von  seiner  fakul- 
tativen Gesetzgebungsbefugniss  Gebrauch  gemacht  hat,  wird  alles 
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entgegenstehende  Landesrecht  Ton  selbst  hinfällig.  Aber  nicht  nur 
widersprechendes  Landesrecht  wird  au%ehoben,  sondern  auch  Lan- 
desgesetze,  welche  sich  mit  den  Reichi^esetzen  decken,  d.  h.  ganz 
dasselbe  wie  diese  verordnen,  verlieren  ihre  Kraft.  Ebenso  ungültig 
sind  solche  Landesgesetze,  welche  die  mit  den  Reich^esetzen  in 
Widerspruch  stehenden  landesgesetzlichen  Bestimmungen  aufheben, 
da  diese  bereits  durch  jene  au%ehoben  sind  und  nicht  zum  zweiten 
Male  au%ehoben  werden  können.  Auch  eine  authentische  Aus- 
legung der  Reichsgesetze  durch  Landesgesetze  ist  ausgeschlossen, 
da  eine  solche  als  Akt  der  Gesetzgebung  gilt  und  nur  durch  die- 
selben Faktoren  erfolgen  kann,  die  das  Gesetz  selbst  erlassen  haben 
(Seydel  a.  a.  O.  S.  37).  Zulässig,  aber  misslich  ist  es,  wenn  die 
Landesgesetzgebung  bei  Einführung  eines  Reichsgesetzes  alle  Ge- 
setze aufisählt,  welche  sie  als  durch  das  Reichsgesetz  aufgehoben 
betrachtet.  Wenn  sie  auch  jedes  Landesgesetz  im  verfassungsmässi- 
gen Wege  aufheben  kann,  so  ist  sie  dagegen  nicht  befugt,  dem  Rich- 
ter vorzuschreiben,  dass  er  gerade  nur  diese  und  keine  anderen 
Landesgesetze  als  au%ehoben  betrachten  dürfe.  Der  Richter  ist 
durch  ein  solches  Landesgesetz  keineswegs  gebunden;  er  kann  im 
Einzelfalle  vielmehr  noch  andere  landesgesetzliche  Bestimmungen 
durch  das  Reichsgesetz  als  ausser  Kraft  gesetzt  ansehen^.  Da- 
gegen steht  es  der  Landesgesetzgebung  frei,  landesgesetzliche  Be- 
stimmungen, welche  durch  die  Reichi^esetze  zwar  nicht  aufgehoben, 
aber  aus  ihrem  Zusammenhange  gerissen  sind,  aufzuheben.  Ob  die 
Landesgesetzgebung  zur  Ergänzung  reichsgesetzlicher  Bestim- 
mungen befugt  sei,  hängt  davon  ab,  ob  das  Reichsgesetz  die  ganze 
Materie  erschöpfend  regeln  oder  sich  nur  auf  einzelne  Punkte  be- 
schränken wollte.  Ob  das  eine  oder  das  andere  der  Fall  ist ,  muss 
aus  einer  gewissenhaften  Prüfung  des  Inhalts  und  der  ratio  legis 
jedes  Reichsgesetzes  beantwortet  werden  (Heinze  a.  a.  O.  S.  27). 
Verschieden  von  den  Ergänzungsgesetzen  sind  die  Ausführungs- 
ge setze  der  Einzelstaaten,  welche  gewisse  von  den  Reich^esetzen 
nicht  geregelte  Partien  der  Landesgesetzgebung  dermaassen  umge- 
stalten, dass  die  Anwendung  der  Reichsgesetze  dadurch  erleichtert 
und  der  ganze  Rechtszustand  des  Landes,  welcher  durch  ein  Reichs- 
gesetz alterirt  worden  ist,  wieder  in  den  gehörigen  Zusammenhang 
gebracht  wird. 

^  Vergl.  darüber  das  eingehende  Outachten  von  A.  Renaud:  Ueber  die  Ge- 
setzgebungsfragen,  den  Ausgleich  zwischen  dem  deutschen  Keichsrecht  und  dem 
Code  ciTÜ  (Badischen  Landrechte)  betreffend.  Heidelb.  1878.  ^ 
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Wähe  nd  das  Reichsrecht  des  älteren  deutschen  Reiches  in  der 
Regel  subsidiär  gemeines  Recht  war,  ist  das  des  heutigen  deut- 
schen Reiches  absolut  gemeines  Recht.  Ausnahmsweise  kann 
jedoch  auch  ein  Reichsgesetz  von  heute  seine  Bestimmungen  fiir 
subsidiär  erklären,  sodass  sie  nur  in  Ermangelung  landesrechtlicher 
Vorschriften  zjiir  Anwendung  kommen  sollen. 

Die  Aufrechterhaltung  der  vollen  Wirksamkeit  der  Reichte- 
setze,  etwaigen  Uebergriffen  der  Landesgewalten  gegenüber,  kann 
auf  zweierlei  Weise  erfolgen,  unmittelbar  oder  mittelbar. 

a)  Wenn  ein  Landesgesetz  erlassen  wird,  welches  in  die  Sphäre 
der  Beichsgesetzgebung  übergreift  oder  die  volle  Anwendung  von 
Reichsgesetzen  verhindert,  so  steht  dem  Kaiser  bezw.  dem  Reichs- 
kanzler, das  Recht  und  die  Pflicht  zu,  die  betreffende  Regierung 
auf  diesen  Widerspruch  aufmerksam  zu  machen  und  sie  aufzufor- 
dern, eine  derartige  landesgesetzliche  Bestimmung  zu  beseitigen. 
Im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  zwischen  der  Reichsr^e- 
rung  und  der  betreffenden  Landesregierung  steht  nach  Artikel  7 
Absatz  3  dem  Bundesrathe  die  endgültige  Entscheidung  zu.  Tritt 
dieser  der  Meinung  der  Reichsregierung  bei,  weigert  sich  aber  trotz- 
dem die  betreffende  Landesregierung,  die  geforderte  Korrektur  der 
Landesgesetzgebung  vorzunehmen,  so  kann  die  Reichsgewalt 
schliesslich  selbst  zum  äussersten  Mittel,  der  Exekution,  vorschrei- 
ten, um  den  verfassungswidrigen  Zustand  zu  beseitigen. 

2]  Da  die  Reichsgesetze  auch  die  Behörden  der  Einzelstaaten 
unmittelbar  verbinden,  so  haben  dieselben  im  einzelnen  FaUe 
selbst  zu  beurtheilen,  ob  ein  von  ihrer  Regierung  erlassenes  Gesetz 
mit  einem  Reichsgesetze  in  Widerspruch  steht  oder  nicht.  Finden 
sie,  dass  ersteres  der  Fall  ist,  so  haben  sie  stets  dem  Reichsgesetz  den 
Vorzug  zu  geben  und  das  widersprechende  Landesgesetz  ausser  An- 
wendung zu  lassen.  Dies  bezieht  sich  sowohl  auf  Gerichte,  als  auf 
Verwaltungsbehörden,  doch  ist  das  Verhältniss  insofern  ein  ver- 
schiedenes, als  die  letzteren,  bei  erhobenem  Zweifel  über  die  Rechts- 
gültigkeit eines  Landesgesetzes,  an  die  Entscheidung  der  Oberbe- 
hörde gebunden  sind,  der  sie  dienstlich  unterstehen,  während 
die  Gerichte  nur  nach  ihrer  unabhängigen  juristischen  Ueberzeu- 
gung  über  das  Verhältniss  zwischen  Reichsrecht  und  Landesrecht 
zu  urtheilen  haben  und  durch  keine  Instruktionen  vorgesetzter  Be- 
hörden gebunden  werden  können  (B.  I.  §  200  betr.  S.  566). 
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Zweites  Kapitel. 

Von  der  Reichsjustiz. 
I.  OeBohiohtliohe  Entwiokeloxig.  .u 

§290. 

1)  9u  Utere  deutiche  Reieh  bis  1806  K 

Bei  Kaiser  und  Reich  stand  die  höchste  J  u  s  ti  z  g  e  8  e  t  z  g  e  b  u  n  g 
in  Deutschland.  Während  dieselbe  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechtes 
TÖllig  unthätig  geblieben  war,  hatte  sie  in  der  peinlichen  Halsge- 
richtsordnung von  1532  ein  gemeines  Strafrecht,  im  jüngsten  Reichs- 
abschied von  1654  ein  gemeines  Civilprocessrecht  geschaffen.  Aber 
die  Justizgesetzgebung  des  älteren  deutschen  Reiches  unterschied 
sich  dadurch  von  der  heutigen,  dass  sie,  wie  oben  erwähnt,  in  der 
Regel  nur  subsidiär  gemeines  Recht  schuf,  welches  dem  Landesrecht 
den  Vorrang  liess.  Dadurch  entstand  auf  dem  Gebiete  der  Justizge- 
setzgebung die  bunteste  Mannigfaltigkeit.  Jedes  Territorium  hatte 
sein  besonderes  Privatrecht,  Strafrecht,  Processrecht,  seine  eigen- 
thümliche  Gerichtsverfassung.  Dabei  schloss  sich  jedes  Gebiet  eng- 
herzig von  dem  anderen  ab  und  setzte  die  Angehörigen  fremder  Ge- 
biete gegen  die  eigenen  Angehörigen  in  empfindlicher  Weise  zurück. 
Kurz,  Deutschland  bietet  auf  diesem  Gebiete  das  Bild  eines  wirren 
Partikularismus,  wenn  auch  gewisse  einheitliche  Grundzüge  der 
Rechtsbildung  sich  nachweisen  lassen.  Grundsätzlich  sollte  die 
Rechtspflege  im  Reich  eine  einheitliche  sein.  Nicht  nur  die  Gerichts- 
barkeit über  die  Reichsunmittelbaren  stand  lediglich  der  Reichsge- 
walt zu,  sondern  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  die  Mittelbaren  lief 
in  höchster  Instanz  in  den  beiden  obersten  Reichsgerichten  aus; 
aber  freilich  war  diese  einheitliche  Unterordnung  unter  die  Reichs- 
justiz vielfach  durchbrochen  durch  die  privilegia  de  non  appellando, 
welche  den  Kurfürsten  und  den  meisten  grösseren  Fürsten  ertheilt 
waren.  Ausserdem  stand  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  den  Reichs- 
standen  ausschliesslich  zu,  sodass  in  peinlichen  Sachen  nicht  an  die 
Reichsgerichte  appellirt  werden  durfte.  Dagegen  durften  auch  aus 
den  Ländern,  für  welche  privilegia  de  non  appellando  bestanden, 

i  Literatur  B.  I.  §  30,  S.  58.  Lei  st,  Lehrb.  §  124.  Sehr  klar  und  übersicht- 
lich besonders  Hfiberlin  a.  a.  O.  B.  U,  B.  VIT,  Kap.  1*  Von  der  richterlichen 
Gewalt  S.  293  ff.  H.  Zöpfl,  Qrundsätse  B.  I,  §.  98,  S.  212  ff. 

H.  Sc  halse,  Dentachei  SiMterecht.   II.  9 
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und  überall  auch  in  peinlichen  Sachen,  Klagen  wegen  unheilbarer 
Nichtigkeit  bei  den  Reichsgerichten  erheben  werden,  ebenso  Klagen 
wegen  verweigerter  oder  verzögerter  Justiz ,  wodurch  bei  Erfolg- 
losigkeit  der  Beforderungsschreiben  (promotoriales)  die  Sache  selbst 
an  die  Keichsgerichte  erwachsen  konnte.  Da  solchen  Klagen 
gegenüber  kein  priv.  de  non  appellando  voi^eschützt  werden  konnte, 
so  übten  die  Reichsgerichte  ein  oberstes  Au&ichtsrecht  über  alle 
Landesgerichte  aus.  Ebenso  war  anerkannt,  dass  die  Gerichtsbarkeit 
der  Reichsgerichte  begründet  war  in  Fällen,  wo  Verbrechen  wider 
Kaiser  und  Reich  begangen  waren,  ohne  Unterschied,  ob  der  Be- 
klagte mittelbar  oder  unmittelbar  war ;  auch  gab  es  gewisse  Fälle, 
in  welchen  die  Reichsgerichte  mit  unbedingten  Strafbefehlen  so- 
gleich vorgehen  konnten  (Fiskalsachen,  Landfriedensbruchsachen, 
streitige  Besitzsachen,  Pfändungs-  und  Arrestsachen}.  Ausserdem 
übte  der  Kaiser  durch  den  Reichshofrath  die  peinliche  Gerichtsbar- 
keit über  alle  Reichsunmittelbaren,  selbst  über  die  regierenden 
Fürsten  aus.  Nur  wo  es  sich  um  die  Achtserklärung  oder  die  Ent- 
setzung eines  Landesherm  handelte,  hatte  der  Reichsho&ath  bloss  die 
Instruktion  des  Verfahrens,  während  die  Entscheidung  dem  Reichs- 
tage vorbehalten  war.  Ueberhaup t  war  der  Reichstag  mannigfiEich 
berechtigt,  Gerichtsbarkeit  auszuüben ;  ja,  es  gab  Fälle,  wo  die  Ge- 
setze selbst  die  Verweisung  einer  Sache  an  den  Reichstag  vorschrie- 
ben (bei  der  itio  in  partes  der  beiden  Religionsparteien  in  den 
Reichsgerichten,  bei  der  Nothwendigkeit  einer  authentischen  Inter- 
pretation der  Reichsgesetze).  Noch  bedenklicher  war  die  Kabinets- 
justiz,  welche  der  Kaiser  durch  das  »votum  ad  imperatorem«  beim 
Reichshofrathe  üben  konnte  (B.  I.  S.  6 1 ).  Auch  war  der  Dualismus  der 
beiden  nebeneinander  stehenden  Reichsgerichte  ein  entschiedener 
Uebelstand.  Dagegen  war  es  wichtig,  dass  die  Reichsgerichte  nicht 
bloss  auf  rein  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  beschränkt  waren, 
sondern  auch  eine  weitgehende  Zuständigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
öffentlichen  Rechts  besassen.  Fürstliche  Successionssachen,  Ver- 
fassungsstreitigkeiten zwischen  Landesherm  und  Landständen  ge- 
hörten unzweifelhaft  vor  die  Reichsgerichte.  Ja,  trotz  mancher 
Erschwerungen,  blieb  es  bis  zum  Ende  des  Reiches  anerkannt,  dass 
aucti  Klagen  der  Unterthanen  und  Landstände  wegen  Missbrauchs 
der  landesherrlichen  Gewalt  an  die  Reichsgerichte  gebracht  werden 
konnten.  Die  deutschen  Reichsgerichte  übten  daher,  ähnlich  wie 
die  englischen  Reichsgerichte,  die  oberste  Rechtskontrolle  der  Ver- 
waltung aus,  sie  waren  zugleich  Verwaltungsgerichte  oberster  Instanx 
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(B.  I.  S.  636) .  Die  Deutschen  sahen  daher  mit  einem  gewissen  Stolze 
auf  ihre  Beichsgerichte,  insbesondere  das  Reichskammergericht  hin 
und  bezeichneten  dasselbe  häufig  als  »das  Palladium  der  deutschen 
Reichsverfassungtr.  Es  wurde  daher  ernstlich  betrauert,  dass  diese 
ehrwürdige  Institution  mit  dem  Zusammenbruche  des  Reiches  ihre 
Endschaft  erreichte. 

§291. 
2)  Die  Zwif  cheuelt  def  de«tf  eben  Bvndef  K 

Keine  Zeit  war  der  Entwickelung  des  Rechtsstaates  ungünstiger 
als  die  des  Rheinbundes.  Aber,  sogleich  nach  der  Abschüttelung 
der  Fremdherrschaft,  erwachte  in  Deutschland  wie  von  selber  der 
im  geschichtlichen  Bewusstsein  des  deutschen  Volkes  begründete 
Gedanke  an  ein  oberstes  Reichs-  oder  Bundesgericht.  Solange 
die  bimdesstaatlichen  Ideen  bei  den  Berathungen  des 'Wiener  Kon- 
gresses vorwalteten,  verlangte  man  folgerichtiger  Weise  ein  Bun- 
desgericht, wobei  man  anfangs  sogar  an  einen  obersten  deutschen 
Gerichtshof  dachte,  welcher,  nach  Vorbild  des  Reichskammerge- 
richtes, auch  in  Civilsachen  oberste  Instanz  sein  sollte,  wie  ja  auch 
schon  der  Gedanke  an  ein  allgemeines  deutsches  Civilgesetzbuch  in 
den  preussischen  Entwürfen  auftauchte.  Vor  allem  aber  wollten 
Preussen  und  die  ihm  gesinnungsverwandten  Regierungen  den 
Rechtsschutz  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts  erneut  wissen: 
»dass  in  Fällen,  wo  ein  Individuum,  ein  einzelner  Unterthan  oder 
mindestens  die  Stände  eines  Landes  Beschwerde  über  eine  vom 
Landesherm  begangene  Verletzung  der  in  der  allgemeinen  Landes- 
verfassung festgesetzten  Grundsätze  zu  führen  haben,  diese  Be- 
schwerden der  Erörtenmg  und  Entscheidung  eines  Bundesgerichtes 
zu  übergeben  seien«.  In  allen  diesen  Vorschlägen  übte  das  Vorbild 
der  alten  Reichsgerichte  seinen  Einfluss.  (Man  verlangte  Präsenta- 
tion der  Beisitzer  durch  die  einzelnen  Bundesfürsten ,  Prüfung  und 
Ernennung  durch  das  Gericht,  Reichsunmittelbarkeit  derselben 
u.  s.  w.) .  Gerade  deshalb  erklärten  sich  Bayern  und  Württemberg 
dagegen,  weil  sie  jede  bundesstaatliche  Unterordnung  zurückwiesen: 
»Die  Errichtung  eines  Bundesgerichtes  sei  unzulässig,  ein  solches 
müsse  unter  anderem  Namen  den  Reichshofrath  und  das  Reiehs- 
kammergericht  wieder  herbeifuhren«.  Bekanntlich  siegten  zuletzt  die 
rheinbündnerischen  Anschauungen ;  der  lockere  Staatenbund  hatte 

1  Klub  er,  Verhandlungen  des  Wiener  Kongresses  B.  II.  H.  Z  öp  fl  a.  a,  O. 
B.  IL  §  153  C 
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für  ein  Bundesgericht  keinen  Baum.  Für  die  Streitigkeiten  der  ein- 
zelnen Bundesstaaten  untereinander  wurde  eine  sog.  »wohlgeordnete 
Austrägalinstanzff  eingesetzt,  wodurch  für  die  Aufrechthaltang  des 
Landfriedens  unter  den  deutschen  Staaten  nothdürftig  gesorgt  wuide 
(§  48).  Die  einst  von  Preussen  so  lebhaft  befürwortete  Bundesge- 
richtsbarkeit  zur  Yertheidigung  der  verfassungsmässigen  Rechte  der 
Unterthanen  kam  nicht  zu  Stande,  obgleich  man  preussischer  Seits 
erklärt  hatte:  j^Unleugbar  sei  es,  dass,  wenn  es  der  künftigen  Verfas- 
sung an  einem  Bundesgerichte  fehle,  man  nie  die  XJebeizeugang 
werde  aufheben  können,  dass  dem  Rechtsgebäude  in  Deutschland 
der  letzte  und  nothwendigste  Schlussstein  fehle«.  Aber  auch  für  die 
ordentliche  Rechtspflege  klaflle  seit  1806  eine  tiefe  Lücke.  Wohl 
hatten  die  grösseren  Staaten,  welche  das  privil.  de  non  appeUando 
erlangt  hatten,  in  ihren  Oberappellationsgerichten  längst  ein  Surro- 
gat für  die  Gerichtsbarkeit  der  Reichsgerichte  geschaffen;  die  klei- 
neren Staaten  entbehrten,  seit  Wegfall  der  Reichsgerichte,  solcher 
höchster  Gerichtshöfe.  Da  man  aber,  nach  der  damaligen  Auflas- 
sung, das  Recht  der  drei  Instanzen  geradezu  als  ein  Grundrecht  der 
Unterthanen  betrachtete,  so  traf  Artikel  12  der  Bundesakte  die  Be- 
stimmung, »dass  in  allen  diesen  kleineren  Staaten  gemeinsame  oberste 
Gerichtshöfe  errichtet  werden  sollten,  bei  denen  das  alte  Recht  der 
Aktenversendung  beizubehalten  sei«.  In  der  Wiener  Schlussakte  vom 
15.  Mai  1820  Artikel  27  wurde  der  Bundesversammlung  noch  das 
oben  erwähnte  Recht  gegeben,  wegen  verweigerter  Justiz  in  den 
Einzelstaaten  einzuschreiten.  Weiter  ist  man  zu  Zeiten  des  deut- 
schen Bundes  in  der  Herstellui^  eines  Rechtsschutzes  von  Bandes- 
wegen nie  gekommen,  obgleich  das  Bedürfhiss  dazu  sich  oft  genng 
fühlbar  machte.  Daher  stand  unter  den  Anforderungen  des  deut- 
schen Volkes  im  Jahre  1848  die  Errichtung  eines  Reichsgerichtes 
obenan.  In  allen  damaligen  Verfassungsentwürfen  ist  ein  sokhes 
enthalten  und  seine  Nothwendigkeit  motivirt.  Während  man  aber 
damals  nicht  daran  dachte,  eine  oberste  Instanz  für  bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten  zu  schaffen,  stattete  man  das  neu  zu  errichtende 
Reichsgericht  mit  weitgehenden  staatsrechtlichen  Kompetenzen  aus. 
Darin  stimmen  der  Entwurf  der  17  Vertrauensmänner  vom  26.  April 
1848  §§  22—24,  der  Reichsverfassungsentwurf  vom  28.  Mär«  1849 
der  Verfassungsentwurf  des  Dreikönigsbündnisses  vom  Mai  1849 
überein.  Zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichts  sollten  gehören: 
Klagen  eines  Einzelstaates  gegen  die  Reich^ewalt  wegen  Ver- 
letzung der  Reichsverfassung   durch  Erlass   von  Reichsgesetsen 
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und  durch  Maassregeln  der  Reichsregierung,  sowie  Klagen  der 
Reichsgewalt  gegen  die  Einzelstaaten  wegen  Verletzung  der  Reichs- 
Verfassung;  alle  Streitigkeiten  zwischen  den  deutschen  Staaten 
untereinander,  Streitigkeiten  über  Thronfolge,  Regierungsfähigkeit 
und  Regentschaft,  zwischen  der  Regierung  eines  Einzelstaates  und 
dessen  Volksvertretung  über  die  Gültigkeit  und  Ausl^ung  der 
Landesverfassung,  Klagen  der  Angehörigen  eines  Einzelstaates  gegen 
die  Regierung  desselben  wegen  Aufhebung  oder  verfassungswidriger 
Veränderung  der  Landesverfassung,  Klagen  deutscher  Staatsbürger 
wegen  Verletzung  der  durch  die  Reichsverfassung  ihnen  gewährten 
Rechte,  Beschwerden  wegen  verweigerter  oder  gehemmter  Rechts- 
pflege, Strafgerichtsbarkeit  über  die  Anklagen  gegen  die  Reichs- 
minister,  sowie  gegen  die  Minister  der  Einzelstaaten,  insofern  sie 
die  ministerielle  Verantwortlichkeit  betreffen,  Strafgerichtsbarkeit 
in  den  Fällen  des  Hoch-  und  Landesverrathes  gegen  das  Reich, 
Ellagen  gegen  den  Reichsfiskus,  Klagen  gegen  deutsche  Staaten, 
wenn  die  Verpflichtung,  Ansprüchen  Genüge  zu  leisten,  zwischen 
mehreren  Staaten  streitig  ist,  sowie  wenn  die  gemeinschaftliche  Ver- 
pflichtung gegen  mehrere  Staaten  in  einer  Klage  geltend  gemacht 
wird.  Solche  hervorragende  Befugnisse  wollte  besonders  die  preussi- 
sche  Regierung  dem  Bundes- oder  Reichsgericht  im  Jahre  1849  ein- 
räumen. Mit  dem  Scheitern  aller  dieser  Reformpläne  Verschwand 
auch  der  Gedanke  eines  Bundesgerichtes  für  lange  von  der  ofßciellen 
Tagesordnung. 

§292. 
3)  WiederherstsUiuig  eines  detttschen  Reichf  gerlchtes  ^ 

Bei  dem  hohen  Werthe,  welchen  die  preussische  Regierung  zu 
allen  Zeiten,  vor  allem  noch  im  Jahre  1849,  auf  die  Herstellung 
eines  Bundesgerichtes  gelegt  hatte,  war  es  auffallend,  dass  der  den 
verbündeten  Regierungen  vorgelegte  Verfassungsentwurf  des  nord- 
deutschen Bundes  nicht  ein  Wort  über  ein  Bundesgericht  enthielt. 
Diese  Lücke  wurde  auch  in  der  definitiven  norddeutschen  Bundes- 
verfassung nicht  ausgefüllt.  Die  dem  Oberappellationsgerichte  zu 
Lübeck  übertragene  Gerichtsbarkeit  bei  Unternehmungen  gegen 
den  Bund,  welche  sich  als  Hoch-  und  Landesverrath  charakterisir- 
ten,  trat  nie  ins  Leben.  Kurz  dem  norddeutschen  Bunde 
fehlte  es  anfangs  an  jeder  eigenen  richterlichen  In- 
stanz.  Die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  stand  ledig- 

*  VergL  besonders  L.  Haus  er,  Die  deutsche  Gerichtsverfassung.  1879. 
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lieh  den  Einzelstaaten  zu.  Da  die Beichsjustizgebuiig  gleich 
von  Anfang  an  auch  das  Obligationenrecht,  Strafrecht,  Handels- 
und  Wechselrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren  mit  um- 
fasste,  mussten  die  Landesgerichte  allerdings  ihre  Gerichtsbarkeit 
nach  den  Vorschriften  der  Reichsgesetze  ausüben ;  immerhin  wären 
sie  aber  die  alleinigen  Träger  der  Gerichtsbarkeit,  welche 
sie  mit  der  Reichsgewalt  nicht  theilten.  Eine  tiefgreifende  Verände- 
rung erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1869,  wodurch  das 
Oberhandelsgericht  ins  Xioben  gerufen  wurde.  Dadurch  ging  ein 
wichtiges  Hoheitsrecht  von  den  Einzelstaaten  theilweise  auf  den 
Bund  über,  welcher  von  nun  an,  in  gewissen  privatrechtlichen  Strei- 
tigkeiten, durch  ein  eigenes  Gericht  im  Namen  des  Bundes  ent- 
schied. Man  hat  darüber  gestritten,  ob  in  diesem  Gesetze,  welches 
einen  Theil  der  Gerichtsbarkeit  auf  den  Bund  übertri]^,  eine  Ver- 
fassungsänderung  gelegen  habe.  Letzteres  muss  bejaht  werden. 
Jedenfalls  ist  dieselbe  aber  verfassungsmässig  beschlossen,  indem 
im  Bundesrathe  mehr  als  zwei  Drittel  der  vertretenen  Stimmen  sich 
dafür  aussprachen.  Diese  eigene  Gerichtsbarkeit  des  Reiches  fand 
eine  bedeutende  Erweiterung  durch  die  Gründung  des  deutschen 
Reichsgerichtes,  welches  sei  dem  1.  Oktober  1879  an  die  Stelle  des 
Oberhandelsgerichtes  trat.  Durch  dieses  Gesetz  ist  auf  das  deutsche 
Reichsgericht  die  höchste  Gerichtsbarkeit  in  büi^erlichen  Streitig- 
keiten und  Strafsachen  übertragen,  während  seitdem  die  Gerichte 
der  Einzelstaaten  nur  eine  der  Reichsgerichtsbarkeit  untergeord- 
nete Gerichtsbarkeit  ausüben.  Eine  Ausnahme  macht  nur  Bayern. 
§  8  des  Einführungsgesetzes  zur  Gerichtsverfassung  bestimmt :  »Durch 
die  Gesetzgebung  eines  Bundesstaates,  in  welchem  mehrere  Ober- 
landesgerichte errichtet  werden ,  kann  die  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung der  zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  gehörenden  Ke- 
visionen  und  Beschwerden  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  einem 
obersten  Landesgericht  übertragen  werden«.  Da  nur  Preussen 
und  Bayern  mehrere  Oberlandesgerichte  besitzen  und  Preussen  auf 
seinen  obersten  Gerichtshof  verzichtet  hat,  so  war  Bayern  allein  in 
der  Lage,  die  grundsätzlich  zur  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes 
gehörigen  Revisions-  und  Beschwerdesachen  in  büi^erlichen  Rechts- 
streitigkeiten einem  obersten  Landesgerichte  zu  überweisen.  Von 
dieser  Befugniss  hat  auch  Bayern  Gebrauch  gemacht  und  so  ist 
Bayern  jetzt  der  einzige  Staat,  welcher  von  der  Gerichtsbarkeit  des 
obersten  Reichsgerichtes  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  exi- 
mirt  ist.   Das  einzige  Privilegium  de  non  appellando  im  heutigen 
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deutschen  Reiche.  So  findet;  auf  dem  ganzen  Gebiete  des  bürger- 
lichen und  peinlichen  Bechtes,  die  Gerichtsbarkeit  in  dem  obersten 
Reichsgerichte  ihren  Abschluss  und  zwar  in  weit  folgerichtigerer 
und  durchgreifenderer  Weise,  als  zu  Zeiten  des  älteren  deutschen 
Reiches;  dagegen  ist  die  den  Reichsgerichten  von  ehemals  zuste- 
hende, in  allen  früheren  Entwürfen  dem  zu  errichtenden  Bundesge- 
richte zugedachte  Zuständigkeit  in  staatsrechtlichen  Streitigkeiten 
dem  heutigen  Reichsgerichte  nicht  übertragen,  sondern  wird,  soweit 
eine  solche  überhaupt  stattfindet,  durch  den  Bundesrath^  bezw.  den 
Reichstag  ausgeübt  (§257  C). 

§293. 

n.  Allgemeine  Grundsätze  der  heutigen  Reichsjustiz  ^ 

Auch  heutzutage  üben  die  deutschen  Einzelstaaten,  wie  im 
ehemaligen  deutschen  Reiche,  ihre  Gerichtsbarkeit  kraft  eigenen 
Rechtes  und  im  eigenen  Namen  aus  (B.  I.  §  196.  S.  551  ff.) ;  aber  sie 
sind  bei  der  Ausübung  derselben  an  die  von  der  Reichsgewalt  aus- 
gehenden Vorschriften  gebunden.  Letztere  hat  gerade  auf  diesem 
Gebiete  von  ihrem  Gesetzgebungsrechte  in  ausgiebigster  Weise 
Gebrauch  gemacht,  indem  sie  das  gerichtliche  Verfahren  mit  Ein- 
schluss  der  Gerichtsverfassung  in  seinen  Grundzügen  gesetzlich 
geregelt  hat.  Schon  zu  Zeiten  des  norddeutschen  Bundes  waren 
umfangreiche  Vorarbeiten  zur  Abfassung  einer  Civilprocessord- 
nung  gemacht  worden,  welche  an  den  sog.  hannoverschen  Entwurf 
und  einen  preussischen  Entwurf  von  1864  anknüpften;  dieselben 
traten  dann  mit  dem  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  eine  neue 
Phase  und  führten  endlich  zur  Verkündigung  der  Civilprocessord- 
nung  nebst  Einführungsgesetz  vom  30.  Januar  1877  (Reichsgesetz- 
blatt 83).  Nach  Feststellung  des  materiellen  Strafrechtes  durch  das 
Stra%esetzbuch  für  den  norddeutschen  Bund  vom  31.  Mai  1870, 
jetzt  Reichsstrafgesetzbuch  vom  15.  Mai  1871  (neu  veröffentlicht  am 
26.  Februar  1876)  wurde  auch  eine  Strafprocessordnung  in 
Angriff  genommen,  welche,  nach  verschiedenen  Umarbeitungen,  am 
1.  Februar  1877  nebst  Eiuführungsgesetz  (Reichsgesetzblatt  S.  253) 
verkündigt  wurde.    Jede  Processordnung  setzt  aber  eine  entspre- 

1  G.  Meyer  §§170— 175.  v. Rönne,  Deutsches  Staatsrecht B.  IL  2.  §1—90. 
Lab  and,  Deutsches  Staatsrecht  B.  III.  2.  §  96—106.  D  er  selb  e  bei  Marquard- 
sen  §17.  S.  174.  Zorn  B.  II,  B.  X.  S.  364  ff.  John  in  v.  Holtzendorff's 
Bechtslex.  IL  S.  104 — 1 13 :  Gerichtsverfassung.  H  a  u  s  e  r,  Die  Gerichtsverfassung 
1879. 
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chende  Oi^anisation  der  Gerichte  voraus,  daher  musste  zu  beiden 
Processordnungen  ein  Gerichts  Verfassungsgesetz  treten,  wel- 
ches nebst  Einführungsgesetz  am  27.  Januar  1877  erlassen  worden 
ist.  Dasselbe  umfasst  gleichmässig  die  Organisation  der  bürgerlichen 
und  peinlichen  Gerichte,  welche  durchweg  zu  denselben  Behörden 
verbunden  sind.   Diese  drei  grossen  Gesetze  sollten  am  1.  Oktober 
1879  im  ganzen  Umfange  des  Beichs  ins  Leben' treten,  wie  dies 
auch  wirklich  geschehen  ist.   Dazu  traten  noch  einige  andere  er- 
gänzende Gesetze:  die  Konkursordnung  vom  10.  Februar  1877,  die 
Bechtsanwaltsordnung  vom  1.  Juli  1878,  das  Gerichtskostengesetz 
vom  18.  Juni  1878,  Gebührenordnung  für  die  Gerichtsvollzieher 
vom  24.  Juni  1878.  Mit  diesen  grossen  Justis^esetzen  hat  die  reichs- 
gesetzliche Ordnung  der  Gerichtsverfassung  und  des  Verfahrens  vor- 
läufig ihren  Abschluss  erreicht.   Wie  oben  bereits  erwähnt,  hat  die 
Beichsgesetzgebung  nur  die  Gnindzüge  der  Gerichtseinrichtungen 
festgestellt,  das  Detail  den  Einzelstaaten  überlassen.   Unzweifelhaft 
sind  die  deutschen  Gerichte  auch  heutzutage  noch,  wenn  auch  auf 
Grund  eines  Beichsgesetzes  geschaffene  Behörden  der  Einzel- 
staaten, die  Bichter  sind  Landes-,  nicht  Beichsbeamte. 
Eine   Ausnahme  macht  nur  das   unter  Nr.  III  zu  besprechende 
Beichsgericht.   Auch  werden  die  Kosten  der  Gerichtsbarkeit  mit 
Ausnahme  der  für  das  Beichsgericht  erforderlichen ,  von  den  Ein- 
zelstaaten getragen,   in   deren  Kassen   aber   auch   die  Gebühren 
fliessen,  welche  durch  ein  Beichsgesetz  festgestellt  sind;  dagegen 
werden  die  Kosten  der  Justiz,  welche  aus  der  Staatskasse  zu  leisten 
sind,  z.  B.  die  Gehalte  der  Bichter  und  der  Gerichtsbeamten,  lan- 
desrechtlich normirt.    Auch  bezieht  sich  die  reichsgerichtUche 
Begelung  der  Justiz,  nur  auf  die  ordentliche  streitige  Ge- 
richtsbarkeit in  bürgerlichen  und  peinlichen  Sachen; 
die  Ordnung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  der  Verwaltungs- 
rechtspflege ist  lediglich  der  einzelstaatUchen  Gesetzgebung  zuge- 
wiesen.   Abgesehen  von  einzelnen  bestimmten  Punkten  hat  auch 
die  Beichsgesetzgebung  den  Einzelstaaten  überlassen,  die  Linie  zu 
ziehen ,  welche  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  gegen 
andere  Funktionen  der  Staatsgewalt,  besonders  die  Verwaltimg  und 
die  Verwaltungsgerichtsbarkeit,  abgrenzt.  Bei  der  grossen  Verschie- 
denheit der  einzelnen  Landesgesetzgebungen  erschien  es  unmöglich, 
die  Grenzen  zwischen  Justiz  und  Verwaltung  reichsgesetzlich  näher 
zu  regeln.   (Endemann  a.  a.  O.  I  S.  57.)  Das  ist  der  Sinn  von  §  13 
des  Gerichtsverfassungsgesetzes:   »Vor  die   ordentlichen  Gerichte 


Digitized  by  VjOOQ IC 


6.  Von  der  Reichsjustis.  137 

gehören  alle  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  und  Strafsachen,  für 
welche  nicht  entweder  die  Zuständigkeit  von  Verwaltungsbehörden 
oder  Yerwaltungsgerichten^ begründet  ist  oder  reichsgesetzlich  be- 
sondereGerichte  bestellt  oder  zugelassen  sindtr.  Letzteres  steht 
nur  dem  Beiehe  zu,  indem  es  entweder  besondere  Gerichte 
selbst  bestellt  (Militärgerichte,.  Konsulargerichte)  oder  zulässt, 
d.  h.  den  Einzelstaaten  erlaubt,  für  gei^sse  Streitigkeiten,  anstatt 
der  regelmässigen  durch  das  Gerichtsverfassungsgesetz  vorgeschrie- 
bene Gerichte,  besondere  Gerichte  herzustellen.  Diese  Befiigniss 
steht  aber  den  Einzelstaaten  nur  in  den  eng^n,  durch  die  Reichsge- 
setsgebung  gezogenen  Grenzen  zu ;  §  14  zählt  auf:  Rheinschiffahrts- 
und  Elbzollgerichte,  Agrargerichte,  Gemeinde-  und  Gewerbege- 
richte. 

Das  ganze  Bundesgebiet  bildet  ein  einheitliches  Gebiet 
in  Betreff  der  Rechtspflege,  wo  zwischen  Inland  und 
Ausland  nicht  mehr  unterschieden  wird.  Die  norddeut- 
sche Bundesverfassung  Artikel  4  Nr.  1 1  erstreckte  die  Bundesge- 
setsgebung  nur  »auf  die  Bestimmungen  über  die  wechselseitige 
Vollstreckung  von  Erkenntnissen  in  Civilsachen  und  Erledigung 
von  Requisitionen  überhaupt«.  Weiter  ging  das  norddeutsche  Gesetz 
über  die  Gewährung  der  Rechtshülfe  vom  21.  Juni  1869  (Gesetz- 
blatt S.  305  ff.),  welches  bereits  den  Grundsatz  aussprach,  dass  alle 
Gerichte  des  Bundesgebietes  sich  in  bürgerlichen  und  peinlichen 
Sachen  gegenseitig  Rechtshülfe  zu  leisten  haben,  ohne  dass  es  einen 
Unterschied  macht,  ob  das  ersuchende  und  das  ersuchte  Gericht 
demselben  Bundesstaate  oder  ob  sie  verschiedenen  Bundesstaaten 
angehören.  Die  Geltung  dieses  Gesetzes  wurde  durch  Staatsverträge 
auf  Baden  und  Süd-Hessen,  bei  Gründung  des  deutschen  Reiches 
auf  das  ganze  Reichsgebiet  ausgedehnt.  Die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  sind  aber,  mit  Einführung  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
und  der  Reichsprocessgesetze,  theils  überflüssig  geworden,  theils  in 
die  Reichsjustizgesetze  aufgenommen  wurden,  welche  jetzt  auch  für 
die  Rechtshülfe,  auf  dem  Gebiete  der  ordentlichen  streitigen  Ge- 
richtsbarkeit, die  praktisch  anwendbaren  Normen  enthalten. 

Da  alle  deutschen  Gerichte  als  Glieder  eines  einheitlichen 
Organismus  gelten,  so  erstreckt  sich  die  Gerichtsbarkeit  jedes  der- 
selben auf  das  ganze  Bundesgebiet  und  alle  in  demselben  befind- 
lichen Personen.  Alle  ürtheile,  Entscheidui^n  und  Verfugungen 
sind  für  das  ganze  Reich  wirksam ,  als  wären  sie  von  den  eigenen 
Landesgerichten  ausgegangen.  Jedes  deutsche  Gericht  kann  an  alle 
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im  deutschen  Reiche  befindlichen  Personen  richterliche  Befehle 
erlassen;  d^egen  darf  kein  Gericht  Amtshandlungen  ausserhalb 
seines  Sprengeis  vornehmen;»  daau  bedarf  es  der  Rechtshülfe 
des  dort  zuständigen  Gerichtes.*  Eine  Ausnahme  tritt  nur  ein^  wenn 
das  zuständige  Gericht  seine  Zustimmung  zur  Vornahme  der  ge- 
richtlichen Handlung  ertheilt  oder  wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist* 
Im  letzteren  Falle  sind  die  Sicherheitsbeamten  eines  Bundesstaates 
ermächtigt;  die  Verfolgung  eines  Flüchtigen  auf  dem  Gebiete  eines 
anderen  Bundesstaates  fortzusetzen  und  die  Flüchtigen  daselbst  zu 
ergreifen,  doch  muss  der  Ei^ffene  unverzüglich  an  das  nächste 
Gericht  oder  die  nächste  Polizeibehörde  des  Bundesstaates,  in  wel- 
chem er  ergriffen  worden  ist,  abgeliefert  werden.  Das  Gesuch  um 
Rechtshülfe  geht  stets  an  das  Amtsgericht,  in  dessen  Bezirke  die 
Amtshandlung  vorgenommen  werden  soll. 

Alle  von  einem  deutschen  Gerichte  rechtskräftig  erkannten 
Strafen  sind  überall  in  Deutschland  vollstreckbar;  doch  hat  der- 
jenige Staat,  in  welchem  der  Delinquent  sich  befindet,  nur  dann  die 
Vollstreckung  zu  übernehmen,  wenn  die  erkannte  Freiheitsstrafe 
die  Dauer  von  sechs  Wochen  nicht  übersteigt;  Strafen  von  längerer 
Dauer  zu  vollstrecken,  ist  er  reichsgesetzlich  nicht  verpflichtet,  er 
kann  statt  der  Selbstvollstreckung  die  Auslieferung  des  Verurtheil- 
ten  an  das  ersuchende  Gericht  bewirken.  Die  Bundesstaaten  haben 
sich  diese  Rechtshülfe  unentgeltlich  zu  leisten,  nur  die  baaren 
Auslagen,  welche  durch  die  Ablieferung  oder  Vollstreckung  verur- 
sacht werden ,  sind  zu  ersetzen ,  wenn  das  ersuchende  und  das  er- 
suchte Gericht  verschiedenen  Einzelstaaten  angehören.  Sonst  findet 
zwischen  den  Angehörigen  des  eigenen  oder  eines  anderen  deut- 
schen Staates,  zwischen  dem  eigenen  Staatsgebiet  und  dem  eines 
anderen  Einzelstaates  im  Bereiche  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit 
kein  Unterschied  mehr  statt.  Auch  die  staatsbüi^erUche  Pflicht 
zum  Gerichtsdienste,  d.  h.  als  Geschwomer  oder  Schöffe  bei  der 
Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  thätig  zu  werden,  erstreckt  sich  auf  das 
ganze  Reich.  Jeder  Deutsche,  auch  wenn  er  einem  anderen  Bundes- 
staate angehört,  ist  überall  im  Reichsgebiet,  wo  er  seinen  Wohnort 
hat,  zur  Annahme  und  Ausübung  dieser  öffentlichen  Aemter  vei^ 
pflichtet.  Es  giebt  auch  in  dieser  Beziehung  kein  Inland  und  Aus- 
land mehr,  Deutschland  erscheint,  auf  dem  Gebiete  der 
Gerichtsbarkeit,  wie  ein  einheitliches  Staatsgebiet. 
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§294. 

m.  Die  eigene  Gerichtsbarkeit  des  Reiches  durch  das 
Beichsgeripht  K 

Alle  bisher  beschriebenen  deutschen  Gerichte  sindLan^es- 
gerichte,  so  die  Amtsgerichte  mit  den  bei  ihnen  gebildeten 
Schöffengerichten,  die  Landgerichte  mit  ihren  Civil-  und  Strafkam- 
mern, ihren  Kammern  für  Handelesachen  und  den  bei  ihnen  gebil- 
deten Schwurgerichten,  endlich  auch  die  Oberlandesgerichte.  Die 
vom  Reiche  selbst  geübte  Gerichtsbarkeit  concentrirt  sich  in  Einem 
Gerichtshofe,  dem  Reichsgericht  zu  Leipzig.  Dies  ist  nicht 
ein  gemeinsames  Gericht  der  Einzelstaaten  ,J  wie  einzelne  Oberlan- 
desgerichte, gemeinsame  Gerichte  mehrerer  Staaten  sind,  sondern 
ein  einheitliches  Reichsgericht,  in  welchen  die  obei'ste 
Gerichtsbarkeit  des  Reiches  ihren  Ausdruck  findet.  Als  ober- 
stes Gericht  spricht  das  Reichsgericht  stets  in  letzter  Instanz; 
mag  dies  in  erster,  zweiter  oder  dritter  Listanz  geschehen.  Das 
Reichsgericht  übt  die  dem  Reiche  zustehende  Gerichtsbarkeit  in 
dem  Umfange  aus,  welcher  ihm  durch  die  Reichsgesetze  gestattet 
ist,  ebenso  unter  Beobachtung  des  ihm  reichsgesetzlich  vorgeschrie- 
benen Verfahrens.  Die  Zusammensetzung  und  Zuständigkeit  der- 
selben ist  im  wesentlichen  durch  das  Reichsgerichtsverfassungsgesetz 
festgestellt.  Das  Reichsgericht  wird  mit  einem  Präsidenten,  und  der 
.  erforderlichen  Anzahl  von  Senatspräsidenten  und  Räthen  besetzt, 
welche  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  Bundesrathes 
ernannt  werden.  Ein  Präsentationsrecht  der  einzelnen 
Staaten,  wie  beim  ehemaligen  Reichskammergericht,  nach  einem 
bestimmten  Schema,  findet  nicht  statt.  Thatsächlich  mag  auf 
die  Vertretung  der  einzelnen  Staaten  und  Rechtsgebiete  gebührende 
Rücksicht  genommen  werden,  rechtlich  findet  kein  Unterschied 
zwischen  den  Angehörigen  der  einzelnen  Staaten,  ebensowenig  eine 
Vertheilung  der  Stellen  unter  dieselben  statt.  Zu  Mitgliedern  des 
Reichsgerichtes  dürfen  nur  solche  Personen  ernannt  werden,  welche 
nach  den  §§  2.  4.  5  überhaupt  zum  Richteramt  befähigt  sind  und 
das  35.  Jahr  erreicht  haben. 

Sämmtliche  Mitglieder  des  Reichsgerichtes  sind 
Reichsbeamte,  ihr  einziger  Dienstherr  ist  der  Kaiser. 

1  Planck  in  den  preuss.  Jahrb.  B.  XXXI.  8.  335.  Unter  den  werthyollen 
Artikeln  von  Jo  hn  über  Gerichtsverfassung  ist  besonders  hervorzuheben  der  Ar- 
tikel: Reichsgericht  in  v.  Holtzendorff's  Rechtslex.  B.  III.  S.  386  ff. 
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Die  Besoldimg  der  Mitglieder  erfolgt  aus  der  Reiehskasse ;  reichfi- 
gesetzlich  sind  auch  die  Pensionsverhältnisse  derselben  festgestellt 
und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  die  Voraussetzungen  des  Eintritts  der 
Pensionirung,  wie  auch  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  Ruhegehaltes. 
(§§  130  und  131  des  Reichsgerichtsverfassungsgesetzes.) 

Die  allgemeinen  Garantien ,  welche  das  Reichsgerichtsyerfa^ 
sungsgesetz  für  die  Unabhängigkeit  aller  Gerichte  und  Richter  fest- 
gestellt hat,  sind  fiir  die  Mitglieder  des  Reichtsgerichtes  wesentlich 
erhöht.  Während  bei  den  Landgerichten  und  Oberlandesgerichten^ 
unter  gewissen  reichsgesetzlichen  Beschränkungen,  auf  den  Antrag 
des  Präsidiums,  durch  die  Landesjustizrerwaltung,  Hülferichtei 
zugezogen  werden  dürfen,  ist  dies  für  das  Reichsgericht  absolut  un- 
zulässig (§134}.  Zwar  sind  alle  Richter  lebenslänglich  angestellt  und 
somit  unabsetzbar  und  gegen  ihren  WUlen  nicht  einmal  versetzbar 
(B.  I.  S.  558) ;  dagegen  unterliegen  die  bei  den  Landes^erichten  ange- 
stellten Richter  einem  Disciplinarverfahren,  wie  dies  nach  den  Ge- 
setzen der  Einzelstaaten  auch  für  reichliche  Beamte  eingeführt  ist 
Alle  derartige  Disciplinarmaassregeln  gegen  die  Mitglieder  des 
Reichsgerichtes  sind  ausgeschlossen.  Das  Reichsgerichtsverfas- 
sungsgesetz  beschränkt  sich  darauf,  Vorschriften  darüber  zu  treffen, 
unter  welchen  Voraussetzungen  ein  Mitglied  des  Reichsgerichtes 
seines  Amtes  und  Gehaltes  für  verlustig  erklärt  und  wann  eine  vor- 
läufige Enthebung  desselben  von  seinem  Amte  stattfinden  kann 
(§§  128  und  1291. 

Die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes  bezieht  sich  auf  bürger- 
liche und  peinliche  Sachen. 

A)  Zuständigkeit  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten. 

Abgesehen  von  den  später  zu  besprechenden  Rechtsmitteln 
gegen  die  richterlichen  Entscheidungen  der  deutschen  Konsuln  und 
Konsulargerichte  im  Auslande,  welche  beim  Reichsgerichte  einge- 
legt werden  können,  ist  das  Reichsgericht  zuständig  für  die  Ver- 
handlung und  Entscheidung  über  die  Rechtsmittel  der  Revision 
gegen  die  Endurtheile  der  Oberlandesgerichte  und  der  Beschwer- 
den gegen  Entscheidungen  der  Oberlandesgerichte.  Das  Reichs- 
gericht von  heute  ist  daher  nicht  Oberappellationsgericht,  wie  das 
Reichskammergericht  und  derReichshofrath  von  ehemals,  aber  auch 
kein  blosser  Kassationshof,  wie  er  in  Frankreich  besteht,  sondern  es 
ist  vor  allem  Revisionsgericht.  Das  Rechtsmittel  der  Revision 
ist  aber  mannigfach  beschränkt.  Es  findet  nur  statt  gegen  die  in  der 
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Berufungsinstanz  von  den  Oberlandesgerichten  ergangenen  Endur- 
theile,  auch  muss  der  Streitgegenstand  in  der  Regel  einen  Werth  von 
1500  Mark  haben  (Hevisionssumme).  Auch  liegt  selbstverständlich  im 
Begriffe  der  Revision,  dass  sie  nicht  auf  unrichtige  Feststellung  der 
Beurtheilung  des  Thatbestandes  gegründet  werden  kann,  sondern 
nur  auf  die  Behauptung,  dass  in  dem  angefochtenen  Erkenntnisse 
ein  Gresets  überhaupt  nicht  oder  unrichtig  angewendet  worden  sei, 
also  eine  Rechtsverletzung  vorliege.  Aber  auch  in  dieser  Bezie- 
hung findet  eine  eigenthümliche  Beschränkung  statt,  indem  §  5 1 1  der 
Reichscivilprocessordnung  bestimmt:  »Die  Revision  kann  nur  darauf 
gestützt  werden,  dass  die  Entscheidung  auf  Verletzung  eines  Reichs* 
gesetzes  oder  eines  Gresetzes,  dessen  Geltungsbereich  sich  über  den 
Bezirk  des  Berufungsgerichtes  hinaus  erstreckt,  beruhe«^.  (John, 
Ueber  die  Vorschrift  des  §  5 1 1  in  K  ehrendes  Zeitschr.  VII.  S.  1 6 1  ff.). 
Es  wird  also  hier  zwischen  Reichsgesetz  und  Landesgesetz  unter- 
schieden. Wegen  behaupteter  Verletzung  eines  Reichsgesetzes  ist 
das  Rechtsmittel  der  Revision  unbedingt  zulässig,  wegen  Verletzung 
eines  blossen  Landesgesetzes  in  der  Regel  nicht.  Eine  Ausnahme 
tritt  nur  ein,  wenn  sich  das  Gültigkeitsgebiet  desselben  auf  die 
Bezirke  mehrerer  Oberlandesgerichte  bezieht,  indem  auch  hier  die 
Rechtseinheit  durch  die  gleichmässigen  Entscheidungen  eines  ober- 
sten Gerichtshofes  gewahrt  werden  muss.  Die  in  §  51 1  angestellte 
Unterscheidung  hat  aber  nicht  durchweg  Geltung.  Nach  §  6  des  Ein- 
führungsgesetzes zur  Reichscivilprocessordnung  kann  mit  Zustim- 
noLung  des  Bundesrathes,  durch  kaiserliche  Verordnung,  nachträg- 
liche Genehmigung  des  Reichstages  vorbehalten,  verfügt  werden, 
dass  sowohl  die  Verletzung  bestimmter  in  der  Verordnung  zu  bezeich- 
nender Gesetze,  obwohl  sie  nur  für  Einen  Oberlandesgerichtsbezirk 
gelten,  dennoch  die  Revision  begründen,  wie  auch,  dass  die  Ver- 
letzung solcher  Gesetze ,  welche  in  mehr  als  einem  Oberlandesge- 
richtsbezirke gelten,  die  Revision  nicht  begründen  sollen.  (Ver- 
ordnung betr.  die  Begründung  der  Revision  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten vom  28.  September  1879.  Reichsgesetzblatt  S.  599). 
Wie  oben  erwähnt,  findet  die  Zuständigkeit  des  Reichsgerichtes,  als 
Revisionsgericht,  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  in  der  Regel 
für  Bayern  nicht  statt;  eine  Ausnahme  machen  diejenigen  Rechts- 
streitigkeiten, welche  früher  zur  Zuständigkeit  des  Oberhandelsge- 
richts gehörten  oder  welche  durch  besondere  Reichsgesetze  dem 
Reichsgerichte  überwiesen  worden. 
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B]  Zuständigkeit  in  peinlichen  Sachen: 

a)  In  erster  und  letzter  Instanz  ist  das  Reichsgericht  zuständig 
für  die  Untersuchung  und  Entscheidung  in  den  Fällen  des  Hoch-  und 
Landesverrathes,  insofern  diese  Verbrechen  gegen  Kaiser  oder  Reich 
gerichtet  sind.  Das  Reichsgericht  ist  hier  sowohl  Untersuchungs- 
ais Erkenntnisfi^ericht.  Als  Untersuchungsgericht  fungirt  der  eiste 
Strafsenat,  als  erkennendes  Gericht  der  vereinigte  zweite  und  dritte 
Strafsenat ; 

b)  in  zweiter  Instanz  bei  der  Verhandlung  und  Entscheidung 
über  das  Rechtsmittel  der  Revision  gegen  die  Urtheile  der  Schwur- 
gerichte; 

c)  in  zweiter  Instanz  für  die  Verhandlung  und  Entscheidung 
über  das  Rechtsmittel  der  Revision  gegen  erstinstanzliche  UrtheQe 
der  Strafkammern  der  Laadgerichte,  wenn  das  Rechtsmittel  der  Re- 
vision nicht  ausschliesslich  auf  Verletzung  einer  in  den  Landesge- 
setzen enthaltenen  Rechtsnorm  gestützt  wird.  Im  letzten  Falle  geht 
die  Revision  an  das  betreffende  Oberlandesgericht ,  da  es  nur  als 
Aufgabe  des  Reichsgerichtes  erscheint,  das  vom  Reiche  geschaffene 
Strafrecht  durch  einheitliche  Auslegung  und  Handhabung  sicher 
zu  stellen; 

d)  in  dritter  Instanz  ist  das  Reichsgericht  in  Strafiachen  aus- 
nahmsweise zuständig  in  einem  besonders  hervorgehobenen  Falle 
(Reichsstrai^rocessordnung  §  130  Absatz  t  Nr.  2]. 

Wenn  es  als  höchste  Aufgabe  des  Reichsgerichtes  erscheint,  die 
Rechtseinheit  durch  seine  Rechtsprechung  für  ganz  Deutschland 
zu  wahren,  so  fordern  doch  praktische  Gründe,  dass  die  Recht- 
sprechung, wie  bei  allen  grösseren  Kollegialgerichten,  nicht  im 
Plenum,  sondern  in  Senaten  erfolge.  Das  Reichsgericht  zerfallt 
daher  in  Civil-  und  Strafsenate,  welche  in  allen  Rechtsstreitigkeiten 
als  selbständige  Spruchbehörden  entscheiden.  Sollte  nun  ein  Senat 
anders  entscheiden,  als  ein  anderer  Senat  es  früher  gethan  hat,  so 
bestimmt  §  137  des  ReichsgerichtsverfEissungsgesetzes,  dass  die  ver- 
einigten Civil-  bezw.  Strafsenate  für  diesen  Fall,  gewissermaassen 
als  eine  höhere  Instanz  über  den  einzelnen  Senaten  zusanunentreten 
und  die  Entscheidung  treffen  sollen.  Diese  Befugniss  bezieht  sich 
aber  nur  auf  den  im  Gesetze  genau  bezeichneten  Fall,  nicht  auf  den 
Fall,  wo  ein  Senat  von  seiner  eigenen  früheren  Auffassung  abweicht 

Zur  Fassung  von  Plenarentscheidungen  und  von  Entscheidun- 
gen der  vereinigten  Civil-  oder  Strafsenate,  sowie  der  beiden  ver- 
einigten Strafsenate,  ist  die  Theilnahme  von  mindestens  zwei  Dritt- 
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theilen  aller  Mitglieder  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 
Die  Zahl  der  Mitglieder,  welche  eine  entscheidende  Stimme  führen, 
mnss  eine  unger  ad  e  sein.  Ist  die  Zahl  der  anwesenden  Mitglieder 
eine  gerade,  so  hat  deijenige  Rath,  welcher  zuletzt  ernannt  ist,  und 
bei  gleichem  Dienstalter,  welcher  der  Geburt  nach  der  jüngste  ist, 
oder  wenn  dieser  der  Berichterstatter  ist,  der  nächstälteste  kein 
Stimmrecht.  Die  Senate  entscheiden  in  der  Besetzung  von  sieben 
Mitgliedern  mit  Einschluss  des  Vorsitzenden.  Durch  Gesetz  vom 
1 1 .  April  1877  hat  das  Reichsgericht  seinen  Sitz  zu  Leipzig  erhalten. 
Deijenige  Staat,  in  welchem  das  Reichsgericht  seinen  Sitz  hat,  also 
das  Königreich  Sachsen,  darf  kein  oberstes  Landesgericht  errichten. 

Kraft  besonderer  Ueberweisung  entscheidet  das  Reichfi^ericht 
noch  in  einigen  anderen  Angelegenheiten,  in  bürgerlichen  Streitig- 
keiten und  Strafsachen,  so  in  Berufungen  gegen  Entscheidungen 
des  Patentamtes  wegen  der  Erklärung  der  Nichtigkeit  oder  der  Zu- 
rückziehung eines  Patentes,  in  Disciplinarsachen  der  Reichsbeamten, 
als  Disciplinarhof ,  für  die  Rechtsanwälte  als  Ehrengerichtshof,  in 
Streitigkeiten  zwischen  dem  Senat  und  der  Bürgerschaft  nach  der 
Hamburger  Verfassung  (B.  I.  S.  505).  Auch  in  denjenigen  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten,  für  welche  besondere  Gerichte  der  Ein- 
zeLstaaten  zugelassen  sind,  kann  die  Gerichtsbarkeit  letzter  Instanz 
auf  Antrag  des  betreflfenden  Einzelstaates,  durch  kaiserliche  Ver- 
ordnung, mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  auf  das  Reichsgericht 
übertragen  werden,  eine  Befugniss,  von  welcher  die  Einzelstaaten 
bereits  Gebrauch  gemacht  haben,  z.  B.  hinsichtlich  der  in  erster 
Instanz  entscheidenden  agrarischen  Gerichte  [Generalkommissio- 
nen) ,  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  des  Landes- 
herren und  der  landesherrlichen  Familien. 

Ueber  die  Gerichtsbarkeit  des  Reiches  in  Streitigkeiten  nicht 
privatrechtlicher  Natur  zwischen  verschiedenen  Bundesstaaten,  wel- 
che dem  Bundesrathe  zusteht,  über  die  Erledigung  von  Verfassimgs- 
streitigkeiten  in  den  Einzelstaaten  durch  Bundesrath  und  Reichstag 
ist  bereits  oben  bei  Besprechung  der  Funktionen  dieser  Organe  ge- 
handelt worden. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


144  n.  Von  den  Funktionen  der  Reiehsgeiralt. 

Drittes  Kapitel. 

Von  der  Verwaltung  des  Reiches. 

Erster  Titel. 
Von  der  Verwaltung  der  Reichsfinanzen^ 

§295. 
L  Gesohiohtliohe  Entwiokelung. 

So  unvollkommen  thatsäclilich  das  Finanzwesen  des  älteren 
deutschen  Reiches  war  (B.  I.  §  31  S.  63],  so  kam  doch  demselben,  als 
einem  wirklichen  Staate,  eine  wahre  Finanzgewalt  zu,  von  welcher 
es  freilich  nur  einen  sehr  geringen  Gebrauch  machte.  Das  Reich  war 
stets  als  selbständige  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  anerkannt 
Ja,  in  älteren  Zeiten  kannte  man  in  Deutschland  nur  einen  Reichs- 
fiskus, bis  mit  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  zu  einer  unter- 
geordneten Staatsgewalt  auch  ein  landesherrlicher  Fiskus  lur 
Anerkennung  gelangte.  (Häb erlin  a.  a.  O.  B.  II.  §  247.  S.  210.) 
Die  Natur  eines  zusammengesetzten  Staates ,  wozu  sich  das  Reich 
immer  mehr  entwickelte,  brachte  es  mit  sich,  dass  überall  in  Deutsch- 
land ein  doppelter  Fiskus,  ein  Reichs-  und  ein  Landesfiskus,  wie 
eine  doppelte  Finanzgewalt,  die  des  Reiches  und  der  Einzelstaaten, 
sich  gegenüberstanden. 

In  Betreff  der  Reichssteuern,  welche  nur  bei  ausserordent- 
lichen Gelegenheiten  ausgeschrieben  wurden,  gab  es  zwei  Systeme, 
das  des  gemeinen  Pfennigs  und  das  der  Römermonate;  nach 
dem  ersten  wendete  sich  das  Reich  unmittelbar  an  die  Unterthanen, 
nach  dem  zweiten  an  die  Reichsstände,  welche  nach  einer  bestimm- 
ten Matrikel  zu  den  Römermonaten  beigezogen  wurden,  wobei  ihnen 
das  Recht  blieb ,  dieselben  auf  ihre  Unterthanen  umzulegen  (B.  I. 
S.  64] .  Obgleich  das  System  des  gemeinen  Pfennigs  mehr  dem  staat- 
lichen, das  der  Römermonate  mehr  dem  föderativen  Charakter  des 


i  Die  aUgemeine  Literatur  der  Finanzwissenschafft^  insbesondere  des  Finani- 
rechtes  ist  angegeben  B.  I.  §  203  S.  574.  Das  Lehrbuch  der  Finanswissensehaft 
Th.  I  von  L.  y.  St  ein  ist  seitdem  (1885)  in  fünfter  Auflage  in  Töllig  umgearbeiteter 
Gestalt  erschienen  und  enthält  tiefeingehende  Erörterungen  über  die  staatsrecht- 
liche Seite  des  Finanzwesens.  Besonders  ist  auch  das  Finanzwesen  der  Staaten- 
systeme, namentlich  des  Bundesstaates  S.  65  fl".  darin  behandelt 
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Heichsverbandes  entsprach ,  waren  doch  beide  Arten  von  Abgaben 
keine  vertragsmässigen  Societätsbeiträge,  sondern  wurden  vom  Rei- 
che ,  kraft  seiner  Finanzgewalt,  als  Steuern  angeschrieben  und  er- 
hoben. Wenn  auch  das  Reich  die  Umlegung  der  Römermonate  auf 
die  Unterthanen  den  Reichsständen  überliess,  so  traf  doch  die 
Reichsgesetzgebung  zahlreiche  Bestimmungen,  über  die  Verpflich- 
tung der  Unterthanen,  zu  den  Römermonaten  und  zu  anderen  den 
Landesherren  obliegenden  Reichslasten  beizusteuern,  sodass  die  sonst 
mit  Steuerbewilligungsrecht  ausgestatteten  Landstände  diese  für  be- 
stimmte Reichszwecke  von  ihren  Landesherren  geforderten  Steuern 
bewilligen  mussten,  wie  auch  heutzutage  kein  Einzellandtag  die 
vom  Reich  ausgeschriebenen  Matrikularbeiträge  verweigern  darf.  So 
griff  auch  die  Reichsfinanzgewalt  in  das  Finanzrecht  der  einzelnen 
Territorien  hinein.  Obgleich  der  Kaiser  in  Betreff  der  Verwendung 
der  Römermonate  streng  an  deren  reichsgesetzliche  Zweckbestim- 
mung gebunden  war  und  darüber  dem  Reiche  Rechenschaft  ablegen 
musste,  so  fehlte  es  doch  an  jeder  geordneten  Finanzwirthschaft,  an 
jedem  einheitlichen  Reichshaushaltsplane,  an  jeder  Gesammtkon- 
troUe  des  Reichstages.  Bis  zu  seinem  Ende  kam  das  ältere  deutsche 
Reich,  obgleich  grundsätzlich  mit  einer  staatlichen  Finanzgewalt 
ausgestattet,  doch  nie  aus  der  planlosen  Finanzwirthschaft  des  Mit- 
teMters  heraus  (S.  65).  Ganz  anders  gestaltete  sich  das  Finanzrecht 
des  deutschen  Bundes i,  welchem  mit  dem  staatsrechtlichen 
Charakter  auch  die  staatliche  Finanzgewalt  und  die  selbständige  ver- 
mögensrechtliche Persönlichkeit  fehlte.  -Neben  dem  Fiskus  der  Ein- 
zelstaaten bestand  kein  Bundesfiskus.  Aber  der  Bund  hatte  seine 
Angaben  und  musste  deshalb  sich  auch  Einnahmen  beschaffen,  die 
nur  in  Beiträgen  der  Bundesglieder  bestehen  konnten.  Das  System 
der  Matrikularbeiträge  war  für  den  Bund  sogar  begrifflich  allein 
möglich.  Die  zur  Erfüllung  der  Bundeszwecke  und  Besorgung  der 
Bundesangelegenheiten  erforderlichen  Geldmittel  mussten  von  der 
Gesammtheit  der  Bundesglieder  übernommen  und  in  der  von  der 
Bundesversammlung  bestimmten  Weise  geleistet  werden.  Die  Ma- 
trikel vom  20.  August  1818  galt,  wie  einst  die  Wormser  Matrikel, 
sowohl  für  die  Mannschaftsstellung,  als  auch  für  die  Geldleistungen 


i  H.  Zöpfl,  Grundsätze  (V.  Aufl.)  B.  U.  §  483.  S.  678  ff.  H.  A  Zachariä, 
(in.  Aufl.)  Th.  n.  §  294  f[,  S.  838  ff.  Klüber,  Oeff.  Recht  §§  181. 196.  Eine  Zu- 
sammenstellung der  auf  die  Leistungen  für  den  Bund  bezüglichen  Bundesbe- 
Schlüsse  siehe  in  y.  M  ey  er,  Corp.  Const.  Oerm.  Heft  I,  XX.  S.  89. 
H.  Sc  halse,  Dentsohes  Staatsrecht.  II.  10 
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(Neueste  Matrikel  vom  26.  Januar  1860).  Nach  Artikel  52  der  Wie- 
ner Schlussakte  hat  die  Bundesversammlung:  »1)  den  Betrag  der 
gewöhnlichen  verfassungsmässigen  Ausgaben,  soweit  solches  im 
Allgemeinen  geschehen  kann,  festzusetzen;  2)  in  vorkommenden 
Fällen  die  zur  Ausführung  besonderer,  in  Hinsicht  auf  anerkannte 
Bundeszwecke  gefasster  Beschlüsse  erforderlichen  ausserordent- 
lichen Ausgaben  und  die  zur  Bestreitung  derselben  zu  leistenden 
Beiträge  zu  bestimmen ;  3)  das  matrikularmässige  Verhältniss,  nach 
welchem  von  den  Mitgliedern  des  Bundes  beizutragen  ist,  festzu- 
setzen; 4)  die  Erhebung,  Verwendung  und  Verrechnung  der  Bei- 
träge anzuordnen  und  darüber  die  Aufsicht  zu  führena. 

Zur  Aufnahme,  Verwaltung  und  instruktionsmässigen  Veraus- 
gabung der  Geldbeiträge  der  Bundesglieder  bestanden  zwei  ver- 
schiedene Bundeskassen  unter  unmittelbarer  Aufsicht  der  Bundes- 
versammlung, die  Bundeskanzleikasse  und  die  Bundesma- 
trikularkasse;  aus  ersterer  wurden  die  Kosten  der  Bundeskanzlei 
bestritten,  aus  letzterer  alle  anderen  vom  Bunde  zu  leistenden  Aus- 
gaben. Zu  ersterer  trug  jede  Stimme  des  engeren  Rathes  im  Be- 
diirfnissfalle  2000  Gulden  bei,  zu  letzterer  trugen  sämmtliche  Bun- 
desglieder, nach  der  Bevölkerungszahl  ihres  Landes  und  der  darnach 
bestimmten  Matrikel  bei,  darum  Matrikular  bei  träge  (Simplum 
von  30,000  Gulden).  Die  Institution  der  Matrikularbeiträge  ist  aus 
dem  Finanzrechte  des  deutschen  Bundes  in  das  heutige  Reichsrecht 
übergegangen,  obgleich  sie  hier  staatsrechtlich  einen  ganz  anderen 
Charakter  angenommen  hat. 

Noch  enger  hängt  das  Finanzrecht  des  deutschen  Reiches  mit 
den  Einrichtungen  des  ehemaligen  Zollvereins  zusammen.  Wäh- 
rend es  dem  Bundesrechte  die  Matrikularbeiträge  entlehnt  hat, 
beruht  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle,  sowie  der  indirekten 
Verbrauchssteuern,  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  auf  den  Grund- 
sätzen des  Zollvereins,  die  grossentheils  wörtlich  in  die  Beichsver- 
fassung  aufgenommen  sind.  Freilich  haben  diese  Bestimmungen  im 
deutschen  Reiche  eine  ganz  andere  staatsrechtliche  Bedeutung  ge- 
wonnen; denn  im  Zollverein  herrschte  das  völkerrechtliche  Vertrags- 
princip,  im  deutschen  Reiche  das  staatsrechliche  Verfassungsprincip. 
»Das  gesammte  Vertragsrecht  des  Zollvereins,  soweit  es  bei  Er- 
lass  der  Verfassung  gültig  war  und  durch  letztere  nicht  abgeändert 
wurde,  ist  Reichsrecht  geworden«  (Delbrück  Artikel  40  S.  i. 
Während  es  im  Zollverein  nur  Gesellschaftskosten  der  Reichs?er- 
fassung  und    Gesellschaftseinnahmen,    nur  ein    G^sellschaftsver- 
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mögen,  aber  keinen  Zollvereinsfiskus  gab,  hat  sich  in  der  deutschen 
Reichsverfassiing  auch  das  gesammte  Finanzrecht  des  deutschen 
Reiches  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  aus-  und  umgestaltet. 

§296. 
H.  Allgemeine  Grundsätze  des  heutigen  Beiohsfinanzreohtes  i. 

Auch  das  heutige  deutsche  Reich  besitzt  eine  staatliche  Finanz- 
gewalt, welche  für  die  Zwecke  und  Angaben  des  Reiches  die  nöthi- 
gen  materiellen  Mittel  herbeizuschaffen  und  zu  verwalten  hat.  Der 
Reichsgewalt  sind  sowohl  die  Einzelstaaten,  wie  die  einzelnen  Bür- 
ger unmittelbar  staatlich  untergeordnet ;  darum  übt  sie  über  beide 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens  herrschaftliche  Rechte  aus, 
sie  ist  befugt,  diesen,  wie  jenen  Steuern  aufzuerlegen.  Die  Steuern 
der  Einzelstaaten  sind  die  Matrikularbeiträge,  die  Steuern  der  Ein- 
zelnen die  Reichssteuem  im  engeren  Sinne. 

Das  deutsche  Reich,  als  Staat,  ist  nach  allgemein  anerkannten 
Grundsätzen,  wie  nach  ausdrücklichen  gesetzlichen  Bestimmungen, 
selbständige  vermögensrechtliche  Persönlichkeit,  Fiskus^.  Wenn 
in  den  Gesetzen  von  einem  Post-,  Militär-,  Marinefiskus  und  der- 
gleichen die  Rede  ist,  so  giebt  es  doch  nur  Einen  einheitlichen 
Reichsfiskus.  Diese  zu  verschiedenen  Zwecken  bestimmten  Yer- 
mögenstheile  erscheinen  nicht  als  selbständige  Yermögenssubjekte, 
sondern  nur  als  sog.  stationes  fisci.  Dagegen  ist,  wie  bereits  oben 
näher  aui^eführt,  das  Nebeneinanderstehen  eines  Reichs-  und 
eines  Landesfiskus  im  Wesen  des  Bundesstaates  begründet  (§204 
B.  I  S.  577).  Beide  sind  privatrechtlich  zwei  verschiedene  Rechts- 
subjekte, die  miteinander  paktiren,  aber  auch  processiren  können. 
Ebenso  gehören  diejenigen  Reichsanstalten,  welche  ausdrücklich 
mit  einer  besonderen  Vermögensfähigkeit  aui^estattet  worden  sind, 

1  Laband,  Staatsr.  B.  IIL  §§  107—126.  Derselbe,  Das  Finanzrecht  des 
deutschen  Reiches»  in  Hirth's  Annalen  1873  S.  405 — 566.  O.  Meyer,  Lehrb. 
§§  201—211.  v.  Rönne,  B.  ü.  1.  S.  65—143.  Zorn,  Staatsr.  B.  IL  §  31  ff.  Der- 
selbe, Artikel  »Reichsfinanzwesen« inv.  Holtzendorff's  Rechtsiez.  Bd.  III. 
S.  375  ff.  Wesentlich  vom  Tolkswirthschafdichen  Oesichtspunkt  betrachtet  das 
Reichsfinanzwesen  A.  Wagner,  in  von  Holtzendorff's  Jahrb.  für  Oesetz- 
gebung  B.  I.  S.  581  ff.  B.  III.  S.  60.  Die  neueste  eingehende  Darstellung  giebt 
G.  Meyer  in  seinem  Lehrb.  des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  Th.  11  (1885) 
§  267  ff.  »Die  Finanzverwaltung  des  deutschen  Reiches«. 

2  Ueber  den  Reichsfiskus  vgl.  M.  Seydel,  Das  deutsehe  Reich  als  Privat- 
rechtssubjekt,  InBehrend  und  D a h n's Zeitschr.  für  die  deutsche  Gesetzgebung 
B.  VII.  S.  226  ff.,  besonders  auch  B  öh  1  a  u,  Mecklenburgisches  Landrecht  B.  IIL 
S.4ff. 
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wie  die  Kaiser- Wühelms-Stiftung  für  Postbeamte,  die  Seiclisbank, 
nicht  zum  Reichsfiskus,  wenn  sie  auch  mit  der  Finanzwirthschaft 
des  Reiches  in  engster  Verbindung  stehen;  dag^en  macht  die  Aus- 
scheidung einer  für  einen  einzelnen  Reichszweck  bestimmten,  mit 
einer  verhältnissmässig  selbständigen  Verwaltung  und  Vertretung 
ausgestatteten  Kasse  aus  dem  Ganzen  des  Reichsvermögens  eine 
solche  Kasse  an  sich  noch  nicht  zur  Trägerin  einer  selbständigen, 
vom  Reichsfiskus  getrennten  Persönlichkeit  (vergl.  hierüber  bes. 
Böhlau  a.  a.  O.  B.  III  S.  10).  Dahin  gehören  der  Reichskri^s- 
schätz,  der  Reichsinyalidenfonds,  der  Reichsfestungsbaufonds. 

Die  Reichsgesetzgebung  hat  für  den  Reichsfiskus  kein  selbstän- 
diges einheitliches  Recht  festgestellt.  Wie  oben  dargethan,  gelten 
für  den  Reichsfiskus  in  jedem  deutschen  Staate  dieselben  Rechts- 
grundsätze wie  für  den  einheimischen  Landesfiskus  (Bd.  I  S.  578). 

Das  Reich  ist  aber  nicht  nur  vermögensfähig,  sondern  hat  in 
der  That  bereits  ein  bedeutendes  Vermögen,  welches  in  Finanz-  und 
Verwaltungsvermögen  zerfäUt  (§  204  Bd.  I S.  578) .  Da  das  Reich  eine 
Neuschöpfang  ist,  so  hat  es  auch  keinen  altüberkommenen  Bestand- 
theü  seines  Finanzvermögens  in  Forsten  und  Domänen,  wie  die  alten 
StaatsgebUde  der  deutschen  Einzelstaaten ;  dagegen  hat  es  nicht  un- 
wichtige Vermögensbestandtheile  neu  erworben,  welche  lediglicli 
den  Finanzzwecken  des  Reiches  dienen ;  dahin  gehören  besondeis 
die  Reichseisenbahnen  in  Elsass-Lothringen,  welche  früher  der 
französischen  Ostbahngesellschaft  gehörten  und  durch  den  Frank- 
furter Frieden  an  das  Reich  abgetreten  wurden,  wozu  noch  neue,  auf 
Reichskosten  angelegte  Strecken  gekommen  sind,  femer  kann  dabin 
die  Reichsdruckerei  gerechnet  werden,  welche  aus  der  Ver- 
schmelzung der  vom  Reiche  erworbenen  ehemaligen  Deckerschen 
Oberhofbuchdruckerei  und  der  preussischen  Staatsdruckerei  ent- 
standen ist. 

Das  Verwaltungsvermögen  des  Reiches  hat  nicht  die  Be- 
stimmung, dem  Reiche  Einnahmen  zu  verschaffen,  sondern  ist  ledig- 
lich für  die  unmittelbaren  Zwecke  der  Reichsverwaltung  geschaffen. 
Die  Verwaltung  derselben  geschieht  nicht  durch  das  finanzielle  Organ 
des  Reiches,  durch  das  Reichsschatzamt,  sondern  durch  die  Ressort- 
behörden der  betreffenden  Verwaltungszweige.  Das  Reich  hat  ent- 
weder die  Gegenstönde  des  Verwaltungsvermögens  aus  seinen  Mit- 
teln neu  angeschafft  oder  dieselben  sind  bei  der  Uebemahme  der 
betreffenden  Verwaltungszweige  von  den  Einzelstaaten  mit  über- 
nommen worden.  Bei  der  ersten  Klasse  von  Vermögen^genständen 
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erwarb  das  Reich  das  Eigenthum  selbstverständlich  gleich  mit  der 
Beschaffung  derselben  aus  Reichsmitteln  und  zu  Reichszwecken; 
dagegen  wurden  über  das  Eigenthum  der  aus  der  Verwaltung  der 
Einzelstaaten  auf  die  Reichsverwaltung  übergegangenen  Gegen- 
stände manche  Zweifel  laut^  welche  erst  durch  »das  Reichsgesetz  über 
die  Rechtsverhältnisse  der  zum  dienstlichen  Gebrauche  einer  Reichs- 
verwaltung bestimmten  Gegenstände«  vom  25.  Mai  1873  vollständig 
beseitigt  sind  ^.  Das  Grundprincip  ist  in  §  1  ausgesprochen :  »An  allen 
dem  dienstlichen  Gebrauche  einer  ver&ssungsmässig  aus  Reichs- 
mitteln zu  unterhaltenden  Verwaltung  gewidmeten  Gegenständen 
stehen  das  Eigenthum  und  die  sonstigen  dinglichen  Rechte,  welche 
den  einzelnen  Bundesstaaten  zugestanden  haben,  dem  deutschen 
Reiche  zu.  Der  Zeitpunkt  des  Uebergangs  dieser  Gegenstände  in 
eine  solche  Verwaltung  ist  als  Zeitpunkt  des  Uebergangs  der  Rechte 
auf  das  Reich  anzusehen.«  Dieses  Gesetz  umfasst  alle  im  dienst- 
lichen Gebrauch  einer  auf  Reichskosten  geführten  Verwaltung 
stehenden  Gegenstände,  ohne  Unterschied,  ob  sie  aus  dem  Eigen- 
thum der  Einzelstaaten  auf  das  Reich  übergegangen  oder  vom  Reiche 
selbst  aus  Reichsmitteln  angeschafft  sind.  Unzweifelhaft  gehört 
hierher  das  gesammte  Inventar  der  auf  Rechnung  des  Reiches 
geführten  Militärverwaltung.  Die  in  §  2  gemachten  Ausnahmen 
beziehen  sich  auf  gewisse  Kategorien  von  Grrundstücken.  Zur  Rück- 
gabe von  beweglichen  Sachen  an  die  Einzelstaaten  ist  das  Reich 
nie  verpflichtet;  dagegen  findet  eine  solche  Pflicht  unter  gewissen 
Voraussetzungen  bei  Grundstücken  statt.  §  5 :  »Das  Reich  ist  zur 
Veräusserung  eines  nach  §  1  in  sein  Eigenthum  übergegangenen 
Grundstückes  nur  dann  befugt;  wenn  dasselbe  für  die  Zwecke  der 
Reichsverwaltung  entbehrlich  oder  unbrauchbar  wird  und  der  Erlös 
aus  seinem  Verkaufe  dazu  bestimmt  ist,  durch  die  Erwerbung  eines 


1  Staatsrechtlich  von  grossem  Interesse  sind  die  über  dieses  Gesetz  geführten 
Reiehstagsrerhandlungen.  Oesetientwurf  mit  Motiven  in  den  Drucksachen  des 
Reichstags  IV.  Session  1873  Nr.  6,  Kommissionsbericht  ebendas.  Nr.  51«  Ver- 
han  diu  ng  en  des  Reichstages  in  den  Sten.  Berichten  I S.  22  ff.  S.  355.  Seitens  der 
Reichsregierung  wurde  die  Ansicht  vertreten,  dass  zwar  die  betreffenden  Immo- 
bilien im  Eigenthum  der  Einzelstaaten  verblieben,  die  Mobilien  dagegen  auf  das 
Reich  übergegangen  seien  (Minister  Delbrück  in  den  Reiohstagsverhandlungen 
vom  8.  Juni  1868.  Stenogr.  Ber.  B.  I.  S.  314,  vom  12.  Nov.  1870.  Stenogr.  Ber. 
B.I.  S.282),  dagegen  wurde  im  Reichstage  die  Ansicht  vertreten,  dass  mitUeber- 
gang  der  betreffenden  Verwaltungszweige  auf  das  Reich  das  gesammte  den  Zwecken 
derselben  dienende  Vermögen ,  sowohl  Mobilien ,  als  Immobiliar  des  Reiches  ge- 
worden sei,  so  bes.  Miqu^l  in  der  Reichstagssitzung  vom  28.  April  1873.  Ste- 
nogr. Ber.  B.  I.  S.  374. 
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anderen  Grundstückes  oder  die  Herstellung  einer  anderen  Baulich- 
keit im  Gebiete  desselben  Bundesstaates  einen  Ersatz  für  das  ent- 
behrlich oder  unbrauchbar  gewordene  Grundstück  zu  beschaffen.i 
§  6 :  »Ist  für  ein  entbehrlich  oder  unbrauchbar  gewordenes  Grundstück 
ein  Ersatz  nicht  nothwendig,  so  ist  dasselbe  in  dem  Zustande,  in 
welchem  es  sich  befindet,  unentgeltlich  und  ohne  Ersatzleistung 
für  etwaige  Verbesserungen  und  Verschlechterungen  demjenigen 
Bundesstaate  zurückzugeben,  aus  dessen  Besitz  es  in  die  Verwaltung 
des  Reiches  übergangen  ist.ff  Noch  günstiger  sind  die  Einzelstaaten 
in  Betreff  der  Rückgabe  von  Grundstücken  gestellt,  welche  der  Mi- 
litärverwaltung gewidmet  sind ;  sie  müssen  ihnen  auch  schon  dann 
zurückgegeben  werden,  wenn  sie  auch  nur  für  diesen  Zweig  der 
Verwaltung  entbehrlich  oder  unbrauchbar  geworden  sind  und  weder 
nach  §  5  ein  Ersatz  für  sie  zu  beschaffen,  noch  ihre  Verwendung 
für  Zwecke  der  Marine  erforderlich  ist.  Eine  Ueberweisung  dersel- 
ben für  andere  Zweige  der  Reichsverwaltung  ist  hier  ausgeschlossen, 
doch  erfolgt  die  Rückgabe  im  Falle  der  Einziehung  einer  Befesti- 
gung nur  nach  Vollendung  der  im  Interesse  derLandesvertheidigung 
nothwendigen  Einebnungsarbeiten  gegen  Erstattung  der  Kosten  die- 
ser Arbeiten  [§  7).  Mit  den  Rechten  an  diesen  in  das  Reichseigen- 
thum  übergegangenen  Gegenständen  gehen  auch  die  mit  denselben 
verbundenen  Verbindlichkeiten  auf  das  Reich  über;  das  Reich 
hat  für  sich  als  verbindlich  anzuerkennen  die  Rechte  dritter  Perso- 
nen, z.  B.  der  Staatsgläubiger,  und  die  vor  dem  1.  Januar  1873  in 
Betreff  dieser  Gegenstände  getroffenen  Verfügungen,  dagegen  hafitet 
das  Reich  nicht  für  die  rückständigen  Kaufgelder  (§9}. 

Dem  aktiven  Vermögen  des  Reichs  steht  das  passive  in  der 
Reichsschuld*  gegenüber,  in  deren  Vorhandensein  sich  ebenfalls 
die  selbständige  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  des  Reichs  recht 
klar  darstellt.  Für  die  Reichsschuld  haftet  nur  das  Reich,  nie  die 
Einzelstaaten.  Wenn  dieselben  auch  verpflichtet  sind,  durch  Matri- 
kularbeiträge ,  nach  dem  auf  sie  kommenden  Antheil,  zur  Tilgung 
und  Verzinsung  der  Reichsschulden  beizutragen,  so  haften  sie  doch 
keineswegs  für  die  Reichsschuld,  nicht  einmal  subsidiär.  Die  Gläu- 
biger können  ihre  Ansprüche  lediglich  nur  gegen  die  Reichskasse 
richten.   Wie  man  beim  aktiven  Reichsvermögen  Finanzvennögen 

i  LabandbeiHirtha.  a.  O.  S.  435 — 446.  Derselbe,  Staatsr.  B.  lU, 2. 
§109.  V.  Rönne,  n,  l.S.  85.  Zorn,  B.  H.  S.  311.  G.Meyer,  Verwaltung»- 
recht  B.  II.  §  297.  Ernst  Meier,  Art.  »Staatsschulden«  in  T.Holtzendorff's 
Rechtslex.  B.  III.  S,  760  ff. 
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und  Yerwaltungsvermögen  unterscheidet,  so  bei  der  Reichsschuld 
Finanzschuld  und  Verwaltungsschuld.  Verwaitungsschul- 
den  zu  machen,  ist  jede  Verwaltungsbehörde,  innerhalb  ihres 
Ressorts  und  ihres  budgetmässigen  Betriebsfonds,  be- 
fugt. Wie  weit  eine  Behörde  in  der  Au&ahme  solcher  Schulden 
gehen  kann,  ohne  Anfrage  bei  ihrer  vorgesetzten  Behörde,  hängt 
lediglich  von  der  Dienstpragmatik,  nicht  von  der  Verfassung  ab. 

Den  Verwaltungsschulden  stehen  die  Finanzschulden,  Staats- 
schulden im  eigentlichen  Sinne,  gegenüber;  sie  haben  den  Zweck, 
dem  Staate  ausserordentliche  Einnahmen  zuzuführen,  und 
werden  durch  eine  besondere  finanzielle  ELreditoperation  bewirkt. 
Zu  ihrer  Kontrahirung  ist  nur  das  Centralorgan  der  Staatsverwal- 
tung berechtigt  und  zwar  unter  Zustimmung  der  Volksvertretung, 
denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  eine  Gebahrung  innerhalb  des 
butgetmässigen  Rahmens,  sondern  um  einen  ausserhalb  desselben 
sich  vollziehenden  selbständigen,  ausserordentlichen  Akt  der  Finanz- 
verwaltung, welcher  dem  Volke  neue  Lasten  auferlegt.  Im  Einklänge 
mit  dem  konstitutionellen  Staatsrechte  aller  deutschen  Einzelstaaten 
(§  215  Bd.  1  S.  603)  bestimmt  die  Reichsverfassung  Artikel  73:  »Im 
Falle  eines  ausserordentlichen  Bedürfnisses  kann  im  Wege  der 
Seichs gesetzgebung  die  Aufnahme  einer  Anleihe,  sowie  die  Ga- 
rantie zu  Lasten  des  Reiches  erfolgen.«  Diese  Bestimmung  bezieht 
sich  auf  alle  Finanzschulden  des  Reiches,  mag  die  dazu  erforderliche 
Kreditoperation  sich  formell  in  dieses  oder  jenes  Rechtsgeschäft  klei- 
den. Die  Aufiaahme  einer  Finanzschuld  ist  materiell  ein  Verwal- 
tungsakt,!  formell  ein  Gesetz.  Die  Ermächtigung  zur  Aufnahme 
wird  daher  von  den  Organen  der  Gesetzgebung,  Bundesrath  und 
Reichstag,  dem  Kaiser,  als  Träger  der  exekutiven  Gewalt,  ertheilt, 
welcher  dann  durch  besonderen  Erlass  wieder  den  Reichskanzler 
bevollmächtigt.  Die  Au&ahme  einer  Staatsanleihe  erfolgt  durch 
den  Abschluss  privatrechtlicher  Verträge  mit  den  Staatsgläubigem. 
Der  Inhalt  dieser  Verträge  wird  aber  nicht  mit  den  einzelnen  Gläu- 
bigem vereinbart,  sondern  ist  theils  gesetzlich  fixirt  (so  die  Bestim- 
mungen über  Verjährung  imd  Amortisation  der  Schuldurkunden, 
Veijährung  der  Zinskoupons  u.  s.  w.),  theils  findet  die  Feststellung 
bei  der  Emission  durch  den  Reichskanzler  statt.  Die  Obligationen 
sind  regelmässig  auf  den  Inhaber  ausgestellt,  sodass  die  Aufnahme 
einer  Staatsschuld  mit  der  Kreation  von  Inhaberpapieren  ver- 
bunden ist.  Die  Schuldverbindlichkeiten  des  Reiches  sind  entweder 
Darlehnsschulden  oder  Rentenschulden,  je  nachdem  eine 
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Rückzahlung  der  Schuld  ausbedungen  oder  der  Gläubiger  lediglich 
auf  eine  Rente  angewiesen  ist.  Während  dem  Gläubiger  in  beiden 
Fällen  das  Kündigungsrecht  entzogen  ist,  steht  dem  Reiche,  als  dem 
Schuldner,  das  Kündigungsrecht  zu.  Die  Unkündbarkeit  aller 
Reichsschulden  ist  seitens  der  Gläubiger  eine  absolute,  seitens  des 
Schuldners,  also  des  Reiches,  ist  die  Kündigung  unter  gewissen  Vor- 
aussetzungen zulässig,  doch  so,  dass  stets  eine  längere  Dauer  des 
Schuldverhältnisses  gesetzlich  festgestellt  ist.  Erst  in  neuerer  Zeit 
ist  in  Deutschland  die  sogenannte  schwebende  Schuld  (dette 
flottante]  in  der  Form  von  Sc  hatzanweisungen  üblich  geworden. 
Nach  dem  Vorbilde  Preussens,  welches  sich  auf  Grund  desGesetses 
vom  28.  September  1866  zum  ersten  Male  der  Schatzanweisungen 
bediente,  hat  auch  das  deutsche  Reich  dieselben  in  sein  Finanzrecht 
aufgenommen.  Während  die  Schatzanweisungen  sonst  alle  wesent- 
lichen Merkmale  mit  den  Staatsschuldscheinen  gemein  haben,  ist 
es  ihnen  eigenthümlich,  dass  sie  von  vornherein  nur  auf  kurze  Zeit 
bemessen  sind,  insbesondere  bestimmt  das  Gesetz  vom  5.  Juli  1873, 
betreffend  die  Feststellung  des  Haushaltsetats  far  das  deutsche  Reich 
von  1874,  »dass  der  Reichskanzler  ermächtigt  wird,  Schatzanweisun- 
gen zur  vorübergehenden  Verstärkung  des  ordentlichen  Betriebsfonds 
der  Reichshauptkasse  nach  Bedarf,  jedoch  nicht  über  8  Millionen 
hinaus  und  behufs  eines  Betriebsfonds  zur  Durchführung  der  Münz- 
reform  bis  zum  Betrage  von  50  Millionen  auszugeben,  mit  der  Maass- 
gabe, dass  dem  Reichskanzler  die  Bestimmung  des  Zinssatzes  und 
die  Dauer  der  Umlau&zeit,  die  jedoch  den  30.  Juni  1875  nicht  über- 
schreiten darf,  überlassen  wird  und  dass  auch  der  Betrag  der  Schatz- 
anweisungen wiederholt,  jedoch  nur  zur  Deckung  der  in  Verkehr 
gesetzten,  innerhalb  dieses  Zeitraums  ausgegeben  werden  darfc; 
selbst  die  Beschaffung  der  für  Zwecke  der  Marine  angenommenen 
Anleihe  des  norddeutschen  Bundes,  sowie  ein  Theil  der  Kriegs- 
anleihe ist  auf  diesem  Wege  erfolgt  (£.  Meier  a.  a.  O.  S.  762]. 
Da  die  sogenannten  Schatzanweisungen  stets  einen  kurzen  Fällig- 
keitstermin haben,  zu  welchem  die  Rückzahlung  erfolgen  muss, 
so  haben  sie,  im  Gegensatze  zur  sogenannten  fundirten  Staats- 
schuld, nie  den  Charakter  von  Renten-,  sondern  nur  von  Darlehns- 
schulden. 

Die  im  Artikel  73  erwähnte  »Uebemahme  einer  Garantie  zu 
Lasten  des  Reichesa  hat  den  Charakter  einer  Bürgschaftsver- 
pflichtung und  kann  ebenfalls  nur  unter  Uebereinstinunung  der 
gesetzgebenden  Faktoren  erfolgen.    Die  Verwaltung  der  Reichs« 
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schulden  ist  der  pieussischen  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
übertragen;  die  Kontrolle  liegt  in  der  Hand  der  oben  erwähnten 
Beichsschuldenkommission  (B.  I  S.  109). 

§297. 
m.  Ausgaben  des  Beiches  ^. 

Es  liegt  in  der  bundesstaatlichen  Entwickelung  Deutschlands, 
dass  ein  Theil  der  staatlichen  Aufgaben  durch  die  Einzelstaaten,  ein 
anderer  durch  das  Reich  gelöst  wird.  Durch  diesen  Dualismus  der 
Aufgaben  wird  auch  ein  Dualismus  der  Ausgaben  herbeigeführt, 
indem  nur  ein  Theil  der  Ausgaben  auf  dem  Etat  der  Einzelstaaten 
zurückgeblieben,  ein  grosser  Theil  dagegen  auf  den  Etat  des  Reiches 
übergegangen  ist  (Bd.  I S.  597).  Erst  in  der  Addition  der  einzelstaat- 
Uchen  und  der  Reichsausgaben  ist  der  volle  Betrag  der  deutschen 
Staatsausgaben  zu  erkennen. 

Die  Reichsausgaben  sind  entweder  ordentliche,  welche  in 
jeder  Etatsperiode  vorkommen,  oder  ausserordentliche,  welche 
durch  die  Bedürfnisse  eines  bestimmten  Zeitpunktes  hervoi^erufen 
sind.  Die  Ausgaben  dienen  zur  Bestreitung  der  Erhebungs-  und 
Verwaltungskosten  der  Reichseinnahmen,  der  Gehalte  der  Reichs- 
beamten,  der  sachlichen  Bedürfnisse,  welche  bei  Ausübung  der  ein- 
zelnen Verwaltungszweige  eintreten,  der  Verzinsung  und  Amortisa- 
tion der  Reichsschuld.  Bei  weitem  die  wichtigsten  Ausgaben  sind 
die  für  die  Verwaltung  des  Reichsheeres,  welche  durchaus 
auf  Rechnung  des  Reiches  erfolgt.  Die  Kosten  und  Lasten  des  ge- 
sammten  Kriegswesens  sind  von  allen  Bundesstaaten  und  deren 
Angehörigen  gleichmassig  aufzubringen,  sodass  weder  Bevorzugun- 
gen, noch  Prägravationen  einzelner  Staaten  zulässig  sind  (Artikel  59 
der  Reichsverfassung).  Die  Bestreitung  erfolgt  aus  der  Reichskasse 
auf  Grund  der  Bestimmungen  des  Reichshaushaltsetats.  Letzterer 
enthält  specielle  Positionen  für  die  drei  selbständigen  Kriegsverwal- 
tungen von  Preussen,  Sachsen  und  Württemberg.  Die  Veraus- 
gabung der  für  die  einzelnen  Kontingente  ausgeworfenen  Summen 
erfolgt  durch  die  Kriegsministerien  der  drei  Kontingentsverwaltun- 
gen. Ersparnisse  an  dem  Militäretat  fallen  keiner  einzelnen  Regie- 
rung, sondern  der  Reichskasse  zu.  Nur  dem  Königreiche  Württem- 
berg ist  das  Privilegium  zugesichert,  »dass  Ersparnisse,  welche,  unter 


1)  Laband,  Staats.  B.III.  §  121.  S.325.  Geffken,  Die  Staatsausgaben  in 
Sehönberg's  Handb.  der  politischen  Oekonomie  B.  IL  S.  21  ff. 
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voller  Erfüllung  der  Bundespflichten,  als  Ergebnisse  der  obwalten- 
den besonderen  Verhältnisse,  möglich  werden,  zur  Verfugung  Würt- 
tembergs verbleiben.«  (Militär-Konvention  vom  25.  November  1870 
Artikel  12).  Für  das  bayerische  Kontingent  wird  »der  Betrag  im 
Beichsbudget  in  Einer  Summe  ausgeworfen.  Die  Aufstellung  der 
Specialetats  bleibt  Bayern  überlassen,  doch  müssen  dabei  im  Allge- 
meinen die  Ansätze  des  Beichshaushaltsetats  zur  Richtschnur  die- 
nen.« Die  dabei  gemachten  Ersparnisse  fallen,  wie  in  Württemberg, 
der  bayerischen  Staatskasse  zu,  wenn  dies  auch  nicht,  wie  bei  Würt- 
temberg, ausdrücklich  eingeräumt  ist.  (Lab and,  Staatsr.  B.  in. 
Abth.  I.  §  80.  S.  58.  G.  Meyer,  Staatsr.  §  209.  S.  551.  Derselbe, 
Verwaltungsrecht  II.  S.  374). 

An  den  Ausgaben  des  Reiches  sind  übrigens  die  Einzelstaaten 
keineswegs  in  durchweg  gleicher  Weise  betheiligt.  Insoweit  Einzel- 
staaten kraft  ihrer  Sonderrechte  gewissen  Hoheitsrechten  des  Rei- 
ches nicht  unterworfen  sind,  haben  sie  auch  zu  Ausgaben  für  die 
betreffenden  Verwaltungszweige  des  Reiches  nicht  mit  beizutra^n, 
so  haben  Bayern  und  Elsass-Lothringen  keinen  Antheil  an  den 
Kosten  des  Bundesamtes  für  das  Heimathswesen,  Bayern  an  denen 
des  Reichseisenbahnamtes,  Bayern,  Württemberg  und  Baden  an  den 
Ausgaben  für  die  Kontrolle  der  Bier-  und  Branntweinsteuer,  Bayern 
und  Württemberg  an  den  Ausgaben  für  die  Centralverwaltung  des 
Post-  und  Telegraphenwesens. 

Da  der  Kaiser  keine  Civilliste  bezieht,  die  Gehalte  der  Bundes- 
rathsmitgUeder  von  den  Einzelstaaten  getragen  werden  und  die 
Reichstagsmitglieder  keine  Diäten  beziehen,  so  kommen  für  diese 
unmittelbaren  Oi^ne  nur  sachliche  Ausgaben  auf  den  Etat 
Man  unterscheidet  fortdauernde  und  einmalige  Ausgaben. 
Als  Ausgaben  erscheinen  im  neuesten  Reichshaushaltsetat  für  1884 
— 85  folgende  Posten:  1)  Reichstag,  2)  Reichskanzler  und  Reichs- 
kanzlei ,  3)  Auswärtiges  Amt  und  Konsulate ,  4)  Reichsamt  des  In- 
nern, 5)  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  6)  Verwaltung  des 
Reichsheeres ,  7 )  Marineverwaltung ,  8 )  Reichsjustizverwaltung, 
9}  Reichsschatzamt,  10]  Reichseisenbahnamt,  11)  Reichsschuld, 
12)  Rechnungshof,  13)  Eisenbahnverwaltung,  14)  Allgemeiner  Pen- 
sionsfonds, 15)  Reichsinvalidenfonds. 
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IV.   Die  Bixmahmen  des  Beiohes. 

§298. 
Im  Allgemeinen. 

Die  Einnahmen  des  Reiches  zerfallen,  wie  die  der  Einzelstaaten, 
in  privatrechtliche  und  staatsrechtliche  (Bd.  I  S.  598). 
Erstere  zieht  das  Reich  aus  den  Erträgnissen  des  Reichsfinanzver- 
mögens oder  der  vom  Reiche  betriebenen  gewerblichen  Unterneh- 
mungen. Dahin  gehören  die  Einnahmen  aus  dem  Betriebe  der 
Reichseisenbahnen,  die  Zinsen  der  verzinslich  angelegten  Fonds 
(Reichsinvalidenfonds,  Reichsfestungsbaufonds,  Reichstagsgebäude- 
fonds) ,  die  Einnahmen  aus  dem  Betriebe  der  Reichsdruckerei,  aus 
der  Herausgabe  des  deutschen  Reichs-  und  preussischen  Staatsan- 
zeigers. 

Die  staatsrechtlichen  Einnahmen  zerfallen  in  Gebühren  und 
Steuern.  Erstere  fordert  der  Staat,  weil  jemand  mit  einer  speciellen 
Staatsfimction  in  Berührung  tritt  und  diese  für  ihn  besonders  thätig 
wird;  letztere  legt  der  Staat  seinen  Angehörigen  als  Zwangsbeiträge 
zu  seinen  Ausgaben  auf,  ohne  jeden  speciellen  Verpflichtungsgrund, 
lediglich  kraft  seiner  Staatsgewalt  in  einer  einseitig  von  ihm  be- 
stimmten Weise.  Zu  den  Gebühren  gehören  die  Gerichtsgebühren 
an  das  Reichsgericht  und  die  Konsulargerichte,  an  die  Gesandten 
und  Konsuln,  an  das  Reichspatentamt,  die  Gebühren,  welche  für  die 
Benutzung  der  Reichsanstalten  der  Post  und  Telegraphie  entrichtet 
werden.  Nach  der  bundesstaatlichen  Natur  des  Reiches  haben  die 
Steuern  einen  doppelten  Charakter,  indem  sie  das  Reich  kraft  sei- 
ner obersten  selbständigen  Finanzgewalt  entweder  den  einzelnen 
Individuen  oder  den  ihm  untergeordneten  Staaten  auferlegt.  Die 
ersteren  sind  Zölle,  Verbrauchssteuern,  Verkehrs-  und  Stempel- 
steuern, die  letzteren  die  Matrikularbeiträge. 

A.  Die  Zölle. 

§299. 

1)  GeichlchtllclieEntwlckelanKi. 

Zu  Zeiten  des  älteren  deutschen  Reiches  galt  allerdings  das 

sogenannte  Zollregal  als  kaiserliches  Reservatrecht,  nicht  als  Aus- 

fluss  der  Landeshoheit.    Es  konnte  daher  nur  kraft  kaiserlicher 


1)  Für  das  ältere  deutsche  Reich :  Moser,  von  den  Reichstagsgeschäften, 
.  S.  1457  ff.  Derselbe,  von  der  Landeshoheit  in  Steuersachen,  S.  723— 782.  F.W. 
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Verleihung  oder  unvordenklichen  Besitzstandes  ausgeübt  werden, 
aber  der  Kaiser  war  in  Ertheilung  dieses  Privilegiums  so  fireigebig 
gewesen,  dass  wohl  kein  Reichsstand  vorhanden  war,  der  nicht  mit 
solchen  Zollrechten  begnadigt  gewesen  wäre.  Von  diesen  planlos 
ertheilten  Zollrechten  wurde  in  der  irrationellsten  Weise  Gebrauch 
gemacht.  Das  deutsche  Reich  hatte  nie  Zollgrenzen  gegen  das  Aus- 
land, aber  in  den  einzelnen  Territorien  wurden  zahlreiche  Land- 
und  Wasserzölle  nach  sehr  verschiedenartigen,  oft  nur  auf  dem 
Herkommen  beruhenden  Tarifen  erhoben.  Zu  den  Grenzzöllen  ge- 
sellten sich  noch  vielfache  andere  Hemmungen  des  Verkehrs  zwi- 
schen den  verschiedenen  Territorien  und  im  Innern  derselben, 
theils  in  der  Form  der  Ausfuhr-  und  Einfuhrverbote,  der  Accise, 
der  Stapel-  und  Umschlagsrechte ,  theils  in  der  Form  hoher  Auf- 
lagen auf  Käufe  und  Verkäufe,  starker  Abgaben  für  die  Benutzung 
öflFentlicher  Verkehrsanstalten.  Selbst  die  Wahlkapitulation  (Ar- 
tikel Vm  §  1)  gestand:  »die  deutsche  Nation  ist  mit  Zöllen  zu 
Wasser  und  Lande  aufs  höchste  beschwert.«  Kurz  das  deutsche 
Reich  war  »das  verkehrsfeindlichste  Staatsgebilde,  welches  jemals 
bestanden  hatv.  Mit  der  Auflösung  des  deutschen  Reiches  fielen 
manche  dieser  Verkehrsbeschränkungen  hinweg;  viele  innere  Zölle 
wurden  in  Grenzzölle  verwandelt,  aber  um  so  eifersüchtiger  schlös- 
sen sich  die  nun  souverän  gewordenen  Staaten  im  Verkehr  von 
einander  ab.  Auch  nach  dem  Sturze  Napoleons  und  der  Auf- 
lösung des  Rheinbundes  wurden  in  dieser  Beziehung  nur  firomme 
Wünsche  laut.  Obgleich  auf  dem  Wiener  Kongress  anfangs  auch 
ein  einheitliches  Zoll-  und  Handelssystem  mit  auf  den  Wunsch- 
zettel des  deirtschen  Volkes  gesetzt  wurde,  so  begnügte  man  sich 
doch  schliesslich  mit  der  nichtssagenden  Phrase  der  deutschen 
Bundesakte  Artikel  19:.  »Die  Bundesglieder  behalten  sich  vor,  bei 
der  ersten  Zusammenkunft  der  Bundesversammlung,  wegen  des 
Handels  und  Verkehrs  zwischen  den  verschiedenen  Bundesstaaten, 
sowie  wegen  der  Schiffahrt  nach  Anleitung  der  auf  dem  Kongress 
zu  Wien  angenommenen  Grundsätze  in  Berathung  zu  treten.«  Ar- 
tikel 19  der  Bundesakte  blieb  ein  todter  Buchstabe.     Die  Initia- 


V.  Ulmenstein,  Pragmatische  Geschichte  der  Zölle  in  Deutschland  und  der 
deutschen  ReichsEoUgesetze.  Halle  1798.  Gerstlacher 's  Handbuch  der  deut- 
schen Reichsgesetze  Th.  IX.  S.  1431  ff.  Für  das  neue  Keich  vgl.  Frh.  t.  Auf- 
s  e  s  s ,  Die  Zölle  und  Steuern  und  die  vertrsigsmfissigen  Handelsbeziehungen  des 
deutschen  Keichs.  H i r t h ' s  Annalen  1 880  S.  609.  Derselbe,  Art  »Zollyerwal- 
tung«  in  V.  Holtzendorff  s  Rechtslex.  B.  III.  S.  1441  ff.  G.  Meyer's  Vcr- 
waUungsrecht  S.  299  ff.  §  273  ff. 
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tive  zu  einer  Verbesserung  der  unheilvollen  Zustande  ging  nicht 
Tom  Bunde,  sondern  von  Preussen  aus  ^  Auch  hier  waren  nicht 
nur  die  einzelnen  Provinzen  durch  künstliche  Verkehrsschranken 
Ton  einander  geschieden ,  selbst  die  einzelnen  Städte  waren  durch 
Oktroilinien  und  andere  Verkehrsbeschränkungen  von  einander 
und  dem  umliegenden  platten  Lande  getrennt.  Auch  Preussen 
hatte  keine  einheitliche  AussenzoUgrenze.  Erst  das  Gesetz  vom 
26.  Mai  1818  »über  die  Zölle  und  Verbrauchssteuern  von  auslän- 
dischen Waaren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen 
des  Staates«  schuf  ein  einheitliches  Zoll-  und  Steuersystem.  Ob- 
gleich zunächst  allerdings  nur  für  den  preussischen  Staat  bestimmt 
und  aus  dessen  Bedürfoissen  hervorgewachsen,  ist  es  doch  als  der 
eigentliche  Ausgangspunkt  des  deutschen  Zoll-  und 
Handelsvereins  zu  betrachten.  Es  beseitigte  alle  Binnen- 
zölle innerhalb  des  preussischen  Staates,  verlegte  die  Zolllinie  an 
die  Landesgrenzen  und  machte  Preussen  zuerst  zu  einem  einheit- 
lichen Wirthschaftsgebiet.  Dieses  zunächst  nur  für  Preussen  be- 
rechnete Gesetz  rief  einen  Schrei  der  Entrüstung  von  Seiten  der 
Mittel-  und  Kleinstaaten  hervor.  Man  sah  in  diesem  berechtigten 
Vorgehen  Preussens  eine  Vergewaltigung  der  von  Preussen  um- 
schlossenen fremden  Staatsgebiete  und  Enklaven  und  sogar  einen 
Bruch  bundesmässiger  Verpflichtungen.  Aber  Preussen  liess  sich 
dadurch  nicht  irre  machen,  sondern  beharrte  bei  dem  Gesetze  vom 
26.  Mai  1818  und  dem  dadurch  inaugurirten  System.  Die  preussi- 
sche  Zollreform,  obgleich  zunächst  für  Preussen  berechnet,  war 
doch  von  Haus  aus  darauf  angelegt,  die  deutschen  Nachbarn  nach 
und  nach  in  den  preussischen  Zollverband  hineinzuziehen.  »Die 
Unmöglichkeit  einer  Vereinigung  für  den  ganzen  Bund  erkennend, 
suchte  Preussen  durch  Separatverträge  sich  seinem  Ziele  zu 
nahem.«  Von  den  kleinsten,  unscheinbarsten  Anfängen  ausgehend, 
hat  Preussen  doch  das  grosse  nationale  Ziel  nie  aus  dem  Auge  ver- 
loren. Erst  handelte  es  sich  nur  um  den  Anschluss  von  Enklaven, 

1)  J.  Falke,  Die  Geschichte  des  deutschen  Zollwesens.  Von  seiner  Entste- 
hung bis  2um  Abschlüsse  des  deutschen  Zollvereins.  Leipzig  1869.  (Umfasst  auch 
die  älteren  Beichszeiten.)  G.  Fischer,  Ueber  das  Wesen  und  die  Bedingungen 
eines  Zollvereins  inHildebrand's  Jahrb.  der  Nationalökonomie  und  Statistik 
B.  n.  S.  317  ff.  S.  397  ff.  B.  VI.  S.  225  ff.  Aegidi,  Aus  der  Vorzeit  des  Zollver- 
eins. Beitrag  zur  deutschen  Geschichte.  Hamburg  1865.  A.  Emminghausin 
Bluntschli's  Staatsw.  B.  XI.  Art.  Zollverein  S.  1050.  v.  Festenberg- 
Packisch,  Geschichte  des  Zollvereins  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
staatlichen  Entwickelung  Deutschlands.  Leipzig  1869.  H.  v.  Treitschke,  Die 
Anfänge  des  deutschen  Zollvereins,  Freuss.  Jahrb.  B.  XXX.  S.  387  ff.  479  ff. 
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deren  Fürsten  durch  den  Anschluss  bedeutende  materielle  Vortlieile 
zu  theil  wurden,  oline  dass  sie  auf  die  Leitung  des  Zollsystems  einen 
Einfluss  erhielten  (Enklavensystem) .  Den  ersten  derartigen  Ver- 
trag schloss  Schwarzburg-Sondershausen  für  seine  ünterherrschaft 
am  25.  Oktober  1819,  darauf  folgte  Schwarzburg-Rudolstadt  in  Be- 
treff seiner  Unterherrschaft  am  4.  Juni  1822,  es  folgten  dann  an- 
dere Fürsten  für  ihre  enklavirten  Landestheile,  so  Sachsen- Weimar 
am  27.  Juni  1823  (für  Allstedt),  so  Lippe-Detmold  am  17.  Juni 
1826,  Mecklenburg-Schwerin  am  2.  Dezember  1826,  Anhalt-Bern- 
bürg  am  10.  Oktober  1823  und  bez.  am  17.  Juni  1826;  endlich  und 
zwar  mit  ihren  ganzen  Gebieten  auch  die  beiden  anderen 
anhaltischen  Herzogthümer  (17.  Juni  1828),  Oldenburg  wegen  Bir- 
kenfeld am  24.  Juni  1830.  Aber  das  war  noch  kein  Zollverein, 
sondern  nur  ein  einheitliches  Zollsystem  mit  Zollanschlüssen.  Erst 
mit  Eintritt  des  Grossherzogthums  Hessen  durch  Vertrag  Tom 
14.  Februar  1828  entstand  ein  preussisch-hessischer  ZoUver- 
ein,  indem  der  grossherzoglich  hessischen  Regierung  gleiche  Rechte 
in  allen  Zollangelegenheiten  eingeräumt  wurden  (beiderseitige  Zu- 
stimmung zu  allen  Tarifänderungen  und  sonstigen  Zollangelegen- 
heiten u.  s.  w.).  Zu  gleicher  Zeit  waren  Bayern  und  Württemberg 
und  die  hohenzollemschen  Fürstenthümer  am  18.  Januar  1828 
zu  einem  süddeutschen  Zollyerein  zusammengetreten.  Um 
aber  das  Vordringen  des  preussischen  Zollsystems  zu  hemmen,  bil- 
dete sich  ein  mitteldeutscher  Handelsverein,  welchen  Hes- 
sen-Kassel, Hannover,  Sachsen  und  die  sächsischen  Herzc^thümer 
abschlössen.  In  nichts  einig,  als  im  Gegensatz  zu  den  Bestrebun- 
gen Preussens ,  ohne  feste  positive  Grundlagen  eines  einheitlichen 
Zollsystems,  bröckelte  derselbe  auseinander,  als  Preussen,  über  ihn 
hinweg,  dem  süddeutschen  Zollverein  die  Hand  reichte.  Nach- 
dem zuerst  das  erbittert  widerstrebende  Kurhessen  unter  geän- 
derten Regierungsverhältnissen  am  25.  August  1831  seinen  An- 
schluss an  das  preussische Zollsystem  erklärt  hatte,  kam  am  22.  Mäiz 
1833  ein  Vertrag  zwischen  Preussen  und  den  mit  ihm  zollverein- 
ten Staaten  einerseits  und  den  angeführten  süddeutschen  Ländern 
andererseits  zu  Stande,  durch  welchen  der  deutsche  Zoll-  und 
Handelsverein  recht  eigentlich  begründet  wurde.  Diesem  traten 
am  30.  Mai  1833  das  Königreich  Sachsen,  am  11.  Mai  1834  die 
grossherzoglich-herzoglich  sächsischen,  schwarzburgischen  und 
reussischen  Lande  bei,  darauf  folgte  am  20.  Februar  1835  Hessen- 
Homburg,  am  12.  Mai  1835  Baden,  am  10.  December  desselben 
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Jahres  Nassau,  am  2.  Januar  1836  Frankfurt  a.  M.,  am  18.  Oktober 

1841  Lippe,  am  19.  Oktober  1841  Braunschweig,  am '8.  Februar 

1842  Luxemburg.  Durch  Vertrag  vom  7.  Februar  1851  und  vom 
1.  März  1852  erklärten  auch  die  Staaten  des  sogenannten  Steuer- 
vereins, Hannover,  Oldenburg  und  Schaumburg-Lippe,  ihren 
Beitritt  zum  Zollverein.  In  Verbindung  mit  ihnen  wurden  die  Ver- 
träge am  11.  April  1853  nochmals  und  am  16.  Mai  1865  zum  dritten 
Male  erneuert.  Der  deutsche  Zoll-  und  Handelsverein  umfasste  da- 
her im  Jahre  1865  alle  deutschen  Staaten  mit  Ausnahme  von 
Gestenreich,  Liechtenstein,  der  Hansestädte,  der  beiden  Mecklenburg, 
von  Holstein  und  Lauenburg.  Der  Zollverein  hatte  somit  für  den 
grössten  Theil  von  Deutschland  ein  einheitliches  Zoll-  und  Han- 
delsgebiet geschaffen;  er  war  bis  zum  Jahre  1866  die  grossartigste 
nationale  Institution,  welche  ihren  Ursprung  aber  nicht  dem  Bunde, 
sondern  Preussen  und  seinen  erleuchteten  Staatsmännern  verdankte, 
welchen  auch  von  ausserpreussischer  Seite  manche  einsichtsvolle 
Unterstützung  zu  Theil  geworden  war>.  Der  deutsche  Zoll-  und 
Handelsverein  hatte  bis  dahin  durchaus  keine  staatliche  Organisa- 
tion, sondern  war  ein  vertragsmässiger  Verein  souverä- 
ner Staaten.  Zu  jeder  Aenderung  der  bestehenden  Tarife,  zum 
Abschluss  jedes  Handelsvertrags  wurde  die  Zustimmung  sämmt- 
licher  Vereinsglieder  erfordert,  bei  jeder  Maassregel,  welche  in  die 
Gesetzgebung  einschlug,  auch  die  der  Volksvertretungen  aller  Ein- 
zelstaaten. Aber  der  Mangel  einer  einheitlichen  Organisation  wurde 
durch  dies  thatsächUche  Uebergewicht  Preussens ,  welches  nie  die 
grossen  wirthschaftlichen  und  nationalen  Gesichtspunkte  aus  den 
Augen  liess,  einigermaassen  ausgeglichen. 

Der  Zollverein  überdauerte  selbst  den  Krieg  von  1866.  In  den 
Friedensverträgen  mit  den  süddeutschen  Staaten  wurde  festgesetzt, 
ihn  einstweilen  mit  derBefiigniss  einer  sechsmonatlichen  Kündigung 
für  die  Kontrahenten  fortdauern  zu  la^en,  demnächst  aber  wegen 
Neugestaltung  der  Zollvereinsverhältnisse  in  Verhandlungen  zu  tre- 
ten. Diese  wurden  im  Juni  1867  zu  Berlin  eröflhet  und  führten 
dann  zu  dem  Vertrage  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde,  Bayern, 
Württemberg,  Baden  und  Hessen  am  8.  Juli  1867  (Bundesgesetz- 
blatt 1867  S.  81),  welcher  vom  Reichstage  des  norddeutschen  Bun- 
des und  den  Landtagen  der  süddeutschen  Staaten  genehmigt  wurde. 
Kontrahenten  dieses  Vertrages  waren  der  norddeutsche  Bund  als 

1)  F.  Nebeniufl,  lieber  die  Entstehung  und  Erweiterung  des  grossen  deut- 
schen Zollyereins,  in  der  deutschen  Vierteljahrsschr.  Jahrg.  1838.  Heft  2.  S.  349  ff. 
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staatliche  Einheit  und  die  genannten  Tier  süddeutschen  Staaten. 
Die  vertragschliessenden  Theile  verabredeten,  den  auf  dem  Ver- 
trage vom  16.  Mai  1865  beruhenden  Zoll-  und  Handelsverein  bis 
zum  31.  Dec.  1877  fortsetzen  zu  wollen.  Die  Kompetenz  des  Zoll- 
vereins erstreckte  sich  auf  die  gemeinsame  Erhebung  der  Eingangs-, 
Ausgangs-  und  Durchgangsabgaben,  sowie  der  Steuern  von  einhei- 
mischem Tabak,  Salz  und  Rübenzucker.  Der  Ertrag  dieser  Einnah- 
men wurde  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde  und  den  süddeut- 
schen Staaten  nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölkerung  getheilt.  In 
Bezug  auf  diese  Gegenstände  wurde  eine  gemeinsame  Gesetzgebung 
hergestellt,  während  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Einnahmen 
jedem  Vereinsstaat  überlassen  blieb.  Als  Organe  der  Gesets^bung 
und  Verwaltung  des  Zollvereins  wurden  neu  geschaffen:  ein  Zoll- 
bundesrath,  ein  Zollparlament  und  ein  Zollpräsidium, 
welche  sich  an  die  Organisation  der  norddeutschen  Bundesverfas- 
sung anschlössen.  Trotz  dieser  der  bundesstaatlichen  Organisation 
entlehnten  Elemente  blieb  doch  der  Zollverein  bis  zum  Jahre  1871 
ein  bloss  völkerrechtliches  Verhältniss  zwischen  dem  norddeutschen 
Bunde  und  den  süddeutschen  Staaten.  Die  Vereinsgesetze  erhielten 
daher  deshalb  erst  Gültigkeit  in  dem  Gebiete  der  Vereinastaaten,  wenn 
sie  von  deren  Regierungen  in  den  landesgesetzlich  vorgeschriebenen 
Formen  verkündigt  waren.  Dies  änderte  sich  mit  dem  Jahre  1871. 
Was  im  Jahre  1867  für  die  norddeutschen  Staaten  vor  sich  ge- 
gangen war,  vollzog  sich  1871  auch  für  die  süddeutschen.  Indem 
die  süddeutschen  Staaten  jetzt  in  das  deutsche  Reich  eintraten, 
wurde  auch  für  sie  das  Handels-  und  Zollwesen  ein  integriren- 
der  Bestandtheil  der  Reichsverfassung.  Das  ganze  Rechtsverhält- 
niss  streifte  die  völkerrechtlich  gesellschaftlichen  Grundsätze  mit 
einem  Male  ab  und  wurde  eine  verfassungsmässige  Insti- 
tution. Die  Reichsgesetzgebung  beherrscht  jetzt  das  Zollwesen 
ebenso  souverän,  wie  alle  ai^deren  zu  ihrer  Kompetenz  gehörigen 
Gebiete.  Zölle  und  Verbrauchssteuern  werden  von  den  Einael- 
staaten  nicht  mehr  auf  Grund  eigener  Gesetze  und  für  eigene 
Rechnung,  sondern  auf  Grund  von  Reichsgesetzen  erhoben  und  an 
die  Reichskasse ,  als  eigene  Einnahmen  des  Reichs  abgeliefert.  • 
Kurz,  mit  dem  Inslebentreten  der  Reichsverfassung 
ist  der  Zollverein  ganz  im  deutschen  Reiche  aufge- 
gangen, ein  vom  Reiche  zu  unterscheidender  Zoll- 
verein zwischen  deutschen  Staaten  besteht  nicht  mehr. 
(Delbrück.) 
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§  300. 
2)  Die  ftaellen  dei  heatigen  Zollrechtei  K 

Die  grundlegenden  Bestimmungen  sind  in  der  Beichsverfas- 
sung  Artikel  33 — 40  enthalten. .  Nach  Artikel  40  bleiben  aber  auch 
die  Bestimmungen  in  dem  Zollvereinsvertrage  vom  8.  Juli  1867  in 
E^raft,  soweit  sie  nicht  durch  die  Vorschriften  dieser  Ver&ssung 
abgeändert  sind.  Da  aber  nach  Artikel  1  des  Vertrages  vom  8.  Juli 
1867  alle  früheren  Zollvereinsvertrage  nebst. den  Schlussprotokollen 
in  Kraft  bleiben  sollen,  soweit  sie  nicht  abgeändert  sind,  so  ist  da- 
mit das  gesammte  Vertragsrecht  des  Zollvereins,  soweit  es  bei  £r- 
lass  der  Ver&ssung  gültig  war  und  durch  letsstere  nicht  abgeändert 
worden  ist,  in  Kraft  geblieben.  Nur  hat  dasselbe  seinen  rechtlichen 
Charakter  vollständig  verändert  Das  gesammte  Zollvereins- 
recht ist,  wie  Delbrück  si^,  Beichsrecht  geworden. 

Die  Abänderung  der  Vorschriftien  der  2ioU Vereinsverträge  kann 
nach  Artikel  40  auf  dem  in  Artikel  7  und  78  der  Reichs ver£Etssung 
bezeichneten  Wege  erfolgen,  d.  h.  entweder  auf  dem  Wege  eines 
ver&ssungsabändemden  Gesetzes  oder  auf  dem  Wege  der  einfeu^hen 
Gesetzgebung  oder  dem  der  blossen  Verordnung.  Ahf  Verfas- 
sungsbestimmungen erscheinen  erstens  solche  Vorschrift^en, 
welche  sich  auf  die  Abgrenzung  zwischen  den  Beftignissen  der 
Keiche^walt'  und  den  Selbstverwaltungsrechten  der  Einzelstaaten 
auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  und  der  Beichsverbrauchssteuem 
beziehen;  zweitens  Vorschriften,  welche  sich  auf  Gegenstände  be- 
ziehen, die  ausserhalb  der  Kompetenz  des  Reiches  liegen  und 
erst  neu  in  dieselbe  hereingezogen  werden  sollen.  Alle  solche  Be- 
stimmungen können  nur  erlassen  werden  unter  Beobachtung  der 
Formen,  welche  Artikel  78  für  Verfassungsänderungen  vorschreibt. 
Da  aber  Artikel  40  der  Reichsverfassung  auf  Artikel  78  über- 
haupt Bezug  nimmt,  so  muss  auch  Absatz  2  dieses  Artikels  da  zur 
Anwendung  kommen,  wo  es  sich  um  Abänderung  des  Sonderrechts 
eines  Einzelstaates  handelt,  welches  in  den  Verträgen,  aufweiche 
die  Reichsverfassung  besonders  Bezug  nimmt,  seine  ausdrückliche 
Anerkennung  gefunden  hat.  So  kann  z.  B.  die  Vorschrift  zu  Gun- 
sten Oldenburgs  in  Betreff  der  zu  erhebenden  Chausseegelder  als 
eine  derartige  Bestimmung  der  Reichsverfassung  gelten,  »durch 


1  Vergl.  hierüber  besonders  die  Schrift  von  R.  Delbrück,  Artikel  40  der 
Reichsverfassung.  Berlin  1881,  welche  bei  der  Stellung  des  Verfassers  für  die 
Auslegung  dieses  Artikels  von  besonderem  Werthe  ist. 

H.  Schul ze,  Dentichei  Staatsrecht,  ü.  H 
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welche  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  im  Yerhältniss  zur  Ge- 
sammtheit  festgesetzt  sind«.  Alle  übrigen  Bestimmungen  der 
Zollvereinsverträge  haben  entweder  die  Natur  einfacher  Gresetze 
oder  blosser  Verordnungen,  wonach  sich  auch  der  Weg  ihrer  Ab- 
änderung richtet.  Was  die  Scheidung  dieser  beiden  Bestandtheile 
betrifft,  so  giebt  es  in  Betreff  der  Bestimmungen  der  Verträge  vom 
16.  Mai  1865  und  vom  8.  Juli  1867  ein  sicheres  äusseres  Erkennt- 
nissmittel, indem  der  Vertrag  vom  16.  Mai  1865  eine  Eintheflung 
des  Stoffes  nach  staatsrechtlichen  Gresichtspunkten  vorgenommen 
hat.  Die  Verabredungen  von  legislativem  Charakter  wurden  in  den 
Vertrag  selbst  aufgenommen,  die  Verabredungen  von  »blos  vorüber- 
gehendem, reglementärem  oder  administrativem  Charaktere  wurden 
in  das  Schlussprotokoll  verwiesen. 

Im  ehemaligen  Zollverein  gab  es  keine  Zollvereinsgesetze, 
sondern  nur  völkerrechtliche  Verabredungen,  welche  dahin  gingen, 
gewisse  Gregenstände  übereinstimmend  gesetzlich  zu  regeln.  Diese 
Gesetze  konnten  aber,  trotz  ihres  übereinstimmenden  Inhalts,  nur 
als  Landesgesetze  gelten.  Erst  durch  seine  oben  erwähnte 
Reorganisation  von  1867  erhielt  der  Zollverein  gesetzgebende  Or- 
gane ;  für  flie  Staaten  des  norddeutschen  Bundes  waren  die  so  ent- 
standenen Vorschriften  Bundesgesetze,  für  die  süddeutschen 
Staaten  Landesgesetze.  Seit  Gründung  des  deutschen  Reiches 
koinmen  die  Zollgesetze  ganz  ebenso  wie  die  übrigen  Reichsgesetze 
zu  Stande  und  haben  die  gleiche  staatsrechtliche  Verbindlichkeit 
Die  wichtigsten  sind,  aus  der  Zeit  des  norddeutschen  Bundes,  das 
Vereinszollgesetz  vom  1.  Juli  1869,  aus  der  Zeit  des  deutschen 
Reichs  das  Gesetz  betreffend  den  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebie- 
tes, den  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabakssteuer  vom  15.  Juli  1879, 
abgeändert  durch  Reichsgesetze  vom  6.  Juni  1880,  vom  19.  und  21. 
Juli  1881. 

§301. 
3)  Das  einheitUche  deatsche  Zoll-  ud  Handelsgebiet 

^Deutschland  bildet  Ein  Zoll-  und  Handelsgebiet, 
umgeben  von  gemeinschaftlicher  ZoUgrenzec  (Artikel 
33.)  Im  Ganzen  fällt  also  das  Reichi^ebiet  mit  dem  Reichszollge- 
biet zusammen;  doch  finden  davon  zwei  Ausnahmen  statt,  welche 
sich  als  Zollanschlüsse  und  als  Zollausschlüsse  darstellen. 

Zollanschlüsse  sind  solche  Gebiete,  welche  staatsrechtlich 
nicht  zum  Reichsgebiete,  wohl  aber  zum  Reichszollgebiete  gehören. 
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Dieser  Anschluss  kann  entweder  so  stattfinden ,  dass  ein  ausländi- 
sches Grebiet  sich  vertragsmässig  dem  Zollsysteme  des  deutschen 
Keiches  angeschlossen  hat^  oder  so,  dass  es  nur  mit  einem  Einzel* 
Staate  vertragsmässig  unmittelbar  verbimden  ist.  Der  erste  Fall 
findet  statt  bei  dem  Grosshensogthum  Luxemburg,  welches  schon 
durch  Vertrag  vom  8.  Februar  1842  dem  Zollverein  beigetreten 
war,  ein  VerhaltnisSy  welches  durch  Vertrag  vom  20./25.  Oktober 
1865  neu  geordnet  wurde.  Luxemburg  hat  auf  jede  Mitwirkung  bei 
der  Verwaltung  und  Entwickelung  der  Zollangelegenheiten  ver- 
zichtet und  seine  Vertretung  auf  Preussen  übertragen,  empfiLngt 
aber  seinen  Antheil  an  den  Zolleinnahmen  nach  der  Kopfisahl  sei- 
ner Bevölkerung.  Jetzt  hat  das  Reich  alle  Verpflichtungen  über- 
nommen, welche  die  Zollvereinsstaaten  Luxembui^  gegenüber  auf 
sich  genommen  hatten.  Der  zweite  Fall  findet  statt  bei  der  öster- 
reichischen Gemeinde  Jungholz,  welche  durch  Staatsvertrag  vom 
5.  Mai  1868  dem  bayerischen  Zollsystem  angeschlossen  worden  ist. 
Es  besteht  in  Betreff  derselben  nur  ein  Vertragsverhaltniss  zwischen 
Bayern  und  Oesterreich,  dem  deutschen  Beiche  g^nüber  kommt 
Jungholz  nur  wie  ein  Theil  Bayerns  in  Betracht. 

Die  Zollausschlüsse  bilden  dagegen  einen  Theil  des 
Seichsgebietes,  gehören  aber  nicht  zum  Reichszollgebiete.  Der  Aus- 
schluss derselben  hat  theils  einen  blos  verwaltungsrechtlichen,  theils 
einen  verfassungsmässigen  Charakter.  Ersterer  Art  sind  die  in  Ar- 
tikel 33  der  Reichsverfassung  bezeichneten,  »wegen  ihrer  Lage  zur 
EinSchliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeigneten  einzelnen  Ge- 
bietstheile«,  welche  im  Zollvereinsgesetz  vom  8.  Juli  1867  Artikel  6 
namentlich  aufgezählt  sind.  Ihr  Ausschluss  beruht  lediglich  auf 
zolltechnischen  Gründen;  darum  können  diese  Anschlüsse 
durch  Bundesrathsbeschluss  jeder  Zeit  in  die  Zolllinie  gezogen  wer- 
den, ohne  dass  den  betreffenden  Staaten  ein  Widerspruchsrecht  zu- 
steht, wie  dies  bereits  auch  mehrfach  geschehen  ist.  Von  ganz  an- 
derem Charakter  ist  der  ZoUausschluss  von  Hamburg  und  Bremen, 
welcher  durch  Artikel  34  der  Reichsverfassung  ausgesprochen  ist : 
vDie  Hansestädte  Bremen  und  Hamburg  mit  einem  dem  Zwecke 
entsprechenden  Bezirke  ihres  oder  des  umliegenden  Gebietes  blei- 
ben als  Freihäfen  ausserhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenze, 
bis  sie  ihren  Einschluss  in  dieselbe  beantragen.« 

unzweifelhaft  ist  dies  Recht  auf  ZoUausschluss  ein  Sonder- 
recht von  Bremen  und  Hamburg,  welches  nur  mit  Zustimmung 
dieser  Staaten  au%ehoben  werden  kann.    Dies  ist  auch  stets  von 

11* 
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der  Beichsregierungy  ausdrücklich  vom  Reichskanzler,  anerkannt 
worden  (Stenographischer  Bericht  des  Reichstages  vom  8.  Mai  1880 
S.  1269).  Nur  über  Ausdehnung  und  Tragweite  dieses  Rechtes  be- 
stehen verschiedene  Ansichten.  Zunächst  ist  auf  das  Motiv  zurück- 
zugehen, welches  bei  Gewährung  dieser  Ausnahmestellung  obge- 
waltet hat.  Es  sind  hier  nicht  zolltechnische  Gründe,  wie  bei  den 
übrigen  Zollausschlüssen,  sondern  volkswirthschaftliche  Motive, 
welche  im  Interesse  des  Handels  der  Hansestädte  diese  Ausnahme- 
stellung begründeten.  Es  sollte  der  grossartige  Weltverkehr  der- 
selben, besonders  ihr  Zwischenhandel  nicht  beeinträchtigt,  we- 
nigstens demselben  Zeit  gegeben  werden,  sich  in  die  neuen  Verhält- 
nisse einzurichten.  Entschieden  war  eine  Ausnahmestellung  dieser 
Art  als  eine  blos  vorläufige  gedacht,  nur  sollen  die  Hansestädte 
selbst  über  den  richtigen  Augenblick  befinden,  wo  ihr  Eintritt  an- 
gezeigt sei.  Es  soll  ihnen  die  volle  Freiheit  der  Initiative  überlassen 
bleiben,  man  soll  abwarten,  bis  sie  selbst  ihren  Einschluss  in  den 
Zollverein  beantragen.  Eine  Rechtspflicht  dies  zu  thun  ist 
ihnen  nicht  auferlegt.  Dieses  Sonderrecht  bezieht  sich  aber  nicht 
auf  das  ganze  Gebiet  der  beiden  Staaten,  sondern  nur  auf  die 
Städte  selbst,  welche  jedenfalls  frei  bleiben  müssen,  ausserdem 
aber  noch  auf  einen  dem  Zwecke  entsprechenden  Bezirk  ihres 
oder  des 'Umliegenden  (fremden)  Gebietes.  Die  Stadtbezirke  selbst 
darf  der  Bundesrath  nie  ohne  vorausgegangenen  Antrag  in  da» 
Zollgebiet  hereinziehen  (anders  steht  es  mit  einer  neu  hinzugekom- 
menen Vorstadt  wie  St.  Pauli),  das  eigene  oder  fremde  umliegende 
Gebiet,  welches  bis  jetzt  exemt  war,  kann  der  Bundesrath  ganz 
oder  theilweise  der  Zollgrenze  einverleiben.  Nur  darf  er  dabei  nicht 
nach  Willkür  verfahren,  sondern  muss  stets  so  viel  Gebiet  heiaus- 
lassen,  dass  der  Zweck  der  Vorschrift,  die  Erhaltung  der  Freihafen- 
stellung, vollständig  erreicht  wird.  Wenn  aber  eine  der  Hanse- 
städte ihren  Einschluss  in  das  Reichszollgebiet  selbst  beantragt,  so 
ist  dazu  nur  ein  Beschluss  des  Bundesrathes,  kein  Reich^esetz  nö- 
thig,  denn  es  handelt  sich  dabei  nicht  um  Veränderung  bestehenden 
Rechtes,  sondern  um  Ausfuhrung  des  grossen  Grundsatzes  des  Ar- 
tikel 33,  dass  Deutschland  Ein  Zoll-  und  Handelsgebiet  bildet, 
von  welchem  Artikel  34  nur  eine  vorläufige  Ausnahme  macht. 
Nur  wenn  beim  Zollanschlüsse  andere  in  den  Bereich  der  Gesets^ 
gebung  gehörige  Gegenstände  neu  geordnet  werden  oder  eine  Geld- 
bewilligung nöthig  ist,  wird  die  Zustimmung  des  Reichstages  erfor- 
derlich. So  ist  man  im  Jahre  1868  mit  Lübeck,  in  neuester  Zeit  mit 
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Hamburg  verfahren.  Nachdem  der  Senat  der  freien  Stadt  Hamburg 
mit  dem  Reichskanzler  am  25.  Mai  1881  einen  auf  diesen  Zweck 
gerichteten  Vertrag  abgeschlossen  hatte,  wurde  der  Antrag  auf  Ein- 
tritt Hamburgs  beim  Bundesrath  gestellt  und  von  diesem  seine 
Au&ahme  beschlossen,  ohne  dass  dafür  die  Zustimmung  des  Reichs- 
tages eingeholt  worden  wäre.  Diese  war  jedoch  erforderlich,  um 
die  aus  der  Reichskasse  zu  gewährenden  Geldbeiträge  zur  Ausfüh- 
rung dieses  Zweckes  zu  bewilligen.  [Reichsgesetz  betreffend  die  Aus- 
führung des  Anschlusses  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg  an 
das  deutsche  Zollgebiet  vom  16.  Februar  1882).  Dazu  kam  noch 
«ine  gesetzliche  Bestimmung  im  §  1,  welche  ebenfalls  die  Zustim- 
mung des  Reichstages  erforderte,  dahin  lautend:  »Auf  das  Frei- 
hafengebiet der  Hansestadt  Hamburg,  welches  durch  den  Antrag 
derselben  auf  Aufioahme  in  die  gemeinsame  Zollgrenze  nicht  be- 
rührt wird,  findet  Artikel  34  fortwährend  Anwendung« ;  d.  h.  es  darf 
daran  nichts  geändert  werden,  ohne  einen  von  der  Hamburger 
Regierung  ansehenden  Antrag.  (Vergl:  Anm.  am  Ende  des  Para- 
{praphen  S.  167.) 

Da  der  Glrundsatz  feststeht,  dass  normaler  Weise  das  deutsche 
Reich  Ein  Zoll-  und  Handelsgebiet  bildet,  so  ist  auch  die  Herein- 
ziehung eines  nicht  zu  dem  letzteren  gehörigen  Theiles  des  Reiches 
stets  nur  Ausführung  einer  gesetzlichen  Bestimmung,  also  Verwal- 
tungsmaassregel.  Darum  war  auch  der  Bundesrath  berechtigt,  durch 
Bundesrathsbeschluss  vom  8.  December  1881  den  EinscUuss  der 
IJnterelbe  in  das  deutsche  Zollgebiet  zu  beschliessen,  da  die  Elbe 
nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  bis  zu  ihrer  Mündung  zum 
^Souveränetät^ebiet  des  Reiches  gehört.  Selbst  wenn  friihere  Lan- 
desgesetze etwas  anderes  bestimmt  hätten,  so  müssten  sie  doch  dem 
neueren  Reichsrecht,  auch  in  Form  eines  Bundesrathsbeschlusses, 
weichen.  Dasselbe  gilt  von  der  Elbschififahrtsakte  vom  23.  Juni 
1821 ,  welche  in  den  deutschen  Einzelstaaten  nur  als  Landesgesetz 
gilt.  Ein  Einspruch  wäre  nur  von  Seiten  Oesterreichs  denkbar, 
wenn  in  den  Elbschififahrtsverträgen  die  Regel  ausgesprochen  wäre, 
dass  die  Elbe  ausserhalb  der  Zollgrenze  bleiben  solle.  Eine  solche 
Bestimmung  findet  sich  aber  nirgends.  Die  behauptete  >Au8- 
landseigenschaft  der  Elbe«  ist  eine  Illusion,  die  mit  den 
Grundsätzen  des  Staats-  und  Völkerrechtes  in  Widerspruch  steht  ^. 


1  YergL  darüber  Laban d,  Staatsr.  B.  LEI.  S.  269.   Für  die  Befugniss  des 
Bundenratbes  Fürst  Bismarck  in  der  BeichBtagsaitsung  vom  8.  Mai  1880  (Stenogr. 
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Während  nach  den  Grundsätzen  des  Völkerrechtes  das  SouYe- 
ränetätsgebiet  des  Reiches  auch  den  Küstensaum  des  Meeres  auf 
Kanonenschussweite  von  den  Küsten  umfasst  (»terrae  dominium 
definitur,  ubi  finitur  armorum  vis«,  was  jetzt  r^elmässig  auf  diei 
Seemeilen  ausgedehnt  wird),  reicht  das  Zollgebiet  nach  Artikel  16 
des  Zollgesetzes  vom  1.  Juli  1869  nicht  soweit:  »Wo  das  Vereins- 
gebiet  durch  das  Meer  begrenzt  wird ,  bildet  die  jedesmalige  den 
Wasserspiegel  begrenzende  Linie  die  Zolllinie.ff  Abgesehen  von  den 
hier  erörterten  Ausnahmen,  fällt  überall  die  Zollgrenze  des 
Keiches  mit  seiner  staatlichen  Souveränetätsgrenze 
zusammen. 

Den  wichtigsten  Satz,  welcher  aus  der  Einheit  des  deutschen 
Zoll-  und  Handelsgebietes  folgt,  spricht  der  Artikel  33  Absatz  2  der 
Beichsverfassung  folgendermaassen  aus:  »Alle  Gegenstände,  welche 
im  freien  Verkehre  eines  Bundesstaates  befindlich  sind,  können  in 
jeden  anderen  Bundesstaat  eingeführt  und  dürfen  in  letzterem  einer 
Abgabe  nur  insoweit  unterworfen  werden,  als  daselbst  gleich- 
artige inländische  Erzeugnisse  einer  Steuer  unterliegen.«  Der  Ver- 
kehr mit  vereinsländischen  sowie  mit  zollfreien  oder  yerzollten 
ausländischen  Waaren  innerhalb  des  Vereinsgebietes  ist  grundsätz- 
lich frei.  Den  Vereinsstaaten  ist  zwar  nicht  unbedingt  verboten,  Ab- 
gaben von  Verbrauchsgegenständen  zu  erheben,  aber  sie  sind  daxin 
sehr  beschränkt.  Von  allen  ausländischen  Erzeugnissen,  welche  bei 
der  Einfuhr  mit  mehr  als  15  Silbergroschen  ZoU  für  den  Zentner 
belegt  sind,  darf  keine  weitere  Abgabe  irgendwelcher  Art,  sei  es  fSr 
Rechnung  des  Staates  oder  der  Kommunen  erhoben  werden,  jedoch 
mit  Vorbehalt  derjenigen  inneren  Steuern,  welche  in  einem  Vereins- 
staate auf  die  weitere  Verarbeitung  oder  auf  andere  Bereitungen 
aus  solchen  Erzeugnissen,  ohne  Unterschied  des  ausländischen,  in- 
ländischen oder  vereinsländischen  Ursprunges  allgemein  gelegt  sind. 
Hinsichtlich  der  ausländischen  Erzeugnisse,  welche  nicht  mehr  als 
1 5  Silbergroschen  an  Zoll  für  den  Zentner  zu  entrichten  haben,  und 
hinsichtlich  der  inländischen  Erzeugnisse,  bleibt  es  den  Einzelstaa- 


Ber.  S.  1269),  Minister  Hof  mann  in  der  Sitzung  vom  10.  Mai  1880  (Sten.  Ber. 
S.  1294).  Abgeordneter  D.  Marquardsen  in  der  Sitzung  vom  27.  Mai  ISSl 
(Stenogr. Bericht  S.  1328  ff.),  Laband,  Staatsr.  a.  a.  O.  S.  262.  Gegen  dieselbe 
die  Abgeordneten  Delbrück  in  der  Sitzung  vom  8.  Mai  1880  (Stenogr.  Ber. 
S.  1264  ff.),  vom  10.  Mai  1880  (Stenogr.  Ber.  S.  1312),  Dr.  Wolfsohn  m  der 
Sitzung  vom  8.  Mai  1880  (Stenogr.  Ber.  1273  ff.),  Dr.  Lasker  in  der  Sitzung 
vom  10.  Mai  1880  (Stenogr.  Ber.  S.  1307  ff.). 
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ten  zwar  freigestellt,  die  auf  der  Hervorbringung,  Zubereitung  oder 
dem  Verbrauch  von  Erzeugnissen  ruhenden  inneren  Steuern  beizu- 
behalten, zu  yerändem  oder  au&uheben,  sowie  neue  Steuern  dieser 
Art  einzuführen,  jedoch  sollen  dergleichen  Abgaben  für  jetzt  nur  auf 
bestimmte  inländische  und  gleichnamige  vereinsländische  Erzeug- 
nisse als  Branntwein,  Bier,  Essig,  Most,  Wein  u.  s.  w.  gelegt  werden 
dürfen  (Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867  Artikel  5  §  2).  Bei 
allen  Abgaben,  welche  im  Bereiche  der  Vereinsländer  nach  der  Be- 
stimmung des  Artikel  5  §  2  zur  Erhebung  kommen  dürfen,  muss 
eine  gegenseitige  Gleichmässigkeit  der  Behandlung  dergestalt  statt- 
finden, dass  das  Erzeugniss  eines  anderen  Vereinsstaates  unter  kei- 
nem Vorwande  höher  oder  in  einer  lästigeren  Weise,  als  das  inlän- 
dische oder  als  das  Eizeugniss  der  übrigen  Vereinsstaaten  besteuert 
werden  darf  [§  3).  Durch  diese  den  Einzelstaaten  zustehende  Be- 
fttgniss,  auf  gewisse  Gegenstände  Verbrauchssteuern  zu  legen,  wird 
allerdings  die  Verkehrsfireiheit  innerhalb  des  Zollgebietes  einiger- 
maassen  modificirt,  indem  diejenigen  Staaten,  welche  innere  Steuern 
auf  die  Hervorbringung  oder  Zubereitung  eines  der  bezeichneten 
Verbrauchsgegenstände  gelegt  haben,  den  gesetzlichen  Betrag  der- 
selben bei  der  Einfuhr  des  Gegenstandes  aus  anderen  Vereinsstaaten 
voll  erheben  lassen  (§  3^),  sogenannte  Uebergangssteuer;  diese 
Staaten' können  bei  der  Ausfuhr  des  Gegenstandes  nach  anderen 
deutschen  Staaten  diese  Steuer  unerhoben  lassen,  bez.  den  gesetz- 
lichen Betrag  derselben  ganz  oder  theilweise  zurückerstatten,  doch 
dürfen  solche  Ausfuhrvergütungen  nie  die  Natur  von  Ausfuhrprä- 
mien annehmen. 

Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangsabgaben  dürfen  von  den 
Einzelstaaten  nie  erhoben  werden.  Ebenso  kann  der  Erlass  von 
Ausfuhr-  und  Einfuhrverboten  nie  von  Seiten  der  Einzelstaaten, 
sondern  nur  von  Seiten  des  Reiches  erfolgen.  Nur  in  Betreff  der 
Maassregeln  gegen  Viehseuchen  giebt  ein  besonderes  Beichsgesetz 
betreffend  die  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen  vom 
23.  Juni  1880  den  Einzelstaaten  gewisse  derartige  Befugnisse,  doch 
dürfen  im  Verhältnisse  von  einem  deutschen  Staate  zum  anderen 
keine  hemmenderen  Einrichtungen  getroffen  werden,  als  unter 
gleichen  Verhältnissen  den  inneren  Verkehr  des  Staates  treffen,  wel- 
cher sie  anordnet. 

Anmerkung  betreffend  die  Sonderstellung  der  Hanse- 
städte nach  Artikel  34  der  Reichsverfassung.  Die  Frage  nach 
der  Bedeutung  und  Tragweite  dieses  Artikels  ist  namentlich  bei  dem  Zoll- 
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anschluBse  Hambiugs  im  Jahie  1881  in  der  Presse,  wie  im  Reichstag  leb- 
haft verhandelt  worden.  H.  y.  Treitschke,  Der  letzte  Akt  der  Zoll* 
vereinsgeschichte ,  in  den  preussischen  Jahrbüchern  B.  XLV  S.  626  ff. 
Die  St.  Pauli-Frage  und  die  Verlegung  der  Zollgrenze  an  der  Elbe  yom 
rechtlichen  Standpunkte  aus  in  den  preussischen  Jahrbüchern  B.  XLIV 
S,  494  ff.  Sehr  ausführlich  über  die  geschichtliche,  Tolkswirthschaftliche 
und  rechtliche  Seite  der  Frage  G.  Tuch,  Sonderstellung  und  ZoUanschluM 
Hamburgs,  in  Schmollers  Jahrbüchern  für  Gesetzgebung  B.  VI  S.  11 3  ff., 
woselbst  auch  die  ganze  Literatur  angegeben  ist.  Reiches  Material  findet 
sich  besonders  in  den  Reichstagsverhandlungen  in  den  Sitzungen  vom 
1.  Mai  1880  (Sten.  Bericht  8.  1071  ff.),  8.  und  10.  Mai  1880  (Sten. 
Ber.  S.  1264  ff.),  17.  und  18. März  1881  (Sten.  Bericht  S.  339  ff.),  23. 
und  24.  März  1881  (Sten.  Berichts.  471  ff.),  -28. November  1881  (Sten. 
Bericht  S.  37  ff.),  20.  und  21.  Januar  1882  (Sten.  Bericht  S.  777  ff.j. 
Ueber  die  Verhandlungen  zwischen  Senat  und  Bürgerschaft  finden  sich 
ausführliche  Mittheilungen  bei  Tuch  a.  a.  O.  Der  Artikel  34  stand  in 
der  angegebenen  Fassung  schon  in  der  norddeutschen  Bundesverfassung. 
Da  er  entschieden  eine  Vorschrift  der  Verfassung  enthalt,  »durch  welche 
bestinmite  Rechte  einzelner  Bundesstaaten  in  dem  Verhältniss  zur  Oe- 
sammtheit  festgestellt  sind«,  so  ist  er  unzweifelhaft  mit  unter  den  Scbuts 
des  Artikel  78  Absatz  2  der  Reichsverfassung  getreten.  Das  Recht  der 
Hansestädte  stellt  sich  als  ein  Reservatrecht  derselben  nach  der  Reichs- 
verfassujig  dar,  jedoch  mit  der  Eigenthümlichkeit,  dass  dasselbe  nicht 
zugleich  unter  die  Regel  des  Artikel  78  Absatz  1  flült,  wie  die  übzigen 
Sonderrechte,  deren  Beseitigung  immer  zugleich  als  eine  Veränderung  der 
Verfassung  erscheint ,  während  aus  den  oben  entwickelten  Gründen  das 
Sonderrecht  der  Hansestädte  einfach  durch  einen  Bundesrathsbeschluss 
beseitigt  werden  kann,  wenn  nur  die  betreffende  Hansestadt  ihre  Zustim- 
mung ertheüt  hat.  Am  bestrittensten  ist,  wieweit  der  territoriale  Umfang 
dieser  privilegirten  Sonderstellung  reicht.  Soviel  steht  fest,  dass  nickt  das 
gesammte  Staatsgebiet  der  genannten  Staaten  daran  theil  nimmt.  Nach 
der  richtigen  Auffassung  müssen  jedenfalls  die  Städte  selbst,  d.  h. 
die  eigentlichen  Stadtbezirke,  wie  sie  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
Reichsverfassung  bestanden  (also  nicht  neu  seitdem  einverleibte  Vorstädte) 
exemt  bleiben ,  während  in  Betreff  des  umliegenden  Gebietes  Zweck- 
mässigkeitsgründe dem  Ermessen  des  Bundesrathes  einen  gewissen  Spiel- 
raum lassen.  Nur  muss  stets  soviel  von  dem  eigenen  oder  fremden  um- 
liegenden Gebiete  freigelassen  werden,  dass  die  Freihafenstellung  nicht 
beeinträchtigt  oder  gar  unmöglich  gemacht  wird.  Diese  Auslegung  muss 
freilich  das  Wort  »Hansestädte«  im  Artikel  34  in  einem  doppelten  Sinne 
nehmen.  »Die  Hansestädte  Bremen  und  Hamburg  mit  einem  dem  Zwecke 
entsprechenden  Bezirke  ihres  oder  des  umliegenden  Gebietes  bleiben 
ausserhalb  der  gemeinschaftlichen  Zollgrenzen«,  heisst  die  Städte  selbst 
im  Sinne  von  Stadtbezirken,  während  die  letzten  Worte  »bis  sie 
ihren  Einschluss  in  dieselbe  beantragen«  sich  offenbar  nur  auf  die  Staaten, 
d.  h.  auf  die  Staatsregierungen  der  beiden  hanseatischen  Republiken  be- 
ziehen können.  Es  ist  dies  zwar  eine  Schwierigkeit,  die  mit  der  unklaren 
Fassung  des  Artikel -34  zusammenhängt,  die  sich  aber  aus  der  früheren 
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Stellung  der  Städte  zu  ihrem  Landgebiete  geschichtlich  erklärt.  Nach  der 
früheren  Verfassung  waren  die  Städte  zugleich  die  herrschenden  Gemein- 
wesen, während  das  dazugehörige  Gebiet  nur  als  ein  beherrschtes  Unter- 
thanenland  erschien.  In  Erinnerung  an  diese  staatsrechtliche  Stellung  ist 
dieser  Artikel  34  noch  gefasst.  Die  Städte  selbst ,  als  die  Bezirke  der 
Stadtgemeinden,  müssen  f^ei  bleiben ,  bis  sie  selbst ,  als  die  herrschenden 
Stadtgemeinden,  ihren  Eintchluss  beantragen.  Jedenfalls  kann  das  ViTOrt- 
chen  »mit«  nur  im  kopulativen  Sinne  verstanden  werden,  d.  h.  die  Stadt- 
bezirke und  noch  etwas  anderes  dazu.  Vgl.  darüber  G.  Meyer,  Ver- 
waltungsrecht Th.  n  S.  305.  Zorn,  Staatsr.  a.  a.  O.  S.  25$.  Derselbe 
im  Rechtslex.  B.  lEI  S.  378.  Gegen  diese  Ansicht  besonders  Lab  and 
a.  a.  O.  S.  260. 


§302. 

4)  luttndigkelt  des  Reichet  ud  der  Einxelttaateii  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 

weiens. 

Ein  einheitliches  Zoll-  und  Handeli^ebiet  ist  ohne  überein- 
stimmende Gesetcgebung  über  Eingangs-  und  Ausfuhrabgaben, 
sowie  über  die  Durchfuhr  von  Waaren  nicht  denkbar.  Darum  legt 
die  ßeichsYer&ssung  die  Gesetzgebung  über  das  Zollwesen  dem 
Keiche  bei,  mit  vollständigem  Ausschluss  der  Einzelstaaten.  Die 
Zollgesetzgebung  wird,  wie  die  Beichsgesetzgebung  überhaupt  durch 
Bundesrath  und  Reichstag  ausgeübt.  Aber  nicht  bloss  die  eigent- 
liche Geset^ebung,  auch  das  Verordnungsrecht  ist  den  Einzelstaa- 
ten auf  diesem  Gebiete  entzogen  und  steht  dem  Reiche  zu.  Sein 
Organ  dafür  ist  der  Bundesrath,  welcher  an  die  Stelle  der  Gene- 
ralkonferenzen des  ehemaligen  Zollvereins  getreten  ist.  Der  vom 
Reichstage  und  Bundesrathe  gemeinsam  zu  handhabenden  Gesetz- 
gebung wird  das  Recht  des  Bunde&rathes  gegenübergestellt,  kraft 
dessen  derselbe  über  die  zur  Ausführung  der  Reichsgesetze  erforder- 
lichen allgemeinen  Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen, 
auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  und  der  Verbrauchssteuern,  zu  be- 
scbliessen  hat.  Auch  bei  den  Abstimmungen  hierüber  gilt  der 
Grundsatz,  dass  im  Falle  von  Meinungsverschiedenheiten  im  Bun- 
desrathe die  Stimme  des  Präsidiums,  d.  h.  Preussens,  den  Ausschlag 
giebt,  wenn  sie  sich  für  die  Aufirechterhaltung  der  bestehenden  Ein- 
richtungen ausspricht.  Ausserdem  geben  viele  Zoll-  und  Steuerge- 
setze dem  Bundesrathe  weitgehende  Ermächtigungen  in  Betreff 
solcher  Vorschriften,  welche  an  sich  nur  gesetzlich  geregelt  werden 
könnten.  Während  so  das  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsrecht 
auf  diesem  Gebiete  den  Einzelstaaten  ganz  entzc^en  ist,  ist  dagegen 
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die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  und  Ver- 
brauchssteuern Sache  der  Einzelstaaten  geblieben. 
In  dieser  Beziehung  hat  man  sich  ganz  den  vorhandenen  Zustän- 
den des  Zollvereines  angeschlossen.  Damach  besitzen  aber  nicht 
alle  Einzelstaaten  dies  Becht,  sondern  nur  diejenigen  ^  welche  das- 
selbe bisher,  d.  h.  vor  ihrem  Eintritt  in  den  norddeutschen  Bund 
bez.  das  deutsche  Reich  besessen  haben;  denn  schon  zu  Zeiten  des 
Zollvereines  hatten  einzelne  Staaten  ihre  Zollverwaltung  an  Preus- 
sen  abgetreten,  wie  z.  B.  Waldeck  und  Lippe,  andere  waren  zu  einer 
gemeinsamen  Verwaltung  ihrer  Steuern  zusammengetreten  wie  die 
thüringischen  Staaten  zum  sogenannten  thüringischen  Zoll-  und 
Handelsverein  (Verträge  vom  10.  Mai  1833,  vom  20.  November 
1852,  vom  27.  Juni  1864).  An  diesen  Verhältnissen  hat  die  Ver- 
fassung des  norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  Reiches 
nichts  geändert. 

Während  auf  anderen,  zur  Kompetenz  des  Reiches  gehörigen 
Gebieten  das  Reich  durch  eigene  Behörden  verwaltet,  wie  z.  B.  anf 
dem  Gebiete  des  Post-  und  Telegraphenwesens,  hat  das  Reich  auf 
dem  Gebiete  des  Zollwesens  keine  eigenen  Direktivbehörden,  son- 
dern überlässt  die  laufende  Zoll-  und  Steuerverwaltung  led^lich 
den  Landesbehörden,  deren  Kontrolle  es  sich  vorbehält  Auch  steht 
den  Einzelstaaten  selbst  die  Organisation  dieser  Behörden  zu,  wobd 
nur  gewisse  allgemeine,  vom  Reiche  vorgeschriebene  GrrundHltse 
eingehalten  werden  müssen*  Den  Direktivbehörden  der  Einsei- 
staaten steht  die  Befugniss  zu,  Instruktionen  an  die  unte^eordneten 
Landesbehörden  zu  erlassen,  doch  müssen  sich  dieselben  innerhalb 
der  Reichsgesetze  und  der  vom  Bundesrathe  erlassenen  allgemeinen 
Vorschriften  halten. 

Die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  findet  durch  Landes- 
behörden, aber  nach  Maassgabe  der  reichsgesetzlichen  Vorschriften 
statt.  Damit  letztere  eingehalten  werden,  steht  dem  Reiche  eine 
umfassende  Kontrolle  zu.  Diese  wird  durch  Beamte  ausgeübt, 
welche  der  Kaiser,  nach  Vernehmung  des  Bundesrathsausschusses 
für  Zoll-  und  Steuerwesen,  ernennt  Die  den  Zoll-  undSteueiämtem 
beigeordneten  sind  die  Stationskontrolleure,  die  den  Direktiivbe- 
hörden  beigeordneten  sind  die  Reichsbevollmächtigten  für  Zölle  und 
Steuern.  Diese  Reichskontrollbeamten,  welche  als  »Wächter  der 
Reichsgesetze,  als  Vertreter  der  finanziellen  und  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  des  Reichest  figuriren,  haben  keine  zwingende 
Amtsgewalt,  sind  in  keiner  Beziehung  Vorgesetzte  der  Landesbe- 
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hörden,  sondern  haben  nur  das  Recht  und  die  Pflicht,  von  dem  Yer- 
fEihren  der  Landesbehörden  stets  die  genaueste  aktenmässige  Kennt* 
niss  zu  nehmen.  Grelingt  es  ihnen  nichts  die  Beseitigung  der  von 
ihnen  wahrgenommenen  Mängel  und  Unregelmässigkeiten  bei  den 
Landesbehörden  zu  bewirken,  so  haben  sie  sich  an  den  Bundesrath 
zu  wenden,  welcher  über  die  von  denselben  zur  Anzeige  gebrachten 
Mängel  endgültig  zu  entscheiden  und  deren  Beseitigimg  zu  bewir- 
ken hat. 

Die  Gerichtsbarkeit  in  Zollsachen  steht  allen  Einzel- 
staaten innerhalb  ihres  Gebietes  zu,  selbst  denen,  die  keine  eigene 
Zollverwaltung  haben,  womit  auch  das  Begnadigungsrecht 
in  Betreff  solcher  Strafen  verbunden  ist,  welche  von  ihren  eigenen 
Gerichten  erkannt  sind.  Sämmtliche  Einzelstaaten  sind  indessen 
zu  gemeinsamer  Ausübung  der  Strafrechtspflege  verbunden,  sämmt- 
liche Gerichte,  Staatsanwaltschaften,  Polizeibehörden  haben  als  die 
Organe  einer  und  derselben  Stra%ewalt  zu  handeln.) 

Der  Ertrag  der  Zölle  fliesst  in  die  Reichskasse, 
ihre  Erhebung  geschieht  durch  die  Einzelstaaten  für 
das  Reich,  an  welches  sie  die  erhobenen  Beiträge  abzuliefern 
haben.  Dieser  Ertrag  besteht  aus  den  gesammten  von  den  Zöllen 
und  den  übrigen  Abgaben  aufgekommenen  Einnahmen.  Hinsicht- 
lich der  Erhebimgs-  tind  Yerwaltungskosten  findet  keine  Gemein- 
schaft statt,  vielmehr  übernimmt  jede  Regierung  alle  in  ihrem  Ge- 
biete vorkommenden  Erhebungs-  und  Yerwaltungskosten;  nur 
einzelne  Kosten  sind  durch  besonde^-e  gesetzliche  Bestimmungen 
auf  das  Reich  übernommen.  So  hat  man  sich  hinsichtlich  desjeni- 
gen Theiles  des  Bedarfes,  welcher  an  gegen  das  Ausland  gelegenen 
Grenzen  und  innerhalb  des  dazu  gehörigen  Grenzbezirkes  ftir  die 
ZoUerhebungs-  und  Auüsichts-  und  Kontrollbehörden  und  ZoU- 
schutzwachen  erforderlich  ist,  über  Pauschsummen  vereinigt,  wel- 
che von  den  jährlich  aufkommenden  Bruttoeinnahmen  an  Zollge- 
fiLUen  abzuziehen  sind.  j»Die  Festsetzung  derselben  beruht  auf  einer 
langjährigen,  im  Zollverein  au^ebildeten  und  auf  das  Reich  über- 
gegangenen Staatspraxis.«  (Delbrück.)  Die  für  jeden  Ghrenzstaat 
festgestellte  Pauschsumme  hat  ihre  Grundlage  in  der  Organisation 
der  Zollerhebungsstellen  und  Schutzeinrichtungen  an  der  Grenze. 
Diese  Organisation  ist  daher  nicht  wie  die  der  Zollstellen  im  In- 
nern dem  Ermessen  des  Einzelstaates  überlassen,  sondern  unter- 
liegt der  Beschlussnahme  des  Bundesrathes.  Solchen  Staaten,  wel- 
che einen  im  Verhältnisse  zum  Flächeninhalt  und  zur  Bevölkerung 
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des  Landes  besonders  hohen  Aufwand  an  GrenzzoUverwaltangs- 
kosten  zu  tragen  hftben  ^  wird  ein  mit  Rücksicht  auf  die  konkreten 
Umstände  zu  bemessender  Zuschuss  asur  Pauschsumme  gewährt 
Somit  vergütet  das  Reich  den  Einzelstaaten  durch  die  Pausch- 
summe  und  die  Zuschüsse  gewisse  Leistungen)  welche  dieselben  in 
seinem  Interesse  zu  verrichten  haben.  Die  Feststellung  der  von  den 
einzelnen  Staaten  abzuliefernden  Beträge  erfolgt  nach  Artikel  39 
der  Reichsverfassung  durch  den  Bundesrath  in  folgender  Weise: 
»Die  von  den  Erhebungsbehörden  der  Bundesstaaten  nach  Ablauf 
eines  jeden  Vierteljahres  au£Eustellenden  Quartalextrakte  und  die 
nach  dem  Jahres-*  und  Bücherabschlüsse  au£EUStellenden  Finalab- 
Schlüsse  über  die  im  Laufe  eines  Vierteljahres  bez.  wahrend  des 
Rechnungsjahres  fäUig  gewordenen  Einnahmen  an  Zöllen  und 
nach  Artikel  38  zur  Reichskasse  fliessenden  Verbrauchssteuem 
werden  von  den  Direktivbehörden  der  Bundesstaaten,  nach  voian* 
gegangener  Prüfung,  in  Hauptübersichten  zusammengestellt,  in 
welchen  jede  Abgabe  gesondert  nachzuweisen  ist,  und  es  werden 
diese  Uebersichten  4in  den  Ausschuss  des  Bundesrathes  für  das 
Rechnungswesen  eingesandt  Der  letztere  stellt  auf  Grund  dieser 
Uebersichten  von  drei  zu  drei  Monaten  den  von  der  Kasse  jedes 
Bundesstaates  der  Reichskasse  schuldigen  Betrag  vorläufig  fest  und 
setzt  von  dieser  Feststellung  den  Bundesrath  und  die  Bundes- 
staaten in  Kenntniss,  legt  auch  alljährlich  die  schliessliche  Fest- 
stellung jener  Beträge  mit  seinen  Bemerkungen  dem  Bundestathe 
vor.    Der  Bundesrath  beschlibsst  über  diese  Feststellung.c 

§303. 
B)  Reichsverbrauchssteuern. 

Im  Gregensatz  zu  den  Grenzzöllen,  welche  von  ausländischen 
Waaren  erhoben  werden,  lasten  die  Verbrauchssteuern  auf  Gegen- 
ständen des  Verbrauchs,  welche  im  Inlande  gewonnen  werden. 
Schon  zu  Zeiten  des  Zollvereins  fand  in  Betreff  verschiedener  sol- 
cher Abgaben  eine  auf  Vereinbarung  beruhende  Gremeinschait 
statt  Durch  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  wurde  die 
Besteuerung  des  im  Bundesgebiete  gewonnenen  Salzes  und  Ta- 
baks, bereiteten  Branntweins ,  Biers  und  aus  Rüben  und  anderen 
inländischen  Erzeugnissen  dargestellten  Zuckers  und  Syrups  der 
Bundesgesetzgebung  unterstellt  und  die  Einnahmen  aus  diesen 
Abgaben  den  Bundeskassen  zugewiesen.     Durch  die  Reichsver- 
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yei&asung  wurden  die  auf  Sak,  Tabak  und  inländischen  Zucker 
gelegten  Steuern  zu  Eeichssteuem  erklärt,  di^egen  wurden  die  im 
norddeutschen  Bunde  geltenden  Grundsätze  über  die  Besteuerung 
von  Branntwein  und  Bier  nur  auf  Südhessen  ausgedehnt ,  während 
in  Bayern,  Württemberg  und  Baden  die  Besteuerung  dieser  Gegen- 
stande der  Landesgeset^ebung,  die  eizielten  Einnahmen  der  Lan- 
deskasse Torbehalten  worden  sind.  So  sind  nur  die  Steuern  auf  Salz, 
Tabak  und  Zucker  im  ganzen  Reichsgebiete  Eeichssteuem,  wäh- 
rend in  Betreff  der  Branntwein-  und  Biersteuer  die  norddeutschen 
Staaten,  den  drei  süddeutschen  gegenüber,  eine  engere  Brannt- 
wein- und  Biersteuergemeinschaft  bilden.  Durch  diese  Ver- 
schiedenheit der  Besteuerung  dieser  Gegenstände  ist  die  Erhebung 
von  üebergangssteuem  begründet,  wenn  derartige  Yerbrauchsartikel 
aus  der  norddeutschen  Steuergemeinschafb  in  einen  der  süddeut- 
schen Staaten  übei^hen,  oder  umgekehrt.  Soweit  die  genannten 
Steuern  den  Charakter  von  Beichssteuem  haben ,  steht  die  Gesetz- 
gebung lediglich  dem  Beiche  zu,  die  Erhebung  ist  dagegen, 
wie  bei  den  Zöllen,  Sache  der  Einzelstaaten,  soweit  sie 
dieselbe  bisher  gehabt  haben.  Der  Ertrag  fliesst  in  die  Reichskasse. 
Bei  Berechnung  der  abzuliefernden  Summen  kommen  nach  der 
Reichsver&ssung  in  Abzug:  »Die  auf  Gesetzen  und  allgemeinen 
YerwaltungsTorschriften  beruhenden  Steuervergütungen  und  Er- 
mässigungen, die  Rückerstattung  für  unrichtige  Erhebungen  und 
gewisse  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten,  deren  Höhe  bei  den 
einzelnen  Abgaben  verschieden  bestimmt  ist.«  Die  Pflicht  zur  Ent- 
richtung der  Steuer  liegt  dem  Producenten  ob.  Da  diese  Steuern 
aber  eigentlich  auf  dem  Verbrauche  ruhen  und  nur  den  Konsu- 
menten treffen  sollen,  so  findet  für  solche  Gegenstände,  für  welche 
die  Verbrauchssteuer  gezahlt  ist,  dann  eine  Rückerstattung  der 
Steuer  statt,  wenn  dieselben  ins  Ausland  ausgeführt  werden,  sogen 
Ausfuhrvergütungen. 

Die  einzelnen  Verbrauchssteuern  sind  folgende  : 

a)  Die   Salzsteuer^     Schon    die    const.  de  regalibus  von 

1158,  wie  die  goldene  Bulle  erklären  die  Gewinnung  des  Salzes  für 

ein  Regal;  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  nahmen  die  Landesherren 

auch  den  Verkauf  des  Salzes  als  Monopol  in  Anspruch.    Das  Salz- 


1  T.  Aufs  es  s,  Art.  »Salzsteuer«  im  Reehtslex.  B.  XU.  S.  525  ff.  H.  A.  Za- 
charift,  lieber  Regalien  überhaupt  und  das  Salzregal  in  Deutschland  insbeson* 
dercy  in  der  Zeitsehr.  fOr  deutsches  Hecht  B.  XIII.  S.  319  ff.  Bö  hl  au,  de  rega- 
Uum  notione  et  de  salinarum  jure  regali  commentarii.  1855. 
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monopol  bestand  auch  in  den  meisten  Staaten  des  Zollvereins. 
Durch  einen  Vertra'g  der  Zollvereinsstaaten  vom  8.  Mai  1867  wurde 
das  Salzmonopol  au%ehoben  und  an  dessen  Stelle  eine  Steuer 
gesetzt,  welche  durch  specielle  Gresetze  für  den  norddeutschen  Bund 
und  die  süddeutschen  Staaten  übereinstimmend  geregelt  wurde. 
(Bundesgesetz  vom  12.  Oktober  1867  betreffend  die  Erhebung  einer 
Abgabe  von  Salz.)  Gregenstand  der  Besteuerung  ist  nur  das  Sak, 
soweit  es  dem  menschlichen  Verbrauche  im  Inlande  dient.  Steuer- 
frei ist  das  Salz,  welches  ins  Ausland  ausgeführt  wird  oder  zu  land- 
wirthschafblichen  oder  gewerblichen  Zwecken  bestimmt  ist  (Dena- 
turirung).  Zur  Entrichtung  verpflichtet  ist  der  Salzproducent  Die 
Produktion  findet  unter  staatlicher  Kontrolle  statt  Der  gesammte 
Ertrag  fliesst  in  die  Beichskasse.  Die  Erhebung  erfolgt  durch  die 
Einzelstaaten.  Als  Erhebung»-  und  Verwaltungskosten  kommen 
die  Kosten  in  Abzi^,  welche  zur  Besoldung  der  mit  Erhebung  und 
Kontrollirung  dieser  Steuer  auf  den  Salzwerken  beauftragten  Be- 
amten von  den  einzelnen  Staaten  aufgewendet  werden. 

b)  Die  Tabaks  steuert  Seitdem  der  Gebrauch  des  Tabaks 
in  Europa  angekommen  ist,  wurde  dieses  Genussmittel  stets  als 
ein  zur  Besteuerung  besonders  geeignetes  Objekt  angesehen.  Die 
Besteuerung  erfolgte  bald  in  Form  von  GrenzzöUen  imd  Ver- 
brauchsabgaben,  bald  in  Form  des  Monopols.  Letzteres  hat  auch 
in  Preussen  im  vorigen  Jahrhundert  bestanden ,  ist  aber  seit  dem 
Tode  Friedrich's  des  Grossen  wieder  au%ehoben.  Bei  der  Durchr 
fiihrung  der  Finanzreform  1818/19  wurde  der  ausländische  Tabak 
einem  Grenzzone,  der  inländische  einer  Gewichtssteuer  unterworfen, 
welche  später  in  eine  Besteuerung  nach  dem  Umfange  und  der 
Qualität  der  mit  Tabak  bebauten  Bodenfiäche  umgewandelt  wurde 
(1828).  Diese  preussische  Art  der  Tabaksbesteuerung  kam  nach 
und  nach  in  den  norddeutschen  Staaten  zur  Annahme ,  während 
die  süddeutschen  Staaten  den  inländischen  Tabaksbau  steuerfrei 
liessen.  Erst  nach  Wiederherstellung  des  Zollvereins  erfolgte  durch 
das  Zollvereinsgesetz  vom  26.  Mai  1868  eine  einheitliche  Regelung 
der  Tabakssteuer,  welche  durch  das  Beichsgesetz  betreuend  die  Be- 
steuerung des  Tabaks  vom  16.  JuU  1879  abermals  eine  tie%reifende 
Aenderung  erfahren  hat.  Damach  erfolgt  die  Besteuerung  des  aus- 


^  T.  Auf  8688,  Art  »Tabak88teuer>  im  Reohtslex.  B.  III.  S.  845  ff.  J.  Pie^ 
storff,  Entwickelung  der  Tabak88teuerge8etigebung  in  Deutschland  seit  An- 
fang dieses  Jahrb.,  in  Conrad's  Jahrb.  der  Nationalökonomie  und  Statistik. 
B.  XXXm.  S.  332  ff.  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  339  ff. 
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ländisclien  Tabaks  in  Fonu  eines  Grenzzolles,  die  des  im  Inlande 
gewonnenen,  welcher  zum  Verkaufe  im  deutsclien  Zollgebiete  be- 
stimmt ist,  ist  dagegen  regelnulssig  einer  Besteuerung  nach  dem 
Gewichte  unterworfen  (100  Kilogramm  45  Mark),  welches  derselbe 
im  fermentirten  oder  getrockneten,  fabrikationsreifen  Zustande  hat. 
Für  Tabakspflanzungen  auf  Grundstücken  von  weniger  als  vier  Ar 
Flachengehalt  findet  die  Besteuerung  nach  der  Bodenfläche  statt 
Steuerpflichtig  ist  der  Tabakspflanzer;  bei  dem  nach  dem  Gewichte 
Tersteuerten  Tabak  geht  die  Steuerpflicht  in  Folge  der  erstmaligen 
Yerausserung  auf  den  Käufer  oder  sonstigen  Erwerber  über,  wobei 
aber  der  bisherige  Verpflichtete  so  lange  solidarisch  verhaftet  bleibt, 
bis  er  seiner  Haftung  von  der  Steuerbehörde  ausdrücklich  entbun- 
den ist.  Eine  Rückerstattung  der  Steuer  findet  statt,  wenn  Tabak 
oder  Tabaksfabrikate  in  das  Zollausland  ausgeführt  werden,  eine 
Stundung  bei  Aufnahme  des  Tabaks  in  zollfreie  Niederlagen.  Die 
Erhebimg  der  Tabakssteuer  erfolgt  durch  die  Einzelstaaten,  der 
Ertrag  fliesst  in  die  Beichskasse.  Die  in  Abrechnung  zu  bringen- 
den Erhebungskosten  werden  durch  Bundesrathsbeschluss  festge- 
stellt. 

c)  Die  Zuckersteuer^  Während  der  Tom  Auslande  ein- 
gehende Zucker  stets  einem  Eingangszolle  unterworfen  war,  hat 
sich  die  Besteuerung  des  im  Inlande  gewonnenen  Zuckers  erst  ent- 
wickelt, seitdem  die  Bereitung  des  Zuckers  aus  Runkelrüben 
grössere  Dimensionen  annahm.  Im  Jahre  1841  verpflichteten  sich 
die  Zollvereinsstaaten^  gemeinsame  Grundsätze  über  die  Besteue- 
rung des  Runkelrübenzuckers  gesetzlich  einzuführen.  So  wurden 
Normen  vereinbart,  welche  in  den  Einzelstaaten  als  Landesgesetz 
angenommen  wurden.  (In  Preussen  die  Verordnung  betreffend  die 
Besteuerung  des  im  Inlande  erzeugten  Rübenzuckers  vom  7.  August 
1846.)  Darauf  folgte  eine  Reihe  weiterer  Vereinbarungen  unter 
den  Zoll  Vereinsstaaten,  welche  durch  den  Zollvereinsvertrag  vom 
S.Juli  1867  aufrecht  erhalten  wurden.  Nach  der  Wiederherstellung 
des  Zollvereins  im  Jahre  1867  ist  die  Zuckerbesteuerung  geregelt 
worden,  besonders  durch  das  Zollvereinsgesetz  betreffend  die  Be- 
steuerung des  Zuckers  vom  26.  Juni  1869,  neben  welchem  noch 


1  T.  Aufsess,  Art  »Rübenxuckersteuera  im  Rechtslex.  B.  III.  S.  486  ff. 
T.  Kaufmann,  Die  Zuckerindustrie  in  ihrer  wirthschaftUchen  und  steuerfiska- 
lisehen  Bedeutung  fQr  die  Staaten  Europas.  1878.  F.  G.  Schulze,  Die  deut- 
sche Zuokerfrage  mit  besonderer  Beziehung  auf  die  Runkehübenzuokerfabrika- 
tion.  Jena  1850.  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  344. 
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manche  auf  älteren  Vereinbarungen  und  Verträgen  beruhende  Vor- 
schriften fortbestehen  (Delbrück  a.  a,  O.  S.  16).  Gegenstand  der 
Besteuerung  ist  die  Fabrikation  von  Zucker  aus  Runkelrüben. 
Die  Steuer  wird  nach  Maassgabe  der  zur  Zuckerbereitung  ver- 
wandten Rüben  erhoben  (80  Pf.  vom  Zentner  roher  Rüben).  Die 
Steuerpflicht  ruht  auf  dem  Fabrikbesitzer.  Eine  Rückerstattung 
der  Steuer  wird  bei  der  Ausfuhr  in  das  Zollausland  gewährt  (BeichB- 
gesetz  vom  7.  Juli  1883).  Die  Erhebung  der  Zuckersteuer  findet 
durch  die  Einzelstaaten  statt,  der  Ertrag  derselben  fliesst  in  die 
Reichskasse.  Die  in  Abzug  zu  bringenden  Erhebungskosten  werden 
durch  Beschluss  des  Bundesrathes  festgestellt. 

d)  Die  Branntweinsteuer^  Der  Branntwein  war  schon 
seit  dem  XVI.  Jahrhundert  ein  Gegenstand  der  Besteuerung,  welche 
in  ihrer  Form  mehrfach  gewechselt  hat.  Zuerst  richtete  sie  sich 
nach  der  Menge  des  bereiteten  Getränkes,  dann  nach  der  des  ver- 
arbeiteten Rohmateriales,  später  nach  der  Grösse  der  zur  Brannt- 
weingewinnung verwendeten  Destillirblase ,  sogen.  Blasenzins. 
Die  neuere  Erhebungsform  in  Preussen  richtete  sich  nach  Maass- 
gabe  des  Raumes  der  Maischgefässe.  Letztere  wurde  vertrags- 
mässig  auf  die  norddeutschen  Staaten  übertragen  und  1867  in  den 
neuen  Provinzen  eingeführt  Die  Ver&ssung  des  norddeutschen 
Bundes  machte  die  Branntweinsteuer  zu  einem  Gegenstande  der 
Bundesgeseta^ebung  und  überwies  die  Einnahmen  aus  derselben 
der  Bundeskasse.  Eine  einheitliche  Regelung  der  Branntweinsteuer 
ist  bis  auf  den  heutigen  Tag  nicht  erfolgt.  Die  Erhebung  der 
Branntweinsteuer  erfolgt  daher  wesentlich  nach  Landesgesetien, 
welche  in  Preussen  erlassen  nnd  in  den  anderen  Staaten  eingeführt 
sind.  Dieselben  haben  aber  virtuell  die  Bedeutung  von  Reichsge- 
setzen, indem  sie  durch  die  Landesgesetzgebung  nicht  abgeändert 
werden  können. 

Bei  der  Gründung  des  deutschen  Reiches  sind  Bayern,  Würt- 
temberg und  Baden  von  der  Kompetenz  des  Reiches  in  Betreff  der 
Branntweinsteuer  eximirt  geblieben,  sie  haben  in  Betreff  derselben 
ihr  eigenes  G^setzgebungsrecht  behalten  und  die  Einnahmen  der- 
selben fallen  in  die  Landeskasse.  Diesen  drei  süddeutschen  Staaten 
gegenüber  bilden  alle  übrigen  deutschen  Staaten  eine  Brannt- 
weinsteuergemeinschaft.   Für  diese  enthält,  abgesehen  von 

*  v.Aufsess,  Art.  »Branntweinsteuer«  im Rechtslex.  B.I.  S.  414 ff.  Stamm- 
ler, Qes.  betr.  die  Besteuerung  des  Branntweins  Tom  8.  Juli  1868.  2.  Aufl.  1862. 
G.  Meyer  a.a.  O.  S.  350. 
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zahllosen  Verordnungen  und  Erlassen,  die  wichtigsten  Bestimmun- 
gen das  Gesetz  vom  8.  Juli  1S68  betreffend  die  Besteuerung  des 
Branntweins.  Gegenstand  der  Besteuerung  ist  die  Fabrikation  von 
Branntwein,  welcher  zum  menschlichen  Genüsse  im  Gebiete  der 
Branntweinsteuergemeinschaf);  bestimmt  ist.  Eine  Rückerstattung 
der  gezahlten  Steuer  findet  statt  bei  Ausfuhr  des  Branntweins  und 
bei  Verwendung  desselben  zu  gewerblichen  Zwecken  (Denaturi- 
rung].  Die  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  theils  nach  Maassgabe  des 
Raumes  der  verwendeten  Gefässe  (Maischbottigsteuer)  theils  nach 
Maassgabe  des  verbrauchten  Materials  (Branntweinmaterialsteuer) . 
Die  Steuerpflicht  liegt  dem  Brenner  ob.  Die  Erhebung  erfolgt 
durch  die  Einzelstaaten.  Der  Ertrag  fliesst  in  die  Reichskasse.  Als 
Erhebungskosten  dürfen  fünfzehn  Prozent  der  Gesammteinnahmen 
in  Abzug  gebracht  werden. 

e)  Die  Biersteuer ^.  Die  Besteuerung  des  Bieres  fand 
früher  nach  Maassgabe  des  gewonnenen  Erzeugnisses  statt  (Ungeld, 
Ziese).  Seit  1787  wurde  inPreussen  dagegen  die  Steuer  nicht  mehr 
vom  Getränke  selbst,  sondern  von  dem  zur  Herstellung  desselben 
verwendeten  Malze  erhoben.  Diese  Besteuerungsform  wurde  in 
Preussen  beibehalten  und  kam  vertragsmässig  in  einem  grossen 
Theile  der  Bundesstaaten  zur  Geltung.  Durch  die  norddeutsche 
Bundesverfassung  wurde  die  Besteuerung  des  Bieres  zur  Sache  der 
Bundesgesetzgebung  gemacht.  Bei  Gründung  des  deutschen  Reiches 
blieben  Bayern,  Baden  und  Württemberg  auch  in  Betreff  der  Bier- 
steuer von  der  Zuständigkeit  des  Reiches  eximirt.  Die  übrigen 
Staaten  bilden  [eine  Bierst|euergemeinschaft,  in  welcher 
durch  das  Reichsgesetz  vom  31.  Mai  1872  die  Erhebung  der  Bier- 
steuer einheitlich  geregelt  worden  ist.  Die  Besteuerung  erfolgt 
nach  der  Maassgabe  des  verbrauchten  Rohmaterials  und  zwar  nach 
dem  Nettogewichte  desselben.  Die  Steuerpflicht  liegt  dem  Brauer 
ob ,  welcher  die  Steuer  vor  Beginn  der  Einmaischung  zu  entrichten 
hat.  Für  die  Erhebung  werden  auch  hier  fun&ehn  Prozent  der  Ge- 
sammteinnahme  in  Abzug  gebracht. 


1  Y.  Aufsess,  Art.  Biersteuer  im  Rechtslex.  B.  I.  S.  384ff.  Derselbe, 
Die  Zölle  und  Verbrauchssteuern  des  deutschen  Reiches.  Leipzig  1873.  S.  83  ff. 
Appelt,Die  Brausteuerreichsgesetsgebung.  Leipzig  1876.  Dr.  K.  Birnbaum, 
Die  Erhebung  der  Braumalzsteuer.  Karlsruhe  1885.  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  346. 
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§304. 
C)  Andere  Reichssteuern. 

a)  Die  Wechselstempelsteuer^  Dieselbe  wurde  im 
norddeutschen  Bunde  als  Bundessteuer  eingeführt  (Bundesgesetz 
betreffend  die  Erhebung  einer  Wechselstempelsteuer  im  norddeut- 
schen Bunde  vom  10.  Juni  1869).  Nach  Gründung  des  deutschen 
Reiches  wurde  sie  auch  auf  die  süddeutschen  Staaten  und  Elsass- 
Lothringen  ausgedehnt  und  durch  ein  Reichsgesetz  vom  4.  Juni 
1879  den  neuen  Währungsverhältnissen  angepasst.  Was  das  Steuer- 
objekt anbetrifft)  so  unterliegen  dieser  Steuer,  als  einer  »die  Besite- 
yeränderung  von  in  wechselmässige  Form  gekleideten  Schuldforde- 
rungen treffenden  Verkehrssteuer«,  alle  im  Herrschaftsgebiete  der 
deutschen  Reichsgesetzgebung  vor  sich  gehenden  Yerkehrsakte  in 
Wechseln  (Landgraf  a.  a.  O.].  Den  Wechseln  gleichgestellt  sind 
Zahlungsversprechen  auf  Ordre  und  Anweisungen,  welche  Ton 
Kauf  leuten  auf  Kaufleute  ausgestellt  werden.  Die  Höhe  der  Steuer 
richtet  sich  nach  dem  Betrage  des  Wechsels  oder  der  anderweiten 
steuerpflichtigen  Urkunde.  Der  Ertrag  der  Steuer  fliesst  in  die 
Reichskasse.  Jedem  Bundesstaate  werden  aber  als  Aequivalent  für 
die  Thätigkeit  seiner  Behörden  bei  Ausführung  des  Gesetzes  von 
den  in  seinem  Gebiete  erzielten  Einnahmen  zwei  Prozent  aus  der 
Reichskasse  gewährt. 

b)  Steuer  von  Aktien,  Renten  und  Schuldverschrei- 
bungen, Schlussnoten,  Lotterieloosen  und  Rechnungen^. 
Da  der  Verkehr  mit  Werthpapieren  und  der  sogenannte  Börsen- 
verkehr in  den  deutschen  Einzelstaaten  nirgends  besteuert  war,  so 
suchte  das  Reichsgesetz  vom  1.  Juli  1881  die  Erhebung  vonReicb»- 
stempelabgaben  betreffend  auch  diesen,  als  Besteuerungssobjekt, 
zu  treffen  und  die  auf  ihn,  in  Form  einer  Stempelsteuer  gelegte  Ab- 
gabe für  die  Reichskasse  zu  verwerthen.  Die  Steuer  liegt  auf  Aktien, 
Renten  und  Schuldverschreibungen,  Schlussnoten,  Rechnungen 
und  Lotterielosen.  Bei  Aktien,  Renten  und  Schuldverschreibungen 
wird  die  Steuer  von  inländischen  Werthpapieren  bei  deren  Aus- 


1  Landgraf,  Art.  Wechselstempel  in  Recbtslex.  B.  UI.  S.  129dff. 
Hoyer,  Kommentar  zum  WechselstempelBteuergesetEe.  Berlin  1871.  G.Meyer 
a.  a.  O.  S.  356  ff. 

2  ReichsgesetB  betr.  die  Erhebung  von  Beichsstempelabgaben  Tom  1.  ^^ 
1881.  Kommentare  von  Krökel.  Berlin  1883,  von  Freudenstein.  2.  Anfl. 
Minden  1883.  0.  Meyer  a.  a.  O.  S.  359. 
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gäbe  entrichtet,  bei  ausländischen  Yom  ersten  Kechtsgeschäfte, 
welches  im  Reichsgebiete  vorgenommen  wird.  Bei  Schlussnoten 
und  Rechnungen  bildet  die  Ausstellung  derselben  den  Gegenstand 
der  Besteuerung,  bei  Lotterielosen  die  Veranstaltung  öffentlicher 
Lotterien  oder  Ausspielungen  im  Reichsgebiete,  der  im  Reichsge- 
biete stattfindende  Vertrieb  der  Loose  oder  der  Ausweisungen  über 
Spieleinlagen  von  ausländischen  öffentlichen  Lotterien  oder  Aus- 
spielungen. Die  Pflicht  zur  Steuerentrichtung  liegt  im  ersten  Falle 
dem  Veranstalter  der  Lotterie  oder  Ausspielung,  im  letzten  dem- 
jenigen ab,  der  die  aus^ndischen  Loose  oder  Ausweisungen  über 
Spieleinlagen  in  das  Reichsgebiet  einführt  oder  empfängt  (§§  12  und 
}4  des  Gesetzes).  Der  Ertrag  dieser  Steuer  fliesst  in  die  Reichskasse 
nach  Abzug  der  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten,  für  welche 
jedem  Staate  zwei  Prozent  seiner  Einnahme  zu  Gute  gerechnet 
werden. 

c]  Die  Spielkartensteuer.  Spielkarten  unterlagen  in 
Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten  längst  der  Besteuerung. 
Durch  das  Reichsgesetz  betreffend  die  Spielkartenstempelsteuer  vom 
3.  Juli  1878  ist  dieselbe  zur  ausschliesslichen  Reichssteuer  gemacht, 
und  zwar  in  der  Form  einer  Stempelsteuer.  Die  Steuer  wird  nicht 
von  dem  Konsumenten  eingezogen,  sondern  von  dem  Fabrikanten 
oder  von  dem,  welcher  Spielkarten  ins  Reichsgebiet  einführt.  Die 
Erhebung  erfolgt  durch  die  Einzelstaaten  für  die  Reichskasse ,  wel- 
chen fünf  Prozent  der  Einnahme  für  Erhebungs-  und  Verwaltungs- 
kosten vergütet  werden. 

d)  Steuer  der  Banken.  Nach  dem  Reichsbankgesetze  vom 
14.  März  1875  §  9  haben  alle  Notenbanken,  deren  Notenumlauf  ihren 
Baarvorrath  und  den  ihnen  zugewiesenen  steuerfreien  Betrag  über- 
steigt, von  dem  üeberschusse  eine  Steuer  von  jährlich  fünf  Prozent 
an  die  Reichskasse  zu  entrichten.  Die  Abgabe,  welche  die  Reichs- 
bank ausserdem  als  Quote  ihres  Reingewinns  an  die  Reichskasse  zu 
zahlen  hat,  wird  anderwärts  besprochen  werden  (unter  Bankwesen). 

§805. 

X)]  Beiträge  der  Einzelstaaten,  besonders  Matrikular- 

beiträge. 

In  einem  zusammengesetzten  Staate  ist  ein  zweifaches  Finanz- 
system  möglich.  Die  Centralgewalt  wendet  sich  zur  Beschaffung 
der  ihr  für  Au%aben  nöthigen  Geldmittel  entweder  unmittelbar  an 

12* 
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die  einzelnen  Unterthanen  oder  fordert  Beiträge  von  den  Einzel- 
Staaten,  indem  sie  es  diesen  überlässt,  wie  sie  dieselben  aufbringen 
wollen.  (Gegensatz  des  gemeinen  Pfennigs  zu  den  Bömermonaten 
im  älteren  deutschen  Reiche.)  Im  Finanzwesen  des  heutigen  deut- 
schen Reiches  sind  beide  Systeme  vereinigt.  Das  Reich  legt  den 
einzelnen  Reichsbürgem  unmittelbar  Zölle ;  Verbrauchs-  undVer- 
kehrssteuem  auf,  fordert  aber  auch,  unter  dem  Namen  vonMatri- 
kularbeiträgen,  von  den  Einzelstaaten  Geldbeiträge,  welche  aber 
nicht  wie  im  ehemaligen  deutschen  Bunde  als  Gesellschaftsbeiträge, 
sondern  als  Steuern  anzusehen  sind,  welche  das  deutsche  Reich, 
kraft  seiner  Finanzgewalt,  den  ihm  untergeordneten  Einzelstaaten 
auferlegt.  Dieselben  sollten  aber  nach  der  ursprünglichen  Absicht 
der  norddeutschen  Bundes-  wie  der  deutschen  Reichsverfassung  nnr 
provisorisch  und  nur  subsidiär  sein.  »Insoweit  die  gemein- 
schaftlichen Ausgaben  durch  die  gemeinschaftlichen  Einnahmen 
nicht  gedeckt  werden,  sind  sie,  solange  Reichssteuern  nicht 
eingeführt  sind,  durch  Beiträge  der  Einzelstaaten  nach  Maass- 
gabe der  Bevölkerung  au£subringen«  (Artikel  70  der  ReichsveHas- 
sung).  Aus  diesen  Worten  geht  deutlich  hervor,  dass  man  hei 
Gründung  der  norddeutschen  Bundes-  und  der  deutschen  Reichs- 
verfassung offenbar  von  der  Ansicht  ausging,  einerseits,  dass  Matri- 
kularbeiträge  nur  aushülf  s  w  eise  zu  erheben  seien,  wenn  die  soge- 
nannten gemeinschaftlichen  oder  eigenen  Einnahmen  des  Reiches 
nicht  ausreichen,  andererseits,  dass  das  Institut  der  Matrikularhei- 
träge  überhaupt  nur  solange  beibehalten  werden  sollte,  bis  der  ganze 
Bedarf  des  Reiches  durch  einzuführende  Reichssteuem  gedeckt 
werden  könnte.  Von  dieser  ursprünglichen,  im  Greiste  einer  ein- 
heitlichen Reichsverfassung  gedachten  Auf&ssung  ist  man  spater 
abgegangen,  indem  man  das  provisorische  Institut  der  Matriknlar- 
beiträge  zu  einem  dauernden  gemacht  hat.  Dies  ist  geschehen 
durch  §  8  des  Reichsgesetzes  betreffend  den  Zolltarif  des  deutschen 
Zollgebietes  und  den  Ertrag  der  Zölle  und  der  Tabakssteuer  vom 
15.  Juli  1879,  wo  es  heisst:  »Derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  derTa^ 
bakssteuer,  welcher  die  Summe  von  130  Millionen  Mark  in  Einem 
Jahre  übersteigt,  ist  den  einzelnen  Bundesstaaten,  nach  Maassgabe 
der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularbeiträgen  heran- 
gezogen werden,  zu  überweisen.«  Ebenso  heisst  es  in  dem  Gesetse 
vom  1.  Juli  1881  betreffend  die  Erhebung  von  Reichsstempelab- 
gaben §  32 :  »Der  Ertrag  dieser  Abgaben  fliesst  in  die  Reichskasse 
und  ist  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  dem  Maassstabe  der  Be- 
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▼ölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matrikularbeiträgen  herangezogen 
werden,  zu  überweisen.« 

In  diesen  gesetzlichen  Bestimmungen  liegt  eine  Verfassungs- 
Veränderung,  denn  nach  Artikel  38  und  70  der  Reichsverfassung 
soll  der  gesammte  Ertrag  der  Zölle  und  Verbrauchssteuern  in  die 
Reichskasse  fliessen,  während  nach  §  8  des  Gesetzes  vom  t5.  Juli 
1 879  nur  eine  fixirte  Summe  dieses  Ertrages  in  die  Reichskasse  ge- 
langt, ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dadurch  die  Reichsausgaben  ge- 
deckt werden.  §  32  des  Gesetzes  Tom  1.  Juli  1881  lässt  allerdings 
den  ganzen  Ertrag  der  Reichssteuer  in  die  Reichskasse  fliessen, 
aber  nur  zum  Scheine,  denn  derselbe  wird  nicht  zur  Bestreitung  der 
Reichsbedürfnisse  verwendet ,  sondern  läuft  nur  durch  die  Reichs- 
kasse hindurch,  um  sogleich  in  die  Landeskassen  überzufliessen. 
Formell  besteht  die  Pflicht  der  Einzelstaaten  zur  Leistung  von  Ma- 
trikularbeiträgen fort,  daneben  aber  auch  das  Recht  derselben  auf 
die  Ueberschüsse  aus  gewissen  Reichssteuem,  wodurch  eine  sehr 
verwickelte  Abrechnung  zwischen  der  Reichskasse  und  den  Landes- 
kassen durch  Kompensationen  nöthig  wird. 

Die  Umlegung  der  Matrikularbeiträge,  wie  die  Vertheilung  der 
Ueberschüsse  findet  nach  Maassgabe  der  »ortsanwesenden  Be- 
völkerung» statt;  ohne  Rücksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  der- 
selben. Die  Ausschreibung  der  Matrikiilarbeiträge  erfolgt  durch 
den  Reichskanzler,  sie  darf  aber  nur  bis  zur  Höhe  des  budget- 
mässigen  Betrages  geschehen.  Eine  Erhöhung  derselben  kann 
nur  durch  eine  anderweite  Feststellung  des  Etats  erfolgen ;  dagegen 
ist  der  Reichskanzler  nicht  verpflichtet,  die  Matrikularbeiträge  auch 
wirklich  bis  zur  Höhe  des  budgetmässigen  Betrages  zu  erheben.  Er 
kann  dieselben  unerhoben  lassen ,  wenn  andere  Einnahmen  reich- 
licher fliessen. 

Ausser  den  Matrikularbeiträgen,  welche  alle  Staaten  kraft  ihrer 
Zugehörigkeit  zum  Reiche  zu  zahlen  haben,  haben  einzelne  Staa- 
ten aus  besonderen  Rechtsgründen  noch  Abgaben  zu  leisten.  Dahin 
gehören  die  sogenannten  Aversen,  welche  einzelne  Staaten  dafür 
zu  entrichten  haben,  dass  gewisse  Reichssteuem  in  ihrem  Gebiete 
oder  einzelnen  Theilen  desselben  nicht  erhoben  werden  (ZoUexkla- 
ven).  Die  Aversen  werden  so  berechnet,  dass  von  jedem  Kopfe  der 
von  der  Besteuerung  ausgeschlossenen  Bevölkerung  dieselbe  Summe 
gezahlt  werden  muss,  welche  von  dem  Ertrage  der  Steuer  auf  den 
Kopf  der  von  der  Besteuerung  betroflenen  Bevölkerung  entfällt. 
Davon  verschieden  sind  die  erhöhten  Matrikularbeiträge, 
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welche  einzelne  Staaten  dafür  zu  bezahlen  haben,  dass  gewisse 
Einnahmen,  welche  grundsätzlich  sonst  der  Reichskasse  gehören, 
bei  ihnen  in  die  Landeskasse  fliessen;  so  haben  Bayern  und  Würt- 
temberg solche  zu  zahlen,  weil  die  Einnahmen  aus  der  Post  und  Tele- 
graphie,  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  weil  die  Einnahmen  aas 
der  Bier-  und  Branntweinsteuer  in  ihre  Landeskassen  fliessen.  Da 
aber  wieder  einzelne  Länder  an  gewissen  Ausgaben  des  Reiches 
nicht  betheiligt  sind,  so  werden  sie  wieder  zu  den  dadurch  verur- 
sachten Kosten  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  gleichem  Maassstabe 
herangezogen,  z.  B.  Bayern  nicht  zu  den  Kosten  für  das  Post-  und 
Telegraphenwesen,  für  das  Reichseisenbahnamt.  So  entsteht  zwi- 
schen dem  Reich  und  den  Einzelstaaten  ein  höchst  verwickeltes 
Abrechnungsverhältniss,  welches  durch  Yorschrifiten  vom 
13.  Januar  1872  geregelt  ist*. 

§306. 

V.  Feststellung  des  Beiohshaushaltsetats^. 

Artikel  69  der  Reichsverfassung  stellt  den  Satz  auf:  »Alle  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  des  Reiches  müssen  für  jedes  Jahr  veran- 
schlagt und  auf  den  Reichshaushaltsetat  gebracht  werden.  Letzterer 
wird  vor  Beginn  des  Etatsjahres  durch  ein  Gesetz  festgestellt.«  Dai^ 
aus  folgt,  dass  die  Feststellung  des  Etats  nur  in  Gesetzes  form, 
d.  h.  unter  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  des  Bundes- 
rathes  und  des  Reichstages  erfolgen  kann.  Das  so  zu  Stande  gekom- 
mene sogenannte  Etatsgesetz  ist  vom  Kaiser  auszufertigen  und 
im  Reichsgesetzblatt  zu  verkündigen.  Da  die  Finanzperiode  eine 
einjährige  ist,  so  muss  der  Etat  für  jedes  Jahr  besonders  und 
zwar  vor  Beginn  des  Etatsjahres  festgestellt  werden.  Auch 
muss  dies  für  jedes  Jahr  in  einem  besonderen  Etatsgesetze 
geschehen.  Feststellung  des  Etats  auf  zwei  oder  mehrere  Jahre  in 
Einem  Etatsgesetze  ist  ausgeßchlossen.  Die  Feststellung  zweier  be- 
sonderer Etatsgesetze  in  Einer  Sitzungsperiode  für  die  zwei  folgen- 
den Jahre  wiederspricht  zwar  nicht  dem  Wortlaute,  wohl  aber  dem 


i  Bestimmungen  zur  Regelung  der  Abrechnungen  zwischen  der  Reichshaupt' 
kasse  und  den  Landeskassen  der  Bundesstaaten.  Vom  13.  Jan.  1872.  Erlassen 
vom  Reichskanzler  im  Einverständnisse  mit  dem  Ausschusse  des  Bundesrathes 
für  Rechnungswesen.  Hirth's  Annalen  1872.  S.  1489  ff. 

2  Die  Theorie  des  Budgetrechtes  ist  im  Landesstaatsrecht  eingehend  behan- 
delt S.  582  ff.  »Budgetrecht  der  Volksyertretung».  Dort  ist  auch  die  einschla- 
gende Literatur  angegeben. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


7.  Von  der  Verwaltung  des  Reiches.  lg$ 

Greiste  und  der  Absicht  der  Yerfassimg  K  (In  Preussen  würde  ein 
solches  Verfahren  auch  dem  Buchstaben  der  Verfassung  Artikel  99 
widersprechen;  denn  dort  heisst  es:  »Der  Staatshaushaltsetat  wird 
jährlich  durch  ein  Gesetz  festgestellt«.]  Nach  dem  Reichsgesetze 
Tom  29.  Februar  1876  beginnt  das  Etatsjahr  mit  dem  1.  April  und 
schliesst  mit  den  31.  März.  Wenn  die  Beichsausgaben  in  der  Regel 
auch  nur  für  e  in  Jahr  bewilligt  werden,  so  kann  dies  doch  auch  auf 
eine  längere  Zeit  geschehen,  z.  B.  bei  länger  dauernden  Bauten;  doch 
müssen  die  für  jedes  Jahr  bestimmten  Beträge  in  den  Etat  au%e- 
nommen  werden,  damit  dieser  eine  vollständige  üebersicht  über  die 
Jahresfinanzwirthschaft  ergiebt.  Es  wird  unterschieden  zwischen 
dem  Gesetze,  welches  den  Etat  feststellt,  und  dem  Etat  selber,  wel- 
cher als  Anlage  beigegeben  wird. 

Der  Etat  zerfällt  in  den  Ausgabe-  und  den  Einnahmeetat,  der 
Ausgabeetat  zerfällt  in  fortdauernde  und  ausserordentliche 
Ausgaben.  Die  Ausgaben  sind  nach  den  Centralyerwaltungsbehör- 
den ,  die  Einnahmen  nach  den  Einnahmequellen  zusammengestellt 
und  nach  Kapiteln  und  Titeln  geordnet.  Der  Einnahmeetat  ist  ein 
sogenannter  Nettoetat,  in  welchen  die  Reineinnahmen,  nach  Ab- 
zug der  Kosten,  eingestellt  werden.  Besondere  Eigenthümlichkeiten 
bietet  der  Militäretat.  Hier  kommt  die  Sonderstellung  Bayerns 
in  Betracht.  Der  Bündnissvertrag  vom  23.  November  1870  Nr.  11 
bestimmt:  j^Bayem  erhält  für  die  Unterhaltung  seines  Heeres  eine 
Gesammtsumme  ausgeworfen,  während  die  Aufistellung  der  Spe- 
cialetats nach  den  Grundsätzen  des  bayerischen  Staatsrechtes  er- 
folgt. Dabei  können  aber  die  gesetzgebenden  Faktoren  des  bayeri- 
schen  Staates  nicht  willkürlich  verfahren,  sondern  es  müssen  im 
Allgemeinen  diejenigen  Etatssätze  nach  Verhältniss  zur  Richtschnur 
dienen,  welche  für  das  übrige  Bundesheer  in  einzelnen  Titeln  aus- 
geworfen sind.«  Für  die  übrigen  Kontingente  steht  dem  Reiche 
auch  die  Feststellung  der  Specialetats  zu;  dieselbe  erfolgt  neben- 
einander für  die  übrigen  Staaten  mit  selbständiger  Militärverwal- 
tung, Preussen,  Sachsen  und  Württemberg.  Unter  Preussen 
sind  sämmtliche  ihm  angegliederten  Kontingente  mitbegriffen. 

Sämmtliche  Ausgaben  des  Reiches  bedürfen  der 
Bewilligung  durch  den  Reichstag;  doch  steht  die  Bewilli- 
gung derselben  keineswegs  durchweg    im  freien  Ermessen    des 


1  Vergleiche  die  Verhandlungen  des  Reichstages  vom  10.  und  11.  Dec.  1882« 
LabandinMarquardsenHandb.  §  18.  S.  205.  Anm.  1. 
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Keichstages,  derselbe  hat  vielmehr  zur  Reichsregierung  ganz  dieselbe 
Stellung,  wie  die  Landtage  der  Einzelstaaten  zur  betreffenden  Lan- 
desregierung [§  208  B.I  S.  587ff.  Staatsrechtlich  nothwendige  und 
nützliche  Ausgaben) .  Die  meisten  Einnahmen  des  Reiches  bedürfen 
dagegen  einer  speciellen  Bewilligung  des  Reichstages  nicht.  Es  gut 
auch  für  das  Reich  der  Satz  des  preussischen  Staatsrechtes:  »Die 
bestehenden  Steuern  und  Einnahmen  werden  forterhoben,  bis  sie 
durch  ein  Gesetz  abgeändert  werden.«  Nur  neue  Einnahmequellen, 
welche  durch  Einführung  neuer  Steuern  oder  durch  Erhöhung 
bereits  bestehender  Steuern  und  Zölle  eröffiiet  werden  sollen,  be- 
dürfen der  Zustimmung  des  Reichstages.  Ebenso  ist  die  Eröffiiung 
ausserordentlicher  Einnahmequellen  durch  Aufnahme  von  Reich»- 
schulden  oder  durch  Veräusserung  von  Gegenständen  des  Reich»- 
finanzvermögens  an  die  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
gebunden.  Dagegen  steht  die  Veräusserung  von  Gegenständen  des 
Yerwaltungsvermögens  regelmässig  den  betreffenden  Behörden  frei 
doch  stellt  §  10  des  Reichi^esetzes  vom  25.  Mai  1873  die  allgemeine 
Regel  auf:  »Alle  Einnahmen  aus  der  Veräusserung  von  Grund- 
stücken, Materialien,  Utensilien,  oder  sonstigen  Gegenständen,  wel- 
che sich  im  Besitze  der  Reichsverwaltung  befinden,  müssen  für 
jedes  Jahr  veranschlagt  und  auf  den  Reichshaushaltsetat  gebracht 
werden.« 

§307. 

VI.   Kontrolle  und  Entlastung  der  Beiohsflnanzverwaltung^ 

Die  wichtige  Befugniss  der  gesetzgebenden  Faktoren,  den 
Staatshaushalt  vor  Beginn  der  Finanzperiode  festzustellen,  er- 
hält erst  dadurch  ihre  praktische  Bedeutung,  dass  denselben  das 
Recht  eingeräumt  wird,  auch  nach  Ablauf  derselben  zu  prüfen, 
ob  die  Finanzverwaltung  sich  innerhalb  der  ihr  durch  den  Staats- 
haushaltsetat gezogenen  Grenzen  bewegt,  ob  sie  denselben,  als 
die  ihr  vorgeschriebene  Verwaltungsnorm,  befolgt  hat.  In  Einklang 
mit  allen  konstitutionellen  Verfassungen  bestimmt  Artikel  72  der 


1  Laband,  Staatsr.  B.  XU.  Abth.  2.  §  126.  S.  376  ff.  Zorn,  B.IL  §33. 
S.  355  ff.  V.  Rönne,  II,  1.  §§49.  G.  Meyer',  Verwaltungsr.  §  206.  Gneist,  Ge- 
setz und  Budget  S.  182  ff.  v.  Martit«,  S.  216  ff.  Ueber  die  preusaische  Oho- 
rechnungskammer  vgl.  H.  Schulze,  Preussisches  Staatsrecht  B.  II,  8.426 ff., 
497  ff.  E.  Meier,  s.y.  Oberrechnungskammer  im  Rechtslex.  II.  S.  923 ff. 
Eine  eingehende  Abhandlung  »Ueber  den  Rechnungshof  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  das  deutsche  Reich«  findet  sich  in  der  Zeitschr.  für  die  gesammte  Staatsw. 
B.  32.  S.  479  ff.  B.  33.  S  23  ff. 


l- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


7.  Von  der  Verwaltung  des  Reiches.  185 

ReichsYerfassung:  »Ueber  die  Verwendung  aller  Einnahmen  des 
Keiches  ist  durch  den  Reichskanzler  dem  Bundesrathe  und  dem 
Reichstage  zur  Entlastung  jährlich  Rechnung  zu  legen.c  Weitere 
Bestimmungen  enthält  die  Reichsverfassung  nicht.  Dennoch  ist  es 
eine  unzweifelhafte  Thatsache,  dass  eine  wirksame  parlamentarische 
Kontrolle  nur  möglich  ist,  wenn  eine  Vorprüfung  durch  eine 
eigens  dazu  bestimmte  Rechnungsbehörde  yorausgegangen  ist,  wel- 
che die  Volksvertretung  durch  ihre  Vorarbeiten  in  Stand  setzt,  ihre 
yer&ssungsmässige  Kontrolle  des  Staatshaushaltes  auszuüben.  Da  es 
bei  der  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  an  einem  derartigen 
Organ  fehlte,  so  wurde  zuerst  durch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1868 
die  Kontrolle  des  gesammten  Bundeshaushaltes  durch  Prüfung  und 
Feststellung  der  Rechnungen  über  Einnahme  und  Ausgabe  Ton 
Bundesgeldem,  über  Zugang!  und  Abgang  Ton  Bundeseigenthum 
und  die  Verwaltung  der  Bundesschulden  für  den  Zeitraum  von 
1867 — 1869  der  in  Preussen  bestehenden  Oberrechnungskammer 
gesetzlich  übertragen  unter  der  Benennung  »Rechnungshofdes 
norddeutschen  Bundes«,  und  zwar  nach  Maassgabe  deijenigen  Vor- 
schriften, welche  damals  für  ihre  Wirksamkeit  als  preussische  Revi- 
sionsbehörde  galten.  Die  preussische  Oberrechnungskammer  wurde 
für  diesen  Zweck  durch  eine  Anzahl  vom  Bundesrathe  gewählter, 
vom  Bundespräsidium  angestellter  Mitglieder  vermehrt.  Die  Gel- 
tung des  Gesetzes  vom  4.  Juli  1868  wurde  durch  ein  Gesetz  vom 
10.  Mai  1870  auf  das  Rechnungsjahr  1870  und  durch  Gesetz  vom 
28.  Oktober  1871  auf  das  Rechnungsjahr  1871  ausgedehnt.  In  der 
Session  von  1874/75  und  ebenso  in  der  Session  von  1875/76  sowie 
in  der  ersten  Session  von  1877  sind  dann  dem  Reichstage  Gesetzes- 
vorlagen gemacht,  deren  eine  die  Einrichtung  und  Befugnisse  des 
Reichsrechnungshofes  zu  regeln  bestimmt  war,  während  die  andere 
die  Verwaltung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches,  das 
materielle  Finanzrecht,  ordnen  sollte.  Beide  Gesetzentwürfe  ge- 
langten aber  nicht  zur  Annahme  ^  Das  Gesetz  vom  14.  Februar 
1875  hat  dann  an  Stelle  der  in  §  3  des  Gesetzes  vom  4.  Juli  aufge- 
führten Vorschriften  die  jetzt  für  die  preussische  Oberrechnungs- 
kammer geltenden  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  27.  März  1872 
gesetzt.  Die  Gesetze  vom  14.  Februar  1876,  vom  22.  Mai  1877,  vom 
1.  JuU  1878  U.S.W,  enthalten  übereinstimmend  folgende  Fassung: 

1  Dieselben  befinden  sich  mit  Motiven  in  den  Drucksachen  des  Reichstages 
von  1877.  Nr.  15  und  16.  Obgleich  sie  nicht  zur  Annahme  gelangten,  so  enthalten 
sie  doch  im  Wesentlichen  das  in  der  Praxis  beobachtete  Recht. 
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»Die  Kontrolle  des  gesammten  Haushaltes  des  deutschen  Reiches 
wird  von  der  preussischen  Oberrechnungskammer  unter  der  Be- 
zeichnung Rechnungshof  des  deutschen  Reiches  nach  Maassgabe  der 
in  dem  Gesetze  vom  11.  Februar  1875  enthaltenen  Vorschriften  ge- 
führt.« Das  preussische  Gesetz  vom  27.  März  1872  behandelt  übri- 
gens die  materiellen  Grundsätze,  welche  die  Oberrechnungskammer 
bei  Prüfung  der  Rechnungen  zu  befolgen  hat,  nur  insoweit,  als  es 
sich  dabei  um  die  verfassungsmässigen  Befugnisse  des  Landtages 
handelt;  imUebrigen  bleiben,  bis  zum  Zustandekommen  eines  imi- 
fassenden  Etatsgesetzes,  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  alt- 
bewährten Instruktion  vom  18.  December  1824  in  Kraft.  Dies  gilt 
auch  vom  Rechnungshof  des  deutschen  Reiches,  welcher  bis  jetrt 
noch  wesentlich  nach  preussischen  Normen  zu  verfahren  hat.  Eine 
definitive  gesetzliche  Organisation  des  Rechnungshofes  des  deutschen 
Reiches  hat  bis  jetzt  nicht  stattgeftinden.  Derselbe  ist  bis  auf  den 
heutigen  Tag  eine  mit  der  preussischen  Oberrechnungskammer  kom- 
binirte,  lediglich  für  die  Zwecke  der  Reichsverwaltung  bestimmte 
Behörde,  welche  ihre  Sitzungen  getrennt  von  denen  der  preussi- 
schen Oberrechnungskammer  hält.  (Ueber  die  Einrichtung  des 
Rechnungshofes  vergl.  oben  §  297). 

Der  Kontrolle  des  Rechnungshofes  unterliegen  »alle  diejenigen 
Rechnungen,  durch  welche  die  Ausfuhrung  des  festgestellten  Reichs-^ 
haushaltsetats  und  der  sämmtlichen  Etats  und  sonstigen  Unterla- 
gen, auf  welchen  derselbe  beruht,  dargethan  wird,  ingleichen  die 
Rechnungen  deijenigen  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonds,  welche 
aus  Reichsmitteln  unterhalten  oder  mit  Zuschüssen  bedacht  werden 
und  deren  Verwaltung  lediglich  durch  Reichsbehörden  oder  doch 
von  Reichswegen  angestellte  Beamte,  ohne  Betheiligung  der  In- 
teressenten an  der  Rechnungsabnahme  oder  Entlastung  gefuhrt 
wird.«  (Ausgeschlossen  sind  nur  die  geheimen  Fonds  des  auswärti- 
gen Amtes,  Rechnungen  von  untergeordneter  Bedeutung.)  Ebenso 
liegt  ihm  ob  die  Kontrolle  über  Naturalien,  Vorräthe,  Materialien 
und  überhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Geld  bestehende  Eigenthum 
des  Reiches.  Zu  diesem  Zwecke  sind  ihm  von  den  Reichsbehörden, 
Betriebsanstalten  und  Instituten  vollständige  Inventarien  vorl- 
iegen. Auch  hat  der  Rechnungshof  die  Verwaltung  der  Reichs- 
schulden zu  prüfen. 

Die  Thätigkeit  des  Rechnungshofes  erscheint  als  eine  dreifache: 
1)  zunächst  als  eine  kalkulatorische  Rechnungskontrolle  der 
Kassenrechnungen  nebst  den  dazu  gehörigen  Belegen  (Superrevision 
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der  Yon  den  oberen  Verwaltungsbehörden  revidirten  Rechnungen) ; 
2)  als  eine  Kontrolle  der  Verwaltung  selbst.  Der  Rechnungs- 
hof hat  bei  Prüfung  der  Rechnungen  seine  Aufinerksamkeit  darauf 
zu  richten :  »ob  bei  der  Erwerbung,  Benutzung  und  Veräusserung  Ton 
Beichseigenthum,  soweit  solche  durch  Reichsbehörden  erfolgt,  und 
bei  der  Verwendung  der  Einkünfte  des  Reiches  nach  den  bestehen- 
den Gesetzen  und  Vorschriften,  unter  genauer  Beobachtung  der 
maassgebenden  Verwaltungsgrundsätze  verfahren  worden  ist.c  Dem 
Rechnungshöfe  liegt  damit  eine  Revision  und  Kontrolle  der  ge- 
sammten  Verwaltung  der  Reichsbehörden  ab,  soweit  dieselbe  in 
Rechnungsposten  erkennbar  wird.  Seine  Monita  haben  sich  nicht 
nur  auf  kalkulatorische  Richtigkeit  der  Rechnungen,  sondern  auch 
darauf  zu  erstrecken:  »dass  die  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabe- 
posten im  Einklänge  mit  den  bestehenden  Gesetzen  und  Verwal- 
tungSTorschrifben  sich  befinden.«  3)  Die  Kontrolle  der  etats- 
mässigen  Finanzwirthschaft  ist  die  eigentliche  konstitu- 
tionelle Hauptfunktion  des  Rechnungshofes.  Damach 
hat  der  Rechnungshof  zu  prüfen,  inwieweit  die  Finanzwirthschaft 
des  Reiches  nach  Maassgabe  des  Etatsgesetzes  geführt  worden 
ist,  welchem  Nachtragsetats,  andere  das  Etatsgesetz  abändernde 
Gesetze,  sowie  bereits  ertheilte  Genehmigungen  von  Etatsüber- 
schreitungen gleich  zu  achten  sind.  Alle  Abweichungen  der  Finanz- 
gebahrung  von  den  budgetmässigen  Sätzen  sind  festzustellen,  sowohl 
Mehr-  und  Minderausgaben,  als  Mehr-  und  Mindereinnahmen.  Auch 
ist  es  nicht  genügend,  dass  das  Resultat  im  grossen  Ganzen  überein- 
stimmt, sondern  jeder  Einnahme-  und  Ausgabeposten  muss  an  der 
ihm  im  Etat  angewiesenen  Stelle  geprüft  und  die  Abweichung  von 
Soll  und  Ist  dargelegt  werden.  Durch  den  mit  der  stets  geübten 
Praxis  in  Einklang  stehenden  Gesetzentwurf  über  die  Verwaltung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Reiches  von  1877  §  9  ist  der  Be- 
griff der  Etatsüberschreitungen  festgestellt:  »Als  Etatsüber- 
schreitungen werden  alle  Mehrausgaben  angesehen,  welche  gegen 
die  einzelnen  Kapitel  des  gesetzUch  festgestellten  Reichshaushalts- 
etats oder  gegen  die  vom  Reichstage  genehmigten  Titel  der  Special- 
etats stattgefunden  haben,  soweit  nicht  einzelne  Titel  in  den  Etats 
als  unter  sich  übertragungsfähig  ausdrücklich  bezeichnet  sind  und 
bei  solchen  die  Mehrausgabe  durch  Minderausgaben  bei  anderen 
ausgeglichen  wird.  Unter  dem  Titel  eines  Specialetats  ist  im  Sinne 
des  Gesetzes  jede  Position  zu  verstehen,  welche  einer  selbständi- 
gen Beschlussfassung  des  Reichstages  unterlegen  hat  und  als  Gegen- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Igg  II.  Von  den  Funktionen  der  Reichsgewalt. 

stand  einer  solchen  im  Etat  erkennbar  gemacht  worden  ist.a  Aber 
nicht  bloss  die  Zweckbestimmung  der  Titel ,  sondern  auch  die  mit 
den  einzelnen  Positionen  verbundenen  Bemerkungen  sind  für 
die  Finanzrerwaltung  maassgebend  und  muss  deshalb  auch  der 
Rechnungshof  seine  Prüfung  darauf  erstrecken,  ob  die  Finanzrer- 
waltung  auch  diesen  Bemerkungen  hinreichend  entsprochen  hat. 

Der  Rechnungshof  führt  seine  gesammte  Kontrolle  nicht  nur 
im  Interesse  einer  geordneten  Finanzwirthschaft;  sondern  vor  allem 
auch  um  die  Schlusskontrolle  durch  die  gesetzgebenden  Or- 
gane, Bundesrath  und  Reichstag,  vorzubereiten  oder  überhaupt 
möglich  zu  machen.  Dem  Reichstag  ist  die  allgemeine  Rechnung 
über  den  Jahreshaushalt  nebst  den  Bemerkungen  des  Rechnungs- 
hofes vorzulegen,  welche  sich  auf  die  kalkulatorische  Uebereinstim- 
mung  der  allgemeinen  Rechnung  mit  den  vom  Rechnungshof  revi- 
dirten  Kassenrechnungen,  auf  die  etwaigen  Abweichungen  der 
Finanzverwaltung  von  gesetzlichen  Vorschriften  und  auf  die  Ab- 
weichungen der  thatsächlich  erfolgten  Einnahmen  und  Ausgaben 
von  den  Ansätzen  und  Bewilligungen  des  Etats  erstrecken  sollen. 
Diesen  Bemerkungen  hat  der  Rechnungshof  eine  Denkschrift  bei- 
zufügen, welche  die  hauptsächlichsten  Ergebnisse  der  von  ihm  toi- 
genommenen  Prüfung  übersichtlich  zusammenfasst.  Auf  Grund 
einer  erneuten  Prüfung  durch  ihre  Budgetkommission,  deren  Stelle 
beim  Bundesrath  der  Ausschuss  für  Rechnungswesen  vertritt,  fassen 
dann  der  Bundesrath  und  der  Reichstag  ihren  Beschluss  über  £r- 
theilung  oder  Yersagung  der  Entlastung  (Dechai^e)  an  den  Reichs- 
kanzler. Dieser  Beschluss  erfolgt  nicht,  wie  die  Feststellung  des 
Etats,  in  einheitlicher  Gesetzesform,  sondern  jede  der  beiden  Kör- 
perschaften fasst  ihren  Beschluss  für  sich ,  doch  ist  die  Entlastung 
rechtsgültig  erst  dann  erfolgt,  wenn  beide  Körperschafiien  sie  er- 
theilt  haben.  Welche  Rechtsfolgen  es  hat,  wenn  beide  Körper- 
schaften oder  eine  derselben  dem  Reichskanzler  die  Entlastung 
versagt,  darüber  enthält  die  Reichsverfassung  keine  Bestimmung. 
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Zweiter  Titel. 
Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinnet 

I.   PoBt-  und  Telegraphier. 

§308. 

1)  GescMcIitliGlies. 

Von  jeher  haben  alle  einigermaassen  entwickelten  Grossstaaten 
für  den  Verkehr  des  Centrums  mit  der  Peripherie  Sorge  getragen. 


1  Die  Theorie  der  inneren  Verwaltung  ist  §217  B.I  S.608  besprochen.  Auch 
findet  sich  dort  die  Literatur  angegeben.  Seitdem  hat  letztere  durch  zwei  gedie- 
gene Lehrbücher  eine  wesentliche  Bereicherung  erfahren,  welche  beide  ihre 
eigenthümlichen  Verdienste  besitzen.  Es  sind  dies:  Georg  Meyer,  Lehrbuch' 
des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  Leipzig,  I.  Th.  1883.  II.  Th.  1885  u.  E.  Lö- 
ning,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechtes.  Leipzig  1884.  Beide  Werke 
sind  bei  Ausarbeitung  dieses  Titels  benutzt  worden ,  in  welchem  nur  diejenigen 
Einrichtungen  und  Funktionen  der  inneren  Verwaltung  abgehandelt  werden, 
deren  Schwerpunkt  in  das  Keichsstaatsrecht  fällt. 

2  J.  J.  Moser,  Staatsr.,  Th.  V.  S.  1  ff.  Hftberlin,  Handbuch  des  deutschen 
Staatsr.  Th.  IIL  S.  64—113.  Leist,  Staatsr.  §§  207—210.  v.  Berg,  Polizeirecht 
Th.  IIL  S.  583  ff.  Kl  üb  er,  Oeff.  R.  §§  433—455.  Derselbe,  Das  Postwesen  in 
Deutschland  1811  (besonders  lehrreich  für  die  Rheinbundszeit) .  W.  H.  M  a  1 1 h  i  a  s, 
üeber  Post  und  PostregaL  2  Bde.  Berlin  1832.  K.  Stängel,  Das  Poetwesen  in 
gesehichtlicher  und  rechtlicher  Beziehung.  Stuttg.  1844.  E.  Hartman n,  Ent- 
wickelungsgeschichte  der  Posten.  Leipzig  1868.  (Eine  gute  übersichtliche  Dar- 
stellung der  Geschichte  der  Post  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart] . 
Y.  Linde,  Ueber  das  deutsche  Postrecht  nach  der  bundesgesetzlichen  Bestim- 
mung. Giessen  1857.  Derselbe,  Das  deutsche  Postrecht  nach  seiner  staatsrecht- 
lichen Beschaffenheit.  Giessen  1858.  (Beide  im  Arch.  des  öffend.  Rechts  des  deut- 
schen Bundes  B.  II  und  IIL  Bluntschli's  Staatsw.  B.  VUI.  S.  188  ff.  s.  v.  Po- 
sten. H.  A.Zachariä,  B.  H.  §  197.  S.364  ff.  H.  Zöpfl,  Grunds.  Th.  H.  S.70ff. 
Hauptwerk  für  die  Geschichte  des  preussischen  Postwesens:  H.  Stephan,  Ge- 
schichte der  preussischen  Post  von  ihrem  Ursprünge  bis  zur  Gegenwart.  Berlin 
1859.  Herm.Schulze,Preu8s. Staatsr.  B.II.S.606ff.  v.Rönne,Preuss. Staatsr. 
Th.  II.  §§  472.  476.  v.  Pözl,  Bayerisches  Verwaltungsr.  §§  201.  202.  Für  das  heu- 
tige Reichspostrecht  besonders  Lab  and,  Staatsr.  B.H.  §  71.  G.Meyer,  Staatsr. 
S.506.  D  e r s elb e,  Verwaltungsr.  Th.  L  S.  530 ff.  §§  1 73  ff.  v.  Ron n e,  ü.  1 .  S.  285  ff. 
Zorn,  B.  II.  S.  1  ff.  §§  25  ff.  E.  Löning,  Verwaltungsrecht,  S.  596  ff.  §§  151  ff. 
P.  D.  F  i s ch  e r,  Die  Verkehrsanstalten  des  Reiches  in  y.  H  ol  t z  en  d o r  f  f  s  Jahrb. 
fürOesetzgeb.  B.LS.  409ff.  II.  S.211ff.  IV.  S.  421  ff.  Derselbe,  Die  deutsche 
Post-  und  Telegraphen^esetzgebung.  2.  Aufl.  Berlin  1876  (beste  Zusammenstel- 
luBg  aller  einschlagenden  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Verordnungen),  O. 
Dambach,  Das  Gesetz  über  das  Postwesen  des  deutschen  Reiches.  4.  Aufl.  Ber- 
lin 1881.  E.  Meier,  Art.  Post  in  v.  Holtzendorff 's  Rechtslex.  B.  IIL  S.  94. 
V.  Kirchenhein,  Art.  Postverwaltung  ebend.  S.109ff.  Deutsches  Post- 
archiv, von  B.  IV  an  unter  dem  Titel  Archiv  für  Post  und  Telegraphie,  9  Bde. 
Berlin  1873—1881. 
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Bekannt  aus  dem  Älterthume  sind  die  Einrichtungen  der  Fener 
und  der  Römer.  Aber  auch  die  bekannten  cursus  publici  der  letz- 
teren dienten  grundfiuLtzlich  nur  dem  Verkehr  der  Kaiser  mit  den 
Provinzialbehörden  und  sind  mit  der  Völkerwanderung  unterge- 
gangen. Ganz  im  Gegensatz  zum  Alterthum  kannte  das  Mittelalter 
nur  Priyatyerkehrsanstalten.  Was  der  TÖllig  unentwickelte 
Staat  des  Mittelalters  nicht  zu  leisten  vermochte,  musste  auch  hier 
die  Genossenschaft  ersetzen.  So  entwickelte  sich  mit  dem  Auf- 
blühen der  Städte  für  das  kaufmännische  Geschäft  ein  s  tädtisches 
Botenwesen,  welches,  unter  Botenmeister  gestellt,  einer  gewissen 
Kontrolle  der  städtischen  Obrigkeit  unterlag.  Berühmt  wurden  be- 
sonders die  Botenzüge  der  Hansa  mit  verhältnissmässig  regelmässi- 
ger Beforderui^.  Für  den  kaufmännischen  Verkehr  auf  den  Seiten- 
.routen  wurden  die  sogenannten  Metzgerposten  wichtig,  welche 
nach  und  nach  zu  regelnulssigen  Verkehrsanstalten  wurden,  die  auf 
Uebereinkünften  zwischen  der  Kaufmannschaft  und  der  Metiger- 
zunfb,  unter  Vermittelung  der  städtischen  Obrigkeit,  beruhten;  sie 
haben  bis  ins  XVII.  Jahrhundert  fortgedauert.  Etwa  zu  gleicher  Zeit 
kamen  diellniversitätsposten  auf.  Amberühmtesten  wurde  die 
der  Universität  Paris  mit  ihrem  ausgedehnten  Verkehr  und  weit- 
gehenden Privilegien,  welche  ursprünglich  zum  Besten  dieser  Kör- 
perschaft begründet,  nach  und  nach  dem  Verkehr  des  PubUkums 
eröffnet,  durch  dessen  Beiträge  erhalten  wurde.  In  Frankreich, 
wo  zuerst  die  Staatseinheit  durch  den  monarchischen  Absolutismus 
begründet  wurde,  wurde  auch  durch  Ludwig  XI.  die  erste  Staats- 
post im  modernen  Europa  ins  Leben  gerufen  durch  das  »Edit  pour 
Vetablissement  des  postes  en  date  ä  Luxie  pres  Douleusle  19  Join 
1464c,  wodurch  eine  reitende  Courierpost  durch  ganz  Frankreich  mit 
untergelegten  Pferden  (»positis  equis«,  daher  Post)  errichtet  wurde, 
welche,  anfangs  nur  als  Instrument  monarchischer  Alleinhenschaft 
begründet,  nach  und  nach  dem  Privatverkehr  nebenbei  dienstbar 
wurde.  Aehnlich  waren  die  landesherrlichen  Botenanstal- 
ten, welche  in  Deutschland  seit  dem  XV.  Jahrhundert  in  den 
grösseren  Territorien  eingerichtet  wurden,  so  1486  schon  von  Al- 
brecht Achilles  zur  Verbindung  seiner  brandenburgischen  und  frän- 
kischen Lande.  Es  ist  daher  unzutreffend,  den  Francisco  de  Tassis, 
welcher  1516  eine  reitende  Botenpost  zwischen  Wien  und  Brüssel 
errichtete,  deshalb  als  Erfinder  des  Postwesens  zu  bezeichnen;  doch 
ist  dieses  Ereigniss  insofern  bedeutsam,  als  durch  dasselbe  die  ur- 
sprünglich italienische  Familie  de  la  Torre  und  Tassis  für  Jahr- 
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hunderte  mit  der  Geschichte  des  deutschen  Postwesens  verknüpft 
wurdet  KarlY.  ernannte  Leonhard  von  Taxis  1534  zu  seinem  Ge- 
neralpostmeister, durch  Ferdinand  I.  wurde  er  1 563  in  seinem  Amte 
bestätigt  Obgleich  sich  diese  Ernennung  eigentlich  nur  auf  die 
Niederlande  bezog,  so  setzte  es  doch  Leonhard  von  Taxis  1595  durch, 
dass  er  durch  K.  Rudolf  11.  als  Generalpostmeister  für  das  ganze 
Reich  anerkannt  wurde,  womit  die  Erklärung  des  gesammten  Post- 
wesens zum  kaiserlichen  Regal  1597  yerbunden  war.  Dieses  neu 
erfundene  Regal  wurde  am  27.  Juli  1615  dem  Fürsten  Lamoral  Ton 
Taxis  und  dessen  männlicher  Nachkommenschaft  lehensweise  über- 
tragen und  durch  ein  Diplom  vom  27.  Oktober  1621  die  Belehnung 
auch  auf  die  weibliche  Nachkommenschaft  erstreckt,  im  Jahre  1744 
wurde  das  Postlehen  für  die  bereits  168S  in  den  Fürstenstand  er- 
hobene Familie  zum  Thronlehen  erhoben  (sogenanntes  Postfür- 
stenthum).  Gestützt  auf  diese  Yerleihui^  des  Postregals  nahm  das 
Haus  Thum  und  Taxis  die  Errichtung  von  Posten  im  ganzen 
Reichsgebiete  für  sich  in  Anspruch,  konnte  damit  aber  den  grösseren 
Landesherren  gegenüber  niemals  durchdringen,  besonders  da  der 
Kaiser  selbst  für  seine  österreichischen  Erblande  dasselbe  niemals 
anerkannte  und  daselbst  ein  Obersthof-  und  Oesterreichisches  Erb- 
landpostmeisteramt  errichtete.  Bei  einem  solchen  vom  Kaiser  selbst 
gegebenen  Beispiel  war  es  nicht  zu  verwundem ,  dass  die  grösseren 
Landesherren  nicht  gewillt  waren,  zu  Gunsten  des  Hauses  Thum 
undf  Taxis  ihre  bereits  bestehenden  Landesposten  aufieugeben.  Be- 
sonders energischen  Widerspruch  setzte  der  grosse  Kurfürst  ent- 
gegen 2,  welcher  durch  die  Vervollkommnung  der  brandenburgischen 
Posten  »der  erste  deutsche  Reichsfiirst  wurde,  welcher  seine  Terri- 
torialposten nach  den  heutigen  Principien  im  Interesse  des  öffent- 
lichen Verkehrs  organisirte.«  (Stephan  a.  a.  O.  S.  64).  Durch  die 
brandenburgischen  Staatsposten  wurden  im  Laufe  des  XVH.  und 
XVni.  Jahrhunderts  die  wesentlichsten  Fortschritte  begründet.  Die 
Fussboten  verschwanden.  Reit-  und  später  Fahrposten  traten  über- 


1  Die  umfangreiche  Literatur  über  Ursprung  und  Geschichte  dieses  merk- 
würdigen Hauses  ist  angegeben  bei  Hart  mann  a.  a.O.  S.  251.  Kap.  II,  Die  Fa- 
milie von  Taxis.  Alle  auf  das  Generalpostmeisteramt  bezüglichen  Urkunden  fin- 
den sich  bei  Lünig,  Reichsarchiv  pars  gen.  Leipzig  1713.  I. 

s  Die  Brandenburgischen  sehr  gehamischten  Erklärungen  finden  sich  in  Mo- 
Ber's  Staatsr.  B.  V.  S.  100,  bei  Stephan  a.  a.  O.  S.  38  ff.  Die  gründlichste  Er- 
örterung der  staatsrechtlichen  Frage  giebt  Pütter,  Nähere  Ausführungen  einiger 
Grundsätze  Yom  Beichspostwesen,  in  den  Erörterungen  und  Beispielen  des  Staats- 
und  Fürstenrechtes.  B.  I.  H.  I.  S.  1—126. 
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all  an  ihre  Stellet  Umfassende  Gesetze  regelten  in  yerschiedenen 
grossen  Territorien  bereits  die  Verhältnisse  der  Post,  so  in  Preussen 
die  Postordnung  Tom  10.  August  1712,  die  Postordnung  Friediichs 
des  Grossen  vom  26.  November  1782.  Äehnlich  gingen  Kursachsen, 
Kurbraunscbweig  in  der  selbständigen  Organisation  der  Post  vor. 
Nur  im  mittleren  und  südwestlichen  Deutschland  fristete  die  Tads- 
sche  Reichspost  ein  vielbestrittenes  Dasein.  Durch  den  Frieden  von 
Luneville  ging  dem  Generalpostmeister  das  ganze  linke  Kheinufei 
verloren.  Dafür  sicherte  ihm  der  Reichsdeputationshauptschluss 
§  13,  nebst  einer  ansehnlichen  Landentschädigung,  die  Erhaltung 
seiner  Posten  in  der  ganzen  Ausdehnung  und  Ausübung  zu,  wie  sie 
seit  dem  Luneviller  Frieden  bestanden  hatten.  Auch  die  deutsche 
Bundesakte  Artikel  1 7  ertheilte  dem  Hause  Thum  und  Taxis  eine 
ähnliche  Zusicherung.  Dasselbe  blieb  in  vielen  kleineren  Staaten  im 
Besitz  der  Postgerechtsamkeit^  welche  ihm  jetzt  als  landesherr- 
liches Lehen  gegen  einen  jährlichen  Lehenskanon  verliehen  wurde. 
Aber  nicht  vom  veralteten  Postwesen  des  Hauses  Thum  und  Taxis, 
sondern  von  Preussen  ging  die  Reform  des  deutschen  Postwesens 
aus.  Auf  dem  preussischen  Postgesetze  vom  5.  Juni  1852,  welches 
eine  den  staatsrechtlichen  und  volkswirthschaftlichen  Anschauungen 
der  Gegenwart  entsprechende  gesetzliche  Regelung  des  gesammten 
Postwesens  zuerst  unternahm,  beruht  bis  auf  den  heutigen  Tag  un- 
ser modernes  deutsches  Postwesen.  Zugleich  suchte  Preussen  auf 
dem  Wege  des  Vertrages  eine  Einheit  des  Postwesens  herzustellen. 
So  entstand  der  österreichisch-deutsche  Postverein  vom  6.  Apnl 
1850.  Li  einigen  der  1866  von  Preussen  erworbenen  Landestheüe, 
sowie  in  mehreren  norddeutschen  Bundesstaaten  bestand  noch  die 
Thum-  und  Taxissche  Post  fort.  Durch  einen  Vertrag  vom  28.  Ja- 
nuar 1867  hat  der  Fürst  von  Thum  und  Taxis  seine  gesammten 
Postgerechtsame  gegen  eine  Entschädigungssumme  von  9  Millionen 
Mark  auf  den  preussischen  Staat  übertragen.  Erst  damit  war  der 
Herstellung  einer  vollständigen  Einheit  des  Postwesens  durch  die 
Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  freie  Hand  gegeben,  durch 
welche  Artikel  4  Ziffer  10  das  gesammte  Postwesen  der  Beau&ich- 
tigung  und  Gesetzgebung  des  Bundes  unterworfen  wurde.  Im  Ab- 
schnitt Vni  wurde  die  Post  für  das  ganze  Gebiet  des  norddeutschen 
Bundes  zu  einer  einheitlichen  Verkehrsanstalt  erklärt.   Der  Ueber- 


1  Für  die  Geschichte  des  Postwesens  lehrreich  ist  das  Postmuseum  in  Berlin, 
welches  die  Posteinrichtungen  von  der  ältesten  Zeit  bis  auf  die  Gegenwart  in  an- 
schaulichen Modellen  darstellt 
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gang  aller  bisherigen  Landesposten  auf  den  Bund  erfolgte  am  1.  Ja- 
nuar 1868.  Mit  diesem  Tage  traten  auch  die  beiden  Gresetze  in 
Kraft,  welche  zur  Ausführung  des  Abschnittes  YIII  beschloteen 
waren,  das  Gesetz  über  das  Postwesen  des  norddeutschen  Bundes 
vom  2.  November  1867  und  das  Gesetz  über  das  Posttaxwesen  im 
Gebiete  des  norddeutschen  Bundes  vom  4.  November  1867.  Darauf 
folgte  das  Gesetz  über  die  Portofreiheiten  im  Gebiete  des  norddeut- 
schen Bundes  vom  5.  Juni  1869.  Infolge  der  Erweiterimg  des  nord- 
deutschen Bundes  zum  deutschen  Reiche  traten  für  das  Postwesen 
nicht  unwesentliche  Veränderungen  ein.  In  den  Anschlussverträgen 
vom  November  1870  und  den  dazugehörigen  Schlussprotokollen 
wurde  den  Königreichen  Bayern  una  Württemberg  ihre  eigene  Post- 
verwaltung erhalten  und  auch  die  Reichsgesetzgebung  in  Betreff  ihrer 
Postverhältnisse  mannigfach  eingeschränkt.  Die  Postgesetzgebung 
des  deutschen  Reiches  beruht  in  allen  Stücken  auf  der  des  norddeut- 
schen Bundes,  wie  diese  auf  der  Preussens  beruht  hatte.  Die  beiden 
Reichsgesetze  vom  28.  Oktober  1871  über  das  Postwesen  des  deut- 
schen Reiches  und  über  das  Posttaxwesen  im  Gebiet  des  deutschen 
Reiches  sind  mit  dem  1 .  Januar  1 872  in  Kraft  getreten.  Die  Rechts- 
verhältnisse der  Post  zu  den  Eisenbahnen  haben  in  dem  sogenannten 
Eisenbahnpostgesetze  vom  20.  December  1875  ihre  Regelung  erfah- 
ren.' Zufolge  Gesetzes  vom  17.  Mai  1873  betreffend  einige  Abän- 
derungen des  Gresetzes  über  das  Posttaxwesen  vom  28.  Oktober 
1871,  trat  mit  dem  1.  Januar  1874  eine  auf  einfacheren  Grund- 
sätzen beruhende ,  tiefgreifende  Reform  des  Tarifs  für  Postpackete 
und  Postwerthsendungen  in  Kraft.  Aus  diesem  umfassenden  gesetz- 
lichen Material  unseres  neuesten  deutschen  Postrechtes  gilt  es  jetzt 
die  leitenden  staatsrechtlichen  Grundsätze  hervorzuheben. 


§309. 

2)  Die  ol^enten  staatsreohtUcheii  finrndiäUe  des  deutschen  Postwesens  in  der 

Gegenwart. 

Nach  Artikel  4  Ziffer  10  der  Reichsverfassung  unterliegt  das 
Fostwesen  der  Gesets^ebung  und  Beaufsichtigung  des  Reiches. 
Aber  die  Reichsverfassung  überweist  das  Postwesen  nicht  nur  der 
gesets^ebenden  Gewalt  des  Reiches,  wie  viele  andere  G^enstände, 
sondern  ordnet  sogleich  in  Abschnitt  VIII  Artikel  48  —  52  die 
Grundzüge  des  Postwesens  verfassungmässig.  Indem  das  Reich  die 
Post  zur  einheitlichen  Verkehrsanstalt  erklärt,  übernimmt  es  auch 

H.  Sebnlse,  Denttcbea  StMtorecht.  U.  13 
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die  gesammte  Verwaltung  des  Post  wesens  und  entzieht  die- 
selbe den  Einzelstaaten.  Die  durch  die  Novembervertrs^  von  1870 
begründeten  Sonderrechte  Bayerns  und  Württembergs  gelten  als 
Ausnahmen  von  der  Regel.  Nach  gleichen  Grundsätzen ,  wie  die 
Post,  wird  die  Telegraphie  in  der^  Reichs  Verfassung  behandelt 

Dem  Reiche  steht  für  das  ganze  Reichsgebiet  ausschliesslich 
die  Gesetzgebung  zu  über  die  Vorrechte  der  Post  und  Telegraphie, 
über  die  rechtlichen  Verhältnisse  beider  Anstalten  zum  Publikum, 
über  die  Portofreiheiten  und  das  Posttaxwesen,  auch  für  Bayern 
und  Württemberg,  nur  ist  den  beiden  letztgenannten  Staaten  das 
Recht  vorbehalten :  »die  reglementarischen  und  Tarif  bestimmungen 
für  ihren  inneren  Verkehr  festzustellen.« 

Dem  Reiche  und  in  seinem  Namen  dem  Kaiser  steht  es  zu,  die 
Verhältnisse  der  Post  und  Telegraphie  mit  aus^räiigen  Staaten  £u 
regeln.  Nur  findet  auch  hier  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  Bayerns 
und  Württembergs  statt,  indem  diesen  beiden  Staaten  die  Regelung 
des  eigenen  unmittelbaren  Verkehres  mit  ihren  nicht  zum  deutschen 
Reiche  gehörigen  Nachbarstaaten  (Oesterreich  und  der  Schweiz! 
freigegeben  worden  ist.  Dem  Kaiser  steht  die  obere  Leitung  der 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  zu.  Die  von  ihm  bestellten  Be- 
hörden haben  die  Pflicht  und  das  Recht,  dafür  zu  sorgen,  »dass  Ein- 
heit in  der  Organisation  der  Verwaltung  und  im  Betriebe  des  Dien- 
stes, sowie  in  der  Qualifikation  der  Beamten  hergesteUt  und  erhalten 
werde.«  Während  das  Verordnungsrecht  sonst  grundsätzlich  dem 
Bundesrathe  zusteht,  ist  es  auf  dem  Gebiete  des  Postwesens  dem 
Kaiser  übertragen:  »Dem  Kaiser  steht  der  Erlass  der  reglementaii- 
schen  Festsetzungen  und  allgemeinen  administrativen  Anordnungen 
zu(c  (Artikel  50).  Mit  dieser  Verfassungsbestimmung  steht  §  50  des 
Postgesetzes  vom  28.  Oktober  1871  nicht  in  Widerspruch,  welcher 
sagt:  »Durch  ein  von  dem  Reichskanzler  zu  erlassendes  Regle- 
ment, welches  mittelst  der  für  die  Publikation  amtlicher  Bekannt- 
machungen bestimmten  Blätter  zu  veröffentlichen  ist,  werden  die 
weiter  bei  Benutzung  der  Postanstalten  zu  beobachtenden  Vorschrif- 
ten getroffen«;  denn  der  Reichskanzler  ist  nur  das  Organ  des  Kai- 
sers und  kann  nur  mit  Zustimmung  desselben  derartige  Verordnun- 
gen erlassen.  Selbst  dass  bei  einzelnen  dieser  Anordnungen  eine 
Beschlussfassung  des  Bundesrathes  verlangt  wird,  nimmt  derartigen 
Vorschriften  nicht  den  Charakter  kaiserlicher  Verordnungen.  In 
Betreff  der  Grenzregulirung  zwischen  Gesetzgebung  und  Verord- 
nung bestimmt  Artikel  42  Absatz  2  der  Reichsverfassung:  i»Die  im 
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Artikel  4  Ziffer  10  vorgesehene  Gesetzgebung  des  Reiches  in  Post- 
und  Telegraphenangelegenheiten  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Gegen- 
stände, deren  Regelung  nach  den  in  der  norddeutschen  Post-  und 
Telegraphenverwaltung  maassgebend  gewesenen  Grundsätzen  der 
reglementsmässigen  Festsetzung  oder  administrativen  Verordnung 
überlassen  ist.«  Wie  die  deutsche  Reichsverfassung  an  die  nord- 
deutsche Bundesverfassung,  so  knüpfte  diese  wieder  an  die  bis 
dahin  bestandene  preussische  Staatspraxis  an,  welche  so  auch  mittel- 
bar noch  für  das  deutsche  Reichspostrecht  maassgebend  geblieben  ist. 
In  Betreff  der  Ernennung  und  Anstellung  der  in  der  Postver- 
waltung beschäftigten  Beamten  unterscheidet  Artikef  50  der  Reichs- 
verfassung folgendermaassen :  »Die  Anstellung  der  bei  den  Verwal- 
tungsbehörden der  Post  und  Telegraphie  in  den  verschiedenen 
Bezirken  erforderlichen  oberen  Beamten  (z.  B.  der  Direktoren, 
Räthe,  Oberinspektoren),  femer  die  Anstellung  der  zur  Wahrung 
des  Aufsichts-  u.  s.  w.  Dienstes  in  den  einzelnen  Bezirken,  als  Or- 
gane der  erwähnten  Behörden  fungirenden  Post-  und  Telegraphen- 
beamten (z.  B.  Inspektoren,  Kontroleure)  geht  für  das  ganze  Gebiet 
des  deutschen  Reiches  vom  Kaiser  aus,  welchem  diese  Beamte  den 
Diensteid  leisten.  Den  einzelnen  Landesregierungen  wird  von  den 
in  Rede  stehenden  Ernennungen,  soweit  dieselben  ihre  Gebiete  be- 
treffen, behufs  der  landesherrlichen  Bestätigung  und  Publikation 
rechtzeitig  Mittheilung  gemacht  werden.  Die  anderen  bei  den  Ver- 
waltungsbehörden der  Post  und  Telegraphie  erforderlichen  Beam- 
ten, sowie  alle  für  den  lokalen  und  technischen  Betrieb  bestimmten, 
mithin  bei  den  eigentlichen  Betriebsstellen  fungirenden  Beamten 
u.  s.  w.  werden  von  den  betreffenden  Landesregierungen  angestellt.« 
Die  erste  Klasse  der  in  Artikel  50  bezeichneten  Beamten,  welche 
vom  Kaiser  ernannt  wird,  hat  auch  ihm  nur  den  Diensteid  zu  lei- 
sten; sie  sind  unmittelbare  kaiserliche  Reichsbeamte.  In  Betreff  der 
zweiten  Klasse  von  Beamten  steht  reichsverfassungsmässig  zwar  den 
Einzelstaaten  noch  das  Emennungsrecht  zu,  sie  haben  aber  meist 
verträgsmässig  auf  dasselbe  verzichtet.  Wo  bei  Erlass  der  norddeut- 
schen Bundesverfassung  eine  selbständ^e  Landespost  bez.  Telegra- 
phenverwaltung nicht  mehr  bestand,  entscheiden  die  Bestimmungen 
der  besonderen  Verträge.  Artikel  50  Absatz  6.  Gemäss  der  in  die- 
sem Absätze  gedachten  Verträge  übte  Preussen  das  Postregal  aus  in 
Hessen,  den  thüringischen  Staaten  mit  Ausnahme  von  Altenburg, 
in  Anhalt,  Mecklenburg  und  Lippe,  die  Verwaltimg  in  Altenburg 
stand  der  Krone  Sachsen  zu.    Von  denjenigen  Staaten,  welche  bei 
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Erlass  der  Reichsyerfassung  eine  selbständige  Postverwaltong  be- 
sassen,  hat  Oldenburg  das  Anstellungsrecht  aus  Artikel  50  auf  das 
Reich  übertragen;  in  Sachsen,  Baden,  Mecklenburg,  Braunschweig 
ist  die  Ausübung  dieses  Rechtes  durch  besondere  Verabredungen 
geregelt.  In  den  Hansestädten  werden  alle  Post-  und  Telegraphen- 
beamten vom  Kaiser  ernannt,  ebenso  in  Elsass-Lothringen.  In 
Preussen  fällt  wenigstens  thatsächlich  die  kaiserliche  mit  der  könig- 
lich preussischen  Ernennung  zusammen.  Nur  die  vom  Kaiser  und 
von  kaiserlichen  Behörden  ernannten  Post-  und  Telegraphenbeam- 
ten sind  unmittelbare  Reichsbeamte,  die  von  den  Landesherren 
ernannten  Beatnten  sind  Landesbeamte ,  aber  dabei  dem  Reichsbe- 
amtengesetze unterworfen,  da  sie  nach  Vorschrift  der  Reichsver- 
fassung den  Anordnungen  des  Kaisers  Folge  zu  leisten  verpflichtet 
sind  und  diese  Gehorsamspflicht  in  ihren  Diensteid  angenommen 
wird  (sogenannte  mittelbare  Reichsbeamte). 

Die  Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphenwesens  sind  für  das 
Reich  gemeinschaftlich.  Die  Ausgaben  werden  aus  den  gemein- 
schaftlichen Einnahmen  bestritten.  Die  Ueberschüsse  fliessen  in 
die  Reichskasse.  Artikel  49.  Die  in  Artikel  51 ,  bei  Ueberweisung 
des  Ueberschusses  der  Postverwaltung  für  allgemeine  Reichszwecke, 
zu  Gunsten  der  Einzelstaaten  gemachten  Vorbehalte  sind  nach  Ab- 
lauf der  Uebergangszeit  erloschen;  dagegen  haben,  wie  oben  er- 
wähnt, Bayern  und  Württemberg  an  den  zur  Reichskasse  fliessendea 
Einnahmen  des  Post-  und  Telegraphenwesens  keinen  Antheil. 

§310. 

3)  Speclairechte  der  Post 

Die  Geschäfte  der  Post  haben  an  sich  die  Natur  eines  gewerb- 
lichen  Unternehmens;  in  der  Hand  des  Staates  wird  die  Post 
zu  einer  öffentlichen  Verkehrsanstalt.  Die  Grundsätze  des 
auf  solche  Geschäfte  (Transport  von  Gütern  und  Personen,  Beförde- 
rung von  Nachrichten  u,  s.  w.)  bezüglichen  Privatrechtes  werden 
durch  die  des  öflentlichen  Rechtes  wesentlich  modificirt,  welche  der 
Staat  auf  die  von  ihm  gegründete  und  geleitete  Anstalt  aus  höheren 
staatlichen  Motiven  anwendet.  Den  Inbegriff  dieser  eigenthümlichen 
öffentlich-rechtlichen  Grundsätze  bildet  das  Verwaltungsrecht 
der  Post.  Soweit  dieselben  in  dem  Postrecht  des  deutschen  Rei- 
ches gesetzliche  Anerkennung  gefunden  haben,  finden  sie  hier  eine 
kurze  Erwähnung : 
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1)  Während  in  früheren  Zeiten,  wo  das  fiskalische  Regalitäts- 
princip  das  Postrecht  beherrschte,  das  Monopol  der  Post,  dem  Trans- 
portgewerbe der  Privaten  gegenüber,  aufs  Ungemessenste  au^edehnt 
wurde,  ist  im  Postgesetze  von  1871  der  Postzwang,  d.h.  der  durch 
die  Post  monopolisirtp  Verkehrsbetrieb  nur  in  Einem  Punkt  auf- 
rechterhalten. Nach  §  1  ist  die  Beförderung  aller  versiegelten ,  zu- 
genähten oder  sonst  verschlossenen  Briefe,  aller  Zeitungen  politischen 
Inhaltes,  welche  öfter  als  einmal  wöchentlich  erscheinen,  gegen 
Bezahlung,  von  Orten  mit  einer  Postanstalt  des  In-  oder  Auslandes, 
auf  andere  Weise  als  durch  die  Post  verboten.  Dieses  Verbot  ist 
durch  besondere  Strafbestimmungen  geschützt.  Bei  üebertretung 
dieses  Verbotes  macht  sich  sowohl  der  Absender,  als  der  Beförderer 
einer  strafbaren  Handlung  schuldig.  Aller  andere  Transportver- 
kehr, der  sich  auf  Personen ,  Sachen  und  unverschlossene  Briefe 
bezieht,  ist  dem  Privatgewerbe  freigegeben. 

2)  Seit  Einfuhrung  der  Eisenbahnen  beruht  der  schnelle  und 
geregelte  Betrieb  der  Post  wesentlich  auf  der  Mitbenutzung  der 
Eisenbahnen  und  ihrer  Transportmittel.  Für  die  wichtigen  Rechte 
und  Vortheile,  welche  der  Staat  den  Eisenbahnen  gewährt,  legt  er 
ihnen  auch  besondere  Verpflichtungen  der  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalt der  Post  gegenüber  auf,  wie  dies  auch  durch  das  deutsche 
Postgesetz  vom  28.  Oktober  1871  §  4  geschehen  ist.  Dieser  §  4  ist 
aber  durch  ein  Gesetz  vom  20.  December  1875,  ^as  sogenannte 
Eisenbahnpostgesetz  abgeändert.  Vom  1.  Januar  1876  sind  die  Be- 
ziehungen der  Post  zu  den  Reichs-,  Staats-  und  Privatbahnen  durch 
dieses  Gesetz  und  die  dazu  erlassenen  Vollzugsbestimmungen  inner- 
halb des  Reichspostgebietes  gleichmässig  geordnet,  soweit  nicht  die 
Koncessionsurkunden  der  bestehenden  Privatbahnen  abweichende 
Vorschriften  enthalten,  doch  sind  letztere  stets  berechtigt,  sich  statt 
der  auf  besonderen  Uebereinkünften  übernommenen  Verpflichtun- 
gen, diesem  Gesetze  zu  unterwerfen.  Nach  diesem  Gesetze  ist  der 
Eisenbahnbetrieb,  soweit  es  die  Natur  und  die  Erfordernisse  des- 
selben gestatten,  in  die  nothwendige  Uebereinstimmung  mit  den  Be- 
dürfiiissen  des  Poatdienstes  zu  bringen.  Mit  jedem  für  den  regel- 
mässigen Beförderungsdienst  der  Bahn  bestimmten  Zuge  ist  auf 
Verlangen  der  Postverwaltung  ein  von  dieser  gestellter  Postwagen 
unentgeltlich  zu  befördern;  die  unentgeltliche  Beförderung  um- 
fasflt  die  Briefpostsendungen,  Zeitungen,  Gelder,  Poststücke  bis 
zum  Einzelgewicht  von  10  Kilogramm,  die  zur  BeglÄtung  der  Post- 
sendungen wie  zur  Verrichtung  des  Dienstes  erforderlichen  Postbe- 
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amten,  sowie  die  Geräthschaften,  deren  sich  die  Beamten  unterwegs 
zu  bedienen  haben.  Für  alle  übrigen  Postsendungen,  welche  nicht 
unentgeltlich  sind,  hat  die  Postverwaltuug  eine  Frachtvergätong 
zu  zahlen ,  welche  in  besonderer  Weise  berechnet  wird.  Auch  bei 
Einrichtung'  neuer  Bahnhöfe  und  Stationsgebäude  hat  die  Eisea- 
bahnverwaltung  auf  die  Bedürfiiisse  der  Post  Rücksicht  zu  nehmen. 
Bei  allen  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  der  Post  und  den 
Eisenbahnyerwaltungen  entscheidet,  soweit  die  Postverwaltung  ach 
bei  dem  Ausspruche  der  Landesbehörden  nicht  beruhigt,  in  letzter 
Instanz  der  Bundesrath,  nach  Anhörung  der  Reichspostverwaltung 
und  des  Reichseisenbahnamtes« 

3)  Auch  andere  Vorrechte  räumt  das  Reichspostgesetz  der  Post 
ein,  welche  sich  auf  die  Erleichterung  und  Sicherung  ihres  Betrie- 
bes beziehen.  Die  Posten  sind  von  Chausseegeldem  und  anderen 
Kommunikationsabgaben  be&eit ;  sie  können  sich  auch  der  Nehen- 
und  Feldwege  bedienen,  wenn  die  Poststrasse  unfahrbar  ist,  sie 
können,  gegen  spätere  Entschädigung  des  Eigenthümers,  in  solchen 
Fällen  sogar  über  Aecker  und  eingehegte  Wiesen  fahren;  gegen 
dieselbe  ist  jede  Pfändung  ausgeschlossen ;  jedes  Fuhrwerk  muss 
der  ordentlichen  Post  ausweichen;  das  Inventar  der  Posthaltereien 
darf  im  Wege  des  Arrestes  oder  der  Exekution  nicht  mit  BescUag 
belegt  werden ;  die  vorschriftsmässig  zu  haltenden  Postpferde  und 
Postillone  dürfen  zu  den  behu&  der  Staats-  und  Kommunalbedüxf- 
nisse  zu  leistenden  Spanndiensten  nicht  herangezogen  werden  u.8.  w. 
Die  Postanstalten  sind  berechtigt,  unbezahlt  gebliebene  Betrüge  an 
Porto,  Personengeld  und  Gebühren  nach  den  für  die  Beitreibung 
öffentlicher  Abgaben  bestehenden  Vorschriften  exekutivisch  einzie- 
hen zu  lassen ,  jedoch  so,  dass  dem  Exequirten  der  Rechtsweg  offen 
steht. 

4)  Auch  in  Betreff  des  Verhältnisses  der  Post  zum  Publikum, 
d.  h.  zum  Inbegriffe  derjenigen  Personen,  welche  sich  der  Post  ab 
Verkehrsanstalt  bedienen  wollen,  bestehen  Vorschriften,  welche  das 
zuj  Grunde  liegende  privatrechtliche  Verhältniss  in  weitgehender 
Weise,  im  Interesse  der  öffentlichen  Verkehrsanstalt  modifidren. 
Obgleich  das  Verhältniss  der  Post,  hinsichtlich  der  Ausfuhrung  der 
Transportgeschäfte,  ein  ver  tr  agsmässiges  zwischen  ihr  und  dem 
Absender  ist,  so  hängt  es  doch  nicht  von  ihr  ab,  ob  sie  einen  solchen 
Vertrag  eingehen  will  oder  nicht.  »Die  Benutzung  der  Post 
darf  niemanden  verweigert  oder  erschwert  werden, 
welcher  sich  den  von  der  Post  erlassenen  Vorschriften  unterwirfUt 
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Die  Post  kann  und  darf  auch  nicht  für  den  einzelnen  Fall  der  Be- 
förderung besondere  Bestimniungen  feststellen,  sondern  sie  erlässt 
ein  für  allemal  Normativbestimmungen  für  alle  Fälle  und  Per- 
sonen, welche  mit  ihr  in  ein  Vertragsverhältniss  treten  wollen. 
Diese  sind  als  nothwendige  Bestandtheile  des  Vertrages  zwischen 
de/  Post  und  dem  Absender  anzusehen. 

Das  Porto  ist  die  Gegenleistung  des  Absenders  an  die  Post 
für  die  Uebemahme  der  Beförderung  seiner  Postsendung.  Dasselbe 
ist  ein  Gegenstand  der  gesetzlichen  Regelung,  ebenso  wie  die  Por- 
tofreiheiten. Portofrei  sind  nur  die  Korrespondenzen  der  regie- 
renden Fürsten,  ihrer  Gemahlinnen  und  Wittwen,  sowie  der  Hof- 
haltung derselben,  femer  aller  Reichsdienstsachen.  Dienstsachen 
der  Einzelstaaten  sind  portopflichtig,  doch  können  sich  die  Behör- 
den der  Einzelstaaten  auf  Portozahlung  mit  der  Postverwaltung  in 
Form  jährlicher  Aversen  einigen.  Einstweilen  aufrecht  zu  erhalten 
sind  die  Portobegünstigungen  des  Landheeres  und  der  Marine. 

Besonders  wichtig  dem  Publikum  gegenüber  sind  die  Bestim- 
mungen für  die  Haftpflicht  der  Post,  welche  vielfach  von  dem 
gemeinen  Rechte  abweichen.  Die  Postverwaltung  leistet  den  Ab- 
sendern nur  in  den  Fällen  Ersatz,  wo  eine  solche  Haftpflicht  im 
Gesetze  ausdrücklich  anerkannt  ist.  Dieselbe  ist  ausge- 
schlossen bei  allen  gewöhnlichen  Briefen,  Kreuzbandsendungen, 
Drucksachen,  findet  dagegen  gesetzlich  statt  bei  allen  Briefen  mit 
Werthangabe  und  bei  Packeten  mit  oder  ohne  Werthangabe.  Für 
den  Verlust  der  eingeschriebenen  Sendungen  wird  bei  erfolgter 
Werthangabe  dieselbe  bei  Feststellung  des  Betrages  der  von  der 
Post  zu  leistenden  Entschädigung  zu  Grunde  gelegt.  Bei  Packeten 
sowie  bei  eingeschriebenen  Sendungen  ohne  Werthangabe  ist  ein 
bestimmtes  Maass  der  Entschädigung  gesetzlich  festgestellt.  Für 
die  auf  Postanweisungen  eingezahlten  Beträge  haftet  die  Post  unbe- 
dingt. 

Die  Post  ist  dem  Publikum  zur  Wahrung  des  sogenannten 
Postgeheimnisses  verpflichtet  (B.  IS.  373).  Dasselbe  bezieht  sich 
nicht  nur  auf  die  eigentlichen  Briefe,  sondern  auf  Postsendungen 
aller  Art,  ja  auf  alle  Thatsachen,  welche  bei  Gelegenheit  des  Post- 
dienstes  zur  Kenntniss  der  Beamten  gelangen.  Die  Beamten  sollen 
sich  selbst  jeder  Kenntnissnahme  der  Postsendungen  enthalten,  auch 
dürfen  sie  die  bei  der  Ausübung  des  Postdienstes  ihnen  bekannt 
gewordenen  Thatsachen  niemanden  mittheilen,  auch  keiner  Be- 
hörde, mit  Ausnahme  der  Gerichte,  bez.  Staatsanwaltschaften,  welche 
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in  Kiiminalfallen  iind  Konkurssachen  die  Auslieferung  von  Briefen 
verfügen  können.  (Strafprocessverordnung  §§  99  ff.  |Konkui8ord- 
nung  §  111).  Die  gesetzwidrige  Eröfihung  und  Unterdrückung  von 
Briefen  durch  Postbeamte  wird  nicht  nur  dienstlich,  sondern  auch 
peinlich  bestraft  [Beichsstra^esetzbuch  §§  354  und  355). 

5)  Bei  Post-  und  Portode&audation  ist  ein  besonderes  Strafrei- 
fahren  in  AbtheilungV  des  Beichspostgesetzes  §§  34 — 46  festgesetzt. 

§311. 
4)  Organisation  der  dentschen  Postverwaltnng. 

Die  Behördenorganisation  der  Post  ist  nicht  gesetzlich  geregelt, 
sondern  ist  im  deutschen  Postgebiete  dem  Kaiser  überlassen.  In  Un- 
terordnung unter  den  Reichskanzler  ist  der  eigentliche  Leiter  der 
gesammten  Postverwaltung  der  Staatssekretäx,  welcher  an  der  Spitze 
des  Reichspostamtes,  als  der  obersten  Centralstelle  für  Post  und 
Telegraphenwesen  steht.  Das  Behördensystem  der  Post  ist  nach 
drei  Instanzen  gegliedert.  Unter  dem  Reichspostamt  stehen  als 
Mittelbehörden  die  Oberpostdirektionen,  indem  das  Reichs- 
postgebiet  (mit  i^usnahme  von  Bayern  und  Württemberg)  in  40 
Postprovinzen  eingetheilt  ist,  deren  Abgrenzung  unabhängig  von 
den  Gebieten  der  Einzelstaaten  erfolgt  ist.  Den  Oberpostdirektionen 
unterliegt  für  ihren  ganzen  Bezirk  die  oberste  Leitung  des  gesamm- 
ten Post-  und  Telegraphenwesens  und  die  Aufsicht  über  dasselbe. 
In  der  unteren  Instanz  der  Lokalverwaltung  sind  dagegen  die  Be- 
hörden für  Post-  und  Telegraphenwesen  getrennt.  Die  Postämter 
sind  nach  drei  Klassen  abgestuft.  Dabei  bestehen  noch  sogenannte 
Postagenturen,  deren  Dienst  als  Nebenbeschäftigung  besoigt 
wird.  Ueber  die  Qualifikation  zum  Reichspostdienst  bestehen  keine 
gesetzlichen,  sondern  nur  regleme;ntarische  Bestimmungen,  welche 
die  wissenschaftliche  Vorbildung,  wie  den  Vorbereitungsdienst  [fest- 
stellen. Auf  sämmtliche  Beamten  der  Reichspost-  und  Telegraphen- 
verwaltung findet  das  Reichsbeamtengesetz  Anwendung.  Eine  Zu- 
sammenstellung der  bestehenden  Dienstvorschriften  enthält  die 
allgemeine  Dienstanweisung  für  Post  und  Telegraphie. 
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§312. 

5)  Die  TelegrapUe  insbesondere  i. 

Während  die  Post  Personen,  Güter  und  Nachrichten  befordert, 
hat  die  Telegraphie  lediglich  die  beschleunigte  Beförderung  von 
Nachrichten  durch  vereinbarte  Zeichen  zur  Angabe.  Die  erste 
elektrische  Telegraphenlinie  wurde  in  Deutschland  im  Jahre  1845 
eröfihet;  im  Jahre  1849  wurde  der  Staatstelegraph  in  Preussen,  in 
den  folgenden  Jahren  auch  in  den  übrigen  Staaten  Deutschlands 
dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben.  Die  Organisation  dieser 
neuen  Verkehrsanstalt  hat  sich  überall  eng  an  die  der  Post  ange- 
schlossen. Auch  die  Reichsverfassung  enthält  für  beide  Anstalten 
gleichlautende  Bestimmungen.  Innerhalb  des  Reichspostgebietes 
ist  das  Telegraphenwesen  ebenfalls  als  einheitliche  Verkehrsanstalt 
geordnet,  während  Bayern  und  Württemberg  ihre  eigene  Telegra- 
phenverwaltung besitzen.  Das  Reich  hat  die  Rechtsnormen  über 
das  Telegraphenwesen  zu  erlassen.»  Diejenigen  Cregenstände,  deren 
Regelung  nach  den  in  der  Telegraphenverwaltung  des  norddeut- 
schen Bundes  maassgebend  gewesenen  Grundsätzen  durch  regle- 
mentarische Festsetzung  oder  administrative  Anwendung  erfolgte, 
sind  nicht  durch  Reichsgesetze,  sondern  durch  Verordnung  des  Kai- 
sers imd  der  zuständigen  Behörden  zu  normiren.  Auf  Grund  dieser 
Bestimmungen  ist  von  dem  Reichskanzler  die  Telegraphenordnung 
vom  13.  August  1880  erlassen  worden.  Die  Telegraphenverwaltung 
erfreut  sich  einer  Freiheit  des  Verordnungsrechtes,  wie  kein  anderer 
Zweig  der  Reichsverwaltung.  Nur  einige  wenige  Punkte  sind  ge- 
setzlich geregelt.  Reichsgesetzlich  besteht  kein  Telegraphenregal  ^ 
oder  Telegraphenzwang,  dagegen  ist  ein  solches  in  einzelnen  Län- 
dern anerkannt  (Sachsen,  Elsass-Lothringenj .  Thatsächlich  ist  es 
aber  meist  unmöglich,  ohne  besondere  vom  Staat  verliehene  Vor- 
rechte TelegraphenUnien  zu  errichten.    Es  bestehen  daher  neben 

1  Laband,  II.  S.284ff.  v.  Rönne,  11.  a08.  Zorn,  11. 1  ff.  Meili,  DasTe- 
legraphenreeht,  eine  eiTilistische  Abh.  2.  Aufl.  1873.  J.  Ludewig,  Die  Telegra- 
phie in  Staats- und  privatreehtlicherBeaiehung.  Leipzig  1872.  £.Löning,  Verw.R. 
ß.  610.  §  156.  G.  Meyer,  B.  L  S.  662.  §  179. 

3  Die  Reichstelegraphenverwaltung  nimmt  an,  dass  ein  solches  besteht,  und 
begründet  dasselbe  durch  Art.  48.  Derselben  Ansicht  sind  Fischerim  Jahrb.  für 
Oesetigebung,  Verwaltung  u.  s.  w.  Zorn,  11.  17.  Ebenso  Revscher,  Zeitschr. 
iÜT  deutsches  Recht  B.  XIX.  S.  282.  Dagegen  mit  Recht  Laband,  B.  IL  311. 
Derselbe  beiMarquardsen  S.  151  ff.  u.  Beseler,  System  des  deutschen Pri- 
vatreohtes  6.  363  ff.  Vergl.  H.  Schulze, Preuss.  Staatsr.  B.  11.  Abth.  2.  S.  463. 
Excurs  über  den  Begriff  der  Regalität. 
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den  Reichs-  und  Staatstelegraphenanstalten  nur  ausdrücklich  ge- 
nehmigte Telegraphenlinien,  z.  B.  der  Gemeinden,  der  Privateisen- 
bahngesellschaften. Im  Interesse  der  Reichstelegraphenanstalt  sind 
den  Eisenbahnen,  sowohl  denen  der  Staat»-  als  der  PrivatgeseUschaf- 
ten,  besondere  Verpflichtungen  auferlegt.  Alle  öffentlichen  Tele- 
graphenanstalten,  d.  h.  alle^diejenigen,  welche  dem  Publikum  zur 
Beförderung  von  Depeschen  zugänglich  sind,  gemessen  eines 
besonderen  strafrechtlichen  Schutzes  (Seichsstrafgeseti- 
buch  §§  317—319.)  Die;  Telegraphen  stehen  als  öffentliche  Yer- 
kehrsanstalten  jedermann  zur  Benutzung  offen ;  zwischen  der  Tele- 
graphenanätalt  und  demjenigen,  der  sie  benutzt,  besteht  ein  vertrags- 
mässiges  Verhältniss,  doch  stehen  auch  hier  wie  bei  der  Post  die 
Vertragsbestimmungen  ein  für  allemal  fest  Eine  Entschädigungs- 
pflicht wird  von  den  Telegraphenanstalten  nicht  anerkannt.  Da- 
gegen besteht,!  wie  bei  der  Post,  des  Telegraphengeheimniss 
(Reichsstrafgesetzbuch  §  355]  in  einer  dem  Wesen  dieser  Verkehi»- 
anstalt  angepassten  Modifikation«  Grewisse  in  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  2.  Juni  1877  bezeichnete  Telegramme  sind  gebühren- 
frei zu  befördern.  Das  Telegraphenwesen  ist  durch  internationale 
Verträge  weiter  ausgedehnt  und  entwickelt;  so  ist  durch  den  Pariser 
Vertrag  vom  17«  Mai  1865  der  europäische  Telegraphenver- 
ein  zu  Stande  gekommen,  dem  alle  europäischen  Staaten  und  Per- 
sien beigetreten  sind.  (Jetzt  geltender  Vertrag  von  Petersburg  Tom 
22.  Juli  1875)1. 

§313. 

n«  Das  Eisenbahnwesen  ^. 

Das  erste  umfassende  Gesetz  über  das  Brecht  der  Eisenbahnen 
in  Deutschland  ist  das  preussische  Gesetz  >über  die  Eisenbahnunter- 


^  Vergl.  darüber  die  interesRanten  Mittheilungen  von  P.  D.  Fi  seh  er.  Die 
Telegraphie  und  das  Völkerrecht.  Leipzig  1876.  Derselbe,  Post  und  Telegra- 
phie  im  Weltverkehr.   Eine  Skiue.  Berlin  1879. 

>  Schm eidler,  Geschichte  des  deutschen  Eisenbahnwesens  1871.  Koeh, 
Deutschlands  Eisenbahnen,  Versuch  einer  systematischen  Darstellung  derBechti- 
Verhältnisse.  2  Bde.  1 860.  Th.  Förstemann,  Das  preussische  Eisenbahnreeht 
und  die  unter  dessen  Schutz  entstandenen  Eisenbaimuntemehmungen.  Berlin 
1869.  Die  Aufsätze  von  Fischer,  in  v.Holtzendorffs  Jahrb.  B.L  8.412.11. 
S.  211.  IV.  S.  421.  H.  Schulze,  Preuss.  Staatsr.  B.IL  §  233.  Thudiehum, 
S.  344  ff.  Seydel,  S.  69.  188.  v.  Rönne,  11.  1.  S.  314.  L.  v.  Stein,  Verwal- 
tungslehre, S.  402  (II.  Aufl.  1876).  Lab  and,  D.  StR.  B.  U.  §  72.  S.  351  ff.  Lö- 
ning,  D.  Verwaltungsr.  S.  618.  §  158.  G.  Meyer,  Verwaltungsr.  B.L  §163. 
S.  492  ff.  E.  Meier,  Eisenbahngesetzgebung  im  Rechtslex.  B.  L  S  .663  ff. 
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nehmungen«  yom  3.  November  1838,  welches  die  öffentlich-recht- 
liehen,  zum  Theil  auch  die  privatrechUichen  Verhältnisse  der  Eisen- 
bahnen regelt.  Dasselbe  beruht  wesentlich  auf  dem  System  der 
Privatuntemehmungen  durch  Aktiengesellschaften ,  welche  jedoch 
einem  weitgehenden  Aufsichtsrecht  der  Staatsbehörden  unterworfen 
werden.  Erst  seit  dem  Jahre  1848  begann  man  in  Preussen  Staats- 
eisenbahnen zu  bauen.  Seit  1 850  ist  die  Verwaltung  mehrerer  grosser 
Eisenbahnlinien  vom  Staate  übernommen,  während  ihr  Eigenthum 
den  Privatgesellschaften  verblieb*  In  den  deutschen  Mittelstaaten 
hat  man  schon  früh  das  System  der  Staatseisenbahnen  angenommen, 
doch  giebt  es  auch  hier  noch  einzelne  Privatbahnen.  Diesen  sehr 
verschiedenartigen  gesetzlichen  Bestimmungen  der  deutschen  Ein- 
zelstaaten gegenüber  stellt  die  Verfassung  des  norddeutschen  Bun- 
des, sowie  des  deutschen  Reiches  Artikel  4^  den  Grundsatz  auf,  dass 
das  Eisenbahnwesen  der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des 
Reiches  unterliegt. 

Nur  Bayern  gegenüber  ist  auf  Grund  des  Vertrages  vom  23.  No- 
vember 1870  (m  §  8)  dieses  Recht  sehr  beschränkt.  Abgesehen  von 
dieser  geographischen  Begrenzung,  erscheint  das  Gesetzgebungs- 
recht des  Reiches  auf  diesem  Gebiete  als  ein  materiell  unbeschränktes. 
Das  Reich  ist  nach  Artikel  4^  unzweifelhaft  berechtigt,  das  Eisen- 
bahnwesen in  allen  seinen  Beziehungen  zu  regeln  und  zwar  auf  dem 
Wege  der  einfachen  Gesetzgebung,  ohne  dass  es  dazu  einer  Ver- 
fassungsänderung bedürfte.  Bis  jetzt  hat  aber  das  Reich  von  dieser 
weitgehenden  Befugniss  nur  in  vereinzelten  Beziehungen  Gebrauch 
gemacht.  Ein  umfassendes  deutsches  Eisenbahngesetz  ist,  trotz  der 
Entwürfe  von  1874  und  1875,  nicht  zu  Stande  gekommen.  Das 
deutsche  Eisenbahnrecht  gehört  daher  wesentlich  noch  dem  Lan- 
desstaatsrechte au.  Wir  beschränken  uns  daher  hier  auf  die  wich- 
tigsten reichsrechtlichen  Bestimmungen,  welche  den  Abschnitt  VII 
Artikel  41 — 47  der  Reichsverfassung  bilden.  Wir  unterscheiden 
dabei  solche  Bestimmungen,  welche  sich  auf  das  ganze  Reichsge- 
biet beziehen,  von  denen,  die  nur  für  das  Reichsgebiet  mit  Ausnahme 
von  Bayern  gelten. 

A.  Bestimmungen,  welche  für  das  ganze  Reichsgebiet 

gelten: 

1 )  );Eisenbahnen,  welche  im  Interesse  der  Vertheidigung  Deutsch- 
lands oder  im  Interesse  des  gemeinsamen  Verkehres  für  nothwendig 
erachtet  werden,  können  kraft  eines  Reichsgesetzes  auch  gegen  den 
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Widerspruch  der  Bundej^lieder,  deren  Gebiet  die  Eisenbahnen 
durchschneiden,  für  Rechnung  des  Reiches  angelegt  oder  an  Privat- 
unternehmer zur  Ausführung  koncessionirt  und  mit  dem  Expropria- 
tionsrechte aui^estattet  werden«  (Artikel  41  Absatz  1).  Die  regel- 
mässige Koncessionirung  neuer  Eisenbahnen  durch  die  Einzelstaaten 
wird  durch  eine  subsidiäre  Koncessionsbefugniss  der  Reichsgewalt 
ergänzt,  doch  darf  diese  nicht  durch  die  Exekutive,  sondern  nur 
durch  die  Organe  der  Gesetzgebung  erfolgen.  Die  Beschränkung 
dieser  Befugniss  auf  solche  Bahnen,  »welche  im  Interesse  der  Ver- 
theidigung  Deutschlands  oder  des  gemeinsamen  Verkehres  für  noth- 
wendig  erachtet  werden«,  ist  bei  der  Unbestimmtheit  des  Ausdruckes 
ziemlich  bedeutungslos,  besonders  da  der  Reichsgewalt  selbst  die 
Entscheidung  zusteht,  ob  diese  Voraussetzungen  vorhanden  sind. 
Der  Zusatz  j»unbeschadet  der  Rechte  der  Landeshoheit«  ist  über* 
flüssig,  weil  selbstverständlich.  Soweit  das  Reichsgesetz  die  Hoheit»- 
rechte  des  Einzelstaates,  gegen  dessen  Widerspruch  die  Eisenbahn 
angelegt  wird;  nicht  ausdrücklich  beschränkt,  bleiben  dieselben 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  fortbestehen. 

2]  »Jede  bestehende  Eisenbahnverwaltung  ist  verpflichtet,  sich 
den  Anschluss  neu  angelegter  Eisenbahnen  auf  Kosten  der  letzteren 
gefallen  zu  lassen«  (Artikel  41  Absatz  2). 

3)  »Die  gesetzlichen  Bestimmungen,  welche  bestehenden  Eisen- 
bahnuntemehmungen  ein  Widerspruchsrecht  gegen  die  Anlegung 
von  Parallel-  oder  Konkurrenzbahnen  einräumen,  werden  unbe- 
schadet bereits  erworbener  Rechte  für  das  ganze  Reich  hierdurch 
aufgehoben.  Ein  solches  Widerspruchsrecht  kann  auch  in  den 
künftig  zu  ertheilenden  Koncessionen  nicht  weiter  verliehen  wer- 
den«. (Artikel  41  Absatz  3.)  Die  »bestehenden  Eisenbahnunter- 
nehmungen«  sind  diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Ver- 
fassung bereits  vorhanden  waren,  im  Gegensatz  zu  den  neu  su 
koncessionirenden.  Die  Klausel  »unbeschadet  bereits  erwor- 
bener Rechte«  bezieht  sich,  wie  Laband  IL  S.  362  richtig  aus- 
fuhrt, nur  auf  solche  Rechte,  welche  auf  einem  speciellen 
Rechtstitel  beruhen,  nicht  auf  solche,  welche  die  Eisenbahnen 
auf  Grund  eines  allgemeinen  Rechtssatzes  erworben  haben  (so 
Löning  a.  a.  O.  1^.  621.)  Durch  eine  so  weitgehende  Auslegung 
würde  die  Verfassungsbestimmung  Artikel  41^  sonst  jeden  Werth, 
den  schon  bestehenden  Eisenbahnen  gegenüber,  verlieren. 

4)  »Dem  Reiche  steht  auch  Bayern  gegenüber  das  Recht  zu,  im 
Wege  der  Gesetzgebung  einheitliche  Normen  für  die  Konstruktion 
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und  Ausrüstung  der  für  die  Landesvertheidigung  wichtigen  Eisen- 
bahnen au&ustellen«.   Artikel  4  6 3. 

5)  »Den  Anforderungen  der  Behörden  äes  Reiches  in  Betreff 
der  Benutzung  der  Eisenbahnen  zum  Zwecke  der  Vertheidigung 
Deutschlands  haben  sämmtüche  Eisenbahnverwaltungen  unweiger- 
lich Folge  zu  leisten.  Insbesondere  ist  das  Militär  und  alles  Elriegs-« 
material  zu  gleichen  ermässigten  Sätzen  zu  befördern«.  Diese  Yer-^ 
pflichtungen  sind  näher  geregelt  durch  die  Reichsgesetze  über  die 
Naturalleistungen  für  die  bewaflnete  Macht  im  Frieden  vom  13.  Fe- 
bruar 1875  und  über  die  Kriegsleistungen  vom  13.  Juni  1873. 

Zur  Ausübung  des  Aufsichtsrechtes,  welches  dem  Reiche  über 
sämmtliche  deutsche  Eisenbahnen  zusteht,  ist  durch  Reichsgeseta 
vom  27.  Juni  1873  das  Reichseisenbahnamt  errichtet,  dessen  Oi^- 
nisation  im  Behördensystem  des  Reiches  bereits  besprochen  worden 
ist.  Die  Stellung  des  Bundesrathes  und  seines  Ausschusses  für 
Eisenbahnen  ist  durch  die  Errichtungj  des  Reichseisenbahnamtes 
nicht  verändert.  Der  Bundesrath  erlässt  nach  wie  vor  auch  in  Be^ 
Ziehung  auf  das  Eisenbahnwesen  die  allgemeinen  Yerwaltungsvor- 
Schriften  und  beschliesst  »über  Mängel,  welche  bei  der  Ausfuhrung 
der  Reichsgesetze  oder  der  erwähnten  Verwaltungsvorschriften  her- 
vortreten«. Sache  des  Reichseisenbahnamtes  ist  es,  ebenso  über  die 
Ausführung  der  Verfassung  und  der  Gesetze,  als  der  vom  Bundes- 
rathe  erlassenen  Verwaltungsvorschriften  zu  wachen.  Das  Reichs^ 
eisenbahnamt  ist  keineswegs  eine  Centralverwaltungsbehörde  des 
Reiches,  sondern  lediglich  eine  Kontrollbehörde  innerhalb  der 
verfassungsmässigen  Zuständigkeit  des  Reiches,  wie  sie  durch  Ab- 
schnitt Vn  näher  bestimmt  ist;  dasselbe  hat  auch  Bayern  gegenüber 
gewisse  Befugnisse,  ist  aber  durch  die  Reservatrechte  dieses  Staates 
auf  dem  Gebiete  des  Eisenbahnwesens  sehr  beschränkt. 

B.   Bestimmungen,  welche  für  das  ganze  Reichsgebiet 
mit  Ausnahme  von  Bayern  gelten. 

Der  leitende  Grundgedanke  ist  in  Artikel  42  ausgesprochen: 
»Die  Bundesregierungen  verpflichten  sich,  die  deutschen  Eisenbah- 
nen im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  vdß  ein  einheitliches 
Netz  zu  verwalten  und  zu  diesem  Behufe  auch  die  neu  herzustellen- 
den Bahnen  nach  einheitlichen  Normen  anlegen  und  ausrüsten  zu 
lassen«.  Die  Abfassung  dieses  Artikels  ist  allerdings  eine  höchst 
unglückliche.  Es  könnte  scheinen,  als  ob  durch  denselben  nur  eine 
vertragsmäösige  Verpflichtung  der  Bundesregierungen  unterein- 
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ander  stipulirt  sei  (wie  Laband  II  S.  363  annimmt).  Eine  solche 
Auslegung  ist  aber  keineswegs  durch  den  Wortlaut  des  Artikels  ge- 
boten und  widerspricht  jedenfalls  dem  Wesen  und  Geiste  einer  Ver- 
fassungsurkunde. »Wo  die  Verfassung  beginnt,  hört  der  Vertrag 
aufff.  Die  Reichsverfassung  enthält  keine  vertragsmässigen  Verabre- 
dungen zwischen  den  einzelnen  Bundes  gliedern,  sondern  stellt 
die  Bechte  und  Pflichten  fest,  welche  zwischen  diesen  und  dem 
Beiche  bestehen.  Das  Wort  »verpflichten  sich«  kan^  also  nichts 
anderes  heissen,  als  i)die  Bundesregierungen  sind  dem  Rei- 
che gegenüber  verfassungsmässig  verpflichtet«.  Eine 
Verfassung  kann  nur  verfassungsmässige  Brechtssätze,  keine  ver- 
tragsmässigen Zusicherungen  enthalten.  Diese  staatsrechtliche  Rich- 
tigstellung des  Artikel  42  ist  von  grosser  praktischer  Tragweite,  denn 
darnach  erhalten  die  vom  Bundesrathe  ausgegangenen  Vorschriften 
eine  ganz  andere  Bedeutung,  als  Laband  ihnen  beilegt,  indem  sie 
als  Ausführungsverordnungen  des  Artikel  42  ihre  volle  Berechti- 
gung in  Anspruch  nehmen  können.  In  diesem  Sinne  hat  die  Beichs- 
verfassung  Abschnitt  VII  verschiedene  Sätze  ausgesprochen: 

1)  »Es  sollen  demgemäss  in  thunlichster  Beschleunigung  über- 
einstimmende Betriebseinrichtungen  getroffen,  insbesondere  gleiche 
Bahnpolizeireglements  eingeführt  werden«.  Artikel  43  Absatz  1- 
Da  der  Bundesrath  nach  Artikel  7^  berechtigt  ist,  die  zur  Ausfüh- 
rung der  Verfassung  und  Gesetze  erforderlichen  allgemeinen  Ver- 
waltungsvorschriften und  Einrichtungen  zu  beschliessen,  so  war  er 
auch  befugt,  die  in  Artikel  43  vorgesehenen  Betriebseinrichtungen 
zu  treffen  und  Bahnpolizeireglements  zu  erlassen.  Er  that  durch 
Erlass  derartiger  Bestimmungen  nur  seine  verfassungsmassige 
Pflicht,  den  Artikel  43  auszuführen;  dieselben  sind  daher  nicht 
(me  Laband  a.  a.  O.  ausführt)  nur  gültig,  soweit  sie  den  Landes- 
gesetzen entsprechen  und  landesgesetzlich  verkündigt  sind«,  sondern 
sind  Reichsverordnungen^  welche  als  Reichsrecht  allem  Lan- 

i  Dies  ist  besonders  treffend  in  einer  Entscheidung  des  Keichsoberhandelfl' 
gerichtes  Tom  11.  Oktober  1876  ausgeführt:  »Die Bestimmung  des  Artikel 43 hat 
nicht  den  beschränkten  Sinn ,  es  solle  die  Eeichsgewalt  in  direkt ,  durch  Ein- 
wirken auf  die  Bundesregierungen  den  Erlass  gleicher  Bahnpoliieireglements  he^ 
beif  Uhren y  vielmehr  geht  sie  von  der  Voraussetzung  aus,  es  stehe  der  Beich»* 
gewalt  die  Befugniss  direkt  zu ,  durch  Erlass  bezügUcher  PolizeiTerordnungen 
gleiche  Bahnpolizeireglements  einzuführen.  Diese  Auslegung  ist  durch  den 
Zweck  der  Bestimmung  gegeben  und  ihre  Richtigkeit  ist  um  so  weniger  lu  be- 
zweifeln, als  die  Organe  der  gesetzgebenden  Gewalt  des  Reiches,  der  Bundesrath 
und  der  Reichstag,  sie  ausdrücklich  anerkannt  haben,  der  Reichstag  dadurch, 
dass  er  im  J.  1869  einen  dahin  gehenden  Antrag  stellte,  der  Bundesrath  dadurch, 
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desrecht  vorgehen.  Das  Reich  hat  von  dieser  verfassungsmässigen 
Befugniss  bereits  au^ebigen  Gebrauch  gemacht  und  folgende  Ver- 
ordnungen durch  den  Bundesrath  erlassen,  welche  auch  von  Bayern 
freiwillig  angenommen  worden  sind:  a]  Bahnpolizeireglement 
für  die  deutschen  Eisenbahnen  vom  4.  Januar  1875  (Centralblatt 
1875);  b]  Signalordnung  vom  4.  Januar  1875  (Centralblatt  1875); 
c)  Bahnordnung  für  Eisenbahnen  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung vom  12.  Juni  1878  (Centralblatt  1878);  d)  Verordnung  vom 
12.  Juni  1878  über  Konstruktion  und  Beschaffenheit  der  Bahnan- 
lagen (Centralblatt  1878);  e)  Verordnung  vom  12.  Juni  1878  über  die 
Befäh^ung  von  Bahnpolizeibeamten  und  Lokomotivführern  (Cen- 
tralblatt 1878). 

2)  »Das  Reich  hat  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  Eisenbahn- 
verwaltungen die  Bahnen  jeder  Zeit  in  einem  die  nöthige  Sicherheit 
gewährenden  baulichen  Zustande  erhalten  und  dieselben  mit  Be- 
triebsmaterial so  ausrüsten,  wie  das  Verkehrsbedürfniss  es  erheischte. 
Artikel  432. 

3)  »Die  Eisenbahnverwaltungen  sind  verpflichtet,  die  für  den 
durchgehenden  Verkehr  und  zur  Herstellung  ineinander  greifender 
Fahrpläne  nöthigen  Personenzüge  mit  entsprechender  Fahrge- 
schwindigkeit, desgleichen  die  zur  Bewältigung  des  Güterverkehrs 
nöthigen  Güterzüge  einzuführen,  auch  direkte  Expeditionen,  im 
Personen-  und  Güterverkehr,  unter  Gestellung  der  Transportmittel 
von  einer  Bahn  auf  die  andere  gegen  die  übliche  Vergütung  einzu- 
richtenff.   Artikel  44. 

4)  Dem  Reiche  steht  auch  eine  Kontrolle  über  die  Feststel- 
lung der  Bedingungen  zu,  unter  welchen  sich  die  Eisenbahnen  ver- 
pflichten Transportvertrs^e  mit  dem  Publikum  abzuschliessen.  Nach 
Artikel  45  hat  das  Beich  die  Angabe,  dahin  zu  wirken,  dass  auf 
allen  deutschen  Eisenbahnen  übereinstimmende  Betriebsregle- 
ments eingeführt  werden.  Der  Bundesrath  ist  dieser  Verpflichtung 
nachgekommen  durch  Erlass  des  Betriebsreglements  vom  11.  Mai 
1874,  welches  von  allen  Staats-  und  Privateisenbahnen  angenommen 
worden  ist.  Es  kommt  hier  der  eigenthümliche  deutsche  Sprach- 
gebrauch in  Betracht,  wobei  man  unter  »Betriebsreglement« 
»nicht  ein  Reglement  über  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  versteht, 
sondern  die  Zusammenstellung  der  Vertragsbestimmungen,  unter 

dass  er,  dem  Keichstagsbeschlusse  entsprechend,  das  erste  Bahnpoliseireglement 
Tom  3.  Juni  1870  erliess  u.  s.  w.«  Entscheidungen  des  Reichsoberhandelsgerichtes 
B.  XXI  S.  61  ff. 
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welchen  die  Eisenbahnen  sich  bereit  erklären,  Transportvertrage  ab- 
zuschliessen,  jedoch  mit  Ausnahme  der  Tarifbestimmungener.  Das 
Betriebsreglement  enthält  daher  wesentlich  privatrechtliche  Bestim- 
mungen über  die  allgemeinen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Bahnverwaltungen  ihre  Transportverträge  abschliessen.  Diese  Be- 
stimmungen können  nur  soweit  Brechtsgültigkeit  beanspruchen,  als 
sie  nicht  mit  absoluten  B^ichsgesetzen,  besonders  den  Sätzen  des 
Handelsgesetzbuches  in  Widerspruch  treten  i. 

4)  Dem  Beiche  steht  die  Kontrolle  auch  über  das  Tarifwesen 
zu.  Dasselbe  wird  namentlich  dahin  wirken,  »dass  die  möglichste 
Gleichmässigkeit  und  Herabsetzung  der  Tarife  erzielt,  insbesondere, 
dass  bei  grossen  Entfernungen  für  den  Transport  von  Kohlen» 
Koaks,  Holz,  Erzen,  Steinen,  Salz,  Boheisen,  Düngungsmitteln  und 
ähnlichen  Gegenständen  ein  dem  Bedür&iss  der  Landwirthschaft 
und  Industrie  entsprechender  ermässigter  Tarif  und  zwar  zunächst 
thunlichst  der  Einpfennigtarif  eingeführt  werde.«  Nach  diesem  Ar- 
tikel 45  hat  das  Beich  zunächst  nur  das  Tarif  wesen  zu  kontroUiren 
und  in  dem  ausgesprochenen  Sinne  auf  die  Tari^olitik  der  Einzel- 
staaten einzuwirken.  Um  diese  Kontrolle  zu  ermöglichen,  sind 
sämmtliche  Bahnverwaltungen  verpflichtet,  »monatliche  Nachweise 
über  Einführung  neuer  und  Abänderung  bestehender  Tarife  dem 
Beichseisenbahnamt  einzureichen  und  demselben  von  jeder  Tarif- 
erhöhung spätestens  gleichzeitig  mit  der  Bekanntmachung  An- 
zeige zu  erstatten«.  Bis  jetzt  ist  die  Verständigung  der  deutschen 
Bahnverwaltungen  über  das  Tarif  wesen  ohne  die  Vermittelung  der 
Beich^ewalt  zu  Stande  gekommen  imd  der  Bundesrath  hat  am 
14.  December  1876  nur  ausgesprochen,  dass  gegen  diese  Verabre- 
dung von  Beichswegen  nichts  einzuwenden  sei.  Dagegen  ist  es  un- 
zweifelhaft, dass  das  Beich  nach  Artikel  4^  der  Beichsverfstösung 
berechtigt  wäre,  das  ganze  Tarifwesen  durch  ein  Beichsgeseti 
zu  regeln. 

5]  «Bei  eintretendeü  Nothständen,  insbesondere  bei  ungewöhn- 
licher Theuerung  der  Lebensmittel,  sind  die  Bahnverwaltungen 
verpflichtet,  für  den  Transport,  namentlich  von  Getreide,  Mehl, 

i  Thöl,  Handelsrecht  B.  HI.  Transportgewerbe  §  49  S.  90  sagt:  i»Das  deut- 
sche Betriebsreglement  ist  nicht  Gesetz,  da  es  nur  Tom  Bundesrathe  beschlossen 
ist,  diesem  aber  die  gesetzgebende  Gewalt  für  einen  solchen  priTatrechtlichen 
Inhalt  fehlt  Die  Gültigkeit  des  Inhaltes  ist  demnach  zu  prüfen  nach  den  Ge- 
setzen, insbesondere  den  Reichsgesetzen,  namentlich  nach  dem  Handelsgesetz- 
buche«.  Anders  steht  es  nach  Thöl  mit  dem  Bahnpolizeireglement  vom  4.  Ja- 
nuar 1875.  Derselbe,  Handelsrechtliche  Erörterungen.  Göttingen  1882. 
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Hülsenfrüchten  und  Kartoffeln,  zeitweise  einen  dem  Bedürfiuss  ent- 
sprechenden ,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Bundes- 
rathsausschusses  festzustellenden ,  niedrigen  Specialtarif  einzufüh- 
ren, welcher  jedoch  nicht  unter  den  niedrigsten  auf  der  betreffenden 
Bahn  für  Rohprodukte  geltenden  Satz  herabgehen  darf«. 

§314. 

m.  Maass  und  Gewicht  ^ 

Für  den  gesammten  Verkehr  von  grösster  Wichtigkeit  ist  ein 
wohlgeordnetes,  einheitliches  Maass-  und  Gewichtssystem ,  welches 
durch  blosse  Privatübereinkünfte  nur  ungenügend  beigestellt  wer- 
den kann.    Daher  hat  die  Obrigkeit  überall,  und  auch  in  Deutsch- 
land, schon  früh  diese  Au%abe  in  die  Hand  genommen.    Schon 
in   der   karolingischen  Zeit  machte   die  königliche   Gewalt   das 
Maass-  und  Gewichtssystem  zum  Gegenstand  ihrer  Fürsorge.    In 
den  königlichen  Pfalzen  sollten  Normalgewichte  vorhanden  sein^ 
von  denen  Kopien  an  die  Sendboten,   Grafen  imd  Vorsteher  der 
Märkte  abgegeben  werden  sollten.   Mit  dem  Verfall  der  königlichen 
Gewalt  ging  diese  Sorge  auf  die  Territorialherrschaflen  über.    In 
den  Stadtrechten  begegnen  wir  schon  seit  dem  XII.  Jahrhundert 
eingehenden  Vorschriften  über  Maass  und  Gewicht.     Die  in  der 
fieichspolizeiordnung  von  1530  ausgesprochene  Absicht,  für  ganz 
Deutschland  ein  einheitliches  Maass   und  Gewicht  einzuführen, 
wurde  bald  wieder  au%egeben.   Es  blieb  von  nun  an  den  einzelnen 
Reichsständen  überlassen,  das  Maass-  und  Gewichtswesen  innerhalb 
ihrer  Gebiete  zu  ordnen.     Bei  der  unglaublichen  Zersplitterung 
Deutschlands  entstand  daher  auch  hier  ein  wirrer  Partikularismus, 
welcher  dem  Volkswohlstand  tiefe  Wunden  schlug.   Selbst  inner- 
halb der  einzelnen  Territorien  konnte  die  Verschiedenheit  nicht 
beseitigt  werden.   Erst  in  diesem  Jahrhundert  wurde  für  einzelne 
Staaten  die  Einheit  hergestellt,  so  vor  allem  für  Preussen  durch  die 
Maas»-  und  Gewichtsordnung  vom  16.  Mai  1816.  Auch  wurde  unter 
den  Staaten  des  2iOllvereins  ein  gleichartiges  Zollgewicht  vertrags- 
mässig  festgestellt.    Aber  auch  hier  verdankt  Deutschland  seine 
Einheit  der  norddeutschen  Bundesverfassung,  welche  in  Artikel  4' 

1  H.  Schulxe,  PreuBS.  Staatsr.  B.  11.  §  234.  S.  613  ff.  y.  Könne,  Staatsr. 
des  deutschen  Beiohes  II.  S.  241  ff.  Lab  and,  U.  S.  439  ff.  Zorn,  11.  S.  58  ff. 
O.Meyer,  Verwaltungsrecht  B.I.  S.  430.  E.  Loening,  Verwaltungsrecht  §  167. 
8.  652.  £.  Meyer,  »Maass-  tind  Gewichtsordnung«  im  Reehtslex.  B.  11.  S.  730  ff. 
Jolly ,  »Maass  und  Gewicht«  in  Bluntschli's  Staatsw.  VI.  S.  554-^60. 
H.  S  e  h  « 1 B  e,  Dentsehes  Stuktsreclit.  U.  14 
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die  Ordnung  des  Maass-  und  Gewichtssystems  der  Beau&ichtigang 
und  Gesetzgebung  des  Bundes  unterstellt«  Von  dieser  gesetzgebe- 
rischen Befugniss  hat  der  norddeutsche  Bund  durch  Erlass  dei 
Maass-  und  Gewichtsordnting  Tom  17.  August  1S68  den  ausgiebig- 
sten Gebrauch  gemacht.  Dieses  Gesetz  ist  später  auf  die  siiddeut- 
sehen  Staaten  und  Elsass-Lothringen  ausgedehnt  worden,  sodass  es 
jetzt  für  das  ganze  deutsche  Beich  als  einheitliche  Norm  gilt,  welche 
alle  bis  dahin  bestehenden  landesgesetzlichen  Normen  ausser  Kraft 
gesetzt  und  zugleich  für  die  Zukunft  den  Einzelstaaten  das  Gesetz- 
gebungsrecht vollständig  entzogen  hat. 

Die  gegenwärtig  geltende  Maass-  und  Gewichtsordnung  DeutBch- 
lands  beruht  auf  dem  metrischen  Decimalsystem,  welches 
durch  die  französische  Gesetzgebung  zuerst  eingeführt  und  schon 
damals  als  ein  für  alle  Zeiten  und  Völker  geltendes  System  au^ 
fasst  worden  ist.  (Dekret  vom  8.  Mai  1790.  Gesetz  vom  18  Germi- 
nal  III  und  19  Frimaire  YUi:  Die  Grundlage  des  Systems  ist  das 
Meter  oder  der  Stab  mit  Decimeter-Eintheilung  und  -Vervielfälti- 
gung (Artikel  1).  Es  gelten  folgende  Maasse  und  zwar  A.  Längen- 
maasse;  die  Einheit  bildet  das  Meter,  der  hundertste  Theil  des 
Meters  heisst  das  Centimeter  oder  der  Neuzoll ,  der  tausendste  das 
Millimeter  oder  der  Strich,  zehn  Meter  heissen  das  Dekameter  oder 
die  Kette,  tausend  Meter  das  Kilometer.  B.  Flächenmaasse;  die 
Einheit  bildet  das  Quadratmeter  oder  der  Quadratstab,  hundert 
Quadratmeter  heissen  das  Ar,  zehntausend  Quadratmeter  heissen 
das  Hektar.  C.Körper  maasse;  die  Grundlage  bildet  das  Kubik- 
meter oder  der  Kubikstab,  die  Einheit  ist  der  tausendste  Theil  des 
Kubikmeters  und  heisst  das  Liter  (Kanne) ,  das  halbe  Liter  heisst 
der  Schoppen,  hundert  Liter  das  Hektoliter  oder  das  Fass,  fünfrig 
Liter  ein  Scheffel.  (D.  Gewicht;.  Die  Einheit  des  Gewichts  bildet 
das  Kilogramm  (gleich  zwei  Pfund.)  Es  ist  das  Gewicht  eines  Li- 
ters destillirten  Wassers  bei  -f-  4  Grad  des  hunderttheiligen  Thermo- 
meters. Das  Kilogranmi  wird  in  1000  Gramme  getheilt  mit  decima- 
len  Unterabtheilungen,  der  zehnte  Theil  eines  Grammes  heisst  das 
Decigramm,  der  hundertste  Theil  das  Centigramm,  der  tausendste 
Theil  das  Milligramm,  zehn  Gramme  heissen  das  Dekagramm  (Neu- 
loth),  50  Kilogramme  oder  100  Pfund  der  Centner,  1000  Kilogramme 
heissen  die  Tonne. 

Diese  ersten  Artikel  1  —  6  des  Gesetzes  enthalten  nichts  als 
Begriffsbestimmungen;  sie  könnten  als  solche  auch  in  einem 
Lehrbuche  stehen.    Juristischen  Gehalt  erhalten  diese  Sätae 
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erst  dadurch;  dass  das  Gesetz  allen  Behörden  und  Individuen  be- 
fiehlt, diese  Bezeichnungen  von  Raum-  und  Gewichtsgrössen 
nur  in  dem  vom  Gesetze  festgestellten  Sinne  zu  gebrauchen.  Die- 
ser Befehl  hat  aber  für  die  Privaten  eine  andere  Bedeutung, 
als  für  die  Behörden.  Für  erstere  bedeutet  er  nur,  dass  bei  allen 
ihren  privatrechtlichen  Rechtsgeschäften,  soweit  nicht  aus  dem 
Abschlüsse  des  Rechtsgeschäfltes  ein  entgegenstehender  Wille  der 
Parteien  klar  erkennbar  ist,  die  in  demselben  gebrauchten  Maass- 
und Gtewichtsbezeichnungen  stets  in  der  Bedeutung  genommen 
werden  sollen,  welche  ihnen  das  Gesetz  beilegt.  Während  also  im 
Privatverkehr  auch  die  Anwendung  anderer  Maasse  und  Grewichte 
rechtsgültig  verabredet  werden  kann,  müssen  sich  alle  Reichs-, 
Landes-  und  Gemeindebehörden  in  allen  ihren  amtlichen  Akten 
und  Geschäften  stets  der  reichsgesetzlich  festgestellten  Maasse  und 
Gewichte  bedienen.  »Was  für  die  Privaten  jus  dispositivum,  ist  für 
die  öffentlichen  Behörden  jus  cogens«  (Lab and  11  S.  442). 

Die  Anfertigung  der  zur  Zumessung  und  Abwägung  nothwen- 
wendigen  Instrumente,  der  Maasse,  Gewichte  und  Wagen  ist  der 
Privatindustrie  überlassen;  aber  im  öffentlichen  Verkehre  dür- 
fen dazu  nur  in  Gemässheit  der  Maass-  und  Gewichtsordnung  ge- 
stempelte Maasse,  Gewichte  und  Wagen  angewendet  werden. 
Artikel  10.  Diese  Stempelung  ist  eine  öffentliche  Beurkun- 
dung, wodurch,  nach  vorausgegangener  obrigkeitlicher  Prüfung, 
amtlich  bezeugt  wird,  dass  die  anzuwendenden  Maasse  und  Gewichte 
den  in  der  Maass-  und  Gewichtsordnung  enthaltenen  Bestimmungen 
entsprechen.  Das  Reichsgesetz  hat  deshalb  die  Einzelstaaten  ver- 
pflichtet, Eichungsämter  zu  errichten  (Artikel  15.  16],  d.  h.  Be- 
hörden, deren  Aufgabe  es  ist,  die  Maasswerkzeuge  zu  eichen,  d.  h. 
ihre  Grösse,  ihre  Schwere,  oder  bei  Wagen  ihre  Richtigkeit  und 
Belastungsgrenze  amtlich  zu  bestimmen  und  das  in  der  Eichung 
angedrückte  Resultat  der  Prüfung  durch  ein  vorschriftsmässiges 
Stempelzeiehen  zu  beglaubigen  (Loening  a.  a.  O.  S.  654).  Die 
Errichtung  der  Eichungsämter  steht  den  Bundesregierungen  zu  und 
erfolgt  nach  den  Landesgesetzen  (Artikel  16).  Die  Bundesregierun- 
gen haben  jede  für  sich  oder  mehrere  gemeinschaftlich  zum  Zwecke 
der  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  und  die  ordnungsmässige 
Unterhaltung  der  Eichungsämter  die  erforderlichen  Anordnungen 
zu  treffen.  In  gleicher  Weise  liegt  ihnen  die  Fürsorge  für  eine  perio- 
disch wiederkehrende  Vergleichung  der  im  Gebrauche  der  Eichungs- 
ämter befindlichen  Normale  mit  den  Normalmaassen  und  Grewichten 
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ob  (Artikel  17).  Vom  Reiche  wird  eine  Normaleichungskom- 
mission zu  Berlin  errichtet  und  unterhalten,  deren  Zuständigkeit 
sich  jedoch  nicht  mit  auf  Bayern  erstreckt,  welches  seine  beson- 
dere Normaleichungskommission  besitzt,  die  aber  von  der  Beichs- 
kommission  ihre  Normale  zu  beziehen  hat.  Die  Normaleichimg»- 
kommission  des  deutschen  Reiches  hat  darüber  zu  wachen,  da»  im 
gesammten  Bundesgebiete  das  Eichungswesen  nach  übereinstim- 
menden Regeln  und  dem  Interesse  des  Verkehrs  entsprechend  ge- 
handhabt werde;  ihr  liegt  die  Anfertigung  und  Verabfolgong  der 
Normale  ob,  sie  hat  die  näheren  Vorschriften  über  Material,  Gestalt, 
Bezeichnung  und  sonstige  Beschafienheit  der  Maasse  und  Grewichte, 
femer  über  die  von  Seiten  der  Eichungsstellen  einzuhaltenden  Feh- 
lergrenzen zu  erlassen,  der  Normaleichungskommission  liegt  es  ob, 
das  bei  der  Eichung  und  Stempelung  zu  beobachtende  VerfEihien 
und  die  Taxen  für  die  von  den  Eichungsstellen  zu  erhebenden  Gfe- 
bühren  festzusetzen  und  überhaupt  alle  die  technischen  Seiten  des 
Eichungswesens  betreffenden  Gegenstände  zu  regeln  (Artikel  18). 
Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  Ermächtigung  hat  sie  die  Eichnngs- 
Ordnung  vom  16.  Juli  1869  mit  ihren  Nachträgen  erlassen;  die  Ge- 
bühren für  die  Eichungsgeschäfte  sind  durch  eine  besondere,  von 
derselben  Behörde  publicirte  Gebührentaxe  geregelt  AlsUr- 
maass  gilt  derjenige  Platinstab,  welcher  im  Besitze  der  preussischen 
Regierung  sich  befindet,  im  Jahre  1863  mit  dem  zu  Paris  aufbe- 
wahrten »m^tre  des  archivesa  verglichen  worden  ist  und  bei  der  Tem- 
peratur des  schmelzenden  Eises  gleich  1,0000301  Meter  befunden 
worden  ist.  Als  Urgewicht  gilt  das  im  Besitze  der  preussischen  Be- 
gierung  befindliche  Platinkilogramm,  welches  1860  mit  dem  zu 
Paris  aufbewahrten  ^»kilogramme  prototype«  verglichen  und  gleich 
0,999  999  842  Kilogramm  befunden  worden  ist  (Artikel  5).  Da  eme 
absolute  Genauigkeit  nicht  erzielt  werden  kann,  so  ist  dem  Bundes- 
rathe  nach  Anhörung  der  Normaleichungskommission  vorbehalten, 
die  äussersten  Grenzen  der  im  öffentlichen  Verkehre  noch  zu  dul- 
denden Abweichungen  festzusetzen.  (Bekanntmachung  des  Bundes- 
rathes  vom  O.December  1869  und  11.  Juli  1875.  Centralblatt 8.436.) 
Um  die  Durchführung  und  Aufrechterhaltung  des  gesetzlichen 
Maass-  und  Gewichtssystems  zu  befördern,  sind  folgende  yoischiif' 
ten  erlassen:  1)  Die  Reichs-  und  Landesregierungen  haben  alle 
Anordnungen  zu  treffen,  welche  zur  Sicherung  der  Ein-  und  Durch- 
führung der  in  der  Maass-  und  Gewichtsordnung  enthaltenen  Be- 
stimmungen erforderlich  sind,  sie  sind  verpflichtet,  in  allen  ihren 
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amtlichen  Akten  ausschliesslich  das  reichsgesetzliche  Maass-  und 
Grewichtssystem  anzuwenden  (Artikel  21).  2)  Im  öffentlichen 
Verkehr,  d.  h.  im  Verkehr  mit  öffentlich  feügebotenen  Waaren 
und  Dienstleistungen,  dürfen  nur  vorschriftsmässig  gestempelte 
Maasse,  Gewichte  und  Wagen  und  überhaupt  nur  richtige  Maasse, 
Gewichte  und  Wagen,  d.  h.  solche,  die  das,  was  sie  ihrer  Bezeich- 
nung nach  angeben  sollen,  richtig  angeben,  gebraucht  werden 
(Artikel  10).  Peinlich  strafbar  ist  die  Verletzung  dieser  Vor- 
schriften nur  dann,  wenn  Gewerbtreibende  sich  ihrer  schuldig 
machen  (Reichsstra^esetzbuch  §  369^).  3)  Ja,  Gewerbtreibende 
dürfen  ungestempelte  oder  unrichtige  Maasse,  Gewichte  oder  Wa- 
gen, die  zum  Gebrauche  in  ihrem  Gewerbe  geeignet  sind,  nicht 
einmal  besitzen  (Reichs8tra%esetzbuch  §  369^).  4)  Schankgefässe, 
welche  zur  Verabreichung  von  Wein,  Most  oder  Bier  in  Gast-  und 
Schankwirthschaften  dienen,  müssen  mit  der  Bezeichnung  des  Soll- 
inhaltes nach  Litermaass  und  einem  den  Sollinhalt  begrenzenden 
Strich  (Füllstrich)  versehen  sein.  Zur  Prüfung  der  Schankgefasse 
müssen  die  Gast-  und  Schankwirthe  vorschriftsmässig  gestempelte 
Flüssigkeitsmaasse  bereit  halten  (Beichsgesetz  vom  20.  Juli  1881). 

IV.  Bas  Geldwesen  1. 
§  315. 
Vom  Gelde  überhaupt. 
Sobald  den  Völkern  der  rohe  Zustand  des  blossen  Tauschhan- 
dels nicht  mehr  genügt,  zeigt  sich  das  wirthschaftliche  Bedürfhiss, 
eine  allgemein  begehrte,  theilungsfähige,  zur  Aufbewahrung  geeig- 

1  H.  Schulze,  Preuss.  Staatsr.  B.  n.  S.  615,  wo  auch  weitere  Literatur  an- 
gegeben. J.  G.  Hoff  mann,  Die  Lehre  vom  Gelde,  als  Anleitung  zu  gründlichen 
TJrtheüen  über  das  Geldwesen  mit  besonderer  Berücksichtigung  auf  den  preussi- 
schen  Staat.  Berlin  1838.  KarlKnies,  Das  Geld,  Darlegung  der  Grundlehren 
Ton  dem  Gelde  mit  einer  Vorerörterung  über  das  Kapital  und  die  Uebertragung 
der  Nutzungen.  Berlin  1873.  11.  Aufl.  1885.  L.  Goldsehmidt,  Handbuch  des 
Handelsrechtes  B.  L  Abth.  2.  1868.  S.  1060  ff.  G.  Hartmann,  Ueber  den  recht- 
lichen Begriff  des  Geldes  und  den  Inhalt  von  Geldschulden.  1868.  Koch,  Art. 
»Geld«  im  Beohtsl.  B.  U.  S.  36  ff.  E.  Nasse,  Geld-  und  Münzwesen  in  Schön - 
befrg's  Handbuch  der  poht.  Gek.  B.  L  S.  237  ff.  A.  Wagner  in  Bluntsohli's 
Staatsw.  B.  VII.  S.  65  ff.  Art.  »Münzwesen«.  Ueber  das  Geldwesen  des  deut- 
schen Keiches:  y.Rönne,  Staatsr.desd.B.B.n.S.248ff.  Laband,  II.S.410ff. 
Zorn,  II.  S.68ff.  G.  Meyer,  Verwaltungsrecht  LS.  437  ff.  Mandry,  Civihecht- 
lieher  Inhalt  der  Reichsgesetze  (2.  Aufl.)  S.  203  ff.  A  Soetbeer,  Die  deutsehe 
Münsrerfassung.  I.  Gesetz  betr.  die  Ausprägung  von  Beichsgoldmünzen.  Vom 
4.X>ecember  1871.  II.  Münzgesetz  vom  O.Juli  1873.  Mit  Erläuterungen  versehen 
1874. 
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nete  Waare,  zur  Vermeidung  der  Schwierigkeiten  der  verschiedenen 
Tauschoperationen,  zum  allgemeinen  Preisausgleicher,  d.h.  zum 
Geld  im  volkswirthschaftlichen  Sinne  zu  verwenden.  Aus  dem 
Wesen  des  Geldes,  allgemeiner  Preisausgleicher  zu  sein,  folgt  als 
abgeleitete  Eigenschaft  seine  Funktion,  als  Preismesser  aller 
Yermögensgegenstände  zu  dienen.  Die  Bestimmung  eines  mehr 
oder  weniger  geeigneten  Gegenstandes  zum  Gelde  ist  zuerst  Sache 
des  Privatverkehrs,  welcher  in  verschiedenen  Ländern  gar  verschie- 
denartige Gegenstände  zu  diesem  Zwecke  verwendet  hat.  Erst 
später  werden  die  dazu  besonders  geeigneten  edeln  Metalle,  Grold 
und  Silber,  ausschliesslich  bei  allen  civilisirten  Völkern  dafür  be- 
nutzt. Solange  aber  die  Begulirung  des  Geldwesens  lediglich  dem 
Privatverkehre  überlassen  bleibt,  zeigt  sich  die  grosse  Unbequem- 
lichkeit, dass  die  mit  einander  in  Verkehr  tretenden  Personen,  in 
jedem  einzelnen  Falle,  die  als  Geld  benutzte  Waare  wiegen  und 
messen,  nach  ihrer  Quantität  und  Qualität  prüfen  müssen.  Sicher- 
heit und  volle  Bequemlichkeit  erlangt  der  Verkehr  erst  dann,  wenn 
der  Staat  das  Geldwesen  in  seine  Hand  nimmt,  indem  er  anordnet, 
dass  derselbe  Gegenstand  fiir  alle  nur  möglichen  Zahlungsverpflich- 
tungen  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gelten  soll,  und  indem  er 
diesem  Gegenstand,  d.  h.  dem  zur  Substanz  des  Geldes  dienenden 
Stoffe  ein  gesetzliches  Maass-  und  Gewichtssystem  vorschreibt.  Wir 
sehen  daher  bei  allen  Völkern,  dass  bei  einer  irgend  höheren  wirth- 
schaftlichen  Entwickelung  die  Ordnung  des  Geldwesens  als  aus- 
schliessliche Au%abe  des  Staates  betrachtet  wird.  Sobald  die  edeln 
Metalle  zur  alleinigen  Substanz  des  Geldes  eihoben  worden  sind, 
stellt  sich  die  Thätigkeit  des  Staates  für  das  Geldwesen  im  Münz- 
systeme dar.  Man  bezeichnet  die  ausschliessliche  Befugniss  des 
Staates,  das  Münzwesen  gesetzlich  zu  ordnen  und  ausschliesslich  auf 
seinen  Münzstätten  Münzen  ausprägen  zu  dürfen,  als  Münzregal; 
aber  der  Begriff  der  Begalität  entspricht  auch  hier  der  modernen 
Auffassung  nicht  mehr.  Nicht  um  sich  Einnahmen  zu  verschaffen, 
nimmt  der  Staat  jetzt  dieses  Hecht  für  sich  allein  in  Anspruch,  son- 
dern lediglich ,  weil  nur  so  der  wirthschafbliche  Zweck  des  Muni^ 
Wesens,  volle  Sicherheit  des  Verkehrs,  erreicht  werden  kann.  An 
die  Stelle  des  überlebten  Regalitätsbegriffes  ist  ein  volkswirth- 
schaftliches  Iloheitsrecht  getreten,  d.h.  der  Staat  hat  das  aus- 
schliessliche Münzrecht  lediglich  aus  dem  Grunde,  weil  durch  ihn 
die  Volkswirthschaft  am  sichersten  und  billigsten  mit  einer  guten 
Münze  versehen  und  ihr  ein  Dienst  geleistet  wird,  welchen  die  Ein- 
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zelnen  ihr  nicht  so  gut  zu  leisten  veimöchten.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte wird  die  gesunde  Münzpolitik  de^  Gegenwart  geleitet 
und  darauf  die  rechtliche  Ordnung  des  Münzwesens  gegründet 
(Preuflsisches  Staatsrecht  B.  11  S.  616). 

Der  Begriff  des  Geldes  ist  wesentlich  ein  volkswirthschaftlicher 
und  findet  seine  wissenschaftliche  Erörterung  in  der  Nationalöko- 
nomie. Erst  dadurch,  dass  der  Staat  die  Ordnung  des  Geldwesens 
in  seine  Hand  nimmt,  wird  der  Begriff  des  Geldes  ein  juristischer, 
der  sich  keineswegs  mit  dem  volkswirthschaftlichen  deckt.  Das,  was 
der  zum  Bewusstsein  seiner  allgemeinen  Kulturau^aben  erwachte 
Staat  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens  thut,  besteht  darin,  dass  er 
gesetzlich  einen  bestimmten  Gegenstand  zum  allgemeinen  Preis- 
ausgleicher und  damit  auch  zum  allgemeinen  Preismesser  erklärt. 
Da  zu  diesem  Zwecke  nur  Metalle,  später  besonders  nur  edle  Me- 
talle, brauchbar  befunden  werden,  so  konzentrirt  sich  die  Thätigkeit 
des  Staates  für  das  Geldwesen  in  dem  Münzwesen.  Hier  stellt 
der  Staat  Definitionen  auf,  welche  zugleich  als  Rechtssätze  erschei- 
nen, indem  er  bestimmt,  dass  so  und  so  viele  Gewichtstheile  von 
MetaU,  denen  ein  bestimmtes  Zeichen  au%edrückt  ist,  so  und  so 
benannt  werden  und  im  Verkehr  diese  oder  jene  Summe  repräsen- 
tiren  sollen.  Jede  Münze  bedarf  eines  Grundgewichtes  und 
einer  Eintheilung  desselben  in  aliquote  Theile,  welche  als  die  ein- 
zelnen Münzstücke  erscheinen  (Münzfuss).  Ob  der  Staat  die  Her- 
stellung der  Münzen  selbst  besorgt  oder  dieselbe  der  Privat- 
industrie überlässt,  ist  begrifflich  gleichgültig.  Nur  eines  ist  noth- 
wendig,  dass  der  Staat  die  Prägung  oder  Stempelung  der 
Münzen  selbst  überwacht,  indem  er  dadurch  dem  Verkehre  gegen- 
über die  nothwendige  Garantie  übernimmt,  dass  die  geprägte  Münze 
soviel  Metall  enthält,  als  der  Münzfuss  erfordert.  Ohne  diese  öffent- 
liche Beurkundung  würden  wir  nur  Privatgeld,  also  überhaupt  kein 
Geld  im  juristischen  Sinne  haben.  Hat  der  Staat  so  den  Münzfuss 
in  gesetzlichen  Definitionen  festgestellt  und  für  die  Herstellung  ent- 
sprechender Münzen  gesorgt,  so  trifft  er  nun  die  Bestimmung,  welche 
die  Münzen  allein  zum  Gelde  in  juristischem  Sinne  erhebt,  indem 
er  den  B^chtssatz  ausspricht,  dass  die  von  ihm  gestempelten  Werth- 
zeichenfür  alle  Verkehrsverhältnisse  gesetzliches  Zahlungs- 
noiittel  sind.  Dieser  Rechtssatz  bezieht  sich  sowohl  auf  den  Privat- 
verkehr, wie  auf  die  Verpflichtungen  des  Einzelnen  dem  Staate 
gegenüber.  Für  den  Privatverkehr  gilt  der  Satz:  Alle  auf  Geld  lau- 
tenden Schulden  können  durch  Zahlung  in  diesem,  vom  Staate 
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gesetzlich  angeordneten  und  gestempelten  Gelde  erfüllt  werden. 
Der  Gläubiger  kann  die  Zahlung  in  diesem  Gelde  verlangen,  muss 
dieselbe  aber  auch  in  demselben  annehmen,  wenn  er  nicht  in  mora 
accipiendi  gerathen  will.  Da  alle  privatrechtlichen  Verpflichtungen, 
bei  der  Unmöglichkeit  eine  positive  Leistung  anderer  Art  su  er- 
zwingen, in  Geldschulden  verwandelt  werden,  so  kann  schliesslich 
jede  privatrechtliche  Obligation  durch  dieses  gesetzliche 2kihlungB- 
mittel  getilgt  werden  (ea  enim  in  obligatione  consistere  possunt, 
quae  pecunia  lui  praestarique  possunt).  Dasselbe  gilt  aber  auch  dem 
Staate  gegenüber  bei  öffentlichrechtlichen  Verbindlichkeiten  der 
Bürger.  Jede  Steuer,  jede  Gebühr  oder  sonstige  pekuniäre  Leistung 
an  den  Staat  muss  von  dem  Einzelnen  in  diesem  G«lde  bezahlt, 
vom  Staate  aber  auch  in  demselben  angenommen  werden.  Dieser 
juristische  Begriff  des  Geldes  ist  daher  lediglich  positiven  Rechts. 
Jeder  Staat  kann  nur  für  sein  Herrschaftsgebiet  erklären,  was  als 
Geld  in  diesem  Sinne  betrachtet  werden  soll.  Ausländisches  Geld 
ist  daher  nicht  Geld  im  juristischen  Sinne,  wenn  es  nicht  durch  den 
Staat  ausdrückl  ich  dafür  erklärt  ist.  Seine  blosse  Zulassung  oder 
seine  Tarifirung  durch  den  Staat  giebt  ihm  aber  den  Geldcharakter 
noch  nicht.  Da  durch  die  neueste  Gesetzgebung  die  Ordnung  des 
Geld-  und  Münzwesens  ganz  auf  das  Reich  übergegangen  ist,  so 
gehört  die  Besprechung  desselben  jetzt  lediglich  in  das  Reichsstaats- 
recht. 

§316. 

Geschichtliche  Entwickelung  des  Münzwesens  in 
Deutschlands 

In  den  ältesten  Zeiten  hatte  man  in  Deutschland  keine  eigenen 
Münzen ;  soweit  man  nicht  blossen  Tauschhandel  betrieb,  half  man 
sich  mit  römischen.  Erst  in  der  fränkischen  Monarchie  wurden  ein- 
heimische Münzen  geprägt.  Es  wurde  dabei  die  Konstantinische 
Münz  Ordnung  zu  Grunde  gelegt.  (Die  ausgeprägten  Münzen 
waren :  der  Goldsolidus,  Groldschilling,  der  Triens  oder  Grolddreier 
und  der  Silberdenar).  Bis  auf  Karl  den  Grossen  war  die  Münzhoheit, 
sowie  das  Recht  Münzen  zu  prägen  ledigHch  Sache  der  königlichen 

1  Soetbeer,  Forschungen  «ur  deutschen  Geschichte,  VT.  Waits,  Verfas- 
sungsgeschichte B .  VUL  S.  3 1 9.  Eheberg,  Ueber  das  filtere  deutsche  Mannraseo 
und  die  Hausgenossenschaften.  1 879.  (S  c  h  m  o  1 1  e  r,  Staats-  und  socialwissensehaft- 
liehe  Forschungen  I.)  v.Praun,  Gründliche  Nachricht  von  dem  Münswesen  (IlL 
Aufl.  1784).  Max  Wirth,  Das  Geld,  Geschichte  der  Umlaufsmittel  von  der  älte- 
sten Zeit  bis  auf  die  Gegenwart»  1884. 
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Grewalt.  Seit  Ludwig  dem  Frommen  begannen  die  Könige  zuerst 
Münzprivilegien  zu  ertheilen,  die  anfänglich  nur  darin  bestanden, 
dass  einem  Bischof  oder  Abte  der  E  rt rag  einer  Münzstätte  überwie- 
sen wurde;  seit  dem  10.  Jahrhundert  wurde  aber  auch  bereits  das 
Privilegium  verliehen,  Münzen  mit  eigenem  Namen  und  Bilde  prä- 
gen zu  lassen.  Späterhin  wurden,  die  Kaiser  immer  freigebiger  mit 
Verleihung  der  Mün^erechtigkeit  und  in  der  Groldenen  Bulle  Ka- 
pitel 10  wurde  sie  allen  Kurfürsten  zugestanden.  Bald  war  kein 
Keichsstand  mehr,  welcher  nicht  das  Münzr^^  durch  ein  kaiser- 
liches Privilegium  erhalten  hätte.  Niemals  aber  war  das  Münzrecht 
ein  in  der  Landeshoheit  liegendes  Recht,  es  blieb  ein  kaiserliches 
Seservatrecht  bis  zum  Ende  des  Reiches.  Wer  es  beanspruchte, 
mufiste  sich  auf  kaiserliche  Verleihung  oder  unvordenkliches  Her- 
kommen stützen.  Die  Oberau&icht  über  die  Ausübung  des  Münz- 
rechtes stand  der  Reichs^ewalt  zu  und  die  Reichsgesetze  erkannten 
es  ausdrücklich  an,  dass  dasselbe  wegen  Missbrauchs  dem  Berech- 
tigten entzogen  werden  könne.  Allein  alle  die  zahlreichen  auf  die 
Ausübung  der  Münzgerechtigkeit  bezüglichen  Reichsgesetze, 
selbst  die  allgemeine  Münzordnung  Kaiser  Ferdinands  I.  von  1569, 
konnten  bei  der  Machtlosigkeit  des  Reiches,  die  aus  der  2iersplitte- 
rung  Deutschlands,  der  Habgier  der  Münzberechtigten  und  falschen 
volkswirthschafitlichen  Anschauungen  hervorgehenden  Uebelstände 
des  deutschen  Münzwesens  nicht  beseitigen,  welche  der  volkswirth- 
schafilichen  Entwickelung  Deutschlands  unberechenbaren  Nachtheil 
zufügten;  insbesondere  war  es  unmöglich,  einen  einheitlichen  Münz- 
fuss  durchzusetzen,  die  einzelnen  Stände  hielten  sich  für  berechtigt, 
das  Münzwesen  ganz  nach  eigener  Willkür  zu  gestalten,  und  sie 
thaten  dies  in  einer  Weise,  die  allen  gesunden  staatsrechtlichen 
wie  volkswirthschaftlichen  Grundsätzen  Hohn  sprach.  Nichts  trug 
zum  wirthschafüichen  Verfall  Deutschlands  mehr  bei,  als  sein  völlig 
zersplittertes,  durch  und  durch  ungesundes  Münzwesen.  Erst  seit  dem 
XVlll.  Jahrhundert  beginnen  die  grösseren  Territorien  auf  eigne 
Hand  oder  durch  Verträge  mit  den  Nachbarstaaten  einige  Ordnung  in 
das  Münzwesen  zubringen  (z.B.  Münzkonventionzwischen  Oesterreich 
und  Bayern  von  1759,  sogenannter  Konventionsfuss).  In  Preussen 
wurde  durch  das  Münzedikt  vom  14.  Juli  1750  ein  neuer  Münzfuss 
eingeführt  (sogenannter  Graumannscher  14  Thalerfiiss).  Nach  den 
Verwirrungen  des  siebenjährigen  Krieges  die  auch  das  preussische 
Münzwesen  vollständig  zerrütteten,  wurde  das  obige  System  durch 
das  Münzedikt  vom  28.  März  1764  mit  einigen  Modifikationen  wieder 
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hergestellt  Eine  neue  Münzreform  wurde  in  Preussen  durch  das 
Gesetz  vom  30.  September  1821  süber  die  MünzverfiEusung  in  den 
preuBfiischen  Staaten«  begründet.  Weitere  Fortschritte  erfolgten 
auf  dem  Vertragswege  mit  den  anderen  deutschen  Staaten.  Bahn* 
brechend  ist  in  dieser  Beziehung  die  zwischen  den  ZollTereins- 
Staaten  zu  Dresden  abgeschlossene  allgemeine  Münskonvention 
vom  3.  Juli  1838  und  der  in  Folge  des  Handels-  und  ZoÜTertrags 
vom  19.  Februar  1853  zwischen  diesen  Staaten  und  Oesterreich 
al^eschlossene  Münzvertrag  vom  24.  Januar  1857  (Silberwährungi 
Einheit  des  Zollpfundes,  norddeutscher  Thaler  Vereinsmünze,  30 
Thaler,  45  österreichische  Ghilden  und  52Y2  rheinische  Ghüden  auf 
das  Zollpfund).  Seit  dieser  Zeit  machte  sich  in  Deutschland,  von 
mehreren  Seiten  und  smhaltender  als  bisher,  ein  lebhaftes  Interesse 
für  Herbeiführung  einer  einheitlichen  deutschen  Münzreform  be- 
merkbar. Organ  dieser  immer  energischer  um  sich  greifenden  Be- 
wegung wurde  besonders  der  deutsche  Handelstag  (zuerst  im 
Mai  1861  zu  Heidelberg] .  Durch  den  Prager  Frieden  vom  23.  August 
1866  wurde  der  Münzvertrag  mit  Oesterreich  aufgehoben,  aber  unter 
den  deutschen  Staaten  erneuert  (Zoll Vereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867 
Artikel  12).  Die  Ver&ssung  des  norddeutschen  Bundes,  wie  die  des 
deutschen  Reiches  Artikel  4^  haben  die  Ordnung  des  Münzsystems 
der  Gresetzgebung  und  Beaufsichtigung  des  Reiches  überwiesen. 
Schon  durch  das  Reichsgesetz  vom  4.  December  1871  betreffend  die 
Ausprägung  von  Reichsgoldmünzen  ward  ein  einheitlicher  Münz- 
fuss  für  die  Ausprägung  von  Reichsgoldmünzen  eingeführt  und  den 
Einzelstaaten  die  Ausprägung  von  anderen  Grold-  und  SUbermünzen 
untersagt.  Nachdem  hierdurch  und  durch  das  Reichsgesets  über 
die  Ausgabe  von  Papiergeld  vom  16.  Juni  1870  alles  vorbereitet  war, 
wurde  die  deutsche  Münzverfassung  durch  das  Reichsgesets  vom 
9.  Juli  1873  einheitlich  und  systematisch  geregelt 

§317. 
Das  deutsche  Münzsystem  der  Gegenwart. 

Durch  diese  so  eben  genannten  Reichsgesetze  ist  die  Münz- 
hoheit auf  das  Reich  übergegangen,  mit  vollständigem 
Ausschluss  der  Einzelstaaten.  Kein  Einzelstaat  kann  auf 
diesem  Grebiete  ein  Gesetz  erlassen,  noch  an  den  bestehenden 
Reichsgesetzen  das  Geringste  ändern.  Das  Reichsmünzgesets  von 
1873  Artikel  1  hat  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  die  neue  Reichs- 
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Währung  in  Kraft  tritt,  alle  bisher  in  Deutschland  geltenden  Gesetze 
aufgehoben  und  damit  nur  denjenigen  Werthzeichen  den  Charakter 
als  Geld  im  juristischen  Sinne  belassen,  welche  von  den  Reichsge- 
setzen als  solches  anerkannt  worden  sind.  Den  Zeitpunkt  für  den 
Eintritt  der  Geltung  der  Beichswährung  hatte  der  Kaiser  durch  eine 
mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  zu  erlassende  Verordnung  zu  be- 
stimmen. Die  kaiserliche  Verordnung  vom  22.  September  1875  hat 
diesen  Zeitpunkt  auf  den  1.  Januar  1876  festgestellt.  Das  Keichs- 
münzgesetz  führte  die  Goldwährung  ein.  Allgemeines,  volles 
Währungsgeld  sind  nur  die  Keichsgoldmünzen,  nur  diese  müssen 
von  jedermann  im  ganzen  Reiche  in  jedem  Betrage  als  gesetzHches 
Zahlungsmittel  angenommen  werden.  Die  Rechnungseinheit  ist  die 
Mark.  Der  Münzfiiss  ist  dahin  festgesetzt,  dass  auf  ein  Pfund  fein 
Grold  1395  Mark  in  Münzen  von  20,  10  und  5  Mark  geprägt  werden 
in  einer  Mischung  von  ®^Viooo  Gold,  ^^Viooo  Kupfer,  sodass  125,55 
Zehnmarkstücke  und  62,775  Zwanzigmarkstücke  je  ein  Pfund  wie- 
gen (Reichsgesetz  von  1871  §  1 — 4).  Neben  den  Münzen  mit  voller 
unbeschränkter  Währung  kennt  unser  Münzsystem,  zur  Aus- 
gleichung kleiner  Zahlungen,  auch  Münzen  mit  beschränkter 
Währung,  d.  h.  welche  nur  für  einen  begrenzten  Betrag  als  gesetz- 
liches Zahlungsmittel  angenommen  zu  werden  brauchen.  Dies  sind 
Scheidemünzen  im  rechtlichen  Sinne.  Als  solche  werden  die 
Reichssilbermünzen  ausgeprägt,  welche  nur  bis  zum  Betrage  von 
20  Mark  im  Verkehre  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  angenommen 
werden  müssen,  und  die  Reichs-Nickel-  und  -Kupfermünzen,  wel- 
che nur  bis  zum  Betrage  von  einer  Mark  angenommen  zu  werden 
brauchen  (Artikel  9) .  Dagegen  müssen  von  den  Reichs-  und  Lan- 
deskassen Reichssilbermünzen  in  jedem  Betrage  in  SSahlung  ge- 
nommen werden.  Der  Bundesrath  hat  diejenigen  Kassen  zu  be- 
zeichnen, welche  Reich^oldmünzen  gegen  Einzahlung  von  Reichs- 
silbermünzen in  Beträgen  von  mindestens  200  Mark  oder  von 
Nickel-  und  Kupfermünzen  in  Beträgen  von  mindestens  50  Mark 
auf  Verlangen  verabfolgen  (Artikel  9).  Während  die  Reichsgold- 
münzen in  ganz  unbeschränkter  Zahl  ausgeprägt  werden  können, 
soll  der  Gesammtbetrag  der  Reichssilbermünzen  zehn  Mark,  der  der 
Nickel-  und  Kupfermünzen  zwei  und  eine  halbe  Mark  für  den  Kopf 
der  Bevölkerung  des  Reiches  nicht  übersteigen,  eine  Vorschrift, 
welche  der  Funktion  der  Scheidemünze  vollständig  entspricht.  Für 
eine  Uebergangszeit,  deren  Ablauf  vom  Bundesrathe  festzusetzen  ist, 
bleiben  diejenigen  Münzen,  welche  bis  dahin  in  den  Einzelstaaten 
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als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gegolten  hatten,  solange  gültig,  bis 
sie  vom  Bundesrathe  ausser  Kurs  gesetzt  sein  werden.  Dies  ist  für 
sämmtliche  Landesmünzen  mit  Ausnahme  der  Einthalerstücke  ge- 
schehen, welche  als  Dreimarkstücke  im  ganzen  Reiche  als  volles 
Währungsgeld  gelten;  diese  Geltung  kann  ihnen  der  Bundesrath 
entziehen  und  ihnen  den  Charakter  einer  blossen  Scheidemünze 
geben,  ohne  dass  es  dazu  eines  Reichsgesetzes  bedürfte.  Da  dies 
aber  bis  jetzt  noch  nicht  geschehen  ist,  so  haben  wir  in  Deutschland, 
trotz  des  an  der  Spitze  des  Münzgesetzes  stehenden  Grundsatzes,  die 
Goldwährung  noch  nicht  folgerichtig  durchgeführt,  sondern  befin- 
den uns  noch  im  Zustande  einer  Doppelwährung. 

Die  Ausserkurssetzung  einer  Münze  bedeutet,  dass  ihr  von 
Staatswegen  der  Charakter  des  gesetzlichen  Währungsgeldes 
entzogen  wird.  Die  Anordnung  der  Ausserkurssetzimg  von  Landes- 
münzen und  Feststellung  der  für  dieselbe  erforderlichen  Vorschiif- 
ten  erfolgt  durch  den  Bundesrath.  Eine  Ausserkurssetzung  darf  erst 
eintreten,  wenn  eine  Einlösungsfrist  von  mindestens  vier  Wochen 
festgesetzt  und  mindestens  drei  Monate  vor  ihrem  Ablaufe  bekannt 
gemacht  worden  ist  (Artikel  8).  Die  Einlösung  hat  gegen  Reichs- 
münze von  den  Kassen  desjenigen  Staates  zu  erfolgen,  in  welchem 
sie  gesetzliches  Währungsgeld  waren,  die  Kosten  werden  dagegen 
vom  Reiche  getragen.  Werden  ausländische  Münzen,  welche  bisher 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  galten,  ausser  Kurs  gesetzt,  so  findet 
eine  solche  Einlösungspfiicht  nicht  statt.  Der  Bundesrath  kann  aus- 
ländischen Münzen  gegenüber  verschiedene  Maassregeln  ergreifen, 
er  kann  den  Umlauf  fremder  Münzen  ganz  untersagen, 
eine  Befugniss,  von  welcher  er  mehrfach  bereits  Gebrauch  gemacht 
hat;  er  kann  femer  den  »Werth  bestimmen,  über  welchen  hinaus 
fremde  Gold-  und  Silbermünzen  nicht  in  Zahlung  angeboten  und 
gegeben  werden  dürfen«,  doch  sind  nur  gewohnheits-  und  ge- 
werbsmässige Zuwiderhandlungen  gegen  diese  vom  Bundes- 
rathe getroffenen  Vorschriften  strafbar;  femer  kann  der  Bundesrath 
bestimmen,  ))ob  ausländische  Münzen  von  Reichs-  oder  Landeskassen 
zu  einem  öffentlich  bekannt  zu  machenden  Kurse  im  inländischen 
Verkehr  in  Zahlung  angenommen  werden  dürfen,  auch  in  solchen 
Fällen  den  Kurs  festsetzen«  (Artikel  13).  Von  der  Ausserkurs- 
setzung der  Münzen  ist  die  Einziehung  derselben  zu  unterschei- 
den, welche  darin  besteht,  dass  die  von  den  Reichs-  und  Landes- 
kassen angenommenen  Münzen  nicht  mehr  verausgabt  werden 
dürfen.  Diese  Einziehung  findet  in  Betreff  derjenigen  Münzen  statt 
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welche  durch  Umlauf  abgenutzt  sind.  Für  diese  übernimmt  das 
Reich  die  Verpflichtung  der  Einlösung;  doch  ist  die  Verpflichtung 
eine  verschiedene  bei  Reichsgoldmünzen  und  bei  Reichs- 
scheidemünzen. Bei  ersteren  ist  das  sogenannte  Passirgewicht 
gesetzlich  festgestellt,  d.  h.  >die  Grenze  für  den  Gewichtsverlust, 
den  die  Groldmünzen  durch  unwillkürliche  Abnutzung  erleiden  dür- 
fen, ohne  ihren  Charakter  als  gesetzliches  Zahlmittel  zu  verlieren. 
Reichsgoldmünzen,  welche  dieses  Passirgewicht  nicht  erreichen 
und  an  Zahlungsstatt  von  den  Reichs-,  Staats-,  Provinzial-  oder 
Kommunalkassen,  sowie  von  Geld-  und  Kreditanstalten  und  Banken 
angenommen  worden  sind,  dürfen  von  den  genannten  Kassen  und 
Anstalten  nicht  wieder  ausgegeben  werden.  Die  Reichi^oldmünzen 
werden,  wenn  dieselben  infolge  längerer  Cirkulation  und  Abnutzung 
am  Gewichte  soviel  eingebüsst  haben,  dass  sie  das  Passirgewicht  nicht 
mehr  erreichen,  für  Rechnung  des  Reiches  zum  Einschmelzen  ein- 
gezogen. Auch  werden  dergleichen  abgenutzte  Groldmünzen  bei 
allen  Kassen  des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  stets  voll  zu  dem- 
jenigen Werthe,  zu  welchem  sie  ausgegeben  worden  sind,  angenom- 
men werden«.  Bei  Reichs-Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünzen  ist 
kein  Passirgewicht  festgesetzt ;  doch  werden  diejenigen,  welche  in- 
folge längerer  Cirkulation  und  Abnutzung  an  Gewicht  oder  Erkenn- 
barkeit erheblich  eingebüsst  haben,  noch  in  aUen  Reichs-  und 
Landeskassen  angenommen ,  sind  aber  auf  Rechnung  des  Reiches 
einzuziehen.  Eine  solche  Verpflichtung  zur  Annahme  und  zum 
Umtausche  findet  aber  auf  durchlöcherte  und  andere,  als  durch  den 
gewöhnlichen  Umlauf  im  Gewicht  verringerte,  sowie  auf  ver- 
fälschte Münzstücke  keine  Anwendung. 

Die  gesetzliche  Ordnung  des  Münzwesens  wird  durch  eine  Reihe 
8tra%esetzlicher  Bestimmungen  geschützt,  deren  Erörterung  in  das 
Kriminalrecht  unter  den  Abschnitt  der  Münzverbrechen  und  -ver- 
gehen fällt  (Reichsstrafgesetzbuch  Abschnitt  VIII  §§  146—152). 

Das  Reich  hat  keine  eigene  Münzstätte,  sondern  überlässt  die 
Herstellung  der  Reichsmünzen  aller  Art  den  Einzelstaaten  auf  ihren 
Münzstätten,  welche  das  ausschliessliche  Recht  der  Münzprägung 
besitzen.  Dieses  Recht  darf  aber  nur  nach  reichsgesetzlichen  Be- 
stimmungen und  unter  Aufsicht  des  Reiches  ausgeübt  werden.  Als 
ein  den  Einzelstaaten  verbliebenes  Hoheitsrecht  kann  dieses  aus- 
schliessliche Recht  der  Münzausprägung  nicht  betrachtet  werden, 
da  es  ihnen  an  jeder  selbständigen  Bestimmung  auf  diesem  Gebiete 
fehlt  und  sie  nur  als  Beauftragte  des  Reiches  erscheinen.    Jeder 
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Einzelstaat,  welcher  auch  bis  jetzt  keine  eigene  Münzstätte  gehabt 
hat,  ist  befugt,  eine  solche  zu  errichten.  Keine  Münzanstalt  ein» 
deutschen  Staates  darf  aber  andere  Münzen  prägen,  als  die  der 
gesetzlichen  Beichswährung  entsprechenden.  Es  ist  aber  auch  hier 
zwischen  Scheidemünzen  und  Reichsgoldmünzen  zu  unterschei- 
den. Die  Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünzen  werden  auf  den 
Münzstätten  derjenigen  Staaten,  welche  sich  dazu  bereit  erklärt 
haben,  lediglich  auf  Rechnung  des  Reiches  aui^eprägt.  Der  Reichs- 
kanzler bestimmt  unter  Zustimmung  des  Bundesrathes  die  auasu- 
prä^enden  Beträge,  die  Vertheilung  dieser  Beträge  auf  die  einzelnen 
Mün2gattungen  und  auf  die  einzelnen  Münzstätten  und  die  den 
letzteren  für  die  Prägung  jeder  einzelnen  Münzgattung  gleichmäsrig 
zu  gewährende  Vergütung.  Die  Beschaffung  der  Münzmetalle  er- 
folgt auf  Anordnung  des  Reichskanzlers.  Dagegen  Reichsgold- 
münzen,  deren  Gesammtbetrag  reichsgesetzlich  nicht  beschränkt 
ist,  brauchen  die  Einzelstaaten  nicht  bloss  auf  Rechnung  des  Rei- 
ches prägen  zu  lassen.  Privatpersonen  haben  das  Recht,  auf  den- 
jenigen Münzstätten,  welche  sich  zur  Ausprägung  von  Groldmünzen 
auf  Keichsrechnung  bereit  erklärt  haben,  Zwanzigmarkstücke  für  ihre 
Rechnung  ausprägen  zu  lassen.  Die  für  solche  Ausprägungen  zu 
erhebende  Gebühr  wird  vom  Reichskanzler  unter  Zustimmung  des 
Bundesrathes  festgestellt,  darf  aber  das  Maximum  von  sieben  Mai^ 
auf  das  Pfund  fein  Gold  nicht  übersteigen  (Artikel  12).  Der  Bun- 
desrath  bestimmt  in  einer  für  alle  Münzstätten  gleichen  Weise  die 
Bedingungen,  unter  welchen  die  Münzstätten  zum  Abschlüsse  sol- 
cher Verträge  mit  Privatpersonen  verpflichtet  sind.  Die  Einzelstaa- 
ten können  auf  eigene  Rechnung  oder  im  Auftrage  von  Privatper- 
sonen nur  soweit  Goldmünzen  ausprägen,  als  ihre  Münzstätten  für 
dag  Reich  nicht  beschäftigt  sind.  Auch  in  Betreff  des  Verfahrens 
bei  Ausprägung  der  Münzen  sind  die  Einzelstaaten  ganz  an  die 
reichsrechtlichen  Bestimmungen  gebunden.  Soweit  diese  nicht  ge- 
setzlich festgestellt  sind,  ist  der  Bundesrath  berechtigt,  Vorschriften 
zu  erlassen ,  welche  die  Münzstätten  der  Einzelstaaten  zu  befolgen 
haben;  derselbe  hat  v<m  dieser  Befiigniss  in  um&ssender  Weise  be- 
reits Gebrauch  gemacht.  Damit  diese  Vorschriften  auf  das  genaueste 
eingehalten  werden,  ist  dem  Reiche  eine  umfassende  Aufsicht 
über  alle  Münzstätten  der  Einzelstaaten  eingeräumt,  welche  der 
Reichskanzler  durch  Kommissare  ausübt,  welche  sich  durch  örtliche 
Revisionen  darüber  Kenntniss  zu  verschaffen  haben,  in  wieweit  das 
Geschäft  der  Münzausprägung  in  Einklang  mit  den  reichsrechtlichen 
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Vorschrifteii  vor  sich  geht.  Auch  hat  jede  Münastätte  alljährlich  einen 
Bericht  über  die  bei  ihr  erfolgten  Ausprägungen  an  das  Reichsschatz- 
amt zu  erstatten.  So  ist  auf  diesem  Gebiete  den  Einzelstaaten  jede 
selbständige  Bewegung  entzogen;  sie  erscheinen  nur  als  ausfuhrende 
Organe  des  Reiches,  welche  für  dasselbe  ein  technisches  Geschäft, 
die  Münzausprägung  zu  beso^en  haben. 

• 
§318. 

Das  Papiergeld^ 

Bei  dem  oben  erörterten  juristischen  Begriffe  des  Geldes  kommt 
es  lediglich  darauf  an,  dass  ein  gewisser  G^enstand  mit  einer  be- 
stimmten Werthbezeichnung  vom  Staate  zum  gesetzlichen  Zahlungs- 
mittel erklärt  ist.  Die  Substanz  dieses  Gegenstandes  ist  juristisch 
gleichgültig,  insbesondere,  ob  dieselbe  in  ihrem  Werthe  dem  vom 
Staate  darauf  gesetzten  Werthzeichen  entspricht.  Der  Staat  kann 
daher  dem  an  sich  werthlosesten  Dinge  durch  einen  Rechtssatz  den 
Charakter  von  Geld  beilegen.  Thut  er  dies  bei  einem  bedruckten 
oder  sonst  bezeichneten  Stück  Papier,  so  entsteht  Papiergeld  im 
eigentlichen  juristischen  Sinne.  Der  Staat  befiehlt  hier,  ein  Stück 
Papier  zu  der  Summe  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  im  Verkehr 
anzunehmen,  welche  er  durch  sein  Gesetz  festgestellt  hat.  Solche 
Stücke  Papier  sind  keine  Schuldscheine  des  Staates,  sondern  ebenso- 
gut Geld,  wie  die  aus  Metallen  geprägten  Münzstücke  2.  Papiergeld 
in  diesem  Sinne  existirt  nur  da,  wo  demselben  ein  Zwangskurs 
beigelegt  ist.  Diesem  streng  juristischen  Begriffe  des  Papiergeldes 
entspricht  aber  der  Sprachgebrauch  unserer  Gesetzgebung  nicht. 
Hier  wird  vielmehr  das  Wort  »Papiergeld«  in  einem  weiteren  volks- 
wirthschafÜichen  Sinne  genommen,  sodass  man  darunter  auch  die 
Greldsurrogate  versteht,  welche  der  Staat  schafft,  ohne  dass  dieselben 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  gelten.  Der  Staat  kann  solche  Geld- 


1  Von  juristischem  Ständpunkte  aus  besonders:  J.  Bekker,  im  Jahrbuch 
des  gemeinen  deutschen  Rechts.  B.  I.  S.  32t  ff.  Gareis,  Handelsrecht  S.  239. 
Laband,  IL  S.434ff.  Zorn,  IL  8.81  ff.  £.  Loening  §  171  S.  667.  G.Meyer, 
Verwaltungsr.  B.  I.  S.  449  ff.  Vom  volkswirthsohaftlichen  Standpunkt  A.  Wag- 
nerinBluntschli's  Staatsw.  B.  VII.  Art  »Papiergeld«'. 

«  Thöl,  Handelsrecht  VI.  Aufl.  §210  sagt:  »Papiergeld  ist  ein  klarer  Begriff, 
wemi  man  darunter  Geld  von  Papier,  also  Geld  versteht,  es  giebt  dann  in  dsrasel- 
beai  Sixme  Geld  von  Papier,  wie  Geld  Yon  Metall  Wie  ein  Stüek  Metall  ein  Geld- 
stück ist,  ebenso  ist  ein  Stück  Papier  ein  Geldstück.  Das  Wort  Papiergeld  kommt 
in  diesem  klarenBegriffe  vor,  es  gab  und  giebt  Papiergeld  in  diesem  Sinne.  Im 
deutsehen  Reiche  giebt  es  kein  Papiergeld«'. 
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papiere  ausgeben,  welche,  trotEdem  dass  sie  nur  eine  Greldzah- 
lung  versprechen  oder  in  Aussicht  stellen,  freiwillig  und  unbedenk- 
lich statt  Geldes  genommen  werden,  weil  der  Credit  des  Staates  ein 
wohlbegründeter  ist  und  an  der  Zahlung  nicht  gezweifelt  wird.  In 
diesem  Sinne  spricht  die  Beichsgesetzgebung  von  Reichspapier^- 
geld,  worunter  die  Beichskassenscheine  zu  verstehen  sind,  und  von 
Staatspapiergeld,  worunter  »das  von  den  einzelnen  Bundes- 
staaten ausgegebene  Papiergeld«  begriffen  wird.  Obgleich  beiden 
der  Begriff  des  Geldes  im  juristischen  Sinne  fehlt,  so  bedürfen  sie 
doch  hier  der  Besprechung,  weil  sie  durch  reichsgesetzliche  Vor- 
schriften geregelt  sind. 

Artikel  4^  der  Reichsverfassung  überweist  dem  Reiche  idie 
Feststellung  der  Grundsätze  über  die  Emission  von 
fundirtem  und  unfundirtem  Papiergelde«. 

Das  Reich  hat  den  Einzelstaaten  die  Ausgabe  von  Papiergeld 
untersagt  und  ihnen  aufgegeben,  das  von  ihnen  ausgegebene  Papier- 
geld bis  zum  1.  Januar  1876  einzuziehen.  (Gesetz  vom  16.  Juni 
1870.  Münzgesetz  Artikel  18.  Reichsgesetz  vom  30.  April  1874  §§  2 
und  8.)  Das  Reich  selbst  hat  Reichskassenscheine  ausg^eben, 
welche  nach  Maassgabe  der  Bevölkerung  an  die  Einzelstaaten  ver- 
theilt  worden  sind,  an  diejenigen,  welche  Papiergeld  angegeben 
hatten,  mit  der  Auflage,  die  Reichskassenscheine  zur  Einziehung 
des  Staatspapiergeldes  zu  verwenden.  Diese  Beichskassenscheine 
sind  kein  Geld  im  oben  erörterten  juristischen  Sinne,  da  niemand 
im  Privatverkehr  verpflichtet  ist,  sie  als  Zahlungsmittel  anzuneh- 
men, und  dieselben  von  der  Reichshauptkasse  auf  Rechnung  des 
Reiches  jederzeit  gegen  baares  Geld  eingelöst  werden  müssen.  Die 
Ausfertigung  derselben  ist  Sache  der  Reichsschuldenverwaltung, 
die  unter  der  Kontrolle  der  Reichsschuldenkommission  steht  (B.  11 
S.  109  §  281).  In  dem  oben  erörterten  juristischen  Sinne  giebt  es 
weder  im  Beiche,  noch  in  den  Einzelstaaten  Papiergeld  als  gesetz- 
liches Zahlmittel.  Auch  wird  man  nie  an  die  Herstellung  eines 
solchen  denken,  solange  richtige  volkswirthschaftliche  Grundsatie 
und  geordnete  Finanzverhältnisse  im  deutschen  Beiche  bestehen, 
während  für  die  Existenz  von  staatlich  ausgegebenen  Geldpapieren 
oder  Geldsurrogaten  gewichtige  volkswirthschafüiche  Gründe  spre- 
chen ;  doch  pflegt  der  Staat  die  Ausgabe  von  solchem  unverzinslichen 
Geldpapier  auch  anderen  Instituten,  den  Banken,  unter  bestimm- 
ten gesetzlichen  Voraussetzungen  zu  gestatten. 
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V.  Das  BanJcwesen  ^ 

§319. 

1)  Geschichtliches. 

Unter  Banken  versteht  man  so  verBchiedene  geschäftliche  Unter- 
nehmungen, dass  es  unmöglich  ist,  einen  gemeinsamen  juristischen 
Begriff  dafür  aufzustellen.  Unsere  modernen  Banken  sind  etwas 
anderes,  als  die  mit  demselben  Namen  bezeichneten  Einrichtungen 
der  früheren  Zeit.  Diese  älteren  Banken,  wie  die  italienischen,  be- 
sonders die  yenetianische,  die  Bank  von  Amsterdam  von  1609,  von 
Hamburg  1619,  von  Nürnberg  1621,  waren  Geldbanken  und 
dienten  zur  sicheren  Aufbewahrung  von  Geld,  zur  Verhütung  von 
Münzverschlechterung,  zu  Zahlungsvermittelung  durch  Umschrei- 
bung (Girobanken),  während  die  Banken  der  Gegenwart  wesentlich 
Kreditbanken  sind,  welche  in  erster  Linie  der  Vermittelung  des 
Kreditverkehrs  dienen,  wenn  sie  auch  daneben  noch  manche 
Geschäfte  der  alten  Banken  betreiben.  »Die  heutigen  Banken 
sind  kreditvermittelnde  Anstalten,  welche  von  den  einen  Personen 
in  den  sogenannten  Passivgeschäften  Kredit  au&ehmen ,  um  den- 
selben an  andere  Personen  in  den  sogenannten  Aktivgeschäften 
wieder  zu  gewähren ;  sie  treten  im  Unterschied  von  anderen  Mit- 
telspersonen selbst  in  das  Rechtsverhältniss  des  Schuldners  zum 
ersten  Kredil^eber  und  des  Gläubigers  zum  endgültigen  Kreditneh- 
mer ein«.  (Wagner  a.  a.  O.  S.  345.  Aehnlich  Goldschmidt, 
Handelsrecht  B.  I  S.  600.)  Das  vielverzweigte  Geschäft  solcher 
Bankuntemehmungen  kann  sowohl  von  Einzelnen  als  von  Gesell- 
schaften und  Korporationen  betrieben  werden  und  fällt  als  solches 
unter  die  allgemeinen  Regeln  des  Privatrechtes,  besonders  des  Han- 
delsrechtes. Eine  Ausnahme  hiervon  machen  nur  die  Noten-  oder 
Zettelbanken,  welche  unverzinsliche,  an  den  Ueberbringer  auf 


1  Hauptwerk  :A.  Soetbeer,  Deutsche  Bankverfassung  in  der  Gesetzgebung 
des  deutschen  Beiches  Th.  n.  B.  I  (1875.  1881).  Laband,  Staatsr.  des  deut- 
schen Reiches  B.  II.  S.  380  fT.  v.  Rönne,  Staatsrecht  des  d.  R.  IL  1.  Abth. 
S.  265  ff.  Zorn  a.  a.  O.  B.  II.  §  29.  G.  Meyer,  Verw.  B.  I.  E.  Loening,  Ver- 
waltungsr.  §164.  S.  638  ff.  L.v.Stein,  Handbuch  der  Verwaltungslehre  (11.  Aufl.) 
8.  445  ff.  S.  530  ff.  Volkswirthschafdich  besonders:  O.  Hühner,  Die  Banken, 
Leipzig  1864.  M.  Wirth,  Bankwesen  (B.  IH.  der  NO.  2.  Aufl.)  Köln  1874.  K. 
Knies,  Der  Kredit,  2  Abth.  Berlin  1879,  bes.  S.  215  ff.  S.  417—478  über  Noten- 
banken. A.Wagn er  in  Schönberg' s  Handbuch  I,  319ff.  undiny.Holtsen- 
dorff's  Rechtslex.  B.  HL  Art.  »Reichsbank«,  S.  345—374.  Auf  diesen  lets- 
teren  auch  de  lege  ferenda  wichtigen  Artikel  ist  mannigfach  verwiesen. 
H.  Sc  hülse,  Dentsches  Stutarecht.  II.  15 
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Sicht  zahlbare ,  auf  eine  runde  Geldsumme  lautende  Anweisungen 
auf  sich  selbst  ausgeben,  die  im  Verkehr  als  Geldsurrogat  zu  dienen 
bestimmt  sind.  An  und  fiir  sich  lässt  sich  auch  für  diese  Ausgabe 
von  Geldzeichen,  aus  allgemein  staatsrechtlichen  Grundsätzen,  kein 
ausschliessliches  Koncessionsrecht  des  Staates  behaupten.  Eine  Ab- 
leitung desselben  aus  dem  sogenannten  Münzregal  ist  unzulässig. 
Es  giebt  einzelne  Staaten,  welche  auch  in  Betreff  der  Notenausgabe 
das  Prinzip  der  sogenannten  Bankfreiheit  anerkennen.  Aus  ge- 
wichtigen volkswirthschaftlichen,  vde  finanziellen  Gründen  haben 
aber  alle  deutschen  Staaten  von  jeher  den  Grundsatz  in  ihren  Gre- 
setzgebungen  festgehalten,  dass  Banken  zur  Ausgabe  von  Noten 
stets  der  Genehmigung  des  Staates  bedürfen,  was  man  mit  dem  un- 
passenden Namen  des  Notenregals  bezeichnet  hat^  Denjenigen 
Banken,  welche  eine  solche  Koncession  erhielten,  wurden  dann  be- 
sondere Vorschriften  für  ihre  Geschäftsführung  ertheilt,  auch  wur- 
den sie  meist  einer  staatlichen  Aufsicht  unterstellt.  Auch  wurden 
in  aUen  grösseren  Staaten  Europas  Centralnotenbanken  gegründet, 
welche  entweder  von  dem  Staate  selbst  errichtet  wiirden  oder  an 
denen  er  sich  wenigstens  mehr  oder  weniger  betheiligte.  Diesen  Cen- 
tralbanken  wurde  hie  und  da  ein  Monopol,  überall  wenigstens  ge- 
wisse Vorrechte  eingeräumt,  aber  auch  besondere  Pflichten  auferlegt 
Eine  Geschichte  des  Zettelbankwesens  und  der  Banknotenausgabe 
beginnt  in  Deutschland  erst  mit  dem  19.  Jahrhundert.  Auch  die 
Preussische  Bank,  obwohl  aus  der  von  Friedrich  dem  Grossen 
1765  errichteten  »Königlichen  Giro-  und  Lehenbank«  hervorgegan- 
gen, ist  doch  erst  durch  die  Reform  von  1846  eine  moderne  Zettel- 
bank geworden.  Erst  durch  die  Bankordnung  vom  5.  Oktober  1846 
wurde  diese  Staatsbank  in  die  preussische  B ank  umgewandelt 
(Mein  preussisches  Staatsrecht  B.  I  S.  306],  sie  hatte  die  Bestim- 
mung :  »den  Geldumlauf  zu  fördern,  Kapitalien  nutzbar  zu  machen, 
Handel  und  Gewerbe  zu  unterstützen  und  einer  übermässigen  Stei- 
gerung des  Zinsfusses  vorzubeugen«   (§  5  der  Bankordnung].   Ihr 

^  Diesen  vor  Erlass  des  Reichsbankgesetzes  in  Deutschland  bestehenden 
Rechtszustand  bezeugt  die  unten  erwähnte  Denkschrift  des  Reichskanzlers  vom 
31.  December  1873  mit  folgenden  Worten:  »Wie  die  Ausstellung  von  Papieren, 
welche  ein  Zahlungsversprechen  an  jeden  Inhaber  enthalten,  in  Deutschland  all- 
gemein nur  auf  Grund  eines  landeshoheitlich  zu  ertheilenden  Privilegiums  erfol- 
gen kann,  so  gründet  sich  die  Befugniss  zur  Ausgabe  Ton  Banknoten  auf  eine 
solche  besondere  Rechtssatzung,  welche  fCLr  die  bestehenden  Zettelbanken  theils 
implicite  durch  die  landesherrliche  Bestätigung  der  die  Befugniss  zur  Notenaus- 
gabe aussprechenden  Bankstatute,  theils  durch  eine  besondere  Koncession  oder 
Privilegienurkunde  ertheilt  worden  ist«. 
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Betriebskapital  bestand  a)  aus  dem  von  Privatpersonen  und  vom 
Staate  eingeschossenen  Kapital,  b)  aus  dem  Reservefonds,  c)  aus  den 
der  Bank  unter  Garantie  des  Staates  gesetzlich  überwiesenen  De- 
positen der  Vormundschafts-  und  Gerichtsbehörden,  der  Kirchen, 
Schulen,  milden  Stiftungen  und  anderer  öffentlichen  Anstalten  (§9). 
Die  preussische  Bank  war  befugt,  Anweisungen,  als  ein  eignes  Geld- 
zeichen, unter  der  Benennung  »Banknoten«  auszugeben  (§  29), 
welche  sie  bei  allen  ihren  Kassen  anzunehmen  und  auf  Verlangen  der 
Inhaber  bei  der  Hauptkasse  gegen  baares  Geld  einzulösen  verpflich- 
tet war,  wofür  ihre  sämmtlichen  Fonds  hafteten.  Die  preussische 
Bank  genoss  alle  Rechte  des  Fiskus ;  sie  war  die  einzige  von  den  in 
Deutschland  damals  bestehenden  Banken,  deren  Noten  bei  den 
Staatskassen  als  Zahlung  angenommen  werden  mussten.  Die  preus- 
sische Bank  bildete  mit  ihren  Komptoiren,  Kommanditen  und  Agen- 
turen in  den  Provinzen  ein  gemeinschaftliches,  von  der  Finanzverwal- 
tung des  Staates  unabhängiges  Institut  (§  39).  Seit  dem  Jahre  1848 
hatten  aber  auch  andere  Banken  in  Preussen ,  die  theils  von  öffent- 
lichen Korporationen  (z.  B.  der  Stadt  Breslau,  den  Kommunalstän- 
den der  Oberlausitz),  theils  von  Privatgesellschaften  gegründet 
waren,  durch  besonderes  Privilegium  das  Recht  der  Notenaui^be 
erhalten.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  hatten  viele  Aktienge- 
sellschaften das  Recht  der  Notenausgabe  erhalten.  Es  gab  mit  Ein- 
schluss  der  preussischen  Bank  im  Jahre  1873  im  deutschen  Bun- 
de^ebiete  3  Banken  mit  dem  Rechte  der  Notenausgabe.  Da  es  an 
jeder  gemeinverbindlichen  Norm  für  diese  Banken  fehlte,  so  bestand 
in  Deutschland  die  grösste  Verschiedenheit  hinsichtlich  des  Bank- 
notenrechtes,  welche  für  die  Sicherheit  des  Verkehrs  sehr  verderb- 
lich wirkte.  Vor  allem  zeigte  sich  diese  Verschiedenheit  hinsichtlich 
der  Grösse  des  Stammkapitals  und  der  Höhe  des  Notenausgaberech- 
tes der  einzelnen  Bankinstitute,  der  Notendeckung,  des  Baarvor- 
rathes  u.  s.  w.  Manche  Banken,  darunter  die  der  kleinsten  Staaten, 
hatten  gesetzlich  das  Recht  zu  einer  unbeschränkten  Notenausgabe. 
Die  Unregelmässigkeit  des  Banknotenwesens  zeigte  sich  besonders 
auffallend  in  der  geographischen  Vertheilung  der  Banknoten  und 
in  der  Höhe  des  ungedeckten  Notenumlaufs  der  verschiedenen 
Banken.  Nicht  minder  verschieden  war  die  Zeitdauer  der  Privile- 
gien, die  Art  der  Verwaltung  und  des  Geschäftsbetriebes.  Vor 
allem  zeigte  die  Stückelung  der  Banknoten  die  grösste  Mannigfal- 
tigkeit. Die  minder  bedeutenden  Notenbanken  überschwemmten 
die  benachbarten  Länder  mit  Banknoten  in  den  kleinsten  Beträgen, 

15* 
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welche;  zusammen  mit  den  Kassenscheinen  der  kleinsten  Staaten^ 
fiir  den  täglichen  Geschäfitsyerkehr  die  grösste  Belästigung  bilde- 
ten. Der  Notenumlauf  im  allgemeinen  und  damit  zugleich  die 
Masse  der  ungedeckten  Noten  wuchs  von  Jahr  zu  Jahr  ^  Es  war 
daher  dringend  geboten,  dass  die  Reichsgesets^ebung  endlich  von 
ihrer  Befugniss  Gebrauch  machte,  welche  ihr  durch  Artikel  4  Zif- 
fer 4  der  Verfassung  gegeben  war,  wodurch  der  Gesetzgebung  des 
Reiches  »die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Bank- 
wesen« überwiesen  werden.  Man  war  aber  der  Ansicht,  dass  das 
Banknotenwesen  nicht  eher  geregelt  werden  könne,  bis  die  Reform 
des  Münzwesens  durchgeführt  sei.  Man  half  sich  daher  zunächst 
mit  einigen  provisorischen  Gesetzen.  So  bestimmte  das  später  auf 
das  ganze  Reich  ausgedehnte  Bundesgesetz  über  die  Aui^be  von 
Banknoten  vom  27.  März  1870:  »Die  Befugniss  zur  Ausgabe  von 
Banknoten  kann  nur  durch  ein  auf  Antrag  der  betheiligten  Bundes- 
regierung erlassenes  Bundesgesetz  erworben  werden«.  Einen  weite- 
ren Schritt  that  das  Reichsmünzgesetz  vom  9.  Juli  1873,  welches  im 
§  18  anordnet:  «Bis  zum  1.  Januar  1876  sind  sämmtliche  nicht  auf 
Reichswährung  lautenden  Noten  der  Banken  einzuziehen.  Von 
diesem  Termine  an  dürfen  nur  solche  Banknoten,  welche  auf 
Reichs  Wahrung  auf  nicht  weniger  als  100  Mark  lauten,  in  Umlauf 
bleiben  oder  ausgegeben  werden«.  Nachdem  durch  das  Reichsnoiünz- 
gesetz  vom  9.  Juli  1873  die  Reform  des  Geldwesens  durchgeführt 
worden  war,  konnte  das  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  er- 
lassen werden ,  welches  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  gesetzliche 
Grundlage  des  Rechtes  der  Notenbanken  für  ganz  Deutschland 
bildet.  Dasselbe  überträgt,  wie  auf  vielen  anderen  Gebieten,  das 
in  Preussen  bestehende  Recht  auf  das  übrige  Deutschland.  Die  bis 
dahin  bestehende  preussische  Bank  wird,  durch  einen  mit  dem 
preussischen  Staat  abzuschliessenden  Vertrag,  in  eine  deutsche 
Reichsbank  verwandelt.  Man  will  aber  keineswegs  das  gesammte 
Banknotenwesen  in  dieser  Bank  centralisiren,  man  will  vielmehr 
die  wohlerworbenen  Rechte  der  bestehenden  Banken  achten,  die- 
selben aber  auch  nicht  über  ihre  Grenzen  erweitem. 

Das  Bankgesetz  zerfallt  demnach  1)  in  die  allgemeinen  Rechts- 
vorschriften über  Ausgabe  und  Verkehr  mit  Banknoten  überhaupt, 


^  Eine  klare  Darstellung  des  vor  dem  ReiohsbankgesetB  in  Deutsehland  be- 
stehenden Rechtes  der  Zettelbanken  und  Banknoten  giebt  die  Denkschrift  des 
Beiehskanslers  vom  31.  Dec.  1873  an  den  Bundesrath.  Stenogr.  Ber.  des  BT. 
1874—- 75.  n.  659,  auch  abgedruckt  in  Hirth's  Annalen  1874.  S.  633  ff. 
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2)  in  die  Bestimmungen  über  die  Reichsbank,  3)  in  die  Bestimmun- 
gen über  die  übrigen  Banken,  welche  als  Privatnotenbanken  be- 
zeichnet werden.  Ausserdem  enthält  das  Gesetz  noch  einen  Ab- 
schnitt »Strafbestimmungen«. 

§  320. 

2)  Allgemeine  Tonchrifteii  über  die  Ausgabe  und  den  Terkehr  mit  Banknoten. 

Diese  Vorschriften  finden  sowohl  auf  die  Keichsbank,  wie  auf 
die  Privatnotenbanken  Anwendung.  Die  Befugniss  zur  Ausgabe 
von  Banknoten  kann  nur  durch  ein  Reichsgesetz  erworben  oder 
über  den  bei  Erlass  dieses  Gesetzes  zulässigen  Betrag  der  Notenaus- 
gabe hinaus  erweitert  werden.  §  1 .  (Sogenanntes  Banknotenregal). 
Eine  Verpflichtung  zur  Annahme  von  Banknoten  bei  Zahlungen, 
welche  gesetzlich  in  Geld  zu  leisten  sind,  findet  nicht  statt  und  kann 
auch  für  Staatskassen  nicht  durch  Landesgesetz  begründet  werden. 
§  2.  Damit  ist  ausdrücklich  ausgesprochen,  dass  keiner  Art  von 
Banknoten  der  Geldcharakter  im  rechtlichen  Sinne  zukommt.  Selbst 
die  Reichskasse  ist  nicht  verpflichtet,  Reichsbanknoten  als  Zahlung 
anzunehmen.  Banknoten  dürfen  nur  auf  Beträge  von  100,  200, 
500  und  1000  Mark  oder  von  einem  Vielfachen  von  1000  Mark  aus- 
gefertigt werden.  §  3.  Damit  ist  der  so  bedenkliche  Umlauf  klein- 
ster Bankzettel  für  den  täglichen  Klein  verkehr  beseitigt.  Jede  Bank 
ist  verpflichtet,  ihre  Noten  sofort  auf  Präsentation  zum  vollen  Nenn- 
werthe  einzulösen;  auch  solche  nicht  nur  an  ihrem  Hauptsitze,  son- 
dern auch  bei  ihren  Zweiganstalten  jeder  Zeit  zum  vollen  Nenn- 
werthe  in  Zahlung  anzunehmen.  §  4.  Der  Aufruf  und  die  Einzie- 
hung der  Noten  einer  Bank  oder  einer  Gattung  von  Banknoten  darf 
nur  auf  Anordnung  oder  mit  Genehmigung  des  Bundesrathes  erfol- 
gen. §  6.  Den  Notenbanken  ist  nicht  gestattet,  Wechsel  zu  accep- 
tiren,  Waaren  oder  kurshabende  Papiere  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  aufZeitzu  kaufen  oder  auf  Zeit  zu  verkaufen  oder  für 
die  Erfüllung  solcher  Kauf-  oder  Verkaufsgeschäfte  Bürgschaft  zu 
übernehmen.  §  7.  Alle  Notenbanken  haben  wöchentlich  den  Stand 
ihrer  Aktiva  und  Passiva  und  spätestens  drei  Monate  nach  dem 
Schlüsse  des  Geschäftsjahres  eine  genaue  Bilanz  ihrer  Aktiva  und 
Passiva,  sowie  den  Jahresschluss  des  Gewinn-  und  Verlustkontos 
durch  den  Reichsanzeiger  auf  ihre  Kosten  zu  veröfientlichen.  §  8. 
Banken,  deren  Notenumlauf  ihren  Baarvorrath  und  den  ihnen  zu- 
gewiesenen Betrag  übersteigt,  haben  vom  1.  Januar  1876  ab  von 
dem  üeberschusse  eine  Steuer  von  jährlich  Fünf  vom  Hundert  an 
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die  Reichskasse  zu  entrichten.  Eine  allgemeine  Vorschrift  für  alle 
Notenbanken  über  das  Verhältniss  des  Betrages  der  Noten,  welche 
ausgegeben  werden  dürfen,  zum  Baarvorrath  der  Bank  ist  nicht  er- 
lassen, aber  man  suchte  den  Gesammtbetrag  der  ungedeckten  Noten 
dadurch  in  gewisse  Schranken  zu  bannen,  dass  man  den  übersteigen- 
den Betrag  mit  einer  solchen  Steuer  an  das  Reich  belegte  (soge- 
nannte indirekte  Kontingentirung).  Der  Gesammtbetrag  der 
sogenannten  steuerfreien  Notensumme  beläuft  sich  auf  386,000,000 
Mark ,  welcher  durch  §  9  auf  die  einzelnen  Banken  vertheilt  ist, 
sodass  aber  die  Hauptsumme  von  250,000,000  auf  die  Reichsbank 
kommt.  Erlischt  die  Befugniss  einer  Bank  zur  Notenausgabe,  so 
wächst  der  derselben  zustehende  Antheil  an  dem  Gesammt^rl^age 
des  der  Steuer  nicht  unterliegenden  ungedeckten  Notenumlaufs  dem 
Antheile  der  Reichsbank  zu.  §  9.  Durch  dieses  sogenannte  Accres- 
cenzrecht  ist  die  steuerfreie  Notensumme  der  Reichsbank  von  250 
Millionen  Mark  bereits  auf  273,875,000  Mark  angewachsen. 

§321. 

3)  Die  Relchsbank. 

Unter  dem  Namen  »Reichsbankff  wird  eine  unter  Aufsicht 
imd  Leitung  des  Reiches  stehende  Bank  errichtet,  welche  die 
Eigenschaft  einer  juristischen  Person  hat.  Diese  Anstalt  hat  die 
Aufgaben,  »den  Geldumlauf  im  gesammten  Reichsgebiete  zu  r^eln, 
die  Zahlungsausgleichungen  zu  erleichtem  und  für  die  Nutzbar- 
machung verfugbaren  Kapitals  zu  sorgen«.  Die  Reichsbank  hat 
daher  nicht  nur,  wie  ein  gewöhnliches  Gewerbsunternehmen,  ledig- 
lich den  Zweck,  den  Theilhabern  möglichst  hohen  Geldgewinn  ab- 
zuwerfen, sondern  obenan  steht  ihre  höhere  volkswirthschafUiche 
Aufgabe,  welche  in  der  Förderung  der  allgemeinen  Wohlfahrt,  ins- 
besondere des  Handels  und  des  Gewerbes  besteht;  sie  hat  damit 
^nz  dieselbe  Aufgabe,  wie  die  frühere  preussische  Bank,  aus  wel- 
cher sie  hervorgegangen  ist.  Durch  Artikel  61  des  Bankgesetzes 
wurde  der  Reichskanzler  ermächtigt,  mit  Preussen  einen  Vertrag 
über  Abtretung  der  preussischen  Bank  an  das  Reich  abzuschliessen. 
Durch  Vertrag  vom  15.  Mai  1875  übergab  Preussen  die  Bank  an 
das  Reich  mit  allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  und  das  Reich 
übertrug  die  Bank  auf  die  neu  errichtete  juristische  Person  der 
Reichsbank.  Der  preussische  Fiskus  und  die  Theilhaber  der  preus- 
dechen  Bank  wurden  vom  Reiche  aus  den  Mitteln  der  Reichsbank 
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abgefunden.  Die  Reichsbank  ist  eine  vom  Reichsfiskus 
getrennte  juristische  Person,  Mitglieder  dieser  Korporation 
sind  das  Reich  selbst  und  die  Antheilseigner,  welche  letztere  das 
Grundkapital  von  120  Millionen,  getheilt  in  40000  auf  Namen  lau- 
tende Antheile  von  je  3000  Mark  aufgebracht  haben.  Die  Antheil- 
haber  haften  persönlich  für  die  Verbindlichkeiten  der  Reichsbank 
nicht  und  nehmen  in  dieser  Beziehung  die  Stellung  von  Aktionären 
ein.  Ueberhaupt  ist  die  Reichsbank  einem  Aktienverein  nahe  ver- 
wandt, unterscheidet  sich  aber  von  einem  solchen  dadurch,  dass  dem 
Reiche,  als  dem  geschäftsfiihrenden  Mitgliede,  die  Verwaltung  und 
Leitung  der  Reichsbank  zusteht,  dass  der  Generalversammlung  und 
dem  Centralausschusse  der  Theilhaber  nur  sehr  untergeordnete  Be- 
fugnisse zukommen,  während  dem  Reiche  sowohl  die  Aufsicht  als  die 
ganze  geschäftliche  Leitung  zusteht.  Unter  Oberleitung  des  Reichs- 
kanzlers ist  das  Reichsbankdirektorium  die  verwaltende  Kollegial- 
behörde, deren  Präsident  und  Mitglieder  auf  Vorschlag  des  Bundes- 
rathes  vom  Kaiser  ernannt  werden  (11.  S.  107  §  279).  In  dieser 
präponderirenden  Stellung  des  Reiches  liegt  die  Abweichung 
vom  Rechte  der  Aktienvereine,  welches  auf  die  Reichsbank  nicht 
angewendet  werden  kann.  Dieselbe  hat  vielmehr  ihr  gesetzlich  be- 
gründetes Sonderrecht.  Das  Reich  haftet  nicht  für  die  Schuldver- 
bindlichkeiten der  Reichsbank,  es  hat  keine  Einlage  gemacht,  den- 
noch nimmt  es  Theil  am  Kapitalgewinn  i.  Ja,  es  hat  nicht  einmal 
die  Pflicht  übernommen,  die  Noten  der  Reichsbank  an  seinen  Kassen 
an  Zahlungsstatt  anzunehmen.  Seine  einzige  Gegenleistimg  an  die 
Reichsbank  ist  die  Gewährung  der  Ausgabe  von  Banknoten  und 
die  Ausstattung  der  Reichsbank  mit  gewissen  Privilegien.  Dagegen 
sind  der  Reichsbank  noch  besondere  Pflichten  auferlegt:  a)  die 
Reichsbank  ist  auf  den  Betrieb  bestimmter  im  §  13  des  Gesetzes 
angezahlter  Geschäfte  beschränkt;  b;  sie  ist  verpflichtet,  Barrengold 
zum  festen  Satze  von  1392  Mark  für  das  Pfund  fein  gegen  ihre 


1  Dieser  wird  durch  §  24  so  bestimmt :  »Aus  dem  beim  Jahresschlüsse  sich 
ergebenden  Reingewinn  der  Reichsbank  wird  1)  zunächst  den  Antheilseignem  eine 
ordentliche  Dividende  von  4^2^/0  des  Grundkapitals  berechnet,  sodann  2}  von 
dem  Mehrbetrage  eine  Quote  von  200/o  dem  Reservefonds  zugeschrieben,  solange 
derselbe  nicht  Vi  des  Grundkapitals  beträgt,  3}  der  alsdann  verbleibende  lieber- 
rest  sur  Hälfte  an  die  Antheilseigner  und  zur  Hälfte  an  die  Reichskasse  gezahlt, 
soweit  die  Gesammtdividende  der  Antheilseigner  nicht  S%  übersteigt  Von  dem 
weiter  verbleibenden  Reste  erhalten  die  Antheilseigner  V4  >  die  Reichskasse  3/4. 
Erreicht  der  Reingewinn  nicht  volle  41/2%  des  Grundkapitals ,  so  ist  das  Feh- 
lende aus  dem  Reservefonds  zu  ergänzen«. 
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Noten  umzutauschen  (§  14) ;  c)  sie  ist  verpflichtet,  an  den  vom  Bun- 
desrathe  bestimmten  Plätzen  Reichsbankhauptstellen  zu  errichten 
(§  36) ;  d)  ohne  Entgeld  für  Rechnung  des  Reiches  Zahlungen  anzu- 
nehmen und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten  (§22). 
Die  Reichsbank  ist  verpflichtet,  die  Noten  der  vom  Reichskanzler 
nach  der  Bestimmung  im  §  45  dieses  Gesetzes  bekannt  gemachten 
Banken  zum  vollen  Nennwerthe  in  Zahlung  zu  nehmen,  solange 
die  ausgebende  Bank  ihrer  Noteneinlösungspflicht  pünktlich  nach- 
kommt.  Die  auf  diesem  Wege  angenommenen  Banknoten  dürfen 
entweder  nur  zur  Einlösung  präsentirt  oder  zu  Zahlungen  an  die- 
jenige Bank,  welche  dieselbe  ausgegeben  hat,  oder  zu  Zahlungen  an 
den  Orten,  wo  letztere  ihren  Sitz  hat,  verwendet  werden.  (Sogenannte 
Annahme- und  Schubpflicht.)  §19.  Hauptvorrechte  der  Reichsbank 
sind:  a)  die  Reichsbank  kann  soviel  Banknoten  ausgeben,  als  sie 
für  die  Verkehrsbedürfnisse  für  erforderlich  hält;  dagegen  ist  die 
Reichsbank  nach  §  1 7  verpflichtet,  für  den  Betrag  ihrer  im  Umlaufe 
befindlichen  Banknoten  jeder  Zeit  mindestens  ein  Drittheil  in  kurs- 
fähigem deutschen  Gelde,  Reichskassenscheinen  oder  in  Gold  in 
Barren  oder  ausländischen  Münzen,  das  Pfund  fein  zu  1392  Mark 
gerechnet,  und  den  Rest  in  diskontirten  Wechseln,  welche  eine  Yer- 
fallzeit  von  höchstens  drei  Monaten  haben  und  aus  welchen  in  der 
Regel  drei,  mindestens  aber  zwei  als  zahlungsfähig  bekannte  Ver- 
pflichtete haften,  in  ihren  Kassen  als  Deckung  bereit  zu  halten. 
(Grundsatz  der  Y3  Baarbedeckung.)  Dem  Rechte  der  Notenausgabe 
entspricht  die  Pflicht  der  Reichsbank,  ihre  Noten  bei  ihrer  Haupt- 
kasse in  Berlin  sofort  auf  Präsentation,  bei  ihren  Zweiganstalten 
aber  nur,  soweit  es  deren  Baarbestände  und  Geldbedür&isse  ge- 
statten, dem  Inhaber  gegen  kursfähiges  deutsches  Geld  einzulösen. 
§  18.  b)  Die  Reichsbank  hat  gewisse  Privilegien  in  BetreflF  der  Ver- 
äusserung  der  ihr  im  Lombardverkehre  versetzten  Pfänder,  c)  Die 
Reichsbank  und  ihre  Zweiganstalten  sind  im  gesammten  Reichsge- 
biete frei  von  staatlichen  Einkommen-  und  Gewerbesteuern,  da- 
gegen nicht  von  Kommunalsteuem ;  d)  die  Bestimmungen  des  Han- 
delsgesetzbuches über  die  Eintragung  in  das  Handelsregister  und 
die  rechtlichen  Folgen  derselben  finden  auf  die  Reichsbank  keine 
Anwendung.   §  66. 

Die  Reichsbank  ist  auf  eine  bestimmte  Zeitdauer  errichtet,  zu- 
nächst bis  zum  31.  December  1890.  Am  1.  Januar  1891  kann  das 
Reich  entweder  die  Reichsbank  aufheben  und  die  Grundstücke 
derselben  gegen  Ersatz  des  Buchwerthes  erwerben  oder  die  sämmt- 
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liehen  Antheile  der  Keichsbank  zum  Nennwertlie  erwerben.  In 
beiden  Fällen  geht  der  Reservefonds  zu  einer  Hälfte  an  die  Antheils- 
eigner,  zur  anderen  Hälfte  auf  das  Reich  über.  Zur  Verlängerung 
der  Frist  der  Fortdauer  der  Reichsbank  ist  die  Zustimmung  des 
Reichstages,  also  die  Form  der  Reichsgesetzgebung  erforderlich. 

§322. 

4)  Die  sogenuinten  PrivatnotenbankeiL 

Durch  die  Errichtung  der  Reichsbank  sollte  das  Recht  der 
Banknotenausgabe  keineswegs  monopoHsirt  oder  centralisirt  wer* 
den.  Vielmehr  ging  man  davon  aus^  dass  die  bestehenden  Noten- 
banken nicht  aufgehoben,  sondern  in  ihren  erworbenen  Privilegien 
geschützt  werden  sollten.  Freilich  gab  man  aber  diesen  eine  so  be- 
schränkende Auslegung;  dass  ihr  Werth  bedeutend  herabgemindert 
wurde.  Alle  in  Deutschland  bis  dahin  bestehenden  Notenbanken 
waren  natürlich  nur  von  den  Regierungen  der  Einzelstaaten  privi- 
legirt.  Selbstverständlich  kann  aber  ein  solches  Privilegium  nur 
für  den  betreffenden  Staat  wirksam  sein ;  seine  Staatsmacht  endet 
an  den  Grenzen  seines  Gebietes  ^  Thatsächlich  lag  aber  gerade 
der  Hauptvortheil  der  von  den  kleinen  und  kleinsten  Staaten  privi- 
legirten  Banken  darin,  dass  ihre  Noten  ausserhalb  ihres  Staatsge- 
bietes in  ganz  Deutschland  umliefen.  Alle  dagegen  gerichteten 
Verbote  waren  wirkungslos  geblieben.  Diesem  Unwesen  wurde 
durch  das  Reichsbankgesetz  endlich  gesteuert,  indem  erstens  bei 
Strafe  verboten  wurde,  die  Noten  solcher  Banken  zu  Zahlungen 
ausserhalb  des  Gebietes  desjenigen  Staates  zu  gebrauchen,  welcher 
die  Befugniss  zur  Notenausgabe  ertheilt  hatte  (§  43),  indem  zwei- 
tens diesen  Banken  verboten  wurde,  ausserhalb  des  betreffenden 
Staates  Bankgeschäfte  durch  Zweiganstalten  zu  betreiben,  durch 
Agenturen  für  ihre  Rechnung  betreiben  zu  lassen  oder  sich  als  Gesell- 
schafter an  Bankhäusern  zu  betheiligen  (§  42).   Diesen  staatsrecht- 


^  Eine  eigenthümliche  Rechtsauffassung  machte  die  hannoversche  Bank  gel- 
tend, welche  ihr  Privilegium  von  der  königlich  hannoverschen  Regierung  herlei- 
tete. Da  Hannover  unterdessen  im  preussischen  Staate  aufgegangen  und  die 
königlich  preussische  Regierung  in  die  Rechte  und  Pflichten  der  hannoverschen 
Begierung  succedirt  war ,  so  behauptete  man ,  dass  sich  nun  das  Privilegium  der 
liannöverschen  Bank  auf  das  Gebiet  des  ganzen  preussischen  Staates  erstrecke. 
Gevdss  mit  Unrecht,  denn  die  Akte  einer  Staatsgewalt  können  nie  über  den  Um- 
fang des  Gebietes  hinauswirken ,  welches  die  betreffende  Regierung  im  Augen- 
l>licke  des  Erlasses  eines  Gesetzes  oder  Privilegiums  beherrschte. 
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lieh  völlig  gerechtfertigten  Beschränkungen  konnten  gich  aber  die 
bestehenden  Banken  indessen  dadurch  entziehen ,  dass  sie  bis  zum 
1.  Januar  1876  gewisse  Voraussetzungen  verwirklichten,  welche  in 
§  44  des  Gesetzes  aufgezählt  sind.  Thaten  sie  dies  und  lieferten  sie  vor 
dem  1.  Januar  1876  den  Nachweis,  dass  sie  dies  gethan  hätten,  so 
durften  ihre  Noten  im  gesammten  Reichsgebiete  zu  Zahlungen  ge- 
braucht werden.  (Die  zu  erfüllenden  Voraussetzungen  beziehen  sich 
auf  Vermehrung  des  Reservefonds  aus  dem  Reingewinn,  auf  die 
Deckung  der  Noten,  auf  eine  Beschränkung  der  Arten  der  von 
ihnen  zu  betreibenden  Geschäfte,  auf  die  Pflicht  zur  Noteneinlösung 
u.  s.  w.) .  Unter  dem  Drucke  dieses  Fressionsmittels  haben  von  den  im 
Jahre  1875  bestehenden  Notenbanken  16  sich  den  Bedingungen  des 
§  44  unterworfen,  15  ihr  Recht  auf  Notenau^abe  au%egeben.  Nur 
die  Braunschweigische  Bank  unterliegt  noch  den  Beschränkungen 
der  §§42  und  43.  Ausserdem  stellt  das  Reichsbankgesetz  in  Betrefi 
aller  sogenannten  Frivatnotenbanken  noch  folgende  Grundsätze  auf: 
a)  den  Einzelstaaten  ist  es  verboten ,  neue  Notenprivilegien  zu  er- 
theilen  oder  die  bestehenden  zu  erweitem.  Das  Ertheilen  solcher 
Privilegien  ist  ein  ausschliessliches  Recht  des  Reiches;  b)  alle 
Banken  im  ganzen  Reichsgebiet  stehen  unter  der  Aufsicht  des 
Reichskanzlers.  Derselbe  ist  jeder  Zeit  befugt,  sich  nöthigen 
Falls  durch  kommissarische  Einsichtnahme  von  den  Büchern ,  Ge- 
schäfbslokalen  und  Kassenbeständen  der  Noten  ausgebenden  Ban- 
ken die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  dieselben  die  durch 
Gesetz  oder  Statut  festgestellten  Bedingungen  und  Beschränkungen 
der  Notenausgabe  innehalten.  Das  Au£Bichtsrecht  der  Landesregie* 
rungen  wird  durch  diese  Bestimmung  nicht  berührt;  die  Noten- 
banken stehen  unter  der  zweifachen  Aufsicht  des  Reiches  und  des 
Einzelstaates,  von  dem  sie  ihr  Privilegium  erhalten  haben  (§  4S;. 
c]  Jede  Abänderung  des  Statuts  oder  Privilegiums  einer  Bank  be- 
darf der  von  der  Landesregierung  zu  beantragenden  Genehmigung 
des  Bundesrathes,  wenn  sie  das  Grundkapital,  den  Reservefonds, 
den  Geschäftskreis  oder  die  Deckung  der  auszugebenden  Noten  zum 
Gegenstande  hat.  d)  In  gewissen  vom  Reichsgesetze  bestimmten 
Fällen  kann,  auf  Klage  des  Reichskanzlers  oder  der  Regierung  des 
Bundesstaates,  in  welchem  die  Bank  ihren  Sitz  hat,  derselben  durch 
gerichtliches  Urtheil  die  Befugniss  zur  Notenausgabe  entzogen  wer- 
den §  50 — 53).  e)  Die  Befugniss  zur  Ausgabe  von  Noten  geht  ver- 
loren durch  Eröflhung  des  Konkurses  (§  49). 
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Dritter  Titel. 
Das  Kriegswesen  des  Reiches\ 

§323. 

Im  Allgemeinen. 

Die  Thätigkeit  der  Staatsgewalt  ist  theils  auf  die  inneren  Ver- 
hältnisse de$  Staates  gerichtet,  theils  bezieht  sie  sich  auf  andere 
Staaten  (B.  I  S.  573).  Gesetzgebung,  Rechtspflege,  innere  Verwal- 
tung im  engeren  Sinne,  Verwaltung  der  Finanzen  wirken  nur  inner- 
halb des  eigenen  Staatsgebietes  und  mit  Bezug  auf  die  eigenen 
Staatsgenossen.  Diese  Funktionen  würden  in  Thätigkeit  bleiben, 
auch  wenn  ein  Staat  für  sich  ganz  allein  in  der  Welt  stände.  Aber 
die  Staaten  stehen  in  grosser  Anzahl,  als  gleichberechtigte  Persön- 
lichkeiten nebeneinander.  Treten  sie  und  ihre  Angehörigen  mit 
einander  in  Wechselverkehr,  so  können  sie  einander  nicht  befehlen, 
sondern  ihre  speciellen  Rechtsverhältnisse  nur  vertragsmässig 
ordnen,  während  über  ihnen,  als  höhere  allgemeine  Rechtsordnung, 
das  Völkerrecht  waltet.   Daraus  ergiebt  sich  eine  ganz  eigenartige, 

i  L.  T.  Stein,  Die  Lehre  yom  Heerwesen,  als  Theil  der  Staatswissenschaf- 
ten.  Stuttg.  1872.  J.  Stahl,  Hechts-  und  Staatslehre.  B.  H  Abth.  I.  S.  565— 
576.  Bluntschli,  Allgemeines  Staatsrecht  (VI.  Aufl.  v.  E.  Loening  1SS5} 
S.  270 ff.  H.  BlankenbuTg,  Das  Heerwesen  des  deutschen  Reiches,  in  v. Holt- 
E  endorff  s  Jahrb.  B.  L  S.  379  ff.  Thudichum,  Die  Grundlagen  der  heutigen 
deutschen  Kriegsrerfassung  in  y.  Holtzendorff's  Jahrb.  der  Gesetzgebung 
u.  s.  w.  B.  n.  S.  87  ff.  M.  Seydel,  Das  Kriegswesen  des  deutschen  Beiches,  in 
den  Annalen  des  deutschen  Reiches  1874.  S.  1035  ff.  1875  S.53  ff.  1081  ff.  1393  ff. 
Die  Militärgesetze  des  deutschen  Reiches,  herausgegeben  auf  Ver- 
anlassung des  königUeh  preussischen  Krieg^ministeriums ,  6  Abtheilungen  in 
2  B&nden.  Berlin  1877  und  1878.  (Ein  höchst  brauchbares  Werk.)  Das  Kriegs- 
wesen nimmt  in  den  Institutionen  des  deutschen  Reiches  eine  so  hervorragende 
Stellung  ein,  dass  nicht  nur  die  kriegswissenschaftliche,  sondern  auch  die  staats- 
rechtliche Seite  desselben  bereits  eine  eingehende  Behandlung  erfahren  hat.  Den 
Anfang  machen  die  oben  erwähnten  gründlichen  Aufsätze  Ton  M.  Seydel.  Die 
erste  systematische  Darstellung  des  deutschen  Militärrechtes  giebt  Lab  and  in 
seinem  deutschen  Staatsrecht  B.  III.  Dass  wir  gerade  in  den  obersten  Grund- 
sätzen mit  ihm  nicht  übereinstimmen  können,  kann  der  Anerkennung  keinen 
Eintrag  thun,  die  seine  im  Einzelnen  ausgezeichnete  Darstellung  verdient  Auf 
seinen  Schultern  stehen  alle  späteren  Schriftsteller,  haben  aber  richtigere 
Grundsätze  an  die  Spitze  gestellt,  was  auch  auf  ihre  Darstellung  der  Einzelheiten 
vortheilhaft  zurückwirkt.  Hierher  gehören  vor  allem  Zorn,  B.  I.  Buch  VI,  Das 
Reichsmilitärrecht,  und  G.  Meyer,  welcher  in  seinem  Lehrb.  des  Verwaltungs- 
rechtes Th.  n.  B.  IV  eine  ebenso  ausführliche,  als  sorgfältige  Darstellung  des 
deutschen  Militärverwaltungsrechtes  giebt. 
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von  allen  anderen  Funktionen  abweichende  Thätigkeit  der  Staats- 
gewalt, welche  darauf  gerichtet  ist,  die  Beziehungen  des  eigenen 
Staates  zu  anderen  selbständigen  Staaten  zu  ordnen  und  zu  lenken. 
Diesen  Zweig  der  Staatsth^tigkeit  bezeichnen  wir  als  »die  Verwal- 
tung der  auswärtigen  Angelegenheiten« (Titel IV).  IhreAuf- 
gabe  ist  zunächst  die  Pflege  der  friedlichen  Beziehungen  der  Staaten 
untereinander.  Aber  die  Aufrechterhaltung  derselben  hängt  nicht 
immer  von  der  einzelnen  Staatsgewalt  ab.  Bei  den  friedlichsten 
Absichten  kann  ein  Staat  in  seinen  klarsten  Rechten,  in  seinen 
>yichtigsten  Lebensinteressen  von  anderen  Staaten  verletzt  oder 
wenigstens  bedroht  werden.  Da  aber  über  die  Streitigkeiten  der 
Staaten  kein  Gericht  ein  endgültiges  Urtheil  sprechen  kann,  so 
bleibt  ihnen  in  letzter  Instanz  nur  die  Selbsthülfe  übrig.  Diese 
tritt  zunächst  in  gelinderer  Gestalt,  als  Retorsion,  RepressaUe 
auf,  steigert  sich  aber  im  Kriege  zum  äussersten  Grade  der  Ge- 
waltanwendung. Der  Krieg  ist  derjenige  Zustand  zweier  oder  meh- 
rerer Staaten  zu  einander,  in  welchem  sie  ihre  Ansprüche  mit  An- 
wendung der  äussersten  Gewalt  gegen  einander  durchzusetzen  ver- 
suchen. Der  Krieg  kann  selbst  bis  zur  staatlichen  Vernichtung  des 
Gegners  führen.  Im  Kriege  würfeln  die  kriegführenden  Staaten 
um  ihre  Existenz.  Daher  ist  es  selbstverständlich,  dass  sie  alle  ihnen 
zu  Gebote  stehenden  Kräfte  aufivenden,  nicht  nur  um  ihre  Existenz 
zu  behaupten,  sondern  auch  um  ihren  staatlichen  Willen,  dem  Geg- 
ner gegenüber,  möglichst  vollständig  durchzusetzen,  d.h.  zu  siegen. 
Sieg  ist  das  höchste  Kriegsziel.  Um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen, 
ist  eine  einheitliche  Zusammenfassung  aller  im  Volke  vorhandenen 
Wehrkräfte  schon  in  Friedenszeiten  nothwendig.  Diese  erfolgt  im 
Heere  oder  in  der  Armee,  derjenigen  staatlichen  Institution,  deren 
wesentliche  Bestimmung  kriegerische  Aktion  nach  aussen  ist.  Mag 
man  die  Armee  ausnahmsweise  auch  nach  innen ,  zu  Zwecken  der 
Sicherheitspolizei,  zur  Unterstützung  der  Civilbehörden,  benutzen, 
so  ist  dies  doch  nur  eine  sekundäre  Seite  ihrer  Aufgabe  oder  Wirk- 
samkeit. Die  beste  Armee  ist  die,  welche  dem  Staate  in  einem  aus- 
gebrochenen Kriege  die  stärkste  Gewähr  des  Sieges  verbüi^.  Die 
für  den  Kriegszweck  am  besten  organisirte  Armee  ist  aber  zugleich 
die  stärkste  Assekuranz  des  Friedens.  Si  vis  pacem ,  para  bellum. 
Auf  keinem  Gebiete  des  Staatslebens  ist  die  Einheit,  vor  allem  der 
einheitliche  Befehl  so  nöthig,  wie  auf  dem  des  Heerwesens.  Die 
Armee  ist  das  mächtigste  Instrument  zur  Durchsetzung  des  Staats- 
willens.  Daher  kann  die  Verfügung  über  sie  nur  dem  Träger  der 
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obersten  Gewalt  zustehen.  Der  Oberbefehl  über  das  Heer  ist  ein 
eminent  monarchisches  Recht,  welches  nicht  mit  anderen  Organen 
getheilt  werden  kann.  Wer  die  Verfügung  über  das  Heer  zu  Kriegs- 
zwecken hat,  wem  die  Armee  in  Kriegszeiten  zu  unbedingtem  Ge- 
horsam verpflichtet  ist,  ist  der  Kriegsherr  derselben.  DieKriegs- 
herrlichkeit  ist  von  dem  jus  belli  verschieden.  Erstere  ist  eine 
Macht  des  Befehles  über  eine  unbedingt  gehorchende,  einheitlich 
organisirte  Menschenmasse,  letzteres  ist  eine  völkerrechtliche  Be- 
fugniss  anderen  Staaten  gegenüber,  welche  darin  besteht,  ihnen  den 
Krieg  erklären  und  dadurch  den  Kriegszustand  herbeiführen  zu  kön- 
nen. Da  aber  nur  der  mit  Erfolg  und  Nachdruck  Krieg  erklären 
kann,  welcher  über  die  Kriegsmacht  seines  Staates  unbedingt  verfü- 
gen kann,  so  müssen  beide  Befugnisse  stets  in  Einer  Hand  vereinigt 
sein.  Die  oberste  Entscheidung  in  auswärtigen  Angele- 
genheiten, besonders  des  jus  belli,  muss  mit  der  Kriegs- 
herrlichkeit verbunden  sein.  Ist  das  Heer  in  seiner  kriege- 
rischen Aktion  niemals  durch  Verfassung  und  Gesetz,  sondern 
nur  durch  den  Befehl  seines  Kriegsherrn  bestimmt,  so  ist  das  Heer- 
wesen, bei  allen  civilisirten  Völkern,  dagegen  ein  wichtiger  Gegen- 
stand der  Verfassung,  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  d.  h.  die  Be- 
dingungen und  Voraussetzungen  der  Zusammensetzung  des  Heeres^ 
besonders  die  Pflichten  der  Bürger  in  Betreff  der  persönlichen  Wehr- 
pflicht, wie  der  sachlichen  Leistungen  für  die  Armee,  die  Stellung 
des  Heeres  in  der  Rechtsordnung  des  Staates  müssen  durch  Verfas- 
sung und  Gesetz  geregelt  sein.  Die  Verwaltung  des  Heerwesens 
muss  die  gesetzlichen  Schranken  achten  und  muss  innerhalb  des  mit 
der  Volksvertretung  vereinbarten  Budgets  sich  bewegen.  Für  die 
verfassungsmässige,  gesetzliche  und  budgetmässige  Verwaltung  des 
Heerwesens  ist  der  Kriegsminister  der  Volksvertretung  ebenso 
verantwortlich,  wie  jeder  andere  Minister  für  seine  Verwaltung. 
Darum  ist  ein  Kriegsministerium  in  der  konstitutionellen  Staatsord- 
nung unentbehrlich.  Aber  das  Kriegsministerium  hat  es  nur  mit 
der  Heeresverwaltung  zu  thun,  nicht  mit  dem  Oberbefehl  über 
das  Heer.  Wo  dieser  beginnt,  hört  die  Verantwortlichkeit  des 
Kriegsministers  auf  und  tritt  das  persönliche  Recht  des  Kriegsherrn 
ein;  dessen  Armeebefehle  keiner  Kontrasignatur  bedürfen. 

Mit  Recht  haben  die  älteren  und  neueren  Staatsrechtslehrer  das 
Kriegswesen,  meist  unter  demNamen  der  Militärhoheit,  als  einen 
wichtigen  Abschnitt  der  Staatsrechtswissenschaft  behandelt,  sich  aber 
selbstverständlich  auf  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Heeres 
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beschränkt)  alles  andere  der  Kriegswissenschaft  überlassend, 
welche  lehrt,  wie  die  Aktion  des  Heeres  zu  leiten  ist,  damit  das- 
selbe am  sichersten  und  mit  den  geringsten  Opfern  zum  möglichst 
vollständigen  Siege  gelange.  Diese  Wissenschaft  ist  eine  technische 
für  das  Militär.  Das  Militär  recht  in  seinen  verfassungsrecht- 
lichen Grundzügen  ist  ein  Theil  des  Staatsrechtes,  in  seiner  detail- 
lirten  Ausführung  bildet  es  eine  eigene  Disciplin  i. 

Obgleich  das  Heerwesen  ein  durchaus  eigenartiger  Zweig  des 
Staatswesens  ist,  der  nur  aus  dem  Geist  der  ganzen  Institution,  be- 
sonders aus  der  kriegerischen  Zweckbestimmung  des  Heeres,  richtig 
gewürdigt  werden  kann,  so  hängt  dasselbe  doch  wieder  au&  engste 
mit  den  übrigen  staatlichen  Institutionen  zusammen.  Besonders 
steht  die  Heeresverfassung  in  engster  Wechselwirkung  mit  den 
finanziellen  Einrichtungen  des  Staates.  Ohne  das  Substrat  eines 
geordneten  Finanzwesens,  ohne  eine  richtige  Gestaltung  des  Bud- 
getrechtes ist  eine  bleibende,  zuverlässige  Heeresordnung  un- 
möglich. 

Obgleich  man  die  Verwaltung  des  Landheeres  und  der  Marine 
in  den  meisten  Staaten  von  einander  getrennt  und  neben  dem 
Kriegsministerium  ein  besonderes  Marineministerium  errichtet  bat, 
so  dienen  doch  Landheer  und  Seemacht  ganz  demselben  Staats- 
zwecke und  sind  grundsätzlich  keine  verschiedenen  Institutionen. 
Wir  fassen  daher  dieselben  unter  dem  Namen  »Kriegswesen!  zn- 
sammen. 

Eine  besondere  staatliche  Ordnung  verlangt  das  Ejiegswesen 
im  Bundesstaate.  Es  ist  richtig,  dass  eine  bestimmte  Abgren- 
zung zwischen  der  Zuständigkeit  des  Gesammtstaates  und  der  der 
Einzelstaaten  sich  aus  dem  Begriffe  des  Bundesstaates  nicht  dedu- 
ciren  lässt,  sondern  nur  auf  den  Yerfassungsbestimmungen  jedes 
Bundesstaates  in  concreto  beruht.  Aber  soviel  steht  fest,  dass  nur 
der  Bundesstaat  auf  die  Dauer  bestehen  kann,  welcher  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten,  besonders  das  jus  belli  ac  pacis 
und  die  Verfügung  über  das  Heer,  die  Militärhoheit  in  ihren  wesent- 
lichen, entscheidenden  Befugnissen,  in  die  Hand  der  Centralgewalt 
legt.  Die  Verfassung  des  heutigen  deutschen  Reiches  hat  dies  in 
genügender  Weise  gethan,  aber  es  hat  lange  gedauert,  ehe  man  in 
Deutschland  zu  diesem  hohen  nationalen  Ziele  gelangt  ist.   Es  ist 

1  Dieselbe  ist  in  Heidelberg  zum  Gegenstände  einer  besonderen  Vorlesung 
gemacht  worden.  Bei  der  stets  wachsenden  Bedeutung  des  Faches  gewiss  ein 
nachahmenswerthes  Beispiel. 
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dies  nur  auf  Um-  und  Irrwegen  geschehen,  welche  einer  kurzen  ge- 
schichtlichen Darstellung  bedürfen. 

I.  Qesehiehtliehe  Entwiokelung  des  deutsohen  Kriegswesens  ^ 

§  324. 
1)  Die  Zeit  des  Heerbanns  oder  das  Yolk  in  Waffen. 

Das  germanische  Heer  der  ältesten  Zeit  war  »das  Volk  in  Waf- 
fen«. Alle  freien  waffenfähigen  Männer  waren  zum  Kriegsdienste 
verpflichtet.  Dieses  Gesammtaufgebot  war  nicht  nur  zu  Vertheidi- 
gungs-,  sondern  auch  zu  Angriffskriegen  verpflichtet,  welche  die 
Yolk^emeinde  beschlossen  hatte.  Das  Yolksheer  zerfiel  in  Abthei- 
lungen von  je  hundert  Mann ;  die  Streiter  standen  familienweise  bei 
einander.  Neben  diesem  allgemeinen  Ejiegsdienste  gab  es  noch 
einen  besonderen  im  Gefolge  der  Gaufiirsten,  der  auf  freiwilligem 
Eintritt  beruhte.  Das  Gefolge  »comitatusa  wurde  durch  Auswahl 
des  Gefolgeherm  gebildet;  es  war  ihm  »in  pace  decus,  in  hello  prae- 
sidiuma^. 

Auch  im  Frankenreiche  lastete  die  Wehrpflicht  auf  allen  Freien, 
ohne  Unterschied  der  Nation,  nicht  bloss  auf  den  Grundbesitzern, 
wie  dies  von  P.  Roth  gegen  G.  Waitz  dargethan  ist 5;  sie  war 
lediglich  begründet  im  Unterthanenverbande.  Der  von  allen  Freien 
geforderte  Treueid  (Lindesamio)  enthielt  auch  das  Versprechen,  dem 
Heeresaufgebot,  so  oft  es  erging,  Folge  zu  leisten.  Der  König  ver- 
fugte frei  über  alle  Wehrpflichtigen,  ohne  in  dieser  Beziehung  ver- 
fassungsmässig beschränkt  zu  sein.  Wer  im  einzelnen  Falle  und 
unter  welchen  Voraussetzimgen  jemand  auszuziehen  hatte,  bestimmte 
nicht  ein  Gesetz,  sondern  eine  königliche  Verordnung  für  jeden  ein- 
zelnen Fall.  Auch  die  Kapitularien  Karls  des  Grossen  von  802,  807 
und  811  enthalten,  wie  Boretius  (Die  Wehrpflicht  unter  den  Ka- 
rolingern, in  seinen  Beiträgen  zur  Kapitularienkritik  S.  71  ff.)  nach- 
gewiesen hat,  nicht  eine  gesetzliche  Ordnung  der  Wehrpflicht,  son- 
dern ebenfalls  nur  vorübei^ehende  Verordnungen.  Da  die  Leistung 
der  Wehrpflicht  von  der  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  abhing, 

^  G.  A.  St  enz  el,  Versuch  einer  Geschichte  der  Sariegsverfassung  Deutsch- 
lands. Berlin  1820.  General  y.  Peucker,  Das  deutsche  Kriegswesen  der  Urzeit. 
3  Thle.  Berlin  1860.64.  G.  Waitz,  Verfassungsgeschichte  in  verschiedenen 
Bänden. 

«  Brockhaus,  De  comitatu  Germaniae  1863.  Waitz,  I.  S.  227  und  262  ff. 

3  Waitz,  Verfossungsgeschichte  II.  520  ff.  IV.  449  ff.  P.  Roth,  Geschichte 
des  Beneficialwesens  S.  169  ff.  392  ff.  .-^'-'^  i  7n»».  -^ 
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so  war  es  natürlich,  dass  der  Grundbesitz  eine  grosse  Bedeutung  bei 
der  Abmessung  der  kriegerischen  Leistungen  hatte ;  nirgends  aber 
erscheint  er  als  die  einzige  Voraussetzung  derselben.  Dass  die  Ver- 
mögensungleichheit  der  Einzelnen  den  König  bestimmte,  auch  die 
BewafEhung  der  Einzelnen  entsprechend  zu  regeln,  ist  für  das 
IX.  Jahrhundert  ebenso  quellenmässig  bezeugt,  als  dass  dieselbe 
dazu  führte,  minder  bemittelte  Personen  gruppenweise  zu  verbinden, 
den  persönlichen  Auszug  nur  von  Einem  Mitgliede  der  Gruppe  zu 
fordern,  die  anderen  aber  zu  einer  Unterstützung  des  Ausziehenden 
(adjutorium)  zu  verpflichten.  Ein  konstanter  Maassstab  für  die  Ver- 
theilung  der  Wehrpflicht  lässt  sich  nicht  nachweisen.  Die  dadurch 
hervorgerufene  Willkür  der  königlichen  Beamten  bei  Yertheilung 
der  kriegerischen  Lasten,  welche  bei  den  häufigen  Feldzügen  die 
kleinen  Freien  zu  Boden  drückten,  war  ein  Hauptgrund  für  den 
allmählichen  Untergang  des  Heerbannes ,  ja  für  die  Umgestaltung 
der  ganzen  Grundbesitz-  und  Standesverhältnisse  des  Volkes. 

§  325. 

2)  Die  LehensmiUi  des  Hittelalters  ^ 

Während  in  der  deutschen  Urzeit,  wie  im  Frankenreiche,  der 
Schwerpunkt  der  Wehrkraft  im  Fussvolke  gelegen  hatte:  »robur 
apud  peditema,  erhielt,  seit  den  Ungarkriegen,  die  Reiterei  die  vor- 
wiegende Bedeutung.  Diese  militärische  Veränderung  in  der  Be- 
deutung der  Waffengattungen  wirkte  auf  die  staatsrechtliche  Seite 
des  Heerwesens  zurück.  Von  einer  Dienstpflicht  jedes  freien  Man- 
nes, wie  unter  den  Karolingern,  konnte  nicht  mehr  die  Kede  sein. 
Der  Heerbann  verfiel.  Der  Reichskriegsdienst  wurde  ein  Ritter- 
dienst, Waffenrecht  und  Wehrpflicht  die  aristokratische  Standesaus- 
zeichnung  eines  werdenden  neuen  Standes,  des  Ritterstandes, 
welcher  der  erbliche  Kriegerstand  des  Mittelalters,  der  Stand  ider 
zu  Schild  und  Helm  Geborenen«  ist.  Unmittelbar  zum  Kriegs- 
dienst sind  nur  die  Fürsten ,  die  Reichsstädte  und  die  Reichsmini- 
sterialen  verpflichtet.  Damit  tritt  das  Kontingentssystem  in 
unser  Heerwesen.  Die  Landsassen  oder  mittelbaren  Unterthanen 
dienen  nur  ihrem  Landesherm,  welcher  dem  Reiche  sein  Kontin- 

^  y.  Schulte,  Deutsche  Reichs*  und  Rechtsgeschichte,  §  74.  Ludwig  Wei- 
land, Die  Reichsheerfahrt  von  Heinrich  Y.  bis  auf  Heinrieh  VI.  nach  ihrer 
staatsrechtlichen  Seite,  in  den  Forschungen  B.  VH.  S,  113  ff.  F  ick  er,  Ueber 
die  Entstehungsgeschichte  der  exped.  Rcmana  (in  den  Sitzungen  der  Wiener  Aka- 
demie  XXIH.  S.  173—270). 
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gent  zu  stellen  hat.  Wie  er  dies  aufbringt;  ging  das  Reich 
nichts  an.  Die  Grösse  der  zu  stellenden  Kontingente  hing  von  Her- 
kommen oder  von  besonderen  Verträgen  ab.  Eine  allgemeine  Re- 
gulirung  hat  nicht  stattgefunden.  Die  Kontingente  der  Fürsten 
wurden  aus  ihren  Vasallen  und  Dienstmannen  gebildet,  deren  Heer- 
pfiicht  auf  ihren  Gütern  ruhte.  Das  Maass  der  Dienstpflicht  richtete 
sich  jetzt  nach  dem  Grundbesitze,  für  10  Hufen  Lehengut  mussten 
ein  Schwergehamischter  und  zwei  Schildknappen,  für  5  Hufen 
Ministerialgut  ein  Geharnischter  und  ein  Schildknappe  gestellt 
werden  (sogenannte  constitutio  de  expeditione  Romana  aus  dem 
12.  Jahrh.).  Das  Fussvolk  für  den  Reichsdienst  wurde  hauptsäch- 
lich von  den  Reichsstädten  gestellt.  Nur  ausnahmsweise,  bei  plötz- 
licher Landesgefahr,  wurden  die  gewöhnlichen  Landbewohner,  die 
sogenannten  Bauern,  zur  Land  folge  aufgeboten,  welche  mit  ihrer 
Waffenehre  meist  auch  ihre  Freiheit  verloren  hatten.  Wie  der  Zu- 
sammenbruch der  französischen  Lehenskriegsverfassung  sich  in  den 
grossen  Kämpfen  mit  den  Engländern  vollzog,  so  kam  den  Deutschen 
die  Erkenntniss  der  Unbrauchbarkeit  derselben  in  den  Kämpfen 
gegen  die  Hussiten,  welche  den  schwerfälligen  Fanzerreitem  zuerst 
wieder  ein  aus  Fussvolk  gebildetes  Volksheer  entgegenstellten.  Die 
Bitterheere  des  Mittelalters  verloren  mit  der  Erfindung  der  Feuerwaffe 
an  Brauchbarkeit,  doch  wurden  die  Vasallen  noch  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert au%eboten,  zeigten  sich  aber  immer  unbrauchbarer.  Der 
Kern  der  Kontingente  bestand  seit  dem  15.  und  16.  Jahrhundert 
aus  Landsknechten,  welche  für  einzelne  Feldzüge  angeworben 
wurden.  Neben  den  Schweizern  spielten  die  deutschen  Lands- 
knechte die  erste  Rolle,  welche,  unter  ihren  Kriegsobristen,  ge- 
wissermaassen  eine  »Soldatenrepublik«  bildeten,  mit  ihrem  eigenen 
Rechte,  ihren  eigenen  Gebräuchen  und  ihrem  besonderen  Standesbe- 
wusstsein.  Das  Werbesystem  wurde  später  auch  auf  die  Reiterei 
ausgedehnt.  Die  ersten  Versuche,  das  Reichskriegswesen  neu  zu 
ordnen,  fallen  in  die  erste  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts,  die  erste 
Beichsmatrikel  wird  in  das  Jahr  1422  gesetzt.  Aber  selbst  trotz  der 
drohenden  Türkengefahr  blieben  die  Versuche  Kaiser  Maximilians  I., 
die  Kriegsverfassung  des  Reiches  auf  festere  Grundlagen  zu  stellen, 
erfolglos.  Dagegen  ist  er  durch  seine  berühmten  Artikelbriefe 
von  1508  (bei  Lünig,  Corpus  juris  milit.  N.  H.  S.  3)  der  Schöpfer 
des  neuen  deutschen  Militärrechts  geworden ,  ihr  Inhalt  ist  in  alle 
späteren  Militärgesetze  und  Disciplinarordnungen  übergegangen. 

H.  Schulze,  Deutsches  Staatsrecht.  II.  \Q 
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§326. 

3)  Die  Relchskriegs?erfusiiiig  ?o&  1521—18061. 

Auf  dem  Wonnser  Reichstage  wurde  die  Wormser  Matrikel 
von  1521  festgestellt.  (Schmauss  B.  I.  Nr.  XIII.  S.  186  ff.)  Auf 
Grund  dieser  Matrikel  bewilligten  die  Stände  dem  Kaiser  Karl  Y. 
für  einen  beabsichtigten  Römerzug  4000  Reiter  und  20000  Mann 
Fussknechte.  Als  Monatslöhnung  nahm  man  für  jeden  Reiter  12, 
für  jeden  Fussknecht  4  Gulden  an ,  wonach  die  sogenannten  Bö- 
mermonate  berechnet  wurden,  welche  bis  zum  Ende  des  Reiches 
der  regelmässige  Steuerfuss  für  alle  Reichsumlagen  blieben  [S.  64;. 
Auf  die  Wormser  Matrikel  wurde  in  den  folgenden  Reichsabschie- 
den zurückgegangen.  So  heisst  es  in  einem  Reichsabschiede  Kaiser 
Rudolfs  II.  von  1582  §  82 :  »Weil  diese  Matrikel  mit  Rath  und  Be- 
willigung gemeiner  Stände  für  Unsere  und  des  heiligen  Reiches 
gerechte  und  gewisse  Matrikel  zu  halten,  so  setzen  wir,  dass  dersel- 
ben im  Votiren  zu  folgen  und  alle  die  Stände  bei  den  Anschlagen 
zu  belassen  seiener.  Kaiser  Maximilian  II.  ging  an  die  Durchsicht 
der  alten  Bestallungen  und  verglich  mit  den  Ständen  »die  Erneute 
gemeine  deutsche  Reuterbestallung  und  der  deutschen  Kjiechte  Ar- 
tikel von  1570  (Lünig  a.  a.  O.  Nr.  VI.  S.  58  ff.).  Diese  224  Kriegs- 
artikel für  Reiter  und  Fussknechte  sind  errichtet  «zur  Erhaltung 
besseren  Kriegsregiments  und  Pflanzung  der  alten  deutschen  Zucht, 
Ehrbarkeit  und  Redlichkeit  in  Kriegszeitena.  In  denselben  sind 
die  Grundlagen  unseres  neueren  Militärrechts,  besonders  des  Müi- 
tärstrafrechts  enthalten.  Später  wurde  durch  den  Reichsschluss  von 
1681  festgestellt  (Schmauss  S.  1095  ff.  Jahns  a.  a.  O.  S.  133  ff.), 
dass  die  Reichsarmee  in  simplo  aus  40000  Mann,  und  zwar  12000 
Mann  zu  Pferde  und  28000  Mann  zu  Fusse  bestehen  sollte.  Ein 
anderer  Reichsschluss  desselben  Jahres  vertheilte  die  ganze  Mann- 
schaft auf  die  10  Kreise  und  überliess  jedem  Reichskreise  die 
Subrepartition  der  ihm  angesetzten  Quote.  Seitdem  ist  bei  jedem 


<  B.  I.  §  31.  S.  62.  Corpus  juris  militaris  des  heil  römischen  Reiches  t.  Lü- 
nig. Leipzig  1723.  (ReicUialtige  Sammlung  der  Kriegsgesetse  des  deutsehea 
Reiches  und  anderer  Staaten).  Pragmatische  Erörterung  der  Grundsfttie 
der  deutschen  Kriegsverfassung  (von  G.  F.  v.  Blum)  Frankf.  u.  Leipzig  17d5. 
Patter,  Inst.  §  384  ff.  Leist,  Staatsr.  §  250.  Sehr  klar  und  übersichtlich:  Hä- 
b  erlin,  B.  II.  S.  235  ff.  Derselbe  im  Staatsarchiv!.  Heft.  A.  IV.  Von  neuen 
Arbeiten  ist  besonders  hervorzuheben:  M.  Jahns,  Zur  Geschichte  der  Kriegs* 
Verfassung  des  deutschen  Reiches,  in  den  preussischen  Jahrbüchern  Bd.  XXXEL 
S.  1  ff.  113  ff.  443  ff.  B.  XL.  S.  500  ff. 
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Reichskriege  nicht  nur  der  Kreismannschaüisfuss  von  1681  erneuert, 
sondern  zugleich  bestimmt  worden,  ob  das  Duplum,  Triplum,  Qua- 
druplum,  Quintuplum  u.  s.  w.  von  den  40000  Mann  gestellt  werden 
sollte.  Jeder  Kreisstand  haftete  dem  Kreise  für  die  richtige  Stel- 
lung seines  Kontingentes  und  musste  zugleich  für  dessen  Sold, 
Proviant,  Munition  und  Rekrutirung  sorgen.  Die  so  zusammenge- 
setzten Kreiskontingente  traten  alsdann,  unter  Anfuhrung  der 
Reichsgeneralität,  zur  Reichsarmee  zusammen  und  wurden  dann 
für  Kaiser  und  Reich  in  Pflicht  genommen.  Der  Höchstkomman- 
dirende  wurde  von  Kaiser  und  Reich  durch  einen  Reichsschluss 
ernannt. 

Im  18.  Jahrhundert  findet  keine  Weiterentwickelung  der  deut- 
schen Kriegsverfassung  statt.  Alle  die  zahlreichen  wohlgemeinten 
Reformvorschläge  blieben  pia  desideria.  Die  lächerliche  Kleinheit 
der  meisten  Kontingente,  die  Verschiedenheit  derselben  in  Bewaff- 
nung und  Ausrüstung,  der  Mangel  an  einheitlicher  Leitung  hingen 
mit  dem  unüberwindlichen  Sondergeiste  und  der  kleinlichen  Eifer- 
sucht der  Reichsstände  zusammen,  Uebelstände,  welche  sich  nur 
mit  dem  endlichen  Bruche  der  ganzen  Zustände  beseitigen  Hessen. 
Die  Kriegsverfassung  war  die  kläglichste  Seite  dieser  verkommenen 
Staatszustände.  Durch  sie  war  das  Heer  des  mannhaftesten  und 
kriegerischsten  Volkes,  die  Reichsarmee,  zum  Gespött  von  Europa 
geworden.  »Willst  du  das  römische  Reich  kennen  lemeno,  sagt  Mo- 
ser, wo  er  von  der  Kriegs  Verfassung  handelt,  »so  lies  dies  Buch. 
Präsentirt  es  sich  darin  von  keiner  vortheilhaften  Seite,  was  kann 
ich  dafür«. 

§327. 

4)  DleBuideslcrlegsverfusiiiigi. 

Die  Kriegsverfassung  des  Rheinbundes  bildet  den  Uebergang 
von  der  des  deutschen  Reiches  zu  der  des  deutschen  Bundes.  Durch 
die  Aufhebung  der  kleinsten  Staatsatome  verschwanden  wenigstens 
die  lächerUchsten  Kontingente.  In  der  strengen  Schule  des  grossen 
Eroberers  bildeten  sich  grössere  wehrfähige  Heereskörper  aus.  Im 
Gegensatze  zu  der  verwickelten  Berechnungsart  des  Reichsmatriku- 
laranschlages  waren  jetzt  die  Kontingente  in  runden  Summen  an- 
gegeben.  Jedes  Kontingent  war  in  vier  Theile  zerlegt  und  Fall  für 

1  H.  Zöpfl,  Grundsätae  Th.  II.  §  493—503,  S.  700  ff.  und  H.  A.  Zachariä, 
Staatsr.  Th.  IL  §  268—293.  Klüber,  OeffentLRecht  §  196—211.  Gute  kritische 
Bemerkungen  bei  Jahns  a.  a.  O. 

16» 
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Fall  sollte  bestimmt  werden,  wie  viel  dieser  Theile,  welche  den  alten 
Simplen  entsprachen,  mobil  zu  machen  seien.  Nach  den  Grund- 
sätzen der  Rheinbundsakte  galt  die  «conscription  militairec  als  ein 
nothwendiger  Bestandtheil  der  Staatsgewalt,  wie  diese  in  Frank- 
reich durch  die  »loi  du  1 9  fiructidor  an  VI«  eingeführt  worden  war. 
Dadurch  drang  ein  Satz  in  das  neue  deutsche  Staatsrecht  ein ,  wel- 
cher zu  Reichszeiten  keineswegs  allgemein  anerkannt  war. 

Nach  den  traurigen  Erfahrungen  so  vieler  Jahrhunderte  war  es 
natürlich,  dass  man  bei  Gründung  des  deutschen  Bundes  vor  allem 
an  die  Herstellung  einer  einheitlichen  und  kräftigen  Kriegsverfieis- 
sung  dachte.  Besonders  in  den  verschiedenen  preussischen  Ent- 
würfen steht  das  Postulat  obenan:  »Die  Militärverfieussung  des  Bun- 
des muss  stark  und  kräftig  sein  und  schnelle  Hülfe  gewähren«.  Aber 
der  Verwirklichung  solcher  Pläne  standen  auch  jetzt  der  Sonder- 
geist und  die  Souveränetätssucht  der  Fürsten,  besonders  der  Mittel- 
staaten, entgegen,  welche  auf  ihr  selbständiges  Kriegsrecht  nicht 
verzichten  und  nicht  ein  Titelchen  ihrer  Militärhoheit  der  Gesammt- 
heit  opfern  wollten.  Die  Bundesakte  vom  10.  Juni  1815  bezeichnet 
in  Artikel  10  die  Ordnung  der  Militärverhältnisse  als  dritten  Be- 
rathungsgegenstand  der  Bundesversammlung.  Diese  unterz<^  sich 
auch  dieser  Aufgabe  und  aus  ihren  Berathungen  gingen  »die  all- 
gemeinen Grundrisse  und  wesentlichen  Bestimmungen 
der  Bundeskriegsverfassunga  vom  21.  April  1821  hervor* 
(G.  V.  Meyer  B.  II S.  124  ff.).  Die  weitere  Ausfuhrung  dieser  Grund- 
risse ist  in  den  »Näheren  Bestimmungen  der  Ejiegsverfassung  des 
deutschen  Bundes«  enthalten,  welche  in  10  Abschnitten  97  Para- 
graphen enthalten,  von  denen  die  fünf  ersten  Abschnitte  durch  Bun- 
desbeschluss  vom  12.  April  1821,  die  fünf  letzten  durch  Bundesbe- 
schluss  vom  11.  Juli  1822  zu  Stande  gekommen  sind.  Durch  Bon- 
desbeschluss  vom  4.  Januar  1855  sind  an  die  Stelle  der  fünf  ersten 
Abschnitte  neue  Bestimmungen  getreten,  sogenannte  revidirte 
Kriegsverfassung(G.  V.Meyer  B.  IIS.  622  ff.).  Die  Kriegsmacht 
des  Bundes  setzte  sich  aus  den  Kontingenten  der  Einzelstaaten  zu- 
sammen. Die  Kontingente  wurden  nach  der  neuesten  Matrikel  vom 

1  Hier  gelangte  der  Sondergeist,  welcher  die  Selbstfindigkeit  selbst  der  klein» 
sten  Kontingente  erhalten  wissen  wollte,  zum  vollen  Siege.  So  heisst  es  in  Arti- 
kel 5 :  »Kein  Bundesstaat,  dessen  Kontingent  ein  oder  mehrere  Armeekorps  für 
sich  allein  bildet,  darf  Kontingente  anderer  Bundesstaaten  mit  den  seinigen 
in  eine  AbtheUung  yereinigena.  Artikel  8 :  »Nach  der  grundgesetslichen  Gleieh- 
heit  der  Rechte  und  Pflichten  soll  selbst  der  Schein  der  Suprematie  eines 
Bundesstaates  vermieden  werden«. 
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26.  Januar  1860  (Zöpfl  a.  a.  O.  S.  921)  auf  die  einzelnen  Staaten  nach 
der  Seelenzahl  vertheilt;  das  Hauptkontingent  soll  IY2  Procent  der 
matrikularmässigen  Bevölkerung  betragen,  das  Ersatzkontingent 
^/s  Procent.  Das  Verhältniss  der  Beiterei  des  Bundesheeres  wird 
auf  Ys  d^^  Gesammtzahl  des  Kontingents  festgestellt.  Auf  je  1000 
Mann  des  Haupt-  und  Ersatzkontingentes  werden  2^2  Stücke  Ge- 
schütz gerechnet.  Das  Bundesheer  besteht  aus  sieben  ungemischten 
und  drei  gemischten  Armeekorps,  deren  jedes  in  Abtheilungen  vonDi- 
yisionen,  Brigaden,  Bregimentem,  Bataillonen^  Kompagnien,  Schwa- 
dronen und  Batterien  zerfällt.  Dazu  kam  noch  die  Breserveinfante- 
liedi Vision,  bestehend  aus  den  Kontingenten  der  kleinsten  Staaten, 
denen  die  Stellung  von  Breiterei  und  Geschützen  erlassen  war.  Die 
Heeresmacht  sollte  sich  in  einem  Zustande  befinden,  welcher  geeig- 
net wäre,  im  eintretenden  Falle  aus  dem  Friedensstande  in  die 
Kriegsbereitschaft  mit  erforderlicher  Beschleunigung  überzugehen. 
Der  Bund  hat  darüber  zu  beschliessen,  ob  von  jedem  Bundesstaate 
nur  ein  Theil  oder  das  Ganze  des  Haupt-  und  Ersatzkontingents  zu 
stellen  sei.  Im  Falle  einer  Mobilmachung  wird  der  Oberfeldherr 
von  dem  Bunde  im  engeren  Bathe  erwählt.  Die  Stelle  hört  mit  der 
Auflösung  des  Bundesheeres  wieder  auf.  Derselbe  soll  sich  zum 
Bunde  wie  jeder  kommandirende  General  zu  seinem  Souverän  ver- 
halten. Die  Bundesversammlung  ist  die  einzige  Behörde,  von  wel- 
cher er  Vollmachten,  Instruktionen  und  Befehle  entgegenzunehmen 
hat.  Er  ist  dem  Bunde  persönlich  verantwortlich  und  kann  vor 
ein  Kriegsgericht  gestellt  werden.  Ausser  dem  Oberfeldherm  wurde 
von  der  Bundesversammlung  auch  sein  Stellvertreter,  »der  General- 
lieutenant des  Bundes«  gewählt. 

Die  Truppen  der  Einzelstaaten  unterlagen  auch  in  Friedens- 
zeiten einer  zeitweisen  Inspektion  durch  den  Bund.  Die  Beichs- 
festungen  Kehl  und  Philippsburg  waren  schon  seit  dem  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  aufgegeben,  dagegen  wurden  durch  europäi- 
sche Verträge  drei  Plätze  ausersehen ,  welche  dem  Bunde  zur  Be- 
festigung überlassen  werden  sollten,  jedoch  unbeschadet  der  Ge- 
bietshoheit der  betreffenden  Landesherm.  Dies  waren  Mainz, 
Liuxemburg  und  Landau.  Durch  Bundesbeschluss  vom  28.  Juli 
1825  (G.  V.  Meyer  B.  H  S.  171)  wurden  die  Verhältnisse  der  drei 
Sundesfestungen  zum  Bunde  näher  bestimmt  und  namentlich  die 
Orundsätze  für  die  Uebemahme,  Herstellung  und  Erhaltung  der 
Festungswerke  und  der  Geschäftsverkehr  der  Gouverneure  und 
Kommandanten  mit  der  Bundesversammlung  festgestellt.     Durch 
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Bundesbeschluss  vom  26.  März  1841  wurde  beschlossen,  dass  zur 
Sicherung  der  oberrheinischen  Grenze  die  Plätze  von  Ulm  und 
Rastatt  befestigt  werden  sollten;  auch  über  die  Besatzungsverhalt- 
nisse dieser  Bundesfestungen  wurden  ausführliche  Bestimmungen 
getroffen.  Neben  dem  aus  der  Bundesversammlung  gebildeten  Mi- 
litärausschusse bestand  eine  technische  Militärkommission 
des  Bundes,  welche  der  Bundesversammlung  technische  Militär- 
arbeiten  zu  liefern,  die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Bundes- 
festungen und  den  Militärdienst  in  denselben  zu  fuhren,  die  von 
der  Bundesversammlung  angeordneten  fortifikatorischen  Arbeiten 
zu  leiten  hatte. 

Unzweifelhaft  waren  die  Bestimmungen  des  deutschen  Bundes- 
rechtes über  das  Heerwesen  viel  zweckentsprechender,  als  die  Ein- 
richtungen des  älteren  deutschen  Reiches.  In  technischer  Beziehung 
waren  grosse  Fortschritte  gemacht  und  manches  Nützliche  durch- 
gesetzt. Die  Kontingente  der  Mittelstaaten  standen  unendlich  hoch 
über  der  buntscheckigen  Musterkarte  der  Kontingente  des  ehema- 
ligen schwäbischen  und  fränkischen  Kreises.  Dennoch  entsprach 
die  Bundeskriegsverfassung  den  Anforderungen  keineswegs,  welche 
die  deutsche  Nation  in  ihrer  gefährdeten  Lage  inmitten  centrali- 
sirter  Grossmächte  an  ihre  nationale  Kriegsmacht  stellen  musste. 
Vor  allem  zeigte  es  sich,  das  alle  technisch  noch  so  vortrefflichen 
Vorschriften  ohne  Wirksamkeit  bleiben,  wenn  es  an  einem  einheit- 
lichen Oberbefehle  fehlt.  Das  Institut  des  Bundesoberfeldherm  war 
ein  inhaltsloser  Schemen.  Nur  wenn  die  auswärtige  Politik  von 
derselben  Hand  einheitlich  geleitet  wird,  welche  auch  den  Oberbe- 
fehl über  das  Heer  führt,  ist  einem  Volke  seine  Sicherheit  und  seine 
Machtstellung  im  Staatensystem  genügend  verbürgt.  Bei  dem  aus- 
gesprochenen Gegensatze  zweier  Grossmächte ,  bei  der  Souveräne- 
tätssucht  der  mittleren,  bei  der  staatlichen  Impotenz  der  kleineren 
Staaten,  bei  dem  vielköpfigen  Regiment  des  Bundestages,  war  die 
Herstellung  einer  kräftigen  Heeresverfassung  so  unm(%lich,  wie  die 
Quadratur  des  Zirkels.  Darum  scheiterten  alle  noch  so  gut  gemein- 
ten und  sachverständigen  Reformvorschläge,  besonders  Preussens, 
an  diesen  politischen  Gegensätzen.  Dagegen  ging  aus  der  selbstän- 
digen Entwickelung  dieses  Staates  die  neue  Heeresverfassung 
Deutschlands  hervor. 
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§328. 

5)  Die  preuslsclie  Armee  als  KrystalUsationskeni  der  dentscben  Heeresver- 

fassvBgi. 

Während  die  Ejriegsyerfassung  des  deutschen  Reiches  die  kläg- 
lichste von  der  Welt  war,  machte  der  junge  aufctrebende  Staat 
Brandenburg-Preussen  die  Pflege  des  Heerwesens  zu  seiner  ober- 
sten Lebensaufgabe.  Auf  keinem  Gebiete  des  Staatslebens  ist  die 
deutsche  Entwickelung  so  durch  die  preussische  bestimmt  worden, 
wie  auf  diesem.  Preussen  hat  hier  Deutschland  zwei  Jahrhunderte 
vorgearbeitet,  bis  die  deutsche  Wehrkraft  mit  der  preussischen  zu 
einer  einheitlichen  verschmolzen  werden  konnte. 

Der  grosse  Kurfürst,  der  Schöpfer  des  preussischen  Staates,  ist 
auch  der  Schöpfer  der  preussischen  Armee  gewesen.  Bis  auf  ihn 
unterscheidet  sich  das  brandenburgische  Heerwesen  in  nichts  von 
dem  anderer  Territorien.  Neben  den  bisweilen  noch  angebotenen 
unbrauchbaren  LehensmiUzen  bestand  die  Wehrkraft  der  Kurfür- 
sten von  Brandenburg  lediglich  aus,  für  den  einzelnen  Feldzug  ge- 
worbenen Truppen.  »Die  Obersten  der  Regimenter  waren  Privat- 
unternehmer, welche  das  Geld  zur  Werbung  vorschössen,  häufig 
auch  zum  Sold  der  Truppen,  sie  ernannten  die  subalternen  Offiziere, 
die,  wie  die  gesammte  Mannschaft,  nur  ihnen  gehorchten.  Nur 
äusserst  lose  waren  die  BrCgimenter  durch  die  Kapitulation  ihrer 
Obersten  mit  dem  Landesherm  verbunden«.  Der  grosse  Kurfürst 
konnte  diese  Zustände  nicht  sogleich  beseitigen.  Als  ihm  aber  gelun- 
gen war,  nach  schwierigen  und  langwierigen  Verhandlungen  mit  den 
Landständen  bleibende  ökonomische  Grundlagen  zu  erlangen,  ging 
er  daran,  ein  stehendes  Heer  zu  schaffen.  Freilich  bestand  das- 
selbe noch  aus  geworbenen  Truppen,  aber  die  Werbung,  früher  ein 
Privatuntemehmen  spekulativer  Obersten,  wurde  jetzt  staatliche 
Angelegenheit.  Was  bisher  planlos  gewesen  war,  wurde  einer  festen 
Regel  unterworfen.  .  »Der  Name  des  Landsknechtes  verschwindet, 
wie^dicgletzten  Reste  der  demokratischen,  längst  freilich  entarteten 
Soldatenrepublik.   Sicher  und  fest  erhebt  sich  auf  dem  Boden  des 

1  A.  y.  Crou  saz,  Die  Organisation  des  brandenburgischen  und  preussischen 
Heeres  seit  1640.  II.  Aufl.  I.  u.  11.  Theil.  Berlin  1873.  Schmoller,  Die  Ent- 
stehung des  preussischen  Heeres  von  1640 — 1740  in  der  deutschen  Bundschau 
B.  Xn.  S.  245  ff.  Isaacsohn,  Geschichte  des  preussischen  Beamtenthums.  B.  HE. 
Eingehend  berücksichtigt  wird  die  Geschichte  der  Heeresverfassung  in  ihren  ver- 
schiedenen Entwickelungsphasen  inDroysens  Geschichte  der  preussischen Po- 
Htik. 
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energischen  fürstlichen  Regiments  die  mannigfach  gegliederte  Hee- 
resverfassung«  (Schmoller  a.a.  O.).  Der  Kurfürst  fing  an,  die  Offi- 
ziersgrade, besonders  Titel  und  Rang  eines  Obersten,  unabhängig 
von  der  Kapitulation  über  ein  Regiment  zu  verleihen,  doch  gelanges 
ihm  noch  nicht,  die  Ernennung  aller  Offiziere  den  Obersten  zu  ent- 
winden. Erst  unter  König  Friedrich  Wilhelm  I.  wurde  das  unbe- 
schränkte monarchische  Emennungsrecht  durchgesetzt.  Wahrend 
die  früheren  Kurfürsten  im  Frieden  nur  einige  Haustnippen  gehal- 
ten hatten,  bestand  zuletzt  das  stehende  Heer  des  grossen  Kurfür- 
sten aus  20000  Mann,  worunter  der  fünfte  Theil  Reiterei  war.  Ein 
Kriegsrecht  erliess  der  grosse  Kurfürst  bereits  1655,  wiederholt  im 
Jahre  1665  (Mylius  III  Nr.  XXV  und  XXX),  welches  als  die 
Grundlage  der  späteren  preussischen  Kriegsrechtsgesetzgebung  an- 
zusehen ist.  Die  Artikelbriefe  der  Landsknechte ,  ein  Vertrag  zwi- 
schen Obersten  und  Soldaten,  wurden  zum  fürstlichen  E^egsrechte. 
Bei  diesen  kriegsrechtlichen  Gesetzen  des  grossen  Kurfürsten  wur- 
den besonders  die  berühmten  Kriegsartikel  König  Gustav  Adolphs 
von  Schweden  vom  Jahre  1621  als  Vorbild  benutzt.  König  Fried- 
rich Wilhelm  I.  war  es ,  welcher  Preussen  zuerst  die  Signatar  des 
Militärstaates  aufprägte.  Bis  auf  ihn  wurde  die  Rekrutirung  der 
Armee  nur  durch  Werbung  im  In-  und  Auslande  besorgt.  Dieser 
König  verwirklichte  dagegen  in  seinem  Kantonssystem  den  Ge- 
danken der  allgemeinen  Wehrpflicht,  soweit  dieselbe  damals  durch- 
fuhrbar war.  Nach  seinem  Kantonsreglement  vom  15.  September 
1733  sollten  die  jungen  Leute  der  Städte  und  des  platten  Landes, 
der  gutsherrlichen,  wie  der  Amtsdörfer,  mit  einer  Reihe  sachge- 
mässer  Ausnahmen,  sowie  der  Exemtion  des  Adels  und  des  höheren 
Bürgerstandes,  dienstpflichtig  sein.  Das  ganze  Land  wurde  nach 
Bezirken  unter  die  einzelnen  Regimenter  und  in  diesen  Bezirken 
wieder  die  einzelnen  zu  diesem  Zwecke  bezeichneten  Feuerstellen 
unter  die  Hauptmannschaften  vertheilt.  Von  nun  an  wurde  etwa 
die  Hälfte  der  jährlichen  Rekruten  aus  den  Kantons  beschafft,  die 
Hälfte  durch  Werbung  im  Auslande.  Die  neuen  Kriegsartikel  vom 
12.  Juli  1713  gelten  nur  noch  für  Unteroffiziere  und  Gemeine,  für 
das  Offizierkorps  schreibt  das  Dienstreglement  vor:  sDer  Offizier 
soll  gehorchen,  es  sei  denn,  dass  ihm  etwas  wider  die  Ehre  befoh- 
len wirdtf.  Der  Offizierstand  wird  zu  einem  besonderen  Ehrenstand; 
Nichtadlige  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  I.  keineswegs  von  ihm 
ausgeschlossen ;  in  der  Hauptsache  ergänzt  er  sich  aus  dem  einhei- 
mischen Landesadel.  So  schuf  sich  das  Königthum  aus  dem  einst  so 


Digitized  by  VjOOQ IC 


9.  Das  Kriegswesen  des  Reiches.  249 

unbotmässigen  Junkerthum  der  Marken  das  in  seiner  Art  einzige 
Material  des  altpreussischen  Ofiizierkorps,  welches  dem  Heere  allein 
jene  strenge  militärische  Durchbildung  geben  konnte,  welches  in 
glänzenden  Siegen,  wie  nach  schweren  Niederlagen,  der  feste  Halt 
der  Truppen  gewesen  ist. 

Schon  unter  dem  grossen  Kurfürsten  war  für  die  Armee  ein 
einheitliches  Kommando  und  Exercitium  eingeführt.  Der  eigent- 
liche Exerciermeister  der  preussischen  Armee ,  der  Begründer  ihrer 
eisernen  Disciplin  wurde  König  Friedrich  Wilhelm  I.  in  Verbin- 
dung mit  dem  Fürsten  Leopold  von  Dessau.  Die  preussische  Armee 
hatte  1713  nur  38000  Mann  betragen,  1740  fand  Friedrich  H.  eine 
schlagfertige  Armee  von  80000  Mann  wohlgeübter  Truppen  vor,  mit 
welchen  er  seine  glorreichen  Si^e  errang.  Die  durch  beispiellose 
kriegerische  Erfolge  erkämpfte  Machtstellung  seines  Staates  konnte 
Friedrich  H,  nur  dadurch  behaupten,  dass  er  der  Armee  die  sorg- 
faltigste Ausbildung  angedeihen  liess.  In  der  langen  Friedenszeit 
von  1763 — 1786  vermehrte  er  das  Heer  auf  200000  Mann,  darunter 
40000  Mann  Reiterei  und  12000  Mann  Artillerie;  dasselbe  bestand 
zur  Hälfte  bis  zu  einem  Drittel  aus  geworbenen  Ausländem. 

Die  Heeresverfassung  blieb  so  ziemlich  unverändert  bis  zum 
Falle  des  preussischen  Staates  in  den  Jahren  1806  und  1807.  Der 
umfassenden  Neugestaltung  der  Staatsverwaltung  ging  die  Reform 
des  Heerwesens  zur  Seite ,  welche  von  Männern  wie  Schamhorst, 
Grneisenau,  Grolmann  und  Boyen  durchgeführt  wurde.  Im  August 
1808  erschien  eine  Reihe  von  Verordnungen,  welche  die  geistige 
und  sittliche  Hebung  des  Heeres  beabsichtigten  (bei  Mathis,  Jurist. 
Monatsschr.  B.  VI  H.  5],  so  die  Kriegsartikel  vom  3.  August  1808, 
welche  die  entehrenden  und  grausamen  körperlichen  Strafen  besei- 
tigten, das  Reglement  über  Besetzung  der  Of&ziersstellen  vom 
$•  August  1808,  welches  erklärte:  »Aller  bisher  stattgehabter  Vor- 
zug des  Standes  hört  beim  Militär  ganz  auf  und  jeder  ohne  Rück- 
sicht auf  seine  Herkunft  hat  gleiche  Rechte  und  Pflichtena.  Die 
Werbungen  im  Auslande  wurden  völlig  abgeschafft,  die  Armee  sollte 
nur  aus  Landeskindern  bestehen.  Während  der  Vertrag  mit  Frank- 
reich vom  September  1808  das  Maximum  der  Truppenzahl,  welche 
Preussen  halten  durfte,  auf  40000  Mann  feststellte,  schuf  Schar n- 
horst  durch  sein  sogenanntes  Krümpersystem,  wonach  aUe  drei 
Monate  eine  Anzahl  Rekruten  eingezogen,  nothdürftig  ausgebildet 
und  dann  wieder  entlassen  wurde,  um  durch  neue  ersetzt  zu  wer- 
den, eine  bedeutende  Reserve,  welche  für  die  Zeit  der  Erhebung 
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zur  Verstärkung  der  stehenden  Armee  benutzt  werden  konnte.  In 
dieser  Zeit  wurden  die  Grundlagen  des  preussischen  Yolksheeres 
geschaffen.  Am  3.  September  1814  (Gesetzsammlung  S.  78)  wurde 
die  allgemeine  Wehrpflicht,  jene  grosse  Maassregel,  welche 
Schamhorst  so  lange  vorbereitet  und  für  die  Dauer  des  Krieges  von 
1813  durchgesetzt  hatte,  zum  bleibenden  gesetzlichen  Grrundsatze 
erhoben.  Die  schon  im  Eüege  so  rühmlich  bewährte  Landwehr 
wurde  durch  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1815  und  der  folgenden 
.lahre  weiter  ausgebildet  und  zu  einer  wichtigen  organischen  Ein- 
richtung der  preussischen  Kriegsverfassung  gemacht.  Am  22.  De- 
cember  1819  erliess  König  Friedrich  Wilhelm  IQ.  eine  Verordnung, 
durch  welche  die  Anzahl  und  die  Präsenzstärke  der  Kadres  der 
Armee  ein  für  allemal  festgestellt  und  mit  den|  gesetzlich  fixirten 
Landwehrbezirken  in  Verbindung  gebracht  wurde.  Zum  ersten 
Male  im  modernen  Europa  wurde  hier  das  Princip  der  Gleichheit, 
der  Gedanke  einer  volksthümlichen|Heeresver£Eissung  im  grossen 
Style,  in  ernstlichen,  militärischen  Formen  durchgeführt.  Nur  in 
Preussen  war  »das  Volk  in  Waffen«  wieder  eine  Wahrheit. 

Aber  auch  diese  grossartige  Wehrverfassung  der  Freiheitskriege 
hatte  in  der  langen  Friedenszeit,  besonders  bei  mehrfachen  Mobil- 
machungen, ihre  Schwächen  gezeigt.  Wollte  Preussen  seine  Macht- 
stellung in  Europa  behaupten  und  besonders  die  ihm  zugefisdlene 
nationale  Au%abe  siegreich  durchführen,  so  musste  es  seine  Heeres- 
verfassung  den  Bedtirfiiissen  der  Gegenwart  anpassen  und,  unter 
Beibehaltung  der  alten  bewährten  Grundlagen,  eine  Beorganisation 
durchführen,  welche  die  preussische  Armee  den  Heeren  der  übrigen 
Grossmächte  numerisch  gleich  stellte  und  die  schnelle  Schlagfertig- 
keit derselben  sicherte.  Dies  mit  scharfem  militärischen  Blicke 
erkannt  und  trotz  allesJWiderstandes  durchgeführt  zu  haben,  ist 
dag  persönliche  Verdienst  König  Wilhelms  I.  ^.  Um  das  stehende 
Friedensheer  von  150000  Mann  auf  200000  Mann  zu  vermehren, 
sollte  die  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere  von  7  Jahren  auf  8  Jahre 
erhöht,  die  wirkliche  Dienstzeit,  die  thatsächlich  auf  2  und  2  Ys  Jahre 
herabgegangen  war,  in  der  gesetzlichen  Dauer  von  3  Jahren  festge- 
halten werden.   Um  weitere  Kadres  zu  gewinnen,  sollten  die  Lifsui- 


■  Erklärung  des  Königs  vom  23.  Oktober  1862:  »Was  die  Milit&rreorganis«- 
tion  betrifft,  so  ist  diese  mein  eigenstes  Werk  und  ich  bemerke  hierbei,  es 
^iebt  kein  Boninsches  und  kein  Boonsches  Projekt,  es  ist  mein  eigenes  und  ich 
habe  daran  gearbeitet  nach  meinen  Erfahrungen  und  pflichtgemässer  üebeneu- 
gung.  Ich  werde  fest  daran  halten.« 
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teriebataillone  von  135  auf  255  erhöht  und  18  neue  Kavallerieregi- 
menter errichtet  werden;  dagegen  sollte  die  Landwehr  aus  dem  in 
erster  Linie  zu  mobilisirenden  Küegsheer  ausgeschieden  werden,  der 
Unterschied  zwischen  Landwehr  ersten  und  zweiten  Aufgebotes  hin- 
wegfallen. Trotz  des  heiss  entbrannten  Konfliktes  mit  dem  Abge- 
ordnetenhause, welchem  der  Buchstabe  der  Verfassung,  besonders 
Artikel  99,  unzweifelhaft  zur  Seite  stand,  wurde  die  Reorganisation 
auf  diesen  Grundlagen  durchgeführt  und  damit  der  preussischen 
Begierung  das  gewaltige  Werkzeug  in  die  Hand  gegeben,  durch 
welches  sie  1866  die  Lösung  der  deutschen  Frage  siegreich  durch- 
fuhren konnte.  So  war  es  möglich,  die  so  bewährte  preussische 
Heeresverfassung  unmittelbar  auf  den  norddeutschen  Bund ,  dann 
auf  ganz  Deutschland  zu  übertragen.  Hatte  dieselbe  ihre  thatsäch- 
liche  Sanktion  bereits  auf  den  böhmischen  Schlachtfeldern  erhalten, 
so  fand  sie  ihre  gesetzliche  Bestätigung  nicht  mehr  innerhalb  der 
preussischen,  sondern  erst  1867  innerhalb  der  norddeutschen  Ge- 
setzgebung. 

§329. 

6)  Endliche  Herstelliug  eines  einheitlichen  Heerwesens  durch  den  norddeut- 
schen Bond  und  das  deutsche  Reich. 

Kein  Staat  hatte  so  unablässig  auf  die  Beform  der  Bundes- 
kriegsverfassung hingearbeitet  wie  Preussen.  Dieses  Bestreben  bil- 
dete den  vornehmsten  Inhalt  seiner  Bundespolitik  von  1830  bis 
1866;  »ihre  Brennpunkte  waren  die  Frage  wegen  des  Oberbefehls 
im  Kriege  und  die  wegen  des  Anschlusses  der  an  sich  ohnmächtigen 
kleinstaatlichen  Kontingente  an  grössere  Heereskörper«  (Jahns;. 
Aber  alle  dahin  zielenden  Vorschläge  blieben  erfolglos,  solange  der 
alte  Bund  bestand.  Darum  standen  die  Vorschläge  für  die  Heeres- 
reform in  den  preussischen  Grundzügen  einer  neuen  Bundesver- 
fEissung  vom  10.  Juni  1866  obenan.  Die  gesammte  Landmacht  des 
Bundes  sollte  in  zwei  Bundesheere  eingetheilt  werden ,  die  Nord- 
und  die  Südarmee,  über  jene  sollte  der  König  von  Preussen,  über 
diese  der  König  von  Bayern  in  Kjrieg  und  Frieden  den  Oberbefehl 
fuhren.  Die  beiden  Oberfeldherren  sollten  innerhalb  der  von  ihnen 
befehligten  Armee  für  die  Vollzähligkeit  und  Kriegstüchtigkeit  ihrer 
Kontingente  Sorge  tragen.  Kommandos,  unter  welchen  mehr  als 
ein  Kontingent  steht,  sollte  der  Oberfeldherr  besetzen.  Auch  sollte 
dieser  das  Becht  haben,  in  den  nach  seiner  Ueberzeugung  dringen- 
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den  Fällen  die  kriegsbereite  Aufstellung  jedes  Theiles  der  von  ihm 
befehligten  Bundesarmee  innerhalb  des  Gebietes  der  letzteren,  vor- 
behaltlich späterer  Genehmigung  durch  Bundesbeschluss ,  anzu- 
ordnen. Die  Kontii^ente  aller  Bundesstaaten  sollten  durch  Bundes- 
beschluss  bestimmt,  dagegen  die  Organisation  und  Formation,  die 
Vorschriften  über  Ausbildung  der  Mannschaften,  die  Qualifikation 
der  Of&ziere  sollte  von  jedem  der  beiden  Oberfeldherren  festgestellt 
werden.  Bei  allen  Vorzügen,  die  sonst  diesen  Grundziigen  zukom- 
men, war  der  aus  Opportunitätsgründen  vorgeschlagene  Dualismus 
im  Oberbefehl  das  gefährlichste  Auskunftsmittel;  Bayern  war  da- 
durch eine  Stellung  eingeräumt,  die  weder  seinen  Machtverhält- 
nissen, noch  seinen  militärischen  Leistungen  entsprach.  Glück- 
licher Weise  blieb  auch  dieses  Projekt  ein  todtgeborenes  Kind  und 
die  norddeutsche  Bundesverfassung  vom  16.  April  1867  fasste  die 
gesammte  EÜegsmacht  unter  einem  Oberbefehle  zu  einem  einheit- 
lichen Heere  zusammen.  Derselbe  stand  dem  König  von  Preussen 
unter  dem  bescheidenen  Namen  des  Bundesfeldherm  zu,  bedeutete 
abet  in  der  That  die  volle  Kriegsherrlichkeit.  Die  oben  geschilderte 
Organisation  der  preussischen  Armee  mit  der  ganzen  preussischen 
Militärgesetzgebung  wurde  einfach  auf  den  norddeutschen  Bund 
übertragen.  Es  wurde  nicht  nur  die  allgemeine  Wehrpflicht  in  ganz 
Norddeutschland  eingeführt ;  auch  die  Formation,  Bekleidung  und 
Ausrüstung  richtete  sich  ganz  nach  preussischem  Muster. 

Die  süddeutschen  Staaten  nahmen  bald  nach  Gründung  des 
norddeutschen  Bundes  ebenfalls  die  allgemeine  Wehrpflicht  an  und 
reorganisirten  ihre  Armeen  wesentlich  nach  preussischem  Muster; 
auch  stellten  sie  dieselben  für  den  Kriegsfall  unter  preussischen 
Oberbefehl.  Durch  Vereinbarung  der  süddeutschen  Staaten  unter- 
einander imd  einen  Vertrag  derselben  mit  dem  norddeutschenBunde 
wurde  bestimmt,  dass  das  Material  der  früheren  Bundesfestungen 
Mainz,  Landau,  Ulm  und  Rastatt  ungetheilt  gelassen  und  im  In- 
teresse der  gemeinsamen  deutschen  Vertheidigung  verwaltet  werden 
sollte  (Vertrag  zwischen  Bayern,  Württemberg  und  Baden,  die  Er- 
richtung einer  Festungskommission  betreffend  vom  10.  Oktober 
1868.  Vertrag  zwischen  dem  norddeutschen  Bunde,  Bayern,  Würt- 
temberg, Baden  und  Hessen,  die  zukünftige  Behandlung  des  ge- 
meinschaftlichen beweglichen  Eigenthums  in  den  vormaligen  Bun- 
desfestungen betr.  vom  9.  Juli  1869.  Staatsarchiv  B.  XVII.  Nr.  3917). 
Kurz,  auf  vertragsmässigem  Wege  war  die  Einheit  des  deutschen 
Heerwesens  unter  preussischem  Oberbefehl  so  vorbereitet,  dass  bei 
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Grründung  des  deutschen  Reiches  im  Jahre  1871  nur  in  staats- 
rechtliche Formen  umgesetzt  zu  werden  brauchte,  was  völker- 
rechtlich im  wesentlichen  bereits  angebahnt  war.  Die  deutsche 
Reichsverfassung  von  1871  endlich  hat  das  Ziel  vielhundertjähriger 
patriotischer  Bestrebungen,  die  Einheit  des  deutschen  Heerwesens, 
für  alle  Zeiten  festgestellt. 


n.  Allgemeine  staatsreohtliohe  Grundlagen  des  heutigen  deut- 
Bohen  Kriegswesens. 

§330. 

Einheit  der  deutschen  Kriegsmacht  oberster  Grundsatz. 

Die  deutsche  Kriegsmacht  besteht  aus  dem  Landheere  und  der 
Kriegsflotte.  Beide  dienen  demselben  Zwecke,  beide  stehen  im 
Ganzen  unter  den  gleichen  staatsrechtlichen  Grundsätzen.  Ober- 
stes Princip  für  beide  Bestandtheile  der  deutschen  Kriegsmacht  ist 
die  Einheit,  wie  dies  die  Reichsverfassung  für  beide  gleichmässig 
ausspricht.  Artikel  53 :  «Die  Kriegsmarine  des  Reiches  ist  eine  ein- 
heitliche  unter  dem  Oberbefehle  des  Kaisers«  und  Artikel  63. 
«Die  gesammte  Landmacht  des  Reiches  wird  ein  einheitliches 
Heer  bilden,  welches  in  Krieg  und  Frieden  unter  dem  Befehle  des 
Kaisers  steht«.  Wo  die  Verfassung  ausdrücklich  für  beide  Bestand- 
theile der  Kriegsmacht  dasselbe  Princip  der  Einheit  an  die  Spitze 
stellt ,  darf  man  für  dieselben  nicht  ganz  verschiedenartige  Grund- 
sätze geltend  machen  wollen.  Nur  soviel  ist  richtig,  dass  für  die 
Kriegsmarine  das  Einheitsprincip  folgerichtig  durchgeführt,  für  das 
Landheer  mehr  oder  weniger  modificirt  ist.  Diese  Verschiedenheit 
liegt  nicht  in  einem  sachlich  begründeten  Unterschiede  beider  In- 
stitutionen, sondern  in  den  geschichtlichen  Verhältnissen,  wie  sie 
im  Jahre  1867  vorlagen.  Kein  deutscher  Staat  ausser  Preussen  be- 
sass  im  Jahre  1867  eine  Kriegsflotte.  Die  preussische  Marine  ging 
ohne  weiteres  auf  den  norddeutschen  Bund  über  und  blieb  nach 
wie  vor  unter  dem  Oberbefehle  des  Königs  von  Preussen ;  dagegen 
besassen  alle  deutschen  Einzelstaaten,  welche  1867  in  den  nord- 
deutschen Bund  traten,  ihr  eigenes  Landheer,  welches  erst  nach 
Grründung  des  norddeutschen  Bundes  unter  den  Oberbefehl  des  Kö- 
nigs von  Preussen,  als  Bundesfeldherr,  treten  sollte.  Darum  spricht 
Artikel  53  von  der  Einheit  der  Marine  als  einen  bereits  vorhandenen 
Zustande  im  Präsens,  Artikel  63  von  der  Einheit  des  Landheers  im 
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Futurum,  als  einem  erst  mit  Gründung  des  norddeutschen  Bundes 
ins  Leben  tretenden  Zustande.  Während  bei  der  Marine  das  Einheits- 
princip;  ganz  wie  in  einem  Einheitsstaate,  folgerichtig  durchgeführt 
werden  konnte,  machten  sich  beim  Landheere  die  bei  der  Gründung 
des  norddeutschen  Bundes  vorhandenen  Verhältnisse  insoweit  gel- 
tend, als  die  bestehenden  Heereskörper  der  Einzelstaaten  als  Kon- 
tingente des  Beichsheeres  beibehalten  wurden.  Die  schon  seit  dem 
Mittelalter  (§  325)  bestehende  Kontingentsverfassung  wurde  auch  in 
den  norddeutschen  Bund  und  das  neue  deutsche  Beich  mit  herüber- 
genommen, aber  sie  erhielt  jetzt  eine  ganz  andere  Bedeutung.  Wäh- 
rend früher  das  Beichs-  oder  Bundesheer  nur  »eine  KollektiTbe- 
zeichnung  verschiedener  Kontingente  der  Einzelstaaten  wart,  kennt 
das  heutige  Staatsrecht  nur  ein  einheitliches  Beichsheer,  wel- 
ches nur  zu  administrativen  Zwecken  in  Kontingente  g^lie- 
dert  ist  ^  Diese  Einheit  tritt  in  allen  Vorschriften  der  Beichsver- 
fassung,  besonders  in  dem  einheitlichen  Oberbefehl  des  Kaisers  und 
in  der  einheitlichen  Beichsmilitärgesetzgebung  hervor  ^ 

§331. 

Einheit  des  kaiserlichen  Oberbefehls. 

Die  Militärhoheit  lässt  sich  in  verschiedenartige  Befugnisse 
zerlegen,  welche  unter  verschiedene  Subjekte  vertheilt  sein  kön- 
nen. Als  oberstes  entscheidendes  Becht  erscheint  aber 
der  Oberbefehl  über  die  Armee  zu  Kriegszeiten  und 
Kriegszwecken,  da  der  Krieg  die  eigentliche  Haupt- 
aufgabe derselben  ist.  Wer  diese  Befugniss  aus  eige- 
nem verfassungsmässigem  Bechte  ausübt,  ist  der  Kriegs- 
herr des  Heeres.  In  diesem  Sinne  steht  die  Kriegsherrlichkeit 
über  das  ganze  deutsche  Heer,  auch  über  das  bayerische  Kontingent, 
dem  Kaiser  zu.  Darum  war  die  dem  deutschen  Bundesrechte  ent- 
lehnte Bezeichnung  eines  »Bundesfeldherrn«  völlig  unzutref- 
fend. Der  DBundesfeldherra  oder  eigentliche  »Bundesoberfeldherr« 
des  ehemaligen  deutschen  Bundes  war  ein  Beamter  des  Bundes, 

^  Seinen  entgegengesetzten  Standpunkt  spricht  Lab  and  besonders  in  fol- 
genden Sätzen  aus  (B.  Hl.  S.  6  u.  7).  »Als  oberstes  Princip  der  Müit&rverfas- 
sung  des  deutschen  Reiches  ist  der  Satz  festzuhalten :  Es  gieb t  kein  Heer  d es 
Reiches,  sondern  nur  Kontingente  der  Einzelstaaten«.  »Es bleibt  der 
Grundsatz  bestehen,  dass  eine  Reichsarmee  nicht  existirt,  sondern  dass  diese  nur 
eine  Kollektivbezeichnung  ist,  um  die  Kontingente  der  einzelnen  Bundesstaaten 
zusammenzufassen. 
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welcher  zum  Bunde  wie  ein  kommandirender  General  zu  seinem 
Souverän  stand,  der  Bundesversammlung  verantwortlich  war,  von 
ihr  abgesetzt  und  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  werden  konnte. 
Dem  sogenannten  Bundesfeldherm  des  norddeutschen  Bundesheeres 
stand  der  Oberbefehl  über  das  Heer  nicht  im  Aufbrage  einer  über 
ihm  stehenden  Macht,  sondern  aus  eigenem  Bechte  zu.  Er  war 
schon  dazumal  der  oberste  Kriegsherr  des  norddeutschen  Bundes- 
heeres, wie  heut  zu  Tage  der  Kaiser  der  Kriegsherr  des  deutschen 
Heichsheeres  ist.  Mit  dem  völkerrechtlichen  Küegsrechte,  jus 
belli,  anderen  Staaten  gegenüber,  vereinigt  der  Kaiser  die  staats- 
rechtliche Kri^herrlichkeit,  d.  h.  die  ausschliessliche  Verfügung 
über  die  ganze  deutsche  Kriegsmacht  zu  Kriegszwecken.  Nach  der 
Heichsverfassung  stehen  dem  Kaiser  folgende  specielle  Befugnisse  zu: 

1)  »Alle  deutschen  Truppen  sind  verpflichtet,  dem  Befehl  des 
Kaisers  unbedingt  Folge  zu  leisten.  Diese  Verpflichtung  ist  in  den 
Fahneneid  aufzunehmen«.  Für  die  bayerischen  Truppen  besteht 
dieselbe  nur  in  Kriegszeiten,  womit  das  Princip  aber  im  wesent^ 
liehen  gewahrt  ist. 

2)  »Der  Höchstkommandirende  eines  Kontingents,  sowie  alle 
Offiziere,  welche  Truppen  mehr  als  eines  Kontingents  befehligen, 
und  alle  Festungskommandanten  werden  vom  Kaiser  ernannt.  Die 
von  demselben  ernannten  Offiziere  leisten  ihm  den  Fahneneid.  Bei 
Generalen  und  Generalsstellung  versehenden  Offizieren  innerhalb 
des  Kontingents  ist  die  Ernennung  von  der  jedesmaligen  Zustim- 
mung des  Kaisers  abhängig  zu  machen«.  Eine  Ausnahme  besteht 
für  Württemberg,  wo  der  König  auch  die  Generalsstellen  selbständig 
zu  besetzen  hat;  auch  die  Besetzung  der  Stelle  des  Höchstkomman- 
direnden  des  Kontingents  erfolgt  durch  ihn,  jedoch  nach  vorgängi- 
ger Zustimmung  des  Kaisers.  In  Bayern  besetzt  der  König  alle 
Offiziersstellen  ohne  Ausnahme  ganz  selbständig. 

3)  »Der  Kaiser  ist  berechtigt,  behufs  Versetzung  mit  oder 
ohne  Beförderung  für  die  von  ihm  im  Reichsdienste,  sei  es  im 
preussischen  Heere  oder  in  anderen  Kontingenten,  zu  besetzenden 
Stellen  aus  den  Offizieren  aller  Kontingente  des]  Beichsheeres  zu 
wählen«*  Bei  den  Offizieren  des  bayerischen  Kontingents  ist  die- 
ses Erwählungsrecht  ausgeschlossen,  bei  den  württembergischen 
Offizieren  hat  sich  der  Kaiser  vorher  mit  dem  Könige  von  Württem- 
bei^  ins  Vernehmen  zu  setzen. 

4)  »Der  Kaiser  hat  die  Pflicht  und  das  Recht,  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  innerhalb  des  deutschen  Heeres  alle  Truppentheile  voll- 
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zählig  und  kriegstüchtig  vorlianden  sind  und  dass  Einheit  in  der 
Organisation  und  Formation  ^  in  Bewaffiiung  und  Kommando ,  in 
der  Ausbildung  der  Mannschaften  sowie  in  der  Qualifikation  der 
Offiziere  hergestellt  und  erhalten  wird.  Zu  diesem  Behufe  ist  der 
Kaiser  berechtigt,  sich  jeder  Zeit  durch  Inspektionen  von  der  Ver- 
fassung der  einzelnen  Kontingente  zu  überzeugen ,  und  die  Abstel- 
lung der  dabei  vorgefundenen  Mängel  anzuordnen«.  Die  württem- 
bergischen  Truppen  wird  der  Kaiser  mindestens  alljährlich  wenig- 
stens einmal  selbst  inspiciren  oder  durch  zu  ernennende  Inspekteurs, 
deren  Personen  dem  Könige  von  Württemberg  bezeichnet  werden 
sollen^  inspiciren  lassen.  Die  infolge  solcher  Inspicirungen  bemerk- 
ten sachlichen  und  persönlichen  Missstände  wird  der  Kaiser  dem 
Könige  von  Württemberg  mittheilen,  welcher  seinerseits  dieselben 
abstellen  und  von  dem  Geschehenen  dem  Kaiser  alsbald  Anzeige 
machen  wird.  Auch  Bayern  gegenüber  besteht  dieses  Inspektions- 
recht. Der  Kaiser  hat  die  Pflicht  und  das  Recht,  sich  durch  Inspek- 
tionen von  der  Uebereinstimmung  in  Organisation,  Formation  und 
Ausbildung,  sowie  von  der  Vollzähligkeit  und  Kriegstüchtigkeit  des 
bayerischen  Kontingents  Ueberzeugung  zu  verschaiSen,  und  wird 
sich  über  die  Modalitäten  der  jeweiligen  Vornahme  und  über  das 
Ergebniss  dieser  Inspektionen  mit  dem  Könige  von  Bayern  ins  Ver- 
nehmen setzen. 

5)  »Der  Kaiser  bestimmt  den  Präsenzstand,  die  Gliederung  und 
Eintheilung  der  Kontingente  des  Beichsheeres,  sowie  die  Organisa- 
tion der  Landwehr«. 

6)  »Der  Kaiser  hat  das  Recht,  innerhalb  des  Bundesgebietes  die 
Garnisonen  zu  bestimmen«,  sodass  er  verfassungsmässig  berechtigt 
ist,  den  Truppentheilen  auch  ausserhalb  ihres  heimischen  Staatsge- 
bietes Garnisonen  anzuweisen.  Aber  gerade  in  dieser  Beziehung 
sind  nicht  nur  Bayern  und  Württemberg  eximirt,  sondern  es  sind 
auch  den  meisten  Einzelstaaten  unten  näher  zu  erwähnende  Zu- 
sicherungen gemacht,  wodurch  der  Kaiser  sich  verbindlich  gemacht 
hat,  in  Friedenszeiten  die  Kontingente  innerhalb  des  heimischen 
Gebietes  zu  belassen. 

7)  Dem  Kaiser  steht  das  Recht  zu,  innerhalb  des  Bundesgebietes 
Festungen  anzulegen,  auf  bayerischem  Gebiete  nur  nach  Verein- 
barung mit  dem  Könige  von  Bayern. 

8)  »Der  Kaiser  hat  das  Recht,  die  kriegsbereite  Aufstellung  jedes 
Theiles  des  Reichsheeres  anzuordnen«.  Die  Anordnung  der  Kriegs- 
bereitschaft (Mobilisirung)  des  bayerischen  Kontingents  erfolgt  auf 
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Veranlassung  des  Kaisers  durch  den  König  von  Bayern.  Mit  dem 
Erlasse  der  Mobihnachungsordre  tritt  auch  für  das  bayerische  Kon- 
tingent die  Kriegsherrlichkeit  des  Kaisers  in  volle  Kraft,  die  in 
Friedenszeiten,  neben  der  weitgehenden  Militärhoheit  des  Königs 
von  Bayern,  nicht  zum  vollen  Ausdrucke  kommen  kann. 

9]  Zu  den  militärischen  Brochten  des  Kaisers  zählt  die  Reichs- 
verfassung  auch  die  Befiigniss  des  Kaisers,  wenn  die  öffentliche 
Sicherheit  in  dem  Bundesgebiete  bedroht  ist,  einen  jeden  Theil  des- 
selben in  Belagerungszustand  zu  setzen  (Artikel  68).  Obgleich 
dieses  Recht  nicht  ohne  Oberbefehl  über  die  Armee  ausgeübt  wer- 
den kann,  so  greift  es  doch  weit  über  den  Bereich  der  Militärhoheit 
hinaus,  indem  dadurch  auch  der  Rechtszustand  der  nicht  zum  Heere 
gehörigen  Bürger^  der  Behördenorganismus  und  selbst  die  Gerichts- 
verfassung zeitweilig  verändert  werden.  Obgleich  mit  dem  Oberbefehl 
über  das  Heer  untrennbar  zusammenhängend,  muss  es  doch  als  das 
äusserste  Recht  der  Sicherheitspolizei  betrachtet  werden  (B.  I 
S.  632].  Nach  der  richtigen  Auffassung  steht  dasselbe  (mit  Aus- 
nahme von  Bayern)  nur  dem  Kaiser,  nicht  den  Regierungen  der 
Einzelstaaten  zu,  da  nur  der  Kaiser  berechtigt  ist,  derartige  Befehle 
an  die  Truppenkommandanten  zu  erlassen,  welche  den  ELriegszu- 
stand  handhaben  sollen,  auch  die  Regierungen  der  Einzelstaaten 
nicht  berechtigt  sein  können,  reichsgesetzliche  Bestimmungen,  z.  B. 
die  Gerichtsverfassung,  auch  nur  vorübergehend  ausser  Kraft  zu 
setzen.  (So  richtig  Laband  HI  S.  46  ff.  gegen  v.  Mohl  a.  a.  O. 
S.  90,  V.  Rönne  B.  I  S.  87,  G.  Meyer,  Staatsr.  S.  494). 

§  332. 
Einheit  der  Militärgesetzgebung. 
Nach  Artikel  4  Ziffer  14  fUUt  unter  die  Gesetzgebung  des  Rei- 
ches »das  Militärwesen  und  die  Kriegsmarine«,  wobei  die  oben  er- 
wähnte Ausnahmebestimmung  des  Artikel  5  Absatz  2  zu  Gunsten 
des  Bundespräsidiums  zur  Anwendung  kommt:  »Bei  Gesetzesvor- 
schlägen  über  das  Militärwesen  und  die  Kriegsmarine  giebt,  wenn 
im  Bundesrathe  eine  Meinungsverschiedenheit  stattfindet,  die  Stim- 
me des  Präsidiums  den  Ausschlag,  wenn  sie  sich  für  die  Au&echt- 
erhaltung  der  bestehenden  Einrichtimgen  ausspricht«  (B,  II  S.  66). 
IKese  einheitliche  gesetzgebende  Gewalt  des  Reiches  bezieht  sich 
auf  die  ganze  Kriegsmacht  des  Reiches,  einschliesslich  Bayerns, 
doch  kommen  dabei  die  für  die  Gesetzgebung  bestehenden  Be- 
schränkungen überhaupt  zur  Anwendung.  Wenn  durch  ein  Mili- 

H.  ScliTilxe,  DeoiBches  SUatorecht.  U.  17 
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tärgesetz  die  Verfassung  abgeändert  werden  soll,  so  müssen  die 
Formen  beobachtet  werden,  welche  Artikel  78  Absatz  1  überhaupt 
für  Verfassungsänderungen  vorschreibt.  Wenn  durch  ein  Reichs- 
gesetz  ein  militärisches  Sonderrecht  aufgehoben  werden  soll,  so 
kann  eine  solche  Aufhebung  nur  erfolgen  mit  Zustimmung  des 
Staates,  welchem  ein  solches  Sonderrecht  zugesichert  ist.  Solche 
durch  die  Verfassung  verbriefte  militärische  Sonderrechte  besitzen 
aber  nur  Bayern  und  Württemberg,  indem  der  bayerische  Bündniss- 
vertrag  vom  23.  November  1870  und  die  württembergische  Militär- 
konvention  von  21/25.  November  1870  zu  integrirenden  Bestand- 
theilen  der  Reichsverfassung  erklärt  sind,  während  die  allen  anderen 
Staaten  in  den  Militärkonventionen  zugesicherten  Rechte  nicht  den 
Charakter  von  Sonderrechten  in  reichsrechtlichem  Sinne  haben  und 
deshalb  durch  die  Reichsgesets^ebimg  aufgehoben  oder  abgeändert 
werden  können. 

Bei  dem  Inslebentreten  der  norddeutschen  Bundesverfassungen 
bestanden  in  den  deutschen  Einzelstaaten  gar  verschiedene  Militär- 
gesetzgebungen ,  welche  der  einheitlichen  Gestaltung  des  Reichs- 
heeres Eintrag  thaten.  Die  Durchführung  einer  neuen  einheit- 
lichen Militärgesetzgebung  hätte  aber  lange  Zeit  in  Ansprudi 
genommen.  Wollte  man  schnell  zum  Ziele  gelangen,  so  ergab  sich 
nur  ein  Mittel,  die  Einführung  der  gesammten  preussischen  Militär- 
gesetzgebung  in  den  übrigen  Staaten  des  norddeutschen  Bundes. 
Diesen  Weg  schlägt  Artikel  61  ein:  »Nach  Publikation  dieser  Ver- 
fassung ist  in  dem  ganzen  Reiche  die  gesammte  Preussische  Militar- 
gesetzgebung  ungesäumt  einzuführen,  sowohl  die  Gesetze  selbst,  als 
die  zu  ihrer  Ausführung,  Erläuterung  oder  Ergänzung  erlassenen 
Reglements,  Instruktionen  und  Rescripte,  namentlich  also  das  Mili- 
tärstrafgesetzbuch vom  3.  April  1 845,  die  Verordnung  über  die  Ehren- 
gerichte vom  20.  Juli  1843,  die  Bestimmungen  über  Aushebung, 
Dienstzeit,  Servis- und  Verpflegungswesen,  Einquartirung,  Elisats 
von  Flurbeschädigungen,  Mobilmachung  u.s.  w.  für  Elrieg  und  Frie- 
den. Die  Militärkirchenordnung  ist  jedoch  ausgeschlossena.  Wie 
diese  Einführung  vor  sich  zu  gehen  habe,  darüber  sagt  Artikel  61 
nichts.  Beider  Weitschichtigkeit  des  Materials  wäre  eine  augenblick- 
liche Publikation  mit  Schwierigkeiten  verbunden  gewesen,  darum 
konnte  Artikel  61  eine  solche  nur  in  nächste  Aussicht  stellen,  sie 
sollte  ungesäumt  stattfinden.  Diese  Verpflichtung  legt  die  Verfas- 
sung dem  Bundespräsidium  auf,  welchem  es  überlassen  wird,  in  wel- 
cher Weise  es  den  in  der  Verfassung  ihm  gegebenen  Auftrag  durch- 
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führen  will.  Es  konnte  die  genannten  preussischen  Vorschrifiten  un- 
zweifelhaft selbst  verkündigen  oder  <Ue  Verkündigung  den  Regie- 
rungen der  Einzelstaaten  überlassen.  Beide  Wege  sind  von  dem 
Bundespräsidium  eingeschlagen  worden;  keiner  derselben  ist  ver- 
fassungswidrig, da  die  Art  und  Weise  der  Verkündigung  dem  Bun- 
despräsidium überlassen  ist. 

Während  das  eigentliche  Gesetzgebungsrecht  in  Militärsachen 
den  regelmässigen  gesetzgebenden  Faktoren,  Bundesrath  und  Beichs- 
tag  zusteht,  ist  darüber  vielfach  gestritten  worden,  wem  das  Ver- 
ordnungsrecht in  Militärsachen  zukommt,  ob  dem  Bundesrathe, 
dem  Kaiser  oder  dem  Kontingentsherm?  Nach  dem  allgemeinen 
Grundsatze  des  Artikel  7  Absatz  2  steht  dem  Bundesrathe  das  Recht 
zu,  »die  zur  Ausführung  der  Keichsgesetze  erforderlichen  allgemei- 
nen Verwaltungsvorschriften  und  Einrichtungen  zu  beschliessena. 
Es  liegt  kein  Grund  vor,  dem  Bundesrathe  auf  dem  Gebiete  des 
Militärwesens  dieses  Verordnungsrecht  principiell  abzusprechen.  In 
fast  allen  Militärgesetzen  ist  aber  das  Recht,  Vollzugsverordnungen 
zu  erlassen,  dem  Kaiser  übertragen,  sodass  das  dem  Bundesrathe 
zukommende  Verordnungsrecht  meist  ausgeschlossen  erscheint.  Für 
das  bayerische  Kontingent  ist  dasselbe  regelmässig  dem  König  von 
Bayern  überlassen.    Durch  Artikel  63  ist  eine  ganze  Reihe  von 
wichtigen  Militärangelegenheiten,  die  mit  dem  kaiserlichen  Ober- 
befehle zusammenhängen,  verfassungsmässig  dem  kaiserlichen  Ver- 
ordnungsrecht unterstellt.    Gegen  diese  Auffassung  spricht  auch 
keineswegs  der  letzte  Absatz  des  Artikel  63:  »Behufs  Erhaltung  der 
unentbehrlichen  Einheit  in  der  Administration,  Verpflegung,  Be- 
waffiiung  und  Ausrüstung  aller  Truppentheile  des  deutschen  Heeres 
sind   die  bezüglichen  künftig  ergehenden  Anordnungen   für  die 
preujssische  Armee  den  Kommandeuren  der  übrigen  Kontingente 
durch  den  Artikel  8  Nr.  1  bezeichneten  Ausschuss  für  das  Land- 
heer und  die  Festungen,  zur  Nachachtung  in  geeigneter  Weise  mit-  - 
zutheilen«.  Dieser  Satz  bestimmt  nichts  über  das  Verordnungsrecht 
selbst,  sondern  nur  über  die  Art  und  Weise,  wie  kaiserliche  Armee- 
verordnungen verkündigt  werden  sollen.  Für  die  preussische  Armee 
und  die  ihr  angegliederten  Kontingente  erfolgt  die  Verkündigung 
unmittelbar  durch  das  preussische  Kriegsministerium,  für  diejenigen 
Kontingente,  welche  eine  selbständige  Kontingentsverwaltung  er- 
halten haben,  durch  den  Bundesrathsausschuss  für  Landheer  und 
Festungen,  welcher  sie  den  Kommandeuren  zur  Nachachtung 
mitzutheilen  hat. 

17* 
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Dieser  nur  den  »Publikationsmodus«  betreffende  Säte  1^ 
aber  den  Kontingentsherrn  keineswegs  ein  Milit&rverordnangs- 
recht  auf  diesen  Qebieten  bei,  auch  kein  bloss  formelles,  welches^ 
ohne  Einfluss  auf  den  materiellen  Inhalt  der  Verordnungen,  ausser- 
dem ganz  werthlos  sein  würde,  sondern  spricht  überhaupt  von  ihnen 
gar  nicht,  sondern  nur  von  den  Kommandeuren  der  Kontingente, 
welchen  die  Verordnungen,  durch  das  Medium  des  Ausschusses  für 
Landheer  und  Festungen,  mitzutheilen  sind.  Denselben  steht  kein 
Prüfungsrecht  der  so  mitgetheilten  Verordnungen  zu,  sondern  sie 
haben  dieselben  unbedingt  zu  befolgen.    Wie  sie  dag^en  diese 
Verordnungen  den  ihnen  unterstehenden  Truppentheilen  Terkün- 
digen  wollen,  ist  ihnen  oder  vielmehr  den  betreffenden  Einxelregie- 
rungen  überlassen.   (So  richtig  G.  Meyer  in  Hirth's  Annalen  1880 
S.  341  gegen  Lab  and).    Dagegen  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen, 
dass  den  Kontingentsherm ,    neben  diesem  umfassenden  kaiser- 
lichen Verordnungsrechte,  auch  noch  ein  Verordnungsrecht  auf  den 
wenigen  Gebieten  zusteht,  wo  ihnen  die  Beichsverfessung  die  Zu- 
ständigkeit ausdrücklich  zugestanden  hat  (z.  B.  in  Betreff  der  Be- 
stimmung der  Kokarden  und  Hoheitszeichen) ;  jeden&lls  erscheint 
dieses  kontingentsherrliche  Verordnungsrecht  als  sehr  untergeord- 
neter Natur.   Nur  in  Betreff  des  bayerischen  Kontingents  steht  in 
Friedenszeiten  dem  Könige  von  Bayern  allein  das  Verordnungsrecht 
zu,  wie  auch  Bayern  die  preussische  Militärgesetzgebung  nicht  an- 
genommen hat,  indem  der  Bündnissvertrag  Nr.  Ibestimmt :  »Bayern 
behält   zunächst  seine  Militärgesetzgebung  nebst  den 
dazu  gehörigen  Vollzugsinstruktionen,  Verordnungen,  Erläuterun- 
gen, bis  zur  verfassungsmässigen  Beschlussfassung  über  die   der 
Bundesgesetzgebung  anheimfallenden  Materien,  resp.  bis  zur  freien 
Verständigung  bezüglich  der  bereits  vor  dem  Eintritt  Bayerns  in 
den  Bund  in  dieser  Hinsicht  erlassenen  Gesetze  und  sonstigen  Be- 
stimmungenff.  Diese  zwischen  dem  Reichsheer  und  dem  bayerischen 
Kontingent  bestehende  Verschiedenheit  in  der  Gesetzgebung  ist 
aber  dadurch  mehr  und  mehr  beseitigt  worden,  dass  die  wichtigsten 
Angelegenheiten  des  Heerwesens  durch  neue  B^ichsgesetze  geregelt 
worden  sind,  welche  auch  für  Bayern  gelten.   Dadurch  ist  die  Ver- 
heissung  des  Artikel  61  Absatz  2  wesentlich  erföllt  worden:  »Nach 
gleichmässiger  Durchführung  der  Kriegsoi^anisation  des  deutschen 
Heeres  wird  ein    umfassendes  Beichsmilitärgesetz  dem 
Reichstage   und   dem   Bundesrathe   zur  ver&ssungsmässigen   Be- 
schlussfassung   vorgelegt  werden«.    Da  sich  indessen   die  Noth- 
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wendigkeit  herausstellte,  schon  yor  gleichmässigei  Durchführung 
der  Kiiegsorganisation  des  Beichsheeres ,  eine  Reihe  von  militäri- 
schen Specialgesetzen  zu  erlassen ,  so  handelte  es  sich  nicht  mehr 
um  Kodifikation  der  gesammten  Militäj^eset^ebung,  sondern 
nur  um  Regelung  der  noch  übrig  gebliebenen  Bestandtheile  durch 
verschiedene  Gesetze.  Das  ivichtigste  von  allen  ist  das  Reichs- 
militärgesetz vom  3.  Mai  18  74.  Dieses  Gesetz  darf  in  Verbin- 
dung mit  den  Bestimnmngen  des  Artikel  XI  der  ReichsverfEissung 
und  dem  im  ganzen  Reiche  geltenden  Gesetze  betreffend  die  Ver- 
pflichtung zum  Kriegsdienst  vom  9.  November  1867  (sogenanntes 
Wehrgesetz]  als  das  Grundgesetz  der  militärischen  Organisation  des 
Reiches  angesehen  werden  und  ist  deshalb  für  dasselbe  die  Bezeich- 
nung »Reichsmilitärgesetz«  gewählt  worden.  Ausser  diesen  bei- 
den Gesetzen  vom  9.  November  1867  und  vom  2.  Mai  1874  sind  noch 
folgende  G^esetze  zu  nennen:  1)  Das  Landsturmgesetz  vom  12.  Fe- 
bruar 1875  (Reichsgesetzblatt  63).  2]  Das  Gesetz  betreffend  die 
Ausübung  der  militärischen  Kontrolle  über  die  Personen  des  Beur- 
laubtenstandes, die  Uebungen  derselben,  sowie  die  gegen  sie  zu- 
lässigen Disdplinarstrafmittel.  Vom  IS.Februar  1875  (Reichsgesetz- 
blatt 1875  S.  65).  3)  Gesetz  betreffend  die  Pensionirung  und 
Versorg^ung  der  Militärpersonen  des  Reichsheeres  und  der  Kaiser-*- 
liehen  Marine,  sowie  die  BewilUgimgen  für  die  Hinterbliebenen 
solcher  Personen  vom  27.  Juni  1871  (Reichsgesetzblatt  S.  275)  nebst 
den  Novellen  vom  4.  April  1874  [Reichsgesetzblatt  S.  25)  und  vom 
30.  März  1880  (Reichsgesetzblatt  S.  99).  4]  Das  Militäi8tra%esetz- 
buch  vom  20.  Juni  1872  (Reichsgesetzblatt  S.  174).  5)  Das  Gesetz 
aber  die  KriegsleLstungen  vom  3.  Juni  1873  (Reichsgesetzblatt 
S.  129).  6)  Das  Gresetz  betreffend  die  Quartierleistung  für  die  be- 
waffnete Macht  während  des  Friedenszustandes  vom  25.  Juni  1868 
(Bundesgesetzblatts.  52),  nebst  Novelle  vom  3.  August  1878  (Reicbs- 
geseüiblatt  S.  243).  7)  Gesetz  über  die  Natiiralleistungen  für  die 
bewaffnete  Macht  im  Frieden  vom  13.  Februar  1878  (Reicbsgeset»- 
blatt  S.  52).  8)  Das  Gesetz  betreffend  die  Beschränkungen  des 
Grundeigenthums  in  der  Umgebung  von  Festungen.  Festungs«- 
rayongesetz  vom  21.  December  1871  (Reichsgesetzblatt  S.  459). 
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§333. 

Gleichmässige    Yertheilung    der    Militärlasten    unter 
die  Einzelstaaten^ 

Diese  Lasten  bestehen  theils  in  der  Stellung  von  Mannschaften 
für  den  Reichsheerdienst,  theils  in  der  Verpflichtung,  Geldbeitrage 
für  die  Erhaltung  von  Heer  und  Marine  zu  zahlen.  Als  oberstes 
Princip  gilt  auch  hier  die  gleiche  Vertheilung  der  Lasten:  iDie 
Kosten  und  Lasten  des  gesammten  Kriegswesens  sind  von  allen 
Bundesstaaten  gleichmässig  zu  tragen,  sodass  weder  Bevorzugungen, 
noch  Prägravationen  einzelner  Staaten  zulässig  sind«  (Artikel  58'. 

1]  Stellung  der  Mannschaften  für  den  Reichsheer- 
dienst. 

Da  der  deutsche  Bundesstaat  aus  Einzelstaaten  besteht,  so  wen- 
det er  sich  an  diese,  um  die  für  den  Reichsdienst  nothwendigen 
Mannschaften  gestellt  zu  erhalten.  Die  Einzelstaaten  sind  die 
Rekrutirungsbezirke  des  Reiches.  Die  Rekruten  sollen 
pro  rata  der  Bevölkerung  der  Einzelstaaten  gestellt  werden.  »Der 
Kaiser  bestimmt  für  jedes  Jahr  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  (über 
die  Friedenspräsenzstärke]  die  Zahl  der  in  das  stehende  Heer  und 
die  Marine  einzustellenden  Rekruten.  Der  Gesammtbedarf  an 
Rekruten  wird  demnächst  durch  den  Bundesrathsausschuss  für 
Landheer  und  Festungen,  bezw.  unter  Mitwirkung  des  Bundesraths- 
ausschusses  für  das  Seewesen,  auf  die  einzelnen  Bundesstaaten 
nach  dem  Verhältnisse  der  Bevölkerung  vertheilt.  Bei  Feststellung 
der  Bevölkerung  der  einzelnen  Bundesstaaten  kommen  nur  die  in 
ihrem  Gebiete  sich  aufhaltenden  Ausländer,  nicht  die  Angehörigen 
anderer  Bundesstaaten  in  Abrechnung«  (sogenanntes  Wehrgesets 
§  9).  Für  die  Stellung  der  Mannschaften  kommt  nur  die  Reichsan- 
gehörigkeit, nicht  die  Landesangehörigkeit  in  Betracht. 

Die  gesammte  seemännische  Bevölkerung  einschliesslich  des 
Maschinenpersonals  und  der  Schiflshandwerker  ist  vom  Dienste  im 
Landheer  befreit,  doch  zum  Dienste  in  der  kaiserlichen  Marine  ver- 
pflichtet. »Die  Vertheilung  des  Ersatzbedarfes  findet  nach  Maassgabe 
der  vorhandenen  seemännischen  Bevölkerung  statt  und  die  hier- 
nach von  jedem  Staate  gestellte  Quote  kommt  auf  die  Gestellung 
zum  Landheer  in  Abrechnung«  (Artikel  53). 

Wenn  ein  Bezirk  seinen  ihm  zugewiesenen  Rekrutenantheil 


t  LabandB.  n.  §  80.  S.  48  ff. 
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nicht  aufisubringen  vermag,  so  wird  der  Ausßdl  auf  die  anderen  Be- 
sirke  desselben  Bundesstaates  und  zwar  auf  die  der  nächst  höheren 
Militärverwaltungseinheit  angehörigen  Be2drke  (desselben  Staates) 
übertragen.  Die  Erhöhung  der  Bekrutenantheile  anderer  Staaten 
kann  erst  dann  erfolgen,  wenn  die  gesanimten  Aushebungsbezirke 
desselben  Bundesstaates  nicht  zur  Leistung  des  demselben  aufge- 
gebenen Rekrutenantheils  im  Stande  sind  (§  9).  Auch  dieser  Ausfall 
ist  nach  dem  Grundsatze  der  Gleichheit  auf  sämmtliche  Bundes- 
staaten nach  Yerhältniss  ihrer  ortsanwesenden  reichsangehörigen 
Bevölkerung  gleichmässig  zu  vertheüen. 

»Für  die  Zutheilung  der  ausgehobenen  Rekruten 
an  die  Truppen  des  Reichsheeres  ist  das  militärische 
Hedürfniss  entscheidend«,  d.  h.  es  steht  verfassungsmässig  im 
Ermessen  des  Kaisers,  welchem  Kontingente  er  die  ausgehobenen 
Rekruten  zuweisen  will.  Er  ist  keineswegs  verpflichtet,  dieselben 
gerade  ihrem  einheimischen' Kontingente  einzuverleiben,  sondern 
er  kann  dieselben,  wenn  es  das  ndlitärische  Bedürfaiss  erheischt, 
auch  in  andere  Kontingente  einstellen.  Verfassungsmässig  ist  hier- 
von Bayern  ausgeschlossen;  aber  auch  vielen  anderen  Staaten  gegen- 
über hat  der  Kaiser  sich  durch  die  unten  näher  zu  besprechenden 
Militärkonventionen  verpflichtet,  von  diesem  Rechte  in  Friedens- 
zeiten keinen  Gebrauch  zu  machen.  Nach  dem  Reichsmilitärgesetz 
§  9  Absatz  4  »können  diejenigen  Bundesstaaten,  welche  besondere 
Armeekorps  bilden,  im  Frieden  zur  Rekrutenstellung  für  andere 
Armeekorps  nur  in  dem  Maasse  herangezogen  werden,  als  Ange- 
hörige anderer  Bundesstaaten  bei  ihnen  zur  Aushebung  gelangencr. 
So  erscheint  die  Stellung  von  Ersatzmannschaften  für  Landheer  und 
Flotte  als  eine  gleichmässig  vertheilte  Leistungspflicht  der  Einzel- 
staaten an  das  Reich,  in  dessen  Dienst  die  von  den  Einzelstaaten 
gestellten  Mannschaften  zu  treten  haben. 

2)  Gleichmässige  Yertheilung  der  Geldleistungen 
für  die  Kriegsmacht  des  Reiches  unter  die  Einzel- 
staaten. 

Die  ganze  Kriegsmacht  des  Reiches,  Landheer  und  Flotte,  wird 
auf  Reichskosten  erhalten.  Artikel  53  Absatz  3 :  »Der  zur  Gründung 
und  Erhaltung  der  Kriegsflotte  und  der  damit  zusammenhängenden 
Anstalten  erforderliche  Aufwand  wird  aus  der  Reichskasse  bestritten«. 
Artikel  58 :  »Die  gesammten  Kosten  und  Lasten  des  Kriegswesens 
sind  von  allen  Bundesstaaten  gleichmässig  zu  tragen«.  Auch  hier 
findet  eine  gleichmässige  Yertheilung  der  Kosten  auf  die  Einzel- 
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Staaten  nach  dem  Maassstabe  ihrer  Bevölkerung  statt,  welche  ebenso 
für  die  Stellung  der  Mannschaften,  als  für  die  geldlichen  Leistungen 
maasi^ebend  ist.  Soweit  die  eigenen  Einnahmen  des  Reiches  nicht 
ausreichen,  muss  jeder  Staat  durch  Matrikularbeiträge  zu  den  Kosten 
der  Kriegsmacht  beitragen.  Die  Leistung  der  Ausgaben  erfolgt 
durch  diejenigen  Bundesstaaten,  welche  eine  eigene  Militärverwal- 
tung haben,  wobei  sie  durchweg  an  die  im  Etat  ausgeworfenen  Posi- 
tionen gebunden  sind.  Da  diese  Angaben  auf  Rechnung  des 
Reiches  erfolgen,  so  erscheinen  die  Kassen  der  Einzelstaaten  nur 
als  vom  Reiche  angewiesene  Zahlungsstellen.  Die  Einzel- 
Staaten  unterliegen  in  dieser  Beziehung  der  Kontrolle  des  Rech- 
nungshofes des  Reiches  und  ist  über  ihre  Militärausgaben  dem 
Bundesrathe  und  dem  Reichstage  jährlich  Rechnung  abzulegen. 
Hochwichtig  für  die  Einheitlichkeit  des  durch  die  Einzelstaaten  auf 
Rechnung  des  Reiches  geführten  Militärhaushaltes  ist  besonden 
Artikel  67 :  »Ersparnisse  an  dem  Militäretat  fallen  unter  keinen 
Umständen  den  einzelnen  Regierungen,  sondern  jeder  Zeit  der 
Reichskasse  zua,  indem  dadurch  den  Einzelstaaten  jede  Versuchung 
entrückt  ist,  auf  Kosten  der  Tüchtigkeit  ihres  Kontingents  geldliche 
Ersparnisse  zu  machen,  wie  dies  zu  Zeiten  des  ehemaligen  deutschen 
Bundes  so  häufig  geschah.  Aus  der  Selbständigkeit  der  bayerischen 
Heeresverwaltung  in  Friedenszeiten  folgt,  dass  Ersparnisse,  weiche 
an  dem  Militäretat  gemacht  werden,  in  die  bayerische  Staatskasse, 
nicht  in  die  Reichskasse  fiiessen,  indem  Artikel  67  auf  Bayern  keine 
Anwendung  findet;  diese  Befugniss  ist  nur  dadurch  beschränkt,  dass 
»Bayern  sich  verpflichtet  hat,  für  sein  Kontingent  und  die  zu  dem- 
selben gehörenden  Einrichtungen  einen  gleichen  Gfeldbetrag  zu 
verwenden,  wie  nach  Yerhaltniss  der  Kopf  stärke  durch  den  Militär- 
etat  des  deutschen  Reiches  für  die  übrigen  Theile  des  Reichdieeres 
ausgesetzt  wirdtf.  Auch  Württemberg  ist  in  seiner  Militärkonventioa 
das  Sonderrecht  eingeräumt,  dass  »Erspamisse,  welche  unter  voller 
Erfüllung  der  Bundespflichten  als  Eigebniss  der  obwaltenden  be- 
sonderen Verhältnisse  möglich  werden,  zur  Verfügung  Württem- 
bei^s  bleibenor,  doch  hat  dieses  Sonderrecht  Württembergs  eine  viel 
geringere  Tragweite,  als  das  Bayerns,  da  auch  die  Specialetats  des 
württembergischen  Armeekorps  vom  Reiche  festgestellt  und  von  der 
württembergischen  Armeeverwaltung  eingehalten  weiden  mäsBeiit 
auch  die  Ausgaben  des  württembergischen  Armeekorps  der  Kon- 
trolle des  Rechnungshofes  des  deutschen  Reiches  unterU^^n,  wie 
die  aller  übrigen  deutschen  Staaten. 
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§334. 

Militärische  Befugnisse  der  Einzelstaaten^. 

Die  Einheit  der  deutschen  Kriegsmacht  ist  durch  den  einheit- 
lichen Oherhefehl  des  Kaisers,  durch  die  einheitliche  Militärgesetz- 
gehung  und  die  gleichmässige  Yertheilung  der  Kosten  und  Lasten 
auf  die  Einzelstaaten  hergestellt.  Einheit  ist  das  oberste  be- 
herrschende Princip  unseres  Kriegswesens.  Vor  allem 
liegt  der  Schwerpunkt  in  dem  kaiserlichen  Oberbefehle  und  der 
unbedingten  Gehorsamspflicht  aller  deutschen  Truppen  gegen  den 
Kaiser,  wenigstens  in  Kri^szeiten,  was  ihn  als  den  obersten  Kriegs- 
herrn des  ganzen  Reichsheeres  erscheinen  lässt.  Diese  kaiserlichen 
Rechte  stellt  die  Reichsverfassung  Artikel  63 — 65  auch  ausser  lieh 
voran,  dann  lässt  sie  die  ziemlich  untergeordneten  Befugnisse  folgen, 
welche  sie  den  Eijizelstaaten  auf  dem  Gebiete  des  Militärwesens  ein- 
räumt. Der  Satz  ist  allerdings  nicht  zu  bestreiten,  dass  den  Einzel- 
Btaaten  alle  Hoheitsrechte  verblieben  sind,  welche  ihnen  nicht  durch 
die  Reichsverfassung  entzogen  sind.  Hieraus  deducirt  nun  L  aband 
a.  a.  O.  DI  S.  60  ff.,  dass  auch  auf  dem  Gebiete  des  Militärwesens 
den  Einzelstaaten  alle  Befi^nisse  verblieben  seien ,  die  ihnen  nicht 
ausdrücklich  durch  die  Verfassung  entzogen  seien ,  dass  somit  auch 
hier  die  Präsumtion  für  die  Einzelstaaten  streite,  während  die  Rechte 
des  Reiches  besonders  nachzuweisen  seien.  Wir  sind  der  entgegen- 
gesetzten Ansicht.  Durch  das  grosse  an  die  Spitze  gestellte  Princip 
des  Artikel  63,  dass  das  gesammte  Reichsheer  ein  einheitliches  unter 
dem  Oberbefehle  des  Kaisers  ist,  ist  das  Militärwesen  grund- 
sätzlich zur  Reichssache  gemacht,  die  den  Einzelstaaten 
durch  die  Reichsverfassung  eingeräumten  Befugnisse  erscheinen  als 
Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  und  müssen  besonders  aus  der 
Yerfiassung  nachgewiesen  werden.  Man  bezeichnet  jetzt  allgemein 
diese  Befugnisse  der  Einzelstaaten  mit  dem  Namen  der  Kontin- 
gentsherrlichkeit, welche  der  Kriegsherrlichkeit  des  Kaisers 
gegenübei^estellt  wird.  Lab  and  hat  es  getadelt,  dass  die  Wissen- 
schaft des  deutschen  Staatsrechtes  die  Kontingentsherrlichkeit  noch 
nicht  als  einheitlichen  Begriff  juristisch  zu  konstruiren  versucht 
habe.  Wir  halten  dies  für  unmöglich.  Wohl  lässt  sich  die  souve- 
räne Militärhoheit  des  Reiches,  die  oberste  Kriegsherrlichkeit  des 


1  Laband  B.  III.  §  8t.  S.  59  ff.  Zorn  a.  a.  0.  S.  315  ff.   Q.  Meyer,  Das 
Verwaltungsr.  B.  II.  S.  37  ff. 
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Kaisers  als  organischer  Begriff  erfassen.  Die  den  Einzelstaaten  noch 
belassenen  Befugnisse  haben  dagegen  keinen  nothwendigen  inneren 
Zusammenhang,  sondern  sind  nur  das  Aggregat  verschiedenartiger 
Befugnisse,  welche  man  mehr  aus  geschichtlichen  B«miniscenzen,  als 
aus  einer  inneren  Nothwendigkeit  erklären  kann.  (So  richtig  g^en 
Laband:  G.  Meyer  inHirth'sAnnalen  1880  und  Zorn  B.I  S.315, 
welcher  diese  Rechte  als  »disjecta  membra  der  den  Einzelstaaten 
verbliebenen  Rechte«  bezeichnet).  Vor  allem  bedenklich  erscheint 
es,  dass  Laband  die  Kontingentsherrlichkeit,  kurzweg  als  militä- 
rische Dienstherrlichkeit  auffasst.  Nach  Laband  ist  der  Kon- 
tingentsherr der  Dienstherr  seines  Kontingents,  nicht  der  Kaiser. 
Diese  Auffassung  widerspricht  den  obersten  Ghrundsätzen  der  deut- 
schen Militärverfassung.  Dass  der  Dienst  dem  Reiche,  nicht  dem 
Einzelstaate  geleistet  wird,  geht  aus  folgenden  unbestreitbaren  Sätzen 
hervor: 

1)  Kein  deutscher  Einzelstaat  ist  berechtigt,  auf  eigene  Hand 
Krieg  zu  fuhren.  Zweck  der  Armee  ist  aber  wesentlich  kriegerische 
Aktion,  zu  der  nur  das  Reich  berechtigt  ist.  Kein  Einzelstaat  ist 
daher  jemals  in  der  Lage,  den  Dienst  seines  Kontingents  für  sich 
gebrauchen  zu  können.  Ein  Dienst,  den  man  aber  für  seine  eigenen 
Zwecke  nicht  verwerthen  kann ,  ist  inhaltslos.  Das  materiell  Ent- 
scheidende ist  der  Oberbefehl  zu  Kriegszwecken  mit  der 
entsprechenden  unbedingten  Gehorsamspflicht  der 
Truppe.  Wer  diesen  hat,  ist  der  eigentliche  Dienst- 
herr der  Armee.  Eine  Truppe,  die  einem  anderen  unbedingt  zu 
gehorchen  hätte,  als  ihrem  Dienstherm,  stünde  in  einem  wider- 
spruchsvollen Verhältnisse,  welches  nicht  anzunehmen  ist. 

2)  Dass  der  Militärdienst  nicht  ünterthanenpflicht  der  Staats- 
angehörigen gegen  den  Einzelstaat,  sondern  der  Reichsangehörigen 
gegen  das  Reich  ist,  geht  aus  folgenden  speciellen  Bestimmungen 
hervor ^ 

a)  Jeder  Militärpflichtige  ist  in  dem  Aushebungsbezirke,  in  wel- 
chem er  seinen  dauernden  Aufenthalt  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  seinen  Wohnsitz  hat,  gestellungspflichtig  (Reichsmilitar- 


^  Ich  berichtige  hier  einen  von  mir  früher  (B.  I  S.  362)  gebrauchten  Aus- 
druck. Dort  heisst  es :  »Diese  vom  Reiche  geordnete  Wehrpflicht  wird  sunSehst 
dem  Einzelstaat  geleistet».  Ich  woUte  damit  sagen,  dass  der  Einseistaat  gewisser- 
maassen  das  Medium  sei ,  durch  welches  der  eigentlich  dem  Beiche  zu  leistende 
Dienst  vermittelt  werde.  Ein  tieferes  Eindringen  in  den  Geist  unserer  Milit&rrei^ 
fassung  bestimmt  mich  indessen,  auch  diesen  wenigstens  zweideutigen  Ausdruck 
hiermit  zurüokzimehmen. 
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gesetz  §  12) .  In  dem  Aushebungsbezirke,  in  welchem  er  sich  zu  stel- 
len hat,  wird  er  auch  zum  Militärdienste  herangezogen.  Die  Wehr- 
pflicht ist  daher  an  die  Reichsangehörigkeit  und  den  Aufent- 
haltsort, nicht  an  die  Staatsangehörigkeit  geknüpft. 

b)  Jeder  Wehrpflichtige  ist  berechtigt,  seine  Dienstpflicht  auch 
in  dem  Kontingent  eines  anderen  Bundesstaates  zu  leisten,  soge- 
nannte militärische  Freizügigkeit. 

c)  Der  Kaiser  ist  nach  der  Verfassung  berechtigt,  über  die  von 
den  Einzelstaaten  gestellten  Rekruten  nur  nach  militärischem  Be- 
dürfnisse zu  verfügen,  d.  h.  er  kann  die  Rekruten  des  einen  Staates 
auch  in  das  Kontingent  eines  anderen  Staates  einstellen. 

Gegen  die  aus  diesen  Sätzen  sich  ei^ebenden  Folgerungen  hat 
man  aber  auf  den  Fahneneid  hingewiesen,  welcher  allerdings  von 
den  eintretenden  Wehrpflichtigen  stets  dem  eigenen  Landesherm 
geleistet  wird.  Die  Formel  des  Fahneneides  ist  bis  jetzt  noch  nicht 
einheitlich  geregelt.  Die  Wehrpflichtigen  schwören  Treue  dem 
eigenen  Landesherm,  auch  wenn  sie  in  ein  anderes  Kontingent  ein- 
treten. Der  reichsgesetzliche  Schwerpunkt  des  Fahneneides  liegt 
aber  in  der  in  denselben  aufzunehmenden  Verpflichtung:  «den  Be- 
fehlen des  Kaisers  unbedingten  Gehorsam  zu  leisten«  (Ar- 
tikel 64  Absatz  1) .  Diese  Verpflichtung  geht  allen  anderen  vor  und 
ist  im  Konfliktsfalle  die  entscheidende.  Die  unbedingte  Gehorsams- 
pflicht besteht  natürlich  nicht  nur  persönlich  dem  Kaiser,  sondern 
auch  allen  denen  gegenüber,  die  ihn  in  der  militärischen  Dienst- 
hierarchie im  Befehle  vertreten.  Das  Recht  auf  Entgegennahme  des 
Fahneneides  ist  kein  Ausfluss  der  Kontingentsherrlichkeit,  sondern 
der  Landeshoheit.  Auch  diejenigen  Regierungen,  die  gar  kein  eigenes 
Kontingent  mehr  haben,  empfangen  denselben  dennoch  von  ihren 
Landesangehörigen  beim  Eintritt  in  ein  beliebiges  Kontingent ;  sie 
erhalten  ihn  deshalb,  weil  sie  es  sind,  welche  dem  Reiche  die  Mann- 
schaften zu  stellen  haben ;  sie  nehmen  ihn  als  bevollmächtigte 
Organe  für  das  Reich  entgegen.  Der  von  ihnen  formell  ent- 
gegengenommene Fahneneid  gilt  materiell  für  das  Reich,  welches 
allein  über  die  militärischen  Leistungen  der  Truppen  zu  Kriegs- 
zwecken zu  verfügen  hat.  Soweit  die  einzelnen  Landesherm  unter- 
geordnete Verfügungsrechte  über  die  Truppentheile  haben,  versteht 
sich  von  selbst,  dass  der  von  ihnen  entgegengenommene  Fahneneid 
auch  die  Truppen  zu  Treue  und  Gehorsam  gegen  sie  verpflichtet, 
dass  die  jedem  XJnterthanen  obliegende  Treue  gegen  den  Landes- 
herm durch  den  Fahneneid  für  den  Soldaten  sowohl  eine  religiöse 
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Verstärkung)  als  eine  Erweiterung  auf  die  militärischen  Verhältnisse 
enthält. 

Uebrigens  fallen  die  kontingentsherrlichen  Hechte 
keineswegs  mit  den  landesherrlichen  zusammen;  indem 
die  kontingentsherrlichen  Rechte  nur  dem  eigenen  Kontingente 
gegenüber  zustehen,  können  die  landesherrlichen  auch  gegenüber 
solchen  Truppen  ausgeübt  werden,  welche  zu  fremden  Kontingenten 
gehören,  aber  im  Staatsgebiete  des  betreffenden  Landesherm  gami- 
soniren. 

Die  kontingentsherrlichen  Hechte  sind  nach  der 
Reichsverfassung  fönende: 

1)  Die  Kontingentsherm  ernennen  die  Offiziere  und  Militär- 
beamten ihrer  Kontingente,  mit  Ausnahme  derjenigen  Offiziere, 
welche  vom  Eidser  ernannt  werden; 

2)  die  Kontingentsherm  haben  die  Gerichtsbarkeit  in  Straf- 
sachen über  die  zu  ihrem  Kontingent  gehörige  Truppe,  womit  auch 
das  Begnadigungsrecht  verbunden  ist; 

3]  den  Kontingentsherm  bleibt  es  überlassen,  die  äusseren 
Abzeichen  ihrer  Kontingente  zu  bestimmen.  Für  die  Bekleidung 
der  Offiziere  und  Mannschaften  sind  zwar  die  Bekleidung  und  die 
Grundfarbe,  wie  der  Schnitt  der  preussischen  Armee  maassgebend; 
innerhalb  dieser  Schranken  bleibt  ihnen  aber  überlassen,  die  Uni- 
form, insbesondere  die  äusseren  Abzeichen,  Kokarden  u.  s.  w.  zu  be- 
stimmen. 

Die  landesherrlichen  Rechte,  welche  den  Landesheim^ 
sowie  den  Senaten  der  freien  Städte  über  alle  Truppen  zustehen,  die 
dauernd  oder  vorübergehend  sich  in  ihren  Staatsgebieten  befinden, 
sind  folgende : 

1}  sie  sind  Chefi  aller  ihrem  Gebiete  angehörenden  Truppen- 
theile  und  gemessen  die  damit  verbundenen  Ehren; 

2)  sie  haben  namentlich  das  Recht  der  Inspicirung  zu  jeder 
Zeit; 

3)  sie  erhalten  ausser  den  regelmässigen  Rapporten  undMeldun- 
gen  über  vorkommende  Veränderungen,  behu£9  der  nöthigen  landes- 
herrlichen Publikation,  rechtzeitige  Mittheilung  von  allen  die  betref- 
fenden Truppentheile  berührenden  Avancements  und  Ernennungen; 

4)  während  die  unter  1 — 3  au%ezählten  Befugnisse  mehr  den 
Charakter  von  blossen  Ehrenrechten  haben ,  räumt  die  Reichsver- 
fassung Artikel  66  den  Regierungen  der  Einzelstaaten,  Landes- 
fürsten wie  Senaten,  auch  ein  sehr  wichtiges  reales  Recht  ein:  lEs 
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steht  ilmen  das  Becht  zu,  zu  polizeilichen  Zwecken  nicht  bloss  ihre 
eigenen  Truppen  zu  verwenden ,  sondern  auch  alle  anderen  Trup- 
pentheile  des  Beichsheeres,  welche  in  ihren  Ländergebieten  dislo*- 
cirt  sind,  zu  requirirem.  Dieses  sogenannte  Bequisitionsrecht 
findet  nicht  nur  bei  Störungen  der  öffentlichen  Buhe,  wenn  die  Po- 
lizeibehörden die  Unterstützung  der  Militärkräfte  in  Anspruch  neh- 
men, sondern  auch  in  gewöhnlichen  Zeiten  statt,  z.  B.  zur  Bewachung 
öffentlicher  Kassen ,  der  Strafanstalten  u.  s.  w.  Wenn  den  Begie- 
rungen  der  Einzelstaaten  jede  Verfügung  über  irgendwelche  Trup- 
pentheile  zu  kriegerischen  Zwecken  entzogen  ist,  so  haben  sie 
die  Verfügung  über  die  Truppen  zur  Unterstützung  der  Polizeibe- 
hörden, zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  nicht  nur 
behalten,  sondern  dieses  Verfügungsrecht  ist  dadurch  wesentlich 
erweitert,  dass  sie  auch  die  nicht  zu  ihrem  Kontingent  gehörigen, 
in  ihrem  Grebiete  gamisonirenden  Truppentheile  zu  polizeilichen 
Zwecken  requiriren  können  ;  eine  Befugniss,  welche  für  die  kleine- 
ren Staaten  in  unruhigen  Zeiten  von  nicht  zu  unterschätzender  Be- 
deutung ist.  (Wie  anders  würde  sich  das  Jahr  1848  in  den  lüein- 
staaten  abgespielt  haben,  wenn  ihren  Begierungen  damals  ein  sol- 
ches Becht  zur  Seite  gestanden  hätte.) 

§335. 

Die  durch   die  Militärkonventionen  begründeten  Ab- 
weichungen von  der  Beichsverfassung^. 

In  den  vorhergehenden  Paragraphen  (§§  330 — 334)  haben  wir 
das  Heerwesen  lediglich  nach  den  Bestimmungen  der  Beichsverfas- 
sung  (XI  Beichskriegswesen  Artikel  57 — 68)  dargestellt.  Dieses 
Normalrecht  ist  aber,  in  Betreff  der  Einzelstaaten,  in  so  weit- 
gehender Weise  abgeändert,  dass  es  in  völlig  unveränderter  Gestalt 
kaum  noch  in  Einem  Staate  zur  Anwendung  kommt.  Diese  Ab- 
änderungen sind  durch  die  sogenannten  Militärkonventionen 
bewirkt,  welche  in  Artikel  66  ausdrücklich  anerkannt  sind.  (»Wo 
nicht  besondere  Konventionen  ein  Anderes  bestimmen«).  Diese  Mi- 
litärkonventionen haben  nicht  nur  einen  sehr  verschiedenartigen 
Inhalt,  sondern  auch  einen  verschiedenen  staatsrechtlichen  Charak- 
ter, dieselben  sind  entweder  für  Bestandtheile  der  Beichsverfassung 


^  Sämmtliche  Militärkonventionen  sind  abgedruckt  mit  einleitenden  Bemer- 
kungen in  »den  Militärgesetzen  des  deutschen  Reiches«  B.  I.  S.  55 — 181.  Sey- 
del  a.  a.  O.  S.  1403  ff.  Hänel  a.  a.  O.  S.  115  ff.,  vor  allem  Laband  B.  III. 
8.  26  ff.  Zorn  a.  a.  O.  B.  I.  S.  303. 
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erklärt,  wie  die  württembergische  Militärkonvention  vom  23./25. 
November  1870  und  die  mit  Bayern  im  Scblussprotokolle  des  Bund- 
nissvertrages  vom  23.  November  1870  getroffenen  Verabredungen  in 
Betreff  des  Militärwesens.  Die  hierdurch  geschaffenen  militärischen 
Sonderrechte  haben  als  Theile  des  Keichsrechtes  bereits  ihre  Erwäli- 
nung  an  den  betreffenden  Stellen  gefunden.  Hier  kommen  die  übri- 
gen Militärkonventionen  in  Betracht,  welche  sich  innerhalb  desRali- 
mens  der  Reichsverfassung  bewegen ,  und  zwar  keine  Sonderrechte 
in  reichsrechtlichem  Sinne,  wohl  aber  ein  militärisches  Parti- 
kularrecht für  die  betreffenden  Einzelstaaten  geschaffen  haben. 

Die  geringe  reale  Bedeutung  der  in  der  Beichsverfassung  den 
Kontingentsherm  eingeräumten  Militärbefugnisse  veranlasste  gleich 
nach  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  die  meisten  Einzelstaa- 
ten, durch  Verträge  auf  ihre  Kontingentsherrlichkeit  zu  verzichten 
und  zwar  zu  Gunsten  der  Krone  Preussen,  indem  sie  ihre  Kontin- 
gente dem  preussischen  Armeeverbande  einverleibten.  Zum  Ab- 
schluss  solcher  Verträge  wurden  sie  nicht  erst  durch  den  oben  er- 
wähnten Satz  des  Artikel  66  ermächtigt,  sondern  es  lag  die  Befiigniss, 
auf  ihre  kontingentsherrlichen  Rechte  zu  verzichten,  schon  von 
selbst  in  ihrer  Autonomie.  Staatsrechtlich  wäre  nichts  dagegen  ein- 
zuwenden gewesen,  wenn  ein  Einzelstaat  nicht  zu  Gunsten  der  Krone 
Preussen,  sondern  zu  Gunsten  eines  anderen  Staates  z.  B.  des 
Königreichs  Sachsen  verzichtet  hätte.  Da^s  dies  aber  nie  geschehen, 
ja  nicht  einmal  geplant  worden  ist,  hat  seinen  guten  Grund.  Durdi 
eine  solche  Uebertragung  an  einen  anderen  Staat  hätten  natürlich 
die  Befugnisse  des  Bundesfeldherm  oder  Kaisers  nicht  im  geringsten 
beeinträchtigt  werden  dürfen.  Es  wäre  also  durch  einen  solchen 
Vertrag  nur  eine  noch  grössere  Verwickelung  der  Verhältnisse  her- 
beigeführt worden,  indem  dann  dreierlei  Subjekte  der  Militärhoheit 
geschaffen  worden  wären :  der  ursprüngliche  Kontingentsherr  mit 
den  ihm  etwa  noch  verbleibenden  Rechten,  der  durch  Uebertragung 
berechtigte  Kontingentsherr  und  endlich  der  Bundesfeldherr  als 
oberster  Kriegsherr.  Dies  wurde  vermieden  durch  vertragsmässigen 
Anschluss  an  die  preussische  Armee,  deren  Kontingentsherr  zugleich 
der  Bundesfeldherr  bez.  Kaiser  ist.  Vertragschliessende  Kontrahen- 
ten waren  dabei  auf  der  einen  Seite  die  Regierungen  der  Einzel- 
staaten, auf  der  anderen  Seite  der  König  von  Preussen,  als 
solcher,  aber  immer  zugleich  in  seiner  Eigenschaft  als  Bundes- 
feldherr oder  Kaiser.  Bei  beiden  Kontrahenten  stellte  sich  das  kon- 
stitutionelle Recht  der  Mitwirkung  der  Volksvertretung  verschieden. 
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Die  auf  ihnen  zustehende  Hoheitsrechte  verzichtenden  Einzelstaaten 
bedurften  zum  Abschlüsse  solcher  Konventionen  der  Zustimmung 
der  betreffenden. Landtage,  da  es  sich  um  eine  Schmälerung  der 
verfassungsmässigen  Rechte  der  Einzelstaaten  handelte ;  der  König 
von  Preussen  bedurfte  dagegen  nicht  der  Zustimmung  des  preussi- 
sehen  Landtages ,  da  durch  diese  Verträge  weder  preussische  Ho- 
heitsrechte au%egeben ,  noch  preussische  Gesetze  verändert,  noch 
dem  preussischen  Staate  finanzielle  Lasten  auferlegt  wiurden  (Mein 
preuss.  Staatsr.  B.  U  S.  825  ff.].  In  allen  diesen  Verträgen  tritt  aber 
der  König  von  Preussen  zugleich  als  Bundesfeldherr  auf  und  ertheilt 
als  solcher  den  mit  ihm  kontrahirenden  Einzelstaaten  gewisse  Ver- 
sprechen. Sollte  der  Inhalt  dieser  Versprechen  dahin  gehen,  ii^end 
eine  reichsgesetzliche  Bestimmung  abzuändern,  so  wäre  hierfür  un- 
zweifelhaft die  Zustimmung  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages 
erforderlich.  Dies  ist  aber  bei  keiner  dieser  Art  von  Konventionen 
der  Fall.  Die  Versprechungen  des  Bundesfeldherm  bez.  des  Kaisers 
bewegen  sich  innerhalb  des  Rahmens  der  Befugnisse  des  Oberbe- 
fehls und  der  Militärverwaltung,  die  er  nach  freiem  Ermessen 
ausüben  kann.  Zu  vertragsmässigen  Beschränkungen  seiner  ihm 
persönlich  zustehenden  Befugnisse  bedarf  der  Kaiser  der  Zu- 
stimmung von  Bundesrath  und  Reichstag  nicht.  Allgemein  in  den 
Militärkonventionen  ist  die  Zusicherung,  dass  der  Bundesfeldherr 
bez.  Kaiser  von  seinem  ihm  verfassungsmässig  zujstehenden  Disloka- 
tionsrechte in  Bezug  auf  die  Truppentheile  des  betreffenden  Kon- 
tingents nur  vorübergehenden  Gebrauch  machen  werde,  und  auch 
dies  nur,  wenn  politische  und  militärische  Rücksichten  es  bedingen. 
Femer  ist  in  den  Konventionen  mit  solchen  Einzelstaaten,  welche 
selbständige  Truppenkörper  bilden,  eine  bestimmte  Formation 
derselben  zugesagt^  während  der  Kaiser  nach  der  Reichsverfässung 
Artikel  63  Absatz  4  die  Gliederung  und  Eintheilung  der  Kontin- 
gente nach  eigenem  Ermessen  zu  bestimmen  hat.  Natürlich  stehen 
solche  Verträge,  wie  alle  Verträge  der  Einzelstaaten,  unter  der 
Reichsgeset^ebung,  und  zwar  nicht  bloss  der  gegenwärtigen,  son- 
dern auch  der  zukünftigen;  sie  sind  ohne  weiteres  hinfällig,  soweit 
sie  mit  bereits  gegebenen  oder  erst  später  erlassenen  Reichsgesetzen 
in  Widerspruch  treten.  Auch  kann  ein  solches  Versprechen  den 
Kaiser  nicht  binden,  wenn  dringende  politische  und  militärische 
Ghründe  ein  Abgehen  von  demselben  erheischen,  denn  die  verfas- 
sungsmässigen Befugnisse  sind  dem  Bundesfeldherm  bez.  Kaiser 
gegeben,  um  die  Reichsinteressen  zu  wahren,  er  würde  daher  pflicht- 
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widrig  handeln,  wenn  er  sich  durch  eine  solche  Verabredung  abhal- 
ten lassen  wollte,  im  gegebenen  Falle  das  Beichsinteresse  dem  Par- 
tikularinteresse eines  Einzelstaates  unterzuordnen.  Es  ist  dies,  ^e 
Hänel  (a.  a.  O.  S.  246)  hervorhebt,  ein  selbstverständlicher 
Satz,  der  aber  auch  in  verschiedenen  Militärkonventionen  ausdriick* 
liehe  Anerkennung  gefunden  hat.  Die  Einzelstaaten  müssen  sich 
von  vom  herein  sagen,  dass  diese  Versprechen  nur  mit  der  Klaiisel 
gegeben  werden  können,  dass  sie  den  Kaiser  nur  soweit  binden,  als 
sie  mit  den  höheren  politischen  und  militärischen  Interessen  des 
Reiches  nicht  in  Widerspruch  treten,  welche  für  den  Kaiser  summa 
lex  bilden  müssen,  wenn  er  seinen  reichsoberhauptlichen  Pflichten 
nicht  untreu  werden  will. 

Abgesehen  von  Bayern  und  Württemberg,  deren  militärische 
Sonderrechte  einen  ganz  anderen  staatsrechtlichen  Charakter  haben, 
sind  folgende  Militärkonventionen  gegenwärtig  in  Kraft:  Sachsen 
vom  7.  Februar  1867.  Baden  vom  25.  November  1870.  Hessen  vom 
13.  Juli  1871  (an  Stelle  der  Konvention  vom  7.  April  1867).  Meck- 
lenburg-Schwerin vom  24.  Juli  1868  und  vom  19.  December  1872. 
Mecklenburg-Strelitz  vom  9.  November  1867  und  vom  23.  December 
1872.  Oldenbu]^  vom  17.  Juli  1867.  Thüringische  Staaten  (Sach- 
sen-Weimar, Meiningen,  Altenburg,  Kobu^-Gotha,  Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Beuss  älterer  Linie  und  jüngerer  Linie  vom  15.  Septem- 
ber 1873  (an  Stelle  der  Konvention  vom  28.  Jimi  1867).  Schwan- 
bu^-Sondershausen  vom  17.  September  1873  (an  Stelle  der  Kon- 
vention vom  28.  Juni  1867).  Lippe  vom  14.  November  1873  (an 
Stelle  der  Konvention  vom  26.  Juni  1867).  Schaumbuig-Lippe 
vom  25.  September  1873  (an  Stelle  der  Konvention  v^m  30.  Juni 
1867).  Waldeck  vom  24.  November  1877  (an  Stelle  der  Konven- 
tion vom  6.  August  1867).  Hamburg  vom  23.  Juli  1867.  Bremen 
vom  27.  Juni  1867.  Lübeck  vom  27.  Juni  1867.  Der  Lihalt  dieser 
Militärkonventionen  ist  im  Einzelnen  verschieden,  doch  kehren  ge- 
wisse Hauptverabredungen  in  allen  wieder.  Die  betreffenden  Kon- 
tingente werden,  mit  Ausnahme  des  königlich  sächsischen,  Be- 
standtheile  der  preussischen  Armee,  die  kontingentsherrlichen 
Rechte  gehen  auf  den  König  von  Preussen  über.  Diesem  wird  die 
dem  betreffenden  Staat  zukommende  Summe  für  die  Erhaltung 
des  Landesheeres  zur  Verfugung  gestellt,  wofür  die  preussische 
Kri^sverwaltung  alle  Kosten  der  Heeresverwaltung  übernimmt. 
Der  König  von  Preussen  ernennt  alle  Offiziere  des  Kontingents, 
welche  ihm   den  Fahneneid  leisten,    daneben  aber  noch  einen 
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Revers  ausstellen ,  durch  welchen  sie  sich  verpflichten ,  das  Wohl 
des  betreffenden  Landesherm  zu  fordern,  Schaden  von  ihm  abzu- 
wenden u.  s.  w.    Das  Kontingent  soll  soweit  als  möglich  ständige 
Gramisonen   in   dem    betreffenden  Staate    erhalten.    Der  Kaiser 
be2.  der  Bundesfeldherr  wird  daher  nur  vorübergehend  von  dem 
ihm  verfassungsmässig  zustehenden  Dislokationsrechte  Gebrauch 
machen  und  zwar  nur  in  ausserordentlichen ,  durch  politische  und 
militärische  Interessen  gebotenen  Fällen.    Ebenso  sollen  nur  aus 
gleichen  Gründen  Ortschaften  des  betreffenden  Staates  anderen 
Truppentheilen  als  Garnisonen  angewiesen  werden.  Während  diese 
Bestimmungen  fast  in  allen  Militärkonventionen  wiederkehren, 
unterscheiden  sie  sich  darin,   dass  die  mit  den  grösseren  Staaten 
geschlossenen  Konventionen  den  betreffenden  Kontingenten  eine 
mehr  selbständige  Formation  zugestehen  [Hessen  bildet  eine  Divi- 
sion, Baden  ein  Armeekorps)  und  den  Landesherm  noch  weiter 
gehende  Ehrenrechte  einräumen.    Am  günstigsten  ist  das  König- 
reich Sachsen  gestellt,  indem  die  sächsische  Militärkonvention  dem 
Könige  von  Sachsen  alle  von  der  Verfassung  eingeräumten  kon- 
tingentsherrlichen und  landesherrlichen  Bechte  ohne  Ausnahme 
belässt;  wahrend  der  König  von  Preussen,  als  Bundesfeldherr,  nichts 
zusagt,  was  er  nicht  innerhalb  seiner  bundesherrlichen  Befugnisse 
versprechen  dürfte.   In  der  sächsischen  Konvention  stellt  sich  die 
innerhalb  des  Bahmens  der  Ver&ssung  am  weitesten  gehende  Selb- 
ständigkeit des  Kontingentsherm  dar.  Den  Gegensatz  hierzu  bilden 
die  Konventionen  der  kleinsten  Staaten ,  Schwarzburg-Sondershau- 
sen, Waldeck,  Lippe,  Schaumburg-Lippe,  Lübeck,  Bremen  und 
Hamburg,  deren  Kontingente  im  Jahre  1867  ganz  aufgelöst  und  in 
der  preussischen  Armee  aufgegangen  sind;  sie  haben  gar  keine  kon- 
tdngentsherrliche,  wohl  aber  noch  gewisse  landesherrliche  Befug- 
nisse.  Um  den  Wehrpflichtigen  dieser  Staaten  die  Ableistung  ihrer 
Dienstpflicht  zu  erleichtem,  haben  diese  Staaten  preussische  Infan- 
teriegamisonen  erhalten  mit  der  Zusage,  dass  dieselben  ihnen  dau- 
ernd belassen  werden  sollen,  soweit  nicht  militärische  und  politische 
Interessen  entgegenstehen. 

So  zeigt  unser  Militärrecht  auch  in  der  Gegenwart  noch  eine 
bunte  Mannigfaltigkeit  verschiedener  Berechtigungen  der  Einzel- 
staaten der  Keichsgewalt  gegenüber.  Am  weitesten  geht  die  Son- 
derstellung Bayerns.  »Das  bayerische  Heer  bildet  einen  in  sich 
geschlossenen  Bestandtheil  des  deutschen  Bundesheeres  mit  selb- 
ständiger Verwaltung,  unter  der  Militärhoheit  des  Königs,  im  Kriege, 

H.SchnUe,  Deutsches  Staatsrecht.  II.  IS 
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vom  Beginne  der  Mobilisirung  an ,  unter  Oberbefehl  des  Kaisers«. 
Eine  geringere ,  jedoch  ebenfalls  über  das  Maass  der  Beichsverfas- 
sung  hinausgehende  Selbständigkeit  geniesst  Württemberg.  Auch 
seine  Rechte  sind  als  Sonderrechte  reichsverfELBSungsmässig  gesichert 
Das  Königreich  Sachsen  besitzt  ein  selbständiges  Kontingent;  die 
Rechte  der  Kontingentsherm,  die  Beschränkungen  des  Bundesfeld- 
herrn  halten  sich  innerhalb  des  Rahmens  der  Verfassung ,  haben 
aber  auch  keine  reichsgesetzliche  Grarantie  nach  Artikel  78  Absatz  2. 
Sachsen  besitzt  im  streng  staatsrechtlichen  Sinne  keine  Sonderrechte. 
Alle  übrigen  Staaten  haben  Militärkonventionen  mit  Preussen  ge- 
schlossen, wodurch  die  reichsverfassungsmässigen  Befugnisse  des 
Kontingentsherm  beschränkt  oder  ganz  an  Preussen  abgetreten  sind. 
Als  Gegenleistung  legt  sich  dafür  der  Bundesfeldherr  gewisse  Be- 
schränkungen auf,  denen  er  nach  Reichsrecht  nicht  unterworfen 
ist,  z.  B.  in  Betreff  seines  Dislokationsrechtes.  Alle  diese  Kontin- 
gente sind  Bestandtheile  des  preussischen  Armeeverbandes;  am  wei- 
testen geht  der  Verlust  jeder  militärischen  Selbständigkeit  bei  den 
Staaten,  welche  gar  keine  eigenen  Kontingente  mehr  haben.  Unter 
den  Staaten,  welche  Militärkonventionen  geschlossen  haben,  bilden 
Bayern  auf  der  einen  Seite,  Lippe,  Waldeck,  die  Hansestädte  auf 
der  anderen  Seite  das  Extrem;  dort  das  Maximum  militärischer 
Selbständigkeit,  hier  das  Minimum  derselben.  Der  einzige  Staat,  mit 
welchem  keine  Konvention  abgeschlossen  ist,  ist  Braunschweig, 
es  sind  aber  die  braunschweigischen  Truppen  in  die  entsprechenden 
taktischen  Verbände  des  preussischen  Heeres  aufgenommen  und 
den  preussischen  Kommandobehörden  unterstellt  worden ,  auch  ist 
das  braunschweigische  Kontingent  ganz  in  die  finanzielle  Verwal- 
tung und  Abrechnung  des  preussischen  Heeres  eingetreten  (Militar- 
gesetze  I  S.  61).  Jedenfalls  gehen  die  Militärverhältnisse  dieses 
Herzogthums  jetzt  einer  Neuordnung  entgegen.  Trotz  dieses  Parti- 
kularismus in  unserem  Militärrecht  ist  doch  im  Grossen  und  Gran- 
zen  die  Einheitlichkeit  des  deutschen  Kriegsheeres  genügend  ge- 
wahrt durch  eine  einheitliche  Reichsgesetzgebung  und  vor  aUem 
durch  den  kaiserlichen  Oberbefehl,  welchem  alle  deutschen  Trup- 
pentheile,  wenigstens  in  Kriegszeiten,  unbedingt  Folge  zu  leisten 
eidlich  verpflichtet  werden.  Mögen  einzelne  Kontingentsherm  noch 
so  reichlich  mit  gewissen  militärhoheitlichen  Rechten  au^estattet 
sein,  der  Kaiser  ist  und  bleibt  dennoch  oberster  Kriegsherr  aUer 
deutschen  Truppen,  das  deutsche  Heer  eine  einheitliche  Reichs- 
armee. 
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III.  Gliederung  der  deutsehen  Kriegsmacht  ^. 

§336. 

Im  Allgemeinen. 

Die  bewaffnete  Macht  des  deutschen  Reiches  besteht  aus  dem 
Heere,  der  Marine  und  dem  Landsturm.  Das  Heer  wird  einge- 
theilt  in 

1)  das  stehende  Heer 

2)  die  Landwehr ; 
die  Marine  in 

1)  die  Flotte 

2)  die  Seewehr. 

Der  Landsturm  besteht  aus  allen  Wehrpflichtigen  vom  vollen- 
deten 17.  bis  zum  vollendeten  42.  Lebensjahre. 

Das  stehende  Heer  und  die  Flotte  sind  beständig  zum  Kriegs- 
dienst bereit.  Beide  sind  die  Bildungsanstalten  der  gan- 
zen Nation  für  den  Krieg.  Die  Landwehr  und  die  Seewehr 
sind  zur  Unterstützung  des  stehenden  Heeres  und  der  Flotte  be- 
stimmt (Wehrgesetz  §  2 — 5).  Die  Organisation  des  Landheeres  ist 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  die  Friedens-  oder  Kriegs- 
formation handelt.  In  der  Friedensformation  zerfällt  das  Land- 
heer in  das  stehende  Heer  und  die  Landwehr. 

A)  Die  Landmacht. 

§337. 

1)  Das  itehende  Heer. 

Die  Friedenspräsenzstärke  des  stehenden  Heeres  ist  ge- 
setzlich festgestellt,  d.  h.  die  Zahl  der  Mannschaften,  welche  dau- 
ernd bei  den  Fahnen  gehalten  werden  dürfen.  Für  die  Zeit  bis  zum 
30.  März  1888  beträgt  dieselbe  427,274  Mann.  Diese  Ziffer  ist  eine 
»Maximalziff  era,  d.  h.  die  Zahl  der  dauernd  bei  den  Fahnen  ge- 
haltenen Mannschaften  darf  nicht  darüber  hinausgehen ,  braucht 
diese  Zahl  aber  nicht  zu  erreichen,  wie  auch  der  thatsächliche  Effek- 
tivbestand der  Armee  regelmässig  unter  dieser  Ziffer  steht.  Durch 
die  gesetzliche  Feststellung  der  Friedenspräsenzstärke  wird  die  vor- 
üb ergehen  de  Einberufung  weiterer  Mannschaften  nicht  ausge- 


1  Labanda.a.O.  B.IIL§§82— 87.  Seydel  a.  a.  0.  S.  1407.  Zorna.a.O. 
§  19  S.  332  ff.  G.  Meyer,  Verwaltungsrecht  B.  IL  §§  199—205.  S.  47  ff 

18* 


Digitized  by  VjOOQ IC 


276  n.  Von  den  Funktionen  des  deutschen  Reiches. 

schlössen  (Wehrgesetz  §  6  AI.  5)  ^  Die  zur  Beserve  entlassenen  Mann- 
schaften gehören  zum  stehenden  Heer  und  können  jeder  Zeit  zur 
Ausfüllung  der  Kadres  ihrer  Regimenter  einberufen  werden,  nicht 
bloss  bei  erfolgter  Mobilmachung,  sondern  auch  bei  »sonstiger  noth- 
wendiger  Verstärkung  des  Heeres«.  Nach  dem  Reichsmilitärgesetze 
vom  2.  Mai  1874  haben  jedoch  gewisse  Formationen  eine  gesetzliche 
Feststellung  erhalten,  so  die  Eintheilung  in  Armeekorps,  deren 
es  18  giebt;  zwei  werden  von  Bayern,  je  eins  von  Württemberg  und 
Sachsen,  von  Preussen  mit  den  seiner  Armeeverwaltung  einverleib- 
ten Kontingenten  und  Elsass-Lothringen  14  gestellt.  Alle  Armee- 
korps, mit  Ausnahme  des  preussischen  Gardekorps,  haben  ihre 
Territorialbezirke.  Das  deutsche  Reichsgebiet  wird  in  militärischer 
Beziehung  in  17  Armeekorpsbezirke  eingetheilt,  in  welchen  die 
kommandirenden  Generale  die  Militärbefehlshaber  sind.  Gesetzlich 
festgestellt  ist  femer  die  Zahl  der  Bataillone,  Escadrons  und  Batte- 
rien. Die  Infanterie  zählt  503  Bataillone,  die  Kavallerie  465 
Schwadronen,  die  Feldartillerie  340  Batterien,  die  Fussartillerie  31, 
die  Pioniere  19  und  der  Train  18  Bataillone.  Nicht  gesetzlich  fest- 
gestellt, sondern  nur  im  Allgemeinen  vorgezeichnet  sind  die  Unter- 
abtheilungen der  Bataillone  (die  Kompagnien)  und  die  Zwischen- 
glieder zwischen  BataiUonen,  Schwadronen  und  Batterien  einerseits 
und  den  Armeekorps  andererseits:  Regimenter,  Brigaden,  Divisio- 
nen. Das  Gesetz  giebt  femer  Zahl  und  Rang  der  zur  Führung  der 
betreffenden  Truppentheile  erforderlichen  Offiziere  an,  doch  wird 
dabei  dem  kaiserlichen  Ermessen  ein  freierer  Spielraum  gelassen, 
indem  die  hierüber  im  Gesetz  enthaltenen  Bestimmungen  nicht 
durchweg,  sondern  nur  »in  der  Regel«  zur  Anwendung  kommen. 
Von   der  Friedensformation  wesentlich    verschieden    ist  die 


^  So  löst  sich  der  scheinbare  Widerspruch  zwischen  Artikel  60,  welcher  be- 
stixnmt,  dass  die  Friedenspräsenzstftrke  des  Heeres  im  Wege  der  Reichs- 
gesetzgebung  festgestellt  werden  soll,  und  Artikel  63  Absatz  4,  welcher  sagt,  »der 
Kaiser  bestimmt  den  Prftsenzstand  des  Heeres«.  Wenn  nach  Artikel  60  die 
Friedenspr&senzst&rke  gesetzlich  festgestellt  ist,  so  bleibt  dem  Kaiser  immer  noeh 
ein  bedeutender  Spielraum.  Er  kann  den  Pr&senzstand  weit  unter  die  gesetilieh 
festgestellte  Maximalziffer  herabsetzen,  er  kann  denselben  aber  dureh  Einbe- 
rufung weiterer  Mannschaften  zu  Uebungen  oder  nothwendigen  Verstärkungen 
vorübergehend  erhöhen,  ohne  dass  es  deshalb  zu  einer  Mobilmachung  zu 
kommen  braucht.  Wohl  zu  bemerken  ist  auch  der  verschiedene  Spraehgebraueh 
in  Artikel  60  und  Artikel  63 ;  wo  es  sich  um  die  gesetzlich  fizirte  .AjiKahl  handelt» 
spricht  die  Reichsverfassung  vonFriedenspr&senzstärke,  wo  es  sich  um 
vorübergehende  Bestinmiungen  des  kaiserlichen  Kriegsherrn  handelt ,  von 
Präsenzstand.  Beide  verschiedene  Ausdrücke  sind  gewiss  nicht  ohne  Absicht 
gewählt. 
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Kriegs formation  des  stehenden  Heeres,  indem  die  sogenannten 
Kadres  durch  Einberufung  der  Reserven  ausgefüllt  werden.  Die 
Kriegsformation  tritt  ein  mit  der  Mobilmachung,  ihre  Anordnung 
ist  dem  Kaiser  anheimgegeben. 

Anmerkung  betreffend  die  Friedenspräsenzstärke  des 
stehenden  Heeres. 

Die  Bestimmungen  der  Reichsyerfassimg  über  diesen  Punkt  sind  nur  zu 
▼erstehen  aus  der  Geschichte  des  preussischen  Militärkonfliktes,  welcher  erst 
in  der  Gesetzgebung  des  norddeutschen  Bundes  seinen  legalen  Abschluss 
fand  (B.  II S.  2  5 1 ).  Letzterer  hatte  einen  so  tiefen  Eindruck  auf  die  preussi- 
sehe  Regierung  gemacht,  dass  sie  die  Wiederkehr  eines  solchen  Zustandes  im 
norddeutschen  Bunde  um  jeden  Preis  vermeiden  wollte.  Die  ganze  Regie- 
rungsvorlage ist  von  dem  Einen  Gedanken  beherrscht,  dass  man  sich  gegen 
die  Folgen  eines  schrankenlos  ausgeübten  Budgetrechtes  des  Reichstages 
wenigstens  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens  sichern  will.  Das  einfachste 
Gegeimdttel  lag  in  dem  ursprünglichen  Regierungsentwurfe  der  norddeut- 
schen Bundesverfassung ,  welcher  folgende  Bestimmungen  enthält.  Arti- 
kel 56  (jetzt  60).  »Die  Friedenspräsenzstärke  des  Bundesheeres  wird  auf 
ein  Procent  der  Bevölkerung  von  1867  normirt  und  wird  pro  rata  dersel- 
ben von  den  einzelnen  Bundesstaaten  gestellt«.  Artikel  58  (jetzt  62] : 
»Zur  Bestreitung  des  Aufwandes  für  das  gesammte  Bundesheer  und  die  zu 
demselben  gehörigen  Einrichtungen  sind  dem  Bundesfeldherm  jährlich 
soviel  225  Thaler,  als  die  Kopfzahl  der  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres 
nach  Artikel  56  beträgt,  zur  Verfügung  zu  stellen«.  Wären  diese  Bestim- 
mungen zur  Annahme  gelangt ,  so  wären  allerdings  Militärkonflikte  zwi- 
schen der  Reichsregierung  und  dem  Reichstage  für  immer  unmöglich  ge- 
macht worden,  es  wäre  aber  damit  das  konstitutionelle  Budgetrecht  des 
Reichstages  für  immer  vernichtet  gewesen ,  da  ihm  der  wichtigste  Theil 
des  Etats  einfach  zur  Kenntnissnahme  vorgelegt  worden  wäre.  Hier  lag 
der  Brennpunkt  der  ganzen  parlamentarischen  Verhandlungen  des  konsti- 
tuirenden  Reichstages  von  1867.  Hätte  hier  die  Regierung  nicht  nach- 
gegeben, so  wäre  wahrscheinlich  das  ganze  Verfassungswerk  gescheitert, 
indem  der  Reichstag  wenigstens  unter  das  Maass  der  in  Preussen  bestehen- 
den konstitutionellen  Rechte  der  Volksvertretung  nicht  zurückgehen  wollte. 
(Vergl.  meine  Einleitung  §  143  S.  462).  Der  Reichstag  nahm  daher  zu 
Artikel  56  (jetzt  60)  das  Forckenbeck*sche  Amendement  an,  welches 
den  eisernen  Militärbestand  und  den  Verzicht  auf  das  Budgetrecht  für  einen 
Uebergangszustand  bis  zum  31 .  December  1871  der  Regierung  einräumte, 
von  da  ab  aber  verlangte :  »Für  die  spätere  Zeit  wird  die  Friedenspräsenz- 
stärke des  Heeres  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  festgestellt«.  Auch 
sollten  nur  bis  zu  diesem  Tage  die  fixirten  jährlichen  Beträge  von  je  225 
Thaler  für  den  Kopf  zur  ausschliesslichen  Verfügung  des  Bundesfeldherm 
gestellt  werden.  Das  vom  Reichstage  angenommene  Forckenbeck'sche 
Amendement  genügte  aber  der  preussischen  Regierung  nicht  für  die  Sicher- 
stellung der  Heereseinrichtungen  nach  dem  Jahre  1871.  Den  widerstrei- 
tenden Anschauungen  der  Regierung  und  der  Mehrheit  des  Reichstages 
baute  endlich  das  mit  überwiegender  Mehrheit  angenommene  Amendement 
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Bennigsen-Ujest  eine  goldene  Brücke  des  Ausgleiches .  Dies  Amen- 
dement  ist  auch  für  das  Verständniss  des  heutigen  Rechtes  noch  maaaa- 
gebend.  Zu  Artikel  58  (jetzt  62] ,  welcher  nach  dem  Forckenbeck'sclien 
Amendement  die  Zahlung  der  225  Thaler  für  den  Kopf  nur  bis  zum 
31.  December  1871  feststellte,  wurden  nun  folgende  Worte  hinzugefügt: 
»Nach  dem  31.  December  1871  müssen  diese  Beiträge  von  den  einzel- 
nen Staaten  des  Bundes  zur  Bundeskasse  fortgezahlt  werden.  Zur  Be- 
rechnung derselben  wird  die  im  Artikel  60  interimistisch  festgestellte 
Friedenspräsenzstärke  solange  festgehalten,  bis  sie  durch  ein  Bundesgesetz 
abgeändert  ist.  Die  Verausgabung  dieser  Summe  für  das  gesanmite  Bun- 
desheer und  dessen  Einrichtungen  wird  durch  das  Etatsgesetz  festgestellt. 
Bei  der  Feststellung  des  Militärausgabeetats  wird  die  auf  Grundlage  die- 
ser Verfassung  gesetzlich  feststehende  Organisation  des  Reichsheeres  zu 
Grunde  gelegta.  Mit  Annahme  dieses  Amendements  glaubte  die  Regie- 
rung die  nothwendigen  Eautelen  gegen  einen ,  nach  Ablauf  der  Ueber- 
gangszeit  möglichen  Militärkonflikt  gewonnen  zu  haben.  Es  war  die 
Grundbedingung  des  eingegangenen  Kompromisses.  Auf  Grund  des  Ar- 
tikel 60  der  Reichsverfassung  erging  sodann  das  Gesetz  vom  9.  December 
1871,  welches  für  die  Jahre  1S72,  1873  und  1874  an  der  Friedensprfi- 
senzstärke  von  40 1,659  Mann  festhielt.  Das  Reichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai 
1874  enthält  in  §  1  den  Satz:  »Die  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres  an 
Unteroffizieren  und  Mannschaften  beträgt  für  die  Zeit  vom  1 .  Januar  1875 
biszumSl.  December  1881  401,659  Mann.  Die  einjährigen  Freiwilligen 
kommen  auf  die  Friedenspräsenzstärke  nicht  in  Anrechnung.«  Durch 
Reichsgesetz  vom  6.  Mai  1880  ist  die  Friedenspräsenz  vom  I.April  1881 
bis  zum  31.  März  1888  auf  427,274  Mann  festgestellt.  Die  gesetzliche 
Feststellung  der  Friedenspräsenzstärke  ist  somit  auf  eine  bestimmte  Zeit  be- 
schränkt (sogenanntes  Septennat).  Es  bleibt  daher  immer  noch  eine  offene 
Frage,  wie  es  gehalten  werden  soU,  wenn  §  1  des  Militärgesetzes  durch  Ab- 
lauf der  Zeit  seine  Kraft  verloren  hat.  Hier  kommt  als  Entscheidungsnorm 
Artikel  60  Absatz  2  in  Betracht:  »Für  die  spätere  Zeit  wird  die  Friedens- 
denspräsenzstärke  des  Heeres  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung 
festgestellt«.  Von  den  meisten  Schriftstellern,  insbesondere  von  Lab  and, 
Seydel  und  Zorn  wird  dieser  Artikel  so  verstanden,  dass  hier  »im  W^e 
der  Gesetzgebung«  nur  den  formellen  Weg  der  Gesetzgebung  bedeute,  dass 
also  die  Friedenspräsenz  ebenso  gut  durch  das  Etatsgesetz,  als  durch  eine 
dauernde  gesetzliche  Norm  festgestellt  werden  könne.  Zuzugeben  ist,  dass 
der  Sprachgebrauch  der  Reichs  Verfassung  gegen  eine  derartige  Aus- 
legung nicht  ist,  da  »Gesetz«  bald  auf  Gesetze  im  materiellen  Sinne, 
bald  auf  Gesetze  im  formellen  Sinne  bezogen  wird.  Unzweifelhaft  ist 
letzteres  bei  der  Feststellung  des  Etats  der  Fall,  welcher  stets  als  Etats- 
gesetz bezeichnet  wird ;  wenn  es  sich  dabei  auch  nur  um  ein  Gesetz  im 
formellen  Sinne  handelt.  Dennoch  glaube  ich  an  meinen  früheren  Ausfüh- 
rungen festhalten  zu  müssen,  dass  hier  »im  Wege  der  Bundesgesetzgebung« 
nichts  anderes  besagen  kann,  als  Feststellung  des  Etats  durch  ein  wah- 
res Gesetz  im  materiellen  Sinne,  im  Gegensatz  zur  bloss  jährlichen 
budgetmässigen  Feststellung,  welche  nur  Gesetz  im  formellen 
Sinne  ist.    Indem  ich  auf  meine  früheren  Ausführungen  verweise   (»Das 
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Finanzrecht  der  Heichs-  und  Landtage«  in  Grünhut' s  Zeit  sehr,  für  pri- 
vates und  öffentliches  Hecht  B.  11  S.  208  ff.),  hebe  ich  hervor,  dass  nur 
eine  bleibende  oder  wenigstens  auf  eine  längere  Zeit  berechnete  Feststel- 
lung der  Friedenspräsenz  dem  Geist  und  Wesen  unserer  Heeresverfassung 
entspricht.  Als  Auslegungsmittel  kommen  hier  die  Verhandlungen  des 
preussischen  Abgeordnetenhauses  fast  ebenso  in  Betracht,  als  die  des 
Reichstages ,  da  unsere  heutige  Militärgesetzgebung  ganz  unter  dem  Ein- 
flüsse des  preussischen  Militärkonfliktes  zu  Stande  gekommen  ist,  wel- 
cher erst  in  der  Gesetzgebung  des  norddeutschen  Bundes  seinen  Abschluss 
fand.  Am  klarsten  sprach  sich  darüber  ein  Bericht  der  Kommission  des 
Abgeordnetenhauses  aus  :  »dass  eine  j  ährliche  Y otirung  des  Kon- 
tingentes, wie  sie  in  anderen  konstitutionellen  Staaten  üblich  sei,  vor- 
zuschlagen, bei  dem  gesetzlichen  Institute  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
welche  als  eine  Grrundlage  unserer  Institutionen  beizubehalten  sei,  un- 
möglich erscheine,  dass  die  Gesammtleistung  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht sich  nur  nach  langen  Zeiträumen  durch  das  Wachsen  und  Fallen 
der  Bevölkerung  verändere  und  insofern  das  Aufstellen  für  längere  Zeit 
allerdings  zulässig  und  bei  der  Existenz  der  Verfassung  geboten 
sei«.  (Stenogr.  Bericht  des  A.  H.  1863.  Anl.  Th.  II  S.  623  ff.)  Der 
von  der  Kommission  vorgeschlagene  §  3  des  Militärgesetzentwurfes  lau- 
tete :  »Die  Stärke  und  Zusammensetzung  des  Heeres  für  den  Friedenszu- 
stand soll  durch  ein  Gesetz  festgestellt  werden.  Auf  Grund  dieses  Ge- 
setzes erfolgt  die  jährliche  Veranschlagung  der  Ausgabe  für  das  Heer«. 
In  diesem  Vorschlag,  in  welchem  Gesetz  und  jährliche  Feststellung  durch 
den  Etat  aufs  bestimmteste  gegenüber  gestellt  werden,  liegt  der  beste  Kom- 
mentar für  Artikel  60  Absatz  2,  indem  die  Bundesregierung  den  damaligen 
Standpunkt  des  Abgeordnetenhauses  zu  dem  ihrigen  gemacht  und  von  nun 
an  als  den  allein  richtigen  vertreten  hat.  Den  korrektesten  Ausdruck  gab 
dieselbe  ihrer  Auffassung  in  dem  Entwürfe  des  Reichsmilitärgesetzes,  dessen 
§  1  die  Friedenspräsenzstärke  »bis  zum  Erlasse  einer  anderweitigen  gesetz- 
lichen Bestimmung«  festsetzen  wollte.  Dieser  Auffassung  schloss  sich  der 
Abgeordnete  von  Bennigsenan,  indem  er  anerkannte,  »dass  Artikel  60 
die  Bundesregierungen  zu  der  Forderung  einer  gesetzlichen  und  nicht 
bloss  etatsmässigen  Regelung  der  Friedenspräsenz  berechtige«.  Die  Bun- 
desregierung drang  mit  ihrem  Verlangen  einer  dauernden  gesetzlichen 
Fixirung  der  Friedenspräsenzstärke  nicht  durch ,  sondern  musste  sich  mit 
einer  gesetzlichen  Feststellung  auf  eine  längere  Zeitperiode  begnügen, 
sodass  nach  Ablauf  jedes  Septennates  die  wichtigste  Institution  unserer 
Reichsverfassung  wieder  in  Frage  gestellt  werden  kann.  (Vergleiche  hier- 
über H.v.Tr  ei  tschke,  »DasReichsmilitärgesetza.  Preuss.  Jahrb.  B.  XXIII 
1874  S.  302 — 314,  und  G.  B eseler,  »Das  Reich smilitärgesetz  und  das 
Budgetrecht.  Preuss.  Jahrb.  B.  XXIEE  1874  S.  587 — 602  nebst  den 
Reichstagsverhandlungen  vom  Frühjahr  1874  in  den  stenographischen 
Berichten.)  Wir  dürfen  unser  Auge  daher  der  Möglichkeit  nicht  ver- 
schliessen ,  dass  nach  dem  Ablaufe  des  Septennates  eine  Verständigung 
zwischen  dem  Kaiser  als  oberstem  Kriegsherrn  und  den  Faktoren  der  Ge- 
setzgebung nicht  zu  Stande  kommt.  Auch  für  diesen  Fall  fehlt  es  nicht 
ganz  an  gesetzlichen  Normen ,  sowohl  im  Verhältnisse  zum  Bundesrathe, 
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wie  zum  Reichstage.  Würde  eine  Mehrheit  im  Bundesrathe  sich  fOr  eine 
Herabsetzung  der  bisher  gesetzlich  bestehenden  Friedenspräsenz  ausspre- 
chen, so  würde  dem  Kaiser  Artikel  5  Absatz  2  zur  Hülfe  kommen ,  wo- 
nach bei  GesetzesYorschlägen  über  das  Militärwesen  die  Stimme  des  Prä- 
sidiums den  Ausschlag  giebt,  wenn  sie  sich  für  die  Aufrechterhaltung  der 
bestehenden  Einrichtungen  ausspricht.  (So  besonders LabandHIS.  91, 
T  hu  dich  um,  Verfassungsrecht  des  nordd.  Bundes  S.414,  in  Holtzen- 
dorff's  Jahrb.  11  8.  110,  treffend  besonders  Seydel  in  Hirth^s  Anna- 
len  a.  a.  O.  8.  1413:  »Eine  Zustimmung  des  Bundesrathes  zu  einer  Aende- 
rung  der  in  §  1  des  Reichsmilitärgesetzes  normirten  Friedenspräsenzstärke 
liegt  nur  dann  vor,  wenn  die  Stimmen  Preussens  sich  unter  der  für  diese 
Abänderung  sich  aussprechenden  Mehrheit  befindend. )  Davon  durchaas  zu 
unterscheiden  ist  die  Frage ,  was  zu  geschehen  hat ,  wenn  mit  dem  Ab- 
laufe des  jetzigen  Septennates  eine  Einigkeit  zwischen  der  Reichsregierung 
und  dem  Reichstage  über  die  Friedenspräsenzstärke  des  Heeres  nicht  zu 
Stande  kommen  sollte.  Unzweifelhaft  dauern  gewisse  gesetzliche  Grund- 
lagen der  Heeresverfassung  fort ,  so  die  im  Militärgesetze  festgestellten 
Formationen  und  Kadres,  so  der  Grundsatz  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
vor  allem  bleibt  aber  auch  Artikel  62  Absatz  2  der  Reichsrerfassung  in 
Kraft  (wie  Lab  and  gegen  Seydel  a.  a.  O.  S.  418  und  Zorn  überzeu- 
gend dargelegt  hat] .  Es  ist  dieses  der  auf  dem  oben  erwähnten  Amende- 
ment Bennigsen-Ujest  ruhende  Satz:  »Nach  dem  31.  December  1871 
müssen  diese  Beiträge  zur  Reichskasse  fortgezahlt  werden  (nämlich  225 
Thaler  für  den  Kopf.)  Zur  Berechnung  derselben  wird  die  in  Artikel  60 
interimistisch  festgestellte  Friedenspräsenzstärke  so  lange  festgehalten,  bis 
sie  durch  ein  Reichsgesetz  abgeändert  ist«.  Nach  Seydel  haben  diese  Ab- 
sätze 2 — 4  des  Artikel  62  nur  eine  vorübergehende  Bedeutung,  sie  verloren 
(nach  ihm)  schon  durch  Erlass  des  Gesetzes  vom  9.  December  1871  über 
die  Friedenspräsenzstärke  für  1872 — 74  ihre  Gültigkeit.  Diese  Ansicht 
haben  auch  mehrere  Reichstagsabgeordnete  im  ersten  Reichstage  von  1871 
ausgesprochen,  so  besonders  Sonnemann  und  Lasker.  Wir  l^en 
diesen  Bestimmungen  keineswegs  eine  bloss  vorübergehende  Bedeutung 
bei,  sondern  halten  sie  auch  heut  zu  Tage  für  den  Fall  noch  fortgeltend, 
dass  ein  Etatsgesetz  nicht  zu  Stande  kommt.  Die  Annahme  des  Amende- 
ments Benn  ig  sen-Uj  est  war  die  conditio  sine  qua  non,  unter  welcher 
die  Regierungen  von  ihrem  eisernen  Militäretat  abgingen  und  dem  Reichstag 
auch  auf  diesem  Gebiete  ein  Budgetrecht  einräumten.  Es  ist  nicht  an- 
zunehmen, dass  sie  diese  wichtige  Kautel  fallen  gelassen  haben  sollten, 
ohne  dass  ihnen  andere  wirksame  Garantien  gegen  einen  möglichen  Mili- 
tärkonflikt gegeben  worden  wären.  Dies  ist  aber  nicht  geschehen  und  so 
ist  anzunehmen,  dass  auch  die  Sätze  2 — 4  des  Artikel  62  wieder  aufleben, 
wenn  das  Etatsgesetz  einmal  nicht  zu  Stande  kommen  sollte.  Für  diesen 
Fall  wollte  sich  die  Reichsregierung  wenigstens  die  Einnahmen  sichern, 
welche  zur  Erhaltung  des  Heerwesens  nOthig  sind.  Es  stellt  sich  in  die- 
ser Beziehung  das  Budgetrecht  des  deutschen  Reiches  ganz  auf  gleiche 
Linie  wie  das  im  preussischen  Staate  geltende^  sodass  anzunehmen  ist,  dass 
auch  diese  Sätze  unter  dem  Einflüsse  der  Anschauungen  des  preussischen 
Staatsrechtes  zu  Stande  gekommen  sind.  Wenn  in  Preussen  ein  Etatsgesetz 


Digitized  by  VjOOQ IC 


9.  Das  Kriegswesen  des  Keiehes.  281 

nicht  zu  Stande  kommt,  so  findet  nach  Artikel  109  die  Forterhebung  der 
bestehenden  Steuern  und  Abgaben  fOr  die  Staatskasse  statt,  ganz  unab- 
hängig vom  Etatsgesetze.  Ganz  so  sicher  wollte  sich  auch  die  Heichsre- 
gierung  in  Betreff  der  Einnahmen  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  für 
das  Heerwesen  stellen.  Diese  sollten  fortlaufen,  auch  wenn  mit  dem 
Reichstage  keine  Verständigung  zu  erzielen  gewesen  wäre.  Man  wollte 
damit  aber  auch  die  Regierungen  der  Einzelstaaten  vinculiren ,  dass  sie 
nicht  etwa,  im  Fall  eines  nicht  zu  Stande  gekommenen  Etats,  die  zur 
Erhaltung  des  Heeres  nOthigen  Zahlungen  zurückbehalten  könnten,  son- 
dern trotzdem  zur  Reichskasse  abliefern  müssten.  In  diesen  Sätzen 
suchte  die  Reichsregierung  ebensowohl  eine  Garantie  gegen  das  mOgHche 
Widerstreben  eines  künftigen  Reichstages,  wie  gegen  die  etwaige  Selbst- 
sucht der  Einzelstaaten.  Da  solche  Fälle  jeder  Zeit  vorkommen  können, 
so  kann  auch  das  gegen  sie  angeordnete  Vorbeugungsmittel  nicht  bloss 
einen  provisorischen  Charakter  haben.  Die  Berechnung  der  von  den 
Einzelstaaten  fortzuzahlenden  Beträge  erfolgt  nach  der  in  Artikel  60  in- 
terimistisch festgestellten  Friedenspräsenzstärke,  bis  sie  durch  ein  Reichs- 
gesetz abgeändert  ist.  Während  also  in  Betreff  der  Einnahmen  das 
Recht  der  Budgetbewilligung  des  Reichstages  sich  innerhalb  derselben 
Scbranken  bewegt,  wie  das  des  preussischen  Landtages,  ist  es  auch  in  Be- 
treff der  Feststellung  der  Ausgaben  ganz  ebenso  geregelt.  »Die  Ver- 
ausgabung dieser  Summe  für  das  gesammte  Reichsheer 
und  dessen  Einrichtungen  wird  durch  das  Etatsgesetz  fest- 
gestellt.« Verfassungsmässig  muss  also  jede  Ausgabe  für 
das  Heer  im  Etat  festgestellt  sein.  Kommt  also  ein  Etatsge- 
setz nicht  zu  Stande,  so  tritt  ein  abnormer  verfassungswidriger  Zustand 
ein.  Dass  dies  aber  nicht  dazu  führen  kann,  jede  Ausgabe  für  das  Heer 
zu  unterlassen,  d.  h.  die  Armee  aufzulösen,  versteht  sich  von  selbst.  Es 
tritt  dann  ein  Nothstand  ein,  in  welchem  der  Reichskanzler,  auf  seine 
Verantwortlichkeit  hin ,  die  nicht  etatsmässig  festgestellten  nothwendigen 
Ausgaben  für  das  Heer  dennoch  leisten  wird,  um  ihre  Bewilligung  vom 
nächsten  Reichstag  zu  erlangen,  wie  er  auch  sonst  ausseretats- 
mässige  Ausgaben  zu  rechtfertigen  suchen  muss  (B.  I  S.  592). 

2)  Die  Landwehr. 

§338. 

Wahrend  die  Reserve  einen  Theil  des  stehenden  Heeres  bildet 
und  die  Mannschaften  derselben  dazu  bestimmt  sind,  die  Kadres 
desselben  auszufüllen,  ist  die  Landwehr  eine  selbständige  Orga- 
nisation. Nur  ausnahmsweise  können  Landwehrleute  in  das  ste- 
hende Heer  eingestellt  werden,  sonst  bildet  die  Landwehr  ihre 
selbständigen  Kadres;  dies  gut  aber  nur  von  der  Infanterie.  Die 
Mannschaften  der  Artillerie  werden  in  das  stehende  Heer  einge- 
reiht, für  die  Landwehrkavallerie  werden  nur  nach  Maassgabe  des 
Bedarfes  besondere  Truppenkörper  gebildet.    Gesetzlich  festgestellt 
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sind  die  Landwehrbataillonsbezirke;  von  denen  regelmässig  zwei  auf 
ein  Linieninfanterieregiment  kommen,  diese  zerfallen  wieder  in  Land- 
wehrkompagniebezirke.  An  der  Spitze  jedes  Landwehrbezirkes  stellt 
ein  Stabsof&zier  nebst  einem  Adjutanten  und  einem  Bezirksfeldwebel, 
das  Bezirkskommando.  Dieses  hat  die  Kontrolle  über  die  Mann- 
schaften des  Beurlaubtenstandes  in  seinem  Bezirke  zu  führen,  alle 
Vorbereitungen  für  die  Formirung  der  Landwehrabtheilungen  zu 
treffen  und  den  Militärpflichtigen  die  Einberufungsordre  zuzustellen. 
Im  ILriege  soll  die  Landwehr  hauptsächlich  zur  Besetzung  der 
Festungen  und  Etappenstrassen  verwandt  werden  (Besatzungs- 
truppen) ,  doch  können  auch  Abtheilungen  derselben  nöthigen  Falls 
als  Feldtruppen  zur  Unterstützung  des  stehenden  Heeres  herange- 
zogen werden. 

§339. 

3)  Der  Landiturm. 

Während  das  stehende  Heer  und  die  Landwehr  zusammen  »das 
Heer«  bilden,  wird  der  Landsturm  dem  Heere  gegenübergestellt 
Derselbe  umfasst  alle  Wehrpflichtigen  vom  vollendeten  17.  bis  zum 
vollendeten  42.  Lebensjahre,  welche  weder  dem  Heere  noch  der 
Marine  angehören.  Nach  dem  Gresetze  über  den  Landsturm  vom 
12.  Februar  1875  tritt  der  Landsturm  nur  auf  Befehl  des  Kaisers 
zusammen,  wenn  ein  feindlicher  Ueberfall  das  Bundei^ebiet  bedroht 
oder  überzieht.  Das  Aufgebot  des  Landsturmes  erfolgt  durch  kaiser- 
liche Verordnung,  in  welcher  zugleich  der  Umfang  des  Angebotes 
bestimmt  wird.  Der  Landsturm  ist  ein  Theil  der  bewaffiieten  Macht 
des  Reiches.  Sobald  er  zusammengetreten  ist,  ist  er  den  Militärge- 
setzen  unterworfen.  Der  Landsturm  wird  regelmässig  in  besonderen 
Abtheilungen  formirt.  Derselbe  erhält  bei  seiner  Verwendung  gegen 
den  Feind  militärische,  auf  Schussweite  erkennbare  Abzeichen,  wo- 
durch den  Anforderungen  des  internationalen  Rechtes  Rechnung  ge- 
tragen wird,  während  ein  ungeregeltes  Massenaufgebot  den  Ghrund- 
sätzen  des  Völkerrechtes  widerspricht'.   In  Friedenszeiten  besteht 


^  Das  Frojet  d'une  d^claration  internationale  concemant  les  lois  et  coutames 
de  la  guerre  der  brQsseler  Konferenzen  bestimmt  in  Artikel  9 :  »Les  lois,  les  droits 
et  deyoirs  de  la  guerre  ne  s'appliquent  pas  seulement  k  Varm^e,  mais  eneore  aux 
miliees  et  aux  corps  volontaires  r6unissant  les  conditions  suivantes:  1)  D'avoir  ^ 
leur  t^te  une  personne  responsable  pour  ses  subordonn^s ;  2)D'ayoiransigne 
distinetif  fixe  et  reconnaissable  &  distance;  3)  De  porter  les  armes 
ouTertement  et  4)  De  se  conformer  dans  leur  Operations  aux  lois  et  coutumes  de 
la  guerre«.  Es  ist  unzweifelhaft ,  dass  der  deutsche  Landsturm  alle  diese  Bedin- 
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überhaupt  keine  Formation  des  Landsturmes.  In  Fällen  ausser- 
ordentlichen Bedarfes  kann  auch  die  Landwehr  aus  Mannschaften 
des  au%ebotenen  Landsturmes  ergänzt  werden,  jedoch  nur  dann, 
wenn  bereits  sämmtliche  Jahrgänge  der  Landwehr  und  die  verwend- 
baren Mannschaften  der  Ersatzreserve  einberufen  sind. 

§340. 

4)DieF6itiuig6ni. 

Ein  wichtiges  Glied  in  der  Organisation  des  deutschen  Kriegs- 
wesens sind  die  Festungen,  d.  h.  bewafihete  Plätze,  welche  sowohl 
zu  Yertheidigungsanstalten,  wie  zu  Stützpunkten  kriegerischer  Ope- 
rationen bestimmt  sind.  Die  Anlage  von  Festungen  ist 
lediglich  Reichssache,  das  Becht  dazu  gilt  als  Ausfluss  der 
kaiserlichen  Kriegsherrlichkeit.  Artikel  68.  Die  gesetzgebenden 
Faktoren  haben  nur  insoweit  ein  entscheidendes  Wort  mitzureden, 
als  es  sich  um  Bewilligung  der  erforderlichen  Geldmittel  handelt. 
Die  Festungsbezirke  werden  aber  der  Landeshoheit  der  Einzelstaa- 
ten nicht  entzogen,  vielmehr  besteht  diese  fort,  soweit  diese  landes- 
herrlichen Befugnisse  nicht  durch  die  militärische  Zweckbestimmung 
dieser  Plätze  oder  durch  besondere  kriegsherrliche  Anordnungen 
des  Kaisers  beschränkt  werden.  Den  Einzelstaaten  steht  kein  Wi- 
derspruchsrecht gegen  die  Anlage  von  neuen  oder  die  Erweiterung 
von  bestehenden  Festungen  in  ihrem  Gebiete  zu.  Nur  Bayern  und 
Württemberg  nehmen  auch  hier  eine  Sonderstellung  ein.  Nach  dem 
Bündnissvertrage  vom  23.  November  1870  V  »wird  Bayern  die  An- 
lage von  neuen  Befestigungen  auf  bayerischem  Gebiete  im  Interesse 
der  gesammtdeutschen  Vertheidigung  im  Wege  jeweiliger  spe- 
ciellerVereinbarung  zugestehen«.  Die  württembergische  Mili- 
tärkonvention Artikel  6  bestimmt :  »über  die  dem  Bundesfeldherm 
zustehende  Berechtigung,  neue  Befestigungen  innerhalb  des  König- 
reichs anzulegen,  wird  sich  der  Bundesfeldherr  eintretenden  Falles 
mit  dem  Könige  von  Württemberg  in  Vernehmen  setzen«.  Da 
letzteres  eine  wirkliche  Einwilligung  des  Königs  bedeutet;  so 
kommt  materiell  das  bayerische  und  das  württembergische  Sonder- 
recht in  Bezug  auf  die  Anlage  von  Festungen  auf  dasselbe  hinaus. 


gungen  erfCQlt  und  somit  auch  völkerrechtlich  als  legitimer  Bestandtheil  der  deut- 
schen Kriegsmacht  erscheint. 

»  Seydel  a.a.O.  S.  1401.   Laband  B.  III.  §  82.  Zorn  a.  a,  0.  S.  338.  G. 
Meyer,  Verwaltungsrecht  B.  IL  §  202.  S.  55  ff. 
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Mit  dem  Rechte,  Festungen  im  Reichsgebiete  anzulegen,  ist  dem 
Kaiser  auch  das  Enteignungsrecht  und  das  Recht,  die  sogenannten 
Rayonbeschränkungen  au&uerlegen,  von  selbst  gegeben.  Ebenso 
steht  dem  Kaiser  die  volle  militäxische  Verfügung  über  die  Festun- 
gen ausschliesslich  zu.  Kein  deutscher  Einzelstaat  ist  befugt^  eine 
Festung  anzulegen,  auch  wenn  er  dies  auf  eigene  Kosten  thun 
wollte,  da  die  sämmtlichen  deutschen  Festungen  ein  einheitliches 
Vertheidigungssystem  bilden  sollen.  Alle  im  Bundesgebiete  liegen- 
den Festungen,  mögen  dieselben  bei  Gründung  des  norddeutschen 
Bundes  neu  angelegt  oder  bereits  vorhanden  gewesen  sein,  nebst 
allen  dazu  gehörenden  Gebäuden,  Grundstücken  und  Ausrüstungs- 
gegenständen sind  Eigenthum  des  deutschen  Reiches 
(Reichsgesetz  vom  28.  Mai  1873).  Eine  Ausnahme  machen  nur  die 
beiden  bayerischen  Festungen  Germersheim  und  Ingolstadt  (Lan- 
dau ist  eingegangen) ,  deren  gesammtes  Material  an  beweglichen  imd 
unbeweglichen  Gegenständen  dem  Staate  Bayern  gehört.  Ausser 
diesen  beiden  bayerischen  sind  alle  deutschen,  auch  sämmt- 
liehe  preussische  Festungen  Reichsfestungen  ge- 
worden. 

Besondere  Bestimmungen  gelten  in  Betreff  der  Festung  Ulm, 
welche  theils  auf  bayerischem,  theils  auf  württembergischem  Gebiete 
liegt.  Die  Verhältnisse  dieses  so  wichtigen  Waffenplatzes  sind  ge- 
regelt durch  einen  Vertrag  zwischen  Preussen,  Bayern  und  Württem- 
berg vom  16.  Juni  1874  (Militärgesetze  Abtheilung I  S.  175  ff.).  Da- 
durch ist  die  Festung  Ulm  für  einen  einheitlichen  Waffenplatz  unter 
Kommando  und  Verwaltung  des  Reiches  erklärt.  Der  Kaiser  er- 
nennt den  Gouverneur  und  den  Kommandanten  nebst  dem  dazu 
gehörigen  Stabe.  Die  im  Reichsdienste  verwandten  Offiziere  wer- 
den dem  Kaiser  verpflichtet.  Für  die  Dienstverhältnisse  sind  die 
preussischen  Vorschriften  maassgebend.  »Die  gesammten  persön- 
lichen und  sachlichen  Ausgaben  für  diese  Festung  werden  auf  den 
Militäretat  des  Reichshaushaltsetats  übernommen;  jedoch  so,  dass 
der  auf  Rechnung  des  bayerischen  Militäretats  fallende  Antheil  in  Ab- 
rechnung gebracht  und  in  letzteren  entsprechend  vorgetragen  wird« . 

§341. 
B)  Die  Kriegsmarine*. 
Eine  Kriegsmarine  bestand  weder  zu  Zeiten  des  älteren  deut- 


Seydela.  a.  O.  S.  1429ff.  Laband  a.a.O.  B.  IIL  S.  136  ff.  Zorn  a.a.O. 
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sehen  Reiches,  noch  auch  zu  Zeiten  des  deutschen  Bundes.  Die 
genialen  Kolonial-  und  Flottenpläne  des  grossen  Kurfürsten  wur- 
den Ton  seinen  Nachfolgern  wieder  au%egeben.  Die  im  Jahre  1 848 
von  der  provisorischen  Reichsgewalt  mit  grossen  nationalen  Opfern 
geschaffene  deutsche  Kriegsflotte  wurde  von  dem  wiederhergestell- 
ten Bunde  alsbald  unter  den  Hammer  gebracht.  Dagegen  wurde  in 
Preussen  eine  Flotte  begründet,  zunächst  zur  Vertheidigung  der 
Ostseeküste,  dann  im  grösseren  Stile  seit  Erwerbung  des  Jahdebu- 
sens  im  Jahre  1853,  wodurch  Preussen  zuerst  Fuss  an  der  Nordsee 
fasste.  Mit  dem  Jahre  1867  ging  die  preussische  Marine  auf  den 
norddeutschen  Bund  über.  Da  hier  jede  Anknüpfung  an  bestehende 
Verhältnisse  fehlte ,  so  konnte  hier  das  Einheitsprincip  viel  folge- 
richtiger durchgeführt  werden ,  wie  beim  Landheere.  Die  deut- 
sche Kriegsflotte  kennt  keine  Kontingente,  sondern 
ist  ganz  wie  die  Seemacht  eines  Einheitsstaates  orga- 
nisirt.  Auch  die  Verwaltung  derselben  ist  lediglich 
Reichssache,  ohne  jede  Mitbetheiligung  der  Einzel- 
staaten. 

Während  die  Verhältnisse  der  Landmacht  bereits  durch  eine 
eingehende  Gesetzgebung  geregelt  sind,  fehlt  es  für  die  Marine  fast 
noch  an  jeder  gesetzlichen  Bestimmung.  Ausser  den  einschlagen- 
den Artikeln  der  Reichsverfassung  findet  der  kaiserliche  Oberbe- 
fehl in  seinen  Verfügungen  nur  eine  Schranke  im  Etatsgesetze. 
"Weder  der  Stand  an  Kriegsschiffen,  noch  der  Personalstand  ist  ge- 
setzlich festgestellt.  Für  den  Stand  an  Ejriegsschiffen  ist  der  Flot- 
tengründungsplan von  1873  maassgebend,  durch  welchen  der  nord- 
deutsche Flottengründungsplan  von  1869  ersetzt  wurde  (Annalen 
1869  S.  194.  Daselbst  Seydel  1875  S.  1429).  Die  gesammte  Ma- 
rine wird  in  zwei  Marinestationen  eingetheilt,  die  Station  der  Ostsee 
(Kiel)  und  die  der  Nordsee  (Wilhelmshaven) .  An  der  Spitze  jeder 
Station  steht  ein  Contreadmiral.  Diese  beiden  Stationsorte  sind 
zugleich  Kriegshäfen,  welche  sowohl  zur  Küstenvertheidigung, 
wie  zur  Unterstützung  der  Kriegsoperationen  der  Marine  bestimmt 
sind.  Durch  das  Gesetz  über  die  Reichskriegshäfen  vom  19.  Juni 
1883  sind  die  Grenzen  derselben,  sowie  die  Befugnisse  der  Stations- 
chefs reichsgesetzlich  festgestellt.  Jeder  Station  ist  eine  Ma- 
trosendivision zugewiesen ,  aus  welcher  die  in  Dienst  zu  stellenden 


B.  I.  S.  340.  G.  Meyer,  Verwaltungarecht  B.  IL  §  205.  S.  66.  Bütow,  Die 
kaiserlich  deutsche  Marine  in  Organisation,  Kommando  und  Verwaltung.  Berlin 
1878—1882. 
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Schiffe  die  nöthige  Mannschaft  erhalten  und  eine  Werftdivision, 
welche  die  technischen  Zweige  der  Marine  umfiasst.  Zur  Marine- 
station der  Ostsee  gehören  ausserdem  das  Seebataillon ,  welches  bei 
Indienststellung  der  Schiffe  die  nöthige  InfiEinteriemannschafb  an 
dieselben  abgiebt,  dann  die  zur  Küstenvertheidigung  bestimmte  See- 
artillerieabtheilung mit  3  Kompagnien  (Sey del  in  Hirth's  Annalen 
1875  S.  1430).  Zur  Station  der  Nordsee  gehört  die  Torpedoabthei- 
lung mit  2  Kompagnien  und  das  Lootsenkommando  an  der  Jahde. 
Für  die  sogenannte  seemännische  Bevölkerung  tritt  an  die  Stelle 
der  Wehrpflicht  im  Landheer  die  Wehrpflicht  in  der  Marine.  Dem 
stehenden  Heer  entspricht  die  Flotte,  der  Landwehr  die  Seewehr. 
Eigene  Kriegsformationen  für  die  Seewehr  bestehen  nicht.  Die  See- 
wehrmannschaften, desgleichen  die  dienstpflichtigen  Ersatsmann- 
schaften,  Beurlaubten  undBeserven,  werden  bei  eintretender  Kriegs- 
gefahr zur  Flotte  eingezogen. 

§342. 
Verwaltung  des  Heeres  und  der  Marine^ 
Da  die  oberste  Verwaltungsstelle  der  Marine,  die  Admirali- 
tät, eine  kaiserliche  Behörde  ist,  so  ist  von  derselben  unter  der  Be- 
hördenorganisation des  Reiches  §  274  genügend  gesprochen.  Da- 
gegen besteht  kein  Reichskriegsministerium  für  die 
Verwaltung  des  Landheeres.  Oberster  Chef  der  Reichskri^s- 
verwaltung  ist  ebenfalls  der  Reichskanzler.  Unter  ihm  verwalten 
die  Kriegsminister  der  Einzelstaaten,  welche  noch  eigene  Kontin- 
gente haben  —  Preussen,  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg  —  die 
Heeresangelegenheiten.  Obgleich  Landesbehörden,  besor- 
gen sie  doch  Reichsangelegenheiten.  Das  preussische 
Kriegsministerium  verwaltet  zugleich  die  Angelegenheiten  der  dem 
preussischen  Heer  einverleibten  Kontingente.  Diese  Kriegsmini- 
sterien sind  bei  ihrer  Verwaltung  an  reichsgesetzliche  Bestinmiun- 
gen  und  an  die  Sätze  des  Reichshaushaltsetats  gebunden.  Das  Reich 
hat  die  Aufsicht  über  die  Kontingentsverwaltungen;  dieselbe  steht 
dem  Kaiser  als  oberstem  Kriegsherrn  zu,  wobei  die  Sonderrechte 
der  Einzelstaaten,  besonders  Bayerns,  zu  berücksichtigen  sind.  Der 
Ausschuss  des  Bundesrathes  für  Landheer  und  Festungen  hat  die 
Aufgabe ,  die  geschäftliche  Verbindung  zwischen  dem  preussischen 
Kriegsministerium  und  den  Kriegsministerien  der  anderen  Staaten 

1  Laband,  B.  XU.  §  86.    Zorn  a.  a.  O.  S.  341.  G.  Meyer,  Verwaltungs- 
recht  B.  H.  §  203.  S.  58. 
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beizustellen  und  zu  erhalten.  Unter  dem  Kriegsministerium  bildet 
für  jedes  Armeekorps  das  Korpskommando  die  oberste  Verwal- 
tungsstelle. Für  die  wirthschafUiche  Verwaltung  hat  jedes  Korps 
einen  Korpsintendanten,  unter  welchem  dann  die  Divisions- 
Intendanten  stehen. 

Das  Sanitätswesen  des  Heeres  ist  durch  die  Verordnung 
Tom  6.  Februar  1873  selbständig  organisirt.  An  der  Spitze  steht  der 
Generalstabsarzt  der  Armee,  an  der  Spitze  des  Sanitätswesens  jedes 
Armeekorps  ein  Generalarzt,  unter  ihm  Divisions-,  Oberstabs-, 
Stabsärzte,  welche  nicht  als  Militärbeamte,  sondern  als  Offiziere 
gelten. 

Das  Kirchenwesen  des  Heeres  ist  ausdrücklich  von  der  Zu- 
ständigkeit der  Beichsgeset^ebung  ausgeschlossen ,  doch  wird  die 
Militärseelsorge  aus  der  Reichskasse  bestritten.  Eine  wichtige  Auf- 
gabe ist  das  Bildu  ngs  wesen.  Die  höchsten  militärischen  Bildungs- 
anstalten sind  die  ELriegsakademie  zu  Berlin  und  die  Marineakade- 
mie zu  Kiel,  die  Kriegsschulen  zur  Ausbildung  von  Offiziersaspi- 
ranten aller  Waffengattungen ,  die  Artillerie-  und  Ingenierschulen, 
die  militärärztliche  Akademie,  die  Centralkadettenschule  zu  Lich- 
terfelde und  die  sechs  Vorschulen  dafür. 

§343. 

Die  Militärgerichtsbarkeit^ 

Kein  Heer  ist  im  Kriege  ohne  eigene  Stra%ericht8barkeit  denk- 
bar. Eine  auch  im  Frieden  fortbestehende  ausschliessliche  Militär- 
gerichtsbarkeit kommt  erst  mit  den  stehendenHeeren  auf,  so  in 
Rom,  so  in  Deutschland.  Solange  Rom  kein  stehendes  Heer  hatte, 
erschien  die  Militärgerichtsbarkeit  nur  als  ein  Ausfluss  des  imperium 
des  Feldherm  im  Kriege.  Mit  der  Einführung  der  stehenden  Heere 
bildete  sich  auch  im  römischen  Reiche  eine  Militärgerichtsbarkeit 
in  Friedenszeiten  aus,  welche  sich  nach  der  Gesetzgebung  Justi- 
nian's^  auf  alle  Delikte  der  Soldaten  bezog.   Solange  bei  den  Ger- 


^  Hilse,  Die  leitenden  Grundsätze  des  heutigen  deutschen  Militärstrafver- 
fahrens.  Berlin  1868.  y.  Hof,  Darstellung  unseres  Militärgerichtswesens,  Berlin 
1884.  A.  Schaper,  Militärstrafyerfahren  in  v.  Holtzendorff's  Rechtslex. 
B.  n.  S.  764.  Für  das  Geschichtliche  besonders:  E.  Dangelmeier,  Die  Mili- 
tärgerichtsbarkeit in  ihrer  historischen  Entwickelung  und  heutigen  Gestaltung. 
In  Ooltdammer's  ArchiT.  B.  XXXR  S.  448.  (1884). 

'  Bethmann-Hollweg,  Handbuch  des  GiTÜproc.  B.  I.  S.  93.  Wetz  eil, 
Sjstem  des  Givilprocesses  HI.  Aufl.  Leipzig  1878.  S.  446. 
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manen  das  Heer  »das  Volk  in  Waffen«  war,  kam  auch  hier  eine 
besondere  Strafgewalt  nur  im  Kriege  vor,  welche  in  den  ältesten 
Zeiten  von  den  Priestern  gehandhabt  wurde.  Wie  bei  den  Römern, 
so  entsteht  auch  bei  den  Deutschen  eine  besondere  Militärgerichts- 
barkeit erst  mit  dem  Auftreten  der  Berufssoldaten  und  stehenden 
Heere.  Dieselbe  nimmt  in  der  Zeit  der  Landsknechte  eine  ständi- 
Bche  Ordnung  an.  Den  Obersten  der  Regimenter  stand  das  Recht 
zu  y  Kriegsrecht  anzuordnen ,  die  Urtheile  zu  bestätigen  und  voll- 
ziehen zu  lassen.  Den  Regimentern  selbst  war  entweder  das  aoge- 
nniinte  Recht  »der  langen  Spiessea  ertheilt,  wo  das  Urtheil  in  d^ei 
Käthen,  deren  jeder  aus  41  Landsknechten  bestand,  geschöpft  und 
vom  ganzen  Regiment  gebilligt  werden  musste ,  oder  es  entschied 
ein  Geschwomengericht  unter  Zuziehung  eines  sogenannten  Feld- 
schultheissen,  der  später  nach  spanischem  Vorbilde  Auditor  ge- 
nannt wurde  und  in  der  Regel  ein  Rechtskundiger  war.  Das  Ver- 
fahren war  im  Geiste  der  Zeit  ein  öffentliches  und  mündliches  und 
ruhte  auf  dem  Anklageprincip.  Regel  war  die  Schöpfung  des  Ur- 
theils  durch  Standesgenossen.  Mit  der  Wandlung  unseres  Gerichts- 
verfahrens überhaupt  wurde  auch  das  Verfahren  vor  den  Militär- 
gerichten ein  inquisitorisches  und  heimliches.  Das  genossenschaft- 
liche Element  wich  den  Anforderungen  der  Militärbureaukratie.  Der 
Militärgerichtsstand  erstreckte  sich  auf  alle  Straf-  und  Civilsachen 
der  Militärpersonen.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  wurde  die  Mih- 
tärgerichtsbarkeit  in  Civilsachen  aufgehoben,  in  Preussen  durch 
die  Kabinetsordre  vom  19.  Februar  1809.  Die  ausschliessliche  Mi- 
litärstrafgerichtsbarkeit ist  beibehalten.  Es  bestehen  im  deutschen 
Reiche  Militärgerichte,  aus  Militärpersonen  zusammengesetzt,  wel- 
che über  von  Militärpersonen  begangene  Handlungen,  die  durch 
da^  Gesetz  als  Verbrechen  oder  Vergehen  erklärt  sind,  nach  den 
Normen  der  Militärstrafyrocessordnung  zu  urtheilen  haben.  Eine 
reichsgesetzliche  Regelung  der  Militärgerichtsbarkeit  hat  bis  jetzt 
noch  nicht  stattgefunden.  Die  preussische  Militärstrafprocess- 
ordnung  vom  3.  April  1845  gilt  für  Preussen  und  die  einver- 
leibten Kontingente;  sowie  für  das  Königreich  Sachsen,  nicht  aber 
für  Bayern  und  Württembei^.  Nach  diesem  Gesetze  zerfällt  die 
Militärgerichtsbarkeit  in  die  höhere  und  die  niedere;  ersterer 
sind  die  Offiziere  und  höheren  Militäxbeamten  stets,  Unteroffiziere 
und  Gemeine  nur  dann  unterwerfen ,  wenn  gegen  sie  auf  gewisse 
im  Gesetze  bestimmte  höhere  Strafen  erkannt  werden  soll.  In  allen 
anderen  Fällen  tritt  für  sie  die  niedere  Gerichtsbarkeit  ein. 
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Charakteristisch  für  die  Militärgerichtsbarkeit  ist  die  Abhän- 
gigkeit derselben  von  den  sogenannten  Gerichtsherrn.  Als 
solche  fungiren  die  kommandir£nden  Generäle,  die  Divisions-,  die 
Regimentskommandeure,  die  Gouverneure  und  Kommandanten  der 
Festungen.  Die  Begimentskommandeure  haben  nur  niedere,  die 
anderen  Befehlshaber  sowohl  höhere,  als  niedere  Gerichtsbarkeit. 
Dem  Gerichtsherm  mit  höherer  Gerichtsbarkeit  steht  ein  rechts- 
kundiger Auditeur,  denen  mit  niederer  Gerichtsbarkeit  ein  unter- 
suchungsfiihrender  Offizier  zur  Seite  (Korps-,  Divisions-,  Gamisons- 
auditeure) .  Die  Gerichte  zerfallen  in  Korps-,  Divisions-,  Regiments- 
und Gamisongerichte ,  zu  denen  als  höhere  Instanz  das  General- 
auditoriat  tritt.  Die  Militärgerichte  sind  keine  ständi- 
gen Gerichte,  sondern  werden  für  den  einzelnen  Fall 
zusammengesetzt.  Den  Gerichtsherm  steht  die  Bildung  der 
Gerichte,  die  Aufsicht  über  dieselben,  die  Entscheidung  über  die 
Einleitung  der  Untersuchung  zu.  Für  jeden  Fall  wird  ein  XJnter- 
suchungs-  und  ein  Spruchgericht  gebildet.  Die  Spruchge- 
richte zerfallen  in  Kriegsgerichte,  welche  die  höhere,  und 
Standgerichte,  welche  die  niedere  Gerichtsbarkeit  auszuüben 
haben.  Die  Spruchgerichte  sind  zusammengesetzt  aus  einer  Anzahl 
von  Personen  des  Soldatenstandes  verschiedener  Rangklassen,  deren 
Rang  sich  nach  dem  Range  des  Angeschuldigten  richtet,  und  einem 
Auditeur  als  Referenten.  Das  Verfahren  ist  geheim  und  inquisito- 
risch. Die  Urtheile  der  Militärgerichte  bedürfen  stets  noch  einer 
Bestätigung.  Diese  erfolgt,  nach  der  Verschiedenheit  der  Fälle, 
entweder  durch  den  Kontingentsherrn  oder  das  Kriegsministerium 
oder  die  Truppenbefehlshaber.  Das  Begnadigungsrecht  steht 
dem  Kontingentsherrn  zu,  doch  enthalten  die  Militärkonventionen 
verschiedenartige  Bestinmiungen  darüber. 

Eine  reichsgesetzliche  Regelung  der  Militärgerichtsbarkeit, 
welche  den  Anforderungen  des  neueren  Verfahrens  und  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  mehr  entspricht,  als  die  bisherige,  ohne  die 
nothwendige  Energie  der  Militärgerichtsbarkeit  zu  gefährden ,  er- 
scheint dringend  geboten. 


H.  Sehiilze,  Dentsches  Staatsrecht.  1 9 
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IV.  Der  persönliohe  Militärdienst. 

§344. 

Im  Allgemeinen. 

Obgleich  das  deutsche  Wehrs jrstem  auf  dem  Grundsatze  der  all- 
gemeinen Wehrpflicht  beruht,  so  kann  dasselbe  zu  seiner  Vollstän- 
digkeit doch  solcher  Elemente  nicht  entbehren,  welche  aus  dem  Mi- 
litärdienste einen  Lebensberuf  machen.  Da  aber  ein  solcher  nach 
allgemeinen  staatsrechtlichen  Grundsätzen  niemanden  au%enöthigt 
werden  kann,  so  können  diese  Elemente  nur  durch  freiwilligen  Ein- 
tritt in  das  Heer  gewonnen  werden.  Vor  allem  kann  auf  diese 
Weise  allein  ein  tüchtiger  Offizierstand  hergestellt  und  erhalten 
werden,  welcher,  wenigstens  in  allen  seinen  höheren  Stellungen, 
ohne  berufsmässige  Vorbereitung  nicht  gedacht  werden  kann.  Aber 
auch  der  wichtige  Stand  der  Unteroffiziere  kann  beru&mässige  Ele- 
mente nicht  entbehren,  welche  sich  über  die  gesetzliche  Dienstzeit 
hinaus  zum  Fortdienen  im  Heere  verpflichten.  Endlich  bedarf  die 
Heeresverwaltung  zahlreicher  geschulter  Beamter.  Wir  unterschei- 
den daher  beim  persönlichen  Militärdienste  zwei  lUassen  von  Men- 
schen, deren  Verpflichtung  zum  Dienste  dem  Staate  gegenüber 
auf  zwei  verschiedenen  juristischen  Grundlagen  beruht,  entweder 
auf  gesetzlicher  Wehrpflicht  oder  auf  freiwilligem  Ein- 
tritt. Ersteres  findet  bei  allen  wehrpflichtigen  Mannschaften  statt, 
soweit  sie  nur  ihrer  gesetzlichen  Wehrpflicht  genügen,  letzteres  bei 
Berufsoffizieren,  Kapitulanten  und  Militärbeamten. 

A)  Gesetzliche  Wehrpflicht. 

§345. 

Allgemeine  Wehrpflicht. 

Jeder  Deutsche  männlichen  Geschlechtes  ist  wehrpflichtig  und 
kann  sich  in  der]  Ausübung  dieser  Pflicht  nicht  vertreten  lassen. 
Die  früher  in  vielen  deutschen  Staaten  stattfindende  Befugniss,  sich 
im  Waffendienste  vertreten  zu  lassen,  ist  durchaus  beseitigt.  Ausge- 
nommen von  der  Wehrpflicht  sind  nur  die  Mitglieder  der  regieren- 
den und  der  mediatisirten,  ehemals  reichsständischen  Häuser  (Artikel 
XIV  der  Bundesakte,  B.  I  S.  404)  und  derjenigen  Häuser,  welchen 
die  Befreiung  von  der  Wehrpflicht  durch  Verträge  zugesichert  ist 
oder  auf  Grund  besonderen  Rechtstitels  zusteht  [Wehrgesetz  §1,; 
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endlich  auch  die  vor  dem  1.  Januar  1881  geborenen  Elsass-Loth- 
ringer.  Diejenigen  Wehrpflichtigen,  welche  zwar  nicht  zum  Waffen- 
dienste, jedoch  zu  sonstigen  militärischen  Dienstleistungen,  welche 
ihrem  bürgerlichen  Berufe  entsprechen,  fähig  sind,  können  zu  sol- 
chen herangezogen  werden  (§  l).    Die  gesetzliche  Wehrpflicht  ist 
eine  Unterthanenpflicht,  welche  jedem  Deutschen  dem  Reiche  gegen- 
über obliegt.   Ausländer  können  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen nie  einer  gesetzlichen  Wehrpflicht  unterworfen  werden  (B.  I 
S.  345),  wenn  ihnen  auch  ein  freiwilliger  Eintritt  in  das  Heer  unter 
Umständen  verstattet  werden  kann.   Beichsangehörigkeit  ist  auch 
im  deutschen  Reiche  Voraussetzung  der  gesetzlichen  Wehrpflicht. 
Lediglich  aus  dem  Grunde  der  noch  nicht  oder  nicht  vollständig 
geleisteten  Wehrpflicht  ist  die  sonst  bestehende  Auswanderungsfrei- 
heit deutscher  ünterthanen  beschränkt  (B.  I  S.  352).     Diese  Be- 
schränkung bezieht  sich  aber  nicht  auf  die  ganze  Dauer  der  Wehr- 
pflicht, sondern  auf  eine  gewisse  Zeit  derselben.  Wehrpflichtigen  im 
Alter  vom  vollendeten  17.  Jahre  bis  zum  vollendeten  25.  Jahre,  die 
noch  nicht  ausgehoben  sind,  darf  die  Entlassung  nur  gewährt  wer- 
den auf  Grund  eines  Zeugnisses,  dass  sie  die  Entlassung  nicht  bloss 
nachsuchen,  um  sich  der  Dienstpflicht  zu  entziehen.  Aktiven  Militär- 
personen, d.  h.  solchen,  welche  zur  Fahne  einberufen  sind,  muss 
für  diese  Zeit  die  Entlassung  aus  dem  Beichsverbande  unbedingt 
verweigert  werden.   Sonst  bedürfen  Landwehrleute  und  Reservisten 
keiner  Erlaubniss  zum  Auswandern.  Artikel  59  der  Reichs  Verfassung 
sagt:  »In  Bezug  auf  die  Auswanderung  der  Reservisten  sollen  ledig- 
lich die  Bestimmungen  maassgebend  sein,  welche  für  die  Auswan- 
derung der  Landwehrmänner  gelten» .    Für  gewisse  Klassen  des 
Beurlaubtenstandes  ist  die  Genehmigung  der  Militärbehörde  die 
gesetzliche  Voraussetzung  der  Entlassung  aus  dem  ReichsverbandC; 
nämlich  für  Offiziere  und  im  Offiziersrang  stehende  Aerzte,  für  aus- 
gehobene aber  vorläufig  in  die  Heimath  entlassene  Rekruten,  für 
die  zur  Disposition  der  Ersatzreserve  entlassenen  Militärpersonen,  für 
die  zur  Disposition  der  Truppentheile  beurlaubten  Mannschaften. 
Ausserdem  kann  im  Kriege  oder  bei  Kriegsgefahr  vom  Kaiser  ein 
allgemeines  Auswanderungsverbot  für  alle  Wehrpflichtigen  erlassen 
werden.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Vorschriften  werden  nach 
§  140  des  Reichsstrafgesetzbuches  peinlich  bestraft,  das  dabei  zu  beob- 
achtende Strafverfahren  ist  durch  die  §§  470  ff.  der  Reichsstrafpro- 
cessordnung  geregelt.   Hat  der  Ausgewanderte  die  deutsche  Reichs- 
angehörigkeit  verloren  und  eine  andere  erworben,  so  kann  er  nicht 
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mehr  zum  deutschen  Militärdienst  herangezogen,  wohl  aber  der 
Strafe  des  §  140  des  Reichsstrafgesetzbuches  unterworfen  wer- 
den. Eine  Ausnahme  von  dem  Satze ,  dass  nur  Beichsangehörige 
zum  deutschen  Militärdienste  herangezogen  werden  können,  findet 
in  Betreff  der  sogenannten  staatlosen  Personen  statt.  »Personen, 
welche  das  Reichsgebiet  verlassen,  die  Reichsangehörigkeit  verloren, 
eine  andere  Staatsangehörigkeit  aber  nicht  erworben  oder  wieder 
verloren  haben,  sind,  wenn  sie  ihren  dauernden  Aufenthalt  in 
Deutschland  wieder  nehmen ,  auch  in  Deutschland  militärpflichtig; 
dasselbe  gilt  von  den  Söhnen  ausgewanderter  aber  wieder  in  das 
deutsche  Reich  zurückgekehrter  Personen,  sofern  die  Söhne  keine 
andere  Staatsangehörigkeit  erworben  haben,  ebenso  von  Ausgewan- 
derten, welche  zwar  eine  andere  Staatsangehörigkeit  erworben  hat- 
ten, aber  vor  vollendetem  31.  Lebensjahre  wieder  Reichsangehörige 
geworden  sind«. 

Andere  Strafbestimmungen,  welche  sich  auf  die  Erfüllung  der 
gesetzlichen  Wehrpflicht  beziehen,  sind  gegen  Selbstverstümmelung 
(§  142)  und  Täuschung  der  Ersatzbehörde  (§  143)  gerichtet. 

§346. 

Die  Aushebung^. 

»Die  Militärpflicht  ist  die  Pflicht,  sich  der  Aushebung  für  das 
stehende  Heer  oder  die  Flotte  zu  unterwerfenv.  Die  Militärpflicht 
begründet  an  sich  noch  nicht  das  militärische  Dienstverhältnisse 
sondern  verpflichtet  nur  zu  gewissen  Handlungen,  welche  dazu  be- 
stimmt sind,  die  Aushebung  zum  Militärdienst  zu  erm<%lichen  oder 
zu  erleichtern.  Die  Militärpflicht  beginnt  mit  dem  ersten  Januar 
desjenigen  Jahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das  zwanzigste 
Jahr  vollendet,  sie  legt  die  Pflicht  auf,  sich  zu  melden  und  sich  zu 
stellen  (Meldungs-  und  Gestellungspflicht).  »Die  Militär- 
pflichtigen und  die  Angehörigen  haben  die  Meldung  zur  Stamm- 
rolle nach  Maassgabe  der  bestehenden  Vorschriften  zu  bewirken« 
[Militärgesetz  §  3).  »Jeder  Militärpflichtige  ist  in  dem  Aushebung»- 
bezirke ,  in  welchem  er  seinen  dauernden  Aufenthalt  oder  in  Er- 
mangelung eines  solchen  seinen  Wohnsitz  hat,  gestellungspflichtig«. 
Die  Gemeinden  oder  gleichartige  Verbände  haben  unter  der  Kon- 
trolle der  Ersatzbehörden  Stammrollen  über  alle  Wehrpflichtigeu 

*  G.  Meyer.  Verwaltungsrecht  B.  IL  §  207.   Laband  a.  a.  O.  B.  in.  §  SO. 
Zorna.  a.  O.  S.  349  ff. 
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zu  führen.  Die  Stammrollen  werden  auf  Grund  der  Civilstandsregi- 
ster  und  der  erfolgten  Anmeldungen  geführt.  Die  Meldung  zur 
Stammrolle  hat  durch  die  Militärpflichtigen  zu  erfolgen  zwischen 
dem  15.  Januar  und  dem  1.  Februar  desjenigen  Jahres,  in  welchem 
die  Militärpflicht  eintritt,  und  zwar  vor  der  Ersatzbehörde.  Die  Stel- 
lung erfolgt  entweder  zum  Zwecke  der  Musterung  oder  der  Aus- 
hebung. Ersatz-  und  Oberersatzkommission  sind  die  mit  der 
Vornahme  des  Ersatzgeschäftes  beauftragten  Behörden ,  sie  sind  aus 
Civil-  und  Milil^rpersonen  zusammengesetzt  und  bilden  verschie- 
dene künstlich  abgestufte  Instanzen.  Die  Mustenmg  erfolgt  vor  der 
Ersatzkommission  und  besteht  in  einer  ärztlichen  Untersuchung 
der  körperlichen  Beschaffenheit ;  auf  Grund  dieser  Musterung  er- 
folgt dann  die  definitive  Entscheidung  der  Oberersatzkommission. 
Dieselbe  kann  ihrem  Inhalte  nach  verschieden  sein ;  sie  spricht  nach 
der  Verschiedenheit  der  Fälle  folgende  ürtheile  aus : 

1)  Ausschliessung  wegen  TTnwürdigkeit,  besonders 
Ausschliessung  wegen  erlittener  Zuchthausstrafe,  wegen  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte; 

2)  Ausmusterung  wegen  geistiger  und  körperlicher  TJn- 
.brauchbarkeit ; 

3)  Zurückstellung  wegen  zeitweiliger  üntüchtigkeit,  wegen 
zeitweiliger  Unwürdigkeit,  wegen  gewisser  persönlicher  Verhältnisse 
der  Militärpflichtigen,  die  für  gewisse  Kategorien  derselben  gesetz- 
lich festgestellt  sind,  oder  aus  allgemeinen,  im  Gesetze  nicht  vorge- 
sehenen Billigkeitsgründen;  ebenso  findet  eine  Zurückstellung 
Ueberzähliger  statt,  welche  bei  der  beim  Beginne  des  Ersatzgeschäf- 
tes stattfindenden  Losung  eine  zu  hohe  Nummer  gezogen  haben 
(sogenannte  Abschlussnummer) ; 

4)  üeberweisung  zur  Ersatzreserve  I.  oder  11.  Klasse, 
welcher  alle  zum  Dienste  fähigen,  aber  nicht  zum  Dienste  ausgeho- 
benen Mannschaften  überwiesen  werden  sollen ; 

5}  Aushebung  zum  aktiven  Militärdienste.  Die  so  ausgehobe- 
nen Rekruten  werden  regelmässig  nicht  sogleich  ins  Heer  einge- 
stellt, sondern  mit  Urlaubspässen  eine  Zeit  lang  entlassen.  Von 
dieser  Zeit  gehören  sie  zu  den  Mannschaften  des  Beurlaubtenstan- 
des. Erst  von  ihrer  wirklichen  EmsteUung  ab  gehören  sie  zum 
aktiven  Heere. 
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§347. 
Die  aktive  Dienstpflicht. 

Zum  aktiven  Heere  gehören  alle  bei  den  Fahnen  versammelten 
Mannschaften,  sowohl  diejenigen,  welche  ihre  dreijährige  Dienst- 
pflicht erfüllen  (mit  Einschluss  der  einjährig  Freiwilligen),  als  die- 
jenigen, welche  vorübergehend  zum  Dienst  in  der  Reserve,  der  Land- 
wehr oder  dem  Landsturm  eingezogen  sind,  solange  als  sie  sich 
bei  den  Fahnen  befinden,  bis  sie  wieder  entlassen 
sind.  Für  diese  Zeit  stehen  alle  diese  Mannschaften  unter  gleichen 
Dienstgesetzen  und  haben  gleiche  Pflichten  zu  erfüllen. 

Das  Dienstverhältniss  der  aktiven  Militärpersonen  äussert  ähn- 
liche Wirkungen  wie  das  Beamtenverhältniss  (B.  I  S.  324! .  Der 
Militärdienst  begründet  in  erster  Linie  P  f  1  i  c  h  t  e  n.  Die  Verletzung 
dieser  Pflichten  ist  mit  Strafen  bedroht;  die  schwereren  Pflichtver- 
letzungen fallen  unter  das  Militärstrafgesetzbuch.  Dasselbe 
ist  vom  20.  Juni  1872  und  gilt  für  das  ganze  deutsche  Reich.  Leich- 
tere Dienstvergehen  unterliegen  der  Disciplinarstraf Ordnung, 
welche  eine  Ergänzung  des  peinlichen  Stra%esetzbuches  bildet 
[Disciplinarstrafordnung  für  das  Heer  vom  31.  Oktober  1872,  für 
die  Marine  vom  23.  November  1872)  ^  Die  Bestrafung  der  im  Mili- 
tärstra%esetzbuche  verpönten  Handlungen  kann  nur  durch  ein  mi- 
litärgerichtliches Verfahren  erfolgen,  die  Verletzungen  der  Discipli- 
narstrafordnung werden  durch  Verfügungen  der  Vorgesetzten  geahn- 
det. Die  Dienstpflichten  der  Soldaten  sind  theils  durch  allgemeine 
Vorschriften  festgestellt,  theils  werden  sie  durch  specielle  Befehle 
der  Vorgesetzten  begründet.  Die  Gehorsamspflicht  der  Soldaten  ist 
eine  unbeschränkte.  Wird  durch  die  Ausführung  eines  Befehles  in 
Dienstsachen  ein  Strafgesetz  verletzt,  so  ist  der  befehlende  Voige- 
setzte  allein  verantwortlich.  Es  triflt  jedoch  den  gehorchenden 
Untergebenen  die  Strafe  des  Theilnehmers  dann,  wenn  er  den 
ihm  ertheilten  Befehl  überschritten  hat  oder  wenn  ihm  bekannt 

1  Vergleiche  hierüber  besonders  den  sachkundigen  Aufsati  Ton  Heck  er, 
»Ueber  die  Ghrensen  des  Ejriminal-  und  Diseiplinarstrafrechtes  bei  Pflichtrei^ 
letsungen  der  CivUbeamten  und  Militärpersonen«  im  Gerichtssaale  B.  XXXT 
(1879)  S.  481  ff.,  welcher  übrigens  zu  dem  Resultate  kommt:  »Die  Grenzen  zwi- 
schen dem  Militärkriminal- und  dem  Militärdisciplinarstrafrecht  sind  daher  durch- 
aus schwankend  und  nicht  ann&hemd  so  fest  bestimmt  wie  die  Grenzen  des  Kri* 
minal-  und  Diseiplinarstrafrechtes  bei  Pflichtverletzungen  der  Beamten.  Es  ist 
Sache  der  Militärgerichte  die  disciplinaren  Gesichtspunkte  scharf  ins  Auge 
zu  fassen  und  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  durch  ihre  Thätigkeit  die  fehlende  rei- 
nigende Disciplin  in  yoUem  Maasse  Ersatz  finde.« 
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gewesen,  dass  der  Befehl  des  Vorgesetzten  ein  bürgerliches  oder  mi- 
litärisches Verbrechen  oder  Vergehen  bezweckte  (Militärstrafgesetz- 
buch §  47).  Der  Gehorsam  kann  von  dem  militärischen  Vorgesetz- 
ten selbst  erzwungen  werden,  Ton  Offizieren  im  äussersten  Nothfalle 
sogar  durch  Anwendung  von  Waffengewalt  (§  124).  Wegen  Miss- 
brauchs der  Dienstgewalt  kann  gegen  den  Vollbesetzten  Beschwerde 
erhoben  werden,  doch  ist  far  die  Erhebung  derselben  ein  besonderes 
Verfahren  vorgeschrieben.  Ausser  der  Gehorsamspflicht  nimmt  die 
Treupflicht  beim  Soldaten  noch  einen  bestimmten  positiven 
Charakter  an.  Er  hat  das  Wohl  seines  Kriegsherrn,  sowie  seines 
Kontingents-  und  Landesherm,  selbst  unter  Aufopferung  seiner 
eigenen  persönlichen  Interessen,  unter  Umständen  selbst  der  Ge- 
sundheit und  des  Lebens,  nach  Kräften  zu  fordern.  Darauf  ist  sein 
Fahneneid  gerichtet.  Als  Verletzung  der  Treupflicht  erscheinen 
insbesondere  die  Feigheit,  die  Fahnenflucht,  die  Gefahrdung  der 
Kriegsmacht  im  Felde  durch  Verletzimg  der  Dienstpflicht.  Auf 
eine  Person  des  Soldatenstandes,  welche  sich  des  Hochverrathes 
oder  Landesverrathes  schuldig  macht,  finden  die  Vorschriften  des 
deutschen  Strafgesetzbuches  Anwendung.  Nur  sind  höhere  Strafen 
für  einen  im  Felde  begangenen  Landesverrath  festgesetzt,  welcher 
als  Kriegsverrath  bezeichnet  wird. 

Dem  Soldaten  ist  in  der  Regel  jede  Möglichkeit  abgeschnitten, 
durch  Privaterwerb  sich  seinen  Unterhalt  zu  beschaffen.  Daraus 
entsteht  für  den  Staat  die  Verpflichtung,  für  den  Unterhalt  des  Sol- 
daten während  seiner  Dienstzeit  zu  sorgen.  Die  Verpflegung  der 
Soldaten  durch  den  Staat  ist  ein  Korrelat  ihrer  gesetzlichen  Dienst- 
pflicht. Trotz  des  Namens  «Löhnung«,  welcher  noch  aus  dem  alten 
Werbesystem  herrührt,  kann  von  einem  Lohne,  wie  bei  der  Dienst- 
miethe ,  nicht  die  Rede  sein.  Der  Soldat  hat  auf  die  sogenannte 
Löhnung  keinen  civilrechtlichen  klagbaren  Anspruch,  sondern  der 
Staat  erfüllt  mit  der  Gewährung  derselben  eine  öffentlich  rechtliche 
Pflicht.  (So  besonders  L  a b  a n d  B.  III S.  1 72.)  Die  Fürsoi^e  für  den 
Lebensunterhalt  des  Soldaten  erfolgt  theils  durch  Gewährung  von 
Naturalien,  theils  durch  Zahlung  von  baarem  Gelde. 

Die  aktive  Dienstpflicht  dauert  drei  Jahre  und  zwar  nach  der 
VerfiEissung  in  der  Regel  vom  vollendeten  20.  Jahre  ab.  Diese 
VerfiEueungsbestimmung  ist  durch  das  Kriegsdienstgesetz  dahin 
näher  bestimmt,  dass  die  Dienstpflicht  mit  dem  I.Januar  desjenigen 
Jahres,  in  welchem  der  Wehrpflichtige  das  20.  Jahr  zurücklegt,  be- 
ginnt.   Die  dreijährige  Dienstpflicht  wird  nach  dem  wirklichen 
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Dienstantritte  mit  der  Maas^abe  berechnet,  dass  diejenigen  Mann- 
schaften, welche  in  der  Zeit  vom  2.  October  bis  zum  31.  März  ein- 
gestellt werden,  als  am  vorhergehenden  ersten  1.  October  eingestellt 
gelten  (§  6) ;  doch  erfolgt  eine  Entlassung  aus  dem  aktiven  Dienste 
häufig  schon  vor  Ablauf  der  dreijährigen  Dienstzeit  (entweder  zur 
Disposition  des  Truppentheils  oder  zur  Disposition  der  Ersatz- 
reserve). Wiedereinberufung  bis  zum  Ablaufe  des  dritten  Dienst- 
jahres kann  jeder  Zeit  erfolgen. 

Einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  die  abgekürzte  Dienstzeit  von 
einem  Jahre  im  aktiven  Heere  haben  die  sogenannten  einjährig 
Freiwilligen.  »Junge  Leute  von  Bildung ,  welche  sich  während 
ihrer  Dienstzeit  selbst  bekleiden,  ausrüsten  und  verpflegen  und 
welche  die  gewonnenen  Kenntnisse  in  der  vorschriftsmässigen 
Weise  dargelegt  haben,  werden  schon  nach  einer  einjährigen  Dienst- 
zeit im  aktiven  Heere  zur  Reserve  beurlaubt«.  Die  Verkürzung  der 
aktiven  Dienstzeit  hat  auf  die  Dauer  der  Gesammtdienstzeit  keinen 
Einfluss.  Die  einjährig  Freiwilligen  gehören  daher  nach  ihrer  Ent- 
lassung 6  Jahre  der  Reserve  und  fünf  Jahre  der  Landwehr  an.  Das 
Recht,  als  einjährig  Freiwilliger  einzutreten,  fordert  den  Nachweis 
einer  besonderen  wissenschaftlichen  Bildung ,  welche  durch  einen 
sogenannten  Berechtigungsschein  geführt  wird.  Auf  diesen 
hin  kann  der  zum  Einjährig-Freiwilligendienst  Berechtigte  schon 
vor  dem  Zeitpunkte  der  eingetretenen  Militärpflicht  eintreten,  äch 
aber  auch  bis  zum  vollendeten  23,  Jahre  zurückstellen  lassen.  Er 
hat  das  Recht,  sich  im  ganzen  Reiche  den  Truppentheil  auszusuchen, 
bei  welchem  er  eintreten  will.  Für  diese  ihm  zustehende  Vergünsti- 
gung übernimmt  er  aber  auch  die  Pflicht  der  Selbsterhaltung  und 
Selbstausrüstung.  Ausser  diesen  einjährig  Freiwilligen,  ist  freiwilli- 
ger Eintritt  in  das  Heer  oder  die  Marine  vor  Eintritt  des  militär- 
pflichtigen Alters  jedermann  erlaubt,  der  dazu  körperlich  tauglich 
ist.  Diese  Freiwilligen  erhalten  dadurch  keine  Verkürzung  der 
aktiven  Dienstzeit  (dreijährig  Freiwillige),  haben  jedoch  das 
Recht,  sich  den  Truppentheil  zu  wählen  (Wehrgesetz  §§10  und  17). 

§348. 
Die  Soldaten  des  Beurlaubtenstandes. 

Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  dreijährigen  Dienstpflicht  bei  den 
Fahnen  erfolgt  der  Uebertritt  der  Mannschaften  zur  Reserve.  Die 
Dienstpflicht  in  derselben  dauert  vier  Jahre.    Die  Mannschaften 
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derselben  haben  bei  erfolgter  Mobilmachung  oder  sonst  nothwen- 
diger  Yerstäxkung  des  Heeres  die  Eadres  bis  zur  Höhe  der  Kriegs- 
stärke auszufüllen.  Die  Besorvisten  müssen  sich  während  der  Dauer 
der  Beservezeit  zu  zwei  Uebungen,  welche  die  Dauer  von  acht  Wo- 
chen nicht  übersteigen  sollen,  wieder  einberufen  lassen.  Die  Ein- 
berufung erfolgt  nach  Jahresklassen,  mit  der  jüngsten  beginnend, 
wobei  dringende  häusliche  und  gewerbliche  Abhaltun^sgründe  eine 
billige  Berücksichtigung  finden  (sogenanntes  Klassifikations- 
verfahren). 

Die  Dienstpflicht  in  der  sogenannten  Ersatzreserve  wurde  frü- 
her in  Friedenszeiten  praktisch  nicht  gehandhabt.  Durch  die  soge- 
nannte Militärgesetznovelle  vom  6.  Mai  1880  (»Gesetz  betreffend 
Ergänzungen  und  Aenderungen  des  Seichsmilitäi^esetzes  vom 
2.  Mai  1874«)  kann  die  Ersatzreserve  I.  Klasse  auch  in  Friedens- 
zeiten zu  Uebungen  eingezogen  werden,  sobald  die  Ueberweisung 
derselben  auf  Grund  hoher  Loosnummer  oder  geringer  körperlicher 
Fehler  erfolgt  ist.  Diese  Mannschafiben  dürfen  jetzt  in  einer  durch 
den  Reichshaushaltsetat  zu  bestimmenden  Zahl  zu  vier  Uebungen. 
deren  Dauer  die  Gesammtzahl  von  18  Wochen  nicht  übersteigen 
darf,  eingezogen  werden. 

Nach  vollendeter  Dienstpflicht  bei  den  Fahnen  und  der  Re- 
serve erfolgt  der  Uebertritt  der  Mannschaften  zur  Landwehr.  Die 
Dienstpflicht  in  derselben  dauert  fünf  Jahre.  Das  Verhältniss  der 
liandwehrleute  ist  ganz  dasselbe  wie  das  der  Reservisten,  es  ist  j>eine 
fortgesetzte  Reservedienstpflichtc  (Lab and).  Sobald  die  Land- 
wehrleute zum  Dienste  einberufen  sind,  treten  sie  ganz  in  dasselbe 
Yerhältniss  wie  die  Mannschaften  des  aktiven  Heeres.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Reserve  und  der  Landwehr  liegt  in  der  Verschie- 
denheit der  militärischen  Organisation  und  in  der  Bestimmung  dieser 
Truppentheile,  nicht  in  der  Verschiedenheit  der  persönlichen  Rechts- 
stellung dieser  Mannschaften.  Die  Landwehrleute  müssen  sich  wäh- 
rend ihrer  Landwehrpflichtszeit  zweimal  auf  8  bis  14  Tage  zu 
Uebungen  einberufen  lassen.  Die  Dienstpflicht  in  der  See  wehr 
steht  der  in  der  Landwehr  gleich,  doch  wird  erstere  nicht  zu  Uebun- 
gen in  Friedenszeiten   einberufen. 

Sämmtliche  Mannschaften  des  Beurlaubtenstandes,  nämlich 
fieservisten,  Land-  und  Seewehrleute,  die  zur  Disposition  der  Trup- 
pentheile oder  der  Ersatzbehörden  von  der  Fahne  beurlaubten 
Mannschaften,  die  ausgehobenen,  aber  vorläufig  in  ihre  Heimath 
entlassenen  Rekruten,  die  Ersatzreservisten  I.  Klasse  sind  einer 
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durch  das  Gresetz  Tom  15.  Februar  1875  genau  geregelten  Kontrolle 
unterworfen.  Während  derselben  stehen  die  Mannschaften  unter 
den  Disciplinarrorschriften  des  Heeres*  Kontrollentziehung  ist  mit 
Strafen  und  anderen  Rechtsnachtheilen  bedroht.  Die  Kontrolle 
wird  durch  die  Landwehrbezirkskommandos  ausgeübt. 

B)  Freiwilliger  Eintritt  in  den  Militärdienst. 

§349. 
Die  Offiziere. 

Während  Mannschaften  oder  Gemeine  nur  Grehorsamspflichten 
haben,  haben  alle  Offiziere  im  weiteren  Sinne  eine  gewisse  Kom- 
mandogewalt als  Vorgesetzte  über  Untei^ebene  mit  wichtigen  obrig- 
keitlichen Befugnissen.  Die  Offiziere  im  weiteren  Sinne  zerÜEÜlen 
in  Ober-  und  Unteroffiziere.  Beide  Kategorien  werden  von 
der  Staatsgewalt  ernannt,  die  Oberoffiziere  von  dem  Kontingents- 
herm  bez.  dem  Kaiser,  die  Unteroffiziere  von  den  Truppenbefehls- 
habem,  als  Beauftragten  der  Staatsgewalt.  Beide  Kategorien  be- 
kleiden Staatsämter  und  sind  Beamte,  wie  schon  ihr  Name  besagt  >). 
Ihre  durch  die  Eigenart  des  Militärdienstes  bestimmten  Dienst- 
pflichten sind  aber  so  eigenthümlicher  Natur ,  dass  die  Dienstprag- 
matik der  Civilbeamten  nur  in  sehr  modificirter  Grestalt  auf  sie 
angewendet  werden  kann. 

Die  Unteroffiziere  gehen  theils  aus  solchen  Personen  her- 
vor, welche  lediglich  bei  der  Truppe  gedient  haben,  theils  aus  sol- 
chen, welche  auf  den  Unteroffiziersschulen  ausgebildet  sind.  Ein 
wichtiges  Element  für  die  Er^nzung  des  Unteroffiziersstandes  bil- 
den die  sogenannten  Kapitulanten,  welche  sich  verpflichten,  län- 
ger, als  es  das  Gesetz  erfordert,  im  Dienste  zu  bleiben,  wofür  ihnen 
gewisse  Vortheile  zugesichert  werden.  Die  Ernennung  der  Unter- 
offiziere steht  im  Ermessen  des  betreflenden  Truppenkommandanten, 
welcher  lediglich  die  Tauglichkeit  des  zu  Ernennenden  zu  berück- 
sichtigen hat.  Der  Verlust  der  Unteroffizierseigenschaft  erfolgt  durch 
die  sogenannte  Degradation,  welche  nur  durch  militärgericht- 
liches Urtheil  als  Strafe  ausgesprochen  werden  kann. 

1  Das  Wort  »0  f  f  i  s  i  e  m  hezeichnet  j  eden,  der  ein  Amt,  «officium«,  beUeidet. 
Im  französischen  Sprachgebrauch  spricht  man  auch  vonCiviloffiiieren,  von  Gros»- 
Offizieren  und  Offizieren  der  Ehreidegion ;  auch  in  Deutschland  sprach  man  frü- 
her allgemein  von  Forst-,  Bergoffizieren  u.  s.  w.,  jetzt  ist  es  flUich  geworden, 
diesen  Ausdruck  nur  auf  Militäroffiziere  anzuwenden.  Laband  B.  TU, 
S.  213  ff.  Zorna.  a.  O.  S.  377. 
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Die  Begründung  des  Offizierverhältnisses  erfolgt  durch  die  Er- 
nennung in  der  Form  eines  Of&zierspatentes.  Der  Rechtsgrund 
des  OfiKzierverhältnisses  ist  ebenso  wenig  ein  Vertrag,  wie  dies  bei 
den  CivUbeamten  der  Fall  ist  (B.  I  S.  320) ,  sondern  ein  einseitiger 
Akt  der  Staatsgewalt.  Wenn  die  Ernennung  der  Offiziere  auch  den 
Kontingentsherm  zusteht,  so  treten  sie  doch  durch  ihre  Anstellung 
in  ein  Dienstverhältniss  zum  Reiche,  aus  dessen  Kasse  sie  bezahlt 
werden,  ihr  oberster  Dienstherr  ist  der  Kaiser,  welchem  sie  unbe- 
dingt Folge  zu  leisten  haben.  Das  Recht,  die  Voraussetzungen 
der  Ernennung  zum  Offizier  zu  bestimmen,  steht  dem  Kaiser  zu 
(ReichsverfiEUBsung  Artikel  63,  Reichsmilitargesetz  §  7).  lieber  die 
Zulassung  zum  Offiziersdienste  gelten  die  älteren  preussischen  Be- 
stimmungen, welche  auch  auf  die  anderen  Kontingente  übertragen 
sind.  Nur  für  das  bayerische  Kontingent  steht  der  Erlass  der  be- 
treffenden Vorschriften  dem  Könige  von  Bayern  zu ;  dieselben  müssen 
aber,  ihrem  materiellen  Inhalte  nach,  sich  in  Uebereinstimmung 
mit  den  für  das  übrige  Reichsheer  geltenden  Vorschriften  befinden. 
Nachweis  einer  wissenschaftlichen  Bildung  durch  Abiturientenzeug- 
niss  oder  Ablegung  der  sogenannten  Portep6efähnrichsprüfung,  eine 
gewisse  Dienstzeit,  Besuch  der  Kriegsschule,  Bestehen  des  Offiziers- 
examens, Wahl  des  Offizierkorps  des  betreffenden  Truppentheils, 
sind  die  unerlässlichen  Vorbedingungen  der  Ernennung  zum  Offi- 
zier, wenigstens  in  Friedenszeiten.  Abweichende  Bestimmungen 
gelten  in  Betreff  der  Reserve-  und  Landwehroffiziere,  welche  aus 
den  einjährig  Freiwilligen  hervorgehen.  Obgleich  sie  mit  ihrem 
Dienst  nur  ihre  gesetzliche  Wehrpflicht  in  modificirter  Gestalt  er- 
füllen, so  sind  doch  auch  sie  als  Beamte  im  weiteren  Sinne  anzu- 
sehen, welche  ein  Amt  mit  obrigkeitlichen  Befugnissen  bekleiden. 
Während  sie  zum  Dienste  einberufen  sind,  haben  sie  mit  den  Be- 
ru&offizieren  völlig  gleiche  Pflichten  und  Rechte. 

Pflichten  der  Offiziere  sind:  Erfüllung  der  Dienstobliegenhei- 
ten, Gehorsam  gegenüber  den  Befehlen  der  Vorgesetzten  und  Beob- 
achtung eines  achtungswürdigen  Verhaltens  ausserhalb  des  Dienstes. 
Ihre  Pflichten  sind  wesentlich  die  der  übrigen  Staatsdiener;  nur 
sind  die  Zwangsmittel  starker  und  energischer,  um  die  augenblick- 
liche Erfüllung  dieser  Pflichten  zu  sichern.  Der  Gehorsam  ist  ebenso 
wie  der  der  Soldaten  ein  unbedingter.  Die  Treupflicht  legt  auch 
positive  Verpflichtungen  gegen  den  Kriegs-  wie  gegen  den  Kontin- 
gentsherm auf.  Die  Pflicht  eines  achtungswürdigen  Verhal- 
tens ausserhalb  des  Dienstes  hat  im  Offizierkorps  eine  be- 
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sondere  Ausbildung  erhalten  und  wird  durch  die  sogenannten 
Ehrengerichte  gewahrt,  welche  keinerlei  Straf-  oder  Discipli- 
nargewalt  haben,  sondern  nur  einen  Wahrspruch  über  das  Verhalten 
des  dem  ehrengerichtlichen  Verfahren  unterliegenden  Offiziers  ab- 
zugeben und  daran  einen  Antrag  zu  knüpfen  haben  (Verordnung 
vom  2.  Mai  1874). 

Die  Rechte  der  Offiziere  bestehen  in  dem  Anspruch  auf  militä- 
rischen Titel,  Rang  und  Ehrenbezeugungen  und  die  mit  der  Stelle 
verbundenen  Greldbezüge,  welche  als  Gehalt  bezeichnet  werden. 
Neben  dem  eigentlichen  Gehalt  erhalten  die  Offiziere  noch  Servis. 
Wohnungsgeldzuschuss,  Kommandozulagen  u.  s.  w.  Abweichend 
von  dem  Dienstrecht  der  Civilbeamten  ist  der  Grundsatz,  dass  die 
Offiziere,  ebensowenig  wie  Unteroffiziere  und  Mannschaften,  die 
Ansprüche  auf  die  geldlichen  Bezüge  ihrer  Stellung  im  Rechts- 
wege verfolgen  können.  In  der  Regel  werden  die  Offiziere,  wenig- 
stens in  den  unteren  Stellungen,  nach  der  sogenannten  Ancienne- 
tät  befordert,  doch  haben  sie  rechtlich  nie  einen  Anspruch  auf 
Beförderung.  Die  Beendigung  des  aktiven  Offiziersdienstes  erfolgt 
durch  Stellung  zur  Disposition  mit  vollem  Gehalte  oder  mit  Pen- 
sion. Die  zur  Disposition  gestellten  Offiziere  bleiben  im  Militärver- 
bande und  müssen  jeder  Zeit  dem  Befehle  zum  Wiedereintritt  in 
den  Dienst  Folge  leisten.  Die  eigentliche  Verabschiedung  beendigt 
dagegen  das  Dienstverhältniss.  Der  militärische  Titel,  sowie  der 
Anspruch  auf  Pension  verbleiben  dem  Verabschiedeten,  das  Tragen 
der  Uniform  muss  besonders  verstattet  werden.  Eine  Degradation 
wie  bei  Unteroffizieren  findet  nicht  statt,  wohl  aber  ein  Verlust  des 
Offizierstandes  zur  Strafe.  Man  unterscheidet  dabei  drei  verschie- 
dene Grade,  die  Entfernung  aus  dem  Heere  oder  der  Marine,  die 
Dienstentlassung  und  den  schlichten  Abschied.  Die  beiden  ersten 
Strafen  erfolgen  durch  einen  gerichtlichen  Spruch,  die  letztere 
infolge  eines  ehrengerichtlichen  Ausspruches. 

§350. 

Militär-  und  Marinebeamte >. 

Dahin  gehören  alle  im  Heere  und  in  der  Marine  für  das  Bedürf- 
niss  des  Heeres  oder  der  Marine  angestellten,  nicht  zum  Soldaten- 

^  Vergleiche  hierüber  besonders  den  Aufsatz  von  £.  Heck  er,  Milit&rper- 
sonen  im  Sinne  der  Reichsgesetzgebung.  In  Goltdammer's  Archiv  B.  XXVI 
(1883)  S.  81  ff.  Die  Aufsätze  Ton  Heck  er  sind  in  einer  besonderen  Sammliing 
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8tande  gehörenden ,  unter  dem  Kriegsminister  oder  Chef  der  Admi- 
ralität;  alsVenvaltungschef,  stehenden  Beamten,  welche  einen  Mili* 
tärrang  haben.  Mililäbrbeamte,  die  im  Offizierrange  stehen,  sind  obere 
Militärbeamte,  alle  anderen  Militärbeamten  sind  untere  Militärbe- 
amte. Die  Militärbeamten  sind  Militärpersonen,  gehören  aber  nicht 
zum  Soldatenstande«  Von  diesen  unterscheiden  sie  sich,  wie 
He  ck er  ausführt,  wesentlich  durch  den  Charakter  ihrer  Gehorsams- 
pflicht. jiFür  die  Personen  des  Soldatenstandes  gilt  als  leitendes  Prin- 
cip  bei  Ausübung  ihrer  Dienstpflichten  der  unbedingte  militärische 
Gehorsam,  welchem  eine  weitergehende  Befehlsbefugniss  entspricht; 
sie  haben  bis  auf  geringe  Ausnahmen  die  Folgen  ihrer  dem  Befehle 
entsprechenden  Handlungen  nicht  zu  verantworten.  Der  Militär- 
beamte ist  dagegen  verpflichtet,  das  ihm  übertragene  Amt  nach  den 
Grundsätzen  seiner  Wissenschaft  oder  nach  Verwaltungsgrundsätzen 
oder  besonderen  Instruktionen,  unter  eigener  Verantwortlichkeit  zu 
verwalten;  seine  Gehorsamspflicht  kann  also  niemals  eine  unbe- 
dingte, seine  Befehlsbefugniss  keine  so  weitgehende  sein,  wie  die  der 
Personen  des  Soldatenstandes.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Militär- 
beamten (im  Frieden  wenigstens)  genau  so  gestellt  wie  die  Civil- 
beamtem.  Die  Militärbeamten  haben  sämmtlich  militärische 
Vorgesetzte,  entweder  haben  sie  solche  ausschliesslich  oder 
sie  stehen  in  einem  doppelten  Unterordnungsverhältnisse,  indem  sie 
gleichzeitig  einem  Verwaltungsvorgesetzten  oder  einer  Verwaltungs- 
behörde unterstellt  sind.  Die  Dienstverhältnisse  der  Militärbeamten 
bestimmen  sich  wesentlich  nach  dem  Keichsbeamtengesetze; 
die  Verletzung  ihrer  Dienstpflichten  wird  entweder  strafrechtlich 
oder  disciplinarisch  geahndet.  In  strafrechtlicher  Beziehung  werden 
sie  nach  dem  Reichsstra%esetzbuche,  nicht  nach  dem  Militärstraf- 
gesetzbuche beurtheilt.  Nur  im  Felde  sind  sie  für  einzelne  Ver- 
brechen und  Vergehen  dem  letzteren  unterworfen.  Die  Beamten, 
welche  einen  doppelten  Vollbesetzten  haben,  unterliegen  auch  einer 
doppelten  Disciplinargewalt;  diejenigen,  welche  nur  einen  militä- 
rischen haben,  stehen  nur  unter  der  militärischen  Disciplinai^e- 
walt;  doch  kann  auch  in  Betreff  ihrer  eine  Entfernung  aus  dem 
Amte  nur  im  Wege  eines  fonnlichen  Disciplinarverfahrens  ausge- 
sprochen werden.   Die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt 


erschienen  unter  dem  Titel :  Ueber  das  Verhältniss  des  Civilstrafrechtes  zum  Mi- 
litärstrafreeht  und  den  Begriff  der  Milit&rpersonen.  Berlin  1885.  Laband 
B.  m.  S.  243.  Zorn  a.  a.  0.  S.  384. 
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nach  den  Vorschriften  des  Reichsbeamtengesetzes ,  welches  auch  für 
ihre  Pensionsansprüche  maassgebend  ist. 

Verschieden  von  den  Militär-  und  Marinebeamten  sind  die 
Civilbeamten  der  Militär-  und  Marineverwaltung,  wel- 
che niemals  einem  militärischen  Vorgesetzten  unterstellt  sind;  sie 
sind  der  Militärdisciplinarstrafordnung  und  dem  Militärstra%e8etz- 
buch  nicht  unterworfen  und  haben  auch  den  Militärgerichtsstand 
nicht.  »Wenn  sie  unter  Umständen  im  Kriege  den  Militärgeseteen 
unterstehen,  so  geschieht  dies  nur,  weil  sie  für  den  Fall  des  Krieges 
unter  Verleihung  des  Milit^Lrranges  den  Militärbeamten  ausdrück- 
lich zugezählt  werden.  Kurz  ihre  Verbindung  mit  der  Organisation 
des  Heeres  ist  eine  lose,  ihren  Greschäften  ist  der  militärische  Cha- 
rakter nicht  so  aufgeprägt ,  wie  denen  der  eigentlichen  Militärbe- 
amten. Letztere  sind  Militärpersonen,  gehören  zum  Militärstande, 
erstere  dagegen  nicht«  (Hecker  a.  a.'0.  S.  85). 

§351. 
C)  Besondere  Rechte  der  Militärpersonen^ 

Diese  beziehen  sich  nicht  auf  die  militärischen  Dienstverhält- 
nisse, sondern  auf  andere  Rechtsverhältnisse  ausserhalb  der  mili- 
tärischen Sphäre;  sie  gelten  für  die  Personen  des  Beurlaubtenstandes 
theils  gar  nicht,  theils  nur  für  die  Zeit ,  wo  sie  zur  aktiven  Dienst- 
leistung einberufen  sind.  Diese  besonderen  Rechte  machen  sich 
auf  verschiedenen  Rechtsgebieten  geltend« 

1)  Die  privatrechtliche  Stellung  der  Militärpersonen  ist 
reichsgesetzlich  nicht  geordnet,  daher  ist  das  Landesrecht  dafür 
maassgebend  geblieben.  Nur  in  einigen  wenigen  Punkten  erstreckt 
sich  die  Reichsgesetzgebung  auch  auf  privatrechtliche  Verhältnisse. 
Dahin  gehören  die  Vorschriften  des  Reichsmilitärgesetzes  §  44 
über  die  Errichtung  privilegirter  Testamente  in  Kriegszeiten,  über 
Beurkundung  des  Personenstandes  bei  mobilen  Truppentheilen 
(Verordnung  vom  20.  Januar  1879)  und  die  Beurkundung  von 
Sterbefällen  der  in  Dienst  gestellten  Schiffe  der  kaiserlichen  Marine 
(Verordnung  vom  4.  November  1875).  Reichsgesetzlich  sind  ange- 
hoben die  Beschränkungen,  welchen  die  Personen  des  Soldaten- 
standes in  Bezug  auf  die  Erwerbung,  Veräusserung  und  Belastung 


1  Da u de,  Die  bürgerlichen  Keohte  der  Militärpersonen.  Berlin  1S80.  La- 
band  a.  a.  O.  B.  IIL  §  90.   Zorn  a.  a.  O.  S,  386  ff. 
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von  Grundstücken  unterlagen  (Reichsmilitäi^esetz  §  42).  Für  die 
Beurtheilung  der  Status  Verhältnisse  der  Militärpersonen  ist 
nicht  das  Recht  des  Gramisonortes,  sondern  das  der  Heimath  maass- 
gebend. 

2)  In  staatsrechtlicher  Beziehung.  Für  die  zum  aktiven 
Heere  gehörigen  Militärpersonen,  mit  Ausnahme  der  Militärbeam- 
ten, ruht  die  Berechtigung  zum  Wählen,  sowohl  in  Betreff  der 
Reichsvertretung  (B.  II  S.  76)  als  in  Betreff  der  einzelnen  Landes- 
vertretungen. DieTheilnahme  an  politischen  Vereinen  und  Versamm- 
lungen ist  den  zum  aktiven  Heere  gehörigen  Militärpersonen,  auch 
den  Militärbeamten  untersagt.  Das  passive  Wahlrecht  der  Militär- 
personen ist  gesetzlichen  Beschränkungen  nicht  unterworfen.  Die 
Militärpersonen,  einschliesslich  der  Offiziere  zur  Disposition  i,  sind 
befreit  vom  Schöffen-  und  Geschwomendienst  und  bedürfen  zur  An- 
nahme von  Kommunal-  und  Kirchenämtem  jeder  Art  der  Geneh- 
migung der  Vorgesetzten. 

Die  Verpflichtung  der  Militärpersonen  zur  Entrichtung  von 
Staatssteuem  regelt  sich  nach  den  Landesgesetzen,  natürlich  mit  Aus- 
schluss jeder  Doppelbesteuerung  (B.  I  S.  364);  jedoch  ist  das  Mili- 
täreinkommen der  Unteroffiziere  und  Mannschaften,  sowie  für 
den  Fall  einer  Mobilmachung  das  Militäreinkommen  aller  Ange- 
hörigen des  aktiven  Heeres  steuerfrei.  Im  Gebiete  des  ehemaligen 
norddeutschen  Bundes  sind  die  Militärpersonen  von  Kommunal- 
abgaben jeder  Art  befreit,  ausgenommen  die  Abgaben  für  Gewerbe- 
betrieb oder  für  Grundbesitz. 

Ausserdem  unterliegen  die  Militärpersonen  gewissen  Beschrän- 
kungen ,  indem  sie  bei  Ausübung  gewisser  bürgerlicher  Rechte  an 
die  Genehmigung  der  Vorgesetzten  gebunden  sind;  diese  wird  er- 
fordert zur  Verheirathung,  zur  Uebemahme  von  Vormundschaften, 
zum  Betrieb  eines  Gewerbes,  zur  Annahme  eines  Amtes  in  der 
Verwaltung  und  Vertretung  der  kirchlichen  und  politischen  Ge- 
meinden. 

3)  Die  processrechtliche  Stellung  der  Militärpersonen 
ist  verschieden  im  bürgerlichen  und  peinlichen  Verfahren. 

a)  Im  bürgerlichen  Processen  sind  die  Militärpersonen 


^  H.  Heck  er,  Die  Offiziere  zur  Disposition  und  ihre  Zugehörigkeit  zum 
aktiven  Heer  resp.  zur  aktiven  Marine,  in  Qoltdammers  Archiv  B.  XXXI 
S.  394  ff.). 

s  Deutsche  Civilprocessordnung  §§  14.  15.  21.  158.  224.  343.  345.  355.  374. 
673.  699.  749.  785.  780.  793.  Reichsmilitärgesetz  vom  2.  Mai  1874  §  38.    Hin- 
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den  Civilpersonen  wesentUch  gleichgestellt.  Nur  in  einigen  Punk- 
ten finden  Abweichungen  statt.  Als  Gerichtestand  des  Wohnsitses 
gilt  bei  ihnen  der  Gamisonsort  des  Truppentheils  und,  hüa  dieser 
nicht  innerhalb  des  deutschen  Beiches  liegt,  der  letzte  Gramisons- 
ort  im  Inlande.  Indessen  kommt  für  diejenigen  Militärpersonen, 
welche  nur  zur  Erfüllung  ihrer  Wehrpflicht  dienen,  oder  wegen 
mangelnder  rechtlicher  Selbständigkeit  einen  Wohnsitz  zu  begrün- 
den unfähig  sind,  in  Ansehung  des  Gerichtsstandes  des  Wohnsitzes 
die  allgemeine  Regel  zur  Anwendung.  Nur  können  solche  Militär- 
personen  wegen  vermögensrechtlicher  Ansprüche  bei  dem  Gerichte 
des  Gamisonsortes  belangt  werden,  weil  dieser  für  sie  den  Gerichts- 
stand des  Aufenthaltsortes  bildet.  In  Kriegszeiten  kann  das  Ver- 
fahren gegen  eine  Militärperson  auf  Antrag  oder  von  Amtsw^en 
sistirt  werden.  Gewisse  Zustellungen  und  Ladungen,  ebenso  die 
Festsetzung  und  Vollstreckung  von  Strafen  im  Civilver£ahren  erfoi^ 
dem  die  Mitwirkung  der  Militärbehörde ;  diese  ist  auch  bei  Zwangs- 
vollstreckungen nothwendig.  In  Betreff  des  Militäreinkommens  ist 
die  Pfändung  beschränkt. 

b)  In  allen  Strafsachen  haben  die  Militäxpersonen  ihren  beson- 
deren Gerichtsstand.  Was  das  materielle  Strafrecht  betrifft,  so 
gilt  das  Militärstrafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich  vom  20.  Juni 
1872  für  alle  militärischen  Verbrechen  und  Vergehen^;  da- 
gegen sind  andere  strafbare  Handlungen  der  Militärpersonen,  wel- 
che nicht  militärische  Verbrechen  imd  Vergehen  sind,  nach  allgemei- 
nen Strafgesetzen  zu  beurtheilen,  doch  sind  die  allgemeinen  Vor- 
schriften des  ersten  Abschnittes  des  bürgerlichen  Stra%esetzbuches 
von  dem  Militärstrafgesetzbuche  in  Einzelheiten  abgeändert  worden. 
Für  das  Strafverfahren  giebt  es  noch  keine  einheitliche  reichs- 
gesetzliche Regelung.  Es  gelten  noch  nebeneinander  drei  Stiaf- 
gerichtsordnungen:  für  Preussen  und  die  übrigen  Staaten  mit 
Ausnahme  von  Bayern  und  Württemberg  die  preussische  Militär- 
strafgerichtsordnung vom  3.  April  1845,  für  Bayern  die  Militärstraf- 
gerichtsordnung vom  29.  April  1869,  neu  revidirt  durch  Gesetz  vom 
28.  April  1872,  in  Württemberg  findet  die  Ausübung  der  Militär- 
gerichtsbarkeit nach  Maassgabe  der  Militär8tra%esetze  vom  20.  Juli 

s  Chi  US,  Art.  »Militärpersonen«  inv.Holtzendorff's  Rechtslex.  B.  11.  S.  75o. 
Daselbst  auch  Doehow  a.  a.  0.  S.  756. 

^  John,  »Militfirverbrechen«  in  v.  Holtzendorff  s  Rechtslex.  B.  II. 
S.  765.  Brau  er,  Handbuch  des  Militärstrafrechtes  (1872).  Keller,  Militärstraf- 
gesetzbuch  fOr  das  deutsche  Eeich.  2.  Aufl.  1873.  Fleck,  Militärstrafgesetibueh 
fCa  das  deutsche  Keich.  Berlin  1875. 
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1818  statt,  welche  bis  zur  Regelung  des  Gegenstandes  im  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  in  Kraft  bleiben.  Der  besondere  Gerichtsstand 
der  Militarpersonen  in  Strafsachen  beginnt  mit  dem  Eintritt  in  den 
Dienst  und  endigt  mit  der  Entlassung  aus  demselben.  Die  Of&dere 
zur  Disposition  bleiben  dem  Militär8tra%esetzbuch  unterworfen  und 
unterliegen  der  Militärstrafgerichtsbarkeit  in  vollem  Maasse  (H  e  c  k  e  r 
a.  a.  O.  S.  408).  Die  Personen  des  Beurlaubtenstandes  sind  nur  für 
bestimmte  Stra&achen  ausnahmsweise  dem  Militärgerichtsstande 
unterworfen,  solange  sie  nicht  zu  dienstlichen  Zwecken  einberufen 
werden  ^  In  der  Regel  schliesst  die  Militärgerichtsbarkeit  jeden 
anderen  Gerichtsstand  aius. 

Was  schliesslich  das  Verhältniss  des  Militärs  zur  Polizei  be- 
triff;, so  haben  alle  Militärpersonen  den  behufs  der  Erhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung  ergehenden  Weisungen  der  Polizeibeamten 
Fo^  zu  leisten.  In  Beziehung  auf  Vergehen  und  TJebertretungen 
aller  Militärpersonen  steht  den  Ciyil-,  besonders  den  Polizeibehör- 
den und  ihren  Organen,  bei  Betretung  auf  der  That,  das  Recht  der 
erstweiligen  Sistirung  zu,  indessen  ist  der  unter  solchen  Umständen 
Sistirte  unverweilt,  unter  Mittheflung  oder  alsbaldiger  Nachlieferung 
eines  Berichts,  an  die  nächste  Militärbehörde  oder  Wache  abzu- 
liefern. 

§352. 

D)  Pensionswesen  der  Militarpersonen^. 

Der  Militärdienst  äussert  auch  über  die  Zeit  seiner  Dauer  hin- 
aus die  Wirkung,  dass  er  dem  aus  demselben  Ausscheidenden  einen 

^  Sie  sind  keine  Berufssoldaten  und  aus  dem  aktiven  Dienst  in  ihre  bürger- 
lichen Verhftltnisse  entlassen  tmd  es  soll,  wie  die  Motiye  cum  Militftrstrafgesets- 
buehe  besagen,  »ihre  bürgerliche  Lebensweise,  namentlich  ihr  bürgerliches  Amts- 
verhältniss  von  den  militftrischen  Gestaltungen  möglichst  unberührt  gelassen 
bleiben,  darum  sollen  sie  auch  im  grossen  Ganzen  den  allgemeinen  Landesge- 
setzen unterworfen  sein.« 

'  Diebetreffenden  Gesetze  sind  abgedruckt  in  den  Militftrgesetzen  des  deut- 
schen Reiches«  B.  U,  insbesondere  »das  Gesetz  betreffend  die  Fensionirung  und 
Versorgung  der  Militfirpersonen  des  Reichsheeres  und  der  Marine,  sowie  die  Be- 
-wiUigung  für  die  Hinterbliebenen  solcher  Personen  vom  27.  Juni  1871  (Reichs- 
gesetzblatt S.  26  ff.)  und  Gesetz  betr.  einige  Abänderungen  und  Ej^änzungen 
des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1871  vom  11.  April  1879  (Reichsgesetzblatt  S.  25) 
liebst  Ausführungsbestimmungen.  Dort  sind  auch  die  filteren  preussischen  Milit&r- 
pensionsgesetze  abgedruckt,  besonders  das  Milit&rpensionsreglement  vom  13.  Juni 
1825,  nebst  Ergänzungen,  femer  Gesetz  betr.  die  Pensionserhöhung  für  die  im 
Kriege  invalid  gewordenen,  sowie  für  die  überhaupt  durch  den  aktiven  Militfir- 
dienst  verstümmelten  oder  erblindeten  Offiziere  der  Linie  und  Landwehr  und  die 
H.  S  e  h  Q 1  s  e ,  DentBches  SUatsrecht.  K.  20 
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Anspruch  auf  Versoi^uiig  gegen  die  Staatskasse  giebt.  Dieser  An- 
spruch gründet  sich  entweder  auf  die  Länge  der  Dienstzeit  oder 
auf  eine  im  Militärdienst  zugezogene  Dienstbeschädigung.  Diese 
Pflicht  des  Staates  gegen  die  aus  dem  Dienst  Ausscheidenden  Mili* 
tärs  war  in  Preussen  anerkannt  (Militärpensionsreglement  Tom 
13.  Juni  1825  für  die  Offiziere,  Gesetz  betr.  die  Versorgung  derMi- 
litärinvaliden  vom  6.  Juni  1865  für  die  Unterklassen).  Mit  Errich- 
tung des  norddeutschen  Bundes  gelangten  auf  Grund  des  Artikel  61 
der  Verfassung  auch  die  preussischen  Militärpensionsgesetze,  nebst 
den  zu  ihrer  Ausführung  ergangenen  Verordnungen,  in  den  Staaten 
des  norddeutschen  Bundes  zur  Einführung.  Nach  Errichtung  des 
deutschen  Reiches  erfuhr  das  Militärpensionswesen  für  das  ganze 
Reich  (einschliesslich  Bayerns)  eine  einheitliche  Regelung  durch 
das  Reichsgesetz  betr.  die  Pensionirung  und  Versorgung  der  Mili- 
tärpersonen des  Reichsheeres  und  der  kaiserlichen  Marine,  sowie 
die  Bewilligungen  für  die  Hinterbliebenen  solcher  Personen  Tom 
27.  Juli  1871  (Abänderungsgesetz  vom  4.April  1874.  Ausführungs- 
verordnung des  Bundesrathes  vom  22.  Februar  1875).  Die  Grund- 
sätze sind  verschieden,  jenachdem  sie  sich  auf  Personen  der  Ofifizieis- 
oder  Personen  der  sogenannten  Unterklassen  oder  auf  Hinterbliebene 
der  Personen  des  Soldatenstandes  beziehen. 

1)  Pensionen  der  Offiziere.  Der  Anspruch  auf  Pension 
setzt  voraus  entweder  den  Ablauf  einer  Dienstzeit  von  mindestens 
10  Jahren,  verbunden  mit  Nachweis  der  DienstunfiLhigkeit  oder 
Vollendung  des  60.  Lebensjahres,  oder  Vorhandensein  einer  Dienst- 
beschädigung. Die  Höhe  der  Pension  richtet  sich  nach  dem  pen- 
sionsfähigen Diensteinkommen,  sowie  nach  der  Länge  der  Dienst- 
zeit, worüber  das  Gesetz  nähere  Bestimmungen  enthält.  Die  Pension 
beträgt,  wenn  die  Pensionirung  vor  Vollendung  des  elften  Dienst- 
jahres erfolgt,  20/80  des  pensionsfähigen  Einkommens  und  steigt 
mit  Vollendung  jedes  weiteren  Dienstjahres  um  1/80  bis  zum  Be- 
oberen Militarbeamten ;  2)  die  Unterstützung  der  Wittwen  und  Kinder  der  im 
Kriege  gebliebenen  Milit&rpersonen  desselben  Hanges.  Vom  16.  Okt.  1866  (Ge- 
setzsammlung S.  647).  Preussisches  Reglement  über  die  CiTilversorgung  und 
Civilanstellung  der  Militfirpersonen  des  Heeres  und  der  Marine  vom  Feldwebel 
abwarte  vom  16./20.  Juni  1867.  Laband  a.a.O.  B.III.  §  91.  Seydel  Ann.  1875. 
S.  54  ff.  G.  Meyer  a.  a.  O.  S.  218.  Zorn  a.  a.  0.  S.  392  ff.  Meves,  Art  Fen- 
sionsberechtigunginy.Holtzendorff  sReohtelex.  B.III.  S.28 ff.  £.BeektDie 
Pensionirung  und  Civilyersorgung  der  Militärpersonen  des  deutochen  Reiehshee» 
res  und  der  Marine,  sowie  die  Bewilligungen  für  Hinterbliebene.  Bunslau  1874. 
W.  Vogel,  Die  Pensionsgesetze  für  das  Reichsherr  und  die  Marine,  1876,  Die 
Verfolgung  von  Rechteansprüchen  nach  dem  Reichsmilitfirpensionsgesetz.  lS8d. 
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trage  vom  60/80.  Für  jeden  Feldzug  werden  der  Dienstzeit  ein  Jahr, 
bei  längeren  Kriegen,  nach  Bestimmung  des  Kaisers,  mehrere  Jahre 
zugerechnet.  Ausser  der  Pension  erhalten  pensionirte  Offiziere  noch 
Kriegszulagen,  wenn  sie  im  Kriege  oder  auf  Seereisen  invalid  ge- 
worden sind,  und  sogenannte  Yerstümmelungszulagen,  wenn  sie  den 
Verlust  eines  Gliedes  oder  eine  ausserordentliche  Beschädigung 
ihrer  Gesundheit  im  Dienst  erlitten  haben. 

2]  Pensionen  der  sogenannten  Unterklassen.  Der 
Anspruch  der  Unteroffiziere  und  Mannschaften  auf  Pension  setzt 
voraus  entweder  das  Vorhandensein  einer  Dienstbeschädigung  oder 
den  Nachweis  einer  Dienstzeit  von  acht  Jahren  und  Nachweis  der 
Invalidität  oder  eine  aktive  Dienstzeit  von  18  Jahren.  Die  Höhe 
der  Pension  richtet  sich  nach  der  Charge  des  zu  Pensionirenden, 
nach  der  Dauer  der  Dienstzeit  und  nach  dem  Grade  der  Invalidität 
(Ganz-  und  Halbinvaliden].  Daneben  kommen  ebenfalls  Kriegs- 
iind  Verstümmelungszulagen  vor.  Ausserdem  erhalten  Personen 
der  Unterklasse  einen  sogenannten  Civilversorgungsschein, 
wodurch  sie  das  Recht  auf  Anstellung  in  Unterbeamtenstellungen 
des  Civildienstes  erlangen.  Diese  Art  der  Versorgung  findet  theils 
neben,  theils  statt  der  Pension  statt. 

3)  Die  Hinterbliebenen  der  Personen  des  Soldaten- 
standes haben  nach  dem  Gesetze  nur  dann  einen  Anspruch  auf 
Pension :  a)  wenn  letztere  entweder  im  Kriege  geblieben  oder  an 
erlittenen  Verwundungen  während  des  Ejrieges  oder  später  gestor- 
ben sind,  b]  im  Laufe  des  Krieges  erkrankt  oder  beschädigt  und  in- 
folge dessen  vor  Ablaufe  eines  Jahres  nach  dem  Friedensschlüsse 
gestorben  sind,  c)  oder  durch  Schiffbruch  verunglückt  sind,  d)  oder 
infolge  klimatischer  Einflüsse  auf  Seereisen  oder  innerhalb  Jahres- 
frist nach  Rückkehr  in  den  heimathlichen  Hafen  gestorben  sind. 
Als  Hinterbliebene  gelten  die  Wittwen,  Kinder  unter  15  bez.  17 
Jahren,  Eltern,  Grosseltern,  sofern  sie  hülfsbedürftig  sind  und  der 
Verstorbene  ihr  Ernährer  war. 

Die  Entscheidung  über  die  Gewährung  von  Pensionen  steht 
den  Militärverwaltungsbehörden  zu.  Gegen  die  Verfügungen  der- 
selben steht  der  Rechtsweg  bei  den  ordentlichen  Gerichten  offen, 
doch  müssen  letztere  gewisse  thatsächliche  Entscheidungen  der  Mi- 
litärbehörden als  maassgebend  bei  ihrem  Urtheil  anerkennen. 


20* 
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V.  Sachliche  Leistungen  für  das  Kriegswesen  des  Beiches  ^. 

§353. 
Im  Allgemeinen. 

Die  unter  IV  besprochene  Wehrpflicht  trifft  jeden  männlichen 
Reichsangehörigen,  welcher  zu  deren  Ableistung  befähigt  ist;  sie  ist 
eine  persönliche,  welche  auf  dem  Unterthanenverlültnisse  zum 
Reiche  beruht.  DerAusländerist  davon  befreit,  weil  er  in  keinem 
Unterthanenverhältnisse  zum  Reiche  steht.  Aber  das  Heerwesen 
bedarf  nicht  nur  persönlicher  Dienste,  sondern  auch  sachlicher  Lei- 
stungen. In  der  Regel  verschaffik  sich  die  Heeresverwaltung  diesel- 
ben auf  privatrechtlichem  Wege  durch  Kauf-,  Lieferungs-  und 
Miethverträge  mit  Privaten,  besonders  den  Armeelieferanten.  Aber 
es  kommen  Fälle  vor,  wo  eine  solche  Beschaffung  auf  dem  Wege 
des  Privatgeschäftes  unmöglich,  wenigstens  sehr  erschwert  ist.  Hier 
muss  sich  die  Heeresverwaltung  diese  sachlichen  Bedür£[iiBse  auf 
anderem  Wege  verschaffen  können,  d.  h.  sie  muss  die  Unterthanen 
mit  Zwang  zu  deren  Beschaffung  anhalten  dürfen.  Die  Wehrpflicht 
trifft  die  Person,  die  Militärlasten  treffen  das  Vermögen,  und  zwar 
alles  im  Lande  befindliche  Vermögen.  Während  der  Ausländer 
von  der  persönlichen  Dienstpflicht  frei  ist,  wird  sein  im  Inland  vor- 
handenes Vermögen  zu  den  sachlichen  Militärlasten  herbeigezogen, 
also  auch  die  Häuser  und  Güter  der  sogenannten  Forensen.  Da- 
gegen wird  das  im  Ausland  bel^ene  Vermögen  der  Inländer  nicht 
davon  getroffen.  Die  persönliche  Wehrpflicht  ist  nach  unseren  staats- 
rechtlichen Anschauungen  unentbehrlich  und  kann  auf  keine  andere 
Weise  ersetzt  werden ;  die  sachlichen  Militärlasten  haben  dagegen 
einen  subsidiären  Charakter,  sie  werden  nur  gefordert,  wenn  der 
Staat  diese  Militärbedürfiiisse  nicht  auf  anderem  Wege  befriedigen 
kann.  Ihrem  Inhalte  nach  haben  diese  Lasten  einen  scheinbar  privat- 
rechtlichen  Charakter ;  die  Quartierleistung  gleicht  einer  Reallast,  die 
Eigenthumsbeschränkungen  Servituten,  ihrem  Wesen  nach  sind  sie 
dagegen  rein  öffentlichrechtlicher  Natur,  sie  werden  nicht 
gefordert  kraft  eines  speciellen  Rechtstitels,  sondern  lediglich  weil 
alles  im  Gebiet  des  Reiches  liegende  Vermögen  der  Gebietshoheit 
des  Staates  unterworfen  ist.   In  dieser  Beziehung  gleichen  sie  den 

1  Seydel,  Annalen  1874.  S.  1037—1086.  1875.  S.  1081  ff.  Laband,  B.  IL 
§§  92—95.  Zorn,  B.  I.  S.  400  ff.  §  21.  Das  ganze  gesetzliche  Material  ist  susam- 
mengestellt  in  den  Militärgesetzen  des  deutschen  Reiches. 
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Steuern,  unterscheiden  sich  aber  von  diesen  dadurch,  dass  sie  nui 
subsidiär  gefordert  werden,  und  dass  der  Staat  sich  für  verpflichtet 
ansieht,  dem  Leistenden  eine  Entschädigung  zu  gewähren.  Sie  haben 
daher  die  nächste  staatsrechtliche  Verwandtschaft  mit  dem  Enteig- 
nungsrecht des  Staates. 

Die  Bedürfiiisse  der  Militärverwaltung  sind  andere  im  Kriege, 
als  im  Frieden.  Im  Kriege  sind  sie  umfangreicher,  dringender, 
müssen  meist  augenblicklich  befriedigt  werden,  wenn  die  kriegeri- 
sche Aktion  nicht  darunter  leiden  soll ;  im  Frieden  kann  der  Staat 
schonender  und  rücksichtsvoller  auftreten;  er  kann  manche  Gegen- 
stände auf  dem  Wege  des  Privatgeschäftes  erwerben,  die  im  Kriege 
nur  durch  Zwangslieferung  beschafll  werden  können.  Darum  zer- 
fallen die  Militärlasten  in  Friedens-  und  Kriegslasten,  wozu 
noch,  als  dritte  Art,  die  Beschränkungen  des  Grundeigenthums  in 
der  Umgebung  von  Festungen  treten,  sogenannte  Bayonbeschrän- 
k  u  n  g  e  n.  Für  diese  verschiedenen  Arten  der  Militärlasten  bestehen 
im  deutschen  Reiche  verschiedene,  zum  Theil  sehr  eingehende  ge- 
setzliche Bestimmungen,  die  in  den  folgenden  Paragraphen  kurz 
erörtert  werden  sollen. 

§354. 
1)  Die  FriedensleistuigeB. 

Dieselben  sind  geregelt  durch  das  Gesetz  betreffend  die  Quar- 
tierleistung für  die  bewa&ete  Macht  vom  25.  Juli  1868  (Bundesge- 
setzblatt 1868  S.  523)  nebst  Ausfuhrungsinstruktion  vom31.Deceni- 
ber  1868  (Bundesgesetzblatt  1869  S.  1)  und  durch  das  Gesetz  über 
die  Naturalleistungen  für  die  bewaffnete  Macht  im  Frieden  vom 
13.  Februar  1875  (Reichsgesetzblatt  1875  S.  52)  nebst  Ausführungs- 
instruktion vom  2.  September  1875  (Keichgesetzblatt  1875  S.  261). 

A)  Quartierleistung. 

Das  Gesetz  vom  25.  Juni  1868  ist  allerdings  anfänglich  nur  für 
den  norddeutschen  Bund  erlassen,  in  Baden  aber  durch  Reichsge- 
setz vom  22.  November  1871,  in  Elsass-Lothringen  durch  Reichsge- 
setz vom  22.  November  1871 ,  in  Württemberg  durch  Reichsgesetz 
vom  9.  Februar  1875,  in  Bayern  durch  Reichsgesetz  vom  9. Februar 
1S75  eingeführt  Das  norddeutsche  Bundesgesetz  gut  jetzt 
ausschliesslich  im  ganzen  Reichsgebiet,  mit  Aufhebung  aller  früher 
über  diesen  Gegenstand  erlassenen  Rechtsnormen. 

Nach  diesem  Gesetze  ist  die  Fürsorge  für  die  räumliche  Unter- 
bringung der  bewaffneten  Macht,  während  des  Friedenszustandes. 
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d.  h.  solange  nicht  das  Gesetz  Yom  13.  Juni  1873  über  die  Kri^s- 
leistungen  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  eine  Last  des  Bundes,  jetzt 
des  Reiches,  deren  Leistung  nur  gegen  Entschädigung  gefordert 
werden  kann  (§1)-  Für  die  in  der  Garnison  befindlichen  Truppen 
bildet  die  kasemenmässige  Unterbringung  die  Regel.   Insoweit  diese 
noch  nicht  hat  durchgeführt  werden  können,  ist,  auf  Erfordern  der 
Garnisonen,  Quartier  für  Mannschaften  vom  Feldwebel  abwärts  und 
Stallung  für  Dienstpferde  zu  gewähren,  während  das  Reich  für  son- 
stige räumliche  Bedürfiiisse  keinerlei  Naturalleistung  beanspruchen 
darf  (§2).  Derselbe  Quartier-  und  Stallungsanspruch  kann  erhoben 
werden  zur  Unterbringung  der  Truppen  in  Kantonnements,  deren 
Dauer  von  vornherein  auf  einen  sechs  Monate  übersteigenden  Zeit- 
raum festgesetzt  ist  (§  2) .  Bei  Kantonnirungen  von  nicht  längerer  als 
sechsmonatlicher  oder  von  unbestimmter  Dauer,  sowie  bei  Märschen 
und  Kommandos  ist  auf  Erfordern  ausserdem  auch  Quartier  für  Offi- 
ziere und  Beamte,  sowie  Stallung  für  deren  Dienstpferde  und  das 
nothwendige  Gelass  für  Geschäfts-,  Arrest-  und  Wachlokalilaten 
zu  gewähren  (§  2).  Zur  Befriedigung  des  Bedürfriisses  in  vorstehen- 
dem Umfange  ist  das  Reich  berechtigt,  alle  benutzbaren  Baulich- 
keiten mit  gewissen  in  §  4  angezählten  Ausnahmen  in  Anspruch  zu 
nehmen,  soweit  dadurch  der  Quartiergeber  in  der  Benutzung  der 
für  seine  Wohnungs-,  Wirthschafts-  und  Gewerbebetriebsbedürf- 
nisse unentbehrlichen  Räumlichkeiten  nicht  behindert  wird 
(§  4) .   Die  örtliche  Vertheilung  der  Quartierleistung  erfolgt  auf  die 
Gemeinden  (§  5).  In  allen  Ortschafken,  welche  mit  Gramisonen  be- 
legt werden   sollen,  werden  die  zur  Einquartierung  benutzbaren 
Gebäude  durch  ein  Kataster  festgestellt  (§  6).  Für  die  Landkreise 
regeln  besondere  Kommissionen  die  Grundsätze  und  Ausföhrung 
der  allgemeinen  Vertheilung  der  Einquartierung  auf  den  Ejreis.  Die 
Grundsätze,  nach  welchen  die  Vertheilung  der  Quartierleistungen 
in  jedem  Gemeindebezirke  erfolgen  soll,  werden  durch  Gemeinde- 
beschluss  oder  Ortsstatut  bestimmt  (§  7).  Die  örtliche  Vertheilung 
der  Quartierleistung  erfolgt  auf  die  Gemeinden  bez.  selbständ^n 
Gutsbezirke  im  Ganzen.    Die  weitere  Untervertheilung  geschieht 
durch  die  Gemeindevorstände  bez.  die  Besitzer  der  selbständigen 
Gutsbezirke,  welche  für  die  gehörige  und  rechtzeitige  Erfüllung  der 
Quartierleistung  zu  sorgen  haben.   In  den  Städten  kann  die  dau- 
ernde Verwaltung  der  Einquartierungsangelegenheiten  einer  aus  den 
Mitgliedern  des  Gemeindevorstandes  imd  der  Gemeindevertretung 
gebildeten  Deputation  übertragen  werden.    Die  Quartiergeber  sind 
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für  die  Quartierleistung  durch  das  Reich,  unter  Vermittelung  der 
Ortsvorstände,  nach  näherer  Bestimmung  der  §§1,  3,  15,  16,  17  des 
Gesetzes  zu  entschädigen.  Diese  vom  Reiche  zu  gewährende  Ent- 
schädigung wird  durch  einen  anliegenden  Tarif  und  durch  eine 
anliegende  Klasseneintheilung  der  Orte  näher  bestimmt* 

B)  Andere  Naturalleistungen  in  Friedenszeiten. 

Das  Beichsgesetz  vom  13.  Februar  1875  über  die  Naturallei- 
stungen für  die  bewaähete  Macht  im  Frieden  regelt  einheitlich  für 
das  ganze  Reich  die  Naturalleistungen  für  die  bewa&ete  Macht  im 
Frieden  mit  Ausnahme  der  Quartierleistung,  für  welche  es  bei  dem 
Gesetze  vom  25.  Juni  1868  sein  Bewenden  behalten  hat.  Damit 
sind  nicht  nur  alle  widersprechenden,  sondern  auch  alle  älteren,  die 
gleiche  Materie  behandelnden  Vorschriften  aufgehoben.  Als  Haupt- 
gesichtspunkte werden  in  den  Motiven  des  Gesetzes  folgende  her- 
vorgehoben: a)  »Sicherstellung  der  im  Interesse  der  Erhaltung  und 
kriegerischen  Ausbildung  der  bewafiheten  Macht  nothwendigen  Na- 
turalleistungen, andererseits  Beschränkung  der  Verpflichtung  zu 
Naturalleistungen  auf  das  im  vorgedachten  Interesse  unerlässliche 
Maass;  b)  übereinstimmend  mit  den  Principien  des  Quartierlei- 
stungsgesetzes: Inanspruchnahme  der  im  Besitze  der  Leistungs- 
objekte befindlichen  Individuen  als  verpflichteter  Subjekte  und, 
soweit  die  Natur  der  einzelnen  Leistungen  es  erfordert,  der  Gemein- 
den als  vermittelnder  Organe ;  c)  Vergütungen  der  Leistungen  nach 
Durchschnittspreisen,  bez.  Preisen,  welche  dem  Werthe  der  Lei- 
stungen möglichst  gleichkommen«. 

Die  NaturaUeistungen  für  die  bewaflnete  Macht  im  Frieden 
werden  durch  das  Gesetz  in  folgender  Weise  bestimmt  und  begrenzt : 

a)  Für  den  Transport  der  Bedürfnisse  der  in  ihren  Garniso- 
nen befindlichen  Truppen  hat  die  Militärverwaltung  durch  eigene 
Veranstaltungen  zu  sorgen;  nur  für  die  auf  Märschen,  in  Lagern 
oder  Kantonnirungen  befindlichen  Truppen  muss  der  nöthige  Vor- 
spann vom  Lande  gestellt  werden. 

b)  Soweit  für  Truppentransporte  an  und  von  Bord,  sowie  für 
Ausrüstung  von  Schiffen  der  kaiserlichen  Marine  mit  Kohlen,  Pro- 
viant u.  8.  w.  die  eigenen  Fahrzeuge  der  Marine  nicht  ausreichen, 
kann  auf  die  Benutzung  von  Privatschiffsfahrzeugen  rekurrirt  werden. 

c)  DieNaturalverpflegung  und  Fourage  hat  die  Militär- 
verwaltung für  gamisonirende  und  kantonnirende  Truppen  durch 
eigene  Veranstaltung  zu  beschaffen,  nur  für  marschirende  Trup- 
pen sind  diese  Leistungen  in  Anspruch  zu  nehmen.  »Die  Gewährung 
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der  Naturalyerpflegung  an  Truppen  kann  nur  als  Accessorium  der 
Quartierleistung  gefordert  werden,  niemals  als  selbständige  Ver- 
pflichtungff. 

d)  Die  Exercier-  und  Schiessplätze  für  die  elementare  Ausbil- 
dung der  Truppen  in  den  Gramisonen  hat  die  Militärverwaltung  selbst 
zu  beschaffen.  Für  die  kriegsgemässe  Durchbildung  der  Truppen 
sind  jedoch  Uebungen  im  wechselnden  Terrain  unentbehrlich  und 
muss  ihnen  zu  diesem  Behuf  die  Benutzung  fremden  Grundeigen- 
thumSy  unter  möglichster  Schonung  der  wirthschaftlichen  Interessen, 
gestattet  werden.  Dasselbe  ist  erforderlich  für  die  Uebungen  der 
vorübergehend  in  Kantonnements  untei^brachten  Truppen. 

e)  Den  auf  Märschen,  in  Bivouaks,  in  Kantonnirungen  befiad- 
lichen  Truppen  muss  zur  Gewährung  unabweisbarer,  durch  eigene 
Veranstaltung  der  Militärverwaltung  nicht  unter  allen  Umständen 
zu  befriedender  Bedürfhisse  die  eventuelle  Mitbenutzung  von 
Brunnen,  Tränken  und  Schmieden  gestattet  sein. 

f)  Eine  besondere  Verpflichtung  ist  den  Eisenbahnverwaltungen 
insofern  auferlegt,  als  sie  das  Militär  und  alles  Kri^smaterial  zu 
gleichen  ermässigten  Sätzen  zu  befördern  verpflichtet  sind  (Artikel 
47  der  Reichsverfassung).  Der  allgemeine  Tarif  wird  nicht  verein- 
bart, sondern  ist  vom  Bundesrathe  zu  erlassen  und  von  Zeit  zu  Zeit 
zu  revidiren.  Darin  besteht  allein  die  Militörlast  der  Eisenbahnen 
in  Friedenszeiten. 

Ueber  diese  gesetzlichen  Grenzen  hinaui^ehende  Leistungen 
dürfen  von  der  Militärverwaltung  nicht  gefordert  werden. 

Was  die  Anordnung  des  NaturaUeistungsgesetzes  vom  13.  Fe- 
bruar 1878  betrifit,  so  behandeln  Abschnitt  I  §§  2 — 9  diejenigen  Na- 
turalleistungen, bei  deren  Inanspruchnahme  eine  Vermittelung 
der  Gemeinden  stattzufinden  hat,  indem  er  1)  die  verpflichteten 
Subjekte  sowie  Voraussetzung  und  Umfang  der  Verpflichtung  für 
jedes  derselben  und  zwar  Vorspann  (§  3),  Naturalverpflegung  (§  4], 
Fourage  (§  5)  bezeichnet,  sowie  2)  den  Eintritt  der  Verpflichtung  [§  6), 
3)  die  Erfüllung  der  Verpflichtung  (§§|7  und  8),  4)  die  Vergütung  der 
einzelnen  Leistungen  regelt  (§  9).  Der  ^Abschnitt  11  (§  10}  behan- 
delt die  besonderen  Verpflichtungen  der  Besitzer  von  Grundstücken, 
Brunnen,  sowie  Tränken  und  Schmieden,  sowie  Abschnitt  m  (§  15) 
die  besonderen  Verpflichtungen  der  Eisenbahnverwaltung.  Die 
Schlussbestimmungen  (§§  16 — 18)  endlich  normiren  die  Fristen, 
innerhalb  deren  die  auf  Grund  des  Gesetzes  zu  erhebenden  An* 
Sprüche  bei  Vermeidung  der  Präklusion  geltend  zu  machen  sind,  so- 
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wie  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes;  auch  treffen  sie 
Anordnung  hinsichtlich  des  Erlasses  der  zur  Ausführung  des  Ge- 
setzes erforderlichen  allgemeinen  Vorschriften. 

Auf  Grrund  des  §  18  ist  für  das  gesammte  Bundesgebiet  mit 
Ausnahme  Bayerns  die  kaiserliche  Instruktion  zur  Ausführung  des 
Gesetzes  über  die  Naturalleistungen  vom  2.  September  1875  ergan- 
gen,  für  Bayern  ist  unter  dem  28.  September  1875  eine  im  wesent- 
lichen mit  der  Ausführungsinstruktion  vom  2.  September  1 875  gleich- 
lautende Instruktion  erlassen  worden. 

§355. 

2)  Die  KriegsleistimgeiL 

Das  Gesetz  über  die  Kriegsleistimgen  vom  13.  Juni  1873 
(Reichsgesetzblatt  1873  S.  129]  regelt  einheitlich  für  das  ganze  Reich 
alle  diejenigen  Leistungen  der  Unterthanen,  welche,  von  der 
Wehrpflicht  abgesehen,  nach  ausgesprochener  Mobilmachung  der 
bewaffiieten  Macht  oder  einzelner  Theile  derselben,  bis  zum  Wie- 
dereintritt des  Friedensstandes  im  Bundesgebiet  für  ELriegszwecke 
in  Anspruch  genommen  werden  können.  Das  Gesetz  umfasst  die  ge- 
sammte Materie  derart,  dass  alle  älteren  Gesetze  über  dieselbe  als 
beseitigt  anzusehen  sind.  Dazu  gehört  vor  allem  das  preussische 
Gesetz  vom  1 1.  Maijl851,  welches  bis  zum  Erlasse  des  Gesetzes  vom 
13.  Juni  1873  für  das  ganze  Bundesgebiet  mit  Ausnahme  von  Bayern 
und  Württemberg  maassgebend  war.  Das  Gesetz  vom  13.  Juni  1873 
überlässt  nicht,  wie  das  Naturalleistungsgesetz,  den  Erlass  der  Aus- 
führungsbestimmungen ausschliesslich  dem  Kaiser.  Nach  Artikel  7^ 
der  Reichsverfassung  hat  daher  der  Bundesrath  über  die  zur  Aus- 
führung des  Gesetzes  erforderlichen  allgemeinen  Yerwaltungsvor- 
schriften  und  Einrichtungen  zu  beschliessen.  Dies  ist  geschehen ; 
in  Anbetracht  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  sind  jedoch  die 
bezüglichen  Bundesrathsbeschlüsse  durch  die  »Kaiserliche  Verord- 
nung betr.  die  Ausführung  des  Gesetzes  vom  13.  Juni  1873  über  die 
Kriegsleistungen«  vom  1.  April  1876  (Reichsgesetzblatt  1876  S.  137) 
publicirt  worden.  Oberster  Grundsatz  des  Gesetzes  ist:  »Im  Falle 
eines  Ejieges  ist  für  die  Bedürfhisse  der  bewafiGaeten  Macht  in  der 
dem  Interesse  einer  wirksamen  Kriegführung  entsprechenden  Weise 
durch  Naturalleistungen  Soi^e  zu  tragen,  soweit  diesen  Bedürf  hissen 
nicht  durch  andere  Maassnahmen  genügt  werden  kanna.  Die  Lei- 
stungspflicht ist  eine  Reichslast.    Die  Erfüllung  der  durch 
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das  Gesetz  aufgelegten  Verpflichtungen  ist  entweder  den  Gemein- 
den  oder  besonderen  Lieferungsverbänden  oder  den  Be- 
sitzern einzelner  Gegenstände  auferlegt.  Den  Gemeinden 
liegt  ob  die  Gewährung  des  Naturalquartiers  nebst  Stallung,  der 
Naturalverpflegung,  die  Ueberlassung  von  Transportmitteln  und 
Gespannen,  sowie  die  Stellung  der  in  der  Gemeinde  anwesenden 
Mannschaften  zum  Dienste  als  Gespannfnhrer,  Boten,  Wegeweiser, 
sowie  zum  Wege-,  Eisenbahn-,  Brückenbau  und  zu  fortifikatorischen 
Arbeiten,  XJeberweisung  der  für  den  Kriegsbedarf  erforderlichen 
Grundstücke  und  vorhandenen  Gebäude,  sowie  der  im  Gemeinde- 
bezirke vorhandenen  Materialien  ziir  Anlegung  von  Wegen,  Eisen- 
bahnen, Brücken,  Lagern,  Uebungs-  und  Bivouaksplätzen,  zu  forti- 
fikatorischen Anlagen  und  zu  Fluss-  und  Hafensperren ;  Gewährung 
des  im  Gemeindebezirke  vorhandenen  Feuerungsmaterials  und 
Lagerstrohs  für  Lager  und  Bivouaks,  sowie  der  sonstigen  Dienste 
und  Gegenstände,  deren  Leistung  bez.  Lieferung  das  militärische  In- 
teresse ausnahmsweise  erforderlich  macht,  insbesondere  von  Bewaff- 
nungs-  und  Ausrüstungsgegenständen,  Arzeneien  und  Verbandmit- 
teln.  jpDem  Reiche  gegenüber  sind  zunächst  die  Gemein- 
den verpflichtet,  denen  .wiederum  die  Befugniss  zugestanden  ist, 
sich  nöthigenfalls  zwangsweise  in  den  Besitz  der  einzelnen  Gegen- 
stände der  in  §  3  aufgezählten  Leistungen  zu  setzen. 

Für  andere  Leistungen  werden  besondere  Lieferungsver- 
bände errichtet,  welche  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  unter 
Rücksichtnahme  auf  angemessene  Leistungsfähigkeit  und  thunlichst 
im  Anschlüsse  an  die  bestehenden  Bezirkseintheilungen  zu  bilden 
sind.  Durch  Beschluss  des  Bundesrathes  kann,  falls  der  Unterhalt 
für  die  bewaffiiete  Macht  auf  andere  Weise  nicht  sicher  zu  stellen 
ist,  die  Lieferung  des  Bedarfs  an  lebendem  Vieh,  Brotmaterial, 
Hafer,  Heu  und  Stroh  zur  Füllung  der  Kriegsmagazine  angeordnet 
werden. 

Andere  Leistungen  sind  den  Eisenbahnverwaltungen  auf- 
erlegt und  zwar  sowohl  den  Privat-  wie  den  Staatseisenbahnen  (B.  H 
S.205).  Auf  Grundlage  des  Artikel  4  7  der  Reichsverfassung  verordnet 
das  Gesetz  §  28:  Jede  Eisenbahnverwaltung  ist  verpflichtet,  1)  die 
für  die  Beförderung  von  Mannschaften  imd  Pferden  erforderlichen 
Aiusrüstungsgegenstände  ihrer  Eisenbahnwagen  vorräthig  zu  halten; 
2)  die  Beförderung  der  bewaffiieten  Macht  und  der  Kriegsbedürfiiisse 
zu  bewirken;  3)  ihr  Personal  und  ihr  zur  Herstellung  und  zum  Be- 
triebe von  Eisenbahnen  dienliches  Material  herzugeben.   Noch  viel 
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weiteigehende  Beschränkungen  müssen  sich  die  Eisenbahnen  ge- 
fallen lassen ,  welche  sich  auf  dem  Kriegsschauplatze  selbst  oder  in 
der  Nähe  desselben  befinden.  Der  sogenannte  Kriegsrayon  der 
Eisenbahnen  wird  durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt.  Der 
Betrieb  der  Eisenbahnen  wird  daselbst  dem  Chef  des  Feldeisenbahn- 
wesens unterstellt. 

Andere  Leistungen  liegen  einzelnen  Individuen  ob,  so  den 
Besitzern  von  Schiffen  und  Pferden.  Erstere  sind  verpflichtet,  die- 
selben zur  Benutzung  für  Kriegszwecke  der  Militär-  und  Marine- 
verwaltung  auf  Erfordern  zur  Verfügung  zu  stellen.  Zur  Beschaffung 
und  Erhaltung  des  kriegsmäss^en  Pferdebedarüs  der  Armee  sind 
alle  Pferdebesitzer  verpflichtet,  ihre  zum  Kriegsdienst  für  tauglich 
erklärten  Pferde,  gegen  Ersatz  des  vollen,  von  Sachverständigen 
tinter  Zugrundelegung  der  Friedenspreise  endgültig  festgestellten 
Werthes,  an  die  Militärbehörde  zu  überlassen.  Das  Reichsgesetz  hat 
den  einzelnen  Staaten  die  Befugniss  übertragen,  das  Verfahren  bei 
der  Enteignung  der  Mobilmachungspferde  zu  ordnen.  Die  von  den 
Begierungen  erlassenen  Reglements  schliessen  sich  eng  an  das 
preussische  Pferdeaushebimgsreglement  vom  12.  Juni  1875  an  (Mi- 
litärgesetze B.  I  Heft  lU  S.  166  ff.). 

Gewisse  Kategorien  von  Leistungen  sind  von  der  Vergütung 
aus  Reichsmitteln  ausgeschlossen;  in  Ansehung  der  übrigen  ist  eine 
Entschädigung  in  Form  verzinslicher,  nach  Maassgabe  der  verfüg- 
baren Mittel  einzulösender  Anerkenntnisse  vorgesehen;  Baarzahlung 
tritt  nur  ein  für  die  Gestellung  der  Mobilmachungspferde ,  für  die 
Hergabe  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  zur  Verwendimg  bei  Hafen- 
iind  Flusssperren,  sowie,  wenn  ausnahmsweise  Bewaffnungs-  und 
Ausrüstungsgegenstöjide,  Arzeneien  und  Verbandmittel  requirirt 
werden  müssen.  Für  die  Greltendmachung  aller  aus  Kriegsleistun- 
gen hergeleiteten  Entschädigungs-  und  Vergütungsansprüche  sind 
gewisse  Präklusivfristen  festgestellt.  Soweit  das  Gesetz  nicht  beson- 
dere Anordnungen  enthält,  bestimmt  der  Bundesrath  die  Behörden, 
welche  die  vom  Reiche  zu  gewährenden  Vergütungen  festzustellen 
haben.  Die  Festsetzung  der  Vergütimg  erfolgt  auf  Grund  sachver- 
ständiger Schätzung.  Bei  der  Auswahl  der  Sachverständigen  haben 
die  Vertretungen  der  Kreise  oder  derartiger  Kommunalverbände 
mitzuwirken.  Die  Kosten  fallen  dem  Reiche  zur  Last.  Der  Zeit- 
punkt, mit  welchem  der  Friedenszustand  für  die  gesammte  bewaff- 
nete Macht  oder  einzelne  Abtheilungen  derselben  wieder  eintreten 
und  die  Verpflichtung  zu  Leistungen  nach  Maassgabe  des  Gesetzes 
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vom  13.  Juni  1873  aufhören  soll,  wird  jedesmal  durch  kaiserliche 
Verordnung  festgestellt  und  im  Beichsgesetzblatte  bekannt  gemacht. 

§  356. 

3)  Beschränkimgeii  des  Gnuideigeiithiimt  in  der  ümgebiing  von  FettüBgen. 

Die  Vertheidigungsfähigkeit  der  Festungen  fordert,  dass  die 
Benutzung  des  Grundeigenthums  in  der  nächsten  Umgebung  dersel- 
ben gewissen  Beschränkungen  unterworfen  werde.  Da  das  deutsche 
Beich  eine  Anzahl  von  Festungen  besitzt  und  der  Kaiser  nach  Arti- 
kel 65  der  Beichs Verfassung  berechtigt  ist,  innerhalb  des  Bundesge- 
bietes neue  anzulegen  (B.nS.  283),  so  erschien  es  als  eine  wichtige 
Au%abe,  diese  Beschränkungen  einheitlich  durch  ein  Beichsgesetz 
zuregeln.  Dies  ist  geschehen  durch  das  Gesetz  betr.  die  Beschrän- 
kungen des  Grundeigenthums  in  der  Umgebung  von 
Festungen  vom  21. December  1871  (Beichsgesetzblatt  1871S.495) 
nebst  Instruktion  über  Handhabung  dieses  Gesetzes  Yom  4.  Januar 
1873;  welches  einheitlich  für  das  ganze  Beich  mit  Einschluss  Ton 
Bayern  und  Württemberg  die  dauernden  Beschränkimgen  regelt, 
welchen  die  Benutzung  des  Grundeigenthums  in  der  nächsten  Um- 
gebung der  bereits  vorhandenen  oder  in  Zukunft  anzulegenden  per- 
manenten Befestigungen  in  Rücksicht  auf  deren  Vertheidigungs- 
fähigkeit unterliegt.  Behufs  Feststellung  dieser  Beschränktingen 
wird  die  nächste  Umgebung  der  Festungen  in  sogenannte  Rayons 
getheilt  und  je  nach  der  Entfernung  von  der  äussersten  Yertheidi- 
gungslinie  ab  als  erster,  zweiter,  dritter  Bayon  bezeichnet. 
Der  erste  Bayon  umfasst  bei  allen  Festungen  das  im  Umkreise  dersel- 
ben von  600  Metern  belegene  Terrain.  §4.  Der  zweite  Bayon  begreift 
das  Terrain  zwischen  der  äussersten  Grenze  des  ersten  Bayons  und 
einer  von  dieser  im  Abstand  von  375  Metern  gezogenen  Linie.  Der 
dritte  Bayon  umfasst  bei  allen  Festungen  das  Terrain  von  der  äusser- 
sten Grenze  des  zweiten  Bayons  bis  zu  einer  Entfernung  von  1275 
Metern;  die  beiden  ersten  Bayons  werden  bei  Neuanlagen  von  Be- 
festigungen durch  feste  Marken  (Bayonsteine)  bezeichnet.  Unmittel- 
bar nach  der  Absteckung  der  Bayonlinie  hat  die  Kommandantur 
einen  Bayonplan  und  einen  Bayonkataster  au&ustellen,  wc^egen  in 
bestimmter  Frist  Einwendungen  erhoben  werden  können.  Nadi 
diesen  drei  Bayons  finden  gewisse  Abstufungen  in  der  Beschränkung 
des  Grundbesitzes  statt,  indem  die  Strenge  der  Beschränkung  vom 
ersten  bis  zum  dritten  Bayon  stufenweise  abnimmt.   Zu  jeder  An- 
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legung,  jeder  Veränderung  und  Benutzung  der  Grundstücke,  die 
nicht  ohne  Genehmigung  der  Kommandantur  zulässig  ist,  muss  vor 
dem  Beginn  der  Ausführung  diese  Genehmigung  nachgesucht  werden. 
§  26.  Gegen  die  Entscheidung  der  Kommandantur,  wie  gegen  alle 
Anordnui^en  derselben,  ist  in  Rayonangelegenheiten  binnen  einer 
yierwöchentlichen  PräklusiTfrist  von  der  Zustellung  ab  der  Rekurs 
zulässig.  Die  Entscheidung  auf  den  Rekurs  erfolgt  endgültig 
durch  die  Reichsrayonkommission,  eine  durch  den  Kaiser 
zu  berufende  ständige  Militärkommission,  in  welcher  die  Staaten, 
in  deren  Gebiete  Festungen  liegen,  vertreten  sind.  Für  die  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  eintretenden  Beschränkungen  wird  den 
Grrundbesitzem  volle  Entschädigung  seitens  des  Reiches  gewährt. 
Die  Gewährung  von  Entschädigungen  für  Beschränkungen^  welche 
bereits  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  bestanden,  hat  das  Reich  nicht  auf 
sich  genommen.  Die  Entschädigung  besteht  im  Ersatz  derjenigen 
Verminderung  des  Werthes  des  Grundstückes,  welcher  für  den  Be- 
sitzer dadurch  entsteht,  dass  das  Grundstück  fortan  Beschränkungen 
in  der  Benutzung  unterliegt,  denen  es  bisher  nicht  unterworfen 
war.  §  35.  Die  Entschädigung  wird  regelmässig  in  Rente  gewährt; 
falls  jedoch  die  Werthverminderung  mindestens  ein  Drittel  des  bis- 
herigen Werthes  beträgt,  nach  der  Wahl  des  Besitzers  entweder  in 
Kapital  oder  Rente.  Wird  eine  Einigung  zwischen  der  Komman- 
dantur und  den  Grundbesitzern  nicht  erzielt,  so  bleibt,  wenn  die 
Entschädigungspflicht  bestritten  wird,  den  Besitzern  des 
Grundstücks  der  Rechtsweg  unbenommen.  Die  lUage  ist  gegen  den 
Reichsfiskus  zu  richten,  welcher  durch  die  Kommandantur  vertreten 
wird,  zuständig  ist  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  betreffende 
Grundstück  belegen  ist.  Ist  dagegen  nur  das  Vorhandensein  oder 
die  Höhe  des  Schadens  streitig,  so  erfolgt  die  Ermittelung  der  Ent- 
schädigung durch  Sachverständige.  In  der  Regel  bestehen  die  Be- 
schränkungen der  Grundeigenthümer  in  Verboten,  Veränderungen 
der  Terrainoberfläche  vorzunehmen. 

Zu  diesen  Eigenthumsbeschränkungen,  welche  inhaltlich  den 
Servituten  in  non  faciendo  gleichen,  können  auch  Verpflichtungen 
zu  positiven  Handlungen  hinzutreten.  Wird  nämlich  dieArmirung 
permanenter  Befestigungen  angeordnet,  so  sind  die  Besitzer  der  inner- 
halb der  Rayons  belegenen  Grundstücke  verpflichtet,  der  schriftlich 
oder  öffentlich  bekannt  gemachten  Aufforderung  der  Kommandan- 
tur zur  Niederlegung  von  baulichen  oder  sonstigen  Anlagen,  Weg- 
schaflung  von  Materialvorräthen,  Beseitigung  von  Pflanzimgen  und 
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Einstellung  des  Gewerbebetriebes  nachzukommen.  Wird  diesen 
Aufforderungen  nicht  in  der  gestellten  Frist  genügt ,  so  können  die 
Besitzer  der  betreffenden  Grundstücke  durch  administrative  Zwangs- 
maassregeln hierzu  angehalten  werden.  §  43.  Wird  im  Falle  einer 
Armirung  die  Freilegung  des  Festungsrayons  von  der  Kommandan- 
tur angeordnet,  so  veranlasst  die  letztere  vor  der  Beseitigung  der 
baulichen  und  sonstigen  Anlagen,  Pflanzungen  und  dei^Ieichen  eine 
Beschreibung  und  nähere  Feststellung  des  Zustandes  durch  die  Orts- 
obrigkeit zum  Zwecke  der  Entschädigungsvermittelung.  Diese  er- 
folgt sobald  als  möglich,  spätestens  sofort  nach  Aufhebung  des  Armi- 
rungszustandes  der  Festung.  Das  Beich  stellt  Anerkenntnisse  über 
die  zu  gewährende  Entschädigung  aus,  welche  bis  zur  Zahlung,  vom 
ersten  Tage  des  auf  die  stattgefundene  Zerstörung  oder  Entziehung 
folgenden  Monats  mit  5  Proc.  jährlich  verzinst  wird.  Entschädigung 
wird  nicht  gewährt  hinsichtlich  derjenigen  vor  Eintritt  der  Gel- 
tung dieses  Gesetzes  vorhandenen  Gebäude  und  Anlagen ,  welche, 
nach  der  bisherigen  Gesetzgebung  und  in  Folge  besonderer  Reehts- 
titel,  die  Besitzer  auf  Befehl  der  Kommandantur  zu  beseitigen  ver- 
pflichtet waren,  ebenso  wenig  hinsichtlich  der  Gebäude  und  Anlagen, 
welche  nach  Eintritt  der  Geltung  dieses  Gesetzes  entweder  im  ersten 
oder  im  zweiten  Rayon  oder  in  einem  Zwischenrayon  einer  neu  an- 
gelegten Befestigung  oder  auf  einem  Terrain,  welches  in  Folge  des 
Neu-  oder  Yerstärkungsbaues  einer  schon  bestehenden  Festung  in 
«inen  strengeren  Bayon  fallt,  nach  erfolgter  Absteckung  der  Bayon- 
linie  errichtet  worden  sind.  §  45. 
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Vierter  Titel. 

Die  auswärtigen  Angelegenheiten*. 
(Jus  publicum  externum.] 

I.    Geseliiehtliehe  Entwiokelung. 

§  357. 

1)  Du  Utere  devtschcLReich». 

Das  deutsche  Reich,  als  Staatenstaat,  war  unzweifelhaft  ein 
völkerrechtliches  Subjekt  im  europäischen  Staatensysteme.  Der  Kai- 
ser, als  monarchisches  Beichsoberhaupt,  hatte  zwar  grundsätzlich 
die  völkerrechtliche  Vertretung  anderen  Staaten  gegenüber;  aber 
durch  die  spätere  Reichsverfassung  war  er  bei  der  Ausübung  aller 
wichtigen  völkerrechtlichen  Befugnisse  an  die  Mitwirkung  und  Zu- 
stimmung des  Reichstages  gebunden.  Der  Kaiser  konnte  für  sich 
keine  Art  von  Verträgen  und  Bündnissen  eingehen,  welche  für  das 


1  InhalÜich  fiallen  ausw&rtiges  Staatsrecht  und  Völkeirecht  vielfach  zusam- 
men. In  beiden  Lehren  werden  dieselben  Gegenstände  abgehandelt,  Kriegs-  und 
Priedensrecht,  Verträge,  Gesandtschaftsrecht  u.  s.  w.  Aber  der  Ausgangspunkt 
ist  ein  verschiedener.  Das  auswärtige  Staatsrecht  entwickelt  die  Grundsätze, 
welche  ein  bestimmter  Staat  in  seinen  Beziehungen  zu  anderen  Staaten  aufstellt 
und  befolgt,  das  Völkerrecht  setzt  eine  internationale  Kechtsordnung  voraus, 
welche  über  dem  einzelnen  Staate  steht;  es  ist  nicht  nur  ein  ausserstaatliches, 
sondern  auch  ein  überstaatliches  Recht.  Die  wichtigsten  Darstellungen  des 
Völkeirechts  der  Gegenwart  sind:  Heffter»  Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart.  VII.  Aufl.  von  Geffcken.  Berlin  1881.  Bluntschli,  Das  moderne 
Völkerrecht  der  civilisirten  Staaten  als  Hechtsbuch  dargesteUt  3.  Aufl.  Nörd- 
lingen  1878.  H.Wh ea ton,  Elements  du  droit  international  2  Vol.  V.6d.  Leipz. 
1878.  Charl es Galvo,Ledroit international  lU.  6d.4tom.  ParislSSO.  Philloi- 
more,  Commentaries  upon  international  law.  2.  ed.  London  4  Bde  1871 — 1874, 
in  der  dritten  Auflage  von  1879  an.  TraversTwiss,  The  law  of  nations.  Oxford. 
2.  ed.  1875.  2  Bde.  Kent,  Commentaries  on  American  law  (1826)  Vol.  I,  auch  un- 
ter dem  Titel:  Kent,  Comm.  on  international  law  revised  by  Abdy,  Cambr.  1866 
und  1878.  Jetzt  besonders  Fr.  v.  Martens,  Völkerrecht,  deutsche  Ausgabe  von 
Carl  Bergbohm.  Berlin  1883,  und  A.  v.  Bulmerincq,  Das  Völkerrecht  oder 
das  internationale  Kecht.  1884.  (Marquardsen's  Handbuch  des  öfientlichen 
Hechts.)  Ein  neues  Unternehmen  ist  das  Handbuch  des  Völkerrechts  von  Fr.  v. 
Holtzendorff,  von  welchem  so  eben  der  erste  Band  erschienen  ist.  1 885.  Hier 
sind  verschiedene  Kräfte  der  Wissenschaft  zu  einer  grossen  gemeinsamen  Lei- 
stung vereinigt  Einen  bedeutsamen  Anfang  hat  dieses  Werk  bereits  mit  der  Ein- 
leitung des  Herausgebers  und  der  gelehrten  Literaturgeschichte  des  Völkerrech- 
tes von  A.  Rivier  S.  393—523  gemacht. 

2J.  J.  Moser's  Deutsches  auswärtiges  Staatsrecht.  H  ab  erlin,  Deutsches 
Staatsr.  B.  UI.  B.  IX.  Von  den  auswärtigen  Hoheitsrechten.  Leist^Staatsr.  §266. 
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Reicli  verbindlicli  sein  sollten ,  sondern  dazu  gehörte  die  Einwilli- 
gung des  Keichstages.  Ebensowenig  konnte  der  Kaiser  auf  eigene 
Hand  einen  Reichskrieg  erklären;  dasselbe  galt  von  Friedens- 
schlüssen, ohne  Unterschied,  »ob  sie  Präliminar-  oder  Haupt&ie- 
densverträge  waren«  (Wahlkap.  IV  §  11).  Die  Reichsstande  konn- 
ten ihre  Mitwirkung  zur  Errichtung  der  Reichsfiriedensschlüsse  auf 
doppelte  Art  ausüben ,  entweder  durch  Ertheilung  einer  Vollmacht 
an  den  Kaiser,  den  Frieden  im  Namen  des  gesammten  Reiches  zu 
unterhandeln  \md  abzuschliessen,  oder  durch  eine  verfassungsmassig 
ernannte  Reichsdeputation«  Diese  musste  sodann  unmittelbar  zu 
den  Unterhandlungen  der  auswärtigen  Mächte  zugezogen  werden, 
genoss  mithin  alle  Rechte  eines  vertragschliessenden  Haupttheils. 
Ausserdem  war  es  den  Reichsständen  erlaubt,  wegen  ihrer  besonde- 
ren Angelegenheiten* eigene  Gesandte,  APartikularabgeordnete«,  zu 
schicken,  welche  bei  den  Yerhandlungen^unweigerlich  zugelassen 
werden  mussten«  Mochte  nun  die  Abschliessung  des  Reichsfiriedens 
auf  die  eine  oder  die  andere  Weise  geschehen,  so  musste  derselbe 
schliesslich  noch  immer  von  Kaiser  und  Reich  ratificirt  werden 
(Leista.  a.  O.  §256). 

Dagegen  standen  den  einzelnen  Reichsständen  weit- 
gehende völkerrechtliche  Befugnisse  zu.  Nach  dem  ewigen  Land- 
frieden waren  zwar  alle  Kriege  deutscher  Reichsstände  unter  ein- 
ander verboten,  dagegen  gestattete  ihnen  der  westfälische  Frieden 
ausdrücklich,  unter  sich  und  mit  auswärtigen  Mächten  Bündnisse 
einzugehen  (jus  foederum)  zur  Erhaltung  ihrer  Rechte  und  ihrer 
Sicherheit,  nur  durften  sie  nicht  gegen  Kaiser  und  Reich  gerichtet 
sein;  auch  dadurch  auf  keine  Weise  ihre  in  den  Reichsgesetzen  be- 
stimmten Verbindlichkeiten  verletzt  werden.  Aus  diesem  Rechte, 
Defensiv-  und  Offensivalliancen  zu  schliessen,  folgerte  man  das 
Kriegsrecht  der  Reichsstände  gegen  auswärtige  Staaten,  woraus  sich 
wieder  von  selbst  das  Recht  des  selbstiLndigen  Friedensschlusses  er- 
gab. Bezeichnend  ist,  dass  ausserdem  den  deutschen  Reichsstanden 
auch  ausdrücklich  das  verhängnissvolle  Recht  eingeräumt  wurde^ 
mit  auswärtigen  Mächten  Subsidientraktate  einzugehen  und  ihnen 
Hülfstruppen  zu  stellen.  (Eine  scheinbare  Rechtfertigung  für  den 
schmachvollen  Menschenhandel  deutscher  Fürsten !)  Auch  das  Ge- 
sandtschaftsrecht übten  die  Reichsstände  aus.  Grrundsätzlich  wurde 
bei  der  Ausübung  des  Kriegs-,  Bündniss-  und  Vertragsrechts  mit 
auswärtigen  Staaten  vorausgesetzt,  »dass  dadurch  weder  die  Pflich- 
ten gegen  Kaiser  und  Reich  auf  irgend  eine  Art  verletzt  würden^ 
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noch  für  das  gesammte  Reich  oder  für  einzelne  Kreise,  Reichsstände 
nnd  andere  Reichsangehörige  Gefahr  oder  Schaden  entstehe«.  Da 
aber  das  Urtheil  hierüber  wesentlich  dem  Ermessen  jedes  einzelnen 
Reichsstandes  anheimgegeben  war,  so  hatte  diese  Klausel  wenig 
praktische  Bedeutung  und  jeder  Reichsstand,  besonders  jeder  mäch- 
tigere und  grössere,  Uess  sich  in  seiner  auswärtigen  Politik  lediglich 
durch  sein  Partikularinteresse  bestimmen.  Von  einer  auswärtigen 
einheitlichen  Reichspolitik  war  keine  Rede  mehr,  wenn  die  Kaiser 
auch  oft  habsburgische  Hauspolitik  für  eine  solche  ausgaben.  Ge- 
rade an  dem  Punkte,  wo  eine  Zusammen&ssung  aller  Befugnisse  in 
Einer  Hand  am  meisten  Noth  thut,  hatte  die  Reichsverfassung  seit 
dem  westfiUischen  Frieden  ihre  schwächste  Seite,  welche  das  Aus- 
land wohl  zu  benutzen  wusste.  An  dieser  verwundbarsten  Stelle 
seines  Staatsrechtes  erfolgte  schliesslich  der  Todesstoss  gegen  die 
Existenz  des  deutschen  Reiches,  nachdem  dasselbe  schon  seit  Jahr- 
hunderten der  Tummelplatz  aller  Intriguen  auswärtiger  Mächte  ge- 
wesen war. 

§358. 
Die  Zeiten  des  deutschen  Bundes  1815 — 1866.^ 

Bei  dem  Neubau  einer  deutschen  Gesammtverfassung,  welche 
man  auf  dem  Wiener  Kongresse  versuchte,  war  man  sich  gerade 
dieser  gefährlichsten  Schwäche  der  älteren  Reichsverfassung  be- 
wusst  und  in  den  ersten  Entwürfen  einer  Bundesverfassung  suchte 
man  nach  Mitteln  und  Wegen,  um  der  Wiederkehr  dieser  Gefahren 
voizubeugen.  Aber  gerade  hier  kam  man  mit  den  hochgeschraub- 
ten Ansprüchen  der  Partikularsouveränetät  in  schneidenden  Wider- 
spruch. Seidem  die  Form  des  blossen  Staatenbundes  für 
Deutschland  entschieden  war,  mussten  deren  Konsequenzen  auch 
auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  Angelegenheiten  gezogen  werden. 
Da  die  Souveränetät  der  Einzelstaaten  die  Grundlage  des  ganzen 
Bundesverhältnisses  war,  so  blieben  dieselben  auch  völkerrechtliche 
Subjekte  mit  allen  Befugnissen  solcher,  soweit  sie  sich  nicht  durch 
die  Bundesverträge  selbst  einer  Beschränkung  im  Gebrauche  der- 
selben, mit  Rücksicht  auf  die  Gesammtverbindung,  unterworfen 
hatten.  Diese  vertragsmässigen  Beschränkungen  sind  besonders  in 
Artikel  XI  der  Bundesakte  enthalten.  Damach  behalten  die  Bun- 


>  Klüber,  Oeffentl.  Recht  §  183  ff.  Rudhardt,  Das  Recht  des  deutschen 
Bundes.  S.  155  ff.  Vor  allem  H.  AZachariä,  Aeussere  Verhältnisse  des  deut- 
schen Bundes.  Band  IT.  §  84  ff.  8.  794  ff. 

H.  Sc  hüls  e,  Denttehes  Staatsrecht.  U.  21 
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desglieder  zwar  das  Becht,  Bündnisse  aller  Art  sowohl  unter  sich, 
wie  mit  auswärtigen  Staaten  zu  schliessen,  verpflichten  sich  jedoch, 
keine  Verbindungen  einzugehen,  welche  gegen  die  Sicherheit  des 
Bundes  oder  einzelner  Bundesglieder  gerichtet  sind.  Wie  diese  Be- 
stimmung fast  wörtlich  die  Regel  des  westfälischen  Friedens  wie- 
derholt, so  entspricht  auch  der  zweite  Satz  dem  älteren  Reichs- 
staatsrechte, dass  die  Bundesglieder  sich  verbindlich  gemacht  haben, 
einander  unter  keinem  Vorwand  zu  bekriegen,  noch  auch  ihre  Strei- 
tigkeiten mit  Gewalt  zu  verfolgen,  sondern  sie  bei  der  Bundesver- 
sammlung anzubringen,  welche  für  deren  Erledigung  durch  eine 
wohlgeordnete  Austrägalinstanz  zu  sorgen  hat.  (Reichsrechtlicher 
Grundsatz  des  ewigen  Landfriedens.)  Auch  die  dritte  Beschränkung, 
welche  Artikel  XI  den  Einzelstaaten  hinsichtlich  des  Gebrauches 
ihrer  äusseren  Hoheitsrechte  auferlegt,  entspricht  den  Grundsätzen 
des  Reichsstaatsrechtes  vollständig,  nämlich,  dass  bei  einmal  erklär- 
tem Bundeskriege  kein  Mitglied  einseitige  Unterhandlungen  mit 
dem  Feinde  eingehen,  noch  einseitig  Waffenstillstand  oder  Frieden 
schliessen  darf  (Wiener  Schlussakte  Artikel  48).  Das  Bundesrecht 
entzog  grundsätzlich  zwar  das  Kriegsrecht  den  einzelnen  Bundes- 
staaten nicht.  Nur  den  verbündeten  Staaten  gegenüber  ist  es  aus- 
geschlossen; aber  die  Wiener  Schlussakte  geht  bei  der  Bestimmung 
über  die  Ausübung  des  Kriegsrechtes  von  der  Ansicht  aus,  dass  ein 
einzelnes  Bundesglied,  welches  nicht  zugleich  ausserdeutsche  euro- 
päische Macht  ist,  gar  nicht  in  den  Fall  kommen  kann,  einen  Krieg 
zu  beginnen  oder  an  einem  Elriege  theilzunehmen,  welcher  nicht 
zugleich  Bundeskrieg  ist.  Da  der  Bund  ein  weitgehendes  Inter- 
ventionsrecht für  sich  in  Anspruch  nahm  bei  allen  Streitigkeiten 
zwischen  Bundesgliedem  und  auswärtigen  Staaten,  auch  alle  Bun- 
desglieder sich  verbindlich  gemacht  hatten,  sowohl  ganz  Deutsch- 
land, als  jeden  einzelnen  Bundesstaat  gegen  jeden  Angriff  in  Schutz 
zu  nehmen,  und  sich  gegenseitig  alle  ihre  zum  Bundesgebiet  gehöri- 
gen Besitzungen  garantirt  hatten,  so  konnte  kein  einzelner  Bundes- 
staat von  auswärtigen  Staaten  verletzt  werden,  ohne  dass  die  Ver- 
letzung zugleich  und  in  demselben  Maasse  die  Gesammtheit  der 
liundesglieder  traf. 

Unzweifelhaft  übten  die  einzelnen  Bundesstaaten  unter  einander 
und  im  Verkehr  mit  auswärtigen  Staaten  unbeschränkt  das  aktive 
und  passive  Gesandtschaftsrecht  aus. 

Aber  auch  der  Bund  bestand,  in  seinen  äusseren  Verhältnissen, 
als  eine  in   politischer  Einheit   verbundene  Gesammtmacht,   als 
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eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit  mit  allen  Prärogativen  einer 
solchen  im  europäischen  Stcuitensysteme.  Der  Bund  hatte  als  Ge- 
sammtmacht  das  Recht,  Krieg  zu  erklären ,  Frieden  zu  schliessen, 
Bündnisse  und  andere  Staatsverträge  einzugehen.  Als  Oigan  dieser 
Befugnisse  galt  die  Bundesversammlung,  deren  Obliegenheiten  in 
Betreff  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in  Artikel  50  der  Wiener 
Schlussakte  folgendermaassen  bestimmt  wurden :  j»1)  Der  Bundes- 
versammlung als  Organ  der  Gesammtheit  des  Bundes,  liegt  ob,  für 
die  Aufrechterhaltung  friedlicher  und  freundschaftlicher  Verhält- 
nisse mit  den  auswärtigen  Staaten  Sorge  zu  tragen;  2)  die  von  frem- 
den Mächten  bei  dem  Bunde  beglaubigten  Gesandten  anzunehmen, 
und  wenn  es  nöthig  befunden  werden  sollte,  im  Namen  des  Bundes 
Gesandte  an  fremde  Mächte  abzuordnen;  3)  in  eintretenden  Fällen 
Unterhandlungen  für  die  Gesammtheit  des  Bundes  zu  führen  und 
Verträge  für  denselben  abzuschliessen ;  4)  auf  Verlangen  einzelner 
Bundesregierungen,  für  dieselben  die  Verwendung  bei  fremden  Re- 
gierungen ,  und  in  gleicher  Art  auf  Verlangen  fremder  Staaten,  die 
Dazwischenkunft  des  Bundes  bei  einzelnen  Bundesgliedem  eintreten 
zu  lassen.« 

Der  deutsche  Bund  hat  bei  ihm  beglaubigte  Gesandte  empfan- 
gen, aber  weder  Gesandte  noch  Konsuln  entsendet.  Im  Ganzen  ist 
derselbe  in  Betreff  auswärtiger  Angelegenheiten  nie  über  die  Linie 
des  älteren  Reichsstaatsrechtes  hinausgegangen.  Auch  ging  der  deut- 
sche Bund,  wie  das  deutsche  Reich,  wesentlich  an  dem  Mangel 
«iner  einheitlichen  auswärtigen  Politik  zu  Grunde. 

§  359. 
Gescheiterte  Reformversuche. 

Die  traurigen  Erfahrungen  mehrerer  Jahrhunderte  hatten  bei 
allen  denkenden  Patrioten  <üe  Ueberzeugung  zur  Reife  gebracht, 
dass  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen  Angelegenheiten  eine  einheit- 
liche Leitung  das  dringendste  Nationalbedürfriiss  sei,  wenn  das 
deutsche  Volk  die  ihm  entsprechende  Machtstellung  wiedererringen 
und  auf  die  Dauer  behaupten  wolle.  Die  in  dieser  Richtung  voll- 
berechtigten Bestrebungen  des  Jahres  1848  fanden  in  dem  Entwürfe 
einer  Reichsverfassung  vom  28.  März  1849  ihren  entsprechenden 
Ausdruck  im  Abschnitt  II  Artikel  l :  »Die  Reichsgewalt  ausschliess- 
lich übt  dem  Auslande  gegenüber  die  völkerrechtliche  Vertretung 
Deutschlands  und  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus.  Die  Reichs- 
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gewalt  stellt  die  Beichsgesandten  und  die  Konsuln  an ;  sie  fuhrt  den 
diplomatischen  Verkehr,  schliesst  die  Bündnisse  und  Verträge  mit 
dem  Auslande ,  namentlich  auch  die  Handels-  und  Schififohrtsver- 
träge ;  sowie  auch  die  Auslieferungsverträge  ah;  sie  ordnet  alle  völ- 
kerrechtlichen Maassregeln  an.  Die  einzelnen  deutschen  Kegierun- 
gen  haben  nicht  das  Becht,  ständige  Gesandtschaften  su  empfeuigen 
oder  solche  zu  halten.  Auch  dürfen  dieselben  keine  besonderen 
Konsuln  halten.  Die  Konsuln  fremder  Staaten  erhalten  ihr  Exe- 
quatur von  der  Reichsgewalt.  Die  einzelnen  deutschen  Begierungen 
sind  befugt,  Verträge  mit  anderen  deutsche^  Staaten  abzuschliessen. 
Ihre  Befugniss  zu  Verträgen  mit  nichtdeutschen  Regierungen  be- 
schränkt sich  auf  Gegenstände  des  Privatrechts,  des  nachbarlichen 
Verkehrs  und  der  Polizei.  Alle  Verträge  nicht  rein  privatrechtlichen 
Inhalts,  welche  eine  deutsche  Regierung  mit  einer  anderen  deut* 
sehen  oder  nichtdeutschen  abschliesst,  sind  der  Reichi^walt  zur 
Kenntnissnahme  und,  insofern  das  Reichsinteresse  dabei  betheiligt 
ist,  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Der  Reichsgewalt  ausschliesslich 
steht  das  Recht  des  Krieges  und  Friedens  zu.« 

Organ  der  Reichsgewalt  im  völkerrechtlichen  Verkehr  ist  der  Kai- 
ser; er  übt  die  völkerrechtliche  Vertretung  des  deutschen  Reiche» 
und  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus;  er  stellt  die  Reichsge- 
sandten und  Konsuln  an  und  führt  den  diplomatischen  Verkehr;  er 
erklärt  Krieg  und  schliesst  Frieden,  auch  schliesst  er  Bündnisse 
und  Verträge  mit  auswärtigen  Mächten  ab  und  zwar  unter  Mitwir- 
kung des  Reichstages,  soweit  diese  in  der  Verfassung  vorbehalten 
ist.  Diese  Grundsätze  sind  im  Wesentlichen  in  den  Verfassungsent- 
wurf des  deutschen  Reiches  vom  26.  Mai  1849  (das  sogenannte 
Dreikönigsbündniss)  übergegangen,  nur  mit  einigen  Milderungen 
zu  Gunsten  der  Einzelstaaten,  doch  vereinigt  sich  auch  hier  die  ge- 
sammte  völkerrechtliche  Vertretung  im  Reichsvorstande,  d.  h.  in 
der  Krone  Preussen.  Von  diesen  Entwürfen  trat  nichts  ins  Leben. 
Mit  dem  xreaktivirtenc  Bundestage  kehrte  der  alte  trostlose  Zustand 
der  Uneinigkeit  und  Zerfahrenheit  wieder  zurück.  Aber  jene  Ent- 
würfe waren  deshalb  nicht  verloren ,  sie  zeichneten  den  Gründern 
der  norddeutschen  Bundesverfassung  den  Weg  vor,  auf  welchem  eine 
einheitliche  völkerrechtliche  Vertretung  der  deutschen  Nation  zu  er-> 
reichen  und  zu  errichten  sei.  Gerade  auf  diesem  Gebiete  hat  sich 
die  norddeutsche  Bundesverfassung  an  die  wohldurchdachten  Ver- 
fassungsentwürfe von  1849  aufs  engste  angeschlossen,  wenn  auch  da- 
bei das  »fortiter  in  re,  suaviter  in  modo«  weislich  beobachtet  wurde. 
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§360. 

n«  Allgemeine  Grundsätze  der  heutigen  Reiohsverfassung  in  Be- 
treff der  völkerrechtlichen  Vertretung. 

Auf  zwei  Gebieten  der  Staatsthätigkeit  ist  die  einheitliche  mo- 
narchische  Ordnung,  die  Vereinigung  aller  Befugnisse  in  Einer 
Hand,  vor  allem  Bedürfniss,  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens  und 
der  völkerrechtlichen  Vertretung.  Diesem  Bedürfiiiss  hat  die  gegen- 
v^ärtige  Reichsver&ssung  möglichst  Rechnung  getragen.  Wie  der 
Kaiser  oberster  Kriegsherr  des  deutschen  Reiches  ist  (B.  TL  Titel  III 
§  331  S.  264  ff.),  so  ist  er  auch  dessen  einziger  völkerrecht- 
licher Vertreter  anderen  Staaten  gegenüber.  Während 
der  Kaiser  auf  anderen  Gebieten  des  Staatslebens  die  Reichsgewalt 
mit  dem  zweiten  Organe,  dem  Bundesrathe,  theilt,  steht  er,  auf  dem 
Gebiete  der  völkerrechtlichen  Vertretung,  ganz  wie  der  konstitu- 
tionelle Monarch  in  einem  einfachen  Staate  da,  welcher  wohl  für 
einzelne  Akte  an  die  Zustimmung  anderer  Faktoren  gebunden  sein 
kann,  aber  doch  der  einzig  legitimirte  Vertreter  seines  Staates  an- 
deren Staaten  gegenüber  im  völkerrechtlichen  Verkehre  bleibt. 
XKeser  Grundsatz  ist  in  Artikel  1 1  der  Reichsverfassung  ausgespro- 
chen: »Der  Kaiser  hat  das  Reich  völkerrechtlich  zu  ver- 
treten, im  Namen  des  Reiches  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  Bündnisse  und  andere  Verträge  mit  fremden  Staaten 
einzugehen,  Gesandte  zu  beglaubigen  und  zu  empfangene  Damit 
ist  der  Kaiser  zum  einzigen  ausschliesslichen  Organ  der  völkerrecht- 
lichen Vertretung  des  Reiches  erklärt,  ihm  das  sogenannte  jus  re- 
praesentationis  omnimodae  beigelegt.  Während  in  dem  ersten  Absatz 
des  Artikel  1 1  das  allgemeine  Princip  aufgestellt  ist,  werden  in  den 
beiden  folgenden  Sätzen  Fälle  aufgezählt,  in  welchen  gewisse  Akte 
bei  der  Ausübung  dieser  völkerrechtlichen  Vertretungsbefugniss  an 
die  Mitwirkung  und  Zustimmung  anderer  Faktoren  gebunden  sind. 
Dies  sind  keineswegs  Ausnahmen  von  der  Regel  des  ersten  Absatzes; 
die  ausschliessliche  völkerrechtliche  Vertretungsbefugniss  des  Kai- 
sers wird  dadurch  gar  nicht  berührt,  sondern  nur  an  die  Zustimmung 
Ton  Bundesrath  und  Reichstag  gebunden.  Diese  Faktoren  werden 
dadurch  nicht  zu  Mitträgem  der  völkerrechtlichen  Vertretungsbe- 
fugniss des  Reiches,  sondern  der  Wille  des  Kaisers  muss  nur  die 
Zustimmung  dieser  Faktoren  in  sich  aufnehmen,  um  sich  als  voU- 
^Itiger  Reichswille  darzustellen. 
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Während  so  der  Kaiser  das  einzige  unmittelbare  Vertre- 
tungsorgan des  Reiches  im  auswärtigen  Verkehre  ist,  steht  ihm  als 
mitte IbareS;  von  ihm  ernanntes  und  bevollmächtigtes  Organ  der 
Reichskanzler  zur  Seite.  Der  Artikel  17  der  Reichsverfassung,  wel- 
cher für  alle  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  die  Gregen- 
zeichnung  des  Reichskanzlers  verlangt,  findet  auch  auf  alle  Akte 
der  Staatsthätigkeit  in  auswärtigen  Angelegenheiten  volle  Anwen- 
dung. Als  Hülfsorgan  des  Reichskanzlers  auf  diesem  Grebiete  ist 
das  auswärtige  Amt  des  deutschen  Reiches  (B.  II  §  272  S.  102)  be- 
stellt, mit  einem  zahlreichen  Personal  von  Beamten,  welche  theils 
an  demselben  im  Inlande  beschäftigt  sind,  theils  der  Vertretung 
des  Reiches  im  Auslande  dienen,  wie  Gesandte  und  Konsuln.  Die 
ersteren  unterliegen  lediglich  dem  staatsrechtlichen  Beamtenrechte 
des  deutschen  Reiches,  für  letztere  gelten  dem  fremden  Staate  gegen- 
über, in  dessen  Gebiete  sie  ihre  Amtsgeschäfte  verrichten,  die  Regeln 
des  Völkerrechtes.  Neben  dem  Rechte  der  völkerrechtlichen  Ver- 
tragsschliessung kommen  besonders  die  Rechte  dieser  Beamten  im 
Auslande  vom  Standpunkte  des  auswärtigen  Staatsrechtes  in  Be- 
tracht.   [Gesandtschafts-  und  Konsularrecht.) 

m.  Die  Staats  vertrage.^ 

§361. 

1)  Yertragsschliessong  des  Reiches. 

Die  Lehre  von  den  Staatsverträgen  gehört  in  das  Völkerrechte 
wo  die  Grundsätze  über  den  Rechtsgrund,  die  Entstehung,  die  An- 

1  Darüber  alle  Lehrbücher  des  Völkerrechtes,  besonders  F. t.  Märten s,  B.I. 
Kap.IV,  undBulmerincq,  Abschn.  III.  S.  299  ff.  Bluntschli  a.  a.  O.  ^  402 
bis  461.  Heffter-Geffken  §§  81—99.  Für  das  deutsche  Reich:  Laband, 
B.  II.  §§63—66.  V.  Rönne  II.  2.  §§  123.  124.  G.Meyer,  §§  189.  190.  Zorn, 
Staatsr.  B.  11.  B.  XI.  S.  418  ff.  §  37.  Unter  den  monographischen  Arbeiten  oben 
an  steht  E.Meier,  lieber  den  Abschluss  von  Staatsverträgen.  Leipz.  1874.  Hier 
ist  als  Anhang  ein  Gutachten  von  Gneist  über  die  Auslegung  des  Artikel  4S 
der  preussischen  Verfassung  abgedruckt  G.  Jellineck,  Die  rechtliche  Natur 
der  Staatsverträge.  "Wien  1880.  Zorn,  Die  deutschen  Staatsverträge,  Zeitschr. 
für  die  gesammte  Staatswissensch.  B.  XXXVI  S.  1  ff.  Proebst,  Der  Abschluss 
völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  deutsche  Reich  und  dessen  Einzelstaaten, 
Annalen  des  deutschen  Reiches  18S2.  S.  421  ff.  H.  Tinsch,  Das  Hecht  der 
deutschen  Einzelstaaten  bezüglich  des  Abschlusses  völkerrechtlicher  Verträge  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Stellung  im  Reiche.  Erlangen  1882.  G.  Pre- 
stele,  Die  Lehre  vom  Abschlüsse  völkerrechtlicher  Verträge  durch  das  deutsche 
Reich  und  die  Einzelstaaten  des  Reiches.  München  1882.  J.  Unger,  Ueber  die 
Gültigkeit  von  Staatsverträsren ,  Zeitschr.  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht 
der  Gegenwart.  B.  VI.  S.  349  ff. 
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fechtung,  die  Aufhebung  derselben  eingehend  erörtert  werden.  Wir 
verweisen  auf  diese  Darstellungen  und  übergehen  auch  die  in  neue- 
rer Zeit  über  die  Natur  der  Staatsverträge  aufgetauchten  Streitfra- 
gen. Dagegen  hat  das  positive  Staatsrecht  jedes  Staates  die  Frage 
zu  beantworten,  wer  zur  Abschliessung  völkerrechtlicher  Verträge 
verfassungsmässig  berufen  ist.  Es  ist  jetzt  allgemein  anerkannt, 
dass  auf  diese  Frage  nicht  das  Völkerrecht,  sondern  nur  das  Staats- 
recht antworten  kann. 

Nach  deutschem  Reichsstaatsrecht  ist  der  Kaiser  allein  ver- 
tragsschliessendes  Organ  für  das  Reich.  In  der  Regel  schliesst  er 
Verträge  rechtsgültig  für  sich  allein  ab,  ohne  der  Zustimmung  eines 
anderen  Faktors  zu  bedürfen.  Aber  es  giebt  auch  eine  Kategorie  von 
Verträgen,  bei  denen  andere  Organe  mitzuwirken  haben.  Dahin  ge- 
hören nach  Artikel  1 1  Absatz  3  alle  Verträge  mit  fremden  Staaten, 
»welche  sich  auf  solche  Gegenstände  beziehen,  welche  nach  Artikel  4 
in  den  Bereich  der  Reichsgesetzgebung  gehören«.  Die  Bezug- 
nahme auf  Artikel  4  ist  aber  unzutreffend  und  unlogisch.  Artikel  4 
hat  sich  nicht  zur  Aufgabe  gestellt,  die  Grenze  zwischen  Gesetz  und 
Verordnung,  sondern  zwischen  der  Zuständigkeit  der  Reichsgewalt 
und  der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  abzustecken,  was  hier  gar  nicht 
in  Betracht  kommt.  Bei  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  anwend- 
baren Vorschrift  der  Reichsverfassung  muss  daher  eine  durchschla- 
gende Unterscheidung  in  der  juristischen  Natur  der  Sache  gefunden 
werden.  Dieselbe  folgt  aus  einer  richtigen  Erfassung  der  konstitu- 
tionellen Staatsordnung.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  jeder  nur 
irgend  denkbare  Inhalt  des  Staatswillens  in  die  Form  eines  völker- 
rechtlichen Vertrages  gekleidet  werden  kann.  Wäre  nun  der  zur 
völkerrechtlichen  Vertragsschliessung  legitimirte  Staatsherrscher 
befugt,  alle  Staatsverträge  ohne  Zustimmung  der  anderen  bei  der 
Gesetzgebung  betheiligten  Organe  rechtsgültig  abzuschliessen ,  so 
wäre  er  im  Stande,  alle  konstitutionellen  Rechte  der  übrigen  Organe 
wirkungslos  zu  machen,  wenn  er  nur  für  die  Verwirklichung  seines 
einseitigen  WoUens  die  Form  des  völkerrechtlichen  Vertrages  wählte. 
Daher  haben  die  neuen  Verfassungen  einen  Schutz  in  gewissen 
Rechtssätzen  gesucht,  welche  die  Befugnisse  der  anderen  Faktoren 
gegen  die  etwa  beabsichtigte  Willkür  des  Staatsoberhauptes  schützen 
sollen.  Als  Vorbild  der  neueren  Verfassungen  erscheint  Artikel  68 
der  belgischen  Verfassung,  welcher  diejenigen  Verträge :  »qui  pour- 
raient  grever  Tetat  ou  lier  individuellement  des  Beiges ;«  der  Zu- 
stimmung der  Kammern  unterwirft.    An  diesen  Artikel  schliesst 
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sich  die  preussische  Verfassung  Artikel  48  an:  «[Völkerrechtliche 
Verträge]  bedürfen  der  Zustimmung  der  Kammern,  sofern  es 
Handelsverträge  sind  oder  wenn  dadurch  dem  Staate 
Lasten  oder  einzelnen  Staatsbürgern  Verpflichtungen 
auferlegt  werden«,*  welcher  wieder  für  die  Auffassung  der  deut- 
schen Reichsverfassung  maassgebend  gewesen  ist.  TJeberall,  wo  für 
einen  Satz  seinem  Inhalte  nach  der  Weg  der  Gesetzgebung  vorge- 
schrieben ist,  muss  derselbe  auch  innegehalten  werden,  mag  ein 
solcher  Satz  auch  in  die  Form  eines  Staatsvertrages  eingekleidet 
sein.  Wo  daher  die  Bestimmung  eines  Staatsvertrages  einen  die 
Bürger  verbindenden  Rechtssatz  au&tellen,  ein  bestehendes  Gresets 
abändern  oder  aufheben  wül,  ebenso  wenn  zur  Ausführung  eines 
Staatsvertrages  besondere  Geldmittel  im  Budget  auszuwerfen  sind, 
müssen  die  gesetzgebenden  Faktoren  ihre  Zustimmung  ertheilen; 
sonst  würden  ihre  verfieissungsmässigen  Fundamentalrechte,  ihre  Zu- 
stimmung bei  allen  Akten  der  Gesetzgebung,  ebenso  wie  ihr  Bud- 
getrecht, leichthin  umgangen  werden  können.  Dies  ist  auch  Rech- 
tens im  deutschen  Reiche,  welches  in  dieser  Beziehung  mit  dem 
Staatsrecht  aller  konstitutionell  monarchischen  Staaten  auf  gleicher 
Linie  steht.  Leitender  Grundgedanke  ist,  dass  durch 
Verträge  mit  fremden  Staaten  das  innere  Verfassungs- 
recht nicht  verfassungswidrig  alterirt  werden  kann. 
Wenn  daher  durch  einen  Staatsvertrag  nicht  bloss  ein  einfaches  Ge- 
setz geändert  werden  soll,  sondern  ein  Satz  der  Reichsverfassung, 
so  muss  die  Form  der  Gesetzgebung  beobachtet  werden,  welche 
für  Verfassungsänderungen  nach  Artikel  78  Absatz  1  vorgeschrieben 
ist;  handelt  es  sich  aber  um  Aufhebung  eines  Sonderrechtes,  so 
muss  auch  die  Zustimmung  des  betheiligten  Einzelstaates  nach  Ar- 
tikel 78  Absatz  2  hinzutreten.  Wo  dagegen  die  blosse  Form  der 
Verordnung  ausreicht,  um  den  Lihalt  eines  Staatsvertrages  ins 
Werk  zu  setzen ,  ist  der  Kaiser  an  die  Zustimmung  eines  anderen 
Organes  nicht  gebunden ,  sondern  kann  auf  dem  Verordnungswege 
die  nöthigen  Anordnungen  treffen.  Das  sonst  dem  Bundesrathe  nach 
Artikel  7^  zukommende  allgemeine  Verordnungsrecht  fallt  hinweg, 
da  dem  Kaiser  nach  Artikel  1 1  Absatz  1  grundsätzlich  die  gesammte 
völkerrechtliche  Vertretung  überlassen  ist.  Während  auf  dem  Ge- 
biete der  Gesetzgebung  jedem  einzelnen  Bundesstaate  das  Recht 


^  Vergl.  mein  preussisches  Staatsr.  B.  II.  §  271.  S.  825.  Ausführung  von 
Gn eist  in  dem  oben  erw&hnten  Gutachten. 
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zusteht,  GesetzesYorschläge  im  Bundesrathe  zu  machen ^  kann  die 
Initiative  zur  Eingehung  eines  Staatsyertrages  nur  vom  Kaiser  aus- 
gehen, wenn  auch  eine  mittelbare  Anregung  von  Seiten  der  Einzel- 
staaten nicht  ausgeschlossen  ist.  Die  Verhandlungen,  welche  dem 
Vertragsabschlüsse  mit  fremden  Staaten  vorausgehen,  fuhrt  der 
Kaiser  allein  durch  seine  Bevollmächtigten ;  er  braucht  von  dem 
Verlaufe  derselben  dem  Bundesrathe  keine  Mittheilung  zu  machen, 
da  gerade  in  diesem  Stadium  oft  von  der  strengsten  Geheimhaltung 
der  günstige  Erfolg  der  Verhandlungen  abhängig  sein  kann. 

Völkerrechtliche  Verträge  sind  nach  der  Ansicht  aller  neueren 
Völkerrechtsschriftsteller  noch  nicht  perfekt  durch  die  Unterzeich- 
nung der  Bevollmächtigten,  sondern  werden  es  erst  durch  die  Rati- 
fikation der  Staatsoberhäupter  und  deren  Auswechselung.  Die 
Ratifikation  ist  der  vollgültige  völkerrechtliche  Ver- 
tragsabschluss.^ 

Bei  allen  völkerrechtlichen  Verträgen,  wo  Bundesrath  und 
Reichstag  ihre  Zustimmung  zu  ertheilen  haben,  ist  es  allein  korrekt, 
wenn  der  betreffende  Staatsvertrag  vor  der  Ratifikation  zur  verfas- 
sungsmässigen Zustimmung  dem  Bundesrathe  und  dem  Reichstage 
vorgelegt  wird  (dem  Bundesrathe  gegenüber  ist  es  sogar  ausdrück- 
liche Verfassungsvorschrift) .  Auch  bei  denjenigen  Staatsverträgen, 
zu  deren  Gültigkeit  die  Zustimmung  von  Bundesrath  und  Reichstag 
erforderlich  ist,  sind  diese  nicht  Mitkontrahenten ;  der  einzige  völ- 
kerrechtlich legitimirte  Kontrahent  ist  auch  hier  der  Kaiser,  aber 
er  bedarf  der  Zustimmung  der  beiden  obengenannten  Körperschaf- 
ten, als  einer  unerlässlichen  Bedingung  der  Rechtsgültigkeit  eines 
Vertrages.  Sollte  daher  der  Kaiser  einen  Vertrag  dieser  Art  früher 
ratificirt  haben,  ehe  er  die  nothwendige  Zustimmung  erlangt  hat, 

1  Bulmerincqa.  a.  O.  S.  303  sagt:  »Zwar  finden  Vertragshandlungen  nur 
statt,  nachdem  die  daau  ermächtigten  Personen  sieh  von  ihrer  gegenseitigen  Be- 
rechtigung zu  derselben  durch  Austausch  ihrer  Vollmachten  übeneugt  haben, 
und  wird  der  von  ihnen  vereinbarte  Vertrag  durch  sie  auch  unterzeichnet,  in- 
dessen muss  der  VoUmachtgeber  des  souveränen  Staates,  in  dessen  Auftrag  der 
BeyoUmächtigte  handelt,  ausdracklich  seine  Zustimmung  zum  Inhalt  des  abge- 
schlossenen Vertrags  geben  und  diese  Kundgebimg  geschieht  durch  die  Batif  i- 
kationf.  F.  y.  Märten  s  a.  a.  O.  6.  397  :  »Zur  Geltung  der  internationalen  Ver- 
träge ist  unbedingt  die  Bestätigung  oder  Ratifikation  erforderlich.  Darunter 
versteht  man  die  formelle  Acceptation  des  yom  BeyoUmächtig^n  yereinbarten 
Vertrags  durch  die  souveräne  Staatsgewalt  Die  Autoritäten  des  Völkerrechtes 
stimmen  alle  darin  überein,  dass  die  Ratifikation  zur  verbindlichen  Kraft  und 
Oflltigkeit  eines  Traktates  nothwendig  sei«.  Dort  sind  auch  die  völkerrechtlichen 
Autoritäten  aufgezählt  Vergl.  Bulmerincq  in  v.  Holtzendorff's  Rechts- 
lex.  B.  ni.  S.  255  s.  v.  Ratifikation. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


330  II-  Von  den  Funktionen  der  Beicbsgevalt. 

und  diese  ihm  nachträglich  versagt  werden ,  so  ist  ein  solcher  Ver- 
trag nach  allen  Seiten  hin  unverbindlich,  weil  ihm  eine  wesentliche 
Bedingung  zu  seiner  rechtsgültigen  Entstehung  fehlt.  Es  ist  nicht 
möglich,  die  völkerrechtliche  Verbindlichkeit  eines  solchen  Ver- 
trages zu  behaupten,  die  staatsrechtliche  Durchführbarkeit  aber  zu 
verneinen,  indem,  wie  Unger  treffend  bemerkt,  »die  Gültigkeit  sich 
nicht  spalten  lässt,  ein  Vertrag  nicht  nach  aussen  gültig,  nach  innen 
ungültig  sein  kann<r.  Formell  vertritt  der  Kaiser  allerdings  das 
Beich  allein  und  kann  für  dasselbe  allein  bindende  Willenserklä- 
rungen abgeben,  materiell  setzt  sich  aber  bei  allen  oben  genann- 
ten Verträgen  der  Reichswille  erst  aus  dem  zusammentreffenden 
Willen  des  Kaisers ,  des  Bundesrathes  und  des  Reichstages  zusam- 
men. Erst  aus  der  Uebereinstimmung  dieser  drei  Wfllensfaktoren 
kann  ein  solcher  Vertrag  rechtsgültig  zu  Stande  kommen ;  versagt 
einer  dieser  Faktoren  seine  Zustimmung,  so  bleibt  es  bei  einem 
blossen  Vertragsentwurfe.  Diese  Auffassung  ist  nicht  allein  juri- 
stisch folgerichtig,  sie  beseitigt  auch  alle  praktischen  Schwierig- 
keiten, welche  bei  der  entgegengesetzten  Auffassung  entstehen  kön- 
nen, die  trotz  der  staatsrechtlichen  Undurchführbarkeit  die  völker- 
rechtliche Verbindlichkeit  eines  Vertrages  annimmt.  Korrekter 
Weise  soll  nie  ratificirt  werden,  bis  alle  verfassungsmässigen  Vorbe- 
dingungen erfüllt  sind.  Sollte  aber  dennoch  ratificirt  sein  und  nach- 
träglich die  Genehmigung  des  Reichstages  Versagtwerden,  so  ist  nach 
der  richtigen  Ansicht  kein  Vertrag,  sondern  nur  ein  Vertragsent- 
wurf zu  Stande  gekommen.  Der  auswärtige  Staat  hat  aber  dann 
kein  Recht,  sich  über  Vertragsbruch  zu  beklagen,  denn  er  musste 
die  Verfassung  des  Staates ,  mit  dessen  Oberhaupt  er  sich  in  Ver- 
tragshandlungen einliess ,  soweit  kennen,  um  zu  wissen ,  inwieweit 
sich  dasselbe  allein,  inwieweit  es  sich  nur  mit  Zustimmung  anderer 
Faktoren  verbindlich  machen  konnte.  Hat  er  die  Befugniss  seines 
Mitkontrahenten  in  dieser  Beziehung  nicht  hinlänglich  gepruffc,  so 
hat  er  es  sich  selbst  zuzuschreiben ,  wenn  der  Vertrag  in  Ermange- 
lung verfassungsmässiger  Voraussetzungen  nicht  perfekt  geworden, 
sondern  blosser  Entwurf  geblieben  ist.^ 


1  Auf  diese  Streitfrage  bin  ich  in  m  e  i  n  e  m  preussischen  Staatsr.  B.  IL  S.  825 . 
§  271  eingegangen  und  halte  meine  dort  entwickelte  Ansicht  fest  Es  ist  ein  blei- 
bendes Verdienst  Ernst  Meier's  in  seinem  gründlichen  Werk  über  »den  Ab- 
schluss  von  Staatsverträgen«  1874,  den  richtigen  juristischen  Standpunkt  festge- 
stellt zu  haben,  der  unseren  deutschen  Verfassungen  allein  entspricht.  Ihm 
haben  sich  viele  neuere  Schriftsteller  angeschlossen,  BoProeb8ta,a.O.  S.323, 
so  Prestele  a.a.O.S.80,  so  auch  v.  Sa  rirey,Württemb.  Staatsr.  B.  IL  S.  92ff.; 
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In  Bezug  auf  das  schliessliche  Resultat  hat  die  Zustimmung 
des  Bundesratlies  und  des  Reichstages  die  gleiche  Bedeutung,  durch 
ihre  Ertheilung  wird  der  Vertrag  recht^ültig,  durch  die  Versa- 
gung bleibt  er  blosser  Vertragsentwurf.  Materiell  ist  daher  die  Zu- 
stimmung Yon  Seiten  dieser  beiden  Körperschaften  gleichwertig 
(E.  Meier  a.  a.  O.  S.  291),  formell  findet  aber  eine  Verschieden- 
heit statt,  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  Ausdrücke  in  Ar- 
tikel 11  angedeutet  wird,  indem  die  Mitwirkung  des  Bundesrathea 
als  »Zustimmung  zum  Abschlüsse  der  Verträgen,  «die  Ge- 
nehmigung des  Reichstages  zu  ihrer  Gültigkeita  verlangt 
wird.  Damit  ist  die Nothwendigkeit  der  vorherigen  Zustimmung 
in  Bezug  auf  den  Bundesrath  in  der  Reichsverfassung  ausdrück- 
lich ausgesprochen,  während  dies  hinsichtlich  des  Reichstages  nicht 
der  Fall  ist. 

Der  regelmässige  Gang  der  Vertragsschliessung  ist  darnach  fol- 
gender: Der  Kaiser  ergreift  durch  den  Reichskanzler  die  Initiative 
und  eröffiiet  die  Verhandlungen  mit  einem  auswärtigen  Staate  durch 
die  Gesandten  oder  besonders  ernannte  Bevollmächtigte ,  denen  zu 
diesem  Zwecke  Instruktionen  ertheilt  werden.  Ist  eine  üeberein- 
stimmung  zwischen  den  Staatsregierungen  erzielt,  so  unterzeichnen 
die  Bevollmächtigten  den  Vertragsentwurf.  Dieser  wird  vom 
Kaiser  durch  den  Reichskanzler  dem  Bundesrathe  zur  Ertheilung 
der  Zustimmung  vorgelegt;  wird  diese  versagt,  so  ist  der  Entwurf 
sogleich  im  Keime  erstickt,  wird  sie  ertheilt,  so  geht  der  Verfas- 
sungsentwurf an  den  Reichstag ;  ertheilt  auch  dieser  seine  Genehmi- 
gung, so  wird  derselbe  dem  Kaiser  zur  Ratifikation  vorgelegt.  Rati- 
ficirt  der  Kaiser,  was  auch  jetzt  noch  in  seinem  Ermessen  steht,  und 
hat  die  Auswechselung  der  Ratifikationen  stattgefunden,  so  ist  der 
Vertrag  völkerrechtlich  perfekt  und  bindet  das  deutsche  Reich, 
ebenso  wie  den  fremden  Staat.  Dagegen  müssen  Staatsverträge, 
um  für  die  Unterthanen  verbindlich  zu  sein,  ordnungsmässig  publi- 
cirt  sein,  da  die  Unterthanen  nur  verpflichtet  sind,  ordentlich  ver- 
kündigten staatlichen  Vorschriften  zu  gehorchen.  Es  wäre  korrekt, 
wenn  jedem  Vertrage  ein  besonderes  Einfuhrungsgesetz  oder  eine 
besondere  Einfuhrungsverordnung  hinzugefugt  würde,  welche  den 
Gesetzesbefehl  an  die  Unterthanen  enthielte.  Man  begnügt  sich 
aber  im  deutschen  Reiche  regelmässig  mit  der  einfachen  Bekannt- 

Yor  allem  bedeutsam  ist  die  Ausfahrung  von  Un  ger  a.  a.  O.  Andere  Autoritäten 
sind  dagegen  auch  heutsutage  noch  der  entgegengesetzten  Ansicht,  so  Lab  an d^ 
Staatsr.  B.  II.  §  64.  S.  163.  Gneist  a.  a.  O.   0.  Meyer,  Staatsr.  §  189. 
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machung  des  Vertrages  im  Gesetzesblatt,   worin  man  sich  an  die 
preussische  Praxis  angeschlossen  hat  (E.  Meier  a.  a.  O.  S.  327  f.). 

Artikel  1 1  der  Reichsverfassung  behandelt  Fried ensverträge 
offenbar  anders,  wie  die  übrigen  völkerrechtlichen  Verträge,  worin 
er  sich  ebenfalls  ganz  an  Artikel  48  der  preiussischen  Ver&ssung  an- 
schliesst,  indem  auch  hier  Friedensschluss  und  Vertragsschluss  als 
verschiedene  völkerrechtliche  Funktionen  des  Staatsoberhauptes  auf- 
gefasst  werden.  Die  Friedensschlüsse  werden  »anderen  Vertragen« 
als  etwas  Besonderes  gegenübergestellt.  Dies  ist  auch  in  der  eigen- 
thümlichen  Natur  der  Friedensschlüsse  b^ründet,  welche  gewöhn- 
lich unter  dem  Zwange  unabweisbarer  äusserer  Umstände  zu  Stande 
kommen.  Friedensschlüsse  an  sich  bedürfen  der  Zu- 
stimmung des  Bundesrathes  und  des  Beichstages  nicht; 
ihr  Abschluss  gehört  zur  ausschliesslichen  Prärroga- 
tive  des  Kaisers»  Freilich  wird  auch  bei  ihnen  meistens  eine 
Mitwirkung  der  geset^ebenden  Faktoren  einzutreten  haben,  wenn 
durch  dieselben  Abänderungen  der  Verfassung  oder  sonstigen  Gre- 
setzgebung,  Gebietsabtretungen  oder  finanzielle  Belastungen  her- 
beigeführt werden.  Aber  eine  Vorlage  des  ganzen  Friedensver- 
trages ist  ebenso  wenig  nothwendig,  als  eine  Vorlage  vor  dem 
Abschlüsse.  Bundesrath  und  Reichstag  müssen  sich  damit  begnü- 
gen, wenn  ihnen  nachträglich  nur  diejenigen  Punkte  des  Frie- 
densschlusses zur  Genehmigung  vorgelegt  werden,  welche  aus  den 
oben  erwähnten  Gründen  die  Zustimmung  der  geset^ebenden  Fak- 
toren erheischen  (E.  Meier  a.  a.  O.  S.  305  ff.  A.  A.  Laband  §  65 
S.  190). 

§362. 

2)  Yertragsschliessnng  der  4eatschen  EinielstaateiL^ 

Die  Verfassungen  anderer  Bundesstaaten  beschränken  regel- 
mässig die  Vertragsfreiheit  der  Einzelstaaten  ausdrücklich.  In  der 
Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  heisst  es :  »No  State  shall  enter 
into  any  treat,  alliance  and  confederation«.  Es  ist  dort  den  Ein- 
zelstaaten grundsätzlich  verboten,  StaatsvertnLge  irgendwelcher  Art 
mit  auswärtigen  Staaten  abzuschliessen,  selbst  wenn  der  Gegenstand 
an  und  für  sich  in  die  einzelstaatliche  Kompetenz  fallt,  nur  in  dem 
Falle  wird  eine  Abweichung  von  der  Strenge  des  Princips  zuge- 


^  Yergl.  besonden  mein  preusBisches  Staatsr.  B.  IL  §  271.  8.  825  C  Der 
preuBcdsche  Staat  als  Einielstaat  steht  in  Betreff  der  Vertragsscfaliessung  nieht 
besser,  aber  auch  nicht  schlechter  als  das  kleinste  Bundesglied. 
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lassen,  wo  es  sich  um  privatrechüiclie  Yerliältiiisse  oder  um  Ange- 
legenheiten von  bloss  lokaler  Bedeutui^  handelt,  und  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Kongress  solchen  Vereinbarungen  ausdrücklich 
zustimmt.^  In  ähnlicher  Weise  spricht  die  schweizerische  Bundes- 
verfassung vom  29.  Mai  1874  Artikel  8  das  Recht,  Bündnisse  und 
Staats  vertrage,  namentlich  Zoll-  und  Handelsverträge  mit  auswär- 
tigen Staaten  einzugehen,  ausschliesslich  dem  Bunde  zu  und  räumt 
ausnahmsweise  in  Artikel  9  den  einzelnen  Kantonen  die  Befugniss  ein, 
Verträge  über  Gegenstände  der  Staatswirthschafit,  des  nachbarlichen 
Verkehrs  und  der  Polizei  mit  auswärtigen  Staaten  abzuschliessen. 
Solche  Verträge  dürfen  aber  nichts  dem  Bunde  und  dem  Rechte  an- 
derer Kantone  Zuwiderlaufendes  enthalten,  (v.  Orelli,  Staatsrecht 
der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft S.  83,  Marquardsen  IV I  3). 
Die  Verfassung  des  deutschen  Reiches  hat  in  Artikel  11  die  völker- 
rechtliche Vertretung  des  Reiches  in  seiner  Gesammtheit  geregelt, 
lieber  die  Verhältnisse  der  Einzelstaaten  zum  Auslande,  insbesondere 
über  die  Frage,  ob  und  inwieweit  dieselben  zum  Abschlüsse  von 
Staatsverträgen  mit  fremden  Staaten  befugt  sind,  sagt  dieselbe  nichts. 
Nach  dem  allgemein  anerkannten  Grundsatze,  dass  den  Einzelstaaten 
alle  Rechte  verblieben  sind,  welche  ihnen  nicht  durch  die  Reichsver- 
fa£»ung  und  spätere  Reichsgesetze  entzogen  sind,  ist  es  unzweifel- 
haft, dass  ihnen  auch  das  Recht,  Verträge  untereinander,  sowie 
mit  auswärtigen  Staaten  zu  schliessen,  belassen  ist,  soweit  es  nicht 
mit  der  Reichsverfassung  in  Widerspruch  tritt.  Es  fragt  sich  nur, 
innerhalb  welcher  Grenzen  dieses  Recht  ausgeübt  werden  kann. 
Entscheidend  ist  auch  hier  die  Vertheilung  der  Staatsfunktionen 
zwischen  Reich  und  Einzelstaaten.  Das  Vertragsrecht  der 
Einzelstaaten  reicht  soweit  wie  ihre  Zuständigkeit. 
Es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  irgend  ein  Gegenstand  auf  dem  Wege 
der  Gesetzgebung  oder  durch  einen  Staatsvertrag  geregelt  werden 
soll.  Auf  allen  Gebieten,  wo  das  Reich  die  Gesetzgebung  aus- 
schliesslich an  sich  genommen  hat,  ist  es  daher  auch  unzulässig, 


3  So  sagt  auch  der  neueste  deutsche  Darsteller  des  nordamerikanischen  Staats- 
rechtes H.  T.  Holst  (bei  Marquardsen  IV.  I.  3.  S.  89) :  »Vertr&ge  und  Bünd- 
nisse SU  schliessen  und  in  Verbindungen  »confederation«  einzutreten,  ist  den  Staa- 
ten absolut  verboten  (Abschnitt  I.  Sekt.  10.  §  1),  Abmachungen  und  Vereinba- 
rungen irgend  welcher  Art  mit  einer  auswärtigen  Macht  dürfen  sie  nur  unter 
Zustimmung  des  Kongresses  treffen.  Die  Abmachungen  und  Vereinbarungen 
unterscheiden  sich  darin  von  den  Verträgen  und  Bündnissen ,  dass  diese  einen 
mehr  bleibenden  Charakter  tragen,  während  jene  nur  einen  augenblicklichen 
Zweck  haben  und  durch  die  Erfüllung  ihre  Erledigung  finden«. 
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dass  die  Einzelstaaten  in  der  Form  von  Staatsverträgen  Bestimmun- 
gen treffen.    Es  giebt  Gebiete,  wo  das  Vertragsrecht  dem  Beiche 
allein  zusteht,  mit  vollständigem  Ausschlüsse  der  Einzelstaaten.   Da 
den  Einzelstaaten  jede  Verfügung  über  ihre  Wehi-kraft  zu  Kriegs- 
zwecken entzogen  ist,  so  dürfen  sie  auch  solche  Verträge  nicht 
schliessen,  welche  eventuell  zur  Anwendung  von  Waffengewalt  und 
zu  kriegerischen  Verwickelungen  fuhren  könnten.  Daher  darf  kein 
Staat  Bündnisse  eingehen,  welche  die  Abwehr  von  Angriffen  oder 
-die  Durchsetzung  von  Ansprüchen  mit  Waffengewalt  zum  Gr^en- 
stand  haben.   Da  mit  einem  Worte  die  ganze  grosse  auswärtige  Po- 
litik Reichssache  ist,  so  wäre  jeder  auf  dieselbe  bezügliche  Vertrag 
eines  Einzelstaates  ein  Eingriff  in  die  Befugnisse  der  Beichsgewalt 
und  des  Kaisers.   Da  auch  kein  Einzelstaat  bestimmen  kann ,  ob  er 
während  eines  ausgebrochenen  Sjrieges  neutral  bleiben  wird  oder 
nicht,  so  liegen  auch  Verträge  über  Bewahrung  der  Neutralitat,  auf 
Erhaltung  und  Herstellung  des  Friedens  gegen  Dritte  ausserhalb 
der  Kompetenz  der  Einzelstaaten.   Auch  das  einst  von  den  Reichs- 
ständen so  gemissbrauchte  Recht,  deutschen,  wie  fremden  Mächten 
gegen  Subsidiengelder  Hülfstruppen  zu  stellen,  steht  den  deutschen 
Einzelstaaten  nicht  mehr  zu.   Femer  gehören  zur  ausschliesslichen 
Vertragszuständigkeit  des  Reiches  alle  Angelegenheiten,  welche  sich 
Buf  die  Verfassung  des  Reiches,  die  Organisation  der  Reichsbehör- 
den, die  Verwaltung  des  Reiches  und  der  Reichsanstalten  beziehen, 
ebenso  jede  Veränderung  des  Bundesgebietes,  jede  Bestimmung  über 
die  Kriegsmarine,  über  die  Vertretung  des  Reiches  im  Auslande.  Auch 
auf  den  Gebieten,  wo  den  Einzelstaaten  eine  mehr  oder  minder  weit- 
gehende Selbstverwaltung  unter  den  Bestimmungen  der  Reichsge- 
setze belassen  ist,  dürfen  sie  wenigstens  mit  auswärtigen  Staaten 
keine  Verträge  schliessen,  so  in  Betreff  des  Militärwesens,  des  Zoll- 
wesens, des  Post-  und  Telegraphenwesens  (Ausnahmen  zu  Gunsten 
Bayerns  und  Württembergs  B.  II  S.  194),  hinsichtlich  des  Handels- 
verkehrs, der  Schiffahrt  und  der  Organisation  eines  gemeinsamen 
Schutzes  des  deutschen  Handels,  der   deutschen  Schiffahrt  und 
Flagge  zur  See.    Handels-  und  Schiffahrtsverträge   kön- 
nen nur  vom  Reiche,   nie  mehr  von  den  Einzelstaaten 
geschlossen  werden  ^A.  A.  Probst  a.  a,  O.  S.  252).   Auf  ande- 
ren Gebieten  konkurriren  die  Befugnisse  des  Reiches  mit  denen  der 
Einzelstaaten  in  der  Weise,  dass  das  Reichsrecht  dem  Landesrecht 
vorgeht.   Dies  gilt  gleichmässig  von  dem  Wege  der  Gesetzgebung, 
wie  von  der  vertragsmässigen  Regelung  solcher  Gegenstände.   So- 
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weit  Verträge  der  Einzelstaaten  mit  Beichsgesetzen  oder  Staatsver- 
trägen des  Beiches  in  Widerspruch  stehen^  sind  sie  von  yomherein 
nichtig;  sie  können  aber  auch  nachträglich  ungültig  werden^  sobald 
«ipäter  ein  Reichsgesetz  oder  ein  Staatsvertrag  des  Reiches  ins  Leben 
tritt,  welcher  abweichende  Bestimmungen  enthält. 

Die  Verfassungen  der  deutschen  Einzelstaaten  sind  insoweit 
abgeändert,  als  sie  den  Regierungen  derselben  weitergehende  Be- 
fugnisse in  Betreff  des  Abschlusses  völkerrechtlicher  Verträge  ein- 
räumen, als  sie  nach  den  Grundsätzen  des  Reichsstaatsrechtes  haben 
können;  sie  sind  dagegen  soweit  in  Kraft  geblieben,  als  sie  darüber 
Bestimmungen  enthalten,  wer  zur  Vertragsschliessung  in  den  Ein- 
zelstaaten legitimirt  ist.  Dies  ist  in  sämmtlichen  deutsch-monarchi- 
schen Staaten  der  Landesherr.  Nur  bei  gewissen  Verträgen  wird 
die  Mitwirkung  und  Zustimmung  der  Volksvertretung  verlangt,  wie 
dies  auch  da  als  selbstverständlich  betrachtet  werden  muss,  wo  ein 
Staatsvertrag  in  den  Bereich  der  Gesetzgebung  eingreift  oder  eine 
budgetmässige  Geldbewilligung  nöthig  macht.  Li  den  republikani- 
schen Verfassungen  der  drei  freien  Städte  ist  die  Leitung  der  Ver- 
handlungen mit  anderen  Staaten  und  die  Feststellimg  der  Vertrags- 
entwürfe dem  Senate  übertragen,  zum  Abschlüsse  der  Verträge  wird 
aber  die  Zustimmung  der  Bürgerschaft  erfordert. 

IV«  Bas  Gesandtsohaftsreoht.^ 

§363. 

1)  Das  Gesandtschaftsrecht  des  dentschen  Reichet. 

Dem  Kaiser,  als  dem  ausschliesslichen  völkerrechtlichen  Ver- 
treter des  Reiches,  steht  auch  das  aktive  und  passive  Gesandtschafts- 
recht zu,  und  zwar  ausschliesslich,  ohne  jede  Theilnahme  des  Bun- 
desrathes.    Durch  seine  Verordnung  findet  die  Organisation  der 


1  Heffter-Geffcken,  Das  Europäische  Völkerrecht  §  199  i.  S.  416  ff. 
Bulmerlncq  a.  a.  O.  S.  311  ff.  Von  den  Organen  des  völkerrechtlichen  Ver- 
kehrs. Bluntsohli,  Das  moderne  Völkerrecht  der  civilisirten  Staaten  S.  131  ff. 
M  i  r  u  s  8,  Das  europäische  Gesandtschaftsrecht .  2  Bde.  Leipsig  1 847.  Charles 
de  Martens,  Guide  diplomatique ,  neu  herausgegeben  von  Geffcken  unter 
dem  Titel:  Pr^cis  des  droits  et  des  fonctions  des  agens  diplomatiques  et  consulai- 
res.  2  Bde.  Leipz.  1866.  L.  Alt,  Handbuch  des  europäischen  Gesandtschafts- 
rechts. Berlin  1870.  Für  das  deutsche  Reich:  Laband,  II,  §  70.  v.  Rönne,  I, 
§  44.  n,  2,  §  122.  G.Meyer,  Staatsr.  §§188—190.  Zorn,  Staatsr.  B. II. S. 438 ff. 
§  38.  Derselbe,  Das  deutsehe  Gesandtschafts-,  Konsular-  und  Seerecht.  Anna- 
len  des  deutschen  Reiches  1882.  S.  81  ff.  409  fL 
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Beichsgesandtschaften  im  Auslande  statt ;  seine  einzige  Beschrän- 
kung liegt  in  dem  Budgetrecht  des  Bundesrathes  und  Reichstages, 
indem  die  Positionen  für  die  einzelnen  Gesandtschaften  in  den 
Staatshaushaltsetat  aufgenommen  werden  müssen.  Die  deutschen 
Gesandten  zerfallen  nach  dem  allgemeinen  völkerrechtlichen  Her- 
kommen in  vier  lUassen:  Botschafter,  ausserordentliche  Gesandte 
und  bevollmächtigte  Minister,  Ministerresidenten  und  Geschäfts- 
träger. Dem  an  der  Spitze  einer  Mission  stehenden  Gesandten  ist 
regelmässig  ein  Hülfspersonal  beigegeben.  Die  Gesandten  aller 
Klassen  erhalten  eine  kaiserliche  Bestallung,  ebenso  die  Legations- 
räthe  im  inneren  und  äusseren  Dienste,  die  anderen  Gesandtschafts- 
beamten erhalten  ihre  Änstellungsurkunden  vom  Beichskanzler  oder 
vom  auswärtigen  Amte.  Die  Beichsgesandtschaften  haben  in  erster 
Linie  die  Kechte  und  Literessen  des  Reiches  im  Auslande  zu  ver- 
treten, wo  keine  Landesgesandtschaften  bestehen,  auch  die  Sonder- 
interessen des  Einzelstaates,  seines  Fürsten  und  seiner  Angehörigen ; 
in  ersterer  Beziehung  ist  ihre  Vertretungsbefugniss  eine  ausschliess- 
liche, in  zweiter  eine  subsidiäre.  Die  wichtigsten  Funktionen  der 
deutschen  Gesandten  im  Auslande  sind :  a)  die  Führung  von  Ver- 
handlungen mit  der  Staatsregierung,  bei  welcher  sie  beglaubigt 
sind;  b)  sie  haben  an  ihre  Vorgesetzten,  den  Reichskanzler  oder 
das  auswärtige  Amt  Bericht  zu  erstatten  über  alle  wichtigen  Vor- 
gänge in  dem  Staate,  bei  welchem  sie  beglaubigt  sind ;  c)  sie  haben 
den  im  Gebiete  des  fremden  Staates  befindlichen  Reichsangehörigen 
Rath  und  Auskunft,  Schutz  und  Beistand  zu  gewähren.  Dagegen 
haben  sie  in  der  Regel  keine  eigentlich  obrigkeitlichen  Befugnisse^ 
da  die  Reichsgewalt  im  Auslande  keine  Hoheitsrechte  auszuüben 
hat  und  daher  auch  solche  nicht  ihren  Beamten  übertragen  kann. 
Einzelne  Ausnahmen  von  dieser  Regel  macht  das  Völkerrecht.  So 
haben  die  Gesandten  in  dem  Gebiete  der  hohen  Pforte  und  in  ein- 
zelnen aussereuropäischen  Staaten  wirkliche  Gerichtsbarkeit,  über- 
all aber  das  Recht  des  sogenannten  ersten  Angriffs  bei  Verbrechen 
solcher  Personen,  welche  zum  gesandtschaftlichen  Personal  gehören 
und  deshalb  exterritorial  sind.  Auch  ist  den  deutschen  Gresandten 
die  Befugniss  beigelegt,  gewisse  rechtsbegründende  Akte  und  Beur- 
kundungen für  Reichsangehörige  vorzunehmen,  dieselben  äussern 
ihre  rechtlichen  Wirkungen  für  das  Reichsgebiet,  in  dem  firemden 
Staate,  wo  sie  vorgenommen  werden,  nur  soweit,  als  die  Ausübung 
solcher  Befugnisse  von  diesem  zugestanden  ist,  also  kraft  einer 
ausdrücklichen  Koncession.   Dahin  gehören  die  sogenannte 
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Legalisation  von  Urkunden  ihrer  Staatsangehörigen  im  Auslände,  die 
Vornahme  Ton  ZusteUungen  in  GiTilprocesssachen,  die  Ertheilung 
von  Pässen.  Die  Befugniss  zur  Vornahme  von  Eheschliessungen^ 
sowie  zur  Beurkundung  von  Geburten,  Heirathen  und  Sterbefällen 
steht  nur  denjenigen  diplomatischen  Vertretern  zu,  welchen  sie  durch 
ausdrückliche  Ermächtigung  des  Reichskanzlers  beigelegt  worden 
ist.  Letztere  wird  nie  der  betreffenden  Behörde,  sondern  nur  der 
Person  des  diplomatischen  Vertreters  beigelegt. 

Der  gesandtschaftliche  Dienst  ist  nur  wenig  durch  das  Gesetz, 
ausfohrlich  aber  durch  die  meist  geheimen  Instruktionen  der  vorge- 
setzten Behörden  geregelt ;  derselbe  ist  streng  centralisirt,  der  Ver- 
kehr der  inländischen  Behörden  mit  den  Gesandten  und  umgekehrt 
muss  durch  Vermittelung  des  auswärtigen  Amtes  erfolgen.  Für  die 
Ordnung  des  gesandtschaftlichen  Dienstes  ist  das  ältere  preussische 
Recht  beibehalten,  welches  noch  wesentlich  auf  der  Verordnung 
vom  27.  Oktober  1810  über  die  Veränderung  aller  Staatsbehörden 
in  der  preussiBchen  Monarchie  beruht.   Damach  ist  mehr,  als  bei 
allen  anderen  Dienstzweigen,  die  Leitung  dem  Staatsoberhaupte, 
also  dem  Kaiser  vorbehalten.    Der  Grehorsam  der  diplomatischen 
Beamten  ist  nicht  bloss  durch  disciplinarische,  sondern  auch  durch 
strafrechtliche  Vorschriften  möglichst  sicher  gestellt;   §  353*  des 
Reichsstra^esetzbuchs  bestimmt:  »Ein  Beamter  im  Dienste  des  aus- 
wärtigen Amtes  des  deutschen  Reiches,  welcher  die  Amtsverschwie- 
genheit dadurch  verletzt,  dass  er  ihm  amtlich  anvertraute  oder 
zugängliche  Schriftstücke  oder  eine  ihm  von  seinem  Vorgesetzten 
ertheilte  Anweisung  oder  deren  Inhalt  Anderen  widerrechtlich  mit- 
theilt, wird,  sofern  nicht  nach  anderen  Bestimmungen  eine  schwerere 
Strafe  verwirkt  ist,  mit  Gefängniss  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünf- 
tausend Mark  bestraft.  Gleiche  Strafe  trifit  einen  mit  einer  auswär- 
tigen Mission  betrauten  oder  bei  einer  solchen  beschäftigten  Beam- 
ten, welcher  den  ihm  durch  seinen  Vorgesetzten  amtlich  ertheilten 
Anweisungen  vorsätzlich  zuwiderhandelt ,  oder  welcher  in  der  Ab- 
sicht, seinen  Vorgesetzten  in  dessen  amtlichen  Handlungen  irre  zu 
leiten,  demselben  erdichtete  oder  entst^te  Thatsachen  berichtet.ff3 
Die  an  das  deutsche  Reich  abgesandten  Vertreter  der  drei 
ersten  Rangklassen  überreichen  ihre  Beglaubigungsschreiben  regel- 
mässig dem  Kaiser  in  feierlicher  Audienz,  die  der  vierten  lUasse 
dem  Reichskanzler  oder  dem  auswärtigen  Amte.    Mit  der  Ueber- 
reichung  des  Beglaubigungsschreibens  beginnt  die  amtliche  Thätig- 
keit  der  Gesandten,  während  die  persönlichen  Privilegien  schon 

H.  S  e  h  Q 1  s  • ,  DentscheB  StMtsreeht  II.  22 
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mit  dem  Eintritt  in  das  Gebiet  des  deutschen  Reiches  beginnen. 
Die  beim  Reiche  beglaubigten  Gesandten  erfreuen  sich  im  ganzen 
Reichsgebiete  aller  Vorrechte,  welche  das  Völkerrecht  den  Ge- 
sandten beilegt,  vor  allem  eines  erhöhten  Rechtsschutzes  gegen 
Beleidigungen,  indem  §  104  des  Reichsstra^esetsbuches  be- 
stimmt: »Wer  sich  gegen  einen  bei  dem  Reiche,  einem  bunde»- 
furstlichen  Hofe  oder  bei  dem  Senate  einer  der  freien  Hansestädte 
beglaubigten  Gesandten  oder  Geschäftsträger  einer  Beleidigung 
schuldig  macht,  wird  mit  Gefängniss  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit 
Festungshaft  von  gleicher  Dauer  bestraft-a  Auch  gemessen  sie 
nach  einem  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsätze  der  Exter- 
ritorialität im  ganzen  Reiche.  Diese  besteht  in  der  Befreiung 
von  der  Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Gerichte,  sowohl  in  pein- 
licher wie  bürgerlicher  Beziehung,  und  in  der  Exemtion  von  ge- 
wissen Abgaben  und  Lasten  finanzieller  Art.  Die  Familienglieder, 
sowie  das  Geschäftspersonal  des  fremden  Gesandten  sind  in  gleicher 
Weise  von  der  deutschen  Gerichtsbarkeit  befreit,  das  Dienstperso- 
nal nur  soweit,  als  es  sich  nicht  um  deutsche  Unterthanen  handelt. 
Die  Gesandten  und  ihr  Personal  sind  frei  von  den  Leistungen  für 
Militörzwecke  in  Friedenszeiten,  sowohl  von  der  Quartier-  als  der 
Naturalleistungspfiicht.  Was  für  die  fremden  Gesandten  über  die 
Zollgrenze  des  Reiches  eingeführt  wird,  erfährt  die  zollamtliche 
Behandlung,  wie  alle  übrigen  Gegenstände,  jedoch  wird  dem  beim 
Reiche  beglaubigten  Gesandten  der  Betrag  der  entrichteten  Zölle 
zurückgegeben. 

Die  fremden  Gesandten  eingeräumte  Exterritorialität  bedeutet 
aber  nicht,  dass  sie  ausserhalb  der  gesetzlichen  Rechtsordnung  des 
Staates  stehen,  in  dessen  Gebiet  sie  sich  räumlich  befinden,  sond^n 
nur,  dass  letzterer  auf  jeden  Gerichtszwang  gegen  sie 
verzichtet  hat;  dagegen  können  Klagen  gegen  sie  bei  den  Ge- 
richten des  Absendestaates  erhoben  werden,  wie  die  Klagen  g^pen 
die  vom  deutschen  Reiche  abgeschickten  Gesandten  eben&Ils  bei 
den  Gerichten  ihrer  Heimath  angebracht  werden  müssen. 

§  364. 

2)  Das  Gesandlschaftirechl  der  ElnzeUtaateit 

Da  die  heutige  Reichsverfassung  nicht,  wie  die  oben  erwähnten 
Entwürfe  von  1849,  den  Einzelstaaten  das  Gesandtschaftsrecht  ent- 
zieht, so  muss  dasselbe  nach  allgemeinen  Grundsätzen  als  fortbe- 
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stehend  betrachtet  werden  und  ist  ausserdem  später  sogar  ausdrück- 
lich anerkannt  worden.  Die  Einzelstaaten  haben  nicht  nur  dasBecht, 
ihre  bestehenden  Gesandtschaften  beizubehalten ,  sondern  sie  kön- 
nen unzweifelhaft  auch  neue  errichten. 

Den  Landesgesandtschaffcen  liegt  die  Vertretung  der  Sonderin- 
teressen des  Einzelstaates  ob,  seines  Fürsten  und  seiner  Staatsange- 
hörigen. In  diesem  beschränkten  SLreise  üben  sie  ähnliche  Funktio- 
nen wie  die  Beichsgesandtschaften  aus;  dag^en  dürfen  sie  sich 
ohne  besonderen  Aufbag  nie  in  die  Beichsangelegenheiten  mischen, 
sondern  haben  sich  lediglich  auf  die  speziellen  Angelegenheiten  des 
betreffenden  Einzelstaates  zu  beschränken.  Ueberhaupt  ist  die 
Beichsgewalt  befugt,  das  Gesandtschaftswesen  der  Einzelstaaten  in 
der  Bichtung  zu  überwachen,  dass  dasselbe  der  auswärtigen  Politik 
des  Reiches  nicht  hindernd  in  den  Weg  tritt,  sich  derselben  viel- 
mehr in  allen  eigentlichen  politischen  Fragen  konformirt(Mein 
preuss.  Staatsr.  B.  11  S.  833.  R.  v.  Mohl,  Staatsr.  S.  306  und  321). 
Zwischen  der  Reichsgewalt,  als  solcher,  und  den  Einzelstaaten 
besteht  kein  Gesandtschaftsrecht ,  da  es  sich  hier  nicht  um  völker- 
rechtliche Gleichberechtigung,  sondern  um  staatsrechtliche  Unter- 
ordnung handelt.  Deshalb  können  auch  die  lütglieder  des  Bundes- 
rathes,  obgleich  sie  sich  gewisser  Privilegien  diplomatischer  Personen 
erfreuen,  nicht  als  völkerrechtliche  Vertreter  ihrer  Staaten  gelten, 
da  sie  vielmehr  berufen  sind,  ein  staatsrechtliches  Organ  des  Reiches 
bilden  zu  helfen  [B.  II  S.  51);  sie  können  aber  zugleich  als  Ge- 
sandte beim  Königlich  Preussischen  Hofe  beglaubigt  sein  für  die 
Beziehungen  ihres  Staates,  welche  ausserhalb  der  Zuständigkeit 
des  Reiches  liegen,  also  noch  einen  völkerrechtlichen  Charakter 
haben.  Hier  erscheinen  sie  als  wirkliche  diplomatiüBche  Vertreter 
ihres  Einzelstaates  und  nehmen  je  nach  der  Klasse,  der  sie  ange- 
hören, ihren  diplomatischen  Rang  ein,  während  die  blossen  Vertreter 
in^  Bundesrathe  einen  solchen  nicht  haben. 

Auf  dem  Schlussprotokolle  des  Versailler  Vertrages  vom  2  3 .  No- 
vember 1870  VII  beruht  die  Bestimmung,  dass  die  bayerischen  Ge- 
sandten im  Verhinderungsfalle  zur  Vertretui^  der  Reicb^esandten 
'berufen  sind.  Es  bedarf  dabei  jedoch  immer  noch  eines  besonderen 
Auftrages  des  Kaisers.  Dafür,  dass  Bayern  seine  Gesandten,  im 
Verhinderungsfalle  der  Reichsgesandten,  dem  Kaiser  zur  Verfügung 
stellt  und  dass  da,  wo  Bayern  eigene  Gesandte  hat,  die  Vertretung 
der  bayerischen  Angelegenheiten  dem  Reichsgesandten  nicht  obliegt, 
ivird  Bayern  eine  finanzielle  Vergütung  gewährt    Die  deutschen 
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Einzelstaaten  haben  ebenso  aach  das  passive  Gresandtschafisrecht, 
doch  können  die  den  bei  ihnen  beglaubigten  Gresandten  eingerauiu- 
ten  Vorrechte  sich  auch  nur  auf  das  eigene  Grebiet  des  betreffenden 
Einzelstaates  erstrecken«  Sind  diese  Gesandten  nicht  auch  zugleich 
beim  Reiche  mit  beglaubigt,  so  können  sie  vor  allem  die  Extenito- 
rialität  nur  im  Gebiete  des  Einzelstaates  beanspruchen,  welcher  sie 
angenommen  hat.  Mehrfach  kommt  es  allerdings  vor,  dass  die  Gre- 
sandten der  Einzelstaaten  zugleich  beim  Reiche  beglaubigt  sind,  bis- 
weilen in  einer  verschiedenen  Rangklasse  beim  Reiche  und  bei  den 
Einzelstaaten,  wodurch  manche  Ceremonialfragen  angeworfen  wer- 
den können.  1  Die  den  Gesandten  der  Einzelstaaten  von  diesen 
gewährte  Rückvergütung  von  Zöllen  findet  nicht  wie  bei  den  Reichs- 
gesandten auf  Kosten  der  Reichskasse,  sondern  auf  Rechnung  des 
Einzebtaates  statt.  (Delbrück,  Artikel  40  S.  63.) 

V.  Bas  Konsularreoht.^ 

§365. 

1)  Yoa  den  Konsuln  im  Allgemeinen. 

Abgesehen  von  einigen  verwandten  Einrichtungen  des  klassi- 
schen Alterthums  fällt  die  Entstehung  des  Konsulatwesens  in  das 
Mittelalter.  Bei  der  Entwickelung  des  Handeb  in  den  südeuropäi- 
schen Ländern ,  Italien,  Spanien,  Frankreich,  machte  sich  zunächst 
das  Bedürfiiiss  nach  eigenen  Handelsgerichten  geltend,  welche 
seit  dem  X.   Jahrhundert  als  Konsulargerichte  erscheinen. 


1  VergL  H.  Schulze:  Aus  der  Praxis  des  Staats-  und PrlTatreclits.  1S76. 
N.  Vn.  S.  265  ff.  Eine  völkerrechtliche  Ceremonialfrage  aus  der  Gegenwart. 

^  Alle  systematisehen  Darstellungen  des  Völkerrechts  behandeln,  gewöhn- 
lich in  Verbindung  mit  dem  Qesandtsohaftsreoht,  auch  das  Konsularrecht,  so 
Heffter-Geffcken,  Europ.  Völkerrecht.  7.  Aufl.  1881.  S.  474.  Martens- 
Geffcken,  Guide  diplom.  T.I  (1866)  p.23l8S.  Phillimo re,comm.  2 ed.  1871. 
n.  p.  272  SS.  CaWo  I,  p.  497---660.  Bluntschli  §f  244—275.  Bulmerineq, 
VöDierrecht  §  74  ff*  S.  320  ff.  L.  Neumann,  Handbuch  des  Konsulatweaens. 
Wien  1854.  H.B.  Oppenheim,  Praktisches  Lehrbuch  der  Konsulate  aller Län> 
der.  Erlangen  1854.  Für  das  deutsche  Reich:  Lab  and  11,  §  71.  y.  Rönne  EL, 
1.224fi:  G.Meyer  §§80.137. 190.  Derselbe,  Verwaltungsreeht  B.II,  §  187  ff. 
S.  11  ff:  B.  W.  König,  Handbuch  des  deutschen  Konsulatwesens.  IL  Aafl. 
Berlin  1878.  Derselbe,  Artikel  über  das  Konsulatwesen  in  T.Holtsendorffs 
Reehtslex.  II,  S.  529  ff.,  dort  auch  E.  Meier,  s.  y. Konsularverträge  S.  537.  Eine 
monographische  Darstellung  des  deutschen  Konsularrechtes  giebt  Zorn,  Das 
Konsularrecht,  in  Hirth's  Annalen  1882.  S.  408—483.  Die  sämmtliehen  ein- 
schlagenden Reichsgesetze  und  Verträge  sind  sweckmässig  susammengeatellt 
von  Zorn,  Die  Konsulargesetigebung  des  deutschen  Reiches.  Textausgabe  mit 
Anmerkungen  und  Sachregister.   Berlin  und  Leipsig  1884. 
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Bei  der  schutzlosen  Stellung  der  Fremden  im  Mittelalter  konnte  der 
Handel  im  Auslande  nur  dadurch  die  nothwendige  Sicherheit  er- 
halten, dass  man  an  den  wichtigsten  See-  und  Handelsplätzen  des 
Auslandes  Niederlassungen  mit  korporativen  Rechten  errichten 
durfte  und  eine  eigene  Gerichtsharkeit  für  seine  Nationalen  gewann. 
Zur  Zeit  der  Kreuzzüge  gelang  es  den  grossen  italienischen  Bepu- 
bliken, Venedig,  Genua,  Pisa,  Amalfi,  solche  Privilegien  im  Orient 
eingeräumt  zu  erhalten.  So  wurden  die  Konsuln  aus  heimischen 
Handelsrichtern  in  den  Hafenplätzen  der  Levante  Richter  in  allen 
Handels-,  Civil-  und  Strafsachen  für  ihre  Nationalen.  Allmählich  er- 
weiterte sich  der  Wirkungskreis  der  Konsuln,  sie  blieben  nicht  bloss 
die  Richter  ihrer  Landsleute,  sondern  wurden  zugleich  als  Vertreter 
der  Regierungen  ihrer  Staaten  oder  Städte  anerkannt.  Besonders 
organisch  ausgebildet  und  grossartig  entwickelt  war  das  Konsulat- 
wesen der  Venetianer  und  Genuesen  in  den  Staaten  der  Kreuz- 
fahrer, in  dem  byzantinischen  Kaiserreiche,  unter  den  Tartaren  auf 
der  Krimm.  Auch  nach  dem  Untergange  des  griechischen  Reiches 
«uchte  man  durch  Verträge  mit  den  muselmännischen  Herrschern, 
sogenannte  Kapitulationen,  sich  solche  eigene,  durch  Konsuln 
gepflegte  Gerichtsbarkeit  zu  erhalten.  Aehnliche  Einrichtungen 
wurden  dann  auch  auf  die  anderen  See-  und  Handelsplätze  der 
damaligen  Verkehrswelt  übertragen,  besonders  auf  die  der  Nord- 
und  Ostsee;  so  hatten  daselbst  die  Hansestädte  ihre  selbständigen 
genossenschaftlichen  Faktoreien  und  die  Gerichtsbarkeit  ihrer  Alder- 
männer  in  denselben.  Diese  bildeten,  ebenso  wie  die  Niederlassun- 
gen in  der  Levante,  gewissermaassen  exterritoriale  Bezirke.  Mit  der 
Ausbildung  der  modernen  Staatsgewalt  musste  aber  eine  so  weit  um 
sich  greifende  fremde  Gerichtsbarkeit  ebenso  unverträglich  erschei- 
nen, wie  die  exterritoriale  Unabhängigkeit  der  fremden  Handels- 
etablissements. So  wurde  etwa  seit  dem  XVI.  Jahrhundert  die  Ge- 
richtsbarkeit der  Konsuln  in  den  christlich  europäischen  Staaten 
ebenso  beseitigt,  wie  die  korporative  Geschlossenheit  der  fremden 
Faktoreien.  Da  in  dieser  Zeit  auch  die  ständigen  Gesandtschaften 
aufkamen ,  welche  ihren  Staat  und  dessen  Herrscher ,  als  solchen, 
im  Auslande  vertreten ,  so  verloren  die  Konsuln  die  vornehmsten 
Befugnisse  ihrer  früheren  Zuständigkeit  und  wurden  immer  mehr 
blosse  Agenten  für  einzelne  Handelsplätze,  welche  sich  der  Interessen 
ihrer  Nationalen  im  Auslande  anzunehmen,  besonders  den  Kauf- 
leuten und  Schiffern  ihrer  Nation  Beistand  zu  leisten  haben.  In 
dieser  Weise  hatte  sich  das  Institut  im  vorigen  Jahrhundert  festge- 
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stellt.  Bei  der  ganzen  Richtung  des  vorigen  Jahrhunderts  wurde 
demselben  nur  eine  geringe  Pflege  zu  Theil.  Neben  dem  Glänze 
der  vornehmen  diplomatischen  Welt  mit  ihrem  ausgebildeten  Cere* 
monialwesen  trat  das  bescheidene  bürgerlich-kaufinännische  Kon- 
sulat ganz  in  den  Hintergrund.  Das  ältere  deutsche  Reich  sandte 
keine  Konsuln  ab,  wohl  aber  gab  es  österreichische,  preussische, 
hanseatische  Konsuln  von  ziemlich  untergeordneter  Bedeutung.  Zu 
Zeiten  des  deutschen  Bundes  wurde  das  Konsulatwesen  zur  Kar- 
rikatur,  indem  selbst  die  kleinsten  deutschen  Staaten  innerhalb  und 
ausserhalb  Deutschlands  Konsuln  anstellten,  während  der  Bund,  als 
solcher,  weder  Konsuln  absandte,  noch  empfing.  Erst  die  Verfas- 
sung des  norddeutschen  Bundes,  jetzt  des  deutschen  Reiches  hat 
das  deutsche  Konsularwesen  einheitlich  geordnet  (Artikel  4'  und 
Artikel  56).  Ueberhaupt  hat  seit  dem  Anfiemge  dieses  Jahrhunderts 
das  Konsulatwesen  grosse  Fortschritte  gemacht  und  wird  immer 
mehr  in  seiner  vollen  Bedeutung  für  den  internationalen  Verkehr 
anerkannt.  In  der  Gesetzgebung  und  den  Verträgen  der  Staaten 
spricht  sich  immer  mehr  ein  internationales  Rechtsbewusstsein  aUer 
civilisirten  Völker  aus.  Bei  manchen  Abweichungen  im  Einzelnen 
bilden  sich  über  das  Konsulatwesen  gleichartige  Grundsätze  des 
Völkerrechtes  in  den  christlich  europäischen  Staaten  mit  Einschluss 
Amerikas  aus,  während  die  fremdartige  Kulturwelt  des  Orients  auch 
hier  ihre  EigenthümUchkeit  behauptet. 

Die  Konsuln  sind  Staatsbeamte,  welche  die  Interessen  ihres 
Staates  und  seiner  Angehörigen,  besonders  in  merkantiler  Beziehung, 
im  Au  s  1  an  de  zu  wahren  haben.  Darin  gleichen  sie  den  Gesandten. 
Die  völkerrechtliche  Theorie  unterscheidet  sie  aber  von  diesen  durch 
eine  bei  allen  Schriftstellern  fiEist  gleichlautend  wiederkehrende 
Formel:  »Die  Gesandten  sind  Organe  des  internationalen  Staaten- 
verkehrs, die  Konsuln  Organe  des  internationalen  Privat  Ver- 
kehrs.« Diese  Formel  entspricht  aber  nicht  mehr  der  modernen 
Entwickelung  des  Konsulatwesens,  wie  Zorn  a.  a.  O.  treffend  aus- 
geführt hat.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man  unterscheidet,  dass  die 
Gesandten  die  Interessen  des  Staates,  die  Konsuln  nur  die  Indivi- 
dualinteressen im  Auslande  zu  vertreten  hätten.  Alle  neueren  Gre- 
setze  und  Verträge  verpflichten  die  Konsuln ,  auch  die  Rechte  und 
Interessen  ihres  Staates  in  dem  ihnen  angewiesenen  Amtsbezirke  zu 
vertreten,  während  die  Gesandten  sich  auch  der  einzelnen  Staatsan- 
gehörigen anzimehmen  haben.  Allerdings  waren  früher  die  Kon- 
suln wesentlich  nur  für  Handelsinteressen  berufen,  sie  konnten 
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deshalb  in  der  That  wohl  als  Handelskonsuln  bezeiclmet  werden. 
Nach  den  neueren  Gesetzen  und  Verträgen  ist  auch  dieser  Unter- 
schied weggefallen.  Wenn  sie  auch  noch  in  erster  Linie  mit  Han- 
del, Schif&hrt  und  Verkehr  zu  thun  haben,  so  haben  sie  sich  doch 
auch  aller  anderen  nicht  handel-  und  schi£fahrttreibenden  Staats- 
angehörigen anzunehmen  und  mannigfach  andere  Geschäfte  auch 
politischer  Art  zu  besorgen.  Auch  werden  einzelne  Konsulate  zu- 
gleich mit  diplomatischen  Geschäften  betraut,  während  ebenso  häufig 
die  Konsulatflgeschäfite  mit  einer  Gesandtschaft  verbunden  werden. 
In  Betreff  der  Angaben  und  Verrichtungen  lässt  sich  daher  eine 
scharfe  Scheidung  zwischen  Konsuln  und  diplomatischen  Vertre- 
tern nicht  mehr  ziehen.  Jene  oben  erwähnte  Formel  bezeichnet 
höchstens  ein  Mehr  oder  Weniger,  ein  Vorherrschen  dieser  oder 
jener  Thätigkeit.  Immer  mehr  geht  unsere  Entwickelung  dahin, 
die  diplomatische  Vertretung  und  das  Konsulatwesen  zu  einem 
einheitlichen  Organismus  zu  verschmelzen,  wie  dies  bereits  in 
Frankreich  geschehen  ist.  Gegenwärtig  unterscheiden  sich  bereits 
Gesandte  und  Konsuln  weniger  durch  die  Natur  ihrer  amtlichen 
Verrichtungen,  als  durch  ihre  Rangstellung  und  das  Maass  ihrer 
persönlichen  Vorrechte.  Deshalb  werden  nur  erstere  als  diploma- 
tische Vertreter  ihres  Staates,  als  Glieder  des  »corps  diplomatique« 
angesehen,  während  die  Konsuln  an  den  sogenannten  diplomatischen 
Privilegien  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  untergeordneter  Weise  theil- 
nehmen. 

§  366. 
2)  Das  KoBsalafrechl  des  deutschen  Reiches. 
Nach  Artikel  4^  unterliegt  der  Beaufsichtigung  des  Beiches  und 
der  Gesetzgebung  desselben :  »Die  Anordnung  gemeinsamer  konsu- 
larischer Vertretung,  welche  vom  Reiche  ausgestattet  wird.a  Arti- 
kel 56  Absatz  1.  der  Beichsver&ssung  bestimmt  dann  weiter:  »Das 
gesammte  Konsulatwesen  des  deutschen  Reiches  steht  unter  der 
Aufsicht  des  Kaisers,  welcher  die  Konsuln,  nach  Vernehmung  des 
Ausschusses  des  Bundesrathes  für  Handel  und  Verkehr  anstellt.a 
Der  zweite  Absatz  lautet:  »In  dem  Amtsbezirke  der  deutschen  Kon- 
suln dürfen  neue  Landeskonsulate  nicht  errichtet  werden.  Die 
deutschen  Konsuln  üben  für  die  in  ihrem  Bezirke  nicht  vertretenen 
Bundesstaaten  die  Funktionen  eines  Landeskonsuls  aus.  Die  sämmt- 
liehen  bestehenden  Landeskonsulate  werden  aufgehoben,  sobald  die 
Organisation  der  deutschen  Konsulate  dergestalt  vollendet  ist,  dass 
die  Vertretung  der  Einzelinteressen  aller  Bundesstaaten  als  durch 
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die  deutschen  Konsulate  gesichert  von  dem  Bundesrathe  anerkannt 
wird.«  Dieser  zweite  Absatz  des  Artikel  56  hat  seine  praktische  Be- 
deutung verloren)  denn  die  Organisation  der  deutschen  Konsulate 
ist  längst  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne  als  vollendet  anerkannt. 
Demnach  giebt  es  im  Auslande  nur  deutsche  Beichskonsuln,  keine 
Landeskonsuln ;  dagegen  haben  sich  die  Einzelstaaten  das  ziemlich 
bedeutungslose  Recht  bewahrt,  bei  den  übrigen  lül^liedem  des  deut- 
schen Reiches  Konsuln  zu  beglaubigen,  eine  Befogniss,  von  welcher 
auch  jetzt  noch  verschiedene  deutsche  Staaten  Gebrauch  machen, 
wie  der  neueste  gothaische  Kalender  nachweist. 

Während  das  Gesandtschaftsrecht  des  deutschen  Reiches  nicht 
kodificirt  ist,  hat  sich  die  Reichsgeset^ebung  sehr  eingehend  mit 
dem  Konsulatwesen  beschäftigt.  Die  wichtigsten  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen sind  folgende:  das  Gesetz  vom  8.  November  1867  be- 
treffend die  Organisation  der  Bundeskonsulate,  sowie  die  Amtsrechte 
und  Pflichten  der  Bundeskonsidn  (Bundesgesetzblatt  S.  137] ,  dasu 
die  allgemeine  Dienstinstruktion  vom  6.  Juni  1871  sammt  Nachtrag 
vom  22.  Februar  1873;  femer  das  Gesetz  betreffend  die  Konsular- 
gerichtsbarkeit vom  10.  Juli  1879  (Reichsgesetzblatt  S.  197]  nebst 
Specialinstruktion  des  Reichskanzlers  vom  10.  September  1879;  Ge- 
setz vom  1.  Juli  1872  betreffend  die  Gebühren  und  Kosten  bei  den 
Konsulaten  des  deutschen  Reiches  [Reichsgesetzblatts.  245].  Auf 
die  Konsuln  bezieht  sich  femer  das  Gesetz  vom  4.  Mai  1876  über 
die  Beurkundung  des  Personenstandes  und  die  Eheschliessung  von 
Deutschen  im  Auslande  (Reichsgesetzblatts«  599);  zahlreiche  ein- 
zelne die  Konsuln  betreffende  Bestimmungen  finden  sich  in  anderen 
Gesetzen,  so  in  dem  Gesetze  betreffend  die  Rechtsverhältnisse  der 
Reichsangehörigen  vom  21.  Mai  1873,  in  der  Civilprocessordnung 
vom  30.  Januar  1877,  in  dem  Gesetze  über  das  Passwesen  vom 
12.  Oktober  1867,  in  der  Seemannsordnung  vom  27.December  1872 
u. s.w.  Dazu  kommen  die  Staatsverträge  des  deutschen  Reiches  mit 
auswärtigen  Staaten  über  das  Konsulatwesen,  so  mit  Italien  vom 
7.  Februar  1872,  mit  den  Niederlanden  für  die  niederländischen 
Kolonien  vom  11.  Januar  1872,  mit  Russland  vom  8.  December 
1874,  mit  Spanien  vom  12.  Januar  1872,  mit  den  Vereinigten  Staa- 
ten von  Nordamerika  vom  11.  December  187 U  Ausserdem  finden 
sich  Bestiiomungen  über  das  Konsulatwesen  in  vielen  Handels-  und 
Schiffahrtsverträgen.  Da  diese  Staatsverträge  in  Gesetzesform  ver- 
kündigt sind;  so  gehen  sie,  als  specielle  Gesetze,  den  allgemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen  vor. 
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Die  Organisation  des  Konsulatwesens  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  ist  lediglich  Sache  des  Kaisers,  wobei  er  nur  in 
finanzieller  Beziehung  durch  das  Budgetrecht  des  Bundesrathes  und 
des  Reichstages  gebunden  ist.  Es  giebt  drei  Klassen  von  Konsuln: 
Generalkonsuln,  Konsuln  und  Viöekonsuln,  von  denen  die 
blossen  Konsularagenten  zu  unterscheiden  sind,  welche  ihren 
Auftrag  lediglich  von  einem  Konsul  empfiangen  haben  und  unter 
dessen  Au&icht  und  Verantwortlichkeit  gewisse  konsularische  Ge- 
schäfte untergeordneter  Art  besorgen  dürfen. 

Das  Konsularrecht  des  deutschen  Reiches  kennt  sowohl  Be- 
rufskonsuln, als  auch  Wahlkonsuln,  sogenanntes  gemischtes 
System.  Die  Berufiskonsuln  sind  Beamte,  welche  eine  gewisse  vor- 
geschriebene Berufsbildung  erhalten  und  nachgewiesen  haben,  aus 
demKonsulardienst  ihren  Lebensberuf  machen  und  an  den  Ort  ihrer 
Bestimmung  geschickt  werden,  darum  consules  missi;  während 
die  Wahlkonsuln  aus  anderen,  an  dem  betreffenden  Orte  wohnen- 
den Personen,  besonders  Kaufleuten,  gewählt  werden,  darum 
consules  electi ,  und  mit  ihren  konsularischen  Verrichtungen  an- 
dere Geschäfte  privater  Art  verbinden  können.  Die  Rechtsverhält- 
nisse dieser  beiden  Arten  von  Konsuln  sind  allerdings  mannigfach 
verschieden  bestimmt,  darin  aber  stehen  sich  beide  Arten  gleich, 
dass  beide  vom  Reiche  ernannte  Beamte  sind,  welche 
staatliche  Funktionen  auszuüben  haben. 

Die  Ernennung  aller  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vicekon- 
suln  erfolgt  durch  den  Kaiser,  nach  Vernehmung  des  Ausschusses  des 
Bundesrathes  für  Handel  und  Verkehr ;  ^  sie  erhalten  ein  vom  Kai- 
ser vollzogenes  Anstellungspatent.  Darin  liegt  der  staatsrecht- 
liche Titel  für  ihre  amtlichen  Funktionen.  Da  aber  der  Konsul 
seine  Verrichtungen  in  einem  fremden  Staatsgebiete  auszuüben  hat, 
so  ist,  als  Korrelat  der  Ernennung  durch  die  eigene  Staatsgewalt, 
die  Genehmigung  desjenigen  Staates  nöthig,  in  dessen  Gebiet  der 
Konsul  amtlich  thätig  werden  soll.  Diese  wird  unter  dem  Namen : 
Exequatur,  Placet,  ertheilt.  (Bulmerincq  in  v.  Holtzendorff's 
Rechtslex.  B.  I  S.  756  s.  v.  Exequatur).  Erst  durch  das  Zusam- 
mentreffen des  Anstellungspatentes  der  eigenen  Staatsgewalt  mit 


*  In  dem  bayerischen  Schlussprotokoll  vom  23.  Nov.  1870,  XII.  Abg.  2  wurde 
übrigens  »die  Zusicherung  gegeben ,  dass  Bundeskonsuln  an  auswärtigen  Orten 
auch  dann  aufgestellt  werden  sollen,  wenn  es  nur  das  Interesse  eines  einseinen 
Bundesstaates  als  wünschenswerth  erscheinen  lässt,  dass  dieses  geschehe.« 
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den  Exequatur  des  fremden  Staates  vfiiä  die  eigenthümliche  yölker- 
rechtliche  Stellung  des  Konsuls  im  Auslande  begründet. 

Die  Abgrenzung  der  Amtsbezirke  der  Konsuln  erfolgt  regel- 
mässig durch  Verordnung  des  Reichskanzlers  ^  nur  bei  denjenigen 
Konsulaten,  welche  mit  Gerichtsbarkeit  verbunden  sind,  muss  die 
Vernehmung  des  Bundesrathes  vorausgehen.  Mehrere  Konsulats- 
bezirke  können  zu  einem  Generalkonsulatsbezirke  vereinigt  sein. 

§367. 

))  Amtsrechte  und  PIttohteii  der  deatschen  Konrali  Im  AasUade. 

Als  obersten  allgemeinen  Grundsatz  fiir  dieThätigkeit  der  deut- 
schen Konsuln  stellt  das  Organisationsgesetz  vom  S.November  1867 
folgendes  Frincip  an  die  Spitze:  »Die  Konsuln  sind  berufen^  das 
Interesse  des  Bundes,  namentlich  in  Bezug  auf  Handel,  Verkehr 
und  Schiffahrt  thunlichst  zu  schützen  und  zu  fördern^  die  Beobach- 
tung der  Staatsverträge  zu  überwachen  und  den  Angehörigen  der 
Bundesstaaten,  sowie  anderer  befreundeter  Staaten  (sogenannten 
Schutzgenossen)  in  ihren  Angelegenheiten  Schutz  und  Beistand 
zu  gewähren.«  Während  das  Gesetz  als  Richtschnur  für  die  posi- 
tive Thätigkeit  der  Konsuln  feststellt :  »Sie  müssen  nach  den  Bun- 
desgesetzen und  den  ihnen  ertheilten  Instruktionen  sich  richten«, 
erkennt  es  zugleich  die  negative  Schranke  ihres  Wirkens  an :  »sie 
müssen  die  durch  die  Gesetze  und  Gewohnheiten  ihres  Amtsbezir- 
kes gebotenen  Schranken  einhalten«.  Die  ihnen  nach  dem  Organi- 
sationi^esetze  und  anderen  Gesetzen  obliegenden  speciellen  Ver^ 
pflichtungen  sind  folgende : 

1)  Jeder  Konsul  hat  über  die  in  seinem  Amtsbezirke  wohnen- 
den und  bei  ihm  angemeldeten  Reichsangehörigen  eine  Matrikel 
zu  fuhren ,  jedoch  findet  ein  Zwang  zur  Meldung  nicht  statt.  Nur 
sind  mit  der  Unterlassung  gewisse  Rechtsnachtheile  verbunden. 
§  12.   (B.  IS.  353). 

2)  Die  Konsuln  fimgiren  da,  wo  ihnen  ein  besonderer  Aufbag 
vom  Reichskanzler  dazu  ertheilt  ist,  als  Civilstandsbeamte  für  die 
in  ihrem  Amtsbezirke  lebenden  Reichsangehörigen.  Als  solche  haben 
sie  theils  Eheschliessungen  vorzunehmen,  theils  Personenstands- 
register zu  führen.  §  13.  (Gesetz  vom  4.  Mai  1870.  v.  Sicherer, 
Personenstand  und  Eheschliessung  S.  495  ff.). 

3)  Die  Konsuln  sind  befugt  zur  Legalisation  derjenigen  Urkun- 
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den,  welche  in  ilirem  Amtsbezirke  ausgestellt  oder  beglaubigt  wer- 
den.  §  14. 

4)  Die  Konsuln  sind  befugt,  schriftliche  Zeugnisse  über  ihre 
amtlichen  Handlungen  und  die  bei  Ausübung  ihres  Amtes  wahrge- 
nommenen Thatsachen  unter  ihrem  Siegel  und  ihrer  Unterschrift, 
mit  der  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden  auszustellen.   §  1 5. 

5)  Den  Konsuln  steht  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  in  Ansehung 
der  Rechtsgeschäfte,  welche  Reichsangehörige  errichten,  insbe- 
sondere auch  derjenigen,  welche  dieselben  mit  Fremden  scbliessen, 
das  Recht  der  Notare  zu.   §  16. 

6)  Zur  Abhörung  von  Zeugen  und  Abnahme  von  Eiden  sind 
nur  diejenigen  Konsuln  befugt,  welche  dazu  vom  Reichskanzler 
besonders  ermächtigt  sind,  doch  pflegen  hier  die  Landesgesetze  mei- 
stens Beschränkungen  zu  enthalten.  §  20. 

7)  Die  Konsuln  haben  sich  der  in  ihrem  Amtsbezirke  befind- 
lichen Verlassenschaften  Reichsangehöriger  anzunehmen,  wenn 
ein  amtliches  Einschreiten  wegen  Abwesenheit  der  nächsten  Erben 
oder  aus  ähnlichen  Ghründen  geboten  erscheint. 

8)  Die  Konsuln  haben  innerhalb  ihres  Amtsbezirkes  an  die  dort 
sich  aufhaltenden  Personen,  auf  Ersuchen  der  Behörden  eines  Bun- 
desstaates, Zustellungen  jeder  Art  zu  bewirken.  §  19.  Reichscivil- 
processordnung  §§  182.  185. 

9]  Sie  haben  den  in  ihrem  Amtsbezirke  sich  aufhaltenden  Reichs- 
angehörigen Pässe  auszustellen,  auch  Pässe  zu  visiren.   §  25. 

10)  Hülfsbedürftigen  Personen  haben  sie  die  Mittel  zur  Milde- 
rung augenblicklicher  Noth  oder  zur  Rückkehr  in  die  Heimath  nach 
Maasi^abe  der  ihnen  ertheilten  Instruktion  zu  gewähren.   §  26. 

11)  Sie  haben  den  Schiffen  der  Kriegsmarine,  sowie  deren  Be- 
satzung Beistand  und  Unterstützung  zu  gewähren,  dafür  haben  sie 
aber  auch  zum  Schutz  der  von  ihnen  dienstlich  vertretenen  In- 
teressen den  Beistand  der  Befehlshaber  der  Kriegsschiffe  in  An- 
spruch zu  nehmen.  (Kaiserliche  Ordre  vom  28.  September  1872 
betr.  das  Verhalten  der  Kommandanten  deutscher  Kriegsschiffe  im 
Auslande). 

12)  Weitgehende  Befugnisse  haben  sie  auch  in  Betreff  der  natio- 
nalen Handelsmarine ;  sie  bilden  für  die  Schiffe  derselben  im  Hafen 
ihrer  Residenz  die  Musterungsbehörde,  sie  haben  über  diese  Schiffe 
als  Seeamt  im  Auslande  die  Polizeigewalt  auszuüben,  sie  haben  bei  der 
Landesbehörde  die  nöthigen  Schritte  zu  thun,  um  desertirte  Mann- 
schaften wieder  einzubringen,  sie  können  an  Stelle  eines  verstorbe- 
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nen,  erkrankten  oder  sonst  zur  Führung  eines  SchiflTes  untauglich 
gewordenen  Schiffers,  auf  Antrag  der  Betheiligten,  einen  anderen 
Schiffer  einsetzen,  sie  sind  befugt  die  Verklarungen  au£Eunehmen 
und  bei  Unfällen,  von  welchen  die  Schiffe  betroffen  werden,  die  er- 
forderlichen Bei^ungs-  und  Bettungsmaassregeln  einzuleiten  und 
zu  überwachen,  sowie  im  Falle  der  grossen  Havarie,  auf  Antrag  des 
Schiffsführers  die  sogenannten  Dispache  auüsunehmen. 

13)  Bei  Rechtsstreitigkeiten  der  Reichsangehör^n  unter  sich 
und  mit  Fremden  sind  die  Konsuln  berufen,  nicht  allein  auf  Antrag 
der  Parteien  den  Abschluss  von  Vergleichen  zu  vermitteln,  sondern 
auch  das  Schiedsrichteramt  zu  übernehmen,  wenn  sie  in  der  durch 
die  Ortsgesetze  vorgeschriebenen  Form  von  den  Parteien  zu  Schieds- 
richtern ernannt  werden. 

Eine  eigentliche  Gerichtsbarkeit  haben  die  Konsuln  in  den 
christlich  europäischen  Staaten,  wozu  auch  die  Staaten  Amerikas  zu 
rechnen  sind,  nirgends,  dagegen  besteht,  auf  Grundlage  besonderer 
Verträge  oder  rechtsgültigen  Herkonmiens,  eine  wirkliche  Konsu- 
largerichtsbarkeit fort  in  dem  Gebiete  der  hohen  Pforte ,  deren  Va- 
sallenstaaten und  einzelnen  ostasiatischen  Reichen.  Dieses  aus- 
nahmsweise Verhältniss  bedarf  einer  besonderen  Besprechung. 

§368. 

4)  Die  Konsnlargerichtsbarkelt  im  Aaslande.i 

Diese  Gerichtsbarkeit  geht  bis  in  die  Zeiten  des  frühesten  Mittel- 
alters zurück,  wo  bereits  die  italienischen  Handelsrepubliken  sich  im 
Orient  »dans  les  Gebelles  du  Levant«  eine  solche  erworben  hatten,  wel- 
che auch  nach  Untergang  des  griechischen  Reiches  durch  die  soge- 
nannten Kapitulationen  mit  der  hohen  Pforte  behauptet  wurde. 
(Vergl.  hierüber  besonders  F.  Märten s  a.  a.  O.).  Auch  in  neuerer 
Zeit  war  es  für  die  im  Gebiete  des  ottomanischen  Reiches  handel- 
treibenden Nationen,  bei  der  bekannten  Parteilichkeit  und  ünzu- 
verlässigkeit  der  türkischen  Gerichte,  Bedür&iss,  eigene  Richter 


1  Das  Hauptwerk  hierüber  ist :  F.  Martens,  Das  Konsularwesen  und  die 
Konsularjurisdiktion  im  Orient  Mit  Ergänzungen  des  Autors  und  übersetit  von 
H.  Skerst.  Berlin  1874.  Dasselbe  ist  auch  far  die  Oeschichte  des  Konsulat- 
Wesens  im  Mittelalter,  besonders  der  italienischen  Handelsrepubliken»  s^ 
lehrreich.  Die  Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Konsuln  im  Auslande  wird  am  ein- 
gehendsten besprochen  von  Zorn  in  den  Annalen  (18S2)  S.  462.  483.  Brauer, 
Die  deutche  Justizgesetzgebung  in  ihrer  Anwendung  auf  die  amtliche  Th&tigkeit 
der  Konsuln.  1879. 
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für  ihre  Nationalen  zu  haben.  Darum  wurden  den  mittelalterigen 
Kapitulationen  der  italienischen  Handelsrepubliken  die  späteren 
Vertrage  der  Grrossmächte  mit  der  Pforte  nachgebildet,  von  denen 
besonders  der  1535  mit  Frankreich  abgeschlossene  epochemachend 
wurde.  (F.  Martens  a.  a.  O.  S.  187  fl.)  Auf  Grundlage  desselben 
wurden  ähnliche  Verträge  abgeschlossen  von  Oesterreich  in  dem 
Passarowitzer  Frieden  von  1718,  vonPreussen  1761,  von  dem  deut- 
schen Zollverein  1862.  In  Anschluss  an  diese  Verträge  bildete  sich 
im  türkischen  Reiche  ein  allgemeines  Gewohnheitsrecht  dahin  aus, 
j»dass  die  Konsuln  christlicher  Mächte  im  Gebiete  der  Pforte  Civil- 
und  Kriminalgerichtsbarkeit  über  ihre  Nationalen  auszuüben,  auch 
bei  Streitigkeiten  zwischen  ihren  Landsleuten  und  anderen  Frem- 
den Recht  zu  sprechen  haben«.  (König  a.  a.  O.).  Auch  das  deut- 
sche Reich  übt  eine  solche  Konsulargerichtsbarkeit  im  ganzen  otto- 
manischen Reiche  und  dessen  Nebenländem  aus.  Gleicher  Weise 
steht  ihm  eine  solche  in  anderen  nichtchristlichen  Ländern,  Ma- 
rokko, Persien,  Siam,  China,  Japan,  Samoainseln,  kraft  Herkommens 
oder  besonderer  Verträge  zu.  Eine  Beschränkung  der  Konsularge- 
richtsbarkeit hat  in  Egypten  auch  für  das  deutsche  Reich  in  neuerer 
Zeit  stattgefunden  >  (durch  Reichsgesetz  vom  30.März  1874,  Reichs- 
gesetzblatt S.  23,  zunächst  auf  fünf  Jahre,  definitiv  durch  Reichs- 
gesetz vom  5.  Juni  1880,  Reichsgesetzblatt  S.  145,  und  Kaiserliche 
Verordnung  vom  23.  December  1880,  Reichsgesetzblatts.  192).  Für 
die  in  österreichische  Verwaltung  übergegangenen  türkischen  Pro- 
vinzen Bosnien  und  Herzegowina  ist  die  deutsche  Konsulargerichts- 
barkeit seit  dem  1.  Januar  1881  au%ehoben.    (Reichsgesetz  vom 

7.  Juni  1880,  Reichsgesetzblatt  S.  148.  Kaiserliche  Verordnung  vom 
23.  December  1880,  Reichsgesetzblatt  S.  191). 

Für  das  Verfahren  vor  den  deutschen  Konsulargerichten  war 
früher  das  preussische  Gesetz  vom  29.  Juni  1865  maassgebend,  bis 
das  Reichsgesetz  vom  10.  Juni  1879  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit den  Gegenstand  reichsgesetzlich  geordnet  hat.  Damach  wird 
die  Konsulargerichtsbarkeit  in  den  Ländern  ausgeübt,  »in  welchen 
ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  Staatsvertrag  gestattet  \bU. 
Derselben  unterworfen  sind  die  in  den  Konsulargerichtsbezirken 

1  Ueber  diesen  merkwürdigen  Reformversuch,  der  an  die  Stelle  der  Konsu- 
largerichte gemischte  Gerichtshöfe  erster  und  zweiter  Instans  stellt,  vergl.  D  u  - 
tr  ieux,  La  question  judiciaire  en  Egypte  in  der  Revue  de  droit  intematioxial  1876, 

8.  573 — 602.  Asser,  Administration  de  la  justice  en  Egypte  in  derselben  Revue 
1870.  S.  564 — 572.  Treffende  kritische  Bemerkungen  macht  Martens  a.  a.  O. 
S.  500—550. 
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wohnenden  oder  sich  aufhaltenden  Reichsangehörigen  oderSchu  tz- 
genossen.^ 

Was  das  in  den  Konsulärbezirken  anzuwendende  materielle 
Recht  betrifft,  so  ist  anzunehmen,  dass  in  den  Konsulai^erichtsbe- 
zirken  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  die  Reichsgesetze,  das 
preussische  Allgemeine  Landrecht  und  die  das  bürgerliche  Recht 
betreifenden  allgemeinen  Gesetze  derjenigen  preussischen  Landes- 
theile,  in  welchen  das  Allgemeine  Landrecht  Gesetzeskraft  hat,  gel- 
ten. Li  Handelssachen  kommt  zunächst  das  in  den  Konsular- 
gerichtsbezirken  geltende  Handelsgewohnheitsrecht  zur  Geltung. 
§  3.  In  Betreif  des  Strafrechtsist  anzunehmen,  dass  das  Stra%e- 
setzbuch  für  das  deutsche  Reich  und  die  sonstigen  Strafbestimmun- 
gen der  Reichsgesetze  gelten.  §  4.  Der  Konsul  kann  polizeiliche 
Vorschriften  erlassen  und  ihre  Uebertretung  mit  Geldbusse  bis  zu 
150  Mark  bedrohen. 

Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  entweder  durch  den  Konsul 
als  Einzelrichter  oder  durch  das  aus  dem  Konsul  und  zwei  resp. 
vier  Beisitzern  bestehende  Konsulargericht  au^eübt.  Im  All- 
gemeinen tritt  an  die  Stelle  des  inländischen  Amtsrichters  der  Kon- 
sul; in  denjenigen  Sachen,  in  welchen  das  Schöffengericht  oder  das 
Landgericht  in  erster  Instanz  zuständig  ist,  fallt  die  Entscheidung 

i  Schutzgenossen  sind  Personen,  welche  die  deutsche  Staatsangehörig- 
keit nicht  besitzen ,  deren  Staaten  aber  durch  Verträge  der  deutsche  SLonsalar- 
schutz  zugesichert  wurde ;  in  diesem  Verhältnisse  stehen  zum  deutschen  Reiche 
Oesterreich-Ungam,  die  Schweiz  und  Luxemburg.  (König  a.  a.  O.  S.  13.  Ver- 
ordn.  des  Reichskanzlers  vom  1.  Mai  1872  über  den  Konsularschuts  in  der  Türkei 
und  den  ostasiatischen  Staaten  (bei  König  S.  470).  Dazu  kommen  noch  in  den 
Staaten  des  Orients  die  sogenannten  de  facto  Unterthanen,  d.  h.  Personen, 
welche,  ohne  ein  bestimmtes  Anrecht  auf  den  deutschen  Schutz  zu  haben,  doisd- 
ben  Tergünstigungsweise  erhalten.  AU  de  facto  Unterthanen  können  den  deut- 
schen Schutz  erlangen :  a)  Personen,  welche  eine  der  zum  deutschen  Reiche  ge- 
hörigen Staaten  angehört  haben,  desgleichen  Abkömmlinge  solcher  Personen; 
b)  Deutsche,  welche  den  Schutz  nicht  auf  Grund  von  Staatsverträgen  in  Ansprach 
nehmen  köimen;  c)  die  Dragomans,  Kawassen,  Jassakdschis  und  sonstigen  Unto^ 
beamten  der  Gesandtschaften  und  Konsularbehörden ;  d)  Familien  der  unter  Nr.  3 
bezeichneten  Personen,  desgleichen  Individuen,  welche  ein  solches  Amt  bekleidet 
haben.«  (Instr.  vom  1 .  Mai  1 872  §  3.  K  ö  n  i  g  S.  470).  Rechtssachen  swisdien  Deut- 
schen und  Türken  gehören  vor  die  Landesgerichte,  jedoch  brauchen  Deutsche  Tor 
solchen  nur  unter  Assistenz  eines  Konsuls  oder  Konsularagenten  (regelmässig 
fungirt  als  solcher  ein  Dragoman)  sich  einzulassen.  F.  Martens  a.  a.  O.  8.  ITS, 
193,  Brauer  S.  124  f.  Ueber  die  Kompetenz  bei  Rechtsstreitigkeiten  swisefaett 
deutschen  und  fremden  Staatsangehörigen  enthält  die  Kapitulation  keine  Bestim- 
mung. Die  Praxis  befolgt  entweder  den  Grundsatz  »actor  sequitur  forum  rei«  ge- 
mäss alten  Herkonunens  oder  es  werden  sogenannte  Kommissionsgerichte  gebQ' 
det.  Brauer  S.  121.  Martens  S.  368  ff.  Zorn  a.  a.  O.  S.  466. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


10.  Die  auswärtigen  Angelegenheiten.  351 

dem  Konsulargerichte  zu.  In  Schwurgerichtssachen  hat  der 
Konsul  nur  die  zur  Strafverfolgung  erforderlichen  Sicherheitsmaass- 
regeln  zu  treffen,  sowie  eilige  Untersuchungshandlungen  vorzuneh- 
men und  demnächst  die  Akten  der  zuständigen  Staatsanwaltschaft 
des  Inlandes  zu  übersenden. 

Das  Verfahren  vor  dem  Konsul  und  dem  Konsulargericht  be- 
stimmt sich  in  büi^erlichen  Bechtsstreitigkeiten  nach  den  Vorschrif- 
ten der  Reichscivilprocessordnung  vor  den  Amtsgerichten.  Ein 
Rechtsmittel  findet  in  den  zur  Zuständigkeit  des  Konsuls  gehörenden 
Sachen  nicht  statt,  sofern  der  Werth  des  Streitobjektes  300  Mark 
nicht  übersteigt.  Im  übrigen  ist  in  den  vor  dem  Konsul  und  dem 
Konsulai^erichte  verhandelten  bürgerlichen  Rechtssachen  zur  Ver- 
handlung und  Entscheidung  über  die  Rechtsmittel  der  Beschwerde 
und  der  Berufung  das  Reicliüsgericht  ausschliesslich  zuständig.  (Bei 
Mangel  der  Mittelinstanz  fällt  das  Rechtsmittel  der  Revision  hinweg) . 

In  Strafsachen  finden  die  Vorschriften  der  Stral^rocessordnung 
Anwendung.  Der  Konsul  übt  die  Verrichtungen  des  Amtsrichters 
und  des  Vorsitzenden  der  Strafkammer  aus.  Eine  Mitwirkung  der 
Staatsanwaltschaft  findet  nicht  statt,  sondern  der  Konsul  handelt 
von  Amtswegen.  Gegen  die  wegen  Uebertretungen  erlassenen  Ent- 
scheidungen sind  Rechtsmittel  nicht  zulässig.  In  anderen  Straf- 
sachen findet  Berufung  an  das  Reichsgericht  statt,  gegen  dessen 
Entscheidungen  ein  weiteres  Rechtsmittel  nicht  zulässig  ist.  Selbst- 
verständlich haben  die  deutschen  Konsuln,  welchen  die  Gerichts- 
barkeit zusteht,  für  sich  und  ihr  Personal  die  Exterritorialität,  wie 
die  Gesandten,  ja  man  kann  sagen,  dass  in  diesen  Landen  die  Exter- 
ritorialität sich  auf  alle  unter  der  Konsulargerichtsbarkeit  stehenden 
Reichsangehörigen  erstreckt. 

§369. 

5)  ReehtsverhUtnisse  der  auswärtigen  Konsuln  im  deutschen  Beiche. 

Durch  die  Reichsverfassung  hat  das  Konsulatwesen,  soweit  es 
die  Organisation  desselben  im  Auslande  betrifil,  eine  vollständige 
einheitliche  Regelung  erhalten.  Dagegen  hat  man  in  Betreff  der 
Annahme  ausländischer  Konsuln  diese  Konsequenz  nicht  gezogen. 
Unzweifelhaft  hat  der  Kaiser  das  Recht,  fremden  Konsuln  das  Exe- 
quatur für  das  ganze  Reich  oder  einzelne  Theile  desselben  zu  erthei- 
len.  Da  aber  den  Einzelstaaten  in  der  Reichsverfassung  das  Recht 
nicht  entzogen  ist,  fremden  Konsuln  das  Exequatur  zu  ertheilen,  so 
hat  man  dessen  Fortbestand  allgemein  angenommen.     Diese  An* 
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nähme  liat  dann  eine  ausdrückliche  Bestätigung  durch  das  Schluss- 
protokoll zum  Vertrag  vom  23.  November  1870  betreffend  den  Ein- 
tritt Bayerns  Xu  erhalten :  »Zu  Artikel  56  der  Bundesverfassung 
wurde  allseitig  anerkannt,  dass  den  einzelnen  Bundesstaaten  das 
Recht  zustehe,  auswärtige  Konsuln  bei  sich  zu  empfiuigen  und  für 
ihr  Gebiet  mit  dem  Exequatur  zu  versehen«.  Diesem  Satze  ent- 
spricht auch  die  konstante  Staatspraxis ,  indem  die  deutschen  Kn- 
zelstaaten  regelmässig  den  Konsuln  ausirärtiger  Staaten  das  Exe- 
quatur fiir  ihr  Gebiet  zu  ertheilen  pflegen. 

Auch  in  Betreff  der  BechtsverMltnisse  der  Konsuln  auswärtiger 
Mächte  im  deutschen  Reichi^biete  giebt  es  noch  kein  reichsgesetz- 
liches Brecht.  Auch  das  Völkerrecht  hat  in  Betreff  der  Rechtsstel- 
lung der  Konsuln  noch  nicht  so  bestimmte  Rechtsgrundsätze  aus- 
gebildet, wie  in  Betreff  der  Gesandten.  Die  Hauptquelle  bilden 
daher  die  oben  erwähnten  Verträge,  welche  das  deutsche  Reich  mit 
auswärtigen  Staaten  abgeschlossen  hat.  Als  allgemein  feststehend 
können  wohl  folgende  Sätze  gelten:  Die  Konsuln  haben  auf  die  ge- 
sandtschaftlichen Privilegien  keinen  Anspruch;  sie  werden  vor  allem 
nicht  als  exterritorial  angesehen.  Die  im  deutschen  Reiche 
angestellten  Konsuln  sind  der  Gerichtsbarkeit  der 
deutschen  Gerichte  unterworfen,  sofern  nicht  in  Vertragen 
davon  Ausnahmen  zu  Gunsten  der  Konsuln  gewisser  Staaten  ge- 
macht sind.  Dahin  gehört  die  sogenannte  Immunität,  wonach 
den  Konsuln  die  Freiheit  von  Verhaftung  zugestanden  wird,  wenn 
sie  wegen  Vergehen  oder  Uebertretungen  angeklagt  sind,  nicht  aber 
wo  es  sich  um  Verbrechen  handelt.  Ebenso  ist  in  den  meisten 
Staatsverträgen  die  Unverletzlichkeit  des  Konsulatarchivs  und  der 
Konsulatpapiere  anerkannt,  sie  haben  das  Recht,  an  ihren  Dienst- 
räumen das  Staatswappen  mit  entsprechender  Unterschrift  anzubrin- 
gen, so  wie  auf  oder  vor  ihren  Häusern  und  den  von  ihnen  benutzten 
Booten  ihre  Nationalflagge  aufzuziehen.  Nur  den  Beru&konsuln, 
soweit  sie  Angehörige  des  absendenden  Staates  sind,  an  ihrem  Wohn- 
orte kein  Gewerbe  betreiben  oder  Grundstücke  besitzen,  ist  die  Frei- 
heit von  der  militärischen  Einquartirungspflicht  reichi^esetzlich 
zugesichert,  falls  auch  in  dem  anderen  Staate  die  gleiche  Befreiung 
gewährt  wird.  Nach  einer  von  König  a.  a.  O,  S.  23 — 36  mitge- 
theilten  preussischen  Denkschrift  »sollen  die  fremden  Konsularbe- 
amten, welche  nichtin  dem  diesseitigen  Unterthanenverbande  stehen, 
wenn  und  inwieweit  sie  sich  diesseits  auf  ihr  Amt  als  Konsuln  be- 
schränken und  keinerlei  Gewerbe  oder  Handel  treiben,  auch  keine 
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Grundstücke  besitzen,  von  persönlichen  Leistungen  und  direkten 
Abgaben  an  den  Staat  und  die  Kommune,  desgleichen  von  militäri- 
scher Einquartirung  freigelassen  werden.  Dagegen  kommt  ihnen 
eine  Freiheit  von  indirekten  Abgaben  nicht  zu.«  Die  Auffassung 
dieser  preussischen  Denkschrift  ist  zu  einer  allgemein  deutschen 
geworden.  Ausserdem  werden  in  den  meisten  Verträgen  den  Kon- 
suln die  Rechte  zugestanden,  welche  etwa  den  Konsuln  der  meist- 
begünstigten Nationen  bereits  eingeräumt  sind  oder  noch  eingeräumt 
werden  könnten.  Regelmässig  gilt  dabei  der  Grundsatz  der  Reci- 
procität,  jedoch  nicht  den  orientalischen  Staaten  gegenüber,  in- 
dem die  dort  den  deutschen  Konsuln  zugestandene  Gerichtsbarkeit 
und  Exterritorialität  den  Konsuln  dieser  Staaten  im  deutschen 
Staatsgebiet  versagt  wird. 


H.  S cU n  1  z e ,  Deutsches  Staatsrecht.  Tl.  23 
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Anhang. 


Elsass-Lothringen.^ 

I.  Qesohichtliohe  Entwiokelung  des  stAatsreohtliohen 
Verhältxiisses. 

§370. 

1)  Kurze  YorgescUchte.* 

Das  gegenwärtige  sogenannte  Reichsland  besteht  aus  der  fast 
ganz  zu  Deutschland  gekommenen  Landschaft  Elsass  und  einigen 
Theilen  von  Lothringen.  Alle  diese  Gebiete  gehörten  seit  frühester 
Zeit  zum  deutschen  Reich  und  sind  erst  allmählich  vom  deutschen 
Reichskörper  abgebröckelt  worden. 


^  A.  L  e  0  n  i,  Das  Staatsrecht  der  Reichslande  Elsass-Lothringen  (Marquard- 
scn's  Handbuch  11.  B.  Erster  Halbb.  S.  220  if.  I  883.  Lab  and,  Staatsr.  B.  I. 
§§  54.  55.  B.  II.  §  62.  G.  Meyer,  Staatsr.  1878.  §  63.  S.  138— 141.  Zorn,  Staatsr. 
B.  I.  §§  22—24.  Seydel,  Kommentar  S.  31.  92  if.  E.Loening,  Die  Ver?raltiing 
des  Generalgouvernements  im  Elsass.  Strassb.  1874.  Derselbe  im  Lehrb.  des 
Verwaltungsrechtes  (1884)  §  17  S.  77  ff.  Mit  seh  er,  Elsass-Lothringen  unter 
deutscher  Verwaltung,  Preuss.  Jahrb.  XXXÜI.  S.  289  ff.  388  ff.  S.551  ffl  XXXIV. 
S.464ff.473ff.  Kaiser  inT.Holtzend.  Rechtslex.  B.in.  S.  402  s.v.  Reielu- 
land.  y.  Stengel,  Das  öffentliche  Recht  und  die  Verwaltungsgerichtabarkdt  in 
Elsass-Lothringen,  Hirth's  Annalen  1876  S.  108  ff.  897  ff.  Derselbe,  Ueber 
den  Diktaturparagraphen  in  Hirth's  Annalen  1878  S.  114  fil  Sammlung  der  in 
Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze,  auf  Anregung  des  Oberpr&sidenten  yon 
Möller  heran  sgegeben  von  A 1 1  h  o  f  f ,  Professor ,  KFörtseh,  Landgerichts- 
direktor, A.  Harseim,  Justizrath,  A.  Keller,  Oberlandesgeriehtsrath  und 
A.  Leoni,  Landgerichtsrath.  Strassburg  1880. 

*  J.  D.  Sehöpflin,  Alsatia  diplomatice.  2  Thle.  Mannheim  1772 — 75.  foL 
H.  Conring,  De  finibus  imperii  libri  duo.  Helmst&dt  in  mehreren  Auflagen. 
Chr.  H.  Pfeffel,  Limes Franciae,  pars  prior:  limes Franciae  abOceano  ad  ]&e- 
num.  Argent  1788.  Häberlin  a.  a.  O.  B.  I.  S.  60  ff.  Pütter,  Geist  des  west- 
fäl.  Friedens  S.  232  ff.  Sehr  ausführliche  Nachrichten  über  die  Rechtsverh&ltnisse 
der  einzelnen  Theile  des  Elsass  giebt  ein  Aufsatz  in  R  e  u  s  s,  Staatskanzlei  B.  XXIV 
(1790) :  Von  den  Beschwerden  der  in  Frankreich  begüterten  Reichsstfinde  S.  206 
bis  378.  O.Lorenz  und  W.  Seh  er  er,  Geschichte  des  Elsasses  von  den  ältesten 
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Elsass  gehörte  seit  der  Theilung  von  Verdun  843  zum  Antheile 
Lothars,  dem  Königreiche  Lothringen,  später  zum  Herzogthum 
Schwaben,  dann  hatte  es  eigene  Herzöge  aus  dem  Hause  Habsburg, 
welche  jedoch  seit  Kaiser  Karl  IV.  nur  den  Titel  L  a n dgr  af  e  n  führ- 
ten. Das  ganze  Elsass  war  indessen  keine  Provinz  des  Hauses  Oester- 
reich;  vielmehr  war  es  ein  aus  vielen  einzelnen  Territorien  bestehen- 
des Land.  Ein  grosser  Theil  gehörte  den  Bisthümem  Strassburg, 
Speyer  und  Basel,  dem  deutschen  Orden,  den  gefiirsteten  Abteien 
Weissenburg,  Murbach,  Lüders  und  Andlau,  sowie  den  Häusern 
Pfalz-Zweibrücken,  Württemberg  und  Baden,  den  Grafen  von  Ha- 
nau-Lichtenberg und  von  Lützelstein.  Ausserdem  befanden  sich 
auch  die  ReichsstiLdte  Strassburg  und  zehn  andere  Reichsstädte,  in- 
gleichen ansehnliche  Mitglieder  der  freien  Beichsritterschaft  im 
Elsass.  Indessen  besass  doch  das  Haus  Oesterreich  den  grössten 
Theil  des  Oberelsasses;  auch  hatte  dieses  Haus  die  sogenannte Land- 
vogtei  über  die  zehn  freien  Reichsstädte,  und  maasste  sich,  unter 
dem  Titel  eines  Landgrafen  von  Elsass ,  über  die  minder  mächtigen 
Reichsstände  und  Glieder  eine  Art  von  Oberherrlichkeit  an,  ohne 
dass  diese  aufgehört  hätten,  reichsunmittelbar  zu  sein. 

Im  dreissigjährigen  Kriege  nahm  die  Krone  Frankreich  Elsass 
in  Besitz.  Durch  den  westfälischen  Frieden  J.  P.  M.  §  73  und  74 
•erhielt  sie  aber  bloss  die  Besitzungen  und  Rechte  des  Hauses  Oester- 
reich im  Elsass,  jedoch  so,  dass  sich  das  deutsche  Reich  seiner 
Oberherrlichkeit  über  dieselben  formlich  begab;  jedoch  wurden  alle 
anderen  im  Elsass  belegenen  geistlichen  und  weltlichen  Reichs- 
glieder in  ihrer  Freiheit  und  Reichsunmittelbarkeit  bestätigt.  Aber 
Ludwig  XIV.  kümmerte  sich  wenig  um  diese  Zusagen.  Im  Jahre 
1672  nahm  er  die  zehn  Reichsstädte  in  Besitz,  1681  bemächtigte  er 
sich  mitten  im  Frieden  der  freien  Reichsstadt  Strassburg.  Die  form- 
liche Abtretung  dieser  Stadt  erfolgt  erst  1697  durch  den  Frieden 
von  Ryswick,  in  welchem  eine  stillschweigende  Abtretung  des  gan- 
zen Elsass  gefunden  wurde.  Dies  nöthigte  auch  die  mächtigeren 
Reichsstände  im  Elsass,  sich  der  Krone  Frankreich  zu  unterwerfen 
und  mit  derselben  eigene  Verträge  abzuschliessen,  welche  jedoch 


Zeiten  bis  auf  die  Gegenwart  Berlin  1873.  Ueber  die  früheren  Territorialverhält- 
nisse  des  Reichslandes  Elsass-Lothringen  giebt  die  genauesten  Xaehweisungen 
das  Statistische  Handbuch  für  Elsass-Lothringen.  Herausgegeben  vom  statisti- 
schen Bureau  des  kaiserlichen  Ministeriums  für  Elsass-Lothringen.  Erster  Jahrg. 
Strassburg  1885.  S.  4:  Die  alten  Territorien  von  Elsass-Lothringen  und  die  fran- 
jsösischen  Oebietserwerbungen  von  1552  bis  1829  S.  1  fL  Diese  zuverlässigen 
Mittheilungen  liegen  unserer  geschichtlichen  Darstellung  wesentlich  zu  Grunde. 

23* 
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nie  von  Kaiser  und  Reich  genehmigt  wurden.  Auf  diesen  Verträgen 
und  den  nach  sogenannter  freiwilliger  Unterwerfung  erlassenen 
königlichen  Patenten  (lettres  patentes)  beruhte  das  Staatsrecht  der 
elsässischen  Reichsstände  bis  zur  Revolution.  Durch  diese  Patente 
wurden  den  im  Elsass  begüterten  Reichsstanden  nur  untergeordnete 
landesherrliche,   aber  sehr  weitgehende  gutsherrliche  Rechte  be- 


Ein  Haupttheil  des  jetzt  deutsch  gewordenen  Antheils   von 
Lothringen  ist  die  Stadt  Metz  mit  dem  städtischen  Grebiet,  pajs 
Messin,  und  das  Bisthum  Metz  [temporel  de  V  6vöch6),  welche  schon 
1552  von  Frankreich  we^enommen,  aber  erst  durch  den  westfili- 
sehen  Frieden  an  Frankreich  formlich  abgetreten  wurden;   durch 
den  pyrenäischen  Frieden  1659  wurde  Stadt  undProbstei  Dieden- 
hofen  von  Luxembui^,  durch  den  Vertrag  von  Vincennes  1661 
verschiedene  Gebiete  von  Lothringen,  welche  jetzt  deutsch  gewor- 
den sind,  an  Frankreich  abgetreten,  so  Stadt  und  Probstei  Sierck, 
Saarburg,  Pfalzburg  u.  s.  w.   Der  König  von  Frankreich  nahm  auf 
Grund  des  Wiener  Vertrags  vom  3.  Oktober  1735  und  der  Vertrage 
vom  13.  Februar  1737  und  18.  November  1738  nach  dem  Tode  des 
Königs  Stanislaus  am  28.  Februar  1766  Besitz  vom  Herzogthum 
Lothringen  und  Bar,  wovon  einzelne  Gebietstheile  1871  eben&lls 
deutsch  geworden  sind:  von  der  Lorraine  propre  die  Herrschaft 
Blamont,  die  Herrschaft  Lixheim  u.  s.  w.,  vom  Herzogthum  Bar, 
Chäteau  Salins,  Nomeny,  Pont  k  Mousson,  von  der  Lorraine  alle- 
mande  Finstingen,  Mörsberg,  Mörchingen,  Saargemünd  u.  s.  w.    Aber 
auch  nach  dieser  Zeit  schreitet  Frankreich  in  der  Aneignung  deut- 
scher Gebiete  weiter.   Der  Nationalkonvent  beschliesst  am  14.  Fe- 
bruar 1793  die  Vereinigung  einer  ganzen  Reihe  von  Grebieten  mit 
Frankreich,  so  der  Grafschaften  Kriechingen,  Saarwerden,   Salm. 
Durch  Dekret  der  Nationalversammlung  vom  1 .  Oktober  1 795  annek- 
tirte  Frankreich  die  Herrschaften  Hundlingen,  Ruhlingen  u.  s.  w. 
Die  Stadt  Mühlhausen,  welche   1515  aus  der  Dekapole   ausge- 
treten war  und  als  zugewandter  Ort  sich  der  Schweiz  angeschlossen 
hatte,  unterwarf  sich  am  28.  Januar  1798  mit  ihrem  Gebiete  Frank- 


*  Ueber  diese  lettres  patentes  vergL  besonders  den  Aufsata  inBeu  ss,  Staats^ 
kanzlei  B.  XXIV  S.  292.  Dadurch  kamen  die  sich  unterwerfenden  Reiehs- 
stände  in  eine  ähnliche  Lage,  wie  später  die  deutschen  Mediatisirten.  Ja,  diese 
lettres  patentes  sollen  sogar  als  Vorbild  für  diejenigen  Artikel  der  Hheinbnnds- 
akte  gedient  haben,  welche  die  Abgrenzung  der  Rechte  der  neuen  Souveraine  und 
der  unterworfenen  ehemaligen  Reichsstände  feststellten,  Meine  Einleitung  S.  287. 
WinnkoppB.  I.  S.  8. 
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reich.  Durch  den  Frieden  von  LuneviUe  vom  9.  Februar  1801  er- 
folgt die  Anerkennung  aller  früher  linksrheinischen  thatsächlichen 
Erwerbungen,  dazu  kommen  noch  als  Gebietsreste:  die  fürstlich 
Liöwensteinsche  Herrschaft  Püttlingen ,  die  Leiningsche  Grafschaft 
Dagsburg.  Frankreich  blieb  nach  dem  ersten  und  zweiten  Pariser 
Frieden  vom  30.  Mai  1814  und  vom  20.  November  1815  im  Besitze 
des  ganzen  linken  Bheinufers  und  wurde  noch  durch  Grenzberich- 
tigungen bis  zum  Jahre  1829  vergrössert. 

Waren  die  meisten  dieser  Gebiete  bis  zur  französischen  Revo- 
lution deutsche  Lande  unter  französischer  Herrschaft  geblieben,  so 
wurden  sie  seit  dieser  Zeit  eigentlich  erst  französisch,  indem  sie 
jetzt  erst  in  die  staatlichen  Einrichtungen  des  streng  centralisirten 
französischen  Einheitsstaates  hineingezogen  worden.    Zwar  wurde 
die  durch  die  Dekrete  der  Nationalversammlung  vom  August  1789 
angesprochene  Aufhebung  der  sogenannten  Feudallasten  von  der 
Bevölkerung   aller  dieser  Länder   als   eine   unendliche  Wohlthat 
empfunden,  während  die  dadurch  verletzten  Beichsstände  gerade 
darauf  ihre  Beschwerden  gründeten.    (Keuss,  Staatskanzlei  B.  23 
und   24:   Von  den  Beschwerden   der  in  Frankreich    begüterten 
Beichsstände    gegen    verschiedene  Beschlüsse    der    französischen 
Nationalversammlung) .   Sonst  war  man  im  Elsass  von  den  abstrak- 
ten Freiheitsidealen  der  französischen  Bevolution   sehr  wenig  er- 
baut.   Hier  wollte  man  vor  allem  sein  historisches  Becht,  seine 
alte  Sonderstellung  der  centralisirten  Allgewalt  des  Staates  gegen- 
über wahren.   Mit  Freuden  wurden  daher  die  Provinzialstände  an- 
genommen, welche  in  Folge  eines  Beschlusses  der  Notablenver- 
sammlung  1787  eingeführt  wurden.     Als  aber  im  Jahre   1789  die 
Beichsstände  nach  Versailles  einberufen  wurden,  traten  die  Abge- 
ordneten des  Elsass  zum  ersten  Male  in  eine  ihnen  ganz  fremde 
Welt.   Charakteristisch  sind  die  ihnen  mitgegebenen  Beschwerde- 
schriften, welche  die  Wünsche  der  Elsasser  Bevölkerung  enthalten. 
Man  will  nicht  nur  die  geschichtlich  begründete  Selbständigkeit 
aufrecht  erhalten,  es  wird  vielmehr  ausdrücklich  verlangt,  dass  das 
Land  durch  Erweiterung  seiner  provinziellen  Institutionen  in  den 
Zustand  »einer  völlig  fremden  Provinz«  versetzt  werde.    (Lo- 
ren z-S  c h  e  r  e  r,  Elsass-Lothringen,  S.  4 1 0  ff.) .  Aber  alle  Bestrebun- 
gen der  elsässischen  Bevölkerung,  ihre  alte  Sonderstellung  in  der 
neuen  Ordnung  der  Dinge  zu  wahren,  blieben  vergeblich.  Dap  Elsass 
wurde  trotz  aller  Proteste  in  zwei  französische  Departements  zer- 
rissen und  die  Städte  mussten  die  von  der  Bevolution  gegebene 
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nivellirende  KommunalyerfEissuiig  annehmen.  Der  von  Frankreich 
eingesetzte  Maire  von  Strassburg  erklärte  damals  öffentlich:  »Der 
Grund  alles  Uebels  im  Elsass  liegt  in  der  eingewurzelten  Antipathie 
der  Einwohner  gegen  die  Franzosen  und  in  der  offenbaren  Neigung 
derselben  zum  Deutschthum.  Der  Name  Franzose  gut  im  Elsass  als 
Schimpfwort,  das  Wort  Deutscher  bezeichnet  den  Landsmann.«  So 
noch  im  Jahre  17941  Nicht  die  wüsten  Orgien  der  Bevolution,  nicht 
die  grauenhaften  Gewaltthaten  der  Konventsmitglieder  haben  die 
Elsässer  für  Frankreich  gewonnen,  sondern  die  strenge  Ordnung, 
welche  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Konsulats  und  des 
Kaiserreiches  in  das  zerstörte  Land  brachte,  das  Aufblühen  des  ma- 
teriellen Wohlstandes  und  vor  allem  der  Kriegsruhm  des  grossen  Sol- 
datenkaisers, an  welchem  die  Söhne  von  Elsass  und  Lothringen  in  so 
hervorragender  Weise  theil  nahmen.  Die  Begeisterung  der  Freiheits- 
kriege, welche  auch  die  Wiedergewinnung  der  alten  Reichslande  auf 
ihre  Fahne  schrieb,  fand  in  diesen  selbst  keinen  Anklang  mehr,  wie 
auch  alle  Bestrebungen,  die  »Avulsa  imperii«  Deutschland  wiederzu- 
gewinnen, an  der  Ungunst  der  politischen  Verhältnisse  scheiterten. 
So  blieben  diese  urdeutschen  Gebiete  bei  Frankreich  und  machten 
alle  wechselnden  Phasen  des  französischen  Staatslebens  mit  durch. 
Fest  blieb  nur  jener  grossartige  Bau  der  Verwaltui^,  dessen  Funda- 
mente Napoleon  als  Konsul  und  Kaiser  durch  seine  Gesetze,  beson- 
ders durch  das  Gesetz  vom  28  Pluvidse  VIII  gelegt  hatte.  Dieser  Bau 
wurde  selbst  durch  die  grossen  Verfassungsumgestaltungen  von  1814, 
1830  und  1848  nicht  erschüttert.  Dem  absoluten  Kaiserthum  war 
es  natürlich  nie  um  Selbstverwaltung  und  Mitbethätiguug  der  Bür- 
ger am  Staatsleben  zu  thun  gewesen;  allein  auch  die  konstitutio- 
nellen Charten  von  1814  und  1830  begnügten  sich  damit,  im  Centrum 
des  Staates  einen  politischen  Mechanismus  au&urichten,  und  waren 
weit  entfernt,  das  Princip  der  Selbstverwaltung  in  den  kleineren 
Kreisen  des  Staatslebens  zu  verwirklichen.  Strengste  Centralisation 
der  Verwaltung,  AUeinregierungj  einer  vom  Mittelpunkt  durchaus 
abhängigen  Beamtenschaft,  bureaukratisches  Präfektensystem,  ver- 
bunden mit  einem  unter  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  des  Staats- 
ratheshoch  ausgebildeten  Verwaltungsrechte,  bildete  den  Grundzug 
der  französischen  Verwaltung,  welche  auch  die  Gebiete  mit  deut- 
scher Bevölkerung  dem  französischen  Staatswesen  immer  mehr  assi- 
milirte*  Als  im  Jahre  1870  der  Krieg  mit  Deutschland  ausbrach, 
bestand  das  napoleonische  Verwaltungssystem  dort  in  voller  Kraft, 
ebenso  die  französische  Gemeindeverfassung.  Die  deutschen  Sieger 
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konnten  Elsass  nebst  einem  Theile  Ton  Lothringen  vom  französi- 
schen Staatskörper  trennen,  die  französischen  Verwaltungs- ,  Ge- 
richts- und  Gemeindeeinrichtungen  mussten  vorläufig  bestehen  blei- 
ben ;  erst  allmählich  konnte  das  neue  Gebiet  dem  deutschen  Mutter- 
lande wieder  organisch  eingefügt  werden.  Wir  werden  diesen  Um- 
gestaltungsprocess  in  den  folgenden  Paragraphen  kurz  darlegen. 

§371. 
2)  Wiedergewinnung  der  verlorenen  Reichslande.i 

Nachdem  die  Schlachten  von  Weissenburg  und  Wörth,  von 
Mars-la-Tour  und  Gravelotte  geschlagen  waren,  befanden  sich  die 
französischen  Landestheile,  welche  heute  das  Reichsland  Elsass- 
Lothringen  bilden,  mit  Ausnahme  einiger  weniger  fester  Punkte, 
in  der  unbestritten  thatsächlichen  Gewalt  des  deutschen  Heeres. 
Schon  durch  Kabinetsordre  des  Königs  von  Preussen,  als  obersten 
Feldherm  der  verbündeten  Heere,  vom  14.  August  1870  war  be- 
stimmt worden,  dass  die  besetzten  Gebiete  des  Elsass  unter  die  Ver- 
waltung eines  Generalgouvemeurs  von  Elsass  gestellt  werden  soll- 
ten. Dem  Generalgouvernement  im  Elsass  wurden  durch  Kabi- 
netsordre vom  21.  August  1870  die  Arrondissements  Saarburg, 
Chäteau-Salins,  Saargemünd,  Metz  und  Diedenhofen  überwiesen. 
Endlich  wurde  durch  Kabinetsordre  vom  7.  November  1870  be- 
stimmt, dass  die  bisher  zum  Departement  der  Vogesen  gehörigen 
Kantone  Schirmeck  und  Saules,  soweit  sie  im  Quellengebiet  des 
Breuschflusses  liegen,  mit  dem  Departement  Niederrhein  vereinigt 
und  dem  Generalgouvemenr  im  Elsass  unterstellt  werden  sollten. 
Mit  dem  15»  December  1870  trat  diese  Verbindung  ins  Leben.  Da- 
mit war  die  territoriale  Zusammensetzung  des  Generalgouverne- 
ments vollendet.  Dasselbe  umfasste  alle  Gebietstheile ,  welche 
Deutschland  zu  behalten  beabsichtigte. 

Mit  der  thatsächlichen  Besitznahme  hörten  diese  Lande  aber 
noch  nicht  auf,  zum  französischen  Staatsgebiete  zu  gehören.  Nach 
einem  allgemein  anerkannten  völkerrechtlichen  Satze  hebt  die  krie- 
gerische Besetzung  eines  Landestheiles  durch  den  Feind  die  Zuge- 
hörigkeit zum  heimischen  Staatsverbande  nicht  auf.  Die  Staatsgewalt 

^  Die  maassgebenden  Völker-  und  staatsrechtlichen  Gesichtspunkte  bei  der 
Wiedererwerbung  dieser  Gebiete  legt  Loening  in  der  oben  erwähnten  Schrift: 
Die  Verwaltung  des  Generalgouvernements  im  Elsass  (1874)  mit  grosser  Klarheit 
dar.  Dieselbe  ist  aber  zugleich  in  der  That  ein  werthvoUer  »Beitrag  zur  Geschichte 
des  Völkerrechtes«  überhaupt. 
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der  eigenen  Regierung  ist  damit  nicht  beseitigt,  sondern  nur  durch 
die  Kxiegsgewalt  suspendirt,  letztere  ist  als  provisonsche  Nothgewalt 
anzusehen  und  reicht  nur  so  weit,  als  die  Kriegszwecke  es  erhei- 
schen. Durch  die  Okkupation  werden  auch  keinesw^s  alle  Cresetxe 
des  Heimathsstaates  au%ehoben;  sie  dauern  fort,  soweit  sie  mit  dem 
Zwecke  der  kriegerischen  Okkupation  vereinbar  sind  und  nicht  Ton 
dem  besetzenden  Feinde  ausser  Kraft  gesetzt  werden.  Dagegen 
haben  die  von  der  heimischen  Staat^ewalt  nach  der  Okkupation 
erlassenen  neuen  Gesetze  in  dem  vom  Feinde  besetzten  Gebiete 
keine  Geltung,  da  dieselbe  in  ihrer  Wirksamkeit  thatsächlich  sus- 
pendirt  ist.  Die  besetzende  feindliche  Gewalt  übt  die  geset^ebende 
Gewalt  in  dem  okkupirten  Lande  nur  so  weit,  als  es  die  kriege- 
rischen Zwecke  nöthig  machen.  Diese  Gesetze  verlieren  aber  ihre 
Kraft  mit  dem  Aufhören  der  Okkupation;  sie  werden  definitiv  mit 
der  erfolgten  Abtretung. 

Erst  durch  die  Abtretung  der  betreffenden  Gebietstheile  durch 
den  besiegten  Staat  verwandelt  sich  die  thatsächliche,  aber  mit  be- 
stimmten Rechtswirkungen  verbundene  Besetzung  in  wirkliches 
Staatseigenthum.  Für  das  dem  Generalgouvernement  unterstellte 
Gebiet  trat  diese  Veränderung  erst  mit  dem  Präliminarfirieden  vom 
26.  Februar  1871  und  zwar  mit  dem  Austausche  der  Ratifikationen 
ein,  welcher  am  2.  März  1871  erfolgte.  Mit  diesem  Tage  sind  die 
abgetretenen  Gebiete  in  das  Staatseigenthum  des  deutschen  Reiches 
übergegangen ;  sie  haben  aufgehört,  ein  Theil  Frankreichs  zu  sein. 
Diese  Abtretung  ist  dann  im  definitiven  Frieden  vom  10.  Mai  1871 
nur  bestätigt  worden.  Während  das  Generalgouvernement  diese 
Lande  lediglich  als  militärisch  besetzte  Gebiete  beherrscht  hatte, 
wobei  es  auch  in  gewissem  Umfange  die  geset^ebende  Grewalt  aus- 
übte, fand  die  erste  staatsrechtliche  Organisation  des  Landes  durch 
das  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  statt. 

§372. 
3)  Das  Gesetz  vom  9.  Job!  1871  lud  die  sogenaiuite  kaiserlielie  Dlktttv.^ 

Die  oben  erwähnten  Gebietstheile  wurden  von  Frankreich  an 
das  seit  dem  1.  Januar  1871  bestehende  deutsche  Reich  >en  toute 


^  Den  besten  Kommentar  zu  diesem  Gesetze  geben  die  Verhandlungen  und 
Drucksachen  des  deutschen  Reichstages  I  Session  1871.  Nr.  61,  abgedruckt  in 
Hirth's  Annalen  1871  unter  dem  Titel:  »Die  Wiedervereinigung  von  Elsass  und 
Lothringen  mit  dem  deutschen  Reiche«!  S.  846 — 958.  Besonders  wichtig  sind  die 
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souyerainet6  et  propriete»  abgetreten.  Letzterem  stand  daher  die 
freieste  Verfügung  über  dieselben  zu  und  es  liessen  sich  verschie- 
denartige Möglichkeiten  denken,  das  staatsrechtliche  Verhältniss 
derselben  zu  ordnen.  Man  konnte  aus  ihnen  einen  neuen  Bundes- 
staat bilden  oder  man  konnte  sie  einem  bestehenden  Bundesstaate 
überweisen  oder  man  konnte  sie  zwischen  mehreren  Bundesstaaten 
vertheilen.  Hätte  man  einen  dieser  Wege  gewählt ,  so  hätten  sich 
diese  neuerworbenen  Gebietstheile  in  den  bestehenden  staatsrecht- 
lichen Bau  des  deutschen  Breiches  stilgerecht  einfugen  lassen.  Es 
wäre  dann  zu  den  25  Bundesstaaten  nur  ein  26.  hinzugetreten,  oder 
es  wären  bestehende  Bundesstaaten  in  ihrem  Gebiete  vergrössert 
worden.  Keiner  dieser  Wege  wurde  gewählt,  sondern  ein  dritter 
eingeschlagen,  dessen  Beschreiten  allerdings  in  dieBeichsverfassung 
eine  Anomalie  hineintrug.  Aus  praktisch  politischen  Gründen 
glaubte  man  sich  aber  über  diese  Bedenken  hinwegsetzen  zu  kön- 
nen und  machte  die  neuerworbenen  Gebiete  zu  einem  sogenannten 
Beichslande,  ohne  sich  über  die  Tragweite  dieses  Begriffes  völlig 
klar  zu  sein ;  vielmehr  schwebte  dabei  die  ideale  Auffassung  vor,  dass 
das,  was  mit  gemeinsamer  Kriegsarbeit  aller  Deutschen  erworben  sei, 
auch  keinem  deutschen  Einzelstaate  zu  Gute  kommen  dürfe,  son- 
dern Gemeingut  des  deutschen  Reiches  bleiben  müsse. 

Obgleich  Elsass-Lothringen  durch  den  Friedensschluss  für 
immer  mit  dem  deutschen  Beiche  vereinigt  worden  war,  so  hielt 
man  es  doch  für  unmöglich,  die  Beichsverfassung  in  diesen  Gebieten 
schleich  einzuführen.  Dies  sollte  erst  am  1.  Januar  1873  erfolgen, 
wurde  aber  bis  auf  den  1.  Januar  1874  verschoben.  Bis  dahin  wurde 
ein  provisorischer  Zustand  angeordnet,  welchen  man  als  ^diekai- 
se^liche  Diktatura  bezeichnet  hat.  Der  Kaiser  übte  darnach 
die  gesammte  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  im  Namen  des 
Beiches  aus,  auch  die  gesetzgebende  Gewalt,  nur  ist  er  beim  Erlasse 
von^  Gesetzen  an  die  Zustimmung  des  Bundesrathes,  nicht  des 
Reichstages,  gebunden.  Nur  in  einem  Falle  ist  die  Zustimmung 
des  Reichstages  erforderlich,  nämlich  wenn  es  sich  um  Aufnahme 
von  Anleihen  oder  Uebemahme  von  Grarantien  für  Elsass-Lothrin- 
gen handelt,  durchweiche  irgend  eine  Belastung  des  Reiches  herbei- 
geführt wird  (§  3).  Durch  Verordnung  des  Kaisers  können  mit 
Zustimmung  des  Bundesrathes  einzelne  Theile  der  Verfassung  schon 


AusfQhrungen  des  Fürsten  Bismarck,  des  Ministers  Delbrück,  des  Berichterstat- 
ters Lamey,  und  die] hervorragende  Rede  von  H.t.  Treitschkein  geschicht- 
lich-politisoher  Beziehung. 
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früher  eingeführt  werden.  Artikel  3  der  Reichsverfassung  ;dafi  Bun- 
desindigenat  betreffend)  tritt  sogleich  in  Kraft.  Die  erforderlichen 
Aenderungen  und  Ergänzungen  der  Verfassung  bedürfen  der  Zu- 
stimmung des  Reichstages.  Nach  Einführung  der  ReicbsYer&s- 
sung  steht  bis  zu  anderweitiger  Regelung  durch  Reichi^esetz  das 
Recht  der  Gesetzgebung  auch  in  den  der  Reichsgesetzgebung  in 
den  Bundesstaaten  nicht  unterliegenden  Angel^enheiten  dem 
Reiche  zu.  Die  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  bedür- 
fen zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers, 
welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt  (§  4] . 

In  dieser  Zeit  wurde  die  Verwaltung  des  Reichslandes  zuerst 
organisirt.  Im  Bundesrathe  wurde  ein  besonderer  Ausschuss  für 
Elsass-Lothringen  gebildet.  Verantwortlicher  Minister  war  der 
Reichskanzler,  welcher  für  Elsass-Lothringen  eine  besondere  Ab- 
theilung im  Reichskanzleramt  errichtete.  Die  Organisation  der  (je* 
richte  erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  14.  Juni  1871,  wobei  das  Ober- 
handelsgericht an  die  Stelle  des  Pariser  Kassationshofes  trat.  Die 
Verwaltungsbezirke  und  Behörden  im  Lande  wurden  durch  das 
Gesetz  vom  30.  December  1871  organisirt.  Im  Granzen  wurde  das 
französische  Verwaltungsrecht  nebst  der  Organisation  der  Behörden 
beibehalten.  Als  oberste  Spitze  der  Verwaltung  im  Lande  wurde 
ein  Oberpräsident  eingesetzt,  welchem  nicht  nur  die  Oberauf- 
sicht über  die  gesammte  Landesverwaltung,  sondern  auch  viele 
eigene  Verwaltungsbefugnisse,  auch  manche  Funktionen  übertragen 
wurden,  welche  früher  den  Ministern  zugestanden  hatten.  Ihm  wurde 
besonders  durch  §  10  des  Gesetzes  die  ausserordentliche  Befugniss 
beigelegt,  bei  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  alle  erforderlichen 
Maassregeln  zu  treffen,  namentlich  die  Rechte  auszuüben ,  welche 
das  französische  Gesetz  vom  Q.August  1849  den  Militärbehörden  für 
den  Fall  des  Belagerungszustandes  überweist.  Die  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit des  französischen  Staatsraths  wurde  einem  aus -den 
Räthen  des  Oberpräsidiums  gebildeten  »kaiserlichen  Rathet  in 
Elsass-Lothringen  übertragen.  An  die  Stelle  der  Präfekten  traten 
die  Bezirkspräsidenten,  an  die  Stelle  der  Unterpräfekten  die  Kreis- 
direktoren mit  mannigfach  erweiterten  Amtsbefugnissen. 

Auch  wurden  in  dieser  Zeit  einzelne  Bestimmungen  der  Reichs- 
verfassung durch  kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des  Bon- 
desrathes  im  Reichslande  eingeführt,  dies  geschah  mit  den  Bestim- 
mungen über  das  Zoll  wesen,  das  Post-,  Telegraphen- und  Eisenbahn- 
wesen, in  Betreff  der  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste.  Auch  eine 
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ganze  Reihe  von  andern  Beiclisgesetzen  wurde  auf  diesem  Wege  in 
Elsass-Lothringen  recipirt,  z.  B.  das  Gesetz  über  die  Rechtshülfe 
vom  21.  Juni  1869,  das  Gesetz  über  die  Binderpest  vom  7.  April 
1869,  das  Festungsrayongesetz  vom  21.  December  1871  u.  s.  w. 

§373.   . 
4)  Elsass-Lothringen  unter  der  Herrschaft  der  Reichsgesetzgebnng. 

Durch  das  Gesetz  vom  25.  Juni  1873  trat  mit  dem  1.  Januar 
1874  die  Reichsverfassung  in  Elsass-Lothringen  in  Kraft.  Dadurch 
wurde  Elsass-Lothringen  nicht  erst  Reichs-  oder  Bundesgebiet. 
Dies  war  es  schon  seit  dem  2.  März  1871,  aber  es  wurde  jetzt  ein 
den  Gebieten  der  25  Bundesstaaten  gleichberechtigtes  Gebiet, 
für  welches  alle  neu  erlassenen  Reichsgesetze  von  selbst  mit  in  Kraft 
treten,  die  Elsass-Lothringer  wurden  nicht  erst  1874  Reichsunter- 
thanen,  wohl  aber  aktive  gleichberechtigte  Staatsbürger,  welche 
15  Äbgeoi^dnete  in  den  Reichstag  zu  wählen  haben  und  damit  den 
ihnen  angemessenen  Antheil  an  der  Mitbildung  des  Reichswillens 
erhielten. 

Die  Hauptveränderung  trat  mit  dem  1.  Januar  1874  auf  dem 
Gebiete  der  Gesetzgebung  ein.  Zur  Erlassung  eines  Landes- 
gesetzes bedurfte  es  von  nun  an  eines  Reichsgesetzes,  doch 
durfte  der  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes ,  während  der 
Reichstag  nicht  versammelt  war,  Verordnungen  mit  Gesetzeskraft 
erlassen,  welche  jedoch  dem  Reichstage  bei  seinem  nächsten  Zu- 
sammentritt vorgelegt  werden  mussten  und  ihre  Wirksamkeit  ver- 
loren, wenn  er  seine  Zustimmung  versagte,  doch  durften  solche 
Nothverordnungen  nicht  eine  Veränderung  der  Verfassung  oder 
eines  in  Elsass-Lothringen  geltenden  Reichsgesetzes  oder  Anleihen 
und  Garantien  zu  Lasten  des  Reiches  zum  Gegenstand  haben. 

Da  in  dem  Gesetze  vom  9.  Juni  1871  ausdrücklich  gesagt  ist> 
dass  mit  der  Einfuhrung  der  Reichsverfassung  auch  in  solchen  An- 
gelegenheiten, die  in  den  Bereich  der  Landesgesetzgebung  gehören, 
der  Weg  der  Reichsgesetzgebung  einzuhalten  ist,  so  muss  an- 
genommen werden,  dass  von  dem  regelmässigen  Gange  der  Reichs- 
gesetzgebung keine  Ausnahme  gemacht  werden  sollte.  Es  genügt 
daher  die  XJebereinstimmung  von  Bundesrath  und  Reichstag,  wäh- 
rend der  Kaiser  nicht  mehr  als  besonderer  Faktor  der  Reichsgesetz- 
^ebung  erscheint. 
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§374. 
5)  Antehniing  einer  selbstindlgereii  Stellung  flr  Elius-LethilBgeB. 

Durch  Erlass  vom  29.  Oktober  1874  war  der  Reichskanzler  er- 
mächtigt worden,  einen  sogenannten  Landesausschuss  zu  bilden, 
welcher  durch  die  drei  Bezirkstage  des  Reichslandes  aus  deren  Mit- 
gliedern gewählt  wurde  und  aus  30  Abgeordneten  und  9  Stellver- 
tretern bestand.  Demselben  wurden  der  Landeshaushalt  und  die  die 
innere  Gesetzgebung  des  Reichslandes  betreffenden  Gesetzentwürfe 
zur  Begutachtung  vorgelegt.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  2.  Mai 
1877  betreffend  die  Landesrepräsentation  in  Elsass- Lothringen 
(Reichsgesetzblatt  1877  S.  491)  wurde  dieser  Landesausschuss  aus 
einer  bloss  berathenden  und  begutachtenden  Behörde  zu  einem 
staatsrechtlichen  Faktor  der  Landesgeset^ebung  erhoben.  Landes- 
gesetze für  Elsass-Lothringen,  einschliesslich  des  jährlichen  Staats- 
haushaltsetats,  werden  von  nun  an  mit  Zustimmung  des  Bandes- 
rathes  vom  Kaiser  erlassen,  wenn  der  Landesausscluiss  den- 
selben zugestimmt  hat.  Daneben  ist  aber  der  regelmässige 
Weg  der  Reichsgesetzgebung  stehen  geblieben,  wie  er  durch  das 
Gesetz  vom  25.  Juni  1873  vorgeschrieben  war.  »Die  Erlassung  von 
Landesgesetzen  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  bleibt  vorbehal- 
ten. Die  auf  Grund  dieses  Vorbehaltes  erlassenen  Landesgesetze 
können  nur  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  aufgehoben  oder  ge- 
ändert werden.«  (Gesetz  vom  2.  Mai  1877  §  2).  Die  Rechnungen 
über  den  Landeshaushalt  werden  dem  Bundesrathe  und  dem  Lan- 
desausschusse zur  Entlastung  vorgelegt.  Versagt  der  Landesaus- 
schuss die  Entlastung,  so  kann  dieselbe  durch  den  Reichstag  er- 
folgen. 

Auf  eine  vom  Reichstag  angenommene  Resolution,  dass  Elsass- 
Lothringen  eine  selbständige  im  Lande  befindliche  Regierung  er- 
halten möge,  erging  das  Reichsgesetz  vom  4.  Juli  1879,  betreffend 
die  Verfassung  und  Verwaltung  von  Elsass-Lothringen  (Reichsgesetz- 
blatt 1879  S.  165  ff.),  welches  mit  dem  1.  Oktober  1879  in  Kraft 
getreten  ist.  An  den  gesetzgebenden  Befug^nissen  des  Reiches  wird 
dadurch  nichts  geändert,  so  dass  für  das  Reichsland  auch  fernerhin 
Landesgesetze  auf  dem  Wege  der  Reichsgesetzgebung  g^eben  wer- 
den können  und  der  Kaiser  befugt  ist,  auch  fernerhin  Nothverord- 
nungen  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  zu  erlassen.  Der  Fort- 
schritt zur  grösseren  Selbständigkeit  liegt  nur  darin,  dass  der  Schwer- 
punkt der  Verwaltung  in  das  Reichsland  selbst  verlegt  wird.  Der 
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Kaiser  kann  die  landesherrlichen  Befugnisse^  welche  ihm  kraft  der 
Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  zustehen,  einem 
Statthalter  übertragen,  der  in  Strassburg  seinen  Sitz  hat.  Der  Um- 
fiEuig  der  dem  Statthalter  zu  übertragenden  landesherrlichen  Befug- 
nisse wird  durch  kaiserliche  Verordnung  bestimmt.  Auf  ihn  gehen 
alle  dem  Reichskanzler  in  der  elsass-lothringischen  Landesverwal- 
tung bis  dahin  zustehenden  Obliegenheiten  über.  Die  Abtheilung 
des  Reichskanzleramtes  für  Elsass-Lothringen  wird  aufgelöst,  ebenso 
das  Oberpräsidium.  Die  Spitze  der  Verwaltung  ist  von  nun  an  der 
im  Lande  residirende  Statthalter. 


II.  Die  gegenwärtige  staatsrechtliche  Stellung  des  Beichslandes 

im  Allgemeinen. 

§375. 

1)  SliaM-LothriBgeii  kein  Staate 

Durch  das  Gesetz  vom  9.  Juni  1871  ist,  wie  oben  erwähnt, 
Elsass-Lothringen  in  eine  ganz  eigenthümliche  staatsrechtliche 
Stellung  gebracht,  welche  man  mit  dem  Ausdruck  »Reichsland« 
bezeichnen  zu  können  vermeinte.  Seit  dem  1.  Januar  1874  ist  die 
Reichs  Verfassung  in  Elsass-Lothringen  ins  Leben  getreten.  Es  ist 
aber  nicht  zu  verkennen,  das  diese  Geltung  nur  eine  sehr  modi- 
ficirte  sein  kann.  Die  Reichsverfassung  setzt  nach  vielen  ihrer 
einzelnen  Bestimmungen,  wie  nach  ihrem  ganzen  Geiste  das  Dasein 
von  Einzelstaaten  voraus.  Nach  der  rechtlichen  Natur  des  Bundes- 
staates hat  die  Reichsgewalt  keineswegs  alle  staatlichen  Funktionen 
an  sich  gezogen,  es  findet  vielmehr  eine  Theilung  derselben  zwischen 
der  Reichsgewalt  und  der  Staatsgewalt  der  Einzelstaaten  statt. 
Wenn  auch  die  Reichsgewalt  die  übergeordnete,  souveraine  ist,  so 
haben  doch  auch  die  Einzelstaaten  ihre  selbständige  staatliche  Be- 
rechtigung, die  sie  nicht  von  der  Reichsgewalt  ableiten.  Kurz,  das 
ganze  Gebäude  des  Deutschen  Reiches  in  seiner  staatsrechtlichen 
Struktur  setzt  die  Fundamente  der  historisch  vorhandenen  Einzel- 


>  Darüber  herrseht  unter  den  Staatsreohtslehrem  fast  voUst&ndige  Ueber- 
einstimmung.  Nur  Seydel,  SLomm.  S.  31,  behauptet,  dasB  das  Reichsland  ein 
Staat  sei.  In  neuester  Zeit  hat  sich  auch  Leoni  diesem  Standpunkt  gen&hert  und 
nimmt  an,  dass  Elsass-Lothringen  »ein  besonderes  Staatswesen«  sei  (S.225),  dann 
nennt  er  es  sogar  ein  »konstitutionelles  Staatswesen«.  Er  tritt  aber  mit  sieh  selbst 
in  Widerspruch,  wenn  er  S.  226  sagt :  »Mit  Becht  wird  daher  Elsass-Lothringen 
die  Bezeichnung  als  Staat  verweigert.«  Zwischen  Staat  und  Staatswesen  findet 
kein  begrifflicher  Unterschied  statt. 
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Staaten  voraus.  Diese  Voraussetzung  trifft  beim  Beichslande  nicht 
zu.  Vor  allem  würde  es  sich  fragen,  auf  welchem  Rechtstitel  soll 
die  Staatseigenschaft  von  Elsass- Lothringen  beruhen?  Die  von 
Frankreich  abgetretenen  Gebietstheile  hatten  keinen  andern  inne- 
ren Zusammenhang,  als  dass  sie  früher  zum  französischen  Staate 
gehört  hatten.  Die  Bezeichnungen  Elsass  und  Lothringen  hatten  un- 
ter Frankreich  nicht  einmal  eine  staatsrechtliche ,  sondern  nur  eine 
geographische  Bedeutung.  Dass  sie  von  Frankreich  die  Staatseigen- 
schaft mit  herübergebracht  hätten,  kann  natürlich  niemand  behaup- 
ten. Aber  das  deutsche  Reich,  das  über  sie  unbedingt  zu  veifügen 
hatte,  hat  sie  nie  zu  einem  Staate  gemacht.  In  keinem  auf  das 
Reichsland  bezüglichen  Reichsgesetze  ist  eine  solche  Erhebung  zum 
Staate  jemals  ausgesprochen,  ebenso  wenig  aber  stillschweigend  ein- 
geräumt worden.  Vielmehr  sprechen  sich  alle  officiellen  Erklärun- 
gen gegen  die  Staatseigenschaft  von  Elsass-Lothringen  aus^.  Zum 
Begriffe  eines  Staates  gehört  eine,  wenn  auch  nicht  souveraine, 
jedenfalls  aber  selbständige,  auf  ihrem  eigenen  Rechte  ruhende, 
im  Organismus  des  Staates  selbst  begründete  Staatsgewalt,  wie  sie 
die  deutschen  Einzelstaaten  jedenfalls  besitzen.  Eine  solche  fehlt 
dem  Reichslande  durchaus.  Die  Staatsgewalt  über  das  Reichsland 
steht  allein  dem  Reiche  zu.  Wenn  auch  seit  dem  Jahre  1879  die 
oberste  Verwaltungsbehörde  in  das  Reichsland  verlegt  worden  ist,  so 
bleibt  sie  doch  durchaus  eine  vom  Reiche  abgeleitete  Amtsgewalt, 
die  jeder  Zeit  widerrufen  werden  kann.  Wenn  man  auch  dem  Lan- 
desausschuss  eine  gewisse  Theilnahme  an  der  Landesgesetzgebung 
eingeräumt  hat,  so  steht  doch  dem  Reiche  die  oberste  gesetzgebende 
Gewalt  zu,  wodurch  die  Landesgesetzgebung  jeder  Zeit  beliebig 
wieder  zur  Reichssache  gemacht  werden  kann.  W^en  Mangels 
einer  selbständigen,  im  eigenen  Organismus  begründeten  Staatsge- 
walt kann  Elsass-Lothringen  nicht  als  Staat  angesehen,  sondern  muss 
begrifflich  einer  andern  Kategorie  vom  Gemeinwesen  untergeordnet 
werden,  welche  wir  unten  zu  bestimmen  suchen  werden. 


^  Motive  zum  Gesetze  vom  9.  Juni  1871:  »Das  von  Frankreich  abgetretene 
Gebiet  ist  nicht  bestimmt,  einen  mit  eigener  Staatshoheit  bekleideten  Bundes- 
Btaat  zu  bilden,  die  Landeshoheit  über  dasselbe  ruht  im  Reiche«.  D  elbrück  in 
der  Reichstagssitzung  vom  20.  Mai  1871 :  »Die  formellen  Schwierigkeiten,  die  in 
der  Stellung  eines  Landes  liegen ,  welches  nicht  Theil  eines  Bundesstaates  und 
welches  auch  selbst  nicht  Bundesstaat  ist,  — diese  formellen  Schwie- 
rigkeiten, die  ich  nicht  verkenne,  können  an  sich  unmöglich  davon  abhalten, 
dem  Lande  eine  solche  Stellung  zu  geben,  wenn  man  der  Ueberzeugung  ist,  diese 
Stellung  ist  an  sich  richtig.« 
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§376. 
2)  Reichsgeietxe  and  Landeigeietse  in  SUasi-LothriDgeiL 

Allerdings  kann  man  auch  in  Elsass-Lothringen  solche  Gesetze 
unterscheiden,  welche  nach  den  Grundsätzen  der  Reichsverfassung 
zur  allgemeinen  Zuständigkeit  der  Reichsgewalt,  und  solche,  welche 
grundsätzlich  in  die  Sphäre  der  Einzelstaaten  gehören.  Gegen- 
ständlich ist  dieser  Unterschied  auch  für  Elsass-Lothringen  vor- 
handen ;  es  werden  für  dasselbe  Gesetze  erlassen,  welche  zur  allge- 
meinen Zuständigkeit  des  Reiches  gehören,  z.  B.  über  Militär-, 
Zoll-,  Handelswesen;  es  bedarf  aber  auch  solcher  Gesetze,  welche  für 
die  Einzelstaaten  auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung  zu  erlassen 
sind,  z.  B.  Gesetze  über  Unterrichtswesen,  Polizei,  landwirthschaft- 
liehe  Verhältnisse  u.  s.  w.  Letztere  Gesetze  werden  auch  für  Elsass- 
Lothringen  zur  »Landesgesetzgebungcr,  »zur  inneren  Gesetzgebung« 
gerechnet,  aber  für  beide  Arten  von  Gesetzen  ist  die  Reichsgewalt 
dieselbe  Quelle.  Auch  die  sogenannten  Landesgesetze  ruhen  auf 
der  gesetzgeberischen  Autorität  des  Reiches,  wenn  das  Reich  fakul- 
tativ auch  einen  andern  Weg  der  Entstehung  zugelassen  hat.  Alle 
für  Elsass-Lothringen  erlassenen  Gesetze  sind  Reichsgesetze,  mag 
ihr  Gegenstand  grundsätzlich  auch  in  den  Bereich  der  Einzelstaaten 
gehören.  Es  sind  diese  sogenannten  Landesgesetze  örtliche 
Reichsgesetze  im  Gegensatz  zu  den  allgemeinen  Reichsgesetzen. 

In  Elsass-Lothringen  bestehen  gegenwärtig  folgende  Formen 
der  Geset^ebung  neben  einander.  Elsass-Lothringische  Landes- 
gesetze entstehen:  1]  durch  Erlass  des  Kaisers  mit  Zustimmung  des 
Bundesrathes  und  des  Landesausschusses ;  diese  Form  wird  als  die 
r^elmässige  der  Landesgesetzgebung  bezeichnet.  Hier  erscheint 
der  Kaiser  als  der  eigentliche  Gesetzgeber,  Bundesrath  und  Landes- 
ausschuss  nur  als  mitwirkende  konstitutionelle  Organe.  Dem  Kaiser 
steht  die  Sanktion  zu,  welcher  in  voller  Freiheit  darüber  entscheidet, 
ob  ein  vom  Bundesrath  und  Landesausschuss  genehmigter  Gesetz- 
entwurf zum  Gesetze  erhoben  werden  soll ;  2)  auf  dem  regelmässigen 
Wege  der  Reichsgesetzgebung,  wo  die  Uebereinstimmung  von  Bun- 
desrath und  Reichstag  ausreicht  und  eine  besondere  Sanktion  des 
Kaisers  nicht  mehr  erforderlich  ist ;  3)  durch  Erlass  des  Kaisers  mit 
Zustimmung  des  Bundesrathes.  Dies  sind  die  oben  erwähnten 
Verordnungen  mit  provisorischer  Gesetzeskraft^  Ueber 
die  verfassungsmässigen  Voraussetzungen  solcher  Verordnungen  ist 
bereits  oben  die  Rede  gewesen. 
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Die  Ausfertigung  der  Gesetze  erfolgt  durch  eine  mit  Unter- 
schrift und  Insiegel  des  Kaisers  ausgestattete  und  mit  Datum  Ter- 
sehene  Urkunde,  welche  den  Text  des  Gesetzes  enthält  und  im  Ein- 
gange desselben  die  erforderlichen  Voraussetzungen  (Zustimmung 
des  Bundesrathes,  des  Landesausschusses,  des  Reichstages)  feststeUt 
Die  Verkündigung  der  Gesetze  erfolgt  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
3.  Juli  1871  in  einem  besonderen  Gesetzesblatte,  welches  den  Titel 
»Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringena  führt  und  vom  Ministerium  far 
Elsass-Lothringen  in  Strassburg  (firüher  durch  das  Reichskanzler- 
amt) herausgegeben  wird.    (Leoni  a.  a.  O.  S.  265.) 

Neben  diesen  neu  erlassenen  Gesetzen,  welche  in  den  verschie- 
denen Phasen  der  deutschen  Herrschaft  auf  verschiedene  Weise  zu 
Stande  gekommen  sind,  hat  sich  der  ganze  Grundstock  der  franzo- 
sischen Gesetzgebung  erhalten,  soweit  diese  Gesetze  nicht  abge- 
schabt oder  mit  den  neuen  staatsrechtlichen  Verhältnissen  unver- 
einbar sind.  Dies  letztere  ist  besonders  mit  den  französischen 
Gesetzen  der  Fall,  welche  den  Fortbestand  der  französischen  Ver- 
fassung, die  Zugehörigkeit  zum  französischen  Staatskörper  oder  das 
Hereingreifen  französischer  Centralbehörden  zur  Voraussetzung 
haben.  Nach  dem  oben  entwickelten  Grundsatze  reicht  die  Gültig- 
keit der  französischen  Gesetzgebung  bis  zu  dem  Tage,  wo  durch  die 
Okkupation  die  französische  Staatsgesets^bungthat^chlich  suspen- 
dirt  wurde.  Daher  ist  der  Termin  für  verschiedene  Landestheile 
verschieden  zu  bestimmen.  Durch  die  fortschreitende  deutsche  Ge- 
setzgebung wird  dieser  Grundstock  des  französischen  Rechtes  von 
Jahr  zu  Jahr  vermindert,  was  die  Assimilirung  des  Reichslandes  nur 
befordern  kann. 

§377. 

3j  Reiohi-  aid  Staatiugehdrigkeit  in  SUasi-LotliiiBg«».! 

Durch  die  Abtretung  der  genannten  Gebietstheile  haben  die 
Angehörigen  derselben  im  staatsrechtlichen  Sinne  aufgehört,  Fran- 


i 


1  Die  betreffenden  Bestimmungen  sind  in  Artikel  11  des  Fiiedensvertrages 
und  Artikel  I  der  Zusatskonvention  vom  11.  Deeember  1871  enthalten.  Artikeln 
des Friedensyertrageg lautet:  Den  aus  den  abgetretenen  Gebieten herBtammenden, 
gegenw&rtigin  diesem  Gebiete  wohnhaften  französischen  Unterthanen^welchebeab- 
sichtigen,  die  französische^Nationalit&t  zu  behalten,  steht  bis  zum  I.Oktober  1S72 
und  vermöge  einer  vorgängigen  Erklärung  an  die  zuständige  Behörde  die  Befag> 
niss  zu,  ihren  Wohnsitz  nach  Frankreich  zu  verlegen  und  sich  dort  niederzulafiaen, 
ohne  dass  dieser  Befugniss  durch  die  Gesetze  über  den  Militärdienst  Eintrag  ge- 
schehen könnte,  in  welchem  Falle  ihnen  die  Eigenschaft  als  französische  Bürger 
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zosen  zu  sein.  Es  fragt  sich  nur,  wer  als  Angehöriger  dieser  Gebiete 
zu  betrachten  sei.  Weder  der  Friedensvertrag,  noch  der  Zusatzver- 
trag sprechen  sich  darüber  ausdrücklich  aus,  sie  bestimmen  nur, 
dass  gewissen  Kategorien  von  Personen  bis  zu  einem  gewissen  Termin 
die  volle  Auswanderungsfreiheit  nach  Frankreich  und  damit  die 
Beibehaltung  des  französischen  Indigenats  vorbehalten  wird.  Nur 
so  viel  geht  aus  diesen  vertragsmässigen  Bestimmungen  hervor,  dass 
zu  den  Angehörigen  der  abgetretenen  Gebietstheile  alle  Personen 
gerechnet  werden,  welche  in  Elsass-Lothringen  geboren  waren, 
»individus  originaires  des  territoires  c^d^s«,  qui  seront  devenus  sujets 
allemandsff,  gleichviel  ob  sie  am  2.  Mäxz  1871  dort  wohnten  oder 
nicht  (natürlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  unterdessen  kein 
anderes  Indigenat  erworben  hatten).  Damit  sollte  aber  keineswegs 
ausgesprochen  sein,  dass  diejenigen  Personen,  welche  zwar  in  Elsass- 
Lothringen  wohnten,  aber  in  andern  Theilen  Frankreichs  geboren 
waren,  Franzosen  geblieben  seien.  Hier  entschied  der  allgemein  an- 
erkannte Satz,  dass  durch  Abtretung  eines  Landestheiles  alle  darin 
domicilirten  Staatsbürger  ihre  bisherige  Staatsangehörigkeit  verlie- 
ren. Es  gehörten  daher  zu  den  Angehörigen  des  abgetretenen  Ge- 
bietes alle  Franzosen,  welche  in  Elsass-Lothringen  geboren  waren 
oder  am  2.  März  1871  dort  wohnten,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  kraft  des  sogenannten  Optionsrechtes  bis  zum  1.  Oktober 
1872  erklärten,  dass  sie  ihren  Wohnsitz  nach  Frankreich  verlegen 
und  sich  dort  niederlassen  wollten.  Die  Personen,  welche  von  die- 
sem Optionsrecht  keinen  Gebrauch  machten,  wurden  am  2.  März 
1871  Unterthanen  des  Deutschen  Reichs  und  in  diesem  Sinne  Reichs- 
angehörige ;  vollberechtigte,  aktive  deutsche  Reichsbürger  wurden 
sie  erst  mit  Einführung  der  deutschen  Reichsverfassung,  wodurch 
ihnen  das  wichtigste  Recht,  die  Wahl  zum  deutschen  Reichstag, 
erst  eingeräumt  wurde,  während  die  Einführung  des  Artikel  3  der 
Reichsverfassung  nur  die  Bedeutung  hatte,  dass  die  Elsass-Lothrin- 
ger  im  Reiche  und  die  Reichsangehörigen  in  Elsass-Lothringen  als 
Inländer  zu  behandeln  waren.  (Labandl  S.  176  iF.,  Leoni  a.a.O. 
S.  227.)  Seit  dem  1.  Januar  1874  sind  aber  die  Elsass-Lothringer 
nicht  bloss  Unterthanen,  sondern  gleichberechtigte  Reichs- 


erhalten bleiben  wird.«  Artikel  1  der  Zusatzkonvention  sagt:  »Für  diejenigen  Per- 
sonen, welche  aus  den  abgetretenen  Gebietstheilen  herstammen  und  sich  ausser- 
halb Europas  aufhalten,  wird  die  durch  Artikel  11  des  Friedensvertrags  für  die 
Wahl  zwischen  der  deutschen  und  französischen  Nationalität  festgesetzte  Frist 
bis  zum  1.  Oktober  1873  verlängert.« 

H.  S  c  h  n  I  z  e ,  Dentsches  Staatsrecht.  24 
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bürge r,  welche  in  reichsrechtliclier  Beziehung  von  den  übrigen 
Reichsbürgem  nicht  unterschieden  werden  können. 

Da  nach  der  richtigen  Ansicht  aber  Elsass-Lothringen  kein 
Staat  ist,  so  kann  auch  von  einer  elsass-lothringischen  Staatsan- 
gehörigkeit keine  Rede  sein.  Die  früheren  französischen  Staatsan- 
gehörigen sind  seit  dem  2.  März  1871  nur  deutsche  Beichsangehörige 
und  nichts  anderes;  sie  sind  im  deutschen  Reiche  die  einzigen 
Deutschen  in  abstracto,  weil  sie  keinem  konkreten  Staatsverbande 
angehören.  Daran  ist  durch  den  Umstand  nichts  geändert,  dass  das 
Reichsgesetz  über  die  Erwerbung  und  den  Verlust  der  Bundes-  und 
Staatsangehörigkeit  vom  1.  Juni  1870  durch  Gesetz  vom  8.  Januar 
1873  in  Elsass-Lothringen  eingeführt  ist.  Allerdings  geht  dieses 
Gesetz  davon  aus,  dass  die  Bundesangehörigkeit  nur  durch  die 
Staatsangehörigkeit  in  einem  Bundesstaate  erworben  werden  kann 
und  mit  ihr  auch  wieder  verloren  geht  (B.  I.  S.  351).  Hier  zeigt 
sich  recht  deutlich,  dass  die  Grundsätze  der  ReichsverfiEissung  und 
der  Reichsgesetzgebung  nur  in  modificirter  Gestalt  im  Reichsland 
angewendet  werden  können,  weil  wichtige  Voraussetzungen  für  die 
wörtliche  Anwendung  fehlen.  Wenn  die  elsass-lothringischen  Be- 
hörden einen  Fremden  als  Landesangehörigen  in  Elsass-Lothringen 
au£aehmen,  so  verfahren  sie  nach  analogen  Grundsätzen,  wie  die 
Landesbehörden  der  deutschen  Bundesstaaten  in  einem  solchen 
Falle,  aber  sie  machen  ihn  nicht  zum  elsass-lothringischen  Staats- 
bürger, sondern  zum  deutschen  Reichsbüi^er,  der  nur  dem  Reiche, 
aber  keinem  Einzelstaate  angehört.  Es  ist  dies  eine  Anomalie, 
aber  die  ganze  Stellung  von  Elsass-Lothringen  ist  eben  eine  ano- 
male in  dem  bundesstaatlichen  Bau  des  deutschen  Reiches.  Dass 
ein  eigenthümliches  elsass-lothringisches  Staatabürgerrecht  nicht 
existirt,  zeigt  sich  auch  darin,  dass  das  wichtigste  Recht  des  Staats- 
bürgers im  deutschen  Einzelstaat,  welches  anderen  Deutschen  als 
solchen  nicht  zusteht,  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  zur  Landes- 
vertretung, in  Elsass-Lothringen  nicht  ein  besonderes  elsass-lothrin- 
gisches Indigenat  voraussetzt,  sondern  jedem  Deutschen  zu- 
steht, welcher  seinen  Wohnsitz  in  Elsass-Lothringen 
hat.  Dagegen  kann  wohl  von  einer  elsass-lothringischen  Lan- 
desangehörigkeit die  Rede  sein,  denn  Elsass-Lothringen  ist  ein 
Verwaltungsbezirk  des  Reiches,  der  zugleich  ein  Kommunalverband 
ist,  ganz  ebenso  wie  etwa  Schlesien  oder  die  Rheinprovinz,  Hanno- 
ver oder  Schleswig-Holstein  im  preussischen  Staatsverbande.  Da 
Elsass-Lothrii^en  noch  sehr  verschiedene  Gesetze,  Rechte  und 
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Einrichtungen  für  sich  hat  und  ebenso  wie  die  Rheinprovinz  noch 
unter  der  Herrschaft  des  französischen  Civilrechtes  steht^  so  ist  es 
durchaus  nicht  gleichgültig,  ob  jemand  als  elsass-lothringischer 
Landesangehöriger  zu  betrachten  ist  oder  nicht,  da  seine  Verhält- 
nisse mannigfach  nach  verschiedenen  Bechtsgrundsätzen  beurtheilt 
werden,  welche  für  ihn  die  Bedeutung  eines  Particular-  oder  Pro- 
vincialrechtes  haben,  wie  deren  auch  in  vielen  Einzelstaaten  fort- 
bestehen. Es  ist  von  derselben  Bedeutung,  ob  ein  Bayer  Rhein- 
pfälzer,  oder  ein  Preusse  Rheinpreusse  ist.  Die  fortbestehende 
Verschiedenheit  gewisser  Rechtsgebiete  kann  aber  nie  dahin  führen, 
da  eine  Staatsangehörigkeit  anzunehmen,  wo  das  Substrat  derselben, 
der  Staat,  fehlt.  Auch  wird  die  elsass-lothringische  Landesange- 
hörigkeit nicht  besonders  erworben,  sondern  steht  ebenfalls  jedem 
Deutschen  zu ,  welcher  seinen  Wohnsitz  in  Elsass-Lothringen  ge- 
nommen hat. 

§378. 
4)  Reichsflskai  tmd  Landet üt km  in  SU asi-LothringeD. 

Obgleich  man  es  für  unmöglich  hielt,  bei  der  Neukonstituirung 
dem  Reichslande  den  Charakter  eines  Staatswesens  zu  verleihen, 
80  fand  man  es  doch  ungerecht,  die  Finanzen  des  Landes  so  mit 
den  Reichsfinanzen  zu  verschmelzen,  dass  die  Ueberschüsse  von 
Elsass-Lothringen  in  die  Reichskasse  geflossen  wären  und  Elsass- 
Lothringen  so  zu  einem  Objekte  der  Ausbeutung  für  das  Reich  ge- 
worden wäre.  Konnte  man  dem  Reichslande  keine  staatliche  Exi- 
stenz mit  eigenen  obrigkeitlichen  Rechten  gewähren,  so  konnte  es 
doch  sehr  wohl  finanziell  selbständig  gemacht  und  auf  eigene  Füsse 
gestellt  werden,  wie  auch  die  preussischen  Provinzen  ihr  eigenes 
Provincialvermögen  haben  und  ihren  Provincialhaushalt  auf  eigene 
Rechnung  führen.  So  wird  die  ganze  elsass-lothringische  Landes- 
verwaltung auf  eigene  Kosten  des  Landes  geführt,  der  elsass- 
lothringische Landesfiskus  wird  von  dem  Reichsfiskus  gerade  so 
geschieden,  wie  in  den  Einzelstaaten  Reichsfiskus  und  Landesfiskus. 
£s  giebt  Landesschulden  und  Landesvermögen.  Der  Beitrag  des 
Reichslandes  zu  den  Ausgaben  des  Reiches  beschränkt  sich  auf 
seine  Matrikelbeiträge,  welche  nach  Maassgabe  seiner  ortsanwe- 
«enden  Bevölkerung  zu  entrichten  sind.  Ausserdem  hat  es  wegen 
seines  Ausschlusses  von  der  Brausteuergemeinschafb  ein  Aversum 
für  die  ausfallende  Biersteuer  zu  entrichten.  Dagegen  leistet  das 
Reich  wieder  Beiträge  für  manche  Landesanstalten.   Die  abgetreten 

24» 


Digitized  by  VjOOQ IC 


372  ^*  ^on  den  Funktionen  der  Reichsgevalt 

nen  Eisenbahnen  in  Elsass-Lothringen  gehören  dem  Reiche,  nicht 
demReichslande.  Beide  Fisci  sind  verschiedene  yermögensrechtliche 
Subjekte,  schliessen  Verträge  mit  einander,  ja  es  wäre  denkbar, 
dass  sie  mit  einander  Prozesse  führten,  denn  es  sind  nicht  bloss  sta- 
tiones  fisci,  sondern  völlig  getrennte  yermögensrechtliche  Persön- 
lichkeiten. Diese  finanzielle  Selbständigkeit  nöthigt  aber  durchans 
nicht  zur  Annahme  eines  besonderen  elsass-lothringischen  Staats- 
wesens. 

§379. 

5)  Relchsbeasite  and  Laadesbeamte  in  Slsasi-Lothrlngen. 

Die  elsass-lothringischen  Beamten  sind  Landesbeamte,  keine 
Reichsbeamte,  wie  dies  auch  das  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  §  6  Abs.  3 
anerkennt.  Es  ist  dies  darin  begründet,  dass  Elsass-Lothringen 
nicht*  nur  ein  Verwaltungsbezirk,  sondern  ein  Kommunalver- 
band ist,  welcher  eine  dem  Reiche  untergeordnete,  aber  vom  Reiche 
verschiedene  juristische  Persönlichkeit  auf  dem  Gebiete  des  öffent- 
lichen Rechtes,  wie  des  Vermögensrechtes  ist.  Die  elsass-lothringi- 
schen Landesbeamten  werden  nicht  aus  der  Reichskasse,  sondern 
aus  der  Landeskasse  bezahlt.  Darin  liegt  schon  ein  äusserlich 
unterscheidendes  Merkmal.  Das  Gesetz  vom  23.  December  1873  über 
die  Rechtsverhältnisse  der  Beamten  und  Lehrer  unterscheidet  aber 
auch  nach  anderen  Richtungen  sehr  bestimmt  zwischen  den  Reichs- 
beamten und  den  elsass-lothringischen  Landesbeamten,  dem  Reichs- 
dienst und  dem  Landesdienste^  wie  z.  B.  nach  §  23  ein  elsass-lothrin- 
gischer  Beamter  sich  nicht  eine  Versetzung  in  irgend  ein  Reichsamt, 
sondern  nur  in  ein  Landesamt  gefallen  zu  lassen  braucht  u.  s.  w. 
(Loening,  Verwaltungsrecht  S.  78.)  Allerdings  erklärt  §  1  des 
Reichsbeamtengesetzes  vom  23.  März  1873  alle  Beamte  für  Reichs- 
beamte, welche  vom  Kaiser  ernannt  werden.  Es  setzt  dies  aber 
voraus,  dass  das  Recht  hierzu  aus  der  Reichsverfiissung  oder  einem 
Reichsgesetze  abgeleitet  ist  und  dass  die  Beamten  Reichsgeschäfte 
besorgen.  Der  Kaiser  ernennt  zwar  auch  alle  elsass-lothringischen 
Beamten,  es  giebt  keine  Beamten,  die  nicht  vom  Kaiser  selbst  oder 
kraft  kaiserlicher  Delegation  zu  ernennen  wären.  Aber  der  Kaiser 
übt  dies  Emennungsrecht  nicht  als  Kaiser,  sondern  als  Landesherr 
in  Elsass-Lothringen,  nicht  kraft  seiner  ihm  im  ganzen  Reiche  zu- 
stehenden Reichsgewalt,  sondern  kraft  der  ihm  besonders  übertrage- 
nen landesherrlichen  Gewalt  in  Elsass-Lothringen.  Durch  das 
Gesetz  vom  23.  December  1873  wurde  das  Reichsbeamtengesetz  vom 
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23.  März  1873  in  Elsass-Lothringen  eingeführt,  sodass  die  Rechts- 
verhältnisse der  elsass-lothringischen  Beamten  und  diejenigen  der 
Reichsbeamten  allerdings  durch  ein  gemeinsames  Gresetz  geregelt 
werden,  dagegen  sind  alle  Ausfuhrungsbestimmungen,  welche  das 
Gesetz  dem  Verordnungswege  überlässt,  besonders  für  Reichsbe- 
amte, besonders  für  die  elsass-lothringischen  Beamten  geregelt 
worden.  Das  Reichsbeamtengesetz  findet  übrigens  auf  die  Rechts- 
verhältnisse nur  derjenigen  elsass-lothringischen  Beamten  Anwen- 
dung, welche  aus  der  Landeskasse  ein  Diensteinkommen  beziehen, 
sowie  auf  die  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  öffentlichen  Schulen  (nicht 
auf  Geistliche,  obgleich  sie  aus  der  Landeskasse  bezahlt  werden, 
nicht  auf  Bürgermeister,  Beigeordnete,  Handelsrichter,  aber  auch 
nicht  auf  die  Lehrer  an  der  Universität  Strassbui^).  Der  Unter- 
schied zwischen  Reichsbeamten  und  elsass-lothringischen  Landes- 
beamten zeigt  sich  auch  darin,  dass  das  officielle  Handbuch  für  das 
deutsche  Reich  die  Behörden  und  Beamten  in  Elsass-Lothringen 
nicht  mit  au£sählt,  mit  Ausnahme  der  Greneraldirektion  der  Eisen- 
bahnen in  Elsass-Lothringen  zu  Strassburg  nebst  dem  untergeord- 
neten Personal,  weil  die  bestehenden  Eisenbahnen  in  Elsass- 
Lothringen,  sowie  diejenigen  Bahnstrecken,  welche  in  Elsass- 
Lothringen  auf  Kosten  des  deutschen  Reiches  ausgeführt  werden, 
zum  Finanzvermögen  des  deutschen  Reiches  gehören  (B.  H  S.  148). 
Alle  übrigen  Behörden  in  Elsass-Lothringen,  auch  die  Gerichte, 
sind  keine  Reichsbehörden,  sondern  elsass-lothringische  Landes- 
behörden, sie  werden  aber  mit  Recht  alle  als  kaiserliche  Behörden, 
die  Landesbeamten  als  kaiserliche  Beamte  bezeichnet,  weil  der 
Kaiser,  als  Inhaber  und  erblicher  Vertreter  der  Landeshoheit  in 
Elsass-Lothringen,  ihr  einziger  Dienstherr  ist. 

§  380. 

6)  FeitsteUimg  des  Begriffei  Relchslanl 

Der  Name  »Reichsland«,  »unmittelbares  Reichslandc  wird  officiell 
in  den  Motiven  zum  Yereinigungsgesetze  vom  9.  Juni  1871  zuerst 
gebraucht,  in  einem  Gesetze  selbst  zuerst  in  dem  Gesetze  vom 
25.  Juni  1873  §  2.  Dass  man  sich  über  diesen  Begriff  nicht  voll- 
kommen klar  sei,  gestand  man  sich  selbst  ein.  (Bericht  von  Lamey, 
Stenogr.  Berichte  1871  I  Sess.  833).  Jedenfalls  wurde  man  bei  der. 
Wahl  des  Ausdrucks  von  Reminiscenzen  des  älteren  deutschen 
Reichsstaatsrechts  bestimmt.    Nach  diesem  bedeutete  aber  »Reichs- 
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land«  jeden  Theil  des  Reichsgebietes,  setzte  man  »unmittelbai«  hinza, 
so  hiess  dies,  dass  das  Land  unmittelbar  dem  Beiche  nnterworfen 
sei,  ohne  Yermittelung  einer  anderen  Landesherrschaft.  So  hiessen 
die  Beichsstädte  unmittelbar,  weil  sie  keinem  Landesherm  nnter- 
stellt  waren,  aber  sie  besassen  die  untergeordnete  Staatsgewalt, 
welche  man  Landeshoheit  nannte,  eben  so  gut  selbst,  wie  die  fürst- 
liehen  Landesherm  über  ihr  Territorium,  seit  sie  die  kaiserliche 
oder  bischöfliche  Vogtei  abgestreift  und  ihre  eigene  Obrigkeit  er- 
worben hatten,  welche  der  Stadt,  als  korporativem  Verbände,  pro- 
prio jure  angehörte  (B.  I.  S.  69).  Ganz  anders  das  heutige  Beichs- 
land,  welches  keine  eigene  Staatsgewalt  besitzt,  sondern  dessen 
Laudeshoheit  beim  Beiche  steht.  Das  Beichsland  ist  eine  Provinz 
des  Beiches  ohne  jede  eigene  Staatsgewalt.  Diese  Provinz  ist  aber 
nicht  nur  ein  Verwaltungsbezirk  des  Beiches,  sondern  ein  Kommu- 
nalverband,  ein  Gemeinwesen  mit  öiFentlichrechtlichen  und  privat- 
rechtlichen Befugnissen,  die  ihm  vom  Beiche  übertragen  sind,  durch 
welches  es  zu  einer  eigenen  Persönlichkeit  erhoben  worden  ist.  Als 
solche  hat  es  ein  weitgehendes  Becht  der  Selbstverwaltung,  einen 
eigenen  Landeshaushalt,  den  man  als  Landesfiskus  bezeichnet, 
eigene  Landesbehörden  und  Landesbeamte,  welche  nicht  mit  den 
Beichsbehörden  und  Beichsbeamten  identisch  sind.  Ein  Anal<^n 
findet  das  Beichsland  hierin  in  den  preussischen  Provincialverbän- 
den,  nur  dass  seine  Selbständigkeit  eine  noch  weite^ehende  ist. 
Aus  dieser  Stellung  des  Beichslandes  lassen  sich  folgende  juristische 
Folgerungen  ziehen  : 

1.  Das  Beichsland  als  solches  ist  kein  aktives  Mitglied  des  deut- 
schen Beiches.  Das  können  nur  Staaten  sein.  Eine  'stimmberech- 
tigte Vertretung  desselben  im  Bundesrathe  ist  staatsrechtlich  un- 
möglich (B.  n.  S.  48).  Im  Bundesrathe  sind  nur  Staaten 
vertreten,  sitzen  nur  die  Bevollmächtigten  der  Staatsregierungen. 
Der  Kaiser  ist  im  Bundesrathe  nicht  vertreten.  Da  nun  der  Kaiser 
Landesherr  in  Elsass-Lothringen  ist  und  es  dort  neben  ihm  kein 
anderes  Organ  der  Staatsgewalt  giebt,  so  ist  niemand  im  Stande, 
die  Mitgliedschaft  für  Elsass-Lothringen  im  Bundesrathe  auszuüben 
und  zu  vertreten.  Entschliesst  man  sich  nicht,  Elsass-Lothiingen 
zu  einem  Staate  zu  erheben,  so  muss  man  auf  diesen  Gedanken  ver- 
zichten. Dagegen  ist  es  vollständig  zulässig,  »dass  zur  Vertretung 
der  Vorlagen  aus  dem  Bereiche  der  Landesgesetzgebung,  sowie  der 
Interessen  Elsass-Lothringens  bei  Gegenständen  der  Beichsgesets- 
gebung  durch  den  Statthalter  Kommissare  in  den  Bundesrath  ab- 
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geordnet  werden,  welche  an  dessen  Berathungen  über  diese  Ange- 
legenheiten theilnehmen«  (Gesetz  vom  4.  Juli  1879  §  7). 

2 .  Das  '  Beichsland  Elsass-Lothringen  hat  keine  Sonder- 
rechte  im  Sinne  des  Artikel  78^  der  Beichsverfassung.  Das  Gesetz 
vom  25.  Juni  1873  §  4  schliesst  Elsass-Lothringen  von  der  Bier- 
steuergemeinsohaft  aus  und  §  5  desselben  Gesetzes  gestattet  bis  auf 
weiteres  die  Forterhebung  des  Oktrois  in  Elsass-Lothringen.  That- 
sächlich  ist  das  Reichsland  in  derselben  Lage  wie  die  Staaten  mit 
Sonderrechten,  staatsrechtlich  liegt  aber  die  Sache  vollständig  anders^ 
indem  diese  Ausnahmestellung  jeder  Zeit  durch  ein  einfaches 
Beichsgesetz  beseitigt  werden  kann,  ohne  dass  es  einer  Zustimmung 
des  Beichslandes  bedarf.  Ja,  nicht  einmal  Artikel  78^  der  Beichs- 
verfassung  ist  anwendbar,  wenn  an  der  staatsrechtlichen  Stellung 
des  Beichslandes  etwas  geändert  werden  soll,  sondern  dies  kann 
durch  ein  einfaches  Beichsgesetz  geschehen,  wenn  nicht  zugleich 
an  der  Beichsverfassung  selbst  etwas  geändert  wird. 

3.  Das  Beichsland  Elsass-Lothringen  hat  auswärtigen  Staaten 
gegenüber  gar  keine  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  auch  nicht 
jene  geminderte  der  deutschen  Einzelstaaten.  Dem  Auslande  gegen- 
über ist  es  nichts  als  ein  integrirender  Bestandtheil  des  deutschen 
Beiches.  Verträge,  welche  in  Bezug  auf  das  Beichsland  mit  anderen 
Staaten  geschlossen  werden,  gelten  als  vom  Beiche  geschlossene 
Verträge.  Dem  Beichslande  ist  auch  nicht  jenes  Minimum  völker- 
rechtlichen Vertragsrechtes  verblieben,  welches  die  deutschen  Ein- 
zelstaaten noch  besitzen. 

4.  Wenn  das  Beichsland  als  Ganzes  nicht  aktives  Mitglied 
des  Beiches  ist,  so  sind  die  einzelnen  Elsass-Lothringer  vollständig 
gleichberechtigte  Bürger  des  deutpchen  Beiches,  unmittelbare  Glie- 
der desselben,  wie  alle  anderen  Deutschen.  Li  dem  Gesetze  vom 
25.  Juni  1873  wurde  bestimmt,  dass  1 5  Abgeordnete  in  Elsass-Loth- 
ringen zum  deutschen  Beichstage  gewählt  werden  sollten,  gleichzeitig 
wurde  das  Wahlgesetz  für  den  Beichstag  auf  Elsass-Lothringen  aus- 
gedehnt^ die  Abgrenzung  der  Wahlbezirke  erfolgte  durch  Beschluss 
des  Bundesrathes,  welcher  durch  Bekanntmachung  des  Beichskanz- 
lers  vom  1.  December  1873  verkündigt  wurde.  Sobald  diese  Abge- 
ordneten gewählt  und  in  den  Beichstag  eingetreten  sind,  sind  auch 
diese  Mitglieder  Vertreter  des  gesammten  deutschen  Volkes.  Ueber- 
haupt  stehen  den  Elsass-Lothringem  alle  politischen  Bechte  zu, 
welche  die  Beichsverfassung  den  deutschen  Beichsbürgem  gewährt. 
Dadurch  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  von  den  Bewohnern 
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eines  sogenannten  Unterthanenlandes,  welche  dem  beherrschenden 
Staate  gegenüber  nur  als  beherrschte  Unterthanen,  nicht  als  poli- 
tisch berechtigte  Staatsbürger  erscheinen. 

Anmerkung.  Analoge  Verhältnisse.  Aus  ähnlichen  ge- 
schichtlichen Vorgängen  sind  ähnliche  staatliche  Gebilde  entstanden.  Wo 
mehrere  verbündete  Staaten  oder  ein  Staatenverein  durch  gemeinsame 
Anstrengungen  und  Aufwendungen  ein  Gebiet  erworben  hatten,  so 
blieb  dasselbe  im  Kommunalbesitze.  Dahin  gehörten  die  sogenannten 
Generalitätslande,  über  welche  die  Republik  äer  Vereinigten  Nieder- 
lande die  Oberherrschaft  behauptete ,  nachdem  ihr  dieselben  von  Spanien 
und  Oesterreich  abgetreten  waren.  In  ähnlicher  Lage  befanden  sich  die 
gemeinen  Vogteien  in  der  Schweiz,  welche  theils  durch  Ankauf,  theils 
durch  Eroberung  von  mehreren  Kantonen  zugleich  erworben  und  von  die- 
sen gemeinsam  besessen  und  verwaltet  wurden,  ja  es  gab  Vogteien,  wel- 
che allen  dreizehn  Kantonen  gemeinsam  waren.  (Vgl.  Bluntschli,  Ge- 
schichte des  schweizerischen  Bundesrechtes .  B.  I.  Aufl.  2  1875.  Kap .  XIV. 
Die  gemeinen  Vogteien  S.  209  ff.).  Die  Generalitätslande  wie  die  gemei- 
nen Vogteien  der  Schweiz  unterscheiden  sich  dadurch  wesentlich  vom  deut- 
schen Reichslande,  dass  ihren  Bewohnern  dem  regierenden  Gemeinwesen 
gegenüber  gar  keine  staatsbürgerlichen  Rechte  zustanden ,  dass  sie  viel- 
mehr als  Unterthanenlande  ganz  im  Interesse  des  herrschenden  Landes 
regiert,  d.  h.  wieDomainen  ausgebeutet  wurden.  Eine  solche  Behandlungs- 
weise  ist  den  staatlichen  Ansdiauungen  der  Gegenwart  widersprechend ;  ein 
Vergleich  mit  diesen  mehr  mittelaltrigen  Gebüden  entwürdigt  die  staats- 
rechtliche Stellung  unseres  Reichslandes.  Dagegen  bietet  das  Staatsrecht 
Nordamerikas  in  dem  Distrikt  Kolumbia  und  den  sogenannten  Territorien 
eine  sehr  nahe  kommende  Analogie.  Durch  Artikel  I  Sekt.  15  wird  der 
Kongress  ermächtigt:  »sich  von  den  einzelnen  Staaten  einen  höchstens 
1 0  QuadratmeUen  grossen  Distrikt  als  Regierungssitz  abtreten  zu  lassen 
und  über  denselben  die  gesetzgebende  Gewalt  in  allen  Richtungen  auszu- 
üben«. In  diesem  Distrikt  liegt  jetzt  die  Stadt  Washington,  die  Hauptstadt 
der  Union.  Dieselbe  hat  ihre  Stadtverfassung  und  ihre  Selbstbestimmung 
in  rein  lokalen  Angelegenheiten ;  die  allgemeinen  Gesetze  empfangen  die 
Bewohner  lediglich  vom  Kongresse,  ohne  in  demselben  selbst  vertreten  zu 
sein.  Die  Regierung  des  Distrikts  führt  der  Präsident  der  Union.  (Rüt- 
timann,  Das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht.  1867  Th.  I  S.  407 
§§  348  und  349).  Eine  ähnliche  Stellung  haben  die  sogenannten  Ter- 
ritorien, bis  dieselben  zu  Staaten  erklärt  sind.  Der  Kongress  be- 
sitzt über  sie  die  ausschliessliche  Staatsgewalt.  Jedenfalls  sind  die  terri- 
torialen Legislaturen  dem  Kongresse  untergeordnet  und  haben  die  Erlasse 
derselben  nur  innerhalb  der  vom  Kongresse  aufstellten  Anordnungen 
Geltung ,  indem  die  territorialen  Legislaturen  ihre  Befugnisse  vom  Kon- 
gresse ableiten  und  unter  dessen  Aufsicht  üben.  Alle  Behörden  eines 
Territoriums  stellen  sich  als  Organe  dar,  durch  welche  der  Kongress  das 
Gebiet  beherrscht,  es  fehlt  ihnen  ebenso  wie  dem  deutschen  Reichslande 
an  einer  selbständigen  Staatsgewalt.  Bezeichnend  ist  eine  Aeusserung  von 
Pomeroy,  Introduction  to  the  const.  law  af  the  United  Staates  (1883) 
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p.  313  und  314  :  »That  Congress  possesses  the  power  to  legislate  for  the 
territories ;  that  this  power  is  exclusive ;  that  it  may  be  exercised  direct- 
ly or  delegated  to  local  government  set  up  by  Congress  and  retained  un- 
der  its  supervision,  are  propositions  of  constitutional  constniction  settled 
by  the  uniform  practice  of  tiie  government  and  by  the  unvarying  dedsions 
of  supreme  Court...  In  legislating  for  the  territories  Con- 
gress ezercises  the  combined  powers  of  the  general  and 
of  a  State  government.«  Wenn  man  statt  «Kongresse  Reichsgewalt 
setzt,  so  können  diese  Worte  vollständig  auf  die  Stellung  des  Reichs- 
landes  zur  Reichsgewalt  angewendet  werden,  welche  im  Reichslande 
zugleich  die  Reichsgewalt  und  die  Landesstaatsgewalt  inne  hat.  Der 
Unterschied  besteht  nur  darin,  dass  der  Zustand  eines  amerikanischen 
Territoriums  ein  provisorischer  ist ,  obgleich  es  ganz  vom  Ermessen  des 
Kongresses  abhängt,  ob  und  wann  er  ein  Territorium  als  Staat  in  die 
Union  aufnehmen  will,  während  der  Zustand  des  Reichslandes  als  ein 
bleibender  gedacht  und  auch  keine  Aussicht  vorhanden  ist,  dass  derselbe 
bald  eine  fundamentale  staatsrechtliche  Veränderung  erfahren  werde,  wenn 
auch  einzelne  weitere  Fortschritte  auf  dem  Gebiet  der  Selbstverwaltung 
nicht  ausgeschlossen  sind. 

m.  Die  Orgauiflaüoii  des  Beiohslaiides  in  seiner  Gtesammtheit. 

§381. 

1)  Der  Kaiser. 

Die  Staatsgewalt  in  Elsass-Lothringen  steht  dem  Reiche  zu,  die 
Ausübung  derselben  ist  dem  Kaiser  übertragen.  »Der  deutsche  Kai- 
ser, als  erblicher  Vertreter  der  Gesammtheit,  welcher  die  Souverä- 
netät  über  das  Reichsland  zusteht,  übt  die  landesherrlichen  Rechte 
über  das  Reichsland  aus.«  (Motive  zum  Gesetze  vom  9.  Juni  1871.] 
Der  Kaiser  besitzt  hier  alle  Rechte,  die  in  den  Einzelstaaten  dem 
Landesherm  zustehen.  Die  sonst  an  verschiedene  Subjekte  ver- 
theilten  kaiserlichen  und  landesherrlichen  Befugnisse  sind  hier, 
aber  auch  nur  hier,  in  Einer  Hand  vereinigt,  obgleich  sie  auch  hier 
objektiv  unterschieden  werden  können.  Im  Namen  des  Kaisers  wird 
Recht  gesprochen,  ihm  gebührt  die  oberste  Leitung  der  Verwaltung, 
die  Ernennung  aller  Beamten,  Landesgesetze,  die  auf  dem  Wege  der 
Landesgesetzgebung  zu  erlassen  sind,  bedürfen  seiner  Sanktion.  Der 
Kaiser  vertritt  das  Beichsland  im  Verhältniss  zu  anderen  Staaten 
auch  in  allen  dei^enigen  Angelegenheiten,  in  welchen  er  nicht  schon 
als  Kaiser  zur  Vertretung  berufen  ist.  Er  übt  das  landesherrliche  Be- 
gnadigungsrecht in  allen  von  elsass-lothringischen  Gerichten  abge- 
urtkeilten  Strafsachen.  Neben  dem  Kaiser  hat  der  Bundesrath  nur 
ganz  bestimmt  begrenzte  Bechte  im  Beichslande  auszuüben,  vor 
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allem  kann  kein  Gesetz  für  das  Beichsland  ohne  seine  Zustimmung 
zu  Stande  kommen,  dagegen  steht  ihm  ein  selbständiges  Yerordnungs- 
recht  im  Keichslande  nicht  zu.  Ausserdem  sind  ihm  durch  Spe- 
cialgesetzgebung gewisse  einzelne  Befugnisse  ausdrücklich  über- 
tragen. So  entscheidet  z.  B.  der  Bundesrath,  anstatt  des  firansösischen 
Staatsrathes,  über  die  Rekurse  wegen  Missbrauehes  in  kirchlichen 
Angelegenheiten  (§  9  des  Yerwaltungsgesetzes  vom  30.  December 
1871).  Alle  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Kaisers  bedürfen 
zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Reichskanzlers,  welcher 
dadurch  die  Verantwortlichkeit  übernimmt.  Dadurch  erhält  der 
Reichskanzler  die  Stellung  eines  Ministers  für  EIsass-Lothringen. 
Nach  dem  Gesetze  vom  4.  Juli  1879  kann  aber  der  Kaiser  zur 
Ausübung  seiner  landesherrlichen  Befugnisse  einen  Staathalter 
ernennen,  welcher  seinen  Sitz  in  Strassburg  hat  (§  1).  Wenn  er  von 
dieser  Befngniss  Gebrauch  macht,  dann  tritt  die  durch  das  Gesetz 
Tom  4.  Juli  1879  bestimmte  Organisation  ins  Leben.  Sollte  der 
Kaiser  aber  von  dieser  Befugniss  keinen  Gebrauch  machen,  so  würde 
diejenige  Organisation  der  Landesbehörden  wieder  aufleben,  welche 
vor  1879  bestand,  und  der  Reichskanzler  würde  wieder  Minister  für 
EIsass-Lothringen  werden.  Da  der  Kaiser  durch  Verordnung  vom 
23.  Juli  1879  von  dieser  Befugniss  Gebrauch  gemacht  hat  und  wahr- 
scheinlich immer  wieder  Gebrauch  machen  wird,  so  ist  wohl  that- 
sächlich  diese  auf  einen  Statthalter  berechnete  Organisation  als 
eine  bleibende  zu  betrachten. 

§382. 
2)  Der  SUtthilter. 

1]  Dem  Statthalter  sind  gewisse  landesherrliche  Befugnisse 
übertragen.  Diese  werden  in  drei  Klassen  eingetheilt:  a)  Erlass  von 
Verordnungen  und  Verfügungen  über  speciell  angeführte  Gregen- 
stände  der  Landesverwaltung;  b)  Nachlass  von  Geldstrafen,  Geneh- 
migung von  sogenannten  Rehabilitationen  u.  s.  w. ;  c)  Ernennung 
und  Bestellung  gewisser  Beamtenkategorien.  Für  diese  von  dem 
Statthalter  in  Vertretung  des  Kaisers  vollzogenen  Regierungsakte  ist 
derselbe  nur  dem  Kaiser  verantwortlich,  im  übrigen  aber  gleich 
dem  Kaiser  selbst  unverantwortlich.  Seine  Anordnimgen  und  Ver- 
fügungen bedürfen  deshalb  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung 
eines  Staatssekretärs,  welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  über- 
nimmt. 

2)  Dem  Statthalter  kommen  alle  Befugnisse  und  amtlichen 
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Obliegenheiten  zu,  welche  bis  1879  dem  Reichskanzler  zustanden.  Der 
Statthalter  ist  daher  der  einzige  Minister  des  Kaisers  für  die  elsass- 
lothringischen Landesangelegenheiten,  der  Reichskanz- 
lerist damit  aus  dieser  Stellung  völlig  ausgeschieden; 
seine  Zuständigkeit  bezieht  sich  nur  auf  allgemeine  Reichsange- 
legenheiten, er  steht  in  dieser  Beziehung  dem  Reichslande  ganz 
ebenso  gegenüber,  wie  einem  Einzelstaate  des  deutschen  Reiches. 

3)  Der  Statthalter  übt  die  früher  dem  Oberpräsidenten  zuste- 
henden ausserordentlichen  Gewalten.   Dahin  gehört  vor  allem  der 
§  10  des  Gesetzes  vom  30.  December  1871,  welcher  besagt:  »bei Ge- 
fahr für  die  öffentliche  Sicherheit  ist  der  Oberpräsident  ermächtigt, 
alle  Maassregeln  ungesäumt  zu  treffen,  welche  er  zur  Abwendung  der 
Grefahr  für  erforderlich  erachtet.  Er  ist  insbesondere  befugt,  inner- 
halb des  der  Gefahr  ausgesetzten  Bezirkes  diejenigen  Gewalten  aus- 
zuüben, welche  er  zur  Abwendung  der  Gefahr  für  erforderlich  er- 
achtet. Er  ist  insbesondere  befugt,  innerhalb  des  der  Gefahr  ausge- 
setzten Bezirkes  diejenigen  Gewalten  auszuüben,  welche  der  §  9  des 
Gesetzes  vom  9.  August  1849  der  Militärbehörde  für  den  Fall  de& 
Belagerungszustandes  zuweist.  Zu  polizeilichen  Zwecken,  insbeson- 
dere auch  zur  Ausführung  der  vorbezeichneten  Maassregeln  ist  der 
Oberpräsident  berechtigt,  die  in  Elsass-Lothringen  stehenden  Trup- 
pen zu  requiriren.«  Da  nach  der  Reichsverfiassung  der  Belagerungs- 
zustand nur  vom  Kaiser  verkündigt  werden  kann  und  alle  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  über  denselben  aufgehoben  sind,  so  ist 
behauptet  worden,  dass  nach  Einführung  der  Reichsverfassung  der 
§  10  des  Gesetzes  vom  30.  December  1871  auch  für  Elsass-Lothrin- 
gen beseitigt  sei  (so  von  Stengel  in  Hirth's  Annalen  1878 S.  113). 
Wir  würden  dieser  Ausführung  von  unserem  Standpunkte  beitreten 
(B.  n  S.  257) ,  wenn  nicht  durch  §  2  des  Gesetzes  vom  4.  Juli  1879 
diese  ausserordentlichen  Befugnisse  des  Oberpräsidenten,   wie  sie 
§  10  giebt,   ausdrücklich  auf  den  Statthalter  übertragen  worden 
wären. 

§383. 
3)  Du  Ministeriiioi  fttr  Slsasi-Lothriiigen. 
Das  Reichskanzleramt  für  Elsasa-Lothringen  und  das  Oberprä- 
sidium in  Elsass-Lothringen  sind  au%elöst.  Zur  Wahrnehmung  der 
von  dem  ersteren  und  dem  Reichsjustizamt  in  der  Verwaltung  des 
Reichslandes  sowie  der  von  den  Oberpräsidenten  bisher  geübten 
Obliegenheiten  ist  ein  Ministerium  für  Elsass-Lothringen  errichtet» 
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welches  in  Strassburg  seinen  Sitz  hat  und  an  dessen  Spitze  der 
Staatssekretär  steht.  Die  Anordnungen  und  Verfügungen,  wel- 
che der  Statthalter  kraft  der  ihm  übertragenen  landesherrlichen 
Befugnisse  trifft,  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung 
des  Staatssekretärs,  welcher  dadurch  die  Verantwortlichkeit  über- 
nimmt. In  den  dem  Statthalter  kraft  seines  Amtes  zustehenden 
Angelegenheiten  hat  der  Staatssekretär  die  Rechte  und  Verantwort- 
lichkeit eines  Stellvertreters  des  Statthalters  in  dem  Um&nge,  wie 
ein  dem  Reichskanzler  nach  dem  Gesetze  vom  17.  Mäiz  1878  sub- 
stituirter  Stellvertreter  sie  hat  (B.  11  S.  94  §  207). 

Dem  Statthalter  ist  Vorbehalten,  jede  in  diesen  Bereich  fisdlende 
Amtshandlung  selbst  vorzunehmen. 

Das  Ministerium  für  Elsass-Lothringen  zerfällt  in  Abtheilun- 
gen. An  der  Spitze  der  Abtheilungen  stehen  die  ünterstaatasekre- 
täre.  Dem  Staatssekretör  kann  die  Leitung  einer  Abtheilung  über- 
tragen werden.  Der  Staatssekretär,  die  Unterstaatssekretäre  und  die 
Räthe  des  Ministeriums  werden  vom  Kaiser  unter  Gegenzeichnung 
des  Statthalters,  die  übrigen  höheren  Beamten  des  Ministeriums  wer- 
den vom  Statthalter,  die  Subaltem-  und  XJnterbeamten  vom  Staats- 
sekretär ernannt.  Auf  den  Staatssekretör  und  die  Unterstaatssekre- 
täre finden  die  §§  25.  35  des  Gesetzes  betreffend  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Reichsbeamten  Anwendung.  Sämmtliche  Beamte  des 
Ministeriums  sindLandesbeamte  im  Sinne  des  die  Rechtsverhält- 
nisse der  Beamten  und  Lehrer  betreffenden  Gesetzes  vom  23.  De- 
cember  1873. 

§384. 

4)  Der  Staatsratli  ind  der  kili erliche  RitL 

Durch  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  ist  ein  Staatsrath  für  Elsass- 
Lothringen  eingesetzt  worden,  welcher  berufen  ist  zur  Begutach- 
tung: 1)  Der  Entwürfe  zu  Gesetzen,  2)  der  zur  Ausführung  von 
Gesetzen  erlassenen  allgemeinen  Verordnungen,  3)  anderer  Ange- 
legenheiten, welche  ihm  vom  Statthalter  überwiesen  werden.  Durch 
die  Landei^esetzgebung  können  dem  Staatsrath  auch  andere  be- 
schliessende  Funktionen  übertragen  werden,  was  bis  jetzt  aber  noch 
nicht  geschehen  ist.  Der  Staatsrath  besteht  unter  dem  Vorsitze  des 
Statthalters  aus  folgenden  Mitgliedern:  dem  Staatssekretär,  den 
Unterstaatssekretären,  dem  Präsidenten  des  Oberlandesgerichtes  und 
dem  ersten  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  bei  diesem  Grerichte, 
«cht  bis  zwölf  Mitgliedern,  welche  der  Kaiser  ernennt.   Von  let»- 
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teren  Mitgliedern  werden  drei  auf  Vorschlag  des  Landesausschusses 
ernannt,  die  übrigen  beruft  der  Kaiser  aus  Allerhöchstem  Vertrauen. 
Die  Ernennung  erfolgt  jedes  mal  auf  drei  Jahre.  Im  Vorsitze  des 
Staatsrathes  wird  der  Statthalter  im  Verhinderungs&lle  durch  den 
Staatssekretär  vertreten. 

Dieser  neu  gegründete  Staatsrath  ist  keineswegs  an  die  Stelle 
des  französischen  Staatsrathes  (conseil  d^6tat)  getreten ,  welcher  als 
höchste  Instanz  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  nach  französischem 
Staatsrechte  eine  hochbedeutsame  Stellung  einnahm ,  indem  er 
theils  als  Berufungsgericht,  theils  als  Kassationshof  erkannte  und 
auch  über  die  gegen  kaiserliche  Dekrete  gerichteten  Einspruchs- 
klagen,  sowie  auf  Anträge  über  Auslegung  dieser  Dekrete  zu  befin- 
den hatte  (Leoni  a.a.O.S.287].  Das  Gesetz  vom  SO.December  1871 
hat  den  französischen  Staatsrath  als  obersten  Verwaltungsgerichtshof 
nur  soweit  durch  Errichtung  des  sogenannten  kaiserlichen  Rathes 
ersetzt,  als  derselbe  Berufungsinstanz  gegen  die  Entscheidungen  der 
Präfekturräthe  war,  an  deren  Stelle  die  Bezirksräthe  getreten  sind. 
Die  Mitglieder  des  kaiserlichen  Rathes  in  Elsass-Lothringen  werden 
in  der  Zahl  von  zehn  durch  kaiserliche  Verordnung  ernannt,  welche 
ein  Kollegium  bilden,  dessen  Entscheidungen  endgültige  sind  (Gesetz 
vom  30.  December  1871  §§  8.  13.  Gesetz  vom  4.  Juli  1879  §  11). 
Den  Vorsitz  führt  der  Staatssekretär,  ist  aber  befugt,  sich  vertreten 
zu  lassen.  Die  Zuständigkeit  dieses  kaiserlichen  Rathes  ist  so  ge- 
ringfügig, dass  hier  eine  Lücke  in  dem  Rechtszustand  des  Reichs- 
landes besteht,  welche  bis  jetzt  noch  nicht  angefüllt  ist. 

§  385. 

5)  Der  Landesauschiiss. 

Ein  Landesausschuss,  als  berathendes  Organ,  wurde  durch 
kaiserliche  Verordnung  vom  29.  Oktober  1874  geschaffen.  Erst 
durch  spätere  Gesetze  ist  derselbe  mit  wirklichen  staatsrechtlichen 
Befugnissen  ausgestattet  worden.  Es  ist  dies  besonders  geschehen 
durch  das  Reichsgesetz  vom  2.  Mai  1877  betreffend  die  Landesge- 
setzgebung in  Elsass-Lothringen  und  durch  das  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1879  betreffend  die  Verfassung  und  Verwaltung  von  Elsass- 
Lothringen.  Der  Landesausschuss  ging  früher  lediglich  aus  der 
Wahl  der  drei  Bezirkstage  hervor.  Jeder  derselben  wählte  aus  seiner 
Mitte  zehn  Mitglieder  und  drei  Stellvertreter.  Seit  dem  1 .  Oktober 
1879  besteht  derselbe  aus  58  Mitgliedern.    Von  den  Mitgliedern 
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werden  34  durch  die  Besdrksräthe  und  zwar  zehn  durch  den  Be- 
zirkstag des  Ober-Elsasses,  elf  durch  den  Bezirkstag  von  Lothringen, 
dreizehn  durch  den  Bezirkstag  von  Unter-Elsass  gewählt.  Die  Wahl 
von  Stellvertretern  findet  nicht  mehr  statt.  Von  den  übrigen  24  Mit- 
gliedern werden  je  eines  in  den  Gemeinden  Strassburg,  Mülhausen, 
Metz  und  Kolmar,  zwanzig  von  den  zwanzig  Landkreisen ,  in  den 
Kreisen  Mülhausen  undKolmar  unter  Ausscheidung  der  gleichnami- 
gen Stadtgemeinde  gewählt.  Die  Abgeordneten  von  Strassburg,  Mal- 
hausen,  Metz  undKolmar  werden  von  den  Gemeinderäthen  aus  deren 
Mitte  gewählt.  Die  Wahl  in  den  Kreisen  wird  derart  yorgenommen, 
dass  die  Gemeinderäthe  aus  ihren  Mitgliedern,  in  Gemeinden  mit 
weniger  als  1000  Einwohnern  einen  Wahlmann,  in  Gemeinden  mit 
über  1000  Einwohnern  für  je  volle  1000  Einwohner  mehr  einen 
Wahlmann  mehr  wählen.  Die  Wahlmänner  jedes  Kreises  wählen 
die  Abgeordneten  derselben.  Die  Wahlen  der  Abgeordneten  werden 
innerhalb  vier  Wochen  nach  der  Wahl  der  Wahlmänner  vorgenom- 
men. Wählbar  zum  Abgeordneten  ist,  wer  das  aktive  Wahlrecht  be- 
sitzt imd  im  Bezirke  seinen  Wohnsitz  hat.  Die  Wahl  der  Wahlmänner 
und  der  Abgeordneten  geschieht  in  geheimer  Abstimmung  auf  drei 
Jahre.  Das  Recht  des  Wahlmannes,  sowie  der  von  den  Gemeinde- 
räthen unmittelbar  gewählten  Abgeordneten  erhscht  mit  der  Mit- 
gliedschaft im  Gemeinderäthe.  Li  Gemeinden,  deren  Gemeinde- 
rath  suspendirt  oder  au%elöst  ist,  ruht  das  Wahlrecht  (Gesetz  vom 
4.  Juli  1879  §§  12.  16).  Dem  Landesausschusse  stehen  folgende 
Befugnisse  zu:  1)  Die  Zustimmung  zu  solchen  Landesgesetzen,  wel- 
che der  Kaiser  mit  Zustimmung  des  Bundesrathes  zu  erlassen  beab- 
sichtigt; 2]  das  Recht  der  Mitwirkung  und  Zustimmung  bei  Fest- 
stellung des  jährlichenLandeshaushaltsetats;  3)das  Recht,  die  Rech- 
nungen über  den  Landeshaushalt  zu  prüfen  und  die  Entlastung  der 
Regierung  auszusprechen ;  doch  werden  diese  Befugnisse  durch  das 
Recht  der  übergeordneten  Faktoren  der  Reichsgesetzgebung  wesent- 
lich.beschränkt,  indem  neben  diesem  landesgesetzlichen  Wege  der 
Legislative  auch  der  reichsgesetzliche  vorbehalten  ist,  sodass  auf 
Grund  dieses  Vorbehaltes  erlassene  Gesetze  nur  auf  dem  Wege  der 
Reichsgesetzgebung  abgeändert  werden  können  und  indem  bei  Yer- 
sagung  der  Entlastung  durch  den  Landesausschuss  dieselbe  durch 
den  Reichstag  erfolgen  kann.  Ausserdem  hat  der  Landesausschufis 
das  Recht,  innerhalb  des  Bereiches  der  Landesgesetzgebung  Gesetie 
vorzuschlagen  und  an  ihn  gerichtete  Petitionen  dem  Ministerium 
zu  überweisen. 
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Der  Kaiser,  welcher  den  Landesausschuss  beruft,  kann  densel- 
ben vertagen  oder  auflösen.  Die  Auflösung  des  I^andesausschusses 
zieht  die  Auflösung  der  Bezirkstage  nach  sich.  Die  Neuwahlen  zu 
den  Bezirkstagen  haben  in  einem  solchen  Falle  innerhalb  dreier 
Monate,  die  Neuwahlen  zu  dem  Landesausschusse  innerhalb  sechs 
Monaten  nach  dem  Tage  der  Auflösungsverordnung  stattzufinden. 
Zeit  und  Ort  der  Sitzung  bestimmt  der  Kaiser,  doch  ist  eine  jähr- 
liche Berufung  dadurch  nothwendig  gemacht,  dass  der  Etat  für  das 
Keichsland  stets  für  eine  einjährige  Finanzperiode  festgestellt  wer- 
den muss. 

Der  Landesausschuss  wählt  seinen  Vorsitzenden  und  zwei  Stell- 
vertreter desselben,  sowie  die  nöthige  Anzahl  von  Schriftführern.  Er 
beschliesst  über  seine  Geschäftsordnung.  Die  Regierung  wird  ihm 
gegenüber  durch  das  Ministerium  vertreten.  Die  Sitzungen  sind 
öffentlich,  die  Gerichtssprache  ist  die  deutsche  (Reichi^esetz  vom 
23.  Mai  1881).  Die  Mitglieder  des  Landesausschusses  stimmen  nach 
freier  Uebeizeugung  und  sind  von  den  Bezirkstagen  völlig  unab- 
hängig. Die  besonderen  Privilegien,  welche  die  Reichsgesetzgebung 
den  Mitgliedern  des  Landtages  eines  deutschen  Staates  einräumt 
(B.  I  §  186  S.  482  ff.),  finden  auf  die  Mitglieder  des  Landesaus- 
schusses keine  Anwendung,  dagegen  erhalten  sie  Diäten  und  Reise- 
kosten. 

IV,   Oertliehe  Gliederung  der  Verwaltung  des  Beiehslandes. 

§386. 
Territoriale  Eintheilung  des  Reichslandes. 
Die  von  Frankreich  abgetretenen  Gebiete  bildeten  zur  franzö- 
sischen Zeit  keinen  einheitlichen  Verwaltungsbezirk,  sondern  ge- 
hörten verschiedenen  Departements  an,  die  theilweise  an  Deutsch- 
land kamen,  während  einzelne  Theile  bei  Frankreich  blieben.  Eine 
Neueintheilung  war  daher  nothwendig.  Dieselbe  erfolgte  durch  das 
Gesetz  vom  30.  December  1871,  dessen  §  1  lautet:  »Elsass-Lothrin- 
gen  wird  in  drei  Verwaltungsbezirke  zerlegt:  den  Bezirk  Unterelsass, 
welches  das  friihere  Departement  Niederrhein  und  die  zu  Deutsch- 
land gehörenden  Theile  der  Kantone  Schirmeck  und  Saules  um- 
fasst,  2]  den  Bezirk  Oberelsass,  welcher  das  frühere  Departement 
Oberrhein  begreift,  soweit  es  an  Deutschland  gekommen  ist,  3)  den 
Bezirk  Lothringen,  welcher  den  deutschen  Antheil  des  früheren 
Departements  Mosel  und  des  früheren  Arrondissements  Salzburg 
(Chäteau  Salins]  und  Saarburg  einschliesst. 
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Die  so  neu  abgegrenzten  Bezirke  werden  weiter  in  Kreise  ein- 
getheUt.  Der  Bezirk  Unterelsass  enthält  acht  Kreise,  der  B^rk 
Oberelsass  sechs  Kreise,  der  Bezirk  Lothringen  acht  Kreise.  Wo  in 
den  Gesetzen  von  Departements  und  Arrondissements  die  Rede  ist, 
sind  darunter  in  Folgendem  die  Bezirke,  bez.  die  Kreise  zu  verstehen.  * 

§  387. 
Die  Bezirke. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  jedes  Bezirkes  steht  ein  Bezirks- 
präsident. Derselbe  übt  die  Befugnisse  aus,  welche  bisher  den  Pra~ 
fekten  zugestanden  haben.  Durch  Verfügung  des  Reichskanzlers  kön- 
nen ihm  Befugnisse  übertragen  werden,  welche  nach  den  bestehen- 
den Gesetzen  dem  Minister  zustehen  (§11  des  Gesetzes  vom  30.  De- 
cember  1871).  Dem  Bezirkspräsidenten  wird  eine  Anzahl  von  Rathen 
und  Hül&arbeiten  beigegeben,  welche  die  Geschäfte  nach  seinen 
Anweisungen  bearbeiten.  An  Stelle  des  Präfekturrathes  tritt  eine 
koUegialische  Behörde,  welche  aus  dem  Bezirkspräsidenten  und  den 
ihm  beigegebenen  Räthen  besteht  und  gewisse  verwaltungsgericht- 
liehe  Befugnisse  in  erster  Instanz  ausübt  (§  13). 

Die  Bezirke  sind  aber  nicht  bloss  staatliche  Verwaltungsbezirke^ 
sondern  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechtes;  sie  haben  als 
solche  die  Fähigkeit,  Vermögen  zu  erwerben,  zu  haben  und  zu  Ter- 
walten,  den  Bewohnern  ihres  Gebietes  Steuern  aufzuerlegen  und 
dieselben  auf  dem  Zwangswege  beizutreiben.  Die  Bezirke  sind  hier 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  der  Verwaltung  zur  Mitwirkung 
berufen.  Obgleich  das  Maass  dieser  Theilnahme  bei  den  einzelnen 
Verwaltungszweigen  ein  verschiedenes  ist  und  ihr  Recht  sich  vielfach 
nur  auf  die  Verwaltung  der  Geldmittel  beschränkt ,  während  die 
Verwaltung  selbst  von  Behörden  des  Staates  gefuhrt  wird,  so  erschei- 
nen sie  doch  als  die  wichtigsten  Körper  der  Selbstverwaltung  im 
Reichslande.  Die  Bezirke  werden  durch  die  Bezirkspräsidenten  und 

^  Das  französische  Verwaltungsrecht  hatte  drei  Yerwaltongseinheit^ :  Ge- 
meinde, Arrondissement,  Departement,  welchen  die  drei  Verwaltungsbeamten 
Maire,  Unterpräfekt,  Präfekt  entsprachen.  Der  Kanton  war  von  Anfang  an 
eigenüioh  nur  eine  Abgrenzung  für  gewisse  die  Landbevölkerung  interessirende 
Jurisdiktionszwecke.  Erst  die  Gesetzgebung  von  1833  (Gesetz  vom  8.  Juni  1833) 
hat  den  Kanton  zugleich  zu  einem  Bezirk  für  die  Wahl  der  Generalr&the  der 
Departements  und  der  Räthe  des  Arrondissements  gemacht  und  so  eine  engere 
Verbindung  mit  den  Räthen  des  Departements  hergestellt  (Schaffner,  Ge- 
schichte der  RechtsTerfassung  Frankreichs  B.  IV  S.  85).  In  diesem  Sinne  sind 
auch  die  Kantons  beibehalten. 
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die  gemäss  §  l  des  Gesetzes  vom  24.  Januar  1873  an  die  Stelle  der 
conseils  g6neraux  getretenen  Bezirkstage  vertreten.  Das  Ver- 
hältniss  beider  stellt  sich  so ,  dass  die  Bezirkstage  zur  Beschlussfas- 
sung,  die  Bezirkspräsidenten  zur  Ausführung  des  Beschlusses  und  zur 
Vertretung  des  Bezirkes  Dritten  gegenüber  berufen  sind.  Die  Bezirke 
bestehen  aus  so  vielen  Mitgliedern ,  als  der  Bezirk  Kantone  hat. 
In  jedem  Kanton  wird  ein  Abgeordneter  gewählt ;  ist  jedoch  die  Zahl 
der  Kantone  mehr  als  30,  so  werden  durch  Zusammenlegung  von 
Kantonen  Wahlkreise  gebildet.  Wähler  ist  jeder  Deutsche,  wel- 
cher das  25.  Jahr  zurückgelegt  hat  und  sich  im  Vollbesitze  der 
staatsbürgerlichen  Rechte  befindet,  in  der  Gemeinde,  wo  er  seinen 
Wohnsitz  hat.  Wählbar  ist  jeder  Wähler,  welcher  im  Bezirke  sei- 
nen Wohnsitz  hat,  sowie  jeder  Deutsche,  welcher  sich  im  Vollbe- 
sitze der  staatsbürgerlichen  Rechte  befindet  und  das  25.  Jahr  zurück- 
gelegt hat,  sofern  er  im  Bezirke  eine  direkte  Steuer  bezahlt.  Die 
Abgeordneten  werden  in  direkter  Wahl,  mittels  geheimer  Abstim- 
mung, auf  die  Dauer  von  9  Jahren  gewählt,  alle  drei  Jahre  wird  ein 
Drittel  der  Mitglieder  erneut.  In  jedem  Jahre  muss  wenigstens 
eine  Sitzungsperiode  des  Bezirkstages  abgehalten  werden.  Der  Be- 
zirkstag kann  jeder  Zeit  durch  kaiserliche  Verordnung  aufgelöst 
werden,  es  muss  alsdann  spätestens  drei  Monate  nach  der  Auflösung 
zu  einer  Neuwahl  geschritten  werden. 

Das  wichtigste  Recht  der  Bezirkstage  besteht  in  der  Bewilli- 
gung der  Mittel,  welche  zur  Erfüllung  der  den  Bezirken  obliegen- 
den Aufgaben  erforderlich  sind.  Der  Bezirkshaushaltsetat  ist  dem 
Bezirkstage  jährlich  in  seiner  ordentlichen  Sitzung  vorzulegen.  Zur 
Deckung  der  Ausgaben  dienen  neben  den  Erträgnissen,  welche  das 
Vermögen  des  Bezirkes  abwirft,  vom  Bezirkstage  beschlossene 
Steuerzuschläge,  welche  an  bestimmte  Grenzen  gebunden  sind. 
Den  Bezirkstagen  steht  auch  die  Kontrolle  über  die  vom  Bezirks- 
präsidenten geführte  Verwaltung  zu.  Letzterer  ist  verpflichtet,  dem 
Bezirkstage  jährlich  die  Rechnung  über  die  von  ihm  bewilligten 
Einnahmen  und  Ausgaben  zur  Prüfung  vorzulegen,  und  der  Bezirks- 
tag ist  berechtigt,  etwaige  Einwendungen  zur  Kenntniss  des  Mini- 
sters zu  bringen.  Ausserdem  üben  die  Bezirkstage  eine,  wenn  auch 
beschränkte,  verwaltende  Thätigkeit  und  haben  Gutachten  in  An- 
gelegenheiten der  Landesverwaltung  zu  erstatten,  wenn  sie  von  den 
Staatsbehörden  dazu  aufgefordert  werden.  Auch  sind  die  Bezirks- 
tage befugt,  Beschwerden  bei  dem  Ministerium  einzureichen  und 
ihre  Meinung  über  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  des  öffentlichen 
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Dienstes  abzugeben,  insoweit  das  Interesse  des  Bezirkes  dabei  im 
Spiele  ist.  Obgleich  die  Befugnisse  der  Bezirkstage  bis  jetzt  ziem- 
lich untergeordneter  Natur  sind,  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen, 
dass  in  ihnen  ein  Keim  zur  Entwickelung  gesunder  Selbstverwal- 
tung liegt. 

§388. 

Die  Kreise. 

Die  Kreise,  welche  an  die  Stelle  der  ehemaligen  Arrondisse- 
ments  getreten  sind,  haben  nur  die  Bedeutung  staatlicher  Verwal- 
tungsbezirke und  unterscheiden  sich  dadurch  wesentlich  von  den 
Bezirken,  welche  zugleich  Kommunalverbände  sind.  Der  Verwal- 
tung eines  Kreises  steht  ein  Kreisdirektor  vor,  welchem  das  erfor- 
derliche Hülfcpersonal  beigegeben  ist.  Die  Kreisdirektoren  üben 
die  Befugnisse  aus,  welche  durch  die  bestehenden  Gesetze  den 
ünterpräfekten  übertragen  sind.  Während  nach  der  Gresetzgebong 
der  deutschen  Staaten  der  Kreis-  oder  Bezirksbeamte  (Landrath, 
Bezirksamtmann]  die  gesammte  Verwaltung  zu  fuhren  liat, 
soweit  nicht  die  Zuständigkeit  anderer  Behörden  begründet  ist,  be- 
steht in  dem  französischen  Verwaltungsrecht  der  entgegengesetzte 
Grundsatz,  dass  der  Unterpräfekt  nur  in  denjenigen  Angel^^n- 
heiten  zu  selbständigen  Verfügungen  zuständig  ist,  welche  ihm  aus- 
drücklich überwiesen  sind.  Nach  französischem  Verwaltungsreeht 
istderPräfekt  »seul  charg6  de  l'administration«,  der  Unterpräfekt  nur 
Dun  ag^nt  de  transmission,  d'information  und  de  surveillance«r  (darum 
auch  wohl  »boite  aux  lettres«  genannt) .  Das  Gesetz  vom  3  0.  December 
1871  ermächtigt  den  Reichskanzler,  den  Kreisdirektoren  Befugnisse 
zu  übertragen,  welche  das  Gesetz  gegenwärtig  den  Bezirksbehörden 
zuweist.  Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  der  Reichskanzler  die 
Zuständigkeit  der  Kreisdirektoren  erweitert  und  ihre  Stellung  der 
eines  preussischen  Landrathes  genähert  (Loening  a.  a.  O.  S.  lOS). 
Obgleich  die  Kreise,  trotz  eines  dahingehenden  Antrages,  bis  jetzt 
noch  nicht  zu  Kommunalverbänden  erhoben  sind,  so  haben  sie  doch 
ihre  Vertretung  in  den  Kreistagen,  deren  Zuständigkeit  freilich 
eine  sehr  geringfügige  ist.  Dieselben  gehen  gleich  den  Bezirkstagen 
aus  allgemeinen  Wahlen  hervor.  Eine  Entscheidung  steht  ihnen 
aber  nur  bezüglich  der  Vertheilung  der  direkten  Steuern  unter  die 
Gemeinden  zu,  ausserdem  sind  sie  berufen,  in  einer  Reihe  von  An- 
gelegenheiten ihr  Gutachten  abzugeben,  namentlich  über  Vicinal- 


Digitized  by  VjOOQ IC 


11.  Elsass-Lothringen.  387 

wege,  Einrichtung  von  Messen  und  Viehmärkten,  und  den  Bezirks- 
präsidenten über  die  Zustände  und  Bedürfnisse  des  Kreises  ihre 
Ansichten  auszusprechen. 

§389. 

Die  Gemeinden. 

Die  Gemeinden  sind  die  kleinsten  staatlichen  Verwaltungsbe- 
zirke ;  sie  sind  aber  zu  gleicher  Zeit,  wie  die  Bezirke,  öffentlichrecht- 
liche Korporationen,  welchen  ausser  der  Verwaltung  ihres  Ver- 
mögens und  der  Fürsorge  für  lokale  Interessen  auch  die  Erfüllung 
gewisser  staatlicher  Aufgaben  obliegt,  z.  B.  Kultus,  XJnterrichts- 
wesen,  Waisenpflege.  Im  Ganzen  ruht  die  Gemeindeverfassung  im 
Keichslande  noch  auf  der  französischen  Gesetzgebung,  welche  die 
freie  Bewegung  der  Gemeinden  in  ziemlich  enge  Grenzen  ein- 
jschliesst.  Der  in  unserer  deutschen  Auffassung  so  tief  begründete 
Unterschied  zwischen  Stadt-  und  Landgemeinden  ist  dem  französi- 
schen Rechte  seit  der  Revolution  fremd  (B.  I  S.  416).  Die  Organe 
der  Gemeinden  sind  der  Büi^ermeister,  die  Beigeordneten  und  die 
Gemeinderäthe.  Die  französische  Gemeindeverfassung  unterscheidet 
«ich  darin  wesentlich  von  der  deutschen,  dass  an  der  Spitze  der  Ge- 
meinde kein  Kollegium,  sondern  eine  einzelne  Person,  der  Bürger- 
meister, steht,  welche  aber  nicht  gewählt,  sondern  ernannt  wird.  Jeder 
Gemeinde  steht  ein  Bürgermeister  vor,  welcher  in  den  Bezirks-, 
Kreis-  und  Kantonshauptstädten  durch  den  Statthalter,  in  den  ande- 
ren Gemeinden  durch  den  Bezirkspräsidenten  ernannt  wird.  Die  Er- 
nennung darf  nur  auf  Mitglieder  des  Gemeinderathes  fallen  und  er- 
folgt auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren.  Das  Amt  des  Bürgermeisters  ist 
ein  Ehrenamt.  Der  Bürgermeister  ist  sowohl  Staats-  wie  Gemeinde- 
"beamter.  Zu  den  staatlichen  Obliegenheiten  des  Bürgermeisters  ge- 
hören: dieVerkündigung  und  Vollziehung  der  Gesetze,  die  Anlegung 
der  Rekrutenstammrollen,  die  Aufstellung  der  Wahllisten,  die  Anle- 
^ng  der  Steuerrollen  u.  s.  w.  Als  Gemeindebeamter  ist  der  Bürger- 
meister einerseits  Vollzugsorgan,  andererseits  Träger  einer  besonderen 
Gewalt,  derLokalpolizei.  Er  hat  die  Beschlüsse  des  Gemeinde- 
rathes vorzubereiten  und  auszuführen,  die  Gemeindeeinkünfte  zu 
verwalten,  die  Gemeindeanstalten  zu  beaufsichtigen,  Gemeindebe- 
amte zu  ernennen,  die  Gemeinde  nach  aussen  hin  zu  vertreten.  Auf 
Grund  ihrer  Lokalpolizei  sind  die  Bürgermeister  berechtigt  zum 
Erlass  von  Polizeiverordnungen,  welche  aber  nicht  in  Wider- 
ispruch  treten  dürfen  mit  einem  Gesetz  oder  einer  Verordnung  höherer 
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Behörden.  Die  Bezirkspräsidenten  sind  berechtigt,  die  Verordnun- 
gen der  Bürgermeister  aufzuheben  ^  aber  sie  sind  nicht  berechtigt, 
sie  zu  ändern  oder  andere  an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Die  Börgermei- 
ster  können  sich  im  Falle  ihrer  Abwesenheit  oder  sonstigen  Ver- 
hinderung durch  die  sogenannten  Beigeordneten  vertreten  las- 
sen, welchen  sie  auch  sonst  einen  Theil  ihrer  Amtsgescfa&fte  über- 
tragen können.  Die  Beigeordneten  werden  ebenso  ernannt  wie  die 
Bürgermeister.  Ihre  Zahl  bestimmt  sich  nach  der  Einwohnerzahl 
der  Gemeinde.  Bürgermeister  wie  Beigeordnete  können  durch  den 
Bezirkspräsidenten  vorläufig  ihres  Amtes  enthoben  werden.  Die 
Enthebung  muss  binnen  zwei  Monaten  durch  das  Ministerium  be- 
stätigt werden,  sonst  tritt  sie  ausser  Kraft.  Eine  Amtsentsetzung 
kann  nur  durch  den  Statthalter  erfolgen. 

Die  Gemeinderäthe  bestehen,  je  nach  der  Einwohnerzahl 
der  Gemeinde,  aus  zehn  bis  sechsunddreissig  Mitgliedern,  welche 
auf  die  Dauer  von  fdnf  Jahren  gewählt  werden.  Aktives  und  passives 
Wahlrecht  ist  wie  bei  den  Bezirksräthen  geordnet.  Die  Gemeinde- 
räthe treten  viermal  im  Jahre  ordentlicher  Weise  zusammen ;  ausser- 
dem können  sie  durch  den  Bezirkspräsidenten  oder  den  Kreisdirek- 
tor von  Amtswegen  oder  auf  Ansuchen  der  Bürgermeister  zu  ausser- 
ordentlichen Sitzungen  zusammenberufen  werden.  Den  Vorsitz  im 
Gemeinderath  fuhrt  der  Büi^ermeister.  Der  Gemeinderath  ist  eine 
beschliessende,  kontrollirende  und  begutachtende  Behörde.  Ein 
zustimmender  Beschluss  des  Gemeinderathes  wird  zu  allen  wichti- 
gen Akten  der  Vermögensverwaltung,  sowie  zu  allen  B^chtsgeschäf- 
ten  gefordert,  welche  eine  Verminderung  oder  Vermehrung  des 
Vermögens  herbeiführen.  Bei  der  Feststellung  des  Haushaltsetats 
der  Gemeinde  ist  aber  der  Gemeinderath  dadurch  sehr  beschränkt, 
dass  die  meisten  Ausgaben,  als  sogenannte  Pflichtausgaben,  im 
Falle  eines  ablehnenden  Votums  durch  die  vorgesetzte  Behörde  in 
den  Etat  eingestellt  werden  können.  Als  kontrollirende  Behörde 
hat  der  Gemeinderath  über  die  vom  Bürgermeister  jährlich  ange- 
stellte Gemeinderechnung  zu  beschliessen  und  die  von  den  Gre- 
meinderechnern  gelegte  Rechnung  festzusetzen.  Zur  Abgabe  von 
Gutachten  ist  der  Gemeinderath  verpflichtet,  wenn  er  dazu  vom 
Bezirkspräsidenten  oder  Kreisdirektor  aufgefordert  wird;  in  gewissen 
Fäjlen  ist  die  Einholung  eines  solchen  Gutachtens  gesetzlich  vorge- 
schrieben. 

Durch  ein  Gesetz  vom  ^4.  Februar  1872  wurde  unter  bestimm- 
ten gesetzlichen  Voraussetzungen  die  Einsetzung  äusserer dent- 
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lieber  Kommissäre  an  Stelle  der  Bürgermeister,  der  Beigeord- 
neten und  selbst  der  Gemeinderätbe  gestattet.  Diese  ausserordent- 
licben  Kommissäre  üben  alle  Recbte  und  Pflicbten  der  von  ibnen 
vertretenen  Behörden.  Ihre  Einsetzung  erfolgt  durch  Beschluss  des 
Bezirkspräsidenten  und,  im  Falle  ihre  Amtsdauer  fünf  Jahre  über- 
schreiten soll,  durch  Ministerialbeschluss.  So  trägt  das  Staatsrecht 
von  Elsass-Lothringen  noch  überall  Spuren  von  Ausnahmezustän- 
den, welche  ausserordentliche  Maassregeln  gestatten,  wenn  die 
regelmässigen  Gewalten  der  Obrigkeit  nicht  mehr  ausreichen.  Eine 
allmähliche  Beseitigung  dieser  ausserordentlichen  Befugnisse  wird 
möglich  sein,  wenn  sich  die  Bevölkerung  des  Reichslandes  immer 
mehr  ihres  deutschen  Ursprunges  und  ihrer  alten  Reichsangehörig- 
keit erinnert  und  ihre  Verbindung  mit  dem  neuen  deutschen  Reiche 
als  eine  bleibende  anzusehen  lernt. 
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Abgeordnetenhaus  s.  Landtag. 

Verlust  der  Mitgliedschaft  L  467; 

Wahl  zum  A.  I.  466;  Wahlkammer 
I.  465;  Zusammensetzung  1.465  ff. 

Abolition  I.  570. 

Abschlussnummer  11.  293. 

Abstammung  aus  einer  ebenbürtigen 
Ehe  als  Voraussetzung  der  Thron- 
folgeberechtigung I.  21 8  ff. ;  aus 
einer  hausgesetzlioh  konsentirten 
Ehe  als  Voraussetzung  der  Thron- 
folgeberechtigung I.  216  ff. ;  aus 
einer  rechtmässigen  Ehe  als  Vor- 
aussetzung des  Thronfolgerechts  I. 
213 ;  vom  ersten  Erwerber  als  Vor- 
aussetzung der  Thronfolgeberech- 
tigung I.  213. 

Abtheilungen  der  Kammern  I.  492. 

Abzugsrechte  I.  573. 

Accise  I.  581. 

Adel  I.  391, 

Ertheilung  des  A.  I.  196;  heutige 

Bedeutung  des  A.  I.  393;  hoher 
A.  I.  391 ;  niederer  A.  I.  391. 

Adelsprädikate  I.  196. 

Administratiyjustiz,  französische,  als 
Vorbild  für  die  deutsche  Gesetz- 
gebung I.  638. 

Admiralität  ü.  103.  286. 

Geschäftskreis  II.  104;  kaiser- 
liche A.  n.  103;  A.  wird  kaiserlich 
deusche  Reichsbehörde  11.  104. 

Admiralitätsrath  II.  104. 

Adoption  im  Thronfolgerecht  I.  213. 

Adressen  der  Volksvertretung  I.  480. 

Advocatia  ecclesiae  I.  679  f. 

Aemter  in  Hannover  I.  434. 

Aggratiandi  jus  I.  570. 

Akademie,  militärärztliche  11.  287. 

Akademische  Würden  I.  198. 

Aktenversendung,  Recht  der  11.  132. 


Aktivbürger,  politische  Rechte  der  II. 

364. 
Altenburg,  Sachsen-,  Grundgesetz  v. 

29.  April  1831.  I.  120. 
Altfreie  Gemeinde  I.  417. 
Altkatholiken  I.  677. 
Amnestie  I.  570. 
AmtsausschusB  I.  434. 
bezirk  I.  434. 

delikte,  eigentliche  und  uneigen^ 

Hche  I.  329. 

gemeinde  I.  433  ff. 

gerichte  I.  554 ;  Kompetenz  der 

I.  554. 

hauptmann  I.  434. 

hauptmannschaft  I.  438. 

körperschaft  I.  435. 

Organismus  I.  283  ff. 

der  moderne  I.  293;  gegenwär- 
tiger in  den  deutschen  Staaten  I. 
295  ff. 

Verfassung  I.  434. 

Versammlung  I.  484. 

Vorsteher  I.  434. 

Anfall  der  Krone  I.  244  f. 

Anhalt,  Zusammensetzung  der  Land- 
stände des  Herzogthums  I.  474. 

Ankläger,  öffentlicher  I.  567. 

Anleihen  für  die  Staatskasse  bedürfen 
der  Zustinmiung  der  Kammern  I. 
479. 

Annexionen,  Zuwachs  des  preussischen 
*  Staatsgebiets  durch  die  A.  von  1866. 
L  152. 

Apanage,  Begriff  ders.  I.  398;  S3rstem 
ders.  I.  398. 

Apanagium  I.  398. 

Appel  comme  d'abus  I.  685. 

Aristokratie  I.  32  ff. 

Armee,  Entwickelung  der  preussischai 
I.  247  ff.;  Schöpfer  der  preussischen 
A.  ist  der  grosse  Kuitürst  I.  247. 

korps  n.  276. 
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Armeekorpsbesirke  des  deutschen  Rei- 
ches II.  276. 

Artikelbriefe  Kaiser  Maximilians  I. 
II.  241. 

Artillerie-  und  Ingenieurschulen  11. 287. 

Auditor  IL  288. 

Auflösung  des  ehemaligen  deutschen 
Reiches  I.  75. 

Aufnahme  eines  Reichangehörigen  in 
den  Unterthanenverband  eines  deut- 
schen Staates  I.  351. 

Aufnahmeurkunde  I.  351. 

AufEflge,  öffentliche  I.  389. 

Augsburg  TerHert  seine  Eigenschaft 
als  freie  Reichsstadt  I.  499. 

Augsburger  Religionsfrieden  von  1555. 
1  51.  661. 

Ausfuhrverbote  IL  167. 

Ausfuhrvergütungen  IL  173. 

Ausgaben  der  deutschen  Staaten  I.  595. 

fortdauernde  und  einmalige  A. 

des  deutschen  Reiches  II.  154. 

Aushebung  IL  392  f. 

Ausländer,  Rechtsstellung  ders.  I.  345. 

Auslieferung  eines  Deutschen  verboten 
n.  27. 

Ausmusterung  11.  293. 

Ausnahmegerichte  I.  561. 

Ausschuss,  ständischer  I.  497. 

Ausserkurssetzung  der  Münzen  11.  220. 

Ausstattung  der  Prinzessinnen  I.  398. 

Austrägalinstanz  I.  103.  404. 

verfahren  I.  102. 

Austräge  L  61.  397. 

Auswanderung  I.  352:  Recht  der  I. 
374. 

Auswärtige  Angelegenheiten  11.  319  ff. 

Ausschuss  des  Bundesraths  für  a.  A. 
n.  70;  das  ältere  deutsche  Reich 
in  Betreff  ders.  IL  319;  oberste 
Entscheidung  in  a.  A  (besonders 
das  jus  belli)  muss  mit  der  Kriegs- 
herrüchkeit  verbunden  sein  11.  237; 
Reformversuche  auf  dem  Gebiete 
der  a.  A.  in  und  nach  dem  Revolu- 
üonsjahre  1848. 11.  323;  Verwaltung 
der  a.  A.  IL  236. 

Auswärtiges  Amt  des  deutschen  Rei- 
ches U.  102.  326. 

Auswärtiges  Staatsrecht,  geschichtliche 
Entwickelung  des  deutschen  a.  St 
n.  319  ff. 

Ausweisung  eines  Deutschen  unzulässig 

n.  27. 

Auszeichnungen,  die  Fdhrung  der  von 
fremden  Staaten  ertheilten  A.  muss 
von  der  eigenen  Regierung  geneh- 
migt werden  I.  197. 

Autonomie  I.  9. 

Autonomische  Rechtssätze  I.  9. 


B. 

Baden,  Grossherzogthum,  konstitutio- 
nelle Entwickelung  dess.  I.  114; 
Ordnung  der  Domänenverhältnisse 
I.  202;  Organisationsgesetz  von 
1863. 1.  433 ;  Zusammensetzung  der 
Kammern  I.  472. 

Bahnpolizeireglement  11.  206. 

Bankdirektorium  11.  108. 

Banken  11.  225 ;  ältere  II.  225 ;  heutige 
n.  225;  Steuer  der  B.  IL  179. 

Bankfreiheit  11.  226. 

gesetz  vom  14.  März  1875. 11.  228. 

Kuratorium  IL  107. 

noten  11.    227;    B.   kommt   der 

Geldcharakter  im  rechtlichen  Sinn 
nicht  zu  IL  229. 

notenrecht  IL  227. 

notenregal  IL  229. 

Ordnung  vom  5.  October  1846. 

IL  107. 

preussische  wird  moderne  Zettel- 
bank IL  226. 

wesen  n.  225  ff. 

Basel,  Frieden  von  B.  I.  77. 

Bataillone,  Zahl  derB.  der  deutsehen 
Armee  11.  276. 

Batterien,  Zahl  der  B.  der  deutschen 
Armee  n.  276. 

Bauermeister  I.  427. 

Bauernstand  L  392.  428. 

Bayerische  Gesandte  vertritt  im  Verhin- 
derungsfalle den  Reichsgesandten 
IL  339. 

Bayern,  Königreich,  konstitutionelle 
Entwickelung  desselben  I.  114; 
Ordnung  der  Domänenverhältnisse 

I.  201;    militärische   Sonderrechte 

II.  2 1 5  ff. ;  Sonderstellung  des  Heeres 
IL  273;  Zusammensetzung  der 
Kammern  I.  470. 

Beamte,  Anstellung  ders.  I.  321 ;  An- 
spruch auf  Pension  I.  336;  An- 
spruch der  Hinterbliebenen  auf 
Unterstatzung  I.  337  ;*B.  bedürfen 
zur  Eingehung  der  Ehe  der  Ge- 
nehmigung ihrer  vorgesetzten  Be- 
hörde I.  328  j  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses  der  Beamten 
geilen  den  Willen  ders.  I.  341 ;  Be- 
freiung der  gehorchenden  Beamten 
von  der  Verantwortlichkeit  bei  Be- 
folgung der  in  gehöriger  Form  er- 
lassenen Befehle  der  vorgesetzten 
Behörden  I.  326;  Disciplinarverfah- 
ren  gegen  B.-I.  330;  eidliche  Ver- 
pflichtung der  B.  L  323;  B.  in 
felsass  -  Lothringen  sind  Landes- 
beamte, keine  Reichsbeamte  H.  372 ; 
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den  B.  ist  der  Betrieb  von  bürger- 
lichen Gewerben,  die  Uebemahme 
von  Nebenämtern  oder  Nebenbe- 
schäftigungen nicht  oder  nur  mit 
Genehmigung  der  vorgesetzten  Be- 
hörde gestattet  I.  328-  B.  ohne 
Amt  I.  138;  privatrechuiche  Haft- 
barkeit der  B.  I.  330;  Pensionirung 
der  B.  auf  Verlangen  der  Regierung 
I.  342  f.;  persönliche  Ehrenrechte 
der  B.  I.  334 ff.;  persönlicher  Rang 
der  B.  I.  334;  Pflicht  des  amtlichen 
Gehorsams  I.  324;  Pflichtenkreis 
I.  319;  Pflicht  der  B.  zur  Beobach- 
tung eines  achtungswürdigen  Ver- 
haltens I.  323;  Recht  der  B.  I. 
333 ff.;  Schutz  ders.  I.  333;  Stel- 
lung zur  Disposition  L  339 ;  Stell- 
vertretung der  B.  I.  336;  Suspen- 
sion d.  B.  I.  339;  Treue  der  B. 
fegen  den  Staat  und  sein  Ober> 
auptl.  327 ;  Verfolgung  der  Pflicht- 
verletzungen der  B.  I.  329 ff.;  ver- 
mögensrechtliche Rechte  der  B.  I. 
334;  Verpflichtung  derB.,  ohne  Ge- 
nehmigung ihrer  vorgesetzten  Be- 
hörden den  ihnen  zur  Ausübung 
ihres  Amtes  angewiesenen  Ort  nicht 
zu  verlassen  I.  32S;  Verpflichtung 
zur  Stellung  einer  Kaution  I.  322 ; 
Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit 
I.  328;  Versetzung  in  ein  anderes 
Amt  I.  338;  wie  weit  dem  B.  ein 
Prüfungsrecht  der  Anordnungen 
seiner  vorgesetzten  Dienstbehörde 
zusteht  I.  324. 

Beden  I.  579. 

Begnadigungsrecht  I.  568;  im  engem 
Sinn  I.  570;  kann  gegen  den 
Willen  des  Verurtheilten  erfolgen 
I.  571 ;  in  Militärstrafsachen  I.  289; 
wird  zu  den  landesherrlichen  Rega- 
lien gezählt  I.  571 ;  Schranken  des 
B.  I.  571. 

Behörden,  Rang  der  B.  I.  334;  Ueber- 
oder  Unterordnung  der  B.  I.  325. 

Behördenor^anisation  im  Mittelalter  I. 
283  ff.;  im  XVI.  und  in  späteren 
Jahrhunderten  I.  287  ff.;  im  XIX. 
Jahrhundert  I.  292  ff. 

Bekenntnissfreiheit,  religiöse  I.  382. 

Belagerungszustand  I.  537.  11.  257. 

kleiner  I.  632. 

Berechtigungsschein  zum  Eicjährig- 
Freiwilliffendienst  U.  296. 

Berufskonsuln  11.  345. 
.Berufsstände  I.  394. 

Berufung  I.  554. 

Beschlagnahme  nur  als  procesBuale 
Massiegel  zulässig  I.  373. 


Beschwerde  über  Aussprüche  der  Ge- 
richte I.  554. 

recht  der  vormaligen  Landstände 

I.  450. 

und  Petitionsrecht  der  heutigen 

Volksvertretung  I.  480. 
«I  Besitznahmepatent  I.  245. 

Besoldung,  juristischer  Charakter  I. 
335;  Recht  auf  B.  L  335. 

Bestätigung,  feierliche,  der  Landes- 
verfassung von  jedem  neuantreten- 
den Monarchen  I.  245. 

Betriebsreglement  der  Eisenbahnen  II. 
207. 

Bezirksausschuss  I.  438. 

Präsident   in  Elsass- Lothringen 

n.  384. 

räthe  I.  654. 

rath  nach  der  badischen  Verwal- 
tungsorganisation I.  439. 

der   preussischen  Provinzialord- 

nung  I.  442. 

tageinElsass-LothringenIL3S5: 

Befugnisse  ders.  11.  385. 

verband  L  438. 

Versammlung  I.  438. 

Verwaltungsgericht  I.  654. 

Biersteuer  11.  177. 

gemeinschaft  ü.  173.  177. 

Reichsgesetz  über  die  Erhebung 

ders.  vom  31.  Mai  1872.  11.  177. 

Bill,  bepackte  I.  595. 

von  Bismarck-Schönhausen  I.  684 ;  die 
ersten  Kundgebungen  der  deutschen 
Politik  dess.  I.  153ff. 

Bisthümer,  Besetzung  der  B.  I.  6S4. 

Blasenzins  IL  176. 

Böhmen,  Königreich  I.  50. 

Botenanstalten,  landesherrliche  IL 
190. 

Botschafter  11.  336. 

Boyen  DL  249. 

Brandenburg  -  PreuBsen  I.  73;  Grün- 
dung des  Staates  I.  74. 

Branntweinsteuer  U.  176. 

Brantweinsteuergemeinschaft  n.  173. 
176. 

Braunschweig,  Herzogthum,  Land- 
schaftsordnung  vom  12.  Oktober 
1832.  L  120;  Militärverhältnisse  IL 
274 ;  Zusammensetzung  der  Landes- 
versammlung  I.  473. 

Bremen,  geschichüiche  Entwickdung 
von  B.  L  498;  Quellen  des  Staats- 
rechts von  B.  I.  500;  Verfassung 
der  freien  Stadt  B.  L  498.  502  ff. 

Briefe,  Beschlagnahme  von  B.  I.  373. 

Brief geheimniss  I.  373. 

Budget  I.  583. 

Budgetperiode  L  586. 
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Budgetrecht  I.  478.  582  ff. 

nach  der  englischen  Verfassung 

I  584. 

Bulle,  eoldene  I.  51.  208. 

Bund,  deutscher  I.  91  ff.;  der  d.  B.  in 
seinen  äusseren  Verhältnissen  11. 
321  ff.;  Bundesbeschlüsse  I.  91; 
Bundesbeschluss  vom  23.  Juni  1817. 
I.  374;  Bundesbeschluss  vom  16. 
August  1824.  L  379;  Ende  des  d. 
B.  I.  152 f.;  Entstehung  des  d.  B. 
I.  91;  Bundesfeldherr  des  ehema- 
ligen d.B.  11.254;  Bundesfestungen 
I.  106.  n.  245 ;  Finanzrecht  des  d. 
B.  n.  145;  Generallieutenant  des 
d.  B.  I.  106;  Geschichte  des  d.  B. 
von  1815—1848. 1. 107;  Kriegsver- 
fassung des  d.  B.  1. 105;  B.-Kriegs- 
Verfassung  IL  243 ff.;  B. -Kriegs- 
verfassung vom  21.  April  1821.  II. 
244;  revidirte  B.-Kri^sverfassung 
vom  4.  Januar  1855.  IL  244;  Ober- 
feldherr des  d.  B.  I.  106;  proviso- 
rische Bundescentralkommission  I. 
133;  Rechtsverfassung  des  d.B.  11. 
102ff.;  B.- Schiedsgericht  I.  103; 
Verfassung  des  d.  B.  I.  95ff.  560; 
der  d.  B.  war  ein  Staatenbund  I. 
95;  Zweck  des  d.  B.  I.  95.  101. 

,  norddeutscher,  s.  Norddeutscher 

Bund. 

Bundesakte,  die  deutsche  I.  92. 

amt  ftlr   das  Heimathwesen  II. 

112;  ist  Disciplinarinstanz  für  seine 
^Gtglieder  IL  111. 

festungen  L  106.  ü.  245. 

glied,  Aufnahme  eines  bis  jetzt 

noch  nicht  zum  deutschen  Reich 
gehörigen  Staates  als  B.  11.  10. 

kanzleikasse  IL  146. 

kanzleramt  IL  99. 

matrikularkasse  IL  146. 

Oberhaupt,  Ausdruck:  B.  gesetz- 
lich zuerst  im  Strafgesetzbuch  an- 
gewendet n.  35. 

Präsidium  im  deutschen  Kaiser- 
reich IL  5.  33. 

pressgesetz,   provisorisches  vom 

20.  September  1819  L  379. 

Bundesrath  L  561.  II.  45.  65  ff.  169; 
Ausschüsse  des  B.  IL  67 ;  dauernde 
Ausschüsse  11.  67;  Zusammen- 
setzung der  Ausschüsse  11. 67;  Aus- 
schuss  des  B.  für  Landheer  und 
Festungen  11.  286;  Berufung,  Ver- 
tagung und  Schliessung  des  B.  U. 
65;  Beschlüsse  werden  m  der  Regel 
mit  einfacher  Stimmenmehrheit  ge- 
fasst  n.  66;  Ausnahmen  hiervon 
n.  66 ;  Beschluss  des  B.  ist  selbst 


dann  noch  nothwendig,  wenn  der 
Reichstag  eine  Vorlage  des  B.  an- 

genommen  hat  11.  118;  staatsrecht- 
che  Befugnisse  des  B.  11.  54f. ; 
Entwickelunff  des  B.  IL  47;  Ge- 
schäftsbehandlung  des  B.  II.  64; 
der  Kaiser  muss  den  B.  stets  zu- 
gleich mit  dem  Reichstage  einbe- 
rufen IL  65;  der  Kaiser  muss  den 
B.  einberufen,  sobald  es  von  einem 
Drittel  der  Stimmenzahl  verlangt 
wird  n.  65;  B.  kein  Ministerium 
n.  48;  B.  ist  Mitträger  der  Sou- 
veränetätn.  47 ;  B.  ist  in  erster  Linie 
das  Organ  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt des  Reiches  U.  55 ;  B.  ist  kein 
parlamentarischer  Körper  IL  47; 
dem  B.  ist  das  Recht  der  Sanktion 
aller  Gesetzentwürfe  gegeben  II .  1 1 8 ; 
B.  als  richterliche  Instanz  IL  59; 
staatsrechtlicher  Charakter  des  B. 
U.  45 ;  nur  Staaten  haben  Platz  in 
dem  B.  IL  49;  Theilnahme  des  B. 
an  Angelegenheiten  der  Reichsver- 
waltung IL  56;  dem  B.  steht  das 
Verordjaungsrecht  zu  IL  55;  dem 
B.  steht  ein  selbständiges  Verord- 
nungsrecht im  Reichshmd  nicht  zu 
II.  378;  Vorsitz  und  Leitung  der 
Geschäfte  des  B.  IL  65.  91;  Vor- 
sitzender des  B.  muss  noth wendig 
preussischer  Bevollmächtigter  zum 
B.  sein  11.  91;  der  Vorsiä  ist  ein 
kaiserliches  Recht  11.  92. 

Bundesrath  und  Reichstag  sind  in  Be- 
treff der  sogen.  Initiative  gleichge- 
stellt n.  116. 

BundesrathsbevoUmächtigte  11. 50 ;  Ab- 
stimmung ders.  II.  52 ;  Instruktion 
für  dieselben  IL  51 ;  B.  wird  diplo- 
matischer Schutz  gewährt  IL  51. 

mitglieder,  s.  Bundesrathsbe- 
voUmächtigte. 

Staat  I.  45.;  deutscher,  Be- 
zeichnung desselben  als  Reich  IL 
5;  B.  ist  Erzeugniss  des  nord- 
amerikanischen Staatslebens  I.  46. 
n.  5;  B.  ist  die  moderne  volks- 
thümliche  Form  des  Staatenstaates 
L  46. 

taff  L  97;  B.  T.  Gesandte  L  98; 

Wiederherstellun^f  des  B.  T.  L  136; 
Thätigkeit  des  wiederhergestellten 
Bundestags  I.  141. 

Verfassung,    Grundzüge     einer 

neuen,  vom  10.  Juni  1866.  L  156. 

Versammlung  I.  97  ff.;  Kompetenz 

derselben  I.  lüO. 
Bündnissverträge  vom  18.  August  1866. 

L  156  f. 
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Büreausystem  I.  282. 
Bürger  I.  423. 

amt  1.  505. 

auBSchuss  I.  505.  510  ff. 

Bürgerliche  Kollegien  I.  510. 
Bürgennelster  in  Elsass-Lothringen  II. 
387;  Befugnisse  ders.  II.  387. 

Schaft  in  den  drei  freien  Städten 

I.  503 ff.  507 ff.;  Mitinhaber  der 
Staatsgewalt  I.  504;  jetzt  reprä- 
sentatives Organ  I.  504. 

stand  I.  392. 

C. 

Campofonnio,  Frieden  von  L  77. 

Censur  L  378. 

Centralbehörden  I.  295 ff.;   C,  welche 

unter  keinem  Ministerium  stehen 

I.  303. 

gewalt,  die  1848  geschaffene  pro- 
visorische I.  127. 

Verwaltungsstellen  des  Beiohesn. 

99. 
Christenthum  I.  661. 
CircumscriptionsbuUen  I.  669. 
Civilliste  I.  200.  Anm.  1. 
processordnung  für  das  deutsche 

Beich  I.  488.  II.  135. 

rechtspflege  I.  545. 

Standesbeamte,  Konsuln  als   C. 

n.  346. 

versorgun^schein  II.  307. 

Civitas    composita,    der    Staatenstaat 

L  44ff. 
Concilium  magnum  der  Lords  I.  461. 
Constitutio    de    ezpeditione   Romana 

IL  241. 
Contreadmiral  IL  285. 
Corpus   Evangelicorum  und   Catholi- 

corum  L  57. 


Decharge  an  die  Staatsregierung  1. 608. 

Defekt  I.  330. 

Demokratie  I.  32.  33;  repräsentative 
L  33;  unniittelbare  L  33. 

Denaturirung  11.  174. 

Deputationen  I.  58;  D.  in  den  freien 
Städten  L  512. 

Despotie  I.  35. 

Dette  flottante  I.  604. 

hypoth6qu6e  L  603. 

Deutscher  Bund,  s.  Bund. 

Deutscher,  jeder  hat  Anspruch  auf  den 
Rechtsschutz  des  Reiches  II.  27; 
jeder  D.  hat  das  Recht  der  Frei- 
zügigkeit im  ganzen  deutschen 
Reiche  U.  27. 

Deutscher  Kaiser  IL  41 ;  s.  im  übrigen 
Kaiser. 


Deutsches  Reich,  s.  Reich. 

Deutschland  war  seit  dem  späteren 
Mittelalter  nicht  mehr  ein  einf  adier, 
sondern  ein  zusammengesetzter 
Staat  L  51. 

Diäten  I.  334. 

Dienstentlassung  der  Beamten  L  332; 
desgl.  mit  Verlust  des  Amtschaiak- 
ters  und  des  Fensionsanspruches 
L  342;  der  Richter  L  343. 

pflicht,  Dauer  der  aktiven  D.  der 

Soldaten  U.  295. 

pflichten  der  Soldaten  U.  294. 

Diktatur,  die  kaiserliche  II.  361. 
Diöcesanverhältnisse   der    oberrheini- 
schen Kirchenprovinz  I.  669. 

DiscipHnargerichte  des  deutschen  Rei- 
ches IL  Ulf. 

gewalt  über  die  Mitglieder  des 

regierenden  Hauses  I.  399. 

hof  IL  111. 

kammem  IL  111. 

Strafordnung  für  das  Heer  IL  294; 

für  die  Marine  U.  294. 

Dispensation  I.  535. 
Dispensationsrecht  I.  536. 
Disposition,   Stellung  eines  Beamten 

zur  D.  L  339. 
Distriktsau sschuss  I.  438. 
gemeinde  I.  438. 

rath  I.  438. 

Domänen  in  Preussen  I.  200. 
fraee  L  203. 

vernältnisse,  rechtliche  Ordnung 

ders.  in  Bayern,  Württemberg  und 
Sachsen  I.  201 ;  desgl.  in  Baden, 
Hessen  und  Sachsen- Weimar  I. 
202. 

vermöeen,  Rechtsverhältnisse  be- 

zügL  des  D.  in  den  deutschen  Klein- 
staaten I.  201. 

Dominium  mundi  I.  49. 

Doppelbesteuerung  I.  363. 

Doppelwährung  IL  220. 

Dotationsgesetz  I.  442. 

pflicht  des  Staates  gegenüber  den 

anerkannten  christlichen  Kirchen 
L  680. 

recht  I.  442. 

DreiUassensystem  I.  465. 

Dreikönigsbündniss  I.  131. 

Dresdener  Konferenzen  I.  136. 

Durchlaucht  L  193.  403. 

Dynastie  L  209.  395. 

£• 

Ebenbürtige  Ehen  I.  218. 
Ebenbürtigkeit  nach  heutigem  deut- 
schen Fürstenrecht  L  218  ff. 
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^enburtigkeit,  Hecht  der  E.  der  Me- 
diatisirten  I.  403. 

Edikt,  königlich  preuss.  vom  9.  Ok- 
tober 1807. 1.  88;  vom  14.  Septem- 
ber 1811.  I.  89. 

Ehen,  ebenbürtige  I.  218. 

Ehrenrechte  II.  300. 

titel  I.  196. 

vorzüee  der  Mitglieder  der  regie- 
renden Häuser  I.  396. 

Eichungsämter  n.  211. 

Eigenthum,  Unverletzlichkeit  dess.  I. 
390. 

Eindringen  in  eine  Wohnung  I.  372. 

Einfuhrverbote  II.  167. 

Eingangs-,  Ausgangs-  undDurchgangs- 
abgaben  dürfen  von  den  Einzel- 
Staaten  nicht  erhoben  "werden  11. 
167. 

und  Ausgangszölle  I.  600.  601. 

Einheitsstaat  I.  39 ;  der  decentralisirte 
I.  40  f. 

Einkommensteuer  I.  600;  Einführung 
ders.  I.  582. 

Einnahmen  des  Reiches  11.  155 ff.; 
dieselben  zerfallen  in  privatrecht- 
liche  und  staatsrechtlicne  II.  155; 
staatsrechtliche  E.  zerfallen  in  Qe- 
Gebühren  und  Steuern  II.  155; 
jährliche  Rechnungslegung  durch 
den  Reichskanzler  über  Verwen- 
dung der  E.  d.  R.  11.  185. 

der  deutschen  Staaten  I.  598  f. 

des  Post- und  Telegraphenwesens 

IL  196. 

Einzelstaaten,  deutsche  von  1815  bis 
1848  I.  111;  d.  E.  im  Jahre  1848. 
1. 137 ff.;  Ausnahmerechte  der  d.  E. 
n.  13;  Gleichheit  der  Rechte  und 
Pflichten  IE.  12  f.;  für  die  Freiheit 
der  Kompetenz  der  d.  E.  streitet 
die  Vermuthung  I.  180;  E.,  welche 
noch  eigene  Kontingente  haben  11. 
286;  Reservatrecht  der  d.  E.  11. 13; 
Sonderrechte  der  d.  E.  U.  13;  Son- 
derrechte der  d.  E.  zerfallen  in 
positive  und  negative  ü.  13;  die 
deutschen  E.  sind  keine  vollkom- 
men souveränen  Staaten  mehr  I. 
180;  jeder  d.  E.  hat  sein  beson- 
deres Staatsrecht  I.  181 ;  die  d.  E. 
sind  wirkliche  Staaten  I.  180; 
Stimmrechte  der  d.  £.  haben  heut 
zu  Taee  nicht  den  rein  territorialen 
Charakter,  sondern  sind  Staaten- 
stinmien  II.  9;  Verschiedenheit  der 
Verfassungsform  der  d.  E.  I.  181; 
Wegfall  0.  E.  aus  der  Reihe  der 
Gliederstaaten  II.  7. 

Einziehung  von  Münzen  von  Ausser- 


kurssetzung ders.  zu  unterscheiden 
n.  220. 

Eisenbahnamt,  verstärktes  II.  113. 

Eisenbahnen,  Kriegsrayon  der  E.  II. 
315. 

in  Elsass- Lothringen,  General- 
direktion ders.  n.  106;  dieselben 
gehören  dem  Reiche,  nicht  dem 
Reichslande  II.  372. 

Eisenbahnrecht,  deutsches  11.  203. 

Verwaltungen,    Leistungen,    di» 

dens.  im  Falle  eines  Krieges  auf- 
erlegt sind  n.  314. 

wesen  IL  203 ;   Beaufsichtigung 

und  Gesetzgebung  in  Betreff  dea 
E.  unterliegt  dem  Reich  n.  203; 
rechtliche  Bestimmungen  über  das 
E.,  welche  für  das  ganze  deutsche 
Reich  gelten  n.  203;  rechtiiche 
Bestimmungen,  welche  für  daa 
Reichsgebiet  mit  Ausnahme  von 
Bayern  gelten  II.  208;  dem  Reiche 
Stent  die  Kontrolle  über  das  Tarif- 
wesen zu  U.  208. 

Elbe,  Auslandseigenschaft  ders.  IL  165. 

Elsass-Lothringen  11.  354 ff.;  Beamte 
in  E.  L.  n.  372 ff.;  Ernennung  ders. 
II.  372;  Rechtsverhältnisse  ders. 
II.  373;  Beigeordnete  in  E.  L.  n. 
388;  Bezirke  in  E.  L.  II.  384 f.; 
Bezirkspräsident  11.  384;  Bezirks- 
tage II.  385;  Bürgermeister  in  E. 
L.  n.  387 ;  Ernennung  ders.  11. 387; 
Befugnisse  ders.  n.  387 ;  die  Elsass- 
Lothringer  sind  vollständig  gleich- 
berechtigte Bürger  des  deutschen 
Reiches  IL  375;  Einfügung  E.  L. 
in  den  staatsrechtlichen  Bau  des 
deutschen  Reichs  IL  361 ;  Einfüh- 
rung der  deutschen  Reichsverfas- 
sung in  E.  L.  II.  361 ;  Eisenbahnen 
in  E.  L.  gehören  dem  Reiche,  nicht 
dem  Reichslande  11.  372;  E.  L. 
kommt  nach  und  nach  an  Frank- 
reich IL  355;  geschichtliche  Ent- 
wickelungdes  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnisses von  E.  L.  n.  354 ff.;  die 
Gemeinden  in  E.  L.  II.  387;  Or- 
gane der  Gemeinden  in  E.  L.  II. 
387;  Gemeinderäthe  in  E.  L.  11. 
388;  Gesetzesblatt  für  E.  L.  II. 
368 ;  Ausfertigung  der  Gesetze  für 
E.  L.  IL  368;  Verkündigung  der 
Gesetze  IL  368;  die  dem  Kaiser 
zustehende  Gewalt  in  E.  L.  IL  377; 
Kantone  in  E.  L.  11.  385;  Kreise 
in  E.  L.  IL  384.  386 f.;  Kreis- 
direktor n.  386 ;  Zuständigkeit  des- 
selben n.  386;  Kreistage  in  E.  L. 
n.  386;  Zuständigkeit  ders.  U.  386.- 
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ausserordentliche  Kommissäre  in 
E.  L.  n.  389;  Landesangehörigkeit 
II.  370;  elsass-lothf.  Landes&kus 
ist  von  dem  Keichsfiskus  völlig  ver- 
schieden II.  371  f.;  Entstehung 
der  Landesgesetze  in  E.  L.  II.  367; 
Landesausschuss  von  E.  L.  II. 
381  ff.;  ins  Lehen  gerufen  IL  364. 
381;  Befu^isse  dess.  II.  382; 
Wahl  der  Mitglieder  dess.  IL  381 ; 
Zusammensetzung  dess.  11.  381 ; 
Auflösung  dess.  ll.  383 ;  Ministe- 
rium für  E.  L.  IL  379  f.;  Ahthei- 
lun^en  dess.  IL  380 ;  die  erste  Or- 

rasation  der  Verwaltung  in  E. 
unter  der  Herrschaft  der  Reichs- 
gesetzgehung  11.  363;  Reichsge- 
setz  vom  9.  Juni  1871,  betr.  die 
Vereinigung  von  E.  L.  mit  dem 
deutschen  Reich  IE.  360;  Reichs- 
gesetz vom  4.  Juni  1879,  betr.  die 
Verfassung  und  Verwaltung  von 
E.  L.  II.  364;  Reichsverfassung 
tritt  für  E.  L.  ins  Leben  11.  365; 
Reichs-  und  Landesgesetze  in  E. 
L.  n.  367  f.;  Reichsfiskus  und 
Landesfiskus  in  E.  L.  H.  371  f. ; 
Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  in 
E.  L.  U.  368 ;  E.  L.  ist  kein  Staat 
II.  365  f. ;  ein  elsass-lothring.  eigen- 
Üiümliches  Staatsbürgerrecht  exi- 
stirt  nicht  II.  370;  Anbahnung 
einer  selbständigen  Stellung  von 
E.  L.  IL  364  f.;  Verwaltungsbe- 
zirke in  E.  L.  U.  383;  Wieder- 
vereinigung mit  dem  deutschen 
Reich  n.  359  ff. 

Enteignung  L  390. 

Enteignungsrecht  I.  390. 

Entlassung  der  Staatsangehörigen  aus 
dem  Staatsverband  L  353. 

Entscheidungsdeputation  I.  505. 

Episcopalsystem  1.  667. 

Erbeinsetzungsvertrag  I.  239. 

Erbgesessene  Bürgerschaft  I.  509. 

Erbmonarchie  L  34;  Wesen  ders.  I. 
209. 

schultisei  L  428. 

tochter  I.  235. 

Verbrüderungen  I.  238  ff. 

verzieht  der  Töchter  des  hohen 

Adels  I.  235. 
Erlaucht  I.  403. 
Ernst  August,  König  von  Hannover 

L  110. 
Ersatzreserve  I.  Ueberweisung  zu  ders. 

IL  293. 
und  Oberersatzkommissionen  H. 

293, 
Erste  Kammer  I.  463  ff. 


Erstgeburt,  Recht  der  £.  in  den  deut- 
schen Fürstenhäusern  eingeföhrt 
L  207. 

Ertragssteuer,  Einführung  ders.  L  5S2. 

Erzkanzler,  Unterschied  dess.  von  dem 
Reichskanzler  11.  90. 

Eskadrons,  Zahl  der  E.  der  deutschen 
Armee  IL  276. 

Etat  I.  582,  583,  587  ff. ;  E.  hat  im 
absoluten  Staat  den  Charakter  einer 
Verwaltunpnorm  1.587;  Rigtanch  < 
im  konstitutionellen  Staate  nur 
Gesetz  im  formellen  Sinne  L  5S7; 
E.  als  wirthschaftlicher  Voranschlag 
L  582,  583;  die  Feststellung  des  ; 
E.  ist  auch  im  konstitutionellen  j 
Staate  lediglich  ein  Verwaltungs- 
akt I.  588;  die  Mitwirkung  der 
Volksvertretung  bei  Feststellung 
des  E.  L  584  ff.;  verschiedene 
Berechtigung  der  beiden  ELäuser 
bei  FeststeUung  des  E.  I.  594; 
Folgen  des  zu  Stande  gekommenen 
Etats  L  590.  591 ;  FolgeiL  des  nicht 
zu  Stande  gekommenen  Etats  L 
591  ff.;  Einnahme-  und  Ausgabe- 
etat IL  183;  Einnahmeetat  ist  ein  1 
sogenannter  Nettoetat  11.  183;  vci^  ' 
trauliche  Besprechungen  der  bei- 
den Kammern  über  den  E.  L  | 
595. 

Etatsgesetze  H.  182;  staatsrechtliche 
Charakter  ders.  I.  587  ff. 

Etatsüberschreitungen  I.  478.  590;  Un- 
terschied zwischen  qualitativen  £. 
und  Quantitativen  £.  L  590. 

Eventualoelehnungen  I.  242. 

Excellenz  I.  197. 

Exekutive  I.  31. 

Exequatur  U.  345;  Ertheilung  dess. 
an  fremde  Konsuln  im  deutschen 
Reich  n.  351. 

Exerzierplätze  11.  312. 

Exterritoriale  Stellung  der  Bundes- 
rathsbevoUm&chtigten  II.  51. 

Exterritorialität  der  fremden  Gesandten 
n.  338. 


F. 

Fahneneid  für  die  deutschen  Wdir- 
pflichtigen  H.  267. 

Familienautonomie  als  Quelle  des  fürst- 
lichen Successionsrechtes  L  207. ' 

gewalt   des    regierenden   Henn 

über  die  Mitglieder  seines  Hauses 
I.  399. 

rath,  Mitwirkimg  dess.  bei  Bot- 

scheidung  peinlicher  Sachen  too 
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Mitgliedern  der  regierenden  Häu- 
ser I.  397. 

Feldschultheissen  11.  288. 

Festnahme,  vorläufige  I.  372. 

Festungen  II.  283  ff.;  Anlage  von  F. 
im  deutschen  Reiche  II.  283;  baye- 
rische und  württembergische  Son- 
derstellung in  Bezug  auf  Anlage 
von  F.  U.  283;  Beschränkuneen 
des  Grundeigenthums  in  der  Üm- 
gebnng  von  F.  II.  316  ff.;  Gesetz 
vom  21.  December  1871,  betreffend 
die  Beschränkungen  des  Grund- 
eigenthums in  der  Umgebung  von 
F.  IL  316. 

Festungsrayons,  Freilegung  der  F.  II. 
318;  Verpflichtungen  der  Besitzer 
von  innerhalb  der  F.  R.  belegenen 
Grundstücken  II.  317. 

Finanzgewalt  des  heutigen  deutschen 
Reiches  II.  147;  Theilnahme  der 
Volksvertretung  bei  Ausübung  der 
F.  I.  478. 

hoheit  I.  598. 

kredit  I.  604. 

ministerium  I.  296. 

Perioden  des  Reichshaushalts  11. 

182. 
recht  I.   576   ff. ;    geschichtliche 

Entwicklung  des  deutschen  F.  I. 

579  ff. 
schuld  n.  151. 

vermögen   1.  578,    605  ff.;    alle 

Bestandtneile  des  F.  des  Staates 
können  nur  mit  Zustimmung  der 
Volksvertretung  veräussert  werden 
I.  606. 

Verwaltung  I.   573;    Recht    der 

F.  I.  573  ff.;  Kontrolle  der  F. 
durch  die  Volksvertretung  I.  478. 
606. 

wesen  des  ehemaligen  deutschen 

Reiches  I.  63  f. 

Wissenschaft  I.  576. 

Fiskus  I.  576 ;  das  deutsche  Reich  als 
F.  n.  147 ;  Dunlicität  des  F.  durch 
das  heutige  deutsche  Reich  ge- 
schaffen L  577 ;  jeder  Staat  hat 
nur  einen  F.  I.  577 ;  Gerichtsstand 
des  F.  I.  578;  landschaftlicher  F. 
im  Gegensatz  zum  landesherrlichen 
Kammerfiskus  I.  199;  Privilegien 
des  F.  L  577;  Reichsfiskus  im 
Gegensatz  zum  Landesfiskus  1. 577; 
mit  jedem  wirklichen  Staat  ist  die 
Existenz  eines  F.  nothwendig  ver- 
bunden I.  577. 

Flächenmaasse  U.  210. 

Foemina  finis  familiae  I.  396. 

Forensen  I.  346. 


Frankfurt  a/M.  verliert  seine  staatliche 
Existenz  I.  152.  500.  11.  7. 

,  Friedensvertrag  von  F.  I.  176. 

Frankfurter  Territorialrecess  vom  30. 
JuU  1819.  I.  111. 

Frankreich  I.  49.  176. 

Französische  Revolution  im  Jahre 
1830.1. 117;  F.  Revolution  im  Jahre 
1848.  L  123. 

Französisches  Gesetz  vom  24.  August 
1790.  I.  542. 

Freie  Städte  I.  498  ff. ;  Quellen  des 
Staatsrechts  der  f.  St.  I.  500  ff.; 
Verfassung  der  f.  St.  I.  5ü2  ff. 

Freiheitsbriefe  I.  447. 

Freiheit,  persönliche  der  Staatsange- 
hörigen I.  373 ;  wirthschaftliche 
F.  der  Staatsangehörigen  I.  373. 

Freiheitsrechte,  negative  I.  366. 

Freistädte  I.  499;  F.  sind  jetzt  Frei- 
staaten geworden  I.  514. 

Freiwillige,  dreijährige,  einjährige  II. 
296. 

—. —  Gerichtsbarkeit  I.  551. 

Freizügigkeit  I.  375;  militärische  F. 
L  362  ff.j  Recht  der  F.  11.  27. 

Fremde,  Rechtsstellung  der  F.  I.  345. 

Friedensformation  des  Heeres  II.  275. 

leistungen    für    die    bewaffnete 

Macht  n.  309. 

Präsenzstärke  des  stehenden  Hee- 
res n.  275. 

Schlüsse  vom  Jahre  1866. 1.  149  ff. 

vertrage,  Abschluss  von   F.  H. 

332. 

Friedrich  I.,  Kurfürst  von  Branden- 
burg ninmit  die  preussische  Königs- 
würde an  I.  74. 

Friedrich  H.,  König  von  Preussen  I. 
275.  n.  249. 

Friedrich  Wilhelm  I. ,  König  von  Preus- 
sen I.  74 ;  ders.  ist  Schöpfer  eines 
neuen  Amtsorganismus  I.  290. 

Friedrich  Wilhelm,  der  grosse  Kur- 
fürst I.  74. 

Fürstenabsolutismus  I.  27. 

häuser,  Erbfolge  in  den  deut- 
schen F.  I.  205  ff.;  die  nicht  re- 
gierenden Mitglieder  der  deutschen 
regierenden  F.  I.  394.  395. 

souveränetät  I.  24. 

thümer,  die  deutschen  F.  werden 

erblich  I.  205. 


Gabella  emigratronis  I.  373. 
Gagern,  Heinrich  von  I.  126. 
Ganzinvaliden  11.  307. 
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Gasteiner  Konvention  Ton  1865  I.  147. 
ÜebrauchsYermögen    des    Staates    L 

578 
Gebühren  I.  599.  599. 

orduung  für  die  Gerichtsvollzie- 
her n.  136. 

Geburtsstände  I.  392. 
Gehorsamspflicht  der  Soldaten  ü.  294. 

der  Staatsangehörigen  I.  356  ff. 

Gefolge  (comitatus)  11.  239. 

Geld  II.  213  ff. 

banken  ü.  225. 

wesen  DE.  213  ff. 

wirthschaft  I.  575. 

zeichen,  Ausgabe  von  G.  II.  226. 

Gemeindeangehörigkeit  I.  423. 

aufgaben  I.  411. 

ausschuss  I.  430. 

bezirk  I.  439. 

^ bürjjerrecht  I.  423. 

gebiet  I.  411. 

genossen  I.  411. 

Gemeinden  I.  409;  Aufgaben  der  G. 

I.  411;   Begriff  der  G.  I.  411;    G. 

in  Elsass- Lothringen  U.  387  ff.; 

Organe  der  Gemeinden  im  Kelchs- 

lande  n.  413 ;  387 ;  tleohte  der  G. 

L  413;  Wirkungskreis  der  G.  I.  414. 
Gemeinderath  I.  430. 
r&the  in  Elsass-Lothringen    11. 

388. 

recht  I.   430;    sogen,    gemeines 

deutsches  G.  I.  413. 

^ Verfassung   im   Beichslande  11. 

387. 

Versammlung  I.  430. 

Gemeiner  Pfennig  I.  64. 
Gemeinwesen  I.  16. 
Generalappropriationsklausel  I.  584. 

auüitoriat  II.  289. 

direktion    der   Eisenbahnen    in 

Elsass-Lothringen  11.  106. 

Generale,  kommandirende  II.  276. 
Generalitätsland  II.  376.  Anm. 
Generalkonsuln  II.  345;  Anstellungs- 

Satent  der  G.  II.  345;  Ernennung 
er  G.  n.  345. 
— —  postmeister  II.  104. 

Synode  I.  689. 

Gensdarmerie  I.  631. 

Genuesen,  Konsulatwesen  der  G.  11. 
341. 

Berichte  I.  538  ff. ;  Aufgabe  der  G. 
nach  heutigem  deutschen  Recht  I. 
550;  die  deutschen  G.  sind  Be- 
hörden der  Einzelstaaten  IL  136; 
Besetzung  der  G.  I.  566 ;  Oberauf- 
sicht über  die  Gerichte  I.  567; 
Organisation  der  G.  wird  in  Deutsch- 
land durch  Reichsgesetz  geordnet 


I.  561 ;  Selbständigkeit  der  G.  I. 
557  ff. ;  Thätigkeit  der  ordentlichen 
G.  I.  543  ff. ;  Unabhängigkeit  der 
G.  L  657  ff.,  566;  G.  äa  Verwal- 
tungsbehörden L  551. 
Gerichtsbann  I.  551. 

barkeit    L    549,    551  ff.;    fpci- 

willige  G.  L  551,  IL  136;  G.  in 
der  Gegenwart  I.  552  ff.;  geist- 
liche G.  I.  556;  Kosten  der  G. 
n.  136;  die  G.  wird  Bestandtheü 
der  Landesherrliehkeit  L  551 ;  G. 
im  Mittelalter  I.  551;  peinliche  G. 
stand  den  Reichsständen  aus- 
schliesslich zu  11-  129 ;  standeshen- 
liche  G.  I.  405;  streitige  G.  L  551. 

herrlichkeit  I.  549.  553. 

herm  in  der  Militärgerichtsbar- 
keit n.  289. 

hof,  preussischer,  für  kirchliehe 

Angelegenheiten  I.  685. 

höfe  des  öffentlichen  Rechts  I, 

546. 

kostengesetz    für   das   deutsche 

Reich  n.  136. 

stand,  privilegirter  G.  der  Me- 

diatisirten  I.  403;  privilegirter  G. 
der  Mitglieder  der  regierenden 
Häuser  I.  396. 

Verfassung,  heutige  deutsche  0. 

L  554. 

Verfassungsgesetz  für  das  deut- 

Reich  I.  548.  553.  555.  556.  558. 
IL  136. 
Germersheim,  Festung  11.  284. 
Gesammtministerium  I.  302  ff. ;    Vei^ 
hältnis  des  Fachministers  zum  G. 
L  303. 

persönlichkeit  I.  16. 

Wille  L  23. 

Gesandte  11.  335  ff. ;  ausserordentliche 
G.  n.  336;  Befugniss  der  G.  zur 
Vornahme  standesamtlicher  Akte  IE. 
337;  Ueberreichun^  der  Beglaubi- 
gungsschreiben seitens  der  G.  II. 
337;  die  beim  deutsehen  Reiche 
beglaubigten  G.  11.  337;  Bestal- 
lung der  G.  IL  336;  Dienst  der 
deutschen  G.  11.  337 ;  Eintheilung 
der  deuUchen  G.  11.  336;  Exterri- 
toriaHtät  der  beim  deutschen  Reiche 
beglaubigten  G.  IL  338;  Funktio- 
nen der  deutschen  G.  im  Auslände 
IL  336;  Unterschied  zwischen  G. 
und  Konsuln  nach  der  gewöhn- 
lichen Theorien.  342;  Unterschied 
zwischen  G.  und  Konsuln  nach 
der  richtigen  Ansicht  IL  343; 
Vorrechte  der  beim  deutschen 
Reiche  beglaubigten  G.  IL  338. 
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Gesandtschaftsrecht  11.  335  ff. ;  G.  be- 
steht nicht  zwischen  der  Reichs- 
fewalt  und  den  Einzelstaaten  IL 
39 ;  G.  des  deutschen  Reiches  II. 
335  ff.;  G.  der  Einzelstaaten  11. 
338  ff. :  das  aktive  und  passive  G. 
steht  dem  Kaiser  ausschliesslich 
zu  n.  335. 

Geschäftsordnung  der  Volksvertretung 
L  482. 

— —  revisionen  I.  567. 

träger  IE.  336. 

Geschichtliche  Entwickelung  des  staat- 
lichen Rechtszustandes  in  Deutsch- 
land I.  48  ff. 

Geschriebenes  Recht  I.  8. 

Gesetz  I.  8.  515  ff.  518;  Aufhebung  der 
G.  I.  535;  Begriff  des  G.  I.  515  ff.; 
G.  im  constitutionellen  Staat  I. 
518;  Dispensation  von  G.  I. 
535;  Entstehung  der  Gl  521  ff.; 
G.  im  formellen  Sinn.I.  518  ff., 
528;  Inkraftreten  der  G.  I.  527; 
G.  im  materiellen  Sinne  I.  515  ff., 
519.  528;  Promu^tion  der  G.  I. 
527;  Publikation  der  G.  I.  526; 
Sanktion  der  G.  I.  525  ff. ;  Sus- 
pension der  G.  I.  537 ;  verfassungs- 
ändernde G.  I.  525 ;  G.  im  Gegen- 
satz zur  Verfügung  I.  517;  Ver- 
kündigung der  G.  I.  526. 

blätter  I.  526. 

entwurf  I.  523  ff. 

Gesetzesrecht  I.  8. 

Sammlung,  offizielle  I.  526. 

vorläge   I.    523;    gesschäftliche 

Behandlung  der  G.  I  524. 
Gesetzgebende  Gewalt  I.  522. 
Gewerbefreiheit  I.  377. 
Ordnung  für  den  norddeutschen 

Bund  I.  377. 

Steuer  I.  600. 

Gewicht  DL.  210. 
Gewohnheitsrecht  I.  8.  516. 
Girobanken  11.  225. 
Gnadenquartal  I.  338. 

V.  Gneisenau  11.  249. 
Gneist,  Rudolf  I.  640. 
Golddreier  H.  216. 

Schilling  U.  216. 

soUdus  II.  216. 

Währung  11.  219. 

Gothaer  I.  132 

Gottes  Gnaden,  von  L  194  Anm.  1. 11. 

38. 
Gregor  VII.,  Papst  I.  664. 
V.  Grolmann  II.  249. 
Grotius,  Hugo  I.  612. 
Grundeigenthum,  Beschränkungen  des 
G.  in  der  Umgebung  von  Festun- 


gen n.  316  ff.;  Gesetz  vom  21. 
December  1871,  betreffend  die  Be- 
schränkungen des  G.  in  der  Um- 
gebung von  F.  n.  316. 

Grundrechte  I.  27.  128.  366.  444; 
der  deutschen  Gemeinden  I.  413; 
der  deutschen  Nation  I.  368. 
557. 

und  Gebäudesteuer  L  600. 


Habeas-corpus-akte  I.  370. 

Habsburg  I.  71. 

Haftbefehl  I.  372. 

pflicht  der  Post  H.  199. 

Halbbauer  I.  427. 

invaliden  II.  307. 

spänner  I.  427. 

Halsgerichtsordnung,  peinliche  von 
1532.  n.  129. 

Hamburg,  geschichtliche  Entwicke- 
lung der  freien  Stadt  H.  I.  499; 
QueUen  des  Staatsrechts  der  freien 
Stadt  H.  I.  500;  Verfassung  von 
H.  I.  498.  502  ff. 

Handelsverträge  I.  479.  H.  334. 

Hannover,  konstitutionelle  Entwicke- 
lung I.  119;  Königreich  H.  wird 
mit  der  preussiscnen  Monarchie 
vereinigt  I.  152.  H.  7;  die  Wie- 
deraufhebung des  1848  er  Verfas- 
sungsgesetzes von  H.  I.  144. 

Hanse  1.  500  Anm.  1. 

Hanseatisches  Staatsrecht  I.  498  ff. 

Hansestädte  I.  500;  Grundlage  der 
Verfassungen  der  H.  I.  502  ff.; 
Sonderstellung  der  H.  nach  Arti- 
kel 34  der  Reichsverfassung  II. 
167;  Unterschied  der  Verfassun- 
gen der  deutschen  H.  von  denen 
der  rein  demokratischen  Republi- 
ken I.  504. 

Hauntlandespragmatik,  baverische  H. 
über  die  Dienstverhältnisse  der 
Staatsdiener  I.  313. 

Hausbesitzungen  der  fürstlichen  Fa- 
milien, Grundsatz  der  Untheilbar- 
keit  der  H.  bricht  sich  BaJin  I. 
207;  Grundsatz  der  Unveräusser- 
lichkeit der  H.  eingeführt  I.  207. 

Haus  der  Gemeinen  I.  461. 

Häuser,  die  ehemaligen  reichsunmit- 
telbaren reichsständischen  H.  I. 
394. 

Haus,  Inbegriff  des  deutschen  regie- 
renden H.  I.  395. 

gesetze  I.  10;  Bedeutung  der  H. 

für  die  Beurtheilung  der  FamiUen- 
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Verhältnisse    und    der  Vermögens- 
rechte der  Mitglieder  der  regieren- 
den Häuser  I.  396. 
Hausgesetzgebung      der     fürstlichen 
Familien  I.  207. 

minister  I.  195. 

ministerium  I.  297. 

suchungen  I.  373. 

Heer  11.  236;  das  deutsche  stehende 
H.  II.  275;  Eintheilung  des  H. 
II.  275;  Friedenspräsenzstärke  des 
stehenden  H.  U.  275 ;  stehendes 
H.  in  Preussen  geschaffen  II.  247. 

bann  I.  360.  Ö.  239. 

wesen,  Herstellung  eines  ein- 
heitlichen H.  durch  den  norddeut- 
schen Bund  und  das  deutsche  Keich 
n.  251  ff. ;  Verwaltung  des  H.  II. 
237.  286. 

Heimathsrecht  I.  423. 

wesen,    Bundesamt  für  das  H. 

n.  112 

Herrenhaus  I.  463;  preussisches  H. 
I.  464.  468;  erbliche  Mitglieder  des 

SreussischenH.  1.464.  4G8;  lebens- 
ingliche  Mitglieder  des  preussi- 
schen  H.  I.  464.  468 ;  Zusanunen- 
setzung  des  pr.  H.  I.  468  ff. 

Hessen -Darmstadt,  konstitutionelle 
Entwicklung  des  Grossherzogthums 
H.-D.  I.  114;  Ordnung  der  Domä- 
nenverhältnisse  des  Urossherzog- 
thums  H.-D.  I.  202;  Zusammen- 
setzung der  Kammern  des  Gross- 
herzo^iums  I.  472. 

Hessen,  ^urfürstenthum  H.  mit  der 
preussischen  Monarchie  vereinigt 
1.  152. 

Hildburghausen,  Grundgesetz  von  S. 
H.  I.  113. 

Hochverrath  I.  188.  355. 

Hofämter  I.  195;  ausserordentliche 
und  ordentliche  H.  I.  195. 

beamte  I.  195.  318. 

bediente  I.  195. 

chargenl.  195;  obersteH.  I.  195. 

diener  I.  318. 

gerichte  I.  284. 

rath  I.  287. 

recht  1.  417. 

Staat  I.  195. 

Stäbe  I.  195. 

Hohciuiitel  I.  193. 

Hohenzollem,  die  Fürstliche  Familie 

H.  I,  397. 
Hohtütn  -  Lauenburg    verlieren     ihre 

staatliche  Existenz  U.  7. 
Huber  L  427. 
Hülffjrichter  I.  559. 
Huldigungseid  I.  247.  359. 


I. 


Immunitätsrecht  des  Bischofs  I.  417. 

Indigenat  I.  344  ff. ;  I.  des  Einzd- 
staates  schliesst  von  Rechtswegen 
das  Reichsbürgerrecht  ein  I.  349; 
ein  gleichzeitiges  I.  in  mehreren 
unabhängigen  Staaten  ist  eine  dem 
modernen  Staatsrecht  widerspre- 
chende Irregularität  I.  345;  Fer- 
sonalprincip  bei  Erwerb  des  L  I. 
350;  Territorialprincip  bei  Erwerb 
des  I.  I.  350. 

Individualsuccession  mit  Altersvorzug 
fand  in  den  deutschen  Fürstenhäu- 
sern bis  in  das  Xm.  Jahrhundert 
stau  I.  206. 

Ingenieurschulen  11.  287. 

Ingolstadt,  Festung  II.  284. 

Initiative,  Recht  der  I.  der  Kammern 
I.  478.  523 ;  I.  im  engeren  Sinne  I. 
523 ;  Unbeschränktheit  des  Rechta 
der  I.  der  Kammern  im  Zweifel 
anzunehmen  I.  524. 

Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne 
n.  189. 

Insignien  des  Monarchen  I.  194. 

Inspectio,  jus  supremae  i.  in  rebus 
ecclesiasticis  I.  677  ff. 

Inspectionsrecht  des  Kaisers  über  die 
Kontingente  der  Einzelstaaten  II. 
256. 

Instanzen,  Recht  der  drei  L  11.  132. 

Insufficienz  des  Kanmiergutes  bildete 
die  ersteVoraussetzung  jeder  Steu- 
erforderung I.  580. 

nachweis  I.  584. 

Interpellation  an  die  Minister  I.  4S0. 

Italien,  das  Königreich  I.  im  Mittel- 
alter I.  50. 

J. 

Jesuitenorden  vom  Gebiete  des  deut- 
schen Reiches  ausgeschlossen  I. 
685. 

Johann  von  Oesterreich,  Erzherzher- 
zog, wird  von  der  Nationalver- 
sammlung zum  Reichsverweser  er- 
wählt L  128. 

Josephinismus  I.  668. 

Judicium  I.  549. 

Juli-Revolution,  französische  I.  117. 

Jungholz,  österreichische  Gemeinde  J. 
fi.  163. 

Jurisdictio  I.  549  ff. ;  J.  contentiosa  L 
551;  J.  voluntaria  L  551. 

Jus  reformandi  I.  675. 

Justiz  I.  537  ff. ;  Fundamentalsätze 
der  J.  I.  555;   J.  nach  dem  deut- 
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sehen  QerichtsverfassungsgesetE  I. 
555 ;  J.  geht  heutzutage  vom  Staate 
aus  I.  556;  Unterschied  zwischen 
J.  und  Polizei  I.  628 ;  Unterschied 
zwischen  J.  und  Verwaltung  I.  537 
ff. ;  Verweigeruung  der  J.  L  560. 
561 ;  Verzögerung  der  J.  I.  560. 

Justizgesetzgebung  I.  553;  des  älte- 
ren deut  sehen  Reiches  II.  129. 

ministerium  1.296.566;  Befugnisse 

des  J.  I.  566  ff. 

Organisation,  heutige  I.  554. 

Sache  I.  541. 

Verwaltung  I.  566;   Einfluss  der 

J«  auf  die  Einleitung  des  Strafver- 
fahrens I.  567. 

Verweigerung  11.  63 ;  Behandlung 

der  J.  in  der  gegenwärtigen  deut- 
schen Reichsverfassung  I.  561 ; 
inwieweit  Beschwerden  über  J.  von 
dem  Justizministerium  —  inwieweit 
durch  die  Gerichte  zu  erledigen 
sind  I.  567 ;  Schutz  gegen  J.  nach 
früherem  deutschen  Recht  I.  560; 
Schutz  gegen  J.  zu  Zeiten  des 
deutschen  Bundes  I.  560. 

Verzögerung,  durch  welche  Be- 
hörden sind  Beschwerden  über  J. 
zu  erledigen?  I.  567;  J.  nach  der 
gegenwärtigen  deutschen  Reichs- 
verfassung  I.  561 ;  Schutz  gegen 
J.  nach  früherem  deutschen  Recht 
I.  560. 


K. 

Kabinetsjustiz  I.  557. 

Kadres  fi.  276.  277.  281. 

Kaiser  der  Deutschen  II.  41. 

,  deutscher  11.  33.  377  f. ;    dem 

d.  K.  steht«  das  aktive  und  passive 
Gesandtschaftsrecht  ausschliess- 
lich zu  IL  335 ;  der  d.  K.  ist  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung 
kärglicher  ausgestattet  als  jeder 
konstitutionelle  Monarch  II.  118; 
die  dem  d.  K.  zustehende  Gewalt 
in  Elsass-Lothringen  II.  377;  mi- 
litärische Rechte  des  d.  K.  IL 
255  ff. ;  der  d.  K.  ist  Mitträger  der 
Souveränetät  des  Reiches  ll.  37 ; 
der  d.  K.  ist  kein  Monarch  im 
Sinne  des  deutsch-konstitutionellen 
Staatsrechtes  IL  29.  31;  der  d.  K. 
führt  den  Oberbefehl  über  das  ee- 
sammte  deutsche  Heer  und  aie 
ELriegsmarine  U.  45.  255;  dem 
d.  K.  steht  die  oberste  Leitung 
der  ganzen  Reichsregierung  zu  IL 
H.  Schalle,  Dentsches  Staatsrecht  II. 


244;  pekuniäre  Bezüge  des  d.  K. 
II.  43;  der  d.  K.  handelt  »im  Na- 
men des  Reichs«  11.  37;  erhöhter 
Rechtsschutz  des  d.  K.  IL  3S; 
dem  d.  K.  steht  das  Recht  zu, 
den  Reichstag  zu  vertagen  und 
zu  schliessen  U.  87 ;  dem  d.  K. 
steht  als  solchem  nicht  das  Recht 
zu,  Adelstitel  zu  verleihen  I.  196 ; 
Regierungsrechte  des  d.  K.  IL 
43  ff. ;  dem  d.  K.  steht  das  Recht 
zu,  die  Titel  der  Reichsbeamten 
zu  bestimmen  11.  42;  die  Anord- 
nung der  Stellvertretung  des  Reichs- 
kanzlers als  Minister  des  K.  ge- 
hört zur  Prärogative  des  K.  II. 
96;  der  K.  statrbt  nicht  11.  39; 
Unveranwortlichkeit  des  d.  K.  11. 
37.  38 ;  dem  d.  K.  liegt  die  völ- 
kerrechtlicheVertretungdesReiches 
ob  n.  43.  325. 

Kaiserin,  regierende  deutsche  K.  11. 
39. 

kröne,  deutsche  II.  42;  Ableh- 
nung der  d.  K.  von  Seiten  Preus- 
sens  1849  L  130;  die  d.  K.  ist 
untrennbar  mit  der  preussischen 
Königskrone  verbunden  IL  38. 

Kaiserliche  Hoheit  H.  42. 

Kaiserliches  Wappen  IL  42. 

Kaiserthumals  solches  ist  keine preus- 
sische,  sondern  eine  reichsrecht- 
liche Institution  U.  40 ;  staats- 
rechtlicher Charakter  des  heutigen 
deutschen  K.  H.  33;  Verhältnissdes 
K.  zu  dem  Bundespräsidium  des 
norddeutschen  Bundes  H.  36. 

Karsertitel  H.  41. 

und  Reich  I.  52 ;  Wiederemeue- 

Tung  von  L  173. 

^Wilhelm-Stiftung  für  Postbeamte 

n.  148. 

würde,    König  Ludwig  H.   von 

Bayern  fordert  den  König  von 
Preussen  zur  Wiederherstellung 
der  deutschen  K.  auf  IL  35 ;  durch 
Annahme  der  K.  ist  eine  neue 
staatsrechtliche    Institution    nicht 

feschaffen  ü.  36 ;  über  den  Erwerb 
er  K.  entscheidet  das  preussische 
Staatsrecht  U.  40;    Proklamation 
der  d.  K.  L  174.  II.  35;   Succes- 
sion  in  die  K.  H.  39;  geschichtlicher 
Zusammenhang  der  Uteren  und  der 
heutigen  K.  11.  36. 
KaUsch,  Proklamation  von  K.  U.  90. 
Kameralwissenschaft  I.  613. 
Kammer  der  Standesherren  I.  463  ff. 

fiscus,    landesherrlicher    K.    1 

199. 

26 
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Kammergut  I.  199.  203.  579;  InsufB- 
cienz  der  K.  als  VoraussetEunff  der 
Steuerbewilligung  der  y  ormal.Laiid- 
stande  I.  199;  Veräusserung  des 
K.  I.  606. 

kasse,  landesherrliche  I.  580. 

koUegium  I.  288.  580. 

zieler  L  59.  64. 

Kammern  für  Handelssachen  L  554. 

Kant  I.  568.  614. 

Kantone  in  Elsass-Lothringen  £1.  385. 

Kantonsreglement  von  1733  II.  248. 

Kantonsystem  11.  24B. 

Kanzler  I.  287. 

Kapitulanten  11.  298. 

Kapitulationen  II.  341. 

Karl  August,  Grossherzog  Ton  S.- Wei- 
mar I.  113. 

Karl  der  Grosse  I.  49. 

Karlsbader  Konferenzen  I.  108. 

Kiel,  Marinestation  der  Ostsee  11. 
285. 

Kirche  I.  661 ;  Aufsichtsrecht  des 
Staates  über  die  K.  I.  677ff.;  die 
evangelische  K.  wird  zur  dienenden 
Magd  des  Staates  I.  668;  die  Frei- 
heit der  K.  im  Mittelalter  bedeutet 
die  Knechtschaft  des  Staates  1. 664; 

geschichtliche  Entwickelung  des 
Lechtsyerhältnisses  zwischen  Staat 
und  Kirche  in  Deutschland  I.  663ff.: 
die  katholische  K.  seit  dem  XVI. 
Jahrhundert  I.  668;  Oberherrlich- 
keit der  K.  über  den  Staat  im 
Mittelalter  I.  663  ff.;  die  Reaktion 
des  Staatsbewusstseins  gegen  die 
Uebergriffe  der  K.  seit  dem  XIV. 
Jahrhundert  I.  665 ff.;  Rechtsver- 
hältnisse des  Staates  zur  K.  I. 
660 ff.;  Schutz-  und  Schirmrecht 
des  Staates  über  die  K.  I.  679 f.; 
Selbständigkeit  der  K.  I.  678;  der 
Staat  gegenüber  der  evangelischen 
K.  I.  686 ;  der  Staat  gegenüber  der 
katholischen  K.  1.680 ff.;  Trennung 
der  K.  vom  Staate  I.  671 ;  Verbin- 
dung der  Konsistorialverfassung 
mit  der  Presbyterial-  und  Synodaf 
Ordnung  ist  das  leitende  Princip 
aller  neuen  Organisationsgesetze 
der  evangelischen  K.  I.  688. 

,  deutsche  evangelische  I.  686. 

Kirchenämter,  Besetzung  der  K.  1. 683; 
unbefugte  Ausübung  von  K.  I.  684. 

gebet  I.  194. 

gesetzgebung    des   preussischen 

allgemeinen  Landrechts  I.  668. 

gewalt  I.  673. 

-  Roheit   I.   673.   689;    Ausübung 
der  K.  in  Deutschland  ist  Sache 


der  Einzelstaaten  I.  674 ;  in  der  K. 
liegende  Rechte  und  Pflichten  der 
Staatsgewalt  I.  675  ff.;  K.  des  Staats 
über  die  katholische  K.  nach  deut- 
schem Staatsherkommen  L  6S3. 

Kirchenordnung  für  die  evangelischox 
Gemeinden  der  Provinz  Westfalen 
und  der  Rheinprovinz  L  687. 
Pragmatik  I.  669. 

regiment  1.673.689;  landesherrl. 

K.  L  686. 

Staatsrecht,  Entwickelung  des  K. 

seit  dem  Jahre  1848.  L  670;  Grund- 
züge des  K.  der  Gegenwart  1. 673f. 

wesen  des  Heeres  11.  287. 

Klassifikationsverfahren  bei  Einbe- 
rufung der  Reservisten  11.  297. 

Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  I.  630. 

verböte  der  Arbeiter  durch  die 

Gewerbeordnung  des  norddeutschen 
Bundes  aufgehoben  I.  630. 

Ko^aten,  Thronfolgeberechtigung  der 

K.  I.  213.  234. 
KoUeg^alsystem  I.  282. 
Komitialrechte,  kaiserliche  K.  I.  54. 
Kommissäre,  ausserordentliche  in  £1- 

sass-Lothringen  11.  389. 
Kommissionen  der  Kammern  I.  492. 
Kommunalverbände  I.  408  ff.  432  ff. 
Kompetenzkonflikte  I.  547 ff.;  negative 

I.  548;  positive  I.  548. 
Königpätz,  Schlacht  von  K.  L  148. 
Königliche  Hoheit  I  193. 
Konkordate  I.  669. 
Konkursordnung    für    das    deutsche 

Reich  II.  163. 
Konsilium,  geheimes  I.  290. 
Konsistorien  L  289.  687. 
Konsularagenten  U.  345. 

gerichte  H.  111.  350;  Verfahren 

vor  den  deutsehen  K.  H.  349. 

gerichtsbarkeit  im  Auslande  D, 

348 ff.;  Länder,  in  denen  das  deut- 
sche Reich  die  K.  ausübt  H.  349; 
Organe  der  K.  11.  350. 

recht  n.  340 ff.;  K.  des  deutschen 

Reiches  U.  343  ff. 

Konsulatsbezirke  H.  346. 

Konsulatwesen  IL  340 ff.;  K.  des  deut- 
schen Reiches  H.  343;  Entstehung 
des  K.  IL  340;  Organisation  des 
K.  n.  345 ;  reichsgetzliche  Bestim- 
mungen über  das  K.  II.  344. 

Konsuln  IL  311.  342 f.;  Amtsbezirke 
der  K.  U.  346;  Amtsrechte  und 
Pflichten  der  deutschen  K.  im  Aus- 
lande n.  346 ff.;  Anstellungspatent 
der  K.  11.  345;  die  deutschen  K. 
im  Auslande  sind  jetzt  sämmtlich 
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Reichsbeamte  Ü.  344;  Ernennung 
von  K.  II.  345;  die  im  deutschen 
Reiche  angestellten  K.  sind  der 
Gerichtsbarkeit  der  deutschen  Ge- 
richte unterworfen  11.  352;  Immu- 
nität der  im  deutschen  Reiche  an- 
festellten  K.  11  352;  Klassen  der 
:.  n.  345;  Matrikel  der  K.  11 346; 
den  deutschen  K.  steht  das  Recht 
der  Notare  zu  11.  347;  Rechtsrer- 
hältniflse  der  auswärtigen  K.  im 
deutschen  Reiche  II.  351 ;  K.  als 
Standesbeamte  II.  346 ;  Unterschied 
zwischen  K.  und  Gesandten  nach 
gewöhnlicher  Theorie  11.  342;  Un- 
terschied zwischen  K.  und  Ge- 
sandten nach  der  richtigen  Ansicht 
n.  343:  Verfahren  vor  den  K.  in 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten 
una  in  Strafsachen  11.  351. 

Konstitutioneller  Staat  I.  444. 

Kontingent,  bayerisches  II.  154.  273; 
braunschweigisches  II.  274;  säch- 
sisches II.  274;  württembergisches 
n.  274. 

Kontingente,  Einzelstaaten,  welche 
noch  ei^ne  K.  haben  II.  286. 

Kontingentirung,  indirekte  IL  230. 

Kontingentsherruchkeit  der  Einzel- 
staaten IL  265. 

System  11.  240. 

Kontribution  I.  581. 

Kontrolle  über  die  Mannschaften  des 

Beurlaubtenstandes  n.  298. 
Körpermaasse  IL  210. 
Korpsintendanten  11.  287. 

kommando  11.  287. 

Kreditbanken  II.  225. 
verkehr  11.  225. 

werk,  landschaftl.  L  448. 

Kreisausschüsse  I.  437.  654. 

deputirte  I.  436. 

Kreise  1.  436. 
Kreisgemeinde  I.  438. 

haushält  I.  437. 

Ordnung,    die   preussische   von 

1872.  L  433. 

tag  I  437. 

verbände  L  436. 

Verfassung  I.  436  ff. 

vermögen  I.  437. 

versaimnlung  I.  437. 

Vertretung  1.  436  ff. 

Verwaltung  I.  437. 

Krieg  n.  225 ;  deutscher  K.  von  1866. 

L  146. 
Kriegsartikel    König    Gustav    Adolfs 

von  Schweden  IL  248. 

erklärung  Frankreichs  an  Preus- 

sen  L  167. 


Kriegsflotte  8.  Kriegsmarine. 
formation  11.  265;    K.  des  ste- 
henden Heeres  11.  277. 
gerichte  I.  572.  11.  289. 

häfen  n.  285. 

herr  11.  237;  Armeebefehle  des 

K.  n.  237;  der  deutsche  Kaiser 
als  oberster  K.  des  deutschen 
Reichsheeres  II.  255;  Begriff  des 
K.  n.  254. 

herrlichkeit  11.    237  ff.;    K.    des 

deutschen  Kaisers  n.  255;  K.  ist 
von  dem  jus  belli  verschieden  IL 
237. 

leistungen  II.  313;   Gesetz  über 

die  K.  vom  13.  Juni  1873.  IL  313. 

macht,  deutsche  11.  275 ff.;  Ein- 

heitliehkeit  der  K.  11.  253;  Orga- 
nisation derK.  IL  275 ff.;  Verdiei- 
lung  der  Geldleistungen  für  die  d. 
K.  unter  die  Einzelstaaten  11.  263. 

marine,    die    deutsche  11.   103. 

284;  Einheitlichkeit  der  d.  K.  11. 
253;  Organisation  der  d.  K.  U. 
285;  Verwaltung  der  d.  K.  11.  285. 

minister  II.  237. 

ministerien     der    Einzelstaaten, 

welche  noch  eigene  Kontingente 
haben,  besorgen,  obgleich  Landes- 
behörden, Reichsangelegenheiten  11. 
286. 

ministerium  I.  296;  preussisches 

K.  n.  286. 

rayon  der  Eisenbahnen  II.  315. 

recht  der  Reichsstände  11.  '320; 

völkerrechtliches  K.  des  aeut- 
schen  Kaisers  11.  255. 

schule  U.  287. 

Verfassung  des  deutschen  Bundes 

n.  244. 

verrath  11.  295. 

Wesen  des  vormaligen  deutschen 

Reiches  I.  62 f.;  K.  des  heutigen 
deutschen  Reiches  U.  235.  253 ff.; 
allgemeine  staatsrechtliche  Grund- 
lagen des  heutigen  d.  K.  11.  253 ff.; 
sachliche  Leistungen  für  das  K.  des 
Reiches  IL  308. 

Wissenschaft  11.  238. 

Zulagen  IT.  307. 

zustand  I.  631. 

Kriminalrechtspflege  L  545. 
Kronbeamte  in  Bayern  I.  195. 

erbämter  in  Württemberg  1. 195. 

Kronprinz  des  deutschen  Reiches  IL  42. 

Krümpersystem  11.  249. 

Kulturstaat  I.    19;    Versöhnung    des 

Rechtsstaates  mit  dem  K.  in  dem 
Verfassungsstaate  der  Neuzeit  I. 
614. 

26* 
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Kurfürst,  der  grosse  K.  I.  74;  der 
grosse  K.  als  Schöpfer  der  preus- 
sischen  Armee  11.  247. 

Kurfürsten-KoUe^um  I.  56. 

Kurhessen,  konstitutionelle  Entwicke- 
lung  von  K.  I.  118;  K.  verliert 
seine  staatliche  Existenz  11.  7. 

Kurhessische  Verfassung  wird  durch 
den  Bundestag  aufgehoben  I.  143. 

Kuriatstinunen  I.  98. 


Land  I.  16. 

Landesausschuss  von  Elsas-Lothringen 

11.  381   ff.;    Auflösung  des  L.  v. 

£.  L.  n.  383 ;   Befugnisse  des  L. 

V.  E.  L.  11.  382 ;  L.  v.  E.  L.  tritt 

ins  Leben  11.  364.   381  f.;    Wahl 

der  Mitglieder  des  L.  y.  E.  L.  II. 

381;   Zusammensetzung  des  L.  y. 

E.  L.  n.  381. 
behörden  11.  89. 

direktor  L  442. 

fiskus    I.    577;    Verschiedenheit 

des  elsass-lothring.  L.  yon  dem 
Keichsfiskus  11.  371. 

freiheiten  I.  447. 

geriohte  11. 1 39 ;  oberstes  L.  L  552. 

n.  134. 

gesandtachaften  11.  339. 

gesetze  in  Elsass-Lothringen  II. 

367  f. 

Gesetzgebung  im  Verhältniss  zur 

Keichsgesetzgeoung  11.  125. 

hauptmann  I.  442. 

herr,  Einkünfte  des  L.  im  stän- 
dischen Territorialstaate  I.  579; 
dem  L.  steht  die  Besetzung  der 
Gerichte  zu  I.  566 ;  L.  als  Inhaber 
der  richterlichen  Gewalt  I.  566; 
kontingentsherrliche  Rechte  der  L. 
n.  268 ;  landesherrliche  Rechte  der 
deutschen  L.  gegenüber  den  in 
ihren  Staatsgebieten  sich  befinden- 
den Truppen  II.  268. 

herrliene  Gewalt,  Präsumtion  für 

die  Unbeschränktheit  der  1.  G.  I. 
477. 

hoheit  I.  66  ff. ;   Abtretung  der 

der  L.  n.  9;  Beschränkungen  der 
L.  I.  67 ;  Entstehung  der  L.  L  66; 
L.  als  auf  dem  Territorium  haften- 
des Immobiliarrecht  angesehen  I. 
67. 

huldigung  I.  247. 

Justiz  I.  551  fL]    Unterordnung 

der  L.  unter  die  Reichsjustiz  L 
552. 

kirchen  I.  686. 


Landeskonsuln  im  Ausland  IL  344. 

Ordnungen  L  611. 

polizei  1.  623. 

Staatsrecht  L  5.  179  ff. 

trauer  I.  194. 

y ergleiche  I.  9. 

yermögen  im  ständischen  Tcrri- 

torialstaate  L  579. 

yerrath  L   355;    militärischer  L 

355. 

yerträffe  I.  9. 

yerwattung,  Deckung  der  Kosten 

der  L.  im  ständischen  Territorial- 
staate I.  579. 

Landfolge  L  360.  H.  341. 

frieden,  ewiger  I.  51.  451. 

gebiet  der  freien  Städte  I.  513  ff. 

gemeinden  L  426  ff. ;  Verfassung 

der  L.  L  429  ff. 

gemeindeordnungen  L  429. 

gerichte  L  554;  Kompetenz  der 

L.  I.  554. 

macht,  die  deutsche  IL  275  ff. 

rath  I.  436  ff. 

rathsausschuss  I.  438. 

Landsassiatus    plenus  I.   346;    minus 

plenus  I.  346. 
Landschaft  die  gemeine  I.  447, 
schaftliche  Steuerkasse  I.  580. 

schaftssyndicus  I.  492. 

Landsknechte  11.  241. 

Landstände  I.  446  ff. ;  Befugnisse  der 

L.  L  447  ff. 

ständische  Institution  I.  445  ff.; 

Emporblühen  der  L  L  I.  445;  Un- 
tergang der  L  L  L  451. 

stanaschaft  I.  404. 

Sturm  L  361.  11.  282  f.;  Gesetz 

über  den  L.  yom  12.  Februar  1875 
n.  282. 

tag  L  444  ff. ;  Auflösung  des  L. 

I.  493.  495  ff.;  Beamte  des  L.  L 
491 ;  Berufung  des  L.  I  489;  Ent- 
lassung des  L.  I.  494;  Eröffiiung 
des  L.  I.  490  ff. ;  Formen  der  Qe- 
schäftsbehandlung  des  L.  L  491  ff.; 
Geschäftsordnungen  der  L.  I.  489; 
Konstituirung  des  L.  L  490;  Recht 
und  Pflicht  des  L.,  die  Finanzyer- 
waltung  des  Staates  der  Prüfung  zu 
unterwerfen  I.  607;  Schliessung 
des  L.  I.  493  f. ;  Tagesordnung  auf 
dem  L.  I.  492;  Versammlungsort 
des  L.  I.  490;  Vertagung  des  L. 
L  493.  494;  Vollzähligkeit  des  L. 
I.  491 ;  Zulassung  zum  Worte  aof 
dem  L.  L  492;  Zusammensetzung 
der  gegenwärtigen  deutsehen  L.  L 
468  ff;  der  yereinigte  preussische  L. 
L  124. 
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Landtagsmitglieder,  Anspruch  der  L. 
auf  Tagegelder  und  Ileisekosten- 
ersatz  I.  488 ;  Ausnahmerechte  der 
L.  der  Justiz  gegenüber  I.  484  S. ; 
besonderer  Reohtsschuts  der  L.  I. 
489;  Disciplin  über  die  L.  I.  483; 
Prüfung  der  Legitimation  der  L. 
I.  481 ;  Rechte  und  Pflichten  der 
einaelnen  L.  I.  482  ff.;  Redefrei- 
heit der  L.  I.  484  ff.;  Unverlets- 
lichkeit  der  L.  I.  487 ;  Urlaub  der 
L.  I.  483;  L.  sind  Vertreter  des 
ganzen  Volkes  I.  483. 

Verhandlungen,     OeffenÜichkeit 

der  L.  I.  493. 

Landwehr  I.  361.  n.  281  f.  297; 
Dauer  der  Dienstpflicht  in  der 
L.  n.  297 ;  L.  wird  organische  Ein- 
richtung der  preussischen  Kriegs- 
verfassung n.  250. 

bataillonsbezirke  IL  282. 

bezirkskommando  EE.  282. 

kavallerie  II.  281. 

mftnner,   Auswanderung  der  L. 

n.  291. 

Offiziere  11.  299. 

Längenmaasse  U.  210. 
Lauenbur^  I.  147.  IL  7. 
Legalisation  von  Urkunden  deutscher 

Keichsangehöriger  im  Auslande  £[. 
337.  346  f. 

Legitimation  im  Familienrechte  des 
nohen  Adels  I.  215. 

Lehensanwartschaft  I.  242. 

Lehensmiliz  des  Mittelalters  IL  240. 

Leibeigenschaft  L  373.  428. 

Lichterfelde,  Centralcadettenschule  zu 
L.  n.  287. 

Lieferungsverbftnde  11.  314. 

Linealprimogenitur,  agnatische  I.  208. 

Lippe,  Zusammensetzung  des  Land- 
tages des  Fürstenthums  L.  I.  475. 

Löhnung  11.  295. 

Lokalbehörde  I.  308. 

polizei  I.  623. 

Lootsenkommando    an   der  Jahde  11. 

286. 

Lotharingen  I.  50. 

Lübeck,  gegründet  I.  418;  Quellen  des 
Staatsrechts  von  L.  I.  500;  Ver- 
fassung von  L.  I.  498  ff.  502  ff. 

LuneviUe,  Frieden  von  L.  I.  77.  499. 

Luther  I.  666.  ^ 

Luxemburg  n.*163. 


Maass  und  Gewicht  IL  209  ff. 
Maas-  und  Qewichtsordnung  vom  17. 
August  1868  n.  210. 


Maass-  und  Gewichtssystem  11.  209. 

Macht,  die  bewaffnete  M.  des  deut- 
schen Reiches  11.  275. 

Magdeburg,  Recht  und  Verfassung 
der  Stadt  M.  I.  418. 

Magistrat  I,  424;  Obliegenheiten  des 
M.  L  424. 

Magna  Charta  I.  370. 

Maftre-Charge  I.  195. 

Majestät,  Recht  der  M.  I.  192. 

Majest&tsbeleidigung  I.  188. 

titel  I.  193  insbes.  Anm.  3. 

Majorat  I.  228.  229. 

Mandatstheorie  auf  den  Beruf  der 
Volksvertreter  nicht  anwendbar  I. 
458. 

Mannschaften  des  Beurlaubtenstandes 
n.  293. 

Mannsstamm,  Vorzug  des  M.  bei  Suc- 
cession  der  fürstlichen  Familien  I. 
207. 

Mantelkinder  L  215. 

Maria  Theresia,  Kaiserin  I.  71. 

Marine,  Eintheilunff  der  M.  U.  275. 
285 ;  Oberbefehl  und  Verwaltung 
der  M.  II.  103;  Organisation  der 
M.  n.  285  ff. ;  Verwaltung  der  M. 
n.  285  ff 

akademie  11.  287. 

beamte  n.  300. 

Stationen  11.  285. 

Verwaltung    11.    285  ff. ;     Civil- 

beamte  der  M.  11.  302. 

Mark  IL.  219. 

Matrikularbeiträge  I.  597.  11.  179  ff. 

Matrosendivision  EE.  285. 

Maximilian,  ewiger  Landfrieden  Kai- 
ser M.  I.  51. 

Mecklenburg,  altständischer  Landtag 
M.  I.  475;  Verhältnisse  des  Doma- 
niums  in  M.  I.  202. 

Mediatisirte  I.  394.  399  ff.;  Vor- 
rechte der  M.  I.  402  ff. 

Mehrausgaben  des  Staates  I.  590; 
Verpflichtung  der  Regierung  bezüg- 
Uch  der  M.  I.  590. 

Meiningen,  Grundgesetz  von  S.-M.  I. 
113. 

Meinungsäusserung,  Recht  der  freien 
M.  L378;  M.  aer  Volksvertretung 
L  486. 

Meldungs-  und  Gestellungspflicht  11. 
292. 

Meter  11.  210. 

Metrisches  Decimalsystem  11.  210. 

Mettemich,  Fürst  I.  108. 

Metzgerposten  11.  190. 

Milderungsrecht  I.  570. 

Militär,  Verhältniss  des  M.  zur  Poli- 
zei n.  305. 
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Militärbeamte  11.  300  ff. ;  Dienstver- 
hältnisse der  M.  11.  301 ;  obere  M. 
n.  301;  Unterschied  zwischen  M. 
und  Personen  des  Soldatenstandes 
n.  301. 

dienst,  Aushebung  zum  aktiven 

M.  n.  293;  Ausschliessung  von 
dem  M.  wegen  Unwürdigkeit  IL 
293 ;  Freiheit  derMediatisirten  vom 
M.  I.  404;  freiwilliger  M.  ü. 
298  ff. ;  persönlicher  M.  H.  290 ; 
M.  ynrd  dem  Reiche,  nicht  dem 
Einzelstaate  geleistet  11.  266. 

etatn.  183;  Ersparnisse  an  dem 

M.  n.  264;  Sonderrechte  Bayerns 
und  Württembergs  in  Bezug  auf 
die  Ersparnisse  im  M.  11.  264. 

gerichte  ü.  288  f.;   Bestätigung 

der  Urtheile  der  M.  ü.  288;  Bil- 
dung der  M.  II.  288. 

gerichUbarkeit  11.  287  ff. ;  M.  in 

Givilsachen  aufgehoben  n.  288; 
höhere  M.  n.  288;  niedere  M.  IL 
288  f. 

gerichtsstand  11.  288. 

gesetzgebung  des  gegenwärtigen 

deutschen  Keiches  11.  257  ff. 

hoheit  n.  45.  237. 

Militärische    Befugnisse    der  Einzel- 
staaten n.  265  ff. 

Militärisches   Bildungswesen  IL  287. 

konventionen  der  deutschen  Ein- 
zelstaaten mit  Preussen  IE.  269  ff. ; 
die  durch  die  M.  begründeten  Ab- 
weichungen von  der  Reichsverfas- 
sung U.  269;  die  in  den  M.  den 
deutschen  Staaten  —  ausgenommen 
Bauern  und  Württemberg  —  zu- 
gesicherten Hechte  haben  nicht 
den  Charakter  von  Sonderrechten 
im  reichsrechtlichen  Sinne  U.  258. 

Militärlast  der  Eisenbahnen  in  Frie- 
denszeiten n.  312. 

lasten  II.  308;  Arten  der  M.  11. 

309;  Vertheiiung  d.  M.  unter  die 
Einzelstaaten  IE.  262. 

personen,  Auswanderung  von  M. 

n.  291 ;  Befreiung  der  M.  von 
Kommunalabgaben  iL  303;  beson- 
derer Gerichtsstand  der  M.  in 
Strafsachen  U.  304;  besondere 
Stellung  der  M.  in  staatsrecht- 
licher Beziehung  11.  303;  Dienst- 
verhältniss  der  aktiven  M.  11.  294 ; 
Pensionswesen  der  M.  II.  305  ff.; 
privatrechtliche  Stellung  der  M. 
n.  302 ;  processrechÜiche  Stellung 
der  M.  U.  303;  Reichsgesetz  vom 
27.  Juli  1871,  betreffend  die  Pen- 
sionirung  der  M.  des  Reichsheeres 


und  der  kaiserlichen  Marine  IL  306 ; 
Statusverhfiltnisse  der  M.  11.  303; 
strafbare  Handlungen  der  M.,  wel- 
che nicht  militärische  Verbrechen 
oder  Vergehen  sind  IE.  304 ;  Straf- 
verfahren gegen  M»  n.  304. 

Militärpflicht  U.  292. 

Pflichtige,    Zurückstellung    von 

M.  n.  293. 

recht  n.  238. 

Sachen,  Verordnungsrecht  in  ÄL 

n.  259;  Verordnungsrecht  in  M. 
des  bayerischen  Kontingents  11. 
259. 

Strafgerichtsordnungen,  die  ge- 
genwärtig im  deutscnen  R.  gel- 
tenden M.  n.  304. 

Strafgesetzbuch  11.  294. 

—T —  strafprocessordnunff,  preussisehe 
vom  3.  April  1845.  Ö.  288. 

Verwaltung  n.  309 ;  Civübeamte 

der  M.  H.  302. 

wesen  grundsätzlich  Reichssache 

IL  265;  in  wie  weit  besteht  nodi 
ein  Verordnuqgsrecht  der  deutschen 
Kontingentsherren  auf  dem  Gebiete 
des  M.?  n.  259.  260. 

Minderjährigkeit  des  Monarchen  L 
256. 

Minister  I.  302;  bevollmächtigte  M. 
n.  336 ;  Kontrasignatur  der  M.  I. 
298 ;  staatsrechüiohe  Stellung  der 
M.  im  konstitutionellen  Staat  der 
Gegenwart  I.  297  ff. ;  Verantwort- 
lichkeit der  M.  I.  299. 

anklage  I.  300.  4bl. 

Ministerialen  I.  285.  391. 

Ministerien  L  295  ff. 

Ministerium  der  auswärtigen  Angele- 
genheiten 1. 296 ;  M.  des  Lmem  L 
296;  M.  für  Elsass-Lothringen  IL 
379  f. 

Ministerresidenten  IL  336. 

titel  L  297. 

Verantwortlichkeit   L    188.  298. 

n.  94. 

Wechsel  L  495. 

Missheirath  L  218. 

Mitglieder,  nichtregierende  M.  deut- 
scher Fürstenhäuser  I.  394;  Inbe- 
griff ders.  I.  395;  Oberaufsicht 
über  dieselben  1. 399 ;  Sonderrechte 
ders.  I.  396.  397. 

Mitgliederbestand  des  fleuen  deutschen 
Reiches  L  180. 

Mittelbehörde  I.  307. 

Mobilisirung  des  Reichsheeres  TL.  256; 
M.  des  bayerischen  Kontingents 
n.  256. 

Monarch  I.  182.  185;  Bestätigung  der 
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Landesverfassung  von  jedem  neu- 
antretenden M.  L  245;  Ehren- 
rechte der  deutschen  M.  I.  192  ff.; 
eigentliche  Regentenrechte  des  M. 
I.  189  ff. ;  M.  ist  in  betreff  seiner 
Privatverbindlichkeiten  den  Lan- 
desgerichten unterworfen  L  188; 
pekuniäre  Ausstattung  des  M.  I. 
198  ff.;  PriTateigenthum  des  M. 
I.  204;  Rechtsschutz  des  M.  188; 
SteUvertretung  des  M.  L  253  f.; 
YorQbergehende  Stellvertretung  des 
M.  I.  270  ff.;  Titulatur  des  M. 
I.  192;  von  dem  M.  gehen  alle 
staatlichen  Würden  und  Ehren- 
bezeugungen aus  I.  196;  politi- 
sche UnVerantwortlichkeit  des  M. 
L  187  f . ;  strafrechtliche  ünverant- 
wortlichkeit  des  M.  I.  188;  Unver- 
letzlichkeit des  M.  L  187. 

Monarchie  I.  32.  34  f. ;  absolute  M. 
L  35;  geschichtliche  Entwicke- 
lung  der  M.  in  Deutschland  L 
181.  183  ff.:  konstitutioneUe  M.  L 
37;  Recht  der  M.  L  185.  186; 
das  Wesen  der  germanischen  M. 
ist  das  Zusammenwirken  von  Kö- 
nig und  Volk  I.  36. 

Monarchische  Gewalt,  Erwerb  der  m. 
G.  L  205  ff. 

Monarchisches  Prineip  L   186. 

Recht,    Verlust   des   m.    R.  I. 

274  ff.;     freiwilliger    Verlust    I. 

274  f.;    unfreiwilliger    Verlust   I. 

275  ff. 
Moratorien  I.   571. 
MOnchener  Entwurf  I.  134. 

Vertrag  vom  10.  Oktober  1868. 

L   166. 

Münzausprägung  H.  215.  222;   Recht 

der  deutschen  Einzelstaaten  auf  M. 

n.   221. 
Münzen,   Ausserkurssetzung    der   M. 

IL  220;  Einziehung  der  M.U.  220. 
Münzfuss  n.  215. 
hoheit  im   gegenwärtigen  deut- 

Reiche  D.  218. 
metalle,  Beschaffung  der  M.  11. 

212. 

Ordnung,  konstantinische  IL  216. 

politik  der  Gegenwart  ü.  215. 

Privilegium  11.  217. 

recht  als  Reservatrecht  der  vor- 
maligen deutschen  Kaiser  11.  217. 

regal  IL  214. 

System    11.   214;    deutsches    M. 

n.  218  ff. 

wesen   n.    215;     geschichtliche 

Entwickelung  des  M.  IL  216. 
Musterung  U.  293. 


N. 

Nachsteuer  L  373. 

Nachtragsetat  I.  591. 

Nassau,  Herzogthum,  wird  mit  der 
preussischen  Monarchie  vereinigt 
I.  152.  n.  7. 

Nationalversammlung,  deutsche  I.  126 ; 
die  N.  beschliesst,  dem  König  von 
Preussen  die  Würde  eines  Kaisers 
der  Deutschen  zu  übertragen  I. 
129  f. 

Naturalisation  I.  351. 

Naturalisationsurkunde  I.  351. 

Naturalleistungen  für  die  bewaffnete 
Macht  im  Frieden  11.  309  ff. ;  Ge- 
setz vom  13.  Februar  1875,  betref- 
fend die  N.  f.  d.  b,  M.  im  F.  H. 
309.  311. 

Verpflegung  der  Truppen  11.  309. 

wirthschaft  I.  575. 

Naturrecht  L  612. 

Necker  I.  596. 

Nettoetat  11.  183. 

Nickolsburg,  Präliminarf riedensvertrag 
von  N.  I.  149. 

Norddeutsche   Bundesverfassung, 
staatsrechtlicher  Abschluss  der  n. 
B.  L  164  f. 

Norddeutscher  Bund,  Gründung  des 
B.  I.  153  ff. ;  Konferenzen  zur  Be- 
rathung  des  Entwurfs  der  Verfas- 
sung des  n.  B.  I.  1 59  f. ;  der  erste 
Reichstag  des  n.  B.  I.  161  ff . ;  der 
n.  B.  umfasste  22  Staaten  II.  7; 
Verhältnisse  des  n.  B.  zu  den  süd- 
deutochen  Staaten  I.  165  ff.;  Zahl 
der  Abgeordneten  IL  75. 

Normal eichungskommission  11.  212. 

jähr  I.  383.  675. 

Notenausgabe,  Recht  der  N.  11.  227. 

banken  ü.  225.  229. 

Privilegien  IL  234. 

regal  fi.  226. 

Nothverordnungen  I.  531  ff.  11.  123. 
Nürnberg  hat  aufgehört,  freie  Reichs- 
stadt zu  sein  I.  499. 

0. 

Oberämter  des  Königreichs  Württem- 
berg n.  434. 

aufsieht  über  die  Mitglieder  der 

regierenden  Häuser  I.  399. 

befehl,     kaiserlicher    über    das 

deutsche  Heer  11.  254  ff. 

ersatzkommission  11.  293. 

feldherr  des  vormaligen  deut- 
schen Bundes  I.  245. 

handelRgericht  II.  134. 
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Oberhof  Chargen  I.  195. 

kirchenrath  I.  689. 

landesgericht  I.  554. 

postdirektion  U.  105.  200. 

prfisident  von  Ebass-Lothringen 

n.  362.  365. 

rath  I.  289. 

rechnungskammer   L    303.    305. 

n.  185. 
seeamt  zu  Berlin  11.  114. 

verwaltungsgericht  L  655. 

Obrigkeit  I.  17.23;   christliche  O.  I. 

667. 

Observanxen  LH. 

Oeffentliches  Hecht  I.  1  ff. 

Oesterreich,  staatliche  Entwickelung 
des  österr.  Staates  L  70  ff.;  Oe.  in 
der  Periode  von  1815—1848. 1. 120; 
im  Jahre  1848. 1. 137. 

Oesterreichisches  Qesets  vom  5.  März 
1862.  I.  411. 

Offizierdienst,  Beendig^g  des  aktiven 
O.  n.  300;  Zulassung  zum  O.  11. 
299. 

Offiziere  IL  298  ff. ;  Eintheilung  der 
O.  n.  298 ;  Ernennung  der  0.  11. 
299 ;  Pflichten  der  O.  IL  299 ;  Rechte 
der  O.  n.  300;  O.  sind  Beamte 
n.  298;  zur  Disposition  gestellte 
O.  n.  300;  zur  Disposition  ge- 
stellte O.  bleiben  dem  Aiilit&rstraf- 
gesetzbuch  und  der  Milit&rstrafge- 
richtsbarkeit  unterworfen  U.  305. 

Offizierspatent  II.  299. 

Offizierstand,  Verlust  des  O.  zur  Strafe 
n.  300. 

Oldenburg ,  Zusammensetzung  des 
Landtags  des  Grossherzogthums  O. 
L  473. 

Optionsrecht  IL  369. 

Ordenswesen  I.  197.  Anm.  1. 

Ordnungsstrafen  I.  332.  626. 

Organe  des  deutschen  Reiches  11.  33. 

Organische  Rechte  der  Volksvertre- 
tung L  476  ff. 

Ortsgemeinden  I.  409.  410. 

Ortspolizei  I.  415.  623. 

Ostfrankenreich  I.  49.  50. 

Otto  der  Grosse  L  49. 

Ottonische  Privilegien  L  417. 

P. 

Papiergeld  11.  223. 

Papstthum  I.  665. 

Paragium  I.  398. 

Pariser  Frieden,  der  erste  I.  91. 

Parlamentarisches  Regiment  I.  496. 

Partikularabgeordnete  II.  320. 

Passauer  Vertrag  I.  51. 


Passirgewioht  der  ReiehBgoldmfinzeD 
n.  221. 

PassivbOrger  L  347.  364. 

Patrimonialgerichtsbarkeit  I.  556. 

Pekuniäre  Ausstattung  des  Monar- 
ehen L  198  ff. 

Pensionirung  der  Beamten  I.  341  1; 
P.  der  Militäipersonen  II.  305  ff: 
Reichsgesetz  vom  27.  Juli  1871 
betreffend  die  P.  der  Militärper- 
sonen n.  306. 

Personalunion  I.  41. 

Petitionsrecht,  ständisches  L  478.  523. 

Pferdeaushebung  IL  315. 

Pflegschaftswesen  I.  55L 

Placet  I.  683.  IL  345. 

Plaoetum  regium  I.  668. 

Politik  L  618. 

Politische  Rechte  der  Volksvertretung 
L  476  ff.;  die  formellen  L  476. 
480 ;  die  materiellen  L  476  ff. ;  Un- 
terschied zwischen  ordentlichen 
und  ausserordentlichen  I.  476. 

Polizei  L  611;  Ausübunff  der  Polizd 
in  den  Sitzungsgebäuden  der  Kam- 
mern L  482;  Befugnisse  der  P.  L 
623  ff.  627;  gerichtiiche  P.  L621; 
geschichtliche  Entwickelung  des 
Begriffes  P.  I.  617 ;  hohe  und  nie- 
dere P.  L  622 ;  P.  im  System  des 
heutigen  Verwaltungarechtes  I. 
617  £;  sogen.  Allmacht  oderOm- 
nipotenz  der  P.  L  627.  634 ;  Straf- 
gewalt der  P.  L  625.  626 ;  Unter- 
schied zwischen  Justiz  und  P.  L 
628 ;  Verordnungsrecht  derP.  6231; 
Zwangsgewalt  der  P.  L  625. 

Polizeibehörde,  vorläufige  Straffest- 
setzung  der  P.  L  627. 

gesetze  I.  623. 

richter  L  627. 

Staat  des  XVU.  und  XVIII.  Jahr- 
hunderts L  612  ff. 

strafe  I.  626. 

Strafgesetzbücher  L  627. 

Strafgewalt  I.  627. 

strafrecht  L  626.  627. 

Übertretungen  L  627. 

Verordnungen  L  623. 

wesen  des  vormaligen  deutsehen 

Reiches  L  65. 

Wissenschaft  L  613. 

Porto  n.  199. 

freiheiten  II.  199. 

Post  n.  189  ff ;  Benutzung  der  P.  IL 

198;  Einnahmen   der  P.  11.    196; 

Haftpflicht  der  P.  11.  199 ;  Special- 

rechte  der  P.  IL  196 ;  Verwanungs- 

recht  der  P.  DL.  196. 

ämter  IL  200, 
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Postagenturen  11.  200. 

anweisungen  n.  199. 

beamte,   Anstellunj^  der  P.  IL 

195 ;  in  wieweit  sind  die  P.  Reichs-, 

inwieweit  Landesbeamte  11.   196; 

Kaiser-Arilhebn-Stiftung  fOr  P.  11. 

148. 
fOwtenthum  TL  191. 

geheimniss  IL  199. 

gesetigebung  IL  193. 

proYinxen  IL  200. 

Verwaltung  II.  194.  200. 

Wesen  als  kaiserliches  Regal  11. 

191 ;  staatsrechtliche  Qrunds&tze 
des  deutschen  P.  der  Gegenwart 
n.  193 ff.;  Verordnungsrecht  auf 
dem  Gebiete  des  P.  II.  194. 

zwang  n.  197. 

Prag,  Friedensvertrag  von  P.  I.  149. 

Prärogative  des  Kaisers  L  189.  XI. 
44. 

Präsentation  von  Richtern  L  556. 

Präsenzstand  des  Reichsheeres  n.  256. 

Präsidenten  der  Kammern  I.  481.  491; 
P.  d.  K.  in  der  Rangordnung  I. 
489. 

Präsidium,  Landgerichts-P.  L  559. 

Pressburg,  Frieden  von  I.  80. 

PresbyterialverfasBung  L  688. 

Pressfreiheit  I.  378ff. 

gesetz   für  das  deutsche  Reich 

vom  7.  Mai  1874.  L  380. 

Pretium  in  locum  rei  I.  605. 

Preussen  als  Hegemoniestaat  des  deut- 
schen Reiches  IL  38 ;  Domänen  in 
P.  für  Staatseigenthum  erklärt  I. 
200;  P.  erhält  die  Signatur  des 
Militärstaats  IL  248;  P.  im  Jahre 
1848.  L  138;  staatliche  Entwicke- 
lung  P.  L  70.  73 ff.;  staatsrechtliche 
Entwickelung  P.  in  der  Periode 
von  1815  bis  1848  I.  121 ;  P.  wäh- 
rend der  Rheinbundszeit  I.  86 ff.; 
P.  zur  Grossmacht  erhoben  I.  75; 
Zusammensetzung  der  Landtage  im 
Königreich  P.  L  468. 

Preussische  Verfassungsurkunde  vom 
31.  Januar  1850.  L  139. 

Preussisches  Gesetz  vom  11.  März 
1850.  L  388. 

Staatsgebiet,  Zuwachs  durch  die 

Annexionen  von  1866.  L  152. 

Priesterthum  L  664. 

Primogenitur  I.  228  ff.;  P.  —  grund- 
satz  L  207. 

Princeps  legibus  solutus  est.  L  35. 

Prinzen  der  regierenden  Häuser  1. 398. 

Prinzessinnen  der  regierenden  Häuser 
L  398. 

Privatgerichtsbarkeit  I.  556. 


Privatnotenbanken  H.  233 ff.;  Grund- 
züge bezüglich  der  P.  H.  234. 
Privatrecht  I.  Iff.  543. 

rechtsstreitigkeiten  I.  543  ff.  648. 

Verlassenschaft   des   Monarchen 

I.  248. 

Privüegia  fisci  L  577. 
Privilegium  I.  535. 

de  non  appeUando  H.  129;    ein 

jetzt    bestellendes    im    deutschen 
Reiche  n.  135.  L  552. 

Proklamation   der   deutschen  Kaiser- 
würde L  174.  n.  35. 
Provinzen  L  440. 
Provinzialausschuss  L  442. 
besteuerung  I.  441. 

gemeinde  1.  441. 

landtag  L  442. 

Ordnungen  I.  440.  441. 

rath  L  442. 

stände  L  440. 

Verfassung  I.  440. 

Prüfung  der  Rechtsgülti^keit  könig- 
licher Verordnungen  m  Preussen 
L  565. 

Prüfungsrecht  des  Richters  bezüglich 
der  zur  Anwendung  zu  bringenden 
Normen  L  562  ff. 

Quästoren  I.  492. 

Quartierleistung  für  die  bewaffnete 
Macht  n.  309ff.;  Gesetz,  betreffend 
die  Qu.  f.  d.  b.  M  vom  25.  Juli 
1868.  n.  309. 

Quellen  des  deutschen  Staatsrechts  L  8. 


V.  Radowitz,  General  L  133. 

Rath  L  417;  geheimer  R.  L  289; 
kaiserlicher  R.  IL.  380  f. 

mannen  I.  418. 

RathskoUegium  L  287;  geheimes  R. 
L  289. 

Rayon  H.  316. 

kataster  H.  316. 

linie  H.  316. 

plan  n.  316. 

Realgemeinde  I.  427.  428. 

Union  I.  43 f.;  R.  der  deutschen 

und  der  preussischen  Krone  H.  38. 

Rechnungshof,  R.  des  norddeutschen 
Bundes  IL  185;  R.  des  deutschen 
Reiches  IL  108f.  186. 

Recht,  geschriebenes  I.  8 ;  ungeschrie- 
benes R  L  11. 

Rechte,  wohlerworbene  I.  28. 

Rechtshülfe  H.  138;  Gesetz  vom  21. 
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Juni  1S09  über  die  Gew&hrung  der 

R.  IL  137. 
Kechtoordnung  I.  572. 
pflege  IL  137;  HauptgnindB&tse 

der  R.  I.  555;   R.  nach  dem  Oe- 

richtsrerffiMuiigsgefleti     für     das 

deutsche  Reich  1.  555  ff. 
Sache  L  539  ff. 

sätce,  autonomische  L  9. 

.  —  schütz  n.  27 ;  besonderer  R.  der 
Mitglieder  der  regierender  H&user 
L  396;  R.  deutsäier  Unterthanen 
durch  die  Reichsgerichte  des  Yor- 
maligen  deutschen  Reiches  in  An- 
gelegenheiten des  öffentlichen 
RcchU  I.  636. 

Staat  L  19;  Aufgabe  des  R.  I. 

635. 

weg,  Beschreitung  des  R.  I.  550; 

Zul&ssigkeit  des  R.  I.  547.  548. 

instand,  geschichtliehe  Enwioke- 

lung  des  staatlichen  R.  in  Deutseh- 
Und  L  48ff. 

Reeursus  ab  abusu  L  685. 

ad  principem  I.  668. 

Redefreiheit   aer  VolksTcrtretung  I. 

484ff. 
Reformation  I.  666. 
Reformationsrecht  L  383.  675. 
Reformprojekt,    österreichisches    Yon 

1863.  I.  145. 

versuche  auf  dem  Gebiete  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  Deutsch- 
lands in  und  nach  dem  Revolu- 
tionsjahre  1848.  U.  323. 

Regalien  I.  581. 

Regent,  rechtliche  Stellung  des  R.  I. 

263 ff.;  UnyerantworÜichkeit  des  R. 

I.  267. 

Schaft  L  254  ff.  ü.  39;  Anord- 
nung der  R.  L  258;  Beendigung 
der  R.  L  268 ff.;  Berufung  zur  R. 
I.  259 ff.;  Gründe  einer  eintretenden 
R.  L  256 ff.;  Verschiedenheit  der 
R.  von  der  Vormundschaft  über  die 
Person  und  das  Vermögen  eines 
unmündigen  Fürsten  I.  256. 

schaftsrath  L  266. 

Regierung  L  288. 

Regierungsantritt   des   Monarchen   I. 

244  ff. 
blätter  L  526. 

fähigkeit  L  227. 

'  rechte  des  Kaisers  11.  43. 

Vormundschaft  I.  256. 

Regredienterben  I.  235. 

Reich,  deutsches,  das  ältere  d.  R.  in 
Betreff  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten n.  319 ;  Behördenorganismus 
des  d.  R.  II.  89;    die  bewafihete 


Macht  des  d.  R.  n.  275;  d.  R.  als 
Bundesstaat  IL  4ff.:  Ende  des 
älteren  d.  R.  L  80;  das  (ronnal. 
d.)  R.  im  engeren  Sinne  L  52;  gegen- 
wärtiger Staatenbestand  des  d.  R. 
IL  6  ff. ;  Gründung  des  neaen  d. 
R.  L  168ff.;  das  d.  R.  des  Mittel- 
alters I.  50;  staatarechtliclier  Cha- 
rakter des  d.  R.  n.  IfLi  Verwal- 
tung des  R.  n.  144ff.;  das  d.  R 
als  vermögensrechtliehe  Persönlich- 
keit IL  147. 
Reichsabschied  L  57.  IL  129;  jflngster 
R.  L  57. 

adel  L  406. 

amt  des  Innern  IL  99  ff. 

angehörige  11.  23  ff. 

angehörigkeit  L  348  f. 

armee  des  ehemaligen  d.  Reiches 

L63. 

ausgaben,  ausserordentliche  und 

ordenUiche  IL  153. 

bank,  deutsche  IL  107.  148.  228. 

230;  Aufpbe  der  d.  R.  II.  230. 
die  d.  R.  ist  eine  vom  Reich sfiskus 
getrennte  Juristische  Person  IL  107. 
231 ;  Sonderrechte  der  d.  R.  IL  231 . 

beamte  IL  195;  mittelbare,  un- 
mittelbare R.  196;  Reichsgesets 
über  die  Rechtsverhältnisse  der  R. 
vom  31.  März  1873.  L  315. 

behörde  IL  89. 

bürgcrrecht  I.  348.  11.  24. 

deputationshauptschluss    I.     78. 

döifer  L  69. 

drvckerei  IL  148. 

eisenbahnamt  11.  105  ff.  205. 

eisenbahneninElsass-Lothringen 

n.  148. 

festungen  11.  284. 

festungsbaufonds  11.  148. 

finanzen,  Verwaltung  der  R.  IL 

144. 

finanzrecht  n.  147. 

finanz Verwaltung,  Kontrolle  und 

Entlastung  IL  184  ff. 
finanz- und  Verwaltungsvermögen 

n.  148. 

fiskus  I.  577.  n.  147 ff.;   R.  ge- 

niesst  die  Privilegien  des  Landes- 
fiskus L  578. 

fireiherr  I.  196. 

fürstenrath  L  56. 

gebiet  11.  20  ff.:  Eintheilung  des 

ehem.  R.  in  zehn  Kreise  L  51 ;  Ein- 
theilung des  deutschen  R.  in  mili- 
tärischer Beziehung  U.  276. 

gericht  L  552 ;  R.  als  Diseiplinar- 

gericht  für   seine  Mi^;lieder  und 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Kegister. 


411 


für  die  bei  ihm  angestellten  Rechts- 
anwälte n  11 2 ;  Gründung  des  deut- 
schen R.  n.  134  ;  Zustfindigkeitdes 
R.  IL  140. 
Reichsgerichte,  die  Tormaligen  deut- 
schen n.  130. 

gerichtsmitglieder  IL  139. 

gesetzblatt  11.  119. 

gesetze  I  552 ;  Ausfertigung  der 

R.  IL  119 ;  R.  in  Elsass-Lothnngen 
n.  367 ;  Verkündigung  n.  1 1 9 ;  Ver- 
kündigungsformellL  120;  zeitlicher 
Anfang  der  Wirksamkeit  der  R. 
IL  121 ;  Zustandekommen  der  R. 
n.  115  ff. 

gesets^ebung  IL  115  ff.;    R.  im 

Verhältniss  lur  Landesgesetzge- 
bung IL  125. 

gewalt  IL  29.  48 ;  Beziehung  der 

R.  zu  dem  deutschen  Volke  U.  4 ; 
Funktionen  der  R  11.  115  ff. ;  Or- 
gane der  R.  11.  29  ff. 

goldmünzen  11.  219. 

—  paf  L  196. 

haushaltsetat,  Eigenthümlichkei- 

ten  des  R.  hinsichtlich  des  Milit&r- 
etaU  IL  183 ;  Feststellung  des  R. 
II.  162;  einjährige  Finanzperiode 
IL  182. 

heer,  Verwaltung  des  R.  IL  153. 

heerdienst  II.  262. 

hofrath  L  60  ff.  H.  130. 

invalidenfonds  II.  110.  148. 

Justiz  L  551  ff.    n.  129  ff.;    all- 

Semeine  Grunds&tze  der  heutigen 
L  11.135;  R.  im  ehemaligen  deut- 
schen Reiche  I.  58  ff. 
justizamt  11.  105. 

kammergericht  I.  59.  IL  131. 

kanzlerJl.89.326.378;  R.  ausser- 
halb des  Bundesraths  IL  92  ff.;  R. 
im  Bundesrathe  11. 91 ;  staatsrecht- 
liche Beziehungen  des  R.  zu  den 
Reichslanden  11.  378;  staatsrecht- 
liche Stellung  des  R  IL  89;  Stell- 
vertretung des  R.  n.  94  ff. ;  Gesetz 
über  die  Stellvertretung  des  R. 
n.  95;  Substitutionsbefugniss  des 
R.  U.  94;  Unterschied  zwischen 
dem  R.  und  dem  Erzkanzler  des 
ehemaL  d.  Reichs  11.  90;  Verant^ 
wortlichkeit  des  R.  II.  93. 

kanzleramt  11.  100. 

kassenscheine  II.  224. 

kommission  II.  102.  113. 

kriegsdienst,  vormal.  11.  240. 

kriegshäfen  11.  285. 

kriegsschatz  11.  148. 

kriegsverfassung   von   1521    bis 

1806.  I.  242  f. 


Reichskriegsvcrwaltung  II.  286. 

land  I.  176.  II.  354.    361.   365; 

R.  ist  auswärtigen  Staaten  gegen- 
über keine  völkerrechtliche  Per- 
sönlichkeit n.  375;  Gemeindever- 
fassung im  R.  IL  387 ;  Staatsgewalt 
über  das  R.  steht  dem  Reiche  allein 
zu  U.  366 ;  territoriale  Eintheilung 
des  R.  IL  383  ff. ;  Verfassung  des 
R.  n.  377  ff. 

militärgesetz   vom   3.  Mai  1874. 

n.  261. 

mittelbarkeit  I.  52. 

münzgesetz  II.  218.  228. 

nickelmünzen  11.  219. 

Oberhaupt  des  ehem.  deutschen 

Reiches  L  53  ff. 

oberseeamt  11.  114. 

Papiergeld  11.  224. 

Patentamt  11.  114. 

Polizeigesetzgebung  im  vormali- 
gen deutschen  Reiche  I.  65. 

polizeiordnung  von  1577.  1.379. 

polizeiordnungen  I.  65.  611. 

postamt  I.  104  ff.  IL  200. 

räthe  I  470. 

rayonkommission  IL  317. 

ritter  I.  69. 

Schatzamt  11.  106.  148.  223. 

schluss  I.  57. 

schulden  11.  150  ff. 

schuldenkommission  IL  110.  224. 

Schuldenverwaltung  11.  109.  224. 

silbermünzen  IL  219. 

Staatsrecht  L  5.   II.  1  ff. 

Städte  L  69.  499;  Kollegium  der 

R.  L  56. 

stand   I.  56;    jus  foederum  der 

deutschen  R.  IL  320;  Kriegsrecht 
der  R.  IL  320;  die  völkerrecht- 
lichen Befugnisse  der  vormal.  d. 
R.  n.  320. 

stempelabgaben,    die   Erhebung 

von  R.  —  Reichsgesetz  vom  1.  Juli 
1881.   n.  178. 

steuern  IL  180;     R.    im   vorm. 

deutschen  Reiche  U.  144. 

Strafgesetzbuch  IL  135. 

tag  L  479.  IL  71  ff.;  Art  der  Er- 
ledigung der  Arbeiten  U.  85 ;  Auf- 
lösung des  R.  IL  88;  Berufung 
und  Eröffnung  des  R.  IL  84;  Be- 
schlussfassung II.  87;  R.  ist  mit 
dem  Bundesrath  in  Betreff  der 
sogen.  Initiative  gleichgestellt  IL 
116;  Erlöschen  der  Mitgliedschaft 
n.  77;  Formen  der  Geschäftsbe- 
handlung n.  85 ;  Geschäftsordnung 
n.  83;  R.  kein  Organ  der  Staats- 
gewalt IL  30;  Kollegialbefugnisse 
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II.  82;  KommisBionssitzuiigen  II. 
86;  KoDstituirung  11.84;  Oeffent- 
Uchkeit  der  Sitiungen  IL  85 ;  Hechte 
des  R.  II.  80  ff. ;  Schluss  des  R. 
n.  87 ;  Schutz  des  Wahlrechts  zum 
R.  n.  79 ;  Sitzungen  des  R. :  or- 
dentliche und  ausserordentliche  IL 
84 ;  staatsrechtlicher  Charakter  des 
R.  ILlifL;  Stichwahl,  Ersatzwahl 
zum  R.  n.  78 ;  R  als  Verkörperung 
des  nationalen  Einheitsgedankens 
U.  73 ;  Vertagung  und  Schliessung 
des  R  IL  87;  mhl  zum  R.  IL  78 ; 
engere  Wahl  zum  R  II.  78 ;  Wähl- 
barkeit zum  R  IL  77 ;  Zusammen- 
setzung des  R.  IL  74. 
Reichstag  des  ehem.  deutschen  Reiches 
L  52.  55. 

tagsmitglieder  beziehen  als  solche 

keine  Besoldung  oder  Entschädi- 
gung IL  83;  Recht  der  R  auf 
freie  Fahrt  11.  84;  Rechtsverhält- 
nisse der  R  IL  83 ;  strafrechtlicher 
Schutz  der  R  n.  84 ;  R  sind  Ver- 
treter des  ganzen  deutschen  Volkes 
IL  73;  Zahl  der  R  II.  75. 

tagswahlgesetz  vom  31.  Mai  1869. 

IL  75. 

tagswahlkreise  11.  77  ff. 

unmittelbarkeit  L  52. 

yerbrauchssteuem  IL  172  ff. 

Verfassung,  gegenwärtige  deut- 
sche R  L  561 ;  allgemeine  Grund- 
sätze der  heutigen  R  in  Betreff 
der  Tölkerrechtlichen  Vertretung 
n.  325  ff. ;  R.  vom  Jahre  1849.  L 
129;  Zustandekommen  der  neuen 
deutschen  R  L  185. 

yerordnungsrecht  IL  112  ff 

Verwaltung,  Reichsgesetz  über  die 

Rechtsverhutnisse  der  zum  dienst- 
lichen Gebrauch  der  R.  bestimmten 
Gegenstände  IL  149. 

Verwaltungsgerichte  11.  112. 

Verwaltungsvermögen  II.  148. 

Verweser  L  55.  IL  39;    R   von 

der    deutschen   Nationalversamm- 
lung^ eingesetzt  L  127. 
vicekanzler  IL  197. 

vikariat  IL  39. 

Rekruten,  Zutheilung  der  R  an  die 
Truppen  des  Reicnsheeres  IL  263. 

Rekrutirungsbezirke  für  das  Reich 
IL  262. 

Religio,  cujus  regio,  ejus  r.  L  675. 

Religion  L  660. 

Religionsgesellschaften  L  668.  671. 
676  ff 

Staat  I  661. 

Religiöse  Gemeinschaft  L  661. 


Reparaüvpolizei  L  629. 
Repräsentation  des  Staates  nach  aussen 

I.  479. 
Republik  L  32. 
Reouisitionsrecht  der  Regierungen  der 

Einzelstaaten    gegenüber    den    in 

ihren  Gebieten  dislocirten  Truppen 

n.  269. 
Reservatrechte   der   vorm.   d.   Kaiser 

L  54. 
Reserve  n.  281. 296 ;  Dauer  der  Dienst- 
pflicht in  der  R  IL  296. 

Offiziere  IL  299. 

Reservisten,    Auswanderung    der    R 

IL 291 ;  Einberufung  derK.  11. 296. 
Ressortstreitigkeiten  L  546  ff. 
Restitution,  Recht  der  R  L  570. 
Reunionen  vom  December  1810.  L  90. 
Reuss  ä.  L.,    Zusammensetzung    des 

Landtags  des  Fürstenth.  L  474. 
j .  L. ,  Zusammensetzung  des  Land- 
tags des  Fürstenth.  L  474. 
Reuterbestallung,  die  Erneute  gemeine 

R  Kaiser  Maximilians  IE.  242. 
Revision  L  554. 
Revolution,  französische  L  54. 
Rheinbund,  Auflösung  des  R  L  90  ff ; 

Gründung  und  Ausdehnung  L  81  ffL ; 

Kriegsveriassung  des  R   IL  243; 

Verfassung  des  R  L  82  ff. 
Rheinbundsakte  L  499;  Inhalt  der  R 

L  82  ff;    Unterzeidmung   der  R 

L8L 
Rheinbundstaaten,   Staatsrecht!.  Ent- 

wickelung  der  R.  I.  84. 
Richter  I.  316,  557  ff.  H.  136. 
Richterliche  Gewalt  L  537  ff  572. 
Richterliches  Prüfungsrecht  von  Ge- 
setzen und  Verordnungen  L  562  ff. 
Ried,  Vertrag  von  R  I  91. 
Ritterstand  IL  240. 
Roi,  le  R.  est  mort,  vive  le  roi  L  244. 
Römermonate  I.  64.  242. 
Römhilder  Recess  I.  233. 
Römische  Kaiserkrone  I.  49. 
Römischer  Kaiser  I.  55. 
Römisches  Reich,  das  heilige  r.   R. 

deutscher  Nation  I.  49. 
Rumpfparlament  I.  130. 

S. 

Sachsen,  Königreich  I.  113;  konsti- 
tutionelle Entwickelung  des  K.  S. 
I.  119;  Ordnung  der  Dominenver- 
hältnisse  des  K.  S.  I.  201 ;  Zusam- 
mensetzung der  Kammern  d»  K. 
S.  L  470, 

Säkularisation  I.  669. 

Salzmonopoli  Aufhebung  des  S.  IL  174. 


Digitized  by  VjOOQ IC 


Register* 


413 


Saksteuer  IL  173. 

Sammtgemeinde  I.  433. 

Sanktion  des  Monarchen  L  525 ;  prag- 
matische S.  I.  71. 

Schankgefässe  sur  Verabreichung  von 
Wein,  Most  oder  Bier  in  Gast-  und 
Sohankwirthschaften  II.  213. 

8charnhorst  11.  249. 

Schatzanweisungen  II.  152. 

Scheidemünzen  II.  219. 

Schiesspl&tze  11.  312. 

Schifffahrtsyerträge  11.  334. 

Schlesien,  Herzo^um  L  51. 

Schleswig-Holstein  I.  147. 

Schöffen  als  Ochülfen  der  Gemeinde- 
vorsteher I.  430;  Seh.  als  Kichter 
L  500. 

gerichte  I.  554. 

Verfassung,  altgermanische  L  549. 

550 

Schönburg,  fürstliche  Familie  I.  221. 

Schranken  der  Staatsgewalt  I.  27. 

Schriftführer  der  Kammern  I.  492. 

Schuldscheine  des  Staates  II  223. 

Schuldverbindliehkeiten  des  Reiches 
IL  151. 

Schultheiss  L  427. 

Schulze  L  427. 

Schulzenlehen  I.  428. 

Schutz  der  Reichsangehörigen  im  Aus- 
land IL  28. 

bündnisse,  die  zwischen  Preussen 

und  den  süddeutschen  Staaten  1866 
geschlossenen  Seh.  L  166. 

genossen   11.    346.    350    insbes. 

Anm.  1. 

Secundogenitur  I.  230. 

Seeamt  U.  114. 

bataillon  IL  286. 

wehr  n.  286;    Dienstpflicht  in 

der  S.  n.  297. 

Senat  der  drei  freien  Stftdte  L  503  ff. 
506. 

Senioriat  L  228.  230. 

Selbsthülfe  H.  236. 

versanunlungsreoht,  S.  der  Bür- 

ferschaften  der  drei  freien  Städte 
504 ;  S.  der  Landstände  im  Mit^ 
telalter  I.  450.  489. 
Sicherheit  der  Person  I.  369  ff. 
Sicherheitspolizei  L  621.  628  ff. 
Silberdenar  11.  216. 
Smith,  Adam  I.  615. 
Socialdemokratie,    Gesetz   gegen   die 

femeingefährUchen    Bestrebungen 
er  S.  I.  632. 
Soldaten    des  Beurlaubt^nstandes  11. 

296. 
Sonderrechte,    deutscher   Einzelstaa- 
ten  IL   13  ff.;    S.   Bayerns    und 


Württembergs  bezüglich  des  Post- 
wesens U.  194;  die  militärischen 
S.  von  Bayern  und  Württemberg 
n.  255  ff. ;  S.  d.  Mitglieder  der 
deutschen  regierenden  Häuser  I. 
396. 

Souveränetät  L  24.  H.  29. 

Spi^artensteuer  I.  601.  H.  179. 

Spruchgericht  11.  289. 

Staat  L  15.  20  ff.;  Aufgaben  des  St. 
I.  572.  574;  St.  des  Mittelalters  L 
610;  Verschiedenheit  des  St.  der 
Gegenwart  vom  St.  des  Mittel- 
alters L  575;  St.  als  Subjekt  von 
Vermögensrechten  I.  577. 

,  christlicher  L  667. 

Staaten,  geistlich-monarchische  St  im 
vorm.  deutschen  Reiche  L  68 ;  welt- 
lich-monarchische St.  im  vorm. 
deutschen  Reiche  I.  68. 

bestand  des  deutschen  Reiches 

n.  6. 

bund  L  42. 

stimmen  der  deutschen  Einzel- 
staaten IL  9. 

System  L  39  ff. 

Verbindung,  staatsrechtliche  St 

L  43ff.;  völkerrechtliche  St  L  41  ff. 

absolutismus  L  27. 

Staatsamt,  Präsumtion  fOr  die  Lebens- 
länglichkeit des  St.  I.  319. 

ämter  I.  281  ff. 

angehörige   I.  344 ff.;   Pflichten 

der  St.  L  354 ff.;  Rechte  der  St. 
L  364  ff. 

angehörigkeit   I.    349;    Erwerb 

der  St  L  350 ff.;  Verlust  der  St. 
L  352  f. 

anleihe  11.  151. 

anwalt  L  567. 

aufgaben  I.  572.  574. 

ausgaben   I.  575.    597;    ausser- 

ordenüiche  St  I.  597 ;  Feststellung 
der  St  I.  596 ;  ordentliche  St.  L 
597. 

beamte  I.  282.  319;  Verpflich- 
tung der  St.  zur  Stellung  einer 
Kaution  I.  322. 

bedürfniss,  Gesetz  des  wachsen- 
den St.  I.  575. 

bürger  I.  347  ff. 

bürgerrecht  L  348. 

diener  I.    309  ff.   318.    Pflichten 

der  St.  I.  323  ff. ;  Zurdispositions- 
Stellung  der  St.  I.  339. 

dienerverhältniss,      Beendigung 

des  St.  I.  340  ff. ;  geschichtliche 
Entwickelung  des  St  L  309  ff. 

dienst,  Begründung  des  St.  I. 

320 ff.;    freiwiUiger  Rücktritt  aus 
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dem  St.  I.  340;  juristische  Natur 

des   heutigen    St.   I.    316;    Recht 

auf  Anstellung  im  6t.  I.  322. 
Staatseinnahmen,  ausserordentliche!. 

598.  60t;   ordentliche  St.  L  598; 

priyatwirthschafdiche   St.    I.   598. 

staatswirthschaftliche  St.  I.  598  ff. 
funktionen ,    Theilung    der .  St. 

zwischen   dem    Reiche    und    den 

Einielstaaten  II.  11  ff. 

gerichtshof  L  301. 

gewalt  I.  23  ff.  189;  Funktionen 

der  St.  I.  28.  31;  Gebundenheit 
des  Monarchen  bei  Ausübung  der 
St.  I.  190;  Schranken  der  St 
I.  24;  Subjekte  der  St  I.  32. 

grundgesetz  I.  8. 

gut  I.  199. 

haushält  I.  581. 

kredit  I.  602. 

kunst,  auswärtige  I.  617. 

Oberhaupt  I.  183  ff.  185.  479. 

papiereeld  11.  224. 

Persönlichkeit  I.  576. 

rath  I.  303.   304;   französischer 

St.  I.  638;  St  in  Elsass-Lothrin- 
gen  U.  380  ff. 

rechnungen,  Prüfung  der  St.  1. 607. 

recht  I.   23;   allgemeines  St.  I. 

4;  auswärtiges  St.  II.  319.  Anm.l; 

besonderes  St.  I.  3;  deutsches  St. 

I.  5ff. ;  geschichtliche  Entwickelung 

des    auswärtigen    St.    IL    319  ff 

Orundprincip  des   deut8ch*monar- 

chistischen  St  I.  186. 

rechtliche  Streitigkeiten  II.  135. 

regierung,  Entlastung  der  St.  I. 

607.  608. 

religion  I.  661. 

schulden  I.  602  ff.  604.11.  151  ff.; 

Aufnahme  neuer  St  I.  603;  Ver- 
waltung der  St.  I.  604. 

schuldenkasse  I.  479. 

Schuldenwesen  I.  602. 

Sekretär  St.  des  Innern  II.    100; 

St.  Yon  Elsass-Lothringen  11.  380; 
Rechte  und  Verantwortlichkeit  des 
St.  V.  E.-L.  IL  380. 

souveränetät  I.  24.   ' 

succession  I.  205  ff.  209. 

successor  I.  248. 

thätigkeit  I.  28. 

Verlassenschaft  L  248. 

vermögen   I.    576 ff.;    Veräusse- 

rung  von  St  I.  605 ff,;  St.  zerfällt 
in  Gebrauchsvermögen  und  wer- 
bendes Vermögen  I.  578  ff. 

vertrage  11.  326  ff. 

verwutung  I.  572. 

wiUe  L  17. 


Staatswirthschaft  I.  575  ff. 

zweck  L  18.  613.  614. 

Stab  n.  210. 
Stadtbezirk  I.  422. 

ffemeinden  L  416  ff. 

luft  macht  frei  I.  392. 

verordnetenkoUegium  I.  424. 

Städtebürgerthum  I.  392. 

grünaungen  I.  418. 

Ordnung    des     allgem.     preuss. 

Landrechts  I.  421;  St  vom  19. 
November  1808.  L  89.  421. 

Ordnungen,  die  neueren  deut- 
schen und  preussischen  St.  I.  421  ff. 

Verfassung  der  G^enwart  I.  422. 

St.  im  Mittelalter  L  416. 

wesen  im  Mittelalter  I.  416  ff. 

Ständischer  Ausschuss  I.  497. 

Stammrolle  U.  292. 

Standesherren  I.  399 ff.;  Kammer  der 
St  I.  463. 

Standesherrlichkeit,  dingliehe  St.  L404. 

Vorrechte  I.  393;  St  der  Media- 

tisirten  L  402 ff.;  St  der  Mitglie- 
der der  regierenden  H&user  I. 
396 

Standrecht  I.  562. 

Standschaft  als  Immobiliarrecht  auf- 
gefasst  I.  453. 

Statthalter  von  Elsass-Lothringen  IL 
365.  378 f.;  landesherrliche  Befug- 
nisse des  St.  V.  E.-L.  U.  378;  St 
als  Minister  für  die  elsass-lothr. 
Landesangelegenheiten  IL  378 ; 
ausserordentliehe  Gewalten  des  St 
V.  E.-L.  n.  379. 

Stein,  Freiherr  von  St.  I.  88.  421.  432. 

Stein'sche  Gesetzgebung  I.  88  ff. 

Stellvertreter  bei  Landtagswahlen  1.467. 

Stellvertretung  des  Monarehen  1. 253  ff 

Sterbemonat  I.  338. 

Steuer  der  Banken  11.  179. 

Steuern  IL  173;  direkte  und  indi- 
rekte St  I.  600;  St  im  eigent- 
lichen Sinne  I.  598.  600 f.;  St.  im 
weiteren  Sinne  I.  599;  St  im  stan- 
dischen Territorialstaate  I.  579; 
Unterschied  zwischen  freiwüLigen 
und  nothwendigen  St.  I.  581. 

Steuerbewilligungsrecht  der  vorm. 
Landstände  L  447.  580.  581 ;  St 
der  heutigen  Volksvertretung  I. 
479.  584  ff. 

freiheit  der  Standesherren  L  404 

kasse,  landachaftl.  I.  580. 

pflicht  I.  362. 

wesen  I.  582 ;  St.  der  vergange- 
nen Jahrhunderte  I.  363. 
Stimmbezirke  I.  467. 
Stolberg,  gräfliche  Familie  I.  221. 
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Strafablöflungsrecht  I.  569. 

gesetxbuch    für    das    deutsche 

Reich  I.  486  ff.  493. 

processordnung  für  das  deutsehe 

Reich  I.  488.  568.  II.  135. 

rechtspflege  I.  544  ff. 

Sachen,  peinliche  I.  544  ff. 

verfahren  gegen  Mitglieder  der 

Kammern  I.  487. 

versetKung  I.  332. 

Bubaltembeamte  I.  319. 

Subsidientraktate  11.  320. 

Successio  cognatorum  promiscua  1. 234. 

Successio  ex  pacto  et  Providentia  ma- 
jorum  I.  208. 

Succession  in  die  Kaiserwürde  U.  39. 

Successionsffrunds&tze,  die  ältesten  S. 
in  den  aeutschen  Fürstenhäusern 
I.  205 ;  spätere  S.  in  den  deut- 
schen Fürstenhäusern  I.  206. 

Ordnung  I.  212;  S.  der  Kog- 
naten I.  234  ff. ;  die  Primogenitur- 
S.  I.  228 ff.;  S.  in  Ermangelung 
eines  verbindlichen  Primogenitur- 
gesetzes  I.  231  ff.  , 

recht  I.  211  ff.;  S.  auf  den  le- 
digen Anfall  I.  236 ;  S.  aus  lehen- 
rechtlichen Gründen  I.  242;  S.  in 
Ermangelunff  aller  Successionsbe- 
rechtigten  I.  243;  Quellen  des 
fürstlichen  8.  I.  207. 

Summi  episcopi  I.  667. 

Suspension  vom  Amte  I.  332. 

Sustentationsgelder  I.  398. 

T. 

Tabaksteuer  ü.  174. 
Telegraphenanstalten,  besonderer  straf- 
rechtlicher Schutz  der  T.  IT.  202. 

geheimniss  II.  202. 

Ordnung  vom  13.  August  1880. 

n.  201. 

regal  11.  201. 

verein,  europäischer  II.  202. 

wesen  II.  201. 

zwang  II  201. 

Telegraphie  U.  201. 

Territonalsjrstem  II.  667. 

Territorien  in  Amerika  II.  376.  Anm. 

Theokratie  I.  32. 

Thronfolge,  die  deutsche  Th.  ist  re- 
gelmässig eine  agnatische  I.  213; 
ausserordentlicheTh.  1. 212.  238  ff. ; 
Bestimmungen  des  preussischen 
Staates  über  Th.  sind  maassgebend 
für  die  Succession  in  die  JLaiser- 
würde  II.  39;  geltende  Grundsätze 
der  deutschen  Th.  I.  211  ff.;  Th. 
in  den  letzten  Reichszeiten  I.  208 ; 


juristische  Natur  der  Th.  im  heu- 
tigen Staatsrechte  I.  208;  ordent- 
liche Th.  1.212.  21 3 ff.;  testamen- 
tarische Verfügung  des  Thronin- 
habers über  die  Th.  I.  241  f. 

Thronfolger,  rechtliches  Verhältniss 
des  Th.  zu  seinem  Vorgänger  I. 
247. 

folgestreitigkeiten  II.  61. 

Inhaber,  der  letzte  Th.  hinter- 

lässt  eine  schwangere  Wittwel.  245. 

mündigkeit  I.  263. 

verzieht  I.  274. 

Thum  und  Taxis  II.  190  ff. 

Tilsit,  Frieden  von  T.  I.  87^ 

Titel  I.  196 ;  T.  der  regierenden  deut- 
schen Monarchen  I.  192  ff. 

Todesurtheile,  Vollstreckung  der  1. 570. 

Toipedoabtheilung  der  deutschen 
Kriegsmarine  II.  286.     * 

Treueid  II.  239. 

pflicht  der  Soldaten  II.  295. 

Verpflichtung  der  Staatsangehö- 
rigen I.  354  f. 

Triens  IL  216. 

Truppentheil,  Entlassung  zur  Dispo- 
sition des  T.  II.  296. 

U. 

Uebergangssteuer  II.  167. 

Ueberwandenmg  I.  352. 

Ulm,  Festung  U.  284 

Unabhängigkeit  der  Richter  1. 557. 566. 

Unfehlbarkeitsdogma  I.  682. 

Ungehorsam,  öffentliche  Aufforderung 
zum  U.  gegen  Gesetze  oder  Verord- 
nungen I.  357. 

Unbeschriebenes  Recht  I.  II. 

Union  der  beiden  evangelischen  Be- 
kenntnisse I.  687. 

,  Parlament  der  deutsehen  U.  1. 1 32. 

Unionsbestrebungen,  die  preussisch- 
deutschen  I.  131. 

Universitäten  I.  464. 

Universitätsposten  II.  190. 

Unterhalt  der  Soldaten  IL  295. 

Unteroffiziere  11.  298. 

Untersuchungshaft  I.  372. 

Untersuchungsgericht  11.  289. 

Unterkommissionen  der  Kammern  I. 
484. 

Unterstützungswohnsitz  1. 424 ;  Reichs- 
gesetz über  den  U«  I.  423. 

Unterthanen  L  347;  de  facto  U.  IL 
350  Anmerk.  1. 

eid  I.  359. 

Uniheilbarkeit  der  Hausbesitzungen 
I.  207;  U.  des  Staates  und  des 
Staatsgebietes  I.  233. 
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Unveräusserlichkeit  der  Hausbesitiun- 

gen  I.  207. 
Unverletslichkeit  der  Volksvertretung 

I.  487. 
Urgewicht  II.  212. 
Urmaass  II.  212. 
UrtheU  I.  549. 
Urtheilsfindung  I.  549. 
Urwähler  I.  467. 


Y. 


IL 


Venetianer,  Konsulatwesen  der  V. 

341. 

Verbrauchssteuern  L  601.  U.  170. 
Verdun,  Vertrag  von  I.  49. 
Verehelichungsneiheit  I.  376. 
Vereine  I.  388. 
Vereinsgesetzgebung  I.  386. 
Vereinsrecht  I.  386.  630. 
Verehelichungsfreiheit  I.  376. 
Verfassung  I.  17  f.  182. 
Verfassungsänderungen  I.  525.  II.  16. 

recht  I.  183. 

Staat  I.  19. 

Streitigkeiten  11.  61. 

Urkunde  I.  8. 

Verfügung  I.  517. 

Vergabung  von  Todeswegen  I.  239. 

Verhaftung  I.  372. 

Verlassenschaften ,  Einschreiten  der 
deutschen  Konsuln  bei  V.  Reichs- 
angehöriger im  Ausland  II.  347. 

Verlassenschaftsregulirung  I.  551. 

Vermögen,  das  werbende  V.  des  Staa- 
tes I.  578. 

Verordnungen  I.  528  £f. ;  V.  mit  pro- 
visorischer Gesetzeskraft  I.  531  ff. 

Verordnungsrecht  II.  122  ff. ;  V.  der 
Krone  I.  529 ;  V.  auf  dem  Gebiete 
des  Postwesens  n.  194 ;  V.  auf  dem 
Gebiete  des  Zollwesens  U.  169. 

Verrath  I.  355. 

Versailles,  Friedenspräliminarien  zwi- 
schen dem  deutschen  Reich  und 
Frankreich  zu  V.  I.  176. 

Versammlungen  I.  389. 

Versammlungsrecht  I.  386.  630. 

Versetzung  von  Richtern  I.  559. 

Verstümmelungszulagen  11.  307. 

Vertheilung  der  Geschäfte  der  KoUe- 
ginlgerichte  I.  558. 

Vertriige  I.  8. 

V^rtragnschliessung,  der  deutschen 
KinaelstaatenII.332ff.;  V.  desRei- 
choa  n.  326  ff. 

Verwi^hrung,  polizeiliche  I.  372. 

Verwaltung  I.  2.  30.  572  ff.;  Einthei- 
lung  der  V.  I.  573;  geschichtliche 
Kntwickelung  der  inneren  V.  1.610; 
livoht  der  inneren  V.  I.  608  ff.; 


Rechtskontrollen  der  V.  I.  633  ff., 
Unterschied  zwischen  Justiz  und  V. 
I.  30.  537  ff. 
Verwaltungsbefugnisse    der   Standes- 
herren I.  406. 

gerichte  L  546 ;  Organisation  der 

V.  I.  654 ;  Verfahren  vor  den  V.  I. 
656 ;  Zuständigkeit  der  V.  I.  644  ff. 

gerichtsbarkeit  I.    635   ff.    659; 

geschichtliche  Entwickelung  der  V. 
in  Deutschland  1. 635  ff. ;  neueste  Ge- 
setzgebung über  die  V.  in  Deutsch- 
land I.  640  ff. 

lehre  I.  572. 

Politik  L  610. 

polizei  I.  628. 

recht  I.  3.  572.  634  f.;   V.  der 

Post  II.  196. 

rechtspflege  I.  646.  11.  136. 

rechtssachen  I.  646. 

Sachen,  streitige  I.  645. 

schuld  U.  151. 

vermögen  I.   578.  605  ff.;    Ver- 

äusserung  von  Gegenständen  des 
V.  I.  605. 

Verweigerung  der  Justiz  L  560. 

Verziehene  Töchter  I.  235. 

Verzögerung  der  Justiz  I.  560. 

Veto  I.  186.  190. 

Vicekonsuln  U.  345. 

Präsidenten  der  Kammern  I.  481. 

491. 
Vierkönigsbündniss  I.  134. 
Voigt  L  417. 

Voigtei,  bischöfliche  I.  418. 
Voigteien,  gemeine  IL  376  Anm. 
Völkerrecht  H.  319. 
Völkerrechtliche  Verträge  II.  329. 
Vertretung    des  deutschen 

Reiches  U.  325. 
Volk  L  16.  456.  457. 

in  Waffen  II.  239.  250. 

Volksrechte  I.  27. 

souveränetät  I.  24. 

Vertretung  I.  444  ff.;   Charakter 

der  heutigen  V.  I.  455;  V.  seit 
den  Freiheitskriegen  I.  454;  ge- 
schichtliche EntWickelung  der  V. 
I.  445 ;  Kollegialrechte  der  V.  L 
476. 481 ;  Unterschied  der  modernen 
V.  von  den  Landständen  des  Mittel- 
alters 1. 459 ;  Rechte  der  V.  L  476  ff. 

Volkswille  I.  456. 
VoUbauer  I.  427. 

bürger  I.  347.  364. 

jährigkeitstermin    der    goldenen 

BuUe  L  256. 
mächtigkeit  I.  508. 

spänner  I.  427. 

Vollzugsbehörde  I.  308. 
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Vormimdschaft,  Verschiedenheit  der 
V.  über  die  Person  und  das  Ver- 
mögen eines  unmündigen  Fürsten 
Yon  der  Kegentschaft  1.  256. 

Vormundtscha&wesen  I.  551. 

Vorparlament  I.  125. 

spann  11.  311. 

Votum  ad  imperatorem  I.  61. 

W. 

Waaren,  der  Verkehr  mit  W.  innerhalb 

des  Zollgebietes  11.  166. 
Wahl  des  Abgeordnetenhauses  L  465  ff.; 

Wahlkreise  I.  466  ff.;  Wahlmftnner 

I.  467;  aktives  Wahlrecht  I.  466; 
passives  Wahbecht  I.  466 ;  Wahl- 
verfahren I.  467. 

Wahl  des  Reichstags  II.  73.  75  ff.; 
Wahlbezirke  U.  78;  Ersatzwahlen 

II.  78;  Wahlkreise  H.  77;  Wahl- 
kommissare n.  78;  Wahlproteste 
IL  79;  aktives  Wahlrecht  H.  76; 
passives  Wahlrecht  11.  77 ;  Wahl- 
gesetze I.  158  f.  IL  75  f.;  Wahl- 
verfahren n.  77;  Schutz  des  Wahl- 
rechts n.  19]  Stichwahlen  11.  78 ; 
Wahbreglement  IL  80;  Wahlprü- 
fungskommission  IL  80. 

kapitulationen  L  9.  51.  53. 

konsuki  n.  345. 

monarchie  L  35. 

Waldeck,  Zusammensetzung  des  Land- 
tags des  Fürstenthums  I.  474. 

Wappen,  kaiserliches  11.  42. 

Wartegeld  I.  339. 

Wechselstempelsteuer  11.  178. 

Wegzug,  Recht  des  freien  W.  I.  374. 

Wehrpflicht  I.  359  ff.  H.  290  ff.;  all- 
gemeine W.  I.  361.  II.  290;  aU- 
femeine  W.  in  Preussen  eingeführt 
I.  250;  Befreiung  von  der  W.  11. 
290:  W.  in  der  Marine  IL  286; 
Stellvertretung  bei  der  W.  I.  360. 

Pflichtige,  Auswanderung  von  W., 

die  noch  nicht  ausgehoben  sind 
n.  291. 

Weimar,  S.,  Dom&nenverhältnisse  in 
S.  W.  L  202;  Grundgesetz  über 
die  landst&ndische  Venassung  des 
Orossherzogthums  S.  W.  I.  113; 
Zusammensetzung  des  Landtags 
von  S.  W.  I.  473. 

Weifen  als  Städtegründer  I.  418. 

Weltlicher  Stand  als  Voraussetzuxig 
der  Thronfolgeberechtigung  1. 226  ff 

Werbendes  Vermögen  des  Staates  I. 
578.  605  ff. 

Werbesvstem  II.  241. 

Werftdivision  11.  286. 

Westfälischer  Frieden  I.  184. 


Westfälisches  Friedensinstrument 1. 5 1 . 
Widerstand,    Recht  des   bewafiheten 

W.  der  Landstände  I.  450. 
Wiener  Frieden  von  1864.  I.  147. 

Schlussakte  I.  95.  109. 

Wilhelmshaven,     Marinestation     der 

Nordsee  II.  285. 

Wir  von  Gottes  Gnaden  I.  194. 

Wirthschaft  I.  576. 

Wittthum  I.  398. 

Wohlfahrtspolizei  I.  621. 

Wohnungsgelderzuschuss  I.  335. 

Wolff,  Christian  v.  I.  613. 

Wormser  Reichsmatrikel  von  1521. 1. 
62.  242. 

Württemberg,  Königreich,  Domänen- 
verhältnisse des  t  W.  I.  201 ;  kon- 
stitutionelle Entwickelung  des  K. 
W.  I.  114;  Zusammensetzung  der 
Kammern  des  K.  W.  I.  471. 

,  militärische  Sonderrechte  11.255  ff. 

Z. 

Zähringer  als  Städtegründer  I.  418. 

Zahlungsmittel,  gesetzliche  U.  215. 

Zölle  n.  155  ff.;  Erhebung  und  Ver- 
waltung der  Z.  IL  170;  Ertrag  der 
Z.  n.  171;  geschichtliche  Entwicke- 
lung der  Z.  n.  155  ff. 

Zollanschlüsse  IL  162. 

ausschlüsse  11.  163  ff. 

exklaven  11.  181. 

gebiet,  deutsches  IL  162  ff.  166. 

gesetze,  Zustandekommen  der  Z. 

IL  162. 

grenze  des  Reiches  IL  166. 

Parlament  II.  160. 

Präsidium  11.  160. 

recht,  Quellen  des  heutigen  Z. 

n.  161  ff 

regal  H.  155. 

Sachen,  Gerichtsbarkeit  in  Z.  11. 

171. 

verein  n.  6.  146. 160;  Entstehung 

des  Z.  n.  157  ff.;  Z.  geht  im  deut- 
schen Reiche  auf  IL  160;  Organe 
des  Z.  n.  160;  Z.  überdauert  den 
Krie^  von  1866.  II.  159. 

ZoUvereinsrecht  II.  161. 

Vereinsverträge,  Abänderung  der 

Vorschriften  der  Z.  IL  161. 

vertrag  vom  S.Juli  1867.  I.  167. 

Wesen,  Gesetzgebung  über  das  Z. 

n.  169. 

Zuckersteuer  II.  175. 

ZusteUungen  im  Auslande  durch  Ge- 
sandte n.  237 ;  Z.  i.  A.  durch  Kon- 
suln n.  347. 

Zwangskurs  11.  223. 

Zweikammersystem  I.  461  ff. 
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